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-Berichte über Versammlungen. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte, 1911. I. 


Bericht über die Versammlung der ffledizinalbeamten 
des Keg.-Bez. Cassel am 18. November 1910 
in der Kgl. Regierung zu Cassel. 

Die Versammlung, die unter dem Vorsitze des Herrn Regierungs¬ 
präsidenten Grafen ▼. Bernstorlf staitfand, war von sämtlichen Kreisärzten 
und Kreisassistenzärzten und zahlreichen Vertretern der Regierung, des 
Polizeipräsidiums und der Militärbehörde besucht. 

I. Ueber eine Epidemie Ton Typhus und eine solche ron Paratyphus 
in Cassel. Berichterstatter: Geb. Med.-Rat Dr. Heinemann-Cassel. 

Nach einer allgemeinen Einleitung über die Verbreitungsweise des 
Typhus, insbesondere durch Milch, kommt der Redner anf die Typhusepi- 
demie zu sprechen, die im August und September 1909 in Cassel ausbrach. Der 
Gesundheitszustand war vor Ausbruch der Epidemie vorzüglich; Typhus war 
in der letzten Zeit nicht vorgekommen. Da wurden plötzlich am 23. August 
nachmittags 4 Typhusfälle gemeldet, die ätiologisch auf den Genuß von 
Milch — stammend aus einer Molkerei — zarückgefuhrt werden konnten. Auch 
die weiteren Fälle hatten dieselbe Infektionsquelle; am 28. August waren 
bereits 56 Erkrankungen gemeldet. Da bei der Untersuchung des Personals 
dieser Molkerei verschiedene Angestellte sich als fieberhaft erkrankt erwiesen, 
wurde der Betrieb geschlossen. Iu der 2. Woche wurden 148, in der 3. Woche 
57 Palle angezeigt; dann nahmen die Erkrankungen rasch ab. Welchen 
Einfluß die Schließung der Infektionsquelle am 28. August ausübte, lädt sich 
daraus ersehen, dad nach dem 18. September kein Fall mehr anftrat, der auf 
eine direkte Milcbiufektion zurückzutuhren war. — Auffallend selten waren 
Kontaktinfektionen; nur in 8 Fällen stand diese fest, darunter 3 Mütter, die 
ihre Kinder gepflegt, 3 Kinder, die das Lager mit der erkrankten Matter geteilt 
hatten, sowie eiae Pflegeschwester und eine Wäscherin im Krankenhaus. 
Der Grund für diese wenigen Fälle ist wohl darin zu suchen, daß 230 Krauke 
in Krankenhäuser übergeführt sind resp. in die städtische Seuchenbaracke, die 
innerhalb 36 Stunden als Typhuslazarett eingerichtet war. 

Der Charakter der Epidemie war im allgemeinen ein leichter; es starben 
nur 12, also 4°/o der Erkrankungen, davon 1 nnter 14 Jahren, die übrigen 
Ober 11 Jahre. Man findet gewöhnlich bei Milchtypbasepidemien eine stärkere 
Beteiligung der Frauen und Kinder; dies war hier nicht der Fall. 

Die Epidemie war innerhalb 7 Wochen vollständig erloschen, wahrlich 
ein .Beweis für die Brauchbarkeit der Bekämpfungsvorscbriften. 

Auch später sind auffallenderweise nicht mehr Typhusfälle vorgekommen 
wie sonst, so daß man annehmen muß, daß Infektionen durch Bazillenträger 
nicht stattgelunden haben. 

Was nun die Paratyphus-Epidemie betrifft, so hat sich auch hier 
die Annahme bestätigt, daß diese durch Genuß von infizierten Nahrungsmitteln 
hervorgernfen wird. Der Referent gibt zunächst einen Ueberblick über die 
neuesten Forschungen auf diesem Gebiete und berichtet dann über die Epidemie, 
die in der zweiten Hälfte des Monat Mai 1910 in Cassel ansbrscb, als piö'zlich 
eine sehr hohe Temperatur einsetzte. Nach eiligen Tagen eikrsnkien in der Zivil¬ 
bevölkerung einzelne Personen und unter den Husaren der GardedukorpskaSsrne 
eiae große Anzahl unter fieberhaften Erscheinungen an einer Erkrankung, die 
ein karzes lakabationsstadiam darbot, bei der auch der fieberhafte Verlauf 
ein nicht ausgedehnter, aber doch typhusäbnlicber war, desgleichen worden 
Milztnmor und Roseola beobachtet. Die bakteriologische Untersuchung ergab 
Paraiypbus B. Sämtliche Erkrankungen betrafen nur Personen, die Fleisch- 
wartn ans einer bestimmten Metzgerei genossen hatten, die auch die Lieferung 
für. die Kantine hatte. Die sofortige Untersuchung der in der Metzgerei 
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beschäftigten Personen ergab keine Erkrankung, auch keine Bazillenträger; , 

ebenso stellten sich keine besonderen Mängel des Betriebes her&os. Deshalb • ;s 

maß angenommen werden, daß die Bazillen, die nbiqaitär sind, sich in dem 
Fleisch bezw. der Warst infolge der plötzlich eingetretenen hochsommerlichen 
Hitze sehr stark vermehrt haben; der Nachweis konnte nicht mehr geführt Ihn 

werden, wie es meist der Fall ist. 

Interessant ist diese Epidemie dadurch, daß es sich hier auch am 
hitzebeständige Toxine gehandelt hat, da 2 erkrankte Personen gekochte \ 

Fleischwarst and 1 Person gebratenes Fleisch aas der betr. Metzgerei rer- - :i 

zehrt hat. . 

Sämtliche Erkrankte genasen; in der Zivilbevölkerung handelte es sich 
am 7 Personen, bei den Hasaren am ca. 40. 

Der Redner spricht zam Schloß die Vermatang aas, daß die gefürchteten - 

Sommerkrankheiten des Magen- and Darmkanals, besonders im Kindesalter, 
aal Infektionen mit Mikroorganismen der großen Typhös- and Coligrappe 
berahen. Der wesentliche Unterschied zwischen Typhös and Paratypbus 
besteht darin, daß jener regelmäßig aof einen kranken Menschen, wenn noch 
vielfach dnrch Vermittlung von Zwischenträgern von Milch, Wasser n. dgl. 
zarückzofÖhren ist, während bei den Paraiyphoserkrankongen dieser Nach- 
weis selten geliefert werden kann, and zwar infolge der Cbiqoität der Para- . ‘ 

typbosbazillen. 

Ia. Im Anschluß hieran berichtet Stabsarzt Dr. Neumann-Cassel s ; . 

über den Verlauf, die Entstehungenrsaohe, die Ermittelungen and Ab- 

wehrmassregeln der Paratyphusepidemie vom Mal bis Juni 1910. .. : 

Die Epidemie betraf isoliert 2 Schwadronen des Hasarenregiments Nr. 14, ^ 

die von den übrigen getrennt uotergebracht waren. Sie war veranlaßt 

durch Fleischwaren aas der Kantine, die aas einer bestimmten Metzgerei 
bezogen waren. Das Kind des Kantinenwirts und 2 Dienstmädchen, 

die aas derselben Schlächterei Waren entnommen hatten, erkrankten gleich- 
zeitig. Der klinische Verlauf war typhosäbnlich in der Hälfte der 40 Krank- 
heitsfälle, aber kurzer als beim echten Typhös. Komplikationen verliefen ’ v 

gutartig, Todesfälle kamen nicht vor. Die bakteriologische Diagnose gründete 
sich aaf den Nachweis der Erreger im kreisenden Biot bezw. positive Serum- ' 

reaktion; in den Aosscheidongen fanden sich Paratyphusbazillen noch 4—ö 
Wochen nach der Entfieberung. Außer den 40 Kranken wurden 20 Mann- ■. 

schäften ermittelt, die positive Agglutination für Paratyphus in ihrem Serum 
(’/inoi zeigten; bei einem dieser Leute, die in Beobachtung genommen waren, 
wurden die Erreger in den Faeces nachgewiesen. 

Hierauf verbreitete sich Redner über das Vorkommen der Paratyphus- 
b&zillen im Schlachtvieh, wo sie als Erreger pyämischer Erkrankungen 
beobachtet sind, bisweilen aber auch bei ganz gesunden Tieren angetroffen werden. 

Er bespricht die vielfachen übereinstimmenden Merkmale, die viele unter ' 

anderen Namen bekannte Bakterien mit den Erregern des Paratyphus und der 
Fleischvergiftung gemeinsam haben. 

Diskussion. 

Kreisarzt Dr. Kranepuhl-Rinteln fragt, ob auch bei Paratyphus 
Kontaktiufektionen beobachtet sind. 

Stabsarzt Dr. Neumann bejaht diese Frage; sie treten aber sehr in 
den Hintergrund. 

Reg.- und Med.-Rat Dr. Rockwitz weist darauf hin, daß ans dem . r 

Vorkommen der Paratyphusbazillen in Fieiscbwareu die Lehre zu ziehen sei, 
daß an die Beschaffenheit der Privatscblachthäuser höhere Anforderungen ; 

gestellt werden müssen. Der Meiizioalbeamte sollte daher diesem Gewerbe 
eine erhöhte Aufmerksamkeit entgegenbringen. 1 J 

Kreisarzt Dr. Werner-Schmalkalden bezweifelt die Zuständigkeit des • r 

Kreisarztes, allein Besichtigungen vorzunehmen ohne Zuziehung des Uewerbe- 
iospektors. 

Reg.- und Med.-Rat Dr. Rockwitz: Nach § 80 der D.-A. hat der 
Kreisarzt die Aufgabe, die gesundheitspolizeilichen Interessen betr. Einrichtung 
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and Betrieb von Schlachthäusern wahrzunehmen; hier ist nicht von • der Zu¬ 
ziehung des Gewerbeinspektors die Bede, wie z. B. im § 92 der D.-A. Dieselbe 
Ansicht vertreten mehrere andere Bedner. 

II. Vergrößerung der Hebammenbesirke, ein Mittel zur Verbesserung 
des Hebammenwesens. 

Berichterstatter: Beg.- and Med.-Bat Dr. Bockwitz. 

Die Notwendigkeit der Verbesserung des Hebammenwesens und der 
Hebung des Hebammenstandes ist seit langer Zeit anerkannt; die Mittel 
zur Erreichung dieses Zieles sind ebensolange in den Kreisen der Medizinal» 
beamten und der an der Förderung des Hebammenwesens besonders interessierten 
Hebammenlehrer und Direktoren der Geburtshülflichen Kliniken erwogen 
worden. 

Leider ist bei den Erwägungen nicht viel herausgekommen, da eine 
wirklich erfolgreiche Förderung dieser Bestrebungen ohne größere Geldmittel 
nicht möglich ist. 

Auch von der Zentralinstanz ist das Bedürfnis nach einer Begelung des 
Hebammenwesens anerkannt und seine Durchführung auf gesetslicher Grund¬ 
lage beabsichtigt gewesen. Der vorgelegte und in dej Regierangsinstanz 
begutachtete Gesetzentwarf ist leider nur ein Entwurf geblieben und man bat 
nichts mehr von ihm gehört. Wahrscheinlich ist das Gesetz an der Kosten¬ 
frage gescheitert; denn es ist natürlich, daß ohne Bewilligung erheblicher 
staatlicher staatlicher Mittel eine wirtschaftliche Sicherstellung der Hebamme 
unmöglich ist. 

Wir müssen uns deshalb vorläufig ohne ein solches Gesetz zu behelfen 
suchen und uns bemühen, die Lage der Hebamme, soweit es bei den jetzigen 
Verhältnissen und nach Lage der bestehenden Bestimmungen möglich ist, zu 
verbessern. 

Bevor der Referent auf die Mittel, die hierzu zu Gebote stehen, eingeht, 
untersucht er zunächst noch näher, wodurch das Bedürfnis zur Hebung des 
Hebammenstandes begründet ist. Man hört wohl hier und da die Ansicht 
äußern, daß eigentlich zu einer anderweitigen Begelung, zu einer wirt¬ 
schaftlichen Verbesserung des Hebammenwesens keine Veranlassung vorliege, 
weil die bei uns angestellten Hebammen durchaus mit ihrem Los zu¬ 
frieden seien, gar keine höheren Ansprüche stellten nnd auch an Heb¬ 
ammenersatz kein Mangel sei. Der Zadrang zu dem Hebammenbernf sei 
ein großer und liefere den Beweis, daß kein Notstand, der der Abhülfe 
bedürfe, vorliegen könne. Bei einer solchen Stellungnahme wird natürlich der 
wichtigste Punkt, auf den es hier ankommt, überRphen, nämlich der, daß die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage im wesentlichen den Zweck hat. den 
Hebammenstand zu heben, dem Hebamroenstand bessere Elemente zuzuftthren 
und dadurch auf eine Abnahme und möglichste Beseitigung der Kindbettfieber- 
erkrankungen nnd Todesfälle hinzu wirken. Der Ursprung der gesamten 
Bewegung zur Verbesserung des Hebammenwesens bernht also im wesent¬ 
lichen in dem Bestreben, das Kindbettfieber herabzusetzen, das noch 
sehr viele Opfer fordert und zu den vermeidbaren Krankheiten gehört. 
Nur einige Zahlen seien hier angeführt: 

In 1903 starben in Preußen im Kindbett 3899 Frauen, daß sind auf 
10000 lebende weiblichen Geschlechts 2,0. Auf 10000 Entbundene kamen 
30,20 im Kindbett Gestorbene. Diese Zahl hat sich seit 10 Jahren etwa auf 
gleicher Höhe gehalten, ist zwischendurch auf 34,1 gestiegen, zeigt aber noch 
kein« Abnahme. Von den Todesfällen im Kindbett waren 1744 durch Kind¬ 
bettfieber veranlaßt gegen 1529 im vorhergehenden Jahr. — Im hiesigen 
Bezirk sind im Vorjahr 197 Erkrankungen an Kindbettfieber gemeldet und 
davon 87 Fälle gestorben. Bedenkt man, daß auch von den Genesenen viele 
eine dauernde Schädigung ihrer Gesundheit davontragen, so läßt sich ermessen, 
wieviel Unglück durch diese an sich vermeidbare Krankheit gestiftet wird. 
Im hiesippn Bezirk starben im Kindbett von 10000 Entbundenen in den Jahren 
1906: 28,9, 1907: 30,4 und 1908: 29,2, ein Beweis, daß von einem stetigen 
Rückgang der Krankheit noch nicht die Bede sein kann. 

Zur Verhütung des Kindbettfiebers durch die Hebammentätigkeit sind 
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gebildete, zuverlässige and.begabte Personen erforderlich, die sich der Pflichten 
ihres Berufs in vollem Mafl bewoßt sind und ln gewissenhafter Weise alle die 
Vorschriften beobachten, die bei der Leitung einer Entbindung von der 
Hebamme zu beachten sind. Der Hebammenbernf ist ein schwieriger, ver¬ 
antwortungsvoller und erfordert Fähigkeiten, wie sie bei einer einfachen Frau 
vom Lande im allgemeinen nicht vorausgesetzt werden körnen. Je gebildeter 
eine Frau ist, desto mehr wird Bie sich — ihre sonstigen Fähigkeiten voraus- 
gesetst — zum Hebammenberuf eignen. Wollen wir aber gebildetere 
Frauen mit besserer Schulbildung, besserem Verständnis und größerem Verant¬ 
wortlichkeitsgefühl haben, so muß die wirtschaftliche Lage des Heharomen- 
Btandea so verbessert werden, daß gebildete Frauen dabei ihre Existenz 
finden. 

Noch etwas weiteres kommt hinzu: Eine große Zahl unserer jetzigen 
Hebammen, namentlich derjenigen auf dem Lande, beschäftigt sich mit dem 
Hebammenberuf eigentlich nur nebenamtlich, d. h. sie treiben Landwirtschaft, 
Viehzucht und verrichten Arbeiten, die der Ansehung des HebammenberufB 
nachteilig sind, während sie zur Leitung einer Entbindung im Jabr vielleicht 
nur 15 oder 20mnl kommen. Darch diese Nebenarbeiten werden die Cbancen 
für den ungestörten, aseptischen Verlauf des Wochenbetts sehr verschlechtert; 
es muß deshalb des Streben der Medizinalverwaltnng sein, möglichst Be¬ 
rufshebammen anzustellen oder doch wenigstens dafür zu sorgen, daß die 
Hebammen möglichst vollbeschäftigt sind. Die Forderung von Berufshebammen 
ist von seiten der Hebammenlehrer oft nachdrücklich erhoben worden; es wird 
aber wohl noch lange dauern, bis Bie in Erfüllung geht, denn dazu gehören 
Mittel, die vorläufig nicht erschwinglich sind. 

8olange uns also nicht größere Mittel zu einer ausreichenden Besoldung 
der Hebammen zur Verfügung stehen, solange insbesondere die Hebaromen¬ 
bezirke auf dem Lande allein darauf angewiesen sind, für den Unterhalt der 
Hebammen zu sorgen, — denn das Gesetz vom 28. Mai 1875, wonach die 
Kreisverbäude die Verpflichtung haben, zur Unterstützung derjenigen Hebaromen- 
bedrke beantragen, welche die Mittel zur Ausbildung, Besoldung oder Unter¬ 
stützung einer Hebamme aufzubringen außer Stande sind, gilt nur für die 
8 alten Provinzen der Monarchie — solange alio die Verhältnisse so liegen, 
müssen wir uns damit begnügen, das Arbeitsgebiet der einzelnen Bezirks¬ 
hebamme möglichst umfangreich zu gestalten. Dadurch erreichen wir, daß 
die Bezi'kshebammen regelmäßig und hantig in Tätigkeit treten, daß sie 
Uebung und Erfahrung im Beruf sammeln, daß sie nicht genötigt sind, Neben¬ 
arbeiten zu verrichten, und daß sie schließlich durch ihre umfangreichere 
Berufstätigkeit auch so viel verdienen, um selbständig davon existieren zu 
können. Jetzt müssen die meisten Hebammen, um besteben zu können, ver¬ 
heiratet sein; sie betrachten die Einnahme aus ihrem Beruf als einen 
angenehmen Zuschuß zu dem Erwerb ihres Mannes. Wird aber einmal eine 
unverheiratete Person mit geringer Beschäftigung Bezirkshebamme, bo 
ist ihre wirtschaftliche Lage unhaltbar. Sie wird nicht imstande sein, nur 
das zam Lebensunterhalt Notwendigste zu verdienen und auf eine nennens¬ 
werte Beibülfe des Hebamraenbezirks nicht zu rechnen haben. So ist es 
tatsächlich vorgekommen, daß ein von einem Hebammenbezirk abgeschlossener 
Vertrag mit einer Bezirkshebamme, die nur sehr wenige Entbindungen zu 
leiten hatte und von den geringen Gebühreneinnahmen nicht existieren 
konnte, als gegen die gute Sitte verstoßend angcfochten wurde und sich 
unhaltbar erwies. Es war nichts dagegen zu wollen, daß die H-bamme 
ohne weiteres ihre vertragsmäßig übernommene Stellung als Bezirkshebamme 
verließ. 

Alle diese Erwägungen drängen also auf eine Vergrößerung 
der Heham menbezirke und damit auf eine Erweiterung der Be¬ 
rufstätigkeit der Bezirkshebammen bin. Wie liegen nun in bezug auf 
die Zahl und Verteilung der Bezirkshebammen die Verhältnisse jetzt ? 

Cassel hat fast die größte ab«o1nte Hebammenzabl. Im Regiernresbezirk 
Cassel entfielen im Jahre 1907: 1065 Einwohner und im Jahre 1008: 1004 
Einwohner anf 1 Hebamme, während im Durchschnitt des Staates 1907: 
1816 nnd 1908: 17 h 8 Einwohner auf je 1 Hebamme kamen. — Während nach 
dem Durchschnitt im Staat auf 1 Hebamme 54,7 Entbindungen entfallen. 
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beträgt die Zahl der Entbindungen Ittr den Beg.-Bez. Cassel durchschiitt- 
lieh nur 32, welche Zahl eich noch viel ungünstiger gestaltet, (wenn man 
aor die ländlichen Besirfcshebammen in Betracht sieht. Noch evidenter wird 
aber die .mangelhafte Beschäftigung der Hebamme, wenn man die Zahl 
der von ihnen geleiteten Entbindungen gruppenweise betrachtet. So ergab 
eine im Vorjahr vom Berichterstatter gemachte Zosammstellang, daß von 840 
Landhebammen 
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nnd nur 84 über 50 Entbindungen im Jahr zu leiten hatten. Weit über die 
Hälfte der Hebammen ist also unsulänglich beschäftigt, und dies ist nicht auf¬ 
fallend, wenn man die außergewöhnlich große Zahl der Bezirkshebammea 
berücksichtigt. Wenn man eine Durchschnittszahl von 50 Entbindungen für 
1 Hebamme pro Jahr als ungefähr entsprechend ansieht, so würde der 
Regierungsbezirk mit ca. 600 Hebammen statt mit 876 ausreichend versorgt 
sein, und die vorhandenen Hebammen würden sich unter viel günstigeren, für 
die Verhütung des Kindbettfiebers wesentlich vorteilhafteren Bedingungen 
befinden. 


Was liegt also näher, als auf Verminderung der Hebammen, d. h. auf 
eine Vergrößerung der Hebammenbezirke hinsuwirken? Natürlich kann dies 
Ziel nicht auf einmal, sondern nur allmählich erreicht werden. Bei eintretender 
Vakanz muß eine Vergrößerung der zahlreichen kleinen Bezirke durch 
Zusammenlegen mehrerer naheliegender Qemeinden zu einem Bezirk mit einer 
einzigen Hebamme vorgenommen werden. Leider stößt dies Bestreben auf 
große Schwierigkeiten, weil jede kleine Gemeinde, wenn sie einmal eine 
Hebamme gehabt hat, auch nicht davon ablassen will und mit großer Beharr¬ 
lichkeit ihr vermeintliches Recht vertritt. Oftmals finden solche Gemeinden 
auch noch eine gewisse Unterstützung bei den Landratsämtern; wenn sie 
dann unter Anführung aller möglichen Schwierigkeiten, die einmal in einem 
Fall bei der Zuziehung einer entfernt wohnenden Hebamme entstanden sind 
oder entstehen können, ihren Antrag auf Zulassung einer eigenen Hebamme 
begründen und dennoch abschlägig beschieden werden, so kann man neue 
Eingaben zu lesen bekommen, die an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig 
lassen, daß die Regierung mit den Gemeinden eigentlich ganz unbarmherzig 
verfährt und kein Herz hat für das Wohl und Wehe der Frauen, die in ihren 
schweren Nöten nach einer schleunigen Hilfe suchen. Leider ist solchen Ge¬ 
meinden auch nicht klar zu machen, daß es, wie in der Verfügung vom 5. Aug. 
1909 hezvorgehoben ist, gar nicht so sehr auf eine sofortige Anwesenheit 
-der Hebammen ankommt, daß es vielmehr viel wichtiger ist, daß eine Hebamme 
bei voller Beschäftigung Gelegenheit hat, in der nötigen Uebung zu bleiben 
uad dadurch ihre Kenntnisse und Erfahrungen zu erweitern, als daß sie bei 
ungenügender Tätigkeit, ungenügend vorbereitet, dalür aber etwas frühzeitiger 
nur Uebernahme einer Entbindung zur Stelle ist. In der genannten Verfügung 
Ist darauf hingewiesen, daß ein etwas verspätetes Erscheinen der Hebamme 
unter gewöhnlichen Verhältnissen wohl selten von Nachteil ist und daß es 
‘deshalb unbedenklich ist, Gemeinden zu einem Hebammenbezirk zusammen- 
nulegen, die nicht weiter als etwa 5 km von einander entfernt liegen, voraus¬ 
gesetzt, daß die Wegeverbindungen zwischen den Ortschaften keine nennens¬ 
werten Schwierigkeiten bieten. Wenn etwa eine Seelenzahl von 1500 Ein¬ 
wohner auf den Hebammenbezirk entlällt, wird die betreffende Bezirksbebamme 
mit ca. 50 Entbindungen im Jahr, d. i. pro Woche eine Pintbindung, 
wenigstens einigermaßen beschäftigt sein. Berichterstatter weist weiter darauf 
hin, daß die Bestimmungen der noch in Kraft stehenden Kurbessischen Medizinal- 
-ordnUBg ungefähr dieselben Grandsätze aufstellen. Im § H48 der Medizinal- 
evdnung heißt es: Für eine Stadt sind auf 3—4000 Einwohner zwei Hebammen 
und für jeden anderen Ort von 800 Einwohner ist eine eigene Hebamme 
•erforderlich. Nur für mehrere kleinere Orte wird eine gemeinschaftliche 
Hebamme zugelassen, falls nicht etwa dieselben sich an einen benachbarten 
größeren Ort mit Hebammen anschließen und wenn sie voneinander nicht 
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weiter eie höchstens eine 8tande entfernt liegen and ihre Verbindung nicht 
darch schlechte Wege erschwert ist. Wir stehen also mit einer derartigen 
Anordnung der Zusammenlegung Ton kleinen Gemeinden zu einem Hebammen« 
bezirk auf einer zuverlässigen gesetzlichen Grundlage; auch in anderen 
Bezirken sind ähnliche Einrichtungen ohne Nachteil getroffen worden. 

Auch in anderer Hinsicht geben uns die hier geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen die Möglichkeit, die Vergrößerung der Hebammenbezirke zur 
Verbesserung des Hebammenwesens bei genügender Unterstützung mit Aussicht 
auf Erfolg durchzuführen: 

Nach § 348 Abs. 2 der Eurhess. Medizinalordnung sollen die Polizei» 
kommissionen, deren Mitglied nach § 27 der Medizinal «Ordnung der Pbjsikus 
(Kreisarzt) ist, ausmitteln, welche Orte unter Berücksichtigung der Wünsche 
der Gemeinden zusammen den Bezirk einer Hebamme zu bilden haben und 
über das Ergebnis an die Regierung berichten. Die Bildung der Hebammen¬ 
bezirke hat demnach, wie auch durch einen Ministerialerlaß vom April 1900 
ausdrücklich anerkannt ist, von dem Regierungspräsident nach Anhörung des 
Landrats und der Kreismedisinalbeamten zu erfolgen. Die begründeten Vor¬ 
schläge der beiden letzteren würden also für die Entschließung des Regierungs¬ 
präsidenten bestimmend sein. 

Ferner: Nach § 8 der Allgemeinen Verordnung vom 6. August 1888 
steht die Anstellung der Bezirkshebammen, soweit nicht die Angelegenheit 
von den Kreisverbänden statutarisch geregelt wird, den einen Hebammen bezirk 
bildenden Gemeinden zu. Abweichend hiervon bestimmt §31 der Eurhess. 
Medizinalordnung, daß die Anstellung der Hebammen von dem Kreisrat 
(Landrat) und dem Physikus, denen die Handhabung der Gesundheitepolizei 
oblag, gemeinschaftlich zu geschehen bat. Die Anstellang der Bezirks¬ 
hebammen ist demnach nicht als eine Angelegenheit der einen Hebammenbezirk 
bildenden Gemeinden anzusehen, sondern hat durch den Landrat in Aus¬ 
übung der ihm zustehenden Gesundheitspolizei unter Zuziehung des Kreis¬ 
arztes zu erfolgen. Auch diese abweichende Rechtslage ist von dem Herrn 
Kultusminister anerkannt worden und daran die weitere Folgerung geknüpft, 
daß die Gemeinden eines Hebammenbezirks das vom Landrat und dem Kreis¬ 
arzt festgesetzte Einkommen auizubringen haben. 

Außerdem kommt nun hinzu, daß der Regierungspräsident die Zulassung 
von Personen zur Ausbildung in der Hebammenlehranstalt gemäß der Allgem. 
Verfassung vom 6. August 1883 zu genehmigen hat. Er kann also auch aus 
bestimmten Gründen, wenn das Bedürfnis zur Anstellung einer Person als 
Hebamme in einem bestimmten Ort nicht als erwiesen anzusehen ist, den 
Zulassungsantrag ablehnen. Zweifellos steht dem Regierungspräsidenten das 
Recht dieser Ablehnung zur Ausbildung in der Anstalt in Marburg in weitestem 
Umfang zu; er kann aber natürlich nicht verhindern, wenn sich eine Hebamme 
in einer andern preußischen Anstalt ausbilden läßt oder wenn eine früher 
ausgebildete Hebamme sich in einem Ort niederläßt. Dies wird allerdings 
nicht so sehr zu befürchten sein, weil für gewöhnlich doch wohl in dem 
Niederlassungsort die Existenzbedingungen fehlen. 

Wir besitzen also in der anderweitigen Abgrenzung der Hehammen- 
bezirke, in ihrer Vergrößerung und Ausdehnung auf eine genügend 
große Zahl von Einwohnern ein Mittel, um die Lage der Hebammen zu 
bessern, sie berufstüchtig zu erhalten und damit den Hebammenstand zu 
heben; desgleichen sind wir vermöge der im hiesigen Bezirk geltenden 
Bestimmungen in der Lage, diese Abgrenzung der Hebammenbezirke 
unter Umständen auch gegen den Willen einer widerstrebenden Gemeinde 
darebzuführen. Auf Grund der erwähnten Rundvcrfügung haben nun 
dto Landräte in Verbindung mit den Kreisärzten Vorschläge für eine 
anderweitige Einteilung der Hebaramenbezirke gemacht und eine Ueber- 
sicht über dio künltige Abgrenzung der Hebammenbezirke in den einzelnen 
Kreisen vorgelegt. 8oll aber nach diesen Vorschlägen eine Zusammen¬ 
legung erfolgen, dann erheben sich immer wieder die gleichen Schwierigkeiten: 
Jede kleine Gemeinde will eine eigene Hebamme haben, ohne viel lür ihren 
Unterhalt zu sorgen; sic sieht eben das Wesen und den Vorteil der medizinal- 
amtlichen Bestrebungen nicht ein. Und leider macht es den Eindruck, als 
wenn auch die Landräte nicht immer von der Notwendigkeit derartiger 
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totengM überzeugt wären. Es iai je natürlich ud selbstverständlich, 
daß die laterenen der Gemeinden tob dieser Seite gehörig vertreten werden; 
die Feile, wo kleine Gemeinden eine eigene Hebamme haben wollen, liegen 
jedoch nicht im Interesse der Gemeinden. Es ist nur na natürlich, daß eine 
Hebamme, die nnr wenige Gebarten im Jahr za leiten hat, in kurzer Zeit ihre 
Kenntnisse and ihre Uebang ein büßt and verwahrlost; aber das wird sich 
nachher bei Entbindungen in solcher Gemeinde in sehr bedauerlicher Weise 
ud zum Schaden der za entbindenden Frnaen bemerkbar machen. Solche 
Hebammen bieUn die größte Gefahr für die Hygiene der Entbindung and des 
Wochenbettes. 

Deshalb ist es Pflicht der beteiligten Behörden, immer von neuem 
nachdrücklich darauf hinzawirken, daß größere Hebammenbezirke mit Wirt¬ 
schaft, lieh sicher gestellten and leistungsfähigen Hebammen gebildet werden* 
Falsche Sentimentalität gegenüber den Anträgen kleiner Gemeinden auf 
Genehmigung einer eigenen Hebamme ist nicht am Platr. Werden die vor¬ 
erwähnten Voiaussetzungen bezüglich der Entfernung für die Zusammen¬ 
legung von Gemeinden za Hebammen bezirken eingrhalten, so können Schwie- 
aigkeiten bezüglich der rechtzeitigen Herbeiholang der Hebammen kaum 
ratstehen; sie werden wenigstens nicht größer sein, als sie noch onter 
endeten Umständen bei einer im Ort selbst wohnenden Hebamme einmal seinr 
können. 

Wollen wir also in dieser Beziehung etwas erreichen und wollen wi* 
mit der Zeit wenigstens eine Besserung der jetzt sehr trnurigen Hebammen* 
Verhältnisse erreichen, so müssen die beteiligten Dienststellen einmütig vor 
geben und sich gegenseitig unterstützen. Diese Unterstützung für künftige 
Fälle anzurufen und zu zeigen, daß die gesetzlichen Bestimmungen die Voraus¬ 
setzung für ein erfolgreiches Vorgehen bieten, war der Zweck dieses 
Beferates. (Eigenbericht.) 

IIL Die wichtigsten neuen Bestimmungen der Dienstanweisung. 
Berichterstatter Kreisarzt Dr. Stöltzing-Ziegenhain. 

Da dies Thema auf der vorjährigen Versammlung des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins eingehend erörtert ist, beschränkt sich der Bedner 
auf einige Paragraphen, bei welchen Schwierigkeiten ln der Auslegung be¬ 
stehen oder Mitteilung und Besprechung der inzwischen gemachten praktischen 
Erfahrungen erwünscht erscheint. 

Ob die Erweiterungen, welche der §18: „Verhältnis zu den 
anderen technischen Beamten des Kreises“, erfahren hat, bisher 
irgendwelche greifbaren Ergebnisse zeitigten, ist nicht bekannt. Den Klagen 
über die Teilnahmloaigkeit der Kreisschuiinspektoren gegenüber der Einladung 
zu den Schulbesichtigungen, selbst am Wohnort, wie Bie in der Berliner 
Sitzung vorgebraebt wurden, kann der Berichterstatter sich aus eigener Er¬ 
fahrung z. T. anschließen. 

Ob es zu gemeinschaftlichen Besichtigungen mit dem Oewerbeinspektor 
kommen wird, erscheint fraglich, da es an einer gesetzlichen Grundlage hierfür 
fehlen soll. Ebenso fiel der seiner Zeit gemachte Versueh, wegen Ueberlassung 
von Material zum Jahresbericht mit den Genannten in Verbindung zu treten 

negativ aus. 

Hach § 26 der Dienstanweisung ist die AmtsunkoBtenentschädi- 
gung unter anderem auch zur Ausstattung und Unterhaltung der zu den 
Nachprüfungen der Hebammen erforderlichen Gerate bestimmt. Da die hierfür 
aasgeworfene Bauschsumme bereits durch die Bureaubedurtnisse, Telephon cte. 
mehr als aufgebracht wird, wird es hoffentlich bei den bisherigen Gerät¬ 
schaften, dem Papiermachübecken und der Gliederpuppe sein Bewenden haben. 
Dagegen hat das neue Gesetz betr. Tagegelder und Reisekosten von 
Staatsbeamten die Folge, dag Reisepauschale, das dem nicht voll¬ 
besoldeten Kreisarzt doch gewissermaßen zum Teil eine Einnahmequelle 
nfs Ersatz für die in dieser Zeit nicht ausgeübte Privatpraxis zu bieten be¬ 
stimmt ist, weiter herabzusetzen, ln Frage kommt allerdings nnr die Er¬ 
mäßigung des Eisenbahnkilomeiers aut 7 Pfennige, des Znuangs auf die Hälfte, 
sowie der Wegfhil der 8 km- Abrundung bei geringeren Entfernungen. Einem 
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Vertreter ist übrigens nach § 81 nunmehr der Tolle Betrag an Tagegelder« 
und Reisekosten auszuzahleu, nach dessen Wohasita berechnet. 

Mit Rticksicht auf diese ganzen Verhältnisse muß das Bestreben unserer 
Regierung auf Erhöhung der Stellenzulagen mit besonderem Danke begrüßt 
werden. 

Mach § 84)5 ist die Ausstellung amtlicher Zeugnisse nur in 
solchen Fällen erlaubt, für welche der Minister der Meduinalangelegenheitea 
die Beibringung des Zeugnisses eines beamteten Arztes vorgeschrieben hat. 
Eine Zusammenstellung sämtlicher hier in Frage kommender Zeugnisse ist 
dringend erwünscht, wie auch in der Berliner Versammlung betont wurde. So 
ist es z. B. unklar, ob amtsärztliche Zeugnisse bei dem Eintritt in Diakonissen¬ 
häuser, Zeugnisse Aber Schulbefreiung, Befreiung vom Turnunterricht etc., bei 
welchen den Betreffenden die Beibringung eines kreisärztlichen Attesten auf¬ 
erlegt wird, ausgestellt werden dürfen. Fttr die Lehrer und Lehrerinnen an 
öffentlichen Schulen ist die Angelegenheit durch § 115 b geregelt. 

Bei § 41 .Amtliche Zeugnisse“ ergibt sich eine Schwierigkeit dadurch, 
daß er gegenüber den Bestimmungen der neuen Gebührenordnung nicht ge¬ 
ändert ist. Insbesondere schwebt der Begriff eines Befundscheines völlig in 
der Luft. 

Nach der Gebührenordnung Tarif All ist ein Befundschein eine 
Bescheinigung ohne nähere gutachtliche Ausführung im Gegensatz zum Be¬ 
fundattest unter A12. Nnn ist nach § 41 bereits für den Befundschein die 
volle Anwendung der bekannten durch Min.-Erlaß festgesetzten Form mit ihren 
6 einzelnen Pankten vorgeschrieben. Wenn man aber aus den einzeln ange¬ 
führten Angaben des Kranken und dem objektiven Befund eine Diagnose stellt 
und hieraus eine Folgerung zieht, so ist man bereits bei einer näheren gut¬ 
achtlichen Ausführung und somit beim Befundattest angelangt. Tatsächlich 
sind hier der Willkür Tür und Tor geöffnet; die Ausstellung der Kraft- 
wagenführerzeugoisse wird z. B. von dem Verfasser eines Artikels in der 
Medizinalbeamtenzeitung (Rogowski) als Gutachten, vom Referenten als Be¬ 
fundschein, von anderen als Befundattest bewertet. 

Für § 56, Erteilung der Genehmigung zum Handel mit 
Giften, ist u. a. auch die Bestimmung einiger charakteristischer Proben von 
Farben und Giften seitens der Prüflinge vorgesehen. Berichterstatter hat 
sich die hier am häufigsten vorkommenden Farben in kleinen Gläschen zu- 
sammenstellen lassen, fiadet aber außer Kupfervitriol, Kaliumbichromat und 
höchstens Bleiweiß keine charakteristischen darunter. 

In § 57 sind die 2jährigen Revisionen der Hebammen am 
Wohnort eingeführt, über die schon genügend geschrieben worden ist. Die 
Desinfektion der Hebammen bei Kindbettfieber fiadet am besten im Kranken¬ 
haus statt und zwar auf Kosten der Kreisverwaltung. Bei Todesfällen im 
Wochenbett, die nicht durch Kindbettfieber verursacht worden sind, ist die 
früher vorgeschriebene Ermittelungsreise in Wegfall gekommen. 

In § 60 sind die bereits früher auf gestellten Mindestforderungen 
für Prüflinge des Hebammenberufs aufgenommen. Aufgaben mit 
Brüchen führen meist zu einem negativen Ergebnis, wenn man die Bewerbe¬ 
rinnen nicht vorher sich darauf zu Hause vorbereiten läßt. Vielleicht nicht 
genügend hervorgehoben ist die gegenüber der rein formalen Seite der Schul- 
ausbildung mindestens ebenso wichtige Prüfung des Verständnisses und Ge¬ 
dächtnisses. Neuerdings benutzt der Redner als Anhaltspunkt hierzu die in 
dem Taschenbuch zur Untersuchung psychischer Krankheiten etc. vom Cimbal 
(vergl. Julius Springer) zusammengestellten Anleitungen zur Prüfung des 
Kombinationsvermögens etc. 

§ 61 bringt die Bestimmungen über die meist in 2jährigen Pausen 
erfolgende Nachprtif ung der Hebammen, sowie die Wiederholungskurse. 
Die Einführung der letzteren sind in unserem Bäzirke ein dringendes Bedürfnis; 
allerdings dürfen sie nicht als Strafe festgesetzt werden. In dem Fortbildungs¬ 
kurses für Medizinalbeamte in Berlin wurde überhaupt die Abhaltung der 
Nachprüfung mehr in Form eines Kolloqaiams empfohlen. Relerent benutzt 
hierzu neuerdings die vorzüglichen Abbildungen aus dem bekannten Lehrbuch 
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vod Bümm; er läßt außerdem, nach der Methode des Kollegen Evers in 
Hersfeld, die Händedesinfektion praktisch vorführen. 

Za § 62 and 62a bemerkt er, daß die Beitragsleistnngen für 
die Kassen der Hebammen im Verhältnis zu den Einnahmen der 
Landhebammen, namentlich der älteren in der Mehrzahl der Fälle za hoch 
sind and eine Beteiiigang der Hebammen (in seinem Kreise) bisher wenigstens 
nicht erfolgt ist, auch ohne Zuschuß nicht empfohlen werden konnte. 

$ 65 erweitert die Aufsicht des Kreisarztes über die „geprüften 
Krankenpflegepersonen" und § 66 bringt die Entziehung des Aasweises 
für „staatlich anerkannte KrankenpÜegepersonen“. Anscheinend handelt es sich 
bei beiden Ausdrücken um die gleiche Art von Personen. Ob sich das Beauf- 
sichtigungsrecht des Kreisarztes damit auch auf die Schwestern vom Boten 
Kreaz oder auf vom Fraueuverein Angestellte Gemeindeschwestern bezieht 
and wie er es aasüben kann, ist unklar und bedarf der Erläuterung. 

Ia $ 74, Wasserversorgung, gibt der Begriff der Trinkwasser- 
versorgungsanlagcn zu Zweifeln Anlaß. Streng genommen müßten danach 
anch die Brannen mindestens 3jährig revidiert werden, was einer 3jährigen 
Wiederholung der Ortsbesichtigung gleich kommen würde. Gemeint sind an¬ 
scheinend nur Wasserleitungen; ob auch kleine Einzelleitungen (wie sie z. B. 
im Kreise Ziegenhain zahlreich Vorkommen [im ganzen 40]) erscheint fraglich. 
Was auf diesem Gebiete am meisten fehlt, ist eine Brunnenordnung für Gemeinde- 
und Privatbrunnen, da alle Revisionen von diesem, zu denen man ohne 
Erlaubnis des Besitzers nicht einmal berechtigt ist, in einer Belehrung der 
Besitzer endigen, die außer einem ungläubigen Lächeln von seiten der letz¬ 
teren keine weiteren Folgen haben. 

Die Frage, ob die Probeentnahme von Nahrungsmitteln ge¬ 
mäß § 78 zweckmäßig erfolgt, bedarf nach Uebertragung dieser Funktion auf 
Beauftragte der landwirtschaftlichen Versuchsstation keiner weiteren Er¬ 
läuterung. 

Der Verteilung von Merkblättern gegen den Alkoholismus (§ 81 a) 
in Impfterminen und bei Schulbeeichtignngen bringen die Schüler, Eltern und vor 
allem die Lehrer meist ein augenscheinliches Interesse entgegen. In den Schulen 
läßt man die Blätter am besten in die Lesebücher einkleben. Ebenso eignet 
sich der hygienische Unterricht in landwirtschaftlichen Winterschulen für eine 
eingehende Belehrung. 

Zu den §§ 82—85, übertragbare Krankheiten betreffend, be¬ 
merkt der Referent lediglich, daß die Durchführung der Desinfektionen erst 
dann ausreichend erfolgen wird, wenn die Kosten ans Öffentlichen, d. h. Kreis- 
mitteln, bestritten werden. Bis dahin wird die ganze Einrichtung unbeliebt 
sein und sich die Beteiligten — nicht immer ohne Erfolg — bemühen, der 
Desinfektion zu entziehen. 

Der Entscheidung bezüglich der Notwendigkeit von Schulschließungen 
l§ 96) wird der Kreisarzt in vielen Fällen durch die Ortsschulinspektoren 
enthoben, welche ohne Rücksicht auf die durch die ministerielle Anweisung 
für diesen Fall vorgeschriebene ärztliche Bescheinigung namentlich die harm¬ 
losesten Masernepidemien als „Gefahr im Verzüge“ behandeln, wobei auch die 
Geschwister der Erkrankten als vom Schulunterricht ausznscbiießende auf- 
geftihrt und behandelt werden. Als einen Mißstand bei der Ermittelung muß 
man es nebenbei bezeichnen, daß in den Absentenli>ten der Lebrer kein Vor¬ 
druck für für Ursache des Fehlens besteht. Bei den Ermittelungen können 
die Lehrer dann kaum angeben, welche Kinder als Erkrankte bezw. Gesunde 
vom Schulunterricht ausgeschlossen worden sind, und ob nicht ein Teil der 
Fehlenden an anderweitigen Krankheiten leidet. Da ihm über diese Verhält¬ 
nisse jede Uebemcht fehlt, ist auch für ihn die Kontrolle bezgl. der Wieder- 
zaiassung zum Schulbesuche, die ihm auferlegt ist, eine schwierige. 

Wenn der Kreisarzt gemäß 8 97 auf Kräftigung derjenigen Kinder 
hinwirken soll, welche wegen körperlicher Schwäche vom Schulbesuch zurück¬ 
gestellt werden müssen, so muß dafür Sorge getragen werden, daß ihm jährlich 
ein Verzeichnis dieser Kinder zugestellt wird. 

Zur Vorbereitung für die durch 8 98 a ausführlich behandelte Säug¬ 
lingsfürsorge wurden im Kreise Ziegenhain Erhebungen unter Zugrunde- 
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legung des Westerburger Formulars angestellt. Soweit bis jetzt ersicht¬ 
lich und bei den Belehrungen im Impftermin sowie durch Besprechungen 
im Hebammenverein lestgestellt wurde, sind schwere allgemeine Mißstände 
nicht vorhanden. 

Für die durch § 100 vorgeschriebene Prüfung der Einkommensverbält- 
nisse von Pflegepersonen in Krankenanstalten fehlt es seither an Anhalts¬ 
punkten für die zu stellenden Mindestforderungen. 

§ 103 betrifft die Krttppelfürsorge sowie Führung einer Liste 
der Krüppelkinder. 

Für die Leichenbeförderung bei übertragbaren Krankheiten in 
§ 111 ist von Wichtigkeit, daß die frühere Bestimmung der Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung, wonach Scharlach- und Diphtherieleichen erst nach einem Jahr be¬ 
fördert werden durften, in Wegfall gekommen ist. Die jetzige Ordnung verlangt 
für alle Leichen einen widerstandsfähigen Metallbebälter, luftdicht verschlossen 
und in einen hölzernen Behälter so fest eingesetzt, daß er sich darin nicht ver¬ 
schieben kann. Für Leichen von Diphtherie, Typhus etc. genügt also neben 
der vorschriftsmäßigen Einsargung die Umhüllung der Leiche mit einem 
kresolseifegeträokten Tach, Bedeckung des Sargbodens mit aufsaugenden Stoff, 
Abwaschen des Metallsarges außerdem mit einer desinfizierenden Flüssigkeit. 
Bei Beförderung auf dem Landwege ist für gewöhnliche Leichen ein Metall¬ 
sarg nicht vorgeschrieben, hier ist somit auch dieser Punkt in die amtsärzt¬ 
liche Bescheinigung aufzunehmen. Eine Ermittelung an Ort und Stelle wird 
sich in den meisten Fällen erübrigen; die Feststellung der vorschriftsmäßigen 
Einsargung ist nicht Sache des Kreisarztes, vielmehr haben sich nach dem 
Min.-Erlaß vom 23. September 1897 die mit der Ausstellung des Leichen- 
p a 8 8 e 8 betrauten Behörden hierüber vor jeder Aufteilung eines solchen 
Gewißheit zu verschaffen, worauf neuerdings der Min.-Erlaß vom 15. September 
1910 wieder hingewiesen hat. 

Der vielbesprochene $ 115, „Vert'rauensärztliche Tätigkeit 
des Kreisarztes“, bietet der Auslegung keine Schwierigkeiten. 

Von den Formularen ist nicht bloß das für Ortsbesichtigungen durch 
Fortfall der Wiederholung des bereits früher festgestcllten im Gebrauche 
vereinfacht; auch bei der Schnlbesichtigung ergibt sich die Vereinfachung aus 
dem Umstande, daß für den I. Teil nur die Beanstandungen zu vermerken sind 

Vereinfacht ist, auch der Gesundheitsbericht bei Anwendung der 
vorgedruckten Formulare; in diese ist jedoch eine Reihe von statistischen 
Einzelheiten aufgenommen, die im Original nicht vorgesehen sind, eine Menge 
Arbeit verursachen nnd bei dem für statistische Behandlung zu kleinen und 
nicht immer einwandfreien Zahlenmaterial dem Bearbeiter eine Befriedigung 
nicht gewähren können. 

Nach Schluß der Versammlung fand ein gemeinschaftliches Essen 
im Hotel Royal statt. Dr. Wolf-Witzenhausen. 


Bericht Aber die XVIII. Sitzung des Vereins der Medizinal- 
beamten de« Reg.-Brz. («nnibinnen in Evdtknhnen am 

1*. Juni liilO. 1 ) 

An der Sitzung, die unter Mitbeteiligung der Damen stattfand, nahmen 
teil: Reg.- nnd Modizinalrat Dr. Janssen-Gnnibioncn; die Kreisärzte: 
Beh r end-Tilsit, Czy gan-Ragnit, Deckner-IIt'ydekmg, Franz-Hein¬ 
richswalde, K a tl u h n - Angerburg, P1 oc h - Gumbinnen, Sc ha wall er- Pül- 
kallen, Schüler-Goldapp, Schulz-Stallapönen, Vossius-Marggrabowa 
nnd die Kreisassistenzärzte Arlart-Gumbinnen und Heimbucher-Kau- 
kehmen. 

I. Besichtigung der Bahnhöfe ln Eydtkuhnen und ln dem russischen 
Grenzorte Kibarti. 

Anf dem Bahnhof Eydtkuhnen, der an der Ostbahn gelegen und als 

*) Eingegangen am 17. November 1910. 
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Gresxntauon eine besondere Bedeutung hat, wurden zunächst die hohen und 
periaaugen künstlerisch ausgeschroückten Wartesäle und die Fürstenummer 
ii Augenschein genommen, dann der russische Nord - Expreßtug erwartet, der 
diret» seine größeren Waggons, durch den hohen Schornstein seiner Lokomotive 
and durch den mit hohen Stößen von Birkenklobenhol« bepakten Tenders, das 
statt der Kohlen als Feuerung dient, einen eigenartigen Eindruck machte. 
Itm folgte gleich hinterher ein Extrazug, der die Fürstin Doigorucki, 
die Witwe Kaiser Alexander II. von Rußland, mit sich führte. Nachdem 
sich die Teilnehmer die Zollabfertigung angesehen hatten .und der Lnxusiug 
wieder abgefahren war, wurde ein Gang durch das 3000 E.nw. zahlende Dorf 
gemacht wurde, dessen freundliche, villenartige, im frischen Grün ihrer Gärten 
gelegenen Häuser den Eindruck eines Badeortes machten. Der russische Grenz* 
ortKibarti ist von Eydtkuhnen nur durch ein kleines Flüßchen, die Lipone, 
getrennt, an deren Ufern das preußische und russische Zollhaus liegen. 
Bubarti besteht überwiegend aus einstöckigen, geschmackvoll gebauten Holz* 
häusern, für die zahlreichen russischen Beamten, die auch eine besondere 
griechisch «orthodoxe Kapelle haben, die mit kirchlichen Ornamenten und Sinn* 
bildern überladen ist. Auf dem Bahnhof, der größer und reicher ausgostattet 
ist, als der Eydtkuhner, wurde eine Sakuska, ein aus russischen National* 
gerichten bestellendes Frühstück eingenommen. 

II. Eröffnung der Versammlung. Wahl des Vorsitzenden. 

Nach Eydtkuhnen zurückgekehrt, eröffnete Kreisarzt Dr. Bohrend* 
Tilsit die wissenschaftliche Sitzung und begrüßte zunächst den zum ersten Male 
im Verein anwesenden Reg.« u. Med.-Rat Dr. J anssen. Der Verein habe durch 
den Tod seines bisherigen Vorsitzenden, des Reg.* u. Med.-Rats Dr. Doepn er, 
der den Verein 9 Jahre geleitet habe, einen schweren Verlust erlitten. Seine 
Amtszeit sei für das Medizinal* und Sanitätspolizeiweeen des Reg.-Bez. Gum¬ 
binnen die fruchtbringendste gewesen, die es je erlebt habe. Die neuen 
Erkenntnisse, die Hygiene und Bakteriologie uns darboten, seien in dieser Zelt 
durch die gesetzgebenden Faktoren in die gesetzlichen Formen gekleidet; 
diese im Bezirk in die Praxis Übersetzt zu haben, sei die Aufgabe Doepners 
gewesen, die er glänzend gelöst habe. Daneben habe er sich angelegen sein 
lassen, die Sanierung der Ortschaften durch Neu* und Erweiterungsbauten von 
Wasserleitungen, Kanalisationen, Schlachthöfe, Markthallen nsw. anzustreben. 
Die Bekämpfung der Granulöse im Bezirk habe er vorbildlich geregelt. Als 
Leiter der Provinzial-Hebammenlebraiislalt in Gumbinnen habe er zahlreiche 
Hebammen ausgebildet und die vorhandenen in den Wiederholangskurson für 
inren Berat nea gefestigt. So könne man wohl ohne Uebortreibung sagen, 
daß den Segen seiner Arbeit jede Gemeinde empfanden hat. Die Arbeiten 
des Vereins habe er auf eine anerkennenswerte, wissenschaftliche Höhe ge¬ 
hoben. Auf ihren jährlichen WanderVersammlungen hätten die Mitglieder 
and ihre Familien die schönsten Gegenden des Bezirks kennen gelernt. Der 
Verein werde sein Andenken dauernd hochdhalten. Die Mitglieder ehrten das 
Andenken ihres verstorbenen Vorsitzenden durch Erheben von den Sitzen. 

Nanmehr wurde durch Zuruf Reg.- und. Mod.-Kat Dr. JanBsen als 
Vorsitzender gewählt, der die Wahl dankend annahm. Er erinnerto an die 
im September in Königsberg stattfindende Vorsammlung der Naturforscher 
und Aerzte. Diejenigen, die darau sich beteiligen wollen, sollten ihre Ver¬ 
tretung unter sich arrangieren. Telegraphische Urlaubsgesuche an den 
Herrn Regierungspräsidenten sollen mit bezahlter Rückantwort versehen 
werden. Bei Berichten an den Herrn Regierungspräsidenten sollen die 
Anzahl der Anlagen angegeben werden. Bei periodischen Berichten falle das 
AnscRreiben weg. Wegen der Choleragcfahr werde in diesem Sommer eine 
erneute Prüfung der Desinfektionsapparate staufinden. 

III. Die Wassermanngebe Reaktion. Der Vortragende, Kreisassistenzarzt 
Dr. Arlart, begann mit einer Erklärung des Wesens der sogenannten Anti¬ 
körper, Antitoxine, Ambozeptoren und Opsonine, verweilte im besonderen bei 
4*r Komplementbindung und erläuterte dann die theoretische Grundlage der 
Wassermannschen Reaktion. Des weiteren wurde kurz ihre praktische 
Ausführung mit besonderer Berücksichtigung der Kontroilmaßnahmen ge- 
Khüdort. 
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Die Leistungsfähigkeit der Untersuchungsmethode, wie sie an der Hand 
dos klinischen Tatsachenmaterials beurteilt werden muß, wurde näher be¬ 
sprochen. Es wurde darauf hingewiesen, daß im frühzeitigen Primärstadium 
der Lues, in welchem gewöhnlicn eine Aligemeioinfektion noch nicht ange¬ 
nommen wird, 20 bis 30 ü /o der Fälle positiv reagieren, später kurz vor dem 
Aasbroch der Roseola 60 bis 70'Vo, nach dem Ausbruch derselben aber 
03—99°/o uni im tertiären Stadium der Lues bei manifesten Fällen 99—100 °/o 
der Untersuchten; daß ferner die sogenannten Nachkrankbeiten der Syphilis, 
Tabes und Paralyse ebenfalls in 90 resp. 100° o einen positiven Aaslall der 
Reaktion geben. 

Von sonstigen Krankheiten haben nur die Framboesie, Scarlatina und 
die tuberöse Form der Lepra sowie Reknrrens und Malaria auf der Hohe der 
Anfälle eine positive Reaktion ergeben. Ebenso wird bei schwerer Kachexie 
kurz vor dem Tode und bei Untersuchungen mit Leichenblut positiver Auslall 
beobachtet. 

Wenn demnach bei der Untersuchung nach Wassermann das Blut 
positiv reagiert, ist mau mit gewissen Einschränkungen berechtigt, eine 
luetische Allgemeininfektion anzunehmen, jedoch muß man sich davor hüten, 
eine bestimmte Organveränderung, die klinisch zweifellos festgestellt ist, in 
diesem Falle ohne weiteres als syphilitisch zu beurteilen. 

Anderseits ist es aber möglich, eine typische Diagnose zu stellen, wenn 
man die Untersuchungsmethode auf andere Körperflüssigkeiten anwendet. So 
spricht z. B. eine deutlich posuive Reaktion von Aszitesflüs^igkeit bei 
Erkrankungen von Abduminalorganen dafür, daß die krankhaften Veränderungen 
an diesen syphilitischer Art sein müssen; ähnlich ist es bei Zerebrospinal¬ 
flüssigkeit und Zentralnervensystem. 

Von großer praktischer Wichtigkeit ist der Ausfall der Reaktion ferner 
bei der Beurteilung, ob ein Laesfall als geheilt anzusehen sei oder ob weitere 
therapeutische Maßnahmen notwendig seien. 

Zam Schlüsse der Ausführung wurden die Teilnehmer von dem Referenten 
aufgeforrlert, dem MediziDalantersuchuDgsamte zu Önmbinnen Material zur 
Untersuchung einzusend* n. Das Blat wird am besten steril durch Punktion aus 
der Mediana oder durch Schröpfen aseptisch entnommen und muß ln einer Menge 
von mindestens 5 ccm eingesandt werden. Außerdem ist es erwnnschr, wenn zur 
Bereitung von Leberextrakt aus der Praxis Lebern von luetischen Foeten vom 
3. bis 8. Lebensmonat eingesandt werden. Auch dieses Material muß steril 
entnommen and in einer 0,85 prozentigen Kochsalzlösung, die außerdem noch 
0,5 °/o Karbolsäure enthalten muß — Leber und Karbolkochsalzlüsung in ungefähr 
gleichem Volumenverhaltnis — versandt werden; es kann aber auch der Foetus 
ungeöffnet emgedchkkt werden. (Eigenbericht) 

IV. Zum Schluß brachte Kreisarzt Dr. S c h ü 1 e r - Goldap die schlechten 
Impfresnltate der diesjährigen Impfung zur Sprache, die ihm von den An¬ 
wesenden vielfach bestätigt wurden. Der Vorsitzende regte die Frage 
an, ob die Voraussetzungen des Impfgesetzes betreffend den zehnjährigen 
Impfschutz noch bestehen, da zahlreiche Vorkommnisse, insbesondere ans den 
letzten Jahre bewiesen haben, daß trotz einwandfreier, erfolgreicher Impfung 
schon nach 5—6 Jahren schwere Pockenerkrankungen aufgetreten sind. Auch 
die Frage, wei he Ursachen etwa den geringen Impfschutz bewirkt haben 
können, bedürfe eingehen 1er Prüfung. Im ArscLluß hieran entspann sich eine 
lebhafte Diskussion über die aufgeworfenen Fragen. 

Auf Anregung des Vorsitzenden wurde ein Begrüßungstelegramm an 
den Herrn Regierungspräsidenten nach Gumbinnen gesandt, das noch im Laufe 
des Tages dankend beantwortet wurde. 

Ein gemeinsames Mittagessen vereinigte die Teilnehmer mit ihren 
Dirnen, nach dessen Schluß die Rückkehr in die Heimat angetreten würde. 

Dr. Behrendt - Tilsit. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. R ap m u n d, Reg.- u. Med.-Rat in Minden i. W. 

J. C C. Brun*. Herrogl. SÄoh*. n. K. ^ch.-L. Hofbnrhdrurk^rH in Minden. 
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Bericht Aber die 71. Konferenz der Hedizinalbeamten des 
Reg.-Bez. Düsseldorf am 18. Jnnl 1910 in Düsseldorf. 

Anwesend: Unter dem Vorsitze des Herrn Geheimrats Borntraeger 
19 Kreisärzte, 3 Gerichtsärzte, 5 Kreis- and Stadtassistenzärzte, der Kreis¬ 
kommanalarzt von Vohwinkel, ein pro physicatu approbierter Arzt, als Gast, 
Prof. Dr. Schlossmann -Düsseldorf. 

Der Herr Vorsitzende begrüßt die Versammlung and bedaaert, daß der 
Herr Begierangspräsident, der das Thema des heutigen Vortrages gewünscht 
habe, wegen einer dringenden Beise nicht habe erscheinen können. Er gedenkt 
seines kürzlich verstorbenen, schon länger aas dem Dienste geschiedenen Vor¬ 
gängers, des Herrn Geheimrats Dr. Michelsen, der sich in Düsseldorf beson¬ 
derer Sympathie anter den Aerzten erfreut habe, was seine damalige Ernennung 
zum Ehrenmitglieds des ärztlichen Vereins beweise. Er rühmt die gewaltigen 
Verdienste Boberts Kochs, die noch lange nicht genug in der Oeffentlich- 
keit gewürdigt würden. Bobert Koch habe es durch eisernen Fleiß and 
eiserne Logik za seinem Bnhme gebracht, sich bei seinen Arbeiten nicht anf 
Spekulationen, sondern auf Tatsachen gestützt; er müsse den Medizinalbeamten 
ein leuchtendes Vorbild sein, nach seinem Beispiel sollten sie, wenn sie nach 
die Macht der Verhältnisse za manchen Kompromissen zwänge, doch das ein¬ 
mal als richtig erkannte auch durchsetzen. 

1. Kreisarzt Dr. Kriege-Barmen spricht in einem längeren Vortrage, 
der in dieser Zeitschrift abgedrackt werden soll, über die Abnahme der Ge¬ 
burten, ihre Ursachen and ihre Bekämpfung. 1 ) 

Zar Erläuterung zeigt er eine außerordentlich reichhaltige Sammlung 
von Broschüren und Zeitungsanzeigen, in denen teils antikonzeptionelle und 
sog. Menstraationsmittel angepriesen werden, teils in versteckter Form Frncht- 
abtreibung angeboten wird. 

In der sich anschließenden Diskussion werden die vom Vortragenden 
gemachten Beobachtungen bestätigt, es wird darauf hingewiesen, daß zur Er¬ 
zeugung von Sterilität die Böntgenstrahlen benutzt, daß viele weibliche Per¬ 
sonen, die sich auf Annoncen gemeldet haben, nach holländischen und belgi¬ 
schen Orten gewiesen werden, wo viele kriminelle Aborte Vorkommen, daß der 
Gebrauch von Matterspritzen zur Abtreibung sehr verbreitet und sehr gefähr¬ 
lich ist, was in Lübeck dazu geführt hat, den öffentlichen Verkauf solcher 
Spritzen zu verbieten. 

Prof. Dr. Schlossmann macht darauf aufmerksam, daß nicht allein die 
Genußsucht, sondern auch die Wohnungsnot zur Beschränkung der Kinder¬ 
zahl antreibt; er verspricht sich von gesetzlichen Maßregeln keinen großen 
Erfolg. Der Vortragende weist darauf hin, daß vielleicht manche Fälle von 
kriminellem Abort entdeckt werden könnten, wenn man bei Todesfällen mit 
verdächtiger Diagnose, z. B. Unterleibsentzündung oder Septikämie von amts- 
wegen Ermittelungen anstellte. 

2. Verschiedenes. Der Herr Vorsitzende bedauert, daß von den 
Kreisärzten über die bei Besichtigungen von Krankenhäusern gefundenen 
Mängel nicht immer an die Begierung berichtet werde; bei einer etwaigen 
späteren Besichtigung durch den Begicrungs- und Medizinalrat sage man 
diesen dann leicht nach, er verlange zu viel. Sehr wichtig sei die Frage der 
Pflegepersonen, der Standpunkt, daß katholische Ordensschwestern und Dia¬ 
konissen die besten Pflegerinnen seien, könne nicht mehr innegehalten werden. 
Man müsse auch von den Ordensschwestern verlangen, daß sie sich an das 
Tragen waschbarer Ueberkleider, besonders bei ansteckenden Kranken und in 
der Gemeindepflege gewöhnten. Daß dies möglich sei, beweise das Beispiel 
des Krankenhausarztes Dr. Schreus in Crefeid, der, ohne Widerstand zu 
finden, besondere Trachten für die verschiedenen Tätigkeiten der Kranken¬ 
schwestern eingeführt habe. 


*) Sie die heutige Hauplnummer, S. 41 u. flg. 
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Bei Ordensniederlassungen für Krankenpflege soll man darauf dringen, 
daß die Schwestern für die eigentliche Krankenpflege nicht auch mit Neben¬ 
tätigkeiten, z. B. in Kinder- und Handarbeitsschulen beschäftigt würden. 

Kreisarzt Dr. Line k- Mors regt an, daß den Kreisärzten von den Standes¬ 
ämtern die Geburten- und Sterbeziffern mit geteilt werden sollen. 

Die Frage nach der Stempelpflichtigkeit der kreisärztlichen Zeug¬ 
nisse für Chauffeure, über welche man verschiedener Meinung sein konnte, ist 
mittlerweile durch Ministerialerlaß entschieden worden- 

Dr. Hof acker -Düsseldorf. 

Bericht über die amtliche Versammlung der ffledizinal- 
Beamten des Keg.-Bez. Hildesheim im Sitzungssaale der 
Känigl. Regierung: dortselbst am 1£. \ovember 1910. 

An der Sitzung nahmen teil: Herr Regierungspräsident Fromme, Reg.- 
und Geh. Med.-Bat Dr. Arbeit, sämtliche Kreisärzte des Bezirks mit Aus¬ 
nahme des erkrankten vom Kreise Marienburg, der Kreisassistenzarzt Dr. 
Gerlach in Göttingen, die Oberregierungsräte v. Basse und Schulz, Geh. 
Med.-Bat Prof. Dr. Darnach aus Göttingen, Beg-- und Geh.Schulrat Sachse, 
Geh. San.-Rat Dr. Gersten berg, Direktor und Dr. Mönkemöller, Ober¬ 
arzt der Provinzial - Heil- und Pflegeanstalt in Hildesheim, Oberstabs- und 
Begimentsarzt Dr. Hobein, Oberbürgermeister Calsow in Göttingen, Bürger¬ 
meister Dr. Ehrlicher, Stadtsyndikus Dr. Gerland und Senator Dr. Schmidt 
in Hildesheim, die Bürgermeister von Osterodo und Münden, die Landräte 
Hey e- Hildesheim, v. Stockhausen - Mariccburg, v. Stock hausen - Münden, 
Dr. Bur chard-Alfeld, Sch wen dy -Osterode, die Regierungsräte Korb und 
Alexander, Dr. Breuel aus Hannover als Vertreter des Hannoverschen 
Provinzial-Vereins zur Bekämpfung der Taberkulose, Beg.- und Geh. Med.-Rat 
Dr. Guertler aus Hannover, sowie mehrere kreisärztlich geprüfte Aerzte. 

Der Herr Regierungspräsident eroffnete mit einer Begrüßung 
die Versammlung. Sodann wurde in die Tagesordnung eingetreten: 

I. Die Bedeutung der Volks- und Schulbäder für die Förderung der 
Gesundheitspflege. 

a) Berichterstatter: Kreisarzt Dr. Müller-Northeim führt etwa fol¬ 
gendes aus: Nach einigen historischen und statistischen Bemerkungen behandelt 
er die Frage vom allgemeinen hygienischen Standpunkte und führt unter den 
Gründen, weshalb die Entwicklung der Volksbäder in kleinen Städten nur 
langsame Fortschritte macht, den Umstand an, daß zunächst wichtigere 
hygienische Aufgaben, wie die Anlage von Wasserleitungen und Kanalisation, 
Straßenpflasterung nnd Krankenhausbauten, zu erfüllen waren und überdies die 
hohen Kosten der in Großstädten errichteten Badeanstalten die kleineren Ge¬ 
meinden abschreckten. Dadurch komme es auch, daß die Bevölkerung mangels 
einer Badegelegenheit das Baden tatsächlich nicht gelernt habe. Sodann 
werden eingehend die Wirkung der Bader auf die Haut und den Gesamt¬ 
organismus, sowie die verschiedenen Formen der Bäder besprochen. Er hält 
es für dringend erwünscht, daß seitens der Schulaufsichtsbehörde bei jedem 
Schulneubau die Einrichtung eines Schulbades vorgesehen 
wird, weil auf diese Welse am leichtesten eine Generation erzogen werden 
kann, die wieder »gelernt hat zu baden“. Anhangsweise werden kurz die 
Dampfbäder und ScUwimmhallenbäder besprochen. 

bt Der Mitbericbterstatter, Landrat Dr. Burchard-Alfeld, behandelt 
die Volksschulbadfrage vom Standpunkte des Verwaltungsbeamten, unter Zu¬ 
grundelegung der Erfahrungen im Kreise Schmalkaden und in der westpreußi- 
schen Stadt Mewe, sowie der Veröffentlichungen der Deutschen Gesellschaft 
für Volksbäder. 

Da man auf dem Lande die Erwachsenen nur in beschränktem Um¬ 
fange zum Baden erziehen kann, so ist damit zu beginnen, der Jugend die 
Gewöhnung an regelmäßiges Baden anznerzieben und dadurch das Bade¬ 
bedürfnis erziehlich in die Familie zu tragen. Hieraus ergibt sich die Forde¬ 
rung, regelmäßig zunächst die Einrichtung von S ch ul bädern anzustreben. 
Hierfür ist als geeignetste Form aus hygienischen und finanziellen Gründen 
das Brausebad jetzt allgemein ane<kannt. Dis Schulbad laßt sich in 
kleineren Gemeinden durch Hinzunehmtn einer Wanne leicht zu einem ein- 
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lachen Volksbade ausgestalten; in größeren Gemeinden and kleinen Städten 
empfiehlt sich für das Volksbad eine getrennte Anlage, zweckmäßig darch 
Angliederang an ein anderes städtisches Betriebsanternehmen (Wasserwerk, 
Gasanstalt, Krankenhaus, Schlachthaus, Tarnhalle). Die Projektierung and 
Aasfährang ist stets einem bewährten Fachmann zu übertragen, eventuell die 
Aaskanftsstelle der Deutschen Gesellschaft für Volksbäder zu benutsen. Die 
Kostenfrage ist, abgesehen von der Größe der Anlage davon abhängig, ob 
bauliche Aenderungen erforderlich werden and ob Wasserleitung vorhanden 
ist. Beispielsweise hat das Schulbransebad in Möwe (4000 Einwohner) 1800 
Mark Kosten verursacht, das an das Stadtkrankenhaus daselbst angegliederte 
Vellbad, (2 Wannen, 6 Brausezellen) 3700 Mark. Das Schulhaas in Gerzen, 
Kr. Alfeld, wo Wasserleitung vorhanden ist, hat mit 1 Wanne und 4 Duschen 
1200 Mark gekostet. Beim Fehlen der Wasserleitung würde dieselbe Anlage 
1500 Mark gekostet haben. 

Der Badebetrieb für die Schulkinder ist so zu gestalten, daß allmählich 
alle Kinder freiwillig sich am Baden beteiligen. Ein Zwang dazu ist 
wenigstens in den ersten Jahren nicht auszuüben. Die Betriebskosten 
des Brausebades sind gering. In Mewe hat im ersten Jahre bei durchschnitt¬ 
lich 180 badenden Kindern der Badetag 90 Pfennig gekostet. Selbstverständ¬ 
lich ist das Baden für die Schulkinder anentgeltlich, andere haben eine mög¬ 
lichst niedrig zu bemessende Gebühr zu entrichten. 

Die Anlage der Schnlbäder ist durch die Verwaltungsbehörden anzu- 
regen und darch Kreisbeihilfen, sowie darch Zuschüsse aus den Ergänzungs- 
zuachußfonds der Kreisausschüese zu fördern. 

Der Grundsatz, daß das Badewesen auf dem Lande zweckmäßig von 
der Schale ausgeht, darf nicht schematisch an gewendet werden. Aach im 
Anschluß an Fabriken, Brennereien und Molkereien und dergl. lassen sich ein¬ 
fache dörfliche Badeanlagen schaffen. 

Auch das Baden im Freien ist durch Anlage von Badeplätzen zu fördern, 
wenn möglich mit Gelegenheit zum Schwimmen. (Selbstbericht.) 

Die Berichterstatter hatten ihren Ausführungen folgende Leitsätze 
zugrunde gelegt: 

a. (Dr. Müller.) 

1. Breite Schichten des deutschen Volkes haben das Baden verlernt 
bezw. nicht kennen gelernt; sie sind in Wort und Schrift über die Vorteile 
des Badens zu belehren und zam Baden zn erziehen. 

2. Das regelmäßige Baden ist für die öffentliche Gesundheitspflege von 
großer Bedeutung, weil mit der körperlichen Peinlichkeit der Sinn für saubere 
Lebensführung (Wohnnng, Kleidung, Ernährung) überhaupt geweckt wird. 

3. Das regelmäßige Baden schützt vor Erkältungskrankheiten und in 
gewissem Grade auch vor .ansteckenden Krankheiten, hebt den Stoffwechsel 
und trägt durch Abhärtung zur Hebung der Wehrkraft des Volkes bei. 

4. Es ist danach za streben, daß jedem Deutschen wöchentlich ein Bad 
ermöglicht wird. 

5. Da in absehbarer Zeit nicht zu erwarten steht, daß durch Haus- 
badeanlagen dem Bedürfnis genügt werden kann, ist auf Einrichtung von 
Volks- und Schulbädern zu dringen. 

6. Die Entwicklung der Volksbäder in mittleren und kleineren Städten 
ist zurzeit nicht genügend, ihre Förderung ist am notwendigsten. 

7. In jedem Schulneubau in Stadt und Land sind seitens der Aufsichts¬ 
behörde Scbulbäder vorzuschreibcn, sofern nicht zu große technische Schwierig¬ 
keiten vorliegen und sofern nicht durch vorhandene Volksbäder dem ßade- 
bedürfnis der Kinder genügt werden kann. 

8. Auch auf dem platten Lande ist die Beschaffung allgemein zugäng¬ 
licher Badegelegenheiten wünschenswert. 

b. (Dr. Burch ard.) 

9. Als grundlegende Form für das Dorfbad ist das Schulbrausebad 
zu wählen, das allmählich zam Volksbade auszubilden ist. 

10. Es ist zu erstreben, daß keine neue Schule ohne Bad errichtet 
wird. Zam mindesten sollten die Kellerräumc so angelegt werden, daß später 
ohne bauliche Veränderungen ein Bad eingerichtet werden kann. 
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11. Aach vorhandene Schalen sind, wenn irgend möglich, mit einer 
Badeeinrichtang za versehen. 

12. Das Vorhandensein einer Wasserleitang begünstigt die Anlage des 
Schalbades; es ist daher die Beschaffang von Wasserleitungen, wo sie noch 
fehlen, nach aas diesem Gesichtspunkte za fördern. 

13. Das Projekt ist in jedem Falle darch einen bewährten and er¬ 
fahrenen gesandbeitstechnischen Fachmann, der zuvor die Verhältnisse an Ort 
and Stelle eingehend za prüfen hat, aafzastellen and in hygienisch einwand¬ 
freier Weise aaszuführen. 

14. Die Verantwortung für die gate Instandhaitang der Badeeinrichtang 
and die Aufsicht beim Baden der Knaben ist dem Lehrer (Hauptlebrer) gegen 
angemessenes Entgelt za übertragen, die Beaufsichtigung der Mädchen der 
Lehrersfraa oder einer anderen geeigneten weiblichen Person. 

15. Das Baden der Schalkinder ist anentgeltlich and — wenigstens im 
Anfang— freiwillig. Die Frequenz ist darch Belehrung, sowie darch fürsorg¬ 
liche and freundliche Behandlung za fördern. Wo die Verhältnisse es erlauben, 
ist das Baden später obligatorisch za machen. Jedenfalls ist za erstreben: 
Jedem Schalkind wöchentlich ein Bad. 

16. Leistangsschwachen Gemeinden ist die Anlage von Schalbädcrn 
finanziell za erleichtern (Kreisbeihilfen. ErgänzangszaschuB). 

17. Wo die Einrichtang eines Schalbades nicht möglich ist, läßt sich 
eine Badegelegenheit manchmal aach auf andere Weise schaffen (Benutzung 
einer Dampfkesselanlage nsw.). 

18. Aach das Baden im Freien, sowie das Schwimmen ist za fördern. 

Erörterang: 

Landrat v. Stockhausen-Marienburg macht auf den in einigen 
Gegenden herrschenden großen Wassermangel aufmerksam, der die Anlage 
von Volksbädern ganz anmöglich mache. Die Gemeinden, die gerade in 
letzter Zeit für allerlei hygienische Maßnahmen Geld hergeben mußten, sind 
nur dann zur Anlage von Bädern bereit, wenn auch Staatszuschüsse geboten 
werden könnten. Wenn bei der Bearbeitung von Schalhausprojekten gleich 
auf die Notwendigkeit der Anlage eines Bades hingewiesen würde, glaubt er 
die Kosten leichter anfbringen zu können. 

Landrat Sch wen dy-Osterode bat in drei Gemeinden leicht die Zu¬ 
stimmung bekommen können. Er fragt an, ob es bedenklich sei, den er¬ 
wachsenen Dorfbewohnern die Benatzaog des Schalbades za gestatten, weil 
dadnreh möglicherweise Krankheiten in das Schalhaus getragen werden könnten ; 
wenigstens sei ihm in einem Falle mit dieser Begründung die Einrichtung des 
Bades abgeschlagen worden. 

Med.-Bat Dr. Nieper-Goslar and andere halten es für völlig unbe¬ 
denklich; ein Schnlbad sei in dieser Hinsicht nicht anders als ein Hallenbad 
zu beurteilen. Er berichtet über die Erfahrungen*mit Volksbädern in Goslar, 
Oberbürgermeister Calsow über diejenigen in Göttingen. Feber das Innerste¬ 
wasser und deren etwaige Schädlichkeiten entstand eine kurze Besprechung, 
die weitere Kreise nicht interessiert. 

Kreisarzt Prof. Dr. L ochte-Göttingen macht darauf aufmerksam, daß 
in manchen Orten der Scbwimmuuterricht klassenweise obligatorisch eingeführt 
ist. Die Schwimmstunde tritt an die Stelle der Tarnstunie; auch das ist ein 
Weg, den Sinn für das Badewesen im Publikum zu fördern. Er weist ferner 
darauf hin, daß den Badeanstalten der Vorwurf gemacht worden ist, sie trügen 
zur Verbreitung übertragbarer Krankheiten bei. L. hat bai 50 scharlach- 
kranken Personen in Göttingen Nachfrage angestellt, oh sie das Schwimmbad 
oder überhaupt das Stadtbadehaus benutzt haben. In 49 Fällen wurden diese 
Fragen verneint. Es gebt daraus hervor, daß durch das Badebaus keine 
Uebirtragungcn stattgefanden haben. 

Schließlich erwähnt L. die Bestrebungen, die Luft in Hal'.enVidern zu 
verbessern und erwähnt die Ozonierungseinrichtungen, die sich in Heidelberg 
im Betriebe befinden. Der üble Geruch der Luft wird beseitigt, gleichzeitig 
sinkt die Keimzahl. 

Die Ozonierungsanlage in Heidelberg ist von der Firma Siemens & 
Halske-Berlin geliefert worden. Es empfiehlt sieb, weitere Versuche nach 
dieser Bichtang hin anzastellen. 
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L. hält die allgemeine Empfehlung ton Luftbädern für bedenklich. Ihre 
Wirkung kann infolge des starken Wärmeverlustes des Körpers aal Personen, 
die rar Nervosität neigen, direkt schädlich sein. (Selbstbericht.) 

II. lieber die praktische Ausführung der den Gemeinden, bezw- 
Kreisen obliegenden Yerpfltchtungen zur Beschaffung von Einrichtungen 
für die Bekämpfung der übertragbaren und gemeingefährlichen Krank* 
hellen (§ 29 des Gesetzes betreffend die Bekämpfung tibertragbarer Krank¬ 
heiten vom 28. August 1905), (§§ 12—19, 21 des Gesetzes betreffend die Be¬ 
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900). 

Berichterstatter: Landrat v. Stockhausen (Uarienburg): 

Nach kurzer Darlegung der geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
schilderte Bef. an der Hand der AuaftLhrungaanWeisung zu § 29 des preußischen 
Gesetzes vom 28. August 1905 betreffend die Bekämpfung Übertragbarer Krank¬ 
heiten das, was im eigenen Kreise in dieser Beziehung geschehen ist, und was 
nach seiner Ansicht tiberhaupt geschehen muß; er wies namentlich darauf hin, 
daß an eine erfolgreiche Bekämpfung der gemeingefährlichen und übertrag¬ 
baren Krankheiten nur gedacht werden könne, wenn die Kreise im weitesten 
Umfange von der ihnen im § 29 des Gesetzes vom 28. August 1905 verliehenen 
Befugnis, statt der Gemeinden die Einrichtungen zu treffen, welche zur Seuchen¬ 
bekämpfung erforderlich sind, Gebrauch machten. Als solche Einrichtungen 
kämen namentlich in Betracht Krankenhäuser, und wo sie nicht mit diesen 
verbunden würden, Absonderungsräume in jederzeit betriebsfertigem Zustande. 

Ein Vertrag mit dem Boten Kreuz, auf den die Ausführungsanweisung 
zum § 29 des Gesetzes vom 28. August 1905 hinweist, genügt allein nicht, da 
bis zur Aufstellung von Baracken zu lange Zeit vergeht, es aber bei den ge¬ 
meingefährlichen und zum Teil auch bei den übertragbaren Krankheiten haupt¬ 
sächlich darauf ankommt, die ersten Fälle unschädlich zu machen. Dies könne 
nur durch alsbaldige Absonderung in geeigneten Bäumen geschehen. Die Be¬ 
kämpfung einer Krankheit, die schon weitere Verbreitung gefunden hat, Bei 
schwierig und mit großen Opfern verknüpft. Beferent empfiehlt ferner zur 
Durchführung der Desinfektion, die Kosten, wegen deren sie von den Pflichtigen 
häufig umgangen würde, möglichst ganz oder zum Teil auf öffentliche Mittel 
zu übernehmen; dadurch lasse sich auch die gesetzlich nicht vorgeschriebene, 
aber höchst wünschenswerte Desinfektion beim Wohnungswechsel Taberkulöser 
erreichen. Nachdem Beferent noch Krankenwagen, Leichenwagen, Beerdigungs¬ 
plätze und Aufbahrungsräume behandelt hatte, schließt er mit dem Hinweis 
auf die großen aller Beteiligten noch auf dem Gebiete der Seuchenbekämpfung 
harrenden Aufgaben, die zwar nicht auf einmal erledigt werden könnten, aber 
au deren Lösung mit allen Kräften gearbeitet werden müsse, wenn dem Ge¬ 
setze zum Wohle der leidenden Menschheit Genüge geleistet werden soll. 

(Selbstbericht.) 

Der Berichterstatter hatte folgende Leitsätze auf gestellt: 

1. Eine Bekämpfung gemeingefährlicher oder übertragbarer Krankheiten 
wird überall da, wo es sich um kleinere oder mittlere Gemeinden handelt, zu 
denen auch ein großer Teil der kreisangehörigen Städte zu rechnen ist, nur 
dann mit Erfolg unternommen werden können, wenn die Kreise von der in § 29 
des Gesetzes vom 28. August 1905, betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, gegebenen Befugnis, statt der Gemeinden die Einrichtungen, 
welche zur Bekämpfung dieser Krankheiten erforderlich sind, zu treffen, in 
möglichst weitem Umfange Gebrauch machen. 

2. Es ist erforderlich, daß zur Aufnahme von Kranken, kraokheits- 
oder ansteckungsverdächtigen Personen geeignete Absonderungsräume in jeder¬ 
zeit betriebsfähigem Zustande bereit gestellt werden. Die gewöhnlichen 
Krankenhäuser genügen nicht, falls sie nicht mit hinreichend großen, von den 
übrigen Bäumen vollständig getrennten Isolierräumen ansgestattet sind ; ebenso¬ 
wenig genügt ein Vertrag mit dem roten Kreuz wegen Lieferung von trans¬ 
portablen Baracken. 

Für Pflegepersonal und Aerzte ist gleichfalls zu sorgen. 

3. Um die Desinfektionen sicher zu stellen, ist die UebernaLme der Des- 
infektkmskosten ganz oder zum größeren Teile aus öffentliche Mittel dringend 

zu empfehlen. 
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Erörterung. 

Bürgermeister Dr. Hessel (Osterode) teilt mit, wie die Sanit&tskolonnen 
vom Boten Krens den Krankentransport austtben und Destniektoren stellen. 
Landrat Dr. Burchard-Alfeld hat bei Gelegenheit einer Typhusepidemie die 
Erfahrung machen müssen, daß der sufolge Ministerial- Erlaß vom 26. Marz 
1905 mit dem Landesverein vom Boten Kreuz abgeschlossene Vertrag sich 
nicht bewahrt hat. Erst nach 14 Tagen traf die Baracke in Alfeld ein und 
war erst nach weiteren 8 Tagen betriebsfähig. Der Vertrag soll gekündigt 
werden. Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Ar beit rät daher dringend den Kreisen, 
Seuchenbaracken zu bauen, damit sie beim Ausbruche gemeingefährlicher 
Krankheiten gerüstet seien. Die Erfahrung habe gelehrt, daß große Kranken¬ 
häuser (Hannover, Göttingen, Hildesheim) sich einfach weigern, Pockenkranke 
aus anderen Kreisen aufzunehmen. Med.-Bat Dr. Buch hol z-Einbeck be¬ 
spricht die Wirkungslosigkeit der Wohnungs- (insbesondere Formalin-) Des¬ 
infektion und die Schwierigkeit ihrer Durchführung in der Praxis. Landrat 
Geh. Bat Heye-Hildesheim bestätigt dieses aus eigener Erfahrung bei einer 
Diphtherieepidemie (siehe Zeitschrift für Medizinalbeamte 1909, S. 81 und 
ebenda Beilage Nr. 3 im Berichte der Medizinalheamten-Versammlung unter 
Nr. III, Beferent Becker). Er hält es für dringend erwünscht, daß dem Herrn 
Minister über diese ungünstigen Erfahrungen, die übrigens vorwiegend gerade 
die praktischen Aerzte gemacht haben, Vortrag gebalten werde, damit die 
Desinfektionsvorschriften mindestens beim Auftreten von 8charlach und Diph¬ 
therie einer Neubearbeitung unterworfen würden. Beg.- und Geb. Med.-Bat 
Dr. Guertler-Hannover warnt vor Uebertreibungen. Die mangelhafte 
Wirkling der Desinfektionen beruhe vielfach in der mangelhaften Ausführung 
derselben. Die hannoverschen Kreisärzte seien daher angewiesen, gelegentlich 
die Wohnungsdesinfektionen überraschend zu kontrollieren. Die fortlaufende 
Desinfektion werde in Hannover durch Aufsichtsdamen und Berufskranken¬ 
pflegerinnen, die lediglich zu diesem Zwecke angestellt seien, überwacht. 

III. Die Errlehtung von Fürsorgestellen aur Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose. 

a) Berichterstatter: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Damsch-Göttingen: Der 
seit dem Jahre 1883 bemerkbare Bückgang der Tuberkulose-Sterblichkeit in 
Preußen ist die Folge verschiedener Momente, der Assanierungsmaßregeln in 
den Städten, der sozialen Gesetzgebung, des Ansteigens des allgemeinen Wohl¬ 
standes, sowie der Errichtung von Heilstätten für Tuberkulöse. Der Bück¬ 
gang der Sterblichkeit tritt vorzugsweise in den höheren, weniger in den 
jugendlichen Altersklassen hervor, woraus sich ergibt, daß die Heilstätten 
allein zur Bekämpfung der Tuberkulose im jugendlichen Alter nicht genügen. 
Es ist dies verständlich, da schwer Kranke in die Heilstätten nicht auf¬ 
genommen werden, und die leichter Erkrankten nur vorübergehend Aufnahme 
finden können. Letztere kehren in ihre alten Verhältnisse und in die alten 
Gefahren zurück. Für beide Gruppen von Kranken ist die Einrichtung einer 
häuslichen Fürsorge erforderlich, über deren Gestaltung ein Arzt als 
Sachverständiger entscheiden muß. Wünschenswert ist eine Zentralisierung 
der häuslichen Fürsorge unter ärztlicher Leitung durch die Errichtung von 
Fürsorgestellen seitens der Gemeinden. In diesem Sinne sind eine ganze 
Beihe von Städten (Göttingen 1906) vorgegangen, während die Landkreise 
noch im Bückstande sind. Das doppelte Mißtrauen, weichem diese Einrich¬ 
tungen von seiten des Publikums und von seiten der Aerzte begegneten, ist 
erfreulicherweise bald geschwunden. Aerzte und Laien dürfen ihre Mit¬ 
wirkung nicht versagen in der Ermittlung möglichst aller Tuberkulösen; die 
ärztliche Behandlung muß den praktischen Aerzten erhalten bleiben, nur die 
Fürsorge für die Kranken ist die alleinige Aufgabe der neuen Einrichtungen. 

Dieser Aufgabe wird entsprochen: 1. Durch öffentliche Sprech¬ 
stunden — ein- bis zweimal wöchentlich — in denen die Untersuchung der 
Kranken erfolgt. Von jodem Kranken werden Personalakten über seine wirt¬ 
schaftlichen und gesundheitlichen Verhältnisse, einschließlich des Untersuchungs¬ 
befundes angelegt. 2. Durch eingehende Kontrolle der häuslichen Verhältnisse, 
besonders Wohnung und Ernährung betreffend, muß der Fürsorgearzt unmittel¬ 
bar an den Heerd der Erkrankang Vordringen. Sämtliche Mitglieder der Familie 
sind einer Untersuchung zu unterziehen; nicht nur die Kranken, sondern auch 
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Yerdächtige and Bedrohte Bind in Fürsorge na nehmen; bei allen Fürsorge- 
Pfleglingen müssen von Zeit za Zeit Kontrolluntersuch ungen statt finden. 

Die Fürsorgemaßnahmen erstrecken sich 1. auf Belehrung and Auf¬ 
klärung im Eiozelfall, sowie auf öffentliche Vorträge über das Wesen der- 
Tuberkulose, ihre Gefahren und die erfolgreiche Bekämpfung derselben, unter¬ 
stützt darch Demonstrationen, wie sie durch das Tuberkulose-Wandermaseum 
ermöglicht Bind; 2. auf die Durchführung hygienischer Forderungen: Beseitigung 
des Auswurfs als des Trägers des Krankheitsgiftes, Kampf gegen Unsauber¬ 
keit und Unordnung, Isolierung der Kranken, Sorge für helle und luftige 
Bäume, Uebernahme der Leib- und Bettwäsche (Wäschebeutel), Unterstützung 
der Wirtschaftsführung nach jeder Bichtung durch Gewährung von Beihilfen, 
Sorge für gute Ernährung durch Gewährung von Nahrungsmitteln (Mittag- 
-esaen), besonders von Milch und Eiern. — Ebenso fällt den Fürsorgestellen, 
anter Zuziehung der behandelnden Aerzte, die Ueberweisung der Kranken 
■oder Gefährdeten in Krankenhäuser, Heilstätten, Kurorte, Erholungsstätten 
osw. zu, wie sie auch lür die Desinfektion der Wohnungen bei Todesfällen, 
Wohnungswechsel oder vorübergehender Abwesenheit zu sorgen haben. 

Die Mittel zur Durchführung dieser Maßnahmen müssen von den Ge¬ 
meinden getragen werden. Die bisherigen Erfolge der FttrsorgeBtellen ermutigen 
zur Fortsetzung dieser Bestrebungen in hohem Maße. (Selbstbericht.) 

b. Der Mitberichterstatter Kreisarzt Med.-Bat Dr. Biehn-Clausthal 
schildert eingehend die Einrichtungen der Fürsorgestellen im Kreise Zellerfeld. 
Ende April 1909 wurde mit Hülfe des Provinzial- Vereins zur Bekämpfung der 
Tuberkulose in Hannover vom Zweigverein für den Oberharz des Vater¬ 
ländischen Frauenvereins in Clausthal eine Fürsorgestelle ins Leben gerufen, 
der sich nach und nach die Ortsgruppen Altenau, Grund, Lautenthal, Wilde¬ 
mann, Bantenbock und Lerbach anschloßen. Die Bezirksdamen machen mit 
Hülfe der Gemeindeschwestern die Tuberkulösen ausfindig und bewegen sie 
zum Arzt zu gehen oder falls sie schon behandelt werden, sich in der Fttr- 
eorgestelle vorzustellen. Die Kranken werden dann, ebenso wie ihre Ange¬ 
hörigen, dauernd überwacht und die Familienverhältnisse nach dem vom 
Provinzialverein zur Bekämpfung der Tuberknlose vorgeschriebenen Formulare 
registriert. Die behandelnden Aerzte stellen ßefundscheine über die Kranken 
aus. Die Farsorgejournale werden von den Bezirksdamen geführt, welche 
überdies gehalten sind, die Kranken persönlich aufzusuchen. Gerade dadurch 
ist die Einrichtung sehr populär geworden; Differenzen mit den praktischen 
Aerzten werden vermieden. Der Arzt der Fttrsorgestelle behandelt die Kranken, 
nicht, sondern fungiert nur als Berater der Leiterin. Ein Hauptgewicht wird 
auf die möglichste Absonderung der Kranken im eigenen Hause gelegt. Leib¬ 
und Bettwäsche wird kostenlos gewaschen und desinfiziert, ein besonderes 
Bett und Schlafzimmer für den Kranken eventuell unter Zahlung eines Miets¬ 
zuschusses bereit gestellt. Geld wird nicht gewährt, wohl aber erforderlichen¬ 
falls kräftige Kost. Tuberkulöse Kinder werden in Soolbäder geschickt, später 
mit kräftiger Kost oder Milchfrühstück versehen. Die bisherigen Erfolge, die 
sich noch nicht in vollem Umfange übersehen lassen, sind gute. Es wird 
angestrebt, daß sämtliche Orte des Kreises sich der Fürsorgestelle angliedern, 
da nur so möglichst alle Taberkalösen ausfindig gemacht werden können. 
Das wesentlichste ist die Auswahl einer geeigneten Persönlichkeit als Leiterin 
and geschickter Helferinnen; in größeren Orten ist eine aasgebildete Kranken¬ 
pflegerin nicht zu entbehren. Die Mithülfe der Aerzte ist unentbehrlich, 
zamal bei der Entdeckung der Frühstadien der TaberkuloBe. 

Die Berichterstatter batten folgende Leitsätze anfgestellt (Damsch 
Nr. 1—16, Biehn Nr. 16-2G): 

1. Die Errichtung von Fürsorgestellen für Tuberkulöse bildet ein 
weiteres wertvolles Glied in der Beihe der bereits vorhandenen Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Taberkulose und sollte tunlichst bald in allen Stadt- und 
Landkreisen zur Durchführung gelangen. 

2. ln Städten werden dieselben am zweckmäßigsten einem Vertrauens¬ 
arzt als ärztlichen Leiter unterstellt, der die Fursorgemaßnahtnen bestimmt, 
während die ärztliche Behandlung den Hausärzten Vorbehalten bleiben muß. 
ln den Landkreisen werden besondere Vereinbarungen mit den Aerzten des 
Kreises getroffen werden müssen. Die Ausführung der getroffenen Maßnahmen 
ist Fürsorgeschwestern zu übertragen. 
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3. Die Tätigkeit der Fürzorgestellen erstreckt sich auf die Abhaltung 
öffentlicher Sprechstunden zwecks ärztlicher Untersuchung, sowie auf die 
Kontrolle der Wohnung und Lebenslührang der der Fürsorge überwiesenen 
Kranken. 

4. Eine ihrer Haaptaafgaben ist die möglichst frühzeitige Ermittelung; 
aller tuberkulös Erkrankten. 

Die Erfüllung dieser Aufgabe ist nur mOglich unter der Mitwirkung 
der praktischen Aerzte (Krankenkassen) und aller Laien durch Ueberwebung 
Erkrankter oder Verdacntiger an die Fürsorgestelie. 

5. Die Fürsorge soll sich nicht nur auf solche Individuen erstrecken, 
welche bereits nachweislich an Tuberkulose leiden, sondern auch auf gefährdete 
oder der Tuberkulose verdächtigen Individuen ausgedehnt werden. 

6. Durch geeignete Maßnahmen (Belehrung im Einzelfall, öffentliche 
Vorträge, unter Mithilfe von Demonstrationen des Wandermuseums nsw.) ist 
das Laienpublikum über Wesen und Art der Tuberkulose aufzuklären, sowie 
über die Mittel zur erfolgreichen Bekämpfung derselben zu unterweisen. 

7. Der Feststellung einer tuberkulösen Erkrankung im Einzelfall soll 
die Untersuchung sämtlicher Familienmitglieder folgen. 

8. Die gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse der Pfleglinge sind seitens 
der Fürsorgestellen einer eingehenden Untersuchung zu unterziehen, vorhandene 
Uebebtände sind zu beseitigen, insbesondere soll rür möglichste Isolierung 
der Erkrankten und gute Ernährung derselben, Bowie für zweckmäßige Be¬ 
handlung der Wäsche (Lieferung von Wäschebeuteln zur Aufbewahrung der¬ 
selben), Beseitigung des Auswurfs, wie überhaupt für die Durchführung 
größter Beinlichkeit im Haushalt gesorgt weiden. 

9. Darch Erziehung zur Reinlichkeit, durch Gewährung von Nahrungs¬ 
mitteln, Heizmaterial, Uebernahme der Wäsche, Stellung von Hilfspersonal 
zur Führung des Haushaltes, sowie durch Zuschösse zur Aufbesserung der 
Wohnungsverhältnisse seitens der Fürsorgestelle soll den Forderungen der 
Hygiene möglichst entsprochen werden. 

10. Neben der physischen Pflege im Hause haben die Fürsorgestellen 
die Ueberweisnng der Kranken in Krankenhäuser, Heilstätten, klimatische 
Kurorte unter Zuziehung der behandelnden Aerzte zu befürworten. 

11. Besondere Sorgfalt soll den im Kindesaltcr stehenden Fürsorge¬ 
pfleglingen gewidmet werden durch Verabfolgung von Soolbädern (Bade¬ 
anstalten), Ueberweisnng der Eiinder in Sool- oder Seebadeorte, Walderholungs- 
et&tten u. a. m. 

12. Alle aus den Heilstätten usw. heimkehrenden Pfleglinge sollen den 
zugehörigen Fürsorgestellen zur weiteren Kontrolle überwiesen werden. 

13. Bei Todesfällen, Wohnungswechsel oder vorübergehender Abwesen¬ 
heit der Fürsorgeptieglinge soll die Fürsorgestelie die Desinfektion der 
Wohnungen veranlassen. 

14. Die Mittel zur Durchführung dieser Aufgaben werden von den 
Gemeinden getragen werden müssen unter Heranziehung der Krankenkassen, 
der Landesversicherungsanstalten und etwaiger bereits bestehender Wohltätig¬ 
keitsvereine. 

15. So dienen die Fürsorgestellen dem Wohle des Einzelnen wie dem 
Schutze der Gesamtheit. 

16. Im Kreise Zellerfeld hat die Tuberkulosesterblichkeit von 1SS3 L-Is 
1907 stetig zugenommen; auffällig war die hohe Zahl der gestorbenen Männer, 
besonders der Bergleute. 

17. Im Hinblick darauf hat der Zweigverein des Vaterländischen Frauen¬ 
vereins vom Roten Kreuz von vornherein sein Augenmerk hauptsächlich auf 
die Bekämpfung der Taberkulose gerichtet und zu diesem Zweck eine Für¬ 
sorgestelle ins Leben gerufen. 

16. Soweit die Kranken nicht in ärztlicher Behandlung stehen, nnd von 
den Aerzten der Fürsorgestelie überwiesen werden, geschieht das Aufsehen 
der Krankheitsverdächtigen durch die Bezirksdamen des Vaterländischen Frauen¬ 
vereins. Diesem I mstande ist die gute Kntwickelung der Fürsorgestelie zu 
danken. Widerwärtigkeiten haben sich nicht ergeben. 

19. Durch Absonderung der Kracken und Sorge für fortlaufende Des¬ 
infektion, die in den Händen einer Laienschwester liegt, wird der Ausbreitung 
der Taberkulose entgegengearbeitet. 
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2". Aach materiell wird für die Kraakea ud deren Angehörige gesorgt. 

21. Die Fürsorge entrecht sich auch aal Knukheitsverdächüge ud 

Gefährdete. 

22. Kinder tuberkulöser Elters werden in Soolbider nnd sonstige Kur¬ 
are ulten geschickt; wobei noch ein großes Gewicht anl eine Nachkur 
gelegt wird. 

23. Wenn auch bei den Erkrankten selbst wesentliche Erfolge noch 
nicht za Terxeichnen sind, so hat die Fürsorge doch bei den gefährdeten 
Angehörigen, besonders den Kindern sehr günstige Erfolge gezeitigt. 

24. Nach den bisherigen guten Erfahrungen ist dahin au streben, daß 
sämtliche Orte des Kreises der Farsorgestelle angegliedert sind. 

25. Soll überhaupt eine wirksame Bekämpfung der Taberkulose platz* 
greifen, so geäugt es auch nicht, wenn einzelne Kreise eine Farsorgestelle 
gründen, sondern es müssen sich möglichst alle Kreise beteiligen, vor allem 
besonders aber in den stärker befallenen Kreisen sämtliche Ortschaften. 

26. Besondere Schwierigkeiten sind hier ebensowenig wie in anderen 
Ortschaften bezw. Kreisen, die bereits Fürsorgestellen besitzen, tu Tage 
getreten. Die Kranken und deren Angehörige bringen den Fürsorge* 
bestrebungen ein anzuerkennendes Verständnis entgegen, ganz besonders die¬ 
jenigen, die schon einmal in HeUst&ttenbehandlung gewesen sind. 

c. Der am Erscheinen verhinderte zweite MitberichterstaUer Laadrat 
▼. Läken (Zellerfeld) hatte folgende Leitsätze eingesandt: 

I. Die Langenfürsorgestellen werden zweckmäßig nicht von Behörden, 
sondern von Privat-Organisationen einzurichten und zu betreiben sein, da 
diese in der Begel eher Entgegenkommen in der Bevölkerung finden, Einblick 
in die Familienverhältnisse erhalten und die nötige Fühlung im Volke her- 
steilen können, als es bei Behörden der Fall ist. Die Leitung der Fürsorge* 
stellen wird aber stets Hanl in Hand mit den Behörden, insbesondere mit den 
Organen der kommunalen und kirchlichen Armenpflege, vorzugehen, auch aich 
die Mitarbeit der Gemeindeschwestern zu sichern haben. 

II. Das Arbeitsgebiet der Fürsorgestellen besteht im Wesentlichen in 
Folgendem: 

1. Ermittelung der Krankheitsfälle und deren Registrierung. 

2. Benachrichtigung derjenigen Stellen, die zum Eingreifen und Helfen 
berufen sind, wie Krankenkassen, Knappschaftskassen, Landesver- 
sicherungsanstalten, Gemeindeverwaltungen, Vermittlung von Unter* 
stützungsantragen usw. 

3. Aerztliche Untersuchung des Kranken und seiner Angehörigen. 

4. Wohnungspflege, Isolierung der Kranken, Desinfektion, Verabreichung 
von Stärkungsmitteln. 

5. Vorbeugungsmaßnahmen an gefährdeten Angehörigen, namentlich Kindern, 
wie Beschaffung von Solbadekuren, Stärkungsmitteln, Milchfrühstttck in 
der Schule und an Rekonvaleszenten. 

6. Aussonderung Schwerkranker aus den Familien und ihre Unterbringung 
in besonderen Anstalten. 

III. Ob und welche Maßnahmen die einzelnen Fürsorgostollen zur An¬ 
wendung zu bringen haben, wird sich namentlich nach ihrer Finanzlage richten. 
Die Maßnahmen zu II 1 und 2 werden sich ohne erhebliche Kosten durchführen 
lassen. Soll die Fürsorgestelle aber eine wirklich erfolgreiche Wirksamkeit 
entfalten, so wird sie ihre Tätigkeit auch auf die weiteren Funktionen 
(II 3—6) aus lehnen müssen, und hierza gehören reichliche Geldmittel. Sie 
wird also an ihre Aufgabe nur dann mit Erfolg herantreten können, wenn sie 
entweder selbst in einer günstigen Finanzlage sich befindet, oder Bich die 
aasreichende Mitwirkung geeigneter uud bsreitcr Steilen, wie Landesver* 
sicherungsanstalten, Kreis- und Gemeindeverwaltungen, größerer gemein¬ 
nütziger Vereine und Verbände gesichert hat oder wenn endlich von dritter 
Seite bereits erhebliche Mittel zu ähnlichen Zwecken zur Verfügung gestellt 
sind, z. B. wenn Kreis- oder Gemeindeverwaltungen die Kosten für Desinfek¬ 
tionen, Solbadekuren, MilchfrUhstück u. a. m. bereits übernommen haben. Vor 
Einrichtung von Fürsorgestellen bedarf also die Finanzfrage einer besonders 
gründlichen Prüfung. 
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IV. Ein Pankt, der beim Betriebe von Fürsorgestellen keineswegs außer 
Acht gelassen werden darf, und heryorgehoben werden maß, ist das ethische 
Moment. Die Arbeit der Fürsorgestelle bedeutet ein derartiges Eindringen 
in die intimsten Verhältnisse von Haas and Familie, daß mit großem Takt 
and Geschick vor gegangen werden maß, wenn in den Bevölkerangsschichten, 
in denen gearbeitet werden soll, nicht Mißmut und Erbitterang, nach 
Ablehnung kommen soll. Aaf die Aaswahl der aasführenden Organe maß 
deshalb große Sorgfalt verwendet werden. An dem ethischen Moment wird 
h&nfig auch eine der wesentlichsten Aufgaben der Fürsorgestellen, die Ent¬ 
fernung Schwerkranker aas den Familien, Gefahr laufen. In Gegenden mit 
aasgeprägtem Heimats- and Familiensinn wenigstens trennen sich die Kranken 
und die Familien nor schwer voneinander; es wird anm Mindesten der 
langjährigen und stetigen Aufklärung and Belehrung bedürfen, am hierin 
vielleicht mit der Zeit einigen Wandel za schaffen. 

Erörterung: 

Kreisarzt Med.-Rat Dr. Becker (Hildesheim) reicht eine vom königl. 
Statistischen Landesamte in Berlin aasgearbeitete tabellarische Uebersicht über 
die Taberkalose - Mortalität im Regierangsbezirke Hildesheim während des 
Jahres 1909 nach den einzelnen Kreisen geordnet herum, aas der insbesondere 
die hohe Sterblichkeitsziffer der Harzkreise (Lnngenheilanstalten!) und des 
Kreises Uslar (sehr ärmliche Bevölkerung in den Orten des Solling) ersichtlich 
ist. Sodann bespricht er die Taberkalose - Mortalität in der Stadt Hildesheim 
während der letzten 15 Jahre (1895 bis 1909) and zeigt einen Stadtplan vor, 
in den er die sämtlichen Todesfälle an Taberkalose aas diesem Zeiträume 
eingezeichnet hat. Man sieht aaf dem ersten Blick, daß vorwiegend die Alt¬ 
stadt betroffen ist und von den Außenbezirken die Arbeiterwohnangen in der 
Nähe einer Glashütte. Sogenannte „Taberkuloseh&user“ hat er aofgesacht 
and alle Formen des sozialen Elendes dort angetroffen. Die Errichtung 
einer Taberkalose • Fürsorgestelle, die übrigens geplant wird, ist daher 
dringend nötig. 

Dr. Breal-Hannover gibt Winke für die Errichtung von Fürsorge¬ 
stellen nach den Grandsätzen des Provinzial-Vereins zar Bekämpfung der 
Taberkalose and erläutert die bekannten Grandsätze der Landes• Versicherungs¬ 
anstalt Hannover in der Frage der Taberlosebehandlung. 

Bürgermeister Dr. Ehrlicher-Hildesheim beabsichtigt bei der dem- 
nächstigen Errichtung der Fürsorgestelle vor allem anch die Krankenkassen 
finanziell heranzaziehen, da große Mittel nötig seien. Leider seien nach seinen 
früheren Erfahrungen (in Halberstadt) vielfach die Krankenkassenärzte den 
Bestrebangen hinderlich; man müsse sie daher von vornherein für die Sache 
gewinnen. 

Landrat v. Stockhausen-Münden wird demnächst eine Fürsorgestelle 
errichten and beabsichtigt den Kreis als den Träger der Kosten in erster 
Linie heranzaziehen, daneben nach die Stadtverwaltang, Vaterländischen 
Fraaen-Verein, Loge asw. 

Oberbürgermeister C & 1 s o w - Göttingen meint, daß die Stadt doch 
schließlich alles bezahlen müsse, daher solle sie anch die Organisation in die 
Hand nehmen. Allerdings reichten in Göttingen die in den Haushaltsplan 
jährlich eingesetzten etwa 7000 Mark lange nicht aas, am alle Not za lindern. 
Der Fürsorgearzt müsse eine ganze Persönlichkeit sein, der za den übrigen 
Aerzten in einem gaten Verhältnisse stehe and darch Bein gewinnendes Wesen 
aad taktvolles Auftreten das Zutrauen der Kranken gewinne. In zweiter 
Linie sei es wichtig, daß die Fürsorgeschwester mit dem Publikum verkehren 
könne. Der Kernpunkt der ganzen Bekämpfang sei, daß die Frau aas dem 
Volke Reinlichkeit and Familiensinn wieder lerne. Wenn das Niveau der 
Arbeiterfrau wieder gehoben werde, so wäre dieses das beste Mittel zar Be¬ 
kämpfang der Taberkalose in den Hütten der Armat. 

Nach Schloß der Sitzung fand ein vergnügtes Essen im „Englischen 
Hofe* statt. Dr. B e c k e r • Hildesheim. 


Redaktion: Geb. MeL-Rat Prof.Dr.Rapmuud, Reg.- a.Med.-Ratin Minden i. W. 

J. C. G. Bruns. Heriogl. Bichl. Q. F. 9ch.-L. Hofbachdruckerei ln Minden. 






Berichte über Yersammlimgen. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte, 1911. III. 


Amtliche Konferenz der Dfedizinalbeamten 
des Beg.-Bez. Potsdam am 9. Dezember 1910 im städtischen 
Untersnchnogsamt in Berlin, Fischerstr. 

Anwesend waren die sämtlichen Medizinalbeamten des Regierangsbezirks, 
mit Ausnahme des darch einen gerichtlichen Termin verhinderten Kreisarztes 
des Kreises Westhavelland, ferner 23 kreisärztlich geprüfte Aerzte. Als Ver¬ 
treter des Herrn Regierungspräsidenten wohnte Ober-Reg.-Rat v. Wilms 
den Verhandlungen bei, als Vertreter deB Medizinaikollegiums der Provinz 
Qeh. Med.-Rat Dr. Sander und als Gast Geb. Reg.-Rat Prof. Proskauer. 

Nach vorangegangener Besichtigung des Untersucbungsamtes unter 
Führung des Geh. Rats Proskauer und Prof. Sobernheim eröünete der 
Vorsitzende, Reg.- u. Geh. Med.-Rat Dr. Roth, die Versammlung, indem er 
dem lebhaften Bedauern des Regierungspräsidenten, an der Versammlung nicht 
teilnehmen zu können, Ausdruck gab. 

Sodann gedachte der Vorsitzende, Geh. Rat Roth, des schweren 
Verlustes, den die Medizinalbeamten des Potsdamer Bezirks und speziell das 
Medizinal-OnterBuchangsamt in den letzten Wochen durch den Heimgang des 
Kreisassistenzarztes Dr. Schönbrod erlitten haben. Der Verstorbene, der 
seit 2i/4 Jahren an dem Untersuchungsamt tätig war, hatte sich eine Typhus¬ 
infektion zagezogen, der er am 26. Oktober nach kurzem schweren Kranken¬ 
lager in der Blüte der Jahre erlag. Er hat sich in seiner Stellung am Unter- 
suchungsamt als ein treuer und gewissenhafter Mitarbeiter bewährt, als ein 
lauterer Charakter, ein Mann von ehrenhafter Gesinnung, der von den Kol¬ 
legen allgemein geschätzt wurde. „Er starb im vollen blütenreichen Leben, 
im ersten Sommer, dem kein Herbst gegeben". Sein Andenken wird bei uns 
in Ehren bleiben. 

Unter Bezugnahme auf den Erlaß des Regierungspräsidenten vom 
17. Oktober 1910, in den den Krankenhausvorständen eine Regelung des 
Schwesterndienstes (Begrenzung des täglichen Dienstes, der Erholungs¬ 
zeiten ubw.) aufgegeben wurde, ersuchte der Vorsitzende die Kreisärzte 
des Bezirks, bei der Durchführung dieser Maßnahmen den Landräten und 
Oberbürgermeistern beratend zur Seite zu stehen und namentlich auf die an 
den Anstalten tätigen Aerzte im Sinne einer erfolgreichen Durchführung der 
in dem Erlaß gegebenen Anregungen und Anordnungen hinzuweisen. Hin¬ 
sichtlich der sog. rauhen Arbeiten wies er noch besonders darauf hin, daß es 
in einzelnen Krankenanstalten noch immer vorkomme, daß die Bettstellen und 
Betttische regelmäßig in 8 tägigen Zwischenräumen von den Schwestern bezw. 
Lernschwestern abgescheuert werden, obwohl diese namentlich von einigen 
älteren Oberschwestern gepflegte Tradition durch keinerlei hygienische Rück¬ 
sichten geboten sei. ln dieser Hinsicht genügt es vollkommen, wenn täglich 
eine feuchte Staubabnahme erfolgt und im übrigen eine gründliche Reinigung 
bei jedem eintretenden Wechsel des Bettes vorgesehen wird. Soweit derartige 
überflüssige und sonstige Scheuerarbeiten noch angetroflen werden, sind die 
Vorstände bezw. die Oberinnen darauf hinzuweisen, daß die durch Wegfall 
solcher überflüssigen und im übrigen dem niederen Dienstpersonal vorzube- 
haltenden Scheuerarbeiten gewonnenen arbeitsfreien Augenblicke sehr viel 
bessere Verwendung finden, wenn sie der Erholung und Sammlung der 
Schwestern in ihrem verantwortungsvollen Beruf oder der Unterhaltung chro¬ 
nisch Kranker verfügbar gemacht werden. 

Weiter teilte Dr. Roth mit, daß es zum ersten Mal in einem länd¬ 
lichen Kreise des Bezirks gelungen sei, eine zahnärztliche Beratung 
der sämtlichen schulpflichtigen Kinder in die Wege zu leiten. Nachdem der 
Vorsitzende die Einrichtungen der ersten Schulzahnklinik in Berlin kennen 
gelernt, nahm er Gelegenheit, mit dem Kreisarzt des Kreises Osthavelland, 
Dr. Aust und dem Landrat v. Hahnke Rücksprache zu nehmen, die beide 
der 8ache das größte Interesse entgegenbrachten. Nachdem inzwischen auch 
die Kreisvertretungen sich mit der Einstellung einer bestimmten Summe in 
den Etat einverstanden erklärt haben, ist die Organisation im Kreise West- 
havelland in der Weise in die Wege geleitet, daß in einer Tagestour mehrere 
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Schalen von einem Zahnarzt im Beisein des Kreisarztes nntersacht werden, 
and daß im Anschlaß hieran diejenigen Kinder, bei denen eine zahnärztliche 
Behandlung erforderlich ist, za einem späteren Termin vorgeladen and, soweit 
die Eltern einwilligen, von dem Zahnarzt behandelt werden. 

Auf diese Weise werden die sämtlichen schulpflichtigen Kinder im Laufe 
von 2—3 Jahren, soweit erforderlich, einer zahnärztlichen Behandlung zuge¬ 
führt werden. Es steht zu hoffen, daß dies ausgezeichnete Beispiel recht 
bald in anderen Kreisen Nachahmung findet. Wie dringend das Bedüifnis hier¬ 
für, geht daraus hervor, daß nach den ersten bis jetzt ausgeführten Unter¬ 
suchungen der Prozentsatz der zahnkranken Kinder im ländlichen Teil des 
Bezirks ein außerordentlich hoher zu sein scheint. Hier wie auf dem Gebiete 
der Bekämpfung der Tuberkulose und der Säuglingssterblichkeit gilt es darch 
Schaffung von Fürsorgestellen Hand anzulegen und Wandel zu schaffen. Von 
den drei Stadtkreisen wird zunächst Potsdam zum 1. April 1911 eine Schul¬ 
zahnklinik einrichten. 

1. Zum ersten Gegenstand der Tagesordnung übergebend, berichtete 
der Vorsitzende, Geh. ßat Dr. Roth: Ueber die Im Jahre 1910 Im 
Potsdamer Bezirk vorgekouimeneu Cholerafiüle. 

Trotz des Rückgangs, den die Cholera in Rußland in den letzten Wochen 
erkennen läßt, bleibt mit Rücksicht auf die weile räumliche Ausbreitung und 
das Befallensein der Grenzdistrikte die .Möglichkeit neuer Etuschleppangen 
bestehen, weshalb es angezeigt erschien, kurz über die im Bezirk im laufenden 
Jahre vorgekommenen Cnolerafälle zu berichten. 

Der erste Choler&fall im Jahre 1910 ereignete sich auf dem Auswan- 
dererbahnhof Ruhleben und betraf den russischen Auswanderer Anton K., 
32 Jahre alt, aus Biamenteld, Gouvernement Warschau, der am 11. Juni d. J. 
auf dem Auswandererbahnhof in Ruhleben eintraf. Er hatte seinen Heimats¬ 
ort Blumenfeld am 19. Juni verlassen, war zunächst auf dem Landwege bis 
Plock und sodann mit d» m Schiff auf der Weichsel bis Warschau und von 
hier mit der Bahn über Üttlotschin - Thorn weitergereist, ln Thorn erkrankte 
K. nach dem Genuß ven Käse und Wurst an Uebelkeit, Durchfall und Er¬ 
brechen. Das Erbrechen soll während der ganzen Fahrt angedauert haben. 
K. wurde sogleich nach seiner Ankunft mit seiner Begleiterin in das Kranken¬ 
haus der Kontrolstation überführt. Der Eisenbahnwagen, in dem K. mit zu¬ 
sammen 30 Auswandorern auf dem Auswandererbahnhof eintraf, war versehent¬ 
lich nicht zurückgehalten worden und in der Richtung nach Hamburg-Bremen 
weitergegangen, deren Haftnbehörden von der Kontrollaiation aus sofort tele¬ 
graphisch in Kenntnis gesetzt wurden. Von den Mitreisenden ist, wie die 
späteren Feststellungen ergaben, keiner erkrankt. 

K., bei dem Cholera bakteriologisch festgestellt war, erlag am 23. Juni 
der Krankheit, nachdem am Tage vorher eine scheinbare Besserung eingetreten 
war. Gleich am ersten Tage der Erkrankung war ihm von dem Abteilungs¬ 
vorsteher am Institut für Infektionskrankheiten, Prof. Dr. Lentz, eine Cho¬ 
leraserum - Einspritzung gemacht worden, desgleichen seiner Begleiterin und 
der Pflegerin. Bemerkenswert war, daß der Stahl am zweiten Krankheits¬ 
tage blutig gefärbt erschien und es bis zum tödlichen Ausgang auch blieb. 

Am 24. Juni erkrankte die Begleiterin des K., die 22 Jahre alte Felicia 
P. gleichfalls aus Blumenfeld, Gouvernement Warschau, die an der Pflege des 
K., ihres Bräutigams, sieh beteiligt batte. Am 2Ö. Juni wurde bei ihr Cholera 
bakteriologisch festgestellt, der sie am 27. Juni erlag. Auch in diesem Fall 
warde gegen Ende der Erkrarkung blutiger Stuhl beobachtet, ein Symptom, 
das ich in früheren Cholera-Epidemien nie beobachtet habe und das ich 
geneigt bin, auf Grund dieser Falle als Ausdruck einer besonders schweren 
Infektion anzuspreeben. 

In diesen beiden Fällen ist die Infektion in Rußland, wahrscheinlich auf 
der Weichsel erfolgt, ln beiden ballen führte eine heftige Indigestion den 
Ausbruch der Krankheit herbei. Im Falle des K. steht fest, daß er in Thorn 
Wurst gegessen hat, die sehr schlecht schmeckte, so daß die Begleiterin es 
ablebnte, davon zu genießen, während die Felicia P. kurz vor ihrer Erkran¬ 
kung unreife Stachelbeeren gegessen hatte, dio in der nächsten Umgebung 
des Krankenhauses sich fanden. Es erscheint nicht ausgeschlossen, daß beide 
Bazillenträger geblichen und vielleicht nicht erkrankt wären, wenn die Störung 
der Magen- und Darmfunktionen vermieden worden wäre. W T eitere Erkran¬ 
kungen kamen auf dem Auswandererbahnhof nicht vor. 
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Im Anschluß an diese Falle wurde veranlaßt, daß diejenigen Auswan¬ 
derer, die, ohne bisher eine Grenzkontrollstation passiert zu haben, dem Aus¬ 
wandererbahnhof Rahleben von einem der anderen Bahnhöfe, hanptBächüch 
Cüariottenbarger oder Lehrter Bahnhof zngewiesen wurden (im Durchschnitt 
täglich 4—5) bis auf weiteres einer einmaligen bakteriologischen Untersuchung 
unterzogen werden sollten, da es nicht ausgeschlossen erschien, daß unter Um¬ 
ständen auch gesundheitliche Gründe für die Vermeidung der Grenzkontroll¬ 
station bestimmend gewesen sein konnten. 

Am 25. August erkrankte in Spandau die 45 Jahre alte Ehefrau des 
Munitionsrevisors Ö. nach dem Genuß von Wurst unter Cholera verdächtigen 
Erscheinungen. Am 26. August erlag sie der Krankheit. Nachdem zuerst 
Wurstvergiftung angenommen worden war, fand am 27. dio gerichtliche Sek¬ 
tion der Leiche Btatt. Da hierbei eine sichere Todesursache nicht festgestellt 
werden konnte, veranlaßte der stellvertretende Kreisarzt Dr. Aust die bak¬ 
teriologische Untersuchung der Leichenteile im Institut für Infektionskrank¬ 
heiten in Berlin, durch die am 29. August asiatische Cholera festgestellt wurde. 

In der Nacht vom 27. zum 28. August erkrankte der 50 Jahre alte Ehe¬ 
mann der Verstorbenen, Friedrich S., unter choleraverdächtigen Erscheinungen. 
S. wurde alsbald in das städtische Krankenhaus in Spandau überlührt. Die 
Untersuchung ergab am 29. Angust gleichfalls asiatische Cholera. Nachdem der 
Zustand des S. sich an den folgenden Tagen bereits erheblich gebessert hatte, 
trat am 8. Septbr. zunehmende Herzschwäche auf, der er am 4. Septbr. erlag. 

In diesen beiden Fällen gelang es nicht, die Ansteckungsqaeile aufzu- 
finden. Der anfangs gehegte Verdacht, daß mit den aus den östlichen Depots 
an die Munitionsfabrik zurückgesandten Paironenkästen Choleravibrionen ein¬ 
geschleppt sein könnten, mußte fallen gelassen werden, nachdem entsprechende 
Feststellungen ergeben hatten, daß in den in Frage kommenden Depots inner¬ 
halb der letzten Wochen keinerlei verdächtige Erkrankungen vorgekommen 
waren. Ebenso war der Verdacht einer Beziehung dieser Fälle zu den im 
Juni auf dem Auswandererbahnhof festge3teiiten beiden Cholerafällen ausge¬ 
schlossen. Um nach dieser Richtung völlig sicher zu sein, waren auch die¬ 
jenigen Bediensteten auf dem Auswandererbahnhof Ruhleben, die in der Stadt 
Spandau ihren Wohnsitz haben, in den Kreis der bakteriologisch zu unter- 
suuehenden Personen hineinbezogen worden, jedoch mit negativem Ergebnis. 
Es blieb daher nur die Annahme übrig, daß <ne beiden Fälle zu gesund ge¬ 
bliebenen Bazillenträgern in ursächlicher Beziehung gestanden haben müssen, 
ln dieser Beziehung konnten die bei den Erdarbeiten am Spandauer Bahnhof 
wie auch am Hafen in größerer Zahl beschäftigten rassisch-polnischen Arbeiter 
in Frage kommen, wenn es auch Dicht gelang, durch Einsichtnahme der 
Krankenbücher der in Rede stehenden Kassen die in der Kette der Beweis¬ 
führung fehlenden Glieder mit Sicherheit festzustellen. 

Trotzdem es sich um eine große Zahl hier beschäftigter Ausländer 
handelt, batte eine ärztliche Untersuchung derselben vor ihrer Einstellung 
nicht stattgefanden. Darin, daß die bei derartigen großen Unternehmungen 
beschäftigten ausländischen Arbeiter nicht alsbald nach ihrem Eintreffen vor 
ihrer Einstellung ärztlich untersucht uod erforderlichenfalls, wie die in der 
Landwirtschaft beschäftigten, auch geimpft werden, moß eine sanitäre Gefahr 
erblickt werden, die dringend der Abhülte bedarf. Während diese ärztlichen 
Untersuchungen bei größeren staatlichen Unternehmungen den Unternehmern 
bereits zur Pflicht gemacht werden, so beispielsweise beim Kaiser Wilhelm- 
Kanal und dem Großschifffahrtsweg Berlin-Stettin, ist dies bei den kommu¬ 
nalen and sonstigen Unternehmungen nicht der Fall. 

An diese beiden fnolerafälle in Spandau reihten sich 4 weitere Ueber- 
tragungen an, fn denen es znr Aufnahme der Cnoleravibnonen kam, ohne daß 
sich eine Erkrankung anschloß. Von diesen Bazillenträgern hatte sich die 
Tochter der Eheleute S. in der Familie, die beiden Schwestern bei der Pflege der 
S.schen Eheleute im Krankenhause und die Waschfrau beim Waschen der 
Wäsche der Frau S. infiziert, die sie übernommen hatte, ehe der Choleraverdacht bei 
der Frau S. rege geworden war. Bemerkenswert ist in diesem Falle das wieder¬ 
holte Auftreten und Wiederverschwinden der Cnoleravibrionen, so daß im 
ganzen 14 Untersuchungen für notwendig erachtet wurden, ehe die Entlassung 
aus dem Krankenhause verfügt werden konnte, ln (allen Fällen wurde erst 
nach einer größeren Zahl negativer Untersuchungen die Sperre aufgehoben 
und die Entlassung aus dem Krankenhause verfügt. 
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Es kamen hier demnach auf 2 Erkrankun gsiälle 4 Bazillenträger. Hier* 
ans, wie ans den Feststellungen bei den Cholerafällen auf dem Auswanderer* 
bahnhof Buhleben im Juni d. J. ist zu schließen, daß in Zeiten der Cholera* 
gef ah r die Vermeidung von Magen* und Darmstörungen von besonderer Be¬ 
deutung ist und daß vor allem den Bazillenträgern die Beobachtung einer 
leichten reizlosen Diät zur Pflicht gemacht werden muß. ln diesem Sinne 
wurden die Aerzte der Krankenanstalt mit entsprechender Weisung versehen. 

— Anders verhält es sich mit den sog. Dauerausscheidern, die die Krankheit 
Überstunden haben. Hier wird das Bestreben bei der Cholera wie beim Typhus 
darauf gerichtet sein müssen, diese Personen möglichst bald von ihren Ba¬ 
zillen, deren Konservierung und Anreicherung wir uns namentlich in der 
Gallenblase zu denken haben, zu befreien, Versuche, die bisher leider nicht 
zu einem Erfolg geführt haben. 

Wie alljährlich um diese Jahreszeit wurden auch im August 1910 aus 
mehreren Kreisen choleraverdächtige Fälle gemeldet. Bei der in allen diesen 
Fällen herbeigeführten bakteriologischen Untersuchung konnte der Cholera- 
verdacht nicht bestätigt werden. In einer größeren Zahl dieser Erkrankungen 
handelte es sich um Fälle von Fleisch- (Wurst-) Vergiftung, die anscheinend 
in den letzten Jahren häufiger auftreten. 

Wenn in diesen Fällen diejenigen Personen, die mit den Erkrankten 
in Wohnungsgemeinscbaft gelebt hatten, als ansteckungsverdächtig in Kranken¬ 
häusern abgesondert oder in anderen Fällen einer Beobachtung unterworfen 
wurden, so erscheint es zweifelhaft, ob ein solches Vorgeben mit den Vor¬ 
schriften der Auaführangsanweisung zum Beichsgesetz vom 80. Juni 1900 ver¬ 
einbar ist. Daß choleraverdächtige Personen wie Cholcrakranke zu behandeln 
sind, unterliegt nach den gesetzlichen Bestimmungen (§ 14 der Anweisung) 
keinem Zweifel; danach ist bei allen verdächtigen Erkrankungen, so lange 
nicht der Verdacht als unbegründet sich erwiesen hat, so zu verfahren, als ob 
es sich um wirkliche Cholerafälle handelte. Ansteckungsverdächtige Personen 
sind aber nach § 18 des Bandesrats nur solche, die mit Cholerakr&nken oder 
an Cholera gestorbenen Personen in Berührung gekommen, nicht aber solche, 
die nur mit verdächtigen Personen in Berührung gekommen sind. Um den 
hieraus sich ergebenden Weiterungen zu begegnen, erscheint eine Aenderung 
des § 18 der Anweisung angezeigt. 

Das Wichtigste bleibt die sofortige Meldung aller verdächtigen Fälle. 
Da dieser Meldepflicht seitens der Aerzte trotz aller Belehrungen und Hin¬ 
weise noch immer nicht in allen Fällen genügt wird, wurden die Aerzte im 
Potsdamer Bezirk durch Verfügung vom 22. September 1910 unter Bezug¬ 
nahme auf die jedem Arzte übermittelten „Betschläge an praktische Aerzte 
wegen Mitwirkung an den Maßnahmen gegen die Verbreitung der Cholera“ noch¬ 
mals besonders darauf hingewiesen, daß Brechdurchfälle aus unbekannter Ur¬ 
sache als choleraverdächtig unverzüglich der zuständigen Polizeibehörde zu 
melden sind. 

Nach erfolgter Meldung bleibt es die wichtigste Aufgabe der Medizinal¬ 
beamten, nachdem für sofortige und ausreichende Isolierung und Desinfektion 
Sorge getragen, die bakteriologische Untersuchung aller derjenigen Personen- , 
kreise, die mit dem Kranken oder Krankheitsverdächtigen in Berührung ge¬ 
kommen sind, herbeizuführen. Wenn es im 2. Absatz des § 18 der Anweisung 
des Bundesrats heißt: „Inwieweit auch ansteckungsverdächtige Personen bak¬ 
teriologischen Untersuchungen zu unterwerfen sind, unterliegt dem Ermessen 
des beamteten Arztes“, so empfiehlt es sieb, diese Bestimmung bo zu inter¬ 
pretieren, daß bei ansteckungsverdächtigen Personen in jedem Fall die bak¬ 
teriologische Untersuchung veranlaßt wird. Dazu ist notwendig, daß den Kreis¬ 
ärzten bei gehäuften Auftreten der Fälle oder falls sehr große Personenkreise 
in Frage kommen, die erforderlichen Hilfskräfte (Aerzte, Desinfektoren) zur 
Entnahme verdächtigen Materials zur Verfügung gestellt werden. In Spandau, 
wo mit Einschluß der Arbeiter in der Munitionsfabrik ISO Personen vielfach 
einer zwei- und mehrmaligen Untersuchung unterzogen wurden, hatte ein Arzt 
in dankenswerter Weise sich hierzu bereit erklärt. Die hierdurch entstehenden 
Kosten werden als Kosten dor ärztlichen Feststellung zu erachten sein, vor¬ 
ausgesetzt, daß ein entsprechender Auftrag gemäß § 89 des Beichsgesetzes 
vom 20. Juni 1900 erteilt ist, daß demnach die beteiligten Aerzte in diesem 
Sinne als Beamte zu gelten haben. 

ln abgelaufenen Fällen, in denen der Uholeraverdacht erst später er- 
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hoben wird, ist auf die Ausführung der Blutuntersuchung behufs Nachweis 
von Choleraagglutininen oder des Pf eif forschen Versuchs auf Bakteriolysins 
Bedacht zu nehmen, mit der Einschränkung, daß die Blutuntersuchung nur 
dann beweisend ist, wenn sie positiv ausfällt, während ein negativer Befund 
nicht beweist, daß keine Cholera vorangegangen ist. 

II. Darauf erstattete Kreisarzt Med.-Eat Dr. Schröder das von ihm 
uberommene Beferat: Die im Teltower Kreise ln letzter Zelt festgestellten 
Fälle von spinaler Kinderlähmung. 

Im Sommer und Herbst d. J. kamen 12 Fälle von spinaler Kinderläh¬ 
mung zur Kenntnis. Es handelte sich dabei um 2 Gruppen zu je 6 Erkran¬ 
kungen. Die eine Gruppe umfaßte Fälle in Berlin, Wannsee und Schwanen¬ 
werder bei Wannsee, die anlere Gruppe solche in Steglitz bei Berlin. Bei 
den Feststellungen konnten die Ergebnisse der früheren Forscher bestätigt 
werden, namentlich mit Bezug auf die Uebertragbarkeit der Krankheit, wobei 
gesunde Träger des Ansteckungsstoffes eine besondere Bolle zu spielen scheinen. 

Beferent kam zu folgenden Schlußfolgerungen: Die Poliomyelitis acuta 
infantum oder auch zweckmäßig als Hein e-M ed in sehe benannte Krankheit 1 ) 
tritt in 8 verschienenen Arten auf: 

I. spinale, poliomyelitische Form, 

II. als auf- und absteigende Lähmungen (Landrysehe Paralyse), 

III. Bulbäre (Hedin) oder pontine Form (Oppenheim), 

IV. zerebrale, enzephalitische Form, 

V. ataktische Form, 

VI. poiyneuritische Form, 

VII. meningitische Form, 

VIII. abortive Form. 

Die Krankheit setzt entweder in ganz akuten Formen ein oder es gehen 
Prodromalerscheinungen, die mehrere Tage bis zu einer Woche dauern, vorauf. 
Bisweilen entwickelt sich die Krankheit in zwei Absätzen, so daß nach der 
ersten Attacke, die einige Tage dauert, neue Erscheinungen auftreten. Re¬ 
zidive sind nicht selten. 

Die gruppenweise und in einander naheliegenden Wohnungen, Häusern 
und Ortsteilen auftretende Krankheit berechtigt wohl zu der Annahme einer 
Kontaktinfektion, obwohl auch die Annahme nicht von der Hand zu weisen 
sein dürfte, daß ein außerhalb der Kranken befindlicher Ansteckungstoff, dem 
die Kranken in gleicher Weise ausgesetzt waren, die Anstecknngsgelegenheit 
gegeben hat. Immerhin scheinen die hier beobachteten Fälle für die vielfach 
noch angezweifelte Ansteckungsfähigkeit zu sprechen und Schlüsse auf die 
Verbreitungsweise der Krankheit ziehen zu lassen. Ob die Hühner als Zwi¬ 
schenträger der Krankheit eine Bolle spielen, wie Wickm an n andeutet, läßt 
sich aus unseren Fällen wohl kaum annehmen. Daß gegebenenfalls gesunde 
Bazillenträger eine Bolle bei der Infektion spielen können, scheinen verschie¬ 
dene Fälle anzudeuten. Direkter Kontakt ist wohl nur in zwei Fällen anzu- 
aehmen. Auffallend ist auch das gruppenweise Auftreten der Kranken in ein¬ 
zelnen Familien oder in demselben Hause oder in einander naheliegenden 
Häusern. Als Eingangspforte für die bisher unbekannten Krankheitserreger 
dürften auch wohl die oberen Luftwege (Nasenrachenraum) anzusehen sein 
(Angina, Bachenerythem, Pharyngitis). Die Inkubationszeit dürfte auf 3—12 
Tage zu bemessen sein, lieber die Aetiologie der Krankheit haben unsere 
Fälle kaum weitere Klarheit gcschafion, da meines Wissens in keinem Falle 
eine bakteriologische Untersuchung von Lumbalflüssigkeit stattgefunden hat. 
Wie oben schon erwähnt, hat die Möglichkeit der Uebertragung der Krank¬ 
heit von Hühnern auf Menschen auch keine weitere Bestätigung durch unsere 
Fälle erfahren. 

Zu bedauern ist, daß bisher keine gesetzliche Meldepflicht besteht 2 ) und 
daß die Aerzte spontan die Meldung und besonders die rechtzeitige nur selten 
erstatten. Ich habe mich bemüht, collegialiter auf die Aerzte in dieser Be¬ 
ziehung einzuwirken und werde auch dem Germ Land rat anheimstellen, durch 
öffentliche Aufforderung dazu auf Aerzte und Pablikum einzuwirken. Ich 
halte nach dem bisherigen Auftreten der Krankheit die Möglichkeit für vor- 


*) Beiträge zur Kenntnis der H ein e-M ed in sehen Krankheit von Dr. 
Ivar Wickmann. Verlag von S. Karger. Berlin, Karlatr. 15. 

*) Ist inzwischen angeordnet. 
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liegend, daß es auch hier in Berlin wie in Schweden zu einem epidemieartigen 
Auftreten kommen könnte. Als Schntzmtßregeln sind vorzaschlagen: Einfüh¬ 
rung der Anzeigepflicbt, Absonderung der Erkrankten, am besten Ueberfübrnng 
in ein Krankenhaus, fortlaufende Desinfektion am Krankenbett, der Ausschei¬ 
dungen aus den oberen Luftwegen (namentlich Taschentücher, ferner Wäsche, 
Eßgeschirr usw.), Schiaßdesinfektion, Ausschließung gesunder Schulkinder 
aus den Behausungen, in denen Erkrankungen vorgekommen sind, vom Schul¬ 
besuch bis 14 Tage nach erfolgter Schlußdesinfektion. 

ln der sich anschließenden Diskussion führte Dr S. Kalischer fol¬ 
gendes aus: Man kann dem Herrn Vorredner nur beistimmen, wenn er strenge 
Maßregeln für die Prophylaxe der epidemisch auftretenden spinalen Kinder¬ 
lähmung verlangt; namentlich sind die Geschwister der erkrankten Kinder 
vom Schulbesuch fernzuhalten. Bei einer Epidemie im Jahre 1908 in Ober¬ 
österreich, die 98 Fälle umfaßte, hat sich nämlich herausgestellt, daß ganz 
zerstreut wohnende Kinder erkrankten, die weder Trinkwasser noch andere 
Nahrungsmittel aus der gleichen Quelle bezogen, wohl aber in den Schul¬ 
klassen mit Geschwistern an Poliomyelitis erkrankter Kinder in Berührung 
kamen. — Durch eine allwöchentliche Untersuchung des Nerven-Materials 
einer großen Berliner Kinderpouklinik konnte ich fast alljährlich ein epide¬ 
misches Auftreten der spinalen Kinderlähmung beobachten. In diesem Jahre 
sahen wir 9 Fälle in den Monaten Jani bis September; dieselben stammten 
aus Berlin S. und 0. — Für eine gut* Statistik ist es von großer Wichtigkeit, 
eine frühzeitige Diagnose der ersten Krankheitsfälle einer Epidemie herbei¬ 
zuführen. Die Fälle, die der Pol»klinik zngefilhrt wurden, sind meist von den 
Kollegen nicht erkannt worden. Wegen der initialen und prodromalen Erschei¬ 
nungen, die bald im Halse auftreten, bald von seiten des Magendarmtraktus 
(Erbrechen, Durchfall), bald von seiten des Gehirns (Kopfschmerz, Krämpfe, 
Erbrechen, Benommenheit) wurde bald gastrisches Fieber, bald Halsentzündung, 
bald Meningitis diagnostiziert. Charakteristisch sind oft im Beginn profuse 
Schweißausbrüche und Mnskelscbraerzen, auch Schmerzen am Bücken usw. 
Oft tritt die Lähmung erst sehr spät hervor, wenn dio Kinder schon das Bett 
verlassen haben, und noch später in 2 — 8 Wochen macht sich erst die Atrophie 
geltend. Dann sind die Kinder längst aus der Beobachtung des Arztes ent¬ 
fernt, der die Prodromalerscheinungen sah. Andere Fälle zeigen wiederum 
einen ganz schleichenden Verlauf. Die Prodromalerscheinnngen (Fieber etc.) 
treten gar nicht hervor oder werden übersehen, und plötzlich fangen die 
Kinder an zu hinken, nehmen einen eigentümlichen Gang oder Fußstellung an 
und es stellt sich eine isolierte Atrophie einzelner Muskeln heraus, die nur 
dadurch auf die Entstehung durch eine Poliomyelitis zurückgefnhrt werden 
kann, weil sie zeitlich in die Periode einer Epidemie derselben Gegrnd fällt. 
Ebenso schwer sind die abortiven Fälle zu beurteilen, in denen die Prodromal- 
ersehoinungen (Fieber, Krämpfe, Erbrechen) Behr ausgeprägt sind, während die 
Lähmungen ausbleiben oder so gering sind, schnell vergehen, daß sie der Be¬ 
obachtung und Feststellung sich entziehen. — Was die Prophylaxe anbetrifft, 
so ist noch hervorzaheben, daß die Ausscheidungen des Giftes in Stuhlgang 
oder Urin nicht erwiesen sind; wohl aber tritt nach jeder künstlichen Infek¬ 
tion mit d*m Gifte, sei cs vom Magendnrmtraktus oder sonst irgendwo, eine 
Ausscheidung des Giftes von der Rückenmarkshohle durch die Lymphbahncn 
nach dem Nasenrachenraum ein; Taschentücher, Wäsche, Eßgeschirre usw. 
werden daher hauptsächlich zu desir tizieren sein. 

IU. Zum dritten Punkt der Tagesordnung berichtete Kreisarzt Med.- 
Rat Dr. H o c h e - Potsdam über Erfahrungen bei der Ausübung der Besich¬ 
tigung von Brogenlmmllupgen. 

Allgemeines Aufsehen in allen beteiligten Kreisen hat die Entscheidung 
des K-immergerichts vom 6. Oktober 1910 erregt, daß die Bekanntmachungen 
des R deh^kanzlers, durch welche die Kais^rl. Verordnung vom 2*2. Okt. 1901 
ergänzt und eine Reihe von Arzneimitteln dem freien Verkehr entzogen wurden, 
rechtsungültig seien. Das heißt, daß z. B. Veronal, welches in den Apotheken 
nur auf ärztliches Attest abgegeben werden darf, in den Drogenhandlungen 
frei verkäuflich i«t, weil das Mittel erst nach 1901 unserem Arzneischatze 
einverleibt ist. E* ist wohl mit Sicherheit zu erwarten, daß die einzige aus 
diesem Urteil zu ziehende Folgerung, der Erlaß einer neuen Kaiserlichen Ver¬ 
ordnung, sehr bald erfolgen wird. Da ist es für die Medizinalbeamten gewiß 
an der Zeit, ihre Erfahrungen bei der KeVision des Drogenhandels als Material 
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beixnbringen za der Frage, ob and worin Aenderangen aller hierhergehörigen 
gesetzlichen and gesetzkräftigen Bestimmungen geboten sind, Aenderangen, 
die gerade jetzt grundlegend werden können, weil das Beichsstrafgesetzbach 
zurzeit einer Durchsicht unterzogen wird. 

Die Begelang des Drogenhandels außerhalb der Apotheken beruht aal 
folgenden Bestimmungen: 

I. Die Beichsgewerbeordnung schreibt vor im § 6: 

Durch Kaiserliche Verordnung wird bestimmt, welche Apothekerwaren 
dem freien Verkehr zu überlassen sind. 

§ 31. „Die Landesgesetze können vorschrciben, daß zum Handel mit 
Giften . . . besondere Genehmigung erforderlich ist.“ Danach ist § 49 deB 
Gesetzes, betr. Abänderung einiger Bestimmungen der G. 0. vom 22. Jani 1861 
noch in Kraft: „Denjenigen, welche Gifte . . . feilhalten wollen, ist der Be¬ 
ginn des Gewerbebetriebes erst dann zu gestatten, wenn sich die Behörden 
von ihrer Zuverlässigkeit in Beziehung auf den beabsichtigten Gewerbebetrieb 
fiberzengt haben.“ 

Weitere Vorschriften finden wir im § 35 und § 66,9 G. 0. 

II. Das Strafgesetzbach enthält hierhergehörige Bestimmangen 
im § 367,3 and 5. 

III. Aaf Grand des § 6 der Gew-Ordn. ist erlassen die Kaiserliche 
Verordnung vom 22. Oktober 1901. 

IV. Als An sführungs an Weisungen zur Kaiserl. Verordnung Bind 
zu betrachten, die aaf Grand des Min.-Erl. vom 13. Januar 1910 in Preußen 
erlassenen Polizeiverordnungen über den Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb 
der Apotheken und die Besichtigung der Drogenbandlangen und die auf Grund 
der dem Ministerialerlasse beigefügten Grandzüge erlassenen Polizeiverordnungen 
betr. die Begelang des Verkehrs mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken. 

V. Der Gifthandel ist geregelt durch die Polizeiverordnung über 
den Handel mit Giften vom 22. Februar 1906. 

VI. Herstellung und Vertrieb giftiger Kosmetica ist untersagt 
durch § 1, § 3, 12 und 13 des Gesetzes betr. die Verwendung gesundheits¬ 
schädlicher Farben bei der Herstellung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln 
und Gebrauchsgegenständen vom 5. Juli 1S87. 

Wichtig für die Anwendung dieses Gesetzes ist aber, daß mehrfache 
Beanstandung des ölsaures Blei enthaltenden Diacbylon-Wundpulvers, wel¬ 
ches als Kinderstreupulver dient, zu einer definitiven Verurteilung nicht ge¬ 
führt hat, indem das Landgericht Potsdam zu dem Schiasse kam, eine Zube¬ 
reitung', die eine Bleiver bin d ung enthalte, enthalte kein Blei, obwohl 
das Gesetz im § 7 von arsenhaltigen Beizen, das Landgericht von Arsenver- 
bindangen enthaltenden Beizen spricht. Die Entscheidung wurde von dem 
Kammergericht bestätigt, da es eine tatsächliche Feststellung sei, daß Blei- 
Verbindungen kein Blei „enthalten“. Wichtig ist die Entscheidung deshalb, 
weil sie die Notwendigkeit einer unzweideutigen Fassung beweist, wenn auch 
in die Kaiserliche Verordnung Bestimmungen Uber giftige Kosmetica kommen 
sollen. 

Alle diese Bestimmungen und außerdem die zahllosen über dieselben 
ergangenen gerichtlichen Urteile müssen wir uns bei der Bevision von Drögen- 
handlangen immer gegenwärtig halten, um nicht durch ungerechtfertigte Be¬ 
anstandungen oderauch Unterlassung von Beanstandungen den Anlaß zu zweck¬ 
losen Gerichtsverhandlungen einerseits, zu zuweit gehender Freigabe von Arz- 
aei waren anderseits zu geben. 

Ehe ich nun auf die Einzelheiten jeder der Vorscbrifien eingche, ist es 
r itig, zwei Begriffe zu besprechen, deren gerichtsseitigo Erklärung meines 
Erachtens den Inhalt sowohl der angeführten Gesetze, als anch der Kaiser¬ 
lichen Verordnung und der Giftpolizeiverordnung völlig verändert hat. 

Es ist zunächst das Wort „Feilhalten“. Was ist fellhalten ? Bis vor 
wenigen Jahren galten als feilgehaltcn alle Waren, die sich in den Geschäfts¬ 
räumen and auch eventuell in sonstigen Räumen des Drogisten vorfanden und 
die zweifellos zum Verkauf bestimmt waren. Da kam die richterliche Aus¬ 
legung, daß feilgehalten nnr Waren würden, die dem Publiknm, sei es durch 
"iendaliegcn oder durch Plakate, durch Worte oder Gebärden des Verkäufers 
«geboten würden. Mindestens müßten die Waren im Verkaufsraum aufba- 
vahrt werden. Wie wenig diese richterliche Auffassung dem allgemeinen 
Sprachgebrauchs entspricht, möge das Beispiel eines Kohlenhändlers beweisen. 
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Hält er seine Kohlen, die er doch im Verkaufsraum nicht gut aufbewahren 
kann, nicht feil dadurch, daß er sein Geschäft durch Aufschrift am Hause als 
„Kohleahandlueg" bezeichnet? Ist es nicht ebenso mit dem Weinhändler, 
dessen Vorräte im kühlen Keller ruhen? Aber der Drogenhändler soll durch 
die Bezeichnung seines Geschäftes als „Drogenhandlung" seine Waren nur zum 
geringsten Teile seinen Kunden anbieten, soll den größten Teil aber zu stiller 
Betrachtung in seinen Mußestunden ruhig liegen lassen wollen. Die Folge 
dieser Auslegung ist, daß eine im Verkaufsraum in einem ganz geheimen Ver¬ 
stecke aufbewahrte, also gewiß für das Publikum nicht sichtbare Arznei „feil¬ 
gehalten wird, eine andere, die in einem Nebenraum offen auf einer Borte 
steht, so daß sie sogar vom Verkaufsraum aus gesehen werden kann oder mit 
einem Griffe bequem zu erreichen ist, aber nicht. Für die Drogenhändler ist 
das sehr bequem. Waren sie früher genötigt, die bei der Revision lieber nicht 
gezeigten Drogen in geheimen Räumen, Klosetts usw. aufzubewahren, so 
konnten sie jetzt ruhig alles offen stehen lassen. Die Revisoren revidierten 
die Sachen, die überhaupt nicht „feilgeboten" wurden, und bekamen, wenn sie 
nach dem Zwecke des Vorrätighaltens der verbotenen Mittel fragten, entweder 
die Antwort, dieselben würden nicht feilgehalten, oder, die Mittel seien nur 
für den Großhandel bestimmt. Wenn alle die angeblich für den Großhandel 
bestimmten Mittel nur an andere Geschäfte verkauft würden, dann müßte sich 
fast die ganze Flut der Geheimmittel in ewigem Kreislauf von Geschäft zu 
Geschäft bewegen, nie abnehmend und nur durch neue Zugänge wachsend, 
anstatt fortwährend durch Abfluß in die Bevölkerung des Zuflusses aus ihren 
Herstellungsstätten zu bedürfen. 

Diesem Mißstand sucht nun § 1 des Ministerialerlasses vom 13. Januar 
1910 entgegenzutreten, indem er bestimmt, daß in den Geschäftsräumen nur 
Waren vorhanden sein dürfen, die feilgehalten werden. So freudig es zu be¬ 
grüßen wäre, wenn es gelingen sollte, auf diese Weise den ursprünglichen 
Sinn der betreffenden Gesetze und Verordnungen wieder herzustellen, so hege 
ich doch große Bedenken, ob nicht bald genug die Drogisten eine gerichts¬ 
seitig nicht zu beanstandende Art der Umgehung der Vorschrift finden werden, 
und halte die Ausmerzung des Wortes „feilhalten" in allen Gesetzen usw. 
für nötig. 

Selbst aber, wenn der § 1 inhaltlich aufrecht erhalten bleibt, was wird 
erreicht werden? Früher hatte, wie ein offenherziger Drogist, bei dem bei 
der Revision ein Geheimlager gefanden wurde, einmal aussprach, jeder Dro¬ 
genhändler ein solches Lager, ohne das er überhaupt nicht existieren könnte. 
Io der zweiten Periode wurde dieses frühere Geheimlager ruhig gezeigt, da 
die Waren ja nicht „feilgehalten" wurden; jetzt wird der Drogist ein neues 
Geheimlager einrichten, es tritt also wieder der Zustand wie vor 3—4 Jahren 
ein. Dazu kommt noch, daß nach mehrfachen gerichtlichen Entscheidungen 
die vor Erlaß der auf den Min.-Erlaß vom 22. Dezember 1902 sich stützenden 
Polizeiverordnungcn eröffoeten Geschäfte, sofern sie nicht inzwischen den Be¬ 
sitzer gewechselt haben, zur Einreichung eines Lageplans nicht verpflichtet 
sind, also auch keine Strafe zu gewärtigen haben, falls von der Polizeibehörde 
nicht angemeldete Lagerräume gefanden werden. 

Der zweite ungünstig wirkende Begriff ist der des „Großhandels"' 
Werden bsi einem Drogenhändler dem freien Verkehr entzogene Waren ge¬ 
fanden, so ist immer die erste Ausrede die, daß die Waren nur für den Groß¬ 
handel bestimmt seien. So fand ich, als die regelmäßigen Revisionen der 
Drogerien durch die damaligen Kreispbysiker antingen, in meinem früheren 
Kreise A., in dem es drei Apotheken gibt, 9 Geschälte, die dareb große Plakate 
den alleinigen „Engrosverkanf“ der dem freien Verkehr entzogenen, also nur an 
Apotheken verkäuflichen von Kobbeschcn Tierhcilmittel anzeigten. So un¬ 
sinnig dieses Verhältnis erscheint, so bin ich doch überzeugt, daß nach der 
jetzt üblichen Rechtsprechung sämtliche 9 Krämer freigesproehrn wären, so¬ 
fern sie nur erklärt hätten, sie gäben die Mittel etwa unter 0 Paketen nicht 
ab. Was ist Großhandel? Während ein Teil der zahlreichen darüber er¬ 
gangenen Gerichtsurteile das wesentliche in der Quantität der abgegebenen 
Mittel sieht, sehen andere das wesentliche in der Abgabe an Wiederverkäufer. 
Dazu kommt noch, daß ein Großhändler sich nicht strafbar macht, wenn er 
vereinzelt dem freien Verkehr entzogene Waren im Kleinhandel abgibt, weil 
sein Geschäft nach gerichtlicher Auflassung trotzdem eine Großhandlung 
bleibt. Wichtig ist ferner, daß die Abgabe von Arzneimitteln an Tierärzte 
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als Großhandel angesehen'wird, so daß fttr einen großen Teil der 'dem freier 
Verkehr entzogenen Mittel die Ausrede immer bleibt, dieselben ;seien zur 
Lieferung an Tierärzte bestimmt. Es erscheint zur Beseitigung solcher Aus¬ 
reden dringend geboten, daß das Wort Großhandel aus der Kaiserlichen Ver¬ 
ordnung völlig verschwindet. Ich möchte fttr § 3 folgende Fassung Vorschlägen: 

„Der Verkehr mit Arzneimitteln zwischen Fabriken, ausschließlich mit 
größeren Mengen handelnden Geschäften, Apotheken und solchen öffentlichen 
Anstalten, welche Untersuchnngs- oder Lebrzwecken dienen und nicht gleich¬ 
zeitig Heilanstalten sind, unterliegt den vorstehenden Bestimmungen nicht. u 
Bei solcher Fassung wäre es auch möglich, die Großhandlungen, die jetzt fast 
ausschließlich durch Vermittelung der Drogenhandlnngen ihre nicht freiver- 
käutiichen Produkte, besonders auch die Geheimmittel in Verkehr bringen, 
hierfür zur Verantwortung zu ziehen. 

Wenn ich nan auf die Erfahrungen eingehe, die wir bezüglich den 
übrigen gesetzlichen und sonstigen Bestimmungen über den Drogenhandel bei 
den Revisionen machen, so muß ich natürlich davon abaehen, Einzelheiten zu 
erörtern, nnd kann nur auf die grundsätzlich wichtigen Punkte eingehen. 

Kaiserliche Verordnung § 1. „Die in dem angeschlossenen Verzeichnis A 
aufgeführten Zubereitungen dürfen als Heilmittel (Mittel zur Beseitigung oder 
Linderung von Krankheiten bei Menschen oder Tieren) außerhalb der Apotheken 
nicht feilgehalten oder verkauft werden.“ 

Diese negative Fassung entspricht nicht ganz dem grundlegenden § 6 
der Gewerbeordnung, indem dort die positive Bestimmung vorgesehen ist, 
„durch Kaiserliche Verordnung wird bestimmt, welche Apothekenwaren dem 
freien Verkehr zu überlassen sind.“ Es läßt also die Gewerbeordnung Be¬ 
stimmungen zu, über den Handel mit allen Arten von Apothekerwaren, wäh¬ 
rend die Kaiserliche Verordnung die im Verzeichnis A aufgeführten Zube¬ 
reitungen nur als Heilmittel dem freien Verkehr entzieht. Um letztere Be¬ 
stimmung zu umgehen, werden nun zahlreiche Mittel, die jeder Arzt nur als 
Heilmittel ansieht, als sogenannte Vorbeugnngsmittel in den Handel gebracht, 
so fast alle Abführmittel und zahlreiche Hustenmittel, nnd, man kann fast 
sagen, je nach der Körperbeschaffenheit der Richter kommen die Gerichte zur 
Anerkennung oder : Ablehnung des Begriffes „Vorbeugung“. Bald gibt es 
einen Bärentraubenblättersyrup als . Vorbeugungsmittel ! gegen Blasenkatarrh 
oder eine wohlschmeckende Kopaivabalsamlatwerge als Vorbeugungsmittel 
gegen Gonorrhoe, und ich glaube bestimmt, daß auch diese Vorbeugnngs¬ 
mittel von manchen Gerichten als solche werden anerkannt werden. 

Die negative Fassung der Kaiserlichen Verordnung hat ferner dazu ge¬ 
führt, daß der Großdrogenhandel Arzneiformen gefunden hat, die in dem 
Verzeichnis A nicht aufgeführt sind, um so den Zweck der Verordnung zu um¬ 
gehen. Ich nenne nur drei, die Bonbons und Dragees, die Cakc3 und die 
Destillate. Was wir unter diesen Arzneizubereitungen alles im Handel finden, 
spottet jeder Beschreibung. Daß sogar Kochsalz überdestilliert werden kann, be¬ 
weist die Aufschrift der vielvertriebenen Omega-Burgundertropfen. Bonbons finden 
wir sogar als Mittel gegen Hautkrankheiten empfohlen. Wenn nun bezüglich 
der Bonbons und Cakes gerichtsseitig der Standpunkt vertreten wird, es seien 
Kuchenbackerwaren, so braucht man wirklich nur einmal die jetzt so viel ver¬ 
kauften Eukalyptus-Menthol-Bonbons zu probieren, um zu wissen, daß jeder 
Zuckerbäcker, der so widerlich schmeckende Waren seiner Kundschaft anböte, 
in sehr kurzer Zeit seinen Laden zumachen könnte. Vermieden wäre dieses 
Erfinden neuer Arzneiformen, wenn die Kaiserliche Verordnung 3 Verzeich¬ 
nisse brächte: 

Arzneidrogen; 

Arzneiformen ; 

zusammengesetzte Arzneimittel. 

Der erste Satz müßte dann lauten: 

„§ 1. Als Heilmittel und Vorbeugungsmittel dürfen außerhalb der 
Apotheken außer den im Verzeichnis C angegebenen Ausnahmen nicht ver¬ 
kauft werden: 

1. Alle zusammengesetzten, das heißt aus mehr als einer Droge herge- 
atellten Mittel, sofern nicht nur eine neue chemische Verbindung als Resultat 
der Mischung mehrerer Drogen sich ergibt. 

2. Die im Verzeichnis A angegebenen Arzneiformen. 

3. „ „ „ B „ Arzneidrogen. 
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Arzneimittel, welche nach Erlaß dieser Verordnung erfanden oder sonst 
dem Arzneischatze neu einverleibt werden, fallen bis zum Erlab einer neuen 
Kaiserlichen Verordnung unter Kr. 3.“ 

Letzterer Zusatz erscheint mir mit Rücksicht auf die enormen Fort¬ 
schritte auf dem Gebiete der Arzneimiuelherstellung in den letzten Jahren 
dringend geboten, falls nicht überhaupt statt der verbotenen die ireivex- 
käutiichen Mittel einzeln aufgefübrt werden sollen. 

Es heibt weiter: „Dieser Bestimmung unterliegen soweit sie als Heil¬ 
mittel teilgehalten oder verkauft werden, 

a. kosmetische Mittel (Mittel zur Reinigung, Pflege oder Färbung der 
Haut, des Haares oder der Mundhöhle! Desinfektionsmittel und Huhneraugen- 
miuel nur dann. weDn sie Stone enthalten, weiche in den Apotheken ohne 
Anweisung eines Arztes .... nicht abgegeben werden dürfen, kosmetische 
Mittel auberdem dann, wenn sie Kreosot u. a. enthalten. 

Wenn man die als kosmetische Mittel bezeichnten Verkaufs¬ 
artikel einer Drogenhanilang durchmustert, so findet man auch, abgesehen 
von offenbaren Heilmitteln, wie Saiizyisalbe, Bleisalbe, Borsalbe u. a. eine 
ganze Reihe, bei denen die Heilwirkung darchaus im Vordergrund steht und 
die kosmetische Wirkung nur den Deckmantel für die Freiverkaiidichkeit ab- 
geoen muß. Das Gleicne gilt von den Desinfektionsmitteln, wie das einzige 
Beispiel d^r als Desinfektionsmittel bezeickneten Borsalbe beweist. Es mußte 
heißen: „Dieser Bestimmung unterliegen auch die kosmetischen Mittel und 
Desinfektionsmittel, sofern denselben eine Heilwirkung zugesprochen wird.* 
Außerdem müßte die Definition der kosmetischen Mittel lauten: „Mittel zur 
Reinigung, Fliege oder Färbung der Haut, des Haares oder der Mundhöhle in 
gesundem Zustande.* 4 

Sehr zu empfehlen wäre außerdem, wie ich vorhin bereits erwähnt habe, 
die Einfügung einer dem sogenannten Giftfarbengesetz eetnemmenen Be¬ 
stimmung über den Vertrieb gifthaltiger Kosmetica. 

Weiter: „Auf Verbandstoffe . . . . sowie auf Seifen zürn äußer¬ 
lichen Gebrauch finiet die Bestimmung im Absatz 1 nicht Anwendung.• Diese 
Vorschrift hat zur Herstellung von Salben und Seiurngrundiaee geführt, die 
überhaupt nicht als Seife, d. h. unter Mitverweudung von Wasser benutzt 
werden. Ein Grund zur prinzipiellen Fruiverkätrixhkeit auch fester medizini¬ 
scher Seifen liegt meines Erachtens überhaupt nicht vor. Eventuell können 
ja einzelne, z. B. Teerschweielseiie in den Ausnahmen za Verzeichnis A er¬ 
wähnt werden. ^ 2 erleiigt sich durch meine Vorschläge zu § 1. 

> 4 ist, wie bereits erwähnt, nach Entscheidung des Kammergerichts 
rechtsungültig. Durch die von nur vorgeschlaeene Fassung des § 1 wäre 
er ersetzt. 

Verzeichnis A. Zu 1 und 2 ist nichts zu bemerken. 

Unter o fehlen die Destillate, die hier gewiß mit dem gleichen 
Rechte anfgeführt sein mußten, wie die Extrakte. 

Zu 4. Gemenge, trockenes, von Salzen und zerkleinerten Substanzen. 
Diese Bestimmung hat dazu geführt, daß gemischte Tees nur unzurkieiucrie 
Bluten, Blatter und anderes enthalten. Solche Gemische sind nach vielfachen 
Gerichtsentscheidungen nicht zu beanstanden. Es mußte heißen: „Gemenge 
vun trockenen Substanzen.“ 

Zu 5. Hier wie unter Nr. 1<_> finden wir eine Unterscheidung 
zwischen Arzneimitteln für Menschen und für Tiere. Meines 
Erachtens ist dieselbe, wie jeder Revisor von Drotrechandlungen bezeugen 
wird, vdlig zwecklos. Die Stundgefäße wurden von Drogisten vielfach 
lateii-isch signiert, bis sie durch gerichtliche Urteile überzeugt wurden, daß 
das kaufende Publikum die^e Bezeichnungen verstehen soll. Seither werden 
die deutsch bez» ichr.cten Standgefaße so gestellt, daß die Käufer die Be¬ 
zeichnung «für Tiere* nicht senen können, (jd die Atgabegefuße dann die 
Be/eichnuru' -Zum Gebrauch für Tiere“ tragen, entzieht sich nauiriun j'ier 
Kunir^iie. Werden die Mittel abgefaßt aufbewaurt, su ti iaet man diese 
Zwe.kargabe so undeutlich, daß sie nur bei genauestem Zusehen bemerkbar 
ist, oior ein mit ein-m Grjue zu beseitigendes Papierfahnchen ist z. B. 
* heo ^ccachrel und Deckel eingeklemmt und kommt natürlich niemals in 
-»nd cos Käufer?. 

Zu 6. Das Material der Kapseln durtte nicht erwähnt sein. Kapseln 
uokolaie unter dem Namen Praliu es kommen immer mehr auf. 
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Zu 7 and 8 ist nichts za bemerken. 

Za 9. Ich sprach schon vorher davon, daß bald der ganze Arzneimittel¬ 
schatz in Form von Bonbons, Dragees, Karamellen, Cakes n. a. 
verabfolgt wird, weil diese Formen in Nr. 9 nicht anfgeführt sind. Es hat 
sich hier als die Rechtssicherheit beeinträchtigend erwiesen, nicht in ganz 
Deutschland übliche Worte in einer solchen Verordnung zu verwenden. So 
kommt er, daß in Gegenden, in denen man das Wort „Plätzchen* 4 für „kleine 
Kuchen®, „Zuckerplätzchen“ für „Bonbons“ kennt, eine Verurteilung wegen 
der vielen Wurmbisqaits, Abführkakes, Ablühr- und Hustenbonbons möglich, 
in anderen Gegenden, besonders im Kammergericbtsbezirk nicht. 

Za Nr. 10 hat sich der Drogenhandel zu Nutze gemacht, daß künst¬ 
liches Kataplasma und ähnliche Zubereitungen von den Richtern nicht als 
Pilaster angesehen werden. Salben, die anstatt mit Fett oder Glyzerin 
mit einem Mehlbrei hergestellt werden, wurden wohl gerichtsseitig auch nicht 
als Salbe angesehen werden, wären also freiverkäuflich, weil das Arzneibach 
für das deutsche Reich solche Salbengrandlagen nicht erwähnt. 

Zu Nr. 11 ist nichts zn bemerken. 

Wir kommen nun zn den auf Grund des Ministerialerlasses vom 
13. Januar 1910 erlassenen Polizeiverordnungen über die Regelung 
des Verkehrs mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken. 

Besonderen Widerspruch hat in den Kreisen der Drogenhändler der 
letzte Absatz des § 1 gefunden, daß in den Geschäftsräumen, abgesehen 
von Warenproben nur Waren vorhanden sein dürfen, die feilge¬ 
halten werden. Es wird behauptet, daß durch diese Bestimmung die 
Herstellung kosmetischer Mittel unmöglich gemacht würde, und 
daß dadurch die Drogenhändler in ihrem Erwerbe schwer geschädigt würden. 
Es wird sogar behauptet, die Fabrikation von kosmetischen Mitteln bilde die 
H&upteinnahme der Drogisten. Ich habe nun bei den diesjährigen Revisionen 
in Potsdam versucht, einen Einblick in die Ausdehnung dieser Fabrikation 
zu bekommen, und komme dabei zu wesentlich anderen Ergebnissen. Es 
existieren 17 größere Drogenhandlangen. Von denselben stellt eine einzige 
tatsächlich in erhebiichem Maße kosmetische Mittel selbst her, so daß eine 
wirkliche Verhinderung der Fabrikation eine beträchtliche Schädigung des 
Geschäfts bedeuten würde. In einem anderen Geschäfte wurde der Umsatz 
an vom Inhaber hergestellten Haarwasser auf etwa 2C0 Mark bewertet, was — 
sicher hoch gerechnet — einen Mehrverdienst von 100 Mark gegenüber fertig 
bezogenen Haarwässern bedeuten würde, ln den übrigen Geschäften wurde 
entweder zugegeben, daß überhaupt keine Herstellung kosmetischer Mittel in 
Frage komme, oder es konnten mir weder Proben der Holhstvert’ertigten Mittel 
vorgezeigt werden, noch waren Angaben über den Umsatz in demselben zu 
erhalten. Was nun Geschäfte betrifft, in welchen wirklich nennenswerte 
Fabrikation stattfiudet, so unterliegt es doch gar keinem Bedenken, 
dieselbe in besondere von der Drogcnhandlung völlig getrennte Räume zu 
verlegen, so daß nicht eine Person gleichzeitig beim Verkaufe und bei der 
Herstellung kosmetischer Mittel tätig ist. Eiue solche erzwungene wirkliche 
Trennung wollen die Drogisten aber nicht, weil dadurch auch die Herstellung 
der allerdings sehr seltenen sogenannten kosmetischen Rezepte sehr erschwert 
würde, die vielfach wohl nur die Begründung für das Vorhandensein von 
Salbentiegeln und anderen hergeben muß. 

Zu 8 2 ist nichts zu bemerken. 

Zu § 3. Die Vorschrift, daß die Behälter mit lateinischen und 
deutschen Bezeichnungen versehen sein müssen, erweist sich als njeht 
ganz ausreichend, wie das ebenerwähnte Beispiel der „Burgundertropfen“ be¬ 
weist. Es muß auch die deutsche Bezeichnung die Möglichkeit geben, die 
Zusammenstellung des Mittels zu erkennen. Ferner dürfen nur in der 
Wissenschaft gebrauchte Bezeichnungen verwandt werden. Wir linden j-tzt 
überall unter dem Namen „Ammonium spiricum u , als Kopfschmerzpulver „Am¬ 
monium salicylicum.“ Daß ein Groohändler eine unter ihrem wusensthaUmhcn 
Namen allbekannte Droge einfach umtanft, oder auch unter einem seit Jahr¬ 
zehnten völlig obsoleten Namen in den Handel bringt, soll nicht der Sinn des 
§ 3 sein. 

Das Gleiche gilt natürlich erst recht für die Abgabegefäße und Um¬ 
hüllungen, besonders derjenigen Arzneimittel, die abgefaßt aufbewahrt 
werden (§7). 
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lieber die Bezeichnung als „Tierheilmittel* habe ich vorhin bereits 
gesprochen. 

Za § 4 ist nichts zu bemerken. 

§a S &• Als Beispiel der angeblich nur zu technischen Zwecken 
feilgehttltenen Mittel diene die Alcetinktur, die sich regelmäßig nur deutsch 
signiert findet. Ein solches Mittel müßte, wenn es zu technischen Zwecken 
verkauft werden soll, meines Erachtens in geeigneter Weise zu Arzneizwecken 
unbrauchbar gemacht werden. Arzneimittel, die gleichzeitig als Nahrungs¬ 
und Genußmittel dienen, wären den Arzneimitteln zuzugesellen. 

Zu § 6 ist nichts zu bemerken. 

Zu § 8. Die Fordernng, daß die Arzneimittel „echt“ sein müssen, 
schließt das Verbot der Benutzung irgend eines Phantasienamens, wie Hasten¬ 
tropfen, Bargundertropfen u. a. ohne gleichzeitige Angabe der Zusammen¬ 
setzung natürlich in sich. 

Za § 9. Es empfiehlt sich, za sagen: der „unentgeltlichen Probe¬ 
entnahme,* da ich noch kürzlich den Fall hatte, daß ein Drogist Zahlung 
der entnommenen Proben verlangte. 

Za § 10. Wie in der Kaiserlichen Verordnung wäre auch hier das 
Wort „Großhandel* durch ein ungleichartige Auslegung aasschließendes 
anderes Wort zu ersetzen. Sachlich maß die Bestimmung, gegen die von Seiten 
der Drogenhändler lebhaft Einspruch erhoben wird, durchaus bestehen bleiben, 
um eia Mittel zur Bestrafung des durch angeblichen oder wirklichen Groß¬ 
handel maskierten Kleinhandels mit nicht frei verkäuflichen Waren zu haben. 

Was nun die durch die Min.-Erl. vom 22. Dezember 1902 u. 18. Januar 
1910 erlassenen Vorschriften über die Beaufsichtigung des Verkehrs mit 
Arzneimitteln außerhalb der Apotheken anlangt, so ist zu Nr. 1 und 2 nichts 
zu bemerken. 

Zu Nr 3 wäre wohl eine Milderung der Bestimmung, daß der phar¬ 
mazeutische Revisor nicht im Drogenhandel tätig oder tätig gewesen 
sein soll, zu empfehlen, damit diejenigen Apotheker, die neben der Apotheke 
eine Drogenhandlung betreiben oder betrieben haben, nicht ausgeschlossen zu 
werden brauchen, zamal dieselben gerade wegen ihrer genaueren Kenntnis des 
Betriebes einer Drogenhandiung zu der Revisionstätigkeit besonders geeignet 
erscheinen. 

Zu Nr. 4 ist nichts zu bemerken. 

Zu Nr. 5 ist zu fordern, daß die Polizeibehörde meines Erachtens 
unter allen Umständen durch einen Hilfsbeamten der -Staats¬ 
anwaltschaft vertreten sein muß, damit gegebenenfalls sofort eine Durch¬ 
suchung möglich ist, da man nur durch eine solche mit gleichzeitiger Be¬ 
schlagnahmung der Geschäftsbücher einen Einblick in die Ausdehnung des 
verbotswidrigen Arzneiverkehrs einer Drogenhandiung zu erhalten vermag. 

Zu Oa verweise ich auf meine vorhin bereits gemachten Ausführungen 
über die Einreichung der Lagepläne. 

Zu 7 ist nichts zu bemerken. 

Nr. 8 gibt zu 2 Einwendungen der Drogisten leicht Anlaß. Zunächst, 
was sind „vorsch riftswidrige W aren. u Ich würde darunter verdorbene 
oder auch nur hochgradig minderwertige Waren verstehen. Da aber, was doch 
viel wichtiger ist, die vorschriftswidrig geführten Waren nicht besonders er¬ 
wähnt sind, müssen auch diese wohl mit eingeschlossen sein. Klarheit hierüber 
wäre zu wünschen. 

Die „vorschriftswidrigen* Waren sind nötigenfalls „in geeigneter Weise, 
z. B. durch amtliche Versiegelung bis zur richterlichen Entscheidung aus dem 
Verkehr zu ziehen. Io dem Strafverfahren ist für den Fall der Verurteilung 
die Einziehung der vorschriftswidrigen Ware nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen zu beantragen. 

Wie ich vorhin bereit« erwähnt habe, ist nach dem Giftfarbengesetze 
die Einziehung giftiger Kosmetica zulässig. Wie sieht es aber mit den 
dem freien Verkehr entzogenen und auch mit verdorbenen Arzneimitteln? In 
Frage kommt zunächst aus dem Strafgesetzbuch $ 40; „Gegenstände, welche 
. . . zur Begehung eines vorsätzlichen Verbrechens oder Vegehens gebraucht 
oder bestimmt sind, können, sofern sie dem Täter oder einem Teilnehmer ge¬ 
hören, eingezogen werden.“ Die im Drogenhandel in Frage kommenden, nach 
dem Strafgesetzbuch strafbaren Handlungen sind aber weder Verbrechen, noch 
Vergehen, noch auch gehören sie zu denjenigen Uebertretungen, für welche 
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die Einziehnng im § 367, wie z. B. für verdorbene Nahrungsmittel, vorgesehen 
ist. Infolgedessen erweist sich der Antrag aal Einziehnng von Giften and 
Arzneimitteln als wirkungslos. 

Das nOtigt aber aach zar Vorsicht beim „aas dem Verkehr ziehen“ der 
Waren. Geschieht dasselbe darch Beschlagnahmung and Aufbewahrung in 
polizeilichem Gewahrsam, so ist, wenn das gerichtliche Verfahren vielleicht 
erst nach einem Jahre beendet ist und die Waren dem Händler dann zurück¬ 
gegeben werden, der größte Teil derselben minderwertig geworden. Wer 
haftet dann für den Verlust des Drogisten ? Werden aber die Waren in den 
Geschäftsräumen des Drogisten belassen, so verschwinden sie, und kein Mensch 
weiß später, wer die polizeilich vorgenommene Verschnürung einer Kiste u. a. 
gelöst hat. Aus diesen Gründen ist es zu empfehlen, in der nach Entschei¬ 
dung des Beicbgerichts vom 22. Febr. 1900 alB Maßregel präventiver Natur 
zum Schatze für Leben und Gesundheit durchaus berechtigten Beschlagnah¬ 
mung nicht weiter zu gehen, als zur Sicherung des Beweises nötig ist, d. b., 
wie dies ja auch in der Polizeiverordnung vom 21. Februar 1910 vorgesehen 
ist, sich auf die Probeentnahme zu beschränken, allerdings aber lieber 10 Proben 
zu viel, als eine Probe zu wenig zu entnehmen, da nur aus den entnommenen 
Proben sich das Gericht ein Urteil über Beschaffenheit, Bezeichnung und 
Zweckbestimmung der beanstandeten Waren bilden kann. 

Za Abs. 3 von Nr. 8: Die Fassung der Vorschrift „Gröbere Ver¬ 
stöße, erhebliche Unordnung und Unsauberkeit sind ernstlich zu rügen und 
im Wiederholungsfälle zur Bestrafung zu bringen“ gibt zu Bedenken Anlaß. 
Ich habe den Fall bereits erlebt, daß ein Drogist seinen Einspruch gegen ein 
polizeiliches Strafmandat damit begründete, die Polizeibehörde habe mit der 
Bestrafung der erstmalig gefundenen Unordnung ihre Befugnis überschritten, 
ein Einwarf, der allerdings keinen Erfolg hatte. Meines Erachtens würde der 
Schlußsatz besser lauten: „Gröbere Verstöße, erhebliche Unordnung und Un¬ 
sauberkeit sind ernstlich zu rügen oder zur Bestrafung zu bringen, letzteres 
jedenfalls in Wiederholungsfällen.“ 

Wir kommen nunmehr zum Handel mit Giften, d. h. zu der hierfür 
gültigen Polizeiverordnung vom 22. Februar 1906. Dazu ist folgendes zu be¬ 
merken : 

Zu § 1. Die, wie vorhin erwähnt, noch gültige Bestimmung der alten 
preußischen Gewerbeordnung hat nur die KonzesBionspflicht des Feil halt ens 
der Gifte festgesetzt, während die Beichsgewerbeordnung den gesamten Gift¬ 
handel für konzessionspflichtig zu erklären gestattet. Nach der richter¬ 
lichen Auslegung des Wortes „Feilhalten“ ergeben sich daraus sehr sonder¬ 
bare Konsequenzen. 

Werden Gifte „feilgebalten“, welche im Verkaufsraum aufbewahrt 
werden, so ist der Handel konzessionspfiichtig. Werden andere Gifte in an¬ 
deren Bäumen auf bewahrt, wie es für die Gifte der Abteilung I überhaupt 
vorgeschrieben ist, so besteht keine Konzessionspflicht; d. h., wer Arsenik, 
Strychnin, Sublimat u. a. verkaufen will, muß sie erwerben, sofern seine Lo¬ 
kalitäten ihn zur Aufbewahrung im Verkaufsraum nötigen. Wird sie ihm 
dann entzogen wegen Unzuverlässigkeit, so verlegt er sein Giftlager aus dem 
Verkaufsraum in einen anderen Baum und erweitert dann seinen Gifthandel 
womöglich durch Aufnahme von Giften Verzeichnis 1 u. 2. Die ganzen Be¬ 
stimmungen über die Konzession zum Giflhandel und über die Entziehungen 
derselben sind also durch die jetzige Rechtsprechung in Frage gestellt. Ob 
es möglich sein wird, sie durch den Schlußsatz des § 1, Min. -Er), vom 13. Jan. 
1910 za stützen, müssen erst zukünftige Gerichtsverhandlungen lehren. 

Natürlich ist dann auch der Großhandel mit Giften in Preußen nicht 
konzessionspfiichtig, der sonst wie der Kleinhandel konzessionspflichtig wäre. 

Selbst der hier nicht konzessionsptlichtige Giftbandel unterliegt aber 
den Bestimmungen der Polizeiveroidnung vom 22. Februar 1906, sofern der 
Handel „gewerbsmäßig“ erfolgt. Zur Gewerbsraäßigkeit ist aber naih der 
Kammergerichtsentscheidung vom 5. April 1906 Vorsatz erforderlich. Ein 
Händler muß also bewußt konzessionspflichtigen Gifthandel ohne solche be¬ 
trieben haben, um sich strafbar gemacht zu haben. 

Die Großhandlungen unterliegen der Gift-PolizeiverordnuDg ebenso 
wie die Kleinbandlangen, soweit nicht besondere Maßnahmen vorgesehen sind. 
Dagegen unterliegen sie nicht den pofizeilichen Revisionen, sofern nicht eine 
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„Verkaufsstelle, in welcher Arzneimittel, Drogen, Gifte oder giftige Farben 
feilgehalten werden,“ damit eng verbunden ist. 

Als „Gifte“ gelten die in Anlage 2 angeführten Drogen, chemischen 
Präparate und Zabereitangen. Ich halte diese Fassang für nicht einwands¬ 
frei. In allen drei Verzeichnissen finden sich z. B. wasserlösliche Gifte, deren 
Lösungen and sonstige Zdbereitangen darch diese Bestimmung sozusagen 
fttr ungiftig erklärt werden. Ich nenne aus Verzeichnis I die Dransalze, aus 
Verzeichnis II Chloralhydrat und Santonin, aus Verzeichnis III die Goldsalze, 
Eupferverbindungen und sonstigen Zinnsalze. Meines Erachtens müßte es 
heißen: „Drogen, chemische Präparate und aus ihnen hergestellte Zuberei¬ 
tungen.“ 

Za Bedenken Anlaß gibt auch, daß sich im Verzeichnis I und II zahl¬ 
reiche Gifte finden, die dem freien Verkehr als Arzneimittel entzogen sind. 
Der Drogist erhält vielfach die Konzession zum Handel mit denselben als 
Giften, verwendet sie angeblich im Großhandel an Tierärzte, erliegt aber 
natürlich *.u leicht der Versuchung, sie im Kleinhandel und auch durch Bezeptur 
zu verwerten. 

Eine Aenderung ist dringend geboten. 

Zu § 5. Es ergibt sich nicht, welcher Art die Wand der Giftkammer 
sein mnß. Gilt eine Holz wand als „feste“ Wand? Ich würde eine gut ge¬ 
fugte Holzwand, deren Festigkeit einer gut gearbeiteten Zimmertür als der 
schwächsten Stelle einer Zunmerwand entspricht, noch als fest ansehen, eine 
schwächere, leicht zu durchbrechende Holzwand aber nur als „hölzerner Ver¬ 
schlag“ ansprechen und nur im Vorratsraum für zulässig halten. Einen Latten- 
verschlag würde ich zumal mit Rücksicht auf § 9 Abs. 3 als „hölzernen Ver¬ 
schlag“ nicht ansehen. 

Zu § 10. Es genügt meines Erachtens nicht, daß nnr ein Beauf¬ 
tragter des Geschäftsinhabers die Gifte abgibt. Auch der Beauftragte 
müßte nachgewiesen haben, daß er die für den Gifthandel gültigen Bestim¬ 
mungen genügend kennt. 

Za § 11. Absatz 2 bietet in seiner Fassung etwas besseres als § 3 der 
Kaiserl. Verordnung, indem nicht vom Großandel, sondern von der Abgabe 
von Großhändlern an Wiederverkäufer u. a. gesprochen wird. Es müßte aber 
anstatt an „Wiederverkäufer“ an „znm Wiederkaute berechtigte Personen“ heißen. 

Wenn ich bisher auf die einzelnen Paragraphen der Kaiserl. Verordnung 
und der übrigen gesetzkräftigen Vorschriften eingegangen bin, müssen wir 
nun einmal einen Blick auf den Drogenhandel werfen, wie er sich unter 
den jetzigen Bestimmungen entwickelt hat. 

Wie mehrfach erörtert, sind viele der gültigen Vorschriften so gefaßt, 
daß ein Richter so entscheidet, ein anderer anders, wie viel mehr natürlich 
noch Laien. So kommt es, daß — bona tiles des Großhändlers vorausgesetzt 
— der Kleinhändler vielfach Waren erbält, die ihm als freiverkäuflich be¬ 
zeichnet werden, die dann bei Revisionen beanstandet werden. Er hat sein 
Geld dafür ausgegeben, die Waren worden nicht eingezogen, was wird aus 
denselben? Sie bilden den Grundstock zu einem Geheimlager, ohne wel¬ 
ches nach eigener Angabe offenherziger Drogisten kein Drogenhändler mehr 
existieren bann. Ist erst ein Mittel vorrätig, welches den Bücken des Revi¬ 
sors entzogen werden muß, so ist der Drogist dem Gchcimhandel unrettbar 
verfallen. In ein solches Geschäft wird nun ein junger Mann in die Lehre 
gebracht. Er lernt neben dem öffentlichen Drogenhandel auch diesen Geheim¬ 
handel, er lernt Tag für Tag, Stunde für Stunde die Gesetze zu umgehen. 
Macht er sich daun selbständig, so richtet er sein Geschäft natürlich sofort 
demgemäß ein. Wie rentabel dies häutig ist, möge Ihnen ein von mir beob¬ 
achteter Fall beweisen, in dem in einem neu gegründeten Geschäfte in den 
ersten 5 Monaten des Bestehens für mindestens 3U0Ü M. dem freien Verkehr 
entzogene Waren umgesetzt waren, angeblich im Großhandel. An wen der 
Großhandel erfolgt sein sollte, ergaben die Bücher nicht. 

Befördert wird der verbotene Handel in hohem Maße einerseits durch 
die viel zu geringen von den Gerichten festgesetzten Strafen, die von den 
Betroffenen nur als Geschäftsunkosten, nicht als Strafen aufgefaßt werden; 
anderseits dadurch, daß selbst diese geringe Strafen laut Zusage bei dem Ab¬ 
schlüsse des Geschäfts meistens von dem Großhändler getragen werden, wo¬ 
durch der Kleindrogist auch noch das letzte Gefühl der Verantwortlichkeit 
ve (i f. 
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nichts finden. So ging es mir auch in dem bereits erwähnten, vor der jetzigen 
Auslegung des „Feilhaltens“ von mir aufgedeckten Falle. 

Auch in diesem Geschäfte hatte die kurz vorher vorgenommene Revision 
nichts ergeben. Zu einem anderen Resultate kam ich erst, als ich die ge¬ 
richtsseitig beschlagnahmten Bücher durcbsah. Leider geschieht es anschei¬ 
nend viel zu selten, daß die Bücher der Drogenhandlungen durchgesehen und 
die Wohnung durchsucht wird. Wenn wir in einem Geschäfte von verschie¬ 
denen nicht frei verkäuflichen Sachen je 1 oder 2 Fläschchen finden, ist mit 
Sicherheit anzunehmen, daß auch größere Vorräte davon vorhanden sind, 
leicht erreichbar in einem angeblich nicht als Geschäftsraum dienenden Raume. 
Diese Verstecke zu finden, ist dann Sache des uns begleitenden Beamten, der 
deshalb Hilfsbeamter der Staatsanwaltschaft sein muß, wie ich oben bereits 
betonte. 

Natürlich kann es uns als den berufenen Hütern der Volksgesundheit 
nicht gleichgültig sein, wenn unendliche Werte, die zur Ernährung und 
Kräftigung der Bevölkerung dringend nötig sind, in den Drogenhandlnngen 
für teils wertlos, teils direkt schädliche Arzneidrogen verausgabt werden. 
Daß dies geschieht, läßt es dringend geboten erscheinen, das Publikum wieder 
zurückzugewöhnen in die Apotheken, wo häufige Kontrolle die Güte der 
Waren gewährleistet und wo wissenschaftliche und praktische Vorbildung 
des Personals die vorschriftsmäßige Beschaffenheit der gelieferten Arznei- 
Zubereitungen verbürgt; wo außerdem die Arzneiabgabe nicht fast ausnahms¬ 
los verbunden ist mit gewohnheitsmäßiger Kurpfuscherei. Dazu kommt noch 
ein anderes. Der Drogenhandel, wie er sich unter der bisherigen Gesetz¬ 
gebung bezüglich der richterlichen Auslegung derselben entwickelt hat, be¬ 
ruht größtenteils auf gewerbsmäßiger Umgehung der Gesetze. In diesem 
Sinne erzieht der Drogistenstand auch seinen jungen Nachwuchs. Ein Stand, 
dem ein solcher Vorwurf mit Recht gemacht wird, muß aber im allgemeinen 
Volksleben moralisch zersetzend wirken und paßt nicht in den Rahmen eines 
geordneten Staatswesens. 

Besserung ist möglich durch Schaffung klarer Gesetzcsvorschriften, zu¬ 
nächst durch Erlaß einer neuen Kaiserlichen Verordnung, die die dem freien 
Verkehr überlassenen Arzneimittel nur auf die im äußersten Notfall nötigen 
beschränkt in einem positiven Verzeichnis. 

Es wird dies natürlich auf großen Widerstand stoßen bei den Arznei¬ 
mittelfabrikanten wie bei den Drogisten, die die Antastung wohlerworbener 
Rechte behaupten werden. Dem ist aber entgegenzuhalten, daß sich dieselben 
der bisherigen größereren Freiheit nicht würdig, gezeigt haben; daß ferner 
der Apothekerstand auch nicht gefragt ist als ihm durch die Gewerbeordnung, 
durch die Kaiserliche Verordnung usw. wohlerworbene Rechte geschmälert 
wurden; daß drittens die Volksgesundheit dringend verlangt, daß die Arznei¬ 
versorgung wieder zurückgeführt wird in die Apotheken, und daß das spezielle 
Interesse eines Standes vor dem der Allgemeinheit zu weichen hat. Geht 
bei solcher Neuregelung des Arzneiverkehrs außerhalb der Apotheken mit 
zahlreichen Drogisten, die durch gewerbsmäßige Gesetzesverletzung hoch ge¬ 
kommen sind, auch einmal ein Unschuldiger mit zu Grunde, so büßt er nur 
die Schuld seiner Standesgenossen. 

Ich komme zum Schluß und darf die aus meinen Ausführungen sich 
ergebenden Folgerungen nochmals kurz zusammenfassen: 

Um den Drogenhandel nicht dauernd eine Gefahr für die Volksgesund¬ 
heit bilden zu lassen, ist nötig: 

1. Aenderung des Strafgesetzbuches durch Ausmerzung des Wortes „feil¬ 
halten“ im § 3*»7 Ab3. 8, ferner durch Festsetzung der Einziehbarkeit der in 
Drogenhandlangen vorschriftswidrig gefundenen Waren. 

2. Ergänzung der Rfichsgewerbeordnung durch genauere Bestimmungen 
über den gesamten Drogen- und Gifthandel im Sinne meiner Ausführungen. 
Falls dies nicht zu erreichen, Ersatz des preußischen Gesetzes vom 22. Jani 
18(11 durch ein anderes, in dem gleichfalls das Wort „feilhalten“ zu besei¬ 
tigen ist. 

3. Erlaß einer neuen Kaiserlichen Verordnung, in der die dem freien 
Verkehr überlassenen Mittel positiv angegebon und ihre Auswahl auf das ge¬ 
ringste Maß beschränkt wird; in der ferner gleichfalls das Wort „feilhalten“ 
und außerdem das Wort „Großhandel“ beseitigt wird. 
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4. Erlaß einer neuen Giftpolizeiverordnung, in der aoaiusprechen ist, 
daß eine Konzession zum Handel mit Giften, die nach der Kaiserlichen Ver¬ 
ordnung dem freien Verkehr entzogen sind, Oberhaupt an Kleinhandlungen 
nicht erteilt wird. Beseitigung des „Feilhaltens" auch an dieser Stelle. Eine 
Ergänzung müßte, falls es nicht möglich sein sollte, das Selbstdispensierrecht 
der Tierärzte aufzuheben, eine der bayerischen entsprechende Polizeiverord¬ 
nung sein, nach der Aerzte, Tierärzte, Heilgehilfen usw. die zu Berufszwecken 
dienenden Drogen nur aus Apotheken beziehen dürfen, eine Frage, auf die 
näher einzugehen hier jedoch nicht am Platze ist. 

In der anschließenden Diskussion wurde den Ausführungen des Vor¬ 
tragenden im allgemeinen durchweg zugestimmt. Im besonderen bemerkte 
Nickel-Perltberg, daß die Revisionen der Drogen- pp. Handlungen wegen 
der Unsicherheit der betreffenden Bestimmungen eine wenig angenehme Tätig¬ 
keit für den Kreisarzt darstellten. Bei der Feststellung, ob ein Arzneimittel 
freigegeben sei oder nicht, benutze er mit Vorteil einen Sonderabdruck aus 
der pharmazeutischen Zeitung vom Jahre 1909, in dem die freigegebenen 
und nicht freigegebenen Arzneimittel mit Namen angegeben sind. Ferner 
bediene er Bich bei Revisionen von Farbenhandlungen einer Zusammenstellung 
von Proben der giftigen Farben. Er sei dadurch in der Lage, durch Ver¬ 
gleichen mit den Proben die giftigen Farben herauszufinden, was bei den 
zahlreichen und wechselnden Namen für ein und dieselbe Farbe sonst auch 
mit Hilfe der vollständigsten Namensverzeichnisse oft genug nicht möglich 
war. Die Verordnung über die Abgabe nicht freigegebener Arzneimittel 
werde oft dadurch umgangen, daß dem nicht freigegebenen Mittel ein 
Phantasiename beigelegt werde. Erfreulich sei es, daß die Drogenschränke 
abnähmen, weil die Besitzer die Unbequemlichkeiten der Revisionen scheuten. 
Sehr gefährliche Zwischenträger des unerlaubten Arzneimittelverkehrs seien 
auch die Thüringer Hausierhändler, die fast regelmäßig auch Arzneimittel 
vertrieben; die Polizeiorgane sollten ihnen mehr Aufmerksamkeit zuwenden. 

Voi gt-Templin mißt der Rechtsprechung die Schuld bei, daß ein Vor¬ 
gehen gegen die Drogenhändler bei Uebertretung der bestehenden Bestimmungen 
fast immer aussichtslos ist. 

Roth betonte, daß es neuerdings vorgekommen sein soll, daß ein 
Drogist sein unerlaubtes Lager in einem Nebenhause in der Wohnung eines 
Bekannten hielt, so daß auch Haussuchungen auf diese Weise illusorisch würden. 

Ho che betont gleichfalls den Mangel an Verständnis seitens vieler 
Richter dafür, daß es sich bei gerichtlichem Vorgehen gegen den vor¬ 
schriftswidrigen Drogenhandel um eine wichtige Frage der Volksgesundheit, 
nicht aber nur um die Unterstützung der Apotheker in einem für die All¬ 
gemeinheit ganz gleichgültigen wirtschaftlichen Kampfe zwischen Apotheken 
und Drogisten handele. So sehr er deshalb den Pessimismus der meisten 
Kreisärzte begreife, so müsse doch vor völligem Nihilismus gewarnt werden. 
Könne der einzelne eine Besserung durch seine Arbeit direkt nicht erreichen, 
so bringe doch jedes erfolgreiche wie erfolglose Verfahren gegen einen Drogisten 
neues prinzipielles Material zur Benutzung für diejenigen Instanzen, in deren 
Hand die gesetzliche und die sonstige gesetzkräftige Regelung des Drogen¬ 
handels ruhe, und helfe so mit an der gesetzlichen Neuregelung des gesamten 
Drogenhandels. 

Sehr zu warnen sei ferner vor einer kritiklosen Wertschätzung der 
höchstinstanzlichen Gerichtsurteile. Wie ja auch das erwähnte Beispiel des 
Diacbylon - Wundpulvers beweise, befaßten sich die höchsten Gerichte, be¬ 
sonders das preußische Kammergericbt, mit dem wesentlichen Inhalt der Ur¬ 
teile, gegen die Revision eingelegt sei, fast gar nicht, sondern schalteten alle 
Punkte aus, die als tatsächliche Feststellungen der Vorinstanz anzusehen 
seien; Daher kämen die sich häufig durchaus widersprechenden Urteile des 
gleichen höchstea Gerichts. Die für den Drogenhandel günstigen würden 
alsdann in späteren Gerichtsverhandlungen von den Drogisten als den Kern 
der Sache berührend vorgebracht, nur zu leicht mit Erfolg, wenn nicht der 
als Sachverständige tätige Kreisarzt den Wert der betreff enden höchsten Urteile 
richtig stelle. 

Nicht verdrießen dürfe man sich freilich die Anfeindungen der Drogisten- 
presse lassen, die sich ganz besonders ergießen über zweckbewußte kreisürzt- 
liche Revisionen, weil diese nicht wie die Apotheker durch den Vorwurf der 
Verfolgung eigener Interessen in den Augen Fernstehender tot gemacht werden 
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könnten. Da es sich bei fast jeder gerichtlichen Verhandlung um prinzipielle 
Fragen handele, die jeden Drogisten berühren, so sei jeder Drogist zum Halten 
mindestens einer der Fachzeitungen durch sein Geschäftsinteresse direkt ge¬ 
zwungen. So komme es, daß jede Beschwerde eines Drogisten in ganz Deutsch¬ 
land über einen mißliebigen Revisor in dieser Presse einen zuweilen sogar 
poetischen Widerhall aus den entferntesten Gegenden finde, der oft genug die 
Grenze des gesetzlich Erlaubten mindestens streife und jedenfalls nicht ge¬ 
eignet sei, die sowohl an sich als auch durch die häufig sich anschließenden 
Gerichtsverhandlungen schon unangenehmen Revisionen der Drogenhandlungen 
angenehmer zu machen. 

IV. Bevor zum letzten Gegenstand der Tagesordnung über gegangen 
wurde, erhielt Kreisarzt Dr. Schulz- Charlottenburg das Wort zur Begründung 
zweier von ihm in bezug auf die Mitwirkung der Schale beim Auftreten 
übertragbarer Krankheiten und in bezog auf oie Bestrafung bei Verstiegen 
gegen die polizeilichen Anordnungen bei Bekämpfung dieser Krankheiten 
gestellter Anträge. Er führte hierzu im wesentlichen folgendes aus: 

Bei Scharlach und Diphtherie ist es ein wesentliches Mittel, ja zumeist 
wohl der einzige Weg, auf den die Ortspolizei von allen Erkrankungen er¬ 
fahren kann, wenn die Schule die wegen ansteckender Krankheit fehlenden 
Kinder meldet. In der Praxis gestaltet sich die Sache so, daß die Schule den 
Grund des Fehlens nicht bestimmt weiß, und mindestens für Epidemiezeiten 
müßte die Bestimmung d&hin gehen, daß täglich die Schule alle Neufehlenden 
der Ortspolizei meldet. Aufgabe der Ortspolizei ist es dann, die Fälle, die 
nicht ärztlich bereits gemeldet sind, ihrerseits ärztlich feststellen zu lassen 
und die erforderlichen Maßnahmen zu trftTen. 

Noch weitergehend kann die Schale bei der Bekämpfung mitwirken, 
wenn alltäglich in den Klassen gefragt wird, ob im Hause Geschwister oder 
sonstige nicht schulpflichtige Personen erkrankt sind und die Angaben gleich¬ 
falls der Ortspolizei mitgeteilt werden. Die Bestimmung in § 5 des Ministerial- 
Erlasses vom 9. Juli 1907 macht das aueh bereits für die Schale zur Not¬ 
wendigkeit, da ja bekanntlich nur ein Teil der Erkrankten der Ortspolizei 
bekannt wird, auch die Benachrichtigung der Schule durch die Ortspolizei zu 
spät kommt. Ich würde es für sehr wünschenswert halten, wenn die Be¬ 
stimmung ausdrücklich auch in § 5 aufgenommen würde. 

Endlich wäre es wünschenswert, wenn auch bezüglich der Wieder- 
zulassung (§ G) ausdrücklich ausgesprochen würde, daß die Schule mit der 
Ortspolizei Zusammenarbeiten muß, daß bei den Krankheiten des Reichs- und 
Landesseuchengesetzes die Schale erst nach Mitteilung der Ortspolizei über die 
erfolgte Schluüdesinfektion die Kinder wieder zulassen darf. Für die Orts¬ 
polizei wäre die entsprechende Bestimmung zu treffen. 

Weiter möchte ich bitten, die Frage der Bestrafung bei Ver¬ 
stößen gegen die Anordnungen der Ortspolizei bei anstecken¬ 
den Krankheiten zur Besprechung zu bringen. 

Die Anordnung erfolgt jetzt wohl allgemein in Form der von der Orts¬ 
polizei dem Haushaltungsvorstand zuzustellenden Verfügung. Anlage zur 
dortigen Verfügung vom 14. Dezember 1907 — I. 11288/12 —. Die in der 
Strafandrohung dioser Verfügung (13) genannten § 36 Nr. 2 des Gesetzes vom 
28. Augast 1905 und $ 46 Nr. 2 des Gesetzes vom 30. Jani 1900 stellen von 
§ 14 des Gesetzes vom 30. Jani 1900 ausirücklich nur Absatz 5 unter Strafe. 
Allgemein ist zar Zeit im Hause eine Person der Familie Pflegerin. Aber 
selbst die Isolierung der erkrankten Person selbst stände hiernach nicht unter 
der Strafandrohung. Es ist in meinem Kreise vorgekommen, daß ein Gendarm 
eine Matter aDgezeigt hat, die von der Pflege ihres an Diphtherie erkrankten 
Kindes in den Tanzsaal ging. Die zwangsweise Entfernung der Frau aus dem 
Tanzsaal auf Grand des Landesverwaltungsgesetzes von 1883 genügt nicht. 
Es wird nötig sein, daß die Ortspolizeibehörden eine wirksame Strafandrohung 
der Verfügung hinzufügen. 

Za dem ersten Antrag bemerkte Herr Ober-Keg.-Rat Dr. v. Wilms, 
daß dem folgende Bedenken entgegenständen: 

1. der Zeitverlust beim Unterricht, 

2. die Gefahr für den Lehrer als Angeber zu erscheinen, 

3. würde die Polizei oft ohne Not in das Haus kommen, da das Scbul- 
1 Über die Art der Erkrankung keine Angaben machen könne. 
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In Anschluß d&ru führte Bock folgendes «cs: 

Ls in durcJlaus erwünscht, daß d:e Lehrer bei der Bekämpfung dex 
t:enru:tidi Kxankieuen in erbh;em l&te keraagexogen wenicn; «ber 
i*esei Lx i würde «cf des vom Kreisarzt Dr. Scäul* «ngegetexen Wege 
«:^ii exreicu; werden, Geseut» die FoÖLieiverwahung, der Amuvomeher, 
erzielte Ugacb d:e Name« der in der Scbcie fehlenden Kinder Tom Scnul- 
T::*iuie m.tgeieiit, so klnnie sie hiermit nichts anfargea, denn sie bst 
«p-raie J_ bei I-.piiterie and Scharlach — wie bei Körnerkrazaheu — »ar die 
emea zaue festfteilen za lassen. and dies «ach nur dann, wecn sie nicht Ton 
eiaen Am gemeldet sind. Der AmtsTorsteber könnte «iso diese Meldungen 
aur «n den Kreisarzt bexw.de» Lindrat weitergeben. Desbaib st es richtiger, 
wie im bi es. gen Bezirk auch Torgegangen wird, daß Ton der in den 7 nnd 
& der Anweisung zur Bekämpfung Ton Diphtherie iScharlach) gegebenen Be¬ 
fugnis der Zuziehung des Kreisarztes in allen Fallen, wo diese Kraskkeuen 
gehäuft auftreten, Gebrauch gemacht wird, daß er die Bekämpfung der Krank¬ 
heit and die KoatroUe der getretenen Maßnahmen in die Hand nimmt: denn 
in «Gen i lesen Fällen handelt es sich am besondere Verhältnisse. Hierbei 
wird er Ton der Einsichtnahme der SchuiTersäumaisosten mit Erfolg Gebrauch 
machen, wie er auch mit dem Lehrer vereinbaren kann, daß ihm etwaige neue 
Fälle direkt nutgeteilt werden. Daß im § 5 der früheren Anweisung Tom 
14. Mai iß^4 die Meldung des Lehrers Ton jeder Ausschließung eines Kindes 
Tom Schulbesuch wegen ansteckender Krankheit an die Orispolueibthörde 
Tor geschrieben war, erklärt sich daraus, daß damals die Ameigep dicht bei 
Diphtnerie usw. noch nicht gesetzlich Torgeschrieben war. 

Bezüglich des Zusammenwirkens von Ortspolizei und Schule bei Wieder- 
Zulassung erkrankt gewesener Kinder unterscheidet der § 6 die persönliche 
Reinigung bezw. Desinfektion der selber erkrankt gewesenen Kinder bezüglich 
ihrer Wasche, Kleidung und gewöhnlichen Gebrauchsgcgenstände bei allen, 
auch den nicht unter das Landes- oder Keicheseuchengeset* fallenden an¬ 
steckenden Krankheiten und die Schlußdesinfektion bei den Krankheiten des 
Reichs- und Landes -Seachengesetzes, soweit es sich um gesund gebliebene 
Lehrer oder Schaler aus derartig infizierten Wohnungen handelt. Im ersteren 
Falle wird eine polizeiliche Untersuchung sich kaum ermöglichen lassen, wohl 
aber wird der Kreisarzt veranlassen können, daß, soweit es sich um Krank¬ 
heiten des Reichs- oder Landesseuchengesetzes handelt, auch im Falle des 
§ 6a die Zulassung nicht eher erfolgt, als bis die Schlußdesinfektion statt- 
gefonden hat. 

Im übrigen wird die weitergehende Mitwirkung der Lehrer bei der Be¬ 
kämpfung der ansteckenden KranKheiten in erster Linie eine freiwillige sein 
müssen. Die Bereitwilligkeit dazu ist entschieden vorhanden. Je mehr die 
Kreisärzte es sich angelegen sein lassen, auf den Lehrerkouferenzen wie bei 
Gelegenheit der Schulbesichtigungen den Lehrern diese Mitwirkung nahezu¬ 
legen und sie dafür zu gewinnen suchen, um so erfolgreicher wird sich dieses 
Zusammenwirken gestalten. 

Endlich erscheint es erforderlich, daß die Gauehaltungsvorstände mehr 
wie bisher auf ihre Anzeigepfhcht, namentlich in Epidemiezeiten hingewiesen 
werden. In solchen Zeiten würde auch die Ausrede, daß sie die Krankheit 
nicht erkannt hätten, hinfällig sein. Nach dieser Richtung sind die Polizei¬ 
behörden im hiesigen Bezirke mit entsprechender Weisung versehen, dahin¬ 
gehend, die Haushaitangsvorstände auf diese ihre Verpflichtung besonders 
hinzu weisen. 

Was den zweiten in Anregung gebrachten Pankt betrifft, so führte 
Roth aus, daß in dem Reichs- wie in dem Landesseuchengesetz Verkehrs- 
besekränkuogen mit Absicht nur für das berufsmäßige Pflegepersonal zu¬ 
gelassen und üebertretungen derselben durch die jäg 36 bezw. 46 unter Strafe 
gestellt sind. Es ist dies geschehen, weil es undurchführbar wäre, einer 
Matter oder sonstigem Angehörigen, die ein krankes Glied der Familie pflegt, 
den Außenverkehr zu untersagen; wohl aber müssen auch bezüglich dieser 
die sonstigen Absonderungs- und Desinfektionsmaßnahmen vorgeschrieben 
werden. Diese Verkehrsbeschränkungen für das berufsmäßige Pflegepersonal 
sind bekanntlich auch nicht einmal bei allen übertragbaren Krankheiten zu¬ 
lässig, beispielsweise nicht bei Ruhr und Genickstarre. 

Unabhängig von den Strafbestimmungen des § 86 des Landes-Seuchen- 
gesetzes und des § 46 des Reichs-Seuchengesetzes ist die Polizeibehörde auf 
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Grund des § 8 des Landes - Seuchengesetzes befugt, innerhalb des für die 
einzelnen Krankheiten gegebenen Bahmens polizeiliche Ver- 
fügungen im Einzelfalle za erlassen. Es handelt sich in diesen Fällen am 
polizeiliche Zwangsverfügangen aaf Grand des § 182 des Landesverwaltungs- 
gesetzes, deren Durchführung darch Androhung von Strafen oder eventuell 
durch anmittelbaren Zwang herbeizuführen ist. Darch solche besondere poli¬ 
zeiliche Verfügung kann beispielsweise die Absonderang kranker Personen bei 
Diphtherie and Scharlach, die in die allgemeinen Strafbestimmungen nicht 
aafgenommen ist, ebenso wie die Fernhaltang jugendlicher Personen vom 
Schal- and Unterrichtsbesach den betreffenden Haushaltungsvorständen auf- 
gegeben bezw. zwangsweise durchgeführt werden, nicht aber können aaf diesem 
Wege Verkehrsbeschränkangen für das nicht berufsmäßige Pflegepersonal 
getroffen werden, weil dies im Bahmen des § 8 nicht zulässig ist. Im Gegen¬ 
satz za den allgemeinen Strafbestimmungen ist in diesen Fällen die Möglichkeit 
der jederzeitigen Anwendung anmittelbaren Zwanges gegeben. 

In allen diesen Fällen ist eine fahrlässiges Handeln voraasgesetzt. 
8oweit es sich am ein wissentliches Verletzen der angeordneten Absper- 
rangs- and Aafsichtsmaßregeln oder Einfahrverbote handelt, welche von der 
zuständigen Behörde zar Verhütang des Einführens oder Verbreitens einer 
ansteckenden Krankheit angeordaet worden sind, kommt der § 327 Str. G. B. 
in Frage, worüber die 36 bezw. 46 des Landes- and Reichsseacbengesetzes 
in ihrer Fassang „soweit nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
eine höhere Strafe verwirkt ist“, keinen Zweifel lassen. In diesen Fällen tritt 
die höhere Sirafe des Strafgesetzbuches — Gefängnis bis za 2 Jahren — oder 
falls infolge dieser Verletzung ein Mensch von einer ansteckenden Krankheit 
ergriffen worden ist, Gefängnis von 3 Monaten bis za 3 Jahren ein. 

V. Als letzten Pankt der Tagesordnung erstattete Dr. Nowak-Potsdam 
das Beferat über „Strittige Fragen bei der Berechnung der Gebühren für 
vertraaeusBrztllche Tätigkeit der Medizinalbeamten. 

Es herrscht Ungewißheit darüber, ob die Gebühren für vertraaensärzt- 
liehe Verrichtungen (§ 115 der Dienstanweisung) nach der ärztlichen Gebühren¬ 
ordnung vom lö. Mai 1896 oder nach dem Gebührengesetz vom 14. Jali 1909 
za berechnen sind. Die bestehenden Bestimmungen geben dafür keinen sicheren 
Anhalt and schließen die Möglichheit irrtümlicher Schlußfolgerungen nicht 
aas. So kann aas § 115 d. Dienstanweisung und dem Min.-Erl. vom 10. De¬ 
zember 1909 gefolgert werden, daß das Gebührengesetz für sämtliche ver- 
trauensärz (.liehe Verrichtungen nicht maßgebend sei. Dem steht entgegen, 
daß eine Reihe vertrauensärztlicher Verrichtungen im Tarif vom Gebühren¬ 
gesetz ausdrücklich genannt sind. Auch die Bestimmung des § 115 der D.- 
Anw., daß der Kreisarzt für die gewissenhafte Aasubung der vertraaensärzt- 
lichen Tätigkeit dienstlich verantwortlich ist and § 34 Abs. 3 der Dienst¬ 
anweisung, welche über das Wesen der vertraaensärztlichen Tätigkeit Auf¬ 
schluß geben, müssen als dagegen sprechend angeführt werden, daß die ver¬ 
trauensärztlichen Verrichtungen ausnahmslos mit der privatärztlicben Tätig¬ 
keit des Kreisarztes auf eine Stufe zu stellen seien und deshalb für die Be¬ 
rechnung die ärztliche Gebührenordnung das gegebene sei. Für die vertrauens- 
ärztlichen Verrichtungen — es sind nur kreisärztliche Zeugnisse, um die es 
sich hierbei handelt — kann für die Frage, ob ärztliche Gebührenordnung 
oder Gebührengesetz maßgebend ist, nicht die bloße Zugehörigkeit zum § 115 
der Dienstanweisung entscheidend sein, sondern die Form des Zeugnisses, an 
der zu erkennen ist, ob es vom Kreisarzt in seiner Eigenschaft als Medizinal¬ 
beamter oder als Arzt abgegeben worden ist. 

In der Diskussion fand Referent durch Anführung von Einzelfällen 
Zustimmung, aus denen hervorging, daß zwischen den Kreisärzten und den um 
ein vertrauensärztliches Zeugnis sie ersuchenden Behörden oft Meinungsver¬ 
schiedenheiten darüber entstehen, ob die Berechnung nach der ärztlichen Ge¬ 
bührenordnung oder nach dem Gebührengesetz stattzufinden habe. 

Dr. Both-Potsdam. 
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•«rieht 8Wr die «t (H. aatlirhek Etafmn 
der Me 4i«i—IW— I— des RrtifmisWurts Ui«wM»ri 
ui «.XtveaiWx 1910 a« Ous«14«rf. 

Ai i«r ia zroc-in Siuur»ul« der K'a'giwaea K^g'-e'nsg »brehakcne* 
VaBSHünx uta« nur de« Vorsiue des Hirt* GeJieiarats D.*. Botu- 
irieier ieti Herr >_ JerregMrun.gsrnt Pidencks. £0 Krxfiaäraie. 3 Oe* 
r^aainu. 5 in» ud SudusBtaiinte ud 7 kntiimlicl gvprltte Aentf. 

Der Herr Voriitieide k?täiu die Versammlung, besonder* de* i* 
Vertraue des rerAi adert es Herr* Begteroagsprisideaiea ei>eiie*eae* Herr« 
lerregierugsni ud die uweseades nickt beamteten Aente aad gedachte de« 
ktn^cn ia Loatock verstorbene* trillert* üerkäuarxie* i* Pasteidorl Medi~ 
suixss Dr.äekiidt, 

L Feber die Atadernigen i* der ieiei Diea»t*awei«isg flr die 
KreUAnte ud ihre* Eiafl*«s uf die Tätigkeit der ■ediainalbeamten, 

BeKlienutur: Me<l-Bu Dr. Boeder. Kreisern i* Yohwukei. 

Ester Cebergehaag aller ia de* Persoaal-, Einkommens* und Peasicas* 
Verhältnissen «ngetreteae* Aenierungea ward« *a der Hai der gegebene* 
Paragraf tea der Einfluß der veränderten Bestimmungen aal die kreisäritltcke 
Tätigkeit ia ihren Kiazelheitea erörtert aad dabei aus de* seit der Heraus* 
gäbe der I'.eastaa Weisung vom Jahre IhH aea kerausgekommeaen Gesetzen 
ud Ministerialerlassen, die u vielen Steilen der aeaea Dieastaaweisuvg aar 
einfach siliert sind, der wesentliche für die Kreisärzte wichtige Inhalt 
wieder gegeben. 

Ia den aeaea $§ 14 ud IS, Verhältnis aa dea Ortspolixei* 
behördea besw. aa dea technischen Beamten des Kreises wurde keine 
weseatliche Abweichung gegen die bestehende Praxis erblickt aad aat den 
Ministerin]- Erlaß Tom 14. März 1910 hingewiesen, nach dem eine Etischrinkuag 
der kreisärstiichea Besichtigaagea gewerblicher Anlagen aal des 
Fall bestimmter sanitärer Mißitinde nicht beabsichtigt wird. 

Ia § 34 * wird der Begriff der ,amtlichen Atteste* anders definiert. 
Es gehören dui aar die Zeugnisse, welche der Kreisnrxt ia seiner Eigenschaft 
als staatlicher Gesundheus beamt er ausstellt, and nach diese nar insoweit, als 
der Minister der Meduinalangeiegenheitea die Beibringung eines Zeugnisse» 
des beamtetes Amtes Torgeschrieben hat, also die in den $ j 34—114 der aeaea 
Diaastaaweisug anfgefahrien Falle. Der Herr Mcdixinaliuinister behält sich 
die Erweiterung dieses Kreises der Aufgaben Tor. 

Von sehr großer prinzipieller Bedeutung ist der letzte Absatz des § 34, 
der de* Kreisarzt verpflichtet. auf allgemeine Anordnung des Medisinalmimsters 
oder auf Erfordern des Begierungspräsidentea Tertrauens&rstliche 
Tätigkeit au übernehmen, welche gemäß § 115 der Dienstanweisung nicht 
zu dem Amte des Kreisarztes als solchen gehört und au deren Uebernahme 
der Kreiaant an sich nicht Terpflichtet ist. 

Als neue Aufgaben werden dem Kreisärzte auf dem Gebiete der 
Medixiaalpoliiei angewiesen: 

a) Kontrolle über Zu* und Abgang und Qualifikation der Schiff8- 
irxte (§ 45«). 

b) Verschärfte Kontrolle der Niederlassung und des Geschäftsbetriebes 

der Kurpfuscher (§ 46). 

c) Verschärfte Prüfung der Personen, welche eine Konzession sum 
Handel mit Giften nachsachen (§ 56). Die Prufang hat sich nicht nur 
auf die ia Frage kommenden gesetzlicnen Bestimmungen zu erstrecken, sondern 
es ist auch die Kenntnis der Zusammensetzung der gehandelten Gifte, ihror 
landesüblichen Bezeichnung und der Gefahren beim Verkehr xu verlangen. 
Einige Probe* charakteristischer Gifte und giftiger Farben Bind von den Be¬ 
werbern sn bestimmen. Der Kreisarzt muß also von nun ab eine größere 
Anzahl solcher Proben in seinem amtliches Sprechzimmer vorrätig halten. 

d) Verschärfte Aufsicht über die Hebammen. Sie sind mindestens 
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einmal alle 2 Jahre in ihrer Wohnung unvermutet za revidieren and bei ge* 
eigneten Gelegenheiten in der Ausübung ihres Berufs za beobachten (§ 57 -’). 
Oie Nachprüfungen haben alle 2 Jahre stattzofiaden (§ 61). Die freuäiigen 
Hebammen sind zam Beitritt za den Dnterstütsangskassen ihrer Organisation 
anzaregen and die erforderlichen Krankenscheine darch die Hand des Kreis* 
arztes an die Kassen einzareichen (§ 62 a). 

e) Veränderte Mitwirkung bei der üeberwachong der staatlich an¬ 
erkannten Krankenpfleger (§§ 65 and 66), and zwar kann er eventuell 
als Vorsitzender der staatlichen Prüfungskommission für Krankenpfleger 
fangieren, anderseits hat er event. die Entziehung der staatlichen Anerkennung 
beim Regierungspräsidenten za beantragen. Auf demselben Wege kann nach 
der außerpreußischen Anerkennang ihre Wirksamkeit für das preußische Amts¬ 
gebiet bezw. einem bestimmten Regierangsbezirk entzogen werden (Mmisterial* 
Erlaß vom 10. Mai 1907. Min.-Blatt für Medizinal-Angelegenheiten; 1907, S. 190). 

Aaf dem Gebiete der Ortschaftshygiene sind tiefergreifende Ver¬ 
änderungen in dem Abschnitt über Wasserversorgung (§74) eingetreten. 
Größere Anlagen sind in 1—2jährigen Fristen, die übrigen alle 8 Jahre — 
bei besonderen Vorkommnissen auch außerordentlich — za revidieren. Die 
Revisionen sollen nach Möglichkeit in die Zeiten gelegt werden, wo erfahrungs¬ 
gemäß am ehesten Störungen im regelmäßigen Bezüge gaten Trinkwassers 
Vorkommen. Maßgebend ist die Anleitung pp. des Bandesrats vom 16 Jnni 1906 
und die hierzu ergangene preußische Aosführungsanweisang vom 23. April 1907. 
Darnach sollen Wasserwerke, die ein nicht vollkommen sicheres oder in seiner 
Beschaffenheit schwankendes Wasser verabfolgen, stets einen hygienischen 
Beirat zur Hand haben, als welcher sich der Kreisarzt zur Verfügung 
halten soll. 

Die öffentlichen Kläranlagen sind zu überwachen und bei schwierigen 
Fragen der Wasserversorgung oder Abwässerbeseitigong die Mitwirkung der 
Königl. Versuchs- und Prüfungsanstalt pp. in Berlin nacbzusuchen. Die öffent¬ 
lichen Untersuchungsanstalten für Nabrangs- und Genoßmittel unterstehen 
nunmehr unmittelbar dem Regierungspräsidenten. Der Kreisarzt hat sich bei 
ihrer Beaufsichtigung nach dessen Anweisung zu beteiligen (§ 78). 

In dem Abschnitt der Gewerbehygiene §91 2 wird neu bestimmt, 
daß der Kreisarzt bei der Prüfuog von Projekten konzessionspflichtiger ge¬ 
werblicher Anlagen nur dann eine Besichtigung an Ort und Stelle vornehmen 
soll, wenn event. von der Behörde darum ersucht wird. 

Auf dem Gebiete der Schulhygiene sind die Kommunikantenanstalten, 
Waisenhäuser und R-rttuogsanstalten neu zu den bisherigen Schulen nnd An¬ 
stalten hinzugekommen (§ 94 ■*). Die Zwangserziehungsanstalten der Provinzial- 
verbände und die den Prorinzialschnlkollegien unterstellten höheren Lehr¬ 
anstalten sind nur auf bestimmten Auftrag zu besichtigen. 

Das Formular für die Schalbesichtigungen ist in dem Abschnitt Schul¬ 
kinder und deren Krankheiten wesentlich erweitert worden. 

Bei der Ueberwachung des Haltekinderwesens wird die Unter¬ 
suchung der Sterbefälle nach Todesursache und etwaigem Verschulden der 
Pflegepersonen neu verlangt (§ 98'-). 

Der § 100 ist anders gefaßt und erweitert worden: Danach hat der 
Kreisarzt die nicbtstaatlichen Anstalten zur Behandlung oder 
Pflege von Kranken, Siechen oder Krüppeln, sowie die Einrich¬ 
tungen zur ersten Hilfe zu überwachen und mindestens jährlich einmal unver¬ 
mutet zu besichtigen. Hierzu gehören auch die der Pflege oder Fürsorge von 
Wöchnerinnen oder Säuglingen dienenden Anstalten (§ 98 a^). Die Knapp- 
schaftskranken- und Heilanstalten (§ 100 °) nnd die Krankenanstalten der 
Provinzialverbände und des Jobanniterordtns (§ 100 ü ) können vom Kreisarzt 
nur kraft besonderes Auftrages revidiert werden. Neu ist die Kontrolle der 
Krankenfürsorge auf Kauffahrteischiffen (§ 100a). 

In den Abschnitten öffentliches Bade wesen (§ 107) und Heilquellen 
und Kurorte (§ 108) ergeben sich als neue oder erweiterte kreisärztliche 
Geschäfte Kontrolle der Karbäder von Privatunternehmern, Kontrolle der ge¬ 
sundheitlichen Mindestanforderungen an Kur- und Badeorte und Mitwirkung 
bei der Erhaltung gemeinnütziger Qaellen, sei es in ihrem Bestände überhaupt, 
sei es nur zum Schutze ihrer heilkräftigen Zusammensetzung. 
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Du Begr äbniswesen, §§ 110— lt4 aalengead, gebea die Be- 
stimmaagea des Baadesrats Aber die Beförderung tob Leichen aaf dem See¬ 
wege na« dem Jahre 1906 und die Vorschriften der Eisenbahaverkehraordnaag 
von 1908 einheitliche Normen. § 111 3 der Dienstanweisung gibt hinsichtlich 
der kreisäratlichen Ausstellung von Transportbeecheiaigangea verschiedene 
Vorschriften, je nachdem es sich am gemeingefährliche oder nar übertragbare 
Krankheiten von mehr oder weniger bedenklichem Charakter handelt. 

Um zum Schiasse diesen Gegenstand im Zasammenhange ia behandeln: 
Eine ganz wesentliche Erweiterung der kreisärztlichen Aafgaben hat die Dienst* 
aaweisang aaf dem Gebiete der sozialhygienischen Fürsorgetätig, 
keit gebracht, and zwar Bekämpfung des Al koholmißbrauchs(§Sla), 
die Säaglingsfürsorge (§ 98a), die schalärstliche Tätigkeit im eigent¬ 
lichen and engeren Sinn, die sich aas dem erweiterten and spezifizierten 
Schalnesichtigaagsformalar folgern läßt, die gemeinnützigen Bestrebungen aaf 
schalhygienischem Gebiete (§ 97) and die Krüppelfürsorge (§ 103a). Auf¬ 
fallend ist, daß der Bekämpfang der Taberkalose einschließlich des Lapas 
keine besondere Erwähnung geschieht. 

Der Kreisarzt hat aaf allen diesen Fürsorgegebieten die ursächlichen 
Zusammenhänge aad die Bedürfaisfrage zu prüfen, zweckmäßige Maßnahmen 
ansaregen, deren Wirksamkeit nach Kräften sa fordern and ihren Erfolg sa 
beobachten. In den betreffenden Paragraphen werden eine große Anzahl 
solcher Maßnahmen namentlich anfgezählt. 

Id § 115 ist die Tertranensärztliche Tätigkeit du Kreisarztes 
nach ihrer öffentlich-rechtlichen Seite genau and anders als bisher definiert. 
Sie ist auch dem vollbesoldeten Kreisarzt gestattet, dieser sum Gebührenbesug 
hierfür berechtigt. Fdr gewissenhafte Ausübung übernommener vertrauens- 
ärzilicher Tätigkeit sind die Kreisärzte dienstlich verantwortlich. In dem 
hieran sich anschließenden Verzeichnis vertrauensärztlicher Tätigkeit flgarieren 
Dienstleistungen, die bisher teils als unentgeltliche amtliche, teils als gebühren¬ 
pflichtige amtliche Tätigkeit im engeren Sinne (pensionsberechtigend für die 
nicht vollbuoldeten Kreisärzte), teils bereits früher als vertrauensärztliche 
Dienstgeschäfte angesehen worden sind. Es fehlen aber noch eine große An¬ 
zahl von Attesten, Gutachten und anderweitiger ärztlicher Tätigkeit, die ihrem 
ganzen Charakter nach kerne ärztliche Praxis, sondern vertrauensärstliche 
Berufabetätigung darstellen, für die sich die Kreisärzte buonders eignen und 
mit der sie in der Tat auch ständig beauftragt werden. 

In der an den Vortrag sich anschließenden lebhaften Besprechung 
nahm snnächst der Herr Vorsitzende das Wort su folgenden Bemerkungen: 
Zu § 66 der D. A.: Gemäß Ministerialerlaß vom 10. Mai 1907 kann in 
Preußen anch Krankenpflegepersonen aus anderen Bandesstaaten ihr 
Zeugnis entzogen werden. Zu § 51: Die Kreisärzte versäumen häufig, bei 
Prüfung von Apothekerlehrlingen eine entsprechende Eintragung in 
deren Arbeitsbuch zu machen. Der Kreisarzt soll auch, wenn er etwas 
Ungehöriges über die Ausbildung eines Lehrlings erfährt, hierüber an den 
Regierungspräsidenten, zumal manche Apotheker ihre Lehrlinge mehr aus- 
nutzen als ausbilden. Zu §100: Vor Besichtigung von Kranken ans talt en 
sollen deren Arzt und Verwaltung nicht 1—2, sondern einige Stunden vorher 
benachrichtigt werden. 

Med.-Rat Dr. Schrakamp-Düsseldorf macht zu § 122 der D. A. den 
Vorschlag, im Sinne der Verminderung des Schreibwerkes die Eintragungen 
fan das Tagebuch zu beschränken. Die Besprechung hierüber wird für 
Bpiter zuiückge8tellt. 

Med.-Rat Dr. Paffrath-Cleve bedauert, daß der Kreisarzt in der 
Besichtigung von gewerblichen Betrieben deshalb beschränkt sei, weil 
ihm der Zatritt za solchen versagt werden könne. 

Es wird erwidert, daß man etwaige Schwierigkeiten überwinden könne, 
wean man sich vorher mit dem Gewerbeinspektor in Benehmen setze oder 
einen Poliseibeamten zur Begleitung auffordere; letzteres solle man z. B. bei 
Besichtigung von Metzgereien niemals unterlassen. Anch werde man nicht 
leicht Schwierigkeiten finden, wenn man seine Absicht, ein Werk zn besuchen, 
dem Besitzer oder Direktor desselben vorher mittelte. 

Med.-Rat Dr. Schrakamp hat bemerkt, daß die Ermittelung von Blei- 
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erkranknngen vielfach ganz ungenügend sei, nnd daß die Statistik ttber 
gewerbliche Erkranknngen überhaupt viele Lttcken aufweise, weil die Kranken¬ 
häuser die vorgescbriebene Meldung darüber nicht regelmäßig machten. 

II. Veber die von den Tollbesoldeten Kreisärzten abzuführenden 
Gebühren. Berichterstatter: Kreisarst Dr. Bathmann, ständiger Hilfs¬ 
arbeiter bei der KOoigl. Regierung in Düsseldorf. (Der Vortrag ist in Nr. 1 
dieser Zeitschrift abgedruckt). 

III. Gerlchtsärstllche Demonstrationen. Gerichtsarzt Dr. Berg- 
Düsseldorf zeigt mehrere Präparate von Scbädelbrücben, von denen einige 
einen sicheren Rückschluß auf die Form des verletzenden Werkzeugs gestatten. 

Geh. Med.-Rat Braun, Gerichtsarzt in Elberfeld, teilt mit, daß er 
nach Tod durch Starkstrom längs der Aeste der Kranzgefäße des Herzens 
und am freien Saume des Netzes eine Reibe von punktförmigen Ekcbymosen 
beobachtet habe und bittet, in ähnlichen Fällen hierauf zu achten. 

IV. Allgemeine Mitteilungen. Kreisarzt Lern bk e-Duisburg zeigt ein 
von einem Baumeister in Dinslaken konstruiertes Modell eines Kippfensters 
für Schulen, dessen Backen mit Fächer versehen sind, damit die kalte Luft 
nicht unmittelbar auf die Kinder hinunter webt. 

Der Vorsitzende, Geheimrat Dr. Borntraeger, macht auf ein neues 
ausgezeichnetes kleines Krankenhaus zu Alpen im Kreis Mörs auf¬ 
merksam, das man sich wohl als Master nehmen kann; es hat pro Bett 
4000 Mark gekostet, ist also auch billig. Bei Neubauten von Krankenhäusern 
solle der Kreisarzt von vornherein Fühlung mit dem Baumeister nehmen. 

Der Vorsitzende legt ferner den Kreisärzten die Förderung von 
Rote Kreuz-Vereinen und Sanitätskolonnen ans Herz, an denen 
es in manchen Kreisen noch mangele, während andere allerdings reichlich 
bedacht seten; er hebt weiterhin die Wichtigkeit der Fürsorgestellen bei 
der Bekämpfung der Tuberkulose hervor. 

Die gestellte Frage, ob im Jahresbericht die Aufzählung der 
Infektionskrankheiten nach Altersklassen, wie sie in dem von der Regiernng 
empfohlenen, von der Brunaschen Druckerei herausgegebenen Formular vor¬ 
gesehen sei, verlangt werde, wird verneint. Dr. Hofacker-Düsseldorf. 

- \ 

_ A 

Bericht über die amtliche Versammlung der Medizinal- 
Beamten des Reg;.-Bezirks Arnsberg am 30. Januar 1011 

in Hagen. 

An der Versammlung, die unter dem Vorsitz des Reg.- und Med.- Rats 
Dr. Solbrig stattfand, nahmen teil die Herren: Ober-Reg.-Rat Pfeffer in 
Vertretung des Herrn Regierungspräsidenten, die Kreisärzte, mit Ausnahme 
von denjenigen in Arnsberg, Dortmund (Land) und Olpe, sowie sämtliche Kreis¬ 
assistenzärzte des Bezirks. 

Nach einer Begrüßung der Versammlung durch Herrn Ober-Reg.-Rat 
Pfeffer, der zugleich im Namen des dienstlich anderweitig in Anspruch 
genommenen Herrn Regierungspräsidenten sprach, eröffnete der Vorsitzende 
die Sitzung mit einem Rückblick auf die seit der letzten amtlichen Konferenz 
der Medizinalbeamten verflossenen Zeit, im besonderen auf das letzte Jahr, in 
dem der Tod eines allgemein beliebten und geschätzten, tüchtigen Medizinal- 
beamten und Kollegen, des Kreisarztes Med.-Rat Dr. vom Hofe in Aitena, 
zu beklagen war. Zu Ehren des Verstorbenen erhoben sich die Anwesenden 
von den Plätzen. 

I. Die wichtigsten Abänderungen der neuen Dienstanweisung für 
die Kreisärzte. Kreisarzt Dr. Friedel-Schwelm. 

Die Abänderungen, die die Dienstanweisung in Einklang mit den be¬ 
stehenden Gesetzen und Ministerialerlassen setzen, wurden nur kurz erwähnt, 
dagegen eingehend die innerhalb der Rechtserenzen aus Zweckmäßigkeits- 
gründen entstandenen Veränderungen und ihr Einfluß auf Stellung und Amts¬ 
tätigkeit des Kreisarztes erörtert. 

Betreffend „amtliche Stellung und Personalangelegen¬ 
heiten des Kreisärztes u wird im § 18 der direkte Verkehr mit den 
technische!! Beamten des Kreises empfohlen, in den §§ 12 und 14 das Ver 
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hältnie zum Landrat and za den Ortspolizeibehörden etwas klarer gefaßt als 
bisher. Gewisse Schwierigkeiten, die sich aas den Bestimmungen des § 23 
Ober die Zuziehung des behandelnden Arztes za den Ermittelungen bei Über¬ 
tragbaren Krankheiten ergeben können, werden erörtert; ebenso eingehend die 
Bestimmangen des § 24 Ober die Abltthrang von Gebühren, wobei noch manche 
Zweifel aaltaachen, sowie die Bestimmangen des § 31 and seine Ergänzung 
dareh den Ministerialerlaß vom 5. April 1910 über die Erstattung der Reise¬ 
kosten bei Vertretungen. 

ln der Abteilang 11 bringt der § 34 die bekannte Verpflichtung zar 
Uebernahme vertraaensärztlicher Tätigkeit aal Anordnung der Vor¬ 
gesetzten Behörde; die vielfach geäußerten Befürchtungen aus Anlaß dieser 
Neuerung erscheinen nicht gerechtfertigt. 

Der § 24, betreffend Arzneimittelverkehr außerhalb der Apotheken, 
hat bereits durch die „Neueren Grandzüge" vom 13. Januar 1910 und durch 
den Ministerialerlaß vom 3. Januar 1911 wesentliche Abänderungen erfahren, 
die den Wünschen der Kreisärzte entsprechen; neu sind die Bestimmungen 
Ober die „Giftprttfung“ und die doppelte Ausfertigung des Giitzeugnisses, 
deren Notwendigkeit wenig einleuchtet. 

Sehr zweckmäßig sind die im § 57 vorgeschriebenen zweijährigen außer¬ 
ordentlichen Revisionen der Hebammen. Der Fortfall der früher vor¬ 
geschriebenen Ermittelungen bei jedem Todesfall im Wochenbett erscheint 
weniger erwünscht; unter anderem liefern diese Ermittelungen lehrreichen 
Stoff für die Hebammen-Versammlungen. Der § 61 schreibt vor, daß die 
Hebammen alle 2 Jahre nachznprüfen sind, daß im Fall des Nichtbestehens 
die Nachprüfung nach 6 Monaten zu wiederholen und bei abermaligem un¬ 
befriedigendem Ausfall ein Wiederholungskursus aufzugeben ist. Es erscheint 
zweifelhaft, ob die auf diese Weise für einen Kurs ausgewäbiten Hebammen 
wirklich besonderen Natzen von ihm haben werden. Viel Arbeit und wenig 
Freude kann dem Kreisarzt aus der gemäß § 62 a empfohlenen Versicherung 
der Hebammen in den Kassen der Vereinigung deutscher Hebammen erwachsen. 

Die Nachprüfungen und Wiederh»lungskurse der Desinfektoren 
regelt in anderer Weise als bisher der § 67. 

Wesentlich erweitert sind die Bestimmungen des § 74 über Wasser¬ 
versorgung. 

Unzweckmäßig und wohl noch als ein Rest aus dem Zeitalter der Einzel- 
reisekoBten erscheint die im §82 stehen gebliebene Bestimmung, daß zu ört¬ 
lichen Ermittelungen bei gruppenweisem Auftreten einer nicht auf¬ 
geklärten Krankheit das Einverständnis des Landrats erforderlich ist. Hier 
dürfte das pflichtmäßige Ermessen des Kreisarztes genügen. Eine Anweisung 
über die sanitäispolizeiiiche Behandlung der Bazillenträger, die an einigen 
Beispielen erörtert wird, erscheint erwünscht, aber ohne gesetzliche Grundlage 
zurzeit kaum zu geben. 

Nach § 98a ist bei Todesfall eines Haltekindes die Todesursache 
zu erforschen. Meldung des Wohnungswechsels seitens der Polizei ist er¬ 
wünscht. Die vorgeschriebene fortlaufende Führung des Krüppel vetzeichnisses 
nach § 103 a macht Schwierigkeiten. 

Die Abänderungen, betr. „vertrauensärztliche Tätigkeit“ nach 
§115 werden näher erläutert. 

Die Wiederherstellung des früheren Termins der Erstattung des Jahres¬ 
berichts ist erwünscht, wenn auch durch das neue Formular von Rap¬ 
mund und Solbrig die Arbeit erheblich erleichtert wird; in einzelnen 
Punkten könnte noch eine weitere Vereinfachung erzielt werden. 

Bei einem Rückblick auf die wichtigsten Abänderungen der Dienst¬ 
anweisung ergibt Bich, daß durch den Fortfall der früheren Einschränkung 
„gelegentlich anderweiter Anwesenheit am Ort“, durch die neueren Bestimmungen 
über die Revisionen und Nachprüfungen der Hebammen, über die Beaufsichti¬ 
gung der Wasserversorgungs- nnd Kläranlagen, die Revisionen der Drogen- 
und Gifthandlangen, die Beaufsichtigung der Haltekinder, die Krtlppelfürsorge, 
die Bekämpfung des Alkoholismas, ferner darch die immer stärker hervor- 
tretende persönliche Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten, endlich durch 
die notwendige intensivere Beteiligung an den verschiedenen Aufgaben der 
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sozialen Fürsorge, insbesondere der Tuberkulosefürsorge, dem Kreisarzt eine 
gewaltige Mehrarbeit erwächst. Es erschienen daher die Wünsche durchaus 
berechtigt, daß die Reisekosten nicht weiter beschnitten werden, daß die ganz 
unzulänglichen Amtsunkosten eigentlich erhöht werden und daß ein be¬ 
schleunigtes Tempo in der Schaffung weiterer Tollbesoldeter Stellen ein¬ 
geschlagen wird. (Selbstbericht.) 

In der sich anschließenden Besprechung gab der Vorsitzende 
zunächst einige Aufschlüsse über die Erledigung zweifelhafter Dienstobliegen¬ 
heiten (Pläne für Ortsbesichtigongen, Aufstellung der Krüppellisten, Hand¬ 
habung der Gefäße für die Probeentnahme bei übertragbaren Krankheiten u. a.) 
und versprach begründete Gesuche um Fristverlängerung für die Jahresberichte 
zu berücksichtigen. 

Geh. Med.-Bat Dr. Gräve-Hagen macht auf die Schwierigkeiten auf¬ 
merksam, die hinsichtlich der Listen über Aerzte, Kurpfuscher, Krüppel usw. 
entstehen. Eine lokale Hebammenkrankenkasse hat sich im Kreise Hagen 
gut bewährt. 

Eine ausführliche Besprechung knüpfte sich an die Frage der Hebammen¬ 
fürsorge und der Hebammenwiederholungekurse, an der sich die Kreisärzte 
Schneider, Hensgen, v. Trzaska, Bliesener, Nauck beteiligten 
Es wurde festgestellt, daß die Fürsorge in den verschiedenen Kreisen verschieden 
gehandhabt wird, aber doch überall in die Wege geleitet ist, verschiedentlich 
unter Beteiligung der Kreise und Gemeinden. 

Stadtarzt Dr. Kö ttgen gibt nähere Mitteilungen über die Fürsorge für 
Krüppel unter den Schulkindern in Dortmund. Die Stadt hat zur ambulanten 
Behandlung der Krüppelkinder eine Samme zur Verfügung gestellt. 

II. Der Kreisarzt und die Fürsorgestellen. Kreisarzt Dr. A s c h e r- 
Hamm. 

Der Referent hatte seinen Ausführungen folgende Leitsätze zugrunde 
gelegt: 

1. Eine Verringerung gesundheitspolizeilicher Aufgaben ermöglicht dem 
Kreisarzt die eingehendere Beschäftigung mit der Gesundheitsfürsorge. 

2. Die Hauptaufgabe des Kreisarztes wird auch hier eine belehrende 
und anregende sein, — anregend namentlich auf das Zusammenwirken be¬ 
stehender Einrichtungen und freiwilliger Hilfskräfte. 

8. Am leichtesten sind Fürsorgestellen für Tuberkulöse einzurichten, 
weil ihr Nutzen bekannt ist, und weil fast überall die Landesversicherungs¬ 
anstalten und die Gemeinden (ev. Kreise), vielfach auch Krankenkassen, Werk¬ 
kassen und Private zu ihrem Unterhalt beisteuern. Für die erste Einrichtung 
leistet das Zentralkomitee zur Bekämpfung der Taberkulose einen Beitrag. 
Sie diönnen in ihrer einfachsten Form in jedem Amtszimmer errichtet werden 
und haben folgende drei Hauptaufgaben: Bekämpfung der Ansteckung, Be¬ 
sorgung kleiner Unterstützungen, Vermittelung von Heilverfahren. — Eines 
besonderen Arztes bedürfen sie nicht, vielmehr wird das Gutachten jedes 
Arztes in der Regel anzuerkennen sein. — Die Untersuchung des Auswurfs 
erfolgt am besten kostenfrei in den Untersuchungsämtern. — Als Hilfskräfte 
kommen Schwestern und Geistliche in Betracht; nur für gröbere empfiehlt sich 
die Anstellung besoldeter — männlicher oder weiblicher Kräfte. 

4. Nach ähnlichen Grundsätzen können die Fürsorgestellen für Alko¬ 
holiker eingerichtet werden. Sie haben als Aufgaben in der Hauptsache: 
Belehrung des Tiiokers und seiner Familie, event. Einleitung eines Entmün¬ 
digungsverfahrens, Vermittlung eines Heilverfahrens. Als Helfer empfehlen 
sich Geistliche und die AbstineDZvereine. 

5. Den Mittelpunkt für die Fürsorge für Säuglinge und vorschulpflich¬ 
tige Kinder bilden am besten die M utt erberatungsstellen unter ärztlicher 
Leitung mit freiwilligen und besoldeten Hilfskräften. Sie können in jeder Schul¬ 
stube abgohalten werden. Für kleinere Orte genügen 14 tägige Sprechstunden. 
Die Beaufsichtigung der Ziehkinder findet in ihnen die wertvollste Ergänzung. 

6. Die Fürsorge für Schnlinvaliden — körperliche und geistige — kann 
ohne Schwierigkeit den Fürsorgestellen für Tuberkulöse angegliedert werden, 
ebenso die für Alkoholiker. 

7. Da das letzte Ziel der Gesundheitspflege wie der Gesundheitsfürsorge 
die Verhütung von Leiden sein muß, empfiehlt es sich, die gesamte Bevöl- 
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kernng, snm mindesten die körperlich arbeitende nnd ihren Nachwuchs, unter 
dauernder gesundheitlicher Aufsicht zu halten, z. B. in folgender Weise: Bei 
der Impfung wird das Ergebnis einer Wägung samt Bemerkungen Uber Er* 
nihrung und Entwicklung notiert; im dritten Lebensjahr werden durch Ver¬ 
mittlung der Fursorgesteilen diese Notizen ergänzt, event. erst beim Schul* 
an tritt- Den schon vielerorts eingefttbrten Personalbogen der Schüler werden 
diese Notizen vorgeheftet und durch jährliche Messungen und Wägungen, 
sowie durch Notierung körperlicher oder geistiger Störungen ergänzt. Auch 
durch die Fortbildungsschule kann dieser Personalbogen den Schüler be¬ 
gleiten. Bei der Heeresmusterung können hierdurch geistig Minderwertige 
rechtzeitig erkannt werden. Werden umgekehrt die Ergebnisse der Heeres¬ 
musterung dem Kreisarzt oder einem ihm beizugebenden Fürsorgeamt mit ge¬ 
teilt, so kann zielbewußter der Verminderung der Tauglichkeit, wohl dem 
größten hygienischen Uebelstande der Jetztzeit, vorgebeugt werden. Auch 
die Zunahme der Geisteskrankheiten macht eine solche abgeschlossene Für¬ 
sorge wünschenswert. 

Der Berichterstatter hat ein „Fürsorgeamt“ für den Stadt- 
und Landkreis Hamm ins Leben gerufen, das seine Tätigkeit auf Tuberkulose, 
Alkoholismus, Säuglingslürsorge und Fürsorge für körperlich und geistig 
zurückgebliebene Kinder erstreckt und seit dem 1. April 1910 besteht. Bei 
der Schaffung dieses Fttrsorgeamtes sind Ascher seine reichen Erfahrungen, 
die er während seiner amtlichen Tätigkeit in Königsberg gemacht hat, sehr 
zu statten gekommen. Wie aus den Ausführungen des Verfassers und dem 
auf der Versammlung den Teilnehmern ausgehändigten „Ersten Jahresbericht* 
hervorgeht, ist schon in den ersten 9 Monaten Erfreuliches geleistet worden. 
Wesentlich gefördert wurde die Einrichtung dadurch, daß von verschiedenen 
Seiten namhafte Beiträge dem Fürsorgeamt und den Fürsorgestellen, deren 1 
in der Stadt Hamm und 6 im Landkreise geschaffen wurden, zug*flössen sind. 
So hat das Deutsche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose allein 
5000 M., die Landes Versicherungsanstalt Westfalen 1200 M. beigetragen. 
Weitere Beiträge sind von Krankenkassen und einzelnen größeren Werken 
u. a. geliefert. 

Neben der Fürsorge für Tuberkulose, die mit Unterstützung der Geist¬ 
lichen und Schwestern erfolgt, sind namentlich auch in der Säuglingsfürsorge 
und in der Bekämpfung des Alkoholismos mancherlei Erfolge zu verzeichnen, 
ln der Stadt Hamm sind 3 Matterberatungsstellen unter Leitung von Aerzten 
und unter Hülfe von freiwilligen und bezahlten Helferinnen geschaffen. Was 
die Alkoholfürsorge betrifft, so wird durch das persönliche Eingreifen Aschers 
dafür gesorgt, daß Trinker, wo es nötig ist, schnell unter vorläufige Vor¬ 
mundschaft gestellt, im übrigen beobachtet, erforderlichenfalls in Trinkerheil¬ 
anstalten untergebracht werden; die Mitwirkung von Abatinenzvereinen ist 
hierbei unentbehrlich. 

Der Vortrag regte zu einer lebhaften Besprechung an, nachdem vom 
Vorsitzend en die Notwendigkeit einer intensiveren Betätigung der Kreisärzte 
auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge betont und mitgeteilt war, daß nament¬ 
lich in der Fürsorge für Tuberkulöse an vielen Orten des Begierungabezirks 
mit Eifer gearbeitet wird. 

Geh. Med.-Rat Dr. H en s gen- Siegen teilte näheres über die Tuber¬ 
kulosefürsorge in seinem Kreise mit, die er mit Unterstützung einer besonders 
geschulten Krankenschwester leitet. 

Med.-Bat Dr. Nauck-Hattingen weist auf die Wichtigkeit der arzt¬ 
liehen Untersuchung neben der Belehrung hin und teilt näheres über die Für¬ 
sorge für Lungenkranke seitens der preußischen Eisenbahnverwaltung mit. 
Er ist der Ansicht, daß auch der Kreisarzt Anspruch auf Entschädigung lür 
die Ausübung dieser sozialen Tätigkeit habe. 

Stadtarzt Dr. Kött gen- Dortmund macht nähere Angaben über die 
Fürsorge für Lungenkranke, die bei den Schulkindern einsetzen müsse, wie 
dies auch in Dortmund geschieht. 

Kreisarzt Dr. Matth es teilt mit, daß der Verein für Säuglingsfürsor 
der Provinz Westfalen eine Samme znr Verfügung gestellt habe, die j- 
zur Verteilung aa Fürsorgestellen im Regierungsbezirk komme, und bitt> ' 
diesbezügliche Anträge zur Gewährung von Bcibulfen. 
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Nach einem Schlußwort des Herrn Ober-Reg.-Rats Pfeifer wird die 
Versammlung geschlossen, woran! alle Teilnehmer noch einige Standen beim 
fröhlichen Mahle zusammen waren. Dr. S o 1 b r i g - Arnsberg. 


Spätjahn • Versammlanf de« Badischen 
staatsärntllenen Verein« am 17. November 1910 im 
Landsbad in Baden-Baden. 

Anwesend waren 26 Mitglieder. Der Vorsitzende, Med.-Rat 
Dr. B e c k e r - Freibarg, begrabt die Versammlung and dankt zunächst dem Kol¬ 
legen Med.-Rat Dr. Thomann-Baden für die liebenswürdige Einladung nach 
der Bäderstadt. 

I. Aus dem Jahresbericht geht hervor, daß der Verein z. Z. 111 Mit¬ 
glieder zählt. Zagegaogen sind im Laufe des Jahres fünf Kollegen (Barth, 
Bock, Kreß, Sieglitz und Süpfle); gestorben ist ein Kollege (Ritt¬ 
st i e g - Breisach). 

Der Vorsitzende teilt des weiteren mit, daß eines der verdientesten 
Mitglieder des Vereins, H. Geh. Rat Dr. Schüle in Itlenau am 24. August 
seinen 70. Geburtstag gefeiert habe. Der Vorsitzende hat dem Jubilar bei 
diesem Anlaß die herzlichsten Glucbwünsche des Vereins Übermittelt, wofür 
der Gefeierte seinen Dank ausgesprochen hat. 

Des weiteren weist der Vorsitzende darauf hin, daß im Laufe 
deB Berichtsjahres das neue Irrengesetz und die dazu gehörige Voll- 
sugsverordnnng in Kraft getreten sind mit ihren für die Bezirksarzte so 
einschneidenden Bestimmungen, welche die bezirksärztliche Tätigkeit im Ab¬ 
nahmeverfahren nahezu vollständig ausschalten. Allerdings ist auch der früher 
für die Aufuahme notwendige bezirksärztliche Qaalifikationsvermerk wegge¬ 
fallen, was seitens der Bezirksärzte, da es deren Verantwortung für die Auf¬ 
nahme beseitigt, als folgerichtige Entlastung begrüßt wird. 

Bezüglich der Anregung des Bezirksamtes Dr. Th omen in Wolfach 
der Neufassung einer Dienstanweisung für die Bezir ksärzt ^ 
näher zu treten, hat der Vorsitzende keine einleitenden Schritte getan, da e 
der Ansicht war, daß dies seine Zuständigkeit überschreite, und daß die Ini r 
tiative zu einer solchen Neufassuug von der Vorgesetzten Behörde, dtm Großh* 
Ministerium des Innern ausgehen müsse. 

II. Aus dem Rechenschaftsbericht geht hervor, daß der Verein z. Z. 
einen Kassenbestand von 1265 M. 76 Ff. besitzt. 

Die Rechnung wird geprüft und richtig befunden. 

Zar Aufnahme in den Verein hat sich der pro pbysicatu geprüfte Kol¬ 
lege Dr. R amsper ger-Mannheim angemeldet; derselbe wird einstimmig 
aufgenommen. 

III. Nach Erledigung des geschäftlichen Teils referiert Privatdozent 
Dr. Süpfle in Freiburg über Neuere Forschungen auf dem Gebiete der 
Y&kzinationslehre und -praxls. 

Unsere Kenntnisse über Natur und Morphologie des Variola-Vakzine¬ 
erregers sind in den letzten Jahren fortgeschritten, aber immer noch nicht 
abgeschlossen. Der Erreger muß sehr klein sein, da er enge Bakteriethlter 
passiert, gehört aber nicht zu den ultraraikroskopischen Körpern; denn von 
den alleren^sten Filterkerzen wird er znrückgebalten. Er ist hauptsächlich 
auf das meUrschichti^e Epithel adaptiert und fuhrt vorwiegend ein intrazellu¬ 
läres Dasein. Mikroskopisch handelt es sich nach v. Prowazek um außer¬ 
ordentlich kleine Organismen, die zwischen die Bakterien und Protozoen zu 
stellen sind; sie sehen kokkeoähniich aus, teilen sich bach Art der Kokken 
und rufen in den befallenen Zellen bestimmte Reaktionsgebilde hervor, die 
die Erreger mantelartig (daher Chlamydozoa) umschließen. 

Während sich der Erreger niederen Temperaturen gegenüber stabil ver¬ 
hält, wirken höhere Wärmegrade, schon die Temperatur von 37°, auf die 
Glyzerinlymphe seür rasch abtötend ein. (Vorsicht beim Mitsichtragen des 
Impfstoffes in den Kleidern.) 
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Bisher bestand allgemein die Vorstellnng, daß sich der Zustand der 
Variola • Vakzineimmunität klinisch in der völligen Unempfindlichkeit gegenüber 
einer abermaligen zufälligen oder absichtlichen Einlührung des Erregers doku¬ 
mentiere. Antwortet der geschützte Organismus bei der Wiederimpfung mit 
einer — wenn auch nur „schwachen“ — vakzinalen Reaktion, so galt dies 
als ein Beweis für einen Bückgang der Immunität; bei kompletter Vakzine- 
Immunität sollte eine Wiederimpfung reaktionslos bleiben. Diese Auffassung 
ist nicht richtig. ▼. Pirquet bat festgestellt, daß auch der erst vor kurzem 
Geimpfte bei abermaliger Vakzination eine Beaktion aufweist. Diese Beak- 
tios, die v. Pirquet „Frühreaktion“ genannt hat, siebt natürlich anders aus, 
als die — von der gesetzlichen Wiederimpfung her bekannten — Beaktionen 
nach größerem Intervall zwischen der ersten und zweiten Impfung; aber sie 
läßt sich stets nachweisen und ist im Prinzip nichts anderes, als eine kurz¬ 
fristige vakzinale Beaktion. Bereits innerhalb der ersten Stunden nach der 
Insertion entsteht auf hyperbolischem Grunde eine Papel, die nach 24 Stunden 
den Höhepunkt ihrer Entwickelung erreicht und sich dann langsam involviert. 
Mit dieser kurzfristigen Frühreaktion macht der Bevakzinierte den ganzen 
vakzinalen Prozeß in einem Tage und mit geringen lokalen Entzündungser- 
schein ungen durch. 

Der geschützte Organismus reagiert also auf eine Zofuhr des Erregers 
hn Prinzip ähnlich wie der ungeschützte, aber graduell und besonders zeitlich 
ganz anders, als bei der ersten Infektion. Klinisch äußert sich der Effekt 
des erworbenen Pockenschutzes in einer Veränderung der Beaktionsfäbigkeit 
des Organismus. Für diesen klinischen Begriff der veränderten Beaktions- 
fihigkeit hat v. Pirquet die Bezeichnung „Allergie“ eingeführt. Worauf 
beruht dieser durch Ueberstehen der Variola- oder Vakzineerkrankung erwor¬ 
bene Zuntand der Immunität bezw. Allergie? Nach Analogie mit den bakte¬ 
riziden Immunkörpern hat man auch beim Variola-Vakzineprozeß nach Stoffen 
im Serum gesucht, deren Wirkungseffekt in einer Abtötung des Virus besteht. 
Wenn es aber auch gelungen ist, spezifische Antikörper im Blutserum nach¬ 
zuweisen, so ist damit der Vorgang der Immunität noch nicht erklärt; denn 
der Antikörpergehalt des Serums ist ein geringer, schwaikender und meist 
nur kurzfristiger, während die kutane Immunität andauert. Diese Tatsachen 
im Verein mit Experimenten über die korneale Vakzineimmunität (K. Süpfle) 
drängen zu dem Schluß, daß die ursprüngliche Leistung der Immunität nicht 
im Serum zu suchen ist, sondern daß hier eine zelluläre Immunität vorliegt. 

Vakzineimmunität läßt sich nicht nur durch Hautinserlion, sondern auch 
durch subkutane Injektion (verdünnter) Vakzinelymphe — bei vollkommen 
reaktionslosen Verlauf — erzeugen. Auch mit Lymphe, die durch Erhitzen 
auf 60—70° inaktiviert worden war. kann bei Anwendung großer Mengen 
partielle Immunität erzielt werden. Vorläufig fehlen über die Dauer der Im¬ 
munisierungswirkung dieser Methode abschließende Erfahrungen. Jedenfalls 
darf es als ein wesentlicher Gewinn betrachtet werden, wenn es auf diese 
Weise möglich wäre, in besonderen Fällen, bei Kränklichkeit und Schwäch¬ 
lichkeit der Impflinge, bei Ekzem usw. — zumal bei drohender Gefahr der 
Pockenansteckung — Pockenschutz zu erzeugen ohne jede lokale Beaktion 
und Bückwirkung auf das Allgemeinbefinden. 

Von den Neuerungen in der Praxis des Impfgeschäftes verdient der 
Panische Tegmioverband besonders hervorgehoben zu werden. Sehr praktisch 
sind die — ebenfalls von Paul angegebenen — Dermatolstreupudersäckchen 
zum Einpudern der Impfpusteln. 

Zum Schluß werden einige wichtige Komplikationen des Vakzineverlaufs 
besprochen, besonders die Autoinokulationen auf vorher gesunde und auf vor¬ 
her bereits erkrankte Haut (Ekzem) eingehend gewürdigt. 

An den Vortrag schließt sich eine lebhafte Diskussion an, bei der 
auch besonders interessante Erfahrungen seitens einiger Kollegen mitgeteilt 
werden. 

Der Vorsitzende spricht dem Vortragenden den geziemenden Dank 
aus für seine ebenso interessanten wie lehrreichen Ausführungen und weist 
gleichzeitig auf ein von Herrn Dr. Süpfle herausgegebenes Büchlein hin: 
„Leitfaden der Vakzinationslehre“, das sich nach Form und lohalt gleich aus¬ 
gezeichnet liest. 
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17. Zn lebhafter Diskussion gibt die Abinderug des Solmlgesetses 
vom 7. Jali 1910 Veranlassaog, die eine Beihe für die Bezirksärzte wichtiger 
Bestimmungen enthält und auch aaf die dienstliche Tätigkeit des Bezirks¬ 
arztes von erheblichem Einilaß ist. ln Betracht kommen besonders der § 3, 
der den Unterricht nicht vollsinniger nnd den Aasschiaß körperlich oder seelisch 
defekter Kinder vom Unterricht behandelt nnd der § 18, der von der 
Einführung der Schulärzte handelt. In Volksschulen mit 10 und mehr Klassen 
muß ein Schularzt, an kleineren Stellen kann ein solcher angestellt werden. 
Im staatlichen Dienste stehende Aerzte können zur Uebernabme des Amtes 
angehalten werden. Abs. 5 des § 18 bestimmt, daß in den Gemeinden, die 
keinen Schularzt anstellen, die im Abs. 2 dieses Paragraphen bezeichneten Funk¬ 
tionen des Schularztes vom Bezirksamt ausgeübt werden, und zwar aof Kosten 
der Gemeinden. Nach dem Wortlaut dieses Absatzes handelt es sich hierbei 
nur nm die den Bezirksärzten seither schon zugewiesene Beaufsichtigung der 
Schulen und Schüler, die eigentliche gesundheitliche Ueberwachung der Schüler, 
wie sie im Abs. 3 festgelegt ist, wäre demnach nicht Sache des Bezirksamtes. 

Von Bedeutung ist die Bestimmung, daß auch die Volksschulen mit 
einem 8cbularzt der Oberaufsicht des Bezirksarztes unterstehen. Für die 
die8tliche Tätigkeit der Bezirksärzte kommen dann noch in Betracht § 39, 
der von der Errichtung der Hilfsschulen handelt, und §§ 111—113, welche 
die hygienischen Anforderungen, die in Schulräumen zu stellen sind, festlegen. 

V. Wünsche nnd Antrlge. Med.-Rat Dr. Thomann bemängelt die 
Art und Weise der Entnahme der Wasserproben bei Trinkwasser- 
untersucbuogen und führt einen Fall an, in dem die Wasserproben, bis sie 
an das Untersachungsamt gelangten, so lange liegen blieben, bis sie vollständig 
verdorben waren. Bei allen Trinkwassernntersuchungen sollten die Proben 
vom untersuchenden Hygieniker selbst entnommen werden. Kollege Dr. S üpf 1 e 
schließt sich dem an und betont, daß der Sachverständige eiii Gutachten über 
eine Trinkwasseranlage doch nur geben könne, wenn er die Probe selbst ent¬ 
nommen und dabei auch einen Blick auf die Umgebung der Entnahmestelle 
geworfen habe, was oft von allergrößter Wichtigkeit sei. Die Kosten dürften 
bei der Bedeutung der Sache nicht in Frage kommen. Mehrere andere Kol¬ 
legen schließen sich diesen Ausführungen zustimmend an. 

Damit ist die Tagesordnung erledigt und schließt der Vorsitzende 
die Versammlung. Becker«Freibarg i. Br. 


Bericht Eber die Sitzung der Göttinger forensisch« 
psychologischen Vereinigung am 30. November 1010. 

I. Die geschichtliche Entwicklung der modernen Freiheitsstrafe. Prof. 
Dr. Hippel-Göttiogen: 

Die moderne Freiheitsstrafe unterscheidet sieb von der des Altertums 
durch seine erzieherische Tendenz. Früher wurden die Strafgefangenen zu 
Staatszwecken verwendet. Das Strafsystem bestand in Leib- und Lebensstrafe, 
Abschreckung und Unschädlichmachung. Dementsprechend sahen auch die 
Gefängnisse aus. Die Gefangenen snßen in engen und ungesunden Löchern, 
worden gequält, waren geistig und körperlich vernachlässigt und in unwür¬ 
digen Verhältnissen. Nach der (Jonstitutio Carolina waren die Gefängnisse 
zur Peinigung, aber nicht zur Aufbewahrung von Gefangenen da. Der Straf¬ 
vollzug geschah in scheußlicher Aasführung, hatte aber weder bessernde, noch 
bekehrende Wirkung. 

Mit diesem System brachen die Holländer, die 1610 in Amsterdam das 
erste Männerzachthaus und ein .Tahr später das erste Frauenzuchthaus bauten. 
Hierzu wurden säkularisierte Klöster'verwendet. Die Männer wurden mit 
„Holzraspeln“, einer sehr anstrengenden Tätigkeit, die Weiber mit Stricken 
und Spinnen beschäftigt. Die Gefangenen sollten dureb schwere Arbeit er¬ 
zogen werden, das Sysium der Abschreckung, die schweren körperlichen Strafen, 
durch die der Delinquent unehrlich wurde, kamen in Wegfall. Das Zuchthaus 
galt daher als ein .ehrliches Haus'*. Die Einrichtung fand großin Anklang; 
überall bin wurde ihr Ruhm getragen mit dem Erfolg, daß viele Leute ihre 
Angehörigen zur Besserung nach Amsterdam brachten. Infolgedessen wurde 

noch an das erste anschließend das ,sekrete Zuchthaus“ erbaut für ungeratene 
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Angehörige, Kriminalverbrecher usw., während du öffentliche für Bettler, 
Landstreicher, Prostituierte usw. bestimmt war. Der Vortragende demonstriert 
dabei eine Gesammtansicht des alten Amsterdamer Zachthauses, zwei An* 
sichten des Innenhofes, auf denen Beschäftigung und Disziplinarstrafen dar* 
gestellt sind, dann eine Abbildung zweier an den Faßen gefesselter, mit Holz- 
raspeln beschäftigter Sträflinge und schließlich ein Bild des Einganges vom 
Weiber*Haus mit der Ueberschrift: „Fürchte Dich nicht, ich ube nichts 
Böses und zwinge zum Guten; hart ist meine Hand, aber gut.“ 

Die guten Erfolge von Amsterdam brachten eine allgemeine Umwälzung 
hervor, überall entstanden Zuchthäuser. In Holland verbreiteten sie sich sehr 
schnell, langsamer fanden sie in Deutschland Aufnahme. Die ersten deutschen 
Zuchthäuser wurden in Hamburg und Cassel erbaut, letzteres, von dem ein 
Grundriß demonstriert wird, 1720. Eade des 18. Jahrhunderts bestanden in 
Deutschland 18—20 Zachthäuser; die Leib* und Lebensstrafen traten jetzt zu 
Gunsten der Freiheitsstrafen zurück. Jedoch wurde in Deutschland durch die 
politischen Verhältnisse die Entwicklung gehemmt; wie überall, so zeigte auch 
hier der dreißigjährige Krieg seine schädlichen Folgen. Alles war verarmt, 
für öffentliche Anstalten fehlte das Geld; die Zuchthäuser des 18. Jahrhun¬ 
derts befanden sich daher in einem gräßlichen Zustand. Es war ein wüstes 
Durcheinander von Menschen; sie dienten vielfach als Waisen*, Armen- und 
Irrenhäuser. Die Arbeit wurde vernachlässigt. 

Was die Bauart und innere Einrichtung der Zuchthäuser anbelangt, so 
wurde hierfür das 1775 zu Gent erbaute „maison centrale“ von grundlegender 
Bedeutung. Hier bestand das Prinzip der nächtlichen Isolierung und der 
gemeinsamen Tagesarbeit, wie es schon in dem 1704 erbauten „bösen Buben- 
Haus“ in Born durchgeführt war. Der Vortragende demonstriert eine Abbil¬ 
dung beider und ferner eine des „House of Correction“ in Milbank. 

England war auf dem Gebiete des Gefängniswesens sehr zurück. Sehr 
große Verdienste um seine Entwicklung erwarb sich Hochard, der die dor¬ 
tigen Zustände auf Grund eigener Erfahrungen schilderte und geißelte. Es 
wurden nun Zuchthäuser nach den verschiedensten Systemen gebaut, die 
sich aber alle nicht bewährten. Schließlich wurde eine Kommission nach 
Amerika gesandt, wo der Quäkerstaat Pensylvania Zuchthäuser gebaut batte, 
die für mustergültig galten. Sie knüpften an das alte holländische 8ystem 
an; es sollten Werkbäuser, Häuser zur Arbeit und Zucht sein (Demonstration 
der Zuchthäuser in Pensylvania und Philadelphia, die in der Mitte eine Zen¬ 
trale haben, von der aus die einzelnen Gefängnisflügel aut* gehen; es sind 
lange Korridore, wo sich rechts und links Einzelzellen befinden). Im allge¬ 
meinen wurden mit diesem System gute Erfahrungen gemacht, wenn es auch 
Nachteile zeigte, was den Staat Newyork veranlagte, in Anburn ein Zuchthaus 
nach dem etwas brutalisierten Genter System zu bauen (Demonstration des¬ 
selben). Die Bauart von Pensylvania „Einzelhaft mit Strahlenbau“ fand last 
überall Anklaug; sie wurde von der englischen Kommission empfohlen und 
bürgerte sich auch in Deutschland ein. Dieses System findet auch heute noch 
beim Bau der modernen Zuchthäuser, allerdings mit mannigfaltigen Ver¬ 
besserungen Anwendung. Bauten für gemeinsame Haft werden beute nicht 
mehr aasgeführt, darchweg nur Einzelhaftzellen. Zam besseren Verständnis 
demonstriert der Vortragende noch eine ganze Beibe von Abbildungen und 
knüpft die nötigen Erläuterungen daran, so das Zachthaus bei London, das 
Zellengefängnis Bruchsal, das Zachthaus Moabit, dessen Kirche, ein Zellen¬ 
geschoß, Einzelzellen und sogenannte „boxes“, schließlich die Strafanstalt 
Wehlheiden bei Cassel. 

Psychologie der Haft und Haffpsychosen. Prof. Dr. Weber, Ober¬ 
arzt an der Provinzial-Heil- und Piiegeanstalt in Göttingen: 

Neben der erzieherischen und bessernden Wirkung der modernen Frei¬ 
heitsstrafe läßt sich nicht vermeiden, daß sie eine Anzahl von Schädlichkeiten 
für den Betroffenen mit sich bringt. Der plötzliche Wechsel der ganzen 
Lebensweise, der Wegfall aller äußeren Ablenkungen in der Einzelhaft, die 
Beibungen mit Mitgefangenen und Aufsehern bei der Gemeinschattshafl und die 
mit der monotonen Ernährung und geringen Bewegung für manche Individuen 
notwendig verbundenen körperlichen Schädigung. Während diese Momente 
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oft geschildert wurden, fehlt heute noch eine objektive Darstellung des etwaigen 
tatsächlichen Binflasses dieser Schädlichkeiten auf die Psyche normaler in¬ 
haftierter. Wir kennen nur wirkliche Geistesstörungen, die sich in der Haft 
entwickelt haben. Bei der Frage, wie weit bei diesen Geistesstörungen die 
Haftschädlichkeiten eine ursächliche Bolle spielen, wird eine kurze Uebersicht 
Uber die Hafipsychosen nach einer der bekannten Einteilungen gegeben: 

1) Schon länger bestehende Psychosen, die erst in der Untersuchen gs- 
oder Straf-Haft erkannt werden. 

2) Fälle, die in der Haft erkranken, ohne daß irgend ein ursächlicher 
Zusammenhang mit der Haft aus dem klinischen Bild oder dem Verlauf er¬ 
schlossen werden kann. 

3) Die Fälle, bei denen ein ursächlicher Zusammenhang zwischen Haft 
und Ausbruch der Geistesstörung angenommen wird. Es werden kurz die 
Zustandsbilder geschildert: akute Formen mit schwerer Erregung und Ver¬ 
wirrtheit, StnporzuBtände, chronische Formen mit Halluzinationen, Wahn¬ 
ideen, die gelegentlich systematisirt werden. 

Zar Begründung des ursächlichen Zusammenhangs mit den 
Haftschädlichkeiten wird gewöhnlich ausgeführt: 

a) Der Inhalt der Halluzinationen und Wahnideen (Verfolgung, Bestra¬ 
fung, Beschimpfang, Begnadigung) spiegelt das Milieu der Haft wieder. Zadem 
erleichtert die laoge dauernde Isoiierang entschieden das Entstehen der Hallu¬ 
zinationen. Vortragender lügt noch hinzu, daß nach seiner Erfahrung die 
Gemeioscbaftsbaft häufig aut dem Boden entsprechender Affekte (Mißtrauen, 
Beizbarkeit) die krankhaften Eigenbeziehungen und damit zahlreiche Wahn¬ 
ideen großzieht. 

b) Sehr häufig verschwinden nach Aufhören der Haft, z. B. bei Ueber- 
ftthrung in die Irrenanstalt diese Geistesstörungen wieder. Daher die Be¬ 
zeichnung psychogener Haftkomplex (Bisch), dessen praktisch wichtige Diffe¬ 
rentialdiagnose gegen dauernde Verblödung einerseits, gegen absichtliche Si¬ 
mulation anderseits, kurz besprochen wird. 

Der Name Haftpsychosen für die in Gruppe 3 zusammengefaßten Geistes¬ 
störungen darf aber nicht in dem Sinne gebraucht werden, als ob darunter 
ein spezifisches, in Entstehung, klinischen Erscbtioungen und Verlauf einheit¬ 
liches Krankheitsbild zu verstehen wäre. Ein Teil dieser Fälle gehört wohl- 
bekannten psychischen Krankheitsbildern an und verläuft ganz unabhängig 
von dem äußeren Schicksal des Erkrankten. Viele andere, die nach Entfernung 
aus der Haft sich bessern, zeigen doch nach Anfhören der akuten Erscheinungen 
eine abnorme, phychopathische Grundlage: leichten Schwachsinn oder stark 
degenerative Züge, kenntlich an ethischen Defekten, leichter affektativer 
Beeinflaßbarkeit und Eotartungszeichen. Es sind dieselben Individnen, die 
auch auf andere körperliche oder psychische Schädigungen (Berufeunfälle mit 
dem entsprechenden Bentenkampf, Graben- oder Erdbebenkatastrophen) mit 
ähnlichen psychischen Erkrankungen reagieren. Nur auf diese wirken solche 
äußere Momente so, daß eine Geistesstörung zu Stande kommt. Daß die 
erzeugten psychotischen Produkte (Sinnestäuschungen und Wahnideen) das 
Milieu der Haft und Bestrafung wiederBpiegelu, ist begreiflich; auch sonst 
gibt der Inhalt dieser Krankheitsäaßerungen das Lebensmilieu der Kranken 
(z. B. religiöse, politische Ideen) wieder. 

Ein engerer ursächlicher Zusammenhang mit der Haft kann nur für 
einzelne Symptome, aber nicht für das ganze Krankheitsbild angenommen 
werden; wahrscheinlich besteht ein solcher zwischen Einzelhaft und 
Halluzinationen, gemeinschaftlicher Haft und krankhaften Eigenbeziehungen. 
Wir sehen dasselbe aber auch außerhalb der Freiheitsstrafen unter ähnlich 
gearteten äußeren Umständen, z. B. bei lange dauernder Isolierung von 
Infektionskranken oder Infektionsträgern und bei engem Zusammenleben 
mehrerer Menschen auf Schiffen, bei Polarexpeditionen pp. Bpd. jun. 


Bedaktion: Geh. Med.-Bat Prof.Dr.Bapmund, Beg.- u. Med.-Bat ln Minden i. W. 

J. C. 0. Brun«. Htrsofl. Sich«, o. F. Sch.-L. Hofhachdruckerel In Minden. 
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Iber 41« amtlich« Tenaaaluf 4«r l«4ixlaal- 
t des Bef.-Betirka Bilden ia der Be—arc« ia 
Bielefeld am 9. Jaaaar 1911. 


Ia dar unter dea Vorsätze des Herrn Regierungspräsidenten Dt. t. Borries 
ahpshaltmes Vetsamialnsg nakaea die Herren Geh. Oo.-Med.-Bat Prot Dr. 
Dia trieb, Vortragender Bat ia der MediaaUktölur des KaUusmiamterinme, 
ah Vertnut des Herrn Ministers, Ob.-Reg.-Rat t. Borstell, Beg.-a.Qak. 
Med.-Bas Prot Dr. Bnpaond, Geh. Beg.-Bat Häckermaaa, Veteriaärrmt 
Dr. Kaapaaaa aas Minden L W n Oberbürgermeister Dr. Stspeahorst aad 
Laadrat Dr. Beekhams aas Bielefeld, sämtliche Kreisinte mit Ausnahme 
dea Kujasntra tob War borg, der Kreiasaaisteasant Dr. Seits aas Halle aad 
der stsnisnmlich geprüfte Arzt Dr. Braadia aas Bielefeld teil. Außerdem 
betethgtm sich na dem ersten Teile der Sitzung als milchwirtschaftliche Sach- 
anständige die Herrea Kammerherx H. v. Vogelsnsg naf Eutergat Hove- 
dam bei Bielefeld aad Dr. Fftreteaaa, Vertreter der Tiezseaeheastelle ia 


Vor der Sitnag hatte aater sachverständiger Fthrang eine eiagehm d e 
BairMgiig der aeaea Geaeeseasekafta- Molkerei ia Bielefeld atattgefaadea, 
deren vorzügliche, alles gesaadhehlichea Anlorderangea entsprechende Ba- 
richtaagea allseitigea Beilnil fanden. 

Nach Eröffnung der Siizong aad Begrtßong der Erschienenen, inahn 
aaadere des Herrn Vertreters dea Ministers, durch den Herrn Regiermagsprä- 
mdaotm morde ia die Berntang der Tagesordnung eingetreteo. 

L Saaltätspo 1 izeillebe Beaafslchtlguag der Sammeünolkerelea. Be- 
ncktcnttUsr: Med. Bat Dr. Sadtaö 1 1 e r-Minden L W. 

Der Betrieb der Ssmmelmolkerdea, die ia dea letztea Deseaaiea m 
immer größerer Zahl angelegt sind, bringt eine Reihe gesundheitlicher Ge- 
hhxm mit sich, denen sasitätapolizeilich entgegen getreten werden maß. Maa 
hrsacht aar aa die zahlreichen, durch Sammelmolkereim vermittelten Epide¬ 
mien bei Mraschen and Tieren sa erinnern, am die Notwendigkeit darxatna. 

Schm die Herkanft der Milch aas allen möglichen Stallaagea, narein- 
fiehea aad reinlichen, von allen möglichen Kfthea, kranken and gesunden, 
schlecht and gut gefütterten, aas is fixierten and nichtis fixierten Gehöften, 
läßt dm ia dar Molkerei Torgenommene Milchmiachnag von vornherein ver¬ 
dächtig erneheinen; dasa kommt, daß die ia die Milch ev. geratenen Krank- 
heilskiiimi einen guten Nährboden für ihre große Vermehrung finden. 

Dm gegen diese großes Gefahren aotweadigaa Maßnahmen müssen gleich 
hai der Milekgewiaaaag eiasetaea. 

Zunächst sind krankhafte Milehqaellea aassnschaltea; aa über- 
tragbaren Krankheiten, aameatlicb aa Taoerkalose. Septicämie, Maul- and 
Klsneaseucha, Milzbrand etc. leidende Kühe sind für Milchlieferong ungeeignet. 
Gehöfte, aal denen derartige oder menschliche übertragbare Krankheiten wie 
Tpphas etc. herrschen, sind ia dea meisten Fällen von der Milchliciemng 


Es maß ferner, am Krankheiten keinen Daaerherd sa schaffen, eine 
bessere 8tallkygieae aad eine bessere iidiriiaelle Hygiene des Yiehstnsdes 
•in- and darchgeführt werden. Einwandfreie Strea, reiagehslteae and rein- 
batthnre, gat belichtete aad gat gelüftete, möglichst staabfreie Stallongea, 
einwandfreie Wasserversorgung sind sa fordern, ebenso Reinlichkeit das 
Körpers der Milchkühe im ganzen, wie namentlich am Enter and na den 


Das Personal soll gesund, weder ansteckend krank, noch Träger an¬ 
steckender Keime sein. Es soll am eigenes Körper größte Sauberkeit beob¬ 
achten, reine Schürzen, reise, frischgewaschene Hände haben. 

Dis Milch soll gleich darchgeseiht ia reinste Kaaaea gefüllt aad 
sofort abgokühlt werden. Die Transportbannen sind mit heißer Sodalange 
and überspannten Heiß waseer dämpfen gleich ia der Molkerei sa reisiges an 
dann gat and dicht verschlossen sarüchsagebea. Aal diese Weine ^Ddo c 
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schon in den meisten Fällen za erreichen sein, die Hilch längere Zeit haltbar 
za machen und Krankheitskeime fernznhalten. 

Da diese Forderangen olt entweder gar Bicht oder nicht genau and mit 
dem erforderlichen Verständnis darcbgeführt werden, wird man bestimmte 
Anforderungen an die Molkereien and ihre Einrichtungen stellen müssen, 
die einmal den Zweck haben, die Molkereien selbst and ihre Apparate nicht 
zam Schlupfwinkel von Krankheitskeimen werden za lassen, and anderseits im 
Stande sind, mit Sicherheit etwaige Krankheitskeime abzutöten. Demzufolge 
maß schon bei der Anlage von Molkereien daraaf Bedacht genommen werden, 
daß in ihnen die größte Sauberkeit gewährleistet ist: freie Lage, abwaschbare 
Wände and Faßböden, Betriebsräame mit abgerundeten Ecken, reichliches 
einwandfreies Wasser, beqaeme Spül-, gate Belichtangs- and Entlüftangseln- 
richtungen. 

Sodann müssen geeignete Apparate vorhanden sein, am ev. Krankheits¬ 
keime in der Milch za töten. Bei den landläufigen Krankheiten wird es 
zwar in der Begel genügen, die Milch anf 70° */< Stunde lang za erhitzen; 
bei resistenten, allerdings selteneren Krankheitskeimen — nicht Sporen — 
wird jedoch eine Erhitzung auf 95 0 erforderlich sein. Derartig erhitzte Milch 
gerät freilich schwer in natürliche Säaorung and Labbiidang; es ist infolge¬ 
dessen für viele Zwecke wünschenswert, Edtlkultaren der gewünschten Säu¬ 
erangs-etc. Pilze zazasetzen. Apparate, durch die mit Sicherheit 70 bezw. 95° 
erreicht werden können, sind demnach als ausreichend anzusehen. Man soll 
bei solchen Einrichtungen nicht mehr fordern als nötig ist, and vor allem 
nicht die Kampfmittel so einrichten and handhaben, als müßte man auch alle 
festesten und widerstandsfähigsten Sporen abtöten. Man soll nach nicht ver¬ 
langen, daß alle Vollmilch pasteurisiert oder gar sterilisiert wird; das würde 
eine za weitgehende Forderung sein. Die Abtötung von Krankheitskeimen 
in der Vollmilch hat wesentlichen Wert für die Kindermilch; die dafür 
hauptsächlich in Betracht kommenden Keime werden aber schon bei 65—68 0 
in kurzer Zeit abgetötet. 

Io der Butter sind zarzoit, wenn sie genossen wird, die meisten ev. 
hineingelangten Krankheitskeime bereits abgetötet, ebenso im Käse; es braucht 
daher der Bahm nicht erhitzt za werden. Dagegen halten sich die Keime 
in der Magermich lange, namentlich, wenn die Milcbsäuregänrong erschwert 
wird. Deshalb maß die Magermilch in der eben angegebenen Weise pasteu¬ 
risiert oder sterilisiert werden, dies genügt aber sowohl nach den neueren 
Untersuchungen des Beichsgesundheitsamtes, als nach vielen, auch eigenen 
praktischen Erfahrungen, am die weitere Ausbreitung von Epidemien, z. B. 
Paratyphas, Typhas etc. mit Sicherheit za verhüten. 

Besondere Beachtaog muß schließlich der schwierigen Klärang and 
unschädlichen Beseitigung der in mancher Hinsicht gefährlichen Molkerei¬ 
abwässer zateil worden, wofür eine bestimmte, alle Anforderungen überall 
erfüllende einwandsfreie Methode allerdings noch nicht gefunden ist. 

Als Organe der Sanitätspolizei kommen bezüglich der Ueberwachang 
des Betriebes der Sammelmolkereien Kreisärzte und Kreistierärzte in Betracht, 
letztere namentlich für die Stallkontrolle. Die Zaziehung eines Molkereisach¬ 
verständigen ist durchaus erwünscht, am auf der anderen Seite die Grenzen 
des praktisch Erreichbaren za sichern. 

Am zweckmäßigsten and allgemein wirksam wäre es, die sanitätspoli¬ 
zeiliche Beaufsichtigung der Sammelmoikereicn durch besondere Polizeiverord¬ 
nungen, womöglich im Verein mit dem ganzen Milchverkehr zu regeln. Diese 
Verordnungen müßten jedoch allgemein sein and sich nicht blos auf kleinere 
Bezirke erstrecken. 

Die von dem Berichterstatter anfgcstellten Leitsätze hatten folgenden 
Wortlaut: 

„1. Die Einrichtung and der Betrieb von Sammelmolkereien bieten 
gegenüoer den früheren Betriebsarten eine Menge hygienischer Fortschritte; 
sic bringen aber auch eine Keihe von Qefahrcn mit sich, die hauptsächlich 
daran! beruhen, daß darch die Sammelmolkercien leicht Epidemien verbreitet 
werden können und tatsächlich auch oft verbreitet sind. 

2. Es handelt sich hierbei 

a. um solche Krankheiten, die ihrem Ursprünge nach auf die krank¬ 
hafte Milchquelle zarückzuführcn sind and auf Tiere, zam Teil auch 
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Bereiche der Landwirtechaftekammer von Westfalen sind nach dem Oster* 
tagschen Verfahren etwa 17000 Stück Bindrieh untersucht. Mit dem Ver¬ 
fahren laßt sich eine 8tallkontrolle verbinden. 

H. Beg.-Präsident Dr. r. Bor ries fragt weiter, wie sich praktisch die 
Durchführung des Oster tagschen Verfahrens gestalte, und ob sich etwa der 
Erlaß einer Polizeiverordnung aur Einführung des Verfahrens für Milchlie¬ 
feranten empfehlen würde. 

H. r. Vogelsang: Betreffs der Kosten und der Durchführbarkeit der 
8tallkontrolle und des Tuberkulose-TilgungsVerfahrens bat der 
Vorstand der Oenossenschaftsmolkerei in Bielefeld bereits mit der Tierseuchen- 
stelle der Land wirts chaftskammer dahin verhandelt, daß diese beide Arbeiten 
für den niedrigen Preis von 2 Mark pro Tier und Jahr ausführen will, falls die Ge¬ 
nossenschaft als Ganzes beitritt und auch die Aussahlung der Beträge über¬ 
nimmt. Selbst wenn pro Kuh nur der sehr niedrige Jahresertrag von 2000 Liter 
angenommen wird, so würde damit die Milch in ihrer Produktion nnr um ein 
zehntel Pfennig pro Liter erhobt und eine Preissteigerung daraus also nicht an 
rechtfertigen sein, während anderseits die Landwirte den Vorteil hätten, daß 
sie allmählich und ohne schwere Verloste ihre Viehbestände von Tuberkulose 
befreien und vor allem wieder tuberkelfreies Jungvieh aufniehen konnten. 
Die Stallkontrolle, die sich wiederum anf die sehr strengen Vorschriften der 
Genossenschaft über Behandlung und Gesundheit des Viehes, über seine Pfleger 
und über die Behandlung der Milch während und nach der Gewinnung stütaen 
konnte, ist nach der Vereinbarung mit der Tierseuchenstelle derart gedacht, 
daß diese Behörde in der Hauptsache nur die einmalige klinische Untersuchung 
der einzelnen Tiere jährlich sowie die mikroskopische und bakteriologische 
Untersuchung der Gesamtprobe jeden Stalles in Zwischenräumen von längstens 
8 Monaten vorzunebmen hat, daß dagegen die eigentliche Stallkontrolle den 
Herren Kreistierärzten gegen eine Vergütung von 1,50 M. pro Tier und Jahr 
Zufällen solle, so daß der Tierseuchenstelle für ihre Arbeiten nur 50 Pf. ver¬ 
bleiben würden, eine 8umme, die um so niedriger erscheint, als beim Vorhan¬ 
densein von Tuberkelbazillen in der Gesamtmilch die Milchproben jeder ein¬ 
zelnen Kuh zu untersuchen sind, nm dasjenige oder diejenigen Tiere heraus- 
sufinden, die Bazillen in die Milch ansscheiden. Ist durch die Stallkontrolle und 
das Tilgungsverfahren erst einmal dafür gesorgt, daß die Milch in möglichst 
gutem Zustande angeliefert wird, so sollen die Einrichtungen der Qenossen- 
schaftsmolkerei dazu dienen, die Milch nochmals nachzureinigen, in ihr durch 
eine Dauererhitzung auf 65° während einer Viertelstunde alle pathogenen Keime 
abzutOten und sie dann durch Tiefkühlung in einem Zustand zum Verbrauch 
zu bringen, der, soweit denkbar, als einwandfrei zu bezeichnen sein würde, 
zumal, wenn sich die Konsumenten allmählich dazu entschließen würden, die 
Milch in Flaschen zu beziehen und dafür den geringen Preisabschlag von 
2 Pfennig pro Liter zu bewilligen, der durch die Unkosten bedingt ist. Für 
den freihändigen Verkauf in der Stadt hat die Molkerei besondere Bassinwagen 
mit verschlossenen Zapfhähnen, die äußerlich die Aufschrift des Inhaltes tragen. 
Um gewiß zu sein, daß der ganze Betrieb auch dauernd in dem Sinne geführt 
wird, in dem er errichtet wurde, hat die Genossenschaft mit der Stadt einen Ver¬ 
trag abgeschlossen, der auch die Billigung des Herrn Regierungspräsidenten 
gefunden hat und dabin geht, daß der gesamte Betrieb der dauernden Kontrolle 
des zuständigen Kreisarztes und Kreistierarztes Bowle des städtischen Nah¬ 
rungsmittel-Untersuchungsamts unterstellt ist. Die Stadtverwaltung hat also 
die Gewißheit, daß nur saubere und gesunde Milch aus der Molkerei kommt, 
während auch die schärfste Kontrolle der Milch auf der Straße über diere 
beiden Punkte keine Auskunft gibt. Das Nahrungsmittelamt hat im besonderen 
die Untersuchung der von den einzelnen Genossen angelieferten Milch über¬ 
nommen, die unvermutet, mindestens moratlich zweimal zu erfolgen hat, um 
die Genossenschaft dagegen zu schützen, daß sie von gewissenlosen Mitglie¬ 
dern betrogen wird, und daß die Gesamtmilch nicht durch schlechte Lieferung 
einzelner Lieferanten leidet. Außerdem kontrolliert das Nahrungsmittelamt 
durch dauernde Untersuchungen die ausgehende Sammelmilch; sie sichert 
dadurch die Konsumenten gegen die Verausgabung einer minderwerten Milch 
und erspart gleichzeitig der Poliseiverwaltung eine weitere Untersuchung der 
Molkereimilch auf der Straße. Gerade die Abmachungen mit dem Nahrungs- 
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mittelamte in Verbindung mit Stallkontrolle und Tilgungsveifahren sichern 
der 8tadt eine Milch, wie sie besser nicht gedacht werden kann. Die getrof¬ 
fenen Maßregeln haben sich nach bereits sehr bewährt, denn die „behördliche" 
Kontrolle der eingehenden Milch hat veranlaßt, daß erst in einem einzigen 
Falle nicht einwandfrei angelieferte Milch festgestellt wurde, während die 
Untersuchung der aasgehenden Sammelmilch einen so hohen and gleichmäßigen 
Fettgehalt (3,24—8,8) aafwies, wie er eben nar aas dem Qemisch der ver¬ 
schiedensten Stallangen entstehen kann, weil sich in dem Sammelbassin eben 
die Verschiedenheiten aaigleichen, die innerhalb der einzelnen Stallangen un¬ 
vermeidlich sind (Branst, Laktationsperiode, Fatter etc.). 

H. Dr. Forst enau schließt sich dem Vorredner an. 

fl. Veterinärrat Dr. Kampmann bemerkt: Eine energischere Bekämpfung 
der Tuberkulose wird mit dem Inkrafttreten des neuen Viehseuchengesetzes 
einsetzen. Von Wichtigkeit ist es, die Schweine, die hauptsächlich mit Mager¬ 
milch aufgezogen werden, vor der Infektion zu schätzen. Daher ist besonders 
die Magermilch zu desinfizieren. 

H. Geh. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Dietrich fragt an, ob sich latente 
Tuberkulose besonders beim Schweine durch Tuberkulin-Impfungen fest¬ 
stellen lasse. 

H. Veterinärrat Dr. Kampmann erwidert, daß die Impfungen ein 
sicheres Besaitet noch nicht ergeben hätten. 

H. Reg.- u. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Bapmund bemerkt, daß, soweit 
es sich um die Uebertragung menschlicher Krankheiten durch die Milch handle, 
hauptsächlich der Typhus in Frage komme, und daß die Gefahr einer Infek¬ 
tion der MUch mit Typhuskeimen gerade durch die Stallkontrolle wesentlich 
herabgemiadert werden kOnne. Er halte daher deren Durchführung bei allen 
Milchlieferanten, auch bei den sog. wilden Milchlieferanten, fttr notwendig. 
In Dänemark müßten die Milchlieferanten jedes Auftreten einer übertragbaren 
Krankheit in ihrer Familie der betreffenden Molkerei sofort anzeigen; sie 
würden dann von der Lieferung aasgesperrt und für den ihnen dadurch erwach¬ 
senden Schaden voll entschädigt. Dies Verfahren habe sich sehr bewährt und 
verdiene Nachahmung; jedenfalls müsse beim Vorkommen übertragbarer Krank¬ 
heiten in den Familien von Milchproduzenten seitens der Ortspolizeibehörde 
stets festgestellt werden, ob und wohin von diesen Milch nach auswärts ge¬ 
liefert werde. 

H. Oberbürgermeister Dr. Stapenhorst-Bielefeld hält ebenfalls eine 
Stallkontrolle für durchaus notwendig und auch für durchführbar. Im 
Vergleich zu dem Werte der für die Stadt Bielefeld zu liefernden Milch seien 
die durch die Stallkontrolle entstehenden Kosten ganz unbedeutend. Eine 
diesbezügliche Polizeiverordnung habe jedoch nur Zweck, wenn sie für einen 
großen Bezirk, mindestens fttr einen Begierungsbezirk, erlassen werde. 

H. Beg.-Präsident Dr. v. Bor ries hält eine regelmäßige Stallkontrolle 
für kleinere Orte der Kosten wegen für schwierig; er fragt, ob sich die von 
Typhusbasillenträgern ausgehenden Gefahren durch die Stallkontrolle beseitigen 
lassen. 

fl. Geh. Bat Prof. Dr. Bapmund bejaht dieses, da sich die Kontrolle 
auch auf den Gesundheitszustand des Personals, die Wasserversorgung etc. 
ausdehnen müsse. 

H. Oberbürgermeister Dr. StapenhorBt bittet den Herrn Regierangs- 
Präsidenten, den Erlaß einer entsprechenden Polizei Verordnung für den Bezirk 
der Städte Bielefeld, Minden, Herford, Gütersloh und Paderborn in Erwägung 

su ziehen. 

H. Geh. Bat Prof. Dr. Bapmund schließt sich dem Vorredner an. 

H. Veterinärrat Dr. Kamp mann äußert Bedenken wegen der Kosten. 

H. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Dietrich weist darauf hin, daß der Tier¬ 
arzt allem Anschein nach bei der Stallkontrolle auch auf Merkmale achten 
solle, die darauf hindeutcn, daß die Gefahr der Uebertragung einer mensch¬ 
lichen Krankheit durch den Stallbetrieb vorhanden sei. Diese Art der sani- 
tätspoliseilichen Revision der Ställe durch den Tierarzt in bezug auf die 
Menschenkrankheiten sei nicht unbedenklich. 

H. Geh. Bat Prof. Dr. Bapmund erwidert, daß der revidierende Ve- 
teriaärbeamte Fragen nach dem Gesundheitszustände des Stalipersonals stellen 
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und einen bezüglichen Fragebogen ausfttllen könne. Das hierbei anzuwen¬ 
dende Verfahren soll einer sorgfältigen Durchberatung durch den Begierungn- 
und Medizinalrat und den Veterinärrat unterzogen werden. Sobald die Beant¬ 
wortung der gestellten Fragen den Verdacht auf das Vorhandensein einer 
menschlichen Krankheit erwecke, müsse ärztliche Untersuchung eintreten. 

H. Reg.-Präsident Dr. v. Borries sagt eine weitere Prüfung der Auge* 
legenheit zu und fragt, ob eine Pasteurisierung der Magermilch durch Er¬ 
hitzen auf 70° G. für 15 Minuten mehr Vorteile als Nachteile habe. 

H. Geh. Rat Prof. Dr. Rapmund bejaht dieses, soweit die menschliche 
Gesundheit in Frage komme. 

H. v. Vogelsang bemerkt, daß Veränderungen der? Milch bei 70°G. 
noch nicht auftreten, wohl aber beim Erhitzen auf 72°. 

Damit wird die Diskussion geschlossen. 

II. Austausch von Erfahrungen hei der Durchführung des Gesetzes, 
betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten Tom 2$. August 
1905. Berichterstatter: Kreisarzt Dr. Angenete-Lübbecke. 

Die Erfahrungen, die seit dem Erlaß der Ansiührungsbestimmungen zu 
dem preußischen Seucbengesetz yom 28. August 1905 und dem Reicbeseucben- 
gesetz Tom 30. Juni 1900 bei der Durchführung dieser Gesetze im Reg.-Bez. 
Minden gemacht sind, erstrecken sich lediglich auf die Bekämpfung der ein¬ 
heimischen übertragbaren Krankheiten: Unterleibstyphus, Diphtherie. Schar¬ 
lach, Lungen- und Kehlkopftuberkulose sowie übertragbare Ruhr und Kind¬ 
bettfieber; die übrigen in den angeführten Gesetzen benannten Krank¬ 
heiten sind entweder gar nicht oder nur ganz vereinzelt vorgekommen. Die 
Anzeige der Erkrankungen und Todesfälle an übertragbaren Krankheiten, 
besonders die Meldung über die im Regierungsbezirk häufigsten Krankheiten, 
Diphtherie und Scharlach, sowie über die Todesfälle an Lungen- und Kehl- 
kopftubarkulose geschieht noch nicht überall in dem Umfange, wie es durch 
das Gesetz vorgeschriebnn und zu einer wirksamen Bekämpfung dieser Krank¬ 
heiten notwendig ist. Während seitens der zugezogenen Aerzte jetzt der An¬ 
zeigepflicht verhältnismäßig gut genügt wird, bat sich die Bestimmung, nach 
der in bestimmten Fällen dem Eaushaltungsvorstande die Anzeigepflicht ob¬ 
liegt, in der Praxis als gänzlich illusorisch erwiesen. In dem Wirkungs¬ 
kreise des Berichterstatters ist bisher kein Fall von über¬ 
tragbaren Krankheiten seitens eines Haushaltungsvorstandes 
aus eigenem Antriebe gemeldet worden, obwohl, wie Ermittelungen 
ergeben haben, jahraus, jahrein zahlreiche Fälle von Diphtherie und 
Scharlach sowie Todesfälle an Lungen- und Kehlkopftnber- 
k ul ose den Aerzten unbekannt geblieben sind. Sehr wichtig ist daher eine 
Verfügung des Herrn Regierungspräsidenten vom 16. Februar 1910, nach der 
die Standesbeamten nicht blos in den Orten, in denen die obligatorische T eichen¬ 
schau eingeführt ist, sondern auch in den Orten mit weniger als 2000 Ein¬ 
wohnern, in denen diese noch nicht besteht, in wöchentlichen Nacbweipnngen die 
Todesfälle an übertragbaren Krankheiten dem Kreisärzte mitzuteilen haben. 
Diese wöchentlichen Mitteilungen haben sich als Kontrolle über die Erfüllung 
der Anzeigepflicht durchaus bewährt. Vor Erlaß dieser Verfügung batte der 
Berichterstatter einen Amtmann seines Kreises bereits ersneht, die Hausbai- 
tungsvorstände, die standesamtlich Todesfälle an Lungentuberkulose meldeten, 
zu gleichzeitiger polizeilicher Anzeige dieser Todesfälle zu veranlassen. Die 
Wirkung dieser Anregung zeigt am besten die Zahl der in den einzelnen Jahren 
zur amtlichen Kenntnis gebeten Todesfälle an Tuberkulose; es worden nämlich 
gemeldet in den Jahren 1906 : 10 , 1907 : 18 nnd 1908 : 18 19 n 9 dagegen: 43 
und 1910: 33 . Von diesen sind im Jahre 1909 : 16. d. h 41,5°/ 0 nnd im Jahre 
1910: 8, also fast ein Viertel der Fälle lediglich dnreh die Standesämter be¬ 
kannt geworden. Wie die stets vorgenommenen Nachforschungen ergaben, 
befanden sich alle diese Fälle nicht oder nicht mehr in ärztlicher Behand¬ 
lung, so daß Aerzte wegen Unterlassung der Anzeige nicht, znr Verantwor¬ 
tung gezogen werden konnten. Nach den bisherigen Erfahrungen erscheint 
es jedoch notwendig, daß in die standesamtlichen Wocbenracbweisungen 
sämtliche vorgekommenenen Todesfälle nnd nicht nur die infolge von 
übertragbaren Krankheiten aufgenommen werden, da bei Lungentuberkulose- 
Todesfällen oft als Todesursache Brastkrankheit, Brustleiden, Auszehrung, 
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Lungenkatarrh u. dergl. angegeben wird. In diesen Fällen geht aber nicht 
immer eine standesamtliche Meldung an den Kreisarzt. Ebenso wird bei 
Scharlach oft als Todesursache der harmlose Ausdruck „Frieseln“ angegeben. 

Für die Kontrolle der Kindbettfiebererkrankungen hat sich die 
den Hebammen gemäß ihrem Beruf obliegende Anzeige von Temperaturstei¬ 
gerungen aber 38° bewährt. Die Anzeige der Typhus fälle geschieht nach 
den Erfahrungen des Berichterstatters seitens der Aerzte in gesetzmäßiger 
Weise. In den meisten Fällen wird jedoch erst nach Sicherung der Dia¬ 
gnose die Anzeige erstattet, wodurch für die wirksame Bekämpfung fast immer 
kostbare Zeit unbenutzt verstreicht. Es hat sich daher die Einführung der 
Anzeigepflicht für Verdachtsfälle von Typhus als notwendig er¬ 
wiesen. Das Gleiche trifft für die übertragbare Genickstarre zu. 

Den Ermittelungen der beamteten Aerzte wegen Typhus, Kindbett¬ 
fieber usw. sind Schwierigkeiten nicht bereitet. Ermittelungen bei ersten Fällen 
von Scharlach, Diphtherie oder Körnerkrankheit auf Ersuchen 
der Ortspolizeibehörde haben nicht stattgefunden, da andere erste Meldungen 
als von Aerzten nicht erfolgt sind; es fehlte deshalb bislang für die beam¬ 
teten Aerzte jode Veranlassung, unmittelbar an der Bekämpfung dieser Krank¬ 
heiten mitzuwirken. Infolge der erheblichen Zanahme dieser Erkrankungen in 
allen Kreisen des Begierungsbezirks ist dann vom Herrn Begierungspräsidenten 
durch Verfügung vom 8. Juni 1909 allgemein angeordnet, daß die Kreisärzte 
in allen ersten Krankheitsfällen von Diphtherie und Scharlach sofort die er¬ 
forderlichen Ermittelungen an Ort und Stelle anstellen sollen. Diese Maß¬ 
regel hat den Kreisärzten die Möglichkeit gegeben, rechtzeitig einer epide¬ 
mischen Ausbreitung der Diphtherie vorzubengen; für Scharlach waren die 
Erfolge nicht so auffallend. Besonders wertvoll erwiesen sich zur Ermittlung 
der Diphtherie die bakteriologischen Untersuchungen, die sich nicht nur auf 
die Erkrankten und ihre Angehörigen, sondern auch auf die Kinder, die in der 
Schule in der Nähe der Erkrankten gesessen haben, erstrecken sollen; diese 
letzteren werden dann so lange vom Schulbesuch ausgeschlossen, bis durch 
das Ergebnis der bakteriologischen Untersuchung dargetan ist, daß sie nicht 
erkrankt sind. 

Im letzten Teile seines VortrageB besprach der Berichterstatter seine 
Erfahrungen über die Erfolge der angeordneten Schutzmaßregeln. Eine 
wirksame Absonderung der Kranken ist wegen der beschränkten Woh¬ 
nungsverhältnisse nicht durchweg möglich gewesen. Bei Typhus ist man 
zwar leichter geneigt, die Kranken den Krankenhäusern zusuführen, falls die 
Entfernung nicht allzuweit ist; bei Diphtherie und Scharlach schei¬ 
tert aber die Ueberführung meist an dem Widerstande der Eltern, oder sie 
ist nicht mehr angezeigt, weil bei Diphtherieerkrankungen infolge von 
Seruminjektionen eia schneller Abfall der Krankheitserscheinungen eintritt. 
Gerade bei diesen Fällen hat sich nun die Notwendigkeit einer Auf¬ 
rechterbaltung der Absonderung erwiesen, da mit dem Zurückgehen der 
Krankheitssymptome nicht immer die bakteriologische Genesung, d. h. das 
Verschwinden der Bazillen aus dem Bachenschleim eintritt. Damit nun nicht 
durch zu frühe Wiederzolassung de( Bazillenträger zum Schulbesuch eine 
Weiterverbreitung der Krankbeit erfolgt, bat der Berichterstatter durch 
Vermittlung der Ortspolizeibehörde eine wiederholte bakteriologische Unter¬ 
suchung der durch die Ermittelungen als Bazillenträger festgestellten Schul¬ 
kinder veranlaßt und mit Hilfe der behandelnden Aerzte durcbznführen 
versucht. Für diese Nachuntersuchungen konnten jedoch nur die vom Kreis¬ 
arzt festgestellten Fälle, d. h. die ersten Erkrankungen in einer Ortschaft 
in Betracht kommen; es erscheint aber eine allgemeine Nachuntersuchung 
erstrebenswert, so daß an Diphtherie erkrankt gewesene Kinder und ihre ge¬ 
sunden Geschwister sowie andere gesunde Bazillenträger erst dann wieder 
zum Schul- und Unterrichtsbesuche zagelassen werden dürfeo, wenn sie durch 
das Ergebnis der bakteriologischen Untersuchung als bazillenfrei befanden 
sind. Die Durchführung einer solchen Maßregel dürfte allerdings nur durch 
verständnisvolle, freiwillige Mitarbeit der praktischen Aerzte möglich sein. 

Die Ueberführung in Krankenhäuser würde häufig leichter auszuführen 
sein, wenn in jedem Kreise geeignete Beförderungsmittel zur Beför¬ 
derung von Kranken zu billigem Preise zur Verfügung ständen. Die jetzt 
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dasa meist verwendeten Fuhrwerke sind ungeeignet, da sie im allgemeinen 
nur schwer desinfisierbar sind. 

Schiedlich wurde noch aui die Notwendigkeit einer strengeren Durch¬ 
führung der Vorschriften Uber die Behandlung von Leichen hingewiesen, 
da mehrfach durch gesetzwidrige Begleitung der Leichen an Diphtherie oder 
Scharlach verstorbener Personen dnrch Schulkinder, sowie durch Abhaltung 
von Leichenschmäusen bezw. Leichenfeierlichkeiten im Sterbehause die Aus¬ 
breitung der Krankheiten erheblich befördert worden ist. 

Der Berichterstatter hatte seine Ausführungen in folgende Leitsätze 
zusammen gefaßt: 

1. Anzeigepflicht. 1. Die Anzeige der Erkrankungs- und Todes¬ 
fälle an übertragbaren Krankheiten geschieht seitens der dazu Verpflichteten 
(Arzt, Haushaltungsvorstand usw.) noch nicht überall in dem Dmfange, wie 
es durch das Gesetz vorgeschrieben und zu einer wirksamen Bekämpfung der 
übertragbaren Krankheiten notwendig ist. Besonders lückenhaft ist die Mel¬ 
dung über die im Regierungsbezirk häufigsten Krankheiten, Diphtherie und 
Scharlach, sowie über Todesfälle an Lungen- und Kehlkopf tuberkulöse, soweit 
sie nicht oder nicht mehr in ärztlicher Behandlung sind. 

2. Die wöchentlichen Mitteilungen der Standesbeamten über 
die Todesfälle infolge übertragbarer Krankheiten gemäß der Verfügung des 
Herrn Regierungspräsidenten vom 16. Februar 1910 — 279 I. M. P. — haben 
sich als Kontrolle über die Erfüllung der Anzeigepflicbt durchaus bewährt. 
Es ist notwendig, daß in den Nachweisungen sämtliche vorgekommenen Todes¬ 
fälle und nicht nur die infolge von übertragbaren Krankheiten aufgeführt 
werden. 

8. Die Einführung der Anzeigepflicht für Verdachtsfälle von Typhus 
und übertragbarer Genickstarre erscheint notwendig. 

II. Ermittelung der Krankheit. 4. Die Anordnung des Herrn 
Regierungspräsidenten vom 8. Jnni 1909 — 1349 I M. —, gemäß welcher die 
Kreisärzte in allen ersten Krankheitsfällen von Diphtherie und Scharlach an 
Ort und 8telle die erforderlichen Ermittelungen ansustellen haben, hat den 
Kreisärzten in vielen Fallen die Möglichkeit gegeben, rechtzeitig einer epide¬ 
mischen Ausbreitung dieser Krankheiten, besonders der Diphtherie, vorznbeugen. 

5. Die Verhütung der Weiterverbreitung der Diphtherie gelingt nur 
dann, wenn der zuerst gemeldete Fall tatsächlich der erste Fall der Ort¬ 
schaft war und nicht in vorhergegangenen Fällen die*Anzeige entweder aus 
Unkenntnis oder aus Indolenz seitens des Haushaltungsvorstandes, da ein Arzt 
nicht zugezogen wurde, unterblieben war. 

6. Bakteriologische Untersuchungen sind möglichst in jedem hierzu ge¬ 
eigneten Falle im weitesten Umfange zu veranlassen. 

III. 8chutzmaßregeln. 7. Eine wirksame Absonderung der Kranken 
in der Behausung ist wegen der beschränkten Wohnunssverbältnisse nicht 
durchweg möglich gewesen. Die alsdann vorgeschlagene Ueberführung in ein 
Krankenhaus scheitert auf dem platten Lande meist an dem Widerstande 
der Eltern, falls nicht ein operativer Eingriff (s. B. Luftröhrenschnitt bei 
Diphtherie) notwendig ist. 

8. Die Bereitstellung geeigneter Beförderungsmittel für Kranke ist mög¬ 
lichst in jedem Kreise anzustreben. 

9. Die Vorschriften über die Behandlung von Leichen bedürfen genauerer 
Beachtung als bisher, da mehrfach durch gesetzwidrige Begleitung an Diph¬ 
therie oder Scharlach verstorbener Personen durch Schulkinder sowie durch 
Abhaltung von Leichenschmäusen bezw. Leichenfeierlichkeiten im Sterbebause 
die Ausbreitung der Krankheiten erheblich befördert ist. 

10. Es ist anzustreben, daß an Diphtherie erkrankt gewesene Kinder 
und ihre gesunden Geschwister, sowie andere gesunde Bazillenträger erst 
dann wieder zum Schul- und Unterrichtsbesnche zugelassen werden, wenn sie 
durch das Ergebnis der bakteriologischen Untersuchung als bazillenfrei be¬ 
funden sind. 

Diskussion: 

H. Geb. Rat Prof. Dr. Rapmund bemerkt, daß die Verfügung vom 
1 ♦). Februar 1910, nach der die Standesbeamten wöchentlich eine Nachweisung 
>r ihnen gemeldeten Todesfälle an übertragbaren Krankheiten den Kreis- 
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inten einsnsenden heben, nicht in eilen Bezirken gleichmäßig gehendhebt 
würde, indem die Stendesimter in einigen Kreisen eile Todesfälle änzeigten, 
wie dies von dem Berichterstatter ellgemein gewünscht werde. Er ersncht die 
Herren Kreisärzte, sich darüber auszusprechen, ob eine solche Ausdehnung der 
bisherigen Vorschrift notwendig sei. — Nach kurzer Debatte, an der sich die 
Kreisärzte Dr. An gen et e- Lübbecke, Med.-Bat Dr. Kluge- Höxter, Med.* 
Bat Dr. Benthaus*Paderborn und Dr. Löer-Büren beteiligten, wird es 
für wünschenswert gehalten, daß sämtliche Todesfälle mitgeteilt werden, falls 
hierdurch nicht eine zu große Belastung der Standesämter Terursacht werde. 

H. Beg.-Präsident Dr. v. Borries fragt, welche Krankentransport¬ 
mittel für ländliche Verhältnisse zu empfehlen seien. 

H. Geh. Bat Dr. B&pmund erwidert, daß durch die zweckmäßige Be¬ 
festigung ton Krankentragen zwischen den Leitern eines Leiterwagens sich 
eine auch für etwas weitere Entfernungen genügende Krankentransportvor- 
richtung verhältnismäßig leicht herstellen lasse. 

H. Geh. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Dietrich teilt mit, daß in einigen 
ländlichen Kreisen der Provinz Hannover der Kreis fahrbare Krankentragen 
and Krankenautomobile für den Transport von Kranken in das Kreiskranken¬ 
haus beschafft habe. In anderen Kreisen habe der Vaterländische Frauen¬ 
verein, in anderen der Männerverein vom Boten Kreuz solche Wagen für die 
Krankenbeförderung beschafft. Die Erfahrungen, die mit diesen Fahrzeugen 
gemacht worden, seien gute. 

H. Beg.-Präsident Dr. v. Bor ries fragt weiter nach [der Ausbreitung 
der Tuberkulose in den einzelnen Bezirken. 

H. Kreisarzt Dr. Angenete hat die Beobachtung gemacht, daß rein 
ländliche Bezirke weniger verseucht seien. 

H. Kreisarzt Med.-Bat Dr. Sudhölter erwidert, daß die Verteilung 
im Kreise Minden ganz verschieden sei. 

H. Geh. Bat Dr. Bapmund bemerkt, daß der nördliche Teil des Bei 
gierungsbesirks erheblich stärker befallen-sei, als der südliche. Dieses se 
teils auf das Vorwiegen der Zigarrenindustrie, teils auf die im nördlichen Teile 
herrschende Inzucht zurückzuführen. Auffallend sei das Ueberwiegen der 
der Tuberkulose des weiblichen Geschlechtes. Als Ursache sei das zu lange 
Stillen der Kinder bis zum 2., selbst bis zum 4. Jahre, häufigere, oft schnell 
aufeinander folgende Schwangerschaften, sowie die ungenügende Schonung vor 
nad nach der Entbindung ansusehen. Die Kindersterblichkeit sei im nördlichen 
Teile geringer, als im südlichen. Es werde daher manches Kind mit latenter 
Taberkulose aufgezogen, bei dem die Krankheit dann später zur Entwicklung 
komme. 

H. Geh. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Dietrich gibt seiner Befriedigung 
über die im Beg.-Bez. Minden vorgeschriebene Art der Bekämpfung der Diph¬ 
therie und des 8cbarlach Ausdruck; insbesondere hält er die Vornahme von öit- 
liehen Ermittelungen durch die Kreisärzte bei den ersten Krankheitsfällen 
für sehr zweckmäßig. Er fragt sodann an, wer bei Diphtherie die Entnahme 
des Bachenschleimes nach Ablauf der Krankheit zwecks bakteriologischer 
Untersuchung besorgt, und ob eine zweimalige Untersuchung für ausreichend 
erachtet werde. Es liege die Schwierigkeit vor, daß besonders bei den zahl¬ 
reichen Kentrolluntersuchungen der Gesunden die Arbeit für die Aerste oder 
Kreisärzte sehr erheblich werden könne. Auch die Kostenfrage komme in 
Betracht. 

H. Kreisarzt Dr. Angenete entgegnet, daß die Probeentnahme vor¬ 
wiegend durch den behandelnden Arzt bei gelegentlicher Anwesenheit in den 
betreffenden Ortschaften geschehe. 

H. Kreisarzt Med.-Bat Dr. Nünninghoff-Bielefeld bemerkt, daß in 
seinem Amtsbezirk z. T. auch die Desinfektoren die Probe entnähmen. 

H. Geb. Ober-Med.-Bat Dr. Dietrich trägt Bedenken, ob die Desinfek¬ 
toren hierzu geeignet seien. 

H. Kreisarzt Med.-Bat Dr. Nünninghoff erwidert, daß sich die Ein¬ 
richtung praktisch bewährt habe. Die Desinfektoren würden in den Desin- 
fektorenschulen darin unterrichtet, das Hauptuntersuchungsmaterial aus dem 
Halse der Kinder zu entnehmen. 

H. Geh. Bat Dr. Bapmund hält eine zweimalige bakteriologische 
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Untersuch an g im allgemeinen für aasreichend, falls beide Male keine Diph¬ 
theriebazillen getänden würden. 

III. Besprechung der neuen Dienstanweisung. Der Berichterstatter, 
Kreisarzt Dr. Löer-Büren, hatte in Form von Leitsätzen, die den Teilnehmern 
vor der Versammlung zugesandt waren, diejenigen Bestimmungen zusammen- 
gestellt, die durch die neue Dienstanweisung nnd die inzwischen erlassenen 
Gesetze, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten vom 14. Juli 1909 und 
die Reisekosten der Staatsbeamten vom 26. Juli 1910 abgeändert worden sind, 
außerdem die für den Reg.-Bez. Minden geltenden Sonderbestimmungen. 

Mit Rücksicht auf die bereits weit vorgeschrittene Stunde wurde auf 
Vorschlag des Herrn Vorsitzenden auf die Erstattung des Referats ver¬ 
zichtet und die einzelnen Abschnitte zur Diskussion gestellt. 

H. Geb. Rat Dr. Rapmund bemerkte zum Abschnitt XXVIII, daß das 
Verzeichnis der Krüppelkinder auf Grund der im Jahre 1906 vorgenommenen 
Erhebungen aufzustellen sei. 

H. Geh. Ober-Med.-Rat Prof. Dr. Dietrich weist darauf hin, daß die 
Ergänzung des Verzeichnisses nach § 103a der Dienstanweisung durch Nach¬ 
frage bei den Gemeindevorstehern, Lehrern, Geistlichen und sonstigen Auskunfts¬ 
personen za geschehen habe. 

Damit wurde die Diskussion beendet und die Versammlung geschlossen. 
Nach derselben fand ein gemeinsames Essen in der Ressource statt. 

Dr. Löer-Büren. 


Bericht über die am 7. Dezember 1910 in Tilsit 
(Stadtverordneten • Nitzangssaal) abgehaltene amtliche 
Versammlung der Medizinalbeamten des Reg.-Bez. 

Gumbinnen. 

An der Versammlung nahmen teil: der Reg.-Präs. Dr. Stockmann- 
Gumbinnen, Geb. Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. Kirchner-Berlin als Vertreter des 
Herrn Ministers, Landrat Schlenther, Oberbürgermeister Pohl-Tilsit, Reg.- 
n. Med. -Rat Dr. Janssen, Reg.-Assessor v. Je rin-Gumbinnen, Stadtrat 
Quentin-Tilsit, sowie sämtliche Kreisärzte und Kreisassistenzärzte des Be¬ 
zirks mit Ausnahme der behinderten Kreisärzte von Gumbinnen und InBterburg, 
die staatsärztlich geprüften Aerzte Dr. Bandisch-Tilstit, Dr. Kuebnlein 
u. Dr. Scheu-Heydekrug, die San.-Räte Dr. Van gehr und Dr. Wolff, der 
Leiter der Cholera-Ueberwachnngsstation Dr. Herzfeld und der Vor¬ 
steher der N&hrnnggrnittelanter8uchnng88telle Dr. Braun, sämtlich aus Tilsit. 

Vor der Eröffaung der Versammlung fand die Besichtigung der neuer- 
bauten und im Jahre 1907 eröffneten Provinzial •Taubstummenanstalt unter 
Führung ihres Direktors Schulz statt Die Anstalt wird besucht von 62 
Mädchen und 96 Knaben, die in Pensionaten in der Stadt untergebracht sind. 
Von diesen 158 Kindern sind 137 Freizöglinge, 7 Zahlpfleglinge, darunter 4 Für¬ 
sorgezöglinge, 11 Freischüler und 3 Schulgeld zahlende Schüler. Jährlich treten 
18—21 neue Schüler in 3 Gruppen hinzu; die unterste Klasse behält sie zwei 
Jahre unter einem Klassenlehrer, dann tritt eine Scheidung für die gut begabten 
und wenig begabten Kinder ein. 7 B-Klassen und 7 A- Klassen, aufsteigend, so 
daß im ganzen 17 Klassen vorhanden sind. Die Anzahl der Schulkinder in den 
einzelnen Klassen schwankt zwischen 6 und 13. Vom 3. Schuljahre treten 
nach und nach andere Lehrer in den Unterrichtsplan ein. Der ganze Lehr¬ 
gang daaert 8 Jahre. Mit dem 4. Schuljahre tritt Zeichenunterricht hinzu, 
der von zwei besonderen Lehrern gegeben wird. Mit dem 5. Schuljahr Hand- 
fertigkeitsunterricht für die Knaben: Papp- und Hobelarbeiten. Seit 1907 ist 
der Modellierunterricht eingeführt, der dem Musikunterricht in den Blinden¬ 
anstalten entsprechen soll. Für die Mädchen beginnt der Handfertigkeits- 
Unterricht vom 1. Jahre an; 8 Mädchen der oberen Klassen nehmen an einem 
Koch- und Haushaltungsunterricht teil. Die Zöglinge bekommen in der An¬ 
stalt wöchentlich je ein Brausebad. Auch werden medizinische Bäder je nach 
Bedarf verabfolgt. Es wurden die verschiedenen Räume der Anstalt in Augen¬ 
schein genommen. Im Kellergeschoß: die Kochscbule, das Brausebad, die Tisch¬ 
lerei, Abortanlage. Heizungsanlage, Wirtscbaftsräume; im Grundgeschoß, im 
1. u. 2. Stock: die Unterrichtsräume und Handfertigkeitssäle, der Zeichensaal, die 
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Bücherei, der Konferenzsaal nsw. Großes Aufsehen erregten die Papp* und 
Tischlerarbeiten der Zöglinge, insbesondere aber die Modellierarbeiten. Dem 
Unterricht wurde in einer unteren Klasse (8 Zöglinge), in einer mittleren und 
der 1. Klasse beigewobnt. In letzterer wurden die Begriffe Kapital, Kapitalist 
richtig erklärt und leichte Zinsrechnungen richtig gelöst. An der Anstalt 
wirken außer dem Direktor 18 ordentliche Lehrer, 2 ordentliche Lehrerinnen 
und eine technische Lehrerin, zusammen 22 Lehrkräfte. 

H. Heg.-Präs. Dr. Stockmann eröffoete hierauf im Stadtverordneten« 
Sitzungssaal die Versammlung und begrüßte zunächst die Herren Geheimrat 
Prof. Dr. Kirchner, Landrat Schlenther, Oberbürgermeister Pohl nnd 
Stadtrat Qaentin, sodann widmete er dem verstorbenen Beg.« u. Med.-Bat 
Dr. Döpner warme Worte des Gedenkens. Die Versammlung ehrte dessen 
Andenken durch Erheben von den Plätzen. Nachdem der Herr Begierungs- 
priaident dem Beg.« u. Med.-Bat Dr. Janssen die Leitung der Versammlung 
Überträgen und dieser den Kreisassistenzarzt Dr. Heimbucher mit dem 
Schriftführeramt beauftragt hatte, wurde in die Tagesordnung eingetreten. 

1 T ' I. Ueber die bei der Bekämpfung der Cholera im Jahre 1909 ge« 
machten Beobachtungen und Erfahrungen, a. Der Berichterstatter, Kreis¬ 
arzt Dr. Franz in Heinrichswalde, führte aus, daß im Beg.-Bez. Gumbinnen 
33 Choleraerkrankungen amtlich festgestellt sind; 16 davon entfielen auf die 
Kreise Heydekrug und Niederung, 1 auf den Landkreis Tilsit. Von diesen 
Fällen verliefen 8 tödlich, 4 waren schwer, 5 mittelschwer und 9 leichterer 
Natur; 7 betrafen lediglich Bazillenträger. Besonders schwere Fälle, auf die 
der Aasdruck Cholera gravis paßt, wurden nur ganz vereinzelt beobachtet; 
die Hauptmasse bildeten die leichteren; hier traten lediglich die Symptome 
eines mehr oder minder stark ausgeprägten Darmkatarrbs zutage. Dahin¬ 
gerafft von der Krankheit sind fast ausschließlich Greise, altersschwache Per¬ 
sonen und ein Säugling. Diese Todesfälle bildeten mit einer Ausnahme die 
Anfangsglieder in der Kette 'der Erkrankungen. Die weiteren Fälle wurden 
leichter, bis schließlich das Auftreten der Bazillenträger das Erlöschen der 
Seuche vorausahnen ließ. Die Mortalität betrug 24,24 °/o gegen 50 °/o im Beg.- 
Bez. Königsberg. 

Die Leichenöffnungen boten meist die für Cholera charakteristischen 
Befunde: pfirsichrote, schwappend gefüllte Därme mit stark injizierten Blut¬ 
gefäßen, dünnem reiswasseräbnlichem Inhalt; in einem von dem Beferenten 
sezierten Falle waren jedoch nicht die geringsten Spnren einer Darmentzün¬ 
dung festzustellen, der Inhalt bestand ans gelbbreiigem Kot und dennoch war 
es ein Cbolerafall, wie das Besultat der bakteriologischen Untersuchung bewies. 

Die Anzeigepflicht wurde durch die Aerzte im allgemeinen ge¬ 
wissenhaft ausgeübt; besonderes Gewicht ist speziell bei ländlichen Verhält¬ 
nissen jedoch darauf zu legen, daß die Polizeibehörden gemäß § 11 der An¬ 
weisung des Bundesrats immer wieder auf die bestehende Anzeigepflicht in 
öffentlichen Bekanntmachungen hinweisen, da die Z Ziehung eines Arztes auf 
dem Lande bei Erkrankungen des Magen- und Darmkanals nur in seltenen 
Fällen statt findet. 

Außerordentlich bewährt haben sich die Bestimmungen in den §§ 17 
und 18 der Anweisung des Bnndesrats bezüglich der Absonderung der 
erkrankten, krankheitsverdächtigen und ansteckungsverdäcbtigrn Personen. 
Die betreffenden Gehöfte wurden in der Weise abgesperrt, daß Gendarmerie¬ 
posten oder angemietete Mannschaften Tag und Nacht die Häuser bewachten. 
Im übrigen ist besonders Gewicht auf eine möglichst schleunige Unterbringung 
von Kranken und Krankheitsverdächtigen in besondere Baracken zu legen. 
Die Annteckung8verdächtigen blieben meist auf den abgesperrten Gehöften in 
ihrer Wohnung zurück, nur vereinzelte wurden in den Cbolerabaraoken abge¬ 
sondert. Die Dauer der Absonderung muß sich über 5 Tage nach Beendigung 
der 8chlußde8infektion erstrecken, als letzte Ansteckungsgelegenheit darf aber 
nicht die Wegschaffang des Kranken aus seiner Behausung angesehen werden. 

Was die Behandlung der Cbolerakrauken anbetrifft, so empfehlen 
sich in erster Reihe subkutane warme Kochsalziofusionen und häufige Verab¬ 
reichung von starkem Kaffee sowie heiße Bäder. Bewährt haben sich auch 
Eingießungen physiologischer Kochsslrlösnngen in den Darm, Einverleibung 
von Cnlomel, Bismut. subnitric. und Tannalbin. 
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Durch die Aerate der 8tromüber wachungsstellen sind Cholera* 
erkrankungen unter den Schiffern und Flößern im Jahre 1909 nicht fest gestellt 
Dessenungeachtet werden die Ueberwachungsstellen ihren Wert behalten schon 
im Htabiick darauf, daß die Aerzte gemäß Anlage 9 der Anweisung des 
Bundesrats auch auf chol araverdächtige Erkrankungen unter den Bewohnern 
des Ufergebiets achten sollen. Von besonderer Wichtigkeit erscheint es jedoch 
auch, daß an den Stromlibertrittstellen der in Betracht kommenden größeren 
russischen Stromläufe auf preußisches Gebiet bakteriologische Untersuchungs* 
stellen eingerichtet werden, weil nur durch die Eotuntersuchung die Leicht¬ 
kranken bezw. reinen Bazillenträger herausgefunden werden. Bei der Durch¬ 
führung des Stromüberwachungsdienstes erwies es sich als notwendig, dem 
Merkblatt »Wie schützt sich der Schiffer vor Cholera* einen leicht faßlicheren 
Wortlaut in deutscher und littauiscber 8prache zu geben; auch fand ein er¬ 
gänzender Zusatz bezüglich der Desinfektion des Erbrochenen statt. 

Von weiteren Maßnahmen, die gegenüber der Cholera zur Durchführung 
gelangten, ist noch die Bestellung der sogenannten Gesundheitsaufseher 
auf den an den Strömen gelegenen industriellen Etablissements zu nennen, 
der landespolizeilich angeordnete Bücktransport der russischen Flößer von 
Tilsit sowie der Bade* und Desinfektionszwang für die Auswanderer-Kon- 
trollstation. Bewährt hat sich ferner die Einrichtung Ton Gesundheits- 
kommissionen aus Anlaß des Auftretens der Cholera im Kreise Heydekrug. 
Auch wird die Wiedereinführung der obligatorischen Leichenschau bei 
einem erneuten Auftreten der Cholera nicht entbehrt werden können. 

Bezüglich des Desinfektionswesens wurde geltend gemacht, daß 
sich die Ausbildung eines der Bootsleute vom Cholera-Dampfer in der Dampf- 
und mechanischen Desinfektion durch den leitenden Arzt der Ueberwacbungs- 
stelle Lappienen außerordentlich bewährt hat. In den Desinfektorenschulen 
wird nach Ansicht des Referenten zuviel Wert auf die Formalin* und zu wenig 
auf die mechanische Desinfektion gelegt. 

Der Kreisarzt ist während des Auftretenb der Cholera roll und ganz 
durch diese in Anspruch genommen; es muß ihm daher ein Assistenzarzt zur 
Verfügung stehen, der seine sonstige amtliche Tätigkeit, soweit es zweck¬ 
dienlich ist, ausübt. 

b. Kreisarzt Dr. Deckner-Heydekrug, Mitberichterstatter: Die 
Kenntnis des Cholerayibrio, die wir Robert Koch verdanken, und das Studium 
seiner Lebensgewohnheiten ist für die Beurteilung des Verlaufs einer Cholera¬ 
epidemie und ihre Bekämpfung von höchster Wichtigkeit. Der Kommabacillus 
ist, wie die bakteriologischen Arbeiten ergeben haben, sehr empfindlich gegen 
die Schädigungen der Außenwelt, namentlich geht er im Wasser bald zugrunde, 
da die ihn enthaltenden Dejektionen im Wasser, besonders in Flüssen, stark 
verdünnt und schnell auseinandergespült und die einzelnen Cholerabazillen 
von Wasserbakterien überwuchert werden. Die Beachtung des Verhaltens der 
Vibrionen im Wasser ist für die Beurteilung des Ausbruchs von Cholera¬ 
epidemien im Deutschen Reich von hoher Wichtigkeit. Da die Cholera- 
kranken mit ihren Entleerungen ungeheure Mengen von Bazillen ausscheiden, 
anderseits diese in der Außenwelt schnell zugrunde gehen, erscheint als die 
allerwichtigste Uebertragungsmöglichkeit die Kontaktinfektion, als die 
seltenste dagegen die durch den Genuß von Wasser aus einem Flusse, der 
aus verseuchten Gegenden herkommt. Es ergibt sich somit gewissermaßen 
eine GefahrenBkala, in der die entere ein Maximum, die letztgenannte ein 
Minimum darstellt. 

Beim Auftreten von Cholerafällen auf preußischem Gebiet muß man 
daher in erster Linie an Kontaktinfektion durch russische Flößer denken, die 
mit der preußischen Bevölkerung in Berührung gekommen sind. Die Erkran¬ 
kungen im Jahre 1909 im Reg.-Bez. Gumbinnen lassen sich auf diesen Modus 
zurückführen, da an allen Orten, wo die Fälle auftraten, eine Berührung mit 
Flößern direkt oder wenigstens mit den von ihnen benutzten Flößen, Stroh¬ 
hütten etc. nachzuweisen war. Zweifellos kommen auch einzelne Wasserin¬ 
fektionen vor, z. B. wenn Dejektionen eines Cholerakranken ins Wasser ge¬ 
worfen worden sind und an einer strömunesfreien und flachen Uferstelle lagern, 
an der zufällig von den Anwohnern Wasser geschöpft wird. Dies dürfte 
jedoch zu den größten Seltenheiten gehören; auf diese Möglichkeit kann man 
im allgemeinen erst zurückgreif en, wenn andere völlig auszuschließen sind. 
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Die Cholerabekämpfung wird heute Toe der Vorstellung der Strom* 
Verseuchung beherrscht. Es ist wohl ra billigen, wenn so den Strom* 
tberwechangsstellee Trinkwesser na die Flößer and Schiffer gegeben 
«ad ror dem Oenaß «on Stromwasser gewarnt wird, die Verteilung von Eimern 
sam Aaffaagea tob Entleerungen erscheint jedoch nicht erforderlich, da sie 
■eist doch nicht benatst werden and ihr Gebrauch auch nur dann ungefähr¬ 
lich ist, wenn sie grftadlich desia filiert oder abgeliefert werden, sobald sie die 
Triften verlassen. Die Flößer bilden eine große Gefahr für die Bevölkerung, 
da sie num Teil aus den stark verseuchten Gegenden Rußlands kommen und 
am Ende ihrer Fahrt in Preußen mit der Bevölkerung in Berllhrung treten. 
Da wir wissen, daß an Cbolera Genesene bis zu 100 Tagen Kommabazillen 
aasscheidea können, ist die Gefahr direkter Uebertragung der Krankheit aut 
die preußische Bevölkerung sehr groß. Zur Feststellung der Bazillen¬ 
träger ist die wirksamste Methode die bakteriologische Untersuchung der 
Ausleerungen sämtlicher die Grenze bei Schmalleningken und Schillno passieren¬ 
den Flößer, wie es im Herbst 1909 und im laufenden Jahre mit Erfolg ge¬ 
schehe« ist. Bei dieser Art der Untersuchung könnte die bisherige Methode 
dar Stromäberwachuag bedeutend eingeschränkt werden, zum wenigsten 
braucht die einzelne Station erst beim Auftreten der ersten Choleraiälle auf 
preußischem Gebiet eingerichtet zu werden. 

Im Jahre 1909 und in diesem Jahre sind Cholerafälle von den Strom« 
äberwnchungsärzten nicht festgestellt worden; nur in Lappienen hat der betr. 
Arzt zur frühzeitigen Erkennung von Cholerafällen beigetragen, da er zu 
verdächtigen Erkrankungen an Lande gerufen wurde, also eine Tätigkeit aus- 
ftbte, die Sache des beamteten Arztes war. 

Die eigentliche Cholerabekämpfung liegt in den Händen der Kreisärzte 
■nd Laadräte bezw. Ortspolizeibehörden, da diese Beamten bei jedem Krank¬ 
heit*- und Verdachtsfalle sofort eingreifen. Wird außerdem die gesetzliche 
Meldepflicht prompt erfftllt, so können wir mit Ruhe jedem zukünftigen 
Einbruch der Cholera entgegensehen und auch verkehrshemmende Maßnahmen 
gegen die Flößer unterlassen, besonders da die Zahl dieser sehr gering ist im 
Vergleich zu der großen Zahl der täglich in großer Menge ungehindert und 
unkontrolliert die Grenze auf der Eisenbahn, den Wegfibergängen und Uber 
die grflne Grenze passierenden russischen Ueberläufer. 

Regelmäßige bakteriologische Untersuchungen wurden vor- 
genommen von den Ausleerungen der Kranken. Krankheitsverdächtigen 
und der mdstea Ansteckungsverdächtigen gemäß § 18 Abs. 2 der Anweisung 
des Bandesrats zur Bekämpfung der Cholera. Nur anf diese Weise wurden 
6 Bazillenträger ermittelt. Von den genesenen Personen schied eine 
69 Tage, zwei je 25 Tage, zwei je 21 Tage Bazillen aus. Mehrmals erlitt der 
Bazillennachweis Unterbrechungen, einmal bis zu 12 Tagen. Da in dieser 
Zeit 3 negative Untersuchungen erfolgt waren, hätte die Sperre nach den 
Bestimmungen des Bandesrats aufgehoben werden müssen, was aus Vorsicht 
aicht geschah; in der Tat zeigten sich dann wieder Bazillen im Stuhl, so daß neue 
Untersuchungen notwendig wurden und die Absonderung erst fallen gelassen 
werden konnte, als die Untersuchungen sämtlich negativ blieben. Eine Ergänzung 
der Bandesratsbestimmungen ist nach diesen Erfahrungen zweckmäßig. Das 
Blut TM 19 Cboterakranken und Genesenen wurde 26 mal auf Agglutinine 
untersucht. Bei 10 Personen, teils schweren Fällen, teils leichten, teils Bazillen¬ 
trägern, fiel der Versuch negativ aus, eine Person war bei der Blutentnahme 
noch krank, bei den anderen hatte die Bazillenaussctaeidung schon seit 9 bis 
30 Tagen aufgehört. Die 18 positiven Agglutinationsproben gaben 1 mal 
«inen Titer von ‘/«o, 2 mal 1: 160, 4 mal 1 : 80, lmal 1 : 40, 5 mal 1 : 20, und 
zwar in ganz verschiedenen Zeitabschnitten nach der Genesung. Nach diesen 
Versuchen kann man nur sagen, daß das Auftreten von Agglatininen im Blut 
von Cholerarekoavaleszenten eine inkonstante Erscheinung ist und daß die 
Höhe des Titers keinen Rückschluß auf die Schwere der Erkrankung und die 
Dauer der Rekoavalesseaz zuläßt. In 34 untersuchten Wnsserproben, die 
zum Teil aus eiaer mit Cboleradcjektionen andauernd verunreinigten Gm 
stammten, wurden die Vibrionen nicht gefunden. 

Der Verlanf der Erkrnnkungen war im Jahre 1909 anfang ssebwer. < 
kamen lefehte Fälle und schließlich zeigten sich Bazillenträger; dies be < 
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die von Geh. Bat Dr. Kirchner zuerst 1905 geäußerte Ansicht, daß dem 
Erlöschen einer Cuoleraepidemie durchweg das Erscheinen von Bazillenträgern 
voraufgeht. 

Diskussion. 

Med.-Rat Dr. Behrendt verbreitet sich über die Polizeiverordnung, 
betreffend die Meldepflicht der aus choleraverseuchten Gegenden zu¬ 
gereisten Personen, die last niemals befolgt worden ist. Er Bcblägt vor, 
diese Polizei-Verordnung erst dann zu erlassen, wenn die Grenze bedroht ist; 
sie aber dann auch mit Nachdruck durchznführen. 

Oberbürgermeister. Po hl führt das Ausbleiben dieser Anmeldungen mehr 
auf Unkenntnis der Sachlage, als auf böse Absicht zurück. 

Geh.-Bat Prof. Dr. Kirchner erklärt, daß diese Polizeiverordnung wegen 
ihrer schweren Durchführbarkeit auch im Reichsgesundheitsrat und bei dem 
Herrn Minister große Bedanken erregt hat; es soll durch sie die Aufmerksam¬ 
keit auf Pemonen, die aus verseuchten Gegenden kommen, gelenkt werden; 
der Erfolg ist jedoch ein zweifelhafter. 

OoerbürgermeiBter Pohl betont den Wert der obligatorischen Leichen¬ 
schau bei Choleragefahr und befürwortet ihre möglichst frühzeitige Ein¬ 
führung besonders im Gebiet der Ströme. In Tilsit besteht sie seit 1901. Bei 
Aufbringung der großen Kosten hierfür müßten die Kreise vom 8taate ent¬ 
schädigt werden. 

Land rat Sohlenther weist auf die großen Kosten und Schwierigkeiten 
hin, die durch die obligatorische Leichenschau auf dem platten Lande ver¬ 
ursacht werden; er schlägt vor, die Zone der Entfernung von den Fiußläufen 
von 5 auf 1—2 km zu verringern. 

Reg.-Präs. Dr. Stock mann verkennt nicht den Nutzen der Leichen¬ 
schau, es muß aber auf die pekuniäre Leistungsfähigkeit derjenigen, die es 
betriffc, Rücksicht genommen werden. Eventuell müßten die Mittel hierzu 
vom Staate bewilligt werden. Redner wirft die Frage auf, ob nicht in ge¬ 
wissen Fallen zur Verringerung der Kosten auch Amts- oder Gemeindevorsteher 
für die Leichenschau genügen würden. 

Geh.-Rat Prof. Or. Ki r ch n e r: Es sind allerdings Fälle vorgekommen, daß 
bei Leichen von Personen, die an Cholera verstorben waren, von den be¬ 
schauenden Aerzten Schlaganfall als Todesursache angegeben ist; solche Fälle 
sind aber Ausnahmen. Im allgemeinen ist ohne Leichenschau und Obduktion 
nicht auszukommen, was auch in diesem Jahre wieder in Marienburg bewiesen 
ist. Hier hatte die Cholera 8 Tage lang geherrscht, ohne als solche erkannt 
zu werden; bei obligatorischer Leichenschau wäre dies nicht vorgekommen. 
Betreffs des Kostenpunktes stände der Herr Finanzminister auf dem Stand¬ 
punkt, daß es sich hierbei um Maßnahmen ortspolizeilicher Natur handele und 
daß die Kosten deshalb von den Gemeinden za tragen seien. Bezüglich der 
Leichenschauer wäre es vielleicht möglich, die Deainfektoren hierzu heran¬ 
zubilden. 

Betreffs der Flußverseucbung hält Redner den Standpunkt des 
Korreferenten Dr. D ec kn er, der die Wasseriofektion als unwahrscheinlich 
hinstellt, für zuweitgehend; er führt Beispiele aus der Epidemie im Jahre 1905 
an, wo Infektionen aus dem Flußwasser in der Nähe des Ufers zweifellos 
erfolgt sind. Auch der Nutzen der Stromüberwachungen ist nach seiner 
Ansicht größer, als es von den beiden Referenten dargestellt sei, was Redner 
durch Beispiele erhärtet. 

Die Choleralaboratorien in den Grenzorten sind auf Anregung 
des Herrn Regierungs-Präsidenten eingerichtet und von Robert Koch be¬ 
fürwortet worden; trotz der enormen Kosten, die sie verursachen, sollen sie 
auch in den nächsten Jahren wieder eingerichtet werden. 

Reg.-Präsident Dr. Stockmann regt an, statt der festen Ueber- 
wachungsstation in Roß eine sogenannte fliegende Station einzurichten 
in Gestalt eines mit dem Ueberwachungsarzt besetzten Polizeidampfers, der 
den ganzen Mcmelstrom befahren soll. 

Geh.-Rat Prof. Dr. Kirchner: Der Bade- und Desinfektions¬ 
zwang der russischen Auswanderer soll gleichfalls beibehalten werden, schon 
deshalb, um eine gründliche Untersuchung zu erwirken. 

Bezüglich der Desinfektion hält Redner diejenige mit Formalin- 
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dämpfen für weniger wirksam, als die mechanische. Zn den Desinlektoren- 
knrsen sollten fortan wenigstens für einige Tage Kreisärzte hinzngezogen 
werden. 

Oberbürgermeister Pohl weist anf die großen Schwierigkeiten hin, die 
bei der pekuniären Regelung der sofort notwendig gewordenen Maßnahmen 
nachträglich entstanden sind. 

Geh.-Rat Prof. Dr. Kirchner erklärt, daß zukünftig hierfür größere 
Krediteim voraus bewilligt werden sollen. 

Reg.- und Med.*Rat Dr. Janssen: Ein Petersburger Choleraforscher 
hat festgestellt, daß ähnlich wie bei Typhus sich Choleravibrionen in der 
Schleimhaut der Gallenblase virulent erhalten und dadurch die sogenannten 
Dauerausscheider verursachen. Kolle erwähnt, daß die Ausscheidung 
der Bazillen durch große Calomelgaben sistiert werden kann, was aber bei 
der hiesigen Choleraepidemie nicht bestätigt wurde. 

Geh.-Rat Prof. Dr. Kirchner macht hierauf interessante Angaben über 
die Entstehung der diesjährigen Choleraepidemie in Kalthof, die wahrscheinlich 
nicht durch Flößer, sondern durch vagabundierende Russen, die Bazillenträger 
waren, in einer Herberge verursacht ist. 

Reg.-Ass. v. J e r i n weist auf die großen Schwierigkeiten hin, die da¬ 
durch entstehen, daß die im Laboratorium an der Grenze für verdächtig er¬ 
kannten Flößer zunächst weiterschwimmen und erst dann festgehalten werden, 
wenn sich der Verdacht bestätigt. Es wäre praktischer, diese Personen sofort 
festsobalten. 

Geh.-Rat Prof. Dr. Kirchner: Dies sei gesetzlich zwar zulässig; es 
würde aber zu großen Verkehrsschwierigkeiten führen und den Holzhandel zu 
sehr stören. 

Die Diskussion wurde hierauf geschlossen, nachdem noch Herr Geh.- Rat 
Prof. Dr. K irchn er anerkennende Worte über die Tätigkeit der bei Bekämpfung 
der Seuche beteiligten Behörden und Personen ausgesprochen hatte. 

II. Welche allgemeinen gesundbeitspollzellichen Gesichtspunkte 
ergeben sich dem Medizinalbeamten für die Anwendung der serodiagnostl- 
schen Reaktion auf Syphilis nach Wassermann und des Ehrlichschen Hat*- 
priparats. 

a) Berichterstatter: Kreisassistenzarzt Dr. Arlart-Gumbinnen: 

Wird ein Organismus von Krankheitserregern infiziert, so werden von 
den Körperzellen chemische Substanzen abgeschieden, die im Blute kreisend 
die Aufgabe haben, das körperfremde, feindliche Prinzip in einen unschädlichen 
Zustand zu versetzen. Diese Substanzen haben die besondere Eigenschaft, 
daß sie eine bestimmte, allein auf den speziellen Mikroorganismus, der sie 
gewissermaßen mobil gemacht hat, gerichtete Zerstörungsenergie besitzen. 
Andere Krankheitserreger, die man mit ihnen zusammenbringt, lassen sie völlig 
intakt. Ein solches Blutserum, das diese Substanzen enthält, nennen wir 
Immunserum und sprechen von Typhusimmunserum, Caolera-, Ruhr-, Diphtherie¬ 
immunserum. Wenn man solch ein Immunserum 30 Minuten lang auf 55 °C. 
erhitzt, so verliert es seine Wirksamkeit. Setzt man ihm frisches Serum von 
irgendeinem beliebigen Tiere, das keine Immuoität gegen die betreffenden 
Bakterien zu besitzen braucht, hinzu, so erlangt es sie wieder. Es sind also 
zwei wirksame Substanzen in dem Immunserum vorhanden, von denen die 
eine, das Hitzelabile, nichts Spezifisches hat und Komplement genannt wird, 
die andere das eigentlich spezifische, gegen den bestimmten Krankheitserreger 
gerichtete Abwehrmittel ist und Ambozeptor genannt wird. Wir sprechen 
von einem Typhus-, Ruhr-, Choleraambozeptor, deren einer nicht an die Stelle 
des anderen treten kann. Aber das Komplement kann man überall verwenden. 
Das Zusammenwirken beider bedeutet lür den Infektionserreger auf den der 
Ambozeptor paßt, die Vernichtung, die Bakteriolyse. 

Der Organismus schützt sich aber nicht nur gegen Bakterien, sondern 
er sucht alles ihm Körperfremde zu zerstören, zu eliminieren oder auch als 
Bausteine zu seinem Körperaufbau zu verwerten. Spritzt man einem Kaninchen 
die Blutkörperchen von Schafen in die Blutgefäße, so erkrankt es unter 
schweren Vergiftungserscheinungen; die körperfremden Stoffe bewirken diese 
Krankheit. Wird sie überstanden, dann ist das Tier gegen Schafblutkörperchen 
immun geworden. Entnimmt man ihm jetzt Blutserum und prüft es mit roten 
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Blutkörperchen von einem Scbaf, so werden diese aufgelöst, Haemolyse. Auch 
bei diesem Prozeß kann man 2 wirksame Stoffe des Immonserams unter¬ 
scheiden, einen hitzebeständigen spezifischen, d. h. in diesem Falle nur gegen 
Hammelblatkörperchen wirkenden Ambozeptor and das Komplement. Das 
Körperfremde benennt man mit dem Sammelbegriff Antigen. Die Biodnng der 
8 Sabstanzen Antigen, Komplement und des for das Antigen spezifischen 
Ambozeptors bewirkt die Zerstörung des Antigens, aber gleichseitig anch die 
Vernichtung des Ambozeptors und Komplements. Typhusbazillen und Typhus- 
ambozeptor und Komplement gibt Auflösung der Bazillen, Vernichtung des 
Ambozeptors und des Komplements. Fehlt einer der 8 Faktoren, so tritt 
keine Bakteriolyse ein, d. h. das Antigen bleibt unzerstört und der zweite 
Faktor Komplement oder Ambozeptor ebenfalls intakt. Habe ich bei einem 
Versuch 2 oder 8 Faktoren sicher als bekannt zasammen und sehe dabei 
Bakteriolyse eintreten, so muß der dritte Faktor bei dem Prozeß als unbekannte 
Größe mitgewirkt haben. Bleibt die Bakteriolyse aus, so muß der dritte 
Faktor nicht vorhanden gewesen sein. Diese Beziehungen zwischen den 
3 Elementen bei der Bakteriolyse und der Haemolyse liegen der Theorie der 
Wasser man n sehen Reaktion zu Grunde. Beide Prozesse kann man im 
Beagenzglase bei Bruttemperatur anstellen. Bei der Beobachtung der 
Bakteriolyse braucht man das Mikroskop; die Haemolyse sieht man mit 
bloßem Auge. Eine Aufschwemmung ungelöster roter Blutkörperchen sieht 
undurchsichtig, trübe, blaßrot aus, macht auch leicht Bodensatz, über dem 
dann klare, ungefärbte Flüssigkeit steht. Bei Auflösung der roten Blut¬ 
körperchen wird der Blutfarbstoff frei und man sieht die Mischung klar durch¬ 
sichtig, dunkelrot. Bei der Wassermannschen Reaktion bringen wir die 
3 zur Bakteriolyse nötigen Elemente im Reagenzglase zasammen: 1. den 
syphilitischen Krankheitserreger als Antigen (Extrakt aus der Leber eines 
syphilitischen Fötus); 2. den syphilitischen Ambozeptor (Blutserum eines sicher 
syphilitischen Menschen eine halbe Stande auf 55° C. erhitzt, d. h. ohne das 
Komplement); 3. Komplement (frisches Blatserum von einem Meerschweinchen 
in einer bestimmten Menge). Diese 3 Elemente, in einem Reagensglase 
gemischt, gehen in einer Stande bei Brattemperatur eine so feste Bindung 
ein, daß einer allein nicht mehr aus der Verbindung heraus kann. Hierzu 
kommt eine Aufschwemmung von Hammelblatkörperchen und das Blutserum 
von einem Kaninchen, das mit Hammelblatkörperchen vorbehandelt war, also 
gegen Hammelblatkörperchen immun gemacht ist und durch Erhitzen seines 
Komplements beraubt ist. Kommt das Reagenzglas nun wieder in den Brut¬ 
schrank, so wird eine Hämolyse nicht stattfinden können wie der erste Prozeß 
der Bakteriolyse, da das Komplement fehlt, welches in der ersten Gruppe 
gebundea ist. Die Lösung der Blutkörperchen bleibt also aus. Wir haben 
den positiven Aasfall der Wassermannschen Reaktion, die Hemmung der 
Hämolyse. Wiederholen wir den Versuch, indem wir statt des Serams eines 
sicher syphilitischen, dasjenige eines sicher nicht syphilitischen Individuums 
verwenden, das wie vorher durch Erhitzen seines£Komplements beraubt ist. 
Wir bringen dann folgende Faktoren zusammen: 1. Antigen, das syphilitische 
Extrakt; 2. das Serum, das keinen syphilitischen Ambozeptor enthält; 3. das 
Komplement aus Meerschweinchenblutserum wie vorher. Da der Amboseptor 
fehlt, fiadet eine feste Verankerung der 3 Stoffe nicht statt. Das Komplement 
bleibt also frei verfügbar. Kommt nan hinzu, wie vorher, eine Aufschwemmung 
von Hammelblatkörperchen und der spezifische Ambozeptor, so tritt das 
verfügbare Komplement an diese Groppe, die Bindung erfolgt und nach 
*/*— 3 /4 Standen im Brutschrank können wir das Phänomen der Hämolyse 
testsiellen; die Lösung der roten Blutkörperchen ist erfolgt, die Wasser- 
mannsche Reaktion ist negativ ausgefallen. 

Der hämolytische Prozeß in der Reaktion hat den Zweck, zu zeigen, 
ob die Bindung in der ersten Gruppe der bakteriolytiseben oder der zweiten 
Gruppe der hämolytischen stattfindet. Habe ich ein anbekanntes Blut-Serum 
zu prüfen, so wird man es durch Erhitzen seines Komplements berauben und 
es mit dem Lsberexcrakt und dem Meerschwoinchenserum (Komplement) zu¬ 
sammen auf eine Stande in den Brutschrank bringen, dann wird der 
hämolytische Amboseptor mit den Hammelblatkörperchen zagesetzt. Tritt 
Lösang dieser ein, so ist das Komplement in der ersten Gruppe frei gewesen, 
die Reaktion ist negativ ausgefallen; es fehlten die syphilitischen Ambozeptoren 
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im untersuchten Blutserum. Unterbleibt die Auflösung der roten Blut¬ 
körperchen, so war der Ausfall der fieaktion positiv. Das Komplement war 
in der ersten Gruppe fest verankert. Im untersuchten Blutserum waren 
syphilitische Ambozeptoren vorhanden. Hat der Mensch aber in seinem Blut¬ 
serum die für die Syphilis spezifischen Abwehrstoffe, so können wir mit 
Sicherheit behaupten, der Betreffende leidet an Syphilis. 

Die Praxis hat erwiesen, daß wir an der Serodiagnostik nach Wa s s e r - 
mann ein ausgezeichnetes Hilfsmittel zur Erkennung der Syphilis haben. 
Im primären Stadium gaben 20—30°/o der Untersuchten positiven W., kurz 
vor dem Ausbruch des allgemeinen Ausschlages 60—70°,o, nach dem Ausbruch 
des Ausschlages 98—99°/o, im tertiären Stadium der Syphilis 99-100°/o, bei 
Gehirnerweichung 100 °/o* bei der Bttckenmarksachwindsucht 90°/o. Außer 
diesen Krankheitsfällen gibt nun noch positive fieaktion: die Framboesie, 
die fiekurrens und Malaria auf der Höhe der Fieberanfälle, Scharlach auf der 
Höhe des Ausschlags, die tuberöse Form der Lepra. Ebenso gibt das Blut- 
Berum von Schwerkranken kurz vor dem Exitus sowie Leichenblutserum positive 
fieaktion. Vor allem hat die fieaktion die Vererbung der Krankheit bis ins 
dritte Glied erwiesen und die Verbreitung der Erbsyphilis gezeigt. Besonders 
schwere degenerative Veränderungen des Nervensystems, Lähmungen, Erblin¬ 
dungen, Jdiotie sind auf das Konto der Syphilis zu setzen. Der positive 
Ausfall der fieaktion 'beweist, von den angeführten wenigen Ausnahmen 
abgesehen, stets, daß Syphilis vorliegt, der negative Ausfall beweist aber nicht 
mit Sicherheit, daß der Untersuchte gesund ist. Bei der tertiären Syphilis im 
Latenzstadium hat auf den Ausfall der fieaktion die Art und Intensität der 
vorausgegangenen Schmierkuren einen gewissen Einfluß. Latente flüchtig 
behandelte Fälle gaben in 90—100 °/o, latente Fälle mit 2—3 vorausgegangenen 
Schmierkuren 50°/o, latente Fälle mit vielen systematischen Kuren nur 
16—18°/o positiven W. 

Wassermann hat die fieaktion mit sehr ausgedehnten Kontroll- 
maßnahmen umgeben. Die Bestrebungen, sie für den praktischen Arzt zu 
vereinfachen, sind fehlgeschlagen. Sie wird hauptsächlich in geeigneten 
Instituten ausgeführt; der Arzt in der Praxis wird sich darauf beschränken, 
Blut zu entnehmen und zur Untersuchung weiterzugeben. Bei der Blut¬ 
entnahme muß aseptisch verfahren werden. Sterilisation der Haut mit Alkohol 
und dann Aether; hierauf wird entweder ein sterilisierter Schröpfkopt appliziert, 
oder noch besser die Vena mediana in der Ellenbeuge mit einer sterilisierten 
Hohlnadel von 1 mm Lumen angestochen. 

Darch einen Schlauch um den Oberarm wird das Blut in den Venen 
angestaut, durch öfteres Ballen der Hand wird die Blutfüllung in den Adern 
beschleunigt. Man läßt mindestens 5 ccm Blut in ein Bteriles Glasrohr 
ablaufen, das man möglichst umgehend zur Untersuchung abschickt. Die 
kleine Wunde hört auf zu bluten, wenn der Schlauch vom Oberarm gelöst 
wird; sie wird mit steriler Gase in mehrfacher Schicht bedeckt und der 
Verband mit 2 Leukoplaststreifen fixiert. 

b. Mitberichterstatter Kreisarst Dr. Katluhn-Angerburg. Referent 
weist zunächst auf die Wichtigkeit der Wassermannschen fieaktion für 
die Erkennung der Syphilis hin, insbesondere in ihrem Latenzstadium und bei 
den als Parasyphilis bezeichneten Spätformen, Tabes und Paralyse, ferner auf 
den unheilvollen Einfiaß, den die Syphilis durch Keimschädigung auf die 
Nachkommenschaft ausübt. Hat die Entdeckung des Syphiliserregers und 
des Syphilisnachweises auf serodiagnostischem Wege nach Wassermann 
neue Ausblicke für eine erfolgreiche Bekämpfang dieser gefährlichsten aller 
Geschlechtskrankheiten eröffnet, so ist die Syphilisbekämpfung durch Auffindung 
■nd Erforschung des neuen spezifischen Heilmittels, des Dioxydiamidoarseno- 
benzols durch Ehrlich vollends in den Vordergrund des ärztlichen Interesses 
getreten. Das Bestreben Ehrlichs ist dahin gegangen, ebenso wie bei 
anderen Spirochäten-Krankheiten auch bei Syphilis einen Stoff aufzufinden, 
der sämtliche im Körper befindlichen Spirochäten zum Absterben bringt, 
ohne daß dabei eine nachhaltige Schädigung der Organe eintritt. Das Mittel, 
das im Tterexperiment den angestrebten Erfolg gehabt hat und dessen An¬ 
wendung gewissermaßen eine Therapia sterilisans magna darstellt, ist das 
Hatapriparat. 
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Referent berichtet dann ausführlich über die Beobachtungen, die die 
einseinen Forscher mit dem Hatapräparat bei menschlicher Syphilis gemacht 
haben und geht insbesondere auf die Ausführungen mehrerer Forscher und 
Aerste auf der 82. Versammlung Deutscher Naturforscher und Aerzte in 
Königsberg ein; er bespricht die Indikationen und Kontraindikationen, die sich 
bei Anwendung des Hatapräparats bisher ergeben haben und erwähnt ferner 
die Beobachtungen, die mit der Heilsäugung hereditärsyphilitischer Kinder 
durch Mütter, die mit Arsenobenzol behandelt wurden, gemacht sind und über 
die Aussichten, die eine Serumtherapie durch Blutserum mit Hata vorbe- 
handelter Patienten bei der Behandlung der Erbsyphilis bietet. Er kommt zu 
folgendem Schluß: 

Fassen wir die Urteile über die Heilwirkung des Hatapräparates zu¬ 
sammen, so steht heute wohl außer Zweifel, daß wir in ihm ein Mittel 
besitzen, das bei richtiger Dosierung und Anwendungsart, worüber ja noch 
manche Differenzpunkte bestehen, die aber die nabe Zukunft klaren wird, in 
den meisten Fällen bei Syphilis eine prompte Wirkung auf die Spirochäten 
und auf syphilitische Krankheitserscheinungen, besonders auch bei den 
infektiösen Formen des primären und sekundären Stadiums ausübt und in 
vielen Fällen, was sehr wesentlich ist, durch eine einmalige Anwendung. 

Durch die Entdeckung des neuen Heilmittels sind auch für die Be¬ 
kämpfung der Syphilis als Volkskrankheit günstigere Bedingungen gegeben; 
es besteht die Hoffnung, auch die Hauptquelle aller Syphiliserkrankungen, die 
Prostitution zu sanieren. 

Referent schildert dann die Gefährlichkeit der Syphilis, die sich beson¬ 
ders auch darin kundgebe, daß, wie Blaschko auf der VII. Hauptversammlung 
des Deutschen Medizioalbeamtenvereins in Jena auf Grund der Versicherungs¬ 
papiere zweier großer Lebensversicherungsgesellschaften nacbgewiesen hat, 
die Sterblichkeit der Syphilitiker im mittleren Lebensalter fast doppelt io 
groß ist, als die aller Versicherten. Es könne auch nicht zweifelhaft sein, 
daß ein großer Teil der plötzlichen Todesfälle in den mittleren Lebensjahren 
auf latenter Syphilis beruhe. Referent weist dann auf die besonderen 
Schwierigkeiten hin, die sich bisher aber der Bekämpfung gerade dieser 
Krankheit entgegenstellten. Die Grundlage jeder Seuchenbekämpfung bildet 
die Anzeigepflicht seitens der Aerzte. Bei der Syphilis, die als eine 
unsittliche Krankheit gilt, bat die Anzeigepflicht den Aerzten nicht aufer¬ 
legt werden können, weil dadurch das Uebel nur vergrößert, die Anzeige wie 
eine öffentliche Brandmarkung wirken und in vielen Fällen auch das Familien¬ 
leben schwer treffen würde. Um der öffentlichen Bekanntgabe zu entgehen, 
würden die Kranken sich nicht an den Arzt, sondern an den Kurpfuscher 
wenden, oder auf eigene Hand irgend welche Mittel anwenden oder auch die 
Krankheit ganz unbehandelt lassen. Durch Einführung der Anzeigepflicht 
würde gerade das Gegenteil von dem erreicht werden, was bei der Syphilis 
besonders notwendig ist, nämlich eine gründliche, ausgiebige und sachkundige 
Behandlung. Auch Absonderung und Zwangsbehandlung könnte bei 
Syphilis nicht durcbgeftthrt werden. Diesen besonderen Verhältnissen hat das 
preußische Se neben gesetz Rechnung getragen, wenn es sich lediglich auf Vor¬ 
schriften für solche Personen beschränkt, die gewerbsmäßig Unzucht treiben. 
Referent geht die einzelnen hierauf bezüglichen Bestimmungen des preußischen 
Seuchengesetzes durch, erörtert ihre tatsächliche Wirkung bezüglich der Be¬ 
kämpfung der Syphilis als Volkskrankheit und gelangt zu dem Schluß, daß 
durch Gesetze und Polizeivorschriften allein eine wirklich wirksame Bekämpfung 
der Syphilis nicht zu erreichen ist. Der Schwerpunkt der Bekämpfung der 
Syphilis als Volkskrankheit müsse vielmehr in die Forderung gelegt werden, 
daß möglichst alle Personen, die Bich syphilitisch infiziert haben, so bald und so 
wirksam als möglich behandelt werden. Dazu seien vor allem zwei Maßnahmen 
erforderlich, einmal die Behandlung im Interesse der Volksgesundheit 
kostenlos und für den Erkrankten so bequem als möglich zu machen 
und zweitens, um die Infizierten zur Behandlung überhaupt zu bewegen, durch 
Belehrung auf die außerordentlich schweren Folgen einer ungenügenden 
Behandlung bei der Syphilis hinzuweisen. Für die Behandlung der Syphilis 
?t bei dem neuen Ehrlichschen Heilmittel der große Vorteil in der 
ilndeten Aussicht, daß in den meisten Fällen schon durch eine einmalige 
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Bei den Rendixea der sittenärillicken Uatersuchuagea der P.ostiiuieriea 
sai der Kreisarzt schon jetzt darauf sehen. daß sich die KoatroUarste de« 
Hilfsmittels der Wassermaaaschea Reaklioa zur Feststellung Utexier 
Syphilis bediene«. Ia des Fürsorgeemehangsaaslaliea ist mach de« beachtens¬ 
werten Catersaeknngea Alts vor der Eitiassnog der weiblichen Faisorge- 
zögltnge aal Syphilis zu fahnden, weil gerade diese Madcbca der Prostitution 
leicht aahciinf allen. Bei dea Ammenaatersachnegen, bei der l ebetwachaag 
der Anstalten, die der Pflege und Fürsorge tob Wöchnerinnen and Säuglinge« 
dienten, bei der Ueberwachang der Haltekiader, der Entbindungsanstalten. der 
Krüppel-, Taubstummen- and Blindenanstalten, der Irren-, Epileptiker- and 
Idioteaaastaltea, sowie bei der Beau sichtigung der in Familieopdege uater- 
ge brachte« Geisteskranken bietet die W aase r mann sehe Reaktion eia wert- 
▼olles Hilfsmittel sar Erkennung vererbter nni erworbener Syphilis; auch 
die Behandlung der darch Syphilis bedingten Krankheilszustände des Nerven¬ 
systems gewährt Aassicht aal Erfolg, wenn sie frahseitig einsetst. Ziehen 
and Foaraier hätten über erstaunliche Erfolge berichtet, die sie darch 
Vaecksilbersehmierkarea bei aasgesprocheaem Intelligensdefekt erzielt hätten; 
ia dem aeaea Ehrlich sehen Heilmittel aber sei iweifellos ein noch weit 
mächtigeres Heilmittel gegeben, das gerade bei den Erkrankungen des Nerven¬ 
systems schoa in verhältnismäßig geringen Gaben ausgezeichnet wirkt, 
Referent schließt mit den Worten Saathoffs: »Die Wassermannsche 
Reaktion ffthrt ans sa Problemen, wo wir früher keine sahen, die Pathologie 
des Einselindiridnoms hat sich sar Pathologie der Familie, des Stammes 
erweitert.“ Es sei sa hoffen, daß es mit dem neaen Ehr lieh sehen Heil¬ 
mittel gelingen werde, dis Syphilis in allen ihren Erscheinungsformen erfolg¬ 
reich sa bekämpfen. Die Medizinalbeamten müssen es als ihre ehrenvolle 
Pflicht betrachten, znr Bekämpfung dieser furchtbaren Volkssonche allezeit 
hilfr eiche Hand sa bieten. 

Wegen der vorgerückten Zeit fand eine Diskassion nicht statt Dlo 
Versammlung warde hier&af vom Herrn Regierangspräsidenten geschlossen. 

Ein gemeinsames Mittagsmahl vereinigte sämtliche Teilnehmer lm 
„Rassischen Hofe*. Dr. Behren dt-Tilsit. 


Bericht über die am SO. Dezember 1910 ahgelialtene 
Versammlung der Bedizinalbeamtea dem Iteg.-llesirkn 

Münster i./W. 

Anwesend waren die Herren Staatsminister Freiherr von dor Rocke, 
Oberpräsident von Westfalen, Reg.-Präsident von Jarotzky, Oob. Mod.-Hat 
Dr. Finger, Vortragender Rat im Knltnsministorinm, als Vertreter doH 
Ministers, Ob.-Reg.-Rat Jung6 and Ob.-Rcg.-Rat Heintzmann, Keg.- nnd 
Geh. Med.-Rat Dr. Krammacher, Reg.-Rat Schlaeger. Geh. Med.-Kat 
Dr. Gerlach, Mitglied des Medizinalkollogiums, Generalarzt Dr. Brandt, 
Generaloberarzt Dr. Hoenew, San.-Rat Dr. Bänmer, Vorsitzender dos ärzt¬ 
lichen Regiernngsbazirksvereins, sowie sämtliche Krciamodizinalbcamte nnd 
mehrere kreisärztlioh geprüfte Aerzte. 

Der Herr Reg.-Präsident erdffnete die Sitzung. Er bogrllßte 
die Erschienenen, insbesondere den Geh. Med.-Rat Dr. Finger als Vertreter 
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des Herrn Ministers. Da er zum ersten Mal sämtliche Kreisärzte am sich 
versammelt sehe, wolle er diese Gelegenheit wabrnebmen, am ihnen für die 
rege Unterstützung, die sie ihm bei seinen Bestrebungen als Leiter des Vereins 
zar Bekämpfang der Taberkalose zateil werden ließen, herzlich za danken. 
Alsdann Übertrag er dem Reg.- and Geb. Med.-Rat Dr. Krammacher den 
Vorsitz. 

Beg.* and Geh. Med.-Bat Dr. Krammacher führte, nachdem er den 
Kreisassistenzarzt Dr. Stein zum Schriftführer bestimmt hatte, einleitend aas, 
daß die Wahl der beiden Vortragsthemata veranlaßt sei darch Vorkommnisse 
and Beobachtangen innerhalb des Reg.-Bez. Münster. Dies gelte zunächst für 
das erste Thema, betreffend die Haarkrankheit, deren epidemisches Auftreten 
um so auffallender erschienen wäre, als der Seuchenort ein weltabgeschiedenes, 
sogar vom Eisenbahnverkehr lern abliegendes Dorf sei. Auch das zweite 
Thema lehne sich eng an Erfahrungen im Bezirk an. Mit dem Aufblühen der 
Landwirtschaft seien überall, besonders in der Nähe der Städte, größere Milch* 
betriebe entstanden; dazu komme in allen Kreisen eine größere Zahl von 
Sammelmolkereien. Das sei vom volkswirtschaftlichen Standpunkt gewiß leb* 
haft za begrüßen; allein die Erfahrung habe gelehrt, daß mit dieser Zentrali* 
sation der Milchbetriebe auch erhebliche Gefahren verknüpft seien, wie sich 
namentlich in dem vermehrten Auftreten von Typhös und Paratyphus- 
erkrankungen in den letzten Jahren gezeigt habe. 

I. Die als Alopecia parrlmacalata (kleinfleckige Haarkrankheit) be¬ 
zeichnet« Haarkrankheit. 

a) Kreisarzt Dr. Boegershausen-Lüdinghausen, Referent: Die 
Krankbeit ist seines Wissens seither nur bei der männlichen Schuljugend im 
Dorfe Nordkirchen aufgetreten. Sie zeigt sich nur auf der behaarten Kopfbaat. 
Hier erscheinen hie and da, wie eingesprenckelt, kleinere Haarpartien, bis etwa 
Erbsengröße und von unregelmäßiger Gestalt zunächst etwas verfärbt. Die 
Haare werden heller (pigmentlos), verlieren den Glanz und fallen schließlich 
aus unter Hinterlassung einer kahlen, vollständig normal aussehenden Haut¬ 
stelle. Nach einiger Zeit sprossen ans dieser kahlen Stelle ganz normal be¬ 
schaffene Haare wieder empor. Referent hält die Krankheit für wahrscheinlich 
infektiös, aber durchaus gutartig. Als Maßnahmen zu ihrer Behandlung bezw. 
Bekämpfang erachtet er Kurzscberen der Haare, tägliche gründliche Waschung 
des Kopfes mit brauner Seife, Belehrung der Schüler, Eltern und Barbiere 
über die Möglichkeit der Uebertragung sowie Vermeidung dieser Möglich¬ 
keiten für ausreichend. 

Zum Schluß demonstriert Referent das klinische Bild der Haarkrankheit 
in verschiedenen Stadien an drei aus Nordkirchen mitgebrachten Schulknaben. 

b) Der Korreferent, Kreisarzt Dr. Besserer-Münster, hat eine An¬ 
zahl von Haaren der erkrankten Kinder mikroskopisch und kulturell mit Hilfe 
verschiedener Methoden untersucht, aber keinerlei spezifische Erreger an den 
Haaren nachgewiesen. Die Haare wiesen anderseits atrophische Prozesse an 
den Papillen und Pigmentverschiebung auf, wie sie bei der Pelade resp. Alo¬ 
pecia areata von den Franzosen schon vor längerer Zeit beschrieben sind. 
Referent geht zunächst an der Hand einer großen Zahl von mikroskopischen 
Präparaten und Kulturen auf die verschiedenen sicher parasitären Haaikrank- 
heiten ein, speziell auf die Mikrosporie, die im gewissen Sinne differential¬ 
diagnostisch bei der Nordkirchener Epidemie in Frage kommen könnte. Wenn 
sich aber auch schon klinische Momente für das Nichtvorliegen dieser gefähr¬ 
lichen ansteckenden Haarkrankheit ergaben, so war anderseits mit Sicherheit 
ihr Bestehen durch die mikroskopische und kulturelle Untersuchung auszu¬ 
schließen. Die Epidemie kann zwanglos unter die den Franzosen seit Jahren 
bekannten Fälle gehäaften Auftretens von Alopecie gerechnet werden, die von 
der großen Mehrzahl der Forscher auch unter dem Sammelnamen der Pelade 
gerechnet werden und unter die wohl auch die vor kurzem von Dreuw be¬ 
schriebene Berliner Epidemie gehört, die er mit dem neuen Namen Alopecia 
parvimaculata belegt hat. 

Es erhebt sich die Frage, ob diese Krankheit überhaupt ansteckend ist, 
eine Frage, die ja auch bei typischen Alopecia areata noch nicht völlig in 
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negativem Sinne entschieden za sein scheint. Viele maßgebende Forscher 
halten die Krankheit für sicher nicht ansteckend und weisen besonders aal 
die Schwierigkeiten hin, in die man leicht bei der Aofhellnng von Epidemien 
geraten kann (Fausseepidemie der Franzosen, die eminente Häufigkeit zirkum¬ 
skripten Haarausfalls, speziell im Kindesalter). 

Aach aaf andere Umstände, speziell die bisherigen negativen Er¬ 
fahrungen mit Uebertragungsversachen wird hingewiesen. Demgegenüber 
maß aber doch betont werden, daß ein gehäuftes lokales Auftreten trotz aller 
Skepsis sich epidemiologisch nicht leugnen läßt. Die Vorsicht gebietet deshalb 
schon, die Krankheit als ansteckend zu betrachten, solange nicht das Gegen¬ 
teil unbedingt bewiesen ist. Es ist aber zu betonen, daß der hypothetische 
Erreger nicht unbedingt in den Haarböden zu sitzen braucht, and daß das 
gehäufte Vorkommen auch durch toxische Einflüsse gleicher Art, z. B. auf dem 
Wege der Ernährung sich anscbwer erklären läßt. Bei der Unklarheit der 
Aetiologie and der verhältnismäßigen Harmlosigkeit der Erkrankung erscheint 
es auch vom Standpunkt des Bakteriologen zunächst am zweckmäßigsten, eine 
einfache antiseptische Haarbehandlung anzuwenden, ohne eingreifende Maß¬ 
nahmen, wie Epilation nsw., zu der nach nach dem histologischen Bild keinerlei 
Grand vorliegt. 

Im Anschluß an den Vortrag werden eine große Anzahl schöner mikro¬ 
skopischer Präparate, Photographien und Kulturen von Haarpilzen anf Maltose- 
Agar, Bierwürze-Agar and in sita nach der Methode von Plaut demonstriert, 
der, wohl der erfahrenste Kenner dieses ganzen Gebietes in Deutschland, die 
Untersochungsergebnisse des Beferenten über die Nordkirchener Fälle be¬ 
stätigt hat; er hält allerdings die Krankheit für nicht ansteckend. 

Diskussion. 

Kreisarzt Dr. Bo eg er sh aasen-Lüdinghausen erwidert auf Befragen, 
daß er die Krankheit nur bei Knaben beobachtet habe und nie bei Mädchen- 
auch nicht bei Erwachsenen, obwohl er viele Personen daraufhin durch, 
gemustert hat. 

Geb. Bat Dr. Krummacher-Münster weist darauf hin, daß als Maß¬ 
regel zur Bekämpfung der Haarkrankheit in Nordkircben noch die Anzeige- 
pfticht beim Verziehen erkrankter Kinder an die Polizeibehörden und den 
Kreisarzt hinzukommt. 

Geh. Bat Dr. Finger-Berlin fragt an,'wie die Beinigung des Kopfes 
gehandhabt würde und ob dabei keine Schädigungen beobachtet seien. 

Dr. Boegershausen entgegnet, daß er einmal täglich mit grüner 
Seife habe waschen lassen, was die Kopfhaut im allgemeinen gut vertragen hat. 

Geh. Med.-Bat Dr. Ki um mach er erinnert an das gleichfalls epide- 
mische Auftreten einer Haarkrankheit in Schwerte im Begierungsbezirke Arns¬ 
berg. Soweit er unterrichtet sei, habe es sich hierbei anscheinend um eine 
anders geartete Haarkrankheit gehandelt. 

Geh. Bat Dr. Finger regt an, die Vorträge über die Nordkirchener 
Epidemie des allgemeinen Interesses wegen in der Zeitschrift für Medizinal¬ 
beamte zu veröffentlichen. 

II» Die Milch als Verbreiterin ansteckender Krankheiten, ins¬ 
besondere mit Berücksichtigung des Sammelmolkereibetriebes. 

a) DerBeferent, Kreisarzt Dr. Lieb etrau-Recklinghausen, bespricht 
nach einigen einleitenden Ausführungen über die Bedeutung der Milch als Volks¬ 
nahrangsmittel, die Krankheiten, die durch Milch übertragen werden können. 
Von Tierkrankheiten kommen Maul- und Klauenseuche nr.d Streptokokken¬ 
enteritis in Frage, weniger Milzbrand, da hierbei die Milchsekretion rasch auf¬ 
hört; die Frage der Uebertragung tierischer Tuberkulose ist noch nicht end¬ 
gültig entschieden. Von menschlichen Krankheiten spielt die üebertra- 
gungsmöglicbkeit von Scharlach and Diphtherie, die zugegeben werdenmnß, nur 
nebensächliche Bolle, ebenso die der Cbolera, da Cbolerabazillen durch frische 
rohe Milch abgetötet werden. Von größter Wichtigkeit ist aber die Ueber- 
tragung des Typhus durch die Milch, die nächst dem Wasser dabei das am 
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häufigsten übertragende Medium und für die Typhusbazillen ein guter Nähr¬ 
boden ist. Neben der Milch können auch ihre Verarbeitungsprodukte, wie 
Schlagsahne, Butter und Buttermilch, die Uebertragung von Typhus und be¬ 
sonders von Paratyphus Teranlassen. Typhusbazillen können schon im Stalle 
mit dem Euhkot in die Milch gelangen, dann aber auf dem ganzen Wege vom 
Stall bis ins Hans der Konsumenten infolge der Unsauberkeit der Milch* 
üeferanten und Zwischenhändler. Zar Abtötung etwa in der Milch vorhandener 
Keime hat sich der Zasatz chemischer Mittel wie Formalin, Borax, Salisyl* 
säure usw. praktisch nicht verwerten lassen. Neben der Erhitzung der Milch, 
über die der Korreferent sich auslasBen wird, bleibt die Hauptsache die Pro¬ 
phylaxe, d:e Hygiene der Milchgewinnung und Versendung; gesunde Tiere, 
gute Ställe mit guter Wasserversorgung, Beinhaltung der Euter, Sauberkeit 
des Personals, eventuell bakteriologische Kontrolle auf Bazillenträger. Zum 
Schluß wird die Notwendigkeit eines Beichsmilchgesetzes hervorgehoben. 

b) Der Korreferent, Kreisarzt Dr. Wolters-Coesfeld, spricht speziell 
über die Qesundheitsgefährdungen durch die Sammelmolkereien, Einrichtungen, 
die besonders im Laufe der letzten Jahrzehnte infolge des Aufschwunges der 
Viehsucht entstanden sind und deren es jetzt im Begierungsbezirk Münster 
66 gibt. 

Diese Sammelmolkereien sind häufig der Ausgangspunkt für Typhus* 
epidemien. So hat Schlegtendal aus den Jahren 1892 bis 1903 35 
solcher Epidemien zusammengestellt. Beferent bespricht eingehender 4 Typhus* 
epidemien aus dem hiesigen Begierungsbezirke, die im Jahre 1900 im Kreise 
Ahaus, 1901 in Lippborg, 1908 in Södlohn und 1910 in Appelhülsen auftraten, 
deren Entstehen unzweifelhaft auf Molkereien zurückgeführt werden konnte. 
In einem Falle wurde charakteristischerweise die Krankheit schon vom Volke 
als „Milchfiebei“ bezeichnet. Als Maßnahmen zur Verhütung solcher Epide¬ 
mien kommt neben der allgemeinen Hygiene auf dem Lande, die aber wegen 
des geringen Verständnisses der Leute dafür nicht zu hoch anzuschlagen sei, 
vor allem das Pasteurisieren der Milch in den Molkereien in Befracht. Er¬ 
hitzen auf 85° und schnelles Abkühlen erhält der Milch ihren natürlichen 
Geschmack und macht technisch nicht besondere Schwierigkeiten. Um Typhus* 
bazillen zu töten, genügt schon ein Erhitzen der Milch auf 60° während 
5 Minuten. Viele Molkereien haben wohl Bchon Apparate zum Pasteurisieren, 
benutzen sie aber nicht richtig oder gar nicht. Eine Molkerei erhitzt die 
Milch nur deshalb, weil die Bauern fürchten, daß durch sie Tuberkulose auf 
ihre Ferkel übertragen werden könnte. Als Gründe gegen das Pasteurisieren 
werden von den Interessenten besonders angeführt: die Milch lasse sich nach 
dem Erhitzen schlecht entrahmen, sie werde dadurch zur Käsebereitung un¬ 
geeignet, sie werde, wenn schon etwas säuerlich geworden, zum Gerinnen 
gebracht; ferner werde die Bentabilität der Molkereien durch die Kostspielig¬ 
keit des Pastearisierens in Frage gestellt. Alle diese Ein wände sind nach 
dem heutigen Stande der Technik nicht als stichhaltig anzusehen. Zum 8chluß 
wird eine Anzahl Abbildungen von Pasteurisierapparaten verschiedener Systeme 
demonstriert. 

Beide Beferenten hatten gemeinschaftlich folgende Leitsätze auf¬ 
gestellt : 

,1. Die Milch gibt häufig Veranlassung zur Verbreitung ansteckender 
Krankheiten, unter denen die wichtigste Bolle der Typhus spielt. 

2. Besonders erheblich ist die Gefahr der Verunreinigung mit infektiösen 
Keimen durch den Kleinhandel mit Milch und Milchprodukten. 

Dieser Gefahr kann begegnet worden: 

a) Durch strenge sanitätspolizeiliche Beaufsichtigung der Gewinnung und 
des Vertriebes der Milch und ihrer Produkte. 

b) Durch möglichste Zentralisation des gesamten Milch Verkehrs in Sammel¬ 
molkereien. 

3. Darch die Zentralisation des Milchhandels in Sammelmolkereien ist 
die Gefahr der Verbreitung von Infektionskrankheiten nicht behoben, sondern 
bei etwaigar Einführung infizierter Milch noch erhöht, falls nicht für Abtöten 
der Krankheitskeime gesorgt wird. 

4. Als einwandsfreies Mittel zur Keimtötung ohne Beeinträchtigung der 
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Qaalitit der Milch und Milchprodukte bst »ich die Pasteurisierung bewährt 
deren gesetzliche obligatorische Einführung gefordert werden muß." 

Diskussion. 

Geh. Bat Dr. Kr ammache r-Münster fügt ergänzend za den 4 vom 
Korreferenten erwähnten Molkerei - Typhusepidemien noch 2 Milchepidemien 
hinzu, eine aas Löchter and eine 1909 aas Münster, die zwar nicht direkt 
darch Sammelmolkereien, aber durch von Milobhändlern infizierte Milch ver¬ 
ursacht waren. 

Med.-Bat Dr. Schlaatmann-Münster betont, daß neben den Molke¬ 
reien speziell auch die Milchhandlangen gefährlich seien. Gefährlich als 
Infektionsträger seien besonders auch die entrahmte Milch und die Buttermilch. 
Etwaige Maßnahmen dürften nicht teuer sein und den Betrieb nicht stören. 
Er hält Erhitzen auf 60° für 5 Minuten allgemein als ausreichend und ohne 
Schwierigkeiten and große Kosten durchführbar. Für Sammelmolkereien und 
Milchhandlungen müßte die Pasteurisierung offiziell gesetzlich festgelegt 
werden. 

Geh. Bat Dr. Fin ger-Berlin weist zu Punkt 2 b der Leitsätze darauf 
hin, daß die hier geforderte möglichste Zentralisation des Milchverkehrs 
mancherlei Gefahren in sich berge, zunächst die, daß die Milchproduzenten 
veranlaßt würden, zu wenig Milch zur Ernährung ihrer Familie zuiückzube- 
halten, wie es in Bayern und Schleswig-Holstein schon festgestellt sei. Da¬ 
durch könne die allgemeine Volksernährung und die Wehrkraft Deutschlands 
geschädigt werden. 

Geh. Bat Dr. Krammacher-Münster bemerkt, daß diese Möglichkeit 
im allgemeinen nicht bestritten werden könne, daß indes aus den nach dieser 
Bichtung im Begierungsbezirk Münster bereits angestellten Erhebungen her¬ 
vorgehe, daß die Landwirte überall ein ausreichendes Quantum von Milch, 
besonders für die Kinder, zurückzubehalten pflegen. 

Kreisarzt Dr. Wolters -Coesfeld meint, daß nicht gerade große, son¬ 
dern besser kleine Sammelstellen erstrebenswert seien und daß es von großem 
Vorteil wäre, wenn speziell diese zum Pasteurisieren veranlaßt würden. 

StaatsminiBter Freiherr von der Becke von der Horst bemerkt, 
daß die Zentralisation der Milch jedenfalls bezüglich der Verbreitung von an¬ 
steckenden Krankheien eine wichtige Bolle spiele; es handele sich aber 
zunächst am die Hauptfrage, wie man dieser Gefahr zu begegnen habe. 
Welch andere Schädigungen nach dadurch entstehen könnten, sei mehr 
Nebenfrage. 

Geh. Bat Dr. Finger weist auf die großen Gefahren hin, die die 
Zentralisation gerade durch Molkereien seither veranlaßt hat, und daß sich 
wohl auch aus praktischen Gründen, vielleicht auch aus Bücksicbt auf die 
Landwirte selbst, eine zu weitgehende Zentralisation verbiete. 

Geh. Bat Dr. Krummacher: Die Forderung in Nr. 2 b des Leit“ 
satzes gehe zu weit. Ei müsse davon schon in Bücksicht auf die persönliche 
Freiheit des Einzelnen abgesehen werden. Es sei schon viel gewonnen, wenn 
erreicht werden könnte, daß sämtliche Milch gleich bei ihrer Einlieferung in 
die Molkerei pasteurisiert werde. 

Med.-Bat Dr. Helming-Ahaus glaubt, daß dieses auf Grund des 
preußischen Seuchengesetzes geschehen könne, wenigstens an den Orten, wo 
dauernd der Typhus endemisch ist, wie es in einigen Ortschaften im Kreise 
Ahaus der Fall ist. 

Geb. Med.-Bat Dr. Krummacher erwidert, daß die Seuchengesetz¬ 
gebung dazu keine genügende Handhabe biete. 

Geb. Bat Dr. Finger-Berlin weist noch auf die Schwierigkeit einer 
zwangsweisen Durchführung der Pastenrisiernng bin, die häufig nur schein¬ 
bar gemacht würde, ohne daß die verlangte Temperatur erreicht würde. 

Geh. Med.-Bat Dr. Krnmmacber bemerkt, daß das Beichsviehseuchen- 
gesets, das Bestimmungen über die Pasteurisierung der Milch enthalte, zwar, 
vom Beichstage angenommen Bei, daß aber die Veröffentlichung des Gesetzes 
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und der preußischen Ansführungsbestimmungen noch ausstehe. Diese würden 
seines Erachtens eine geeignete Gelegenheit bieten, nähere Bestimmungen 
über die Pasteurisieruag der Milch zu treffen. Er bitte den Herrn Ministerin!* 
Vertreter, in diesem Sinne an zuständiger Stelle seinen Einfluß geltend zu 
machen. 

Auf Grund der Diskussion wird von einer Abstimmung über die auf¬ 
gestellten Leitsätze abgesehen. 

III. Geschäftliches (Besprechung einselner Aenderungen der Dienst¬ 
anweisung für Kreisärzte, Vereinfachung des Geschäftsganges). 

Zum ersten Punkt sind keine ] Anfragen eingegangen, zum zweiten 
liegen einige vor. 

Med.«Rat Dr. Heising-Borken schlägt als zweckmäßig vor, bei 
Schulbesichtigungen die Einladung des Kreisschulinspektors zu unter¬ 
lassen, da dieser doch niemals daran teilnehme und es oft schwer sei, den 
Termin längere Zeit vorher sicher festzulegen. 

Geh. Med.-Rat Dr. Krummacher erwidert, daß die Unterlassung 
der Benachrichtigung der Dienstanweisung widerspreche. 

Med.-Rat Dr. Helming-Ahaus bemerkt zu diesem Punkte, daß 
die Besichtigung der Schulen am besten gauz unvermutet gemacht werde, 
da man nur dann einen richtigen Eindruck bekomme. Meistens hätten aber 
die Lehrer durch Landrat, Amtmann oder Kreisschulinspektor von der Be¬ 
sichtigung Kenntnis und infolgedessen alles darauf eingerichtet. 

Ob.-Reg.-Rat Hei nt z mann- Münster weist darauf hin, daß sich 
dieses vermeiden lasse, wenn man den Landrat ersucht, die unterstellten Be¬ 
hörden, speziell die Amtmänner, nicht von der beabsichtigten Schulbesichtigung 
in Kenntnis zu setzen. 

Med.-Rat Dr. Heisin g-Borken will bei einer Wiederholung der Be¬ 
sichtigung einer Krankenanstalt das Besichtigungsformular nicht ein 
zweites mal ausfüllen. 

Der Vorsitzende, Geb. Med.-Rat Dr. Krummacher, entgegnet 
darauf, daß von den 48 Fragen des Formulars nur 17 regelmäßig zu beant¬ 
worten sind, während die anderen nur bei der ersten Besichtigung und bei 
Veränderungen zu erledigen sind. 

Kreisarzt Dr. Lie betrau-Recklinghausen ist der Ansicht, daß es zur 
Vereinfachung und speziell zur Beschleunigung des Geschäftsganges beitragen 
würde, wenn eine Anzahl Berichte, z. B. über Typhus, Kindbettfieber u. a., 
die für den Landrat kein Interesse hätten und von diesem doch nicht gelesen 
würden, direkt an die Regierung zu senden wären. 

Der Vorsitzende erwidert, daß der Landrat doch für jeden derartigen 
Fall Interesse habe oder doch wenigstens darüber orientiert sein müsse. 
Der Vorschlag widerspreche vor der Hand ebenfalls der Dienstanweisung. 
Er weist schließlich darauf hin, daß eine wesentliche Geschäftsvereinfachung 
bei den Jahresberichten und zwar dadurch berbeigeführt werden könne, daß 
erstattete Berichte, wie beispielsweise über Apothekenmusterungen, Ortsbe¬ 
sichtigungen usw. nicht wörtlich, sondern in ihren hauptsächlichen Ergeb¬ 
nissen wiedergeben würden. 

Dr. S tein- Münster i./W. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr.Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in Minden i. W. 

J. C. 0 Bnm*. Hertofl. Sieh*. «. F. 3«b.-L. Hofbuchdruckerei In Minden. 





Berichte über Yersammlungeii. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte, 1911. VI. 


Berlclit Aber die IT. Versammlung der Hedlzinalbeamtem 
de« Reg.-Bez. Alienstein am 7. Dezember 1910 im Plenar- 
sitzangssaal der Ktfnigl. Regierung. 

H. Eeg.-Präaident y. Hellmann eröffnete am 10 Ohr vormittags die 
Versammlung mit einer Begrüßung des Hinisterial - Kommissars Hem Qeb. 
Ober-Med.-Rats Dr. Abel and der Übrigen vollzählig erschienenen Medizinal* 
beamten des Bezirks, denen mehrere kreisärztlich geprüfte Aerzte sich ange* 
schlossen hatten and zwar zwei gleichzeitig zar Empfangnahme ihrer Prü- 
fangszeagnisse nach kürzlich bestandener Prüfong. Er übergab sodann die 
Leitung der Verhandlung dem Reg.* u. Med.-Rat Dr. Meyen, der zunächst 
einen Ueberblick über die bisherigen 3 offiziellen Versammlungen der Kreis* 
ärste des seit 1905 bestehenden Bezirks undihre Beratung«gegenstände gab 
und dann kurz die neue Dienstanweisung besprach, soweit sie wesentliche 
Neuerungen gebracht hat. Außer zahlreichen eingefügten Veränderungen sind 
besonders die Bekämpfung des Alkohols und die Säuglingsfürsorge 
eingehend behandelt worden. 

Ferner ist die vertrauensärztliche Tätigkeit der beamteten 
Aerzte neu geregelt, was sich im Bezirk in einem ein Kreiskrankenhaus be¬ 
treffenden Fall bereits jüngst bewährt hat. Ohne diese Regelung, die es dem 
Regierungspräsidenten ermöglichte, die ärztliche Versorgung in dem Kranken¬ 
hause aufrecht zu erhalten, wäre der betreffende Kreis in die größte Ver¬ 
legenheit geraten. 

Bevor auf das Thema »Bekämpfung des Alkoholismus*, dessen Auf¬ 
stellung durch die neue Dienstanweisung veranlaßt war, eingegangen wurde, 
regte der Reg.- u. Med.-Rat unter anderen geschäftliehen Mitteilungen die 
Frage des Sklerom an, über dessen zahlreicheres Vorkommen im Bezirk 
neuerdings berichtet werden soll. Es wird notwendig sein, Abwehrmaßregeln 
gegen Sklerom zu treffen, ob ähnlich wie gegen Lepra, bleibt dahin gestellt, 
obwohl Krankheitsform und Auftreten einen Vergleich zulassen. Die Infek¬ 
tiosität erscheint nicht so erheblich, wie von manchen Seiten betont wird. Die 
Qeschwulstform, deren Sitz zunächst die NaBe, dann aber hauptsächlich der 
Nasenrachenraum, Kehlkopf und Luftröhre ist, neigt nicht zu Zerfall, sondern 
zu Schrumpfung, so daß schließlich die Luftwege zugeschnürt werden und 
die Kranken erschwerte Atmung bis zur Erstickung, jedoch wenig Abson¬ 
derung zeigen. Die Vorbedingung zur Bekämpfung ist die genaue Kenntnis 
unter den Aerzten. Die Diagnose ist erschwert und besonders im Anfangs- 
stadium nur durch Rhinoakopie und Laryngoskopie sicher erreichbar. Die 
Bekämpfung wird voraussichtlich mehr spezialärztlich, ähnlich wie bei Lupus, 
stattfinden müssen. 

Es wurden Karten und Abbildungen nach Prof. Dr. Gerb er-Königs¬ 
berg gezeigt und Herr Geh. Rat Dr. Abel gebeten, beim Herrn Ministerden 
Wunsch der Medizinalbeamten hinsichtlich eines kurzen Kursus in der Dia¬ 
gnostik befürworten zu wollen. Herr Geh. Rat Dr. Abel hielt dies für be¬ 
gründet und sagte nach einer Darstellung des wesentlichen Verhaltens des 
Skleroms in seinem Vorkommen und seiner Infektiosität seine Unterstützung 
zu mit dem Hinzofügen, daß es wohl zweckmäßig sei, auch die Aerzte dabei 
zu beteiligen. 

Darauf wurde in die Tagesordnung eingetreten. 

I. Die Bekämpfung des Alkoholismus (§ Sla der Dienstanweisung). 

a. Der Referent, Kreisarzt Dr. Zelle-Lötzen, hatte folgende Leit¬ 
sätze aufgestellt: 

»1. Die Hauptursache für die Verbreitung des Alkoholismns ist in der 
Ungunst der sozialen Verhältnisse der arbeitenden Klassen zu suchen, denen 
die gebildeten Kreise leider durchaus nicht immer ein gutes Beispiel durch 

Mäßigkeit geben. 
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8. Die Ausdehnung des Alkoholismns bedeutet eine schwere Gefahr fttr 
Gesundheit, Wohlstand und Sittlichkeit der Nation. 

Er fallt Krankenhäuser, Irrenhäuser, Gefängnisse und Zuchthäuser. 

Er verschlingt gewaltige Mittel, die zur Förderung der Kultur ange¬ 
wandt werden könnten. 

Durch Minderwertigkeit der Nachkommen der Trinker tritt eine allmäh¬ 
liche bedenkliche Degeneration der Basse ein. 

Somit untergräbt der Alkoholismus das Werk der sozialen Reform. 

8. Mehr Erfolg als die Abstinenzbewegung verspricht fttr die Masse des 
Volkes die Mäßigkeitsbewegung. 

4. Die Mäßigkeitsbewegung hat ihr Hauptziel zu suchen nicht in indivi¬ 
dueller Behandlung einzelner Alkoholkranker, sondern in der direkten Be¬ 
kämpfung des Alkoholismus durch Belehrung, Aufklärung und Hebung der 
sozialen Lage des Volkes. 

6. Durch gesetzliche Bestimmungen allein können wohl einzelne Symp¬ 
tome des AlkohoUsmus oder einige seiner Folgen fttr die Gesellschaft beseitigt, 
nie aber kann durch Gesetze der Alkoholismus selbst besiegt werden. 

6. Daher liegt die Hauptaufgabe des Kreisarztes in dieser Frage auf 
dem Gebiet der Belehrung des Volkes, insbesondere der Jugend. 

7. Der Kreisarzt ist durch seine Stellung und durch seine Dienstanwei¬ 
sung der geborene Führer im Kampf gegen Alkoholismus, ihm gebtthrt daher, 
wenn irgend möglich eine führende Stelle in den Abstinenz- bezw. Mäßigkeits¬ 
vereinen. 

8. Die Verteilung der QuenseIschen Karten bei den Impfnachschauter¬ 
minen allein genttgt nicht, auch sind diese Termine nicht sehr geeignet zu 
dem besagten Zweck.“ 

Referent verglich eingangs zwei der wichtigsten Volksrankheiten, 
Tuberkulose und Alkoholismus mit einander und stellte fest, daß während 
jene eine Seuche ist, die des allgemeinen Interesses und des regsten Eifers 
au ihrer Bekämpfung sich erfreut, diese bei weitem weniger gewürdigt wird 
ln bezug auf seine verhängnisvollen Folgen fttr den einzelnen und die Volks¬ 
wohlfahrt. 

Es wurde dann auf die Erscheinungen des Alkoholismus im Bezirk 
eingegangen. Referent glaubt, daß eine exakt genaue Feststellung der Al¬ 
koholfragen unmöglich ist, daß man aber der Wahrheit am nächsten kommt, 
wenn man die Schuljugend auf Folgen des Alkoholgenusses untersucht. Re¬ 
ferent hat dies in seinem Kreis getan und hat gefunden, daß 76 °, o aller Volks- 
schttler bereits Bier, 61 0 <> der Knaben, 45°/o der Mädchen bereits Grog ge¬ 
nossen haben. Schnapsgenuß war fttr 25°/o der Knaben, 18 “/o der Mädchen 
nichts neues. Am wichtigsten aber ist die Tatsache, daß 164 Knaben und 63 
Mädchen infolge unmäßigen und dauernden Genusses von Schnaps körperlich 
und geistig degeneriert sind (die genauere Darstellung dieser Verhältnisse 
wird in der Zeitschrift die „Alkoholfrage“ geschehen). 

Referent streifte dann noch die Zahlen der alkoholkranken Irren, der 
an Delirium gestorbenen und der im Alkoholrausch freiwillig aus der Welt 
geschiedenen, wies aber darauf hin, daß diesen Zahlen fast gar kein Wert 
beizulegen ist, da sie viel zu niedrig seien. 

Dasselbe gilt von den offiziellen Zahlen ttber „Alkoholismus als Ursache 
des Pauperismus“. 

Von den Bekämpfungsmaßnahmen wurden zunächst die Einschrän¬ 
kung in der Erteilung der Schankkonzession und die Einführung früher Polizei¬ 
stunden besprochen und empfohlen. Energisch wurde eine Aufhebung der 
gerade in Masuren im schlechtesten Rufe stehenden Kneipen mit weiblicher 
Bedienung gefordert. Ueber den Wert der Bestimmung, daß der Kreisarzt 
zu prüfen habe, ob Einschränkungen ttber Zeit und Ort der Lohnzahlungen bei 
den Arbeitern wünschenswert erscheine, sprach sich Referent sehr skeptisch 
aus und meinte, die Großindustrie würde wohl sehr schwerlich geneigt sein, 
hier den Medizinalbeamten einen Einfiaß einzuräumen. 

Als Ersatz für Alkohol werden Milch, Selters, Kaffee und Tee vor¬ 
geschlagen und darget&n, was die einzelnen großen Verwaltungen, z. B. die der 
Bahn, in dieser Beziehung geleistet hätten. Die alkoholfreien Getränke 
werden als bis jetzt noch unvollkommen in bezug auf Geschmack, Preis und 
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sogar an Alkoholgehalt dargeatellt and der dringende Wonach ausgesprochen, 
es möge der Indaatrie gelingen, uns ein wirklich alkoholfreies, billiges and 
wohlschmeckendes Getränk za beBcheeren. 

Dann wandte sich Referent der Besprechung dei Vereinstätigkeit 
za. Nach einem kurzen historischen Rückblick auf die Entwicklung der Ab* 
stinenz- und Mäßigkeitsbewegung wurden die einzelnen großen Vereine be¬ 
sprochen und miteinander verglichen. Referent ist der Ansicht, daß für die 
große Masse des Volkes die Mäßigkeitsbewegung mehr Nutzen bringt, als die 
mehr für individuelle Zwecke sich eignende Abstinenz. Er hält es für nötig, 
daß der Kreisarzt sich möglichst an die Spitze der Mäßigkeitsbewegung stellt 
und auf alle Weise, durch Verteilung von Belehrungsblättern und durch Vor¬ 
träge zu wirken versucht. Allerdings dürfte der betreffende Medisinalbeamte 
selbst dann nicht ein stadtbekannter Freund des Alkohols sein, sonst würde 
sein Bestreben ins Lächerliche gezogen werden. Besonders wichtig sei es, 
die Lehrer über die Folgen des Alkohols zu belehren, damit diese wiederum 
ihrerseits der heranwachsenden Jagend die Wahrheit lehren könnten. 

Referent schloß mit dem Hinweis, daß der AlkoholismUB lediglich ein 
Ausfluß der sozialen Frage sei und nimmermehr durch Polizeimaßnahmen allein 
ans der Welt zu schaffen. Staat und Kirche, Gesellschaft und Vereine müssen 
sich die Hand reichen, dazn wird allerdings erst in späterer Zukunft das Ziel, 
unser Volk aus den Sklavenbanden des Alkohols zu lösen, erreicht werden. 

b. Der Korreferent, Kreisassistenzarzt Dr. Hoppe-Willenberg, 
hatte im Anschluß an die Thesen des Referenten folgende Leitsätze auf¬ 
gestellt: 

*9. Die organisierte Trinkerfürsorge durch Beratungsstellen bezweckt 
einen individuellen Einfluß auf die Trunksüchtigen, ihre Heilung und Besserung. 
Der Kreisarzt hat die Einrichtung solcher Alkoholwohlfahrtsstellen nicht nur 
für die Großstädte, sondern auch für die ländlichen Kreise mit dem Sitze in 
in den Kreisstädten anzustreben. Die Wohlfahrtsstellen werden zweckmäßig 
an bestehende Vereine angeschlossen. 

10. Die Wohlfahrtsstelle nimmt Anmeldungen von Trunksüchtigen ent¬ 
gegen, stellt deren persönliche Verhältnisse und Lebensgewohnheiten fest, 
tritt ihnen durch ihre Helfer und Helferinnen durch häusliche Besuche näher 
und sucht sie zur Einsicht in die Schädlichkeit des Trankes und zu dem Ent¬ 
schluß der Abstinenz zu bringen. 

11. Das alleinige Rettungsmittel für das trunksüchtige Individuum ist 
völlige und dauernde Abstinenz. Deshalb ist die Gründung von Abstinenz* 
vereinen überall zu fördern. Ihre Mitglieder sind die unentbehrlichen Helfer 
bei der Trinkerrettung. 

12. Gegen uneinsichtige, abweisende Trunksüchtige sind die gesetz¬ 
lichen Zwangsmittel herbeizulühren (Entziehung der elterlichen Gewalt, Ent« 
Kündigung, Einweisung ins Arbeitshaus). 

13. Bei den schweren Fällen von Trunksucht hat nur eine mehrmonatige 
Aostalt8behandlang, am besten in einer Trinkerheilanstalt Aussicht auf Er¬ 
folg. Die Errichtung einer öffentlichen Trinkerheilstätte für Ostpreußen ist 
ein dringendes Bedürfnis.“ 

Der Korreferent behandelte die individuelle Beeinflussung 
der Trunksüchtigen. Da durch gewohnheitsmäßigen Trunk die geistigen 
Fähigkeiten geschädigt werden, ist eine solche Beeinflussung oftmals schwer. 
Das Beste leisten organisierte Fürsorgestellen, wie sie bereits in einer 
Anzahl von Großstädten bestehen. Es müssen aber auch für die ländlichen 
Kreise Wohlfahrtsstellen geschaffen werden. Die Tätigkeit der Königsberger 
Wohlfahrtsstelle wurde erläutert. Die Helfer, welche die Trinker persönlich 
aufsucben und zur Abstinenz bekehren, werden am besten aus Abstinenzver- 
einen herangezogen. Also gilt es, die Ausbreitung solcher Abstinenzvereine 
überall, auch in den kleinsten Orten zu fördern. Auch die gemeinnützigen 
Vereine und die berufsmäßige Kranken- und Armenpflege können geeignete 
Helfer liefern. Es wurde geschildert, wie eine Alkoholwohlfahrtsstelle in einer 
ländlichen Gegend organisiert werden soll. Wenn die gütliche Beeinflussung 
durch die Helfer nichts nutzt, müssen Zwangsmaßregeln eingeleitet werden. 
Proakribierung durch die Trinkerlisten kann in ländlicher Gegend bei scharfer 
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Kontrolle der Polizei viel nutzen. Aach die Entziehung der elterlichen Oe« 
weit und die Fürsorgeerziehung der Kinder ist bisweilen nötig, wenn diese 
za verwahrlosen drohen. Danach wird die Entmündigung der Trinker be¬ 
handelt. Der Natzen der Entmündigang besteht in wirtschaftlicher Sicherung 
und in der Möglichkeit, den Trinker zur Anstaltsbehandlung zu swingen. 
Diese soll als Heilmittel gegen schwere Trunksucht und als Vorbeugungs¬ 
mittel gegen die alkoholischen Nerven- und Geisteskrankheiten dienen, die 
näher geschildert werden. Die Anstaltsbehandlung erfolgt am besten in 
Trinkerheilstätten. Die Kosten dafür und eine Unterstützung der 
Trinkerfamilie sind bei Bedürftigen von Landesversieherungsanstalten, Kranken¬ 
kassen usw. zu erwirken, ln Ostpreußen können Trinker bisher nur in einer 
Abteilung der Carlshöfer Anstalten für Epileptische untergebracht werden; die 
Errichtung einer selbständigen, öffentlichen Triakerheilstitte für Ostpreußen 
ist daher dringend notwendig, für deren Erbauung detaillierte Vorschriften 
gemacht werden. 

Diskussion. 

Beg.- u. Med.-Bat Dr. Meyen knüpft an Leitsatz 5 an: Gesetzliche 
und polizeiliche Bestimmungen sollten als unterstützende Mittel bei der Be¬ 
kämpfung des Alkoholmißbrauchs nicht vernachlässigt werden. Die Kontrolle 
der Schankkonzession nach örtlichen Verhältnissen kann vieles bessern; 
auch die Schankkonzessionssteuer könne als prophylaktische Handhabe im 
Kampfe gegen den Alkohol betrachtet werden. 

Kreisarzt Dr. y. Petrykowski geht auf die Untersuchung der 
Schulkinder näher ein. Bei direkten Fragen der Kinder bekäme man 
keine genaue Auskunft; deshalb sei es zweckmäßiger, daß der Lehrer aus¬ 
fragt. Die Prozentsätze der trinkenden Kinder erscheinen ihm zu hoch ge¬ 
griffen'; nur in einzelnen Familien tränken auch Kinder. 

Kreisarzt Dr. v. Decker knüpft an die Entmündigung der Trinker 
an. Bei vorübergehenden geistigen Störungen fehlen die geeigneten Mittel 
zum Vorgehen gegen die Trinker. Der Staatsanwalt muß das Becht haben, 
direkt die Entmündigung zu beantragen. Die Gemeindeverbände sowie die 
Angehörigen seien nicht so geeignet dazu; auch ginge dann viel Zeit ver¬ 
loren. Die Trinkerheilanstalten seien zu teuer und die Erfolge nicht sehr 
bedeutend. Es müßten Trinkerasyle vorhanden sein, die sehr einfach gehalten 
werden könnten. Er halte den Prozentsatz der an Alkohol gewöhnten Schul¬ 
kinder doch für recht hoch. 

Kreisarzt Dr. Wo Her mann rät, mit der Tuberkalosefttrsorgestelle 
nicht die Alkoholbekämpfungsstelle zu vereinen, besonders nicht in kleinen 
Bezirken, z. B. in den Kreisstädten. Das hielte die Leute davon ab, sich der 
Tuberkulorefürsorgestelle zu bedienen, weil sie in Verdacht kommen könnten, 
Trinker zu sein. 

Beg.- u. Med.-Bat Dr. Meyen stimmt dem zu. In großen 8tädten 
empfiehlt sich die Vereinigung in Form von „Fürsorgeämtern"; in kleinen 
Gemeinden seien die Verhältnisse zu durchsichtig. 

Geh. Bat Dr. Ab el lobt den Erfolg, den man von der Vereinigung in großen 
Städten sehe. Man solle die Stelle nur „Wohlfahrtsstelle* nennen, nicht Tuber¬ 
kulose- oder Alkoholfürsorgestelle. Das allgemeine Interesse für die Alkoholbe- 
kämpfunghat in letzter Zeit einen gewaltigen Aufschwung genom men; die Me¬ 
dizinalbeamten müssen das I nteresse fördern.' Sehr gut bewähren sich dabei 
Elternabende, Vorträge in Jünglingsvereinen, bei Lehrerkonferenzen. Beleh¬ 
rung bei Impfnachschauterminen mittelst der Guenselschen Karten sei auch 
zweckmäßig, wenn auch nicht bo günstig wie die bei anderen Gelegenheiten. Die 
Traktätchenart der Belehrungen in den „Blättern zum Weitergeben" über die 
Alkoholgefahren sei im Pablikum ein Hindernis; die Leiter der Anstalten 
wären meistens Pastoren. Jetzt wäre man mehr dafür, Aerzte als Leiter zu 
nehmen. Schwierig sei auch eine amtliche Einwirkung auf die Erteilung von 
Schankkonzessionen. Die Konzessionssteuer habe leider oft das Gegenteil von 
dem Beabsichtigten erreicht. Viel besser und wirksamer sei „die Gast¬ 
hau sreform", die einige Kreise eingeführt hätten. Der „Verein für Gast¬ 
bansreform" bestehe schon. Die Konzession erteilenden Behörden seien am 
Gewinn beteiligt; die Pächter hätten kein Interesse an dem Absatz des Alko 
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hois. Sehr segensreich habe auch die „Gesellschaft für gemeinnützigen 
Milchausschank“ besolden in Rheinland, Westfalen, Hessen- Nassau ge¬ 
wirkt. Diese Gesellschaft interessiere Indostrielle, welche ihr Untersttttaug 
gewährten. Man gründe Stellen für Abgabe von Milch nnd alkoholfreien 
Getränken. Vielleicht könne man nach in Ostpreußen bald ähnliches erreichen. 

Der Vorentwarf für das neue Beichsstrafgesetxbach verfahre noch 
schon anders mit den Trinkern, insbesondere nicht mehr so milde. Es könne 
jetst viel eher Ueberweisang in die Trinkerheilanstalt erfolgen. Die im 
1L Beferat empfohlenen „Fürsorgestellen“ seien schon vielfach mit sehr gutem 
Erfolge errichtet. Darch Beiträge beteiligten sich daran Arbeiterverbände, 
Indostrielle and besonders die Landesversicherungsanstalten; letztere seien im 
Bheialand geradeso vorbildlich für die Bekämpfung des Alkohols. Sie unter- 
stütse die Entlassenen darch Beiträge an Abstinenzvereine. 

Aenßerst wertvoll sei eine lebhafte Propaganda für die gute Sache in 
den Zeitungen; besonders eigneten sich dsza nach dieKnlender, die im 
Winter aaf dem Lande viel gelesen würden. Die Führung der Trinker¬ 
liste a sei oft mit Schwierigkeiten verbunden'; ein darin aufgenommener 
Trinker könne Bich dann aus der nächsten Ortschaft Schnaps holen. Sehr 
nutzbringend sei die „vorläufige Vormundschaft“. Da die Verhand¬ 
lungen im Entmündigungsverfahren sich meist sehr lange hinziehen, könne bei 
Gefährdung des Vermögens aus § 1666 und ff. des B. G. B. eingeschritten 
werden. 

Ia den Trinkerheilanstalten muß das Personal unbedingt ab¬ 
stinent sein; daher eigneten sich für geheilte Trinker zum Anschluß auch 
besser Abstinenzvereine; Mäßigkeitsvereine sind hier auch nicht so erfolgreich. 
Laute, die Bsate beziehen, sind sehr häufig Trinker und geben dann ein 
schlechtes Beispiel, besonders wenn sie zu leicht die Rente bekommen haben. 
Zweckmäßig wäre im Invalidenrentengesetz die Bestimmung: die Bente in 
natura zu verabfolgen oder noch besser sie in natura der Familie auszu- 
händigen. 

Im Schlußwort betont Kreisarzt Dr. Zelle, daß die von ihm ermittelten 
61 ®/o Alkohol genießenden Schüler nicht sämtlich dauernd Alkohol zu sich 
zähmen; immerhin aber sei es eine schwerwiegende Tatsache, daß ö °/o der 
Schulkinder, wie er bei seinen L'atersuchungen feststellen konnte, infolge 
Alkoholgenuß idiotisch geworden wären. 

II. Bekämpfung von Diphtherie-Epidemien, besonders durch Schutz¬ 
impfungen. 

a. Der Beferent, Kreisassistenzarzt Dr. Glaubitt-Prostken, hatte 
folgende Leitsätze auf gestellt: 

„I. Im Gegensätze zur Abnahme der Mortalität ist die Zahl der Hr- 
krankungen an Diphtherie nicht nennenswert surückgegangen. 

2. Bei der Epidemiebekämpfung der Diphtherie müssen die Eigenarten 
der Krankheit, besonders ihre Debertragungs- und Verbreitungsweise berück¬ 
sichtigt werden.“ 

Zu ihrer Begründung führte er folgendes aus: 

Ist seit Einführung der Serumtherapie die Sterblichkeitsziffer 
der Diphtherie ganz erbeblich zurückgegangen, so hat die Ausdehnung ihrer 
Epidemien kaum abgenommen. Bei der Bekämpfung sind alle speziellen 
Besonderheiten der Krankheit zu zurücksichtigen. 

Für die Erkennung und Feststellung ist von der Symptomatologie 
besonders zu beachten, daß nicht nur die typischen Veränderungen des 
Bachens, sondern alle vom Löffler sehen Bazillus verunsachten Erkrankungen, 
die nur durch den bakteriologischen Nachweis mit Sicherheit erkennbar sind, 
als Diphtherie aufsufassen sind. 

Ist das sichere Erkennen und die einwandfreie Feststellung einzelner 
Fälle die unumgängliche Vorbedingung jeder Epidemiebekämpfung, so muß 
für den Bekämpfungsplan selbst die Verbreitungsweise von ausschlag¬ 
gebender Bedeutung sein. Das hauptsächlichste Moment für die Entstehung 
and Verbreitung von Diphtherie-Epidemien ist die Kont&ktinfektion auf 
direktem oder indirektem Wege. Auch die Infektion durch Bazillenträger 
kau als indirekte Kontaktinfektion aufgefaßt werden. 


I 
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Betreffs der Therapie ist in bezug aui die Epidemiebekämpfung zu 
beachten, daß die Schutzimpfung nur die Diphtherietoxine unschädlich macht, 
während die Bazillen des immunisierten Individuums sehr wohl zu weiterer 
Infektion Anlaß geben können. 

b. Der Korreferent, Kreisarzt Dr. Lemke-Sensburg, hatte folgende 
Leitsätze aufgeBtellt: 

„1. Die durch das Gesetz vom 28. August 1905 vorgeschriebenen Haß* 
nahmen zur Verhütung der Verbreitung der Dipththerie sind im allgemeinen 
ausreichend. 

2. Die Absonderung der Kranken ist nur selten in der Familie durch« 
zuftthren. Eine Ueberftthrung in das Krankenhaus stoßt auf Schwierigkeiten, 
einmal der Kosten wegen, dann auch, weil die Kranken gewöhnlich 24 Stunden 
nach der Serumeinspritzung gesund sind. 

3. Die Durchführung der angeordneten Maßnahmen wird um so besser 
gelingen, je mehr der behandelnde Arzt durch unablässige Belehrung auf die 
betreffende Familie einwirken kann. Der Kreisarzt muß diese Tätigkeit des 
Arztes nach Möglichkeit unterstützen. 

4. Zu den Gewerbebetrieben, durch welche die Diphtherie eventl. weiter« 
verbreitet werden kann, wären zweckmäßig nicht nur Nahrungsmittelhand¬ 
lungen, sondern auch Betriebe zur Herstellung von Kleidungsstücken zu 
rechnen (Schneider, Schuhmacher). 

5. Alle kranken Kinder und alle gesund gebliebenen, irgend eine Schule 
besuchenden Kinder aus den verseuchten Familien sollen, wenn möglich, 
bakteriologisch kontrolliert werden. Die Anordnungen fttr alle Kinder sind 
erst aufzuheben, wenn sie sich als bazillenfrei erweisen. 

6. Die prophylaktische Impfung bei Diphtherie ist ein wesentliches 
Mittel zur Bekämpfung der Krankheit." 

Der Korreferent äußerte sich folgendermaßen: 

Jede Bekämpfung einer übertragbaren Krankheit beginnt mit ihre 1 
Feststellung. Wenn auch das therapeutische Vorgehen bei der Diphtherie 
im wesentlichen durch den klinischen Befund beeinflußt werden muß, empfiehlt 
es sich, zur Sicherstellung der Aetiologie soweit wie nur möglich, von der 
bakteriologischen Diagnose durch die Medizinaluntersuchungsämter Gebrauch 
zu machen. Da während einer Diphtherie «Epidemie nicht wenige harmlose 
Mandelentzündungen Vorkommen, werden auf diese Weise solche Fälle vor 
überflüssigen polizeilichen Anordnungen geschützt. Darauf, daß die Orts- 

polizeibehörde nach erhaltener Anzeige unverzüglich ihre Anordnungen trifft, 
muß von dem beamteten Arzt genau geachtet werden. Eine ausreichende 
Absonderung ist in nur wenigen Fällen möglich. Ueberführung in ein 
Krankenhaus stößt auf Schwierigkeiten wegen des nach Anwendung von 

Heilserum schnellen klinischen Genesens der Kinder, dann auch wegen der 

Kosten. Am besten erreicht man eine Absonderung der Kranken in der 

eigenen Wohnung dadurch, daß er im Bette bleibt, bis der Bachenschleim 
bazillenfrei ist. Die vom Besuche der Schule und des Unterrichts ausge¬ 
schlossenen Kinder dürfen erst dann zur Schule gelassen werden, wenn ihr 
Bachenschleim ebenfalls bazieilen frei ist. Die fortlauf ende Desinfektion 
wird um so besser ansgeftthrt, je mehr sich behandelnder und beamteter Arzt 
um diese wichtige Maßnahme kümmern. Die Schlußdesinfektion darf 
erst ausgeführt werden, wenn der Kranke bazillenfrei ist. Leichenfeiern 
und Leichenschmäuse müssen verhindert werden. Zu den gewerb¬ 
lichen Betrieben, welche geeignet sind, die Diphtherie weiter zu verbreiten, 
gehören nicht nur Nahrungsmittelhandlungen, sondern auch Betriebe zur Her¬ 
stellung von Kleidungsstücken (Schneider, Schuhmacher). 

Ueber den Wert der Schutzimpfung wurden gelegentlich der dies¬ 
jährigen Diphtherie - Epidemie in Sensburg folgende Erfahrungen gemacht: 
In den Tagen vom 18.—23. August erkrankten in der Stadt plötzlich 16 Kinder 
an Diphtherie. In Uebereinstimmung mit den Aerzten der Stadt wurde von 
der Schutzimpfung in den von der Diphtherie befallenen Familien und bei 
den Kindern des hauptsächlich betroffenen Stadtteils ausgiebig Gebrauch 
gemacht. Im ganzen wurden 341 Kinder im Alter von 2—12 Jahren, davon 
169 auf Kosten der Stadt in einem öffentlichen Impftermin am 26. August, zu 
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Wnrde. dxmit der Kreisarzt seine Anordnungen, z. R hinsichtlich der Teil- 
xifame an Begräbnissen, zeitig trefen klane. Der Kreisarzt solle auch die 
btkterio'ogisdie Feststellung machen. 

Geh.-Bat Dr. Abel halt dies nicht für tunlich, da hierzu die Medizmal- 
nn terznchingnämter berufen sind. Es lädt es dahingestellt, ob schcugeirrpfte 
Kinder später im Falle der Erkrankung heftiger erkranken. S:hr wertvoll 
ist jednfallz deshalb die Schutzimpfung, weil durch sie die Zahl 
der Bazillenträger herabgemindert wird. Die Bazillenträger woehon- und 
monatelang Ton jedem Verkehr fernzuhalten, ist sehr schwierig. Daher muß 
hei Epidemieausbmch sofort im weitesten Umfange die Schutzimpfung vor- 
geaommea werden. 

Kreisar zt Dr. ▼. Decker berichtigt ein Mißverständnis. Er wolle nur 
di« Feststellung der klinischen Diagnose und Abaahme toi Untersuchungs- 
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material, nicht die bakteriologische Untersuchung in die Hand des Kreisarztes 
gelegt wissen. 

Reg.- und Med.-Bat Dr. Meyen betont, daß der Kreisarzt sich in 
„besonderen“ Fällen, zu denen auch Häufungen der Krankheit oder hohe 
Sterblichkeit zu rechnen seien, namentlich jedoch bei Epidemien an der Be¬ 
kämpfung sehr energisch beteiligen soll und kann. Wichtig wäre dabei auch 
eventuell die Berufung der Gesnndheitskommissionen. Ferner sei, was bisher 
nicht erwähnt, die Schließung der Schulen ein sehr wichtiger Faktor 
in der Bekämpfung der 8euche, besonders um einzelne Klassen oder die ganze 
SchuleVgrttndlich zu desinfizieren. 

Im Schlußwort bringt Kreisarzt Dr. Lemke zum Ausdruck, daß die 
gesetzlichen Handhaben bei der Bekämpfung der Diphtherie im Allgemeinen 
genügten. 

III. Typhufeststellungsformular. 

Reg.* u. Med.*Rat Dr. Meyen bringt einen neuen Entwurf eines 
Typhusfeststellungsformulars zur Erörterung. Das Muster sei namentlich für 
die Klarlegung der örtlichen Verhältnisse und für die Durchführung der 
Schutzmaßnahmen entworfen. Die Ortspolizeibehörden müßten bei den Maß* 
nahmen mehr beteiligt werden, wie bisher. Ihre Mitbeteiligung sei im Bezirk 
aus mehrfachen Gründen erschwert; es werde aber die Aufgabe der 
Kreisärzte sein, hierin Wandel zu schaffen, um durch Belehrung das gesetzlich 
« Geforderte allmählich zu erreichen. Dies werde gelingen, wenn mit den Orts¬ 
polizeibehörden die Scbutzmaßregeln und ihre Anwendung, die Listenführung 
und die übrigen Erfordernisse, die in den einzelnen Anweisungen zur Aus¬ 
führung der Seuchengesetze genau enthalten sind, erörtert würden. Außer¬ 
ordentlich wichtig sei es, daß die Ortspolizeibehörden auch die Durchführung 
der Absonderung und Desinfektion Überwachen lassen und dazu die amtlichen 
Desinfektoren gewissermaßen als „Gesundheitsaufseher“ mehr wie bis¬ 
her heranziehen, da diese als solche in der Desinfektorenschule unterrichtet 
seien. Das wesentliche bleibe, daß die Kreisärzte den ganzen Gang der Be¬ 
kämpfung der Infektionskrankheiten und hier besonders des Typhus im 
Auge behalten und regeln. Daß dies einheitlich und zweckmäßig geschehe 
und erleichtert werde, dazu sollten diese Erörterungen dienen. 

In der Diskussion, an der sich Herr Heg.*Präsident, Geh. Rat Dr* 
Abel, Ob.-Reg.-Rat Jachmann, Reg.- und Med.-Rat Dr. Meyen und die 
Kreisärzte Dr. v. Petrykowski, Dr. Lemke und Dr. v. Decker beteiligten, 
wurde festgestellt, daß das neue Formular in zweckmäßigster Weise alles 
Erforderliche zur Feststellung der Krankheit enthalte und wegen seiner Kürze 
und prägnanten Form zur Einführung sehr geeignet sei. 

Zum Schluß sprach Herr Reg.*Präsident Herrn Geh. Rat Dr. Abel 
für sein Erscheinen und seine rege Anteilnahme an den Verhandlungen, sowie 
auch den Referenten für ihre gut vorbereiteten und interessanten Vorträge 
seinen Dank aus. Dr. Meyen*AUenstein. 


Bericht Aber die Veraamntlung der JMedizinalbeaimten des 
Res -Bez. Osnabrück am 1. Oktober 10IO im Sitzungssaal« 
der Känlgl. Regierung; sn Osnabrück. 

Anwesend: die Herren Reg.-Präs. Boetticher, Ob.-Reg.-Rat Gärtner| 
Reg.- und Med.-Rat Dr. Schneider, dieLandräte der Kreise Osnabrück- 
Land, Aschendorf, Bersenbrück, Lingen und Meppen. Professor 
Dr. med. P. Jaco b- Berlin, Dr. Fischer, Vorsteher der Auslandsfleisch- 
beachaustelle in Bentheim. Sämtliche Kreisärzte des Bezirks mit einer Aus¬ 
nahme (Landkreis Osnabrück) und die staatsärztlich geprüften Aerzte Dr. 
Diekmann-Schüttorf und Dr. Schür meyer-lburg. 

Nach einer Begrüßung der Versammlung durch den Herrn Regierungs¬ 
präsidenten eröil'aete der Vorsitzende, Herr Reg.-Med.-Rat Dr. Schneider, 
die Verhandlungen: 

I, Ueber die Bekämpfung der Tuberkulose in den ländlichen Kreisen 
des Reglernngsbesirkes Osnabrück. Referent: Prof. Dr. P. Jacob-Berlin. 

Auf Anregung der Geheimräte Koch und Kirchner hat Prof. Dr. Jacob 
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im Aufträge des preuß. Kultusministeriums seit Anfang des Jabres 1910 im 
Kreise Hümling systematisch Untersuchungen über die Tuberkulose-Ver¬ 
breitung Torgenommen. Es wurde gerade dieser Kreis für die Untersuchungen 
gewählt aus folgenden Gründen: 

Der Kreis Hümling hat nach der Statistik Bchon seit Jahren die größte 
Tuberkulosesterblichkeit von allen Kreisen der preuß. Monarchie. Der Kreis 
hat eine durchaus ländliche Bevölkerung, befindet sich abseits von jeder 
größeren Stadt und jeder Industrie, so daß ein Hereinströmen fremder Elemente 
so gut wie ausgeschlossen erscheint. Er hat eine verhältnismäßig große Aus¬ 
dehnung und ist schwach bevölkert; auf einer Bodenfläche von 90000 Hektar 
wohnen etwa 17000 Menschen, darunter etwa die Hälfte Kinder. Größere 
Städte oder Dörfer sind überhaupt nicht vorhanden. Der Umfang jeder der 
39 Gemeinden beträgt 50 bis 250 Häuser. Es war also nicht möglich etwa in 
einem oder mehreren dieser Dörfer eine Fürsorgestelle einzurichten, sondern 
es mußte eine andere Methode der Tuberkulose-Feststellung und Bekämpfung 
gewählt werden. 

Auf dem Lande kann man die Tuberkulösen nur ermitteln, wenn 
man sie an Ort und Stelle in ihren Häusern aufsucht und jedes Haus in den 
Dörfern prüft. Bei diesem allerdings sehr mühsamen und zeitraubenden 
Systeme werden alle Ansteckungsquellen aufgedeckt. Zunächst wurden mehrere 
seit Jahren im Kreise ansässige Schwestern speziell ausgebildet. Sie 
machten dazu besondere Kurse in Berlin mit. Alsdann stellten die Schwestern 
an der Hand von Fragebogen, die Prof. Dr. J a c o b entworfen hatte, in jedem 
einzelnen Hause ihre Ermittelungen an. Diese bezogen sich zunächst auf die 
wichtigsten anamnestischen Daten aus dem Leben der Bewohner jedes Hauses: 
Alter, Geburtsort, früherer und jetziger Beruf usw. Besonderes Gewicht wurde 
dann auf die Erkundung nach den nächsten Angehörigen gelegt, Gesundheits¬ 
verhältnisse, Todesursache usw. sowohl bei Aszendenten, wie Deszendenten. 
Ganz besondere Aufmerksamkeit wurde der Lage und Beschaffenheit des Wohn¬ 
hauses gewidmet. Wo und wie es gelegen, Angabe der Bäume, Höhe, Breite, 
Tiefe, Luftraum, Schlafzimmer, ob heizbar und mit zu öffnenden Fenstern ver¬ 
sehen, ob trocken und hell, Anzahl und Belegung der Betten und „Butzen“, 
Anzahl der im Hause wohnenden Leute überhaupt, Sauberkeit; diese und 
andere Fragen wurden in jedem Fragebogen beantwortet. Waren Lungen¬ 
kranke im Hause, so galten ihnen noch eine Reihe besonderer Fragen. Schließ¬ 
lich schlugen die Schwestern auf Grund ihrer Wahrnehmungen in jedem Hause 
vor, ob und welche Fürsorgemaßnahmen wünschenswert erschienen. 

Nachdem die Schwestern in einem oder mehreren Dörfern ihre Erhebungen 
beendet hatten, besuchte Prof. Dr. Jacob mit je einer von ihnen jedes einzelne 
Haus. Es wurden von ihm genauer untersucht alle Erwachsenen, welche 
tuberkuloseverdächtig erschienen aus irgendeinem Grunde. Die Kinder 
wurden sämtlich bezüglich ihrer Drüsen und Zähne untersucht, anfangs in 
den Häusern, später aus praktischen Gründen in der Schule. Lungenunter- 
suehungen wurden bei den Kindern vorgenommen, bei denen Eltern oder Lehrer 
dieses wünschten oder welche J. einer solchen Untersuchung bedürftig er¬ 
schienen. Außerdem untersuchte J. die größte Hälfte der Kinder des Kreises 
mit dem v. Pir quetschen Verfahren, nachdem die Zustimmung der Eltern ein¬ 
geholt war. J. betont die absolute Unschädlichkeit des v. Pirquet sehen Ver¬ 
fahrens; bei 2617 von ihm untersuchten Fällen hat er niemals irgendwelche 
schädliche Einwirkungen beobachtet. 

Besonderes Geeicht legt Prof. Dr. Jacob auf ein gutes kollegiales 
Verhältnis zu den im Kreise ansässigen Aerzten; bei seinen Untersuchungen 
hat er auch bei den Aerzten in jeder Weise Entgegenkommen und Unter¬ 
stützung gefunden. Um sichere statistische Daten zu erhalten, wurde ärztliche 
Totenschau im Kreise eingeführt. 

Die von Koch, Bubner, Kirchner) und vielen anderen vertretene 
Ansicht, die Lungenschwindsucht sei eine Wohnungskrankheit 
fand J. durch seine Untersuchungen im Kreise Hümling durchaus bestätigt. 
Die Wohnungsverhältnisse dort sind so überaus mangelhafte, wie kaum sonst 
wo in Deutschland. Besonders unbygienisch ist das Schlafen in den sogenannten 
„Butzen“. „Diese in die Mauern eingelassenen, meist durch Türen vollständig 
abgeschlossenen Nischen, deren Ordnungen so klein sind, daß ein erwachsener 
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Mensch gerade hineinschlüpfen kau, die niemals ventiliert werden könnee, In 
die keia Licht* and Laftstrahl hineinfällt, deren modriges Stroh oft monate¬ 
lang nicht herausgeräumt wird, in denen 2 , 3 and mehr Menschen gewöhn¬ 
lich zusammenhausen, nie sind wahre Brutstätten der Tuberkulose.“ Ein 
nweiter schwerer Uebelstand der meisten Wohnungen ist die Feuchtigkeit 
Weiter der Mangel an su öffnenden Fenstern, die zu geringe Hohe und die 
schrägen Dächer der Schlntkommern, die Unmöglichkeit, die Kammern su 
heisen, die Unsitte, Kartoffeln und andere Lebensmittel, alte Kleidungsstücke 
darin aufsubewahren usw. 

Nach des Vortragenden Ansicht sind von 3500 Wohnhäusern des Kreises 
mindestens 3 * in hygienischer Beziehung durchaas na beanstanden. Etwa 
95° o der schulpflichtigen und etwa 80°' 0 der nichtschulpflichtigen, Ober 1 Jahr 
alten Kiuder wiesen Drttsensch wellungen auf. Eine giofle Zahl von 
Kindern zeigte außerdem noch mehr oder minder schwere skrophulöse Er¬ 
scheinungen. namentlich Hauterkrankuogen. 

Die Zähne waren bei schulpflichtigen Kindern fast ausnahmslos er¬ 
krankt; auch bei 60—70°/o der 2—6 jährigen Kinder bestanden bereits Zahn- 
erkronkungen. 

Die Ergebnisse der v.Pirquet-Untersuchungen waren folgende: 
Ks wurden untersucht 2617 Kinder in 23 Dörfern. Von den 1798 schulpflich¬ 
tigen Kindern reagierten positiv 762, von den 819 nicht schulpflichtigen 75. 
Das Verhältnis der positiv reagierenden Kinder war in den einzelnen Ort¬ 
schaften ein sehr verschiedenes, in manchen Orten bis 80 ° 0 , in anderen nur 
20—26 “’o, ohne daß sich ein sicherer Grand für dieses Verhalten bisher hat 
feststellen lassen. Durch die Wohnungsverhältnisse allein ließen sich diese 
Unterschiede keinesfalls erklären. 

Die Ergebnisse der Untersuchungen der Erwachsenen auf 
Tuberkulose lieferten folgende Zahlen: In den Monaten April bis 1. Oktober 
konnte Prof. J. im ganzen 96 Fälle von Taberkulose diagnostizieren. Die Zahl 
der von den Aersten des Kreises als Taberkulose nachgewiesenen Todesfälle 
vom 1. Januar bis 1. Oktkber 1910 betrug 41. Hiernach betrug die in 3 4 Jahren 
festgestellte Taberkulosesterblichkeit im Kreise Hämling bereits mehr als 
doppelt so viel wie die durchschnittliche Jahres-Taberkulosesterblichkeit in 
Preußen auf die Anzahl der lebenden Bewohner berechnet. 

Weiterhin wurden dann die Maßna hmen besprochen, welche zur Be¬ 
kämpfung der Taberkulose in den letzten Monaten in Hämling getroffen 
wurden und die für die nächste Zeit geplant sind. Zunächst wurde ein Haupt¬ 
gewicht gelegt auf die Aufklärung der Bevölkerung Ober die ein¬ 
schlägigen Fragen. Verteilung von Taberkalose-Merkblättern und Broschüren, 
Veröffentlichung von aufklärenden Artikeln in den Tages- und Sonntagsblättern, 
mündliche Belehrungen durch die Schwestern bei den Erhebungen in den 
einzelnen Häusern, populäre Vorträge durch Prof. J. selbst und Vorträge der 
Aerzte des Kreises anläßlich der Aufstellung des Wander-Tuberkulose- 
Museums. Besonderes Gewicht glaubt der Vortragende der Zahnpflege 
der Kinder beimessen zu müssen. Es wurden Merkblätter und Broschüren 
hierüber an Lehrer und Kinder verteilt. Verteilung von Zahnpulver und 
Unterweisung im Gebrauche der Zahnbürste erfolgte durch die Lehrer. Prof. J. 
empfiehlt dringend Anstellung eines Kreis-Zahnarztes für den Kreis 
Hümling; diese wird auch wahrscheinlich zu Anfang des Jahres 1911 be¬ 
reits erfolgen. 

Zur Pflege der Beinlicbkeit ist Einrichtung von Brausebädern und 
Wannenbädern in Verbindung mit den Schulen erforderlich. Besonders 
ist aber eine umfassende Besserung der Wohnungsverhältnisse not¬ 
wendig, die naturgemäß nur allmählich erfolgen kann, aber die aller- 
wichtigste Maßregel bei der Taberkalose-Bekämpfung darstellt. 

An direkten Maßregeln gegen die Taberkulose wurden außer der Auf¬ 
klärung und Belehrung noch folgende getroffen: Lieferung von Spuck¬ 
fläschchen an Taberkulose, Lieferung von Bettstellen und Bett¬ 
wäsche. Die Leichtkranken wurden veranlaßt, Aufnahme in Lungen¬ 
heilstätten zu suchen nnd ihres die Aufnahme durch Gewährung von 
Freistellen oder ermäßigten Preisen zu ermöglichen gesucht. 

Große Schwierigkeit bereitete die Isolierung von schwerkranken 
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Tuberkulösen. Nur schwer waren sie zu bewegen, sich in Krankenhäuser zu 
begeben. Ein Haupthindernis lag in der Abneigung der Kranken sich weit 
▼on ihren Angehörigen zu entfernen. Prof. J. glaubt, daß durch Einrichtung 
▼on kleinen Pflegestationen in den einzelnen Dörfern dieses Hindernis 
großenteils beseitigt werden könnte, und hat deshalb Einrichtung solcher 
Pflegestationen angeregt. 

Für die Bekämpfung der Tuberkulose im Kindesalter 
kamen folgende Maßregeln zur Anwendung: Die Lehrer erhielten eine Liste 
aller derjenigen Kinder, welche auf Pirquet positiv reagiert hatten, um 
diesen fortdauernd eine besondere Aufmerksamkeit widmen zu können. Die« 
jenigen tuberkulösen Kinder, die gesundheitlich besonders gefährdet er* 
schienen, wurden größtenteils auf Kosten des Kreises mehrere Wochen in den 
Heilstätten zu Borkum und Gottesgabe bei Rheine untergebracht. In Aussicht 
genommen ist ferner, die drüsentuberkulösen Kinder planmäßig mit Tuber* 
kulin-Einspritzungen zu behandeln. 

Die Desinfektion wird schon seit mehreren Jahren obligatorisch bei 
allen Tuberkulose - Todesfällen im Kreise Kümling aasgeführt. In den letzten 
Monaten wurde sie ausgedehnt auf Fälle, wo Leute mit offener Tuberkulose 
ihre Wohnungen für längere Zeit verließen durch Aufnahme in Krankenhäuser 
usw. und bei Wohnungswechsel. 

Für ländliche Verhältnisse empfiehlt Prof. J. seiner Einfachheit wegen 
das neue Lockmannsche Paraform-Permanganat-Desinfektions- 
Ver fahren. 

Nicht immer wird es möglich sein, so umfassende Erhebungs* und Be¬ 
kämpfungsmaßnahmen gegen die Tuberkulose in ländlichen Kreisen einzustellen, 
wie es jetzt im Kreise Hü ml in g geschehen ist. Aber auch ohne diese wird 
man nach des Vortragenden Ansicht doch zu einem gedeihlichen Ziele kommen, 
wenn man die wichtigsten der vorstehend erörterten Gesichtspunkte heraus¬ 
greift: Hinreichende Aufklärung der Bevölkerung durch Wort und Schrift; 
Ausbildung und Anstellung geeigneter Schwestern für jeden Kreis; aus¬ 
giebige Zahnpflege namentlich durch Anstellung eines Kreis - Zahnarztes; 
Verbesserung der Reblicbkeit der Kinder möglichst durch Schaffang von 
Schulbrausebädern; jährliche v. Pirquet - Untersuchung sämtlicher Schulkinder 
seitens der Aerzte des Kreises auf Kosten der Regierung; Wohnungsfürsorge 
nach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse; unentgeltliche Wohnungsdesinfektion; 
Bereitstellung genügender Geldmittel zwecks Fürsorge für die Tuberkulösen 
in ihren Häusern selbst, sowie für ihre Aufnahme in Heilstätten und Kranken¬ 
häuser. 

Diskussion. 

In der anschließenden Diskussion regt Dr. Diekmann aus Schüttorf 
die Frage der Aufbringung der Kosten für die Desinfektion an. Er 
klagt darüber, daß die Kosten vielfach von den einzelnen Leuten getragen 
werden müßten, und daß sie viel zu hoch seien. Eine hieraufhin veranstaltete 
Bundfrage ergibt, daß in den einzelnen Kreisen die Regelung der Desinfek¬ 
tions-Kostenfrage eine ganz verschiedene ist. 

Landrat von Lympius aus Lingen hält die Bekämpfung der Tuberkulose 
in der Hauptsache für eine Aufgabe des 8taates und ist deshalb für Ueber- 
nahme der Kosten auf die Staatskasse. 

Ob.-Reg.-Rat G ä r t n e r - Osnabrück glaubt im Gegensätze hierzu, daß 
in erster Linie Kreise und Gemeinden für die Tuberkulose-Bekämpfung ein- 
treten müßten. 

Kreisarzt Dr. Liedlg-Lingen berichtet, daß die Landesversicherungs- 
Anstalt sich bereit erklärt hat, im Kreise Lingen die Desinfektionskosten bei 
Wohnungswechsel von Taberkulösen zar Hälfte zu tragen. 

Landrat von Wangenheim-Omabrück spricht sich gegen bureau- 
kratische Schematisierung bei der Tuberkulose-Bekämpfung aus. Auf dem 
Lande können Fürsorgestellen nicht viel helfen. Für den Landkreis Osnabrück 
sind viele der vorgeschlagenen Bekämpfungs-Maßregeln undurchführbar. Es 
muß nach den besonderen Verhältnissen jedes einzelnen Kreises individuali¬ 
siert werden. 

Beg.-Präsident Bötticher stimmt diesen Ausführungen in der Haupt¬ 
sache mit einigen Einschränkungen bei. 
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Med.*Bat Kreisarzt Dr.Strangmeyer-Quakenbrück berichtet über 
Einrichtung and Betrieb der Taberkalose-Fürsorge im Kreise Bersenbrück. 

Beg.- and Med.-Bat Dr. Schneider: Für jeden einaelnen Kreis maß 
ein bestimmter Organis at io ns plan für die Bekämpfung der Taberkalose 
entworfen werden. Fürsorgestellen in der Art wie in Städten, sind allerdings 
für viele Landkreise kaum möglich. Sich nar auf Anstellang von Gemeinde¬ 
schwestern sa beschränken, ist aber nicht angängig. Wenn die Schwestern 
im Kreise Hümling nach gates geleistet haben, so ist dies besonders daran! 
znrückzuführen, daß ihnen bei ihrer Tätigkeit Prof. Dr. Jakob stets als 
Berater and Leiter zar Seite stand. 

Stadtarzt Dr. Bitter-Osnabrück hält eine ausgiebige Säuglings- 
fttrsorge für ein wichtiges Mittel im Kampfe gegen die Taberkalose. Das 
8äuglingsalter ist von aasschlaggebender Bedeutung für die spätere Wider¬ 
standsfähigkeit gegen Taberkalose. Die darch Ernährungsstörungen and 
Bhschitis in den ersten Lebensjahren geschwächten Kinder liefern der Taber¬ 
kalose später die meisten Opfer. Auch die mangelhafte Beschaffenheit der 
Zähne ist großenteils die Folge von Ernährungsstörungen im Säuglingsalter. 

Prof. Dr. Jakob pflichtet dieser Ansicht bei. Für jeden Kreis moß eine 
organisierte planmäßige Bekämpfung der Taberkalose stattfiaden. Die Organi¬ 
sation wird allerdings in den einzelnen Kreisen vielfach verschieden sein 
müssen, je nach den besonderen Örtlichen Verhältnissen des Kreises. 

Geh. Med.-Bat Dr. Heilmann-Melle glaubt, daß Kalkarmat des 
Wassers die Taberkalose -Erkrankungen begünstigt; der Kreis Hümling habe 
durchweg kalkarmes Wasser. 

II. Einige Ergebnisse der chemischen Nahrangsmtttelantersachangen 
hei der Anslandsflelschbesehaustelle In Bentheim. Beferent: Dr. Fischer, 
Vorsteher des chemischen Laboratoriums der Aaslandsfleischbeschaostelle in 
Bentheim. 

Beferent gab zunächst einen kurzen Ueberblick über die Entstehung, 
Organisaton and Ent Wicklung des chemischen Labor atoriams. 
Das Laboratorium ist eine staatliche Anstalt; es wurde zuerst lediglich für 
Untersuchungen von Auslandsfleisch und Fetten im April 1903 gegründet. 
Vom 1. Januar 1906 ab ist ihm die polizeiliche Nahrungsmittelkontrolle für 
die fünf westlichen Kreise des Beg.-Bez. Osnabrück übertragen. Während die 
Zahl der für die Aaslandsfleischbeschaostelle untersuchten Proben von zu- 
bereitetem Fleisch und Fetten im hohen Maße von der Marktlage abhängig 
ist und infolgedessen in den einzelnen Jahren ziemlich große Schwankungen auf¬ 
weist, hat die Zahl der polizeilichen Untersuchungen von Nahrungsmitteln 
und dergl. eine stete Steigerung erfahren. Die Zahl der Beanstandungen ist 
dagegen erfreulicherweise jährlich zurückgegangen. 

In eingehenderWeise verbreitet sich Beferent über die Probenent¬ 
nahme und über die Nachteile, die das im Kontrolibezirk gehandhabte 
System — Probeentnahme durch die Gendarmerie und uniformierte Polizei¬ 
beamte mit sich bringt. 

Von den verschiedenen Nahrongs- und Genußmitteln wurden einzelne 
Gruppen eingehender besprochen. Während im ersten Jahre der Kontroll- 
tätigkeit die sämtlichen untersuchten Proben Schabefleisch schweflige 
Säure oder deren Salze enthielten, wurden in den späteren Jahren diese Stoffe 
nicht mehr angetroffen. Im letzten Jahre dagegen wurde im Hackfleich mehr¬ 
fach Benzoesäure gefunden. Während das Landgericht in Osnabrück in dem 
Zusatz von Benzoesäure zu Naturbutter eine Fälschung im Sinne des Nahrungs¬ 
mittelgesetzes erblickt, ist von der Staatsanwaltschaft an demselben Gericht 
ia einigen Fällen auf Grund des Gutachtens einiger anderer Sachverständigen 
des Verfahren gegen Metzger, die mit Benzcösäure konserviertes Fleisch in 
den Handel bringen, eingestellt. Hier anknüpfend machte der Vortragende 
weitere Ausführungen über die Wirkung der Benzoesäure und deren Salze 
auf Fleisch und Butter sowie über die Frage der Zulässigkeit derartiger Kon¬ 
servieren gsmittel. 

Von Molkereiprodukten wurden hauptsächlich Milch- und Butter¬ 
proben untersucht, da der Käsehsnicl nur von untergeordneter Bedeutung ist. 
Milchverfälschungen wurden auch auf dem flachen Lande mehrfach 
beobachtet. Die Sauberkeit der in den Verkehr gebrachten Milch ließ oft 
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vieles za wünschen übrig. B atter wurde häufig mit za hohem Wassergehalt 
angetroffen, infolge mehrfacher Beanstandungen and Bestrafungen hat Bich die 
Qualität der Batter, insbesondere auch der Bauernbutter erheblich gebessert. 

Bei der Revision von Bäckereien wurden 16 verschiedene Zwieback¬ 
süßpräparate vorgefunden, von denen 9 mehr oder minder große Mengen Seife 
enthielten. Die Verwendung der seifehaltigen Sttßpräparate erfolgt, um das 
Gebäck lockerer zu machen und um möglichst an Eiern, die sonst das Binden 
des Fettes mit dem Teig bewirken, zu sparen. 

Von sonstigen Nahrnngs- und Genußmitteln besprach Referent noch 
eingehender Graupen, Honig, Fruchtsäfte und Marmeladen, 
Brauselimonaden und eine größere Zahl alkoholfreie Getränke. Bei 
letzteren wies er darauf hin, daß diese Getränke trotz hoch klingender Hamen 
oft von sehr minderwertiger Beschaffenheit sind. Als Kuriosum führte er an, 
daß jetzt auch in den alkoholfreien Wirtschaften neben alkoholfreiem Wein 
und Bier alkoholfreie Schnäpse geführt werden. Von den alkoholfreien 
8chnäpsen wurden 10 Proben, die unter Hamen, wie 8herry Brandy, Kümmel, 
Pfefferminz usw., vertrieben wurden, untersucht. Von den 10 untersuchten 
Proben waren 2 Proben vollständig verdorben, 4 Proben enthielten nicht un¬ 
erhebliche Mengen Ameisensäure, weitere 4 Proben 5,38%, 7,20%, 12 53% 
und 16,48 °/o Alkohol. 

Auf mehrere Anfragen gab der Vortragende dann noch einige nähere 
Auskunft über einzelne Punkte. 

111. Beobachtungen über den sehr hohen Kalkgehalt des Wassers 
von Brunnen mit Zementwundungen. 

1. Der Berichterstatter, Med.-Rat Dr. Strangmeyer-Quakenbrüek, 
berichtet zunächst über von ihm gemachte Beobachtungen an einem im Herbst 
1908 neuangelegten Brunnen beim Gericbtsgefängnisse in Bersenbrück. Der 
Brunnenschacht war aus Zementrohren hergestellt. Hach einigen Monaten war 
das Pampensaugrohr des Brunnens durch Inkrustationen von kohlensaurem 
Kalk vollständig verstopft. Das Brunnenwasser war trübe, reagierte neutral 
und enthielt sehr viel kohlensauren Kalk, außerdem noch ziemlich viel Chloride, 
Schwefelsäure Salze und Eisen, keine freie Kohlensäure. Der kohlensaure 
Kalk konnte nach der Bodenbeschaffenheit und nach dem Vergleich mit dem 
Wasser von Hachbarbrunnen nur uub den Zementrohren herstammen. Er¬ 
fahrungsgemäß enthält das WasBer der mit Zementrohren hergestellten Brunnen 
im Anfänge mehr oder weniger reichliche Kalkmengen; häufig schmeckt das 
Wasser im Anfänge nach Aetzkalk und reagiert alkalisch. Hach starkem 
und häafigem Auspampen pflegt der Kalk im Laufe von einigen Monzten bis 
zu V* Jahre zu verschwinden. 

Hach Erkundigungen bei Fachleuten enthält jeder Zement Aetzkalk, 
um so mehr, je minderwertiger er ist. Zar Herstellung der Brunnenröhren 
wird der Zement mit Sand, Kies oder zerkleinerten Steinen zu einer Beton- 
mischung verarbeitet. Je nach der Art des zum Beton verwendeten Materials 
sind die Brunnenringe mehr oder weniger fest und dicht und enthalten mehr 
oder weniger Aetzkalk. Durch das Wasser wird der Kalk aus den Röhren 
ausgelaugt und geht in Form von Kalkhydrat in das Brunnenwasser über. 
Es verwandelt sich dann unter dem Eii>flösse der zutretenden Luft oder der 
etwa im Wasser enthaltenen freien Kohlensäure in kohlensauren Kalk. Die 
Menge des in das Wasser übergehenden Kalkes bängt ab von dem Aetzkalk- 
gehalte des verwendeten Zements, von der mehr oder weniger großen Dichtig¬ 
keit und Festigkeit des abgebundenen Betons und in etwa auch von der 
chemischen Beschaffenheit des Brunnenwassers. Je minderwertiger das Material 
der Brunnenröhren ist, desto größere Kalkmengen geben in das Brunnenwasser 
über. Es ist daher eine Hauptforderung der Hygiene, die Brunnenrobre nur 
aus bestem Material herzustellen. Erwünscht ist besonders bei nicht ganz 
einwandfreiem Materiale vorheriges Auslaugen der fertigen Röhren durch 
längeres Lagern in fließendem Wasser vor ihrer Verwendung zum Brunnenbau. 
Bei Verwendung minderwertiger Röhren würde deren Innenfläche mit einer 
nicht löslichen Deckschicht aus bestem Zement zu versehen sein, eventuell 
wäre ein besonderes Deckmaterial (Ceresit) zu wählen. Im Anfänge ist bei 
jedem neuen Brunnen häufiges und ergiebiges Anspumpen zu empfehlen, um 
etwa gelösten Aetzkalk zu entfernen. Bei häufigerer Beobachtung der ge- 
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schilderten Mißstände müßte Belehrung des Pablikoms durch die Presse 
stetlfiaden. 

2. Berichterstatter Geh. Med.-Bat Dr. Heil mann-Helle: Kalkhydrat 
frei im Wasser gelöst findet sich häufig in neuen aus Betonröhren hergestellten 
Brunnen. Die Kalkhydratlösung dauert monatelang bis zu 3 /-t Jahr. Zweifellos 
kann das kalkhydrathaltige Wasser Gesundheitsstörungen hervorrufen. ln 
einem Hause erkrankten die Kinder ohne ersichtliche Ursache an Verdauungs¬ 
stör an gen. Im Brunnenwasser fand sich freies Kalkbydrat, das offenbar die 
Erkrankung der Kinder herbeigeftthrt hatte. Aus diesem und noch weiteren 
Gründen ist H. kein Freund der Zementrohrbrunnen. Es liegt dieses nach 
IL’s Ansicht abgesehen von der eventuellen Kalklöslichkeit daran, daß durch 
die glatten Zementwände die Ansiedelung von Algen, Flechten und sonstigen 
Pflanzen verhindert wird, denen er einen wasserreinigenden Einfluß zuschreibt. 

Er empfiehlt deshalb, um diese natürlichen biologischen Vorgänge nicht 
zu stören, sondern zu fördern, die Innenfläche des Brunnenschachtes möglichst 
rauh aus natürlichem Gestein herzustellen. 

Zum Schloß betont H. noch folgendes: Zementringbrunnen sind keine 
idealen Brunnen. Aus Ziegeln mit Zementmörtel hergestellte Brunnen sind 
mehr zu empfehlen, eventuell ist Umstampfen mit einer Tonschicht vorzu¬ 
nehmen. Die Kreisärzte sollten sich mit den Brunnenbauern ihrer Gegend in 
Verbindung setzen, um in hygienischer Beziehung auf den Brunnenbau ein* 
zuwirken. 

Diskussion. 

Dr. Fis eher-Bentheim erwähnt, die Bauern in den Moorgegenden 
geben vielfach an, daß das Wasser aus Zementrohrbrunnen schlechter schmecke, 
wie aus einfachen Moorbrunnen. Die von Dr. F. vorgenommenen chemischen 
Wasseruntersachungen ergaben nur bei einem Zementrohrbrunnen abweichenden 
Befand. Das Wasser dieses Brunnens schmeckte bitter und reagierte stark 
alkalisch. Nach einem Jahre hatte das Wasser fast dieselbe Beschaffenheit 
wie die übrigen Brunnenwässer. Zu dem Brunnen waren schlechte, minder¬ 
wertige Zementrohre verwendet worden. Das Wasser aller übrigen unter¬ 
suchten Zementrohrbrunnen unterschied sich chemisch nicht von dem Wasser 
der einfachen Moorbrunnen. Vielleicht wirken beim Moorwasser auch noch 
die Huminsäure auf die Lösung des Kalkes ein. 

Kreisarzt Dr. Liedig-langen: ln Hessen werden alle Zementringe 
in Teichen oder Bächen vor ihrer Verwendung zu Brunnenbauten gewässert. 

Dr. Fi s c h e r - Bentheim: Beim Auf mauern des Brunnenschachtes würden 
die bei den Zementrohren teilweise hervorgetretenen Uebelstände sich wahr¬ 
scheinlich in noch stärkerem Grade bemerklich machen, weil hierzu gewöhnlich 
noch schlechterer und ätzkalkreicherer Mörtel gebraucht werde. Guter Zement 
soll ätskalkfrei sein. 

Geh. Med.-Bat Dr. Th ölen-Papenburg hat im Kreise Aschendorf die¬ 
selben Erfahrungen mit Zementrohrbrunnen gemacht, ttber die S t r a n g m e y e r, 
Heilmann und Fischer berichtet haben. Die Leute klagen vielfach ttber 
den schlechten Geschmack des Wassers aus solchen Brunnen. 

IV. Verschiedenes. 

Beg.- und Med.-Bat Dr. Schneider fragt an, ob sich noch nachträg¬ 
lich die Notwendigkeit einer Polizeiverordnung über die Berufspflichten 
der Hebammen in einzelnen Kreisen ergeben habe, welche bereits auf 
der vorjährigen Medizinalbeamtenversammlung zur Sprache gekommen sei. 

Wie im Vorjahre betonen nur Kreisarzt Dr. Liedig-Lingen und Stadt- 
arzt Dr. Bitter-Osnabrück den Wunsch nach einer solchen Polizeiverordnung 
für ihre Kreise. Die übrigen Kreisärzte halten ein Bedürfnis nicht für 
vorliegend. 

Beg.- und Med.-Bat Dr. Schneider macht einige Mitteilungen über 
die Begelung der Weinkontrolle. 

Auf Anfrage aus der Versammlung erfolgt dann noch kurze Aussprache 
über einige praktische Erfahrungen bei Drogenhandlungsrevisionen 
durch Beg.-und Med.-Itat Dr. Schneider, Dr. Liedig und Dr. Bitter. 

Med.-Bat Dr. Strangmey er regte nochmals an, daß es im Interesse 
der Seuchenbekämpfung wünschenswert sei, wenn das Medizinalunter- 
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suchungsamt auch den negativen Aaslall bakteriologischer Unter* 
Buchungen dem zuständigen Kreisärzte mitteile. 

Kreisarzt Dr. Liedig schließt sich diesem Wansche an. 

Nach Schloß der Verhandlungen fand sich die Mehrzahl der Teilnehmer 
im Großen Clab za einem gemeinschaftlichen Mahle zusammen. 

Stadtarzt Dr. Bi tt e r - Osnabrück. 


Bericht über die amtliche Versammlung der Medizinal- 
beamten den Beg.-Bez. Stade am IO. Dezember 1910, 
vormittags IOUhr im Sitzungssaale der Kgl. Regierung. 

Anwesend: Beg.-Präsident Graf v. B e r g, Ober-Beg.-Rat Dr. D o m r i cb, 
Beg.*Ass. de Maiziöre, die Landräte aus Stade, Hadeln, Bremervörde, 
Kehdingen und Neuhaus a. d. 0., Prof. Dr. Tjaden aus Bremen, Prof. Dr. 
Pfeif er und Physikus Dr.Sannemann aus Hamburg, Landesrat Dr. Wilhelm 
aus Hannover, Dr. Breul aus Hannover und die Medizinalbeamten des Be¬ 
zirks mit Ausnahme eines durch Krankheit verhinderten. 

Der Beg.-Präsident begrüßte die Versammlung und übertrug den 
Vorsitz dem Beg.* u. Med.-Rat Dr. Wolff. 

I. Ueber die Einrichtung von sozialen Fürsorgeämtern. 

Kreisarzt Dr. Bitter-Geestemünde: 

Der sozialen Gesetzgebung ist in Deutschland in den letzten 20 Jahren 
fast auf allen Gebieten der sozialen Hygiene die Einrichtung von Zentralen 
gefolgt, die ihre Tätigkeit über das ganze Land großzügig auszudehnen ver¬ 
suchen, wie das deutsche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose, 
die deutsche Vereinigung für Säuglingsschutz, der deutsche Verein gegen den 
Mißbrauch geistiger Getränke usw. So dankenswert die Anregungen sind, die 
von diesen Vereinen ausgehen, kann man wahren Nutzen von ihnen doch nur 
erwarten, wenn sie von den Lokalinstanzen aufgegriffen und in die Praxis 
eingesetzt werden. Im Beg.-bez. Stade findet man kaum mehr als einen An¬ 
satz zu dieser Betätigung. Säuglingsfürsorge wird nirgends getrieben, nur 
in Geestemünde wird eine wöchentliche unentgeltliche Sprechstunde für Waisen¬ 
kinder abgehalten. Die Krüppelfürsorge hat sich aufgebaut auf den Ergeb¬ 
nissen der auf Grund des Minist.Erlasses vom 30. Juli 1906 erfolgten Zählung 
jugendlicher Krüppel. Die Zählkarten wurden damals ausgefüllt ohne voran¬ 
gegangene ärztliche Untersuchung, und die Vermutung, daß die Schluß¬ 
folgerungen, die von Dr. Biesalski über die Heimbedürftigkeit der Krüppel 
auf Grund dieser Zählkarten gezogen wurden, nicht immer zutreffend seien, 
wurde durch eine Untersuchung sämtlicher Krüppel im Kreise Geestemünde 
bestätigt. Es muß also bei einer richtigen Krüppelfürsorge vorangegangene 
ärztliche Untersuchung gefordert werden. Für schwachsinnige und für sittlich 
gefährdete Kinder fehlt es bislang an jeder Fürsorge. Trinkerfürsorge 
wird bislang nur von den verschiedenen Logen und Blaukreuzvereinen ge¬ 
trieben ohne jede ärztliche Beratung. 

Auskunft- und Fürsorgestellen für Lungenkranke sind in Bremervörde, 
Lehe und Geestemünde eingerichtet. Sie sind gegründet von charitativen 
Vereinen und erhalten von der Landesversicherungsanstalt, dem Kreise und 
der Gemeinde einen jährlichen Zuschuß. Die Kosten, die die Fürsorgestelle 
in Geestemünde verursacht, werden im laufenden Jahre über 3000 M. betragen. 
Dies erklärt sich daraus, daß auf Vorschlag der Stelle vom Vaterländischen 
Frauenzweigverein nicht nur Desinfektionsmittel, Speiflaschen, Wäschebeutel, 
Leihbetten und Unterstützungen in Gestalt von Milch und Stärkungsmittel 
gewährt, sondern auch die Kosten für Desinfektionen bei Wohnungswechsel 
übernommen und außerdem bedürftige Kinder in nicht unbeträchtlicher Zahl 
ins Kinderheim nach Bevensen oder in Ferienkolonien und in Soolbäder 
geschickt werden, wobei tunlichst auch die Krankenkassen zu Beiträgen 
berangezogen werden. Diese letztere LeistUBg wird ja sonst nur selten 
von den Fürsorgestellen oder deren Hintermännern übernommen, doch ist 
sie für die Geestemünder Stelle unentbehrlich geworden, weil sie einer¬ 
seits ein wichtiges Hilfsmittel im Kampfe gegen die Tuberkulose bedeutet, 
und anderseits die starke Inanspruchnahme der Stelle, die im Jahre 1910 
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1910 bereits tob ttber 200 Langenkranken and mehr Angehörigen von Kranken 
aofgesacht wurde, erklärt. 

Andere soziale Wohlfahrtseinrichtnngen sind im Bezirke nicht vor¬ 
handen; die Forderung, daß in der Ausgestaltung derartiger Einrichtungen 
ein etwas beschleunigteres Tempo eingeschlagen werden muß, erscheint also 
berechtigt. 

Nun sind zwar in vielen anderen Bezirken Fttrsorgestellen für Tuber¬ 
kulose, Trunksüchtige, Beratungsstellen für Mütter und Säuglinge u. dergl. 
vorhanden, aber diese Stellen arbeiten, worauf auch schon Kreisarzt Dr. Ascher 
in Hamm hingewiesen hat, in der Begel vollständig unabhängig von einander, 
kümmern sich nicht um einander, machen sich gegenseitig unliebsame 
Konkurrenz, die Behörden erfahren oft nichts von ihrer Wirksamkeit und die 
geleistete Arbeit ist daher keine hinreichend planmäßige. Infolge dieser 
Zersplitterung der Kräfte werden derartige Stellen ganz ähnlich wie reine 
Wohltätigkeitsvereine, die sich nicht zur gemeinsamen Arbeit zusammengetan 
haben, von einzelnen Personen, die darauf zu laufen wissen, enorm ausgenutzt; 
auch gehen Erfahrungen, die von den einzelnen Stellen gemacht werden, für 
die Gesamtheit häufig verloren; schließlich sind auch die Verwaltungs¬ 
kosten erheblich geringer, wenn die Arbeit von einer einzigen Zentzalinstanz 
aus geleistet wird. 

Dies läßt sich im Regierungsbezirk Stade ganz gut erreichen, weil hier 
die einzelnen Kreise nicht übermäßig groß Bind und infolgedessen auch die 
Arbeitsleistung keine übermäßig hohe werden kann. Es wird daher vorge¬ 
schlagen, in jedem Kreise eine sogenannte Kreisorganisation zu schaffen, 
in der naturgemäß der Landrat den Vorsitz zu führen haben würde. Dieser 
Organisation würde die Aufgabe zufallen, erstens ein soziales Fürsorgeamt 
einzurichten und zu erhalten, welches alle Zweige der sozialen Gesundheits¬ 
pflege zusammenfassen soll, und zweitens die Erledigung aller Fälle zu über¬ 
nehmen, in denen nach den Ermittelungen des Füisorgeamtes weitere Maß¬ 
nahmen erforderlich sind, z. B. Dnterbringung heilbarer Kranker in Heilstätten, 
Fürsorge für Kinder usw. Dabei müßte Anschluß an bereits bestehende 
Organisationen vielleicht unter entsprechendem Ausbau derselben gesucht 
werden und zwar an den Vaterländischen Frauenrerein, den evangelischen 
Frauenbund, Roten Kreuzverein, aber auch an Logen, Mäßigkeitsvereine, 
Krankenkassenverbände. Die Geschäfte des Amtes muß naturgemäß ein Arzt 
führen, der aber, weil er auf die Unterstützung der übrigen Aerzte angewiesen 
ist, von Privatprazii möglichst unabhängig Bein muß. Im Regierungsbezirk 
Stade kommen für diese Tätigkeit wohl nur die Kreisärzte in Betracht. 

Der Fttr8orgearzt muß regelmäßige Sprechstunden abbalten, die sich 
auf 2 Wochentage beschränken können, und zwar in der eigenen Wohnung 
oder in sonstigen geeigneten Räumen (Krankenhäusern). In den Sprechstunden 
muß eine Fttrsorgeschwester zugegen sein, welche die Fttrsorgejournale 
aufnimmt und die Untersuchungen vorbereitet. Je nach der Inanspruchnahme 
der Stelle kann die Schwester diese Tätigkeit neben ihren sonstigen Berufs¬ 
geschäften oder besser hauptamtlich ausüben, weil sie dann auch die häus¬ 
lichen Ermittelungen, Ueberwachung der laufenden Desinfektion, eventuell 
auch Pflegen übernehmen würde. 

Die einzelnen Zweige der Fürsorgetätigkeit sind folgende: 

1. Säuglings- und Wöchnerinnenfürsorge. Als Mitarbeiterinnen 
sind heranzuziehen die Hebammen und die Damen eines charitativen Vereins, von 
denen eine jede einen bestimmten Bezirk übernehmen muß. Die Hebammen 
und eventuell auch das Standesamt melden dem Fdrsorgeamt auf vorge¬ 
schriebenen Formular jede eheliche und uneheliche Gebart. DaB Amt schickt 
die Meldung an die Bezirksdame, die bei unehelichen Kindern die Regelung 
der Verhältnisse in die Hand zu nehmen hat, d. h. die Unterbringung in eine 
einwandfreie Haltestelle, Besorgung der Alimente und eines Vormundes 
oder noch besser einer Vormünderin. Hierdurch haben Polizei und Vormund¬ 
schaftsgericht von vornherein mit geordneten Verhältnissen zu tun. und für 
den Säagling wird die ungeschützte und gefährlichste Zeit gleich nach der 
Geburt nach Möglichkeit abgekürzt. Die Dame hat aber noch eine zweite, 
jedenfalls ebenso wichtige Aufgabe zu erfüllen, nämlich sich nach dem kör¬ 
perlichen Wohlergehen der Mütter und Säuglinge zu erkundigen; diese 
Aufgabe erstreckt sich nicht nur auf die unehelichen, sondern auch auf die 
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ehelichen aas dem Arheiterstande, oder wo sonst Bedürftigkeit herrscht. 
Oeberall dort, wo die Gesundheitsverhältnisse nicht günstig za sein scheinen, wo 
namentlich nicht von der Ernährung durch Mutterbrust Gebrauch gemacht 
wird, hat die Bezirksdame darauf zu wirken, daß das Fürsorgeamt aufgesucht 
wird, das natürlich auch unaufgefordert von allen Schwangeren, Wöchnerinnen 
und Säuglingen in Anspruch genommen werden kann. Dem Fürsorgeamt 
wird gleichzeitig mit der Usberweisung ein, soweit als möglich, ausgefüllter 
Fragebogen eingesandt. Aufgabe des Amtes ist ob, in erster Linie darauf 
hinsuwirken, daß die Mütter selbst stillen. Der Arzt muß also die ent* 
sprechenden Belehrungen geben und nach Untersuchung das Joarnal ergänzen; 
er muß aber auch in der Lage sein, bedürftigen Müttern, die nur deshalb 
nicht stillen können, weil sie ihrem Gewerbe nachgehen müssen, sogenannte 
Stillprämien zu gewähren, die ihnen das Stillen ermöglichen and ihnen nar 
einen Ausgleich für die durch das Stillgeschäft verursachte Verdiensteinbuß« 
bieten sollen. Diese Prämien müssen auf 8—14 Tage im Voraus bezahlt 
werden, jede weitere Zahlung ist an den Besuch der Fürsorgestelle geknüpft, 
sodaß eine Matter nur solange Unterstützung erhält, als sie sich in der 
Kontrolle befindet. Nach allen gemachten Erfahrungen hängt leider von der 
Gewährung dieser Stillprämien die Frequenz der Beratungsstellen absolat ab. 
Auch kann man die Zunahme des Stelbststillens dadurch fördern, daß man 
nach dem Vorschläge Tjadens an diejenigen Hebammen, die den höchsten 
Prozentsatz von stillenden Müttern nachweisen können, Prämien verteilt. 
Sucht so die Fürsorgestelle die natürliche Ernährung auf jede Weise za 
fördern, so darf sie doch den künstlich genährten Kindern ihre Hilfe nicht 
versagen, sie muß mündliche Belehrungen geben über zweckmäßige Ernährung 
und Pflege des Säuglings, Merkblätter verteilen, sie muß aber auch über 
Mittel verfügen, um Kindermilch, womöglich in trinkfertigen Einzelportionen, 
an Bedürftige abgeben zu können. Freilich müssen die Vergünstigungen, die 
den Flaschenkindern gewährt werden, geringer sein als die Siillprämien, weU 
man sonst das Selbststillen nicht fördern würde; es braucht deshalb beispieis- 
weise die teure Kindermilch nicht unentgeltlich abgegeben zu werden, sondern 
zu einem Preise, der um weniges geringar ist, wie die gewöhnliche Marktmilch. 
Die Fürsorge darf sich aber nicht auf die gesunden Säuglinge beschränken, 
sie muß sich auch der kranken annehmen, ja sie wird sogar abweichend von 
allen anderen Fürsorgezweigen, in welchen, um Konflikte mit den praktischen 
Aerzten zu vermeiden, prinzipiell jede Behandlung abgelehnt werden maß, die 
Behandlung der leicht reparablen Anfänge der Ernährungsstörungen, die dorch 
einfache Modifikation der Ernährung zu beheben sind, nicht von sich weisen 
können. 

Daß das Fürsorgeamt auch mit den vorhandenen Krippen Hand in Hand 
arbeiten, ihnen geeignete Kinder überweisen, gegebenenfalls auch die Ein¬ 
richtung neaer Krippen anregen muß, ist selbstverständlich; natürlich maß 
es aber auch zu verhindern suchen, daß durch solche Krippen das Selbststillen 
zurückgeht. Will man übrigens mit den Bestrebungen zur Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit gewissermaßen ab ovo anfangen, dann empfiehlt sich ein 
Vorgehen, wie es von Landrat Bademacher in seinem früheren Kreis 
Westerburg eingeführt und in einer Broschüre näher beschrieben ist. 

2. Fürsorge für Krüppel, jugendlich Schwachsinnige und sitt¬ 
lich gefährdete Kinder. Bei den Krüppeln wird die Art des Leidens fest¬ 
gestellt und, soweit das Gebrechen eine besondere Heilbehandlung erfordert oder 
der Krüppel bei geeigneter Unterweisung ausbildungsfähig erscheint, die Unter¬ 
bringung in eine entsprechende Heil- und Erziehungsanstalt nötigenfalls aof 
Kosten des Kreises oder der Gemeinde beantragt. Bei den Schwachsinnigen 
muß der Grad des Schwachsinns ermittelt und die etwa nötige Ueberführung in 
eine Hülfsschule oder in eine Idiotenanstalt angeregt werden, um aus ihnen 
noch möglichst brauchbare Glieder der menschlichen Gesellschaft zu machen. 
Von den sittlich gefährdeten Kindern müssen diejenigen, bei denen Zweifel 
an der geistigen Gesundheit vorhanden sind, in eine geeignete Umgebung 
gebracht werden. 

3. Fürsorge für Alkoholkranke. Der Leiter der Stelle muß 
alle Fäden, die in seinem Bezirke zwecks Bekämpfung der Trunksucht 
gesponnen werden, in seiner Hand zu vereinigen suchen; die Stelle selbst 
maß einen neutralen Boden bilden, auf dem trotz des verschiedenen Stand- 
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panktee in der praktischen Durchführung des Kampfes gegen den Alkoholismns 
den Mäßigkeit*- und Temperenabestrebnngen Gelegenheit geboten wird, mit 
vereinten Kräften das gemeinsame Ziel an erreichen. Za diesem Zwecke 
muß ans den Mitgliedern der in allen Kreisen vorhandenen Guttemplerlogen 
and Blaakreaxvereinen eine Anzahl von Helfern verständnisvoll ausgewählt 
werden, von denen jeder einen bestimmten Bezirk angewiesen erhalt. Das 
Verfahren, wie es sich z. B. in Königsberg sehr bewährt bat, ist non 
Folgendes: Bei dem Fttrsorgeamt laufen die Trinkermeldangen ein, die von 
den Helfern, den Angehörigen der Alkoholiker, von Arbeitgebern oder Arbeits¬ 
kollegen, den Armenverwaltangen, der Landesversicherangsanstalt, von Aerzten 
oder dergl. erstattet werden. Die Meldungen werden zunächst an die Helfer 
verteilt, deren Aufgabe eine doppelte ist: einmal die Verhältnisse des ge¬ 
meldeten Trinkers näher zu erkunden und sodann zu versuchen, den Trinker 
sur Abstinenz zu bewegen. Das Besultat wird in einen genauen Fragebogen 
eingetragen, der nach Ausfälleng ans Amt zurückgeht. Inzwischen geht aber 
die Arbeit des Helfers ihren weiteren Gang; d. h., der Trinker wird entweder 
abstinent, oder er wird weiter beobachtet nnd dadurch vielleicht gebessert, 
oder er erweist sich als unzugänglich. Erst in letzterem Falle greift das 
Fürsorgeamt aktiv ein, indem es sich den Trinker in die Sprechstunde be¬ 
stellt; denn die Erfahrung hat gelehrt, daß energischer und kluger ärztlicher 
Zaspruch doch in manchen Fällen noch Erfolg zu verzeichnen hat, wo die 
Helferarbeit vergeblich war. Wirtschaftliche Vorteile kann man den Trinkern 
nicht suwenden, doch mnß man es sich angelegen sein lassen, ihnen nach 
Möglichkeit Arbeitsgelegenheit nachzuweisen. Versagt aber jeder Zuspruch, 
so wird man versuchen müssen, den Alkobolkranken in eine Trinkerheilstätte 
unterzubringen. Da aber in den meisten Fällen der Kranke selbst dieser 
Maßnahme den größten Widerstand entgegensetzen wird, muß man in solchen 
Fällen die Armendirektion oder die Polizeibehörde veranlassen, auf Grund des 
§ 6, Abs. 3 des B. G.-B. den Antrag auf Entmtlndigung des Betreffenden 
zu stellen; gleichseitig muß man bei dem Vormundschaftsgericht gemäß 
$ 1906 des B. G.-B. beantragen, daß ein vorläufiger Vormund eingesetzt wird. 
Dieser kann dann die Uebernabme des Heilverfahrens schleunigst in die 
Wege leiten. Da nun gemäß § 18 Abs. 4 des Invalidenversicherungsgesetzes 
die Angehörigen während der Dauer des Heilverfahrens eine Rente bekommen, 
so braucht kein vorzeitiges Drängen zum Al brechen des Heilverfahrens zu 
erfolgen. Während der Dauer des Heilverfahrens kann das Entmündigungs¬ 
verfahren ausgesetzt werden. Wird der Kranke von seiner Trunksucht geheilt, 
so schadet es ja nichts, wenn der Antrag schließlich abgelehnt wird. Bei 
ganz unverbesserlichen Trinkern wird man bei der Polizeibehörde den Antrag 
stellen mtlssen, sie auf die Trinkerliste zu setzen, um ihnen, wenigstens soweit 
es angängig ist, die Möglichkeit zum Scbnapsgenuß zu nehmen. 

Die Unterhaltung einer Fttrsorgestelle für Alkoholkranke läßt sich mit 
verhältnismäßig geringen Mitteln erreichen, weil ja Unterstützungen nicht 
gewährt werden; auch darf man bei ihrer Einrichtung auf Beihülfen von der 
Landesversicherungsanstalt rechnen. 

4 Das wichtigste Arbeitsgebiet des Fürsorgeamtes muß naturgemäß 
die Bekämpfung der Tuberkulose bilden. Der Hauptzweck einer 
Auskunft- und Fürsorgestelle für Lungenkranke besteht ja darin, alle Lungen¬ 
kranke ihres Bezirks auefiodig zu machen, sie nnd alle Personen, die krank 
zu sein glauben, es aber nicht sind und auch die gefäbideten Personen aus 
der Umgebung von Lungenkranken ärztlich zu untersuchen und Bie über den 
vorhandenen Befand and die späteren Lebcnsregeln zu belehren, die häusliche 
Fürsorge für die Kranken zu übernehmen, die Wohnung und die Betten zu 
desinfizieren, Gesunde und Kranke zu trennen, heilfähige Kranke in Heilstätten 
unterzubriogen, Schwerkranken die Aufnahme in Invalidenbeime zu sichern 
und vor allem aber sich der Kinder anzunehmen, die vielleicht schon von der 
tückischen Krankheit latent ergriffen sind; denn in der Jogend muß die 
Tuberkulose erkannt, behandelt und geheilt werden, und deshalb ist die letzte 
Aufgabe die wichtigste und dankbarste, die aber allerdings auch die meisten 
Kosten verursacht. Leider fehlt es noch immer an einer Anzeigepflicht lür 
offene Tuberkulose; sie würde die erste Aufgabe der Stelle, alle Lungenkranke 
ausfindig zu machen, sehr erleichtern können, wenn das Medizinalantersuchungs- 
amt angewiesen würde, alle positiven Bazillennachweise im Auswurf dem 
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Fttrsorgearate mitauteilen. Vorläufig ist die Stellungnahme der praktischen 
Aerite ausschlaggebend für eine gedeihliche Entwicklung der Stelle. Deshalb 
muß jeder Eingriff in die ärztliche Praxis peinlich vermieden, vielmehr jeder 
Kranke, der sich in ärztlicher Behandlung befindet, nur dann in Fürsorge 
genommen werden, wenn er einen Ueberweisungsschein seines behandelnden 
Arstes mitbringt, ln den Sprechstunden, die zweckmäßig zeitlich getrennt 
von den Sprechstunden für Säuglinge und Trunksüchtige abgehalten werden, 
ist der Fürsorgearzt und die Schwester tätig. Die Kontrollbesuche in den 
Wohnungen können allerdings von Damen gemeinnütziger Vereine gemacht 
werden, doch hat dies Verfahren verschiedene Schattenseiten, weil die Damen 
selbstverständlich die Ausführung der laufenden Desinfektion nicht so gut 
überwachen können, wie eine ausgebildete Krankenschwester, weil manche 
Damen nicht geeignet sind, mit Schwerkranken umzugehen, sich wohl gar vor 
Ansteckung fürchten oder kein genügendes Interesse für die ihnen gestellten 
Aufgaben zeigen, und weil das Zusammenwirken häufig kein einheitliches sein 
wird. Wo also das Arbeitsfeld groß genug ist, und die Mittel es erlauben, 
da ist unbedingt die Anstellung einer eigenen Krankenschwester zu empfehlen, 
die dann auch die Tätigkeit in den Sprechstunden und die notwendigen 
Pflegen Lungenkranker übernehmen kann. 

Das Arbeitsgebiet eines solchen sozialen Fürsorgeamts ließe sich mit 
Leichtigkeit noch vergrößern, z. B. durch Fürsorge für die schulentlassene 
Jugend, Förderung von Sport und Jugendspiele, Förderung des bauswirt* 
achaftlichen Unterrichts in und außerhalb der Schulen; aber da man sich mit 
solcher Tätigkeit doch von dem ärztlichen Standpunkt mehr entfernen müßte, 
so stellt man derartige Bestrebungen vorläufig am besten noch zurück. 

Nun hat aber die ganze Sache doch noch einen großen Haken, über 
den man sich nicht hinwegtäuschen darf, und dieser Haken besteht darin, daß 
die Wege zum Fürsorgeamt für die Landbevölkerung durchweg zu weit sind. 
Deshalb sind auch bislang alle Versuche, die in anderen Provinzen mit der 
Einrichtung ländlicher Fürsorgestellen gemacht sind, gescheitert. Das ge¬ 
schilderte System eignet sich eben nur für die Kreisstädte und insbesondere 
die größeren Kreisstädte mit ihrer näheren Umgebung. 

Man könnte nun auf den Gedanken kommen, daß es gelingen müßte, 
auf dem Lande die praktischen Aerzte zur Mitarbeit heranzuziehen, und daß 
dann jeder Arzt gewissermaßen ein Fürsorgeamt im Kleinen bildete. Diesen 
Gedanken muß man von vornherein fallen lassen, weil sich die Ansichten so 
vieler Aerzte nicht leicht unter einen Hut bringen lassen, und deshalb 
ein einheitliches Zusammenarbeiten wohl ziemlich ausgeschlossen wäre; 
schließlich würde die Angelegenheit auch voraussichtlich an den Honorar- 
ansprüchen scheitern, denn die Tätigkeit an einer sozialen Fürsorgeatelle kann 
nie ihrem Werte entsprechend entschädigt werden. 

Viel gangbarer ist ein anderer Weg, der gleichzeitig noch ein anderes 
Ziel verfolgt, indem man sich der berufsmäßigen Krankenpflegerinnen auf dem 
Lande als Helferinnen bedient. Diese müssen die Fürsorgebedürftigen auf- 
suchen, die Fragebogen ausfüllen, sich mit dem Fürsorgeamte zwecks Ein¬ 
leitung der erforderlichen Maßnahmen in Verbindung setzen und nötigenfalls 
die Kranken veranlassen, Bich zum Amte zu begeben. Aber die Voraussetzung 
hierbei ist, daß das platte Land auch hinreichend mit Krankenpflegestationen 
versehen ist; es müßte etwa auf 3—4000 Einwohner eine Krankenpflegerin 
kommen. Die Schwestern könnten dann gleichzeitig auch die laufende Des¬ 
infektion bei übertragbaren Krankheiten übernehmen und auf diese Weise zu 
einer wirksamen Seuchenbekämpfung beitragen. Wenn also auch für die 
ländlichen Bezirke die Tätigkeit des Fürsorgeamtes nutzbringend gestaltet 
werden soll, muß man dahin streben, ein gleichmäßiges Netz von Kranken- 
pflegestationen über den ganzen Bezirk zu verteilen, zu deren Einrichtung 
und Betrieb sich die einzelnen Gemeinden zu einem Verbände zusammentun 
müßten. Auch zur Einrichtung und Unterhaltung derartiger Krankenpflege- 
Stationen pflegen die Landesversicherungsanstalten erhebliche Zuschüsse zu 
gewähren. 

Immerhin wird aber doch die große räumliche Entfernung den nötigen 
innigen Konnex der Fürsorgebedttrftigen auf dem Lande mit dem Fürsorgeamte 
nicht völlig aufkommen lassen; dieser ist vielmehr nach Ansicht des Referenten 
kaum anders zu erreichen als dadurch, daß der Fürsorgearzt gleichzeitig mit 
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des Funktionen eines Schularztes für alle Landgemeinden betraat wird. Der 
Vorschlag ist vielleicht etwas fiberraschend, er ist aber wohl fiberlegt and 
auch nicht seo. Kreisarzt Dr. Dohrn hat s. B. eine solche Tätigkeit bereits fttr 
dea Landkreis Hannover and Neastndt a. B. mit großem Erfolge ttbernommea. 
Ei können natfirlich nicht so hantige and genaue Untersuchungen wie von 
dea Stadtschalärztea vorgenommen werden; aber es genfigt auch, wenn jedes 
8ehalkiad eia Mal oder höchstens zwei Mal im Jahre untersacht und gegebenen* 
falls in Fürsorge genommen wird. Der Befand wird in ein einfaches Formular 
eingetragen; bei ungünstigem Befände erhalten die Eltern entsprechende 
Mitteilung. Nach dem Termine in der Schule, der rechtzeitig bekannt gemacht 
werden muß, lassen sich dann ungezwungen andere Ffirsorgebedfirftige aus 
der Schulgemeinde in der Schule selbst oder im Hause des Gemeindevorstehers 
untersuchen. Zu den Untersuchungen wird auch die Gemeindeschwester 
hiazugezogen. Auf diese Weise ließe sich sicher viel Gutes schaffen. 

Am Schlüsse seines Vortrages machte Referent noch darauf aufmerksam, 
daß sich zur Deckung der Unkosten ungeheuer viel Hülftquellen heran* 
steheal assen, von denen einige bereits erwähnt sind; man muß sich aber die 
Unterstützungen schon vor der Einrichtung der Stelle sichern, weil manche 
Organisationen nur Unterstützungen zur ersten Instandsetzung gewähren. 

Die voa dem Beferentea aufgestellten Leitsätze haben folgenden 
Wortlaut: 

„1. Die sozialhygienischen Bestrebungen stecken im Regierungsbezirk 
8tade noch in den Kinderschuhen und bedürfen der Ausgestaltung. 

2. Um Zersplitterung zu vermeiden, empfiehlt es sich, in jedem Kreis 
ein Ffir8orgeamt zu schaffen, welches alle Bestrebungen auf dem Gebiete der 
Gesundheitsfürsorge umfaßt. Dies Amt untersteht dem Landratsamt und muß 
sieh mit den vorhandenen Wohltätigkeitsorganisationen zu gemeinsamer Arbeit 
vereinen. Fürsorgearzt muß ein von Privatpraxis möglichst unabhängiger 
Arzt werden. 

3. Der Ffirsorgearzt hat regelmäßig wiederkebrende Sprechstunden 
abzuhalten, in welchen allen der Fürsorge Bedürftigen oder deren Angehörigen 
unentgeltlich Bat und Unterstützungen gewährt werden, aber ärztliche Be* 
handlang nur in Ausnahmefällen. 

4. Die Fürsorge hat sich mindestens zu erstrecken auf Säuglinge, 
Haltekinder, Krüppel, Geisteskranke in Familienpfiege, Alkoholkranke und 
Tuberkulöse. Für letztere sini besondere Sprechstunden anzusetzen. 

5. Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind für den Kampf gegen die 
Tuberkulose nicht ausreichend, weil nach den neueren Forschungen der Keim 
für diese Krankheit meistens schon in frühester Kindheit gelegt wird, aber 
Jahre lang unerkannt und ohne Erscheinungen zu machen schlummert. Nur 
eine systematische Untersuchung sämtlicher Schulkinder in regelmäßiger Zeit* 
folge kann hier Aufklärung und Abhülfe schaffen. Deshalb mnß die Anstellung 
eines Schularztes in allen Volksschulen gefordert werden, der natürlich mit 
dem Fürsorgeamt Hand in Hand arbeiten muß.“ 

Diskussion: 

Landesrat Dr. Wilhelm: Der Vortrag bietet großzügige Vorschläge; 
leider werden die Mittel der Landes •Versicherungsanstalt durch die Reichs- 
Versicherungsordnung nur in beschränktem Maße für diese Fürsorgeämter 
herangezogen werden können, da die Landesversicherungsanstalt in erster 
Linie die bestehenden Einrichtungen zu erhalten und auszubanen bat. 

Prof. Dr. Tjaden berichtet über die einschlägigen Erfahrungen in 
Bremen. Stillprämien werden nicht an die Mütter, sondern an die Hebammen 
bezahlt, welche die meisten Mutter zum Selbststillen ihrer Kinder veranlassen. 
Nicht die gezahlten Prämien sind die Hauptsache, sondern das rege Zusammen¬ 
arbeiten der Hebammen und der Medizinalbeamten. Die Erfahrungen sind bis 
jetzt günstig, über 1000 Mütter sind so beraten worden. 

Bei der Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit werden die 
Beratungsstellen meist zu spät in Anspruch genommen. 4U"o der Säuglinge 
sterben in den ersten zwei, 60° o in den ersten drei Monaten; die Kinder, 
welche den Beratungsstellen zugeföhrt werden, sind meistens jenseits des 
ß.Monats. Hier ist Mutterschutz erforderlich. 

Die Trinkerfürsorgestelle wird von Aerzten geleitet. Der znr Absti¬ 
nenz zu Erziehende erhält einen Mentor. Die A itzielmni «jgnsttklten sind im 
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Publikum nicht beliebt; von den 1200 hierzu zur Verfügung stehenden Betten 
sind nur 660 belegt. 

In betreff der Tuberkulosebekämpfung verweise er noch beson¬ 
ders auf die Wohnungshygiene. Die Batzen in dem licht- und laftlosen 
niedersächsischen Bauernhanse sind eine der Haupturs&chen der hohen Tuber- 
knlosesterblicbkeit in den lBndlichen Kreisen Hannovers. 

Pflegeschwestern sind sehr nützlich, vorausgesetzt, daß sie ge¬ 
nügend ansgebildet sind. 

Dr. Breul-Hannover: In den Großstädten wird eine Spezialisierung 
der einzelnen Zweige wohl wie bisher bleiben müssen; für die lBndlichen 
Kreise ist ein Znsammenfassen aller Zweige der sozialen Fürsorge za einem 
gemeinsamen Amt erforderlich. Die Versorgung der lBndlichen Kreise mit 
PfegeBChwestern ist äußerst wichtig, ebenso die Schularztfrage. Die 
Wohnungshygiene ist nicht erledigt mit der Erbauung eines zweckmSßign 
Hauses; auch in dem neuen Hause ist Reinlichkeit von Nöten. In Hildesheim 
tritt in einem neuen Arbeiterwohnungsviertel noch viel Tuberkulose auf. 

Reg.- u. Med.-Rat Dr. Wolff: Von 2000000 Säuglingen sterben 
alljährlich in Preußen 400000, in allen anderen Knlturstaaten außer in Ruß¬ 
land and Oesterreich-Ungarn weniger. Die Säuglingsfürsorge muß daher in 
den Vordergrund gerückt werden. Solche Fürsorgestellen werden sich in den 
großen Industrieorten ohne große Schwierigkeiten einrichten lassen, es fragt 
sich aber, wie man sich diese auf dem platten Lande vorstellen soll. 

Landrat Dumrath glaubt, daß mit Schwestern und charitativen 
Vereinen sich Gutes schaffen lassen wird. Wirksame Propaganda durch 
Zeitungsnotizen und Merkblätter darf dabei nicht unterbleiben. 

Landrat Bayer: Die Verteilung von Merkblättern nimmt so zu, daß 
dieselben nicht mehr den erstrebten Zweck zu erfüllen scheinen. Die Impf¬ 
termine sind wie geschaffen, den Müttern Belehrungen über Säuglingsernährung 
zu teil werden zu lassen. Pflegeschwestern sind nicht leicht zu beschaffen. 

Landrat Freiherr v. Schröder: Pflegeschwestern und Frauen¬ 
vereine sind die Grundlagen für den geplanten Ausbau der Fürsorge, aber 
entere sind kaum in genügender Anzahl zu erhalten. Vorträge der Kreis¬ 
ärzte auf den Kreislehrerkonferenzen sind von großem Nutzen. 

Kreisarzt Dr. Ocker: Zur Beschaffung von Schwestern darf man sich 
nicht allein an die großen Mutterhäuser halten. Sollen die Pflegeschwestern 
sich auf ihren einsamen Posten auf dem Lande halten können, so müssen sie 
Anschluß haben z. B. an den Geistlichen, damit sie Schutz und Unterschlupf 
haben. Auch müssen sie von auswäzts sein, Tracht tragen und bei den weiten 
Wegen auf dem Lande unbedingt Rad fahren. 

Reg.- u. Med.-Rat Dr. Wolff: Es ist dringend erforderlich, daß die 
Kreisärzte die gesamte Impftätigkeit im Kreise ausüben, weil sie so eine 
intensive Tätigkeit auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge entwickeln können. 
Der Besuch der Kreislehrerkonferenzen durch die Kreisärzte ist erwünscht. 

II. Erfahrungen aus der Praxis bei der Cholerabekämpfung, 

Med.-Rat Kreisarzt Dr. Elten: Zwei Fälle von Cholera, welche Fluß- 
schiffer von Hamburg nach Freibarg-Eibe im Herbst d. J. eingeschleppt batten, 
gaben dem Referenten Anlaß, seine persönlichen Erfahrungen vorzutragen, die 
kurz sich etwa folgendermaßen skizzieren lassen: Den praktischen Aerzten 
ist alljährlich die Mitteilung zu wiederholen, daß das Untersuchungsmaterial 
bei Cholera und Choleraverdacbt nur nach Berlin in das Institut für Infektions¬ 
krankheiten und nicht in das nächste Medhinaluntersuchungsamt zu senden 
ist, da nur so Zeitversäumnis zu verhindern ist. Aus dem gleichen Grunde 
muß der Kreisarzt sich schon bei Choleraverdacht sofort an Ort und Stelle 
begeben und nicht durch schriftlichen Verkehr Ermittelungen anstellen wollen. 
Es empfiehlt sich beim Ausbruch der Cholera, die maßgebenden Persönlich¬ 
keiten zu einer sofortigen Konferenz heranziehen, damit die erforderlichen 
Maßnahmen sofort eingehend besprochen werden können. Gesundheits¬ 
kommissionen aus intelligenten und geachteten Leuten haben sich bewährt; 
sie wirken beruhigend auf die ganze Bevölkerung und helfen tatsächlich mit 
hygienische Mißstände abzustellen. Falls geeignete Isolierungsräume nicht 
zur Verfügung stehen, ist sofort telegraphisch für Beschaffung von Schwestern 
und Baracken Sorge zu tragen; immerhin vergehen noch 4—5 Tage, bis die 
Baracken fertig zum Beziehen sind. Die Nachforschung nach Bazillenträgern 
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and nach Leuten, welche mit den Erkrankten in irgend welche Berührung 
gekommen sind, ist peinlichst und wiederholt anzustellen, es ergeben eich oft 
die unglaublichsten Zustände. Bei den Milchlieferuogen aus zahlreichen 
Kleinbetrieben in ländlichen Kreisen an die Molkereien sind diese au 
Cholerazeiten einer peinlich genauen Bevision zu unterziehen, um eine Aus* 
breitung der Cholera durch die Milch zu verhüten. Für eine ausreichende 
Ansabl von Untersuchungsgefäßen ist rechtzeitig Sorge zu tragen, da bei 
den Uaigebangsuntersachaogen schnell große Mengen verbraucht sind. Referent 
schildert zum Schluß die Schwierigkeiten, welche gelegentlich die genau 
durchgeführte Desinfektion bereiten kann; in den vorliegenden Fällen handelte 
es sich um die Desinfektion eines kleinen Kohlenschiffes, auf welchem eigent¬ 
lich alles vom Bett bis zum Segel der Beschmutzung ausgesetzt war und 
um die Reinigung eines kleinen engen Hauses, in welchem gleichzeitig ein Stall 
für Schweine und zahlreiches Geflügel untergebracht war. 

Der eine der Cholerakranken hat über 100 Tage Vibrionen ausgeschieden, 
und es ist noch kein Ende dieser Dauerausscheidong zu sehen; bei der 
enormen Gefährlichkeit dieser Dauerausscheider ist strengste Isolierung 
geboten, es sei denn, daß die Choleravibrionen bei Dauerausscheidern später 
nicht mehr virulent sein sollten, was nach der zugänglichen Literatur nicht 
feststeht. 

Diskussion. 

Kreisarzt Dr. Prölss: Bevor die Baracke kommt, kann man den 
Boden für sie herrichten, einen Tiefröhrenbrunnen niederbringen und für 
Anlage des so nötigen Telephons sorgen. Die Aufstellung der Baracke erfolgt 
am besten durch eine Sanitätskolonne, die darin Uebung hat. 

Pbysikus Dr. Sannemann* Hamburg: Trotz sorgfältigster Ermittlungen 
ist die Frage offen zu lassen, wo genau die Infektion stattgefnnden hat, 
obwohl nicht geleugnet werden soll, daß diese tatsächlich im Hafen von 
Hamburg erfolgt ist. 

Betont werden muß bei der Bekämpfung der Cholera die Notwendigkeit 
der Beschaffung guten TrinkwaBsers und der Desinfektion. Letztere ist wohl 
in Freiburg-Blbe zu umfangreich ansgeführt; in Hamburg wird sie auf Schiffen 
nur dort ausgeführt, wo eine Infektion stattgefunden haben kann; für gewöhn¬ 
lich genügt es, das Deck, die Wohnräume und das Trinkwasser zu berück¬ 
sichtigen. 

Prof. Dr. Tjaden: Die besonderen Lehren aus diesen zwei Fällen 
sind: rasche Schritte tun und die notwendigen Maßnahmen vorbereites. 
Vielleicht empfiehlt es sieb, in jedem Frühjahr einen schon vorher entworfenen 
sogenannten Mobilmachungsplan gegen die Cholera dorchzusehen. Bei der 
Desinfektion ist ein zu viel zu meiden, da die Vibrionen doch recht hinfällige 
Gebilde sind. Die Choleravibrionen der Dauerausscheider unterscheiden sich 
in ihrer Virulenz durch nichts von denen der akut an Cholera Erkrankten. 

Reg.- u. Med.-Rat Dr. Wolff: Die Dauerausscheidung von Cholera¬ 
vibrionen kann ein Jahr übersteigen, wie kürzlich ein russischer Arzt mit¬ 
geteilt hat. Die Virulenz auch dieser Vibrionen muß nach Analogie der 
Typhusbasillen unbedingt bejaht werden. In einem Falle aus meiner früheren 
Praxis ließ sich 4 Monate nach dem Erlöschen der Cboleraepidemie im Jahre 
1892 das erneute Wiederaufireten nur durch die Vermittlung eines Dauer¬ 
ausscheiders erklären. 

Wie in den Spandauer Fällen ist auch in diesen 2 Fällen in Freiburg 
nicht gam klar gelegt, woher sie kamen. Auch ist nicht einzusehen, warum 
sich die Cholera nicht verbreitet hat; es war die günstige Zeit des Monats 
September uni zahlreiche Dejektionen sind in die Elbe gelangt. 

Prof. Dr. Pfeiffer-Hamburg: Vibrionen sind trotz häufiger Unter¬ 
suchungen im Jahre 1910 in der Elbe nicht gefunden worden. 

Beg.-Präs. Graf v. Berg hält den sogenannten Mobilmachungsplan für 
eine sehr zweckmäßige Maßnahme und wünscht seine Einführung. 

III. Aufgaben und Ziele einer modernen Typhusbckämpfang nach 
den Erfahrungen in der organisierten Typhusbekämpfung lm Sildwesteu 
des Kreises. 

Kreisassistenzarzt Dr. Mohrmann: 

Trotz der erheblichen Abnahme der Typhuserkrankungen im Gebiete 
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der Mo na r c hie ia Laufe des letztea Dezenniums, die in wesentlichen auf die 
praktischen Erfolge der öffentliches Gesundheitspflege ud auf die seit dem 
Bestehe* des Landesseuchengeaetzes vom August li*05 immer energischere oad 
unbewußtere Bekimpfaag des Typhös durch die beamtetes Aerste zurück* 
xxflarea ist, zeigt sich doch ia vieles and so sach im Stader Regierungsbezirk 
an eiae sehr geringe Neigung zu weiterer Abnahme der Typhuserkraakuagea. 
Es war daher geboten, wieder einmal die Grundsätze der modernen rationellen 
Tjpkusbtkänpfung, wie sie sich nach den modernen Forschungsergebnisse* 
and besonders nach den Erfahrungen in der organisierten Typhusbekimpfung 
im S lidwesten des Reiches ergeben haben, zur Diskussion zu stellen. 

Nachdem kurz die Einrichtungen und das Verfahren der Typhus* 
Bekämpfung, wie m nach dem Grundsätze des größten Meisters der moderst* 
Seuchenbekämpfung von Robert Koch, daß nur der Mensch, ia dessen Körper 
tick Typhusbazillen befinden und von hier in die Außenwelt gelangen können, 
die viöil* einer neuen Typhusinfektion ist, in der Typhusbekämpfung im 
Sdiwestea des Reiches gehandhabt wird, dargelegt sind, wurden im einzelnen 
folgende wichtigen und häutig nicht genügend beachteten Punkte dargelegt. 

Gemäß dem oben angeführten Fandamentalsatz jeder modernen Typhus¬ 
bekimpfung ist der Schwerpunkt der Typhusbekimpfung in die Auffindung 
aller Typhusbnzillen führenden Menschen za legen. Die wichtigste Rolle 
hierbei spielen die örtlichen Ermittelungen des beamteten Arztes, die stets 
möglichst sofort nach Eingang der Meldung noch nach Eingang der anxu- 
strebeaden Verdachtsmeldung za erfolgen haben. Diese örtlichen Ermittelungen 
sind aber intensiv and extensiv aaszuführen. Von verdächtigen Personen sind 
Blutproben za entnehmen, im Haase, in der Nachbarschaft, an der Arbeite* 
«eile und in der Schale sind Erhebungen anzustellen. Stets sind noch Nach¬ 
forschungen na der Bezugsquelle der Milch anxustellen and stets ist in 
irgendwie suspekten Fällen durch bakteriologische Untersuchungen der 
Exkremente auf Bazillenträger za fahnden. Besonderes Augenmerk ist auch 
auf die leichten Kindertyphen zu richten, nach an die Tatsache der Früh* 
kontakte ist zu denken. Das sonveräne Mittel zar Feststellung einer stntt- 
gehnbten Infektion mit TyphusbsziUen ist nach heute noch die Vidnlsche 
Reaktion; da sie zu Beginn der Erkrankung häutig noch nicht positiv aue- 
fäilt, ist stets eine wiederholte Blutmtersuchung zu veranltssen, ehe da 
Verdacht fallen gelassen werden darf. Wenn irgend angängig, sollte man 
eich mehr und mehr anch der Gallekultur des steril entnommenen BlutM 
bedienen, auch außerhalb der Klinik. Die Stubl- und Urinuntersuchung ist 
zur Diagnosen«eilang sehr viel weniger brauchbar; sie hat nur unter¬ 
stützenden Wert. 

Bei der Typhusbekimpfung i« die Mitarbeit des praktischen Arztes 
unentbehrlich, ja unersetzlich. Diese Mitarbeit läßt noch immer sehr viel zu 
wünschen. Hier hat der beamtete Arzt durch private Aussprache, durch 
Vorträge in den kleinen ärztlicben Vereinigungen noch viel wichtige Arbeit 
zu leisten. Durch wöchentliche Nachweisungen aller festgestellten und aller 
Veriachtsfälle von ansteckenden Krankheiten eines Kreises an alle prak- 
tisierenden Aerzte kann die Aufmerksamkeit der Aerzte auf die ansteckendea 
Krankheiten und so such zuf die Typhus sehr wesentlich geschärft werden.’) 

Jeder Typhuskrznke ist in einem mit Isolierabteilung ausgestatteten 
Krankenhaus« bis zur Feststellung der bakteriologischen Genesung unterzu- 
bringez. Der, dem es gelingt, die größte Zahl seiner Typbuskranken im 
Krankenhaus« zu isolieren, ist ceteris paribus der beste Typhusbekämpfer. 
Läßt sich die «ets ungenügende Isolierung im Hause nicht umgehen, so ist durch 
Zuziehung einer in der Fdege Icfektionskranker aasgebildeten Schwester diese 
Maßnahme einigermaßen einwandsfrei zu gestalten. Bazillenträger dürfen 
unter keiner Bedingung in irgend welchen Nahrungsmittelbetrieben im weitesten 
Sinne beschäftigt werden. Sie sollten eigenen Schlafraum. Belt und Abort 
haben. Ständige, gelegentliche Kontrolle durch den beamteten Arzt ist 
geboten. Bakteriologische Kontrollen sollen höchstens 4 mal im Jahre erfolgen; 
da Mehr ist vom Standpunkt der Sanitätspolizei nicht erforderlich und ruft 
leicht Mißhelligkeiten herror. Bakteriologische Genesungen bei Bazillenträgern 
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sind skeptisch zu beurteilen; B&siUentriger und genesene Bazillenträger sind 
in Listen za fahren, am sie stets als in Betracht za ziehende Infektionsqaelle 
ror Aasen za haben. 

Von größter Wichtigkeit endlich sind die sog. Nachermittelangen, 
die der beamtete Arzt selbst einige Zeit nach der ersten Ermittelung stets 
vornehmen sollte, am so etwaige Neuerkrankungen alsbald za eraieren. Die 
persönliche ermittelnde and Überwachende Tätigkeit ist das wichtigste Be« 
kämpf an gsmittel. 

Neben diesen speziellen Bekimpfangsmaßnahmen ist ständig nach auf die 
Hebang des allgemeinen hygienischen Niveaus hinsaarbeiten. Hierher 
gehört die Verbesserung and Ceberwachang der dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Trinkwasservergangsanlagen, die einwandsfreie Beseitigung der 
AbfalUtoffe, die Bereitstellung einer genügenden Anzahl mit Infektions¬ 
abteilangen aasgestatteter Krankenhäuser, die Bereitstellung von' geeigneten 
Transportmitteln, tadelloses Funktionieren des Desinfektionswesens and die 
Beschaffung von in der Pflege Infektionskr&nker ausgebildeten Schwestern. 
Endlich ist nicht dringend genug auf eine ordentliche Listen!ührung über 
die Typhasfälle, in die besonders auch die Ergebnisse der bakteriologischen 
Untersuchungen genau eingetragen sind, hinznweisen, da ohne dies nar za 
leicht die Uebersicht über die einzelnen Fälle verloren geht. 

Die meisten der aufgestellten Forderungen lassen sich im Bahmen der 
gegebenen Verhältnisse und mit Hilfe der gesetzlichen Maßnahmen ohne 
weiteres erfüllen; die bakteriologische Feststellung and Ueberwachang Ist 
darch die Medizinalantersuchungsämter sicher gestellt. Die äußerst wichtige 
Forderung jedoch, die ständige persönliche ermittelnde and überwachende 
Tätigkeit des beamteten Arztes an Ort und Stelle, die stets sofort anzu* 
stellenden örtlichen Ermittelungen auch bei Verdachtsfällen, die Beaufsichtigung 
der Umgebung des Kranken, die Nachermittelungen, die Kontrolle der 
Desinfektoren and der ungeordneten Maßnahmen erfordern, wenn sie die 
Erwartungen erfüllen sollen, vor allen Dingen Zeit and Bereitschaft. Beides 
ist zar Zeit bei den nicht vollbesoldeten beamteten Aerzten häufig nicht 
genttgend vorhanden. 

Um einen dauernden weiteren Bückgang der Typhuserkrankungen za 
erzielen, bleibt erstrebenswert, daß 

I. die Erfüllung der Forderung nach intensiver örtlich ermittelnder and 
überwachender Tätigkeit des beamteten Arztes bei jedem Typhus- and 
jedem Typhasverdachtsfalle gewährleistet wird; daß 

II. dasa die Verpflichtung zar Meldung auch des Typhusverdachtfalles ein« 
geführt wird und daß 

III. neben den anderen dargelegten Wegen durch Btändige Mitteilungen über 
den Stand der Infektionskrankheiten in ihren Tätigkeitsgebiete die Mit¬ 
arbeit der praktischen Aerzte bei der Typhusbekämpfung und bei der 
Seuchenbekämpfung überhaupt weiter gefördert wird. (Eigenbericht.) 

Diskussion. 

Kreisarzt Dr. Ocker: Die Anzeigpfreudigkeit der Aerzte wird sich 
heben, wenn die Desinfektionskosten vom Kreise getragen werden. 

Landrat Dr. Wiedenfeldt: Ganz umsonst dürfen die Desinfektionen 
nicht sein, da sonst diese Maßnahme nicht genügend gewürdigt wird. In 
meinem Kreise sind 3 Mark für jede amtliche Desinfektion an die Kreiskasse 
abzuführen. 

Beg.-Assessor de Maiziere: Die vorgeschlsgene Anzeige an die 
praktischen Aerzte über jeden Typbusfall in ihrem Tätigkeitsgebiete durch 
die Kreisärzte ist rechtlich nicht zulässig. 

Wegen der vorgerückten Stunde mußte die Diskussion über diesen inter¬ 
essanten Vortrag vorzeitig abgebrochen werdcD. Der Vorsitzende schließt 
mit Dankesworten an die Referenten die Sitzung. Ein gemeinsames Mittags¬ 
mahl vereinigte dann die Teilnehmer der Versammlung noch bis zum Abend. 

Dr. G u 11 m a n n-Stade. 
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Verhandlung über die Versammlung der Kreismedizinal* 
beamten des Beg.*Hez. Liegnitz Im Regierungsgebäude 
am LS. Dezember 1910, mittags 1 I hr. 

Anwesend: Reg.-Präsident Frhr. y. Seherr-Thofi, Geb. Ob.-Reg.-Bat 
Frhr. y. Zediits u. Neukirch aas Berlin als Ministerlai-Kommissar, Reg.- 
u. Geb. Med.-Rat Dr. Schmidt-Liegnitz; sämtätliche Kreisärzte and Kreis- 
nssistenzärte des Bezirks, Dr. Jedamski, pharmazen tisch er Kommissar in 
Liegnitz sowie die kreislrztiich geprüften Aerzte San.-Rat Dr, Scholz* 
GOrlitz, Dr. Klip pe 1-Neusalz a. 0., Dr. Hübner*Lüben and Dr. Schals* 
Saabor. 

Der Herr Begierangspräsident eröffnet die Versammlung, indem 
er dem Herrn Minister seinen Dank für Entsendung des Geh. Ob.-Beg.*Bats 
Frhrn. y. Zedlitz u. Neukirch za der heutigen Versammlung aasspricht. 
Darauf übernimmt der Beg.* u. Geh. Med.-Bat Dr. Schmidt das Wort za: 

I. Geschäftliche Mitteilungen. Seit der letzten Versammlang im 
Jahre 1909 sind die Kreisärzte Med.-Bäte Dr. Lästig in GrUnberg and Dr. 
Leder in Laaban verstorben. Dr. Leder hat sich ganz besondere Ver¬ 
dienste durch Gründung einer starken Ortsgruppe des Dectschen Vereins für 
Volkshygiene erworben. Die Versammlang erhebt sich, am das Andenken der 
beiden Männer za ehren. 

Hierauf begrüßt Geh. Bat Dr. Schmidt die in den Bezirk neu einge* 
tretenen Kreisärzte und Kreisassistenzärzte, besonders aber den Nestor der 
Medisinalbeamten, Geh. Med.-Bat Dr. Kühler-Landeshut. 

II. Hervorhebung der ln der neuen Dienstanweisung für die Kreis¬ 
ärzte vom 1. September 1909 enthaltenen wesentlichsten Aenderungen gegen 
die ältere Dienstanweisung vom 28. März 1901. 

Der Beferent, Kreisassistenzarzt Dr. Freitag-GOrlits, weist darauf 
hin, daß die neue Dienstanweisung der derzeitigen Beohtslage angepsßt ist 
und abgesehen von einigen stilistischen Aenderungen, teils solche erfahren hat, 
die bereits durch spätere Gesetze, Min.-Erlasse getroffen waren, also eigent¬ 
lich keine Neuerungen bedeuten, teils solche, die völlige Neuerungen bringen. 

Er geht dann auf die Abänderungen der einzelnen Paragraphen näher 
ein und zwar zunächst auf die, welche die dienstliehe Stellung des Kreis¬ 
arztes Im allgemeinen betreffen. Nach § 11 kann der Kreisarzt „dienst¬ 
liche Aufträge“ auch von einer Abteilung der Begierung (bisher nur 
vom Regierungspräsidenten) erhalten. Gemeint ist hier wohl hauptsächlich 
die Abteilung für Kirchen- und Schulwesen, in Betracht kommt aber auch 
mit Backsicht auf § 69 (Ortsbesichtigungen), die Abteilung für Domänen und 
Forsten. Im §18 (Verhältnis des Kreisarztes za den Kreisbe¬ 
amten) ist hinsugefügt, daß er sieh mit ihnen erforderlichenfalls auch be¬ 
züglich örtlicher Besichtigungen ins Benehmen zu setzen habe und daß er 
ihren Gesuchen, wenn keine Bedenken entgegenstehen, zu entsprechen habe. 

Nach § 22: Verhältnis zu Privatpersonen sind zu den amt¬ 
lichen Zeugnissen im Privatinteresse auch solche zu rechnen, die zur ver- 
tranensäsztlichen gemäß § 115 gehören; hinzu kommt die außerordent¬ 
lich wichtige Bestimmung in § 24 Abs. 5, wonach den vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzten die Gebühren für vertrauensärztliche Verrichtungen gelassen sind, da¬ 
gegen hat er die Gebühren für Sachverständigentätigkeit vor Gerichten abzu- 
führen; dasselbe gilt nach § 38 betreffs der ihnen beigegebenen Kreisassi- 
stenzärz te. 

Im § 26: Dienstaufwand, sind bei Dienstreisen mit Rücksicht 
auf die Pauschalierung der Rnisekosten die Worte: „tunlichst gelegentlich 
anderweitiger Anwesenheit am Ort“ fortgefallen. 

§ 84 Abs. 8 erweitert die dienstlichen Obliegenheiten inso¬ 
weit, als der Kreisarzt verpflichtet ist, auf allgemein ministerielle oder regie- 
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rongueitige Anordnung nicht nur die bis dahin pflichtmäßigen Atteste aus- 
zusteilen (z. B. für den Eintritt in den Staats- und Kommunaldienst), son¬ 
dern auch die vertrauensärztliche Tätigkeit gemäß § 115 zu Obernehmen, 
z. B. die ärztliche Tätigkeit an staatlichen Anstalten, die Tätigkeit als Ver¬ 
trauensarzt einer In validen Versicherungsanstalt usw. Hierher gehört auch die 
Untersuchung von Unfallverletzten einer Berufsgenossenschaft, die Tätigkeit 
als hygienischer Beirat bei Wasserwerken, als Stadtarzt, Schularzt u. dgX 

Der Jahresbericht (§ 117) ist statt zum 1. April schon zum 
1. März einzureichen. Grund hierfür ist wohl das erheblich vereinfachte 
Formular. Der Bericht verursacht hiernach wesentlich weniger Arbeit. 

Auf dem Gebiete der Medlraalpollzel finden sich folgende wesentliche 
Aenderungen: 

§ 46 Abs. 3 bestimmt, daß die Veränderungen unter den Aerzten, Zahn¬ 
ärzten und Apothekern bis zum 1. August jeden Jahres einzureichen seien. 
Inswischen ist diese Bestimmung durch Min.-Erl. 22. Dezember 1909 wieder 
aufgehoben. 

Neu ist im § 46 AbB. 4 die An- und Abmeldepflicht der 8chiffa¬ 
ir zte (Bekanntm. d. Reichskanzlers vom 3. Juli 1906). Hält der Kreisarzt 
einen sich meldenden Schiffsarst für ungeeignet, so hat er die Entschei¬ 
dung des Regierungspräsidenten zu beantragen und bis dahin die Verwendung 
des Arztes zu untersagen. 

Nach § 49 sind die pflichtmäßigen Eingaben der Apotheker nicht 
wie bisher einfach weiterzureichen, sondern erforderlichenfalls mit Bemerkungen 
zu versehen. Die Apotheker sind ferner erst bei Abwesenheit von 8 Tagen 
zur Anzeige und Nennung des Vertreters verpflichtet (bisher bei 24 8tunden). 

Bei Stellenwechsel eines Apothekerlebrlings (§ 61) ist das Zu- 
lassungsseugnis zu der neuen Stelle vom Kreisarzt zu genehmigen und ihm 
vorher das mit Angabe des Grundes zum Stellenwechsel versehene Zeugnis vor¬ 
zulegen. Bei Prüfungen der Apothekerlehrlinge ist nicht mehr eine Ver¬ 
handlung aufzunehmen; es genügt ein Vermerk im Lehrlingstagebuche. 

Betreffs der Kurpfuscher (§ 46) ist neu angeordnet, daß bei ihrer 
Meldung die Vollständigkeit der vorzulegenden Papiere zu kontrollieren ist. 
Ferner soll darauf gesehen werden, daß sie in den Zeitungen nicht Reklamen 
veröffentlichen, die unwahre Versprechungen enthalten und zu Täuschungen 
des Publikums Veranlassung geben können. 

Die §§ 64—56 handeln von der Ueberwachung des Arzneimittel- 
und des Giftverkehrs außerhalb der Apotheken. Es sind genaue Vor¬ 
schriften über die Prüfung der zu diesem Gewerbe (Gifthandel) sich mel¬ 
denden Personen gegeben; wenn nur beschränkte Konzession beantragt 
ist, so ist die Kenntnis derjenigen Stoffe, mit denen gehandelt werden soll, au 
verlangen. Bei Bestehen der Prüfung wird ein Zeugnis erteilt, in das bei 
beschränkter Konzession das Verzeichnis der Gifte, mit denen gehandelt werden 
soll, einzutragen ist. Eine Abschrift des Zeugnisses ist zur Registratur des 
Kreisarztes zu nehmen. Bei Nichtbestehen der Prüfung ist ein Vermerk in 
der Registratur zn machen. 

Hebammenwesen (§§ 57—63): Das Formular für die Hebammen¬ 
personalien ist um eine Rubrik (Teilnahme an Wiederholungskurien) vermehrt. 
Die Nachprüfungen der Hebammen haben jetzt alle 2 Jahre (früher 
Alle 3 Jahre) stattzufinden; sie dürfen auch ohne Genehmigung des Regie¬ 
rungspräsidenten an anderen Orten (d. h. nicht am Wohnort des Kreisarztes) 
stattfioden. Ganz neu ist die Bestimmung, daß der Kreisarzt die Hebammen 
bei geeigneten Gelegenheiten bei Ausübung ihres Berufes beobachten soll 
und sie im Laufe von 2 Jahren unvermutet in ihrer Wohnung zu kontrollieren 
hat (§ 57). Für die Prüfung der zum Hebammenberufe sich meldenden 
Personen sind im § 60 genauere Vorschriften gegeben; ein Diktat soll ohne 
grobe Fehler geschrieben, die Dezimal- und Prozentrechnung beherrscht werden 
usw. Nach § 58 soll der Kreisarzt darauf hinwirken, daß den Bezirkshebammen 
Desinfektionen)itttel und Instrumente unentgeltlich geliefert werden und daß 
ihre Anstellang statutarisch geregelt wird. Die freitätigen Hebammen 
sollen zum Eintritt in bestimmte Kranken- und Unterstützungskassen für 
Hebammen veranlaßt werden. 

Bezüglich der Krankenpflegepersonen (§64) gilt folgendes: 
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Die Prüfuag richtet eich mach dem Erlasse vom 10. Mai 1907. Weaa (§ 66) 
hiaeichtiich einer staatlich geprüften Krankenpflegeperson Tatsachen bekannt 
werden, die den Mangel der sn fordernden Eigenschaften darton, oder wenn 
solche Personen beharrlich ihren Vorschriften sn widerhandeln, so hat der 
Kreisarst die Zurücknahme der Anerkennung beim Begierungsprisidenten 
sn beantragen. 

Hinsichtlich der Desinfektoren bestimmt § 67, dafl der Kreisarst 
▼ersuchen soll, die Gemeinden sur Anstellung staatlich geprüfter Desinfek¬ 
toren su veranlassen. Wenn die Gemeinden dies ablehnen, [boII er geeignete 
Personen dasu bewegen, sich ausbilden so lassen und dann das Desinfektoren¬ 
gewerbe frei ausxuüben. Von 8 su 8 Jahren hat der Kreisarst die Desin¬ 
fektoren nachsuprüfen (Grundsüge der Bakteriologie, Desinfektionsmittel und 
Apparate, deren Handhabung usw.). Alljährlich bis sum 1. April sind die 
aachsuprüfenden Desinfektoren dem Begierungsp residenten namhaft su machen. 

Leichenschauer sind, wenn ein Bedürfais vorhanden sein sollte, 
von dem Kreisarst selbst anssubilden (§ 68). 

In besug auf die sanitltspollselllche Tätigkeit gelten folgende Aen- 
derungen: 

§ 14 Abs. 8: Bei Vorschlägen, die der Kreisarst der Ortspollsei- 
behörde macht, hat diese nicht wie bisher, seine Vorschläge einfach aussu- 
führen, sondern sie einer eingehenden Prüfung zu untersiehen und 
darauf das Erforderliche zu veranlassen. 

Ortsbesichtignngen sind nach § 69 dem Lsndrat und dem betref¬ 
fenden Ortsvorsteher wenigstens 8 Tage vorher ansuzeigen. Bollen Domänen 
besichtigt Werden, so ist dies mindestens 14 Tage vorher der Begierung, Ab¬ 
teilung für Domänen und Forsten, anzuzeigen. 

Bei Beobachtung der Wasserversorgung (§74) sind regelmäßig’ 
wiederkehrende Örtliche Besichtigungen mindestens alle 8 Jahre 
vorzunebmen. Bakteriologische und chemische Wasseruntersuchungen soll 
der Kreisarst möglichst im Institut für Wasserversorgung und Abwässerbe¬ 
seitigung in Berlin vornehmen lassen. Blut-, Faezes- usw. Untersuchungen 
•ollen dagegen in dem zuständigen Medizinal- Untersuchungsamt vorgenommen 
werden. Der Kreisarzt soll sein Angenmerk darauf richten, daß die Gefäße 
sur Aufnahme von Proben zur Untersuchung an geeigneten Stellen (es brauchen 
also nicht immer die Apotheken zu sein) vorhanden sind (§ 37 Abs. 3). 

Weiter bestimmt § 78, daß der Kreisarzt sich vergewissern soll, ob bei 
Entnahme von Nahrungsmittelproben aus Kaufläden, auf Märkten usw., 
vorschriftsmäßig verfahren wird. 

Neu ist § 80a: Bekämpfung des Alkoholismus. In Betraeht 
kommt: Verteilung von Merkblättern, Beförderung des Ausschanks alkohol¬ 
freier Getränke, öffentliche Vorträge, Belehrung der Volksschullehrer usw. 

Neu ist auch die Bestimmung des § 82, wonach bei jedem ersten Falle 
von Kindbettfieber und Typhus ebenso eine örtliche Besichtigung voran- 
nehmen ist, als wenn es Bich um eine der im Gesetz vom 80. Juni 1900 ge¬ 
nannten gemeingefährlichen Krankheiten handelt, also auch bei Verdacht. 

§ 85: Die wöchentliche Nach w eisung der übertragbaren Krank¬ 
heiten ist an jedem Dienstag (früher au jedem Montag) dem Regierungsprä- 
sldenten einzureichen. 

Nach § 85a (ganz neuer Zasatz) soll der Kreisarzt zur Vorbereitung für 
die Seuchenbekämpfung, die dem allgemeinen Gebrauch dienenden Wasser- 
anlagen und Einrichtungen zur Beseitigung der Abfallstoffe überwachen 
und dafür sorgen, daß für den Fall des epidemischen Auftretens solcher Krank¬ 
heiten Absonderungsräame, Pflegepersonen usw. vorhanden sind. 

Bezüglich der Gewerbebygiene sagt § 91, daß örtliche Besich¬ 
tigungen gewerblicher Betriebe nur dann vorzunebmen sind, wenn von der 
Behörde, die die Vorlage übersandt hat, darum ersucht wird. 

Schulbesichtigungen (§ 94): Die Besichtigungspflicht ist noch auf 
Rektorats-, gehobene Mädchenschulen u. drgl. ausgedehnt worden. Die 
Vorschriften finden auf Bettungsbäaser, Kleiokinderbewahranstalten usw. sinn¬ 
gemäße Anwendung. — Nach § 96 ist die Begründung für Schulschließungen 
•Iber anzugeben. 

Nach § 98 ist bei Todesfällen von Haltekindern nach der Todes- 
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Ursache und danach in forschen, ob die betreffende Haltefrau ein Vorwurf 
trifft. Der Kreisarst soll die Anstellung von Aufsichtsdam en befürworten. 

§ 98a handelt ausschließlich von der Säuglinfgsfttrsorge. Für 
stillende Mütter sollen Arbeitspausen erwirkt werden. An größeren Orten 
sind besondere Säuglingsfürsorgestellen zu errichten. 

Nach § 100 sind nur nichtstaatliche Krankenanstalten regelmäßig wie* 
dorkehrenden Untersuchungen zu unterwerfen. Der Provinzialyerwaltung und 
dem Johanniterorden unterstehende Anstalten sind nur auf besondere An* 
Weisung zu besichtigen. Umbauten bei größeren Krankenhäusern brauchen 
nicht kontrolliert zu werden, 

§ 103a handelt Ton der Krüppelfürsorge. Der Kreisarzt hat 
geeigneten falls für Unterbringung in Krüppelheimen zu sorgen und ein Krüppel* 
Verzeichnis zu führen. 

Bezüglich der Leichenpässe schreibt § 111 vor, daß bei Personen, 
die an einer gemeingefährlichen Krankheit (Oesetz vom 80. Juni 1900) gestorben 
sind, der Leichenpaß zu versagen ist. Bei Diphtherie, Meningitis, Scharlach 
usw. ist nach Lage des Falles zu entscheiden, ob der Leichenpaß zu erteilen ist. 

In der Registratur ist gestrichen: das Qebührenverzeichnis; neu 
hinzugekommen sind: 1. das Reisetagebucb, 2. das Krüppelverzeichnis. 

Bei der sich anschließenden Diskussion hebt der Herr Ministerialkom* 
missar Frhr. v. Zedlitz u. Neukirch hervor, daß die Veränderungen der 
Dienstanweisung eigentlich keine Veränderungen sind; sie sind allmählich 
entstanden und jetzt hineinredigiert. Die Nachträge sind hierbei Übersicht* 
lieber gestaltet; § 23 ist gestrichen, dies ist keine materielle Aenderung; §84 
erweitert nicht die Pflichten, sondern dient lediglich zur Klarstellung. Die 
Aufgaben des Medizinalbeamten zu erweitern, war auch schon vorher das 
Recht des Herrn Ministers. Auch die Bestimmungen über Uebernahme einer 
vertrauensärztlichen Tätigkeit im Aufträge des Herrn Ministers ist nicht neu. 
Nur in den wenigsten Punkten, z. B. Krüppelfürsorge und Alkoholbekämpfung, 
bringt die Dienstanweisung Neuerungen. 

Der Herr Regierungspräsident spricht darauf den Kreisärzten 
seine Anerkennung aus für ihre Betätigung auf hygienischem Gebiet. Es 
bleibt noch sehr viel zu leisten, namentlich bezüglich der Kanalisation ein* 
seiner Orte. Besonders krass liegen die Verhältnisse in Grünberg. Hier muß 
weiter gearbeitet werden und wird die Wasser* und Abwässerfrage 
der Aufmerksamkeit der Kreisärzte noch besonders empfohlen. Der Herr 
Regierungspräsident macht dann noch besonders darauf aufmerksam, 
daß die Säuglingsfürsorge in Liegnits sehr gut organisiert sei und empfiehlt 
die Besichtigung des Augusta Viktoria-Helms (Krippe) in der Feldstraße. 

Reg.* u. Geh. Med.*Rat Dr. Schmidt empfiehlt den Kreisärzten auf 
die angeordnete Verteilung von Säuglingspflege*Merkblättern durch 
die Impfärste besonders zu achten. Bei Gelegenheit der Impftermine sollen 
kurze erläuternde Bemerkungen gemacht werden, um die Mütter auf die Be¬ 
deutung dieser Sache aufmerksam zu machen. Auch die Verteilung von Al* 
kohol-Merkblättern bei Impfterminen wird nochmals in Erinnerung ge¬ 
bracht, jedoch mit dem Rate, durch ein „zu viel“ nicht mehr zu schaden als 
zu nützen. Des weiteren bespricht er auf Grund der Beobachtungen der 
letzten 4 Jahre diejenigen Punkte, auf die seitens der Kreisärzte bei den 
Apothekenmusterungen besonders zu achten ist. Das Giftbuch ist 
darauf zu prüfen, ob der Stand des Erwerbers oder Abholers und die 
den Erlaubnisschein ausstellende Behörde (Amtsvorsteher) und deren Ge¬ 
schäftsnummer verzeichnet sind. Auch die Aufbewahrung der Giftscheine ist 
von großer Bedeutung, da diese in kriminellen Fallen einmal wichtige Auf¬ 
schlüsse geben können. Ferner soll darauf geachtet werden, daß die Wagen 
und Gewichte und zwar auch die Handelswagen pp. rechtzeitig nachgeaicht 
werden. Von Wichtigkeit ist ferner, die Rezeptmappen darauf zu prüfen, daß 
bei telephonischer Bestellung von stark wirkenden Arzneien (Morphium, Kokain, 
Digitalis u. a. m.) die Unterschrift des Arztes seitens des Apothekers eingeholt 
ist. Auch die Geheimmittelverordnung wird nicht genügend beachtet. 
Weder die Wickel (äußere Umhüllungen), noch die Abgabegefäße dürfen An¬ 
preisungen enthalten. In einer Apotheke allein seien z. B. Stomakal Richters, 
r e pills Warner, Sprengers Balsam und Magentropfen, Pinkpillen, Noordyl, 
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Whitea Augen wasser, Wilhelms Tee mit Anpreisungen gegen die verzchfe- 
densten Krankheiten yorgefonden worden, in anderen Apotheken auch Anti« 
tuasin, Glandolen- Tabletten, Villachtropfen, Kongopillen nsw. 

III. Kurze Ueberslcht der zu dem Reiehsseuehengesetie und zu dem 
Laudezseuehengesetze erlassenen Anweisungen und Ausführnngsbestlm- 
musgen samt Ergänzungen. Beferent: Kreisassistenzarzt Dr. Süßmann- 
Liegnitz. 

Mit der außerordentlichen Umwälzung, die das yeiflossene Jahrhundert, 
wie auf yielen Gebieten, so aut dem der Erkenntnis und Ausbreitung der 
8euchen herrorriei, mußte die bis dahin hauptsächlichste Waffe der Seuchen¬ 
polizei, das Begulativ Ober die ansteckenden Krankheiten yom 
8. August 1835 in mehrfacher Hinsicht an Tauglichkeit ein büßen. Ja, es 
zersägte Tollkommen in zwei Pankten, welche gerade gegen die Jahrhundert¬ 
wende die Aufmerksamkeit beanspruchten: beim Pockeny er dacht und bei 
der Pest. So wurde eine neuzeitliche Begelung der Seuchen - Gesetzgebung 
notwendig, als deren erste Aeußerung und Grundlage das (Reichs-)Geaetz 
betr. die Bekämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten vom 80. Juni 
1900 erschien. Die Vorzüge des Gesetzes bestehen einerseits in der Beschrän 
kung auf die sechs, die gesamte Volkseinheit bedrohenden Krankheiten, und 
in der Festlegung der Grenzen, die bei den Ausführungsmaßnahmen nicht 
überschritten werden sollen, anderseits in der Möglichkeit, diese Maßnahmen 
etwaigen besonderen Verhältnissen anzupassen. Des weiteren gibt das Gesetz 
vornehmlich in den §§ 5, 85,2 und 48 Hinweise und Richtlinien für die Be¬ 
kämpfung anderer übertragbarer Krankheiten, dieses Gebiet den Bundesstaaten 
überlassend. Freilich haben yon der Befugnis einer einheitlichen Landes- 
Seuchen-Gesetzgebung nur Preußen und Braunschweig Gebrauch gemacht.*) 

Wie die damals sehr bedrohliche Pestgefahr das Zustandekommen des 
Reichsgesetzes nach früheren vergeblichen Anläufen begünstigt hatte, so zeigte 
sie sich auch zunächst bei seiner Ausführung wirksam. 

Die vorläufigen Ausführungsbestimmungen (1)**) vom6. Okt. 
1900 befassen sich mit der Pest, desgleichen stellt ein Schreiben des Reichs¬ 
kanzlers die „Grundsätze, die bei der Bekämpfung der Pest zu beachten 
sind“ (2) unter dem 26. Oktober 1900 zusammen; unter dem 12. Juli 1901 
ergehen Anordnungen (3) zu ersterem Erlaß und am 3. Juli 1902 erscheint 
eine Anweisung des Bundesrats zur Bekämpfung der Pest (4), yon diesbezüg¬ 
lichen preußischen Ausführungsvorschriften (5) im November gefolgt. Un¬ 
stimmigkeiten bei der Handhabung der Desinfektion zeitigen 1904 Vorschriften 
über Umfang und Ausführung der bei'Pest erforderlichen Desinfektion (6). . 

Erst am 28. Januar 1904 erschienen auch Anweisungen zur Bekämpfung 
von A’ussatz, Cholera, Fleckfieber und Pocken (7) mit preußischen 


*) Diese Ansicht der Referenten ist nicht zutreffend, seit Erlaß des 
Reichsseuchengesetzes sind in der Mehrzahl der deutschen Bundesstaaten die 
gesetzlichen Vorschriften über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten neu 
geregelt. (Red.). 

**) Die eingeklammerten Ziffern beziehen sich auf die unten stehenden 
Fußnoten. Die Abkürzungen lauten: B. G.: Reichsseuchengesetz; P. S. 
Preußisches Landesseuchengesetz; M.-E.: Min.-Erlaß; B. d. R.: Bekanntmachung 
dos Reichskanzlers; R.-G.-Bl.: Reichsgesetzblatt; Min.-Bl.: Ministerialblatt für 
Kediz.-Angelegenheiten; Z. f. M.: Zeitschrift für Medizinalbeamte. 

*) Bekanntm. d. Reichskanzlers betr. vorläufige Ausführungsbestimmungen 
zum B. G. yom 6. Okt. 1900 (R.-G.-B1., S. 850). 

*) Grundsätze, die bei der Bekämpfung der PeBt zu beachten sind. 
Schreiben des Reichskanzlers, Reichsamt des Innern vom 26. Okt. 1900; I 9970. 

*) Anordnungen zu 1 vom 12. Jali 1901 (M.-Bl., S. 206). 

4 ) Anweisung d. Bandesrats zur Bekämpfung der Pest vom 3. Juli 1902 
(Veröff. des Kaiser!. Gesundheitsamts; 1902, Nr. 38). 

8 ) Ausführungsvorschriften zu 4 vom 26. Nov. 1902 (M.-Bl. 1903, 8. 54). 

®) Min.-Erl. vom 18. Febr. 1904 betr. Vorschriften über Umfang nnd Aus¬ 
führung der bei der Pest erforderlichen Desinfektion (Min.-Bl. 1904, S. 81). 

7 ) Anweisungen zar Bekämpfung von Aussatz, Cholera, Fleckfieber, 
Pocken vom 28 Jan. 1904 (Min.-Bl., S. 96). 
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Ausflkruzgsrvorachriftea (8). Diese Anweisungen, ebenso wie die ttber die 
Pest von 1902 enthalten ftr jede der genannten Krankheiten eine Zusammen- 
Stellung der gültigen Bestimmungen nnd geben so eine vorzügliche Handhabe 
für die Behörden im Einselialle. Für Gelbfieber erschien eine Anweisung 
nicht dringlich, wie denn auch seine Aufnahme in das Gesetz mehr t orbau¬ 
end war. 

Als Ergänzungen seien weiter genannt eine Bekanntmachung des Reichs- 
kanzlers vom 4. Mai 1904 über das Arbeiten und den Verkehr mit Krank¬ 
heitserregern, ausgenommen Pesterregern (9); hierauf bezieht sich ein 

B reußischer Min.-Erlaß vom 6. August 1905 (10), ferner das internationale 
'oberemkommen betr. Maßregeln gegen Pest, Cholera, Gelbfieber vom 5. De¬ 
zember 1908 (11), dem in den nächsten Jahren noch weitere Staaten beitraten 
und das die Beschränkung der Abwebrmaßregeln auf das eben noch zulässige 
Mindestmaß zum Ziele hatte; — ein Erlaß betreffend die vom Bundesrat vom 
21. März 1909 genehmigten Desinfektionsanweisungen (12) und Erläu¬ 
terungen zu § 89 des Gesetzes über das Verhalten der Zivilbehörden bei Er- 
krankungsfällen in militärischen Dienstgebäuden vom 18. Dezember 
1909 (13). 

Einige weitere Erlasse, die gleichseitig den 8toff des preußischen 
Seuchengesetsrs betreffen, seien für den Schloß Vorbehalten und hier nur noch 
susammenfassend die Punkte bezeichnet, welche bei Cholera und Pocken, als 
den dauernd für das Deutsche Beioh bedeutsamsten Seuchen, Gegenstand be¬ 
sonderer behördlicher Aufmerksamkeit waren. So befaßen sich eine Abänderung 
der Ausführungsbestimmungen in Nr. 2, 1—2 betreffend Cholera (14), (bei 
schwerem Verdacht auf Cholera ist die bakteriologische Untersuchung, wenn 
nötig, dreimal ansustellen) sowie verschiedene Min.-Erlasse aus 1905—1906 mit 
der Feststellung dieser Seuche (15—19), andere aus den Jahren 1903—1908 mit 
Maß na hmen gegen die Verbreitung der Cholera durch Wasserläufe (20—28), 


*) Ausführungsbestimmungen zu 7 vom 12. Sept. 1904 (Mln.-Bl., S. 364). 

®) Bekanntm. d. Reichskanzlers betr. Vorschriften über das Arbeiten und 
den Verkehr mit Krankheitserregern, ausgenommen Pesterregern vom 4. Mai 

1904 (B.-G.-Bl., 8. 159). 

*•) Min.-Erl. zu Nr. 9 vom 6. Aug. 1904 (Min.-Bl., 8. 312). 

n ) Internationales Uebereiakommen betr. Maßregeln gegen Pest, Cholera, 
Gelbfieber vom 5. Dez. 1903 (Min.-Bl. 1907, S. 387. 

**) Min.-Erl. betr. die vom Bandenrat am 21. März 1907 genehmigten 
Desinfektionsanweisangen (Min.-Bl.. S. 228). 

*•) Min.-Erl. vom 18. Des. 1909 betr. § 39 B. G. ttber die Auslegung 
des Begriffs „militärische Dienstgebäude“ (Min.-Bl. 1910, S. 58). 

u ) Min.-Erl. vom 4. Okt. 1905 betr. wiederholte bakteriologische Unter¬ 
suchungen bei Choleraverdacht (Min.-Bl., S. 432). 

1S ) Bekanntm. d. Reichskanzlers vom 5. April 1907 (Min.-Bl., S. 138) und 
Min.-Erl. vom 24. Mai 1907 (Min.-Bl., S. 218) betr. Abänderung der Ausftthr.- 
Bestimmungen in Nr. 2, Abs. 1—2 betr. Cholera. 

,s ) Min.-Erl. vom 11. Sept. 1905 betr. zweimalige Untersuchung cholera¬ 
verdächtiger Fälle (Min.-Bl.. S. 369). 

,T ) Min.-Erl. vom 1. Okt. 1905 betr. endgültige Feststellung des Cholera¬ 
verdachts durch den Kreisarzt (Min.-Bl., S. 369). 

,s ) Min.-Erl. vom 5. Okt. 1905 betr. Entnahme von Floßwasser ln der 
Nähe choleraverdächtiger Stellen zur Untersuchung (Min.-Bl., S. 433). 

**) Min.-Erl. vom 20. März 1906 betr. Mitteilangen des üntersncbnngs- 
amts ttber Ergebnis der Cholera-Unternnrhangen an den Kreisarzt (Min.-Bl., S. 179). 

*°) Min.-Erl. vom 11. Febr. 1903 betr. Zapfstellen fttr Schiffer u. Flößer 
(Min.-Bl., S. 142). 

,l ) Min.-Erl. vom 12. Sept. 1905 betr. Anmeldung von Schiffern nnd 
Flößern, wenn solche 6 Tage vorher in Cholerabezirken sich anfgehalten (M.- 
BL, S. 370). 

**) Min.-Erl. vom 29. 8ept. 1905 betr. Bereitstellung von Trinkwasser 
fttr Arbeiter an choleraverdächtigen Fiußlänfen (Min.-Bl., S. 430). 

is ) Min.-Erlaß vom 7. Okt. 1905 betr. Trinkwasser-Entnahmestellen fttr 
Schiffer und Flößer (Min.-Bl., S. 434). 
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endlich zwei fernere mit der Einschleppuugsgefahr ms Bußlaad (24—26). Bei 
den Pocken sind es des Meldewesen (27—30), du Impfwesen (31—33) 
and ron besonderen Maßnahmen die gegen die Uebertragung von Pocken auf 
Arbeiter in Lagerräumen ron Lampen (34—36), welche za Aeußerungen der 
Yerschiedenen Behörden Anlaß gaben. Ausdrücklich sei noch aal den Erlaß 
Yon 1908 hingewiesen, wonach Variolois als Pockenerkrankang anzasehen 
and gemäß dem Beichsgesetz hierbei za verfahren ist (36). Sonst ist noch 
erwähnenswert ein Erlaß, der eine frühere Verlautbarung betr. Anhaltspunkte 
für die Diagnose bei Flecktyphus in Erinnerung bringt (37); die über den 
Aussatz ergangenen Bestimmungen haben wohl vorwiegend Örtliche Wich* 
tigkeit. 

Wie erwähnt, ist aut der Grundlage des oben behandelten Beichs- 
gesetzes du Prensslsehe Landessenehengesetz vom 28. Aug. 1906, betreffend 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten aufgebaut: Abschnitt für Abschnitt 
weist es auf die Bestimmungen des Ausgangsgesetzes hin. Es greift ebenfalls 
eine, wenn auch größere Zahl aus der Beihe der übertragbaren Krankheiten 
heraus, gibt aber auch Mittel und Wege an, um darüber hinaus besonderen 
Verhältnissen gerecht zu werden (davon hat man z. B. im vergangenen 
Jahre gegenüber der akuten spinalen Kinderlähmung Gebrauch gemacht; s. u.). 
— Bei der Verschiedenartigkeit der im Gesetz zusammengefaßten Krankheiten 
war natürlich die straffe Einheit des Beichsgesetzes hier nicht durchführbar, 
im Gegenteil eine den praktischen Erfordernissen sich anpassende Gliederung 
geboten. Leider ist dieser Gesichtspunkt bei der parlamentarischen Behänd* 
lang des Gesetzentwurfes za Btark betont worden, und so sind schwere 
Mängel entstanden: Das Fehlen der Anzeigepflicht beim Krankheitsverdacht, 
die Beschränkung bei der Tuberkulose auf die Todesfälle nach Lungen* und 
Kehlkopf-Erkrankungen, ferner wenn auch nicht von so einschneidender Be¬ 
deutung die Fortlassung der übertragbaren Geschlechtskrankheiten, von Keuch¬ 
husten und Masern aus dem Gesetze. Zum Teil ist es gelangen, diese und 
andere Lücken durch die erlassenen Ausführungs-Bestimmungen und spätere 
Verordnungen wenigstens abzuschwächen. Die vorläufigen Ausführungs¬ 
bestimmungen (38) vom 14. Oktober 1906 wurden durch Ausftthrungs» 
Anweisungen für die neun wichtigsten Krankheiten des Gesetzes und durch 

,4 ) Min.-Erl. vom 22. Aug. 1907 betr. Maßregeln zur Bekämpfung der 
Cholera in den Deutsch - Bussischen Grenzbezirken (Min.*Bl. t S. 288). 

* s ) Min.-Erl. vom 4. Sept. 1908 betr. Untersuchung der aus choleraver¬ 
seuchten Orten Baßlands kommenden Beisenden (Min.-Bl., S. 328). 

**) Min.-Erl. vom 29. Juli 1910 betr. Maßnahmen zur Bekämpfung der 
aus Bußland drohenden Choleragefahr im Eisenbahnverkehr (Min.-Bi., 8. 257). 

* 7 ) Min.-Erl. vom 19. Mai 1905 betr. Pocken-Zählkarten (Min.-Bl.,S. 262). 

* 8 ) Min.-Erl. vom 20. Juli 1905 betr. wöchentliche Nachweisungen bei 
Pocken, nur bei Epidemien (Min.-Bl., S. 334). 

>9 ) Min.-Erl. vom 30. März 1906 betr. doppelte Zählkarten bei Pocken 
(Min.-Bl., 8. 181). 

*°) Min.-Erl. vom 1. Sept. 1908 betr. genaue Ausfüllung der Zählkarten 
für Erkrankungen und Todesfälle an Pocken (Min.-Bl., S. 358). 

*‘) Min.-Erl. vom 20. Mai 1908 betr. Beachtung der Anweisung über 
Pocken und Sorgfalt beim Impfgescbäft (Min.-Bl., 8. 226). 

•*) Min.-Erl. vom 6. März 1908 betr. Impfang des Warte- und Pflege¬ 
personals (Min.-Bl., 8. 142). 

**) Min.-Erl. vom 26. Juni 1901 betr. Prüfung der Impfpläne durch den 
Kreisarzt (Z. f. Med.-B., 8. 199). 

* 4 ) Min.-Erl. vom 20. Dez. 1907 betr. Maßnahmen gegen Uebertragung 
von Pocken auf Arbeiter in Lagerranmen von Lumpen (Min.-Bl., 8. 325). 

•*) Min.-Erl. vom 19. März 1909 betr. Uebertragung von Pocken auf 
Arbeiter in Lagerräumen von Lumpen und ihre Impfung (Min.-Bl., 8. 170). 

8Ä ) Min.-Erl. vom 22. Sept. 1908: Variolois ist als Pocken zu behandeln 
(Min.-Bl., 8. 376). 

* T ) Min.-Erl. vom 6. Juli 1904 bringt Erlaß vom 24. Januar 1880 betr. 
Anhaltspunkte für die Diagoose des Flecktyphus in Erinnerung (Min.-BJ., S. 292). 

* 8 ) Vorläufige Ausführungsbestimmungen zum Pr. Gesotz vom 7. Okt. 1905. 
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Masern and Keaehhasten wird aat die Aasdebnang der Meldepflicht auf 
Badeorte bingewiesen (54). Die Aasdebnang der Meldepflicht naf skate 
spinale Kinderlähmung für die Regierungsbezirke Cöln, Arnsberg, 
Düsseldorf (55) ist bereits oben erwähnt, auf dieselbe Krankheit bezieht sich 
ein Erlaß wegen Verteilung von Ratschläge an Aerzte (56). Aas diesem 
Jahre datiert endlich eine W&rnang vor dem Qenaß von rohem Hackfleisch 
insbesondere in Anstalten (57). 

Zorn Schlösse seien noch einige Erlasse genannt, welche beide Gesetze 
gleichzeitig betreffen, wie Einzelheiten des Meldeweseis (58—59), V e r Sen¬ 
dung ron infektiösem Material (60—65), Aenderangen der Eisen- 
bahn-Verhehrsordnang in besag aat Personen mit ansteckenden Krank¬ 
heiten (66—67), Desinfektion aasrangierter Wäsche aus Krankenhäusern, 
Vernichtung der Abfälle von Verbandsstoffen aas Krankenanstalten, 
Desinfektion von Arzneigefäßen, die bei übertragbaren Krankheiten 
Verwendung fanden (68—70). Hierher gehören auch: Besichtigung des 
Manövergeländes (71) and Ermittelungen bei übertragbaren Krankheiten 
in Provinzialanstalten durch den Kreisarzt (72); Bestimmangen über 
Mitteilangen der Zivil- and Militärbehörden bei übertragbaren Krank¬ 
heiten (73), Abkommen über Nach rieht enaastaa sch bei ansteckenden 

>4 ) Min.-Erl. vom 21. Jani 1910 betr. Aasdebnang der Meldepflicht auf 
Keuchhusten and Masern in Badeorten (Min.-Bl., S. 256). 

86 ) Min.-Erl. vom 13. Okt. 1909 betr. Aasdebnang der §§ 1—4, 6 I and 
8 I. i Pr. Gesetz aaf spinale Kinderlähmung für die Reg.-Bez. Cöln, Arnsberg, 
Düsseldorf (Min.-Bl., 8. 521). 

se ) Min.-Erl. vom 16. März betr. Ratschläge an Aerzte über akate spi¬ 
nale Kinderlähmung (Min.-Bl., S. 173). 

47 ) Min.-Erl. vom 14 Jan. 1910 betr. Warnang vor Genaß von rohem 
Hackfleisch in Anstalten (Min.-Bl., S. 77). 

ä8 ) Min.-Erl. vom 5. Jan. 1906 betr. Wochenmeldung am Montag bei 
übertragbaren Krankheiten (Min.-Bl., S. 33). 

yj ) Min.-Erl. vom 6. April 1907 betr. die Nachweisang der Neajabrswoche 
über übertragbare Krankheiten (Min.-Bl., 8. 139). 

6(> ) Min.-Erl. vom 4. Dez. 1906 betr. die Versendang von infektiösem 
Material (Min.-Bl., S. 509). 

6I ) Min.-Erl. vom 21. Dez. 1906 betr. Begleitscheine bei Versendang 
infektiösem Material (Min.-Bl., 1907. S. 52). 

9 *) Min.-Erl. vom 21. Jali 1908 betr. Verpackung bei Versendang von 
Blutproben (Min.-Bl., S. 311). 

*') Min -Erl. vom 9. Nov. 1908 betr. Aufgabe von infektiösem Material 
am Postschalter. 

64 ) Min.-Erl. vom 19. April 1910 betr. Innehaitang der Gewichtsgrenze 
bei Versendang von Uatersucbungsmaterial. 

#ä ) Min.-Erl. vom 1. Okt. 1909: Gefäße von Typhus und Ruhr dürfen 
nicht für Cboleraanter8Ucbungen verwandt werden (Min.-Bl., 8. 503). 

M ) Bekanntm. d. Reichskanzlers vom 3. Febr. 1904 betr. Aenderung der 
Eisenbahn-Verkehrsordnang in bezug aaf Personen mit ansteckenden Krank¬ 
heiten (Min.-Bl., S. 81). 

® 7 ) Bekanntm. d. Reichskanzlers vom 23. Dez. 1908 betr. §§ 11 and 
44—47 der Eisenbahn-Verkehrsordnung (Min.-Bl., 1909, 8. 94). 

M ) Min.-Erl. vom 4. Mai 1908 betr. Vernichtung der Abfälle von Ver¬ 
bandstoffen aas Krankenanstalten (Min.-Bl., S. 230). 

") Min.-Erl. vom 12. 8ept. 1908 betr. Desinfektion ausrangierter Wäsche 
aas Krankenhäusern (Min.-Bl., S. 363). 

70 ) Min.-Erl. vom 23. Febr. 1909 betr. Desinfektion gebrauchter Arznei¬ 
gefäße bei übertragbaren Krankheiten (Min.-Bl., S. 500). 

71 ) Min.-Erl. vom 4. Sept. 1903 betr. Besichtigungen des Manöverge- 
ländes (Min.-Bl., 8. 334). 

7i ) Min.-Erl. vom 19. Juli 1906 betr. Ermittelungen durch den Kreisarzt 
bei übertragbaren Krankheiten in Provinzialanstalten (Min.-Bl., S. 313). 

T *) Min.-Erl. vom 31. Dez. 1902 betr. Bestimmungen über Mitteilungen 
der Zivil- a. Militärbehörden über übertragbare Krankheiten (Min.-Bl., 1903, S. 75). 
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Krankheiten zwischen Deutschland und anderen Lindern (74) sowie die Bereit* 
Stellung von Baracken durch das Bote Kreuz für Epidemien (75) und Aus* 
dehnung der Anzeigepflicht auf Erkrankungen und Todesfälle an Milzbrand, 
sowie auf solche Verdachtsfälle (76). 

Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Schmidt dankt für die Ausführungen' 
Eine derartige Uebersicht war einmal sehr erwünscht. 

Der Herr Ministerial-Kommissar hebt hervor, daß die einzelnen 
Bestimmungen für jede Infektionskrankheit in einem besonderen Heftchen zu¬ 
sammengestellt sind. Leider werden sie nicht immer in der richtigen Weise 
beachtet. Die Br Stimmungen haben vor allem auch den Zweck, einen zu 
großen Eingriff der Polizeibehörden in die persönlichen Verhältnisse abzu¬ 
wehren. Man solle nicht über das hinausgehen, was das Gesetz zur Be¬ 
kämpfung der Krankheit für zulässig erklärt, andernfalls könnten schlimme 
finanzielle Schädigungen der betreffenden Beamten entstehen. Ein Beispiel: 
Anf einem Gehöft ist unter dem RindviehbeBtand Milzbrand ausge¬ 
brochen. Der Kuhfütterer stirbt an Milzbrand. Der zuständige Kreisarzt 
verbietet unter mißverständlicher Auffassung der in den Ratschlägen an 
Aerzte enthaltenen Warnung 1 ) der Bevölkerung den Genuß der Milch an Milz¬ 
brand erkrankter Tiere und daß Milch von dem Gehöft geliefert wird. Er war 
hierzu nicht berechtigt, da höchstens ein vorheriges Abkochen der Milch in 
Frage kommen konnte. Der Kreisarzt hätte daher von dem geschädigten 
Besitzer haftbar gemacht werden können. 

Reg.- u. Med.-Bat Dr. Schmidt spricht sich in demselben Sinne aus und 
betont, daß wiederholt besonders auf die Bestimmungen-) aufmerksam gemacht 
worden sei, wonach nicht alle gesetzlich zulässigen Maßnahmen jedesmal zu 
treffen sind, sondern nur die wirklich notwendigen. 

IV. Die Pollteiverordnung Aber den Verkehr mit Arzneimitteln 
ausserhalb der Apotheken vom 3. März 1910 und die abgeänderte „An¬ 
weisung“ für die Beaufsichtigung der Drogenhandlungen. 

a. Dr. Leske, Kreisarzt in Liegnitz, erster Berichterstatter: Durch 
die Polizeiverordnung betr. die Regelung des Verkehrs mit Arzneimittel außer¬ 
halb der Apotheken vom 22. Februar 1910 sind gegenüber der Polizeiver¬ 
ordnung vom 14. April 1903 eine Reihe von Unklarheiten beseitigt worden. 
Trotzdem wird auch die neue Fassung noch genügend Anlaß zu Meinungs¬ 
verschiedenheiten zwischen Revisoren und Drogisten geben. 

§ 1 hat den gleichen Wortlaut, wie früher. Neu ist der Zusatz: „I n 
den Räumen dürfen, abgesehen von Warenproben, nur Waren vorhanden 
seid, die feilgehalten werden.“ Dieser Zusatz ist den Bedürfnissen der 
Praxis entsprangen, da die Gerichte mehrfach, zuletzt das Kammergericht am 
22. Oktober 1909, entschieden hat, daß das bloße Vorrätighalten eines Heil¬ 
mittels in einem Drogengeschäft noch kein Feilhalten ist. Nachdem aber das 
Amtsgericht Görlitz sich neuerdings auf den Standpunkt gestellt hat, daß die 
Entscheidung, ob ein Feilhalten vorliegt, dem Gericht zukommt und 
daß der Wortlaut der Polizeiverordnung in dieser Richtung für das Gericht 
nicht bindend sei, wird es notwendig sein, eine erneute Entscheidung des 
Obergerichtes über diesen Pankt herbeizuführen. 


:< ) Bekanntm. d. Reichskanzlers vom 7. August 1907 betr. Nachrichten' 
Austausch über ansteckende Krankheiten zwischen Deutschland und Belgien 
(Min.-Bl., S. 444). 

"O Min.-Erl. vom 25. März 1905 betr. Bereitstellung von Baracken durch 
das Rote Kreuz bei Epidemien (Min.-Bl., S. 175). 

;6 ) Min.-Erl. vom 2S. Sept. 1909 betr. Ausdehnung der Anzeigepflicht 
anf Erkrankungen und Todesfälle an Milzbrand sowie den Verdacht (Min.-Bl. 
1910, S. 1421. 

*) Vergl. Anweisung, Heft S, Milzbrand, S. 43. 

-) Vergleiche § S4, letzter Satz der alten Dienstanweisung und § 8 der 
Ausftthrungsbestimmungen zum Landesseuchengesetz vom 15. September 19^6, 
wonach nicht zu weitgehende Maßregeln angewendet werden sollen (Bef.). 
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Ii { 4 is; sei der L^z-zz: ,\ erschieiiue Arzneimittel im eines 
Bei Liter nufzubewahren, ist verboten.* Die weitere Fassung entspricht dem 
^c o uni 7 der a:ten Verordnung. 

Gamm reu ist der jetzige $ 7: ,Auf den Umhüllungen oder Gefaben, 
im demem die Abuat-e von Arrceirziuein erfelgt. ist srätestems bei der 
Afczabe der deztsche Nase des darin abgegebenen Arxneisittels 
deziiick za yerzeietner. Werden Arzneisittei im abgefsdier Form vor¬ 
rätig getane;!, so süsse a sie übersichtlich georlzer, ohne daö jedoch ein¬ 
reihige Azfrteliung erforderli.h ist. Tor Srazb geschützt azfoewahrt werden 
zmd azf jedem einzelnen Geliiü oder jeder sonstigen Packung die deutliche 
deztsche Aufschrift des Inhaltes tragen.* 

Dieser § 7 stellt die einschneiden st e Verordnzng gegenüber der 
früheren Pclizei?erordnzrg dar zrd ist in seinen Wortlaut gc»iD gocignti. 
vielen üiästäeien entgegen zu treten. In der Praxis w rd dies freilich nicht 
in dem gewoaten Maze der F»11 seie. I*a der deztsche Name des abgegebenen 
ArmeiiLiitels ert sräterters bei der Abgare zu verzeichnen ist, bieiM es 
immer vom güten Willen des Abgebenden abhängig, ob er dieser Pesttniirnrg 
nachkommt ; denn fehlende Bezeichnungen kennen bei der Revision nicht 
beanstandet werden. Es ist sehr die Frage, ob die Geschäftsinhaber dies tun 
werden. Wenn z. B. — wie es bei einer Revision hier der Fall war — 
bei einem Drogisten, der nicht im Besitz der Gifrkonzession ist, Kieesaii ge¬ 
fordert und statt dessen (wie festgestellt wurdet Kleesalzersatz, d. fc. Acid. 
tartaricom verabfolgt wurde, so ist kaum aczunehmen, dso er auf die Im- 
huilung ^Weinsteinsäure* schreiben wird. Er wird es vorziehtn, die Bezeich¬ 
nung zu vergessen. 

Auf der anderen Seite gibt aber dieser Paragraph im Absatz ‘J eine 
Handhabe, um den teilweise hochtönenden Bezeichnungen abgefas>ter Arzrei- 
mittel in Droeenschranken ein Ende zu machen, unter denen besonders das 
» »megaversnndhaus sich auszeichnet. Bezeichnungen, wie Embrocation -die 
Einreibung), Alacet (essigsaure Tonerdei, Burgunder Tropfen (statt Franz¬ 
branntwein!, BeruhigUDZstropfen (Baldriantropfen^ »Omega Babysaft (Feigen- 
eaft), die also den Inhalt ^ 7.‘2i nicht deutlich kennzeichnen, werden v 
Zukunft nicht meür zulässig sein. 
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Der § 8 hat ebenfalls einen wichtigen Zusatz erhalten. „Unter 
Bezeichnungen, die Im Deutschen Arzneibuch für Waren bestimmter Art ange¬ 
führt sind, dürfen Waren anderer Art nicht feilgehalten, verkauft oder Bonat 
an Andere überlassen werden,“ d. h. es darf z. B. Knöterichtee nicht mehr, 
wie es bisher vielfach geschah, als Knöterichbrustee bezeichnet werden, weil 
„Brusttee“ nach dem Deutschen Arzneibuch ein bestimmtes Gemisch darstellt, 
das auch nur in Apotheken abgegeben werden darf. Ferner darf unter dem 
Namen „Brustpulver“ nicht mehr, wie jetzt fast allgemein, „Pulv. Fol. Sennae“, 
oder für „St. Germaintee“ Fol. Sennae concisa, oder für „Kinderpulver“ 
Magnesia carbonica oder usta abgegeben werden. 

Im § 9 ist auffälligerweise fortgelassen, daß das Becht der Probe¬ 
entnahme, wie in der alten Verordnung „ohne Entschädigung“ zusteht. 
Es Ist daher nicht ausgeschlossen, daß die Drogisten in Zukunft die Bezahlung 
der Proben verlangen werden. Sollte ihnen hierin Becht gegeben werden, so 
werden die Polizeiverwaltungen der Kosten wegen zur Entnahme von Proben 
zwecks Untersuchung nur noch ungern zu haben sein. 

$§ 10; 12 und 13 sind für die Bevision ohne Bedeutung. 

Der § 11 entspricht dem früheren § 10, wonach auf Geschäfte, die 
ausschließlich Großhandel treiben, die Vorschriften keine Anwendung 
finden. Die Beibehaltung dieser Bestimmung war notwendig, da sonst seitens 
der Drogisten größere Vorratsräume einfach für Bäume für den Großhandel 
erklärt werden würden, wie dies ja bisher schon immer versucht worden ist. 
Wenn der Droglstenverband gegen den Wortlaut dieser Bestimmung bei dem 
Herrn Minister vorstellig geworden ist,. so ist dringend zu hoffen, daß dem 
Gesuche keine Folge gegeben wird, da sonst — wie auch der Ausschuß der 
Handelskammer in Liegnitz zugibt — eine ersichtliche Trennung zwischen 
Groß- und Kleinhandel unmöglich ist. Die Beibehaltung des Wortes „aus¬ 
schließlich“ ist daher notwendig. 

Ueber den Begriff „Großhandel“ ist von Interesse eine Entscheidung 
des Obersten Landesgerichts München vom 19. Juni 1908 (Str.-G.): „Ein 
wesentliches Merkmal des Großhandels und zwar auch des Großhandels mit 
Arzneien, ist darin zu erblicken, daß im Zwischenhandel und nicht un¬ 
mittelbar an Konsumenten zur Befriedigung ihres Gebrauchsbedürfoisscs ver¬ 
kauft wird. Verkauft ein Großhändler seine Waren in kleinen, dem Bedürf¬ 
nisse des Käufers angepaßten Mengen unmittelbar zur Gobrauchsanwendung, 
so betreibt er neben seinem Großbandolgeschäfte den Kleinhandel und unter¬ 
liegt den für den Kleinhandel maßgebenden Vorschriften.“ So sehr man dieser 
Auslegung wird beistimmen köanen, ist sie doch nicht geeignet, jeden Zweifel 
za beheben. Eine eindeutige Auslegung ist nur dann möglich, wenn unter 
Großhandel der Verkauf an andere berechtigte Wiedcrvcrkiiafcr zu verstehen 
ist und diese Begriffsbestimmung in die Pol.-Verordnung aufgenommen würde. 

Die zu der Polizeiverordnung ergangene „Anweisung 4 * für die Aus¬ 
führung der Besichtigungen hat ebenfalls verschiedene Abänderungen 
erfahren: In Ziffer 1 ist das Wort „Drogen“ hinzugefügt, während es früher 
nur hieß „Arzneimittel, Gifte oder giftige Farben.“ Ferner heißt es nicht 
mehr: „die Verkaufsstellen sind in der Regel alljährlich einmal unvermutet 
zu besichtigen“, sondern sie Bind „unvermuteten Besichtigungen zu unter¬ 
ziehen.“ Der folgende Absatz führt aus, daß alle die genannten Handlungen 
wenigstens einmal jährlich, nach Bedarf aber auch häufiger zu besichtigen 
Bind, besonders solche, wo die gen. Waren allein oder vorzugsweise feilge- 
halten werden und solche, deren letzte Besichtigung gröbere Mängel ergeben 
haben oder deren Geschäftsbetrieb das Vorhandensein von Vorschriftswidrig- 
koiten vermuten läßt. Jährlich mindestens einmal sind auch die Drogen¬ 
schränke zu besichtigen. Dagegen — und dies stellt eine Abänderung 
dar — können kleine Handlangen ohne Drogenschränke innerhalb 
eines Zeitraumes von 2, ausnahmsweise auch von 8 Jahren besichtigt werden. 
Uebor den Besichtigungsplan, in dem bestimmte Termine nicht festge¬ 
setzt werden dürfen, hat sich die Ortspolizeibehörde zu Beginn jeden Jahres 
mit dem Kreisarzt ins Einvernehmen zu setzen. Es dürfte sich mehr 
empfehlen, für den ganzen Kreis sich mit dem Land rat ins Einvernehmen 
zu setzen, als mit den einzelnen Amtsvorstehern. 
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Abgeäadert ist weiter die Bestimmung in Ziffer 2: Während früher 
die Besiehtigong daroh die OrtspolizeibehOrde unter Mitwirkung eines appro¬ 
bierten Apothekers and „soweit tunlich* unter Zuziehung des zuständigen 
Kreisarztes za erfolgen hatte (an seinem Wohnort war der Kreisarzt schon 
immer znzaziehen), erfolgen jetzt alle Besichtigungen unter Mitwirkung des 
Kreisarztes und ist auf dessen Erfordern zu der Besichtigung größerer Hand¬ 
lungen ein approbierter Apotheker zuzuziehen. Bei der Besichtigung größer ei 
Handlungen ist auch der Apotheker unentbehrlich. Entgegen dem Wunsche der 
Drogisten, den Apotheker bei den Besichtigungen auszuscbalten und dafür 
einen Drogisten zuzuziehen, hat sich auch der hiesige Handelskammerausschuß 
auf den Standpunkt gestellt, daß der Apotheker keineswegs auszuschalten, 
aber ihm die Revision nicht allein zu übertragen sei. Von letzterem ist nach 
der jetzigen Verfügung nur beschränkt die Rede. Wenn aber der Handels¬ 
kammerausschuß sich auf den Standpunkt stellt, es sei am zweckmäßigsten, 
wenn jedesmal auch noch ein Nahrungsmittelchemiker hinzugezogen würde, 
so ist wirklich nicht einzusehen, zu welchem Zwecke, ganz abgesehen davon, 
daß die Kosten dadurch wieder erhöht würden, während die jetzigen Aus- 
führungsbestimmungen den Zweck der Herabsetzung der Kosten deutlich er¬ 
kennen lassen; es werden auch soviel staatlich geprüfte Nahrungsmittelchemiker 
(und nur solche konnten in Frage kommen) garnicht zu haben sein. Schließ¬ 
lich würde den Nahrangsmittelchemikern, da ihre sonstige Tätigkeit auf einem 
ganz anderen Gebiet liegt, auch die Kenntnis der geltenden Bestimmungen 
fehlen; es würde ihnen auch die Zeit mangeln, sich mit den fortwährenden 
neuen Versuchen der Drogisten, die Bestimmungen durch geniale Erfindung 
neuer Zubereitungsformen zu umgehen, zu beschäftigen. Gerade in dieser 
Hinsicht maß an der Zuziehung des Apothekers festgehalten 
werden. Dagegen kann in geeigneten Fällen seitens der OrtspolizeibehOrde 
von der Beteiligung des Kreisarztes „mit dessen Einverständnis* abgesehen 
werden und statt seiner ein approbierter Apotheker beteiligt werden. Von 
dieser Bestimmung Gebrauch zu machen, wird sich nicht empfehlen, weil der 
Kreisarzt über die Arzneimittelhandlungen seines Kreises iniormiert sein muß. 
Es empfiehlt sich auch nicht in Interesse der OrtspolizeibehOrde wegen der 
Kosten, die bei Zuziehung eines Apothekers sich hoher stellen werden; 
denn die Besichtigungen an Orten außerhalb seines Wohnortes soll der Kreis¬ 
arzt „tunlichst“ gelegentlich der Anwesenheit aus anderer Veranlassung vor¬ 
nehmen. Bei Gelegenheit der Orts- und Schulbesichtigungen erscheint dies 
allerdings ausgeschlossen, da dann, abgesehen von der Zeit, von einer unver¬ 
muteten Besichtigung keine Rede sein kann. Es werden sich aber andere 
Gelegenheiten fiaden (Feststellung übertragbarer Krankheiten, Apotheken- 
musterungen, Revisionen von Krankenhäusern u. a.), wo dies möglich ist. Da 
der Kreisarzt sich außerdem vorher mit mehreren Ortspolizeibehörden in Ver¬ 
bindung setzen kann, so werden sich für ibn Rundreisen ermöglichen 
lassen, zu denen der Apotheker nicht gezwungen werden kann. 

Im übrigen sind in der Anweisung zur Besichtigung gegen früher keine 
Aenderungen eingetreteu, besonders ist der Min.-Erlaß vom 6. Juli 1898 über 
die Beaufsichtigung der Drogenschränke (Reg.-Verf. vom 13 August 
1898 P. 12260), sowie die Reg.-Verf. vom 24. Februar 1904 Pa. 966 über die 
Besichtigung von Drogenschränken nach wie vor giltig. 

Mit Rücksicht auf die Abänderungen in der jetzigen Polizeiverordnung 
ist aber auch eine Abänderung der bisherigen Niederschrift über die Besichti¬ 
gungen notwendig, wozu ich einen Entwurf aufgesetzt habe. 

2. Apothekenbesitzer Dr. Jedamski-Liegnitz, pharmazeutischer 
Kommissar, Mitberichter statt er: Unter Kosmetik versteht man allgemein die 
Schönheitspflege am gesunden Körper, unter kosmetischen Mittel also Mittel 
die zur Reinigung, Pflege oder Färbung der Hant, des Haares und der Mund¬ 
höhle am gesunden Körper bestimmt sind. Derartige Zubereitungen dürfen 
such der Kaiserlichen Verordnung auch zu Heilzwecken außerhalb der Apotheken 
▼erkauft werden, doch muß das Mittel seinem Wesen nach auch ein echtes, 
wirkliches Kosmetikum sein. 

Das Deutsche Arzneibuch weist nun unter der Zahl seiner Arzneimittel eine 
10°fotige Borsalbe und 10°/otige Zinksalbe auf. Obwohl dies ausgesprochene 
Arznei- und Heilmittel sind — denn Vorschriften für kosmetische Präparate 
findet man außer Goldcream, dessen Verwendungsweise jedoch beiden Zwecken 
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dienen kann, im Deutschen Ärsneibuch nicht vor — werden doch die beiden 
Salben seitens vieler Drogenhandlnngen unter der Bezeichnung des Kosmeticums 
feiigebalten und ihre Freiverkäufiichkeit auch von vielen Gerichten anerkannt. 

Wenn diesen Entscheidungen auch Urteile, z. B. Breslau und KBln 
gegenüberstehen, welche die genannten Salben als nicht freigegebene Heil¬ 
mittel bezeichnen, so muß man sich doch über die freisprechenden Urteile 
wundern, weil sie mit den Absichten des Gesetsgebers in offenbarem Wider¬ 
spruche stehen. Denn wenn die Kaiserliche Verordnung beide Mittel als frei¬ 
gegeben betrachtet wissen wollte, so hätte sie in Ziffer 10 des Verzeichnisses A 
Bor- und Zinksalbe als Ausnahmen aufgeführt, ebenso wie Goldcream und 
Papp eis albe. Weil sie aber die Mittel ausdrücklich nur zum Gebrauch für 
Tiere freigegeben hat, beweist dies doch, daß sie zum Gebrauch für Men¬ 
schen nicht freigegeben sind. 

Es sind bei Drogenrevisionen im hiesigen Bezirk auch häufig Blech- 
schachteln mit dem Aufdruck Zink- oder Bortoillecream gefunden worden, 
weshalb es im Interesse der. Revisoren liegen mußte, den Inhalt näher kennen 
au lernen. Die von Herrn Apotheker Dr. Hoff mann-Görlitz ausgeführten 
Untersuchungen haben einwandfrei iestgestellt, daß diese Creams in ihrer 
Zusammensetzung den Salben des Deutschen Arzneibuchs entsprechen; man 
muß sich deshalb fragen, ob der Verkäufer berechtigt ist, ein ausgesprochenes 
seine Arznei- und Heilmittel zu einem Cream zu stempeln, um dadurch womöglich 
Freiverkäufiichkeit als Kosmeticum herbeisuführen. Meines Erachtens nach 
nicht. Das Mittel muß, wie bereits erwähnt, auch seinem Wesen naoh ein 
Kosmeticum bleiben. Es ist in der Zusammensetzung des Deutschen Arsnei- 
buchs aber ohne Zweifel dem freien Verkehr entzogen, wie es auch das 
Oberlandesgericht Köln in seinem Urteil vom 8. Oktober 1909 bestätigt hat, 
und als Kosmeticum höchstens dann zu betrachten, wenn es nur einen 1—2°/o 
Zusatz des Arzneistoffs aufzuweisen hat. 

Keine Bestimmung des Textes der Kaiserlichen Verordnung hat zu 
solohen Erörterungen, Gutachten und gerichtlichen Entscheidungen geführt, 
wie die Frage der Destillate. Während zuerst viele Gerichte diese Zuberet- 
tungsform für zulässig erachteten, haben neuerdings viele Ober-Landes- und 
Landesgerichte, s. B. Celle, Posen, Breslau, Kiel, Göttingen, Liegnitz u. n. mit 
dem Grundsatz der unbedingten Freiverkäufiichkeit gebrochen. Es sei mir 
gestattet aus diesem Großen „Für und Wider“ nur zwei der neuesten Urteile, 
die von Kiel und Liegnitz, herauszunehmen und an der Hand derselben den 
Hergang einer Destillation vor Augen zu führen. Physikalisch ist eine 
Destillation ein Vorgang, bei dem Flüssigkeit in Dampfform und diese durch 
Abkühlung in Flüssigkeit wiederum überführt wird. Praktisch ist der Vor¬ 
gang bei einer Destillation folgender: Kräuter, Blüten, Blätter, Wurzeln 
und dergl. mehr, werden in einem Destillierkolben oder einer Destillierblase 
mit Wasser und Weingeist übergossen und mehrere Stunden unter wieder¬ 
holtem Umrühren stehen gelassen. Hierdurch werden die in den Pflanzen 
befindlichen ätherischen Oele, wie auch Färb- und Extraktivstoffe in der 
weingeistigen Flüssigkeit gelöst. Bei der folgenden Destillation findet nun 
eine Trennung der gelösten Stoffe statt, indem die wirksamen flüchtigen mit 
dem Spiritus über destillieren, und die nicht flüchtigen unwirksamen, nämlich 
Färb- und Extraktivstoffe Zurückbleiben. Wesentlich bleibt das Produkt vor 
wie nach der Destillation dasselbe. Das Oberlandesgericht Kiel sagt daher 
in seiner Entscheidung vom 5. Februar 1910, daß, wenn durch die Destilla¬ 
tion eine wesentliche Veränderung der früheren Zusammensetzung der 
Flüssigkeit nicht herbeigeführt wird, das Gemisch troz der Destillation 
nicht anders zu behandeln ist, wie das vor der Destillation; es unterliegt 
daher dem Apothekenzwang nach Nr. 5 des Verzeichnisses A der Kaiserlichen 
Verordnung. Würde dagegen das unterworfene Material durch den Vor¬ 
gang der Destillation eine chemische Veränderung erfahren, wie z. B. im 
Splr. aether. nitros., so liegt ein neuer, einheitlicher Stoff vor, gegen dessen 
freie Abgabe keine Bedenken zu erheben sind. 

Das oben erwähnte Landgerichts-Urteil in Liegnitz vom 30. April 1910 
nimmt dagegen in dieser Frage einen ganz neuen Standpunktein. Es sagt, die 
Destillation führt nicht sofort zu einem verkaufsfertigen Destillat. Es fließen 
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sulchet die leichter Aussigen, also der Weingeist nnd die ätherischen Oele, 
später die schwereren flüchtigen 8abstansen — des Wasser — in der Vorlage, 
wobei man beobachten kann, wie das Wasser in Streifen oder Schliefen den 
Weingeist dnrehsieht and untersinkt. Es bedarf, bevor es gleichartig ist, 
einer sorgf&ltigen, nachtrlglichen Durchmischen g, die durch 8chütteln, Bühren 
uw. erfolgen kann. Die Durchmischung erst fuhrt sum „flüssigen Gemisch“ 
usd wire dann dieses nach Absatz 5 des Verzeichnisses A der Kaiserlichen 
Verordnung vom freien Verkehr ausgeschlossen. 

Zam Schluß möchte ich bei dem Thema der Destillate noch auf einen 
Uebelstand hinweisen, der bei Besichtigungen öfters Anlaß su Beanstan¬ 
dungen gibt, nfimlich die Bezeichnung einiger gangbaren, dem freien Ver¬ 
kehr entzogenen Tinkturen wie Essenzen, z. B. Essent. amar., Ess. Cinnam. 
In Wirklichkeit sind dies Auszüge und Mittel zur Heilung und Linderung 
von Magenkrankheiten, Blutungen usw. Das Medizinalkollegium der Provinz 
Schlesien hat sich darüber in seinem Gutachten vom 18. Febraar 1904 ein¬ 
gehend geäußert und solche Essenzen übereinstimmend mit dem Landgericht 
Kattowitz (Urteil vom 7. März 1904) vom freien Verkehr ausgeschlossen. 

Eine neue Kaiserliche Verordnung ist in Vorbereitung; hoffen wir, daß 
sie uns durch ein positives Verzeichnis, oder was vielleicht noch besser wäre, 
durch eine präzisere Fassung der jetzigen Verordnung Klarheit bringt und 
alle jetzt herrschende Zweifel behebt. 

Demonstration: Zur praktischen Vorführung an aufgestellten Appa* 
raten gelangten die Destillate von Senfspiritus und die Gegenüberstellung 
einen Spir. Meliss. comp, oder Karmelitergeistes, sowie der Bexschen 
Husteatropfen vor wie nach der Destillation. 

Diskussion: Auf den Wunsch des Vortragenden nach dem Erlaß eines 
positiven Verzeichnisses „der dem freien Verkehr überlassenen Arznei¬ 
mittel in der Kaiserl Verordnung erwidert der Herr Ministerialkommissar 
daß der Zentralleitung die Gründe, die für ein positives Verzeichnis sprechen, 
sehr wohl bekannt sind. Vielleicht sei eine Entscheidung des Kammergerichts, 
die die in § 4 der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 vorgesehene 
Ermächtigung des Beichskanzlers, „weitere, hm einzelnen bestimmt zu bezeich¬ 
nende Zabereitungen, Stoffe und Gegenstände von dem Feilbalten nnd Ver¬ 
kaufen außerhalb der Apotheken ausznschließen“, für ungültig erklärt, ge¬ 
eignet, den Erlaß eines positiven Verzeichnisses zu beschleunigen. 

Uebrigens sei der Sitz der Bearbeitung dieses Verzeichnisses nicht das 
Medizinalministerium allein, sondern es kommen noch das Ministerium des 
Innern und das Handelsministerium mit in Frage. Auch die anderen Bundes¬ 
regierungen müßten gehört werden. 

Bei der Besprechung einer Entscheidung des Amtsgerichts Görlitz, 1 ) das 
in dem Vorrätighalten von Webers Alpenkräutertee in einem Vorrats¬ 
raum kein Feilhalten, d. b. keine Uebertretung der Kaiserlichen Verordnung 
erblickt hat, entspinnt sich eine sehr lebhafte Debatte, an der sich die Herren 
Erdner, Tb. Meyer, Schreber, Erbkam u. a. beteiligen, über die Be¬ 
griffe „Vorrätighalten und Feilhalten“. Hierbei wird von dem Herrn 
Ministerialkommissar zur 8prache gebracht, daß das Gericht allerdings 
die Aufgabe hat, nachzupiüfen, ob eine Polizeiverordnung gültig ist oder nicht. 

Eine Anfrage aus der Versammlung, ob mit der Bezeichnung „Tierheil¬ 
mittel“ versehene Abgabegefäße in den Drogenbandlungen vorrätig sein 
müssen, beantwortet der Vorsitzende Geh. Dr. Schmidt, dahin, daß hier¬ 
für der § 7 der Polizeiverordnung maßgebend sei, d. h. es stehe dem Geschäfts- 
iahaber frei, diese Bezeichnung auf einem dem Käufer mit dem Tierheilmittel 
auazubändigenden Abgabegefäße erst bei der Abgabe zu befestigen. 

Im übrigen hob er anerkennend hervor, daß die Kreisärzte die in frü¬ 
heren Versammlungen und gelegentlich der Apothekenbesichtigungen von ihm 


*) In dem betreffenden Erkenntnis aus dem Jahre 1910 heißt es: 
„Eia Vorrätighalten von Alpenkräutertee in den Lagerräumen, welche dem 
Publikum nicht angängig sind, kann als „Feilhalten“ im Sinne des Gesetzes 
nicht angesehen werden“. Damit wird der wichtige Absatz 3 des § 1 der in 
Bede stehenden Polizei Verordnung vom 3. März 1910 hinfällig. 
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erteiltes Anweisungen über die sweckmlßigste Art des Verfahre« bei der 
Besichtigung von Drogenhandlangen fleißig and wirksam aasgeftthrt haben. 
Wegen dieser Art des Vorgehens gegen die Drogisten sei er selbst in der 
Zeitschrift „Der Drogenhändler* wiederholt persönlich angegriffen worden, 
dabei sei der Aasdrack „Kesseltreiben“ gefallen; die Herren Kreisärzte möchten 
sich aber nicht abhalten lassen, an der Hand der neuen Polizei Verordnung 
und der abgeänderten Anweisung auch fernerhin mit Nachdruck dem viel¬ 
fach aufgedeckten gemeingefährlichen Geschäftsbetriebe zahlreicher Drogisten 
bei ihren Revisionen entgegenzutreten. Natürlich könne erst die Erfahrung 
lehren, wie sich die neuen Bestimmungen bewähren würden; dazu gehöre eine 
gewisse Zeit. Das sei auch einer der Gründe, weshalb die Apothekenrevi¬ 
sionen im abgelaufenen Jahre sich in der Besichtigung von Drogenhandlangen 
eine große Beschränkung auferlegt hätten. 

Eine weitere Anfrage, wie bei Geschäften zu verfahren sei, die an¬ 
geblich ausschließlich Großhandel, daneben aber noch tatsächlich Kleinhandel 
betreiben, bemerkte der Vorsitzende: es sei Sache des Kreisarztes, der 
Polizeibehörde hierfür die Beweise irgendwie zu erbringen und auf Grund 
deren die Vornahme der Revision auch solcher Drogengeechäfte zu fordern, 
im Ablehnungsfälle aber sich beschwerdeführend an den Herrn Regierungsprä¬ 
sidenten zu wenden. 

V. Sonstiges. Mit Rücksicht auf die nur noch kurz bemessene Zeit — 
es war inzwischen 4 Uhr geworden — wurden weitere Fragen nicht aufge¬ 
worfen. 

Der Vorsitzende dankte dem Herrn Ministerialkommissar für seine 
wirksame Beteiligung an den Diskussionen und für die vielfach gegebenen 
Erläuterungen und Belehrungen, während der Herr Kommissar hervorhob, 
daß er im Sinne seines Auftraggebers handle, wenn er bemüht gewesen sei, 
die Beziehungen zwischen der Zentralinstanz und den Herren Medizinalbeamten 
des Bezirks zu beleben und durch gegenseitige Aussprache zu fördern. 

Hierauf erklärte der Vorsitzende die Verhandlung für geschlossen. 

Der Herr Ministerialkommissar besichtigte danach das vom 
Vaterländischen Frauenverein begründete und unterhaltene Augusta-Vik- 
toriaheim in der Feldstraße (Karthausvorstadt, rechtes Katzbachufer) in 
Begleitung des Reg.- u. Medizinalrats und des gegenwärtigen Arztes der 
Säuglingsfürsorgestelle Dr. Sueßmann. 

Hieran schloß sich ein gemeinsvmes Mahl in den Räumen der Ressource 
zu dem sieh der Herr Medizinalkommissar und fast sämtliche Teilnehmer an 
der Medizinalbeamtenversammlung eingefunden halten. 

Dr. Schmidt-Liegnitz. 


Bericht über die Oberfrftnkische Kreisversammliuig des 
Bayer. Hedlzlnalbeamt«-ii • Vereins am SO. April 1011 in 

Knlmbach. 

Besucht von 21 Mitgliedern. 

Der Vorsitzende, Bezirks-Arzt Or. Dietsch-Hof, begrüßt die An¬ 
wesenden, speziell Herrn Regierungs- und Mediziaalrat Dr. Obermayr- 
Bayreuth. 

I. Schularztfrage. Bez.-Arzt Dr. Sölch erstattet hierüber ein ein¬ 
gehendes Referat und stellt den Antrag, an die Königl. Regierung von Ober¬ 
franken die Bitte zu richten, daß in tunlichster Bälde bei den Bezirksämtern 
und anmittelbaren Städten die Aufstellung von Schulärzten angeregt wird und 
zugleich gewisse Lei^ätze aufgestellt werden. — Herr Reg.- u. Med.-Rat Dr. 
Obermayr ist der Ansicht, es sei die Hauptsache, daß überhaupt Schulärzte 
vorhanden sind; in erster Linie Bollen die Amtsärzte eintreten; als Ent¬ 
schädigung sei 50 Pfennig pro Kind anzunehmen. Für den Distrikt Bayreuth 
kann derselbe ganz bestimmte finanzielle Daten angeben. Die Organisation 
soll zunächst möglichst einfach sein: jährlich einmalige Untersuchung derneu- 
eintretenden Schüler, eventuell auch noch der aastretenden und derjenigen, 
bei welchen sich nach Beobachtung und Bericht des Lehrers die Notwendigkeit 
dazu ergibt. Die weitere Ausgestaltung würde sich von selbst ergeben, — 
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Der Distrikt Bayreuth hat 1910 82 Schalen mit 621 neaeintretenden Schülern, 
sodfcB aat jede Schale rand 16 nea eintretende kommen (Höchstzabl 28); demnach 
wtrden die Kosten 260 H. betragen, oder verteilt aal Gemeinden and Distrikt je 
ISO M., and durchschnittlich 4*/« M. pro Gemeinde, ittr die größte Schale mit 28 
Neaeintretenden nar 14 M. — Der Anregung des Beferenten entsprechend soll an 
die Bezirksämter eine Begierungs-Entschließung hinaasgegeben werden. — Er 
hält es für wünschenswert, daß die Organisation and Durchführung im Kreise 
Oberfranken jetzt schon beginnt, und dankt den Amtsärzten für ihre Opfer* 
Willigkeit in dieser Sache. Ueber die Form der Fragebogen für die 8chüler- 
nstersachangen soll nach den Wünschen der Hehrheit der Amtsärzte noch 
entschieden werden. — Dadurch, daß aof dem Lande Schalärzte eingeführt 
werden, würde indirekt nach auf die Städte ein Drack aasgeübt. 

Der Vorsitzende sowie Landgerichtsarzt Dr. Miller weisen nochmals 
darauf hin, daß zunächst die Organisation möglichst einfach and billig sein 
müsse, and daß sich ein Zusammengehen mit den Lehrern empfehle. Dr. Miller 
verbreitet sich Übei; die Erfahrungen, die er bisher machte mit der Unter* 
Buchung der Kinder der Hilfsschale in Hof. 

Angenommen wird Antrag Dr. Obermayr: 

„Die in Kalmbach versammelten Amtsärzte des Kreises Oberfranken 
wollen der Einführung der Schulärzte sofort näher treten und die Sache 
bereits bei den nächsten Distriktsversammlangen znr Beratung za bringen 
suchen.“ 

II. Antrag Schiitz-Vilsbibarg betr. die geplante Unterstellung der 
Amtsärzte unter die ärztl. Ehrengerichtsordnung (s. Aerztekammerverhand* 
langen). 

Nach einer Diskussion Uber diesen Gegenstand, an der sich die Bezirks* . 
inte Dr. SOleh, Dr. Dietseh, Dr. Schneller and Beg.* a. Med.-Bat 
Dr. Obermayr beteiligen, wird Antrag Schütz abgelehnt, dagegen zage* 
stimmt dem Antrag Obermayr and damit dem Beschloß der Oberfränkischen 
Aerztekammer: 

„Die Medizinalbeamten des Kreises Oberfranken schließen sich dem Be¬ 
schlösse der Aerztekammer von Oberfranken an, welcher lautet: Dem 
Schiedsgerichte unterstehen alle Mitglieder des Bezirksvereins; dem Ehren¬ 
gerichte unterstehen aach die Amtsärzte and die Militärärzte, soweit es 
sich am die Aasübang der ärztlichen Praxis handelt.“ 

HL Erleichterung der Bedingungen der Gewähr der Reiehsbeihilfe 
flr Kriegsteilnehmer spez. von 1866 and 70/71. 

Ein diesbezüglich geplanter Antrag des Vorsitzenden Dr. Dietseh ist 
indessen erledigt durch Entschl. des Staats-Min. d. Inn. vom 11. April 191 f 
(s. Amtsblatt 14 vom 20. April, Beihilfe für Kriegsteilnehmer betr.). 

IV. Amtsärztliches Zeugnis für Kraftwagenlenker besonders bezüg- 
lleh Sehvermögen. 

Vorsitzender Dr. Dietseh demonstriert den Nachweis von Farben¬ 
blindheit and Astigmatismus mittels einfachster Hilfsmittel, d. h. farbiger 
Pappscheibchen rotierend an Nadel. Er hält es für wünschentwert, daß man 
bezüglich der Sehschärfe bei Beruf«fahre» prüft mit binokularem Sehen; we¬ 
nigstens ein Auge solle volle Sehschärfe ohne Korrektur haben, während der 
Nachweis von */s Sehschärfe dann für das andere Auge nicht verlangt wird 
(bisher macht z. B. Sehschärfe '/s und */ 6 untauglich). Von anderer Seite, 
Landgerichtsarzt Dr. Miller, wird entgegengehalten, daß die Vorschriften 
entnommen sind den Vorschriften für Lokomotivführer und daß man nicht von 
dem Verlangen 2 /s Sehschärfe für jedes Auge abgehen kann im Interesse der 
Betriebssicherheit für den Fall, daß dem einen Auge etwas passiere. Gerade 
bei dem Bernfschauffeur seien die Anforderungen an die Augen sehr hoch zu 
stellen. Dagegen könne man von Astigmatismus ganz abgesehen, denn schon 
eine Spur desselben setze die Sehschärfe kolossal herab. — Demgemäß spricht 
sich die Versammlung dahin aus, daß man von den hohen Anforderungen, 
welche für Berufschauffeure an die Sehkraft beider Augen gestellt werden, 
nicht abgehen kann. 



130 Bericht aber die Oberfräukisohe Kreisveisammlung. 

V. Massnahmen gegen die Öffentliche Ankündigung nnd den Tertrleb 
von sogenannten Blntatockungsmltteln. 

Vorsitzender Dr. Dietsch weist an! den Unfug in der Presse hin, der 
mit Ankündigung von Mitteln zur Begelung der Menstruation getrieben wird; 
in Wirklichkeit handele es sich um weiter nichts als um Anpreisung von Ab* 
treibungsmitteln. Wenn es sich auch bei einer großen Zahl der angeprieseaen 
Mittel (Femina-Tee, Menstrualtee usw.) um harmlose, schwindelhafte Mittel 
handle, so sei deren Anpreisung doch straffällig nach Verordnung vom 
20. August 1909 mit Rücksicht auf den angebotenen Zweck. Mit den bis* 
hörigen Bestimmungen komme man gegen den Unfug nicht aus. Ernster zu 
nehmen sei die Abgabe von Iatrauterinstiften, die ein gefährliches Instrument 
darstellen. Dr. Dietsch stellt den Antrag, daß alle derartigen Mittel, die 
auf Begelung der Menstruation oder Verhütung der Empfängnis abzielen, auf¬ 
genommen werden in die Liste derjenigen Mittel, deren Ankündigung verboten 
ist; ein diesbezüglicher Antrag mOge von der Oberfränk. Kreisversammlung 
zur Landesversammlung eingebracht werden. — Dieser Antrag wird abgelehnt 
als zu weitgehend für den Kreisverband; man solle das dem Kurpfuscherei¬ 
gesetze überlassen. 

VI. Krankenhausangelegenhelten. 

Beg.-u. Med.-Bat Dr. Obermayr weist darauf hin, daß man in man* 
eben Bezirken zwar schön eingerichtete Krankenhäuser finde, aber keine 
Patienten in denselben. Um diesen Krankenhäusern einigermaßen aufzuhelfen, 
Bolle jeder Arzt seine Patienten in dieselben legen und selbständig daselbst 
behandeln können. Es werde in dieser Beziehung eine Begierungsentschließung 
an die Bezirksämter hinausgehen, damit die Sache in den Distriksratsver- 
Sammlungen vorgebracht werden kann. Sicher sei es manchem Patienten er¬ 
wünscht, wenn er im Krankenhause von dem Arzte seines Vertrauens behan¬ 
delt wird. Wenn auch — worauf hingewiesen wird — durch derartige Maß¬ 
nahmen da und dort schon Konflikte zwischen den Aerzten entstanden, so sei 
diese Maßnahme doch im Interesse der Krankenhäuser höcht wünschenswert, 
soweit eben durchführbar. 

VII. Bekämpfung der Tuberkulose (s. Min.-Erlaß vom 29. März 1911 
über die Bekämpfung der Tuberkulose). 

Beg.-u. Med.-Bat Dr. Obermayr empfiehlt, in allen denjenigen Be¬ 
zirken, in welchen Fürsorgestellen noch nicht existieren, die Gründung von 
solchen vorzunehmen. In einem Abschnitt des obigen Min.-Erl. heißt es: „wo 
praktische Aerzte zur Uebernahme von Fürsorgesteüen nicht zu gewinnen 
sind, können dieselben auch von Amtsärzten übernommen werden.“ Dabei 
müßte jedoch unbedingt für die Beihilfe gut ausgebildeter Landkranken- 
Pflegerinnen gesorgt werden. Auch die Beihilfe der Lehrerschaft sei wün¬ 
schenswert. Der springende Punkt sei immer wieder die Geldfrage. Die 
ärztl. Bezirksvereine sollten möglichst als Mitglied mit 5 Mark Beitrag dem 
Landesverbände beitreten, um vielleicht von diesen dann da oder dort eine 
Beihilfe za erlangen. In Oberfranken habe der Landrat für dieses Jahr eine 

S rößere Satnme sagesichert. Um möglichste Unterstützung der Fürsorgestellen 
arch unentgeltliche ärztliche Hilfe werde gebeten. Empfohlen wird auch 
die Hinausgabe des Jahresberichtes an die Bezirksämter zur Einsichtnahme, 
damit diese Kenntnis erlangen von irgendwelchen Vorschlägen des Bezirks- 
arstes usw. 

VIIL Wünsche und Anträge aus der Versammlung. 

Es wird der Wunsch geäußert, die Bundesversammlung möge möglichst 
an einem Sonntage stattfinden. 

Besirksarzt Dr. Schneller spricht dem Vorsitzenden Dr. Dietsch 
den Dank der Anwesenden aus für die Leitang der heutigen Versammlung, 
während Dr. Dietsch Herrn Beg.- und Med.-Bat Dr. Obermayr dankt für 
die rege Beteiligung an den Beratungen. 


Dr. Ernst-Hof. 



Bericht Aber die Frübjahrsver»ajnmlung des Kreises Schwaben n. Neuburg. 131 


Frühjahrs-Versammlung 

des Bayerischen medizinal-Vereins Kreis Schwaben nnd 
Nenbnrg, abgehalten am 30« April 1911 in Angsbnrg. 

Vorsitzender: Bezirksarzt Dr.QrasaL Anwesend Ober-Med.-Bat 
Dr. Bog ex; Med.-Bat Dr. Henkel* München, Landesvorsitzender nnd außer¬ 
dem 14 beamtete Aerzte. 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung beglückwünscht der Vorsitzende 
im Namen and im Aaftrage des Kreisverbandes den langjährigen and am das 
Medizinalwesen des Kreises hochverdienten Begierengsreferenten Dr. Bog er 
za seiner Ernennung zam Obermedizinalrat. Namentlich hebt der Versitzende 
hervor, daß Herr Obermedizinalrat stets jene Mitte in seinen Anordnungen 
eingebalten habe, die zam Gedeihen der Sache nötig ist. Ohne die Zügel der 
Begierung schlaff werden zu lassen, habe er doch die Individualität der beamteten 
Aerzte stets Bechnang getragen. Gerade dadurch sei bewirkt worden, daß 
Schwaben in mancher Angelegenheit, z. B. auf dem schalärztlichen Gebiete, 
namentlich aaf dem Lande, am weitesten in ganz Bayern ist. 

Die Anwesenden erheben sich zum Zeichen des Einverständnisses nnd 
der Hochachtung gegen ihren Chef von den Sitzen. 

Herr Obermedlzinalrat Dr. Bo ger dankt für die Beglückwünschung za 
seiner Ernennung. 

I. Kurzer Bericht über die Tätigkeit der Delegierten rar Begut¬ 
achtung der neuen Dienstvorschrift. 

Der Vorsitzende referierte über die Delegierten• Versammlung und 
die Laadesversammlung 1910 in Bamberg. Er trägt aus dem Entwürfe die 
hauptsächlichsten Abänderungen vor. 

An der Diskussion beteiligen sich Med.-Bat Dr. Böhm-Augsburg 
und Med.-Bat Dr. Henkel-München. 

Es wird wiederum die Frage der Honorierung der amtsärzt¬ 
lichen Zeugnisse in jenen Fällen, in denen es sich um einen Bewerber 
um eine Staatsanstellung handelt, angeschnitten. Man ist auch jetzt, wie an 
anderen Stellen und zu anderen Zeiten der einstimmigen Ansicht, daß in. sol¬ 
chen Fällen der Bewerber die Gebühr lür das Zeugnis zu entrichten hat 
benso wie solche Zeugnisse stempelpflichtig sind. 

II. Weitere Erfahrungen auf dem schuläritllehen Gebiete. 

Herr Dr. Gros-Schwabmünchen referiert über seine Erfahrungen in 
der Ausübung der schulärztlichen Tätigkeit auf dem Lande. 

Er empfiehlt mindestens zweimalige, besser dreimalige Untersuchung 
sämtlicher Schulkinder während der Schulperiode, im 1., 3. oder 4. und 7. Schul¬ 
jahr. ' Die Beschränkung der Untersuchung auf jene Schüler, die von den Lehrern 
▼orgestellt werden, sei eine ungenügende Untersnchung. Die Untersuchung 
hätte sich auf den ganzen Körper zu erstrecken. Wahrend 3 Jahre habe pur 
1 Vater die Untersuchung verweigert. Bei den Mädchen sei eine weibliche 
Vertrauensperson zuzuziehen. 

Untersuchungsarzt soll der Amtsarzt sein; in großen Aemtern soll eine 
Teilung stattfiaden. Die Oberaufsicht müsse aber bei dem Bezirksamt bleiben. 

Als Gebühr sei 80 PL für ein untersuchtes Kind angemessen. 

Herr Gros bezieht sich auf seine Veröffentlichung in der Münchener 
Medizinischen Wochenschrift. 

III. Einreihung der Amtsärzte in die Ehrenordnung. 

Vorsitzender: Für die Einreihung der Amtsärzte spreche, daß ein 

großer Teil derselben tatsächlich Praxis ausübe, daß das Zusammenarbeiten 
mit den praktischen Aerzten dadurch am meisten ermöglicht werde; dieses 
Zusammenarbeiten sei notwendig in Sachen der öffentlichen Hygiene. Solange 
der Medizinalbeamtenverein nicht offiziell anerkannt sei, sei der Umweg über 
den ärztlichen Bezirksverein, Aerztekammer und Obermedizinalratausschuß in 
manchen Dingen der allein zuverlässige und gesetzliche Weg, Anträge an die 
8taatsregierung zu bringen. Der Einfluß der Amtsärzte auf die praktischen 
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Aerxte sei bisher ein großer gewesen und bitte reichlichen Gewinn für beide 
Teile and ftr die öffentliche Hygiene gebracht 

Gegen die Einreihung spreche die Benmteneigenschnit der Amtsärzte, 
die Befürchtung, daß die praktischen Aerzte in die amtlichen Eigenschaften 
des Bezirksamtes Uebergriffe machen, die Möglichkeit einer Doppelbestrafong 
des Amtsarztes, der Vergleich mit den Militärärzten, der Zwang zur Ausübung 
der Praxis darch die Amtsärzte, welchen die neae DienstesTorschrift bringen 
werde. 

Lsndesrorsitzender Med.-Bat Henkel spricht für die Einreihung der 
Amtsärzte in die Standesordnung der BezirkBrereine. Später, wenn die 
Staatsregierung die Angelegenheit gesetzlich .[ordne, sei auch diese Frage zu 
erörtern. 

Vorsitzender hält ebenfalls den Gewinn, der aus der Einreihung in 
die Standesordnung der Bezirksrereine sich ergeben, fttr größer als den Schaden. 
Solange diese Einreihung eine freiwillige von seiten der Amtsärzte sei, Bei 
dagegen nichts zu erinnern. Bei der gesetzlichen Begelung allerdings müsse 
auf die Eigenart der Stellung der beamteten Aerzte Bücksicht genommen 
werden. 

IV. Anregungen nun der Versammlung. 

a) Augerer Kästchen. An der Diskussion beteiligen sich Ob.» Med .«Bat 
Dr. Boger, ferner Med.-Bat Dr. Böhm, außerdem Dr. Seelos, Dr. Neid* 
hart, Dr. Grassl, Dr. Drossbach. Der größere Teil von ihnen ist der 
Ansicht, daß eine zwangsweise Einführung der sog. Angerer - Kästchen durch 
eine distriktspolizeiliche Vorschrift nicht zulässig sei. Die Vorschriften über 
die Gegenstände, weiche eine Hebamme lühren müsse, seien durch K. A. V. 
geregelt, zu denen eine Unterbehörde einen Zusatz nicht machen .dürfe. Die 
Begelung dieser Angelegenheit mittels des Artikels 67, Abs. 2 des Bayer. 
P. St. G., wie dies in einigen Bezirksämtern geschehen sei, sei unzulässig, 
da nach der Kompeteazausscheidung Tom 4. Januar 1872 der Brlaß dauernder 
Vorschriften, wie es hier nötig sei, der Genehmigung der Kreisregierung 
bedürfe (Grassl). 

Demgegenüber wird erwähnt, daß in manchen Aemtern die zwangsweise 
Einführung widerspruchslos erfolgt ist. Schwierigkeiten hätte anfangs die 
Bezahlung gemacht, die nun überwunden sei. — Gegenüber der Klage, daß 
der Gummihandschuh wenig widerstandsfähig sei, erwähnt Drossbach, 
daß dieses absichtlich so sei, damit der Handschuh nicht öfters benutzt 
würde. 

b) Taberkuloseflrsorge. Diskussion Ton seiten der Herren Dr. Hag, 
Dr.Neidhart, Dr. Böhm, Dr. Schuster, Dr. Bschorer. 

Auf dem Lande sei die Darehführung einer Fttrsorgestelle sehr schwierig* 
Wenn der Tuberkulöse aus dem Besach der Fttrsorgestelle keinen finanziellen» 
Nutzen habe, bleibe er aus, wie dies auch bei der Kinderfürsorge der Fall* 
sei Die unbedingt nötige Fürsorgeschwester koste jedenfalls Geld. Dieses 
Geld durch freiwillige Vereine aufsubringen, sei besonders in kleinen Orten 
sehr schwierig; es mache sich eine Vereinsmüdigkeit bei der Bevölkerung 
bemerklich. 

V. Wahl der Vorstandscbaft. Als 1. Vorsitzender wird einstimmig 
(14:1) mittels Stimmzettel gewählt der bisherige Vorsitzende Dr. Grassl, 
als zweiter nahezu einstimmig (13:2) der bisherige 2. Vorsitzende Dr. 
Neidhart. 

Dr. Grassl-Lindau. 


Redaktion: Geh. Med.*Bat Prot Dr. Bapm und, Beg.- u. Med.-Bat in Minden L W. 

J. 0. C. Bruu, Hersoff. Kick*, n. Füreil. Bch.-L. Hofbuck druckerei in Minden. 




Berichte über Versammlungen. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte, 1911. VIII. 


Bericht Aber die amtliche Versammlnng der Sledizinal* 
beamten des Reg.-Bez. Oppeln am 5. November 1910 im 
grossen Sitzungssaal der Ktfnigl. Regierung zu Oppeln. 

Anwesend waren die Herren: Reg.-Präsident v. Schwerin, Ob.-Reg.- 
Rat Dr. Erbslöh, Reg.- u. Med.-Rat Dr. Krohne, die Reg.-Räte Dr. Negen¬ 
born and Dr. Abegg, Reg.- Baumeister Rast, der medizinische Hilfs¬ 
arbeiter bei der Königl. Regierang Kreisarzt Dr. Steiner, sowie sämtliche 
Kreisärzte, Gerichtsärzte and Kreisassistenzärzte mit Ausnahme des Kreis¬ 
assistenzarztes in Oppeln, der Assistent des hygienischen Instituts in Boathen, 
Dr. Prang and die kreisärzlich geprüften Aerzte Dr. Balz er- Czerwionka, 
Dr. Gürich-Rosenberg, San.-Rat Dr. Hartmann-(Königshütte) Nea-Heidak, 
Dr. Lemke-Domb. 

H. Reg.-Präsident v. Schwerin eröffnet am 11 ühr vormittags die 
Sitzung mit einigen Worten der Begrüßung und dem Wunsche für eine erfolg¬ 
reiche Tagung und übergibt dann die Leitung der Versammlung dem Reg.* 
u. Med.-Rat Dr. Krohne. 

Reg.- u. Med.-Rat Dr. Krohne spricht dem Herrn Regierungspräsi¬ 
denten, der seit Uebernahme der Präsidialgeschäfte im Jahre 1908 heute zum 
ersten Mal einer Versammlung der Medizinalbeamten beizuwohnen Qelegenheit 
habe, für sein Erscheinen und das den Kreisärzten bisher bewiesene Interesse 
und Wohlwollen den Dank der Versammlung aus und gibt zugleich der Ver¬ 
sicherung Ausdruck, daß die Medizinalbeamten immer bemüht Bein werden, 
den oft recht schwierigen Anforderungen ihres Dienstes gerecht zu werden. 

I. Die wichtigsten Gesichtspunkte für die Seuchenbekämpfung ln 
Oberschlesien. Reg.- u. Med.-R&t Dr. Krohne (Eigenbericht): 

Vortragender weist auf die zumal in Oberschlesien besonders wichtige 
Bedeutung der Seuchenbekämpfung hin. Von jeher war OberBchlesien 
von Seuchen bedroht, immer Preußens Seuchenecke. Drei Tatsachen be¬ 
dingen hier die ständige erhebliche Seuchengefahr: 1. Grenze Rußlands und 
Oesterreichs, von wo immerwährende Einschleppung verschiedenster Seuchen 
droht (jährlich allein über 140000 Saisonarbeiter, die hier über die Grenzen 
kommen, außerdem enormer sonstiger Verkehr von Industriearbeitern etc.) 
2. Zusammengedrängtsein einer Industriebevölkerung von fast 1 Million Men¬ 
schen auf engem Raum im oberschlesischen Industriegebiet mit allen hygie¬ 
nisch bedenklichen Folgen dieses Umstandes. 3. Geringes Kulturniveau und 
völliger Mangel hygienischen Verständnisses bei der oberschlesisch-polnischen 
Bevölkerung. 

Gegenüber den sich hieraus ergebenden Gefahren müssen die Medizinal¬ 
beamten ständig auf dem Posten stehen. Wir unterscheiden zwei Arten von 
Maßnahmen zur Seuchenbekämpfung: 

I. Die vorbeugenden Maßnahmen: 

a) Sorge für Reinhaltung der Ortschaften, für gute Wasserleitungen, Ka¬ 
nalisationen, einwandfreie Beseitigung der Abfallstoffe, Wohnungshygiene, 
Belehrung des Volkes hierüber; ferner Fürsorge für gute Krankenhäuser, 
Isolierbaracken, Desiafektionseinrichtungen etc. etc. 

alles Dinge, die rechtzeitig organisiert werden müssen, um den ständig dro¬ 
henden Seuchen gewissermaßen den Boden zu entziehen oder möglichst zu 
erschweren und zur Bekämpfung einer Seuche jederzeit gerüstet zu sein. 

b) Fortlaufende Ueberwachuug des Verkehrs der Menschen, Waren, Nah¬ 
rungsmittel, namentlich des Verkehrs mit und aus benachbarten Kreisen 
und Ländern, in denen Epidemien herrschen. 

Hier besonders wichtig aufmerksames Verfolgen des örtlichen Verlanfs 
der Cholera oder anderer Seuchen in Rußland etc. an der Hand guter 
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Karten and der amtlichen Mitteilungen über die Verbreitung der Cholera in 
Bußland (Vortragender demonstriert dies an einer großen Karte von Baßland), 
eventuell Beobachtung aller aas verseuchten oder seachebedrohten Orten 
xasiehenden Personen. Bei Pockengefahr frühzeitige allgemeine Impfangen 
etc. etc. 

II. Die nach Feststellung einzelner Fälle ansteckender 
Krankheiten bezw. beim Auftreten von Epidemien zu tref- 
fenden Maßnahmen: 

Vortragender bespricht hier alle wichtigen Bestimmungen des Reichs- 
seuchen- bezw. Landesseachengesetzes von 1900 und 1905 mit besonderer 
Beziehung anf die oberscblesischen Verhältnisse (namentlich: Schnellste Er¬ 
ledigung der Anzeigen ansteckender Krankheitsfälle durch Aerzte und Polizei¬ 
behörden; hier noch immer viel Lässigkeit! Eingehende Ermittelungen nach 
dem Herd der Seuche. Möglichst immer Isolierung im Krankenhaus«, da 
einwandfreie Absonderung in der Behausung des Kranken in Oberscblesien fast 
immer unmöglich! Doch Absonderung im Krankenhaus nur dann, wenn hier 
auch geeignete Isolierräume vorhanden, da sonst — wie 1910 im Oppelner 
Bezirk durch einen Pockenfall vorgekommen — ein ganzes Krankenhans ver¬ 
seucht werden kann usw.) 

Wichtig ist, nicht zu vergessen, daß unsere Seuchengesetze trotz 
einschneidender Bestimmungen doch durchweht sind vom Geiste möglichster 
Schonung der persönlichen Freiheit und der wirtschaftlichen und sonstigen 
Interessen des einzelnen Menschen, der Familie etc.; hierdurch viel schwierige 
Arbeit fOr den Medizinalbeamten. Notwendig ist ständiges harmonisches Zu¬ 
sammenarbeiten mit den Behörden (bei Differenzen möglichst mündliche Aus¬ 
sprache) und nach dem Grundsatz: „Fortiter in re, suaviter in modo", ener¬ 
gisches, aber taktvolles und tunlichst rücksichtsvolles Auftreten des Kreis¬ 
arztes gegenüber dem Pablikum. 

In Fällen, in denen die Reichsgesetze für die Durchführung notwendiger 
Maßnahmen nicht geeignete Handhabe bieten (z. B. Isolierung von gesunden 
Bazillenträgern u. drgl.) kann oft durch persönlichen Einfluß des Kreisarztes 
im Sinne freiwilliger Zulassung solcher Maßnahmen viel erreicht werden! 

Von großer Bedeutung ist die Kostenfrage. Besondere Aufgabe 
des Kreisarztes ist es, darauf hinzuwirken, daß in möglichst vielen Fällen 
die dem Erkrankten und der Familie durch Maßnahmen der Seuchenbekämpfung 
entstehenden Kosten (für Krankenhauspflege, Desinfektion usw.) aus öffent¬ 
lichen Mitteln gedeckt werden. 

Wird alles dies beachtet, dann dürfen wir auch auf allmähliche ver¬ 
ständnisvolle Mitwirkung der Bevölkerung auf dem Gebiete der Seuchenbe¬ 
kämpfung rechnen. 

Diskussion: 

Med.-Bat Dr. Cimbal-Neiße fragt, wie man sich beiden Impfungen 
ausländischer Saisonarbeiter zu verhalten habe, die angeblich in 
den letzten & Jahren erfolgreich geimpft sein wollen, jedoch einwandfreie Be¬ 
scheinigungen darüber nicht beibringen können. Ferner weist er darauf bin, 
daß namentlich in den Grenz bezirken oft unliebsame Verzögerungen im 
Eingang der Meldekarten betr. ansteckende Krankheiten Vorkommen und 
teilweise auch durch ungenaue und unvollständige Angaben verursacht werden. 
Auch bezweifelt er die Zweckmäßigkeit von D esin f ek tion s m aßregeln 
beim Kindbettfieber im Hause der Kranken und schlägt an deren Stelle 
eine gründliche Desinfektion der Sachen und der Wohnung der betreffenden 
Hebamme vor. 

Der Vorsitzende beantwortet die Anfrage dabin, daß bei Saison¬ 
arbeitern in allen zweifelhaften Fällen unbedingt die nochmalige Impfung 
stattsufinden hat, mithin auch in jedem Falle, in dem eine in den letzten 
& Jahren atattgefundene erfolgreiche Impfung nicht einwandfrei naebgewiesen 
wird. Dm störende Verzögerungen im Eingang von Krankbeitsmeidungen 
zu verhindern, sollen die Polizeibehörden erneut mit Nachdruck ersucht 
werden, auf eine ganz genaue Ausfüllung der Meldekarten (genaue Namens¬ 
und Ortsangaben) sowie auf ungesäumte Weitersendung derselben an die 
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Kreisärzte hinznwirken. Die Anregang betr. Desinfektion der Wohn an gen dei 
Hebammen bei Kindbettfieber sei beachtenswert and solle geprüft werden. 

Med.-Bat Dr. Schmidt-Neastadt tritt energisch fttr eine allgemeine 
Uebernahme der ganzen Desinfektionskosten aaf die Kreise ein and 
befürwortet außerdem als sehr zweckmäßig and nutzbringnnd die Anbringung 
Ton Warnungstafeln am Hause des Kranken aach bei Scharlach. 

Der Vorsitzende entgegnet, daß zwar ständig seitens des Herrn 
Regierungspräsidenten aaf eine möglichst weitgehende Oebernabme der Des* 
infektionen aaf öffentliche Kosten hingearbeitet wird, daß aber ein über 
die geltenden gesetzlichen Bestimmungen hinaasgehender Zwang auf die Kreise 
etc. nicht aasgettbt werden kann. In dieser Hinsicht können and sollen 
eben gerade die Kreisärzte darch ihren persönlichen Einfluß hinsichtlich Be* 
schlang der Desinfektoren aas öffentlichen Mitteln in ihren Kreisen viel er¬ 
reichen. Die Anbringung von Warnungstafeln an Häusern ist nach dem 
8euchengesetz nur bei den gemeingefährlichen Krankheiten sowie bei Typhus 
und Bttckfallfiober, nicht aber bei Scharlach zulässig. 

Med.-Bat Dr. Tracinski hält den jedesmaligen sofortigen Vermerk 
des Eingangsdatums auf den Krankheitsmeldekarten /seitens der Poli¬ 
zeibehörden für sehr zweckmäßig, da so deren unzulässige Verzögerungen in 
der Absendang der Karten sofort zur Kenntnis des Kreisarztes kommen. Er 
weist ferner darauf hin, daß bei der Versendung von Untersuchungs¬ 
material an das Hygienische Institut in Beuthen die begleitenden Angaben 
vielfach ungenau und unvollständig sind und das zu versendende Material 
oft schlecht und unzureichend verpackt wird, in manchen Fällen anch äußerst 
spät zur Post gegeben wird. Von großer Wichtigkeit sei es, daß jetzt den 
Kreisärzten auch die negativen Befunde bei Widal mitgeteilt werden, zumal 
seiner Ansicht nach der Kreisarzt auch in diesen Fällen zur Anstellung von 
Ermittelungen an Ort und Stelle verpflichtet ist. 

Bezüglich der Verfügung, wonach bei Genickstarre möglichst in 
allen Fällen auch von den Personen der Umgebung des Kranken Nasenrachen- 
schleim zur bakteriologischen Untersuchung eingeschickt werden soll, fragt er 
an, ob nicht eine Aenderung dieser Verfügung möglich sei. Zum Thema 
Schlußdesinfektion weist er erneut darauf hin, daß wichtiger als diese die 
fortlaufende Desinfektion am Krankenbett sei und die Kreisärzte immer 
wieder energisch auf deren Ausführung hinznwirken haben. Im übrigen hält 
er bei Typhus und Bahr die chemische und mechanische Desinfektion lür 
völlig ausreichend und die immerhin recht teure Formalindesinfektion bei 
diesen Krankheiten für überflüssig. 

Hülfsarbeiter Kreisarzt Dr. Steiner erwidert darauf, daß die ange¬ 
sogene Verfügung über Genickstarre auf ministeriellem Erlasse beruhe, 
eine Aenderung derselben also unmöglich sei. Auch dürfte die hier angeord¬ 
nete Entnahme und Einsendung des Untersuchungsmaterials heut nur 
wenig Mühe und Schwierigkeit machen, da bei den im Beg.-Bez. Oppeln nur 
noch selten vorkommenden Fällen von Genickstarre die Kreisärzte nicht allzu 
oft in Anspruch genommen würden, so daß die Kosten wenig erhebliche sein 
können. Für die fortlaufende Desinfektion sei die Mitwirknng der Ge¬ 
meindeschwestern unentbehrlich, doch sind diese erst in diesem Zweige der 
Krankenpflege gründlich darchznbilden; sie werden dann helfend and belehrend 
auf die Volksmassen einwirken. Bei negativem Widal sei der Kreisarzt 
zum wenigsten verpflichtet, sich mit dem behandelnden Arzt ins Einvernehmen 
zu setzen und über den weiteren Krankheitsverlanf sich zu informieren. In 
allen Fällen, in denen eine Ueberführung des Kranken in ein Kranken¬ 
haus durch das Veto des behandelnden Arztes unmöglich gemacht werde, 
erscheine die Maßnahme zwechmäßig, den Arzt einen Bevers unterzeichnen zu 
lassen, nach dem er die Verantwortung für die gewissenhafte Ausführung 
der fortlaufenden Desinfektion am Wochenbett übernimmt. 

Med.-Bat Dr. Neumann-Leobschütz erwähnt, daß in seinem Kreise 
die Kreishundesteuer in einen Woklfahrtsfond fließt, aus dem zunächst 
alle Heilkosten bei Bißverletzungen durch tolle Hunde bezahlt werden; dann 
aber werden aus diesem Fond alle amtlich angeordneten Desinfektionen be¬ 
zahlt mit dem Erfolge, daß jetzt vielfach die Leute selbst ansteckende Krank- 
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beites melden and sogar am Ausführung der Desinfektionen bitten. Auch er 
betont, daß die Gemeindeschwestern im Desinfektionswcsen su wenig einge¬ 
bildet sind und hier Bemedur geschaffen werden muß. 

^rakt. Arst Dr. Baiser- Czerwionka hält bei Scharlach eine sichere 
Isolierung nur bei Ueberführung in ein Krankenhaus für möglich; freilich 
müßten dann die sehr hohen Kosten durch eventuelle Beihülfen der Gemeinden 
erleichtert werden. 

Med.-Bat Dr. Kuehn-Batibor weist darauf hin, daß viele Schar¬ 
lach fälle garnicht zur amtlichen Kenntnis kommen, da besonders bei der 
ländlichen Bevölkerung ein Arst oft nicht sugesogen werde und die Krank¬ 
heit unter allen möglichen anderen Bezeichnungen verläuft, ohne daß der 
Kreisarzt von einer solchen Scharlachepidemie erfährt. 

Während Kreisarst Dr. Steiner die Möglichkeit, daß ein gehäuftes 
Auftreten von Scharlacherkrankungen dem Kreisärzte verborgen bleiben 
könne, bezweifelt, da in derartigen Fällen die Lehrer des betr. Orts dem 
Kreisärzte oder der Ortspolizeibehörde von dem Bestehen der Epidemie Mit¬ 
teilung zu machen pflegen, hält auch der Vorsitzende dies bei unseren oft sehr 
ausgedehnten Landkreisen, sowie mit Bücksicht auf die Indolenz unserer Bevöl¬ 
kerung und selbst mancher unteren Polizeiorgane etc. nicht für ausge¬ 
schlossen. 

Der Vorsitzende weist ferner darauf hin, daß es sich zwar bei 
zwangweiser üeberführung eines Kranken in ein Krankenhaus 
empfiehlt, möglichst immer auf eine Uebernahme der Kosten durch die Gemeinde 
hinsuwirken, daß aber die Gemeinden nur bei Zahlungsunfähigkeit der Kranken 
hierzu verpflichtet sind. 

Kreisarzt Dr. Boretius-Bybnik erachtet bei klinisch sicher gestellter 
Genickstarre die bakteriologische Untersuchung für unnötig, wie seiner 
Ansicht nach alle bakteriologischen Untersuchungen nur zu veranlassen sind, 
wenn sie zur Sicherung der Diagnose unbedingt nötig sind. 

Hierauf wird die Diskussion geschlossen. 

II. Ueber die bisher bei den Ortsbesichtigungen im Beg.-Bezirk 
Oppeln gesammelten Erfahrungen mit besonderer Berücksichtigung der 
Abwässerbeseitigung. Beferent: Kreisarst Dr. F r e y - Lublinitz (Eigen¬ 
bericht). 

Der Vortragende hatte auf Veranlassung des Beg.- u. Med.-Bats Dr. 
Krohne nach besonderen Mitteilungen auf Fragebogen, die den Kreisärzten 
des Bezirks zugesandt worden waren, festgestellt, wieviel Mängel auf dem 
Gebiet der Wasserversorgung und Abwässerbeseitigung durch die kreis- 
ärztlichen Ortsbesichtigungen in den Jahren 1901—1909 vorgefunden wurden und 
wieviele davon Beseitigung fanden. Es ergab sich, daß bei 1792 (zum größten 
Teil mehrmals) stattgefundenen Ortsbesichtigungen 21729 Mängel der Wasser¬ 
versorgung und 13740 Mängel der Abwässerbeseitigung festgestellt worden 
waren, insgesamt also 35 469 Mängel auf dem beregten Gebiete. Hiervon 
wurden 15 945 Mängel ab'gestellt und zwar wurden 8440 Brunnen neu er¬ 
richtet oder repariert, 44 Wasserleitungen ausgebessert oder neu erbaut, in 
7369 Fällen Binnsteine, Senkgruben usw. abgeändert oder neu errichtet, 64 
Kanalisationen und 28 Kläranlagen neu ausgeführt und vieles andere mehr. 
Von allen Beanstandungen haben also etwa 45°/ 0 Abstellung gefunden. Daß 
in den übrigen Fällen, die meist die ländlichen Kreise betrafen, noch keine 
Besserung eingetreten war, konnte nur zu geringem Teile einer Nachlässigkeit 
der Ortsbehörden zur Last gelegt werden. In der Hauptsache trugen ein 
noch nicht überall ausreichendes Verständnis derselben für Ortshygiene, der 
Mangel an Zwangsmitteln nnd sonstige Schwierigkeiten in der Durchführung 
der vom Kreisärzte für erforderlich erachteten Maßnahmen, vor allem aber 
die finanzielle Lage der Besitzer mangelhafter Anlagen Schuld daran. Immer¬ 
hin ließ sich doch schon ein erfreulicher, hauptsächlich der Arbeit der Kreis¬ 
ärzte zu dankender Fortschritt auf diesen Gebieten erkennen und ein Aufwand 
mehrerer Millionen, die namentlich für Umgestaltungen und Neuanlagen von 
Einrichtungen für Wasserversorgung und Abwässerbeseitigung ausgegeben 
waren, berechnen. 
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Im einzelnen erschien es wünschenswert, daß von seiten der Aufsichts¬ 
behörde die Weisang nn die Landräte ergehen möchte, dafür za sorgen, daß 
sam Zwecke der Feststellung des tatsächlichen Erfolges der Ortsbesichtigangen 
stets im einzelnen den Kreisärzten mitgeteilt würde, in welcher Weise die 
gerügten Uebelstände Beseitigung fanden. Ferner ist zu fordern, daß <lie 
Ortspolizeibehörden angehalten werden, schon bei der Abnahme von Wohn¬ 
gebäuden mehr alB bisher auf die gesundheitsgemäße Gestaltung der Einrich¬ 
tungen (namentlich für Abwässerbeseitigung) Bedacht zu nehmen und hierbei 
besonders auf die Einhaltung der baupolizeilichen Bestimmungen genau zu 
achten. Wo das Verständnis für Ortschaftshygiene und die Kenntnis der gel¬ 
tenden Vorschriften noch fehle, Bei eine einfache hygienische Anleitung 
ansuregen. Diese Anleitung könne in Konferenzen unter dem Vorsitz des 
Landrats vor sich gehen. Auch seien die O/tspoliseibehörden nachdrücklich 
zur Teilnahme an den Ortsbesichtigungen zu verpflichten. 

Entsprechend der besonderen Bedeutung der Abwäaserbeseitigung zur 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten wurde dann diese Frage unter ge¬ 
nauem Eingehen auf die Verhältnisse in Oberschlesien besprochen, wo in dieser 
Hinsicht auf dem Lande noch recht bedauerliche und gesundheltsgefäbrliche 
Zustände herrschen. 

Nach kurzer Darstellung der wichtigsten Momente in der Beseitigung 
des Haus- und Straßenkehrichts wurden die hygienischen Mindestforderun¬ 
gen aasgeführt, die für die Unschädlichmachung der eigentlichen Abwässer 
erhoben werden müssen, um gesundheitliche Gefahren möglichst zu vermeiden. 
Gefordert muß werden die Ableitung des Tagewassers, da Stagnationen zu 
bedenklichen Mißständen Veranlassung geben können und Ueberflutungen der. 
unsauberen ländlichen Höfe ein Weiterschwemmen des Unrats und unter Um¬ 
ständen auch Verschleppungen gefährlicher Keime zur Folge haben. 

Hausabwässer sind im allgemeinen immer als schädliche Flüssigkeiten 
aazasehen and müssen daher in dichten Graben auf gesammelt und abgefahren 
werden. Dasselbe hat mit den Fäkalien von Menschen und Tieren, den aller¬ 
gefährlichsten Abfallstoffen des Haushalts, zu geschehen, deren Ansammlungen 
durch üble Gerüche, giftige Zersetzungsgase, Konzentration von Faulsub- 
stansen und Krankheitserregern (insbesondere von Typhus) die Gesundheit 
der Bewohner aufs äußerste gefährden. Hierbei ist zu empfehlen, daß die 
Aufsichtsbehörde eine Polizeiverordnung über die „hygienische Einrichtung 
von Abort- und Dungstätten für das Land“ zum Zweck der Umgestaltung 
aller schlechten Anlagen derart oder wenigstens allgemeine Grundsätze darüber 
ab Bicbtschnur für die Polizeibehörden erlassen möchte. 

Allgemein wären dann überall dort, wo eine geordnete Kanalisation 
oder ein geeigneter Vorfluter nicht besteht, Senkgruben zur Sammlung und 
Abfuhr als Beseitigungsmittel für Abwässer zu verlangen. „Wilde“ Kana¬ 
lisationen und auch kleine, unsachgemäß bediente Kläranlagen nach Möglich¬ 
keit zu verhindern, ist eine besonders wichtige Aufgabe der Gesundheits- 
beamten. 

Es wurden nun an der Hand der Grundsätze der allgemeinen Verfügung 
über Beinhaltung der Gewässer vom Jahre 1901 die oberschlesischen Vorflut* 
Verhältnisse erörtert und festgestellt, daß nach deren Eigenart nur die Ab¬ 
leitung geklärter Abwässer erfolgen dürfe. Hierbei fand auch die sanitäts- 
polizeiUche Rechtslage gebührende Berücksichtigung. 

Die Betrachtung der für Oberschlesien geeigneten Kläranlagen ergibt, 
daß im allgemeinen für Berieselung genügend große und der Bodenbeschaffen¬ 
heit nach brttuchbare Ländereien nicht vorhanden sind, und daß die einfache 
mechanische Klärung wegen ungünstiger Vorfluter, ungenügenden Klär- 
effekts und der Schlammplage in Oberschlesien nur in Ausnahmefällen ange¬ 
wendet werden darf. Als für Oberschlesien stets geeignete Klärmethoden könne 
die biologische Reinigung und die Klärung durch Emscher- 
Brunnen bezeichnet werden. Es folgte dann eine genaue Beschreibung des 
Vorganges bei der biologischen Reinigung, wobei besonders das Tropfver¬ 
fahren geschildert wurde. Als Hauptgesichtspunkte sind hierbei fest- 
zuhalten: 
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1. Die Vermeidong xa kleiner and daher meist schlecht funktionierender 
and ichlecht bedienter Anlegen und möglichste Zasemmenfessang größerer 
Abwessergebiete darch eine größere, gut durchgearbeitete Anlage, da nur eine 
solche fortdauernde Inanspruchnahme und gute Bedienung gewihrleiatet, 

2. Beichliche Luftxulührung xu den Tropfkörpern. 

8. Richtige Auswahl und Verteilung des Haterials für die Tropfkörper 
und Verhältnis der Menge dieses Materials von 2 : 1 der tiglichen Abwasser- 
menge. 

4. Möglichst gleichmißige und ununterbrochene Verteilung des Ab¬ 
wassers auf den Tropfkörper. 

Endlich wurde das große Werk der Sanierung des Emscher - Gebietes 
gewürdigt, die Klärmethode der Emscher Brunnen (auch in Verbindung mit 
dem Krem er sehen Apparat) geschildert und die Hoffnung ausgesprochen, 
daß die jetzt mit Nachdruck eingeleitete Sanierung des Bawagebietes in Ober- 
schlesien nach dem Vorbild der an der Emscher erprobten Maßnahmen gelingen 
mOge. Zum Schluß wurde dann die Forderung erhoben, daß die Medizinal- 
beamten an der Vorprüfung aller hiernach aufsustellenden Projekte 
und der spiter notwendigen Kontrolle ständig mitbeteiligt werden im Rahmen 
der §§ 76 und 76 der Dienstanweisung. 

Demonstriert wurde im Vortrag die vollendete biologische Klär¬ 
anlage von Hohenlinde, die mechanisch - biologische von Laurahtttte - Siemia- 
nowitz und Emscher Brunnen. 

Diskussion: 

Der Vorsitzende spricht dem Vortragenden den Dank der Ver¬ 
sammlung aus und eröffaet die Diskussion, indem er zu der erfolgten Um¬ 
frage betreffend Ortsbesichtigungen bemerkt, daß zwar eine ent¬ 
schiedene Besserung der hygienischen Zustände der Ortschaften, eine zu¬ 
nehmende Sanierung der Orte unverkennbar sei, daß aber trotz wiederholter 
Ortsbesichtigungen immer noch viele bei denselben festgestellten Mängel 
unabgestellt seien. Wenn auf die Umfrage von einzelnen Kreisärzten ange¬ 
geben wurde, daß ihnen amtlich nicht bekannt geworden sei, ob die gerügten 
Mängel abgestellt seien oder nicht, so liege darin ein gewisser Mangel an 
Interesse und Initiative der betreffenden Medizinalbeamten, von denen verlangt 
werden könne und müsse, daß sie selbst aus eigenem Antriebe sich bei den 
Polizeibehörden nach dem Erfolg der vom Kreisarzt gegebenen Anregungen 
und Besserungsvorschläge erkundigen. 

Im übrigen sagt Vorsitzender zu, daß die Landräte erneut darauf hin¬ 
gewiesen werden sollen, gemäß § 69 der Dienstanweisung über die erfolgte 
oder nicht erfolgte Abstellung der Mängel den Kreisärzten regelmäßige Mit¬ 
teilungen zukommen zu lassen. Wo eine solche Mitteilung ausbleiben sollte, 
ist sie vom Kreisarzt selbst einzufordern. 

Kreisarzt Dr. Steiner erwähnt, daß noch vielfach Zweifel darübe r 
bestehen, ob die Besserung eines Privatbrunnens auch erzwungen 
werden könne. Dies darf stets geschehen, wenn noch andere Personen als 
die Familie des Brunnenbesitzers den Brunnen mitbenutzen. 

Med.-Rat Dr. Neu man n-Leobschütz befürwortet gleichfalls den 
Erlaß einer entsprechenden Regierungsverfügnng; mindestens erscheint ihm 
die Aufstellung von besonderen, für Bau und Einrichtung von Abortgruben 
und Düngerstätten geltenden Grundsätzen dringend geboten. Als sehr 
praktisch bewährt sich ihm die Anlegung von Brunnenverzeicbnissen und 
Einführung von Brunnenzäblkarten. . 

Zum Thema „Ortsbesichtigung“ fragt er aus Anlaß eines solchen 
Vorkommnisses im Kreise Leobschütz an, was zu geschehen habe, wenn dem 
Kreisärzte von einem Besitzer das Betreten des Grundstücks verboten wird. 

Ob.-Reg.-Rat Dr. Erbslöh erwiedert hierauf, daß der Kreisarzt allein 
oder unter Hinzaziehung eines Polizeiorgans der Zutritt in solchem Falle 
nicht erzwingen könne. Der Kreisarzt kann dann aber eine Verfügung des 
Regierungspräsidenten erbitten, durch die dem Besitzer unter Androhung von 
Polizeistrafen aufgegeben wird, diesen Zutritt zu gestatten. 
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Zu den aafgesteliten Leitsätzen bemerkt er, daß der Herr Regierangs- 
Präsident im Begriff ist, eine neue ländliche Baapolizeiordnang zn erlassen, 
and daß damit eine Besserang vieler hier bemängelter Verhältnisse herbei* 
gefahrt werden wird. 

Der Vorsitzende macht noch darauf aufmerksam, daß es sich 
empfiehlt, gewerbliche Betriebe bei Ortsbesichtigungen nur im Einvernehmen 
mit dem Gewerbeinspektor zu besichtigen, und daß unter Umständen zum 
Betreten von Gewerbebetrieben ein besonderer Auftrag des Regierungs* 
Präsidenten an den Kreisarzt erforderlich ist bezw. von den Besitzern der 
Betriebe verlangt werden kann. 

Hiermit wurde die Diskussion geschlossen. 

Danach bringt der Vorsitzende im Aufträge des Herrn Reg.* 
Präsidenten noch zur Kenntnis, daß im allgemeinen zur Ausstellung von 
Kraftwagenffihrerzengnlssen immer nur der Kreisarzt des Kreises, in dem 
der Untersuchte seinen Wohnsitz hat, zuständig ist. Bezüglich der Frage 
der Btempelpflicht solcher Atteste wird demnächst von dem Herrn Finanz- 
minister noch besonders entschieden werden; bis dahin empfiehlt sich jedoch 
unbedingt, diese Zeugnisse in jedem Falle zu stempeln. 

Im Anschluß an die Sitzung fand ein gemeinsames Mittagsmahl im 
Hotel Form statt. Dr. Kr ohne-Oppeln. 


Bericht Aber die amtliche Versammlung der medizinal* 
Beamten des Reg.-Bez. Cöln am 23. Januar 1911, mittags 

IS IJhr (Gebäude der Lesegesellschaft) in Bonn. 

An der Versammlung, welche der Herr Regierungspräsident Dr. Stein¬ 
meister leitete, nahmen teil: Die Herren Geh. Ober-Med.-Rat Professor 
Dr. Kirchner-Berlin als Vertreter des Herrn Ministers, Reg.- u. Geh. Med.- 
Rat Dr. Rusak, Oberbürgermeister Dr. Spiritus-Bonn und Beigeordneter 
Dr. v. Gartzem-Bonn, ärztlicher Beigeordneter Dr. Krautwig-Cöln, Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. Finkler-Bonn, Privatdozent Dr. Selter-Bonn, die Lan¬ 
desmedizinalräte bei der Provinzial Verwaltung der Rheinprovinz Dr. K n e p p e r 
und Prof. Dr. Liniger-Düsseldorf, die Landräte v. Schlegtendahl-Mül¬ 
heim a. Rh. und M i n t e n - Cöln, sämtliche Kreis- und Gerichtsärzte des Bezirks 
mit Ausnahme der durch Unpäßlichkeit verhinderten Kreisärzte Med.-Rat Dr. 
Eickhof f-Siegburg und Dr. Söhle-Waldbroel, der staatsärztlich appro¬ 
bierte Arzt Dr. Schrammen-Cöln. 

Zunächst begrüßte der Herr Regierungspräsident die Versammlung, 
die jetzt zuerst wieder nach zweijähriger Pause amtlich zusammengetreten 
ist, and gibt seiner Freude über die zahlreiche Beteiligung Ausdruck. Be¬ 
sonderer Dank gebühre Herrn Geh. Ober.-Med.-Rat Prof. Dr. Kirchner, der 
als Vertreter des Herrn Ministers der Versammlung beiwohne. Für diese sei 
es von Wert, auf solche Weise bei der Behandlung der Tagesordnung auch die 
Ansicht der Zentralverwaltung aus berufenem Munde zu vernehmen, für letztere 
von Interesse zu sehen, wie die Ausführung ministerieller Erlasse und An¬ 
regangen sich in der Praxis gestalten. 

Es wird in die Tagesordnung eingetreten. 

1. Ueber Tuberkulosefürsorge. Kreisarzt Med.-Rat Dr. Meerbeck- 
Mülheim a. Rh. 

Mein Auftrag geht dahin, Ihnen ein Referat über die Lungenfürsorge 
zu erstatten. Um auch den Nichtmedizinern eine Grundlage für die Beurteilung 
der vorliegenden Verhältnisse zu bieten, ist es jedoch notwendig, kurz auf die 
Tuberkulose selbst und ihre Entwicklung etwas näher einzugehen. 

Die großen Pathologen des vorigen Jahrhundert haben auf Grund ihrer 
exakten Studien der erkrankten Organe an der Leiche genau die Verände¬ 
rungen, die die Tuberkulose im menschlichen Körper setzt, beschrieben, 
an ihrer Spitze Virchow, der exakt den Begriff eines Tuberkels erklärte, 
von dem die Krankheit den Namen Tuberkulose erhielt. Der Tuberkel stellt 
eia kleines, grauweißes Knötchen dar; man findet von der Tuberkulose 
befallene Organe mit derartigen Knötchen zu Tausenden besetzt. Schon diese 
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Forscher stellten lest, daß die Tuberkulose, abgesehen von der Lunge, auch 
alle anderen Organe befallen kann. Dem genialen und unermüdlichen Forscher¬ 
geiste Robert Kochs verdanken wir die Entdeckung des Erregers der Krank¬ 
heit, des Tuberkelbacillus; Koch bewies durch den Tierversuch, was um- 
sichtige Forscher schon vorher vermutet, daß wir es bei der Tuberkulose mit 
einer reinen Infektiös skr ankheit au tun haben, die durch die Uebertragung 
der Tuberkulosekeime hervorgerufen wird, ln Verfolg dieser Entdeckung 
haben Koch und seine Schttler, wie auch andere Forscher, für eine Beihe von 
anderen Organerkrankungen, die der Tuberkel wegen su den tuberkulösen 
gerechnet wurden, den Tuberkelbacillus als Ursache festgestellt. Es handelt 
sich bei der Tuberkulose demnach nicht allein um Lungenerkrankungen, wie 
sie sich der Laie unter dem Bilde der Lungenschwindsucht vorstellt. Die 
Tuberkalosekeime können auch in allen anderen Organen sich einnisten und 
entwickeln. Hier sind su nennen die tuberkulöse Gehirnentzündung, der so viele 
Kinder erliegen, die skrophulösen Entzündungen der Drüsen und Schleimhäute, 
die Darm- und Bauchfelltuberkulose, die Tuberkulose der Nieren und Blase; 
der unheilvolle Knochenfraß, der eine Tuberkulose im Knochenmark darstellt; 
ferner die Tuberkulose der Haut, der Lupus oder fressende Flechte, die su 
den entsetzlichen Entstellungen des Gesichts führen kann und — last not 
least — die Miliartuberkulose, dem Laien bekannt unter dem Namen der 
n galoppierenden Schwindsucht". Wie man sieht, ist es ein ganzes Heer von 
Krankheiten, das der unheilvolle Krankheitserreger der Tuberkulose hervor- 
rufen kann. 

In der wissenschaftlichen Welt erregte die Arbeit des Züricher Patho¬ 
logen Nägeli ungeheueres Aufsehen, der sein gesamtes Leichen material auf 
Tuberkulose durchforschte. Nägeli fand bei Sektionen von Personen des 
erwachsenen Lebensalters 97°/o mit tuberkulösen Veränderungen, von schweren 
klinischen Veränderungen, die den Tod herbeigeführt hatten, bis su mehr oder 
weniger abgelaufenen Prozessen, die offenbar ertragen waren, und zu kleinen 
Infektionsherden, namentlich in den Lungenspitzen oder in den Drüsen, die am 
Lebenden kaum Krankheitserscheinungen hervorgerufen hatten. Lübars eh 
in Düsseldorf fand unter 1800 Sektionen bei 7 9,9 °/ 0 der Leichen tuber¬ 
kulöse Veränderungen schwereren oder leichteren Grades, und nach Aus¬ 
scheidung aller Fälle unter 16 Jahren 60 °/ 0 der Gestorbenen tuberkulös. 
Burkhardt bezw. Schmor 1 fanden bei 1262 Leichenöffnungen 91°/ 0 , 
Pal tauf 92°/ 0 mit tuberkulösen Prozessen. Daß es auch in anderen Ländern 
nicht besser steht, zeigt die Arbeit Bugges, der bei den Leichenöffnungen 
in Christiania 75,4 °/ 0 mit tuberkulösen Veränderungen feststellte. Bei Per¬ 
sonen, die nicht an Tuberkulose gestorben waren, fand er bei 59,5 °/ 0 größere 
und kleinere tuberkulöse Herde in den Lungen oder Bronchialdrüsen. Von 
diesen 59,6 °/ 0 erwies sich ca. die Hälfte, 28,5°/ 0 , beim Tierversuch als über¬ 
tragungsfähig, indem die geimpften Tiere an Tuberkulose erkrankten. 

Aus diesen Tatsachen ergibt sich der Schluß, daß fast jeder 
Mensch für die Infektion mit Tuberkulose empfänglich ist 
und daß tatsächlich fast alle Menschen eine tuberkulöse In¬ 
fektion erleiden. Eine Infektion bedeutet aber nicht eine Erkrankung 
im Sinne des Laien; in den meisten Fällen kommt es nur zu einem leichten 
Drüsenprozeß; das betreffende Organ selbst bleibt dagegen vermöge der in 
ihm bezw. im Organismus vorhandenen Schutzvorrichtungen gesund. 

Der Befand der Anatomen am Leichenmaterial zeigt ferner tuberkulöse 
Veränderungen für die einzelnen Lebensjahre wie folgt: 

vom 1. — 5. Lebensjahre 17 °/ 0 
, 6.—14. „ 33 „ 

j) U.-18. „ 50 „ und 

bis zum 40. „ 90 „ 

Die Tatsache, welche der Leichenbefund bietet, erhält eine entsprechende 
Illustration durch die neueren Untersuchungsmethoden, die eine tuberkulöse 
Infektion mit Sicherheit am Lebenden nachweisen. Es sind dies die sog. 
Tuberkulinproben. Das Tuberkulin, das Koch zur Heilung der Tuberkulose 
einftthrte, hat die Eigenschaft, daß es bei einem Tuberkulösen Fieber und event. 
eine Reaktion an dem erkrankten Herd erzeugt, während es bei einem von Tuber- 
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knlose freies Menschen keinerlei Erscheinungen bietet. Die jüngeren Tuber¬ 
kulinproben, die von Calinette, Wolff-Eisner, v. Pirquet und Moro 
ergeben bei Vorhandensein eines tuberkulösen Prozesses im Körper Rötung 
und Bläscbenbildung. Diese Reaktionen sind zuverlässig und berechtigen zu 
dem Schluß, daß ein Mensch mit positiver derartiger Reaktion eine tuberkulöse 
Infektion erlitten hat; nur sind die Reaktionen so fein, daß selbst kleine, für 
die Gesundheit belanglose tuberkulöse Herde einen positiven Ausschlag geben. 

Die Durchprüfung von bestimmten Bevölkerungsschichten, insbesondere 
von Kindern und Soldaten, mit der v. Pirquet sehen Reaktion bat (nach 
Untersuchungen von v. Pirquet-Wien, M o r o - München, Schlossmann 
und Nothmann und Engel und Bauer in Düsseldorf und Hamburger 
in Wien) ergeben, daß bei Kindern im ersten Lebensjahre bereits bei 5—10°/ 0 
und bis zu 14 Lebensjahren bei 90,°/o, ja bei der Arbeiterbevölkerung bis zu 
100 °/ 0 die Reaktion positiv ausfällt, daß also bis zur Pubertät fast alle Men¬ 
schen, in gut situierten Kreisen bis zu 70 °/ 0 , bereits eine tuberkulöse Infek¬ 
tion erlitten. Hieraus folgt, wie Meissen sich ausdrückt: 

„Die Infektionskraft des Tuberkelbacillus ist offenbar groß genug, um 
eia erstes Haften bei der großen Mehrzahl der Menschen zu ermöglichen; 
seiner Invasion vermag auch der kräftigste Organismus kein Hindernis ent- 
gegenzusetzen. Die Infektion erfolgt aber von irgendwelcher Eingangspforte 
aus auf dem lymphogenen Weg; es kommt zunächst nur zur Entwicklung 
kleiner latenter Herde, die keinerlei Krankheitserscheinungen hervorzurufen 
brauchen. Das weitere Schicksal dieser Herde ist von den Verhältnissen des 
betreffenden Organismus abhängig. Diese entscheiden, ob der Herd latent 
bleibt und allmählich erlischt, oder ob es früher oder später zu einem mehr 
oder weniger heftigen Ausbruch der Krankheit kommt/ 

Tatsächlich sehen wir trotz der allgemeinen Infektion nur einen Bruch¬ 
teil der Infizierten erkranken, indem das Gift sich über einzelne oder mehrere 
Organe aussäet und nun die Gesundheit ernstlich bedroht. Die Gründe hierfür 
liegen einesteils in der Menge und der Viralenz, der Kraft der Giftwirkung 
der Krankbeitskeime, anderseits in den Abwehrverhältnissen des Organismus. 
Ist das erkrankte Gewebe imstande, das eindringende Gift festzuhalten, es zu 
isolieren und abzukapseln, so ist die Krankheit, trotzdem das Gift noch lebens¬ 
fähig ist, für den Körper latent geworden. Treten aber Verhältnisse ein, die 
die Widerstandskraft der Gewebe und Organe herabsetzen, so wird der 
Schmarotzer weiter wuchern und ein oder mehrere Organe überschwemmen. 
8o vollzieht sich der Ausbruch der tuberkulösen Erkrankungen. 

Betrachten wir nun den Weg, auf dem die Krankheitskeime in den 
Organismus gelangen, so kann es sich hauptsächlich nur um zwei handeln; um 
den aerogenen, durch den die Krankheitskeime mit der Atmungsluft in Form 
von Staub, Flüggesehen Tröpfchen usw. den Luftwegen und der Lunge zuge¬ 
führt werden, oder den alimentären, durch den die Bazillen mit der Nahrung 
in den Verdauungskanal aufgenommen werden und von hier aus in den Körper 
eiudringen. Die Keime gelangen in der Regel zunächst in die Lymphbahnen. 
vielleicht auch in die Blutbahnen, und werden wahrscheinlich unter dem Ein¬ 
fluß der weißen Blutkörperchen, denen im Organismus die Rolle der Polizisten 
zufällt, den nächsten Lymphdrüsen, die wir im gleichen Bilde als Polizei¬ 
stationen bezeichnen können, zugeführt. Die Drüse sucht das Gift festzuhalten 
und abzukapseln; sie gerät in entzündliche Schwellung. Ueberwindet die 
Drüse den Angriff, so wird daB Gift isoliert; wird sie aber durchbrochen, so 
kommt dieses zur weiteren Verbreitung, event. auch durch die Blutbahn; damit 
ist die Ursache einer schweren tuberkulösen Organ- bezw. Allgemeinerkrankung 
gegeben. Die geringste Widerstandsfähigkeit zeigt das kindliche Alter. Hier 
sehen wir so häufig im Anschluß an Drüsenerkrankungen, insbesondere der 
Drüsen an der Lungenwurzel und des Gekröses, die akute Miliartuberkulose 
sieh anschließen, ferner die Gehirn- und Bauchfelltuberkulose usw. 

Die Erlahrungen mit dem Koch sehen Tuberkulin zeigen, daß durch 
Einführung kleiner Giftmengen, die reaktionslos vertragen werden, die Wider¬ 
standsfähigkeit des menschlichen Organismus erhöht wird, d. b., daß das Ueber- 
stehen einer ganz leichten Infektion gegen eine entsprechend höhere einigen 
Schutz verleiht (Roemer). So ist auch anzunehmen, daß leichte Infektionen, 
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die der Organismus in der Jagend erlitten and paralysiert hat, die Schatzkraft 
des Körpers vermehren. Dieser Schatz ist aber ein relativer. Unverhältnis¬ 
mäßig große Mengen Gift, auf einmal oder hänfiger angeführt, durchbrechen 
trotzdem die Schatz vorrichtangen and bedingen den Aasbrach der Krankheit. 
Haben wir demnach in dem Taberkelbacillas die caasa movens der Tuber¬ 
kulose, so maß noch ein zweiter Umstand hinzakommen, daß sie zar Allgemein¬ 
erkrankung führt. Diese zweite Ursache, caasa efficiens, ist die mangelnde 
Widerstandsfähigkeit des Organismus, die durch eine mangelhafte 
gesundheitliche Aussteuer von seiten der Eltern bedingt oder darch andere 
schwächende Krankheiten, darch Ueberanstrengang and Entbehrung and alle 
diejenigen Momente, die schädigend auf den Organismos wirken, hervorgerafen 
sein kann. So sehen wir den Aasbrach der Tuberkulose häufig nach schweren 
Krankheiten, z. B. Masern and Keachhasten, ferner in den Entwicklangsjahren, 
in der Schwangerschaft und bei einer Reihe von Gewerbebetrieben, z. B. bei 
Steinhaaern, Schleifern, Webern, Erz-Bergleuten asw., and nicht am wenigsten 
bei Alkoholisten. 

Woher stammen nun die Tuberkalosekeime? 

Sie stammen in erster Linie von tub erkulösen Menschen; enthält 
doch der Aaswarf Schwindsüchtiger angeheare Mengen lebensfähiger Krankheits¬ 
keime, die nachgewiesenermaßen selbst eingetrocknet längere Zeit ihre Lebens¬ 
fähigkeit bewahren. Sie finden sich ferner in den Se- and Exkreten taber>> 
kalöser Organe, im Stuhl und Urin Schwindsüchtiger. Als weitere Quelle 
kommt die Milch taberkalöser Tiere in Frage, die von v. Behring in erster 
Linie für die Infektion verantwortlich gemacht wurde. Die Taberkalose in 
Form der Perlsacht ist ja beim Rindvieh mindestens so verbreitet wie beim 
Menschen; der Erreger geht leicht in die Milch über. Wie v. Behring so 
war aach R. Koch anfänglich der Meinung, daß der Erreger der menschlichen 
Taberkalose and der der Perlsacht der gleiche seien. Demgemäß waren sie 
beide von der Gefahr der Ansteckung darch infizierte Kuhmilch überzeugt. 
Aber im Jahre 1902 vertrat R. Koch aaf dem Londoner Taberkalose-Kongreß, 
gestützt auf exakte Untersuchungen, die Ansicht, daß die beiden Erreger 
derartig differenziert seien, daß der Typas bovinas ebenso wenig beim Menschen 
eine Infektion setzen könne wie der Typas hamanas beim Rinde, v. Behring 
hielt im Gegensätze za R. Koch an der alten Ansieht fest, daß nämlich der 
Infektion durch den Aaswarf Taberkalöser keine oder doch nar eine geringe 
Bedeatang zazasprechen sei, während fast allgemein die Infektion im Säng- 
lingsalter darch infizierte Kuhmilch erfolge. A. Weber vom Kaiserlichen 
Gesundheitsamt hat den Unterschied der beiden Arten im Kultarversnch nach¬ 
gewiesen. Man ist nicht imstande, beide ineinander überznftthren; es ist des¬ 
halb anzunehmen, daß der Typas hamanas sich nar beim Menschen, der Typas 
borinas sich nar beim Rinde findet. 

Die Mehrzahl der deutschen Forscher steht auf Koch schein Boden, 
daß nar der vom Mensehen stammende Taberkelbacillas die Schwindsacht 
erzeugt, während der Internationale Taberkalose - Kongreß za Washington von 
1908 beide Qaellen der Infektion annimmt. In praktischer Hinsicht trägt man 
dem Standpunkte v. Behrings Rechnung, indem man dem Säagling and 
Kinde nar gat abgekochte Kahmilch reicht. 

Die herrschende Ansicht der Pathologen wie der Bakteriologen ist 
heute die: 

Die Taberkalose ist eine ansteckende Krankheit and 
bedingt darch den Taberkelbacillas. Die Infektion findet 
vorwiegend in der Jagend statt, kann aber auch in jedem 
Alter erfolgen. 

Die meisten Infektionen werden durch die Schatzkräfte des Körpers 
paralysiert and das Gift der Krankheit in den Drüsen isoliert. Die schweren 
Erkrankungen des späteren Alters, insbesondere die Lungenschwindsucht, be¬ 
ruhen entweder auf einer Neuinfektion, meistens aber aaf einer Reinfektion 
bezw. Metastasierung von alten, im Körper schlummernden Herden. Das Auf* 
flackern der alten Herde ist, wie oben ausgeführt, bedingt darch schwächende 
Krsnkheiten, U oberen strengen gen, Entbehrungen, Alkoholismus usw. 

Demnach bietet der tuberkulöse, schwindsüchtige Mensch die Ansteckangs- 
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gefahr für seine Umgebang. Er Btreat das Gift aas, and bei diesem hat die 
Seuchenbekämpfung einzusetzen. Vom Standpunkt der 8eacbenbekltnpfnng 
wäre die Aasscbaltang der Bazillenhaster bis zar endgültigen Beseitigang der 
Basillen anzastreben. Dies wird aber unmöglich gemacht durch den chroni¬ 
schen, über Jahre sich hinziehenden Verlauf der Erkrankung, ferner durch die 
wirtschaftlichen Verhältnisse, die gebieterisch die Beschäftigung der Tuber¬ 
kulosen fordern. Die strenge Durchführung der Maximen der Seuchen¬ 
bekämpfung bleibt leider für die Taberkulose ein unerfüllbares Postulat. 

Bei der Verbreitung der Tuberkulose spielen die WohnungsVerhält¬ 
nisse eine ausschlaggebende Bolle. Die sogenannten Tuberkulosenester, in 
denen ganze Familien erkranken, sind in erster Linie durch zu enge Wohnungs* 
Verhältnisse und durch Schmutz und Unreinlichkeit bedingt. Handelt es sich 
um eine Wohnung, die genügend Licht und Luft hat; ist die Hausfrau 
auf Sauberkeit und Ordnung bedacht und der Kranke vorsichtig mit seinen 
Auswurfstoffen, so läßt sich selbst in einer kleinen Wohnung, vorausgesetzt 
daß der Kranke allein schläft, die Gefahr der Ansteckung beherrschen. Um¬ 
gekehrt wird in einer Wohnung mit wenig Licht und Luft und bei Unsauber¬ 
keit von seiten des Kranken und seiner Angehörigen die Infektionsgefahr hoch 
ansteigen. Von großem Interesse ist hier die Statistik Köhlers, der bei 
1000 Heiletättenbesuchern die Schlafverhältnisse feststellte. Das Besultat war 
folgendes: Von 649 tuberkulösen Ehemännern schliefen 24,7°/ 0 allein, 59,8% 
mit der Frau zusammen in einem Bette und 75,3 °/ 0 teilten das Bett mit der 
Frau oder anderen Angehörigen. Unter den letzteren schliefen 9,8 o/ 0 mit 
einem Kinde, 3,4 °/ 0 mit der Frau und einem Kinde, 2,05 °/ 0 mit 2 Kindern und 
einzelne mit Frau and 8 Kindern in einem Bett. Diese 649 verheirateten 
Ehemänner hatten 1866 Kinder; auch die unverheirateten schliefen zum Teil 
mit Geschwistern und anderen zusammen (24 °/ 0 ). Diese Statistik, die rheinische 
Arbeiter betrifft, trifft auch für unsere Städte zu. Bei einem Mietpreise von 
8 bis 12 Mark pro Zimmer ist es selbstverständlich, daß eine Arbeiterfamilie, 
sumal eine kinderreiche, auf eine 1— 2Zimmerwohnung reflektieren muß. Ist 
aber erst die Arbeitsfähigkeit gebrochen und die Not eingekehrt, so müssen 
sie mit der billigsten und demgemäß auch der schlechtesten Wohnung vorlieb 
nehmen. Unter diesen Verhältnissen finden wir die oben genannten Tuber- 
kulosenester und vollständig von der Schwindsucht durchseuchte Familien. 
Das Wort, daß die Taberkulosefrage im wesentlichen eine Wohnungsfrage ist, 
ist daher durchaus berechtigt. 

Im Jahre 1903 starben im Deutschen Beiche 87000 Menschen 
an Taberkulose, in Preußen bei 693000 SterbefAllen 63320 an Taberkulose, 
d. i. zirka V 10 aller Gestorbenen oder auf je 10000 Einwohner berechnet 16,4; 
im Begierungsbezirk Cöln bei 22 410 Sterbefällen 2281 an Taberkulose, 
d. h. auf 10000 Lebende 19,14 Taberkulose-Sterbefälle. Der Begierungsbezirk 
Cöln überragt also die Durchschnittssterblichkeit an Tuberkulose um 
stark 

Welch ein Verlast an V olksvermögen die Schwindsucht ist, die die 
Menschen meist in den besten Jahren dahin rafft, zeigt folgende einfache 
Bechnung Pütters: 

Nimmt man an, daß jeder schwindsüchtige Erwachsene ein Jahr arbeits¬ 
unfähig ist und rechnet man das Jahresarbeitsverdienst nur auf 500 M., so 
ergibt sich, daß, wenn ein Mensch ein Jahr lang infolge der Taberkulose 
arbeitsunfähig ist, 500 M. verloren gehen. Bechnet man hinzu, daß für Pflege 
und Behandlung ebenfalls rund 500 M. ausgegeben werden, so ergibt sich ein 
Verlust des Volkskapitals von 63000 X 1000 M. = 63000000 M. für Preußen 
und für den Begierungsbezirk Cöln 2281 X 1000 M. = 2281000 M. Die Sätze 
für Arbeitsverlust und Pflege sind für die hiesigen Verhältnisse zn niedrig 
gegriffen, während anderseits zu berücksichtigen ist, daß nicht alle Tuber¬ 
kulösen in verdienstfähigem Alter stehen. Immerhin maß man rechnen, daß 
2'/*—3 Millionen Mark Volkskapital im hiesigen Bezirk durch die Taberkulose 
verschlangen werden. 

Den großen Einfloß der Taberkulose auf die WebThräftigkeit brauche 
ich nicht näher auszuftthren. Neben der volkswirtschaftlichen Seite ist 
es vor allem, wie Pütter treffend sagt, die rein menschliche Seite, die 
uns zum Kampfe gegen die Taberkulose auffordert. Die Taberkulose 
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refft den Menschen nicht am Ende des Lebens, wenn normalerweise die 
Lebensenergien erschöpft sind, dahin, sondern auf der Höhe der Arbeits¬ 
kraft and 8chaffensfrende; es gibt wohl kanm eine grausamere Krankheit als 
die Taberkalose; sie beginnt schleichend and zehrt jahrelang an den Kräften 
des Erkrankten. Dieser wehrt sich zunächst gegen die Krankheit; er will 
nicht krank sein, er will arbeiten and doch wird er immer von neaem wieder 
niedergedrückt. Perioden des Wohlbefindens wechseln mit Perioden der Schwäche 
ab; allmählich wird der Kranke gezwungen, seinen Bern! aofzogebeo, and 
nanmehr zieht, wenn es sich am die wirtschaftlich Schwachen handelt, die 
Armut im Hause ein. Die Familie gerät mit in Not; was aber das Schlimmste 
ist, wenn nach langem Siechtam der Erkrankte gestorben, bat er nur za häufig 
auf seine Familienmitglieder, Frau und Kinder, den Keim der Krankheit über¬ 
tragen. Nach wenigen Jahren wiederholt sich in der Familie das gleiche 
traurige Schicksal, ja, selbst ganze Familien sterben aas. Die Armenakten 
gewähren ans ein Bild, welche Fülle Ton Elend and Not, anderseits aber 
auch, welche Sammen die Taberkalose dem Armenbadget auf bürdet I 

Der Neuzeit war es yorbehalten, den Kampf gegen die unheilvolle 
Krankheit mit allen Mitteln aafzanehmen. Seitdem Bremer and Dett- 
weiler gezeigt, daß mittelst der physikal.-diätetischen Heilmethode die An¬ 
fangsstadien and selbst mittelschwere Stadien der Taberkalose heilbar sind, 
seitdem vor allen Dingen die Landesversicherangsanstalten, an ihrer Spitze die 
unserer Provinz, in weitgehender Weise sich der Heilang and Bekämpfung der 
Taberkalose angenommen haben, sind, abgesehen von Bädern and Privatanstalten, 
bereits 99 Volksheilstätten in Betrieb mit 11188 Betten; außerdem stehen in 
Privatanstalten ca. 2000 Betten zur Verfügung Minderbemittelter, so daß 
jährlich 62000 Kranke in ständige Heilbehandlung genommen werden können. 
Die Besaitete sind recht erfreuliche, indem bis za 60% relative Hei¬ 
lungen, and 15°/ 0 Besserungen erzielt werden. Ferner bestehen 18 Heil¬ 
stätten mit 810 Betten für taberkalöse Kinder and 89 Anstalten mit 8000 
Betten für skrophalöse oder von der Taberkalose bedrohte Kinder zur Ver¬ 
fügung. Daneben sind 93 Walderholangsstätten in Betrieb. Alle diese An¬ 
stalten wirken neben dem Karzweck auf die Belehrung and die Schalang der 
Kranken hin. Darch praktische Uebangen lernen diese dort nicht nar das ge¬ 
sundheitliche Verhalten, sondern nach zam Schatze ihrer eigenen and der 
Mitmenschen Qesandheit die sorgfältige Sammlung and Desinfoktion der Aas¬ 
warfstoffe kennen and nehmen diese Kenntnis mit nach Haase. 

Ia den Heilstätten werden aber nar die Anfangsstadien der Taberkalose 
behandelt. Man rechnet aaf einen Sterbefall zirka 10 offene Tuberkulosen, das 
wäre für den hiesigen Bezirk zirka 23000 Fälle offener Taberkalose. Diese 
Kranken, die oft jahrelang an ihrem Siechtam tragen, Btreuen Tag für Tag eine 
Menge Krankheitsgift aas. Soll nun eine wirksame Bekämpfung stattfinden, so 
istzanächst erforderlich, daß die Bekämpfung der Krankheit hier, an ihrem Herd, 
in der Familio einsetzt, and zwar liegt der Kernpunkt der Tuberkulose¬ 
bekämpfung in der Vorbeugung, in dem Schatze der noch gesunden Familien¬ 
mitglieder, insbesondere der Kinder, weil diese am meisten lür die Infektion 
empfänglich sind. Hier soll and muß die Fürsorge einsetzen, indem in jeder 
Familie mit Lungenkranken alle Maßnahmen getroffen werden, am das Krank¬ 
heitsgift sofort unschädlich zu machen, die Uebertragang zu verhindern, dem 
Kranken za helfen and sein Leiden nach Möglichkeit za erleichtern. Vorbild¬ 
lich waren in dieser Beziehung die Belgier and Franzosen durch Einrichtung 
der sogenannten Taberkalose-Dispensaires, die in erster Linie nar die 
Verhütaog der Ansteckung, die Desinlektion tuberkulöser Herde and durch 
individuelle gesundheitliche Belehrang die Bekämpfung der Tuberkulose an¬ 
strebten. In Deutschland haben auf dem Qebiet der Lungenfürsorge in erster 
Linie das deutsche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose and die 
Landes-Versicherangsanstalten die Anregung für die Farsorge Tuberkulöser 
gegeben, nachdem bereits mehrere Städte, wie Frankfurt a. M., Kassel, Halle, 
in gleichem Sinne gearbeitet hatten. Das HauptveTdienst, die Einricbtug 
von Fürsorgestellen in unserer Provinz angeregt zu haben, gebührt 
der Landes Versicherungsanstalt, indem sie die interessierten Kreise aaf diese 
Aufgabe aufmerksam machte and, was das wichtigste war, geldliche Beihilfe 
gewährte. Die Durchführung der Fürsorge erfordert eben Geld. Der Wunsch 



der Medizinalbeamten des Reg.-Bez. Cöln. 


186 


das Kaiserpaares, daß anläßlich der silbernen Hochzeit gestiftete Gaben atu iftr 
wohltätige Zwecke verwendet werden sollten, ist der Tuberkulosebekämpfung 
sehr zugute gekommen. Eine größere Zahl von Gemeinwesen and edelden* 
kendea Menschen hat anläßlich dieses Festes größere 8 ammen gestiftet. 80 
vertagt *. B. der Stadtkreis Mülheim (Bheis) aber die Zinsen einer 8 tiftang 
von 120 000 M., der Landkreis über eine solche von 150 000 M., die aasichiieß- 
licb der Bekimpfang der Taberkalose dienen. 

In großzügiger Weise haben bei ans die Städte Cöln and Bonn die 
Langenfürsorge eingerichtet. Cöln hat für diesen Zweck 85000 M. in den 
jährlichen Etat eingestellt, in den Krankenhäusern eine besondere Abteilung ihr 
Lungenkranke eingerichtet, die in Verbindung mit den Aerzten and den 
Krankenbesucherinnen arbeitet. Es hat eine eigene Heilstätte in Boßbach na 
der Sieg und eine Walderholungsstätte im Königsforste. 

Vorzüglich ist nach die Organisation der Fürsorgestelle der Stadt Bona 
unter der Leitung von Prof. Dr. Krause, des Direktors der medizinischen 
Uairersitätspolikliaik. Die Poliklinik fahrt — and das ist eine glückliche 
Verbindung — die gesamte annenärzthche Tätigkeit der Stadt Bons. Dies 
hat den Vorzug, daß die armen und wenig bemittelten Tuberkulösen der 
Zentralstelle bekannt werden and daß auch deren häusliche Verhältnisse 
durch die Beobachtung genau ermittelt werden. Die Stadt Bonn hat 25000 M. 
jährlich in den Etat eingestellt. Hiervon werden ein Assistent, der das gesamte 
Material wissenschaftlich verarbeitet und dea geschäftlichen Teil erledigt, 
besoldet und die Kosten der Fürsorge bestritten. In Verbindung mit der 
Füraorgestelie arbeiten Fürsorgerinnen, die die Kranken ihres Bezirks he* 
tuchen und die Durchführung der gesundheitlichen Maßnahmen kontrollieren. 
Außerdem errichtet die Stadt Bona jetzt eine Tageaeihoioagsstätte für 
Lungenkranke. 

Der Stadt Mülheim (Rhein) stehen die Zinsen von 120000 M. zor 
Verfügung. Die Verwaltung wird von einer Kommission geführt, der der 
Redner als Füraorgearzt angehört. Die Organisation ist folgende: 

Die Krasken werden von den Aerzten, der Armeaverwshung. den 
Kassen to minien uci dem lavalidenbareaa der Fürsorgestelle überwiesen. 
Die Familien* und Wohnangsverhäitni-se werden durch eine besonders aas* 
gebildete Für»orzesch wester featgmeilt. die die regelmäßige Kontrolle der 
g-^t/oreneu Mnßaahmen ausüot. Die Beratung findet ua städtischen Kranken* 
hause durch d-n Rainer und seinen Assistenten statt. Ernerer ünermttteit 
die ärztlichen Vorschläge der Kommission. 

Viel schwieriger gestaltet sich die Fürsorge im Landkreise Mül¬ 
heim'Rhein». weil die Verwaltung nur eine zentrale sein kann, wänread 
Fir*orget*ti?keit ein» loksie sein miß. Der Landkreis verfügt zu diesem 
Zwecke Iber G/.G M. Z äsen. Damit non iie einzelnen Gemeinden ein Interesse 
an ein» entsprechenden Verwendung dieses Gei des hao-n. ist es innen zur 
pi.cnt gemncat. daß sie die ELfte der für ih-e Gemeiademitg.ieder aaf- 
rewaa-iten Kosten ersetzen. Demnach neuen jv.G M. nr Verfügung. Lie 
jrganiaaaou ist felgende: 

Die Aernte, auf die sich nilein die Orzanisation stützen kann, meiden 
4_e Kranus*. vertreten die Anträge in der Gemein lez.immiasioa and zoa* 
trutxierea das Veraasten der K-aazen oei Geieuenaeit. namt..cae Aerzte 
des Landkreises funzieren euren am:.: ca u Vertrauensärzte der if.ftaag. 
Zj sesceut in »der B lrgermejsterei eine £ Immission, der neuen dem Blrger- 
B-eister sämuicae Aerute aazeu rea, aiierUem ein: ze v:m Beme.nderar. ge* 
viuzc M.tgi.eder. ^..e-e A;mm^*.oa tat i:e einzeueatea Anträge zu 
-ruf**. iz Znteriae» :ur i-e B eanenuag i er Ant.-i^» dienen »in ärz- 
i wCZjt t and «jb 7er* a.im^-r.-age*ea. Ler entere g:: t Aifa-iu-ii t -er 
i.e Art der Z'zraaz-uig uni ea*ni.t Vir*cu.ize für i.» evearae.. zu er- 
greihesiea MaAdanmen. wiurem der zw-;:e i.e wi.—Acsafi. icnen uni 77.o* 
auugiVerxLtniÄe lariegu. lie £ .mm --a z.it u: Bt^-.uiea zu lea An¬ 
träge* an. Lie ne*'..;^ung :st e.ner ,iun-::a v-.neca.rea. t-e at* 
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eine Nachuntersuchung durch den Kreisarzt oder eine Beobachtung im Kranken» 
hause statt. 

In den ersten Jahren wurde, abgesehen von der gelegentlichen ärzt¬ 
lichen Kontrolle, die Kontrolle der Fürsorgekranken durch Krankenschwestern 
der einzelnen Krankenhäuser, die die ambulante Krankenpflege besorgen, besw. 
durch Gemeindeschwestern vorgenommen. Dieser Kontrolldienst war mangel¬ 
haft. Es fehlte besonders eine genaue Information der Zentralinstanz. Des¬ 
halb wurde von seiten des Kreises ein Kreisfürsorger angestellt, und 
zwar ein Verwaltungsgehilfe, der in einer Lungenheilstätte ausgebildet und 
als Desinfektor amtlich geprüft ist. Er wird vom Kreise besoldet, wozu 
die Provinzial Verwaltung einen jährlichen Zuschuß von 1000 M. gibt, und erledigt 
die Verwaltungsge8cbäfte der Fürsorge auf dem Landratsamte. Er besucht 
die in Fürsorge stehenden Kranken, nachdem er vorher mit den behandelnden 
Aerzten Rücksprache genommen hat; instruiert die Kranken genau über die 
Desinfektion des Auswurfes, Behandlung der Zimmer, Betten und Wäsche und 
händigt ihnen das Tuberkulose - Merkblatt aus. Die Desinfektion ist nach 
Möglichkeit praktisch zu erläutern. Er führt ferner Zwischendesinfektionen 
aus (unentgeltlich), üeber seine Wahrnehmungen und seine Tätigkeit 
maoht er einen Aktenvermerk und erstattet dem Kreisarzt und dem Vor¬ 
sitzenden der Kommission unter Vorlage der Akten Bericht. Er ist bei den 
Beratungen zugegen. 

Neben dem Kreisfürsorger sollen in Zukunft in Verbindung mit den 
Aerzten der Gemeindekommission Kranken-und Gemeindeschwestern die 
Kontrolle monatlich-ausüben, um durch stetige Einwirkung eine exakte Durch¬ 
führung der Verhütungsmaßregeln zu sichern. Die Schwestern und Pflege¬ 
rinnen sind besonders instruiert und führen über ihre Wahrnehmungen und 
Tätigkeit ein Kontrollbuch. 

Die Fürsorge gewährt: Nahrungsmittel, fast ausschließlich Milch, 
Krankenpflegeartikel, Speibecher usw., Desinfektionsmittel, im Bedarfsfälle 
Betten, Zuschüsse zur Miete (zum Anmieten von Zimmern), Heilverfahren bei 
bedürftigen Personen, die nicht der Invalidenversicherung unterstehen, Unter¬ 
bringung von Schwerkranken in den benachbarten Krankenhäusern, um 
den Kranken die Verbindung mit der Familie zu erhalten. Häufig geschieht 
dies in Verbindung mit der Landesversicherungsanstalt, indem letztere die 
Krankenhauskosten übernimmt und die Stiftung der Familie als Ersatz für 
die abgetretene Rente monatliche Zuschüsse in der Höhe von 8—10 M. ge¬ 
währt. Ueber die Gesamttätigkeit geben die herumgereichten Uebersichten 
Aufschluß. 

Die Fürsorge erstreckte sich im Jahre 1910 auf 302 tuberkulöse Per¬ 
sonen mit insgesamt 1610 Familienangehörigen. Beschafft wurden 70 Betten, 
die teilweise den Erkrankten überlassen wurden. 32 Kranke machten ein 
Heilverfahren durch. Die Ausgaben betrugen 11698 M. (Eigenbericht) 

Diskussion: 

Der Herr Regierungspräsident dankt dem Vortragenden für seine 
Ausführungen. Wenn an vielen Stellen gegen die Tuberkulose vorgegangen 
werde, könne auch viel erreicht werden. Alle Kreise müßten nach ihren 
Kräften sich an dieser lohnenden Aufgabe beteiligen; freilich seien nur wenige 
in der glücklichen Lage wie der Landkreis Mülheim a. Rh., dem so reiche 
Mittel zur Verfügung ständen. 

Beigeordneter Dr. Krautwig-Oöln: Wenn der Reg.-Bez. Cöln eine 
Tuberkulosesterblichkeit aufweist, die manche der anderen Bezirke übersteigt, 
so liegt dies nicht in der Tuberkulosesterbeziffer des Stadtbezirks Cöln, 
die hier nur 15,6 auf 10000 Lebende berechnet ausmacht. Eine besondere 
Schwierigkeit macht es der städtischen Lungenfttrsorgestelle, das Gros der 
Tuberkulosen innerhalb der hiesigen Stadtbevölkerung festzustellen. Insbe¬ 
sondere bat sich hier die Maßnahme bewährt, daß sämtliche Hospitäler, auch 
die Privatanstalten, alle zur Aufnahme kommenden Tuberkulosekranken der 
Fürsorgestelle melden. Die Zahl der in Hospitäler aufgenommenen Tuber- 
' ilosekranken ist in Cöln in den letzten Jahren konstant gestiegen. 62°/« 
- Tuberkulosefälle der Stadt ereigneten sich in Krankenhäusern. Die Ver- 
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storbenen waren zameiat bereits Wochen* and monatelang vorher in den An* 
atalten verpflegt worden. Ala eine sehr zweckmäßige Einrichtung bat sich die 
Wohnungsdesinfektion bei Wohnungswechsel der Tuberkulosekranken 
aas der minderbemittelten Bevölkerung bewährt. Ueberhanpt ist das Hauptge¬ 
wicht bei der ganzen Tuberkulosefürsorge auf die Wohnungsfrage zu legen. 
In Cöln werden für etwa 500 Familien von der Taberkuloaefflrsorgestelle Woh- 
nungsgeldzaschüsse gewährt, über 1000 Familien habe die 8 tadt z. Zt. in 
laufender Fürsorge. Es stehen dafür 94000 M. jährlich zur Verfügung. Es 
hat sich auch als notwendig erwiesen, direkte bare Unterstützung in Form von 
Wohnungsgeldzuschüssen zu gewähren. Ratschläge allein versprechen keinen 
dauernden Natzen. Als Vertrauensärzte werden alle Aerzte zugezogen, 
eine Forderung des ärztlichen Vereins, aus der sich erhebliche Schwierigkeiten 
bisher nicht ergeben haben. Der behandelnde Arzt ist immer der beste Be¬ 
rater. Bei ärztlichen Vorschlägen besonders weitgehender Maßnahmen wird 
in der Regel eine Beobachtung im Hospital veranlaßt. Auch die Armenver- 
waltung unterstützt die Bestrebungen der Fürsorgestelle. Zu erstreben ist 
Schaffung eines großen Tuberkulosekrankenhausea für alle Formen, 
zumal für unheilbare Kranke. Zu bedauern ist, daß manche Landbewohner 
der besseren Erwerbsverhältnisse in der Stadt wegen den für sie gesunderen 
Landaufenthalt aufgeben. 

Landrat v. Schlechtendahl-Mülheim a. Rh. bedauert ebenfalls die 
Landflucht der Tuberkulösen. Die Kranken sind in dieser Beziehung oft un¬ 
belehrbar. Die Fürsorgestelle des Landkreises Mülheim a. Rh. ist sehr weit 
gegangen und hat sogar Kranken, die nach Cöln verzogen waren, trotzdem 
weiter Beihülfen gewährt, z. B. Betten gestellt. Der Etat der Mülheimer 
Lungenfürsorgestelle für 1910 balanziert mit 25000 M. Einnahmen 
und Ausgaben. Darunter zu rechnen ist ein Zuschuß der Kreisverwaltung für 
den Kreisfürsorger, der gleichzeitig als Kreisdesinfektor tätig ist. Man muß 
das der Fürsorge zur Verfügung stehende Geld anwenden: 1 ) um die An¬ 
steckung durch Schwerkranke zu verhindern, 2) um bei Erkrankten die 
Arbeitsfähigkeit zu erhalten, 3) um solche Personen ausfindig zu machen 
und ihnen zu helfen, die sich in Gefahr befinden, angesteckt zu werden 
oder eben den Keim der Schwindsucht auf genommen haben. Unheilbare 
Kranke in die „Heime“ der Landesversichernngsanstalt zu bringen, hält häufig 
sehr schwer; die Leute fühlen sich oft wie ausgestoßen und entbehren beson¬ 
ders das ihnen entzogene Rentengeld. Schon eher entschließen sich die 
Kranken zur Uebersiedlung in kleinere ländliche Krankenhäuser. Wenn eine 
Krankenhausaufnahme sich nicht ermöglichen ließ, hat die Fürsorgestelle dafür 
gesorgt, daß den Kranken ein besonderes Zimmer zur Verfügung gestellt 
werden konnte. Neben der Beschaffung besserer Wohnungen muß auch auf 
eine gute Ernährung (Darreichung von Fleisch und Milch in natura) Gewicht 
gelegt werden. Kranke im Anfangsstadium der Tuberkulose müssen auf- 
und ausgesucht werden. Die behandelnden Aerzte müßten in der Richtung 
mehr ihr Augenmerk auf die Familienmitglieder der Erkrankten lenken; auch 
die Gemeindekrankenpflegerinnen müßten das tun, ferner die Bür¬ 
germeister, Polizeidiener, kurz, es müßten alle dazu irgendwie geeignete Per¬ 
sonen mithelfen. 

Beigeordneter Dr. v. Gar tzem-Bonn: In der Stadt Bonn ist die Sterbe¬ 
ziffer der Tuberkulose von 28°/oo im Jahre 1902 auf 12°/oo im Jahre 1910 
zurückgegangen. Der Rückgang setzt unverkennbar ein mit der Errichtung 
der Lungenfür 8 orgestelle im Jahre 1904. Diese ist der medizinischen Klinik 
ungegliedert. Armenpfleger und -pflegerinnen sind wichtige Mithelfer. Die 
Stadt Bonn hat anfangs 2000 M. im Jahr für die Fürsorgestelle auf gewendet, 
später bis 24000 M. Der Erfolg hat jedoch in den letzten Jahren eine 
geringere Inanspruchnahme der gemachten Aufwendungen verursacht, trolzdem 
in derselben Weise weiter gegangen wird wie früher. Geplant ist die Ein¬ 
richtung von Tageserholungsstätten, um wenigstens tagsüber die Kranken von 
den Gesunden trennen zu können. 

Landes-Med.-Rat Dr. Knepper -Düsseldorf: Die Landesversicherungs- 
aastalt hat gerade der Tuberkulosefürsorge auf dem Lande großes 
Interesse entgegengebracht und ist bereit, derartige Einrichtungen unter fol¬ 
genden Bedingungen zu unterstützen. Die Fürsorgestellen müssen die Gewähr 
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fttr längeren Fortbestand in sich tragen; die Kreise oder Gemeinden oder Ver¬ 
eine, die Fttrsorgestellen einrichten, müssen in erster Linie bereit sein, das 
Unternehmen pekuniär zu unterstützen; der betreffende Kreis oder die Ge¬ 
meinde müssen unterstützungsbedürftig sein. Ferner beansprucht die Landen- 
Versicherungsanstalt als Gegenleistung u. a., daß die Fürsorge in erster Linie 
den versicherten Personen zuzuwenden ist; daß die Versicherungsanstalt durch 
die Fürsorgestelle auf alle an Tuberkulose Erkrankten aufmerksam gemacht 
wird, damit sie bei Heilbaren ein Heilverfahren einleiten, bei Unheilbaren die 
Unterbringung in „Heimen“ veranlassen kann; endlich, daß von der Fürsorge¬ 
stelle eine Desinfektion in festgelegtem Umfange garantiert wird. Auch zur 
Ausbildung von weiblichen Krankenschwestern durch den katb. Charitasverein 
in Arenberg oder den evangel. Verein für Frauenhilfe in Barmen stellt die 
Landesversicberungsanstalt finanzielle Beihülfen zur Verfügung, wie sie sieh 
auch fttr die Auswahl zur Krankenfttrsorge geeigneter Personen interessiert, 
solche mit Geldmitteln unterstützt und ihnen zur Anschaffung ihrer Apparate 
und Lehrmittel Unterstützungen gewährt. Zu den neuerdings in Arenberg 
und Barmen für die ausgebildeten „Besucherinnen“ und Pflegerinnen einge¬ 
richteten Nachkursen gibt die Landesversicherungsanstalt der Rheinprovinz 
erhebliche Beihülfen. Die Ausgaben der Landesversicherungsanstalt der Rhein- 
provinz fttr Heilverfahren für Tuberkulose haben im Jahre 1906 betragen ca. 
1250000 M., im Jahre 1908: 1599000 M. Mit der Unterbringung unheilbarer 
Kranker in Konzentrationskrankenhäusern bat die Landesversicherungsanstalt 
bessere Erfahrungen gemacht, seitdem eie dazu übergegangen ist, diese Kranken 
in kleineren Krankenhäusern ländlichen Stils mit 6—15 Betten zu verpflegen. 
Sie hat zurzeit im ganzen etwa 400 unheilbare Tuberkulosekranke untergebracht. 
Auch die Fürsorgestellen unterstützt und fördert die Landesversicherungs¬ 
anstalt in jeder Weise. Kurz und gut: allen auf die Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose gerichteten Bestrebungen, mögen sie von irgend einer Stelle ausgehen, 
widmet die Landesversicberungsanstalt ihr volles und ganzes Interesse und 
gibt für diese Bestrebungen, soweit ihr dies im Rahmen der gesetzlichen Vor¬ 
schriften gestattet ist, größere oder geringere Beiträge. 

1 Landrat Mieten-Cöln: Im Landkreise Cöln beträgt im Jahre 1910 
die Jahreszahl der Taberkulosesterbefälle 112, zu 36 der Todesfälle anderer 
meldepflichtiger übertragbarer Krankheiten. Dem Kreise steht zur Pflege 
Tuberkulöser ein Stiftungskapital von 4000 M. zur Verfügung. Es fehlt 
aber an Anträgen. Der Kreis übernimmt in Fällen, in denen eine Versiche¬ 
rungspflicht nicht besteht, die Hälfte der Kosten des Heilverfahrens, wenn 
die Gemeinde ebenfalls das Gleiche tut. Es geschieht dies, um nicht der 
Gemeinde die Armenlasten abzunehmen. Die Heilstättenbehandlung muß mög¬ 
lichst frühzeitig einsetzen, und müßte selbst bei noch nicht erkrankten jugend¬ 
lichen Personen aus taberkolöseti Familien prophylaktisch zur Anwendung 
kommen. Der Bedner verspricht sich von der Tätigkeit der Damen des 
Vaterländischen Franenvereins und den zahlreichen Ordensschwestern des 
Kreises auf dem Gebiete der Tuberkulosefürsorge große Erfolge. 

Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Busak: Der Kampf gegen die Tuber¬ 
kulose ist ein Krieg, der viel Geld koBtet, und manchen Kreisen, besonders 
denen des bergischen Landes, mangelt es an Geld, so daß jede neue kostspie¬ 
lige Wohlfahrtseinrichtung bei den betreffenden Landräten große Bedenken 
horvorruft. Es ist deshalb erwttnscht, daß die Landesversicberungsanstalt von 
vornherein gleich eine bestimmte Unterstützung in Aussicht stellen möge, 
außer den Sammen von 300 M., die sie zur Ausbildung einer Krankenpflegerin, 
von 100 M., die sie zur Einrichtung und von 200 M., die sie zur Unterhaltung 
der Pflegestation zahle. Der Umstand, daß in jedem Kreise des Regierungs¬ 
bezirks jetzt ein amtlicher Desinfektor angestellt sei, der gleichzeitig als 
Kreisfürsorger tätig sein kann, erleichtert schon die Einrichtung von Für¬ 
sorgestellen. Zudem sind in sämtlichen Kreisen Krankenpflegerinnen tätig, 
größtenteils Ordensschwestern, was um so wichtiger ist, als sämtliche Ordens- 
genossensebaften des Bezirks seit einiger Zeit dazu übergegangen sind, alle die¬ 
jenigen Mitglieder, die in der Krankenpflege tätig sind, als staatlich geprüfte 
Krankenpflegerinnen ausbilden zu lassen. Besonders stark ist die Tuberkulose 
in den Kreisen Wipperfürth, Euskirchen und Waldbroel. 

Landes-Mcd.-Bat Dr. K nepp er: Die Landesversicberungsanstalt kann 
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nicht Torweg für jeden Kreis eine bestimmte Somme als Beibülfe festlegen 
Die Hohe der Sommen richtet sich nach der Zahl der Personen, die ans dem 
Bezirk, für den die Fürsorge eingerichtet wird, der Versicherungsanstalt zur 
Last fallen, nach der Bedürftigkeit und noch anderen für jeden Einzelfall ent¬ 
scheidenden Gesichtspunkten. 

Kreisarzt Dr. Stoff eis-Wipperfürth: Die Tuberkulosefürsorge muß 
auf dem Lande anders organisiert werden als in der Stadt. Auf dem Lande 
ist es schwer, das nötige Geld zu beschaffen. Im Kreise Wipperfürth 
werden 600 Mark ron den Gemeinden aufgebracht; dieselbe Summe zahlt die 
Laniesyersicherungsanstalt. Eine Zentralisierung ist der schwierigen Ver- 
kehrsverhältnisse wegen im Kreise ausgeschlossen. Es ist die Einrichtung 
getroffen, daß die Aerzte jeden Fall von Tuberkulose der Fürsorgestelle 
melden; der Arzt erhält für den gemeldeten Fall 1,50 M. Er füllt ein ganz 
kurzgefaßtes Formular auB, das an eine der besonders für Tuberkulosefürsorge 
ausgebildeten Krankenschwestern der Krankenanstalten gebt. In jeder Kranken¬ 
anstalt sind zwei Schwestern derartig ausgebildet. Gleichzeitig wird möglichst 
rasch eine Sputumuntersuchung durch die staatlichen UnterBuebungsämter ver¬ 
anlaßt. Die Fürsorgeschwester orientiert sich an Ort und Stelle über die 
häuslichen Verhältnisse, besonders die Wobnungsverhältnisse und die Schlaf¬ 
gelegenheit. Alle 2—3 Monate muß die Fttrsorgeschwester nach dem Er¬ 
krankten sehen. Der Hauptwort muß auf mündliche Belehrung gelegt werden, 
die um so eindringlicher wirkt, wenn die Schwester auch Nahrungs- und Stär¬ 
kungsmittel mitbringt. Nach Möglichkeit wird für Kiankenhausaufnabme der 
fortgeschrittenen Fälle gesorgt. 

Privatdozent Dr. Seit er-Bonn hebt noch besonders hervor, daß die 
Medizinaluntersuchungsstellen allgemein die Untersuchungen auf Tuberkulose 
kostenlos anstellen. Die Inanspruchnahme der Untersuchungsstellen lasse 
gleichwohl noch zu wünschen übrig. 

Geh. Ober-Medizinalrat Prof. Dr. Kirchner: Die Frage der Tuber¬ 
kulosefürsorge beschäftigt in herrorragender Weise die Zentralbehörde. Den 
Bedner selbst hat seioe langjährige Freundschaft mit Bobert Koch in die 
Lage gebracht, Koch, dessen Interesse für die Tuberkulose durch vielfache 
gegen ihn gerichtete Angriffe etwas gelitten hatte, zur Wiederaufnahme 
seiner Tuberkuloseforschungen zu veranlassen. In der Tat hat sich Koch in 
den letzten Jahren, zumal seit seiner Entsendung als Vertreter des Deutschen 
Beiches zu dem internationalen Tuberkulosekongreß in Washington im Jahre 
1908, wieder vorwiegend mit dieser Frage beschäftigt. 

Die Tuberkulosebekämpfung hat in den früheren Jahren sich nicht 
in den Bahnen bewegt, die man vom bakteriologischen Standpunkte aus hätte 
fordern müssen. Koch selbst wollte damals, als er 1882 den Tuberkelbacillus 
entdeckt hatte, den Schwerpunkt der Bekämpfung anl bakteriologische Basis 
gelegt haben: der Erkrankte sollte abgesondert werden. Infolge des Tuber- 
knlinstreites ist der Kampf von diesem Ziele abgewichen. Mitte der 90 er 
Jahre trat die Lungenheilstättenbewegung in die Erscheinung. Koch 
und seine Schule standen diesen Bestrebungen mit einem gewissen Mißtrauen 
gegenüber. Der reelle Nutzen schien nicht groß genug; lür die unheilbaren 
Kranken geschah nichts. Bedner studierte die sozialen Einrichtungen zur 
Bekämpfung der Tuberkulose in Belgien und Frankreich. Es erfolgte dann 
im Jahre 1902 der Min.-Erlaß, betreffend die Errichtung von Lungenfür- 
aorgestellen. Diese Anregungen fielen auf fruchtbaren Boden. Zur Zeit 
bestehen in Preußen zahlreiche Fürsorgestellen an verschiedenen Orten. 

Wir können bei der Bekämpfung der Tuberkulose nicht soweit gehen, 
wie beim Aussatz, bei dessen Zurückgehen der große Erfolg durch völligen 
Ausschluß der Erkrankten aus der Gesellschaft erzielt worden ist. Aber wir 
müssen doch auch bei der Tuberkulose energischer Vorgehen als bisher. Zwar 
sehen wir den Erfolg der getroffenen Maßnahmen in dem Zurückgehen der 
Tuberkulosesterblichkeit von 340 auf 100000 Lebende und das Jahr berechnet 
im Jahre 1875 auf 160 im Jahre 1910, d. i. in einer Abnahme um mehr als 
50°/o. Aber diese absteigende Kurve ist in den letzten Jahren immer fiacher 
geworden und fällt nicht weiter in der wünschenswerten Weise ab. Wir 
müssen unbedingt den ansteckungsfähigen Tuberkulosekranken 
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in solche Verhältnisse bringen, daß er seine gesunde Umgebung, für die er 
das Zentrum der Ansteckung ist, nicht anstecken kann. Man muß auch 
damit rechnen, daß in seiner Umgebung bereits Personen die Krankheitserreger 
aufgenommen haben, ohne schon Krankheitssymptome su zeigen. 

Diese Gedanken hat man auf Kochs und des Redners Veranlassung 
bei dem Vorgehen gegen die Tuberkulose im Kreise Httmling, einem kleinen Kreise 
in der Provinz Hannover, in die Tat umgesetzt, indem der Kultusminister hier 
die Tuberkulosebekämpfung im großen Maßstabe in die Wege hat leiten lassen. 
Dieser Kreis ist deshalb ausgewählt worden, weil er klein ist und weil er in 
ganz besonderem Maße durch die Tuberkulose heimgesucht wird. Von. den 
verschiedensten Seiten wurden Mittel zur Verfügung gestellt. Drei Fürsorge* 
stellen mit je einem Arzt und je einer Krankenschwester wurden errichtet; 
Prof. Jakob aus Berlin warde zwecks systematischer Durchuntersuchung 
der Einwohner des Kreises entsandt. Sämtliche Kinder wurden mit Hilfe der 
Pirquetschen Methode untersucht. Besoldetes Augenmerk wurde auf er* 
krankte Schulkinder gerichtet. Die obligatorische ärztliche Leichenschau 
warde eingeführt. Ausgehend von den einzelnen Tuberkulosekranken wurden 
Wohnungslisten angelegt, es wurde rückwärts nach Zusammenhang mit anderen 
Fällen geforscht. So konnte festgestellt werden, daß in bestimmten Häusern 
immer wieder von neuem Tuberkuloseerkrankungen aufgetreten waren und 
daß gerade in den Familien, die unter den ungünstigen Wohnungsbedin* 
gangen lebten, die meisten Taberkulosefälle vorgekommen waren. Als recht 
verderblich erwies sich die Einrichtung der eingebauten Wandbetten, sogenannte 
„Butzen“. Das Deutsche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose 
Btellte Geld zur Verfügung. Schulbäder wurden errichtet. Die Landesver- 
sicherangsanstalt Hannover lieh zu niederem Zinsfüße 500000 Mark zum Um* 
bau unhygienischer Wohnhäuser; ein Magnat übernahm die Kosten der Ver¬ 
zinsung dieser Samme auf die Dauer von 20 Jahren. Redner hofft, daß auf 
diese Weise der Kreis tuberkulosefrei werden wird und daß auf Grund der 
dortigen Erfahrungen und Erfolge auf ähnliche Weise im großen Lande vor¬ 
gegangen werden kann. 

Alle maßgebenden Faktoren müssen zu gemeinsamer Arbeit herange* 
zogen werden. Vor allem muß auch für den kleinen Mittelstand gesorgt 
werden, dem noch nicht die Wohltaten der Versicherungsgesetze zufließen, 
wie kleine Beamte, Kaufleute, Handwerker, die oft durch Krankheit in 
namenloses Elend geraten. 

Die Kontroverse zwischen Koch und Behring über die Identität 
des Tuberkulose* und Perlsuchterregers ist zu ungunsten Beh¬ 
rings entschieden worden, so daß wir mit der Gefährdung des Menschen 
durch perlsüchtige Tiere nicht mehr zu rechnen brauchen. Es war auch von 
vornherein unwahrscheinlich, daß Krankheiten mit so verschiedenartigen patho¬ 
logisch-anatomischen Veränderungen durch denselben Erreger verursacht sein 
sollten. 

Die Taberkulose ist eine ausgesprochene Kinderkrankheit. Der 
Bruchteil der Sterbeziffer, der auf das Kindesalter fällt, ist enorm, besonders 
beim weiblichen Geschlechts. Die Kinder müssen frühzeitig über die An¬ 
steckungsgefahr belehrt werden. Allen Bestrebungen, die auf die Errichtung 
von Walderholungs8tätten, Waldschulen, Seehospizen und dergl. hinsielen, 
muß tatkräftige Unterstützung zu teil werden. In Schweden ist man soweit 
gegangen, gesunde Kinder aus tuberkulösen Familien herauszunehmen und in 
besonderen, zu diesem Zwecke errichteten Häusern unterzubringen. 

Kreisarzt Med.-Kat Dr. Moerb eck-Mülheim a. Bh.: Hervorzuheben 
ist noch, daß bei der ganzen Tuberkulosefürsorge der Weg durch die Armen¬ 
pflege möglichst zu vermeiden ist. Auch im Kreise Mülheim a. Bhein hat man 
den Eindruck gewonnen, daß das für Heilverfahren anfgewendete Geld nicht 
im rechten Verhältnis steht za dem wirklich erreichten Erfolge. Ueberall, 
wo auf dem Lande ein Arzt ist, müßte eine Taberkulosefürsorgestelle errichtet 
werden. Kreis, Gemeinde, Landes-Versicherungsanstalt und Wohltätigkeits¬ 
vereine müssen gemeinsam vorgohen. 

Der Herr Regierungspräsident dankt den Rednern für das be- 
kandete Interesse and insbesondere Herrn Geh. Ob.-Med.-Bat Prof. Dr. 
Kirchner für dessen interessante Ausführungen. 
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II. Das Desinfekttonswesen ln Landkreisen. Der Referent Kreisarzt 
Dr. Stof f eis-Wipperfübrt führte etwa Folgendes ans: 

Auf Grand der im Gesetz betr. die Bekämpfung übertragbarer Krank¬ 
heiten and in den Ausführungsbestimmungen niedergelegten Anordnungen bat 
in den letzten 4—5 Jahren die Regelang des Desinfektionswesens im Bezirk 
rfistige Fortschritte gemacht. Wie eine Umfrage ergab, sind in allen Kreisen 
aasreichend amtlich aasgebildete Desinfektoren angestellt, die mit leistungs¬ 
fähigen Apparaten fttr Formalindesinfektion ausgerüstet sind. Abgesehen von 
den Städten Cöln, Bonn and Mülheim s. Rb. sind in den Landkreisen des 
Bezirks 78 angestelUe Desinfektoren mit Formalinapparaten in Tätigkeit. Mit 
einer Ausnahme stehen in allen Kreisen Dampfdesinfektionsapparate im 
Besitz Ton Kreisen, Gemeinden oder Krankenanstalten für öffentliche Desinfek¬ 
tionen zur Verfügung, im ganzen 20. Aaf die Vermehrang der Dampfdesinfektions- 
apparate maß noch weiter hingearbeitet werden. Wo Gemeinde und Kreise 
nicht die Mittel zur Verfügung stellen können, gelingt es oft, die Gemeinde- 
krankenhäaser, die im Bezirk meist in Verwaltung Ton Ordensgenossenschalten 
sich befinden, zar Anschaffang eines DampfdesinfektionsspparateB za tot- 
anlassen, dessen Benutzung für alle polizeilich angeordneten Desinfektionen 
sichergestellt werden maß. 

Bei der Darcbführang der Desinfektion erheben sich Schwierigkeiten 
wegen der Kosten. Es wird darüber geklagt, daß die Desinfektionsmaßnahmen 
sehr unbeliebt seien and die BeTölkerang durch Verheimlichung der Krank¬ 
heit passiren Widerstand leiste, wo sie die Kosten selbst tragen müsse. Diese 
Klagen werden erst Terstammen, wenn die Desinfektion anentgeltlich erfolgt, 
wenigstens bei Personen bis za einer Einkommengrenze Ton 1500—1800 Mark. 
Die Kosten müßten Ton den Gemeinden übernommen werden, wosa sich aber 
wohl nicht alle Gemeinden bereit erklären würden, da ob sich am eine frei¬ 
willige Leistung handelt. Allerdings ist anzaerkennen, daß Tielerorts im 
Bezirk die Desinfektion auf öffentliche Kosten geschieht, soweit Minderbemittelte 
in Frage kommen. 

Es empfiehlt sich, nicht zu Tiel Desinfektoren anzostellen, damit sie 
aasreichend beschäftigt sind. Bei geringen und schwankenden Einnahmen 
kommt die Garantierang einer bestimmten Mindesteinnahme ln Frage. 

In der Gebührenordnung ist aaßer den Desinfektionen auch die Tätig¬ 
keit des Desinfektors bei den Tom Kreisarzt angeordneten Kontrollbesachen, 
Entnahme Ton Untersuch an gsmaterial za berücksichtigen. Ercnt. ist der 
Desinfektor für diese Tätigkeiten bei der Festsetzung der Garantiesumme za 
Terpflichten. 

Der Bezag der Chemikalien maß in der Weise geregelt sein, daß der 
Desinfektor in keiner Weise an dem Verbrauch interessiert ist. Die Verträge 
über Lieferung der Chemikalien sind unter Mitwirkung des Kreisarztes mit 
Apotheken oder renommierten Großgeschäften abzaschließen, da Ton der 
Beschaffenheit der Chemikalien der Erfolg der Desinfektion überhaupt 
abhängig ist. 

BesondereTransportwage n für die Ueberführang des Desinfektionsgates 
zam Dampfdesinfektionsapparat sind im allgemeinen auf dem Lande nicht 
notwendig. Bei jedem Dampfapparat sind aber eine entsprechende Menge von 
Hüllen zar Verpackung der desinfizierten Sachen bereitzuhalten, die von dem 
Desinfektor bei der Verpackung benutzt werden müssen. 

Schwierigkeiten erheben sich bei der Feststellung des Zeitpunktes 
der Genesung. Es ist nicht möglich, sieb auf die freiwillige Meldung des 
HaushaltungsTorstandes zu Terlassen; dieser ist Tielmehr besonders aufzufor¬ 
dern, sofort, nachdem der Arzt die Ansteckungsgefahr fttr erloschen erklärt bat, 
dem Desinfektor Nachricht zu geben. Die Aerzte haben im hiesigen Bezirk 
die Erlaubnis, die roten Meldebriefe fttr die Mitteilung zu benutzen, daß die 
Desinfektion nach Eintritt der Genesung Torgenommen werden kann. 

Für die Ausführung der Desinfektion hat sich der Formalinapparat 
„Colonia“ bewährt; das Problem der Schaffung eines wirklich leicht trans- 
portabeln Desinfektionsapparates nebst Zubehör fttr ländliche Verhältnisse ist 
noch nicht gelöst. 
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Für die Oampfdesintektiosapparate ist als Begel aufzustellea, daß 
die Benutzung zu erfolgen habe bei allen gemeingelihrlichen Krankheiten nnd 
lener bei den übertragbaren Krankheiten, bei denen eine tiefergehende Ver- 
schmatzang der Betten and Qebraachsgegenstände anzunehmen ist, also bei 
Typhus, Bahr, Langentaberkalose mit starken Darchfällen, dann bei den 
resistenten Krankheitserregern von Milzbrand and Botz. 

Sowohl die Schiaßdesinfektionen der Wohnungen wie die Desinfektionen 
im Dampfapparat sind von amtlich geprüften Desinfektoren auszu¬ 
führen. Dieses gilt aach von den Krankenanstalten nnd der Bedienung der dort 
befindlichen Dampfdesiofektionsapparate, sofern nach Ansicht des Kreisarztes 
ein genügend aasgebildetes Desinfektionspersonal in den Anstalten nicht vor¬ 
handen ist. Die Bediennang eines Dampfdesinfektionsapparates ist so 
kompliziert, daß sie nar sachverständig aasgebildeten Leuten anvertraat 
werden kann. 

Die Desinfektionsanweisungen legen den allergrößten Wert auf die 
Desinfektion während der Krankheit, die sogen, laufende Desinfektion 
am Krankenbett, deren Durchführung aber im allgemeinen noch za 
wünschen übrig läßt. Bis jetzt sind im Bezirk aas jedem Krankenhaus 
mehrere Krankenschwestern in der laufenden Desinfektion in der Desinfektorea- 
schule in Cöin ausgebildet worden, die schon jetzt im Krankenhaus sich 
betätigen können und deren Tätigkeit sich besonders dann von großem Wert 
erweisen wird, wenn es bei Ausbruch von Epidemien gilt, die Bevölkerung in 
der laufenden Desinfektion zu unterweisen und zu kontrollieren. 

Die Ueberwachung der laufenden Desinfektion am Krankenbett durch 
Desinfektoren ist bei den Verhältnissen auf dem Lande zu kostspielig und 
nicht darchzuführen. Die meisten Polizeibehörden, die der Angelegenheit ihre 
Aufmerksamkeit zuwenden, haben sich damit geholfen, den Hsushaltungsvor- 
ständen nach Meldung einer übertragbaren Krankheit eine ausführliche 
gedruckte Belehrung über die Desinfektionsmaßnahmen am Krankenbett gegen 
Empfangsbescheinigung auszahändigen. 

Die Anordnung und die Ueberwachung der laufenden Desinfektion ist 
s. Z. im wesentlichen Sache der behandelnden Aerzte, deren Mitwirkung nicht 
entbehrt werden kann. Ein gewissenhafter Arzt kann sehr viel für die Durch¬ 
führung der laufenden Desinfektion tun. Es kommt alles darauf an, beim 
Arzte dieses Interesse zu wecken ; das ist hauptsächlich Sache des klinischen 
Unterrichts und auch des Einflusses der ärztlichen Vereine. 

Es wäre aber zu überlegen, ob nicht in irgend einer Weise mehr für 
die Durchführung der so wichtigen Maßnahme der laufenden Desinfektion 
geschehen könne. Das Beispiel der Tuberkulosebekämpfung gibt uns hier einen 
Fingerzeig. Die Besuche der Fürsorgeschwester, die Versorgung der 
Kranken mit Spacknäpfen bezwecken ja nichts anders, als eine Ueberwachung 
der laufenden Desinfektion bei dieser einen Krankheit. Es muß dabin gestrebt 
werden, die Fürsorgestellen fnr Tuberkulöse weiter auszubanen, möglichst viel 
Fürsorgeschwestern in den Dienst dieser Einrichtung zu stellen. Dann wird 
es möglich sein, auch bei den anderen übertragbaren Krankheiten die Fürsorge¬ 
schwestern an das Krankenbett zu schicken, um die laufende Desinfektion zu 
zeigen und zu überwachen. Da Berufspdegerinnen nicht in genügender Menge 
zur Verfügung stehen, — Gemeindeschwestern gibt es im Bezirk kaum — so 
müssen die sogen. Krankenbesucherinnen auf dem Lande, die mit Unterstützung 
der Landesversicherungsaostalt in Arenberg bei Coblenz und in Barmen aus¬ 
gebildet werden, in den Dienst der Fürsorgestellen gestellt werden. Diesen 
Ausbau der Fürsorgestellen zur Bekämpfung aller übertragbarer Krank¬ 
heiten ist von der Landesvcrsicherungsacstalt von vornherein vorgesehen, da die 
Unterstützung der Fürsorgesteilen unter dem Titel: .Beihilfen zur Bekämpfung 
der Volkskrankheiten auf dem Lande* 1 geschieht. Neben der Tuberkulose ist 
der Typhur namentlich genannt. Für diesen Ausbau der Fürsorgestellen 
würde aber nicht nur die Landesversicherung beisteuern müssen, sondern auck 
r ' Gemeinden und Kreise, da die Landcsversicberung hiervon ihre Unter- 
vang grundsätzlich abhängig macht. 

Als Desinfektionspersonal zur Reserve in Epidemiezeiten sollen nach 
\nregungdes Zentralkomitees vom Roten Kreuz Mitgliederder S&nitäts- 
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kolonnen nach entsprechender Ausbildung in Desinfektorenschulen herange¬ 
sogen werden. Diese Anordnung verdient in Orten mit regen Sanitätskolonnen 
alle Beachtung, da Bich in den Kolonnen sicher genügend intelligente 
und interessierte Leute finden, die als Ersatzdesinfektoren brauchbar sein 
werden und die auch dazu beitragen können, die Desinfektionsmaßnahmen 
populär zu machen. 

Deberhaupt muß mehr und mehr dahin gearbeitet werden, die Be¬ 
völkerung über das Wesen der ansteckenden Krankheiten, die Grundzüge 
ihrer Bekämpfung und die Bedeutung der Desinfektion aufzuklären. 
Dieses ist eine dankbare Aufgabe für die landwirtschaftlichen Genossen¬ 
schaften und die Leitung der landwirtschaftlichen Winterechulen; sie ist um 
so dringender, als das Land den Vorsprung, den es früher der Stadt gegen¬ 
über in gesundheitlicher Beziehung behauptete, im Laufe der Zeit verloren 
hat. Je mehr es gelingt, auf dem Lande die übertragbaren Krankheiten zu 
bekämpfen, und dazu bietet der Ausbau des Desinfektionswesens eine wirksame 
Waffe, umsomehr wird das Land seine wichtige Aufgabe im Staatsorganismus, 
für einen gesunden Bevölkerungsnachwuchs und Ueberschuß zu sorgen, 
erfüllen können. (Eigenbericht.) 

Diskussion: 

Beg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Busak-Cöln: Bei der Anschaffung von 
Desinfektionsmitteln ist Vorsicht am Platze. In der Begründung zum Gesetz 
ist es den Gemeinden zur Pflicht gemacht, für die Anschaffung wirksamer 
Desinfektionsmittel zu sorgen. Bedner erwähnt einen Fall, in dem in einem 
ländlichen Kreise eine Drogenhandlung längere Zeit hindurch sowohl die 
Formalin-, wie die Ammoniaklösung nur in der Hälfte der vorgeschriebenen 
Stärke geliefert habe. Die polizeiliche Beaufsichtigung der Drogenhandlungen 
kann sich nicht auf die Güte ihrer Mittel erstrecken. Es können deshalb 
nicht von vornherein alle aus Drogenhandlungen bezogenen Desinfektionsmittel 
für einwandfrei gehalten werden, zumal da die meisten Drogenhändler gar 
nicht imstande sind, die Mittel auf ihre Güte zu prüfen. Auf eine Anfrage 
von Geh. Bat Dr. Finkler-Bonn, der erwähnt, daß vor einigen Jahren eine 
systematisch durchgeführte Prüfung der Dampfdesinfektionsapparate dies Be¬ 
zirks Mängel in der Leistungsfähigkeit einzelner Apparate aufgedeckt habe, 
erwidert Geh. Bat Dr. Busak, daß eine regelmäßige Kontrolle stattfinde und 
vor allem bei der Anschaffang behördlich geraten werde, erst nach erfolg¬ 
reicher Prüfung die Kosten des Apparats zu bezahlen. Im ganzen Regierungs¬ 
bezirk stehen jetzt Dampfdesinfektionsapparate in genügender Zahl zur Ver¬ 
fügung. Es ist nämlich bei vielen Krankenanstalten oder Ordensgenossenschaften 
gelungen, diese zu bewegen, gemeinsam mit den Gemeinden und unter 
deren finanzieller Beteiligung Desiofektionsapparate anzuschaffen und aufzu- 
atellen. Dadurch gestaltet sich auch die Schiaßdesinfektion für diese An¬ 
stalten, die in der Regel ansteckende Kranke aufnehmen, billiger, weil sie so 
an Ort und Stelle vorgenommen werden kann. Von der Aufstellung einer allge¬ 
meinen Desinfektionsordnung ist im hiesigen Bezrk bisher noch Abstand 
genommen worden, da es zuviel Schwierigkeiten macht, eine einheitliche Des- 
hafektionsordnung für alle Kreise zu schaffen. Einzelne Kreise haben freilich 
für sich Desinfektionsordnungen erlassen und Tarife für die Kreisdesinfektoren 
aufgestellt. 

Landesmedizinalrat Dr. Knopper -Düsseldorf: Auch die Landes-Ver¬ 
sicherungsanstalt beteiligt sich mittelbar an dem Ausbau des Desinfektions¬ 
wesens, indem sie die Bewilligung der Zulagen für die Tnberkulosefürsorge- 
stellen abhängig macht von der Bedingung, daß nach dem Herausschaffen von 
Tuberkulosekranken aus ihren Wohnungen, diese desinfiziert werden. In 
solchen Fällen würde die L.-V.-A. eventuell auch direkte Kosten übernehmen. 
Die Fürsorgeschwestern und Krankenpflegerinnen sollen auch in der Aus¬ 
führung der Desinfektion ausgebildet werden. 

Landrat Minten-Cöln bittet, das Protokoll der heutigen Verhandlungen 
nach Drucklegung tunlichst allen Landräten des Bezirks zakommen zu lassen, 
was der Herr Regierungspräsident zusagt. Dr. Lohmer-Cöln. 
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Bericht Aber die Herhstsitcaig de« 

Elsas« - Lothringischen Ufedlcinalbeamten - Vereins. 

Sitsung am 13. Desember 1910 ln Straesbarg i E. 

Der Vorsitsende, Begierungs- a. Geh. Medisinairut Dr. Hecker, er* 
öffaet die Sitsang nachmittags 4 Ohr in dem Saale des Hotel Pfeiffer in 
Straßbarg. Anwesend sind außer dem Vorsitsenden die Herrn Dr.Dr. Anacker, 
Belin, Delanscb, Freand, Giß, Groß, Haag, Krimke, Kahn, 
Levy, Meyer, Moßer, MQller-Herrings, Pawolleck, Pinders, 
Bansohoff, Sandner, Sorgias, Spiegel, 8ültmann, Welcher, 
Winter. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gedenkt der Vorsitzende des kOrzlich 
▼erstorbenen Mitgliedes, Professor Dr. Förster. Za Ehren seines Andenkens 
erheben sich die Anwesenden von ihren Pl&tzen. 

1. Geschäftliches. Die Protokolle der Sitzungen Tom} 8. Juli and 
14. Jali werden gatgeheißen. 

Der aasscheidende Vorstand wird durch Akklamation wiedergewihlt. 

2. Zar Frage der Bekämpfang des Alkohollsmas in Eisass • Lothringen. 

Der Beferent, Oberarzt Dr. S and ner-Bulach, will lediglich eine 

Beihe von Wünschen vortragen, deren Berechtigung er aas der durch 
mannigfache Beobachtung and Erfahrung gewonnenen Ueberzeogung ableitet, 
daß es der Bevölkerung Elsaß-Lothringens ganz besonders not tut, an das 
Problem 'der Alkoholfrage ernstlich and vorurteilslos heranzutreten. Die 
breite Masse vermag dieser Forderung aus eigener Kraft nicht nachznkommen, 
sie bedarf dazu vielmehr der fachmännischen Leitung und Führung, durch die 
ihr die wissenschaftlich erhärteten Grundlagen übermittelt werden, die der 
Bewegung gegen den Alkoholismus in seiner gröbsten und feinsten Gestaltung 
Inhalt und Berechtigung geben. Als erfreuliche Tatsache ist zu konstatieren, 
daß die Alkoholfrage im Lande bereits wachgerufen ist; notwendig ist vor 
allem eine Beihe von Lehrkräften, die sich die Aufgabe stellen, die einzelnen 
Kapitel des weitverzweigten Gebietes im öffentlichen Vortrag wie in der täglichen 
Kleinarbeit mit strenger Sachlichkeit zu behandeln. Die Antialkoholbewegung ist 
entstanden aus dem Pflichtgefühl gegenüber der Gesamtheit; je intensiver 
sich dieses regt, um so nachhaltiger wird der Eifer sein, an der Hebung der 
durch den Alkoholismus gefährdeten physischen, psychischen und materiellen 
Volksgesandheit mitzuarbeiten; dieser Eifer darf gegen Uebertreibung nicht 
blind machen. Die Antialkoholbewegung bedarf deshalb um ihrer selbst willen 
besonders Männer, denen die Schädigungen des Alkoholismus aus ihrer Berufs¬ 
arbeit her durch direkten Einblick geläufig sind, deren Vorbildung eine 
Gewähr bietet für kritisches Verständnis und kritische Sichtung des Materials. 
Deshalb gehören die Aerzte mehr in die vordersten Beihen der Kampflinie 
gegen den Alkoholismus als dies bisher der Fall war. 

Ueber die unbedingte Notwendigkeit eines derartigen Kampfes herrscht 
unter den Aerzten wohl Einverständnis. Der Kernpunkt der ganzen Alkohol¬ 
frage liegt in der rassenverderbenden, degenerativ wirkenden Einwirkung des 
Alkohols, in ihr berühren sich die Arbeitsgebiete des zu prophylaktischer 
Fürsorge sich verpflichtet fühlenden Arztes und des Sozialpolitikers, der der 
Gesamtheit möglichst hohe wirtschaftliche Werte abzugewinnen sucht. 

Bedner will eine eingehende Aufzählung der mancherlei nachteiligen 
Einflüsse des Alkohols auf den Ablauf der physiologischen Vorgänge im 
Körper unterlassen. Der verhängnisvolle Irrtum von der Erwärmung und Stär* 
kung durch den Alkohol ist Schald an den mancherlei die Gesundheit unter¬ 
grabenden Gepflogenheiten; es kann deshalb nicht oft genug wiederholt werden, 
daß der Alkohol ganz im Gegenteil einen erheblichen Wärme-Kraftverlust bedingt, 
und daß demzufolge die Arbeitsfähigkeit eines unter Alkoholeinfluß stehenden 
Menschen weit geringer ist als die Durchschnittsleistung eines vom Alkohol unbe¬ 
einflußten Körpers. Schon einmalige geringe Dosen wirken nachteilig auf die 
normal-physiologischen Vorgänge im Organismus; kommt es zu einer chroni¬ 
schen Durchspülung des Körpers mit Alkohol, so entstehen die mannigfachen 
pathologischen Veränderungen und die erhöhte Empfänglichkeit für Infektionen 
in Verbindung mit einer geringeren Widerstandsfähigkeit. Dehnen sich alle 
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diese Symptome anf weite Volksschichten ans, so snmmieren sie sich and 
treten als soziale Schädigungen mit all ihren wirtscbaltlichen Konsequenzen 
am Volkskörper in Erscheinong. Die vergleichenden Gegenüberstellungen der 
Aasgaben des deatschen Volkes für alkoholische Getränke mit denen für all¬ 
gemein dienliche Zwecke, wie Bildang, Landesverteidigung sind ja bekannt; 
ihre zahlenmäßige Sprache wird am deutlichsten, wenn man die Tatsache in 
Erwägung zieht, daß in deatschen Arbeiterhaushalten and in den Familien 
kleinerer Bürger 10—25°/o des Gesamteinkommens für alkoholische Getränke 
veraasgabt werden, während für Ernährung, Wohnang, Kleidang and Ihr 
BUdangszwecke das Notwendigste nicht übrig bleibt. Die Folgen sind aal 
der einen Seite Unterernährang and die damit zusammenhängende Ver¬ 
minderung der LeiBtungs- und Widerstandsfähigkeit, aal der anderen 
Degeneration der kommenden Generation infolge des Alkoholelends 
ihrer Erzeuger. So wird der Schaden ein doppelter; es geht nicht nar ein 
Teil des ursprünglich gesunden Menschenmaterials vorzeitig physisch, psy¬ 
chisch and materiell zagrande, sondern die minderwertig Gewordenen hinter« 
lassen minderwertig Geborene, die dem gesunden, arbeitsfähigen Teil der Be¬ 
völkerung zur Last fallen. Alles das sind Tatsachen, die sich aus reichem 
einwandfreiem Beobachtangs- and Erfahrungsmaterial mit zwingender Not¬ 
wendigkeit ergeben and in allen Ländern beobachtet werden; sie finden sich 
besonders überall da, wo Trinksitten and Unkenntnis den Genaß der alkoho¬ 
lischen Getränke fördern. 

Das Vorhandensein eines aasgedehnten Alkoholismas in Elsaß- 
Lothringen wird niemand, sofern er mit den Verhältnissen nur einigermaßen 
vertrant ist, bestreiten wollen. Daß diese Tatsache nicht etwa erst neuerdings 
hervorgehoben warde, daß sie viel weiter znrückreicht, als diejenigen gern 
glauben machen möchten, die in der Antialkoholbewegung eine Art hygienischen 
Modeartikels erblicken, das beweist die im Jahre 1903 erschienene Abhandlang 
von Angast Dietz, die unter dem Titel: „Der Alkoholismas in Elsaß- 
Lothringen an der Wende des 19. und 20. Jahrhunderts“ die Zeit seit Ende 
der 70 er Jahre eingehend behandelt. Schon am 1880 sind aas den Beihen 
der Landesaasschnßabgeordneten die lebhaftesten Klagen über die Alkoholnot, 
ganz besonders über die „Branntweinpest“ laut geworden. Anf dem unter- 
elsässischen Lehrertage wurde 1885 im Aufträge der Begierang die Frage er¬ 
örtert, inwiefern die Schale zar Bekämpfung des Alkoholismas herangezogen 
werden könnte; gleichzeitig schrieb die Verwaltungsbehörde drei Preise aas 
für die besten, gegen den übermäßigen Alkoholgenuß gerichteten Volkser- 
Zählungen. Der im vergangenen Jahre aasgegebene Erlaß des Bezirksprä¬ 
sidenten für das Ober-Elsaß, demzufolge vor 8 Uhr morgens kein Schnaps 
käuflich abgegeben werden sollte und gegen den sich eine lebhafte Protest¬ 
bewegung geltend machte, hatte seinen Vorläufer in einer gleichen, um 
1900 entstandenen Verfügung des damaligen Bezirkspräsidenten von Lothrin¬ 
gen. Es ist bedauerlich, daß sich gegen derartige, dem Volkswohl wirklich die¬ 
nende Maßnahmen Stimmen erheben; es beweist das nar, welche weitgehende 
Unkenntnis hinsichtlich der Alkoholgefahr besteht, obwohl bereits 1879 drei 
große Vereinsorganisationen des Landes Abhilfe gegen die zunehmende 
Alkoholnot forderten. 

Aach von ärztlicher Seite ist im Lande aaf die Folgen des Alkohol- 
mißbraachs mehrfach hingewiesen worden, z. B. von Stark im Archiv für 
öffentliche Gesundheitspflege in Elsaß-Lothringen (5. Bd. 1880) and durch 
seine Arbeit „Mitteilungen über die Trunksucht“. Nach seinen Untersuchungen 
konnte bei 29,4 °/o der in Stephansfeld verpflegten männlichen Kranken der 
persönliche Mißbrauch alkoholischer Getränke als ursächlicher Faktor ihrer 
geistigen Störung angesehen werden. Dabei war die Verhältnisziffer bei den 
Kranken aas Oberelsaß wesentlich höher als bei denen aus Unterelsaß 
(82,3 : 26,6°/o). Aach die von Stark mitgeteilten Aeußerungen aus Be¬ 
richten von Kreis- and Kantonalärzten enthalten die gleiche Klage 
über die erschreckenden Folgen des Alkoholismus, insbesondere aber des 
Branntweingenasses; vor allem werden die verheerenden Wirkungen des Fasel¬ 
schnapses hervorgehoben. Nach den Erfahrungen des Beferenten ist es darin 
bis heute zam mindesten nicht besser geworden, vor allem was den Scbnaps- 
gennß anbetrifft; er hat noch keinen unter den an Psychosen erkrankten 
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Alkoholikern getänden, der nicht nach Schnaps neben dem Uebermaß sonstiger 
alkoholischer Getränke za Bich führte. 

Infolge der Arbeit von Stark hat damals der Aerztlich-hygie« 
nische Verein ans seiner Mitte eine Kommission gewählt, die geeignete 
Maßnahmen gegen die znnehmeade Aasbreitang der Trinkunsitten. in Vor« 
schlag bringen sollte. Die ron ihr im Jahre 1881 gemachten Vorschläge 
waren umfassender Natur, sie haben aber leider nicht au einem gemeinsamen 
aielbewaßten Handeln der Aerzteschaft geführt. Hoffentlich werde die heutige 
Anregung nachhaltigere Früchte zeitigen. 

Manchen Einblick in die Verhältnisse gewähren auch die Berichte der 
Geistlichen, namentlich liegen aus den Reihen der evangelischen Geist« 
liehen Aenßerungen vor, die alle lebhafte Klage über die Trunksucht führen 
und vor allem das Umsichgreifen des Branntweingenasses betonen. In dem 
gesamten Erfahrungsmaterial fällt somit die durchweg wiederkehrende Klage 
über die Zanahme des Scbnapsverbrauches auf; Dietz bezeichnet daher den 
Alkoholismus in Elsaß« Lothringen im wesentlichen als Schnapspest und bringt 
dafür einige Unterlagen. Die früher zu den Seltenheiten gehörenden Schnaps« 
Schänken, in denen ausschließlich oder vorwiegend Branntwein verzapft wird, 
sind jetzt in Massen über das Land hin verbreitet. In einem Orte mit 1962 
Einwohnern konnten sich 20 ßranntweinschänken halten; in einem lothringi« 
sehen Dorf von 370 Einwohnern sind von einem Wirt wöchentlich 4—6 Hekto« 
liter Branntwein verkauft. Nach einer Feststellung des Präsidenten des 
Metzer Schankvereins (Elsässer Journal, 13. Jnli 1889) befanden sich in Metz 
6 Wirtschaften, die einen Wochenabsatz von 600 —700 Liter Branntwein auf« 
weisen konnten. Gerade der gewöhnliche, stark faselhaltige Branntwein ist 
aber weitaus gefährlicher als alle anderen Arten alkoholischer Getränke; der 
Grund hierfür liegt neben dem stärkeren Alkoholgehalt überhaupt in der 
wesentlich höheren Giftigkeit der Faselöle, der sogenannten hochwertigen 
Alkohole, gegenüber dem gewöhnlichen Aetbylalkohol; außerdem ist natürlich 
za bedenken, daß die faselhaitigen Branntweine um billiges Geld zu haben 
sind, daher mehr getrunken werden, und daß in ihnen um wenig Geld viel 
Alkohol geboten wird. Gegenüber der von anderer Seite vertretenen Ansicht, 
daß die Alkoholfrage in Elsaß - Lothringen in der Hauptsache als eine Wein« 
und in zweiter Linie als eine Bierfrage zu betrachten sei, betont Referent, 
daß nach seinen Beobachtungen in Elsaß-Lothringen der Schnaps¬ 
konsum als ursächlicher Faktor der körperlichen und geistigen 
Folgeerscheinungen des Alkoholismus Bier und Wein weit 
überragt. 

Erwägt man nun gerade vom ärztlichen Standpunkte, daß der 
Alkohol die Existenzbedingungen der Menschen verschlechtert und daß er 
durch seine Wirkung als intensives Keimgift die kommende Generation ge¬ 
fährdet, so dürfen wir uns nicht darauf beschränken, den Kranken zu behan¬ 
deln, wenn ihm der Alkohol bereits Wunden geschlagen hat, sondern müssen 
vielmehr dahin streben, den Eintritt des kommenden Alkoholelends zu ver¬ 
hüten. Gelingt es von diesem Gesichtspunkte aus, Aufklärung zu verbreiten 
und so durch sachliche Belehrnng den Konsum einzuschränken, so verringern 
sich mit dem Rückgänge der Alkoholscbädigungen die schweren wirtschaftlichen 
Begleiterscheinungen von selbst. Den Aerzten muß deshalb die Alkoholfrage 
in Elsaß-Lothringen im wesentlichen eine Schnapsfrage sein. 

Unter den Ursachen der großen Ausbreitung des Alkoholismus in 
Elsaß-Lothringen nennt Dietz alle diejenigen Faktoren, die als begünstigende 
Momente überhaupt bekannt sind: ererbte Anlage, unglückliche Familienver¬ 
hältnisse, schlechte wirtschaftliche Lage, anbefriedigende Wohnungsverhältnisse, 
mangelhafte Ernährung und za große Zahl der Wirtschaften (1900 entfiel in 
Elsaß-Lothringen auf 198 Seelen eine Wirtschaft). Auch schlechte Weinernten 
begünstigen eine Steigerung des Branntweingenusses, der außerdem neben den 
gesundheitlich nachteiligen Folgen in volkswirtschaftlicher Hinsicht 
die unerfreuliche Erscheinung des Geldabflusses nach außerhalb der Landes« 
grenzen bedingt, da der faselhaltige Schnaps zum großen Teil nicht in Elsaß- 
Lothringen produziert wird. 

Hinsichtlich der Aufklärungsarbeit scheinen sich die Verhältnisse 
in Elsaß-Lothringen neuerdings im günstigen Sinne zu verschieben. Es 
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wirke* jetzt eise Reihe tob Vereise*, die teils die völlige Enthaltsamkeit, 
teils die streage Mäßigkeit als ihr Ziel aasehes. Aelterea Datums ist der io 
letzter Zeit wieder mit beeooderem Nachdruck betoate Hiaweis auf die Not» 
weedigkeit eiaee olsaß-lothringiachen Trinkerasyls, oeuereo Datums‘die Grün* 
duog des elsaß-lothringischen Verbaodes für Trinkerfürsorge, der eine 
erfreulich giostige Entwicklung zeigt. Eise besoodereForm derAufkläruog steiles 
lener die vor etwa 10 Jahren ios Lebeo gerufenen öffentliches Kurse 
zum Studium der Alkoholfrage dar. Wo sie abgebaltea wurden, er* 
freute* sie sich des regste* Zuspruchs; der io Elsaß-Lothringen vor kurzem 
sbgehalteae Kursus übertraf an Besucherzahl alle im Deutsches Reiche bis* 
her abgehalteoea gleichartigen Veranstaltungen; außerdem bot er insofern 
eise vordem noch aicht beobachtete Erscheinung, als an seinem Zustande¬ 
kommen alle alkoholischen Organisationen beteiligt waren. 

Wem es ernst ist mit dem Wunsche einer gedeihlichen Fortentwicklung 
der Bevölkerung, dem muß die Erhaltung des nun wachgerufeaen lateresses 
als eine unerläßliche Verpflichtung erscheinen. Der Kampf gegen den Alko- 
holismus ist notwendig zum Wohle des Volksganzen und daher sollte auch 
jeder im Volke ein Mitkämpfer sein. Redner wendet sich damit der Frage 
zu: Welehe Stellung hat insbesondere der Arzt hinsichtlich 
der Bekämpfung des Alkoholismus in Elsaß-Lothringen ein» 
Zunahmen? 

In ihrem innerste* Kern bleibt die Alkoholfrage da medizinisch* 
wiesen sch ältlichen Problem, insofern die Grundlage alles aus dem Alkoholismus 
entstehenden Uebels letzten Endes in der verderblichen Wirkung des Alkohols 
auf die ZeUelemeate zu suchen ist; daher sind, wie dies eia Blick ia die 
Geschichte der Antialkoholbewegung beweist, dieser von jeher die bewährtesten 
und sielbewußtesten Vorkämpfer aus dea Reihen der Aerzte entstanden. Sie 
bedarf der Aerzte unbedingt; so viele Berufszweige sonst noch — wie etwa 
der Lehrerstaad — ia die vorderste Reihe gehören, die Position des Arztes 
ist ihnen allen gegenüber doppelt wertvoll, da sie von zwei Seiten aus zu 
operieren gestattet: der Arzt kann Autorität sein, weil die Alkoholfrage im 
Innersten medizinischen Charakter trägt, und er kann Lehrer sein, weil ihm 
•ein täglicher Beruf Demonstrationsmsterial und Schaler zugleich zur Ver¬ 
fügung stellt. Diese Stellung des Arztes trägt Pflichten auf, die einen beson¬ 
deres Nachdruck dann finden, wenn ihm in der Eigecschsft als staatlich 
bestelltem Arzt das gesundheitliche Wohl der Bevölkerung und das 
Wohl der kommenden Generation doppelt angelegen sein muß. Referent hält 
es daher flr eine Pflicht des Elsaß-Lothringia chen Medizinalbe* 
amteavereias ia diesem Problem eine unzweideutige Stellung einsunebmen, 
wie dies vom Deutschen MediziaalbeamtenTereia auf der vorjährigen Ver¬ 
sammlung in Jena bereits geschehen ist. Diese unzweideutige Stellungnahme 
xnr Alkoholfrage darf sich aber nickt auf die übliche Resolution beschränken, 
sondern fordert ein werktätiges Schaffen. Die Aufgabe des Vereins 
würde demzufolge in zwei Teile zerfallen: er hätte einmal die Zentrale zu 
seän für Anregungen, die im Interesse eines zielbewußten Vorgehens gegen 
die Alkoholschädigungea liegen; anderseits mußte er die Sammelsteile für 
die aus des Rethen der Kollegen kommenden Mitteilungen darstellen. Sobald 
sich der Verein flr die Notwendigkeit einer SteLungnaume ausgesprochen hat, 
wäre aas der Reihe der Mitglieder ein permanentes Komitee zu wählen; 
dessen Aufgabe zunächst in der Aufstellung eines alljährlich neu zu redigieren¬ 
den Merkblattes bestände. Dieses Merkblatt munte in einem auf die 
Wichtigkeit der Sache hinweisenden Anschreiben nl'.itrlich an alle Vereins¬ 
mitglieder. womöglich aber auch an alle sonstigen Kollegen des Landes ver¬ 
sandt werden mit der Bitte, gelegentlich ihre Erfahrungen einzutrag*n: aach 
Ablauf den Jahres wäre das Blatt wieder einzufordern. worauf da.* K:mitee 
das ein g egangene Material sichtet und über das Resultat der Erhebungen 
jeweils auf der Soascerversammlucg dea Vereins berichtet. Der grcue Wert 
dieser Methode besteht darin, daß der Verein eine fortlaufende praktische 
Betätigung bekommt, daß das Interesse an der Alkokclfrage bei den Koli^g-n 
geweckt und wach erhalten wird, und daß sich ein Beobachtung*- und 
lahmgnmaterial amsammeit, das der Verein gelegesLidi ais Jaurest - 
Iber des Umfang des Alkoholismus und dessen Bekämpfung in Eisaö-L: 
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gen veröffentlichen konnte. Die Opfer des Vereins and des Einzelnen sind 
gering, der tatsicbliche Gewinn aber groß. Referent bespricht hierauf die 
einzelnen Pankte, die auf dem Merkblatt zar besonderen Beobachtung empfohlen 
werden sollen. Sie betreffen teils die Erfahrungen Aber werktätige Bekämpfung 
teils solche Ober Alkoholscbädigungen. 

Hinsichtlich der Erfahrungen Aber werktägige Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauchs müßte das Merkblatt etwa folgende Fragen ent* 
halten: 

Sind im Laufe der Zeit in Ihrem Wirkungskreis irgendwelche Vor¬ 
schläge zur Bekämpfung des Alkoholismus gemacht worden, die praktisch 
durchführbar erscheinen und Aussicht auf Erfolg versprechenP — Von wem? 
— Wer kommt für Einrichtung und Mitarbeit in Frage? — Bestehen Klein¬ 
kinderschulen, Kinderheime, Kinderhorte? — Wie ist deren Besuch? — Be¬ 
stehen Schulsparkassen ? Enthält die Schulbibliothek belehrende und auf¬ 
klärende Literatur über den Alkoholismus ? — Sind Veranstaltungen für Spiel 
und Sport getroffen ? — Können Kinder in Ferienkolonien geschickt werden P — 
Existieren Ledigenheime, billige Badegelegenheiten? — Werden Volksvorträge, 
Volkskonzerte veranstaltet? — Bestehen Asyle und Fremdenherbergen? 
Werden dort alkoholische Getränke abgegeben? — Wie sind die Wohnungs¬ 
verhältnisse der Arbeiterbevölkerung? — Sind Koch- und Haushaltungsschulen 
vorhanden? — Speisehallen und Volksküchen? — Dürfen alkoholische Getränke 
mit zu den Arbeitsstellen gebracht werden? — Werden in den Kantinen auf 
Arbeitsstellen alkoholische Getränke abgegeben? — Werden in staatlichen, 
gemeindlichen oder privaten Betrieben Limonade oder sonstige alkoholfreie 
Getränke abgegeben? — Bestehen Kaffeehallen? — Was ist über den Alkobol- 
genuß der Kinder in Ihrem Bezirk bekannt? — Sind Internate in Ihrem 
Wirkungskreis und werden in diesen alkoholische Getränke an die Zöglinge 
abgegeben? — Gibt die öffentliche Armenptiege Unterstützungen in bar? — 
Wie steht es damit bei der privaten Wohltätigkeit, insbesondere bei Ver¬ 
einen? — Bestehen alkoholgognerische Vereine und welche? — Ist eine Trin- 
kerfttrsorgestelle vorhanden? — Existiert eine Ortsgruppe des Schutzengel¬ 
bundes oder sind sonstige Jugendorganisationen vorhanden? — 

Betreffs der Erfahrungen Aber Alkohol Schädigungen empfehle 
sich etwa folgende Fragestellung: 

Waren Einweisungen in Trinkerheilstätten notwendig? — Kamen sie 
zur Ausführung? — Wenn nicht, warum? — Waren Einweisungen in Irren¬ 
anstalten zu veranlassen wegen Geistesstörungen auf Grund von Alkoholis¬ 
mus? — Was ist Ihnen über die Belastung der Krankenkassen durch Trunk- 
suchtsfolgen bekannt geworden? — Was konnten Sie über die Zahl der 
schwachsinnigen Kinder beobachten? — oder über epileptische Kinder! — 
Ist bei diesen Trunksucht seitens der Eltern nachzuweisen ? — Haben Sie 
Beobachtungen machen können über akute und chronische Schädigungen von 
Kindern durch alkoholische Getränke? — Ist in Ihrer Gegend die Sitte ver¬ 
breitet, den Kindern Schnaps, Wein oder Bier in den Schnuller zn geben oder 
erhalten Kinder ein mit Schnaps getränktes Brot mit auf den Schulweg? — 
Was ist Ihnen bekaunt über den Schnapsgenuß am Morgen an Stelle von 
Kaffee oder Suppe? — Haben Dienstboten auf ein bestimmtes Quantum alko¬ 
holischer Getränke Anspruch? — Ist Ihnen etwas über die Belastung der 
öffentlichen Armenptiege durch den Alkoholismus bekannt geworden? — Was 
konuton Sie über die Verteilung der Unfälle, der Körperverletzungen auf die 
einzelnen Wochentage beobachten ? — Was konnten Sie in ihrer gerichtsärzt- 
iichen Tätigkeit hinsichtlich der Alkoholeinwirkung beobachten? — Konnten 
Sie Beziehungen zwischen Alkoholgenuß und Sterblichkeit, Krankheiten, ins- 
besonders Taberkulose, feststellen? — Wie ist es mit der Verbreitung von 
Wirtshäusern und insbesondere der Schnapsschänken bestellt? — Bestehen 
Hausbrennereien? — 

Referent betont schließlich, daß diese Fragen in der vorgetragenen 
Form keineswegs den Anspruch auf Vollständigkeit oder gar übersichtliche 
' : dnung machen, sondern nur einen Hinweis auf die Fülle der Gesichts- 
liarstelien sollen, über die auf dem vorgeschlagenen Wege authentisches 
. Tial zu erhalten wäre. 
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Gerade dem Arzt wird die Alkoholnot durch seinen Beruf tagaus tag* 
ein vor die Augen geführt; wer aber diese Erkenntnis besitzt, der kann sich 
der Forderung nach Gegenmaßregeln nicht mehr entziehen. Für den weiteren 
Verlauf der Antialkoholbewegung und einer in den Grenzen der Objektivität 
•ich haltenden Propaganda ist es deshalb äußerst wertvoll, wenn gerade die 
in amtlichen Stellen tätigen Aerzte ihre Mitarbeit nicht versagen würden. 
Falls die von ihm vorgeschlagene Methode die Zustimmung finden sollte, 
würde man allmählich au einer Art topographischer Landesaufnahme über den 
Alkoholismus und die Antialkoholbewegung in Elsaß-Lothringen kommen, aus 
der für die Zukunft des ganzen Landes wie für das Wohl seiner Bevölkerung 
aur Ersprießliches erwachsen könnte. 

Nach einer längeren Diskussion, in der namentlich Herr Sanitätsrat 
Baasohoff, Direktor der Bezirks*Irrenanstalt Stephansfeld, seine bezüg¬ 
lichen Erfahrungen mitteilt, wurde eine Kommission, bestehend aus den Herren 
Sandner, Kuhn, Krimke ernannt, die das zur Bekämpfung der 
Trunksucht geeignet erscheinende Material bearbeiten soll, um es der Ver¬ 
waltungsbehörde zu überreichen, und die auch die Aerzte im allgemeinen zur 
Mitarbeit heranziehen soll. 

III. Einige von Herrn Med.*Bat Dr. Welcher zur Besprechung ange¬ 
meldeten Punkte konnten, der vorgerückten Zeit wegen, nicht mehr erledigt 
werden. Ihre Durchberatung wurde auf die nächste Sitzung verschoben. 

IV. Von Herrn Dr. Belin, Kreis- und Stadtarzt in Straßburg, wurde 
eine Anfrage gestellt betreffs der Mindestforderung an die Sehkraft von 
Führern von Kraftwagen. Da, wie die Diskussion ergibt, die Sache recht 
ungleichmäßig gehandhabt wird, wird es für wünschenswert erachtet, einen 
die Angelegenheit allgemein und gleichmäßig regelnden Ministerinl- Erlaß zu 
erbitten. 


8itzung am 2 . Juli 1911 im Bflrgermeisteramte der 
8tadt Strassburg. 

Anwesend: Belin, Delunsch, Dreyfuß-Mülhausen, Eyles* 
Hecker. Höffel, Holtzmann, Köster, Krimke, Kuhn, Levy, 
Meyer • Oberehnheim, Meyer-Saarburg, Pawolleck, Schäche, Spiegel, 
Spiegel jun., Welcher; als Gast’: Dr. Feser. 

I. Verlesung des Protokolls der letzten Sitzung. Im Anschluß an 
die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung wird von dem Vor¬ 
sitzenden ein von Herrn Dr. Sandner verfaßter Fragebogen ver¬ 
lesen, der behufs Sammlung des zur Bekämpfung der Trunksucht 
nötigen Materials an sämtliche Aerzte des Landes versandt werden soll. 
Uebereinstimmend wird der Fragebogen für zu lang befunden; außerdem wird 
bemängelt, daß manche Fragen von den Aerzten nicht beantwortet werden 
können und daß sie besser von den Bürgermeisterämtern beantwortet würden. 
Der einer Durcharbeitung zu unterwerfende und unter allen Umständen zu 
vereinfachende Fragebogen soll allen Mitgliedern des Medizinalbeamtenvereins 
vorher zugeschickt werden, damit bei einor weiteren Besprechung sich jeder 
vorher ein klares Bild von den Vorschlägen machen kann. 

II. Gebührenerhebung der Kreisärzte. Med.-Rat Dr. Walch er 
wünscht eine Aenderung der durch die unvollkommene Einrichtung der ganzen 
kreisärztlichen Institution gegebenen Verhältnisse, die den Kreisarzt gewisser¬ 
maßen zwingen, in reinen Privatangelegenheiten oder in Dingen, die nicht ein 
staatliches, sondern kommanales Interesse betreffen, anentgeltlich tätig zu 
sein und umsonst Zeugnisse aasznstellen oder Gatachten abzngeben. 

Geh. Ob.-Med.-Rat Dr. Pawolleck, der die Berechtigung der ge¬ 
äußerten Wünsche anerkennt, äußert sich dahin, daß nar durch eine gründ¬ 
liche Reform Abhülfe geschafft werden könne, nämlich darch ein Kreisarzt¬ 
gesetz, in dessen Nebengesetz die Gebühren geregelt werden. Bis dahin müsse 
man sich gedulden. 

Geh. Med.-Bat Dr. Höf fei ist der Ansicht, daß bis zu einer solchen 
Regelung wohl noch einige Jahre vergehen werden; inzwischen sollten aber 
die gegenwärtigen Fragen in bestimmter Weise gelöst werden. 
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Kreisarzt Dr. Meyer-Saarbarg erwähnt, daß die behols Umgrabung 
▼on Leichen verlangten Begutachtungen als private Angelegenheiten an 
betrachten and demgemäß von den Interessenten za honorieren sind. 

Beg.- a. Med.-Bat Dr. Boltzmann hält es für das Bichtige, daß die 
Kreisärzte die Kreisdirektionen ersuchen, den betreffenden Antragstellern 
dahingehende Anweisung za geben, sich aal ihre Kosten beim Kreisärzte das 
Zeugnis za beschaffen. 

III. (Jeher Komplementbiadang als seredlagaostIsche Methode. Vor¬ 
tragender Dr. Fes er-Straßbarg: 

Alle Serodiagnostik besteht in dem Nachweis eines unbekannten Anti¬ 
körpers durch ein bekanntes Antigen oder eines unbekannten Antigens darch 
einen bekannten Antikörper. Die allgemeinste Methode ist die Komplement- 
bindang, sie ist aber gleichzeitig technisch schwierig und zeitraubend; nach 
ihre Besaitete wollen recht vorsichtig mit genauer Berücksichtigung zahl¬ 
reicher Kontrollen bewertet sein. Theoretisch ist die Darlegung ihrer Ent¬ 
wickelung and ihres Wesens deshalb so dankbar, weil diese Schilderang uns 
mitten in da3 Gebiet der Immaaitltsreaktionen hineinftthrt and einen 
beherrschenden Ausblick über das ganze Gebiet eröffnet. 

Meine Aufgabe kann es in diesem Vortrage nar sein, Hauptpunkte hervor- 
zuheben uni die großen Verbindungsstriche zu ziehen; technisch und theoretisch 
sehr wichtige Details werden wir übergehen müssen. 

Das Stadium der Immanitätsfragen nahm seinen viel bewanderten 
Aufschwung, als man anfiog, Eiweiß den Versuchstieren, Kaninchen, Meer¬ 
schweinchen etc. nicht enteral, sondern parenteral mittels der Pravaspritze 
in das Unterhautzellgewebe, in die Bauchhöhle oder direkt ins Blat, in die 
Venen, eiozaverleiben. Dadurch amging man die Schutzvorrichtungen, die 
ganze Eiweißraffinerie des Magendarmkanals, der bekanntlich das körperfremde 
Eiweis erst abbaut, zerlegt und dann aus diesen Bausteinen das dem 
Organismus entsprechende, körperähnliche, assimilationsfähige Eiweiß wieder 
aafbaat. Auf dem parenteralen Wege dagegen ist dieser ganze kunstvolle 
Mechanismus, dessen Zweckdienlichkeit erst darch das Studium der uns 
beschäftigenden Immunitätserscbeinungen eigentlich voll erkannt wurde, aas¬ 
geschaltet; die Millionen von lebenden Zellen eines Organismus werden durch 
die fremden Eiweißstoffe in der umspülenden Nährflüssigkeit anmittelbar and 
aafs stärkste gereizt. In diesem Zustande der Beizung produziert die lebende 
Körperzelle, wie man gefunden hat, Gegenstoffe gegen den Fremdstoff, und 
zwar gegen einen bestimmten Eiweißkörper als Fremdstoff einen ganz be¬ 
stimmten nur mit diesem in Wechselwirkung tretenden Gegenstoff; diese 
Gegenstoffe das sind die Antikörper, Immunkörper Bezeptoren; sie sind 
im Blute oder dem Serum eines mit fremden Eiweiß gespritzten Tieres vor¬ 
handen, so daß sie in dem Serum für Experimente an anderen Tieren oder im 
Beagenzglas zu bequemer Verfügung sind. Einen Antikörper aus dem Serum 
rein darzustellen, ist noch nicht gelungen, so wenig wie die Beindarstellong 
eines Ferments, mit denen sie große Aehnlicbkeit haben. Was die Bildang 
der Antikörper veranlaßt, das fremde ein gespritzte Eiweis, ob nun geformt 
oder ungeformt, tierisches oder pflanzliches Eiweis: Seram, Milch, Bacterium, 
Spermatozoen, Epithelialzellen, Turmorzellen nennt man mit einem allgemeinen 
Namen Antigen. 

Das Zusammentreffen einer Antigenlösung und eines den entsprechenden 
Antikörper enthaltenen Serums äußert sich in dem Eintreten einer ganz 
bestimmten Beaktion im Beagenzglase. Um an Bekanntes zu erinnern, zeige 
ich hier die Agglutination von Typhusbazillen durch das entsprechende 
Immunserum, hier die Präzipitation an der Berührungsfläche von Pferdeeiweiß¬ 
lösung und Antipferdeeiweißserum, und zuletzt die Agglutination roter 
Hammelblutkörpercben durch ein von dem mit roten Hammelblutkörperchen 
gespritzten Kaninchen gewonnenes Anti- oder Ambozeptorserum. 

Diese Beaktionen lassen sich wie chemische Beaktionen auf einen Kalkül 
oier eine Gleichung bringen und zwar auf eine ganz einfache Gleichung, mit 
einer Unbekannten also: a -j- x = B. Unbekannt kann entweder das Antigen 
oder der Antikörper sein. Gibt z. B. ein Eiweißauszug aus einem Blut¬ 
flecken (x) mit einem bekannten Antiserum (a) (sagen wir Menschenantiseram) 
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eise Präzipitation i'Ki, so haben wir einen Flock en tob Menscher blut tot hur. 
Unbekannt, gesackt wir die Katar cts Eitf ockf er, «as A tue ob. wißt en 
Serum eine» Fieberkranken <x) mit Typta) eine A tritt man ob Li, 
M dürfen wir naafthmtB. dia der Patient : ypttskraza ist. Il u harnt gesucht 
war Aer Antikörper in den Serum dos Patienten. 

Dieser gewiß einfache Kairsi liegt allen Methoden der Serodiagnosnik 
ngrude. also auch der KomjlemeBUiiiUisgemethoäe- 

Bevor wir aber dam übergehen. müssen wir uns noch eines Fundament al- 
Vorgang der Isnuit iuer sekeinungen zäher bekannt mackea: 

Agglutination ros Bande*. Blutkörperchen. Präzipitation tob EiweiÖ- 
artea durch Immun- oder Axtisera iteJen FLiitngRtrtchfciBExgen dar: 
Aggregierengea roa feinsten TeLchea n Eaufem. Ditse Wuktig der Azurits 
kaaa ich ia ihr direkte* Gegenteil verwandeln. wexn kh dort Antisemit eines 
aa sich gaax h armlos es Suf tust ixe. das Fache Femm eme* normalen nickt 
irgendwie vorbehnndeiten Titres. gew; unlieb de« MetrschvtiicienR. Diese* 
frische Normalserum nennen wir Komplement. Ftgen wir xt dtm Gemisch 
Cholera bazillen and < aoieraimmtnseram nun Komplement, so rersekwiadet 
das AgglutinatdonFphäsomtn und die Misciurg ist nicht mehr fotkig. fordern 
ganz gleichmäßig homogen. Bringen wir dies Tccpfen asm da* Mikroskop, 
so finden wir keine Baznitn mehr, eie sind atfgejojT. Jagen wir an dem 
Präzipitat (Pferdeeerum- J ferdeantiserem * Komplement, so werden wir äußer¬ 
lich nichu Auffällige* sehen, aoer trotzdem erfolgt eine Eiweisspaltcrg 
dadurch, die zieh sofort nachweisen läßt, weaa man das mit Komplement 
▼ersetzte Präzipitat einem Meerschweinchen einspiiute. Da* Tierchen verfallt 
sofort ia starke Krämpfe und Terendet ia wenigen Sekunden. Aus dem 
Präzipitat hat sich durch daE Komplement ein Giltst: 5 abgcspziiti, der da* 
Tierchen tötete, das Axaphylatoxia: der Eeaküoiukörp-er ax*o, der allen 
Eracheiaungea der Anaphjlaxie, dieser anfangs ao rätselhaften Erscheinung, 
zugrunde liegt. 

Diese eigenartige Wirkung de* Komplement*, als des Faktor*, der Lyse, 
Spaltung roa Antigen bedingt, wurde beim Stnaium der Bakteriolyse ent¬ 
deckt. Bekanntlich fand R. Pfeiffer, daß Choleravibnonen mit Immuaserum 
einem Meerachweinchen in die Baucht .-tie einTe.Te.bu daselbst in weiigen 
Standen aufgelöst werden. Dieser Verbuch, der Pfeiffersche Versuch, muß 
no ch heute bei der erstmaligen Feststellung eines Ctoierstalles ausgeiukrt 
werden. Den bakteriolytiscben Zerfall der Choieravibricnea suchte man nun 
auch außerhalb des lebenden Organismus im Beagensgias zu erreichen. Die 
Erfolge waren sehr schwankend; die Auflösung der Banillen gelang einmal, 
so and so Tielemale aber wieder gar nicht; und zwar gelang sie am bestes 
mit ganz frisch dem Tiere entnommenen Im munter um. War das Serum einiee 
Tage nur alt, war es auch schon völlig inaktiv. Da kam Bordet auf den 
Gedanken, dem alten Immunserum frisches Normalserum jeweils zuzusetun 
und siebe, m gelang die Bakterie!rse in jedem Fall: das alte inaktive 
Immuaserum war bakteriolytisch reaktiviert worden; damit war der Vorgang 
Aer Bakteriol jse experimentell fest gestellt. 

Komplement müssen wir auch hinzufigen. wenn wir statt Agglutination 
der Blutkörperchen Hämolyse erhalten wollen. Sie sehet, wie auf Zusatz vom 
Komplement aus der undurchsichtigen Deckfarbe eine durchsichtige Lackfarbe 
geworden ist. Bei ihrer leichten Veranschaulichten ludet diese Reaktion ein 
dankbares Studienobjekt, das auch wir etwas naher betrachten müssen. 

Dm Ästigen sind also gewaschene Hammelblutkörp-erchen, d. h. durch 
wiederholtes Zentrifugieren mit jeweils erneuter physiologischer Kochsalzlösung 
▼oe Serumrestea befreite Blutkörperchen. Das Immunserum wurde von 
siaeiB Kaninchen gewonnen, das mit gewaschenen Blutkörperchen intraperitoneal 
oder intravenös gespritzt war. Es ist inaktiviert, d. h. von Komplement 
befreit, durch Erwärmen auf 5b 0 im Thermostaten eine halbe Stunde lang. 
Komplement ist wieder jeweils frisch gewonnenes Serum eines Meer¬ 
schweinchens. Wie diese o Faktoren Zusammenwirken, darüber sollen uns 
2 Experimente belehren: 

Gibt man Blutkörperchen und Immuncernm zusammen, so 
erhalten wir, wie schon geschildert, eine Agglutination : wird non zentiifugiert 
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und die abzentrifugierte Flüssigkeit auf ihre Agglutinationsfähigkeit oder 
hämolytische Kraft untersucht, so ist beiderlei Wirkung aus der Flüssigkeit 
verschwunden. Die abzentrifugierten Blutkörperchen lösen sich dagegen i 

sofort bei Zusatz von Komplement auf. Die Blutkörperchen hatten sich also 
mit dem wirksamen Bestandteil auB dem Immunserum beladen, ihn daraus i 

entfernt; wir bezeichnen sie als sensibilisierte Blutkörperchen. I 

Gibt man anderseits Blutkör perchen und Komplement zusammen 
und zentrifugiert, so bleibt das Komplement in der abzentrifugierten Flüssig¬ 
keit völlig erhalten; die Blutkörperchen sind so intakt und unverändert, 
als hätten wir physiologische Kochsalzlösung zugeBetst. 

Aus diesen einfachen Versuchen geht hervor, daß der wirksame Bestand¬ 
teil des Immunserums an das Antigen, die roten Blutkörperchen gebunden ist, k 

sie sensibilisiert für die Einwirkung des Komplements. Das Komplement 
bedarf eines Zwischenkörpers, um seine lytische Wirkung zur Erscheinung zu 
bringen. Diesen Körper, der nach der einen Seite an das Antigen, nach der 
anderen Seite an das Komplement sich verankert, nennt man Ambozepto r; 
er ist also in dem für ein Antigen spezifischen Immunserum enthalten, das U 

deshalb auch AmbozeptorBerum heißt. «r- 

Diesem merkwürdigen Zusammenwirken zweier an sich inaktiven 
Substanzen zu einem Endeffekt begegnete man bei dem Studium der Ferment¬ 
wirkungen schon öfters; ich erinnere nur an die Aktivierung des Trypsinogens 
an Trypsin durch die Enterokinase. 

Das Ambozeptorserum wirkt schon in ganz starken Verdünnungen. Es 
ist nun sehr wichtig, die unterste Wirkungsgrenze, eine Komplement- 
Ambozeptorverbindung, jeweils kennen zu lernen. Diese bestimmt man in 
dem Vorversuch der Titrierung oder Dosierung des hämolytischen Systems: 
Blutkörperchens - Ambozeptor - Komplement. Findet man, daß etwa */ 4 Kubik- r -i 

millimeter (0,00025 ccm) Ambozeptorserum noch eben vollständig löst zusammen ■:> 

mit V 10 ccm Komplement (0,1 ccm), so ist es Kegel, das Ambozeptorserum in 
der doppelten Stärke zu nehmen, also in dem angenommenen Fall statt des 
>/4 cbmm l / 2 cbmm; die wirksame Stärke des Komplements ist gewöhnlich 
!/io cbom. «6 

Nachdem so die Bolle des Komplements bei der Bakteriolyse Hämolyse 
erkannt war, ergab sich als nächste Frage: Gibt es für Bakteriolyse etwa ein 
eigenes Komplement, für Hämolyse ein eigenes, wie es etwa einen Typhus- ui 

ambozeptor, Choleraambozeptor oder hämolytischen Ambozeptor gibt. Die 
theoretischen Ansichten gingen weit durcheinander, biB wiederum Bordet ; - t 

die Sache durch einen Versuch entschied. Dieser Versuch ist von prinzipieller 
Wichtigkeit; denn er stellt nichts weniger dar als eben die Komplement- 
bindungsmethode: 

Bringen wir ein Antigen, etwa Cholerabasillen mit Choleraimmunseram 
zusammen und setzen Komplement zu, so wird, wie wir ja wissen, Komplement c 

aufgebraucht. Die Frage ist nun: Ist alles Komplement aufgebraucht oder » 

ist nur ein für Choleravibrionen und Choleraimmunserum entsprechender Anteil 
verschwunden, so daß ein wirksamer Best für ein hämolytisches System: 

— Hammelblutkörperchen — entsprechendes Immunserum — übrig geblieben ‘ 

ist? Om das zu entscheiden, braucht man nur das genannte hämolytische 
System zuzusctzen; ist Komplement vorhanden, dann wird dieses System eben 
komplettiert, aktiviert und Hämolyse tritt ein, das zugesetzte Blut wird 
durchsichtig lackfarben; ist kein Komplement mehr vorhanden, dann bleibt die • * 

deckfarbene Blutfarbe vorhanden. >. 

Nun bleibt die Hämolyse in dem angenommenen Fall aus, also ist alles 1 

Komplement gebunden worden; zweierlei Komplemente anzunehmen, ist also ' : i 

nicht angängig. Die Frago nach der Anzahl der Verschiedenartigkeit der " 

Komplemente war somit im unitarischen Sinne entschieden. 

Hier in diesem Falle banden, verbrauchten also Choleravibrionen — 
Choleraimmunserum-Komplement, Hämolyse blieb aus. Mischen wir 
dagegen Cholerabazillen und etwa Typhus- oder Dysenterieimmunserum, dann 
wird, da Antigen und Antikörper sich nicht entsprechen, kein Komplement 
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gebanden, bleibt also für das nachträglich zugesetzte hämolytische System 
verfügbar: H&molyse tritt ein. 

Um es nochmals ganz kurz auszudrücken and gegenüberzastellen, so 
entspricht: 

Komplement gebanden = Aasbleiben, Hemmang der Hämolyse, 
Komplement frei = Eintritt der Hämolyse. 

Und ferner: Komplement wird gebanden: wennAntigen and Anti¬ 
körper sich entsprechen, ineinander passen. 

Wir stehen also aach hier wieder vor dem ganz einfachen sero- 
diagnostischen Kalkal a -f- x = B. Die Beaktion (B) ist hier aber keine 
sichtbare Agglutination oder Präzipitation, sondern ein an sich ansichtbarer 
Vorgang, ist Komplementbindang bezw. Nichtbindang. Ob nan Komplement 
frei odeir gebanden in der Lösung vorhanden ist, das nachzuweisen brauchen 
wir einen Farben-Indikator; so etwa wie man nachweist, ob eine Lösung sauer 
oder alkalisch ist, freie H- oder OH-Ionen erhält, darch Zusatz von 
Phenolphthalein oder eines anderen Farbstoffes. 

Mit dem Ausbau der Methode fand man, daß nicht nar Bazillen als 
Antigen verwendet werden können, sondern auch gelöstes, angeformtes Eiweis, 
Bakterienextrakte. JaWassermann-Brack fanden bei ihren Tuberkulose - 
Studien mittels der Komplementbindungsmethode, daß man auch Organextrakte 
als Antigen verwerten könne, and somit bei nicht züchtbaren Erregern 
aas den von ihnen am meisten geschädigten Organen ein statt der Erreger 
als Antigen verwenbarer Extrakt sich gewinnen ließ. 

So schritten diese Autoren dazu, aus einer syphilitischen Leber einen 
wässerigen Auszug herznstellen und mit diesen Antigen Sera oder Spinal- 
flttssigkeit syphilitischer Patienten auf einen Antikörper, der Komplement 
bindet, za prüfen. Der Erfolg war eklatant; denn in allen Fällen wo Syphilis 
klinisch manifest war, trat Komplemententbindung ein, so daß die Wasser¬ 
mann sehe Methode binnen kurzem einen Weltruf errang, als die sicherste 
Methode der Syphilisdiagnostik, auch in den Fällen, wo eine manifeste Syphilis 
nicht mehr nachzuweisen war, die Vermutung aber nahe lag, daß früher ein¬ 
mal Laos bestanden hat. 

Die Technik der Methode za schildern würde za weit führen; sie ist 
kompliziert, fordert die Anlegung vieler Kontrollen, geübte Untersucher und 
große Exaktheit, so daß sie als Sprecbstundendiagnostikum des praktischen 
Arztes nicht anwendbar ist. Es sind zwar viele Vereinfachungen angegeben; 
aber je vereinfachter die Methode, um so unzuverlässiger ihre Resolute. Es 
wird daher mit Recht betont, daß nur Zentralinstitute mit geschulten Kräften 
and Erfahrung Resultate, die wirklich dem Arzt in seiner Diagnose (und wohl 
jeder Arzt weiß wie weittragend und verantwortungsvoll eine Syphilisdiagnose 
immer ist) ein Stütze sein können, gewährleistet. Dazu kommt, daß die 
theoretischen Anschauungen über das Zustandekommen der Komplementbindung 
bei der Wassermannschen Methode eine ganz umstürzende Revision durch- 
machen, wonach die ganze schöne Hypothese, die immerhin zur Auffindung 
des Phänomens geführt hat, in sich zusammenfällt. Denn nicht um eine 
spezifische Ambozeptor-Komplementwirkung scheint es sich zu handeln, son¬ 
dern vielmehr um eine mechanische Komplementadsorption bei dem Zusammen¬ 
treffen eines bestimmten Antigens mit luetischem Serum. Es tritt eine Fällung 
ein, bei der das Komplement mitgerissen und chemisch-physikalisch gebanden, 
adsorbiert wird, bo daß freies Komplement für das hämolytische System, den 
Indikator auf freies Komplement, nicht mehr vorhanden ist und die Hämolyse 
somit ebenfalls aasbleibt. 

Mag also die Spezifität der Reaktion nicht mehr aufrecht zu erhalten 
sein, als eine für Syphilis charakterische Reaktion wird sie von allen Autoren 
angesehen and ist sie in der Hand geübter mit allen Kautelen arbeitender 
Untersacher nach zweifellos. Doch möchte ich als neuestes Ergebnis in diesem 
Zusammenhang nicht verschweigen, daß eine Veröffentlichung von kompetenter 
Seite gegenwärtig vorliegt, nach der in 85 histologisch festgestellten Karzinom- 
fäUen, in denen klinisch und anamnestisch Lues auszuschließen war, 85 davon 
einen positiven Wassermann ergaben. Von 10 Sarkomfällen ergaben 6 
positiven Wassermann. 
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Außerdem wird die Komplementbindungsmethode noch angewendet sur 
Differenzierung verschiedener Eiweissorten; doch ist ihr die mit ihr kon¬ 
kurrierende Methode nach Uhlenhuth, die Präzipitationsmethode, an Ein¬ 
fachheit der Ausführung und Eindeutigkeit der Besaitete überlegen. 

Sehr wertvolle Dienste hingegen leistet die Methode noch in der 
Diagnose der Echinokokkenerkrankungen. Als Antigen dient die Zystenflüssig¬ 
keit der Schafechinokokken; bringt man dieses Antigen mit dem Serum des 
Kranken zusammen, so erfolgt, wenn er Echinokokken beherbergt, eine 
Komplementbindung. Die Sicherheit der so gewonnenen Diagnose ist nach 
den vorliegenden Statistiken eine sehr große. 

Damit haben wir in Kürze die Theorie und praktische Anwendung der 
Komplementbindung, ihren serodiagnostischen Kalkül kennen gelernt. Wenn 
ich auch die Einwände der Kritik der Methode erörterte, so geschah es vor 
allem auch, um nicht den Eindruck zu erwecken, daß nun mit einem positiven 
Wassermann allein eine Syphilisdiagnose über allen Zweifel gesichert sei. 
Der Ausfall einer Blutuntersuchung auf Wassermann ist ein Zeichen für 
oder gegen Syphilis lediglich im Zusammenhang mit den anderen Sympto¬ 
men, die der Kranke bietet. Das Schlußurteil ergibt sich für den praktischen 
Arzt aus der Würdigung des Laboratoriumsbefnndes zusammen mit den übrigen 
klinischen Erscheinungen. Und damit die Blutuntersuchung zuverlässig sei, 
muß sie von geübten Untersuchen an entsprechend etägerichteten Zentral¬ 
instituten vorgenommen werden. (Eigenbericht.) 

IV. Verschiedenes. Der Vorsitzende, H. Geh. Med.-Bat Dr. 
Hecker, teilt mit, daß der Medizinalbeamtenverein zur Zeit 44 Mit¬ 
glieder hat. 

Neu eingetreten sind die Herren: 

Dr. Bastian, Kantonalarzt - Fegersheim, Dr. Dreyf u ß - Gebweiler, 
Dr. Drey fuß-Mülhausen, Dr. Hamm, Assistent der Frauenklinik in Straß¬ 
burg, Dr. Meyer, Kantonalarzt - Oberehnheim, Dr. Spiegel jun.-Geb weiter, 
Dr. Step h an -Mülhausen, Dr. Sutter, Kantonalarzt - St. Avold, Dr. Uhry- 
Saargemünd, Dr. Usemann-Straßburg, Dr. Weber, Kantonalarzt-Weißenburg. 

Die nächste Sitzung im Winterhalbjahr soll in Bücksicht auf diejenigen 
Herren, die zugleich Bahnärzte sind, an einem Dienstag stattfinden. 

Dr. Hecker-Straßburg (Eie.) 


R-riuktion. Geh. Med.-Bat Prof.Dr.Bapmund, Reg.- uMrd.-Betin Minden i.W. 

J. C. C Brunn, flersofrl. 8£ch§. u. FQrail. 8ch.-L. 
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Bericht über die 10. Jahresversammlung des 
Württ. Med.-Beamtenvereins am Sonntag, den 14. Hai 1011 
im Fortragssaale des K. Hedizlnalkollegiums zu Stuttgart. 

Anwesend waren als Gäste: Präsident v. Nestle and Ministerialrat 
F r I e d e 1; weiterhin 47 Mitglieder: Andrassy-Böblingen, B a u r - Blaubeeren, 
Bilf inger-Neckarsulm, Breit, Cless, Köstlin, v. Bembold, 
Schearlen a. Wals-Stuttgart, Buben ho fer-Vaihingen a. E., Dr achter* 
Crailsheim, Finckh-Tettnang, F ö h r- Marbach, Gaupp-Schorndorf, Georgii- 
Geislingen, Gnant-Eliwangen, Haag-Heilbronn, H ä r 1 i n -Neuenbtlrg, Haff« 
n e r - Langenbarg, Hell er-Backnang, Herrmann-Sulz, K e r n - Kflnselsau, 
K r a n s 8 - Kirchheim u. T., Karrer-Horb, L a n g - Besigheim, Lieb- Freu¬ 
denstadt, Ludwig-Leonberg, Laib-Mergentheim, Maisch- Oehringen, 
May er-Münsingen, Mantsch-Neresheim, Palmer-Biberacb, Paulus- 
Heidenheim, Pf äff lin-Urach, Pf eilst icke r-Gmttnd, Bömberg-Nürtingen, 
8 c h e e f - Bottenbarg, Schmid-Brackenheim, Schnekenburger-Tutt- 
lingen, 8chott-Stetten i. B., Seeger-Welsheim, Späth and Votteler« 
Esslingen, 8taudenmayer-Ludwigsburg, Steinbrttck-Beutlingen, Süß¬ 
kind-Hall und Weißenrieder-Maulbronn. 

I. Geschäftliches. Der Vorsitsende, Ob.-Med.-Bat Dr. Köstlin begrüßt 
sonächstdie Versammlung, namentlich die beiden Gäste,Präsident t. Nestle 
and Ministerialrat F riedel and dankt diesen für ihr Erscheinen, dem ersteren 
noch besonders dafür, daß er dem Verein gestattet habe, die heutige Ver- 
Sammlung in dem schönen neuen Heim des K. Medizinalkollegiums abzuhalten. 
Er erinnert dann daran, daß nunmehr 10 Jahre seit Gründang des Württ. 
Medisinalbeamtenvereine vergangen seien and gibt eine kurze Schilderang 
der Tätigkeit des Vereins während dieses Zeitraums. Weitaus den 
größten Baam dieser Tätigkeit hat die Beratung wirtschaftlicher uad standes¬ 
rechtlicher Fragen eingenommen, anter diesen wiederum in erster Linie die 
Dienst- and Gehaltsverhältnisse der Oberamtsärzte, die den 
Verein wiederholt, zunächst 1904, sodann noch in den Jahren 1907, 1909 u. 1910 
beschäftigt haben nnd von ihm einer eingehenden Erörterung unterzogen sind. 
Anläßlich dieser verschiedenen Beratungen sind im Laote der Jahre auch wieder¬ 
holt Eingaben an das K. Meiizinalkollegium und an das K. Ministerium des 
Innern eingereicht worden, in denen der Verein seine Ansichten and Wünsche 
betreffend die Neuorganisation unseres Standes zam Aasdrack gebracht hat. 
Im Jahre 1909 hat der Verein seine Wünsche dem Herrn Ministerpräsidenten 
und dem Herrn Minister des Innern außerdem mündlich durch eine dreiglied¬ 
rige Kommission zum Ausdruck bringen lassen. 

Die ebenfalls mit der Dienststellung im engen Anschluß stehende 
Schularztfrage ist im Jahre 1905 vom Standpunkt des Medizinalbeamten 
beq>rocben; als dritte Standesfrage ist die einer zeitgemäßen Aenderung der 
K. Verordnung, betr. die Gebühren für amtliche Verrichtungen vom 17. März 
1899, im Jahre 1908 eingehend beraten. 

Außer diesen rein wirtschaftlichen und standesrechtlichen Fragen sind 
im Verein aber auch wissenschaftliche Fragen in vorzüglichen Vorträgen 
behandelt, die von dem Vortragenden einzeln aufgeführt werden. 

Ueberblickt man diese kurze Darstellung der Vereinstätigkeit, so muß 
wohl zugegeben werden, daß der Verein nach Kräften bestrebt gewesen ist, 
den Aufgaben, die er sich bei seiner Gründung gestellt hat, gerecht zu werden, 
vor allem hat er es auch in der Verfechtung seiner Standesinteressen an der 
nötigen Bührigkeit gewiß nicht fehlen lassen; Bedner betont dies ganz beson¬ 
ders deshalb, well in den letzten Jahren wiederholt Stimmen laut geworden 
rind von Kollegen, die geglaubt haben, die Tätigkeit des Vereins in dieser 
Hinsieht als eine mehr oder weniger nutz- und zwecklose bezeichnen zu sollen, 
weil es trotz unserer Bestrebungen mit der Neuorganisation unseres Standes 
so lange nicht hat vorwärts gehen wollen. Die betreffenden Herren haben 
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dabei aber dea Einfluß, den der Verein in dieser Hinsicht naturgemäß aas¬ 
üben kann, entschieden weit überschätzt; eine so durchgreifende Standes¬ 
organisation, wie die bevorstehende, hingt eben nicht allein von den Wünschen 
und Forderungen eines Vereins von Bundesgenossen ab, sondern in weit 
höherem Maße von den allgemeinen Verhältnissen, unter denen sie sich au 
vollziehen hat, sowie von der Bereitwilligkeit der Begierung und der Land¬ 
stände, also von einer Anzahl von Faktoren, auf die die Amtsärzte selbst eine 
direkte Einwirkung unmöglich auBüben können. Jedenfalls sei aber bei der 
Begelung der bevorstehenden Neuorganisation die Stimme des Vereins doch 
nicht nngehört verhallt; desgleichen habe man den berechtigten Wünschen 
der Medisinalbeamten nach Tunlichkeit Bechnung getragen. Hoffentlich werde 
di es auch weiterhin geschehen. 

Bedner kommt dann auf den derzeitigen Stand der Neuorganisations¬ 
angelegenheit zu sprechen. 

Der der Begierung vorgelegte Gesetzentwurf über die Dienst- und Ge¬ 
haltsverhältnisse der Oberamtsärzte ist von der Kammer der Abgeordneten 
gleich zu Anfang der diesjährigen Kammersession beraten und dann einer 
Kommission überwiesen worden, die aber leider bis heute noch nicht susammen- 
getreten ist und deren Zusammentritt vor nächsten Herbst auch nicht zu er¬ 
warten ist. Unter diesen Umständen wird das Gesetz vor Ende dieses Jahres 
kaum verabschiedet werden können, vielleicht wird es sogar erst im Anfang 
näohsten Jahres geschehen; dann werden die Würfel aber sicher fallen. Wie 
diese fallen werden, das wisse man freilich nicht; jedenfalls hat der Verein 
aber seine Pflicht getan. Weitere Sehritte, namentlich weitere Eingaben an 
die Kammer usw. sind jetzt nutzlos, dagegen bleibt es den einzelnen Vereins¬ 
mitgliedern unbenommen, ihre speziellen Wünsche ihnen bekannten Abge¬ 
ordneten zur Kenntnis zu bringen. Im übrigen möchte Bedner aber nicht 
unterlassen, an dieser Stelle ausdrücklich zu betonen, daß die K. Staats¬ 
regierung ihr Versprechen uns gegenüber in durchaus loyaler Weise eingelöst 
hat, indem sie der Kammer den Gesetzentwurf in der von uns selbst gutge¬ 
heißenen Fassung vorgelegt hat, wofür wir hier unseren ehrerbietigsten Dank 
abzustatten haben. 

Der Vorsitzende macht dann einige kurze Mitteilungen über den Stand 
des Vereins. Er zählt zur Zeit 100 Mitglieder; eingetreten ist im 
Laufe des Berichtsjahrs 1 Mitglied, ausgetreten sind 6 und verstorben 
2 Mitglieder: Medizinaldirektor Dr. v. Gußmann, der stets ein regelmäßiger 
Besucher der Versammlungen gewesen ist, und Herr Oberamtsarzt Mutschler 
von Aalen. Zum Andenken der Verstorbenen erheben sich die Anwesenden. 

Die Jahresversammlung des Deutschen Medizin al beamt en- 
vereins wird dieses Jahr in Dresden abgehalten werden, und zwar am 
11. und 12. September, unmittelbar vor der des Vereins für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege. Der Verein wird dazu noch einen zweiten Vertreter lür die Be¬ 
schickung der Versammlung zu wählen haben; auch wäre es sehr erwünscht, 
wenn von seiten des K. Medizinalkollegiums wie in früheren Jahren ein offizieller 
Vertreter zu der Versammlung entsandt werden würde. 

Bezüglich der auf der letztjährigen Versammlung gefaßten Beschlüsse 
teilt der Vorsitzende dann noch mit, daß er die beiden Anträge der Herren 
Kollegen Georgii und Lieb, betr. die Behandlung der Titelverlei¬ 
hungen an praktische Aerzte, sowie betr. die Stellung des zweiten 
Gerichtsarztes zum Oberamtsarzt dem Wunsche des Vereins entsprechend 
dem K. Medizinalkollegium mit der Bitte um Berücksichtigung in Vorlage 
gebracht habe. 

Nachdem er dann noch die auf dem Gebiete der Mediziualgesetsgebung 
im Laufe des letzten Jahres erlassenen wichtigeren Verfügungen usw. kurz 
erwähnt hat, schließt er seinen Bericht mit dem Wunsche, daß der Verein 
auch in dem zweiten Dezennium seines Bestehens immer mehr wachsen, blühen 
und gedeihen mögel 

Hierauf erstattet der Kassierer Sanitätsrat Dr. Cless den Kassen¬ 
bericht vom 1. Januar 1910 bis zum Sitzungstage 14. Mai 191L Danach 
haben die Einnahmen 470,69 M, die Ausgaben 428,20 M. betragen. Durah 
den Uoberschuß der Einnahmen hat sich das Vereinsvermögen auf 682,97 M. 
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erhöht, davon sind 630,48 M. aal der Sparkasse angelegt. Dem Kassierer wird 
Entlastung erteilt, nachdem die Abrechnung von zwei Vereinsmitgliedern ge* 
prüft and fdr richtig befanden ist. Auf Antrag des Vorsitzenden wird hier* 
mit der Jahresbeitrag pro 1911 wiederum auf 2 M. festgesetzt. 

II. Neuwahl des Vorstandes. Auf Vorschlag des Med.-Bats Dr. Kraus s 
wird der Vorstand in seiner bisherigen Zusammensetzung wiederum auf drei 
Jahre durch Zuruf gew&hlt: Ob.-Med.-Bat Dr. Köstlin zum Vorsitzenden 
und Sas.-Bat Dr. Giess-zum Schriftführer und Kassierer. 

III. Wahl eines zweiten Delegierten zur Hauptversammlung des 
Deutschen Mcdizlnalbeamtcn*Vereins. Als solcher wird Med.*Bat Dr. Süß- 
kind-Hali gew&hlt. 

IV. Die Durchführung der Mlnlsterlalverflgung betr. Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten In Stuttgart. 

Der erste Beferent, Prof. Dr.Gastpar, Stadtarst in Stuttgart, hebt 
zunächst hervor, dafi ihm nach § 18 Abs. 1 der Verfügung die Befugnisse 
des Oberamtsarztes für den Stadtbezirk übertragen seien, soweit es sich um die 
Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten handele, während dem Oberamts- 
arzt resp. Stadtdirektionsarzt nach wie vor die Bekämpfung der im Beichs- 
seuchengesetz genannten Krankheiten Vorbehalten sei. Es werde dadurch ein 
Neben- und Durcheinander der Kompetenzen des Physikats und des Stadtarztes 
verursacht, das dringend der Abhilfe bedürfe. Die Möglichkeit sei bei der 
Neuregelung des oberamts- und schulärztlichen Dienstes gegeben. Je einfacher 
und klarer die Verhältnisse sind, desto weniger Beibungen; jetzt werden diese 
nur lediglich durch den freundschaftlich persönlichen Verkehr der beiden 
zuständigen Medizinalbeamten vermieden. 

Bedner will an der Hand des Stuttgarter Beispiels zeigen, wie die 
neuen Bestimmungen über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten gehend* 
habt werden, welche Vorzüge, welche Mängel ihnen in Beziehung auf ihre 
praktische Durchführbarkeit anbaften. Er gibt zunächst eine gedrängte 
Gebersicht über den Stand der übertragbaren Krankheiten in Stuttgart während 
des verflossenen Jahres. 

1. Diphtherieerkrankungen sind 525 gemeldet, die sich auf die 
einzelnen Stadtbezirke sehr ungleich vorteilen. Oktober, November und 
Dezember wiesen 49, 45 und 74 Fälle auf, während der Juli nnd August mit 
32 bezw. 29 Fällen die geringste Ziffer zeigten. Es wurden insgesamt 
215 bakteriologische Untersuchungen ausgeführt, 525 Aufforderungen zur 
Wohnungsdesinfektion ausgegeben, 234 Wohnungsdesinfektionen mit 338 Zimmern 
aasgeführt, 500 Diphtheriemerkbiätter verteilt und 89 Schul verböte ausge¬ 
sprochen. 

2 . Fleisch-, Wurst- etc. Vergiftung: Zu den als Fleischvergiftung 
gemeldeten 5 Fällen müssen mit großer Wahrscheinlichkeit auch alle die beim 
Militär und Zivil vorgekommenen Paratyphusfälle gerechnet werden. Ein An- 
halstpunkt für die Entstehung konnte nicht gefunden werden. Die Fälle 
kamen in der größeren Anzahl mit Beginn der heißen Jahreszeit vor, so daß 
die Abnahme gerechtfertigt ist, es handelte sich irgendwie um verdorbene 
Nahrungsmittel. , 

3. Frieselfieber: ln keinem der beiden Fälle handelte es sich um 
ein harmloses Exanthem, wahrscheinlich um Boseola, für die im Publikum 
der Name Frieseln gebräuchlich ist. 

4. Oebertragbare Genickstarre: Nur ein in die hiesige Olga¬ 
heilanstalt gebrachter Fall. Die Untersuchung der Zerebrospinalflüssigkeit 
ergab intrazellulär gelagerte Diplokokken, gramnegativ, ganz vom Typus 
der Meningokokken; die Agglutination war jedoch stets negativ, so daß es 
sich jedenfalls nicht um den wirklichen Meningococcus gehandelt hat. 

5. Kindbett lieber: Gemeldet wurden 28 sichere und 9 Verdachts¬ 
fälle. Von diesen 28 Fällen waren 18 in Spitalbehandlung. Ein Grund zum 
Einschreiten gegen Hebammen und Aerzte ergab sich nicht. 

6 . Körnerkrankheit: In allen 6 Fällen handelte es sich um sage* 
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rekte Personen. Eia eitriger Ausfluß bestand nicht mehr, so daß die Kranken 
lediglich in Beobachtang genommen wurden. 

7. Fälle von Milsbrand, Bots, Bückfallf ieber, Bahr and 
Tollwat kamen nicht zur Meldung. 

8. Scharlach: 692 Fälle; der Jani mit 74 Fällen war am stärksten, 
der Januar mit 23 Fällen am geringsten beteiligt. Insgesamt worden 450 
Scharlachmerkblätter verteilt, 540 Aufforderungen sor Wohnnngsdesinfektion 
hinaasgegeben, 434 Zimmer desinfiziert. Von der Schale worden 109 Kinder 
ausgeschlossen. 

9. Typhus: Insgesamt sind 90 Fälle zur Meldung gekommen, von 
denen sich 5 Fälle als andere Krankheiten herausstellten. Von den Übrigen 
85 Fällen waren 53 als Paratyphus anzusehen. Von den 32 echten Typhus- 
fällen waren 14 von auswärts nach Stuttgart ins Krankenhaus gebracht worden, 
so daß für Stuttgart selbst 18 echte Typhusiälle in Betracht kommen. Von 
den 53 Paratyphusfällen kamen 45 beim Militär vor. 

10. Tuberkulose: Gemeldet wurden 184 Fälle, davon 182 Todesfälle. 
In 51 Fällen wurde wegen Wohnungswechsel Anzeige erstattet, in einem Fall 
wegen ungtlnstiger Wohnungsverhältnisse. Sämtliche Fälle wurden der Für- 
sorgestelle für Taberkulöse Oberwiesen. Das Toberkulosemerkblatt wurde 
von dieser in 476 Fällen ausgeteilt; 162 Spucknäpfe, 87 Zahnbürsten wurden 
abgegeben, in 60 Fällen Medikamente und Desinfektionsmittel gewährt. 
11138 1 Milch wurden verteilt und 39 Personen in Anstalten untergebracht; 
an 329 Personen wurde wegen Benutzung von Anstalten Bat erteilt. 180 
Personen wurden untersucht, 588 Zimmer- und 216 Dampfdesinfektionen vor¬ 
genommen. 

Bedner wendet sich nun zur Besprechung der einzelnen Abschnitte der 
Verfügung. Die Haltung der Aernte gegenüber der Anaeigepflioht sei 
allerdings nicht herzlich gewesen, ihre große Mehrzahl hat sich aber schließ¬ 
lich mit ihr abgefunden. Ein Arzt melde stets unter Anlage einer Bechnung 
von 4 M. an; er habe die Absicht, die Summe etwas anwacbsen zu lassen 
und dann einzuklagen. Bei der prinzipiellen Bedeutung dieses Punktes sei 
eine gerichtliche Klarstellung nur erwünscht. 

Betreffs der anzuzeigenden Krankheiten kommt es zu mißver¬ 
ständlicher Auffassung immer wieder beim Frieselfieber, das sich schließ¬ 
lich als Böteln herausstellt. Bei Diphtherie führt es zu Unzuträglichkeiten, 
weil der bakteriologischen Diagnose zu sehr Gewicht beigelegt und der Begriff 
Diphtherie gewissermaßen vom bakteriologischen Befund abhängig gemacht 
wird. Schwere septische Fälle spielen sich aber ganz unter den klinischen 
Erscheinungen einer Diphtherie ab, ohne daß je der Nachweis von Diphtherie- 
bazillen gelangen wäre; gerade solche Falle zeigen außerdem eine enorme 
An8teckuugstendens. Es wäre deshalb dringend zu wünschen, wenn man 
diesen Fällen gegenüber, die zwar als Diphtherie angezeigt weiden, sich aber 
bakteriologisch im späteren klinischen Verlauf als schwere Anginen heraus¬ 
stellten, ebenfalls die Möglichkeit hätte, 8chutzmaßregeln durcbzuführen. 

Ein weiteres Bedenken hat Beferent gegen die Zusammenfassung von 
Typhus und Paratyphus. Es handele sich beim Paratypbus um kein 
einheitliches Krankheitsbild; er sei auch nicht etwa als ein leichterer Typhus 
anzusehen. Es sei deshalb zu wünschen, daß der Name Paratyphus überhaupt 
verschwinde und die zu meldenden Fälle in der Bubrik Fleischwurst- etc. 
Vergiftungen aufgenommen würden, wohin sie auch gehören. 

Bedner schildert dann das rein Technische des Verfahrens bei 
Anzeige, Li s tenf ührun g und Berichterstattung, wie es in Stutt¬ 
gart gehandhabt wird; zu seiner Erledigung wird die Arbeitskraft einer 
besonderen Schreibhilfe fast ganz in Anspruch genommen. 

Es werden nicht nur dem Stadtarzt, sondern auch dem Sanitätsamt und 
dem Garnisonarzt Wochennachweise Uber alle Krankheiten gegeben, um 
diese Behörden fortgesetzt auf dem Laufenden zu erhalten. Außerdem erhalten 
die praktischen Aerzte und Spitäler jeden Montag einen vertraulichen Abdruck 
des Wochennachweises. 

Vortragender geht dann zur Besprechung des zweiten Abschnittes der 
Verfügung, der Ermittelung der Krankheit über: Gegen §9 der 
Verfügung, wonach der Oberamtsarzt vor Anstellung seiner Ermittelungen 



des Württember gischen Medizinalbeamten Vereins. 159 

ai Ort and 8telle sich mit dem behandelnden Amt aber die Zeit des 
Besachs na verständigen hat, maßte in yielen Fällen verstoßen werden, weil 
trots ausgedehnter Telephonbenutiang die rechtseitige Benacbrichtigang des 
Arstes nicht immer gelingt. Da Bef. keine Privatpraxis ansüben-darf, wird 
sein Besncb auch ohne Anwesenheit des behandelnden Arztes widersprachslos 
aufgenommen. 

Die Ermittelungen des Oberamtsarztes an Ort and Stelle sind bei Tuber¬ 
kulose, Diphtherie und Scharlach nur unter bestimmten Voraussetzungen 
auszuführen, und zwar beim „gehäuften Auftreten“, bei „Vorkommen der 
Krankheit in Nahrangsmittelbetrieben“, und beim „1. Fall in einem Schulhaus.“ 
Bei allen andern Krankheiten außer den drei genannten sind die Ermittelungen 
an Ort und Stelle unter allen Umständen obligat. Die Entscheidung, ob dne 
Ermittelung an Ort und Stelle vorzunehmen ist, erscheint demnach auf den 
ersten Blick einfach, ist ob aber durchaus nicht, besonders in Stuttgart, wo 
■an das ganze Jahr über mit einem gehäuften Auftreten von Scharlach, 
Diphtherie und Tuberkulose zu rechnen hat, wo ferner ein großer Prozent¬ 
satz der Scharlach- und Diphtheriekranken eben Schulkinder sind. Wenn 
Referent in allen diesen Fällen pnrsOnlich an Ort und Stelle Ermittelungen 
aastellen wollte, dann müßte er auf seine ganze andere Tätigkeit ver¬ 
zichten. Er hat deshalb auf die Gefahr eines Verstoßes gegen den Wort¬ 
laut der Verfügung hin, nur in den Fällen an Ort und Stelle nachgesehen, 
wo es sich um Nahrungsmittelbetriebe handelt oder wenn die Angaben des 
meldenden Arztes (Wohnungsüberfüllung etc.) seine Anwesenheit nötig er¬ 
achten. Selbstverständlich werden in allen übrigen obligaten Fällen Erkun¬ 
digungen an Ort und Stelle eingezogen, wenn dies möglich ist. 

Wünschenswert sei ferner eine nähere Definition der Bezeichnung 
.1. Fall im Schulhaus“, ob es sich hier lediglich um Bewohner des Schulhauses 
(Lehrer, Schaldiener) handelt, oder ob die Gesamtheit der Schulkinder gemeint ist. 

Zu den vom Oberamtsarzt anzustellenden Ermittelungen an Ort and 
Stelle gehört auch die Entnahme von Untersuchungsmaterial and 
die Einsendung an das Laboratorium des K. Medizinalkollegiums. 

Eine gewisse Zentralisierung der Untersuchungen bei der Vorgesetzten 
Behörde ist zweifellos nötig, hat aber auch manches Mißliche. Eine bakterio¬ 
logische Untersuchung bedarf einer strengen Kritik und objektiven Würdigung, 
in engster Berührung mit dem behandelnden Arzt. Manche positive und 
negative bakteriologische Besulate sind mit dem Krankheitsverlauf und dem 
Sektionsbefand in keiner Weise in Einklang zu bringen; es hat deshalb 
ihnen gegenüber eine Kritik stattznfinden, und zwar desto strenger, je 
weiter und größer der Zeitraam zwischen Entnahme und Untersuchung ist. 
Ausübung von Kritik an Arbeiten der Vorgesetzten Behörde ist dann 
die notwendige Folge, auch wenn es sich um die vornehme Form der wissen¬ 
schaftlichen Kritik handelt. Nimmt der Untergebene die Untersuchungsresultate 
kritiklos hin, so verzichtet er auf eigenes Verantwortungsgefühl. Es entspricht 
außerdem dem Grundsatz der Freiheit der Wissenschaft nicht, wenn das 
staatliche Institut den Instituten der Universität und städtischen Instituten 
gegenüber sich eine Monopolstellung schaffen läßt; eine solche liegt sicherlich 
auch nicht in den IntenBionen der wissenschaftlichen Leiter des Laboratoriums 
des Medizinalkollegium8. Da nun aber die Verfügung nnr vom Laboratorium 
des Medizinalkollegiums spricht, so sind die anderen Institute, die Unter¬ 
suchungen vornehmen, immerhin vom Wohlwollen des Medizinalkollegiums 
abhängig. Ein solcher Zustand ist nicht zuträglich, weder im Sinn der 
Seuchenbekämpfung, noch im Sinn gegenseitiger Würdigung und Wert¬ 
schätzung. Referent fordert deshalb, daß jedem beamteten Arzte, der dazu 
in der Lage ist, die Möglichkeit gegeben wird, die nötigen Untersuchungen 
selbst anzu3tellen. Dies wird namentlich überall da der Fall sein können, wo 
dem Oberamtsarzt ein bakteriologisches Laboratorium an Ort und Stelle zur 
Verfügung 9teht. 

Von den Schutsmaßregeln kommt in erster Linie in Betracht die Be¬ 
obachtung ansteckungs verdächtig er Personen, wie sie bei Typhus 
Genickstarre, Tollwut usw. vorgeschrieben ist. Diese Beobachtung hat sich 
in Stuttgart während des abgelaufenen Jahres nur auf einige Angestellte in 
Nahrangsmittelbetrieben erstreckt, in deren Kundenkreis Typhusfälle vorge- 
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koBUBti waren; Bazillenträger koutee unter ihaeu nickt festgestellt werden. 
Die betreffenden Personen raten ohne Widerspruch zu der wöchentlich einmal 
Torgenommenen Untersuchung. Eine Aufenthaltsbeschränkung wurde nicht aOtig. 

Oie Absonderung kranker und krankheitsrerdichtiger 
Personen innerhalb der Wohnung stößt in einer Stadt, namentlich bei den 
engen WohnTerhiltnissen auf große Schwierigkeiten. Es wurde daher in allen 
Fällen Ton Typhus, soweit die Erkrankten nicht sowieso schon im Spital 
lagen, der Versuch gemacht, die Kranken zum freiwilligen Eintritt zu veran¬ 
lassen, was auch meist gelang. Nur in ganz vereinzelten Fällen mußte poli¬ 
zeiliche Einweisung beantragt werden. Widerstand trat hierbei nicht zutage, 
Wegen Scharlach und Diphtherie wurden zahlreiche Eltern bewogen, 
Ihre Kinder dem Krankenhaus zu abergeben. 

Von einer Kennseichnung Ton Wohnung und Häusern konnte 
aberall Abstand genommen werden. Immerhin ist gerade diese Bestimmung 
außerordentlich wertvoll, denn wenn gar nichts mehr hilft, die Angehörigen 
nur Vernunft und den Kranken ins Spital in geeignete Pflege zu bringen, so 
tut die gelegentliche Andeutung dieser Möglichkeit Wunder. 

Beschränkungen im Gewerbebetrieb mußten in einigen Fällen 
(Typhusfall in einem Nahrungsmittelbetrieb und Schluß eines ßpesereiladens 
wegen Diphtherie) ausgesprochen werden. Die Maßregel konnte aber surttck- 
genommen werden, da die Kranken im leisten Moment doch noch ins 8pital 
gebracht wurden.— Ein Verbot oder eine Beschränkung der Ansamm¬ 
lung größerer Menschenmengen, ebenso Verbot und Schließung von 
Brunnen, kam nicht vor. Dagegen wurde in einem Fall Antrag auf Bäu- 
mung einer Wohnung wegen Ueberfflllung und baulicher Untauglichkeit 
bei einem Fall von Taberkulose gestellt — Die Vorsichtsmaßregeln besflglich 
der Leichen wurden dem Leichenpersonal mflndlich und schriftlich durch 
Hinweis auf die einzelnen Bestimmungen eingeschärft. Es empfiehlt sich, von 
Zeit su Zeit su kontrollieren, ob die Bestimmungen befolgt werden. 

Der Schluß einzelner Schulklassen oder ganzer Schulen kam 
nicht in Frage. Vortragender steht der Bekämpfung ansteckender Krank¬ 
heiten auf dem Wege aber die Schule sehr skeptisch gegenüber; man muß 
mit dem Gassenaufenthalt der Schaler rechnen, auch die Ermahnung, die Kinder 
vom Verkehr mit ihren Kameraden surttcksuhalten, wird und kann vielfach 
nicht berücksichtigt werden. 

Die Desinfektion wurde bei 1748 Zimmern mit 110840 cbm nach 
dem Autanverfahren ausgefOhrt Die Dampfdesinfektion kam in 558 Fällen 
sur Anwendung. 

Beferent betont schließlich, daß es nur einige wenige Punkte unter den 
zahlreichen Bestimmungen gibt, die su beanstanden sind, und auch diese nur 
dann, wenn die Handhabung nicht dem Sinne nach erfolgt, sondern sich eng 
an das geschriebene Wort klammert. Der Bnchstabe tötet, der Geist macht 
lebendig. Möge es gelingen, durch eine verständige Handhabung der Ver- 
fttgung mit der Zeit eine Hebung unserer Volksgesundheit zu erreichen. 

Der zweite Beferent, Obersmtsarzt Dr. Georgii, will ein allgemeines 
Bild von der Wirkung der Verfügung auf die verschiedenen, durch sie be¬ 
troffenen Faktoren geben, und zwar unter besonderer Berücksichtigung der 
Verhältnisse auf dem Lande. 

Von den anzeigepflichtigen. Krankheiten sind die wichtigsten 
Diphtherie, Scharlach, Typhus, Puerperalfieber, Taberkulose, Trachom, die 
Paratyphuserkrankungen und die Pocken. 

Unter den anzeigepflichtigen Personen stehen obenan die be¬ 
handelnden Aerzte; ohne deren opferfreudige Mitwirkung überhaupt nicht 
viel erreicht werden kann. Die Verhältnisse in dieser Richtung sind sehr 
verschieden in den einzelnen Bezirken: ln dem einen h&t sich die Sache gut 
eingelebt, in dem anderen lebt sie sich nur langsam ein: da wird vielfach 
Oberhaupt nicht angezeigt, dort sind die Aerzte verärgert durch allerlei 
stichelnde bureaukratische Maßnahmen ihnen gegenüber; sehr häufig laufen 
die Anzeigen sehr verspätet ein. Insbesondere wird darüber berichtet, daß 
Tuberkulosetodesfälle noch sehr häufig erst dem Oberamtsarzt bekannt werden, 
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i -Taten ziese dalarrn werden, iah bei irtt^ca festgesteliter uni gerne.iecer 
Diagnose m Diphtherie und Seiirlach eine Eueütracu« lier die A:'. Stand 
ino .-«ehe der Kranzzeit mit iem aeaauie.iien A*z; n;cu; aeir fxr jeden 
•üiixLrgea JaJ. Torgtschrieten wtrL 1 :eee Kraaiaer.en <ii mehr wei.ger 
eadamacn ha gröberen Gemünien. Ter^ii» j iea a^w aie ganz. Lagiieuscae 
Irr.tner sind nasgeechi-iesen: es kommt somit i:e sanniispclneiiiche Fehand- 
-Xig nur in den rLes in Frage, wo es s.ih am £.*k:<ikangen in Scaal- 
läasern vier in Eaasaaitaugea aaaie.a. deren Angeiirige mit Nahrasjs- 
m. ttein hzzdein 

Dan Ergebnis der Ermittelungen iss aarerrigLch der Ortspolitei- 
ä eh Ir de nutrato.en: am besten e esc neu dies an Ort and Fte.le »fort 
«rta. i zek Bei dieser Gelegenheit kiin a_es mit dem OrtSTsrsteher be» 
rincaeB wurden, was im fra^Jiten rau via Wicztigkeis ist; es kInnen die 
toaitxmabregem n Frotoiiii gegexn nni ihre Feaufsichtigang he»*- 
tragt werden. Der i 12 schreib; nun weiter Tor: ,Gleiche MiitiLur.- 
aaca. dem Ooeramt ra ibergeeen.* las bedeutet eine gaaa erueczcie 
manag den Schreibwerks ui sollte nur für die FaLe rorgeschriebe: 
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bei denen sich ein Ortsvorsteher mit dea Vorsehligen des Oberamtsarztez 
nicht einverstanden erküren kann. In allen anderen Fällen genügt es vollauf, 
wenn die Ortspolizeibehörde verpflichtet wird, das ihr mündlich mitgeteilte 
oder schriftlich übergebene Besnltat der Ermittelungen unverzüglich dem 
Oberamt zumstellen; denn es ist daran zu erinnern, daß die Oberamtsirzte 
weder Schreibgehilfen noch Sekret&re zur Verfügung haben, die ihnen solche 
rein mechanische zeitraubende Abschriften besorgen. Außerdem bestimmt auch 
der g 14, daß die OrtspolizeibehOrde über die an geordneten Schutzmaßregela. 
dem Oberamt alsbald Bericht zu erstatten hat. Wozu also alles doppelt in 
einer Zeit, wo alles nach Vereinfachung strebt? 

Betreffs der bakteriologisohen Untersuchungen wünscht 
Redner ebenfalls die Zulassung des hygienischen Instituts in Tübingen. 

Unter den Schutzmaßregeln spielt das Merkblatt eine bedeutende 
Bolle. Aus einem Bezirk wurde gemeldet, daß durch seine Ausgabe die be¬ 
handelnden Aerste geärgert würden. Dies ist nicht recht verständlich, da die 
Merkblätter doch in erster Linie dazu beitragen, die ärztlicherseits gegebenen 
Vorschriften und Anleitungen zu unterstützen und wieder in Erinnerung zu 
bringen. Von ihrer möglichsten Verbreitung ist daher sehr viel zu erwarten, 
da sie alles Wissenswerte enthalten, kurze und gute Aufklärung geben und 
die Angehörigen der Kranken zum Nachdenken veranlassen. Die Verbreitung 
der Merkblätter erfolgt am besten durch die Schult heissenämter, und zwar in 
der Weise, daß nach Einlaufen einer Anzeige der Schutzmann sofort dem be¬ 
treffenden Haushaltung8Vorstand ein solches aussuhändigen hat. Die Verteilung 
durch die Oberamtsphysikate ist jedenfalls nicht zweckmäßig, weil vor allem 
Zeit vergeht, bis die Meldung an die Polizei und von dieser ans Pbysikat 
erfolgt, und zweitens weil der Oberamtsarzt doch Wichtigeres zu tun hat, als 
der Expeditor von Merkblättern zu sein; denn auch hierfür steht ihm wieder kein 
Gehilfe zur Verfügung. Die Form der Merkblätter ist sehr unpraktisch und 
unhandlich; in die üblichen Briefumschläge passen sie gar nicht hinein, ohne 
daß man sie mehrerema) brechen muß; hier empfiehlt sich diejenige Form, 
die die „gemeinverständliche Belehrung über Scharlach* hat und die in 
Preußen ausgegeben wird (Qaartformat auf gewöhnlichem gutem Papier). 

Den breitesten Baum unter den Schutzmaßregeln nimmt die Wohnungs¬ 
desinfektion ein. Nur ganz vereinzelte Berichte äußern sich mit dem vor¬ 
geschriebenen Verfahren durchweg einverstanden und zufrieden; in der größten 
Mehrzahl der Berichte wird es als schleppend, schwerfällig und zu teuer bezeich¬ 
net, seine Erfolge werden als sehr fraglich biogestellt. Eine Hauptfrage ist der 
Kostenpunkt; sie ist in den einzelnen Bezirken ganz verschieden geregelt: Teils 
bezahlt die Amtskörperschaft alle Kosten, selbst bei Zahlungsfähigen, teils 
bezahlt die Körperschaft oder die Gemeinde bei Minderbemittelten die Chemi¬ 
kalien, während die Reisekosten und die Entlohnung des Desinfektors von den 
Betroffenen bezahlt werden, oder es werden seine Diäten von der Körperschaft, 
die Leistung vom Beteiligten bezahlt usw. In einem Bezirk wird dadurch gespart, 
daß der Zeitaufwand des Desinfektors in der Weise verringert wird, daß der 
Ammoniakentwickler nach 7 Stunden vom Amtsdiener in Tätigkeit gesetzt 
wird und er hierfür 60 Pfg. erhält. Der Widerstand beim Publikum gegen 
die Desinfektion ist da am größten, wo sie am wenigsten auf öffentliche Kosten 
übernommen wird; hier spielt auch die Verheimlichung der Fälle eine be¬ 
deutende Bolle. Wo anders klappt es nicht zwischen Oberamt und Oberamts¬ 
arzt. Eine vom Oberamtsarzt angeordnete Desinfektion bei Scharlachverdacht 
wurde auf Vorstellung des SchultheisBenamts beim Oberamt von diesem auf¬ 
gehoben mit der Erklärung, das Oberamt könne die Schultheissenämter zur 
Ausführung der vom Oberamtsarzt angeordneten Desinfektion nicht zwingen. 
Weiterhin wird die Fraglichkeit der Desinfektion vielfach mit den Wohnungs- 
Verhältnissen begründet: Auf dem Lande haben die Leute oft nur ein Zimmer, 
so daß sie nicht ausweichen können; in anderen Wohnungen sind die Zimmer¬ 
türen nicht verschließbar. Auch von wissenschaftlichen Gesichtspunkten aus 
wird die Wobnungsdesinfektion z. T. als viel zu schematisch oder als direkt 
unnötig angesehen, z. B. beim Kindbettfieber. 

Es ist somit klar, daß es nicht an allerlei Wünschen und Vorschlägen 
fehlt, um die „Desinfektion* brauchbarer oder einfacher und billiger zu ge¬ 
stalten: Alle entstehenden Kosten sollen aus öffentlichen Mitteln 
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bestritten werden; die teilweise recht kostspielige Entlohnung des Bezirks- 
desinfektors kann in den häufigen Fällen, wo eine Wohnungsdesinfektion wegen 
enger ungünstiger Verhältnisse als aussichtslos zu erkennen ist, ganz erspart 
werden durch eine gründliche mechanische Reinigung mit heißem Wasser, 
Seife, Patzlumpen usw. unter etwaiger Zahilfenahme von Chemikalien, Ein¬ 
schränkung der Desinfektionsmaßregeln bei Scharlach und Diphtherie auf 
besondere Fälle (Schulhäuser, Nahrungsmittelgewerbe), ln den Gemeinden, 
die sehr weit vom Wohnsitz des Desinfektors entfernt liegen und für welche 
die Reisekosten besonders empfindlich ausfallen, sollen Leute angestellt werden, 
die mit der Vornahme der Desinfektion und vor allem mit der Art der eben 
erwähnten mechanischen Reinigung vertraut gemacht sind (Fürsorgeschwestern, 
offis. Putzfrauen). Sehr viele Unkosten (Reisekosten) können künftig erspart 
werden, wenn darauf gesehen wird, daßdieGemeindekraakenschwestern 
nach Art der Desinfektoren ausgebildet und ihnen die Desinfektion übertragen 
wird. Am wichtigsten ist aber die Erziehung des Publikums zur 
fortlaufenden Desinfektion am Kr ankenbett und zum richtigen 
Seifen gebrauch überhaupt; je strenger und zielbewußter diese durch geführt 
wird, um so günstiger werden die Verhütungsergebnisse sein. Auch hier ist 
man in erster Linie wieder auf die Mitwirkung der behandelnden Aerzte an¬ 
gewiesen; es Ist somit empfehlenswert, diese bei guter Laune der Verfügung 
gegeaüber betr. die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten zu erbäten. 
Von den empfohlenen Mitteln zur Desinfektion am Krankenbett sind 
Kresolseife oder Lysol wegen ihres Geruches wenig geeignet und rufen Oppo¬ 
sition des Publikums hervor. Zweckmäßiger sind schwache Formalinlösungen und 
für die Foßbodenauf Waschung außer heißer Schmierseifensodalösung Sublimat 
in schwachen Lösungen; der Gefahr der Quecksilbervergiftung kann dadurch 
begegnet werden, daß nach kurzer Zelt (1—2 Tagen) nochmals mit reichlichem 
heißem Wasser nachgeputzt wird. Das Autan dürfte wegen seines hohen 
Preises trotz seiner sehr handlichen und einfachen Verwendungsweise kaum 
in Betracht kommen. Für die Hände des Patienten und Pflegepersonals gibt 
es heutzutage kein besseres Mittel als den Spiritus. 

Von den einzelnen Krankheiten bespricht Referent zunächst' die 
seit einiger Zeit in vermehrtem Grad auf tretende Diphtherie. Es hat sich 
gezeigt, daß gerade bei dieser Krankheit die sogen. 8chlußdesinfektion fast 
ganz wertlos ist. Häufig ist zu beobachten, daß prompt nach 6—8 Wochen 
in einer „desinfizierten“ Wohnung, wo nicht bloß die Kranken, sondern auch 
gesunde Kinder prophylaktisch gespritzt wurden, diese oder auch andere nicht 
gespritzte ältere Familienmitglieder an Diphtherie erkrankten. Es sind dies 
die sogen. Retourfälle — Return -Cases —, die man ln England deshalb so 
benannte, weil mit einer gewissen Regelmäßigkeit neue Kranke aus der Be¬ 
hausung eines von Diphtherie genesenen und aus dem Krankenhaus nach 
Hause entlassenen Menschen ins Krankenhaus zurückkehrten. Dabei hat sich 
gezeigt, daß alle Entlassenen, ob Bazillenträger oder nicht Bazillenträger, 
gleich häufig Retourfälle abgegeben haben; das Vorhandensein von Bazillen 
bei den Entlassenen macht eine Ansteckung der Familienmitglieder nicht 
wahrscheinlicher als ihr Nichtvorhandensein und letzteres bietet anderseits 
keine absolute Garantie gegen eine Ansteckung; in beiden Beobachtungsreihen 
betrug die Zahl der Retourfälle genau 10°/o, mit anderen Worten: auch die¬ 
jenigen, bei denen keine Bazillen im Nasenrachenraum nachweisbar waren, 
waren trotzdem Bazillenträger. In der Alltagspraxis nun, wo die Kranken 
nicht im Krankenhaus behandelt werden, kann man ähnliche Beobachtungen 
machen; dazu kommt noch der Umstand, daß dank dem Serum die Kinder 
sehr rasch wieder genesen, schon nach 2—3 Tagen nicht mehr im Bett und 
Zimmer gehalten werden können; der Patient ist bei dem ihm zngedachten 
Besuch aasgeflogen, tummelt and balgt sich mit anderen Kindern auf der Straße 
herum. Neuen Kontaktinfektionen ist so Tür und Tor geöffnet; denn daß 
nach so kurzer Zeit die meisten Genesenen noch Bazillenträger sind, ist wohl 
sehr wahrscheinlich. Gegen die sehr häufigen Bazillenträger läßt sich in den 
Familien nichts machen. Alle Versuche, die Diphtheriebazillen im Munde 
abzutöten, waren bis heute ohne Erfolg; es gibt noch kein Mittel dagegen. 
Auch die prophylaktische 8erum- Einspritzung hat gar keinen Einfluß auf die 
Bazillen, die trotzdem vollriralent im Rachen bleiben; sie schützt nur den 
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Gespriteten salbst gegen des tob den Bnsillen gebildete Gift and damit gegen 
die Erkrankung; der Gespritete ist aber für seine Umgebung ebenso gefährlich 
wie der Erkrankte oder Nichtgespritete. — Das einzige Mittel zur sickeren 
Bek&mpfung der Diphtherie w&re strenge Absonderung aller Personen, 
die Bazillen beherbergen, 6—7 Woeben lang; das ist aber namentlich bei 
leichten Epidemien und bei den beschränkten Wohnungsrerh&itnissen nicht 
durchführbar. Wie aber der Verkehr solch irisehgeneaener Kinder mit 
anderen Kindern, insbesondere auf Öffentlichen Plätzen eingeschränkt werden 
soll, das ist nirgends zu finden. Das Wichtigste ist und bleibt deshalb die 
fortlaufende Desinfektion und nicht die Schiufideeinfektion; wenn erster« 
richtig durchgeffihrt wird auf Grund fortgesetzter Belehrungen und Beischläge 
seitens des behandelnden Arztes, womöglich an der Hand des Bofort von der 
OrtspolizeibehOrde zu verabreichenden Merkblattes, dann wird die Gefahr einer 
Weiterverbreitung wesentlich vermindert. Bezeichnend für die Auffassung von 
der Schlußdesinfektion seitens des Publikums ist, daß der Desinfektor 
schon mehrmals bei seinem Eintreffen die Krankenstube vollständig ausgeräumt 
angetroffen hat 1 Im übrigen ist ja zusugeben, daß trotz der unbefriedigenden 
Wirkung der Schlußdeainfektion durch diese doch eine beschränkte Zahl von 
Aasteckungsm&glichkeiten ausgeschaltet wird. Ob sie aber deshalb für alle 
Bälle im bisherigen Umfang aufrecht erhalten werden soll, erscheint doch 
fraglich angesichts der Tatsache, daß trotz Desinfektion die Zahl der Erkran* 
kungen eher zu-als abgenommen hat. Es dürfte also eine amtliche Putz* 
fr au statt des amtlichen Desinfektors hier genügen! 

Bezüglich der anzeigepflichtigen Krankheiten dürfte es sich empfehlen, 
die Gemeinden darauf aufmerksam zu machen, daß in die Dienst* und Miete* 
Verträge mit den Bewohnern von Schulhäusern ein Satz aufgenommen 
Wird, wonach sich diese verpflichten, beim Ausbruch einer solchen Krankheit 
den Kranken sofort im Krankenhaus unterzubringen. In einer großen Gemeinde 
mußte die Schule deshalb geschlossen werden, weil ein den 8outerrain he* 
wohnender 8 ob ul dien er sich weigerte, sein diphtheriekrankee Kind aus dem 
Haus zu schaffen. Was den Wiederbesuch der 8chule Erkrankter und 
ihrer gesunden Geschwister betrifft, so gibt es hier vielfach Unzuträglicbkeiten. 
Nach der Verfügung vom IS. Juli 1891 betr. Maßregeln für die Schulen bei 
ansteckenden Krankheiten, sollen die Kinder vier Wochen von der Schule 
ferngehalten werden. Das können die Leute bei dem so raschen Ablauf der 
Krankheit nicht mehr recht begreifen; sie drängen die Aerzte um die vorge* 
sohriebene Bescheinigung, und diese können bei den häufig so schlechten 
Wohnungsverhältnissen sich nicht immer dazu verstehen, mittelst eines 
Zeugnisses den Zulassungstermin abzukürzen. Dabei verkehren aber alle 
Baader aus einer infizierten Haushaltung dauernd mit den anderen auf der 
Straße und, wie gesagt, die Erkrankten selbst oft schon nach wenigen Tagen. 

Aehnlich liegen die Verhältnisse bei leichten Scharlachfällen. 
Hier dürften sich Bestimmungen empfehlen, die diesen Tatsachen mehr 
Rechnung tragen. 

Beim Kindbettfieber wird Einschränkung der Maßnahmen lediglich 
auf die Person der Hebamme und Wärterin und auf das Bett gewünscht, da 
hier die ganze Wohnungsdesinfektion gar nicht nötig sei. 

Das Trachom ist für den Oberamtsarzt wichtig geworden, seitdem 
die polnischen Wanderarbeiter in Württemberg eingeführt sind; hinter dieser 
Gefahr steht eine andere, noch größere, die Pockengefahr. Es ist deshalb 
tan Interesse der öffentlichen Gesundheit gelegen, wenn alle jene Waader* 
arbeiter, ob sie aus Baßland oder Hinterösterreich stammen, der Untersuchung 
Unterzogen würden. 

Zwei Krankheiten sind es, bei welchen die moderne Art der Seuchen* 
hekämpfung wirkliche Erfolge anfzuweisen hat: Typhus und Tuberkulose. 
Daß insbesondere schon der Verdacht auf Typhus anzeigepflichtig, ist 
überaus wichtig für die Bekämpfung; es ist aber zu erwähnen, daß Publikum 
und Aerzte hiervon nieht besonders erbaut sind. 

Bei der Tuberkulose müssen sich die verschiedenen Faktoren noch 
entschieden mehr an die vorgeschriebene Anzeigepflicht gewöhnen; hier hat die 
Aufsichtsbehörde noch viel zu tun, s. B. die Schultheißenämter anweisen, an 
die Aazeigepflicht zu erinnern, namentlich bei Todesfällen, die dem Oberamts* 
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ent sehr häufig ent bekennt werden, wenn er die Leichenregisfeerauaiige 
erhält, elso olt erst neeh Moneten. Aaeh beim Wohnungswechsel solcher 
Kranken, die nioht in Behandlung stehen nnd deren Diagnose je öffentliches 
Geheimnis ist, sollte eine möglichst rasche Anzeige durch die Folie ei 
erfolgen. 

Wes die Wirkung der Verfügung euf die Bevölkerung betrifft, so 
ist hier su sagen, daß die Desinfektionsmeßregeln im großen und gensen de 
euf wenig Widerwillen und Widerstend stießen, wo die Kosten von den 
Betroffenen nicht bezahlt werden müssen. Je mehr aber die Kosten euf die 
Leute abgewälzt werden, um so mehr regt sich euch der Widerspruch. 
Werden Maßregeln getroffen, die die Ueberffthrnng ins Krankenhaus ver¬ 
anlassen, die Wohnung und Häuser kennzeichnen als verseucht, die den 
Gewerbebetrieb einschränken, denn kenn men laute Stimmen des Unwillens 
hören, die von totalem Geschäftsruin, aber euch von Schadenersatzklagen 
u. dergi. m. reden. 

Betreffs der Wirkung der Verfügung euf die Oberemtsärzte machen 
sich zumeist schrille Töne der Unlust aus den ein gegangenen Berichtet! 
bemerkbar: „Enorme Vermehrung des Schreibwerks, großer Geschäftszuwachs, 
empfindliche Mehrbelastung der Oberamtsärzte ohne die geringste Ent¬ 
schädigung, eine Menge Schreiberei und Lauferei, Erweiterung der Amtspflichten 
des Physikats durch solche Geschäfte, die viel Zeit und Mühe in Anspruch 
nehmen, aber nicht extra belohnt werden.“ Das sind häufig wiederkehrende 
Klagen der Oberamtsärzte. „Die Geschichte“, schreibt ein Oberamtsarzt, „hat 
unserer Praxis einen erneuten schweren Stoß gegeben, den man uns erdulden 
heißt ohne jede Entschädigung. Ganz abgesehen von Zeitaufwand, Schreiberei 
und allerlei Widerwärtigkeiten sind wir gezwungen, uns in der Praxis 
unpopulär zu machen; denn wenn die Polizeiorgane Desinfektion anordnen 
und die Leute darüber schimpfen, so wird immer der Oberamtsarzt als der¬ 
jenige genannt, auf dessen Gutachten die Desinfektion erfolgt ist.“ Weiterhin 
wird es als wenig rücksichtsvoll gegen die Oberamtsärzte bezeichnet, daß 
man ihnen diese Arbeit noch vor der Dienst- und Gehaltsregulierung auf¬ 
geladen und diese Störung in Praxis und Erwerb verursacht hat; bis dann 
die Gehaltsregulierung kommt, wird es dann heißen: „An Eurer Praxis ist 
nicht viel mehr hin, da braucht man Euch nicht arg zu entschädigen!“ usw. 
Aufgefallen ist auch, daß mit der Verfügung wohl der kürzeste Weg der 
Benachrichtigung, wobei eigentlich der Fernsprecher allein in Frage 
kommt, empfohlen wurde, aber von einer Entschädigung für die Telephon aus- 
gaben des Oberamtsarztes nirgends die Bede ist. Es ist dahef'^u wünschen, 
daß die so lange gewünschte und endlich in Aussicht genommene Telephon¬ 
entschädigung Bückwirkung hat mindestens bis zum 1. Mai 1910. 

Angesichts dieses Stimmungsbildes, das die Verfügung in unseren ober¬ 
amtsärztlichen Kreisen hervorgerufen hat, fragt es sich, ob es nicht angezeigt 
wäre, mit entsprechenden Anträgen an die Begierung heranzutreten. Jeden¬ 
falls wäre es gar nicht uninteressant, wenn auch von seiten der praktizierenden 
Aerzte die Verfügung in Beferaten besprochen würde. — Nur soviel mag 
zusammenfassend gesagt sein, daß die rigorose Durchführung des Desinfek¬ 
tion bei Diphtherie, Scharlach und Kindbettfieber ganz erheblich 
vereinfacht und eingeschränkt werden sollte, da die gemachten praktischen 
Erfahrungen nicht dafür sprechen, daß die kostspielige Schlußdesinfektion 
imstande ist, die Weiterverbreiten g dieser Krankheiten zu verhüten. Hier 
empfiehlt sieh entschieden die Einführung der mehrfach vorgeschlagenen 
gründlichen Beiaigung mit heißem Wasser, Soda, Schmierseife, Putzbürsten 
und Patzlumpen mit mehr Aussicht auf Erfolg, als die sogen, amtliche Schloß- 
desinfektion, insbesondere draußen auf dem Lande, wo bei den engen 
Wohnung8Verhältni8Ben diese Wohnungsdesinfektion eine durchaus trügerische 
und nutzlose ist. Anderseits ist bei Tuberkulose und beim Typhusdie ziel¬ 
bewußte fortlaufende und Schlußdesinfektion immer mehr anzustreben und zu 
vervollkommnen, da damit sicher schon große Erfolge erzielt worden sind. 
Hierzu ist aber gerade bei der Tuberkulose noch Geduld nötig, denn auf 
einmal können all die empfohlenen Wege za ihrer Bekämpfung nicht beschritten 
werden. Insbesondere muß das Publikum immer mehr über das Wesen dieser 
Krankheit überhaupt aufgeklärt werden, damit es schließlich auch ein wirk- 
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Hohe* Verständnis Aber den Zweck der fortlaufenden nad Schlußdesiniektloe 
be ko m mt 

Au des Veitraa dieser Bef ernte, für die der Vorsitzende im 
Name* der Versammlung eeiaea Dank aoupraob, kaAptte sieh folgende 

Dlskneeioa: 

Med.-Direktor Dr. v. Bembold geht suaichst auf die Frage eia, die in 
dem Vortrage dea «weiten Beferenten den größten Baum eingenommen and 
ihm sa den schärfsten Vorwürfen gegen die Ministerialverfügung Anlaß 
gegeben bat, auf die Frage der Schiaßdesinfektion. Danach wäre diese 
wohl bei Typhus angebracht, sie aber bei Diphtherie, Scharlach, Kindbettfieber 
in allen Fällen vorsuschreiben, sei undurchführbar and natsloe. Der Beferent 
hat mit dieser Ansicht offene Türen eingestoßen; denn in den Anleitungen 
shr Bekämpfung von Diphtherie und Scharlach ist unter den daselbst 
genannten poliseilichen Schutsmaßregeln die „Desinfektion“ gar nicht 

E sannt. Daraus geht doch klar hervor, daß die Verfügung die polizeiliche 
Ordnung einer ßchloßdesinfektion in allen Fällen von Diphtherie und 
Scharlach gar nicht verlangt. Wo sie eine solche für notwendig hält, ist klar 
ausgesprochen, nämlich in den Fällen, in denen der Ausbruch der Krankheit 
eine größere Anzahl von Menschen bedroht, also in Bäumen, die dem Nahrungs- 
mittelverkehr dienen, in Schulgebäuden usw.; die Zahl dieser Fälle ist aber 
verhältnismäßig gering. Wenn also über zu viele und unnötige Zwangs¬ 
desinfektionen geklagt wird, so sind diese Klagen nicht an die Adresse der 
Verfügung, sondern an die übereifriger Oberamtsärste oder Polizeibehörden zu 
richten. Ueberhaupt geben die Ausführungen des zweiten Beferenten zu der 
dringenden Bitte Veranlassung, sich doch die Verfügung und die Anleitungen 
zunächst einmal etwas genauer anzusehen. Sicherlich wird man dann sich 
überzeugen, daß bei der Anordnung der Schutsmaßregeln im einzelnen Fall 
dea unmittelbar Verfügenden Behörden, besonders aber den Oberamtsärzten, 
ihrer Erfahrung, ihrem Urteil, aber auch Ihrem Takt die größtmögliche 
Freiheit gelassen ist, unter den einzelnen angeführten Maßregeln die 
gerade für den vorliegenden Fall passende und nötige auszuwäblen. Das 
trifft z. B. auch für die Schlußdesinfektion beim Kindbettfieber su. 
Da heißt es ausdrücklich: „Für Gegenstände und Bäume, von denen anzu¬ 
nehmen ist, daß sie mit dem Krankheitsstoffe behaftet sind, kann eine Desin¬ 
fektion angeordnet werden.* Damit ist doch ausdrücklich ausgesprochen, daß 
die polizeiliche Anordnung einer Desinfektion nur unter ganz bestimmten 
Voraussetzungen stattfinden soll und daß die Entscheidung im einzelnen ganz 
und gar dem Oberamtsarzt anheimgegeben ist. 

Med.-Bat Dr. Krauß dankt dem Vorredner für seine Ausführungen, 
Ist aber in einigen Beziehungen nicht ganz aufgeklärt. In der Anleitung für 
die beamteten Aerzte und die Polizeibehörden für die Bekämpfung übertrag¬ 
barer Krankheiten heißt es z. B. bei Nr. 5 Kindbettfieber § 5b. Desinfektion: 
„Die Schiaßdesinfektion ist von einem im Besitz eines Befähigungsnachweises 
sich befindlichen Desinfektor gemäß den Vorschriften der Desinfektions- 
Zuweisung vorsunehmen.* Demnach mußten wir Oberamtsärzte annebmen, 
daß eine Schiaßdesinfektion darch den Desinfektor in allen Fällen von Kind¬ 
bettfieber vorgeschrieben sei. Bei den in Genesung endenden Krankheitsfällen 
ist es schwierig, den Zeitpunkt für die Desinfektion festzustellen, da die 
Krankheit oft sehr lange dauert, die Genesung ganz allmählich eintritt. 

Ministerialrat Friedei hält die heutige Besprechung der Miniaterial- 
Verfügung über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten für sehr dankens¬ 
wert, da nach seinen bisherigen Wahrnehmungen in den Kreisen der beamteten 
Aerzte noch vielfach Mißverständnisse bei Anwendung der geltenden Vor¬ 
schriften bestehen. Diese Auffassung hat sich bei ibm durch Anhörung der 
beiden Beferate, namentlich des letzten noch wesentlich verstärkt. Er bebt 
dann zunächst hervor, daß die Bestimmungen des grundlegenden § 13 der 
Verfügung, der über die Schatzmaßregeln handelt, vielfach nicht beachtet 
werden. Dieser § enthält für die Bevölkerung überhaupt keine Vorschriften, 
andern wendet sich nur an die Polizeibehörden und an die beamteten Aerzte. 
was vorgeschrieben wird den Kranken, bezw. deren Angehörigen erst auf 
:nd der im einzelnen Fall von der Ortspolizeibehörde getroffenen Anordnung. 
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hknausgdheul Anträge gestellt worden sa sein scheinen, 116t sieh des Geschäft 
durch Beschtang der Vorschriften wohl schon in rieten Pillen vereinfachen. 
Sa gibt aber heatsatage so viele Vervielfältigungsmittel, daß es auch dem 
Oberamtsarat nicht schwer fallen sollte, ein solches bei 8tellnng seiner Anträge 
na benutzen; s. B. Notisbttoher, wie sie die Geschäftsreisenden bei Aufgabe 
von Bestellungen gebrauchen. Hier erhält der Besteller auch sofort eine 
Abschrift der Bestellung bei einem einmaligen Schreiben in die Hand. Betreib 
der Klage, daß die Oberamtsärzte mit der Verteilung der Merkblätter so viel 
Arbeit erhalten hätten, weist Bedner darauf hin, daß es nirgends vorge- 
schrleben sei, daß die Oberamtsärste die Merkblätter zu versenden haben. 
Ein Vorrat derselben wird zweckmäßigerweise beim Oberamt bereit gehalten, 
das sie im Bedarfsfalls durch sein Kansleipersonal in die betreffenden Ge« 
meinden versenden läßt. 

Daß die Oberamtsärste durch die neuen Vorschriften einen erheblichen 
Geschäftszuwachs ohne gleichzeitige Erhöhung ihrer Einnahmen erfahren 
haben, ist zusugeben. Ursprünglich bestand die Absicht, das Oberamtsarzt* 
gesetz zuerst in Kraft treten zu lassen und dann die Bekämpfung der über« 
tragbaren Krankheiten aufzunehmen. Nachdem sich aber die Eint ringung des 
Gesetzentwurfs so lange verzögert hatte und auf dem Gebiete der Tuberkulose¬ 
bekämpfung endlich ein entscheidenden Schritt geschehen mußte, ging die Ver« 
fügung, nachdem sie alle Stadien durchlaufen hatte, nachdem sie insbesondere 
auch von dem Ausschuß des ärztlichen Landesvereins, in dem auch eine ganze 
Beihe von Oberamtsärzten sitzen, begutachtet war, eben vor der Verabschiedung 
des Gesetzes hinaus. Die Oberamtsärzte werden übrigens anläßlich der allge¬ 
meinen Gehaltsaufbesserung, wesentlich mit Bücksicht auf den Geschäfts- 
Zuwachs, den sie durch die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten 
erfahren haben, eine verhältnismäßig stärkere Aufbesserung bekommen, als 
die übrigen Staatsbeamten. Dann ist folgender Gesichtspunkt ebenfalls zu 
beachten: Die Oberamtsärzte erhalten von der AmtskOrperschaft heute noch 
eine Pferderation, bezw. den Geldwert hierfür. Durchschnittlich betragen aie 
Bezüge der Oberamtsärzte von der AmtskOrperschaft 700 Mark jährlich. 
Diesem Gehaltsteil steht heutzutage keine entsprechende Gegenleistung des 
Oberamtsarztes dem Bezirk gegenüber. Nach der neuen Gemeindeordnung ist 
die Handhabung der Gesundheitspolizei eine Aufgabe der Gemeinden; die 
Gemeinden müssen sich hierbei des Bats von Sachverständigen bedienen. Da 
nur einige Städte in den im Hauptamt angestellten Stadtärsten eigene, 
hygienische Berater haben, bleibt für die übrigen Gemeinden nichts anderes 
übrig, als sich des Bates des Oberamtsarztes zu bedienen. Auch bei der 
Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten ist der Oberamtsarzt eben in 
erster Linie der Sachverständige der Örtlichen Polizeibehörde. Die Gemeinden 
und die Bezirke, sowie die Oberamtsärste können diese Sachverständigentätig¬ 
keit als ein Aequivalent für die Pferderation auffassen. 

Die Kosten der Fernsprechanschlüsse der Oberamtsärzte 
werden vom 1. April d. J. ab zu einem Drittel auf die Staatskasse über¬ 
nommen. Dies geschieht in der Hauptsache wegen der regeren dienstlichen 
Benutzung des Fernsprechers aus Anlaß der Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten. Die Gebühren für Gespräche nach auswärts können schon jetzt 
ohne Anstand bei der Staatskasse liquidiert werden. Nach der Verabschiedung 
des Oberamtsarztgesetzes wird auch die Fernsprecherfrage eine Neuregelung 
erfahren müssen. 

Oberamtsarzt Dr. Gnant: Die neue Verfügung hat namentlich in 
Grenzbezirken insofern Schwierigkeiten verursacht, als von den bayerischen 
Kollegen die Krankheiten vielfach nicht gemeldet werden. Ein Antrag an 
den Bezirksrat, den in Betracht kommenden Aerzten einen Abdruck der 
genannten Verfdgang zaiustellen, ist abgelehnt worden. Es wäre aber sehr 
wichtig, das die Herren die Verfügung ausgehändigt bekämen und veranlaßt 
werden könnten, sich an die Bestimmungen zu halten. 

Unzufriedenheit verursacht außerdem der Umstand, daß der Besirks« 
desinfektor in Bezirksorten sieben Stunden lang untätig verweilen muß, bis 
die Ammoniakentwicklung eingeleitet werden kann. E9 entstehen hierdurch 
nach große Kosten; vielleicht ist es möglich, die Ammoniakentwicklung durch 
andere zuverlässige Personen vornehmen zu lassen. Jedenfalls ist die Zeit 
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seit Likrafttreten der Verfügung noek an kurz, um eine absolut ungünstige 
Beurteilung derselben zu rechtfertigen. Mit der Zeit wird bei ruhiger Arbeit 
•ad bei weiterer Aufklärung dee Publikums gerade durch die Bestimmungen 
der Verfügung die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten sicher ein gut 
Stüok gefördert. Bei der Tuberkulosebekämpfung wird speziell die Fühlung* 
nähme mit den Bezirkswohltätigkeitsvereinen viel Segen bringen. 

Oberamtsarzt Dr. Herrmann hat von Anfang an die Auffassung 
gehabt, daß wir nicht an die Desinfektion durch den Bezirksdesinfektor 
gebunden sind, und dieser Auffassung auch in einer amtlichen Bekanntmachung 
Ausdruck gegeben, die durch verschiedene andere Mißstände veranlaßt wurde. 
In dieser Bekanntmachung wurden die Ortspolizeibehörden angewiesen, Jeden 
anzeigepflichtigen Krankheitsfall dem Oberamtsarzt so bald als möglich anzu- 
zeigen und sofort vorläufig für die Durchführung nachstehender Maßregeln 
soweit tunlich zu sorgen: 1. Der Kranke ist möglichst abzusondern, am 
besten durch Verbringung ins Krankenbaus. Auch ist 2. für fortlaufende 
Desinfektion Sorge zu tragen, nach Anweisung des Arztes bezw. einer 
gedruckten Belehrung. 3. Bei Fällen von Diphtherie, Scharlach, (Tuberkulose) 
und Typhus ist den Angehörigen des Kranken eine gedruckte Belehrung 
auzzuhändigen, die unentgeltlich vom Oberamt bezogen werden kann. 
4. Schulpflichtige Kinder aus der Familie sind vom Schulbesuche auszu¬ 
schließen. 5. Nach der Verbringung des Kranken ins Krankenhaus bezw. nach 
der Wiedergenesung oder dem Tod des Kranken ist eine Schlußdesinfektion 
durch den Bezirksdesinfektor oder nach Anweisung des Arztes durch die 
Angehörigen selbst vorzunehmen. Unter Umständen werden im einzelnen Fall 
vom Oberamtsarzt noch weitere Maßnahmen beantragt oder die vorstehenden 
teilweise aufgehoben werden.“ 

Auf diese Bekanntmachung wurde dann jeweils hingewiesen. Eine 
Desinfektion durch den Bezirksdesinfektor wurde bisher verhältnismäßig selten 
beantragt. 

Med.-Rat Dr. Breit: Im Amtsoberamt Stuttgart findet bei jedem 
angemeldeten Fall von übertragbarer Krankheit Schlußdesinfektion 
statt. Der Oberamtsarzt führt über alle Fälle (auch Scharlach und Diphtherie) 
genau Buch und verlangt auf dem den Schultheißenämtera zuxücbgereichtea 
Anzeigeformular durchweg Schlußdesinfektion durch den öffentlichen Des¬ 
infektor, entweder nach Eintritt der Genesung oder nach erfolgtem Tod. Der 
Sehaltheiß schickt nun für gewöhnlich von selbst nach vollzogener Desinfektion 
den Revers des Leicheaschauers an den Oberamtsarzt, den dieser bucht. Bei 
den Fällen, für die in einem angemessenen Zeitabschnitt keine Schlußdesiafek- 
tioa angemeldet wird, werden durch Vermittlung des K. Oberamts in dankens¬ 
werter Weise Recherchen angestellt; die Schultheißeaämter berichten dann 
dem Grund des Verzugs der Desinfektion (auf besonderen Formularen), die, 
falls der Patient noch nicht genesen ist, hinausgeschoben wird; der Fall wird 
später wieder moniert, was so lange geschieht, bis endlich diese Schluß* 
desiaiektion vollzogen ist. Auf diese Weise ist es im Jahre 1910 gelungen, 
bei 115 angemeldeten Fällen 88 Schlußdesinfektionen zu erzielen, in diesem 
Jahre hofft man alle angemeldeten Fälle zur Schlußdesinfektion durch einen 
öffentlich geprüften Desinfektor zu bringen. Die Kosten für das verwendete 
Autan trägt schon jetzt die Korporation; hoffentlich trägt sie mit der Zeit 
auch die für den öffentlichen Desinfektor. Redner rät, die Schlußdesinfektion 
von Anfang an mit aller Energie durchsuführen,. auch wenn sie ab und zu 
mehr erziehlichen Wert haben sollte; denn je früher man anfängt, auf diesem 
Gebiete Ordnung zu schaffen, desto zeitiger gewöhnt man sowohl das Publikum, 
als auch die Ortspolizeibehörden an das unumgänglich Nötige. < 

Med.-Rat Dr. Palmer hat in den beiden von ihm besorgten Bezirken 
Biberach und Laupheim die Desinfektion in den meisten Fällen durch¬ 
geführt und nur in den Fällen davon abgesehen, ia denen ihre Nutzlosigkeit 
von dem behandelten Arzte bescheinigt war. Im allgemeinen wird es zweck* 
naäßig sein, recht viel Desinfektionen nach Wohnungswechsel, nach Gesundung 
des Kranken oder nach eingetretenem Tod vorsunehmen und die Leute auf 
dem Lande .«a diese Sache za gewöhnen. Der Hauptgrund, warum das 
Publikum gegen die neuen Vorschriften ist, ist der Kostenpunkt. Jede Vor* 
minderung der Kosten macht die Sache volkstümlicher. Es ist daher sehr zu 
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begrüßen, daß der Desinfektor des Sehlaßakt der Entseuchung jemand anderem 
überlassen kann; denn dadurch werden die Abwesenheitsgelder wesentlich 
verringert. Wenn man in einem Besirk stramm vorgeht, dann steigen die 
Kosten des Verfahrens sehr in die Höhe. Den Oberamtsärzten macht die 
neue Verfügung einen großen Zuwachs an Arbeit; die Schreibereien lassen 
sich kaum mehr ohne Schreibhilfe durchführen. Wiederum ein Grund, das 
neue Oberamtsarztgesetz bald sum Leben au bringen. Im übrigen klagt aueh 
dieser Bedner darüber, daß die bayerischen Aerzte in den Grenzbezirken noch 
nicht genügend über die neue Verfügung instruiert seien. 

Ministerialrat Friedei weist darauf hin, daß die bayerischen Aerzte 
sich nur die betreffende Nummer des Begierungsblatts, in der die Verfügung 
veröffentlicht und die noch nicht vergriffen ist, von der betreffenden Bedaktion 
zu beschaffen brauchten. Halten sie sich nicht an die Vorschriften, so müssen 
sie eben unter Umstanden durch Strafen von den Ober&mtern hierzu gezwungen 
werden. 

Ob.-Med.-Bat Dr. Scheurlen: Nach den temperamentvollen Aus¬ 
führungen des Herrn Kollegen Georgii konnte man sich fragen, ob es nicht 
das Gescheiteste wäre, die ganze Miusterialveifügung über die Bekämpfung 
der übertragbaren, Krankheiten möglichst rasch zurückzuziehen. Allein die 
Diskussion hat doch ergeben, daß, wenn man das ganze betrachtet, diese 
Verfügung gut ist und einen wesentlichen Fortschritt darstellt, während die 
wenigen Einzelheiten, die zu Beanstandungen Anlaß gegeben haben, vollends, 
wenn man die verschiedenen Mißverständnisse in Abrechnung zieht, höchstens 
als Kinderkrankheiten bezeichnet werden können, die leicht abzustellen und 
bei allen Neueinrichtungen zu finden sind. Bedner will auf die angeregten 
verwaltungstechnischen Fragen nicht eingehen, sondern als Lehrer der Des¬ 
infektorenschule sich gegen einige Ausführungen des Korreferenten auf diesem 
Gebiet wenden. Er hat z. B. die Schlußdesinfektion bei Diphtherie 
eine „durchaus trügerische und nutzlose" Einrichtung genannt. Das ist eine 
Uebertreibung, der jeder wissenschaftliche Boden fehlt. Wo sind die 
bakteriologischen Untersuchungen, die dies beweisen ? Wir wissen ganz genau, 
daß die Formalindesinfektioa eine gute und jedenfalls die beste Baum« 
desiafektion ist, daß also durch sie so und so viel Krankheitserreger abgeUBet 
werden müssen. Wenn allerdings jemand meint, daß er durch die Baum¬ 
desinfektion bei Diphtherie, wo Bazillenträger nicht gar so selten sind, eine 
Garantie übernehmen könne, daß eine Neuerkrankung nicht mehr vorkomme, 
der täuscht sich; denn mit der Baumdesinfektion sind nicht alle Wege der 
Uebertragung abgeschnilten. Auch wir haben von Anfang an die fort¬ 
laufende Desinfektion am Krankenbett als das Wichtigere angesehen 
und haben deshalb schon früh begonnen, Krankenschwestern als Desinfektoren 
auszubilden. Wir hoffen hierdurch mehr zu erreichen und zugleich den 
Gemeinden und AmtskOrpersohaften Kosten zu ersparen. Nun ist gesagt 
worden, die Bestellung einer amtlichen Putzfrau wäre viel richtiger; 
ioh bin der Ansicht, daß mit dem Verlangen der Uebernahme der Kosten für 
eine solche Frau auf Offentliehe Mittel wir uns fast läoherlioh machen würden, 
denn die Beinigung einer Wohnung ist Sache des Inhabers und nicht der 
Gesamtheit. Beinigen und Desinfizieren sind zwei ganz ver¬ 
schiedene Dinge. Dem Besitzer einer Wohnung steht es frei, nach der 
Desinfektion seine Wohnung gründlich zu reinigen; die Desinfektoren sind 
angewiesen, ihm diesen Bat zu erteilen. Dagegen, daß sich die Medizinal- 
beamten und Aerzte der Desinfektion ihrer Hände usw. des Spiritus bedienen, 
ist nichts einzuwendes, der Desinfektor hat sich aber an die Bestimmungen 
der Desinfektlonsanweisungen sum Beichsseuchengesets und an die darin 
vorgeschriebenen 6 Desinfektionsmittel zu halten. Wenn jemand den Geruch 
der Kresolseifa nicht ertragen kann, so hat der Desinfektor das Recht, 
Sablimat oder wässerige FormalinlOsang zu nehmen, die nicht riechen; Kresol- 
seife bat jedoch den Vorzag, daß sie Fett löst und dadurch besser desinfiziert. 
Im übrigen ist auch die Person des Desinfektors und seine Vorbildung au 
berücksichtigen; es ist sehr za empfehlen, daß diese den verschiedensten 
Berufen entnommenen Leute gelegentlich kontrolliert und auf etwaige Verstoße 
aufmerksam gemacht werden.' 

Ob der Paratypbus einfach zu den Fleischvergiftungen fmedhnet 
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werden kann, ist zweifelhaft; denn es gibt Epidemien von Paratyphus, die 
eine andere Ursache als eine Fleischvergiftung haben. Eedner macht weiter 
anf den Milsbrand aufmerksam, der im vorigen Jahre in 28 Pillen, in 
diesem allerdings erst in 8 Fällen zur Meldung gekommen ist. Er ist ttber- 
sengt, daß er nicht gar zn selten Abersehen wird nnd zwar meist als Furunkel; 
er bleibt jedoch auch gelegentlich unter der Diagnose „Lungenentzündung“ 
oder „Septicaemie“ unbekannt. 

Die bakteriologische Untersuchung auf Diphtheriebasillen 
durch die Oberamtsirzte hält er nicht für durchführbar. Schon die Herstellung 
des Löf fl er sehen Blutserums erfordert eine vollständige Laboratoriumsein- 
riehtung; außerdem gehört zur Laboratoriumsarbeit viel Zeit und Buhe, so 
daß sich mit ihr die Unterbrechungen durch die ärztliche Praxis nicht ver¬ 
tragen. Vor einer öffentlichen Kritik fürchtet sich das Laboratorium des Me- 
dizinalkollegiums nicht; es ist ihr so wie so ausgesetzt und kann durch sie, 
soweit sie berechtigt ist, höchstens lernen. 

Die Anfrage des Kollegen Gnant, ob es möglich ist, daß bei der Baum¬ 
desinfektion die Entfernung des Formaldehyds nach 7stündiger Einwirkung 
von jemand anders als dem Desinfektor vorgenommen werden kann, wurde 
bejaht. Es sind hierbei nur zwei oder vielmehr drei Dinge zu berücksichtigen. 
Einmal muß eine absolute Gewähr dafür vorhanden sein, daß der Ammoniak¬ 
entwickler nicht früher als nach Verlauf von 7 Stunden in den desinfizierten 
Baum gestellt wird, daß also die Desinfektion nicht zu früh unterbrochen 
wird. Sodann muß zweitens der Desinfektor den Ammoniakentwickler richtig 
herriehten und einer verständigen Person die richtigen Weisungen geben. 
Beim Autan ist dies einfach, da der Ammoniakentwickler und eine gedruckte 
Gebrauchsanweisung vorhanden ist. Beim Formalin • Permanganatverfahren 
muß der Desinfektor die Lösung mit schwefelsaurem Ammoniak herstellen, den. 
gepulverten Kalk in einem besonderen Gefäß abmessen und dann die Aus¬ 
führung -Uebernehmenden unterrichten, wie er die Mischung und deren Hinein¬ 
schieben in das Zimmer vorzunehmen hat. Als dritter Punkt kommt die Zu¬ 
stellung des Desinfektorenanzugs an den Desinfektor in Betracht, der in dem 
desinfisierten Baum hängt. Es muß also Vorsorge getroflen werden, daß die 
Ausrüstung des Desinfektors, soweit sie während der Desinfektion in dem zu 
desinfizierenden Zimmer zu verbleiben hat, diesem wieder zugeatellt wird. 

Oberamtsarzt Dr. Weißenrieder kann aus seinem Bezirk über die 
Durchführung der Verfügung im allgemeinen nur günstig berichten. Sie hat 
sich rasch eingelebt; mit Ausnahme eines einzigen Falles ist ihm eine 
Beschwerde oder eine Klage nie zu Ohren gekommen. Er hat in jedem ein¬ 
zelnen angemeldeten Falle auch bei der Diphtherie die Schlußdesinf ek- 
tion beantragt, die dann auch ausgeftthrt ist. Er ist auch bisher in dem 
Glauben gewesen, daß die Schlußdesinfektion bei dieser Krankheit vorge¬ 
schrieben sei; nach dem, was er vorhin gehört habe, scheine er die 8ache 
allerdings mißverstanden zu haben. Immerhin könne es ja nur von Vorteil 
sein, wenn die einmal begonnenen Schlußdesinfektionen auch weiterhin ausge¬ 
führt werden. Die Kostenfrage ist in seinem Bezirk so geregelt, daß die 
Amtskörperschaft prinzipiell für alle Fälle die Kosten der Schlußdesinfektion 
zunächst auf sich nimmt; dabei wird aber allerdings von Einzelnen, aber nur 
wirklich Zahlungsfähigen nach der Festsetzung des Bezirksamtes ein teil¬ 
weiser Ersatz verlangt. Es besteht dabei aber die Absicht, möglichst ent- 
gegenzukommen, damit sich die Sache um so leichter einiübrt. Neben der 
8chlußdesinfektion hat Bedner einen Hauptwert auf die fortlaufende Des¬ 
infektion gelegt; er hält es aber für nicht zweckmäßig, wenn die Orts- 
polizeibehörde die Merkblätter austeilt, denn dabei besteht die Gefahr, daß 
die Leute die darin enthaltenen Belehrungen gar nicht lesen. Er hat deshalb 
den Aerzten die Merkblätter zugesandt mit dem Ersuchen, in jedem Fall ein 
solches auszuteilen und zugleich die Punkte anzustreichen und zu erklären, 
auf die es bei der fortlaufenden Desinfektion hauptsächlch ankommt; er ver¬ 
spreche sich davon wirklichen Nutzen. Die benachbarten badischen Aerzte 
hat er nach dem Erscheinen der Verfügung aut die wichtigsten in Württem¬ 
berg geltenden Dinge aufmerksam gemacht und ihnen später die Merkblätter 
der hauptsächlich vorkommenden übertragbaren Krankheiten ebenfalls mit dem 
Ersuchen wie an die hiesigen Aerzte zugesandt. Die Anzeigen werden von 
ihnen in geordneter Weise erstattet. 
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Oberamtsamtsaist Dr. Xurrer frigt, tu tu tu ist, wenn trots drin¬ 
gender Befftrwortug der Desinfektion durch den Oberamtsarat die Ortspoliaei* 
behörde sich weigert, eine solche usnordnea ud auch das Oberamt hierin 
nicht m bewegen ist. 

Ministerialrat Friedei: Das Aaordnugsrecht der Ortspolizeibehöide 
ist ein selbstindiges; wenn Ae PoliseibehOrde dem Antrag des Oberamtsarstes 
nicht entspricht, so kann Ae Hilfe des Oberamts, ud wenn Aeses ebenfalls 
versagt, die Hilfe der Kreisregierang besw. des Medliinalkollcginma aagernfea 
weiden. 

Oberamtsarst Dr. Kern frigt, wie hoch sich Ae Kosten der Des- 
Infektion für eine bestimmte Zimmergröße (etwa 60cbm) bei Autan- oder 
Formalinpermanganat-Verfahren stellen? 

Ob.-Med.-Bat Dr. Schenerlen vermag über den Preis des Foraalin- 
permangaaat- Verfahrens keine bestimmte Auskunft sn gebea; zweifellos ist 
es aber billiger As das Antanverfahrea, wenn dieses anch bequemer ud etwas 
handlicher ist. Allen Verfahren mit Apparaten ist es dadurch überlegen, daß 
es Ae Feuersgefahr ansschließt, im Transport viel bequemer ud einfacher 
ud im Preise jedenfalls nicht teurer ist. 

Medizinaldirektor Dr. v. Rembold: Wenn Prof. Dr. Gast par betreffs 
der bakteriologischen Untersuchungen im Laboratorium des 
Medizinalkollegiums bemängelt hat, daß durch diese Untersuchugen 
bei einer Vorgesetzten Behörde dem Oberamtsarzt jede Möglichkeit einer 
Kritik genommen werde, so hat er übersehen, daß das Laboratorium an sich 
nicht eine den Oberamtsärsten Vorgesetzte Behörde ist. Es dient ihm vielmehr 
nur als eine Unterouchungsstelle, Ae ihm reia technische Unterlagen liefert, 
die er neben seinen sonstigen Erhebungen für seine Entscheidung im einzelnen 
Falle notwendig braucht, sich aber selbst nicht verschaffen kann. Ihre kritische 
Wertung und Einfügung in das Bild des jeweils vorliegenden Falles liegt 
gau in seinem Ermessen. Auch Ae Klage über die „Monopolstellung* des 
Laboratoriums ist nicht berechtigt. Allerdings sind ihm gewisse Untersuchugen, 
deren Ergebnisse unter Umständen von besonderer polizeilicher Tragweite 
werden können, wie die Kontrolluntersuchugen nach abgelaufenem Typhus, 
Vorbehalten. Die Medisinalverwaltug wird sich auch kaum dazu herbeilassen 
können, diese verantwortugsvollen Untersuchugen beliebigen Laboratorien, 
Ae in gar keinem Zasammenhuge mit ihr stehen, zuuweisen. Im übrigen 
aber ist für Ae Untersuchungen volle Freiheit gelassen; so ist zum Beispiel 
im § 4 der Anleitug für Diphtherie den Aerzten lediglich das Angebot der 
Zusendung von Aufnahmegefäßen auf Wusch gemacht; wenn sie aber ihre 
diagnostischen Untersuchungen lieber wo anders machen lassen wollen, so 
steht dem nichts im Wege. Io der Tat hat das Laboratorium gerade ln 
Aesem Punkte von einem Monopol herzlich wenig gemerkt: denn Untersuchu¬ 
gen auf Diphtherie sind ihm in diesem Jahre kaum ein halbes Dutzend vor¬ 
gekommen. Redner ersucht deshalb die Oberamtslrste, von der amtlichen 
Einsendung von Diphtheriematerial etwas mehr Gebrauch zu machen; in 
manchen Fällen kann das Ergebnis für sie doch von Nutzen sein. Weiterhin 
bemerkter zu der vom zweiten Referenten angeschnittenen Paratyphusfrage, 
daß ihm nicht gar so selten Fälle vorgekommen sind, die klinisch ganz wie 
Typhus verlaufen, bakteriologisch aber als Paratyphus erkannt worden sind 
und umgekehrt. Solange man nicht für alle Fälle klinisch sichere Unter¬ 
scheidungsmerkmale hat, ist es mindestens bezüglich der Anzeigepflicht un¬ 
möglich, den Paratyphus aus der Typhusgruppe herausznheben. Geben im 
einzelnen Falle bei dem bakteriologischen Befund von Parstyppus die sonstigen 
Anhaltspukte Gewissheit, dass es sich um eine Fleischvergiftung handelt, so 
liegt wohl kein Hindernis vor, trots der ursprünglich anderslautenden An¬ 
zeige den für diese geltenden Vorschriften gemäß zu handeln. 

Oberamtsarzt Dr. Gnant: In Tübingen werden im hygienischen Institut 
Wasseruntersuchungen für Gemeinden umsonst ausgefflhrt, das Medi¬ 
zinalkollegium dagegen berechnet für die chemische Untersuchung von Wasser 
16 M.; das gibt bei Qemeindemedizinalvisitationen Anstände, da die Gemeinden 
natürlich die Untersuchungen da ausführen lassen wollen, wo nichts be¬ 
rechnet wird. 

Medizinaldirektor Dr. v. Rembold weist demgegenüber darauf ( bin 
daß die Antwort bereits in der Ministerialverfügung gegeben ist (§ 18). 
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Ked.-2.at Dr. Breit bittet die bakteriolcgiscke raterstcbrnpsnelle des 
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Medinaaldiiektor Dr. ▼. Benboli erwidert, daß einen solchen Wnasch« 
des Oberamtsarztes pera wilifakrt werdea wtrde, wena er ika xnr Kenntnis 
dea Laboratorium bringt. 

Prof. Dt. Gastpar (Schlußworti dankt dea Herren Tom Kodir.inal- 
kollepiu sowie Herrn Ministerialrat Friedei fttr die gegebene Atiklkrxrg 
betreffs dm Eia send an g tob U nt arsne hon gs material ans Me jjtira’.kol- 
Itgjam; er weist aoek einmal darauf bia. daß sowohl im F-rmittelcrpsTerfakren, 
wie bei der Kontrolle der Rekonvaleszenten stets strikte das Laboratorien 
des Mediriaalkollfgioms genannt ist. Pie Kosten der Antan-Pes> 
iafektioa stellen sich auf i4 Ffg. für den Kob'kmeter desirßtiertes Zitrmer. 
Hat die Wokaoag nicht mehr als 4 Zimmer und bescheinigt der behandelnde 
Arxt die Bedürftigkeit des Patienten and die Notwendigkeit der Desinfektion ; 
so erfolgt in Stattgart die Desinfektion kostenlos, anderenfalls muß bcrablt 
werden. Bei Lehrern ist stets kostenlos desirStiert worden. 

Oberamtaarzt Dr. Georgii ^ Schloß wort) bemerkt, am Mißrerstindnissea 
Torabeogea, daß seine Aasfahrnngen keineswegs immer der Aasdrack seiner 
persönlichen Auffassung gewesen, sondern Terwiegend nach den ihm tn- 
gekommeaea Berichten xasammeDgestelit seien. Das gehe insbesondere fttr 
die Aoafftkraagea Über die Schiaßdesinfektion and über die l'nti- 
freuen: er sei für seine Person absolut kein Gegner der SohlaBdesinfckiion, 
ia dea Fillea, wo sie einen wirklichen Erfolg verspreche; die Empfehlung der 
Patsfraaea habe er entsprechenden Ausführungen verschiedener Kollegen etwas 
eingehender bespreckea sa müssen geglaubt, um einen Einblick su gestatten 
ia gaas bestimmte schlechte WohnungsVerhältnisse, wie sie sehr häufig draußen 



174 


Bericht über die Frühjakrsvereammlung 


auf dem Lende stad and wo eine „8chlußdesinfektion“ durch den amtlichen 
Desinfektor tatsächlich trügerisch and deshalb nntaloe ist. Im übrigen habe 
er sich bezüglich dieser Vereinfachung der Schladdesinfektion ausdrücklich 
auf Scharlach, Diphtherie und Kindbettfleber beschränkt, was er angesichts 
der Kritik des Herrn Ob.-Med.-Rat Dr. Schearlea noch ganz besonders bo* 
tonen möchte. Hit der Empfehlung des Spiritus als Desinfektionsmittel 
der Haut, insbesondere der Hände, Fingefgjlizen der Kranken and des Pflege* 
personale, wollte er nicht der offiziellen Desinfektionsordnung in den Arm 
fallen, Bondern lediglich den Praktikern ein sehr einfaches, nicht riechendes 
und nicht lästiges, aber ausgezeichnetes keimtötendes Mittel empfehlen, mit 
dem neuerdings bekanntlich in ausgedehntem Maß in vielen Kliniken die Haut* 
desiafektton Lut ausschließlich vorgenommen wird. 

Betreffs der Verteilung der Merkblätter ist von seiten des KönigL 
Medizinalkoliegiums ein Antrag, daß diese sofort nach erfolgtem Einlauf einer 
Anzeige an die Familienvorstände verteilt werden müssen, nicht gebilligt, mit 
der Begründung, es bestehe die Gefahr der Verschleuderung der Merkblätter 
auf den Rathäusern. 

Der Vorsitzende schloß hierauf die Debatte mit folgenden Worten 2 
„Aus den beiden interessanten Referaten, die wir heute gehört haben und aus 
der nicht minder interessanten Debatte, die sich an diese angeschlossen hat, 
werden 8ie wohl mit mir den Eindruck gewonnen haben, daß unser heutiges 
Thema doch eia reoht aktuelles gewesen ist, und daß wir Recht gehabt haben, 
es auf unsere heutige Tagesordnung zu setzen. Es hat sich gezeigt, daß die 
Durchführung der neuen Verordnung über die Bekämpfung der übertragbaren 
Krankheiten, wie das allerdings kaum anders zu erwarten war, in Stadt und 
Land mit mancherlei Schwierigkeiten verbunden gewesen ist. Manche dieser 
Schwierigkeiten sind aber offenbar auf Mißverständnisse in der Auslegung der 
Verordnung surückzuftthren gewesen; ich bin deshalb den beiden Herren, 
Ministerialrat Friedei nnd Medizinaldirektor Dr. v. Rembold sehr dankbar 
für ihre belehrende Ausführungen, durch die sie diese Mißverständnisse auf¬ 
geklärt haben. Der schwierigste Punkt scheint ja allem nach die Des* 
infektionsfrage zu sein; in dieser Hinsicht wird man wohl noch weitere 
Erfahrungen sammeln müssen.“ 

Im übrigen hat unsere heutige Versammlung aber den besten Beweis 
dafür geliefert, wie notwendig unser Medizinalbeamtenverein für 
uns ist, da er es ermöglicht, uns über derartige berufliche Fragen so gründ* 
lieh aussprechen zu können, wie wir das heute getan haben. 

V. Demonstrationen. Wegen vorgerückter Zeit konnte nur noch der 
Projektionsapparat im Neubau des Medizinalkollegiums durch Ob.-Med.-Rat 
Dr. Wals demonstriert werden. 

Nach Schluß der Versammlung fand eine zwangslose Ver¬ 
einigung der Vereinsmitglieder im Stadtgarten statt. 

Dr. C1 e s s - Stuttgart. 


Bericht über die Frflhjahrsversammlung des Badischem 
staatsärztlichen Vereins am 28. April 1911 in Offenburg. 

Anwesend sind 27 Mitglieder. Entschuldigt sind Blume, Dörner, 
Compter, Heinemann, Haardt, Klehe, Kröll, Lefhols, Geh. Rat 
Schüle und Thomann. 

I. Geschäftliches. Der Vorsitzende, Med.-Rat Dr. Becker, er¬ 
öffnet die Versammlung und begrüßt die Anwesenden, ganz besonders Herrn 
Geh. Rat Prof. Dr. Schottelias und den als Gast anwesenden Herrn Prof. 
Dr. 8 c h ü 1 e • Freiburg. 

Er verliest sodann ein in außerordentlich liebenswürdigem und warmem 
Ton gehaltenes Dankschreiben des Herrn Geh. Rats Dr. Schüle-Illenau auf 
die Glückwünsche, die der Verein ihm zur Feier seines 70. Geburtstages über¬ 
mittelt hatte. 

Den beiden gestorbenen Mitgliedern, Dr. M a r o 1 d - Pf orsheim und 
Dr. Hildenstab sen.-Graben, widmet der Vorsitzende einen warmen Nachruf; 
die Anwesenden erheben sich zum ehrenden Andenken von ihren Sitzen. 
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Zar Aufnahme in den Verein haben sich an gemeldet Bezirksassistenz- 
arst Dr. 8c häf er-Pforzheim und Dr. Earl Schmidt, Arzt an der Heil- a. 
Pflegeanstalt Pforzheim. 

Damit ist der geschiftliche Teil erledigt. 

IL Zar Aetlologle der Lungenpest and Bubonenpest. Herr Geh. Bat 
ProL Dr. Schottelias. 

Die medisinlschen Fachblätter and nach die größeren politischen Tages¬ 
zeitungen haben neaerdings über die jetzt abgelaufene Pestepidemie in der 
Mandschurei so ausführliche und sachgemäße Beschreibungen gebracht, daß 
die Bedingungen und die Erscheinungen, unter denen die Pest auftritt, jedem 
Arzt bekannt sind. Bedner will deshalb auch nicht auf Einzelheiten der 
Erankheitsscbeinungen oder auf seltene Komplikationen bei Pesterkrankungen 
eingehen, sondern möchte nur auf einige aetiologische Beziehungen der Lungen¬ 
pest und Bubonenpest aufmerksam machen. 

So weit man aus den bisher bekannt gewordenen Berichten der inter¬ 
nationalen Pestkonferenz in Mukden ersehen kann, soll dem Studium der Tar- 
baganenpestin Zukunft ganz besondere Aufmerksamkeit zugewandt werden. 
Mit Becht! Zweifellos liegt hier eine der Hauptwurzeln der Pest; denn die 
Fragen, unter welchen Bedingungen diese mit der menschlichen Pest identische 
Krankheit der Tarbaganen auftritt: ob etwa die Pestbazillen ständige Be¬ 
wohner der Tarbaganen sind, weshalb diese Pestbazillen zeitweise zu epide¬ 
mischen Erkrankungen der Tiere führen und wie sie auf den Menschen über¬ 
gehen, — das sind Fandamentalfragen, die studiert und beantwortet werden , 
müssen, um verwertbare Schlußfolgerungen für die Bekämpfung der mensch¬ 
lichen Pestkrankheit — sei es der Babonenpest oder der Lungenpest — daraus 
entnehmen zu können. 

Wenn als feststehend anzunehmen ist, daß in den bekannten zentral¬ 
asiatischen Pestherden ständig Pestfälle Tereinzelt unter den Menschen Vor¬ 
kommen, so wird dabei immer erwähnt, daß diese Fälle in Beziehung zu 
kranken Tarbaganen stehen, von denen die Infektion der Menschen ausge¬ 
gangen sei. Welches die Gründe sind, weshalb unter den Tarbaganen die 
Krankheit zeitweise als Seuche auftritt, und dann die »große Krankheit“, die 
»Mahamari“ der Menschen entsteht, das ist noch nicht aufgeklärt. Es mögen 
wohl auch bei diesen Tieren prädisponierende Vorbedingungen, vielleicht in 
Witterungsverhältnissen begründete Ernährungsstörungen obwalten, die sie 
für die Pestinfektion empfänglich machen. Man könnte daran denken, daß als 
prädisponierende Vorbedingung Futtermangel infolge großer anhaltender Dürre 
in Frage kommt und Unterernährung die Empfänglichkeit der Tarbaganen für 
die Krankbeitskeime steigert, oder daß infolge großer Trockenheit der nächt¬ 
liche Tau längere Zeit ausbleibt, auf den in den Steppen die Tiere mit ihrem 
Wasserbedürfnis angewiesen sind, daß also der Wassermangel die prädispo¬ 
nierende Entkräftung einleitet. Die Pettenkolersehe Lehre, daß teilarische 
und klimatische Störungen mit dem Auftreten von Seuchen in Verbindung 
stehen — selbstverständlich immer im Zusammenhang mit den spezifischen 
Krankheitserregern — diese Lehre wird auch hier ihre Bestätigung finden. 

Es wäre von besonderem Interesse, festzustellen, ob etwa Pestbazillen 
oder diesen verwandte Bakterien ständig bei den Murmeltieren — etwa im 
Darm — vorhanden sind, ohne unter gewöhnlichen Verhältnissen krankmachend 
zu wirken. Als Analogon kennen wir die ständige Anwesenheit deB Vibrion 
septique, des Bacillus des malignen Oedems, im Darm der Herbivoren. Diese 
Tiere werden bekanntlich trotz des ständigen Vorhandenseins des Bacillus des 
malignen Oedems im Darm nicht geschädigt, obgleich derselbe Spaltpilz das 
Tier tötet, wenn er den Eingang in den Körper findet. Beim Studium dieser 
Fragen würde der Uebergang der Pestbaziilen auf das Ungeziefer der Tarba¬ 
ganen und von diesen auf die Menschen zu verfolgen sein, ähnlich wie dies 
bezüglich des Battenungeziefers und dessen Beziehung zur menschlichen Bu- 
bonenpest geschehen ist. 

Noch einer anderen Möglichkeit ist zu gedenken, der nämlich, ob nicht 
etwa »Mutationen“ von Darmbakterien bei den Tarbaganen stattfinden, derart, 
daß für gewöhnlich indifferente, den Pestbazillen verwandte Bakterien unter 
bestimmten Bedingungen in Pestbazillen sich umwandeln. Die Darmbakterien 
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der Tarbaganea wlren nach solchen Arten in durchsuchen, die eine Aehn- 
lichkeit mit Pestbasillen haben; diese Arten müßten gegebenenfalls expe¬ 
rimentell unter Bedingungen gebracht werden, die ihre „Mutation* befördern. 

Ueber die prinzipielle bedeutungsvolle Frage der Umwandlung von Bak¬ 
terien liegen ältere Beobachtungen und neuere Untersuchungen vor 1 ) Es ist 
längst benannt, daß Bakterien nicht nur ihre physiologischen, sondern auch 
ihre morphologischen Eigenschaften so vollständig einbüßen können, daß sie 
jede Aehnlichkeit mit ihren Vorfahren verloren haben. Ich erinnere an die 
auffallenden Veränderungen, die bei Cholerastämmen ein treten. Die echten 
Choleravibrionen verlieren zunächst ihre Virulenz, dann ihre Beweglichkeit, 
ihre Form, und werden schließlich zu indifferenten 'Stäbchen, die wohl immer 
noch wachsen und weiter gezüchtet werden können, aber keine Choleiavi- 
brlonen mehr sind. Derartige Umwandlungen sind für eine ganse Anzahl von 
Spaltpilzarten bekannt, außer bei Choleravibrionen, besonders augenscheinlich 
bei Botz, Geflügelcholera und auch bei Pestbazillen. 

Die von Bodet 2 ) und Beyerink*) aufgestellten Normen einer Ein¬ 
teilung der Veränderungen, denen Bakterienarten unterworfen sein können, 
lassen sich nicht überall durchführen; immer wird man Uebergänge von Poly¬ 
morphismus zur Pluriformität, von Transformation zu Variationen oder zur 
Variabilität finden, die zeigen, daß sich für diese Vorgänge kein Schema 
finden läßt. 

Es wird auch anerkannt, daß der gleiche Veränderungsvorgang, wie er 
im Sinne des Verlustes von Eigenschaften sich vollzieht, auch im Sinne des 
Erwerbet» von Eigenschaften Vorkommen kann. 

Wir sind gewohnt, die Bedeutung der Bakterien nach ihren Beziehungen 
zur menschlichen Gesundheit zu beurteilen; ob aber die in Frage kommenden 
Eigenschaften und ihr Verlust im Interesse der Erhaltungder betreffenden Bak¬ 
terienart gelegen ist, das läßt man unberücksichtigt von diesem Gesichts¬ 
punkte aus kann es aber fraglich erscheinen, in welchem Sinne Aenderungen 
von Eigenschaften der Bakterien („Mutation“) zu deuten sind, ob als 
Schwächungen — Degeneration — oder als Stärkungen der Bakterienart Das 
prinzipiell Wesentliche bleibt die Tatsache, daß weitgehende Veränderungen 
der Bakterienarten Vorkommen und in seitlich unbekannten Grenzen erhalten 
bleiben. 

Bei der raschen Aufeinanderfolge von Generationen der Bakterien liegt 
die Bildung neuer Varietäten, deren experimentelle Beobachtung bei höheren 
Lebewesen ausgeschlossen ist sehr wohl im Bereich der Möglichkeit und 
widerspricht etymologisch nicht sonst bekannten Tatsachen. Ob derartige 
Prozesse im Darm der Tarbaganea sich vollziehen, das sollte systematisch 
mit ausreichenden Mitteln untersucht werden. Durch Vermittlung des Herrn 
Dr. Sokolowski hatte die Firma Hagenbeck in Hamburg bereits vor 
zwei Jahren einen Transport sibirischer Tarbaganen zur Lieferung für mich 
übernommen; leider mußte ich die Sendung, die zum Studium dieser Frage 
dienen sollte, wieder abbestellen, da die Arbeitsbedingungen unseres Instituts 
die Vornahme derartiger Versuche nicht gestatten. 

Auf welchen Wegen die Pestbasillen von pestkranken Menschen auf den 
gesunden übertragen werden und dabei so verschiedene Krankheitsformen 
wie Bubonenpest und Lungenpest hervorrufen können, das ist eine noch 
nicht genügend geklärte Frage. 

Bei beiden Formen der Pest ist die bakterielle Ursache die 
gleiche: Es ist Immer der charakteristische bipolargefärbte, gramnegative 


‘) Altschüler: Münchener medizin. Wochenschrift; 1904, Nr. 20. 
Döbert: Arch. f. Hygiene; 1905, LIL M. Neißer: Freie Vereinigung 
für Mikrobiologie; Berlin 1906. Massini; Arch. für Hygiene; 1907, LL 
Heiner Müller: Freie Vereinigung für Mikrobiologie; 1908. Burk: Archiv 
für Hygiene; 1908, LV. Mühlmann: Archiv für Hygiene; 1909, LIX. Freie 
Vereinigung für Mikrobiologie; Dresden 1911. 

*) Bodet: De la Variabilite dass les Mikroben. Paris 1894. 

•) Beyerink: K. Acad. von Wetenschappen te Amsterdam. 1900. 
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Pestb aeill us, der in allen Fällen, sowohl in den lokalen Peatherden, wie 
auch im Blut nachanweisen ist. Bi» Verschiedenheit der klinischen 
ond anatomischen Erscheinungon bei Babonenpest and bei Lunsen* 
pest kann also nnr ans einer Verschiedenheit der Pestbazillen 
oder aas einer Verschiedenheit des Infektionsweges erklärt werden, 
da bei diesen Epidemien die individuellen Differenzen der Menschen als Benr- 
teilangsfaktor aasscheiden. Für beide Möglichkeiten sprechen gewisse Gründe, 
wobei für die Uebertragang Ungeziefer als Vermittler der Infektion mit- 
wirken kann. 

Man kann sich vorstellen, daß bei der Lungenpest die Virnlenz der 
Pestbazillen so groß ist, daß sofort nach der Infektion eine Iivasion des Qe* 
samtorganismas auf dem Biutwege erfolgt und die Lunge dabei als Prädilek- 
sionsstelle befallen wird, während bei der Bubonenpest die wenigen virulenten 
Pestbaaillen von den Lymphdrüsen zunächst zurttckgehalten werden und erst 
später den Gesamtorganismus invaiieren. Es kann aber auch der verschiedene 
Iofektionsweg bei den verschiedenen Pestformen maßgebend sein, insofern als 
für die Lungenpest die Tröpfcheninfektion des Bespirationsweges stattfindet, 
bei der Babonenpest die Wundinfektion der äußeren Haut. 

Sticker meint, daß bei der indischen Babonenpest BattenflOhe die 
Vermittler sind, bei der Tibetanischen Pest die TarbaganflOhe und bei der 
Mandschurischen Pest die MenschenflOhe. Der Anschauung, daß die Ueber* 
tragung durch Ungeziefer ffir die Pestinfektion von hervorragender Bedeutung 
ist, kann ich mich unter dem Vorbehalt anschließen, daß neben Ungeziefer* 
Übertragungen die Infektion auch durch Eindringen der Pestbazillen in kleinste 
Wunden jeder Art, in Eratzwunden, in Bißwunden an Händen und Füßen 
direkt stattfiadet. Es wird vielfach übersehen, daß auch die Stiche des nicht* 
infektiösen Ungeziefers, z. B. diejmigen von Stechmücken, einen intensiven 
Juckreiz auslOsen, der zum Kratzen der verletzten EOrperstelle führt. Durch 
das Kratzen mit schmutzigen Fingernägeln werden sicher oft genug Pestbazillen 
in die Kratzrisse übertragen und so in den KOrper gebracht. Die ihres raschen 
Zerfalles wegen nicht häufig beobachteten „Pest-Pusteln“ entstehen aus sol* 
eben Kratzinfektionen; darauf weist die ausgebreitete Einimpfung des Infek¬ 
tiösen Materials hin, deren anatomische Form mit der des Kratzrisses über¬ 
einstimmt 1 ) 

Die Babonenpest Ist zweifellos eine Wandinfektionskrank- 
heit, bei der — ähnlich wie beim Erysipel — die Eintrittspforte häufig so 
klein und so versteckt gelegen ist, daß sie sioh dem Nachweis entzieht. 
Daher ist auch die Menge der aufgenommenen Pestbazillen bei dieser Form 
der Pesterkrankung gering und erklärt den subakuten Verlauf, das Auftreten 
der Lymphangitia und der Bubonen. Bei der Lungenpest ist außer der 
größeren Virulenz der Pestbazillen der besondere Weg der Infektion, die 
Tröpfcheninfektion, maßgebend für den raschen deletären Verlauf. 

Beide Formen aber, Babonenpest und Lungenpest wurzeln mit großer 
Wahrscheinlichkeit aetiologisch in der Tarbaganenpest. Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit, daß die Beziehung dieser tierischen Infektionskrankheit 
zur Pesterkrankung des Menschen systematisch untersucht werden muß. 

Die Ausführungen des Vortragenden, der persönlich Peststadien in 
Indien gemacht hat, wurden in lebhafter Diskussion erörtert; eine Beihe 
von Anfragen wurde von ihm eingehend beantwortet. 

Der Vorsitzende gibt dem Gefühl lebhaften Dankes für den hoch¬ 
interessanten Vortrag an Herrn Geh. Bat Dr. Schottelius Ausdruck. 

III. Ueber den forensischen Sperma - Nachweis. H. Prof. Dr. S c h ü 1 e • 
Freiburg. 

Bezeichnend für die Schwierigkeit des Nachweises in manchen Fällen 
ist die große Anzahl der Methoden, die zu diesem Zweck ersonnen sind. Als 
einfachste Methode empfiehlt der Vortragende die bekannte Mazerations-Me¬ 
thode. Man mazeriert die Stoffteilchen in physiologischer Kochsalzlösung oder 


*) Schott elius: Ueber die Eintrittspforten bei der Pestinfektion. 
Cassel, Naturforscherversammlung, 1903. 
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in aber solchen tob Q teduüberohlorid (1 : 1000) oder in Glyzerin, Kalilauge, 
Tardiaatam Ammoniak u. a. m. Nötigenfalls kann das Maierat aeatrifngiert 
worden. 

Floreaee mischt einen Tropfen Jod - Joikalilösong mit der wässerigen 
Maieration des Sperma, bei dessen Anwesenheit große rhomboedrisehe Kristalle 
entstehen. Der diagnostische Wert des positiven Florence ist gering, da 
auch andere Sabstansen als menschliches Sperma die Reaktion ergeben. Da¬ 
gegen ist bei negativem Ansfall der Florenceprobe das Vorhandensein von 
Sperma sehr unwahrscheinlich. 

Bei der Methode von Barberio wird ein Tropfen der Maieration mit 
einem Tropfen konientrierter wässeriger PikrinsiarelOsong vermischt. An der 
Bertthrangsstelle entstehen dann kleine, gelbe Kristalle von wechselnder Ge¬ 
stalt Positiver Ausfall von Barberio spricht mit großer Wahrscheinlich¬ 
keit Ihr menschliches Sperma, negativer Ausfall beweist nichts, da die Probe 
oft ohne Grund versagt. Es kommt daher der Methode von Florence sowohl, 
wie der von Barberio ein entscheidender Wert nicht su. 

Baecchi färbt die senupftea Stofffadea mit Methylenblau und ent¬ 
färbt in salssaurein Alkohol. 

Ein besonderes Interesse bietet die Methode von Marlque. Dieser 
vermischt 10 Kubiksentimeter reiner Schwefelsäure im Reagensglas mit 1 ccm 
destilliertem Wasser, fhgt schnell die serschnittenen Stoffteilchen hinzu (etwa 
2 Qcm Stoff), schüttelt, gibt nach 30 Sekunden 30 ccm kaltes Wasser hiniu 
wonach feine Luftblasen aufsteigen, die die von den serstOrten Stoffpar¬ 
tikeln losgelösten Spermatosoen mitreißen. Die Entnahme erfolgt mittels 
PlatiaOse auf den Objektträger. 

Auf Grund eigener Versuche und der seines Schülers Hermann 
empfiehlt der Vortragende die alten Maserationsmethoden sowie das Verfahren 
mittelst Schwefelsäure nach Marique. Die Färbmethoden seien unsicher 
und umständlich und deshalb für den Praktiker wenig brauchbar. 

Der Vorsitsende spricht auch Herrn Prof. Dr. Schüle den Dank 
der Versammlung aus. 

IV. Wünsche und Anträge: a) H. Prot Dr. Schottelius spricht 
den Wunsch aus, der Verein mOgo nochmals seine Stellungnahme su 
der Frage der Entnahme von Wasserproben präzisieren, wie dies schon in 
der letzten ßitzung geschehen sei. Es sei für ihn von großem Wert, noch¬ 
mals die Ansicht des Vereins zu hOren. Er halte es für unbedingt notwendig, 
daß in allen den Fällen, in denen das Wasser vom hygienischen Institut 
untersucht werden soll, die Wasserproben auch vom Institut selbst entnommen 
werden sollen. 

Nach längerer Debatte, an der sieh Merk, Thomen, Becker, 
Schottelius und Guttenberg beteiligen, findet der Vorschlag des Vor¬ 
sitzenden, daß bei allen Neuanlagen von Trinkwasserversorgungen und bei 
Verseuchung von Brunnen auf Antrag des zuständigen Bezirks¬ 
amtes die Untersuchungen vom hygienischen Institut vorgenommen und die 
Wasserproben selbst von einem Angestellten des Instituts entnommen werden 
sollen, einstimmige Annahme. Die chemischen Untersuchungen sollen bei 
diesem Antrag vorläufig außer Betracht bleiben. 

Damit war die Tagesordnung erledigt. Die Kollegen versammelten sich 
hierauf su einem Mahle, das einen anregenden und gemütlichen Verlauf nahm. 

Dr. Becker-Freiburg. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. R ap m u n d, Reg.- u. Med.-Rat in Minden L W. 

J. 0. O. Brau, Hermtfi. Bloks. m. fftnU. Scfc.-L. Hoftichdnßkertl ln Minden. 
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■»rieht iher 4 m IIL Lnt nwl i—ale« ÜMfre« Ar 
SmMgAimg—<kmt» im KerUa t«m 11.—Iä. SeH*«W» lta 

y.fm»rm von Dr. Q- Tugend reich-Berlin, Lager «er wttodwt 

SäaguagsIlrsor-gesteiM ä. 
i. Gimeliaam« Sitnag. 

L F tp t ri i f i » n4 4« Im Ualrrnttttnit«* 

dei Gek. Ä«A- Sa ProL Dr. Hern bnei-Berlin: 

Ia lila JEtuwe« Err opna, au Auiikae Exi^axis «ad einiger kleinerer 
JJmäa. aiaat Am Züler Aar jihmcaea Geburten stetig ab. Das bs A oatat 
■a h. i tjug Aar Volt» krall. Aar darck um w grOEere Schonung Aaa var» 
hswaasea Besinn Aas aa Meaacaeamatenal weit gemacht werden muB. Dar 
kartr^ata 4ner Schonung liegt u Aar Bekämpfung Aar groEea Kinder» 
aefitxuat ist SAagiiagsaaer. Aia Aia Geeamimoriamäi beherrscht. Var 
adern Aas Aar Aimeuul als Heiter aaA Erzieher Aia Haaptrolie im Kample 
gegaa Am Säigfieg istcm ddikeg aa spielen. DaE kaaa ihm aber aix geiiagan, 
wem* er im Keaeea aai Können so gründlich vorgebudet ist, AaA jsder Eia* 
— im* ia Aaaa Kiapfa Vertxaaea heischend aaA Vertramea erwe ck e nd aia 
Eraeerer aafta treten neiähigt at. Za diese/ Befähigung aber kaaa Aar Ant 
arpafa aadaca Aaa Grund legen, als im C airamtäuaaternckt. 

lu bezweifelt noch jetzt Tisllach die Notwendigkeit euer Unterwei- 
nag darck besonders kierza beauftragte Lehrkräfte aal kört, AaA Aia Weie* 
hat der jiagea päliatriscüea Geaerauoa derjenigen der früheren Aarata akkt 
m aiaianjca Überlegen aeL Demgegenüber muE betört werden, daE euere 
aas arraagaaaa Kenntnisse To« Stoif Wechsel, z. ß. Tom EmdiE Aer Koasti* 
tauoa, im Laoie Aar letziea Jahrzehnte aickt okae EiadiA aal eiaa Vervoll- 
kommnnmg Aas Kdaaea* gealiebea aiad. Die moderne Pädiatrie kat so man¬ 
cherlei Irrttmer and Feiner za rermeiiea gelernt, die aick dar arlakraaa 
Aras begehen moEta, weil er mit dieser Grübe sickt aa reckses verstand. 

War aaa ros der Xotweaiigseit eingehenderer Beschäftigung mit dar 
Physiologie aad Patkologie des Säuglings ldr jedem, der die Snagüagssterb- 
licakett als Ant bekämpfen will, koerxeagt ist, wird sack in gebe a müssen, 
daE eia diesem Zweig gewidmeter spezieller Unterricht aa der Uairersitit 
gänzlich maaatbekriick ist, aad weiterhin, daE ar mit Eriolg aar daaa geleistet 
werdea kaaa, waaa dem Lekrar Klinik aad Lsboratariam sar Verlagasg steht. 
Eia bloSes Ambolatoriam genagt sar Ausbildung Toa Routiniers, aickt aber 
grisdJtcker Kenner. 

Bedaar astersacht beb aal Grand Toa Anfragen, die er aa 12S pädia* 
irische Universitätslehrer der gaaiea Welt gerichtet kat, wie dem eben ge* 
schilderten Bedürfnisse tob dea einzelien Staaten and Völkern Genüge ge¬ 
leistet wird. Er empfing aal die obiges Anfragen 93 Antworten, also rand 70 
Prozent. Aas ikaen geht hervor, d*ü sarieit die weitaas meisten Nationen 
noch nicht ia geadgealar Weise fdr dieses Unterrichtsfach Sorge tragen. 
Einige kleinere Lieder seicbnea steh ia dieser Beziebaag vorteilhaft aas; eine 
Reihe tos Großitsstea sial vollständig rückständig, etw* die Hslfte steht aal 
mittlerer Linie, die aber ebaa noch viel za wtlaschea übrig labt. Von dea 
europäischen Staaten ist Schweden am günstigsten gestellt, dn hier an allen 
drei Universitäten alles Idr den päliairiscaea Unterricht erforderliche vor- 
kaadea aad dM Kinderheilkunde obligatorisches Prafungsfnch Dt. Aehnlich 
gkästig liegen die Verhältnisse in Finnland and Rumänien, weniger 
gftnstig ackoa Ia Dänemark, Holland, Belgien. Urner den Grofistnnten 
stakt Oesterrelch-U ngnrn aa der Spitze, wo unter 10 Universitäten nur 
2 ia kleiaerea Kroaländern ohne pädiatrische Klinik sind, ln der Schweiz 
habet 4 von 5 Universitäten Siugliogslehranstslten; in Frankreich Ton 7 
(enter 9 belragten) Universitäten 6 besondere Säughngsabteilangen. ln Frank* 
reick ist zwar der Bssach der Kinderklinik obligatorisch, die Kinderheilkunde 
aber nicht Prfltoagafach. In Deutschland haben 3 von 20 Hochschulen 
keinen pädriatischen Lehrer, von dea Übrigen 17 haben S Säuglingskliniken. 
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4 kleine 8äaglingeabteilungen, während in 5 dem pädiatrischen Lehrer nicht 
ein Sänglingsbett snr Verfügung steht. Ont ausgeatattet sind die beiden 
Akademien für praktische Medizin. In Italien ist an 2 unter 11 (bei 14 
ungefragten) Universitäten eine Säuglingsklinik vorhanden, an 8 wird Unter¬ 
richt in Findelhausern erteilt. In Spanien bestehen keine Säuglingskliniken, 
sondern nur Anstalten für 2—10jährige Kinder, ln England, das wegen 
des eigenen Charakters seiner Universitäten eine Sonderstellnng einnimmt, 
bestehen unter 6 (von 7 befragten) nur 3 Abteilungen fttr Säuglinge, während 
in Canada, Indien, Australien die Universitäten über Sauglingsklinikea 
verfügen. In den Vereinigten Staaten bestehen zumeist selbständige 
Säuglingskliniken mit der besonderen Möglichkeit individualisierender Unter¬ 
weisung jedes Praktikanten. Am rückständigsten ist Bußland. 

Die Vertreter der Nationen seien aufgefordert, gleich den deutschen 
Kinderärzten, die im vorigen Jahre an die maßgebenden Faktoren ihres Vater¬ 
landes eine dringliche Denkschrilt gerichtet haben, die mangelhaften Ver¬ 
hältnisse zu bessern und jeder in seinem Wirkungskreise dazu beizutragen, 
daß von dem Kongreß ein allgemeiner Sturmlauf in allen Ländern ausgeht, 
der die Neuerschließung von Unterrichtsgelegeaheiten auf unserem Qebiete 
zum Ziele hat. 

2. Staatlicher Sfiugllngsschntz. Ministerialrat v. Buff y (Budapest); 
Der Säuglings8chutz wird durch das Staatsinteresse gefordert, kommt aber 
in den gesetzlichen Vorschriften noch nicht genügend zur Qeltnng. Die Teil* 
nähme der Gesellschaft reicht nicht aus, die vorhandenen sozialen Uebelstände 
auszugleichen und die Lage der hilflosen Säuglinge zu bessern. Der Säug¬ 
lingsschutz ist ein soziales Bedürfnis, das sich in der Staatsverwaltung Gel¬ 
tung sucht und Geltung suchen muß. Die ungarische Kinderschutz¬ 
gesetzgebung gebt hier mit gutem Beispiel voran; sie bat das Becht 
des verlas senen Kindes auf staatliche Versorgung anerkannt. 
Für die verlassenen Kinder sind 17 staatliche Asyle eingerichtet. Der Säug¬ 
ling bleibt aber im Asyl nur, wenn er krank ist; andernfalls kommt er in 
passende FfL'go, für die mehrere Formen vorgesehen sind. Der staatliche 
Kinderschutz in Ungarn soll allerdings den privaten Kinderscbutz nicht über¬ 
flüssig machen. Die gesellschaftliche Wohltätigkeit findet im Gegenteil ein 
weites Feld der Betätigung, sofern sie sich in den Organismus der staatlichen 
Verwaltung einfügt. Der staatliche Kinderschutz muß jede Mutter hygienisch 
unterweisen und Hygiene in die Häuser der Armen tragen; er muß alle 
Kinder, die darauf angewiesen sind, des staatlichen Schutzes teilhaftig werden 
lassen. Neben dem staatlich organisierten Kinderschutzwesen und neben den 
sozialen Woblfahrtseinrichtungen muß die Ausgestaltung des Universitäta- 
Unterrichts in bezug auf die Physiologie und Pathologie des Säuglingsalters 
ebenso wie die allgemeine Belehrung unbedingt gefordert werden. 

3. Ueber die Sänglfngs- und Kinderfürsorge ln alten Zelten fcls 
zur Neuzeit. Ministerialdirektor Turquan (Paris): 

Ursprünglich waren die Völker weit davon entfernt, das Leben der 
Kinder zu schützen, ja gewisse Völker gingen soweit, Kinder zu religiösen 
Opfern zu verwenden. Aus griechischen Autoren und TYxtstellen der Kölnischen 
Gesetzgebung lassen sich unzweifelhafte Beweise dafür erbringen, daß diese 
Völker, trotz ihres hohen Intellekts, doch Mißachtung für das Leben kleiner 
Wesen hatten. Bei beiden dieser Völker hatte der Vater das Becht, die¬ 
jenigen Kinder, die er nicht aufzichen wollte, auszusetzen oder zu töten. 

Die Gesetzgebungen und die Sitten der Völker begannen erst milder 
zu werden, als die Lehren der christlichen Religion in der großen Masse das 
Gefühl für Humanität nnd Barmherzigkeit weckten. Kaiser Konstantin 
war es, der das Aassetzen der Neugeborenen verbot und den Vater, der sein 
Kind tötete, mit derselben Strafe, wie den Vatermörder bestrafte. Als die 
Kirche freier und mächtiger wurde, bemühte sie sich, überall Asyle für ver¬ 
lassene Kinder zu errichten; diese Bewegung hat sich durch Jahrhunderte 
fortgesetzt. Italien, Frankreich, Spanien besaßen die Mehrzahl dieser Einrich¬ 
tungen. 

Abgesehen von den religiösen Orden nahmen sich auch die Behörden im 
Mittelalter der Aufnahme uud der Erziehung verlassener Kinder an; in einigen 

ar es der Gerichtsherr, in anderen die Stadt- und Pfarrgemeinden, die 

ospizu und Lii iiüer. 
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Um an n zeigen, welchen Ein fl aß die Kinderfürsorge kalte, maß man 
aal 8t. Vincent de Paal zurückgehen, der ia Paris die ersteQebSrsaatalt 
gegründet hat. Man kann sagen, daß dieser Mann eine neae Aera geschaffen 
hat, da ent tob da ab and infolge seiner Schöpfung auch die öffentlichen 
Behörden Maßnahmen sam Schatze der Säuglinge unternommen haben. Wäh- 
rend der Republik proklamierte die Nationalversammlung viel segensreiche 
Prinzipien ia dieser Hinsicht and der späteren praktischen Ausführung der* 
selben verdankt Frankreich den „Service des Enfants- Assistes*, die die kleinen 
Verlassenen aufnimmt, sie zam Stillen gibt and ehrenhaften Personen über¬ 
antwortet, die bestimmt sind, ihre Adoptiveltern za sein, den Unterhalt and 
die Erziehung der Kinder überwacht und bis za deren 21. Jahr unter Vor¬ 
mundschaft behält. Die Institutionen tun aber noch mehr, indem sie den 
Müttern, die nicht in der Lage sind, ihre kleinen Kinder aufsuziehen, helfen, 
and dadurch ia vielen Fällen das Verlassen dieser Unglücklichen vermeiden. 

Endlich wurde die Ueberwachung der nicht Verlassenen, aber in Pflege 
gegebenen Kinder im Jahre 1S74 durch Gesetz geregelt, nach welchem diese 
MtnAnr jeden Monat durch einen Arzt inspiziert werden müssen. 

B. Abteilung I: Unterricht and Belehrung. 

1. Unterricht and Fortbildung der Aerzte auf dem Gebiete der 
Hjgieae and der Krankheiten des Säuglingsalters (Referat). 

a. Mar Ina-Paris: Der Unterricht in der Hygiene und Pathologie des 
8äoglingsalters sollte für alle Studenten der Medizin obligatorisch eingefühlt 
werden. Ohne diesen obligatorischen Unterricht ist der Kampf gegen die 
Säuglingssterblichkeit aussichtslos. Es muß für jede Universitäts-Kinderklinik 
eine eigene Abteilung für Säuglinge gefordert werden, an der die Studierenden 
mindestens zwei Monate lang Unterricht genitßen. Aerzte, die sich besonders 
■Bit dem Stadinm der Säughngsbygiene and Säuglingskrankheiten beschäftigt 
haben, sollten Zeugnisse ernalcen, auf Grund deren sie zur Besetzung leitender 
Stellen im Säuglingsfürsorgewesen besonders berechtigt wären. 

b. Berend-Budapest fordert in gleicher Weise eine der gewaltigen 
ärztlichen and sozialen Bedeutung der modernen Sauglingsfürsorge and Säug- 
lingsbehandlang entsprechende Vertretung im Cniversitäibuoterncht. Er ver¬ 
spricht sich für den jungen Mediziner große praktische Erfolge, wenn er 
durch gründliche Unterweisung in der Stoffwechsel-Pathologie und Therapie 
des 8äaglingsalters einen Begriff bekommt, auch von der ständig wachsenden 
Wichtigkeit der Diätetik im allgemeinen. Da die Zukunft der internen Me¬ 
dizin auf der Hygiene, der Verhütung der Krankheiten und der Diätetik be¬ 
ruht, diese drei Zweige ärztlichen Wissens aber gerade im Brennpunkte der 
Bestrebungen der Säuglingsfürsorge stehen, so ist dies allein ein hinreichender 
Grand, die Säaglingsfarsorge mehr als bisher zur Geltung kommen zu lassen. 
Es ist nachgewiesen, daß die bessere Ausbildung der Aerzte, die Zunahme 
Ihres Interesses das beste und billigste Mittel zur Bekämpfung der Säuglings¬ 
sterblichkeit ist. Es gehört deshalb ein intensiver Unterricht in der Saug- 
Uagspathologie and Therapie zu den bedeutungsvollsten Aufgaben des Staates. 

c. Koplik-Newyork weist auf den großen EiLÜuß hin, den gerade die 
deutsche Schale auf die Entwicklung der Kinderheilkunde in Amerika aasge¬ 
übt hat. Er wünscht, das Stadium der fiühesten Kindheit, des Säuglings- 
alters, ganz nbzutrennen von dem der späteren Jagend, des Spiel- und Schul¬ 
alters. Er fordert schließlich die Errichtung getrennter Lehrstühle, einmal 
für die Hygiene und dann für das Studium der Kinderkrankheiten. 

d. Media-Stockholm schildert eingehend die Entwicklung des Univer- 
gititaunterrichts auf dem Gebiete der Kinderheilkunde in Schweden, wo schon 
frühzeitig die Wichtigkeit dieser Disziplin erkannt wurde. Bereits im Jahre 
1815 wurde ln Stockholm die Kinderklinik des Karolinischen Instituts eröffnet. 
Jetzt amtieren in Stockholm 2 mit dem obligatoiischen Prülungsrecht ausge¬ 
stattete pädiatrische Professoren, deren Vorlcsnngcn während 4 Monate be¬ 
sucht werden müssen. Der Hauptwort wird auf die praktische Ausbildung 
der ihrer Zahl nach beschränkten Studierenden gelegt. 

Dis kassion. 

Epstein-Prag hebt hervor, daß der Unterricht in der Kinderheilkunde 
and seine Erweiterung in allmählicher Weise fortsebreite und seine Notwen- 
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digkeit durch die Bedürfnisse in der Bevölkerung eiacrseitc nad der Stadeatca* 
schalt anderseits immer mehr eich geltend aiachea werde. Er hebt noch her* 
ror, daß an jeder der beiden Universitäten in Prag je swei Kinderkliniken 
vorhanden sind, ein Beweis, daß seitens der Unterrichts Verwaltung in Oester¬ 
reich diesem Unterrichtsgegenstande eine große Aufmerksamkeit geschenkt wird. 

Fee r-Zürich verlangt etatsmäßige Dozenten fttr Säaglingsheilkande 
mit dem Prüfaagsrecht. Namentlich ia Deutschland ist der Nachwachs groß; 
es fehlt aber noch vielfach die Grundbedingung ihr einen genügenden Unter¬ 
richt der Säaglingsheilkande. 

Berend-Budapest knüpft an die Bemerkung Epsteins an, daß der 
Nachwuchs schwer zu Anden wäre und meint, daß in Deutschland von einem 
„Embarras de richesse“ zu sprechen richtiger wäre. 

2. Ueber die Aasblldung von Fürsorge- und Pflegepersonal für An¬ 
stalten, Familie und Gemeinde (Referat): 

a. Feer (Zürich) fordert für weibliche Personen, die eich dem Berufe 
der Sängliagspflegeria widmen wollen, neben guter körperlicher Gesundheit 
zunächst eine ausreichende allgemeine Vorbildung. Die Lehrzeit ist auf min¬ 
destens ein Jahr in einer Säuglingsanstalt zu bemessen, in der die Schülerinnen 
theoretisch in Anatomie, Physiologie, Ernährung, Hygiene, sozialer Fürsorge, durch 
den Arzt, praktisch am Bette des gesunden und kranken Säuglings durch Arzt 
und Oberschwester gemeinsam unterrichtet werden. Als Ergänzung hierzu 
wünscht Feer einen 4—6 wöchentlichen Kursus in einer Entbindungsanstalt. 

b. Frau Oberwarth (Berlin) behandelt die Ausbildung von Fürsorge¬ 
personal für Stadt und Land. Sie verlangt, unter kritischer Besprechung der 
bereits vorhandenen Ausbildungsstätten, eine gründlichere Ausbildung für 
polizeiliche Aufsichtsdamen, Waisenpflegerinnen und Fürsorgeschwestern, die 
sie auch in der Krankheitslehre ausgebildet wissen will. Für das Land befür¬ 
wortet sie die Anstellang von Fürsorgeschwestern, die allgemeiner arbeiten, 
neben der Säagiingsfürsorge auch Taberkulose- und Alkoholfürsorge treiben 
und in der Lage sind, auch krankenpflegerisch einzugreifen. 

c. Kerley (New-York) schildert die Entwicklung des Unterrichts der 
Säuglingspflegerinnen in Amerika. Allgemeines Interesse bietet wohl die Ent¬ 
stehungsgeschichte dieser Institution: Frau C h a p i n - New-York hatte eine 
ausgebildete Pflegerin für Säaglinge; diese unterrichtete ein Dienstmädchen, 
das sich für die Pflege des Kindes besonders interessierte, etwa 3—4 Monate 
lang; Frau Chapin konnte sich dann überzeugen, daß dieses Mädchen 
als darchaus fertige Kinderpflegerin gelten konnte. Ihr Gedanke, einen der¬ 
artigen Unterricht in größerem Maßstabe durchzufübren, wurde von dem New- 
Yorker Kinderarzt Professor Emmet Holt verständnisvoll aufgenommen. In 
seiner Klinik wurden Kurse zunächst mit beschränkter Teilnehmersahl einge¬ 
richtet, in denen mit Erfolg das Ziel erstrebt wurde, die Schülerinnen in einem 
schließlich auf ein Jahr erweiterten Kurse zu befähigen, gesunde und kranke 
Säuglinge an der Brust oder künstlich genährt zu versorgen. Im Laufe von 
22 Jahren haben sich diese Kurse schließlich zu einer feststehenden Ein¬ 
richtung in den Staaten der Union ausgebildet. Die Nachfrage nach ausge¬ 
bildeten Pflegerinnen ist eine überaus große; ihre guten Dienste werden 
in den Familien allseitig anerkannt. 

An der Diskussion beteiligten sieh Böhm (Frankfurt a. M.), 
Noeggerath (Berlin), Knapper (Amsterdam). 

8. Unterricht und Fortbildung der Hebammen auf dem Gebiete 
der Säugliogsheilknnde und Sänglingsfürsorge (Referat): 

Biß mann (Oinabrttck) macht zanächst Vorschläge, die auf eine Hebung 
des Hebammenstandes hinzielen; so möchte er den Titel „Schwester** (Heb¬ 
ammenschwester) den Hebammen gesichert wissen. Mutterschutz und Säuglings* 
schütz seien untrennbar; deshalb sei auf die Mitwirkang von Hebammen auf 
die Säagiingsfürsorge nicht za verzichten. Durch Ausdehnung des Unterrichts 
auf ein Jahr, Forderung einer besseren Schulbildung, durch besondere Unter¬ 
weisung der Hebammen in Matterberatungsstellen, in geburtshilflichen Poli¬ 
kliniken, Mutter- und Säuglingsheimen, welche alle den Hebammensrhulen 
angegliedert sind, will der Redner die Hebammen befähigen, gesunde Kinder 
auch bei künstlicher Ernährung bis zum vollendeten ersten Lebensjahre auf- 
iziehen und za kontrollieren. Der pädiatrische Unterricht ist durch Hebammen 
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lehrer, nicht durch Efnderlrzte za erteilen. Schließlich betont Referent, dzß 
zuntchst allerdings nach auf die Heranbildang eines tüchtigen and erfahrenen 
8tandes besonderer Hebsmmenlehrer mehr Qewicht als bisher gelegt werden 
maß. Für die Hebammen sind die Fortbildungskurse obligatorisch za machen. 

An der stellenweise sehr erregten Diskassion beteiligen sich: 
H. Frone d (Straßbarg), v. Fr an q a 6 (Gießen), Marie Baam (Düsseldorf), 
8eitz (München), Keilmann (Biga), Poten (Hannover), Fraa Gebaaer 
(Berlin), Feer (Zürich), Bosenhaupt (Frankfart a. M.), Schenker (Aarau), 
Fahrmann (St. Petersbarg), Welcher (Stuttgart), Salge (Freibarg), 
8iegert (Cöln). 

4. Belehrung der Bevölkerung ln Säuglingspflege und Säuglings- 
ernXhrnng (Referat): 

a. Langstein (Berlin).' Die hohe Säuglingssterblichkeit in einer Beihe 
ron Lindern ist eine Erscheinung, der vielgestaltete Ursachen zugrunde liegen. 
Fast jede einzelne in ihrer Wertigkeit betrachtet, hat als Komponente den 
Mangel an Wissen über elementare Grundsätze der Ernährung und Pflege bei 
den Müttern. Die große Mehrzahl der Mütter erhält, ohne daß der Boden 
hierfür vorbereitet ist, Batschläge bezüglich der Ernährung und Pflege des 
Kindes erst nach dessen Gebart; sie erfolgen teils aaf dem Wege des ge* 
druckten, teils auf dem Wege des gesprochenen Wortes. Die gedruckte Be* 
lehrang erfolgt darch Merkblätter, Broschüren und sonstige Drucksachen. Der 
Wert der Merkblätter wird verschieden beurteilt. Die Urteile gründen sich 
im allgemeinen mehr auf den persönlichen Eindruck, als aaf Untersuchungen, 
die den Charakter der Wissenschaftlichkeit beanspruchen könnten. Auf Grund 
dessen ist jedoch dem Merkblatt ein Nutzen nicht abzusprechen. Das Merk¬ 
blatt muß in seinem Inhalt und seiner Form einer Beihe von Mindestforde¬ 
rungen genügen. Diesem trägt nur ein Teil der existierenden Merkblätter 
Rechnung. Vor allem wird Einheitlichkeit im Texte vermißt. Diese mangelnde 
Einheitlichkeit ist weniger in Differenzen wissenschaftlicher Anschauungen zn 
suchen, als darin, daß di*j>nigen, die gegenwärtig praktische Säuglingsfürsorge 
treiben, zu wenig Fühlung mit einander nehmen und über 8onderinreressen 
das gemeinsame Ziel aus dem Auge verlieren. Für jedes Land ist ein ein¬ 
heitliches Merkblatt anzastreben; so lange ein solches nicht existiert, müssen 
die vorhandenen soweit redigiert werden, daß die Widersprüche anfbören. 
Auch für die Abfassung von Pflegebüchern muß Einheitlichkeit das Leitmotiv 
sein. Je einheitlicher die von sachverständiger 8eite ausgehende schriftliche 
populäre Belehrung, umso leichter wfrd es gelingen, den 8chaden zu bekämpfen, 
den Reklame und Kurpfuscherei auf diesem Gebiete stiften. Ueber die Nähr- 
mittelreklame ist ein Zensuramt zu fordern. 

Als wichtige Helferinnen auf dem Gebiete der populären Belehrung 
haben die Hebammen zu gelten, die leider oft versagen. 

Zasammenfassend läßt sich über die Bedeutung der schriftlichen 
populären Belehrung sagen, daß sie nur Gutes stiften bann, wenn sie unter 
einem einheitlichen Gesichtspunkt von durchaus sachverständiger Seite 
organisiert wird, mit allen Hilfsmitteln einer gesunden Propaganda nnd mit der 
Möglichkeit, störende und schädigende Nebeneinflttsse auszuschalten. Da diese 
Aufgabe nur durch eine Zentralisierung der Fürsorgebestrebnngen erreicht werden 
kann, ist die Bildung von Zentralen für die Säuglingsfürsorge unbedingte 
Voraussetsung für planmäßiges Vorgeben anf diesem Gebiet. Von ungleich 
größerer Bedeutung als die schriftliche Belehrung ist die mündliche nnd 
praktische Unterweisung der Mütter. Diese Tatsache bat so allgemeine Aner¬ 
kennung gefanden, daß sie gegenwärtig eine der Grundlagen unseres Programms 
für die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit ist. Die Säuglingsfürsorge¬ 
stelle ist eine der wirksamsten jener Einrichtungen, durch die wir mit den Müttern 
direkt Fühlung nehmen und ihre Anschauungen über Säuglingspflege am unmittel¬ 
barsten beeinflussen können. Doch ist die Möglichkeit dazn auch durch andere 
Maßnahmen möglich. Wo immer Fühlung mit den Frauen des Volkes ge¬ 
nommen wird, mnß Wort und Schrift aufklären. 

Eine ständig wachsende Bedeutung für die populäre Belehrung gewinnen die 
Unterrichtskurse für Mütter. Die Kenntnis der einschlägigen Verhältnisse 
in jener Bevölkerungsschicht, aus der sich das Pablibum des Kursus zusammen- 
setzt, wird immer die beste Grundlage sein, anf der der Lehrplan entworfen 
wird. Um dem Ideal bezüglich der Ausbildung der Mütter näher zu kommen, 
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geaüge» die bisher besprochenes Maßnahmen deswegen nicht, weil sie nicht 
obligatorisch sind nad für die meisten za spät kommen. Wir brauchen, am 
festen Boden za bekommen, Unterricht in der Säaglingspflege an einer viel 
früheren Zeit. Die Fraa maß für die Matterschaft die Kenntnisse bereits mit* 
bringen, die notwendig sind, um ihr Kind sachgemäß anfzaziebea. Die Be* 
lebrang, die sie als Matter empfängt, soll für sie nichts weiter bsdenten, als 
eine Wiederholang derjenigen, was Bie als Mädchen und Kind gelernt bat. 
Wir brauchen obligatorischen Unterricht in der Schale. Die Volksschale müßte 
obligatorisch die Aufgabe haben, die Grundbegriffe der Säugüngebygiene n 
geben. Aafgsbe der Fortbildungsschule wäre es, dem erwachsenen Mädchen 
im Rsbmen des hamwirtschaftlichen Uaterrichts eine mündliche, theoretische 
and praktische Ausbildung in Säaglingsernährang und *pflege zu verschaffen, 
und es auf die Ethik des mütterlichen Berufes im schönsten Sinne des Wortes 
▼orzubereiten. Die Fortbiliungsschulpflicbt muß deswegen auf die gesamte 
weibliche Jagend ausgedehnt werden und in den Lehrplan der Pflichtlorlbil- 
dungsschole die Säuglingspflege aufgenommen werden. 

b. Außet (L'lle) wünscht, daß allen Gesellschaftskreisen eine Unter¬ 
weisung in den Grnndzügen der Sauglingsbygiene und -pflege zuteil werde; 
er möchte diese zum obligatorischen Prüfungsgegensiand in der Schule ge¬ 
macht sehen. Der theoretischen Unterweisung muß ergänzend ein praktischer 
Unterricht folgen, für den man mit Vorteil die Säaglingslürsorgestellea nutzbar 
machen könnte. 

Diskussion. 

Dr. Winoc oo r off-Odessa: Die Bemühungen der Fürsorgestellen, die 
Mütter zum Selbststillen zu zwingen, sind vorläufig nur von geringem Erfolge 
begleitet. Dies trifft ebenso für RnHland. wie für das übrige Europa zu. Hier 
wie dort begnügt sich ein großer Teil (25—30°/ o ) mit einer einzigen Konsul¬ 
tation, ca. 50°/ o entzieht sich der weiteren Beratung nach dem ersten Monat. 
Nicht besser steht es mit der Anieituncr bei der künstlichen Ernährung und 
dem Allnitement mixte. Die mittlere Zahl der Besucher beträgt hier 6,6 
(Rixdorf) und 10 6 (Giess#). Solche Zahlen können keine Befriedigung ge¬ 
währen. Aach die Mortalität der von den Fürsorgestellen überwachten Säug¬ 
linge laßt viel zu wünschen übrig. Vorbildlich ist die dem Kaiserin Augustu 
Victoria*Haus in Cüarlottenbarg angegliederte Beratungsstelle. Aehnliche 
Einrichtungen findet man auch in England und Amerika. Von der weiteren 
Entwicklung der bestehenden Einrichtungen, zusammen mit der Besserung der 
sozialen und ökonomischen Verhältnisse ist ein Zurückgehen der Säuglingo¬ 
sterblichkeit zu erwarten. 

Rosen h anp t-Frankfurt a. M. weist auf den Wert der Tagespresse 
hin zur Verbreitung zweckmäßiger Belehrung. Wenn die Organisation der 
Sauglingsfürsorge die Presse dauernd mit Mitteilungen versieht, so wird diesen 
nicht nur die Autorität, die die Zeitung nun einmal hat, zugute kommen, 
sondern es wird dadurch anch die Arbeit Unberufener und Kenntnisloser all¬ 
mählich ans der Presse ansgeschaltet werden. 

8eitz -München hält die von Herrn Rosenhaupt herangezogene, euch 
von der Bayerischen Zentrale erprobte Einflußnahme anf die breiten Massen 
durch kurze Artikel in den Tagesblättern filr sehr empfehlenswert. Bei Aus¬ 
bildung von Nänglingspflegerinnen macht sich oft erschwerend geltend, daß 
die Grand begrifle der (Jesandheitslehre fehlen und nicht selten auch das Ver¬ 
ständnis für die notwendigen Pflegemaßnahmen. Die genannten Grundbegriffe 
sollen in geeigneter Weise schon den Volksscbülern beigebraebt werden. 

Frau U b o rw a rt h - Charlottenburg: Prof. L a n gs t ein bat die von mir 
vertretene Ansicht, daß auch Frauen sich am Unterricht beteiligen sollen, als 
nicht richtig hingestellt., ohne dies näher zn begründen. Ich bestreite dies 
absolut nicht, d*ß dio Kinderärzte in erster Reibe als Lehrer des Volkes in 
Frage kommen. Ich sehe aber nicht ein, warum die Aerzte die gebildete Mutter 
nicht als Helferin haben sollen, um so mehr da es sieb hier nur um einfachste 
Hinge, wie Bad, I ll'ge usw. bandelt. Bedingung ist natürlich, daß die Frau 
irn Anschluß an eine moderne Anstalt arbeitet und anf der Höhe der 8acho 
steht. Besonderheit unserer Kurse ist, daß wir nur 5—6 Frauen auf einmal 
nehmen, gebildete und ungebildete trennen. 

Frau v. Sode n-Steglitz regt an, daß man sich nicht mit einer popu* 
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lären, dem Niveau der nngebildeten Frauen angepaßten Aufklärung genügen, 
sondern der gebildeten Frau entsprechend ihren differenzierten Bedürfnissen 
und Fragen eine umfassende Belehrung zuteil werden lasse. Als ein spezieller 
Mangel erscheint es ihr, daß man die Gelegenheit bisher nicht benutzt hat, 
die sich auf den Universitäten bietet, um den studierenden Frauen, deren 
wissenschaftliche Bildung sie auch auf diesem Gebiet zu Führerinnen ihres 
Geschlechts machen sollte, durch einen Mediziner zunächst die Wichtigkeit, 
sodann die Grundsätze einer rationellen Kinder-, besonders Säuglingspflege 
aahezubringen, ähnlich wie den männlichen Studierenden die sexuellen Fragen. 

Langstein (Schlußwort): Die Vorschläge von Bosenhaupt und 
Seitz sind beherzigenswert. Doch erst heißt es die Fachpresse reinigen. Ob 
die Broschüre mehr oder weniger populär, erscheint gleichgültig, wenn nur 
Einheitlichkeit besteht. 

4. Die Wichtigkeit der Sauberkeit der Nahrung für das Problem 
der Sfiugllngsernfihrnng. 

H. Coit-Newark: Als natürliche Norm stellt er die Bestandteile der 
Brustmilch hin. Der Erfolg der Tiermilch hängt von ihrer chemischen, bak¬ 
teriologischen und toxikologischen Beinheit ab. Bei Benutzung der Tiermilch 
soll durch einfache Eingriffe unter Verwendung nur in der Frauenmilch vor¬ 
kommender Substanzen (Wasser, Milchzucker) eine dieser möglichst ähnliche 
Mischung erzeugt werden. Kindermilch soll unter ärztlicher Aufsicht (certi- 
fiel milk) produziert werden, wie das in Amerika durch die „Medical Milk 
Commission" geschieht. 

Diskussion. 

Noeggerath-Berlin fragt, ob auch kranke Kinder mit diesem Milch¬ 
präparat erfolgreich behandelt worden sind, und nach dem Preis kon- 
tiollierter Milch. 

Siegert-Cöln glaubt nicht, daß Coits Grundanschauung richtig sei, 
da reiche klinische Erfahrung über günstige Ernährungsfolge auch anderer 
Mischungen und Zasätze vorliegen. 

Heubner bewertet die Beinheit der Milch ebenfalls sehr hoch, fragt 
aber, ob die Anschauung von der schädlichen Wirkung des unreinen Milch¬ 
zuckers durch. Bakterientoxine experimentell gestützt oder hypothetisch an¬ 
genommen ist. 

Coit (Schlußwort): In 72 Städten Amerikas gibt es jetzt certified milk 
zum Preise von 10 bis 15 cents (50 bis 60 Pfg.) pro quart (ca. 1 Liter). Auch 
das ärmere Pablikum zahlt diesen Preis gern, da er den amerikanischen 
Nahrungsmittelpreisen entsprechend nicht hoch genannt werden kann. Sie ist 
auch fUr Kranke erfolgreich benutzt worden, ln Newyork werden z. B. von 
den täglich eiogeführten ca. 2—3 Mill. Liter Milch 20000 Liter streng und 
100000 Liter etwas weniger streng kontrolliert. Die Bakterientoxine in Milch- 
zuckerlösuogen sind nicht extkt nacbgewiesen. 

5. De l’actlon thdrapeutique des laits homogdneises. 

Lassabatie-Bocbefort sah gute Erfolge bei der Darreichung steri¬ 
lisierter, homogenisierter Milch und bedauert, daß dies im Kampf gegen die 
Säuglingssterblichkeit angeblich so wirksame Nahrungsmittel bisher auch im 
ärztlichen Publikum fast unbekannt geblieben ist. 

O. Abteilung II: Praktische Durchführung der Fürsorge. 

I. Allgemeines ln der praktischen Siingllngsfürsorge (Referat). 

a) Taube-Leipzig weist auf die Bedeutung einer kommunalen Bau- 
and Wohnnngskontroile hin. Mehr als bisher geschehen, sollte hierbei das 
Säuglingsalter berücksichtigt werden. Die Anstellung weiblicher Wohnungs¬ 
inspektoren ist dringend wünschenswert. Sodann fordert Bedner kommunale 
Wöchnerinnenheime, besonders aber Propagierung der Brustnahrung durch 
Stillprämien, Stillstuben. Eingehende Hilfe erfordern die unehelichen 
Kinder. Für sie muß ein besonderes System sozialer Fürsorge geschaffen werden, 
am besten nach dem Leipziger System, das von dem Redner eingebend geschildert 
wird. Die Erfolge dieses Systems werden am besten dadurch charakterisiert, 
daß weniger uneheliche als eheliche Säuglinge an Magen-Darmkrankheiten in 
Leipzig starben. 

b) Lesage-Paris: ln allen Ländern ist die Säuglingsfürsorge eine 
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Notwendigkeit, die in der sn großen Kindersterblichkeit ihre Begründung hat, 
diene Ist vielfach den Beraltat des Aofgebens den 8tillens, der hünstlichea 
Krnihrang and aller der Vorurteile und IrrtOmer den Volkes. Bedner neigt, 
daß die 8Kagliugsfürsorge in alten Zeiten seit den Griechen und Römern 
existiert hat. Er führt hieran historische Tatsachen an und neigt, daß in den 
letsten 20 Jahren eine förmliche Benaissance eingetreten'ist, die ihren Ur¬ 
sprung in Frankreich in den Aktionen Boussel, iBudin, Pinard und 
P.Strauß hatte. 

Dr. Lesage rühmt die Ernährung durch Muttermilch und neigt, wie 
groß deren Vorteile sind, indem er Vergleiche nwischen dem Brustkinde und 
dem Flaschenkinde anstellt. Die künstliche Ernihrung ist nnr ein Not¬ 
behelf. Wenn die Brusternihrung nicht möglich i«t und das Kind mit der Flasche 
aufgesogen wird, so ist eine strenge (Jeberwachung desselben von nOten. 

Bedner bespricht die Besaitete der beiden vorsngegangenen Kongresse 
und würde wüeschen, daß die „Union internationale de protection desNourmsons" 
in Zaknnft aus swei Abteilungen bestehen soll: 

1. eine raedisinische Abteilung, die sich mit allem, was die Krn&hrung und 
die Hygiene betrifft, su befassen hätte, 

3. eine Abteilung, welcher alle finanziellen und philantropischen Fragen sur 
Erledigung zusuweisen wären. 

c) Cacace-Neapel stellt dann in objektiver Weise In großen Zügen 
dar, was in der Kalturwelt und speziell in Italien bereits erreicht wurde oder 
noch erreicht werden muß, in Hinsicht auf die Hygiene der Schwangeren, der 
Gebärenden, der WOcbnerin, des Nengeborenen, des Säuglings; auf rationelle 
Instruktionen bezüglich des Aufziehens, bezüglich der Stillpropaganda, Er¬ 
ziehung der Mutter, Lehrerinnen nnd Kinderpflegerinnen, Ueberwacbung der 
bezahlten Amme, Fürsorge der verlassenen Kinder, soziale Gesetzgebung be¬ 
treff* der Kinder, Schaffung von Instituten und Organisationen des hygieni¬ 
schen 8äuglingschutzes. Er widmet seine Ausführungen speziell diesen In¬ 
stituten und berichtet über die in Italien erzielten Resultate. Er teilt die 
Institute in solche zur Unterstützung und Propbylsxis für Mütter und der 
Hilfe für 8äuglinge und in solche, die erzieherische Zwecke haben, ein, sowie 
in Institute, die die« alles vereinigen. Unter den Anstalten hebt er zwei Neu- 
gründangen ln Italien hervor, die von ihm geschaffen wurden: die Wander¬ 
kurse über Kinderbygiene nnd populäre Mutterscbolen. 

Die zweite Einrichtung, d. sind die populären Mutterschulen, hat den 
Zweck, die Frauen aus dem Volke darch eine Serie von praktischen Vorträgen 
su unterweisen und ihnen vor allem die wichtigsten Begriffe der Siuglingn- 
pflegehvviene beizubringen. Die erste dieser Schulen ist gleichfalls dem In- 
stituto Niplogienico augegliedert und befindet sich in Afrsgdt, andere neueren 
Datums befinden sich in Alkito, St. Angelo, Alife, Neapel, 8. Giuseppe Vesuviano, 
und unterstehen ebenfalls dem vorstehend genannten Institute. 

Unter den Fürsorgestellen erwähnt der R»dner das von ihm gegründete 
Institute Nipioglenico in Capna, das seit dem 11. November 1905 existiert. 
Dieses Iastitut sielt auf eine Vereinigung der verschiedenen Typen der Fflr- 
sorgebestrebnngen ab, wie Säuglingsfürsorgestellen, Säuglings - Poliklinik, eine 
Sehnle zur Unterweisung über Sänglingobyeiene für Mütter, Lehrerinnen und 
Kinderpflegerinnen, Wanderkurse über Kinderbygiene. populäre Mntterscbulen, 
Laboratorium für chemische Untersuchungen der Milch und für das Stadium 
des Aufziehens. Das Institut hat* anderen Institutionen als Muster gedient. 
Das Institut de la Puericulture in Paris erinnert ln seinem Programm au das 
Istituto di Cacace. 

2. Etüde erltfqne des oenvres de proteetiou de l’enfanefe. 

De eher f-Tonrcoing: In Frankreich bestand schon im 18. Jshrhnndert 
die Sociö'6 de Charite maternelle. die Einrichtungen znr Hilfe der Mottet 
schnf. Konsultationen nnd Milcbkflcben helfen jetzt die Sterblichkeit, berab- 
setzen, ebenso Heime, die Kinder entnehmen, denen e'ne genügende Pflege su 
Hanse nicht zur Verfügung steht. In dankenswerterweise weist Redner auch 
auf die Möglichkeit eines besseren pädiatrischen Unterrichts der Studierenden hin. 

8. A report ou the Progress made in America in the protection of 
ehlldlife* 

Der Vortragende, Nathan Strnuss-Newyork, glaubt au die günstige 
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Einwirkung der pasteurisierten Hilcb; besonders Chicago habe sich um die 
Einführung dar paetearisierten Milch große Verdienste erworben. Rohe Milch 
dürfe nar dann gereicht werden, wenn sie von taberkalingeprüften Kühen stamme. 

4. The etticacy of System of Volontary Visitation in Relation of 
Infantile Mortality. 

Williamson-Edinbnrg verlangt an erster Stelle die Einführung einer 
Anzeigepflicht für alle Gebarten an die städtischen Gesundheitsämter; diese 
hätten besondere Aufsichtsdamen zu verständigen, bevor sie ihre Tätigkeit 
beginnen können. In Elinbarg ist diese Art der Aufsicht am weitesten ge- 
dienen. Die Stadt ist in viele Aafsicbtsbezirke geteilt, mehrere hundert Frauen 
sind unter sachverständiger Leitung tätig. Die Wohnungskontrolle 
stellt eine der Hauptaufgaben dar. Dank dieser Institution fiel die Säuglings¬ 
sterblichkeit in den Arbeiterquartieren mit Überfhllten Wohnungen binnen drei 
Jahren von 160 auf 103 der Todesfälle pro Mille der Lebendgeborenen. 

5. L’oeurre de la protection de l’enfance en Egypte. 

Aziz Nazmi Bey-Kairo schildert eingehend die Einrichtungen, die 
auf dem Gebiete des Kinderschutzes in Aegypten getroffen sind. 

6. Snnez-Valladolid bespricht eingehend den großen Einfluß der 
Sommerdtarrhöen auf die Säuglingssterblichkeit in Spanien* 

7. Das Verhältnis des Säuglingsschutzeg zur Auslese. 

Br eitun g-Koburg betont, daß der Säaglingsschutz mit den Lehren 
der natürlichen Aaslese nicht im Widerspruch steht. 

8. Seitzeff und Graaermann-Moskaa berichten über die Ent* 
wieklang der städtischen Säuglingsfürsorge in Moskau. 

9. Homicultur. 

Hernandez und R a m o s - Havanna erörtert die Mittel und Wege, 
ein tüchtiges, widerstandsfähiges Menschengeschlecht heratznziehen. 

10. Die Säuglingssterblichkeit in Russland und Ihre Bekämpfung. 

Haber t- 8t. Petersburg bespricht die enorme Säuglingssterblichkeit 

Rußlands, und die Fürsorge, die besonders die Gesellschaft für Gesundheits* 
pflege za ihrer Bekämpfang geschaffen bat. 

11. Ueber die Notwendigkeit der Kombination der offenen Säuglings- 
fürsorge mit der geschlossenen. 

8cheIble-Bremen: In Freibarg i. Br. ist es gelangen, die Gesamt¬ 
sterblichkeit der unehelichen Säuglinge fast auf das Niveau der Sterblichkeit 
der ehelichen herabzudrttcken und in den letzten 4 Jahren dort zu halten. Sie 
betrug im Durchschnitt 13°/ 0 gegen 12°/o bei den ehelichen. Erreicht wurde 
es darch Zusammenarbeiten der offenen Fürsorge (ärztliche Kontrollstunde) 
mit der geschlossenen (Krippe und Krankenhaus). Die Zasammenarbeit wurde 
dadurch ermöglicht, daß die ärztliche Leitang beider Steilen vereinigt wurde. 
Die Direktion der Kinderklinik bekam die Leituog der ganzen Organisation. 

Dabei warde das Experiment gemacht, die Milchversorgung der unehe¬ 
lichen Säuglinge auf keine Weise zu üoerwachen oder zu verbessern. Der 
Ausfall des Experimentes beweist, daß mangelhafte Milchversorgung an der 
früherea hohen Sterblichkeit der unehelichen (über 2ö°/ 0 ) keine nachweisbare 
8chuid gehabt haben kann. 

Aus dieser Erfahrung geht hervor, daß die Einheitlichkeit in der ärzt¬ 
lichen Leitung der ofianen und geschlossenen Fürsorge der wichtigste Faktor 
ist bei der Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. Io sehr großen Städten 
kaaa die Einheitlichkeit der Leitung ganz gut in einzelnen Stadtbeziikcn 
hergestellt werden. 

Voran is-ttzaog für Erzielung eines Erfolges ist, daß der ärztliche Leiter 
einer solchen Organisation ttoer hinreichende Spezialkenntnisse in der Beur¬ 
teilung und Ernährung des gesunden und kranken Säuglings verfügt. 

12. Fürsorge für Schwangere und Wöchnerinnen. (Referat.) 

a) V. Fr an q a6- Gießen : Ein Hauptziel der öffentlichen Fürsorge für 
Schwangere und Wöchnerinnen maß eine durchgreifende Reform des Hebammen- 
Wesens sein, ferner die Unterbringung aller bedürftigen Schwangeren nnd 
Wöchnerinnen in geburtshilfliche Anstalten, die za diesem Zweck am das 
Fünffache vermehrt werden maßten. Aach alle anderen Schwangeren müßten 
wenigstens io den letzten 6—8 Wochen vor erschöpfender und ungesunder 
Arbeit und Nahrungssorgon geschützt soin, wozu ein entsprechender Ausbau 
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des Krankenkassenwesens, and swar in weiterem Umfange als es in der Boicha- 
veraicherungsordnuog geschehen ist, erforderlich wäre, da durch private Für¬ 
sorge das angestrebte Ziel ebenso wenig erreichbar ist, wie ein genügender 
8chnts der Wöchnerinnen. Für diese mühten anher sachverständiger and asep¬ 
tischer Leitung der Geburt, zum mindesten sichergestellt werden eine genügende 
Ernährung, Buhe and Nahrang in den ersten 6 Wochen nach der Gebort and 
eine Ermögiichang des Selbststillens, so lange als irgend tnnlich. Unentgelt¬ 
liche, snm Teil leihweise Ueberlassnng der zur Gebart nötigen Hilfsmittel, 
Organisation der Wochenpflege and Haaspflege, direkte Unterstütsang 
durch Naturalien und Geld würden die Mittel bildeo. Eine gesetzlich ge¬ 
regelte ausreichende Fürsorge für Schwangere and Wöchnerinnen wäre die 
wirksamste Waffe gegen zwei neuerdings dem deutschen Volke drohende Ge¬ 
fahren: Die Zunahme der kriminellen Aborte and die Abnahmeder Geburtenzahl. 

b) v. d. Velde-Haarlem: Durch planmähige, streng beaufsichtigte 
Maasen-Wochenpflege, wie diese nach dem vom Bedner organisierten 
Haarlemer System der Wochenfttrsorge stattfindet, gelingt es, die Säug¬ 
lingssterblichkeit in den anbemittelten Bevölkerungsklsssen bis auf 
ein Drittel herabzusetzen. Von 500 der so während der ersten 14 Tage 
im Hanse gepflegten, später aber nicht beaufsichtigten Säuglinge, waren am 
Ende des ersten Lebensjahres nar 20, d. i. 4 °/ 0 , gestorben. Dagegen betrag 
die Mortalität der übrigen nicht gepflegten Kinder derselben Mütter 12,4 % 
für das erste Lebensjahr. Ia den zwei letzten Jahren, welche der Beein¬ 
flussung durch Wochenversorgune vorangingen (1905 u. 1906), betrug die Säug¬ 
lingssterblichkeit in Haarlem 11,51 °/ 0 . Die Einführung der erwähnten Pflege, 
die doch nur */« der Gehörten umfaßt, hat die Mortalität bis auf 8,98°/ 0 in 
1907—1908 herabgesetzt (1909: 8,5 °/ 0 , 1910: 7,75 °/ t> ) und für diesen Zeit¬ 
abschnitt Haarlem mit einem Schlage an die Spitze der 10 größten Städte 
Hollands gestellt. Der günstige Eiiflaß, den eine derartige vierzebntägige 
Wochenpflege auf die Säuglinge während des ganzen ersten Lebensjahres aus¬ 
übt, läßt sich hauptsächlich erklären durch: 

a) sehr starke Einschränkung der Sterblichkeit, während der Pflegezeit in 

Haarlem bis auf 20%. 

b) Förderung des StillenB (95—96%). 

c) Erhaltung der Gesundheit und Kräftigung der Mütter. 

d) Belehrung der Mütter und ihrer Umgebung durch Wort und Tat. 

Zusammengefaßt ergibt sich: Wochenfürsorge ist der wirk¬ 
samste Säugling8schutsl 

An der Diskussion beteiligen sich: Henriette Fürth-Frankfurt 
a. M., Frau Schönfließ-München, Straßmann-Bsrlin. 

13. Der Einfluss der Hitze auf die Sterblichkeit der Säuglinge im 
Berlin. Lief mann-Berlin: Es ist eine bekannte Tatsache, daß zwischen 
Hitze und Säuglingssterblichkeit ein Zusammenhang besteht. Man dachte 
bisher, daß die von der Hitze begünstigte Milchzersetzung den Tod so vieler 
Kinder in heißen Sommern bedinge. Die neuesten Forschungen zeigen aber, 
daß zweifellos auch ein anderer, schädlicher Einfluß der Hitze besteht, der 
bisher nicht genügend beachtet ist. 

Die Sterblichkeit folgt öfters der Hitze so ungemein rasch, daß nichts 
anderes übrig bleibt, als anzunehmen, daß die gestorbenen Kinder zu einem 
großen Teil den direkten Einwirkungen der Hitze — also an Hitzschlag er¬ 
legen sind. Dies ist von amerikanischen Aerzten und bei uns neuerdings von 
£. Meinert und Finkeistein behauptet worden; ein Ueberblick über 
▼iele Jahre der Berliner Säugiingsstatislik lehrt, daß diese Anschauung tat¬ 
sächlich fast in jedem Sommer zutriffc. Zahlreiche Beweise lassen sich dafür 
anführen, der zwingendste ist wohl, daß die Kinder an heißen Tagen (nach 
den Angaben der Totenscheine) vorwiegend nicht an Darmstörangen zugrunde 
gehen, sondern an Krämpfen, d. b. an den Erscheinungen, die anch beim Hitz¬ 
schlag des Erwachsenen prävalieren. Die Sterblichkeit zeigt aber, daß auch 
die Verdauungsstörungen, die namentlich im Spätsommer herrschen, in einem 
Zusammenhang mit der Hitze stehen. Ei wäre aber durchaus verfehlt, anzu- 
nehmen, daß die Hitze direkt zur Darmerkrankung führt. Die experimentellen 

wie die statistischen Beobachtungen wide- p.ben dem entschieden. Zur 

Bitzeschädiguni muß sich eine unzwei'' T ' nähiunu i esellen. wem 



fftr 8iagUagMchuU ia Berlin. 


189 


DinulfaktiN« ntstehn sollen. Nu m( diese Weise siad die Verdauungs¬ 
störungen der Säuglinge ia Sommer, die so olt eiaea unheilvollen Ausgang 
nehmen. sa erklären. 

Will maa daher die Sommersterblichkeit bekämpfen, so darf maa dea 
Hitaefaktor nicht unberücksichtigt lassen. Ja allem Anschein nach kann maa 
darch einfache Maßnahmen, die gegen die Hitseschädlgnagea der Kinder sich 
richten, ia einfacherer and wirksamerer Weise, als es bisher möglich wir, 
viele 8änglingstodesfälle im Sommer vermeiden. 

Diskassion: 

Langstein: Trots hoher Temperaturen (28—29° C) konnten im 
Kaiserin Augosta Viktoria-Haus keine Hiizschläge unter den Säuglingen kon¬ 
statiert werden. Dies wurde erreicht durch luftigste Bekleidung, reichliche 
Verabreichung von Wasser, Vermeidung des Zackersusatses usw. ln ge¬ 
schlossener Fürsorge sind diese Erfolge nach schneller Abgabe der erkrankten 
Säuglinge in Ein sei pflege am leichtesten zu erreichen. 

Salge - Freibarg i. S.: Ich unterstütze die Ausführungen Langstelns. 
Ich habe in diesem Sommer genau dieselben Erfahrungen gemacht. Die Theorie 
Liefmanns nur Erklärung der Nachwirkung der Hitze habe ich schon vor 
6 Jahren aufgestellt, bewiesen ist sie bisher noch nicht. Wichtig ist der von 
Langstein betonte Punkt, daß das Material an Säuglingen von Bedeutung 
ist, das der Hilseschädigung ausgesetzt wird. Die Fähigkeit der Wärme¬ 
regulation ist verschieden bei den einzelnen Individuen; diese Fähigkeit maß 
genauer studiert werden, um ihre Grenze kennen zu lernen und um eine ver¬ 
nünftige Kleiderbygiene zu erzielen. 

Die gesunden Kinder halten ganz leicht mit einem Hemdchen bekleidet 
die Hauttemperatur; bekleidet man sie stärker, so regulieren sie auch 
nach Abgabe von Wasser durch Schwitzen usw. Der vorher schon kranke 
oder geschwächte Säugling aber reguliert dann nicht mehr vollständig; bei 
ihm kommt eine genügende Entwärmung nicht mehr zustande. Warnen 
möchte ich vor einem Schema, etwa derart, daß nun alle Erkrankungen im 
Hochsommer darch Hitze bedingt seien. Gegen die Aufstellung eines Schemas 
spricht die außerordentliche Verschiedenheit des Sänglingsmaterials. 

Rosenhaupt-Frankfurt a. M. ist der Ansicht, daß auch der Wasser¬ 
versorgung eine größere Bedeutung bei der Bekämpfung der Sommersterblichkeit 
susamessea ist. In Leipzig z. B., wo die Wasserkalamität wohl am größten 
war, hat sich die Sommersterblichkeit mehr als vervierfacht, in Frankfurt a. M. 
dagegen, wo sie unausgesetzt funktionierte und keine Beschränkung der 
Wasserabgabe durch Wassermesser besteht, hat sie sich nur um die Hälfte 
vermehrt. Es dürfte sich empfehlen bei einer statistischen Verarbeitung der 
Sommersterblichkeit in den Großstädten nicht nur die jeweilige Tages- 
temperaturen, sondern auch das jeweilige Funktionieren der Wasserversorgung 
zum Vergleiche heranzaziehen. Wasser ist nötig, um dem erhöhten Fiüssig- 
keitsbedürfnis des Säuglings zu genügen; Wasser braucht man, um durch 
häufigeres Baden am Tage dem Hitzschlag der Säuglinge entgegenzuarbeiten, 
and Wasser ist schließlich nicht zu entbehren, um die künstliche Nahrung 
abzuküblen oder kühl zu halfen. 

Sieger t-Cöln: Die Wasserversorgung kann nur in geringem Grade 
mltspielen, so lange noch gutei Wasser, wenn auch beschränkt, zur Verfügung 
■teht. Köln hatte Wasser, genau wie Frankfurt, aber die hier fehlende enorme 
Steigerung der Mortalität. Hier in Berlin hat z. B. Seböneberg keine, die 
Arbeiterviertel eine hohe Sterblichkeit. Die heiße Proletarierwohnung wird 
zum Sterbehaus, die freistehende, gesunde Proletarierwobnnng nie, so wenig 
wie die Wohnung des Wohlhabenden. Langstein hat für seine Kranken 
die Wohnung8reform tatsächlich gelöst durch Verbringung der Kinder in das 
vorzüglicche Kaiserin Augasta Viktoria-Haus. Aber unmöglich ist die 
Wohouugsreform nicht, unmöglich ist keine unabweisbare, hygienische Maß¬ 
regel, wo es sich um Menschenleben handelt. Unsere Großstädte werden hier 
so wenig versagen wie Hamburg bei der Caolera, München beim Typhus; da¬ 
für garantiert uns ihr beispielloser Opfermut in allen hygienischen Maßregeln. 
Also weg mit den garnicht so zahlreichen Hitze-Sterbehänsern! Schaffung 
einer wirksamen Wohnungskontrolle, so daß das nötige Maß an Lnft wenigstens 
gewahrt wird. Daß die Hitze, und nur diese, schwere Darmaffektionen be- 



190 


Bericht Ober dea III. Internationalen Kongreß 


günatigt, »och bei gesundem Magen und oberen Dann lehren ans die zakl- 
reichea Erkrankungen der Erwachsenen nnd Säuglinge wie Kinder. Das »Wie“ 
wird an untersuchen sein. Zam Sommertod des Säuglings aber fuhrt der Weg 
Ton der Sommerhitze über die ungesunde Wohnung nnd einen fast regel- 
mäßigen in heißen Jahren geltenden kranken »Zustand*. Diesen Weg nn 
unterbrechen wird ans nur gelingen, wenn wir die dauernde Ueberhitssng der 
8&oglinge durch Abkühlung wenigstens vorübergehend verhüten. Aber 
Wohnnngsreform and damit auch Bodenreform sind unerläßliche Faktoren im 
Kampf gegen den Sommertod des Säuglings. 

Bern beim* Kar rer -Zürich berichtet über Erfahrungen aus dem 
Züricher Säuglingsheim, die mit denjenigen der von den Herren Lan gatein, 
Finkeistein n. a. in diesem beißen Sommer gemachten übereinstimmen. 

Gleichzeitig wurde in eioem Zimmer noch der Eicflaß der Milchverderbnis 
hinsugefQgt and Milch gereicht, die sorglos and ohne Abkühlung autbewahrt 
worden war. Auch dadurch konnte kein von den anderen Zimmern abweichendes 
Besnltat erzielt nnd kaum eine Störung beobachtet weiden, die nicht vom 
Zastand des Kindes abhängig gewesen wäre. 

Endlich wird noch Über eine Untersuchung über den Verlauf der Säuglings¬ 
sterblichkeit in den Schweitzer Städten in den einzelnen Monaten des Jahres 
1909/10 berichtet. Sie ergab, daß von 18 städtischen Gemeinwesen nur 4 einen 
Sommergipfel zeigten, 4 im Sommer keinen höheren Anstieg and 10 sogar 
einen geringem als in den Winter- bezw. Fitthjahrsmonaten. Ein Beweis, 
daß das von den deutschen Aerzten erstrebte Ziel, die Sommersteiblichkeit 
zam Rückgang zu bringen, erreichbar ist. 

Herr Göppert-Göttingen: Aus den Verhandlungen gebt die Uefcer- 
einstimmung hervor, daß die Ueberhitzung eire große Bedeutung für die 
Säuglingssterblichkeit besitzt nnd daß wir folgerichtig versuchen müssen, 
diesen schädigenden Faktor auch dort zu verringern, wo es am nötigsten ist, 
daher b‘i den Kindern der Arbeiter. Wohnnngsreform im Sinne Siegelte 
ist gewiß erstrebenswert; wir wtirselten, »Ile daran mitarhiilen zu dürfen. 
Leichter ist darch Benutzung der Presse jeden Sommer den Eltern za wieder¬ 
holen, wie sie nach Möglichkeit das Kind vor über flüssiger Ueberhitzung 
schützen können. Eine solche Belehrung muß enthalten: 

1. Pflege der Wohnung bei heißen Tagen, 

2. Wahl des Zimmers (nicht Küche), 

8. Bettung nnd Kleidung des Kindes, 

4. Pflege der Milch, 

5. Art der Ernährung, besonders a. große Nahrangspausen, b. Ver¬ 
ringerung der Zuckermenge, c. reichliche Verabfolgung von Wasser oder 
Sachariothee in der Zwischenzeit, 

6. Abkühlung des überhitzten Kindes dnrrh kühle Waschungen. 

Gen er sich-Budapest: Schon im Jahre 1905 hat er den Einfluß der 
Hitse anf die Körpertemperatur direkt beobachtet. G. bat im Wärme-Zimmer 
eine Erböbang der Temperatur beim eiugewickelten Kinde schon bei 28° C 
gesehen. Der Einflaß der Kleidang wurde ganz exakt nachgewiesen. Man 
konnte den Einflaß der Hitze nicht als ganz gleich finden. Es waren Kinder, 
die anf Hitze auffallend reagierten, andere zeigten nnr geringe Erlöhnug. 
Ein Säugling reagierte bei 35<> C schon nach 1 ‘/- Stunden mit 39,8° C. 

Da man die äußere Temperatur während der heißen Sommerzeit nicht 
beeinflussen kann, nnd die Wohnung trotz Lüften während der ganzen 
Nacht und Bescbatlnng der Fenster nicht kühl gehalten, speziell nicht 
eine Zimmertemperatur unter 28° C erreicht werden kann, muß man trachten, 
die Kinder abnuktlblen. G. hat schon seit Jahren beobachtet, daß das ödere 
Baden der Kinder in lauwarmen Wasser von sehr günstigem Eil Haß war. 
Er ließ deswegen die Säuglinge 2 mal täglich baden, sobald die Zimmertemperatur 
auf 28° (' aaatieg, wendete sogar abends ein drittes Bad an, wenn die heißen 
Nachte keine natürliche Abkiihlane erlaubten. 

M ed i n-Stockbolm : Eme Beobachtung von Stockholm : Wir haben in 
Schwedon ond auch in Stockholm diesen Sommer eine für unsere Verhältnisse 
furchtbare II tze gehabt. Während dieser Z«it war der Gesundheitszustand 
sehr gut, Sterblichkeit sogar unter den Kindern im ersten Lebrrsjabre außer¬ 
ordentlich gering. Im Kindcrhause haben wir im Monat August bei dea 
Außentemperatur von 28—30 Graden so ungefähr 225 Säuglinge za pfleget 
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gehabt. Der Gesundheitszustand verblieb der beste; wihrend vier Wochen 
des Monets August ist kein einziger Todesfall eingetroffsn. Das Gebeimni*: 
Große Bäume, die peinlichste Beinhaltung, Fenster Tsg and Nacht offen, die 
Kinder während des Tages in den Schatten hinaastrageo. Nach-der Erfahrung 
dieses Sommers glaube ich nicht, daß eine hohe äußere Temperatur selbst 
direkt ihr den Säugling schädlich ist. 

Epstein-P/ag ist derselben Ansicht. 

Auer b ach-Bsriin: Die Erfahrung der Aerzte mit ausgedehnter Arbeiter* 
präzis, die von den Erwachsenen in der heißen Zeit sehr vielfach wegen akuter 
.Verdauungsstörungen konsultiert werden, beweist, daß unter dem Einfluß der 
Hitze bei gleicher Nahruog Schädigungen entstehen. Den guten Erfolg einer 
reinen Kiodermilch für Säuglinge bei sonst guten pfleglichen Verhältnissen 
beweisen die jährlichen Mitteilungen des Berliner Kinderschutzvereins von 
Prof. Neumann. Auerbach empfiehlt für geschlossene Anstalten Kühl* 
zimmer nach den zweckmäßigen Einrichtungen im Geschäftshause der Deutschen 
Bank in Berlin. 

Bietschel-Dresden freut sich, daß heute fast allgemein angenommen 
wird, daß der Hitze ein entscheidender Einflaß zugesprochen wird. Natürlich 
ist damit das Problem nicht geklärt, aber nun gilt es, Baustein auf Baustein 
weiter zu errichten, um dann an dem großen Gebäude uns zu freuen. Bedner 
mfichte nur ganz kurz einen Fall mitteilen, der mit der Sicherheit eines Ex* 
periments beweist, daß tatsächlich durch Hitzeeinwirkung ein Kind schwer 
geschädigt werden und unter Brechdurchfall erkranken kann. Es wurden in 
diesem Sommer nicht nur die Wohnungen der Arbeitet quartiere, sondern auch 
die Kinder regelmäßig gemessen und außerdem dafür gesorgt, daß eiae quanti¬ 
tative und qualitative einwandsfreie Nahruog gereicht wurde. Die Wohnung* 
temperatur (von Mitte Juni an wurde gemessen) war in besagtem Falle nachts 
noch bis 38° C. Das Kind befand sich anfangs ganz wohl, selbst unter der 
großen Hitze litt es nicht so sehr, es wurde nur matt, blasser. Da plötzlieh 
im August bekam das Kind höhere Temperaturen 38,0, 37,8 etc., und mit einem 
Mal bekam das Kind 40,4 und Brechdurchfall mit Erbrechen, einen typischen 
Sauerbrechdurchfall. Solche sicheren Beobachtungen lassen doch wichtige 
Schlüsse zu. Wie die Einwirkung der Hitze auf das Kind den Durchfall her* 
vorruft. ist eine wissenschaftliche Frage und gehört nicht hierher. 

Nun zum Schutze der Kinder. Der kausale Schutz gipfelt in der 
Wohnusgshygiene; aber die symptomatische Behandlung durch Belehrung der 
Matter in der Weise, wie die Herren vor mir aasgeführt haben, und wie ich 
das selbst wiederholt schriftlich niedergelegt habe, ist zunächst das praktisch 
Wichtigste. Das muß eine Aufgabe des praktischen Säuglingsschutzes sein, 
eine Aafgabe, die goldene Früchte tragen wird. 

Hirsch-Wiesbaden: Ia Wiesbaden warde von mir die Sterblichkeit 
von 4 Häusern untersucht, die nach meiner Beobachtung eine besonders hohe 
Säuglingssterblichkeit von jeher aufwiesen. Im Jahre 1905 starben von 10 Säug* 
lingen ia diesen Häusern 9, 

im Jahre 1906 von 11 Säuglingen 4 im Jahre 1909 von 14 Säuglingen 4 

. , 1*07 ,9 . 3 „ „ 1910 „12 „ 6 

. „ 1908 „ 9 „ 7 „ „ 1911 „ 13 „ nur 2 

Diese geringe Säuglingssterblichkeit im Jahre 1911, wo auch in Wiesbaden 
eine exzessive Hitze herrschte, ist in den oben angeführten „Sterbehäusern* 
dadurch za erklären, daß den betreffenden Müttern die Anweisung gegeben 
warde, die Kinder zweimal za baden, öfters kühl abzuwaschen und längere 
Zeit nackt liegen zu lassen. Dabei wurde fleißig Wasser zu trinken gegeben. 
Durch diese 4 einfachen Maßnahmen konnte diese geringe Mortalität in diesen 
Häusern im Jahre 1911 erzielt werdeo. 

Lief mann (Schlußwort) hebt einzelne Punkte der Diskussion hervor 
Und gibt nochmals seiner Deberzengung dabin Ansdruck, daß die Hitze ein 
Wesentlicher Faktor für den Sommergipiel der Säuglingssterblichkeit sei 

14. Filrsorgestellen und Stillpropaganda (Beferat): 

a. 8ykes-London bespricht die Organisation der englischen Mütter¬ 
beratungsstellen. 

b. Deut sch-Budapest. Die Säuglingsfürsorgestellen in Ungarn. 
Kr hebt die wesentlichen Punkte der ungarischen Säuglingslürsorgestellen hervor. 
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Partielle Erfolge wurden erzielt, die gesamte Sterblichkeit der Säuglinge von 
.Budapest ist jedoch noch nicht gesunken. 

15. MllchkBchen und Ihre Erfolge (Beferat): 

Balge-Freiburg i. Br. betrachtet die Abgabe von Säuglingsnahrung 
in trinkfertigen Portionen nur dann als geeignete Maßregel sur Bek&mpfung 
der Säuglingssterblichkeit, wenn die Müchkttcbe mit einer Beratungsstelle für 
Mütter aufs engste verbunden ist. Falls Milchabgabe notwendig erscheint, 
so soll diese möglichst nur gegen Entgelt (ausgenommen notorische Armut) 
erfolgen, hingegen die natürliche Ernährung durch Gewährung von 8itli- 
prämien gefördert werden. Milchabgabe an bemittelte Kreise ist nicht su 
billigen. 

Diskussion* 

Nathan Strauß- New-York: Das Stillen der Mütter ist selbstverständ¬ 
lich das beste. Wo dies nicht möglich, ist in Portionen fertig gestellte pasteu¬ 
risierte modifizierte Mich an Stelle der Mutter zu geben, sei dies ein Tag, eine 
Woche, oder Monate nach der Geburt. Der Wert pasteurisierter Milch wurde 
Wieder dargelegt während der Monate Juni, Juli, August, als die Hitze so 
Viele Säuglinge in Berlin tötete. In der Eberswalder Milchküche starb von 
140 Kindern im Monat Juli keines, im Juni nur ein zweitägiges und im August 
zwei an Lungenentzündung. Diese Milchküche richtete ich vor drei Jahren 
etn; die Milch wird nach meinem System pasteurisiert. Aehnliche Erfolge 
sind in den von mir errichteten Milchküchen in Dublin und Karlsruhe erzielt 
worden. 

Hirsch-Wiesbaden: Das Beferat von Salge über die Milcbküchen 
Und ihre Erfolge sind von einer hochgradigen Skepsis beherrscht über den 
Wert dieser Einrichtungen. Mit Becht! Ich selbst schätze den Wert der 
Milcbküchen nur gering eio. Wir alle wissen, daß ein großer, wohl der größte 
Teil von Magendarmstörungen, besonders aber die ausschließlich in der heißen 
Jahreszeit zu beobachtenden schweren Zustande, die einhergehen mit Krämpfen, 
Bdwußtsein8törungen und Durchfällen mit der Qualität der Milch garnichts 
zu tun haben, sondern direkte Hitzeeinwirkungen sind, daß ein anderer Teil 
der Magendarm8chädigungen hervorgerufen wird durch einzelne Bestandteile 
der Milch, sei es das Fett oder der Zacker, also auch bei der einwandsfreiesten 
Nahrung Vorkommen, und daß nur ein sehr geringer Teil der Magendarm¬ 
störungen auf Einsaat pathogener Keime in die Milch zurückzuführen sind. 
Ich frage mich deshalb: Wozu Milchküchen, und bin geneigt, ihre Notwendig¬ 
keit im allgemeinen zu verneinen. Wir haben ja fast gar keine Kontrolle 
darüber, was aus der Milch im Hause des Konsumenten wird. In den meisten 
Fällen ist die ärztlicherseits angeordnete Tiefkühlung im Hause fragwürdig 
und meistens beim besten Willen nicht durchführbar, in sehr vielen Fällen 
wird gegen die ärztliche Anordnung den Säuglingen nebenher irgend eine 
Nahrung gegeben, weil die in den Miichkücben abgegebene Nahrung von der 
Bevölkerung bei ihrem Hange zur Ueberfütterung als quantitativ nicht aus¬ 
reichend angesehen wird. Die von Schwestern nnd Eorendamen ausgeübte 
Hauskontrolle kann den Mißbrauch erschweren, verhindern kann sie ihn nicht. 

Es wird nun die Frage erhoben werden: Sollen wir also auf die Er¬ 
richtung von Milchküchen vollkommen verzichten ? Im allgemeinen kann dort 
auf Errichtung von Milchküchen verzichtet werden, wo die Versorgung mit 
rein gewonnener, einwandfreier Milch durch Molkereien statlfindet, wo die¬ 
selben sogenannte Vorzugsmilch oder Sanitätsmilch liefern, und wo die 
Bevölkerung so intelligent ist, Milchmischereien herzustellen. Wenn man 
ein wendet, daß der kleine Mann den hohen Preis einer solchen QiaHtätsmilch 
nicht zahlen kann, so kann die Frage so geregelt werden, daß die Kommunen 
oder die wohltätigen Vereine, die sich mit Säuglingsfürsorge befassen, die 
Differenz darauf zahlen können. Die Gelder, die auf diese Weise dadurch, 
daß die Errichtung von kostspieligen Milcbküchen unterlassen wird, gespart 
werden, werden besser für die Stillpropaganda verwandt. Da, wo es sich um 
eine indolente und nicht intelligente Bevölkerung handelt, mögen immerhin 
Milchküchen errichtet werden. Aber man möge sich immer vergegenwärtigen, 
daß anch hier aus den oben angeführten Punkten nur eine Prophylaxe in zehr 
beschränktem Umfange stattfioden kann. 

Eine wirksame ßekämpfang der Säuglingssterblichkeit wird durch Milch- 
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kttchen nie möglich sein. Der Hauptwort ist auf die Einrichtung ven 
Beratungsstellen zu legen, yon denen aus in erster Linie eine energische StilJ- 
propaganda zu treiben ist und yon denen aus eine allmähliche Aufklärung der 
Bevölkerung über eine vernunftgemäße Aufzucht der Säuglinge bewerkstelligt 
werden kann. 

Pincus«Posen stimmt den Referenten darin zu, daß Milchküchen nur 
in Verbindung mit SiaglingsfürBorgeanstalten Wert haben, er hält sie aber 
für eine notwendige Ergänzung derselben, da eine unintelligente Bevölkerung 
garaicht in der Lage ist, die ärztlichen Vorschriften, die in der Fttrsorgestelie 
gegeben werden, za befolgen. Natürlich maß yor allem Sliilpropaganda ge* 
trieben werden; als Korrelat derselben muß jedoch jade ärztliche yorgeschriebene 
Nahrungsform für gesunde und kranke Kinder abgegeben werden können, 
möglichst viel Standardmischungen müssen vorhanden sein und jede Mischung, 
die sonst verordnet wird, neu hergestellt werden können. Es muß dabei 
wirtschaftlich vorgegangen und möglichst ohne Zaschuß gearbeitet werden; 
das gelingt, wenn die Säuglingsmilchanstalt als Teil einer zentralen Milch* 
küehe eingerichtet und die Milch an Wohlhabende zu höheren Preisen ver¬ 
kauft wird. 

Sieveking* Hamburg: Die Kritik Saig es, betreffend die „absoluten* 
Milchküchen, ist gewiß durchaus berechtigt. Aber besonders als beamteter 
Arzt entnehme ich dieser Kritik gerade wichtige Gründe für Milchküchen, 
natürlich unter ärztlicher Leitung und mit ärztlichen Bear beitun gestunden. 
Man muß vor allem die örtlichen Verhältnisse berücksichtigen. Und wo es 
sich um eine Großstadt handelt, mit ungünstigen Wohnungs-, schwierigen 
ärztlichen, zweifelhaften Milchverhältnissen, da kann allerdings eine Milch* 
küche anregend und erzieherisch wirken. Ich habe diese Gedanken kürslich 
näher ausgeführt in einem Aufsatz der Zeitschrift für Säuglingsschutz und 
möchte mich nicht wiederholen; nur zurückkommen möchte ich heute nochmals 
auf die richtige Angabe über unsere Hamburger Verhältnisse. Es gibt 
dort zwei kleinere Gemeindemilchküchen für bestimmt abgegrenzte Bezirke, 
das übrige Staatsgebiet wird yon der dritten größten Milchküche der Patrio¬ 
tischen Gesellschaft in 26 Ausgabestellen versorgt. Jede der letzteren ist 
mit einer ärztlichen Beratungsstunde verbunden, weiche regelmäßig achttägig 
abgehalten werden. Wir haben also die ärztliche Tätigkeit dezen¬ 
tralisiert und in die Hände auch praktischer Aerzte gelest, die dafür sich 
besonders interessieren und dafür ausgebildet sind. Keine Milch wird abge¬ 
geben, ohne daß die häuslichen Verhältnisse durch eine Säuglingspfle¬ 
gerin geprüft sind. In Krankheitsfällen kann eine benachbarte ärztliche 
Beratungsstunde eintreten, falls die Hinzuziehung eines bi bandelnden Aiztes 
versaut. Infolge der intensiven ärztlichen Mitarbeit habe ich seit einiger Zeit 
die Verhältnisse so geändert, daß t/t aller abgegebenen Milchmischungen Son¬ 
derverschreibungen sind. Die Milchküche wird mehr und mehr 
Milchapotheke. Die Kontrolle im Hause wird außer durch Besuche 
der Pflegerinnen noch durch die Rückgabe der leeren Flaschen am folgenden 
Tage gesichert. Und noch eins: die Mtlchküchen haben mit ihrem beschei¬ 
denen Verdienst das Geld für die Anstellung der Pflegerinnen und 
die Miete der Lokale für die Beratungsstunde aufgebracht. Das ist wichtig, wo 
die Stadtverwaltung dies nicht ihrerseits übernimmt, was bei der in Hamburg 
erreichten Ausdehnung der Arbeit nunmehr erforderlich und angesichts der 
geleisteten Vorarbeit berechtigt erscheint. 

Nach alledem halte ich eine Milcbküche für durchaus bedeutungsvoll, 
wenn sie sich in den Rahmen der städiirchen Fürsorgebestrebungen richtig 
eingliedert; ja ich glaube, daß ärztliche Beratungsstellen ohne eine richtig 
geleitete und arbeitende MUchküche nicht auskommen können. 

Auerbach-Berlin: Die Milchkttcben dürfen nur für die Bevölkerungs¬ 
kreise bis zum Einkommen von 8000 Mark verwendet werden, um die Tätig¬ 
keit der praktischen Aerzte nicht gänzlich auszuschalten. Die wenig guten 
Eraährungsresaltate gegenüber denen in wohlhabenden Familien liegen an den 
hygienischen Lücken der Lebenshaltung der ärmeren Bevölkerung. Um eine 
Verschleppung infektiöser Krankheiten unter den kleinen Besuchern der Säog- 
UagafÜrsorgestellen einsuschränken, wünscht A. eine möglichste Dezentralisa¬ 
tion. Schließlich zeigt, er Clichö-Bilder .eines billigen und zweckmäßigen 
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Hennebergtohu MUchsterilisutors mit Bttckktthlung‘für kleinere Milch« 
kleben. 

8iegert-Cöln empfiehlt im Gegensatz zu Auerbueh, gerade nneh 
den Wohlhnbendu gegen Bascheinignag des Hausarztes, die von ihm Ihr 
nötig erklärten Mischungen sa geben. Aber die ärztlich* erneate Anweisung 
matt beim Oebergnng Ton Mischung 1 za 2, za 3 asw. jedesmal wieder vor- 
liegea. Aach das ist wichtig,, daß z. B. in heißem Sommer, wie dieses Jahr, 
die Mischungen entsprechend verdünnt werden, also gegu die in normalen 
Zeiten richtigen verdünnt werden. 

Haaser-Karlsruhe: Herrn Nathan 8traaß aas Newyork, dem wir 
in Karlsruhe die Emrichtang unserer seit 1908 in Betrieb befindlichen Milch« 
kftehe verdanken, hat vorhia in seinen Mitteilungen nach Karlsrahe erwähnt, 
and ich bin als Karlsruher and Muleiter dieser Milchküchen schuldig, einiges 
zur Erklärung hierüber zu sagen: In Karlsrohe war die Säuglingssterblichkeit 
vor Beginn unserer Fürsorgetätigkeit etwa 21—30 °/o; sie war bis 1910 redu« 
ziert auf etwa 15—16 7 0 ; die Zahl der unserer Fürsorge unterstellten Kinder 
beträgt jährlich etwa 601, ca. V 5 sämtlicher Säuglinge der Stadt; die Redak- 
tion der Sterblichkeit gerade unter diesen aber ist nun eine ganz erhebliche; 
sie beträgt bis zu 15°/o, d. h. es ging die Mortalität der Fürsorgekinder selbst 
herunter bis zu 6—8 # / 0 , damit aal ein Maß, wie es nur in den besten Stadt¬ 
vierteln der Stadt, den sog. Millionen vierteln, der Fall war. 

Worauf ist das zarückzaführen f Offenbar ist dies das Resultat aller 
Faktoren, mit denen unsere Fürsorge operiert; dos sind nicht allein die Milch« 
küchen, sondern auch die ärztlichen Beratungsstellen, davon wir 3 besitzen, 
und dann noch hauptsächlich die Forderung des Selbrtstillens; über 50% 
unserer Schulkinder sind ehemalige Brustkinder, und es ist aoßer Frage, daß 
diesem Faktor ein Haapttoil unseres Gesamterfolges susaschreiben ist. Wie« 
viel an Wert nun allein nur den Milchküchen zakommt, ist natürlich in 
Zahlen schwer auszadrücken; allein wir stehen doch, glaube ich, auf dem 
8taudpankt, daß wir die Milchküchen nicht missen möchten. 

Feer« Zürich ist der Ansicht, dafi die Abgabe aas der Miichküche an Be* 
mittelte nur sa billigen sei, da schwierige Gemische nar dort herzustelien 
sied; wenn diese aaf ärztliche Verordnung abgegeben werden, so geschieht 
damit dem Hausarzt ein Dienst. Fernerhin ist es nicht Biqiemlichkeit, son¬ 
dern meist gerate peinliche Sorgfalt, welche gutsituierte Mieter an die Milch* 
küchen gelangen 1ÜK. 

Salge (Schiaßwort): Gegen meine Ausführungen ist ernstlich nichts 
eingewendet worden. Ich habe nichts dagegen, wenn aof ärztlichen Bat auch 
Bemittelten besonders schwierige Mischungen aas den Milchküchen abgegeben 
werden. Ich habe nicht behauptet, daß die Milchküchen zwecklos sind. Ich 
behaupte aber, daß sie nur unter ganz bestimmten Verhältnissen von Bedeu¬ 
tung sind, wie ich oben auseieandergesetzt habe. 

Herrn Pincus kann ich nicht recht geben. Es gibt, namentlich wenn 
man mit einer intelligenten Bevölkerung zu tan hat, vielfach Verhältnisse, 
die auch ohne Miichküche nur durch Beratung ein gates Besaitet erzielen 
können. 

Ich bitte ferner zn beachten, daß manche Erfolge der Milchküchen Zu¬ 
sammenfällen mit kühlen Sommern. 

16. Krippen (Referat). Meier-München: Die Krippe war die mo¬ 
dernste Schöptaog in der Fürsorge des frühen Kindesalters um die Wende des 
Vorigen Jahrhunderts. Nach Frankreichs Vorbild hatte das Krippen wesen 
auch auf deutschem Boden War sei gefaßt, zuerst in Wien, dann in Dresden, 
Berlin, Hambarg, München, Frankfurt, Nürnberg. Ueber einen guten Anfang 
ist es aber in Deutschland nicht hinaa*gekommen. Schlecht geführte Anstalten 
haben die Sache selbst geschädigt. Pfeiffer in Wiesbaden bat aaf diese 
Schädlinge hingewiesen und damit das ganze Krippenwesen verurteilt. By* 
gienische Bedenken herrschen auch jetzt noch in Deutschland vor. Der Säug- 
Bngsscbotz blieb deshalb bis vor wenig Jahren den Krippen gleichgültig, ja 
ablehnend gegenüber. 

Drei Einwäade werden den Krippen noch immer entgegen gebracht. 
Der eine lautet: die Matter wird durch die Krippe ihrem Kinde entfremdet 
.... Nicht die Krippe ist schuld, sondern die Not, welche die Matter zu 
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Erwerbearbeiten swingt. Die bisherigen Maßnahmen des Matter- and 8lag- 
lingsschutzes, auf die Beferent kurz eingeht, reichen nicht ans, die Fraa von 
der Erwerbaarbeit fernzubalten. Der zweite Ein wand lautet: die Krippe ist 
eine gesundheitliche Gefahr. Zar Beantwortung dieses Einwandes darf man 
nur die Krippen ins Auge fassen, die nach modernen Prinzipien geführt werden. 
Die Erfordernisse eines einwandfreien Betriebes sind in den Anstalten der 
geschlossenen Säaglingsfttrsorge praktisch festgelegt; die Krippen haben sie 
nor anzuwenden. Die wichtigste Persönlichkeit für einen solchen Betrieb ist 
der Arzt. Wenn seine ständige Aufsicht noch manchen Krippen fehlt, so 
liegt das an den mangelnden Mitteln der Vereine, die den berechtigten An¬ 
forderungen des Arstes nicht nachkommen können. Beferent schildert kurz 
Einrichtung und Betrieb, wie er notwendig ist, um den Krippen den Vorwurf 
zu sparen, sie wären Infektionsherde. 

Die Krippen haben vor allem die Aufgaben, das Stillen zu fördern. 
Besondere Vergünstigungen sollen die Mütter zur Erfüllung dieser Pflicht 
aahalten; ein Stillhindernis ist es, Kinder schon Ton den ersten Lebenstagen 
an aufsanehmen. Ein Alter Ton mindestens einem Monat sollte zur Aufnahme¬ 
bedingung gemacht werden. — Das beste Mittel, um die Fabrikarbeiterinnen 
zum Stillen anzuhalten, sind‘die Fabrikkrippen. Ihre Erfolge sind allgemein 
anerkannt, doch werden auch ihnen in Deutschland noch Tielfach Bedenken 
entgegen gebracht, die sich Tor allem anf die Siörnng des Fabrikbetriebes 
richten. Ein praktisches Beispiel aus Frankreich zeigt, wie wenig dieses 
Bedenken berechtigt ist. Beferent glaubt, die bei uns noch bestechende Ab¬ 
neigung gegen Errichtung Ton Fabrikkrippen liegt in der Befürchtung der 
nicht unerheblichen Kosten, die daraus entstehen. Er hält es daher auch 
nicht für angezeigt, darch Gesetz den Fabrikunternehmnngen die Schaffong 
dieser Anstalten zur Aufgabe zu machen. Die staatlichen Betriebe sollen Tor 
allem mit gutem Beispiele vorangehen durch die Einrichtung von Fabrikkrippen. 

Die tiäuglingsfttrsorge sollte sich des Krippenwesens selbst mit mehr 
Wirme annehmen; das wird auch günstig auf die Fabrikkrippen wirken. Die 
Krippen sind gegebene Belehrnngsstellen für die Mütter, die dort an ihrem 
eigenen Kinde eine rationelle Pflege kennen lernen. Umso gefahrbringender 
aind auch schlecht betriebene Anstalten. Die Säuglingsfttrsorge trifft die 
Aufgabe, diese Mängel des Krippenwesens zu bekämpfen, nicht das Krippen¬ 
wesen selbst. 

Der 8taat sollte durch gesetzliche Verordnungen einen einwandsfreien 
Betrieb sichern, wie ea schon in Frankreich seit 1861 geschieht. Ein solcher 
Betrieb Terlangt aber auch Mittel. Das Krippenwesen in Deutschland wird 
fast ausschließlich von privater Wohltätigkeit betrieben. Oeffentliche Mittel, 
besonders der Gemeinden sollten dafür anfgewendet werden. 

Die Vereinigung der Frennde und Interessenten der Krippensache, wie 
sfe In Frankreich in der „8oci6ö des crfccbes“, in der Schweiz im „Zentral- 
krippmverein* besteht, könnte auch noch private Mittel fttr die Verbesserung 
■ad Förderung unseres Krippenwesens flüssig machen. 

Die moderne Säuglingsfursorge hat sich bei uns zuletzt der Krippen 
angenommen. Beicbe Arbeit wartet ihrer auf diesem Gebiete, viel Veraltetes 
ist auszumerzen und viel Neues zu schaffen. 

Diskussion: 

Frau Gillia-Antwerpen gibt Kenntnis von den Einrichtungen der 
zahlreichen Krippen Frankreichs. 

Frau A. Gugeenbühl-St. Gallen glaubt, daß in der Schweiz durch 
die Tätigkeit eines Zentralkrippenvereins eine gleichmäßig gute Arbeit aller 
schweizerischen Krippen im Sinne des Vortragenden gewährleistet sei. 

Krobne-Berlin weist als Vorsitzender des Berliner Krippenvereins 
einige Vorwürfe zurück. In Berlin wird gerade durch die Krippen das Band 
zwischen Mutter und Kind gefestigt. Weitgehenden Vorschriften steht die 
Kostenfrage entgegen. Die Gemeinden sollen den Ausbau des Klippenwesens 
durch materielle Unterstützung fördern. 

Gel haar-Frankfurt a. M.: Die Krippen sollen auf die Atmungs- 
diitetik denselben Weit legen wie auf die Ernährung. 

BO hm-Frankfurt a. M. bespricht eingehend die Frage materieller Bei- 



196 


Bericht über den III. Internationalen Kongreß 


hilfen. Diese brauchen nicht in Geld au bestehen, sondern in Deberlassung 
öffentlicher Parke. 

Frau Sumpf'Frankfurt a. M. weist auf den erzieherischen Wert der 
Krippen hin. 

M e i e r • Mönchen (Schlußwort) richtet einen warmen Appell an alle 
Stadtverwaltungen, dem Krippenwesen weitgehendere Förderung und Unter* 
Stützung angedeihen zu lassen. 

17. Die Anstaltsftlrsorge der Säuglinge (Beferat). 

Finkelstein*Berlin hebt die Schwierigkeiten bervor, die sich der An* 

staltsfürsorge entgegenstellen und die noch bis vor 15 Jahren Behörden und Aerste 
dazu veranlaßten, diesem Zweige der Fürsorge gegenüber sich gänzlich ablehnend 
zu verhalten. Darch Einführung des modernen aseptischen Betriebes, der 
möglichsten Isolierung der einzelnen Kinder in der Masse durch eigene Ger&t' 
schäften, weitgehendste Reinlichkeit usw. auf der einen, Verbesserung der 
Ernährungs* und Behandlungsmethoden auf der anderen Seite, wurden diese 
Verhältnisse gründlich gebessert. Die moderne Säuglingsanstalt erzielt bei 
sachgemäßer Organisation und Leitung die ausgezeichnetsten Erfolge. Zu* 
gegeben muß werden, daß namentlich bei künstlich genährten Kindern gewisse 
Schwierigkeiten bestehen und daß man mit den in der Familie üblichen ein¬ 
fachen Milchverdttnnungen meist nicht anskommt. 

Nach Meinung des Beferenten ist daran nicht, wie vielfach angenommen 
wird, die ungenügende Pflege schuld, die stark belegte Anstalten dem einzelnen 
Kinde zuteil werden lassen können, sondern auch häofigere infektiöse Er¬ 
krankungen unscheinbarster Art, die sekundär zu Verdauungsstörungen führen. 
Referent meint, daß eine Besserung, soweit künstlich ernährte Kinder in Frage 
kommen, durch Ausgestaltung der Ernährungsmethoden zu erzielen sei, indem 
dadurch die Kinder so widerstandsfähig werden, daß sie diese kleinen In¬ 
fektionen symptomlos oder mit sehr geringen Folgen Überstehen. An Bei¬ 
spielen aus den Anstalten der Stadt Berlin wird gezeigt, welche Fortschritte 
auf diese Weise erzielt werden können. Bei guter Durchführung des aseptischen 
Betriebes und Ausnutzung aller Errungenschaften der Ernährungslehre sind 
hervorragende Resultate zu erzielen. Immerhin wird als das zweckmäßigste 
Verfahren die Vereinigung der Anstalt mit einer ärztlich kontrollierten 
Rekonvaleszentenpflege in Familien zu bezeichnen sein, in die die Kinder nach 
Eintritt in die Besserung gelangen. 

18. Die Verhütung und Bekämpfung der Infektionskrankheiten ln 
geschlossenen Sänglingsanstalten. Cassel-Berlin: 

Der Sängling ist für Infektionskrankheiten aller Art sehr empfänglich, 
die Pfl’ge zahlreicher Säaglinge in einer Anstalt wird durch das Eindringen 
übertragbarer Krankheiten außerordentlich erschwert. Wohl und Wehe der 
Anstalt hängt davon ab, ob es gelingt, die Infektion möglichst zu verhüten 
resp. wirksam zu bekämpfen. 

Zur Verhütung der Infektion dienen folgende Maßnahmen: Die Anlage 
und der Bau der Anstalt müssen entsprechend den Lehren der modernen 
Krankenhausbau-Hygiene durchgeführt werden. Im inneren Dienste der An¬ 
stalt maß zur Vermeidung der Koniaktinfektion eine strenge Asepsis in um¬ 
fassendstem Sinne berbeigefiihrt werden. Zur Durchführung dieses Gedankens 
und der täglichen Praxis muß sich der Anstaltsleiter selbst ein geschaltes 
Pfl‘gepersonal heranbilden. Da mit Mattermilch gestalte Säuglinge gegen 
Infektion eine viel größere Widerstandskraft besitzen, künstlich genährte, er¬ 
krankte Säaglinge den Infektionen viel leichter anheimfallen, so muß in der 
Anstalt ein genügender Vorrat von Mattermilch vorhanden sein, von Müttern, 
die zwar ihre eigenen Kinder stillen, den UeherRchnß abgezogener Muttermilch 
aber für fremde Säaglirge (Neugeborene und Kranke) zur Verfügung stellen. 
Kein Sängling darf bei einer fremden Matter angelegt werden (Vermeidung der 
Syph'iisansteckang). Jedes neu angenommene Kind kommt auf 3—8 Tage in 
eine Q larantäneabteilang, wo es auf seinen Gesundheitszustand genau beob¬ 
achtet wird. Jede anfgenommcne Matter wird genau auf das Vorhandensein 
ansteckender Krankheiten untersucht (Syphilis, Tuberkulose). Auch jede nett 
angestellte Pfl «gerin wird ärztlich genau untersucht. Mütter und Pflegerinnen 
werden fortdauernd bezüglich ihres Gesundheitszustandes überwacht. Besuche 
•lor Anstalt (Eltern oder Angehörige) ddrfen die Austaltsräome nicht betreten; 
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die Kinder werden ihnen auf Wonach ins Wartezimmer gebracht Kindern 
iat der Besuch der Anstalt Überhaupt verboten. 

Für die Bekämpfang in der Anstalt aufgetretener Infektionskrankheiten 
gelten iolgende Grundsätze: Die sogenannten Eiterinfcktiontn werden nach 
den Grandsitzen der Asepsis behandelt. An akuten epidemischen Krankheiten 
(Grippe, Keuchhusten, Diphtherie, Masern, Scharlach etc.) Erkrankte werden 
sofort streng isoliert, resp. einem Krankenbause Überwiesen. Dasselbe ge¬ 
schieht bei an chronischen Infektionskrankheiten Leidenden (Syphilis, Tuber¬ 
kulose). Auf die hierbei in Betracht kommenden vielfachen Einzelheiten kann 
hier nicht eingegangen werden. Der leitende Arzt einer solchen Anstalt muh 
geeignete spezialistische pädiatrische und ebenso ausreichende allgemeine 
medizinische Kenntnisse besitzen. 

19. Singllpgsfdrsorge auf dem Lande (Beferat). 

a) Marie Baum-Düsseldorf: Bei der Organisation der SluglingsfOrsorge 
auf dem Lande liegen noch ungelöste Aufgaben vor, und da nach, wie vor 
das Land es ist, das die rasch verbrauchte Bevölkerung der 8tädte zu er¬ 
gänzen und zu erneuern hat, handelt es sich hier um eine Grundfrage der 
gesamten Säuglingsfürsorge. Wohlfahrtspflege bereitet auf dem Ltnde aus 
den verschiedenen Gründen stets viel größere Schwierigkeiten als in städtischen 
Verhältnissen. Die Kultur der Kinderpflege im besonderen leidet viellach durch 
die allza starke Belastung der Frau mit beruflicher Tätigkeit, die auch das 
frfthseitige Abbrechen der natürlichen Ernährung zur Folge hat. Seit langem 
ist es der Beruf des mit den ländlichen Verhältnissen wohl am besten ver¬ 
trauten Vereins für ländliche Heime und Wohlfahrtspflege durch die sogen. 
Laadpflegerinnen der überlasteten, mangelhaft belehrten und erzogenen 
Frau anf dem Lande Hilfe zu bringen. Von größter Wichtigkeit ist es, kul¬ 
turell höher stehende Persönlichkeiten mit bestimmt vorgeschriebenen Aufgaben 
sozial-hygienischer Natur auf das Land zu verpflanzen; denn nur in geringem 
Umfang wird man die für die Durchführung durchgreifender Maßnahmen ge¬ 
eigneten Persönlichkeiten in genügender Anzahl auf dem Lande ansässig finden. 
Und immer und immer wieder zeigt die praktische Arbeit, wie sehr gerade 
diese Persönlichkeiten nottun. Der Natur der Sache nach müssen dies Aerzte 
und beruflich geschulte Fürsorgerinnen sein. 

Bsdnerin bespricht dann im einzelnen die Maßnahmen, die zu ergreifen 
sind. Die Mittel müssen durch die Kreise mit Hilfe der Gemeinden aufgebracht 
werden; materielle Beihilfen von seiten privater oder lokal ansässiger Vereine 
sind flüssig su machen. 

b) Hansen-Petersburg bezeichnet die Errichtung von Krippen als vor¬ 
zügliches Mittel für die Bek&mpfang der Säuglingssterblichkeit auf dem Lande. 
Sie wirken geradezu als Belehrungsstätten für die Bauernfranen und jangen 
Mädchen. Die Krippe ist auch die pädagogisch -kulturelle Vorstufe lttr die 
Dorfschule. 

Diskussion. 

Badems eher-Geestemünde tritt dafür ein, die Arbeit der Vater¬ 
ländischen Fraaenvereine auch in bezug auf die ländlichen Krippen auszubaneu. 

Fräulein Kr Ohne-Worms hebt die Wechselwirkung von Wohnuugs- 
anflicht und Säuglingsfürsorge hervor. 

D. Abteilang III: Gesetzgebung and Yerwaltungem&ssn&hmen. 

1. SlugUagsschatz ln Gesetzgebung und Verwaltung (Beferat). 

a) Maas-Kopenhagen: Sämtliche allgemeinen Maßregeln, welche die 
Besserung hygienischer Verhältnisse des Volkes und die Förderung seines 
Wohles zum Ziel haben, tragen dazu bei, Säuglinge zu beschützen; die 
Abnahme der Säuglingssterblichkeit zeigt, daß die humanen Bestrebungen der 
letzten Jahrzehnte in diesem Punkt nicht vergeblich gewesen sind. Da die 
Kindersterblichkeit fortwährend eine so unverhältnismäßig größere unter den 
unehelichen als unter den ehelichen Kindern ist, müssen die Bestrebungen in 
erster Linie daranf aasgehen, die unehelichen Kinder unter die möglichst 
besten und gesichertsten Verhältnisse zu bringen und in diesem Punkt durlien 
weder der Wunsch der Mütter noch allgemeine Rücksichten in bezog auf die 
Gesellschaftsmoral in irgend welcher Weise neben den Rücksichten auf das 
Leben und die Gesundheit der Kinder maßgebend sein. Um sowohl unehelich 
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wie ehelichen Kindern Schuts angedeihen za lassen, müssen die Behörden oder 
eine Institution, deren Mitglieder ans dem Voike selbst gewählt sind, ein» 
schreiten können und das Kind unter ihren 8chntz nehmen, falls es als Ter» 
kommen nnd verwahrlost za betrachten ist. Die genaueste Aufsicht über 
sämtliche Pfleglinge muß gesichert werden, ebenso wie die AdoptivVerhältnisse 
einer genaaen Kontrolle unterworfen werden müssen. Ein befriedigendes 
Resultat erreicht man allerdings erst, wenn man in weit ausgedehnterem Maß¬ 
stabe als jetst, den Kindern Matter- oder Ammenmilch verschaffen kann. Vor 
allem müssen die Mütter in jeder Weise angebalten werden, ihre Sprößlinge 
selbst zu stillen; der 8taat müßte deshalb alle freiwilligen Wohltätigkeits¬ 
bestrebungen, Müttern das 8tlllen zu ermöglichen, in weitestem Umfange 
unterstützen. 

Diskussion: Pütter-Berlin, Rumpelt-Dresden. 

2. Muttersebaftsversichernng (Referat). 

a. Br uno-Heidelberg: In Deutschland hat die hohe Säuglingssterblich¬ 
keit ihre Ursache in der Schutzlosigkeit in der sich rund 1'/* Mill. deutscher Frauen 
zur Zeit ihrer Eatbindang btfiadea. Angesichts dieser Tatsachen, nnd da die 
reichsgesetzliche Regelaag der Matterschafcsbestrebangen in absehbarer Zeit 
nicht za erwarten sei, habe man in der Gründung der Propagandagesellschaft 
für Mutterschaftsversicberang den Weg der Selbsthilfe, der privaten Ver¬ 
sicherung beschritten. Die Gesellschaft wolle die Mittel Bammeln, um Mutter- 
Schaftskassen zu gründen, welche es allen weiblichen Personen, deren Ein¬ 
kommen unter 3000 M. bleibt, ermöglichen sollen, bei kleineren Einzahlungen 
Unterstützungen für ein eintretendes Wochenbett za erlangen. 

b. Die Wiener Stillkassen und die gesetzlichen Stlllnnterstützungen 
der Zukunft« 

Weiss-Wien schildert die Einrichtung, Handhabung der Wiener Still¬ 
kassen, durch die schwangere Frauen sur Beitragsleutang herangezogen 
werden, um nach ihrer Niederkunft darch Stillgelder unterstützt za werden. 

Diskussion: 

Poussineau-Paris berichtet als Präsident der Mutterschaftsverstche- 
rang in Paris über die seit 1832 bestehende Versicherung, die 250C0 Mit¬ 
glieder zählt. Er schlägt dem Kongreß folgende Resolution vor: Der Kon¬ 
greß glaubt, daß es eine Pflicht der Menschlichkeit und des sozialen Gewissens 
ist, daß jiie Matterschaftjgesetzgebang darch die Mutterschaftsversicberang 
ergänzt wird. 

8. Ueber den Kinderschutz. 

Dr. Merlin-Etienne weist auf den Zusammenhang von Kinderschutz- 
Und Mutterscha(t8versicherang hin und betont, daß eine Ausdehnung der 
Mutterschafisversicherung auf die ganze Arbeitorbevölkerung das beste Mittel 
zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit sei. 

Diskussion: Bruno, Schlossmann, Ewlnocouroff, Weiss, 
Frau Dr. Brandt, Henriette Fü rt h - Frankfurt a. M. 

4. Unterbringung syphilitischer Kinder (Referat). 

a. Rietschel-Dreslen weist auf die große soziale Gefahr hin, welche 
die bei fremden PA .‘getrauen untergebrachten erbiy politischen Kinder für ihre 
gesunde Umgebung beleuten, nnd verlangt, daß die Verwaltungsbehörde dafür 
sorgt, daß die Diagnose der Syphilis bei diesen Kindern möglichst frühzeitig 
festgestellt ist, daß solche Kinder den Ziehmüttern abgenommen, dauernd 
beaufsichtigt und behandelt werden. 

b. Rechtsanwalt Dr. Thier sc h- Leipzig: Ausgebend von der rechtlichen 
Stellung des unehelichen Kindes nach dem bürgerlichen Recht im allgemeinen 
wird dargelegt, welche rechtlichen Beziehungen sich zwischen den unehelichen 
Kindern einerseits und den städtisch) n Fürsorgeämtern in Dresden und Leipzig 
anderseits herausgebil let haben. Diese Beziehungen beruhen teils auf öffent¬ 
lichem Recht — Aufsicht der Stadt über die unehelichen Kinder und die 
Ziehmütter im öffentlichen Interesse —, teils auf Privatrecht, soweit die Be- 
rnfsvormandsebaft oingefuhrt ist. Die Maßregeln, welche beide Städte zwecks 
Darcbfdhrang der Flrsorge uni besonders zar Unterbringung syphilitischer 
Kinder ergriffen haben, werden vom juristischen Standpunkt nach den Grund¬ 
sätzen des ötf .-milchen und privaten Rechts b-leuchtet und einer Kritik unter¬ 
zogen. Man gelangt zu dem Ergebnis, daß die Krankenhausbehandlong von 
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Vormundes gesetzlich unzulässig Ist, daß dagegen die Behandlnng kranker 
Kinder im Haase auch trota des Verbotes der Erziehungsberechtigten vorge- 
noamen werden darf. Da bei offener Syphilis die Ansteckungsgefahr für die 
Umgebung groß ist, nnd durch Anrufung des Vormnndscbafisgericbtes wert« 
▼olle Zeit verloren geht, erscheint die Dresdener Vorschrift zweckmäßig, 
wonach bei offener Syphilis ohne weiteres von dem Ffirsorgeamte die Kranken* 
hansbehandlong angeordnet and erst bei etwaigem Widersprach der Erziehungs¬ 
berechtigten nachträglich die Genehmigung des Vormundschaftsgerichtk 
eingeholt wird. 

e. Dehne*Dresden berichtet über die Erfahrungen, die mit den vom 
Fftraorgeamt in Dresden erlassenen Bestimmungen bisher gemacht sind. 

o. Tut q uan• Paris erinnert daran, daß die Ernährung der neugeborenen 
syphilitischen Kinder durch gleichfalls syphilitische Ammen nichts Eenes ist; 
im 18. Jahrhundert hatte zu Paris ein Polizeileutnant Lenoir eine Anstalt 
geschaffen, in welcher die syphilitischen Mütter einer Behandlnng unterzogen 
wurden und gleichfalls syphilitischen Kindern die Brust gaben. Die Ergeb¬ 
nisse sind sehr befriedigende gewesen; viele Kinder rettete man vom Tode, die 
unfehlbar unterlegen wären, wenn sie keine Muttermilch bekommen hätten. 
Die Socidtö de la propbylaxie sanitaire et morale (Gesellschaft für sanitäre und 
sittliche Propbylaxie) zu Paris, welcher Herr Turqnan im Jahre 1908 die Frage 
vorlegte, hat die Beschlüsse eines Berichts des Herrn Professor Bibemont 
(Deesaignes) angenommen, wonach die syphilitischen 8äuglinge gleichfalls 
syphilitischen Ammen anvertraut wurden. 

Diskussion.' 

Turesany, Walz, Schloßmann, 8chloß, Taube, Faust, 
FrL Baum, Muus. 

Schlußworte: Bietschel, Thiersch. 

6. Gewinnung und Kontrolle der Slugllngsmlleh (Referat): 

Ostertag-Berlin schildert die Gefahren, welche durch den Milcbgenuß 
die Konsumenten bedrohen. Er hält zur Gewinnung einer unschädlichen und 
bekömmlichen 8äuglingsmilch für erforderlich: Tierärztliche Kontrolle der 
KUcbtiere, ärztliche Kontrolle des Melkerpersonals und der sonstigen gesund¬ 
heitlichen Verhältnisse der Milchwirtschaften und chemische Kontrolle der 
Milch. Zur Sicherung der Kontrolle ist der Milchverkehr bis zu einer 
etwaigen einheitlichen Regelung der örtlichen Vorschriften durch Normativ- 
beetimmungen zu regeln; wichtig ist auch die Belehrung der Milchproduzenten 
und dos Melkerpersonals. 

Diskussion. 

Bendu>|Paris, Winoccuroff-Odessa. 

6. Die Wichtigkeit, die Herkunft der Sluglingsmilch zu überwachen. 

Cham b> e 1 en t- Bordeaux: 

Alle Kinderärzte sind sich gegenwärtig darüber einig, daß das Stillen 
durch die Mütter die den Neugeborenen zuträglichste Ernährungsform ist. In 
«feigen Ausnahmefällen ist diese Ernährung nicht möglich. In noch häufigeren 
Füllen Ist diese Ernährungsform nicht ausreichend und es ist daher notwendig, 
die Ernähmng durch Muttermilch, durch Znnährung mit anderer Milch zu 
ergünzen. Die bezahlte Amme ist ein sozialer Irrtum, da wie Prof. Tinard 
sagt, die Milch der Frau ihrem Kinde gehört. Man mnß sich daher der Tiere 
bedienen, um Milch für die Säuglinge zu erhalten. Die Erfahrung hat gelehrt, 
d nß in der großen Mehrzahl der Fälle die Kinder diese Milch sehr gut ver¬ 
tragen, jedoch unter der Voraussetzung, daß die Milch von nnt adelhaft er Rein¬ 
beit ist. Früher hat man sich begnügt, die Milch nur auf ibre chemische 
Reinheit zu'untersuchen; in jüngster Zeit hat man auch die bakteriologische 
Reinheit gefordert. Wenn dies auch die beiden wichtigsten Anforderungen an 
die Reinheit der Milch sind, so bleiben dieselben doch noch immer ungenügend. 
Selbst wenn die chemische und bakteriologische Untersuchung keinerlei Un¬ 
reinheit ergibt, kann die Milch den Neugeborenen noch immer schädlich sein, 
und zwar wenn die Milch von kranken Tieren berrübrt oder einer mangel¬ 
haften Behandlung unterworfen ist. 8ie kann ebenso gefährlich werden, wenn 
sie von kranken oder unsauberen Personen behandelt wird. Die Ueberwschung 
der für 8änglinge bestimmten Milch muß sich daher bis zum Ursprung 
erstrecken, d. h. es ist notwendig, nicht i nur den Gesundheitszustand der Tiefe 
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nd die hygienischen Bedingungen, ia denen sie sich befindet, sondern nach 
die Personen, welche die Miidi vom Melken bis nun Einfällen in Flaschen 
bearbeiten, su überwachen. 

Abteilang m»: Vormandsohaftswesen. 

1. Die internationalen Beziehungen Im Tormandschnftswesen and 
die Haager Konvention (Beferat): 

Horn-Paris: Im Gegensatz za Beicher and Naegeli spricht Bef. 
sich für die Beibehaltang des Nationalprinzips der Haager Konvention vom 
12. Jani 1902 aas. Er legt dar, daß das Wohnsitzprinzip in keiner Weise 
geeignet sei, die Rechtslage der anehelichen Kinder za verbessern, and meint, 
,1(6 Annahme dieses Prinzips würde im Gegenteil in den meisten Fällen zur 
Schutzlosigkeit führen. Der Vertrag sei allerdings in manchen Einzelheiten 
einer Beform bedürftig, ohne daß sein wirklicher Wert in Frage gestellt werde. 
Nach einer kurzen, aber trotzdem vollständigen Darlegung der wesentlichen 
Bestimmungen des Vertrages and nach eiaer Beantwortung der gelegentlich 
des vierten Kongresses des Archivs der deutschen Berufsvormünder von 
Beicher und Stadtrat Nigeli aufgeworfenen Streitfragen, regte der Bedner 
dann die Grüudaog einer internationalen Au«kanfts-Zentrale an and schloß mit 
der Empfehlung, aas von dem Vertrage aufgestellte Prinzip beizubehalten. 

Diskassion. 

Peters'en«Hambarg,Silber oagel-Basel,Ziegler-Wien, Melly- 
Budapest. 

2. Die Rechtsstellung des unehelichen Kindes'ln 'den wichtigsten 
enroplisehen Lindern (Beferat): 

Meister-Frankfurt a. M. legte ausführlich dar, in welchen Arten 
and Staaten das Auerkennungsprinzip and das der bloßen Unterbaltungs- 
klage in Geltung sei und kam auf Grund einer ausführlichen kritischen Be¬ 
leuchtung der beiden Systeme zur Aufstellung folgender Thesen: 

1. Es sei zu wünschen, daß die Staaten, die nur das System der Kindschaft 
durch Anerkennung im Umfange des geltenden französischen Hechtes haben, 
dieses darch das System der Unterhaltungsklage im vollen Umfange ergänzen; 

2. daß bei der Ausgestaltung der Unterhaltungsklage des Kindes die 
Rücksichten auf die Beweisschwierigkeiten bei Feststellung des unehelichen 
Vaters nicht zu ihrer Beschränkung führen dürfen, ebenso wie 

3. die Rücksicht auf die etwaige Unmoralität der Mutter, deren An¬ 
sprüche streng von denen des Kindes zu sondern sind, daß insbesondere 

4. die Staaten, die durch die Geltendmachung der exceptio plurium 
concumbentium durch den Beklagten die Unterhaltungsklage des Kindes be¬ 
schränken, diese beseitigen, neue Gesetze sie außer Betracht lassen; 

5. daß überall die Rechtsvertretung des unehelichen Kindes, nicht dey 
Kindermatter, sondern einem erfahrenen und unabhängigen Vormund, am besten 
einem Berufsvormund übertragen wird. 

8. Die Bechtsverfelgung der Ansprüche unehelicher Kinder Im 
Auslände (Beferat): 

Engel-Budapest: Der Rechtsanspruch der unehelichen Kinder muß 
trotz großer Schwierigkeiten auch im Auslande verfolgt werden. Mit Rück¬ 
sicht auf die Schwierigkeiten muß eine Zentralstelle geschaffen werden, die 
bestimmt und in der Lage sei, den Vormund bei dieser Arbeit zu unterstützen. 
In erster Linie falle diese Aufgabe dem Archiv deutscher Berufsvormünder in 
Frankfurt zu. Dieses Archiv solle zweckmäßig zu einer internationalen Ans- 
kanftsstelle über alle Fragen des Kinderschutzes, insbesondere aller Rechts¬ 
fragen ausgestaltet werden. Da jeder, der sich in Deutschland oder im Aaslande 
mit Kinderschatz befasse, sei es nun eine Behörde oder private Personen, nun 
dieser Tätigkeit Natzen ziehen könne, so sei es erforderlich, daß jeder dieser 
Interessenten das Archiv materiell und moralisch unterstütze. 

4. Die amtlichen Nachforschungen über das Schicksal der uneheliehe» 
Säuglinge. 

Genersich -Koloswar: Der gesetzlich geregelte Kinderschntz Ungarns 
ist so vollkommener Verfassung, daß man mit Recht erwarten soll, daß i» 
Ungarn kein schatzbedürftiges Kind ohne amtliche Hilfe bleibe. Bef. legt aber 
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dar, daß dfe praktische 'Arbeit trotzdem viel Schwierigkeiten habe and Ter* 
breitet zieh eingehend darüber, wie durch' ein Zusammenarbeiten der Kinder* 
atyle, der Polizei und der Waisenstühle Einrichtungen getroffen werden 
konnten, welche den von dem Gesetz gewollten Kinderschatz zach in der 
Praxis so ideal wie irgend möglich gestalten. 

Diskussion: 

Silbernagel-Basel, Horn-Paris, K1 umker*Frankfurt a. M. 

Folgende' Anträge werden" eingebraebt: 

a. Die Abteilung lila des Internationalen Säuglingsschutskongressei 
beauftragt ihre Ehrenvorsitzenden und Vorsitzenden, mit der Carnegiestiftung 
in Verbindung zu treten, um ihr von den Verhandlungen über die inter* 
nationalen Beziehungen im Vornandsebaftswesen Kenntnis zu geben und ihr 
zur Förderung der internationalen Friedensbeziehungen die Unterstützung den 
Archivs deutscher Berufsvormünder als einer internationalen Auskunftstelle 
für Rechtsfragen des Kinderscbutzes zu empfehlen. 

b. Die Entwicklung des Säuglingsschatzes fordert dringend den Ausbau 
der internationalen Beziehungen im Vormundsebaftswesen und beim Rechts¬ 
schutz des unehelichen Kindes. Da auf diesem Gebiete durch eine praktische 
Zusammenarbeit verschiedener Völker zahlreichen schutzhedürftigen Kindern 
wesentliche Vorteile verschafft werden können, so empfiehlt der III. Inter¬ 
nationale Säuglingsschutzkongreß den Regierungen, Vereinen und Privaten 
aller Länder, eine internationale Auskunftsstelle für Rechtsfragen des Kinder- 
Schutzes in jeder Hinsicht zn unterstützen. 

5. Findelwesen (Referat). Riether-Wien: Im Findelwesen wurzeln 
die allerersten Anfänge des Säuglingsscbutzes; denn da im Altertome die 
Aussetzung der Neugeborenen gestattet war, so mußte gefundenen oder auf- 
geleoenen Kindern zuerst eia fremder Schutz zuteil werden. Die Ausbreitung 
des Christentums verursachte die Gründung eigener Anstalten zur Aufnahme 
dieser Kinder (Finde lau st alten) fast in allen Städten. Die meisten wurden 
später wieder aufgehoben wegen der Mißstände, die ihnen anhafteten. Za 
den größten gehörte die Aufnahme der Kinder ohne Erhebungen über ihre 
Abstammung, so daß auch die Erhaltung nicht bedürftiger Kinder ntühelos 
der Allgemeinheit aufgebttrdet werden konnte, sowie die Verpflegung aller Säug¬ 
linge in geschlossenen Anstalten, welche oft eine Sterblichkeit von 70—80 
t. H. hatten. 

Von den noch bestehenden Anstalten sind die österreichischen fast voll¬ 
ständig den Anforderungen der Gegenwart entsprechend umgestnltet. Sie 
nehmen alle Bedürftigen auf, erheben aber sofort Familien-' und Vermögenn- 
TerhäUnisse und Ziehen die unterhnltangspflichtigea Verwandten zur Beitraga¬ 
leistung heran. Sie verpflegen nur die kranken, schwachen oder sonst nicht 
ftbgebbzren Säuglinge im Hause und lassen sie dort von den eigenen Müttern 
stillen; die Gesunden versorgen sie bei Familien nnf dem Lande nnd lassen 
sie dort durch die Aerzte und darch bestellte Koloniesekretäre überwachen. 
Für die erhöhte Pflege Bedürftiger werden besonders Zweiganstalien auf dem 
I^uide (Kinderheime) geschaffen. Aerzte und Heilmittel für die Kinder sind 
unentgeltlich erreichbar. Nar die Kostgelder entsprechen noch nicht den 
gegenwärtigen Lebensverältnissen; doch dürfte die Erhöhung nur eine Frage 
der Zeit sein. 

Ein Uebelstand ist noch die frühzeitige Trennung des Kindes von der 
Matter, wodurch eine gewisse Entfremdung gefördert wird. Dem abzahelfen 
ist die Verallgemeinerung der ungarischen Einrichtung geeignet. Dort wird 
das Kind für die Säuelingszeit mitsamt seiner stillenden Matter zu einer ge¬ 
eigneten Familie in Pflege gegeben. Nach der Entwöhnung bleibt das Kind 
in der Familie als Kostkind, während die Mutter wieder ihrem Erwerbe nach¬ 
geht. Die Verallgemeinerung dieser Einrichtung setzt allerdings die gesetz¬ 
liche Festlegung einer Gesamtvormundscbaft des Landes voraus, der für die 
Säuglingszeit auch ein Verfügungsrecht über die Mutter zusteht. Die damit 
verbundene Einschränkung der persönlichen Freiheit ist nicht größer als die, 
welche den jangen Männern durch die Wehrpflicht auferlegt wird. Findel- 
nustaUen, die sich so in jeder Richtung den Anforderungen der Gegenwart 
angepaßt haben, sind nicht zu verwerfen, sondern als Grundlage für den 
Kiadexsehuts einen Landes immer weiter auszugestalten. Die Leistungen 
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eiaer Fiidtlmtalt atad eicht gering; s. B. hat die Wiener Anstalt seit ihrem 
Bestehen (1784) nicht weniger als 781242 Kinder anfgeaommen und versorgt. 
Die Sterblichkeit der Kinder im allgemeinen, welche am Beginne bis au BO 
▼. H. betragen hat, ist gegenwirtig aal 6°/o gesunken. . 

Diskassion: Moll-Wien, Epstein-Prag. En ge 1-Budapest, 
Taresany-Sscogod, Scheerer-Prag, Klamker-Frankfurt a. M. and 
Tnttbe-Leipsig. 

6. Fürsorge für Pflegekinder and anebellche Kinder. 8amter- 
Charlottenharg: Pflegekinder im Slaglingsalter, wie anebeliche'Kinder Aber- 
haapt, bedürfen der sorgfältigen Ueberwachung, die am besten durch berufs¬ 
mäßig tätige, mit der modernen Säuglingspflege vertrante weibliche Personen, 
wenn möglich darch Schwestern vorhandener Siaglingsfürsorgestellen, sogleich 
mit der ersten Oeberwschang darch diese erfolgt. Eine mehrfache gleichseitige 
Ueberwacbang darch verschiedene Stellen ist tunlichst za vermeiden. Alle 
zum Schatze der SäagUnge vorhandenen Einrichtungen sind Pflegekindern, den 
unehelichen Kinder überhaupt nutsbar zu machen. Insbesondere gilt dss von 
der E'langang ärzücher Hille in Krankheitsfällen und von der Aufnahme in 
Krankenanstalten, die nicht von der vorherigen Begelung der Kostenfrsge 
abhängig za machen ist. Pflegestellen für solche Kinder sind anfs Sorgfäl¬ 
tigste zu prüfen nnd darauf zu achten, daß in Familien, in denen sich an¬ 
steckend kranke Personen brfinden, Kinder nicht in Pflege gegeben werden. 
Bestehen Zweifel, ob ein Säugling sich für Familienpflege eignet, so ist er 
zuvor in einer geeigneten Anstalt za beobachten. Damit die Aufsicht Aber 
uneheliche Säuglinge so früh als möglich einsetzen kann und die Kinder so 
vollzählig als möglich erfaßt, empfiehlt sich eine Verbindung der über¬ 
wachenden Stelle mit Standesämtern, Entbindungsanstalten nnd Einwohner- 
Meldeämtern. Zar Sicherstellung des Unterhaltes für solche Kinder hat sich 
überall die Einführnng der General- oder Beruf ^Vormundschaft als besobdera 
wirksam erwiesen. In Verbindung damit erscheint eine möglichste Erleich¬ 
terung der Gewährung der öffentlichen Armen- und Wagenpflege dringend 
geboten. 

7. The protection ef Illegillmate chlldren unrsed for bfre (Die Be- 
sehtttsnng illegitimer Kinder, welche gegen Entlohnung verpflegt werden). 

Francis Z an e 11 i • Soutbmancbester: Das Aufziehen von Kindern gegen 
Entlohnung war bis 1872 in Eogland nicht geregelt. Im Jahre 1908 wurde 
der große „Children Act* Gesetz. Dieses Gesetz verlangt, daß alle Personen, 
welche Kinder, die getrennt von ihren Eltern sind, gegen Bezahlung resp. 
Entlohnung in Pflege nehmen, dies innerhalb 48 Stunden der Vormnndschafts- 
behö'de anzuzeigen zu haben. Diese bat einen Inspektor zu bestellen, welcher 
die Fälle zu überwachen und den Pflegern Batachläge betreffs PfWe und 
Behandlung der Säuglinge zu geben hat. Die Pflegemutter ist verpflichtet, 
von jeder Veränderung ihrrs Wohnortes Mitteilung zu machen, gleichfalls 
wenn sie das vorgemerkte Kind nicht länger in Pflege behält. Falls der 
Säugling stirbt, muß die Mutter den Vormündern innerhalb 48 8tnnden Mit¬ 
teilung machen und dem Totenhescbaner innerhalb 24 Stunden. Es ist Per¬ 
sonen, die Säuglinge gegen Bezahlung in Pflege nehmen, verboten, das Leben 
dieser Säuglinge zu versichern, was eine ausgezeichnete Vorsichtsmaßregel 
gegen die absichtliche Vernachlässigung von Kindern ist. Die Vormünder 
haben die Macht, die Anzahl der in einer Wohnnng verpflegten Kinder zu 
beschränken und die Entfernung jedes Sänglings su veranlassen, falls das 
Kind von einer ungeeigneten Person gepflegt oder in ungesunden Wohn- 
räumliehkeiten gehalten wurde. 

F. Abteilung IV: Statistik. 

1. Morbidität, Mortalität und Geburtenziffer ln den verschiedenen 
Ländern (Referat). 

Falkenburg-Amsterdam: In allen europäischen Ländern mit Auf¬ 
nahme von Bumänien, Bulgarien nnd Bnßland sind die Geburtenziffern seit 
1871—1880 stark gefallen. Bedeutend größer war der Bückgang der all¬ 
gemeinen Sterblichkeit in allen Ländern mit Ausnahme von Irlnnd und Frank¬ 
reich. Das Sinken der Säuglingssterblichkeit steht hinter dem 8inken der 
allgemeinen Sterblichkeit bedeutend snrück in allen Ländern mit Ausnahme 
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Ton Württemberg, Beden, Frankreich, Schweis, Sehweden and Norwegen. 
Die Lebenssauiehien der Eitern heben also verhältnismäßig mehr angenommen 
eis die Lebensaassichten der Säaglioge. Die Säuglingssterblichkeit ist be¬ 
sonders in den Ländern mit geringen Geburtsttberschüssen eine Geiahr, die 
die Volkskraft bedroht. Am größten ist augenblicklich die Säuglingssterb¬ 
lichkeit in Ost-Europa, am geringsten in West-Europa. Die deutschen 
Linder nehmen in der Beine eine ungünstige Stellung ein. 
Ueber die Morbidii&t der Säuglinge existiert bis jetzt eine su wenig umfang¬ 
reiche statistische Literatur, als daß daraus allgemeine Schlüsse gezogen 
werden dürfen. Die bestehenden Daten weisen auf V erdauungsstörungen 
alz die bedeutendste Ursache der Säuglingserkrankongen und der Sterblichkeit hin. 

Diskussion: 

v. Mayr-München bemerkt, daß die sogenannte «Auslesetheorie 11 hin¬ 
sichtlich der Bedeutung der Säuglingssterblichkeit als abgetan anzusehen sei. 
Nicht eine Ausmerzung der Schwachen, sondern auch eine Vernichtung der 
Lebenstüchtigen findet statt. Die Zusammenhänge zwischen Geburtenziffer 
und Sterblichkeit seien dahin anzunehmen, daß mit der Geburtenziffer auch 
die Sterblichkeitssiffer wachse. 

8 s a n a - Budapest betont, daß auch die intensivsten Ffirsorgebeetrebungen 
diesen Paraliellsmus nicht hätten beseitigen können. 

Kuszynski-Schöneberg hebt hervor, daß es äußerst schwierig sei, 
einen solchen Parallelismus sowohl zu beweisen, wie su bestreiten, da eine 
Vergleichsmöglichkeit zwischen den Geburten und Sterbeziffern noch nicht 
gegeben sei. 

2. Ueber den Rückgang der allgemeinen Säuglingssterblichkeit Im 
preusslschen Staat von 1870—1910, sowie über die Säuglingaaterbilcbkeit 
In den Pro rissen, Regierungsbezirken und Rrelsen Preussens 1910 und 1904 
(Referat). 

Behla-Berlin zeigt an einer Reihe von graphischen Tafeln den 
Rückgang' der allgemeinen Säuglingssterblichkeit im preußischen Staate, ln 
den einzelnen Provinzen und kleineren Verwaltungsbezirken Preußens von 
1876—1910. Dabei ergeben sich die günstigsten Verhältnisse für den Westen 
der Monarchie. Besondere Untersuchungen haben ergeben, daß bei der 
Sterblichkeit der Säuglinge die Syphilis insofern von Bedeutung sei, als auf 
sie nurückzuführende Todesfälle sich im Verhältnis gesteigert haben, während 
alle anderen Krankheiten zurückgingen. 

8. Die Säuglingssterblichkeit In der Schweis. 

Bernheim-Karrer-Zürich referiert über die Sterbeziffern der Säug¬ 
linge in den einzelnen Kalendermonaten und zeigt, daß in der Mehrzahl der 
schweizerischen Städte die Sommersterblichkeit fehlt oder doch von derjenigen 
der Frühlings- und Wintersterblichkeit übertroffen wird. 

4. Mortalltö et ses eauses dang In premibre enfanee alnsl que sur 
l’dtat de la puörloulture en Roumalne. 

Thomescou-Bukarest: beleuchtet die Ursachen der Säuglings« 
Sterblichkeit in Rumänieo, das sich bekanntlich einer im Vergleich zu seiner 
sehr hohen Geburtenziffer nicht sehr großen Säuglingssterblichkeit erfreut. 

6. Statistik der Erfolge von Ffirsorgemassnabmen (Referat). 

a) Lands b er ge r-Magdeburg: Die Betrachtung der Sterblichkeit 
innerhalb des Kreises der der Fürsorge unterstehenden Kinder darf nicht außer 
acht lassen, daß einerseits der Anfangspunkt der Beobachtang, niemals, wie 
bei der Berechnung der allgemeinen Kindersterblichkeit, die Geburt ist, ander¬ 
seits der Endpunkt der Beobachtung vielfach durch den (vorzeitigen) Aus¬ 
tritt ans der Fürsorge gegeben wird. 

Aus der ersteren Tatsache folgt: Da unter den der Fürsorge unter¬ 
stehenden Kindern das jüngste Alter (die ersten 6—14 Tage, Lebenstage, bezw. 
der erste Lebensmonat usw.) mit seiner besonders großen Sterblichkeit zum 
Teil ganz fehlt, zum Teil ln wesentlich geringerem Grade vertreten ist, als 
unter der Gesamtzahl der Kinder; deshalb kann ein Vergleich der Sterblichkeit der 
Füreorgekinder mit der aligemeinen, ohne Unterscheidung von Altersabschnitten 
(Lsbensmonaten), im ersten Monat etwa unter Heraushebung der ersten beiden 
Lebsnzwochen zu einwandfreien Ergebnissen nicht führen. 
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Aas der sa «weit angeführten Tatsache ergibt sich der Schloß: Für die 
Messung der Sterblichkeit der der Fürsorge anterstehenden Kiader ist sieht 
aor das Alter, sondern noch die Zeit, während der de in Beobachtang ge* 
standen haben, Ton grundlegender Bedeutung. 

Werden in der Betrnchtang der Kindersterblichkeit die ehelichen and 
anehelichen Kinder unterschieden, so muß der Vorgang der Legitimation mit 
berücksichtigt werden. Die vielfach übliche Beziehung der unehelich gestorbenen 
Kinder auf die unehelich geborenen ist unrichtig, da die legitimiert gestorbenen 
unter den anehelich geborenen enthalten sind, unter den unehelich gestorbenen 
jedoch fehlen. 

b) Tagend reich-Berlin: Bei den großen Aufgaben, die Staat, Ge¬ 
meinde und private Fürsorge sa Zwecken der Bekämpfung der Säuglings¬ 
sterblichkeit leisten, ist der Wunsch durchaus verständlich, möglichst bald 
statistische Beweise über den Erfolg der mannigfachen Maßnahmen su er¬ 
halten. Die Statistik wird hierbei vor eine recht schwierige Aufgabe gestellt; 
denn es ist immer schwer, den Erfolg sozialer Maßnahmen exakt nachsu- 
weisen, weil die Möglichkeit des reinen Experimentes fehlt. Auf eine bestimmte 
Bevölkerungsgruppe wirken sehr verschiedene soziale Schädlichkeiten und 
soziale Heilmittel ein. Diese su kennen, sie einzeln auf ihre Wirkung sa 
studieren, ist gewöhnlich unmöglich. Die Erfolge aller Sftuglingsfüraorge 
müssen sich in der Sterblichkeit der Säaglinge offenbaren. Die Statistik hat 
»nächst die Aufgabe, die Drsache von etwaigen Mißerfolgen aufzoklären. 
Eine Maßnahme der Säugliogsfüraorge kann aus swei ganz verschiedenen 
Gründen ohne Einflaß auf die Säuglingssterblichkeit bleiben. Einmal kann 
eine Maßnahme, die ihre Klienten aufs günstigste beeinflaßt, deshalb die all¬ 
gemeine Säuglingssterblichkeit nicht beeil.Hassen, weil die Zahl der von ihr 
versorgten Säuglinge zu klein ist. Eine solche Maßnahme, die sich in kleinen 
Kreise als gute Waffe erwiesen hat, wird man dann ausbauen müssen. Dann 
aber kann die Erfolglosigkeit einer Maßnahme daher rühren, daß sie an sich 
unbrauchbar ist. Solche Einrichtungen wird man jo schneller, desto besser 
fallen lassen. Für die Beurteilung des Erfolges kommt nicht allein die Ent¬ 
wicklung des Säuglings während der Fürsorge, sondern auch nach der Ent¬ 
lassung aus der Fürsorge in Betracht. Bei der starken Fluktuation der groß¬ 
städtischen Bevölkerung ist es allerdings nicht leicht, die Säuglinge längere 
Zeit im Auge za behalten. Des weiteren wäre es von Interesse, die Ent¬ 
wicklung der ehemaligen Fürsorgezöglinge dauernd, jedenfalls bis sam 
Abschluß der Pabertät, zu verfolgen. Zu diesem Zweck empfiehlt sich der 
Einführung von Personalbogen (Gesundheitskarten), in die die einzelnen Für¬ 
sorgeinstanzen, Säaglingtarzt, Impfarzt, Schularzt asw. ihre Bemerkungen 
eintragen. 

Diskussion: Gottstein - Charlottenburg, Wallenstein-Berlin. 

6. Der Stand der SftuglingsfQrsorge ln Bayern. 

Zahn-München: Es sind hier zahlreiche Fürsorgeeinrichtungen im 
Laufe der letzten Jahre entstanden. Auf Grund einer jüngst veranstalteten 
Erhebung gibt Redner ein anschauliches Bild von allen diesen Maßnahmen. 

7. Ceber die Schaffung eines einheitlichen Schemas für vergleichende 
Internationale Säuglingssterblichkeit• Statistik. 

B ad tke-Cüarloltenburg weist darauf hin, daß die Statistik es gewesen 
ist, die als Mahnerin die Frage der Säuglingsfürsorge überhaupt erst in Fluß 
gebracht hat. Nach einer kritischen Erörterung der üblichen M&ßstabe für 
die Bemessung der Säuglingssterblichkeit, faßte er seine Ausführungen na 
Grundforderungen zusammen, die sich namentlich erstrecken auf die Aus¬ 
zählung der gestorbenen Säuglinge nach Legitimität, Geschlecht, Altersklassen, 
Todesursache und auch eine Ernäbrungsstatistik der lebenden wie der ge- 
storbeneu Siiglinge. Für eiae internationale Statistik darf man diese Graad- 
forderungen nicht zu hoch schrauben. Subtilere Untersuchungen über die 
Säuglingssterblichkeit werden in Zukanft, wie bisher, die städtischen statisti¬ 
schen Angestellten haben. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Mod,-Rat in Minden i. W. 

1 . 0. 0. Brom. Harcogl. SZeka. m. V. Seh.-L. HofhoeiZraokwal In Mlndom. - 
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BcaTiagB zu Zeitschrift für MedirinaJbeamte, 1911. IX 


l p fi <hi iWf 4ie »3. V wMfli»» D»«ts<her X«urf 

u4 Amte i 24—29. SfptmWr 4. J. im Karisralitw 

JL AUgwrzpfae csd kczabiaierte Sfctramgem. Besichtigungen. 

I« }mHTerl»if der lukii« Ti^ut $n»i iuh kmk 
ytis-r» säi. I*ie erste »11gerteile Smtij, die durch eise fersC*- 
jr-te JL*txr*rü des Groäkerzogs »usgoxeickxe« nt. krackte axßor de» 
£»egrtSctgiredga 2 naturwisseesekafilick ' wukuge Tertrag«: Toa Frei. 
»_ trns-Stuttgart tber die Piaosaurier i a Deutsch Ost-Afrika 
rat rrri. Ea gl er-Karlxruke tber Zerfxllsprozesse ia der Katar. 
Ass iss k zakiaiertea Sitzaxgea Ttriiext besondere Ervikaaag der Ter* 
trag Itt Bat Ekrlieks über Salvarsa». die Eeferate ree Bied 1 *VTw* 
ul M erawitz-Freiburg über iaaere Sekretio» aad schließlich jeae na 
A sei eff. Kr Tiig, t. Beck aad de la Camp tber Thrombose aad 
Eskoiie. Km sekr großem Zuspruchs. aickt bloß der Damen, katte aick 
der durch viele Lichtbilder illustrierte Tortrag Ton Prof. Stratx Iber die 
Darstellung des Measckea ia der Kant xa erfreuen. 

Eia vorzüglicher Führer gab den Teilnehmern Auskunft darüber, was 
Karlnxke aaf dem Gebiete der Gesuidkeits- aad der Weklfahrtspßege leistet 
— wie ja aaek eiast C. Frankel «I. H in rt Versammlung des Deutschen 
MedixaalbeasteaTemas ia München 1a v 2, S. So) Badea das .Masterländle' 
aaf dem Gebiete der Orgaaisatioa des Medixiaalweseas mannt«. Toa dea 
Besicktigaagea ist die des Kunstgewerbemuseums sa erwikaea, die aickt 
bloß aaf dem Gebiete des Kunstgewerbes aad der Geschichte Anregungen 
gab, soaiera »ach tob großem sorixlem Werte war aad Streiflichter warf 
aaf die Lebensweise der Schwarxwaldbaaera einst and jetxt. Pie schöne« 
Abeide im Großherzoglichen Hoftheater and aaf der Kaiterasse in Baden-Baden 
gaben den wissenschaftliche» Sitxungea ein herrliches Nachspiel. 

B. Verhandlungen der Sl. Abteilung für gerichtliche Mediain 
und »o minie Media in; sngleich VII. Tagung der Deuteoben 
Gesellschaft für Gerichtliche Medisin. 

Erste Sitsaag: Soanabead, den 23. September, 9Uhrrorm.: 

Eröffnung. Der Einführende, Geh. Ober-Med.-Bat Dr. Greift* 
Karlsruhe begrüßte die Versammlung und wies aaf den großen Aufschwung 
hin, dea die gerichtliche Medizin seit der letxtea Tagung der Naturforscher* 
Versammlung ia Karlsruhe (1S5S) genommen habe. Auf dem Gebiete der 
wissenschaftlichem Bearbeitung des Stoßes und der Fortbildung sei viel geleistet 
worden. 

Der I. Vorsitzende der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medisin, 
Med.-Bat Prot Dr. Pappe-Königsberg übernahm hierauf dea Vorsitx. Die 
Tagesordnung sei groß und enthalte 3 Referate, darunter eines, das sich auf 
die Beichsrenicherangsordnung beziehe. Seit Alters her bestünden xwischen 
sozialer Medizin and gerichtlicher Medizin gut fundierte Beziehungen. Neue 
Fragestellungen seien za jener über die Erwerbsfähigkeit des Individuums 
mit aad ohne Unfall, über den Zusammenhang zwischen Unfall und Tod hinaa- 
getreten. Das Heilverfahren habe einen besonderen Umfang angenommen. 
Von der kritischen Seite der Begutachtung durch den Arzt sei man mehr and 
mehr auch zur prophylaktischen Tätigkeit übergegangen. Gerade Bednor habe 
sieh nach aaf dem Gebiete der karativen Leistungen betätigen dürfen; er 
erinnere an die Bekämpfang des Alkobolismas, der jugendlichen Kriminalität. 
Die karative Seite, die soziale Tätigkeit sei eine wertvolle Ergänzung 
der kritischen. 

1. Die Bedeataag der physikalischen Chemie für die gerichtliehe 
Medisin (Beferatthema). Prof. Dr. H. Zangger*Zürich : Die neuere Zeit hat 
Methoden gelehrt, mit denen der zeitliche Verlauf and die quantitativen 
Verhältnisse sahleamäßig ausgedrückt werden können. Ihre Ergebnisse sind 
besonders durch die quantitativen Methoden für die gerichtliche Medista 
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bedeutungsvoll. Die Wünsche, mit denea wir au das neue Gebiet heran* 
gehen, sind folgende: 1. Eine Vertiefung der Methoden, 2. das Aulfindea von 
solchen, die einfach, schnell, mit wenig Material auch in komplizierten Ge¬ 
mischen anwendbar sind. Ei bedarf einer Kritik und Verbesserung der 
analytischen Untersuchungsmeihoden, ferner eines Studiums der Untersuchungs- 
methedua su gerichtlich medisiaischea Zwecken und einer Diskussion der 
Denkmethodik in Behandlung gerichtlich medizinischer Fragen. 

Beim Eiweißnachweis durch Praezipitation ist die Trübung 
für die Deutung der Resultate entscheidend. Eine zufällige Anwesenheit von 
Kolloiden hemmt die Resultate; dasselbe gilt lür die Haemolyse, für die 
Komplemeatableakung. Die Elektrolyse kommt in Betracht beim Nachweis 
Ton anorganischen Substanzen, bei der Trennung von Blei und Kupfer, beim 
Nachweis von Hg, in der Nahrungsmittelchemie. 

Rein molekular physikalische Methoden sind die Bestim¬ 
mung des osmotischen Druckes, der elektrischen Eigenschaften der Lösungen, 
der Leitfähigkeit (Carrara, Revenstorff). Die Veränderungen der Blut- 
konsentration durch künstliche Mittel werden in normalem Blut rückgängig. 
Beim Ertrinkungstod in Süßwasser wird das Blut verdünnt. Voraussetzung lür 
die Deutung quantitativer Verhältnisse ist, daß eine anderweitige Verschiebung 
der molekularen Konsentration bekannt ist; Effekte der Fäulnis müssen auszu- 
schließen sein. Diese hingen von der Natur und der Art der wirksamen Fermente 
ab. Cor in hat mit Grund nach Milieus gesucht, die weniger abhängig sind; er 
kam anf den Lfqior cerebrospinalis. 3eine Veränderungen sind Folgen der Dif¬ 
fusion ; von der Temperatur ist er allerdings auch — immerhin wenig — abhängig. 

Die Oberflächenspannungsmethodea kommen bei komplizierten 
Gemischen der gerichtlichen Medizin in Betracht. 

Die kolorimetrischen Methoden zur Blutuntersuchung bieten 
in der Hand des Physiologen größere Sicherheit, als in der gerichtlichen 
Medizin. Straßmann und Ziemke haben zwar 1901 gute Erfolge davon 
gehabt (ia 85°/o der Fälle), indessen muß die Beimengung von Farben aus¬ 
geschlossen sein; auch die Eiawirkung von Licht verändert die Resultate. 
Der Versuch, auf die Blutmenge aus dem spezifischen Gewicht zu schließen, 
ist 1904 von Marx gemacht worden. 

Die Viskosimetrie ist ia der gerichtlichen Nahrungsmittelchemie 
häufiger bereits verwendet worden. 

Die Refraktometrie ist wertvoll für einheitliche Körper bei 
Fälschungen. 

Die Bestimmung der molekularen Jonenkonsentration parallel 
mit jener der Leitungsfähigkeit ist von Reveastorff an frischen Leichen 
beim Ertrinkungstode gemacht worden, hat Bich aber zur Konstatierung des 
Todeseintritts praktisch nicht bewährt. Von großer Bedeutung sind die 
Koasentrationsverhältnisse bei Fällungsreaktionen, bei der Auflösung und 
Fällung kolloider Substanzen. 

Die Bindung des Arsens an Eisen, die Wirkung des Antidotum Arsenid 
(Bunsen)ist Kolloid gesetzen unterworfen. Die Anwesenheit von Kolloiden 
in Gemischen ergibt die Unregelmäßigkeiten bei der CO-Darstellung. Als 
Katalysator wirkt Wasser bei der Wirkling von Oxalsäure und Schwefelsäure. 
Auf Katalyse beruht die van D een sehe Blutprobe, ebenso die Entstehung 
von 0 bei Wirkung von Mangan- und Eiaensalsen auf HiOi. Die Anwesenheit 
von Jod in Spuren hemmt die Katalyse. — Terpentinöl ist ein negativer 
Katalysator in bezug auf Oxydation. 

Die Caissonkrankheit beruht darauf, daß N bei hohem Drucke in 
fettähnlichen Substanzen mehr löslich ist, als 0. Zwischen grauer und weißer 
Sabataus des Zentralnervensystems bilden sich Bläschen; bo lange noch der 
Gleichgewichtszustand besteht, ist Restitution möglich. Bei Bildung großer 
Blasen kann das Material zerreißen (Arbeit aus Zanggers Institut). 

Für den zeitlichen Verlauf gewisser Prozesse ist die objektive Zeit¬ 
bestimmung von großem Interesse; fast in jedem Gatachten kehrt die Frage 
nach der Zeit wieder. Bai Leichen sind wir über den Temperaturverlauf 
nicht orientiert. Wenn eine Reihe Bedingungen bekannt sind, ist aus 
physikalisch-chemischen Ueberleguogen ein Rückschluß erlaubt. Die Fäulnis 
ist abhängig von der Temperatur. Der Bakteriengehalt ist nicht kontrollierbar. 
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In Courriöres verlief die Fäulnis schnell. Das Eintrocknen des Auges ist 
approximativ ein Maßstab für den Eintritt des Todes. Das Einsinken des 
Bulbus ist durch Diffusionsprozeß bedingt. 

Die physikalisch-chemischen Probleme sind bei der Zeitbestimmung des 
Todeseintrittes von Wasserleichen wertvoll. Bei gegebener Temperatur und 
gegebenen Wasserverhältnissen ist eine Bestimmung möglich. Die Ver¬ 
änderungen der Formgebilde sistieren sofort nach Herausnahme aus dem 
Wasser. Im Winter ist in der Tiefe von Seen und Flüssen die Temperatur 
ziemlich konstant 4°. Die Qaellung, die Ablösung der Epidermis, die Ver¬ 
flüssigung der Horngebilde verhält sich wie in Lösungen. Der Ionengehalt 
des Wassers beeinflaßt die Vorgänge wesentlich. 

Bes um 6 : „Für den qualitativen und quantitativen Nachweis leisten 
die physikalisch-chemischen Methoden sehr viel bei anorganischen 8ubstansen. 
Vor allem aber machen uns die einfach ansuwendenden Methoden manch¬ 
mal darauf aufmerksam, ob und wo wir mit zeitraubenden Methoden etwas 
erreichen können. 

Bei einigermaßen bekannten Verhältnissen gestatten sie uns schnell, an 
geringen Quantitäten ohne Veränderung und Verlust an Material ziemlich 
genaue Bestimmungen der Konzentrationen durchzufahren. Die physikalische 
Chemie klärt uns ferner auf über das Wesen und damit über die Grenzen 
der Leistungsfähigkeit und das Anwendungsgebiet vieler gerichtlich medi¬ 
zinischer Methoden, indem sie uns die Beaktionsbestimmungen definiert. Wir 
sahen, daß diese Methoden uns auch Anhaltspunkte geben für die Bestimmung 
der Todesursache, in erster Linie beim Ertrinkungstod, und daß sie uns vor 
allem Aufschluß zu geben imstande sind über die entscheidenden Faktoren, 
die bei den Datumbestimmungen am Lebenden, vor allem aber an der Leiche 
eine Bolle spielen. Eine wissenschaftliche Vertiefung der Zeitbestimmung, 
als eine der wesentlichsten Aufgaben der gerichtlichen Medizin war schon 
lange ein Ziel und Postulat. 

Die physikalisch - chemischen Gesetzmäßigkeiten können natürlich nur 
in den Fällen sinngemäße Anwendung finden, in denen man alle wesentlichen 
Prämissen und Gesetzmäßigkeiten berücksichtigen kann. Die Zurttckführung 
der verschiedenen Erscheinungsfolgen auf solche allgemeinen Gesetze ist 
besonders deshalb wertvoll, weil sie einerseits die Grenzen nnd die Bichtigkeit 
bestimmter empirischer Erfahrung unserer Vorstellung immer nahe bringt, da 
viele der physikalisch - chemischen Gesetze heute bis zur Anschaulichkeit 
bewiesen und begründet sind, ferner weil sie bei den Untersuchungen und 
beim Unterricht das Gedächtnis unterstützen. Zangger machte bisher die 
Erfahrung, daß diejenigen seiner Schüler die umfassendsten und weit¬ 
sichtigsten Gutachten machten, welche die physikalischen Gesetze erfaßten; 
denn hier haben wir Gesetze von universeller Bedeutung, die sehr häufig 
anwendbar sind, die uns gleichseitig zwingen oder unmittelbar nahe legen, 
quantitativ zu denken und besonders die Zeitfolgen nach verschiedenen Gesichts- 
puokten kritisch einzusetzen. Da diese Gesetzmäßigkeiten ihrer großen 
allgemeinen Bedeutung wegen im physikalischen, chemischen, physiologischen, 
pharmakologischen Unterricht heute behandelt werden müssen, ist auch ihre 
Anwendung für den gerichtlich-medizinischen Unterricht gegeben.“ 

2. Gefrierpunktsbestimmungen am menschlichen Leichengehirn. 
Dr. Bohne-Hamburg. Vortragender hat an menschlichen Gehirnen bei ver¬ 
schiedener Temperatur den Ablauf des Fäulnisprozesses mittelst der Bestim¬ 
mung des Gefrierpunktes beobachtet. Er hat feststellen können, daß das 
Sinken des Gefrierpunktes um so schneller erfolgt, je höher die Temperatur 
ist. Dar Ablauf der Kurve ist bei gleicher Temperatur fast genau derselbe. 
Die praktische Verwertbarkeit dieser Kurven zur Zeitbestimmung des Todes 
ist bei niedrigen Temperaturen gering, da der Anfangsgefrierpnnkt eines 
Gehirnes zwischen 0,68 und 0,94 schwanken kann. Bei höherer Temperatur 
erhält man ganz brauchbare Besultate. (Autoreferat). 

Diskussion. Zangger-Zürich: Wenn nach 40—50 Tagen der 
Gefrierpunkt steigt, so ist das wohl so zu deuten, daß der Gehalt an leitenden 
Molekülen vermindert ist. Es treten neue Komplexe auf, die mit der 
Tiskositätsmethode direkt nachweisbar sind. Bei der Erniedrigung des Gefrier¬ 
punktes spielen mit: Fermente und Bakterien. 
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Dr. Fränckel-Berlin sucht eine Erklärung in anderer Biohtung. Das 
Gehirn ist zerfließlich, am Ende der Fäulnis findet eine ungleiche Verteilung 
statt, eine gleichmäßige Durchmischung ist unmöglich; es kommt eine au 
dünne LOsung zur Untersuchung. Theoretisch ist noch viel aufzuklären. 
Warum ist schließlich der Gefrierpunkt so verschieden ? Vielleicht fanden sich 
ursprünglich schon Verschiedenheiten an Mineralbestandteilen, an Wasser. 

Dr. Bohne (Schlußwort): Das Gehirn zerfloß bei 58° allerdings voll« 
ständig. Bei Entnahme von Proben wurde es zwar ordentlich durchgerührt, 
immerhin sind Versuchsfehler möglich. Im großen und ganzen ist der Verlauf 
der Kurven zu regelmäßig, als daß auf ungleichmäßiges Verrühren ein zu großes 
Gewicht gelegt werden müßte. 

3. Weitere Untersuchungen über die forensische Bedeutung der 
Spektroskopie im violetten Teil des Spektrums. Prof. Dr. Z i e m k e - Kiel: 
In den letzten 10 Jahren sind die Fortschritte auf dem Gebiet des forensischen 
Blutnachweises beträchtlich gewesen. Der biologische Blutnachweis hat ein 
altes Problem gelüst. Heute sind durch die Haus er sehe Kapillarmethode 
alte, sehr kleine Blutflecke biologisch nachweisbar. Wenn sich die Ergebnisse 
von v. Düngern und Hirschfeld bestätigen, ist vielleicht aus der 
biochemischen Struktur des einzelnen Individuums, aus der Eigenartigkeit 
seines Blutes bei Alimentationsprozessen Nutzen zu ziehen; insofern als aus 
dem kindlichen Blut der Vater aus vielen Männern auszufinden ist. Immerhin 
bieten alte Blutflecke zur Erkennung von Blut noch Schwierigkeiten. Es 
handelt sich darum, in dünnen Blutlösungen mikroskopisch und spektrosko¬ 
pisch einen sicheren Nachweis zu liefern. Hier haben photographische Auf¬ 
nahmen des Spektrums einen besonderen Wert als Grundlage des Gutachtens, 
da sie objektiv wiederzugeben sind und eine Nachprüfung ermöglichen 
(Ziemke; Internationaler Kongreß, Brüssel). Beim Prismenspektroskop ist 
das blaue Ende dunkler, schwerer sichtbar; durch die Dispersion des Prismas 
wird der blaue Teil weit auseinandergezogen. Das Material, Crown- und 
Flintglas, ist nicht recht geeignet; im Gitterspektrum dagegen ist das rote 
Ende so lang wie das blaue; auch die Absorption im blauen Ende praezis und 
scharf. Kob er t und Grabe empfehlen den Fluoreszenzschirm. Wertvolle 
Arbeiten lieferten M i r t o 1905 für die violetten Streifen des Sonnenspektrums, 
Lewin, Miethe und Stenger 1907, schließlich Bost, Frans und Heise 
aus dem Beichsgesundheitsamt. Vom Wert und der Zuverlässigkeit dieser 
Arbeiten überzeugt, suchte Ziemke die Apparate möglichst einfach zu ge¬ 
stalten. Er begann seine Arbeiten mit dem wohlfeilen B ttrk ersehen Taschen¬ 
spektroskop. Auch einfache Apparate genügten, um im Sonnenspektrum die 
Frauenhofersehen Linien zu bestimmen und die Spektren zu photo¬ 
graphieren. Die exakte Lagebestimmung eines gesuchten Streifens ist übrigens 
schwer; bei künstlichem Licht ist die Zurückführung auf ein bekanntes 
Spektrum, etwa das des CO nötig. Die Unterrichtsverwaltung ermöglichte 
Ziemke die Anschaffung des Schummschen Praezisionsgltterapparates. Die 
Blutlösung wird in üblicher Weise dargestellt. Als Beduktionsmittel empfiehlt 
sich, da Schwefelammonium immer die Streifen des Sulfhaemoglobins erzeugt, 
möglichst Hydrazinhydrat oder Stokes sehe Lösung. Die photographische 
Platte ist anders empfindlich als das Auge. Die Plattenminima, die für den 
Unbewanderten störend sind, sind bei Wahl der passenden Platte (panchro¬ 
matische Spektralplatte oder Gummelt-Hamburgsehe Platte) gering. Für 
efornsische und praktische Zwecke überragt diese Spektroskopie bei weitem alle 
Methoden, mit denen sich sonst der Arzt bei der Blutuntersuchung quält. 
Notwendig ist es, das Photographieren zu erlernen; die Einübung ist übrigens 
•leicht. Die Art und die Lage der Streifen gibt ein möglichst günstiges 
diagnostisches Resultat; Verwechselungen, wie früher, xwischem dem zwei¬ 
streitigen Oxyhaemoglobin und dem alkalischen Methaemoglobin sind nicht 
mehr möglich. Im violetten Teil des Spektrums sind Streifen noch in einer 
Verdünnung nachweisbar, bei der sie im roten schon fehlen. Wenn Calmus 
angegeben hat, daß auch andere Farbstoffe das Haemoglobinspektrum 
zeigen sollen, so ist daran zu erinnern, daß Moli sch aus Purpurbakterien 
die Phyllopurpuria8äure dargestellt hat, die das Haematoporphyrinspektrum 
ergibt und daß so Blutfarbstoff und ein Chlorophyllabkömmling eine Quelle 
zu haben scheinen. 



Deutscher Naturforscher aod Aerzte. 209 

Blutpräparate aas 1876 ergaben positive Besaitete trotz Schimmel- 
bildang. Abgesehen von Mirto gewann Ziemke die ersten Photographien 
im violetten Teil des Spektrums; iür Cyanhaemocbromogen liegt das Maximam 
vor G, für CO himoglobin bei G, für Haemochromogen aal h scharf abgegrenzt. 
Der CO‘Streifen ist noch bei einer Verdünnung von 1:20000 deutlich. 
Diese große Verdünnung macht das Verfahren dem biolo- 
gischen ähnlich. Von Farbstof fen untersuchte Ziemke das Malachit¬ 
grün, Patentblau und Säuregrün, die ähnlich wie Blut in sehr starker Ver¬ 
dünnung Streifen im Violett ergaben. Der Unterschied besteht darin, daß 
das Blut in solcher Verdünnung wasserklar ist, die Farbstofflösung dagegen 
noch intensive Färbung zeigt. 

Diskussion: Mayer-Simmern fragt nach der Bedeutung der An¬ 
griffe von Schümm auf Lewin, die in Schümms Arbeit in der Mün¬ 
chener med. Wochenschrift 1910, 8. 1199 enthalten sind. 

Ziemke beantwortet die Frage. 

Lochte-Güttingen: Für Nachuntersuchungen dürfte es wichtig sein, 
jedesmal anzugeben, welche Wellenlänge das Licht des angewandten blauen 
Glasee hat. 

Zangger-ZUrich: Mit der kapillaranalytischen Methode lassen sich 
bei Farbstoffgemischen die einzelnen Spektren auseinanderhalten. Es gelang 
ihm bei einer Leiche mit blauem Urin den Nachweis des Farbstoffs aus 
den Hosen. 

Ziemke: Das mikrospektralanalytische Verfahren ist tatsächlich auch 
bei geringem Material nach jener Methode von Wert. 

4. Die Fauna der Leichen. Gerichtsarzt Dr. Strauch-Berlin: Hoch¬ 
interessant und lohnend ist das Studium der Frage: Wie verhält sich die 
Tierwelt dem Menschen gegenüber, wenn er tot ist ? Wie weit ist sein Leich¬ 
nam Angriffen-der Tiere ausgesetzt ? Zur Zeit ist das Gebiet noch lückenhaft 
and voll von Problemen. Die Zoologen haben allerdings die Morphologie der 
Tiere erforscht, andere haben auch Bausteine zur Biologie zu liefern versucht. 
Gerichtsärztliche Arbeiten liegen vor von Mögnin, Nzebiatowsky, 
Beinhard, Horoszkiewicz u. a. — alle ermöglichen es, auf Grund 
eigener weiterer Forschungen über das hochinteressante Gebiet wenigstens den 
Scheinwerfer spielen za lassen. 

Von Säugetieren spielen unter den Fleischfressern die Hyänen eine 
Bolle. Exakte Beobachtungen sind selten. Gg. Schweinfurth schilderte 
aus Abessynien, wie die Hyäna striata die Zelte umkreist. Die muhameda- 
nischen Leichen werden in Büßerhemden eingehüllt in einem Hohlraum be¬ 
stattet. Man findet die Knoten durchbissen und die Leichen herausgezogen. 
Nach Fritsch frißt die Hyaesa bornea, der Strangwolf, die Leidien an. 
Auch Wölfe fressen Leichen auf. Vom Haushund berichtete Streckeisen- 
Burkard-Basel dem Autor, daß dieser einen 7 1 /* jährigen Knaben durch 
Beißen getötet habe. Der Hund hatte den Kopf der Leiche skelettiert. Im 
Magen des Hundes fand man Kopfhaare des Knaben, die sich mikroskopisch 
feststellen ließen. 

Der Fuchs schleppt Teile mit, die im Walde umherliegen. Dem Haus¬ 
schwein sollen unverehelichte Mädchen ihre Frucht vorwerfen. Von Wild¬ 
schweinen angefressenes Wild, das sie waidwand antreffen, kann man hie und 
da sehen; ja sie können es auffressen („ludern“). Von Nagetieren suchen die 
Batten den Augapfel der Leichen herauszuholen. Waldeyer 
bestätigte, daß in der früheren Berliner Leichenkammer der Anatomie nackte 
Leichen immer am Kopf charakteristische Verletzungen tragen, die durchaus 
postmortal sind. Die Bänder sind festonartig, nach dem großen Substanz¬ 
verlust hin abgeflacht und zeigen Kr&tzeffekte von den kleinen scharfen Krallen 
herrührend (Demonstration eines Präparats von einem Neugeborenen vom 
Friedrichshain). Kirchhofsratten dagegen existieren zwar tatsächlich, gehen 
aber nicht an die Särge heran; sie fressen die Leichen nicht an und bauen 
nur Hügel in der Umgebung. 

Von Vögeln kommen in Betracht die Geier, so der ägyptische Aas¬ 
geier, der Kondor. Alex. v. Humboldt schildert, wie er zuerst nach dem 
Auge hackt und die Leiche anschneidet; — ferner sind zu erwähnen Baben¬ 
vögel und Störche. Bei den Parsen, die durch ihre Leichen Erde and Luft 
nicht verunreinigen wollen, findet auf den „Türmen des Schweigens“, auf einer 
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redilz getefltee Fliehe, eia Aussetzen der Leiohea statt. Sofort stürzen sich 
die Qeler darauf nad in 80 Miamtea ist eia erwachsener Mensch skelettiert. 

Die Raben oder Krähen erseugen nach Beichenow nicht die schnitt* 
stich ähnlichen Verletsongea an Kinderleichen, wie es v. Hof mann annahm. 
8ie TeraOgea aber Leichenteile sa verschleppen. In Mecklenburg und Olden- 
bürg sind die Sturmvogel, dieMOwen gefürchtet; sie sind schwer abzuwehren. 
Der MOwealeib kann Verletsungen machen. Auch Kohlmeisen, Blaumeisen 
gehen an Tierkadaver (Beobachtungen von Tiaaemann an der Karischen 
Nehrung). 

Den Krokodilen gaben die alten Aegypter und geben honte die 
Inder wie Chiluaeger im Nu besw. im dangen ihre Leichen sum Fraß. 

Von den Fischen fressen Haie Leichen an. Die Aale gehen an Fleisch, 
an zerstückelte Leichen. Nach Waldeyer wurde ein lebender Aal aus dem 
Darm einer Leiche gesogen. Von den Anneliden findet man Bund* und Biagel* 
Würmer. Die Pferdeegel saugen sich an Leichen fest. Ob sie Verletsungen 
machen können, ist noch nicht erwiesen. 

Von den Weichtieren kommen ia Betracht dieLimneiden, die Muscheln 
und Schnecken. Plaaorbis, das Posthorn, findet sich ia den Falten des Hemdes 
der Leichen. Die Tiere interessieren sich für die Algen, lecken die Algen ab. 
Nicht erwiesen ist, ob sie oberflächliche Verletsungen der Leichen machen 
können; die Schaeckeasunge kann wohl bei Wasserleichen ablecken — ob die 
Schnecken aber, wenn im Winter eine Leiche gefunden wird und eine durch 
sie gesetste Verletsung in Frage steht, im Winter überhaupt leben und frei 
herumkriechen, ist recht sweifelhaft. 

Für eine Benagong durch Krebse fehlen dem Autor eigne Beobach* 
trugen. Sie fressen in fließendem Wasser fauliges Fleisch. An faulen Leichen 
können die Gliederfüßler durch ihre Füße recht wohl Verletsungen machen. 

Nach vielen Vorversuchea am Tegeler Schießplats, bei denen verhütet 
werden mußte, daß Füchse und Wiedehopfe an die ausgelegten Fleisch* 
stücke herankamen, gelang es dem Bedaer das Studium der Entwicklung der 
Fliegen auf Fleisch dadurch su fordern, daß er sich eines Eimers bediente, 
der oben eiserne Leisten trug, während sich swischen ihnen große Maschen 
befanden. Die Fliegen folgen den Leichenstückon wie Qeier. Die Eiablage 
erfolgt am Kopfe ia die Augen*, die Nasen*, die Mundwinkel und 
kann sieh über mehrere Tage erstrecken. Manchmal handelt es sich um 
vivipare Fliegen; die Maden fressen sich durch dicke Schichten durch. 8ie 
fressen soviel, bis sie platzen. 5—7 mal platsen sie und häuten sich. Eine 
Imago schlüpft nach der leisten Häufung aus. War dies eine Generation, 
so kann man im Sommer 2—3 Generationen verfolgen. Ueberwintern sie, so 
tuen sie es im Imagoetadium, nur selten als Poppen. Fressen tuen nur die 
Larven, die Imagines lecken die Flüssigkeiten auf. Eine Kenntnis dieser Vor¬ 
gänge ist von großer Bedeutung; so erlebte der Redner bei einer Obduktion, 
daß der Bichter aaaahm, die Maden in der Leiche seien ein Produkt der 
Fäulnis; es liege eine Generatio aeqnivoca vor. 

Für die Leichen kommen von Fliegen in Betracht die Goldfliege, die 
Fleisch fliege, die Stubenfliege, die Botfliege. Der Redner konnte wunder¬ 
schöne episkopische Bilder dieser Tiere demonstrieren; von Ameisen solche 
der Formten rufa, der gelben und der schwarsen Ameise. Die Verletsongea 
durch Ameisensäure haben bereits gerichtsärstliche Bedeutung erlangt 1 ). Schwer 
ist ee. Photographien von Maden zu erhalten, da diese sich bei auf¬ 
fallendem Lichte verkriechen. Desto wertvoller waren die vom Redner er¬ 
haltenen Bilder. 

Die Käfer werden durch den Geruch angezogen. Mistkäfer sind oft 
su finden; sie gehen sofort ia die Tiefe, machen große Bohrlöcher und holen 
das Material herunter; in der Leiche selbst sind sie nicht. Der Totengräber, 
Necrophorus, fliegt nicht bei Annäherung von Menschen weg; durch Reibleisten 
erzeugen die Tiere merkwürdige Töne und locken sich einander an. Hierher 
gehören auch die Sylphiien oder Aaskäfer. Der Redner fand Käfer mit 
gelbem Brustschild auf der Stinkmorchel, Phallus impudicus: die Tiere hatten 
sich durch den Aasgeruch täuschen lassen. 


’) Cf. Klingelhoff er, Vierteljahrsschrift f. ger. Med.; 1898, Bd. 15. 
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Werden die Leichen ransig, trocken, so trifft man die Speckkäfer. 
Dermestes, wie M 6 g n i n mit Recht ugtbt. Sie fressen nnr schimmlige Dinge, 
Die Bohrkäfer dagegen finden sich dort, wo nur trockene Binder und Sehnen 
Vorkommen. 7 . Horosakiewiea 2 ) bat Aber die Wirkongen der gemeinen 
Schabe, Periplaneta orientalis, berichtet. — Die leisten „travaillenrs de la 
mort“ nach Megnin sind die Motten. Diese gehen sogar an Haarteile and 
fressen solche an. 

Selbst skelettierte Knochen können Sparen von Nagetieren auf weisen. 
Der Ton Straach früher bearbeitete patagonische Schädel, der anfänglich 
als 8kelettorgan primitiver Völker angesprochen wurde, von dem man an¬ 
genommen hatte, er sei nach eignem Ritas etwa durch eine alte Frau skelet- 
tiert worden, maß heate nach den Arbeiten von Rütimeyer, Stentrop, 
7 . Sadowski als durch Nager angenagt angesprochen werden. 

Diskassion: Ungar-Bonn berichtete über eine Obduktion, bei der 
eine Feuerspritze geholt werden maßte, am die Maden vom Skelett za ent¬ 
fernen. 

Straßmann-Berlin schilderte Fälle, in denen Ratten nicht den Kopf, 
sondern die Hände der Leichen angenagt batten, er teilt ferner Erfahrungen 
von Littlejohn mit, wooach Wasserleichen im Meere darch Hämmern voll¬ 
ständig skelettiert werden können. 

Ziemke-Kiel bestätigte, daß die Fischer die Möwen als Aasgeier des 
Wassers ansehen. 

Zangg er -Zürich berichtete von einer vor erst 8 Tagen, darch Schaß 
gestorbenen Person, deren Kopf schon 8 cm weit darch Maden bedeckt war. 

Zweite Sitzung: Sonnabend, d. 28. September, 8 Uhr nachm. 

Vorsitzender: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Straß mann-Berlin. 

1. Ueb«r den Sauerstoffgehalt des Blntes bei Erstickung nnd ge¬ 
waltsamem Tod. Med.-Rat Prof. Dr. P u p p e - Königsberg. Redner hoffte, 
ans experimentellen Untersuchungen über den 0 geholt des Blates des rechten 
and des linken Ventrikels gesondert, für die gewaltsame Erstickung 
diagnostische Ergebnisse gewinnen za können. Er berichtet über die Unter¬ 
suchungen von Schneller und Ludwig, von Al. Schmidt 1867. Neuer¬ 
dings hat Haid an e eine Methode angegeben, die nach Loewys Angaben 
zwar nicht so zaverl&ssig, wie die von jenen Autoren benutzte Aarpamp- 
methode ist, deren Resultate aber als ausreichend erachtet werden können. 
In lackfarben gemachtem Blut wird Sauerstoff darch Kaliamferricyanid - Am¬ 
moniak (1:600) freigemacht. Es entstehen Bläschen, die ans 0 bestehen 
nad manometrisch bestimmt werden. — Zur Verhütung der Blutgerinnung 
dient nach Arthas eine Natriumoxalatlösung. 

Gewaltsame Erstickung erzeugte Puppe in 10 Versuchen durch Unter¬ 
bindung der Trachea auf der Höhe der Inspiration oder nach Thoraxkom- 
presaion. Erfand, wenn er die gewonnenen Zahlen nach dem Mariotteschen 
Gesetze um wandelte, im r. Ventrikel 3.4, im L Ventrikel 4% 0. In 6 weiteren 
Versuchen tötete er die Tiere durch Nackenschlag (2), durch Nikotin, Strychnin, 
KCy (j* 1). Auch hier fand er im 1. Ventrikel 4%, im rechten weniger, 
etwa 3°/b. Für die Diagnose der gewaltsamen Erstickung ist daher das Ver¬ 
fahren noch negativ; es bedarf weiterer Untersuchungen, wie bei anderen ge¬ 
waltsamen Todesarten der 0 geholt des Blates sich verhält. 

Diskussion: Ziemke -Kiel: Wenn man auch nnmittelbar nach dem 
Tode 0 Differenzen aufweisen kann, so ist doch die Fäulnis imstande, die 
Sachlage za ändern. 

P u p p e - Königsberg: Es handelt sich einstweilen erst .am rein wissen¬ 
schaftliche Fragen. 

2. Hermaphroditismus de lege ferenda. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. 
Straßmann-Berlin. 4 Fälle, von denen 2 Leichenuntersuchungen, 2 solche 
an Lebenden betrafen, gaben dem Redner Anlaß, Bich mit der Frage des 
HermaphroditismuB neuerdings wieder zu beschäftigen. Im Fall 1 handelte 
es sich um einen 6monatlichen Fötus; Fall 2 betraf ein 40jähriges Weib, das 


') Kasuistischer Beitrag zur Lehre von der Benagung der Leichen durch 
Insekten. Vierteljahrsschrilt f. ger. Med.; (3) XXIII. S. 235. 
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■ich reeierte, eise Klitoris tob abnormer Größe aufwies, eise iuere weibliche 
stark verkümmerte Geschlechtsdrüse mit korkzieherartig gewundenen Geiißea 
nd Follikels besaß, fermer wie ia den Fillea tob Marchaad ud Piek 
eiae Hyperplasie der Nebeaaierea hatte. Der 3. Fall war der Verfasser der 
ßchrift: „Aus eia es Maanes Mädchenjahrea“ aad der 4. eia 10 jähriges Kiad 
eiaes hohes Militärs, das als Mädchea eraogea werde, aber Bartwuchs, ranke 
Stimme, männliche Körperformea hatte. Der Vater befürchtete, daß eiae spätere 
Geschlechtsnmwaadlnag, das Warten bis zur Pubertät einen Schadea für das 
Leben bedeuten würde aad beantragte eiae Untersuchung durch den Redner, 
die gemeinsam mit eisern Gynäkologen erfolgte, ln seinem Gutachten er* 
klärte Straßmana das Kind für männlich; der Richter verfügte die Aeadermag 
der Eiatragnng ln das Standesregister. 

Die Forderungen, die Amtsgerichtsrat Wilhelm In seiner Broschüre 
als Gesetzentwurf yorschl^t, hält Straßmana für kleinlich. Besser 
kommen die notwendigen Aendernngen in die Ausführ ungs- 
bestimmungen, die der Bandesrat xu erlassen hat. Was ist ein 
8 pezialarzt Im Wilhelmschen Sinne, da es doch einen solchen für Zwitter 
noch nicht gibt? Echte Zwitter sind eine große Seltenheit. Auch in Zukunft 
sollte tob einer gesetzlichen Anerkennung eines 3. Geschlechtes abgesehen 
werden, da die paar echten Zwitter und Doppelmonstra wie Scheinswitter be¬ 
handelt werden können. Neugebauer hat ein großes Material gesammelt 
Es ergibt sich: 1. Recht häufig war die ursprüngliche Geschlechtsbestimmung 
unzureichend; 2. das männliche Geschlecht überwiegt und schließlich: 3. das 
geschlechtliche Fühlen kann unabhängig sein Ton der Art der Keimdrüsen. 

Das Personenstandsgesetz ron 1876 spricht nicht von Zwittern. Eine 
Eintragung in das Standesregister später, als zur Zeit der Geburt, ist nicht 
zulässig; eine Aenderung der ersten Eintragung nur im Berichtigungs- 
yerfairen. Da hängt es, weil oft nur eine hohe Wahrscheinlichkeit aus¬ 
gesprochen werden kann, davon ab, ob dem Amtsgericht die ärztlichen Gut¬ 
achten genügen. Im Interesse der Mehrzahl der Fälle ist es ratsam, das 
Kind, wie Wilhelm will, mit 2 Namen einzutragen, bis eine endgültige 
Feststellung erfolgt. Den Zeitpunkt der Aenderung wird man den Eltern 
überlassen. Ein angesehener Kommentator hält übrigens eine unbestimmte 
Eintragung in das Standesregister für möglich. 

Bin zweifelhaftes Individuum wird man bei dem Vorwiegen der männ¬ 
lichen Zwitter eher für männlich erklären; auch wirtschaftlich ist das bei 
Fehldiagnosen von Wert. „Nach Meixner ist zur Bestimmung ausschließlich 
die Art der Keimdrüse entscheidend. In einem Kolisko sehen Falle wurde 
die Laparotomie und Exzision von Stücken der Geschlechtsdrüsen vorgesommen 
— allerdings zur Ermittlung der Wahrheit ein schöner Erfolg, er ist aber 
nicht mustergültig. Der Redner hat in seinem Falle 4 eine Operation nicht 
empfohlen, da die Gefahr des Eingriffs gegenüber dem Erfolg zu groß ist. 
Es handelt sich bei Meixner um eine einseitige Ueberschätzung des ana¬ 
tomischen Gesichtspunktes. In vielen Fällen haben Zwitter in einem Zustand 

f elebt, der ihren Geschlechtsdrüsen nicht entsprach. Das eigene Geschlechts- 
ewußtsein ist wichtiger, als der Zustand der Geschlechtsdrüsen. Eine völlige 
Konsequenz zeigen auch die Vertreter der Bedeutung der Keimdrüsen nicht. 
Wo ein Individuum eine Geschlechtsdrüse überhaupt nicht besitzt, läßt es sich 
mit einer negativen Antwort ja auch nicht abspeisen. Wir kommen zuletzt 
zur Weisheit des römischen Rechtes zurück: „Zwitter sind demjenigen Ge¬ 
schlecht zuzuweisen, das in ihnen vorherrscht.“ 

Diskussion. Ungar-Bonn: berichtet über einen von ihm und 
Garr6 untersuchten Fall, indem eine Erzieherin als Mann diagnostiziert 
wurde. An der Spitze eines kleinen, penisartigen Körpers fand sich keine 
Oeffnung, darunter aber eine schlitzförmige Vertiefung, in der 1. Hälfte des 
Hodensacks hodenartige Gebilde, in dem r. Leistenkanal ein ähnliches. Das 
Becken war männlich. Ungar wünscht Stellungnahme im bürgerlichen Ge¬ 
setzbuche im Interesse Anderer, bei Majoraten z. B. Das alte Preußische 
Landrecht traf eine zweckmäßige Entscheidung; nach ihm konnte nach zurück¬ 
gelegtem 20. Lebensjahre eine Person ihr Geschlecht bestimmen, wenn nicht 
die Rechte Dritter in Frage kamen. Da es Fälle gibt, wo Personen sowohl 
als Weib, wie als Mann fühlen können, ist es zweifelhaft, ob die Geschlechts- 
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empfindung wirklich ausschlaggebend ist. Wir wissen ja nicht, ob sie an* 
geboren oder anerzogen ist. 

Ungar geht weiter auf 2 Fälle eis, bei denen das Strafgesetzbuch in 
Frage kommt, auf einen männlichen Scheinzwitter, der sich an Kindern ver¬ 
ging, obwohl er 17 Jahre als Frau verheiratet war und einen weiblichen 
Scheinzwitter, der als Krankenwärter lange Zeit fungierte und sich zu männ¬ 
lichen Geisteskranken ins fiett legte. Eine Bestrafung konnte im letzteren 
Falle nicht erfolgen. 

Kratter-Graz: In Oesterreich steht die Entscheidung den Ver¬ 
waltungsbehörden. nicht dem Bichter zu. Straßmann hat Becht; für 
Zwitter bedarf es keines eigenen Gesetzes, da nur wenig wahre Zwitter existiert 
haben. Dagegen würden wir auf abschüssiges Terrain kommen, wenn wir 
den anatomischen Standpunkt Meixners nicht einnehmen würden; es be¬ 
steht ein großer Unterschied zwischen dem, was die Gesellschaft und dem, 
was der Arzt zu entscheiden hat. 

Zangger-Zürich berichtet über die weiteren Schicksale des von ihm 
geschilderten und in dieser Zeitschrift 1906 S. 54 referierten Falles von Pseudo¬ 
hermaphroditismus masculinus externus, der zieh als „Frau“ gut in den letzten 
8 Jahren gehalten hat. Für die Behörden hätte eigentlich bei dem männ¬ 
lichen Charakter der Geschlechtsdrüsen nur das männliche Geschlecht in Frage 
kommen kennen; das Individuum fühlte sich aber als Weib. 

P u p p e - Königsberg muß auf Grund eines Falles die Frage aufwerfen, 
ob wir tatsächlich berechtigt sind, einem momentan bestehenden nisus sexualis, 
dem grade jetzt vorliegenden Empfinden nachzugeben. 

Z i e m k e - Kiel: Bei ausschließlicher Betonung des Sexualgefühls ist der 
Spielraum doch gar zu groß, da es sich um viel zu subjektive Dinge handelt. 
Der augenblickliche Zustand ist unhaltbar. Es muß die Möglichkeit gegeben 
sein, später zu sagen, das Geschlecht sei zwitterhaft. Bei einem Neugeborenen 
war es Ziemke und dem Kreisarzt unmöglich, eine Diagnose zu stellen; 
periodische ärztliche Untersuchungen sind nOtig. 

B e u t e r • Hamburg: Ein 18 jähriger Arbeiter wurde bei der Musterung 
als verdächtig wegen des Vorhandenseins weiblicher Brüste angesehen. Vor 
der amtsärztlichen Untersuchung machte ein Gynäkologe einen Einschnitt in 
den Damm, förderte weibliche Geschlechtsteile zu Tage und schuf eine Scheide. 
Der Verheiratung mit einem zurückgekehrten Jugendfreund stand nichts mehr 
im Wege 

Lochte-GOttingen: Die Aussage von Zwittern über ihren Zustand 
ist mit großer Vorsicht zu beurteilen. 

Mayer-Simmern erinnert an den in dieser Zeitschrift von ihm be¬ 
schriebenen und abgebildeten Fall von unvollständiger Doppelbildung und 
Sinus urogenitalis bei einem 16jährigen Knaben (1905, S. 585), den Fr. 
v. Neugebauer-Warschau in seinem Werke über Hermaphroditismus 1907 
ebenfalls gebracht hat. Der 8inus urogenitalis würde den Dienst einer Vagina 
haben versehen können, so daß es sich um eine Person mit doppeltem Ge¬ 
schlecht handelte („Dipygie* nach Neugebauer). 

Straßmann-Berlin: Wo das Geschlecht festzustellen ist, müssen wir 
es einfach anerkennen. Bei zweifelhaftem Geschlecht müssen wir alleB zu¬ 
sammenfassen, was wir an Attributen berücksichtigen können. Ein Gesetz 
zur Begelung des Hermaphroditismus ist nicht zu erwarten. Wir müssen uns 
tatsächlich anderweitig zu helfen suchen, das Personenstandsgesetz auslegen, 
umsomehr, als angesehene Kommentare sich auf den Standpunkt stellen, daß 
eine Anmeldung ius Zwitter möglich sei und daß nachher durch spätere Be¬ 
obachtung das Geschlecht festgelegt werden könne. Die Ausführungs¬ 
bestimmungen können vom Bundesrat erlassen werden. Wo wir bei Berück¬ 
sichtigung des Geschlechtsempfindens Halt zu machen haben, müssen wir 
wissen. Jedem Fall muß sein Becht werden. 

Ungar-Bonn möchte konstatiert haben, daß wir doch eine Lücke em¬ 
pfinden und eine Aenderung wünschen, insbesondere wenn die Bechte Dritter 
in Frage kommen. 

Puppe• Königsberg hält dagegen den Weg von Straßmann für 
gangbar. Straßmann selbst hält die Bedenken Ungars nicht für berechtigt; 
es sei wirklich möglich, daß wir ohne neues Gesetz auskommen. 
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8. TSillehe Terlefnufee direh Automobile. Geh. Med. -Bat Prof. 
Dr. Fr. 8 trnßmaan-Berlia. I« der Berliner gerichtsä rztlicben Praxis steht 
das Oeberfabrea durch Autos im Vordergrund; die Häufigkeit fällt auch 
fremdes, großstädtischen Aerzten auf. Anderswo ist es seltener, als in Berlin, 
weil die Straßen weniger mit Bahnen, die auf feste Schienen angewiesen sind, 
überlastet sind und das System der Niveau bahnen dort früher verlassen wurde. 
Es scheint, als ob auch unsere Bevölkerung ein gewisses Verschulden treffe. 
Die Art der Gefahren bat seit Beginn - der gerichtsärstlichen Tätigkeit des 
Bedners gewechselt. Vor 27 Jahren waren besonders die Schlachter- und 
Postwagen gefürchtet; dann kamen die elektrischen Straßenbahnen und 
schließlich die Automobile. Das schnellste Gefährt ist das gefährlichste. 
An das Vorneueste tritt im Laufe der Zeit Gewöhnung eis. 1910 knmen auf 
310 gerichtliche Leichenöffnungen 63 — 17,7 °/o Todesfälle durch Deberfahren, 
1900 auf 247: 47 = 19°,o Die wirkliche Zahl der Todesfälle durch Deberfahren 
in Berlin ist etwas größer; eine Obduktion findet nicht statt, wenn die Zeugen¬ 
vernehmungen die Schuld des Verunglückten beweisen. Auf jene 63 Leichen¬ 
öffnungen kamen 24 Fälle von Deberfahren durch Autos und swar 22 durch 
Kraftdroschken, 2 durch Autobusse. 1900 handelte es sich 10 mal nm Straßen¬ 
bahnen. 3 mal um Eisenbahnen, 2 mal um Omnibus, 11 mal um Lastwagen. 

Läßt sich aus den Erfahrungen von 1910, die teils auf eigene Leichen¬ 
öffnungen, teils auf den dem Bedner vorgelegten Bevieionsprotokollen beruhen, 
eise charakteristische Diagnose auf den Tod durch Deberfahren mittels Auto 
stellen f Wird durch den Pneumatikübersug des Bades die direkte Zerstörung 
der Haut gemildert? F. C. Th. Schmidt (Diese Zeitscbr. 1902, S. 693) hat 
angenommen, daß solche Bäder weich genug seien, um bei einem schnellen 
Hinübergleiten über den Hals seine Oberfläche unverletzt su lassen; Friede¬ 
mann (ebenda S. 803) hat dagegen nacbgewiesen, daß auch beim Deberfahren 
durch andere Fuhrwerke nicht stets Beschädigungen der äußeren Bedeckungen 
Vorkommen. Dementsprechend bat Hof mann 1905 angegeben, daß Gummi- 
Wagen sich von den Bädern von Lastwagen nicht in ihrer Wirkung unter¬ 
scheiden. Wichtig sind die Blutunterlaufungen und das „D6collement*; wieder¬ 
holt (Puppe) sind Badspuren in Streifenform beobachtet worden. Kleine 
Bißwunden der Haut, Hautabschürfungen finden sich wohl fast immer; völliges 
Fehlen der Haotverletsungen ist nie zu konstatieren. Eme geringe Haut- 
Verletzung beweist also kein Deberfahren durch Auto. Ob eine Haotverletsung 
schwerer Natur nicht gegen die Annahme eines Deberfahrens durch Auto 
spricht, ist noch nicht sicher; auch bedarf es noch weiterer Eifahrorgen, ob 
Pneumatiks und solide Gummireifen sich unterscheiden. Bei Autos fehlen so 
schwere Zerfetzungen, wie eie beim Deberfahren durch Straßenbahnen Vor¬ 
kommen und Zermalmungen eines Gliedes. Allerdings liegt beim Deberfahren 
durch die Eisenbahnen manchmal bloß ein Einfahren vor. Bei den Knochen 
und Bingeweiden bedingt die große Schwere des Autos, die Worbt des Ge¬ 
fährtes bedeutende Schädigungen (eine Kraftdroschke wiegt 1—2 Tonnen, eine 
Straßenbahn 10 Tonnen). Bei unversehrten Knochen finden sich auch bei 
Autos Langenrisse, Leberrisse. Bei Erwachsenen steben meist die Skelett¬ 
verletzungen im Vordergrund. Bemerkenswert ist eine Verletzung des Schädels, 
des Kampfes und der unteren Gliedmaßen der Länge nach; sie gibt für Autos 
einen gewissem Anhaltspunkt. In 3 Fällen sah der Redner bei Kindern eine 
quere Darchtrennung der Luftröhre und des unteren Kehlkopfes. Diese Lücke 
war durch intakte, keinen Substanzverlust aufweisende Buskulatur des Halses 
ausgefüllt. Bei Steinwagen dagegen fand sich fetzige Zertrümmerung der 
Maskulatur. Hier dürfte die Schmidtsche Vorstellung von der Wirkung 
der Luftstreifen eine Berechtigung haben, ln bezug auf die Dnterscbeidung 
der Frage, ob Selbstmord oder Dnglücksfall ist an den Vortrsg Dittrichs ) 
1902 in Karlsbad za erinnern, der beim Deberfahren durch die Eisenbahn quere 
Verletzungen spez. am Halse, Abreißungen von Körperteilen für Selbstmord 
sprechend ansah, während beim zufälligen Deberfahren die Verletzungen viel 
mannigfacher waren. Es wird wohl Ausnahmen geben; beim Arno die oben 
erwähnten queren Verletzungen und doch Zafail; auch beim Deberfahren 
durch die Eisenbahn werden sich ähnliche Befunde erheben lassen. 


') Diese Zeitschrift, Sonderheft; November lüu2, S. 113. 
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Diskussion: ▼. Sury-Basel sah bei geriuger Verletzung der Haut 
eise schwere Schädigung aller ionera Organe. 

Bohne-Hamburg: Der negative äußere Befund erlaubt keinen Schluß 
auf die äußere Gewalt. Nach seinen Erfahrungen im Hamburger Hafen- 
krankenhause kommen Darm-, Leber- Milszertrümmerungen bei geringen Haut- 
Verletzungen sowohl nach Uebedahren durch Autos, alB durch Lastwagen vor. 

Ziemke-Kiel sah nach Lastwagen-Einwirkung beim Fehlen von Haut- 
verletiungen eine Diastase der Halswirbeisäule von großer Länge. Bei Kindern 
sah er durch Autos gleichzeitige Schädel- und Rumpfverletzungen; von den 
SchädeWerletzungen waren 2 typische Berstungsrupturen. 

Z an gger-Zürich beobachtete je durch Auto und durch Lastwagen 
bedingt je einen Fall von Lungenzerreißung ohne Verletzung von Hippen 
und Thorax. 

Kratter-Gras sah nach Ueberfahrenwerden bei einem Kinde das Herz 
abgerissen, ohne daß der Herzbeutel geborsten gewesen war. 

Beut er-Hamburg konnte über schwere Lungenruptur bei Kindern 
ohne Knochenverletzung am Thorax berichten; er hatte ferner Fälle zu ob¬ 
duzieren, bei denen das Herz an der Basis durchtrennt war und die Haut 
keine Verletzung aufwies. Besonders starkes D6collement sah er bei Regen¬ 
wetter, wenn bei glattem Boden die Personen stark geschleift worden waun. 

Straßmann (Schlußwort) hätte ebenfalls die Kasuistik durch Mit¬ 
teilung selbstbeobachteter Lungenzerreißungen bei intakten Rippen, von Fällen 
von Abreißung des Herzens vermehren können. Auch er unterscheidet, wie 
es Kratter tat, zwischen Ueberfahren und An- und Umfahren. 

4. Die sogenannte spontane Darmruptur beim Neugeborenen. Dr. K. 
v. Sury-Basel berichtet aus dem Koliskochen Wiener Institute über einen 
Fall von Darmroptur vor der Geburt. Bei dem Neugeborenen, das Schwel¬ 
lung des Hodensackes aufwies, schwer atmete und nach Klysma durch die 
Hebamme zweimal Stuhl entleeite, erfolgte bald der Tod. Man fand Schwe 
luog der Leistengegend und des Hodensacks, Oadem des Penis, etwas Kinds¬ 
pech in der freien Bauchhöhle und im rechten Hodensack. Die Muskelschicht 
des Darms war 1 cm kürzer, als die Serosa, die Schleimhaut wulstete sich 
vor; es handelte sich also um intrauterin entstandene tödliche Perforationsperi¬ 
tonitis am Uebergang des Sigmoideums in das Rektum und um Phlegmone des 
Hodensacks. Die Raptur entstand nicht durch Druck von innen nach außen. 
Im Darm finden sich z. B. bei der Hirschsprung sehen Krankheit viel größere 
Mengen von Kot, ohne daß darum der Tod so früh einträte. Die Anamnese 
der Matter in der Gravidität gab keinen Grund zum Eintritt der Rupiur. 
Die Aetiologlo ist trotz der bisher beschriebenen 17 Falle von spontaner 
Darmruptur beim Neugeborenen noch nicht klar. 

5. Die Berechtigung der sozialen Indikation zur Sterilisation und 
ihre forensische Bedeutung* Dr. Kurt v. Sury (Basel). 

Der Wunsch nach einem zukünftigen starken nnd gesunden Geschlecht 
veranlaßt den Staat, die Menschen zu normieren, die eine Ehe nicht eingehen 
dürfen. Im schweizerischen Gesetz hängt die Ehemündigkeit von der Urteils¬ 
fähigkeit ab; Geisteskranke sind nicht ehefihig. Der Gesetzgeber beschränkt 
das Eheverbot auf psychisch abnorme Menschen; Gebrechen sollen kein Ehe- 
hindernis abgeben. Ferner hindert das Eheverbot der Geisteskranken nicht 
die illegitimen Verbindungen. Während zur Eheunfähigkeit jeglicbe Form 
von Geisteskrankheit genügt, bedarf es zur Ehescheidung einer 3jährigen 
Krankheitsdauer. Beim Wiedereintritt aus der Irrenanstalt in die häusliche 
Gemeinschaft werden die geschlechtlichen Beziehungen sofort wieder aufge¬ 
nommen. — Ein Eheverbot wäre auch bei schwer Tuberkulösen berechtigt. 
Einen Schutz gewährt dem Staat aber eigentlich nicht das Verbot der Ehe; 
nur die Kastration, wie bei übermäßiger Libido, die Röntgenbestrahlung der 
Keimdrüsen, deren Wert besonders Reif fersch eid-Bonn nachgewiesen hat 
und die Vasektomie, die sehr einfach aaszuführende Isolierung des Vas defe- 
rens und Exmion, ferner die Tabenresektion können in Frage kommen. Pro¬ 
phylaktisch ist diese Sterilisation dort berechtigt, wo bei Tuberkalose und 
Herzfehler der Matter ihr Leben gefährdet ist (Solz, La band); einen Fall 
von beiderseitiger Tabenresektion bei anus praeternaturalis schildert Hagen- 
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hach*Basel — Bei Idioten, Imbezillen und Dementen hat die Gesellschaft ton 
einer Nachkommenschaft keinenNutsen; sie selbst gewinnen dem Leben nichts ab. 
Bei offener Tuberkulose, bei Psychosen wäre die Sterilisation eine hohe ethische 
Pflicht des Arztes. Bei höheren Klassen könnte man vielleicht länger warten. 
Es würden die Anstalten für Imbezillen, für Epileptische entlastet werden. 
In Wyl, St. Gallen 1 ), wurde die Sterilisation aus ähnlichen Motiven 4 mal 
vorgenommen, Der Bedner geht auf die Arbeit von Oberholzer, auf Fälle 
von W olf-Basel, Gelbke, Schiller näher ein, in denen die Schwängerung 
von Degenerierten zu verhüten versucht wurde. Der Wert der Sterilisation 
ginge schon daraus hervor, daß in England allein 65 700 Idioten verheiratet sind. 

Die Sterilisation von Verbrechern wurde 1895 in Michigan, 1907 in 
Indiania gesetzlich geregelt. Im Zuchthaus in Indiana fanden 800 Vasekto¬ 
mien bisher statt; Störungen traten nicht ein. Die Insassen sind heiter, ge¬ 
weckt; sie raten ihren Kameraden die Sterilisation an. Die fakultative Va¬ 
sektomie sollte b.ei allen Verurteilten ausgeführt werden dürfen, die unter der 
sexuellen Abstinenz stark leiden und die 10—20 Jahre im Zuchthaus sein 
müssen. Zwangsweise dagegen sollten die Sittlichkeitsverbrecher sterilisiert 
werden: Gewohnheitsverbrecher, Landstreicher, Dirnen. In der Schweiz ist 
allerdings vom Chirurgen, nach Einholung eines juristischen Gutachtens die 
Kastration abgelehnt. Es handle sich um eine Verstümmelung, eine Körper¬ 
verletzung mit bleibendem Nachteil (H. Bireher) 2 ). Bedner hält die Ein¬ 
willigung der Person oder des Vertreters für nötig, ein Konsilium für wün¬ 
schenswert und rät, einen Spezialarzt zuzuziehen, dann hätte die nachträg¬ 
liche Klage auf Körperverletzung keine Aussicht auf Erfolg; sonst wäre der 
Arzt straffällig. Unter jenen Bedingungen deckt sich die Sterilisation mit 
den Bestrebungen unseres Aerztestandes; es handelt sich um eine Verhütung 
ethischer Uebel. Wir überschreiten dann unsere gesetzlichen Grenzen nicht. 
Indikation wäre auch Alkoholismus des Mannes. Bei Verbrechern bedarf es 
der Willensäußerung und der Einwilligung der Behörden. In Oregon sind 
erst 8 Vorstrafen bei Verbrechern erforderlich, ehe eine Sterilisation ausge¬ 
führt werden darf. Der Mangel genügend starker Hemmungen bei Sexual¬ 
verbrechen genügt nicht zur Unterbringung in eine Irrenanstalt; ein dauerndes 
Unterbringen in einer Strafanstalt ist zu hart. Vielleicht kann der Mann 
aber nach der Sterilisation in die Gesellschaft zurückkehren. Die ganze Ak¬ 
tion erfolgt zu Gunsten des Staats und der Gesellschaft; es wird verhütet, 
daß Gelder statt zu Kulturzwecken für Zuchthäuser u. ä. verschwendet werden. 

Diskussion. Puppe-Königsberg: Wir in der alten Welt inter 
eesieren uns für diese Fragen, gehen aber langsam voran. So haben wir end¬ 
lich die Jugendgerichte akzeptiert. Nach Kenntnis der Geschichte der Ver¬ 
brecher- und Trinkerfamilien, deren Abkömmlinge im Arbeitshaus, im Zucht¬ 
haus, als Prostituierte den Staat Millionen kosteten (Fälle von P e 1 m a n n z. B.), 
stehen wir auch bei Trinkern der sozialen Indikation sympathisch gegenüber. Das 
Delikt aber, dessen der Arzt sich schuldig machen würde, ist der § 224, falls 
eine Einwilligung fehlen würde. Für den Arzt ist das ethische Gefühl, das 
Standesbewußtsein entscheidend. Die Beiträge des Bedners sind aber inter¬ 
essant und vermögen uns einen Schritt weiter zu bringen. 

Straß mann-Berlin: Ob bei Geisteskranken wirklich die Zustimmung 
des Vormundes genügen würde, ist fraglich. Für die sehr wertvollen Aus¬ 
führungen des Bedners sind wir sehr dankbar, ohne daß wir uns ihnen voll¬ 
ständig anschließen. 

Ziemke-Kiel stimmt nicht unbedingt v. Sury zu. Auch bei unver¬ 
besserlichen Trinkern müßten Heilversuche vorausgehen. Bei Sexualverbrechern 
wäre der Nutzen der Sterilisation oft gering. 

Ungar-Bonn: Nach der Vasektomie würde die Libido nicht auf¬ 
hören. Bei Geisteskranken dürfte der Beschluß des Vormundschaftsgerichts 
nötig sein, das ein Sachverständigengutachten einzuholen hätte. 

Straßmann: Ein Eingriff zu therapeutischen Zwecken würde 
leichter bewilligt werden, als ein solcher zu prophylaktischen Zwecken. 

Zangger-Zürich: In Zürich sind unter Einwilligung der Staatsan¬ 
waltschaft und der Justizdirektion eine ganze Beihe von Sterilisationen vor- 


>) Diese Zeitschrift; 1911, S. 393. *) Ebenda. 
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geoommen worden. Nur medizinische Gesichtspunkte sollten berücksichtigt 
werden; gegenüber Anträgen der Armenpflege ist Vorsicht zu empfehlen. 

Beut er •Hamburg: Wir Mediziner haben nicht das letzte Wort. So 
komplizierte juristische Fragen stehen im Vordergründe, daß man praktisch 
ohne Juristen sie nicht lösen kann. 

Puppe-Königsberg ist mit dem Beferat eines Juristen für 1912 ein¬ 
verstanden. 

v. Sury geht im Schlußwort nochmals auf die Arbeit von Oberholzer 
ein. Die Ausfallserscheinungen sollen bei der Kastration nicht zum Ausdruck 
kommen. Wenn die Potenz fehlt, können die Verbrecher die Gesellschaft 
nicht mehr gefährden; sie würden wenigstens keine Nachkommen mehr be¬ 
kommen. 

Dritte Sitzung: Sonntag, den 24. September, vorm. 10 Uhr. 

Vorsitzender: Prof. Dr. Kratter-Graz. 

1. Fahrlässige Kindestötung und heimliche Gehurt. Geh. Med.-Bat 
Prof. Dr. Ungar-Bonn. 

Hab er da gibt in seiner Lehre vom Kindesmorde reichliches Material 
darüber, wieviel Fälle zur gerichtlichen Hauptverhandlung kommen, wieviel 
freigesprochen werden, ln 211 Fällen von Verdacht auf Kindesmord kam 
es vor dem Wiener Landgericht in 30 Fällen zur Anklage wegen voll¬ 
brachten Kindesmordes, in 17 zum Schuldig. 2 wegen fahrlässiger Tötung 
Angeklagte wurden freigesprochen. 94°/o der Mütter wurden nicht entdeckt. 
Bai 35 o/o der Fälle von heimlichen Geburten ergab die Obduktion eine natür¬ 
liche Todesursache. Nach Ahlfeld macht der Foetus in utero Atembewe¬ 
gungen; Beiff er scheid hat solche Bewegungen nachgewiesen. Die Mög¬ 
lichkeit, daß der Foetus in utero tiefe Atembewegungen macht, ist vorhanden; 
sollte es sich beim Nachweis der Vernix caseosa in den Alveolen nicht um 
einen physiologischen Vorgang handeln? 

Eine weitere Verfolgung des Falles entfällt, wenn das Kind abgestorben 
oder nicht lebensfähig war. Auch bei der Feststellung, daß das Kind gelebt 
hat, ist ein schuldbares Verhalten der Mutter noch nicht erwiesen. Bei an¬ 
geborener Lebensschwäche können die Unbilden bei der Geburt nachträglich 
noch den Tod bedingen; ein mikroskopischer Befund braucht nicht mehr nach¬ 
weisbar zu sein. Da bei der 0 bduktion der Neugeborenen häufig faule Leichen 
in Betracht kommen, fragt es sich umsomehr, ob die Mehrzahl der Aerzte die 
technische Erfahrung besitzen, um den Befund zu diagnostizieren. Es besteht 
also kein Zweifel, daß auch unter den Fällen, wo eine bestimmte Todesursache 
nicht ermittelt werden kann, doch ein gewaltsamer Tod vorliegen kann. Bei 
der vorsätzlichen Erstickung, wo rohe Gewalt vermieden ist, kann der Nach¬ 
weis unmöglich sein. Nach Hab er da kamen solche Fälle früher in Wien 
häufiger als jetzt vor. Nach Straßmann sind Erstickungen durch weiche 
Bedeckungen seltener, als manche Obduzenten glauben; Puppe hat eine 
Anzahl von Fällen gesammelt, Z i e mk e solche Fälle gesehen, Ungar 5 Fälle, 
bei denen auf Grund des Geständnisses vorsätzliche Erstickung anzunehmen 
war. Bei fehlenden Zeichen von mechanischer Einwirkung ist das Geständnis 
der Mutter nötig. Die Zeichen des Erstickungstodes lassen sich feststellen, 
das Agens aber nicht. Die Wahl der Tötungsart hängt von der Individualität 
der Mutter, ihrem Bildungsgrad, sozialen Verhältnissen ab. ln Schlesien wird 
häufiger gewaltsame Eintreibung des Schädels, in Brandenburg und Berlin 
Erstickung beobachtet; in der Bheinprovinz ist Schädeleintreibung sehr selten. 
Der einzige von Ungar beobachtete Fall betraf eine Polin, die von auswärts 
in die Bheinprovinz gekommen war. 

Die Sturzgeburt auf dem Abort, der Austritt des Kindes mit Harn und 
Stuhl, kann ohne Schuld der Mutter Vorkommen. Diese Fälle häufen sich 
aber. In 26 Fällen mußte Haberda eine Sturzgeburt zugeben, obwohl sie 
nur vorgetäuscht war. Das Gebären über dem Eimer macht Schule. Der 
Naehweis, die Gebärende habe ein Gefäß aufgesucht, in der Absicht, das Kind 
zu töten, gelingt nur in einer kleinen Zahl von Fällen. Auch in Bächen und 
Teichen findet man Kinderleichen, allerdings braucht die Leiche erst in 
das Wasser geworfen zu sein, wie bei einem Mädchen, das am 10. Tage aus 
der geburtshülfliohen Klinik entlassen worden war, in der Stadt umherirrte und 
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dea Zag verstaut hatte. Obwohl aach der Qebart 10 Tage verfloesea waren, 
nahm das Gericht „Kindesmord“, nicht „Mord“ an. 

Bei Unterlassung des nötigen Beistandes kann Erstickung 
ein treten. Der freie Zatritt der atmosphärischen Luft su den Atmungsöffoungea 
kann infolge Hilflosigkeit der Mutter, die das Kind mit den Beinen sadeckt, 
verhindert werden, oder bei Geburt in den Eimer, in den Abtritt. Der Nachweis, 
daß die Mutter die Gefahr erkannt habe, wenn sie es dort liegen ließ, ist fast 
unmöglich. Der Wärmeschatz kann dem Kmde fehlen. Eine Ausnahme ist 
der Pall von Fritsch, bei dem ein Kind im Obduktionssaal stundenlang lag 
und trotsdem am Leben blieb; das Kind kann durch Wirmeverlust sugrunde 
gehen. Verblutung aus der Nabelschnur ist selten und kommt nur bei Asphyxie 
vor. Da die Pädiatrie lehrt, daß ein Neugeborenes 8—4 Tage ohne Flüssig¬ 
keit, 5—6 Tage ohne Nahrung liegen bleiben kann, kommt Verhungern 
kaum in Betracht. 

Dem Bichter sind folgende Fragen su beantworten: 1) Kann mit 
einiger Bestimmtheit angenommen werden, daß mit Gewährung des 
nötigen Beistandes der Tod nicht eingetreten sein würde (s. B. bei der Kot¬ 
aspiration — und hier doch kaum su bejahen)? 2) War sich auch die 
Mutter der Gefahr bewoßt? Hatte sie ein Verständnis dafür, daß Eihautreste 
um den Mund, Nabelschnorumwicklung um den Hals des Kindes von Bedeu¬ 
tung für das Leben des Kindes sind? 3) War die Mutter imstande, die Gefahr 
su beseitigen ? Hier wird der Einwand der Ohnmacht, der Sinnesverwinung 
erhoben. Nach Frey er wissen wir, daß Ohnmacht bei der Geburt Vorkommen 
kann und solche Ergebnisse su haben vermag. Olt aber wird sie nur vorge- 
schütst. Haberda vermochte eine Ohnmacht ln 11 Fällen nicht su wider¬ 
legen. Jetst spricht man in Wien mehr von „Sinne«Verwirrung“. In 5 von 
12 Fällen war eine aktive Tötungsart vorgenommen worden; trotsdem wurde 
Sinnes Verwirrung angegeben und es kam sur Freisprechung. Allerdings läßt 
rieh oft nicht ablehnen, daß Erschöpfung und Schwäche vorlag. 

Auch Ungar ist der Ansicht, daß wie im Vorentwurf des Str.-G.-B. 
der Kindesmord milde su beurteilen sei; ein straffreies Ausgehen ist aber 
oft ein Unding. Der Nachweis des Verbrechens kann häufig nicht geliefert 
werden; besonders bedauerlich ist es jedoch, daß raffioierte Handlungen nicht 
nachgewiesen werden können, während eine ungebildete arme Viehmagd, die 
8 chädelverletsungen gemacht hat, mit hoher Strafe belegt wird. Die Anklage- 
behörden nehmen oft jetzt schon fahrlässige Tötung an; dies ist ela 
richtiger Weg, der häufiger auch dort beschritten wird, wo Kindesmord von 
vornherein nicht nachweisbar ist. Aber auch jene Annahme trifft oft auf 
unüberwindliche Schwierigkeiten. Bei der Diagnose handelt es sich darum, 
ob die Matter den Eintritt des Todes voraussehen konnte, ob sie es an der 
Aufmerksamkeit hatte fehlen lassen, su der sie nach deren persönlichen Ver¬ 
hältnissen verpflichtet war, ob sie die drohende Gefahr erkennen konnte. Eine 
Person, die absichtlich ihre heimliche Eotbindang bewerkstelligt, sollte 
wegen fahrlässiger Tötung zur Bechenschaft gezogen werden. Jede normal 
entwickelte, erwachsene Schwangere sollte wissen, daß bei der Geburt eia 
sachverständiger Beistand, auch für das Kind nötig ist. Eine heimliche Ge¬ 
burt unter Verzicht auf Hilfe läßt jene Aufmerksamkeit außer Acht, zu der 
die Matter verpflichtet ist. Wird sie von der Gebart überrascht, dann fehlt 
es oft an Zeit, Hilfe suzuziehen. Bei der Starzgebart rechnen aber die Per¬ 
sonen oft mit der Möglichkeit, daß das Kind zugrunde geht. Absichtliche 
Herbeiführung heimlicher Geburt ist also als fahrlässig zu 
erachten; sie beraubt das Kind des nötigen Beistandes; sein 
Tod ist demnach fahrlässig verschuldet. Manche Kindestötung würde 
unterbleiben, wenn in einem Strafgesetzbuch diese Fahrlässigkeit 
deutlich ausgesprochen werden würde. G^fäbrdangsdelikte sind allerdings 
unseren Juristen unsympathisch; ähnliche Bsstimmangen finden sich aber in 
bezug auf Verletzung der Begeln der Baukunst und in bezug auf Aussetzung. 

Diskussion. Straß mann-Berlin stimmt materiell in den meisten 
Punkten mit Ungar überein; indessen ist Ungar zu sehr von dem Geiste 
des Mißtrauens gegen den Aagaben der heimlich Gebärenden erfüllt. Eia 
dauernder Kontakt zwischen die Kindesmörderinnen etwa wie bei den Abtrci- 
beriaaen untereinander, besteht nicht; sie können sich nicht informieren, da 
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doch die Oeffentlichkeit bei den Gerichtsverhandlungen ausgeschlossen ist 
Eine Ohamacht kann zeugenmäßig festgestellt sein; einen Fall hat Straß* 
mann gemeinsam mit 8 trauch obduziert, der in dieser Zeitschrift zur Ver¬ 
öffentlichung gelangt ist *). Eine Sinnesverwirrung braucht bei Einschlagen des 
Schädels nicht ausgeschlossen zu sein; handelt es sich doch oft um Schwach¬ 
sinnige, die gegen Neugeborene aktiv Vorgehen. Bei der Freisprechung durch 
die Schwurgerichte haben oft die Geschworenen Becht, insbesondere bei der 
Erstickung durch weiche Bedeckungen, die viel zu häufig angenommen wird. 
Wenn eine Kopfgeschwulst vielleicht etwas mehr ausgesprochen ist, nimmt 
der Sachverständige gleich Kindesmord an; die Geschworenen aber sprechen 
dann mit Becht frei. Den Begriff der heimlichen Geburt des Preuß. Land¬ 
rechts hat das moderne Strafrecht abgeschafft, weil er modernen Anschauungen 
nicht entspricht. Eine fahrlässige Tötung ist fast immer nicht sicher; der 
Kausalzusammenhang fehlt, eine Hebamme ist auch nicht immer gleich zur Hand. 

Ziemke-Kiel sah in Halle 2 Fälle von Erstickung durch weiche Be¬ 
deckungen bei Sachsengängerinnen, die ein Geständnis ablegten. Ertränken 
fiadet hanfirer in der Kieler Föhrde statt; das Wasser lockt an. In bezug 
auf den Wärmeverlust berichtet Ziemke einen Fall, in dem ein 
Kind bis zum Abend auf der feuchten Plazenta in einer Kommode lebend lag. 
Pfannenstiel bezweifelte den Wärmeverlust nicht, hielt ihn aber nicht für 
wahrscheinlich. Später sah Ziemke ein Kind, das im Alter von 10 Tagen 
ausgesetzt worden war und trotz des Wärmeverlustes am nächsten Tage 
lebend auf gefunden wurde; es starb erst ein Jahr später mit Sitns invertus. 
— Fahrlässige Tötung wird auch bei Ziemke dann von der Staatsanwalt¬ 
schaft angenommen, wenn nicht genügend für das Kind gesorgt war. 

v. Sury-Basel: Im Wiener Institut wurden viele Leichen Neuge¬ 
borener aus der Frauenklinik mit Asphyxie untersucht. Vernix caseosa wurde 
oft nachgewiesen. Bei Kindesmord war dies nicht möglich. Die Aspi¬ 
ration von Fruchtwasserbestandteilen ist nicht physiologisch. Die Unter¬ 
suchung muß Alveolen betreffen, die aus allen Lappen entnommen sind. Eine 
diffase Aspiration spricht für einen schweren Vorgang, der den Tod des Kindes 
verursacht hat. 

Beut er-Hamburg schließt sich v. Sury an. Bei Kindesmord findet 
man nie Aspiration von Epiihelzellen en masse in die Alveolen; in vielen 
Fällen, wo er fehlte, dagegen wohl. Es handelt sich dann um intrauterine 
Asphyxie, nicht um physiologische Vorgänge. Zur mikroskopischen Färbung 
der Vernixzellen kann bei Formalinpräparaten die von Straßmann 1887 
aagegebeae Methode (Anilin-Fuchsin, Gentiana-Violett, absol. Alkohol) nicht 
dienen. Dagegen gibt die Gr am sehe Färbung scharfe, schöne Ergebnisse. In 
Serienschnitten ist die Anwendung von Gegenfärbung möglich. Io einem Falle, 
in dem nach der Sektion die Longenreste aufgehoben worden waren und in 
dem die Mutter angab, daß das Kind ohne Kunsthülfe geboren und von selbst 
gestorben sei, konnte Beuter durch den Nachweis der Aspiration von Vernix 
caseosa, der die Luogenalreolen intensiv ausfüllte, — die Angaben der Mutter, 
das Fehlen der sachverständigen Hülfe bestätigen (Demonstration der sehr 
schönen Präparate). 

S tr auch-Berlin: Die Frage des § 51 wird bei Kindesmord in Berlin 
selten angeregt. „9inoesverwirrung“ ist ein guter Ausdruck. Der Verteidiger 
fragt nur danach, wenn man ihn darauf bringt. — Was die Erstickung durch 
weiche Bedeckungen anlangt, so ist bei Verschluß von Nase und Hund ener¬ 
gisch auf die Kissen und ziemlich lange auszaübender, auf den Kopf lokali¬ 
sierter Druck nötig. Die Zeitdauer hat Bedner in einem Falle auf etwa 
10 Minuten angegeben. 

Str aß mann-Berlin: Formol wirkt der von mir 1887 angegebenen 
Färbung direkt entgegen; die Gr am sehe Färbung ist besser. 

Ziemke, Puppe und Lochte bestätigen, daß bei Erstickung durch 
weiche Decken, durch Umschlingen weicher Tücher um den Hals, durch Ein¬ 
wicklung es längerer Zeit bedarf, bis der Tod eintritt. 

Kratter-Graz: Strauch hat Becht; es dauert mehrere Minuten, 


l ) Siehe Nr. 20 dieser Zeitschrift; 1911, S. 757. 
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bis der Tod eintritt. K. erinnert an die Versuche Okamotos, die in seinem 
Institut mit japanischem Seidenpapier angestellt wurden. 

Ungar (Schlußwort): Wenn bei Hab er da auf 211 Geburten 26 
Sturzgeburten entfallen, die meist fingiert sind, so muß man gegen die An¬ 
gaben der heimlich Gebärenden wirklich Mißtrauen hegen. Wenn der Gesetz¬ 
geber den Kindesmord gegenüber dem Mord milde beurteilt, so hat er übri¬ 
gens der „8innesverwirrung schon Rechnung getragen. Fülle von Erstickung, 
die keine Folgen hinterlassen, kommen doch immerhin nicht sehr selten zu 
unserer Kenntnis. Redner wollte nur die Frage aufwerfen, ob es nicht 
müglich sei, daß mit Rücksicht auf die große Zahl von nachgewiesenen Füllen 
die Aspiration von Fruchtwasser als physiologisches Vorkommnis gedeutet 
werden müsse. Wenn sie aber bei Kindesmord nicht gefunden wird (v. Sury, 
Reuter), wührend sie bei heimlichen Geburten hüufig ist, so bedingen diese 
eine so große Lebensgeführdung, daß die heimliche Geburt eben einzuschiünken 
ist. Ziemke scheint ja auch mit der Annahme von fahrlüssiger Tötung in 
selchen Füllen einverstanden zu sein. 

2. Nahesehussenehelnungen. Privatdozent Br. P. Frünckel -Berlin: 
Im Mordprozeß Breuer war Vortragender im Aufträge der Staatsanwaltschaft 
als Sachverständiger tütig. Von Wert ist die Arbeit von W. Meyer*): „Die 
Kriterien des Nahschusses bei Verwendung rauchschwacher Pulver.* Um die 
Entfernungen richtig abzuschützen, bedurfte es indessen auch mit der in jener 
Sache benutzten Browningpistole eingehender Nachprüfungen. Es wurde die¬ 
selbe Browningpistole von 6,6 mm Kal. angewandt zu Schuß Verletzungen auf 
die menschliche Haut und zwar auf abgelOste und in situ befindliche Haut 
Die gewünschte Entfernung wurde mit dem Zentimetermaß gemessen; die von 

6 verschiedenen Schützen abgegebenen Schüsse hatten dieselben Resultate. 
Belm Naheschuß ist zu unterscheiden die Wirkung des Geschosses und die 
der Ladung. Eine Verbrennungswirkung ist nie vorhanden. Zwar sieht man 
auch bei hellem Tageslicht eine rötliche Flamme, indessen geht die Verbren¬ 
nung zu rasch vor sich; die Abkühlung ist zu groß. Die Sprengwirkung bei 
rauchschwachem Pulver ist stark. Der Knochen ist am Einschuß schon von 
1 cm ab stark zertrümmert; auch sieht man eine breite Zertrümmerung 406 
Gehirns. Es treten als Sprengerscheinongen des Schüdels große Knochen- 
brüche auf. Mit Ausnahme des aufgesetzten Schusses sieht man in einem 
Abstand von l /* bis 50 cm gleiche Resultate: meridianartig verlaufende Schuß¬ 
linien, wührend konzentrische Biegungsbrüche um den Einschuß fehlen. 

Die Dicke und Festigkeit des Schüdels kommt wenig in Betracht. Beim 
Lebenden ist die dynamische Kraft noch größer als an Leichen. 

Was das Pulver anlangt, so zeigt die Browningmunition 4 Rückstünde: 
1. 4eckige graue Blüttchen mit Graphitüberzug; solche finden sich am Einschuß 
in 1—25 cm Abstand und sind leicht ab wischbar. 2. Hell- und dunkelgrauer 
Schmauch, der fester haftet, und in 3—4 cm Abstand von trockener Haut 
leicht zu entfernen ist, auf feuchter aber beim Abreiben, etwa beim Reinigen 
der Wunde von Blut, entfernt werden kann. 3. Bei 2—6 cm immer, von 7 cm 
an weniger Rauohflecke; zwischen Schmauch und Blüttchen finden sich unver¬ 
brannte Blüttchen mit Vakuolen, Ausfransung am Rande. Sie geben die 
für N&heschuß charakteristische Nitroreaktion. *) 4. Kohlepartikeln an Haut 

und Haaren, ein Ring, der um den runden Knocheneinschuß fest eingesprengt 
ist. Die praktische Verwertung des sog. „falschen Brandsaums“, des homogen 
bleibenden schwarzen Rings ist fraglich. 

Die Sprengwirkungen am Lebenden sind größer als an der Leiche. 
Andere Stoffe als Haut sind zu Versuchen nicht praktisch. 

Zwischen Breuer und Mattonet bestanden homosexuelle Beziehungen. 
Gegenüber den Angaben des Briefträgers Scheid nahm die Verteidigung 
einen Schuß aus nächster Nähe an. Der Einschuß saß im behaarten Teil der 
rechten Schläfe; die Hautöffnung von rund 7 1 /* cm hatte schwarzroten Rand; 
der Wundrand war wenig gezackt. Der kreisrunde Knocheneinschuß hatte 

7 cm Durchmesser. Der Hautausschuß stellte eine sternförmige Rißwunde 
dar, die Schädeldecke zeigte horizontale und quere Sprünge, in die ein Büschel 


*) Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin; Januar 1908, 8. 22. 
*) cf. die Diskussion; S. 222. 
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Kopfhaare eingeklemmt war. Der Sachverständige der Anklage ging davon 
aas, daß sich keine Pulver-, keine festen Einsprengungen fanden, die chemisch 
als Pulver zu deuten waren. Ob Kohle vorhanden war, ist fraglich. Der 
Chemiker erhielt dagegen Nitroreaktion; dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Haut nicht sorgfältig aufbewahrt war dann in Alkohol kam. Auf Papier, 
Holz, 8chweineschwarten fanden sich Pulverreste bis zu einem Mündungs- 
abetand von 40 cm. — Der Sachverständige der Verteidigung, ein Schieß* 
techniker, nahm an, daß der .falsche Brandsaum“ nur in 1 cm Abstand ent¬ 
stehe. Er nahm einen Abstand von 1 bis 1,1 cm mit absoluter Sicherheit an. 
Die Berliner Versuche, die bei 50 cm, */* cm und aufgesetzter Mündung an 
Leichen gemacht wurden, schlossen einen Schuß aus jeder dieser 3 Abstände 
aus und ergaben nur, daß der Schuß näher als aus 15 cm Entfernung gefallen 
sein mußte. Es ist bedenklich, apodicktischeSchlüsse aus geschrumpfter 
Haut zu ziehen. Die Entfernbarkeit des Schmauches bei feuchter und bei 
trockener Haut ist verschieden. Wahrscheinlich muß man sich für einen 
Abstand von 1—3 cm aussprechen. Aus dem Prozeß ergibt sich besonders 
die Mahnung, die Einschußöffnung herauszuschneiden und genau zu unter¬ 
suchen. 

3« Ueber Schussverletzungen von Kleidern. Prof. Dr. Lochte- 
Göttingen. Vortragender berücksichtigte zunächst die Arbeiten von 
Seifert (diese Zeitschrift 1906, S. 361), Look, Longmore, Fischer, 
Dölorne, Gerstäcker, Schäfer (Vierteljahrsschrift für gerichtliche 
Medizin, 1900, XIX, S. 63), T h o i n o t (Zeitschrift für Medizinalbeamte, 1900, 
S. 660), Dittrich und ging dann auf die Nitroreaktion von Wellenstein 
und Kober ein: Blaufärbung von rauchschwachem Pulver mit Diphenylamin- 
Schwefelsäure. Eigene Versuche wurden mit Bob. Schräder angestellt, der 
die Schüsse geliefert hat. Zielobjekte waren Leinen, Seide, Baumwolle; auch 
mit Wolle gefütterter Stoff, angebracht auf Säcken mit Sägemehl. Als 
Revolver diente die Browningpistole 7,65 mm der Berliner Schutsmannschaft, 
Gewehre mit Bottweiler Pulver u. a. wurden benutzt. 

1 . Naheschüsse: Je dünner und zerreißlicher die Gewebe sind, um 
sogrößer waren bei 5—7 cm Entfernung die Defekte. Bei Schwarzpulver 
fing das Gewebe Feuer (Fall von Tientsin 1902, bei dem nach Selbsmord 
eines Soldaten der Anzug Feuer fing, so daß man auf offenen Felde Feuer be¬ 
obachtete). Abgesehen von der Wirkung der Gase und der Flamme kommen die 
Rückstände in Betracht. Zur Orientierung dient als Beweis für die Anwesen¬ 
heit von KNO, ein kühlender Geschmack auf der Zunge. An nicht verletzten 
SteUen ist eine chemische Untersuchung auf Schwefel als KontroUe nötig, 
Wenn die Kleider gewaschen waren, sind die Schußverletsungen an den 
Brandspuren kenntlich. 

Belm rauchsch wachen Pulver sind Hof und Pulverschmauch kleiner 
es fehlt die Verbrennung. Auch bei Haaren treten keine Branderscheinungen 
auf; bei Geweben ebenfalls nicht, nur ganz vereinzelt sucht man minimale 
Bräunung an den Geweben. Ob die Reaktion von Wellenstein und 
Kober auf unverbrannte Blättchen auf Kleidern eindeutig ist? Auch Schwarz¬ 
pulver gibt dieselbe Färbung, ferner AgNoi, KMnO«, Kaliumbichromat, 
Ferrisalz (Eisenrost). Die angewandte Schwefelsäure muß frei von Salpeter¬ 
säure sein, das Wasser darf weder Nitrate, noch Nitrite enthalten. Die 
Appretur des Stoffes ist zu berücksichtigen. Es handelt sich demnach nur 
um eine entbehrliche Vorprobe. Durch Waschen, Reinigen in chemischen 
Fabriken lassen sich aus Leinen und Wolle die Reste nicht vollständig ent¬ 
fernen. Es ist meist möglich, die Entfernung, aus der geschossen wurde, 
anzugeben. 

2 . Bei Fernschttssen können Defekte fehlen, die Kleider völlig 
unverletzt sein. Der durch das Geschoß in das dehnbare Gewebe vorgebuchtete 
Hohlraum ist bei senkrechtem Auftreffen kegelförmig (Seifert), schnellt 
aber nachher in alter Elastizität zurück. Die Dicke des Kleides ist ohne 
Bedeutung, wohl aber Richtung und Textur des Stoffes. Im allgemeinen 
sind die Löcher um so kleiner, je elastischer das Gewebe ist. Der Ausschuß 
ist stets größer als der Einschuß. Die Verletzung ist am kleinsten, je mehr 
senkrecht; um so größer, je mehr schräge die Richtung ist. Auf Kleiderfalten 
variiert die Größe nach der Dicke und dem freien Rand. 
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Charakterlich ftr Schwarzpulvergeschosse ist die Fettepar in des 
Kleidern bei Feraschüssen. Du Fett besteht ans Kindstaig und Paraffia; es 
dieat zum Ein fetten der Geschosse. Der Eedner begann seine Versuche Bit 
Gewehrschüssen und weißen Stoffen. Bei 1 m Entfernung sah er zahlreiche 
Fettspritser, bei 2—60 m noch Fettsparen. Bei geschwärzten Geweben, bei 
Wolle and Baumwolle versagt die Osmiumreaktion auf Fette, und die Keaktioa 
anf Joddimpfe. Lochte empfiehlt für diese ein Plätten der Stoffe zwischen 
Seideapapier; daaa schmilzt du Fett Bei geriagea Sparen gelingt 
eine genaue Lokalisation durch Eiastiubea mit Sudan. Za 
berücksichtig ob ist bei Prüfung der alkalischen Keaktioa die von Schmutz* 
decken und die der Appretur. Bei eiagetrockaetem Blute ist die Fettspur 
noch nach 1 — 4—5 Tagen deutlich. 

Die genaue Untersuchung der Kleider kann kriminalistisch wichtige 
Aufschlüsse geben. 

Diskussion: Ungar-Bonn: Die Entfernung, aus welcher geschossen 
wurde, ließ sich in einem Falle aus dem Umstand, daß mehrere Projektile 
benutzt wurden, berechnen. U. machte mit derselben Waffe und denselben 
Bleistücken, die ein Wildschütz gebraucht hatte, Schießversuche. 

Lochte erinnert an den Gefäßhof, der sich im Kontusionsriag um 
die Einschußöffnung findet. Noch in altes Präparaten sieht man ein feines 
Netz von Gefäßen; es findet sich auch bei Blittchenpulver. L. empfiehlt 
Aufhellen in Xylol. 

P. Frlnckel -Berlin: Die Erscheinung ist bekannt und ist vitaler 
Natur. Als Ursachen kommen in Betracht: die Hitze, die mechanische 
Beizung, die KontusionsWirkung der einzelnen Teile. Diese Verästelung ist 
wahrscheinlich ein Kriterium des Naheschusses. 

Durch die Nitroreaktion scheint doch eine Unterscheidung zwischen 
rauchlosem und schwarzem Pulver möglich zu sein. Eine große Anzahl von 
KOrnchen ist beweisend für rauchlosen Naheschuß. 

4. Medizinischer oder chemischer Sachverständiger 1 Privatdozent 
Dr. P. Fr än ekel «Berlin: Die Untersuchung von Haaren, Blut und Sperma 
wird meist Chemikern anvertraut; die Juristen halten sie nicht für eine 
Aufgabe der Aerzte. In den Tarilen der Chemiker sind die einzelnen Unter¬ 
suchungen besonders genannt, in denen für gerichtliche Tätigkeit der Aerzte 
sind sie nur im allgemeinen auf geführt. Darin ist ein Wandel nötig, es 
bedarf einer Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medizin 
zu dieser Frage. Warum ist diese Tätigkeit den Händen der Gerichtsärzte 
entglitten, obwohl die wesentlichen Verdienste auf diesem Gebiete von 
Orfila, Bobin bis Uhlenhuth Aerzten zufallen? Erst seit Sonnen¬ 
schein 1860 datiert die Mitarbeit der Chemiker; 1S69 warnte das Peters¬ 
burger Ministerium vor Apothekers, die nicht genügend forensisch geschult 
seien; Otto riet bei der Ausmittelung der Gifte den Chemikern, den Physio¬ 
logen zuzuziehen. Die Gründe für die Inanspruchnahme der Chemiker durch 
die Gerichte lagen zunächst daran, daß bei der Guajakprobe, bei der Haemin- 
darstellung chemische Operationen auszuführen waren; daß der Chemiker eine 
Laboratoriumeinrichtung besaß, der Gerichtsarzt nicht; daß die Gerichtsärzte 
eine Abneigung gegen diese Tätigkeit haben sollten und daß der Chemiker 
gleichzeitig andere Stoffe identifizieren konnte. Indessen die Verhältnisse 
haben sich geändert. Die Untersuchungen sind ihrem Wesen und ihrer Technik 
nach medizinisch, Bie liegen im Interesse des Bechtspflege. Allerdings kann der 
Chemiker sich einarbeiten, auch können Entgleisungen an den Personen liegen. 
Er wird mit der Gift-, Nahrungs- und Farbenchemie bekannt sein; dagegen 
ist der Gerichtsarzt besonders histologisch besser vorgebildet. Er wird 
eine Aufquellung der Blutzellen nicht zur Diagnose benutzen; er kann 
mikroskopisch Gewebe, Zellen als Beimengungen erkennen, Haarverletsungen, 
Haarerkrankungen auftindeo. Zudem ist die B i o c h e m i e nur an medizinischen 
Anstalten zu Hause. Die Unterrichtsstätten für gerichtliche Medizin müssen 
verlangen, daß ihnen praktisches Material zugesandt wird. Bei subtilen 
kritischen Untersuchungen sollten sie allein herangezogen werden; in be¬ 
sonderen Fällen aueh die Ge richtsä rite. Die Versendung von präsipitierenden 
Sera sollte nur an Sachverständige geschehen. Die bakteriellen Untersuchungen 
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auf Fleischvergiftung sind rein medizinisch. Das Viras des Nahrangs¬ 
mittels ist dasselbe, wie das an der Leiche. In bezog auf das Institut in 
Halle liegt bereits eine Verfügung der Oberstaatsanwaltschaft Naumburg vor; 
vom Kultus- und vom Justizministerium sind entsprechende Anordnungen 1910 
erlassen worden. Für die Vergiftungen kann allerdings allgemein jene 
Forderung nicht gestellt werden. 

Gegen die medizinischen Sachverständigen werden als Vorwürfe erhoben: 
Ihre Gutachten seien häutig za unbestimmt, jene der Chemiker seien be¬ 
stimmter. Allerdings ist der Grad der Wahrscheinlichkeit von Unbewanderten 
manchmal nicht richtig abgeschätzt worden. — Ferner entfaltet der Chemiker 
eine größere Tätigkeit durch Projektion von Präparaten, durch Zeichnungen 
im Gerichtssaal. Der Nachweis einer Spur wird aber objektiv nicht verbessert, 
wenn der Sachverständige Photogramme vorlegt. Man muß auf die Ent¬ 
stehung derselben sehen. Aus fertigen Krystallen ist nichts zu 
diagnostizieren. So sah Bedner jüngst bei Untersuchung von Bost auf einem 
Beil Bhomben ähnlich den Haeminkrystallen, die damit hätten verwechselt 
werden können; sie waren aber stärker lichtbrechend. Es kommt auf die 
Herstellung an. Es bedarf tatsächlich aber auch einer Ausbildung des 
gerichtlichen Mediziners in den physikalisch chemischen Theorien und 
Kenntnissen. 

Diskussion: Ziemke-Kiel: Wir sollten uns dafür aussprechen, 
daß wir voll und ganz auf dem Boden des Vortrages stehen. Auf jene 
Ministerialverfügang sollte in Plakatform hingewiesen werden, damit wesent¬ 
liche Verzögerungen bei der Untersuchung verhütet werden. 

Puppe-Königsberg rät zu Vorträgen in den juristischen Vereinen vor 
Bichtern und Bechtsanwälten. Die Darbietungen werden gerne angenommen. 

Lochte-Göttingen: Die Vorträge führen zu engerem Konnex mit den 
Gerichtsbehörden, zu persönlicher Fühlung. 

Kratter-Graz: In Oesterreich hat die gerichtliche Medizin bereits 
die Anerkennung, die ihr zukommen muß. Durch Ministerialverfttgung ist 
das ganze Beich entsprechend den Universitätsinstituten in Sprengel aufgeteilt, 
deren Untersuchungen dort stattfinden müssen. Unsere Vereinigung ist 
berufen, formell dafür einzutreten, daß in Deutschland ähnliche Einrichtungen 
geschaffen werden. Zu der hohen Stellung der Hygiene in Deutschland im 
Verhältnis zu den staatlichen Angelegenheiten hat die Deutsche Gesell¬ 
schaft für öffentliche Gesundheitspflege wesentlich beigetragen. 

Straßmann empfiehlt, daß der Vortrag von Fränckel den Justiz¬ 
behörden vorgelegt werden solle. Der Antrag wird angenommen. 

6 . Gerichtliche medizinische Demonstration. Gerichtsarzt Dr. 
K. Beater -Hamburg. Vortragender demonstrierte zunächst fertige Lumiäre- 
Aufnahmen, ähnlich denen, wie sie Bürger 1910 in Königsberg zeigte. 
(Diese Zeitschrift, 1910, I. Beilage, S. 108). Im Stereoskop sah man wunder¬ 
schöne Bilder von einer Leiche mit Totenflecken und einer solchen nach 
CO-Vergiftung. Er zeigte ferner die Wirbelsäule und die Aufnahme 
eines Aortenaneurysma bei einem Manne, der anscheinend früher eine 
luetische Aortitis durchgemacht hatte, 1907 einen schweren Unfall erlitt, 
dann 3 Wochen im Eppendorfer Krankenhause war, später als Provisions¬ 
reisender trotz Tabes sein Brot verdiente und 1910 starb. Der Ort und die 
Art die Einwirkung des Traumas, die Veränderungen der Wirbelsäule, 
Exostosen an der Brustwirbelsäule, Laesionen an Epistropheus und Atlas 
lassen den traumatischen Zusammenhang als sehr wahrscheinlich an¬ 
nehmen, obwohl klinisch ein Gefäßaneurysma ausdrücklich als nicht vorhanden 
angegeben wurde. 

Endlich wurden zwei Embryonen demonstriert, die infolge ver¬ 
schiedener Einbettung, der eine im Uterus, der andere in der Tube, trotz 
gleicher Dauer der Entwicklung verschiedenenBefund aufweisen. Beide 
waren 21 Tage alt. Da auch bei dem häofigen Vorkommen der Endometritis 
die Uteri verschieden sind, erklärt sich die Verschiedenheit in der Entwicklung 
dort, wo es sich nicht um Tabenabort, sondern um gewöhnlichen Abort 
handelt. 
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An diese Sitzung schloß sich die 

Geschäftssitzung der Deutschen Gesellschaft 
für gerichtliche Medizin. 

1. Vorstandswahlen. Ergebnis: 1. Vorsitzender: Z i e m k e - Kiel, 
2. Vorsitzender: Haberda-Wien, Schriftführer: Lochte-Göttingen, Kassen- 
ftthrer: Beuter-Hamburg, Beisitzer: Zangger-Zttricb. 

2. Aenderungea der Satzungen. Puppe- Königsberg: Die Aufgaben, 
die an die gerichtliche Medizin zur Zeit gestellt werden, wachsen stets. Die 
Begutachtung der Unfallverletzten und Invaliden stellt große Ansprüche. 
Auch in Oesterreich fällt dem Gerichtsarzt diese Aufgabe zu. Puppe spricht 
lfir eine Aenderung der Satzungen insofern, als die soziale Medizin und die 
Bechtsprechung vor den durch die Versicherungsgesetzgebung geschaffenen 
Behörden in das Gebiet der Verhandlungen einbezogen werden sollen, ferner 
für eine Aenderung des Namen der Gesellschaft in „Deutsche Gesell¬ 
schaft für gerichtliche und soziale Medizin“. 

ln der Diskussion erwähnte Ungar, daß die Vertreter der sozialen 
Medizin fehlen; diese sollte nicht in den Vordergrund gestellt weiden. Lochte 
erinnert daran, daß versicherungsrechtliche Fragen die Gesellschaft oft bereits 
beschäftigt haben, wie z. B. & Königsberg der Vortrag von Eoeftmann 
(Zeitschrift für Medizinalbeamte, Beilage 1910, S. 107), in Cöln der von Puppe 
(1909, Beilage 8. 81), jetzt der von Leppmann. Mayer fragt, ob das 
Bestehen des Physikatsezamens nötig sei (eine Frage, die von Puppe 
verneint wird). Ziemke rät, werbend an die Herren von der Unfallheil¬ 
kunde heranzutreten; Straßmann ist der Ansicht, daß man ohne Namens¬ 
änderung auskommen könne; Kratter ist ebenfalls der Meinung, daß eia 
Abgehen vom alten Titel der Versammlung nicht ratsam sei. Bei der Abstim¬ 
mung wird der erste Teil des Antrages angenommen, der Vorschlag betreffend 
Namensänderung dagegen abgelehnt. Außerdem wurde eine Besolution, daß 
eine Prüfung in der sozialen Medizin und ein Besuch der Vorlesungen obliga¬ 
torisch zu machen sei, einstimmig angenommen. 

Vierte Sitzung: Montag, den 25. September 1911, nachmittags. 

Vorsitzender: Prof. Dr. Ziemke-Kiel. 

1. Sachverständigentätigkeit nach der Belchsversleherugsordnuuf. 
Dr. Fritz Leppmann-Berlin. Bedner will nur die Neuerungen, die 
durch die Kodifikation der sozialen Gesetze für die ärztliche Sachständigen- 
titigkeit erwachsen, ins Auge fassen. Erweitert ist die Zahl der Versicherten. 
In der Krankenversicherung kommen hinzu die Landarbeiter, Dienst¬ 
boten, Gehilfen in den Apotheken, die Bühnen- und Orchestermitglieder, 
Lehrer, Erzieher, Wandergewerbetreibende bei einer Lohngrenze unter 
2500 Mark. In der Unfallversicherung sind jene zu versichern, die 
beim Halten anderer Fahrzeuge als durch Wasserkraft bewegt, sowie beim 
Halten von Beittieren, von Fahrzeugen auf Binnengewässern beschäftigt 
sind. In der Invalidenversicherung kommen hinzu Lehrlinge und Ge¬ 
hilfen in den Apotheken, Bühnen- und Orchestermitglieder. Da die Hin¬ 
terbliebenenversicherung ebenfalls künftig neu für die Begutach¬ 
tung ist, so vermehren Bich quantitativ die Fälle der Begutachtung. Von 
den Trägern der Versicherung ist zunächst bei den Krankenkassen die 
Kur mit der gutachtlichen Tätigkeit engstens verknüpft. Künftig bedarf es 
eines schriftlichen Vertrags zwischen Aerzten und Kassen. Bei einer nicht 

S enügenden Zahl von Aerzten darf die Kasse statt der ärztlichen Leistungen 
en Versicherten eine bestimmte Geldsumme geben, mit der sie sich ärztlich 
versorgen können; die Aerzte stellen dann nicht mehr Krankenscheine aus. 
Es besteht eine große Schwierigkeit in der Sachverständigentätigkeit in diesen 
Fällen, die der Gesetzgeber nicht zu überwinden vermocht hat; das Oberver¬ 
sicherungsamt kann zwar bestimmen, wie der Zustand anders als durch 
ärztliche Bescheinigung nachgewiesen werden kann; wie aber soll das möglich 
sein? Das Verhältnis der Landesverricherungsanstalten und der Berufs- 
genossenachaften zu den Aerzten wird nicht durch bestimmte Verträge 
geregelt. 

Bei der Unfallversi cherung wird zunächst von der Ortspolizeibehürde 
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alles, was auf dea Unfall sieh besieht, festgestellt; hier ist bereits die Za« 
siehuag eines Irstliehen Sachverständigen möglich. Es wäre recht gut, wenn 
hiervon recht oft Gebrauch gemacht werden würde, wo alles frisch in der 
Erinnerung ist. Die Akten werden der Berufsgenossenschaft übersandt; sie 
kann in jedem Stadium durch Untersuchung, durch Heilverfahren ein greifen. 
Sie kann sich an das Versicherungsamt wenden, auch dieses kann ärstliche 
Sachverständige vernehmen. Nach Abschluß der Ermittlungen erteilt der Ver- 
sicherangeträger einen vorläufigen Bescheid, gegen den Einspruch zulässig 
ist. Auch hier wieder kann ärztliche SachverständTgentätigkeit möglich sein. 
Der Versicherte kann, wenn nicht schon vorher der Arzt seiner Wahl gehört 
ist, verlangen, daß dies geschieht. Bei der Vernehmung vor dem Versicherungs« 
amt ist der Arzt dann zu hören, wenn das Gutachten von Bedeutung sein 
kann. Entrichtet jener die Kosten im Voraus, so muß das Versicherungsamt 
den Gutachter zuziehen; es muß diesem dann Einsicht in die Vorverhandlungen 
gewähren. — Die Berufung in Unfallsachen findet vor dem Oberversicherungs« 
amt statt. Hier wirken bestimmte Aerzte als Gutachter. Diese sollen von 
nun an nur alle 4 Jahre gewählt werden. Da immer neue Methoden auf- 
kommen, muß das Oberversicherungsamt das Becht haben, von ihm gewünschte 
Aerzte nach Bedarf zuzuziehen. 

In der Krankenversicherung besteht jetzt ein regelrechter Instanzenzug. 
Der Versicherte kann Einspruch beim Versicherungsamte dnlegen, das die 
8 aehe durch seinen Spruchaasschuß prüft. Auch hier werden Sachverständige 
gehört Berufung beim Oberversicherungsamt ist zulässig. 

In der Invalidenversicherung wird die Bentengewährung und Ent« 
Ziehung vom Versicherungsamt geleitet. Dieses vernimmt Sachverständige, 
Zeugen, sammelt das Material, gibt sein Gutachten ab und sendet es an die 
Landesversicherungsanstalt. Bei Berufung hört auch in diesem Verfahren das 
Schiedsgericht (Oberversicherungsamt) seine Sachverständigen. Es kann bei 
Hinterlegung einer bestimmten Samme ebenfalls den Arzt hören, den der Ver« 
sicherte bestimmt. Neu ist, daß Sachverständige, die der Landesversicherungs« 
anstatt regelmäßig Gutachten erstatten, nicht Vertrauensärzte des Schiedsgerichts 
sein dürfen. — Das Beichsversicherungsamt ist für Invaliden« und Hinter« 
bliebenenversicherung nur Bevisionsinstanz; hier werden ärztliche Sachver« 
ständige nicht mehr gehört. Bei der Unfallversicherung ist die Vernehmung 
ärztlicher Sachverständiger in der Bekursinstanz eingeschränkt; es kann nicht 
mehr in jedem Stadium Bekurs eingelegt werden. Diese Einschränkung — 
Ausschaltung des Bekurses bei der vorläufigen Bente und bei einer Fest« 
Stellung der Dauerrente wegen Aenderung der Verhältnisse — ist nicht 
zu bedauern. 

Mit der eidlichen Veraeh mung der Sachverständigen und Zeugen 
im Wege der Bechtshilfe wird das Versicherungsamt nur bei großer Entfernung 
der Gerichte beauftragt. Die Beteiligten dürfen anwesend sein, der Sach¬ 
verständige darf sich in Unfallsachen nicht aaf die Schweigepflicht berufen. 
Bei Nichterscheinen beträgt die Geldstrafe nur bis zu 300 Mark. Die Gebühren 
beim Versicherungsamte sind für Zeugen und Sachverständige dieselben wie 
bei den ordentlichen Gerichten in bürgerlichen Bechtsstreitlgkeiten; im 
8 pruchverfahren, ebenso wenn das Versicherungsamt zur Aufklärung vom 
Berufungsgericht ersucht wird. Bei der Invalidenversicherung findet eine Ver¬ 
eidigung nur dann statt, wenn zu befürchten ist, daß der Sachverständige 
nicht die Wahrheit sagt. 

Die Beichsversicherungsordnung bringt an neuen Problemen: 1.Die 
Ltndkrankenkassen, die mit großen finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben werden, können mit Genehmigung der Vorgesetzten Behörde Kranke in 
ein Krankenhaus schicken, statt Arzt, Arznei und Krankengeld zu bezahlen. 
Der Kranke braucht nicht zu gehen, wenn das Krankenhaus die Heilung 
nicht „fördern“ würde. Also ein neues psychologisches Problem; die Los- 
reißung aus der Familie; auch der Umstand wird berücksichtigt, daß in 
manchen Krankenhäusern spezialistische Hilfe nicht vorhanden ist. 2. Bei der 
Feststellung der Dauerrente wird die Berufsgenossenschaft vom Begutachter 
Auskunft verlangen, wann die Dauerrente festzusetzen ist. Wichtig ist die 
Sache besonders für die Fälle, wo in Bücksicht auf ein laufendes Heilverfahren 
ursprünglich eine hohe Bente bewilligt wurde, auch u. a. bei Kopfver¬ 
letzungen. 
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Mit der Neuregelung ist iür die eosiele Fürsorge viel gewonnen: 
Erweiterung des Kreises der Versicherten, Hinsufflgung der Hinterbliebenen* 
renten, Schaffung größerer Bechtsgarantien. Durch Inanspruchnahme immer 
■euer Instanaen, immer neuer Sachverständiger wird der Gang aber doch 
erschwert, wenn jeder dieser Aente immer wieder den Zusammenhang mit 
dem Unlall nachweisen und die Hohe der ErwerbsiKhigkeit abseh&tsen soll. 

Diskussion: Prof. Lennhoif-Berlin weist aui die Schwierigkeiten 
hin, die wir bei der Hinterbliebenenversicherung haben werden, wo die 
Anhaltspunkte zur Beurteilung der Erwerbsf&higkeit recht dttrltig sind. 

P u p p e - Königsberg: Allerdings bringt die Hinterbliebenenversicherung 
neue Probleme. Wichtig ist, 1. daß der erste Befund gleich nach dem Unfall 
durch die OrtspoliselbehOrde erhoben und d%ß der Arzt,' der den Patienten 
zum ersten Mal gesehen, vernommen werden soll; 2. daß das Versicherungsamt 
entscheidet, wie weit die ärztlichen Gutachten den Versicherten mitzuteilen sind. 
Ohne Obduktionsbefund ist der Zusammenhang zwischen Tod und Unfall oft 
schwer zu begutachten. Exhumierungen sollten mehr angeordnet werden. 

Mayer • Simmern erinnert an die Zuziehung des certifying surgeon in 
England, der bei jedem Unfall an Ort und Stelle selbst Erhebung zu machen 
hat, sowie an die Beobachtungen von Gibbon, 1 ) der glaubt, daß in Deutschland 
die Patienten zu leicht in die Krankenhäuser gesandt werden, und an die geplanten 
public health committees, denen immer 2 Aerzte angeboren mAssen. In bezug 
auf die ersten Notizen nach dem Unfall müßten die Aerzte von hier aus auf* 
gefordert werden, daß diese möglichst sofort von ihnen schriftlich nieder* 
zulegen sind. Es genügt schließlich ein Zettel, der im Registrator aufge¬ 
hoben wird. 

Lochte spricht über den Bescheid der Landesversicherungsanstalten, 
Bohne über die Erkundigungen der OrtspolizeibehOrden, Ungar über die 
Ueberweisung zur Beobachtung in die Krankenhäuser. Wer hat diese ansuordnen P 

Z i e mk e: Die Ausführungsbestimmungen sind noch nicht erlassen. Die 
Altersgrenze bei 65, statt bei 70 Jahren, bei der Altersversicherung ist leider 
nicht zum Gesetz erhoben. Z. spricht über Vertrauensärzte und über Anträge 
aui Einstellung der Rente vor dem Oberversicherungsamt seitens der Berufs¬ 
genossenschaft, auch wenn der Versicherte keinen Widerspruch erhebt. 

F. Leppmann (Schlußwort): 1. Wenn das Versicherungsamt erfährt, 
daß durch ein Heilverfahren eine bestehende Invalidität beseitigt werden kann, 
hat es dies der| Versicherungsanstalt mitzuteilen. Hier wirkt es nicht 
unmittelbar, sondern nur durch Gutachtertätigkeit. 2 . Die Feststellung der 
Invalidität der Hinterbliebenen ist in Praxis sehr schwer und hat auf Grund 
allgemeiner Erfahrung zu geschehen, so sehr auch Anhaltspunkte von Laien 
zu begrüßen sind. L. erinnert an die Arbeit von Becker (Aerztliche Sach- 
verständigen-Zeitung, 1911, Nr. 19). 3. Künftig kann auch in der Invaliden¬ 
versicherung der Berechtigte Abschrift ärztlicher Gutachten verlangen; das 
Versieherungsamt entscheidet, wie weit es in seinem Interesse ist. 4. In bezug 
auf die Beobachtung im Krankenhause enthält das Gesetzbuch keine Bestim¬ 
mung. Das Versicherungsamt hat das Recht, sie zu verlangen, da es die 
Gesamtermittelungen leitet. — Uebrigens spricht jetzt das Gesetz in der 
Krankenversicherung von „ Arbeitetähigkeit“, in der Invalidenversicherung und 
Hinterbliebenenversicherung von „Invalidität*; in der Unfallversicherung ver¬ 
bleibt das Wort „Erwerbsfähigkeit“. 

2. Die Stellung der gerichtliehen Medizin zur Frage der Feuer¬ 
bestattung* Prof. Dr. A. Schulz-Halle. Die Feuerbestattung ist nunmehr 
ln Preußen fakultativ gestattet; sie hat gegenüber religiösen, ethischen und 
kriminalistischen Bedenken ihre Anerkennung getänden. Hygienisch ist sie 
bedenkenfrei und zu begrüßen; sie hilft einem Mangel an Begräbnisplätzen 
ab und zerstört die Infektionserreger gründlich und schnell. Der Rückstand 
sind Aschenreste, an denen path.-anat. Untersuchungen nicht vorgenommen 
werden können. Aber auch bei der Fäulnis werden recht oft wichtige Ver- 
letzungsspuren verdeckt. Bei starker Fäulnis ist es schwer, Durchtränkungen, 
Blutungen nachzuweisen, akute Milzschwellungen, etwa nach Abort, heraus- 
zufinden. Redner geht auf den von der Wiss. Dep. begutachteten Fall ein, 
bei dem nach der Exhumierung am Halse und am Oberarm sich Hautdecke 


J ) Gibbon: Diese Zeitschrift; 1911, S. 821. 
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landen, weiche die Aerzte and die Win. Dep. aal Verweeungsersch ein ungern, 
du Prov. Med.-Koll. aal Gewaltanwendung bezog. Er erwähnt den Fall 
Harbaam, bei dem irrtümlich Hs SO4-Vergütung angenommen worden war, 
Allerdings haben Knochen and Zähne den Vorsag, bei der Fäulnis noch die 
Identität za ermöglichen. Der Verlast, der der Bechtspflege aas der Ein* 
äscherang erfährt, läßt sich ersetzen. Kalzinierte Knochen können noch Vor« 
letsangen darch Beilhiebe aalweisen. — Die Leichenschaa maß in 
jedem Fall eine ärztliche sein. Verletzungen, die nicht in die Aagen 
fallen, bei Kindern die Fontanellenläsionen, müssen besonders berücksichtigt 
werden. Die Farbe der Haat wird bei KCI0 s, KCy auffällig sein. Die Ver¬ 
giftungen werden besonders für die obligatorische Erdbestattang ins Feld 

S eführt. Nun ist aber die Leichenöffnung nur eines der Mittel zur Ermittelung 
es Tatbestandes; es kommen Anamnese, die besonderen Umstände des Falles 
hinzu. Der amtierende Arzt hat den behandelnden Arzt zu hören; nar dann 
dar! von der Leichenöffnung Abstand genommen werden, wenn nicht die 
leisesten Zweifel bestehen. 

Bei plötzlichen Todesfällen ist in jedem Falle die Leiche zu öffnen, am 
jedem Zweifel die Spitze abzabreohen; dasselbe gilt bei Kanstfehlern, bei 
fahrlässiger Tötang. Aach bei ans würden die aas Oesterreich bekannten 
sanitätspolizeilichen Obduktionen yon Wert sein, die beim Fehlen von Ver¬ 
dachtsmomenten, dort wo die Leichenschaa eine Ursache nicht ergibt, bei nicht 
aufgeklärtem Selbstmord aasgeführt werden, die aber sofort unterbrochen 
werden müuen, and zar Anzeige an den Staatsanwalt zwingen, wenn sloh 
fremdes Verschulden ergibt. 

Wie der Fall von Grete Beier lehrt, kann bei der Einäscherang die 
Notwendigkeit der chemischen Analyse sich ergeben. Die Leiche war, 
nachdem Selbstmord angenommen worden war, eingeäschert worden; es lag 
aber CyK - Vergiftung und Schuß in den Mand durch fremde Hand vor. Auoh 
bei Unglücksfällen sollte neben der Leichenöffnung nach die chemische 
Analyse aasgeführt werden. So lassen sich die von Hel big erhobenen Be¬ 
denken gegen die Feuerbestattung widerlegen. Es bedarf des Hand in Hand¬ 
gehens des beamteteten, des behandelnden Arztes und der Polizei; wenn kein 
Argwohn sich erhebt, darf die Einäscherung erfolgen, taachen Zweifel aal, 
so hat die Leichenöffnung zu geschehen; bei Selbstmord and Verunglückung 
maß die chemische Analyse ausgeführt werden. 

Diskussion: Kratter-Graz ist seit 2 Dezennien Freund derFeaer- 
bestatt an g and in Wort and Schrift dafür eingetreten. Es ist eine Forderang 
der gerichtlichen Medizin, daß vor der Bestattung das geschehe, was für die 
Bechtspflege wichtig ist. In Graz worden infolge der Totenbeschau bei Ver¬ 
dacht viele Obduktionen bereits angeordnet. Die ärztliche obligatorische 
Leichenschaa, streng darchgeführt, gibt eine sehr sichere Handhabe, am ver¬ 
brecherische Handlangen aufzudecken. Es handelt sich bei der Feuer¬ 
bestattung nar am einen Brachteil der Bevölkerang; die Freiheit der Ver¬ 
fügung über seinen Leichnam muß jedem gestattet sein, nicht erlaubt ist es 
aber, den Zwang nmzukehren. Der Bechtspflege werden nicht viele ent¬ 
zogen werden; an Exhumierungen wird es auch künftig nicht fehlen, nicht 
in Dezennien and nicht in Jahrhunderten. 

Ungar-Bonn: Die Leichenschaa hat nach den gerichtlichen Vor¬ 
schriften za geschehen. In Fällen, wo kein Verdacht vorliegt, auch noch 
die chemische Untersuchung zu verlangen, geht zu weit. Wer soll die Kosten 
tragen? Wenn es die Anverwandten sein sollten, so würde dadurch die 
Feuerbestattung für weite Kreise illusorisch werden. 

P. Frän ekel-Berlin: Sobald einmal Krematorien bestehen and die 
Behörden ihre Benutzung wünschen, wird tatsächlich die Kostenfrage eine 
Bolle spielen. Die chemische Analyse ist möglichst einzuschränken; die Organe 
sind za asservieren; man muß abwarten, ob sich etwas Verdächtiges ergibt. 
— In der Leichenasche ist kein Gift nachweisbar, außer Arsen, vielleicht 
Sparen von Kupfer. 

P a p p e - Königsberg: Im Reg.-Bez. Königsberg kamen seit 18S0 auf 
4260 Obduktionen in 365 Fällen = 8,57°o Exhumierungen; in Allenstein seit 
1906 auf 332: 26 = 11,2°.o. Dies hängt mit der Eigenart der littauischen 
Bevölkerang zasammen; es handelt sich um Persönlichkeiten, die für die 
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Feuerbestattung nicht in Betracht kommen. — In Paris sah P. einen Leichen* 
Verbrennungsofen, der Auge und Nase enttäuschte. Religiöse Bedenken 
scheinen dort von einer starken Benutzung (400 Verbrennungen p. a.) absuhalten. 

Es darf nicht der leiseste Zweifel an Selbstmord und Verunglllckung 
bestehen; pekuniäre Rücksichten dürfen nicht maßgebend sein. Das ganze 
Gesetz stellt einen Fortschritt dar. Wie die Aerzte Regulatoren der sozialen 
Versicherung sind, so sollen die Amtsärzte Regulatoren der Feuerbestattung 
sein. Die Leichenschau muß für den Gerichtsarzt reklamiert werden. Die 
polizeiliche Obduktion ist der Kosten wegen oft ausreichend; ergibt sich nur 
ein leiser Verdacht, so muß sie abgearoc&an und als gerichtliche Obduktion 
beendet werden. Die gerichtliche Medizin wird starke Impulse aus dem Ge* 
setz empfangen. 

Geh. Ober*Med.*Rat Dr. Grelff-Karlsruhe: In Heidelberg besteht 
seit 1891, iin Mannheim seit 1901, in Karlsruhe seit 1904 ein Krema¬ 
torium; in Baden überhaupt 4. In Baden gibt es kein Gesetz wie in 
Preußen, nur Friedhofsvorschriften; eine Aenderung ist daher leichter möglich. 
Der Leichenbesichtigungistein ausschlaggebender Wert nicht zuzuschreiben, 
die Schwierigkeiten sind oft sehr groß. Der Verstorbene liegt im Ornat, mit 
Orden und Ehrenzeichen da; der Amtsarzt wird V* Stunde vor der Beerdigung 
sugezogen und soll nun die Leiche von Kopf bis Fuß entkleiden. Die Leichen* 
verbrennungsvereine würden sich der Sache bemächtigen. Wenn der be¬ 
handelnde Arzt bekannt ist, die Verhältnisse der Familie ebenfalls, wenn eine 
Krankengeschichte vorliegt, genügt eine oberflächliche Untersuchung. In 
Großstädten mOgen ja gewisse Einschränkungen am Platze sein. Wenn eine 
ausführliche Krankengeschichte vorliegt und jeder Verdacht abzuweisen ist, 
erteilt man ln Baden die Erlaubnis zur Verbrennung. Früher wurde bei Per¬ 
sonen unter 18 Jahren die Sektion verlangt, heute genügt die Besichtigung. 
Nie war bisher eine Beanstandung nötig. 

Was die Leichenschau durch Leichenschauer anlangt, so ist Greift 
gegen die ärztliche Leichenschau in Baden. Schon früher bei einer Rundfrage 
u Mannheim gaben sich Aerzte nicht zu einer Leichenschau her. Trotz ärzt¬ 
licher Leichenschau kamen in der Umgebung angeblich 2 Kinder lebendig 
auf den Friedhof; das wäre den Laienleichenschauern nicht vorgekommen. 

Bei plötzlichen Todesfällen, ohne Krankengeschichte, muß der Fall 
durch gerichtliche Sektion aufgeklärt werden; bei Selbstmord und Unglücks¬ 
fällen bedarf es regelmäßig der Sektion. Der Staatsanwalt muß die Erlaubnis 
zur Beerdigung geben. 

Rieht er-München: Die ärztliche Leichenschau ist nicht halbwegs 
wichtig und wertvoll. R. sah in Wien einen Fall von Arsenmord, von Frucht¬ 
abtreibung, wo bei der Besichtigung nichts gefunden wurde, ferner einen Fall, 
bei dem einem Kinde eine Krawattennadel in das Schädeldach eingeführt worden 
und ebenfalls nicht entdeckt worden war. Darüber, wer die Leichenöffnung 
auszuführea habe, würden, wie ihm Herr Geh.-Rat Prof. Dr. Rapmund 
mitgeteilt habe, die Ausftthrungsbestimmungen handeln. Der Vor¬ 
schlag von Prot Schulz über die Notwendigkeit der ehern. Untersuchungen 
geht zu weit. Bei der Feuerbestattung wird die Entkräftung eines Ver¬ 
dachtes durch Exhumierung tatsächlich Wegfällen. Richter erlebte auch bei 
der Erdbestattung viel weniger Exhumierungen, als Puppe. In Wien, wo 
er in 15 Jahren 10—12000 sanitätspoliseiliche und 3000 gerichtliche Sektionen 
gemacht hat, waren höchstens 6 Exhumierungen nötig. 

F. Leppmann -Berlin: Die bestehenden Kautelen genügen, auch wenn 
man sich irren kann, um event. gerichtsärztliche Bedenken gegen die Feuer¬ 
bestattung zu entkräften. Auch bei der Erdbestattung besteht die Gefahr, 
daß Menschen in die Erde kommen, an denen ein Verbrechen begangen worden 
ist. Es gibt kein Verbrechen, das in der Mehrzahl der Fälle entdeckt würde. 
Sollen wir nur für einen besonderen Teil von Fällen die Feuerbestattung zu- 
lassen? Sobald die Gefahr geringer ist, als bei der üblichen Erdbestattung, 
ist gerichtsärstlich nichts dagegen einznwenden. 

Ziemke-Kiel: Die Besichtigung genügt nicht; wie seine Erfahrung 
lehrte. Ziemke erlebte 5 Exhumierungen mit ziemlich gut erhaltenem Be¬ 
funde. Unter Umständen ist die Exhumierung zur Rehabilitierung wichtig. 
Nicht bei jedem Selbstmord und bei jeder Verunglückung ist eine Obduktion 
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nötig. Die Kosten chemischer Untersuchungen fallen sehr ins Gewicht. 
Was übrigens den Nachweis von Giften in verbrannten Leichen anlangt, so 
ist bei Arsen daran su erinnern, daß der Arsenzusats durch das Gesets vom 
5. Juli 1887 verboten ist und daß in normalen Organen Ziemke im Gegensatz 
zu Gautier nie Arsen fand. 

Dr. Lührig, Direktor der ehern. Untersuchungsämter, Breslau äußert 
auf Grund eigener Erfahrungen, insbesondere auch der Hirscbberger Ver¬ 
giftungsaffäre, ernste Bedenken gegen die Feuerbestattung. Hier gab die 
Chemie der Anklage den Unterbau. Der Chemiker fand in den Leidien be¬ 
trächtliche Mengen As 2 Os, trotzdem sie bereits Jahre lang beerdigt waren. 
Gut charakterisierte Metallgifte lassen sich auch in exhumierten Leichen 
Baehweisen. Zu Irrtümern Anlaß kann bei Arsen die postmortale Giftwahderung, 
in späteren Zeiten wohl auch die Anwendung von Atoxyl, Salyarsan geben, 
wenn eine Krankengeschichte fehlt. 

Ipsen-Innsbruck: Bei der Besichtigung der Leiche ist es auch dem 
erfahrensten und gewissenhaftesten Amtsarzt oft unmöglich, die Todesursache 
festzustellen. Es ist unbedingt eine Obduktion vor der Feuerbestattung zu 
verlangen, aber auch sie hat möglichst gewissenhaft zu geschehen. Das Ver¬ 
langen einer obligatorischen, chemischen Untersuchung geht zu weit; da aber 
noch nach Jahren in faulen Leichen Alkaloide sich nnehweisen lassen, müssen 
die Organe aufgehoben werden. 

Ziemke-Kiel: Die Konservierung von Organen ist so mOgüch, daß 
der Giftnachweis ausführbar ist. — Etwaige Obduktionen müssen von sach¬ 
verständiger Seite gemacht werden, also vom Gerichtsarzt. 

Schulz (Schlußwort): Wir haben nur das Interesse der gerichtlichen 
Medizin zu wahren; die Kostenfrage interessiert hier nicht. Die chemische 
Untersuchung ist bei Selbstmord und Unfällen nötig, um späteren Mutmaßungen 
vorzubeugen. Auch bei der Besichtigung der Leiche bedarf es einer ein¬ 
gehenden Untersuchung, insbesondere der weiblichen Genitalien. Nicht in 
jedem Fall ist eine Sektion nötig. Ihre Zahl wird nur gering sein. 

Fünfte Sitzung, Dienstag, den 28. September, vorm. 

Vorsitzender: Prof. Dr. Ipsen-Innsbruck. 

1. Prof. Dr. Lochte-Göttingen gibt in schönen Diapositiven Er¬ 
gänzungen zu seinem Vortrag am dritten Sitzungstage (s. vorher S. 221). 

Diskussion. Ipsen sah eine kaum kennbare Depression an der 
Kleidung bei ausgedehnter Suffasion der Haut (Ital. Stürme 1904; Innsbruck). 

Lochte 8ah ebenfalls bei ausgedehnten Verletzungen die Kleider un¬ 
verletzt. 

Ipsen: Das Gewebe ist komprimirt, zeigt eine leichte Delle, die 
Fasern sind flach; ein kurz umschriebenes Werkzeug von konischer Beschaffen¬ 
heit hatte die Veränderungen erzeugt. Ipsen berichtet über einen Selbst¬ 
mordfall: Ein Mann kam aufgeregt in die Chirurg. Klinik; man fand eine 
trichterförmige Einbuchtung des Wollstoffs. Die Fasern in der Tiefe waren 
am meisten gedehnt. In dem Kegel steckte das Profil. Das Gewebe wirkte 
als Panzer. 

2. Demonstration zu den Schussverletzen gen. Prof. Dr. Schulz- 
Halle a. 8.: Es handelte sich um fahrlasige Tötung durch eine Schuß - und 
Schlachtmaske. Ein Metzger demonstrierte einer Gesellschaft die Maske, 
nahm sie auseinander und schickte die Teile herum. Einer der Gäste führte 
eine Patrone ohne Vor wissen des Besitzers ein, dieser wollte den zusammen¬ 
gesetzten Apparat in seiner Wirkung erläutern. Die Versuchsperson fiel 
sofort tot um. Die Maske dient auch zum Selbstmord. 

8 . TOdllche Physostfgminverglftungen mit Bemerkungen über den 
forensischen Nachweis* Prof. Dr. J. Kratter-Graz: In der Litteratur nieder¬ 
gelegt sind bisher von ökonomischen Vergiftungen die Fälle von Cameron 
und Evans, 2 Fälle aus Glasgow, 1 aus Petersburg. Von Selbstmord ist 1 Fall 
von Leibholz berichtet. Der Fall Kratters betrifft einen Pharmazeuten, 
der, wie sieh nachträglich ergab, eine Menge von 5 g Pbysostigminum sulfuric. 
Merck wahrscheinlich vollständig zu sich genommen hatte und im Hotel quer im 
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Bett liegend tot talgefanden wurde. An der Leiche war die Diagnose schwer. 
Reizerscheinungen nn den oberen Speisewegen sprachen gegen Morphin, standen 
aber in Einklang mit den Versuchen von Harnack und Wittkowski bei 
Physostigmin. Der Dickdarm war leer, das Darmrohr tetanisch aul Fingerdicke 
redaslert, während die mittleren Anteile ein gewöhnliches Aussehen hatten. 
Es bestanden ferner die Erscheinungen der Erstickung am Hirn, am Blut, an 
den Lungen, subpleurale Ekchymosen. Auffällig war die Verengerung 
der Papille, die im Zasammenhang damit steht, daß der Nervmuskelapparat 
der Iris spät abstirbt, ferner aber aach durch die Höhe der Dose bedingt ist. 
Gewöhnlich tritt in der Agone eine Erweiterung ein, die postmortal bestehen 
bleibt. Die Ausscheidung im Organismus findet an vielen Stellen statt. Leber, 
MUs, Nieren, Blase (Harn) enthielten das Gift. Physostigmin geht aber rasch 
in den Urin Uber. Zar Darstellung wurde dos vereinfachte Kippenberg« 
sehe Verfahren; Ausschttttelung durch Chloroform, Chloroform - Alkohol und 
Chloroform-Aether, benutzt. 3 Tropfen der verdünnten Lösung der gewonnenen 
Substanz erzeugten beim Menschen maximale Papillenenge, Besktionslosigkeit; 
die Sache verlief ohne Schaden in 24 Stunden. Sogar das aus den faulen 
Organen gewonnene Alkaloid (der Tod erfolgte am 7. Okt. 1910, die neue 
Untersuchung der Organe am 20. Juli 1911) bewirkte als Sulfat Pupillenvei- 
engerang, die 4 Stunden dauerte. Das Gift war also fäulnisbeständig. 

Diskussion: Auf eine Anregung Eicht eis erwidert I p s e n, daß er 
bei Atropin, dos aus Leichen gewonnen war, die 3 Jahre im Erdgrabe ge¬ 
ruht hatten, ohne Schädigung denselben Versuch und zwar an sich selbst ge¬ 
macht habe. Leichte konjanktivale Beizung kOnne eintreten, wenn Säure im 
Ueberfluß angewandt worden sei; diese kOnne aber mit Fließpapier abgezogen 
werden. 

Kratter: Die Verantwortung für den Versuch am Menschen trägt 
der Experimentator. Bei Anwendung eines analysenreinen Präparats kOnne 
mit Zustimmung der Versuchsperson das Mittel ohne Sorge beim Menschen 
angewandt werden. 

4. Zum Pflansennlkaloldnnchweis. Prof. Dr. K. Ipsen- Innsbruck: 
Der Nachweis der Pflanzenalkaloide gehört zu den schwierigsten Kapiteln der 
gerichtlichen Medizin; kleine Mengen veränderlicher Substanz werden mit 
großem Material organischen Beiwerks untersucht, trotz der geringen Menge 
aoll aber die Spezialreaktion scharf sein. Die Gewandtheit und dos technische 
Geschick des Chemikers ermöglicht indessen den Nachweis von Strychnin- 
Atropin, Veratrin, Morphin. Aus den früheren Arbeiten Ipsens (Viertel, 
jahrsschr. f. gerichtl. Medizin; 3. Folge, IV. Bd., 1892, S. 15, VII. Bd., 1894, 
S. 1) ist seine Methode bekannt. Die Auswahl der Organe darf nicht ohne 
genügende Kenntnisse erfolgen; außer Magen-Darmschlauch kommen die aus¬ 
scheidenden Organe, auch die Knochen in Betracht. Die Kumulierung der 
Organe za einer Untersuchung ist za vermeiden. Die Menge ist manchmal 
zu gering; so wurden 50 g Leber, 25 g Medulla oblongata Übersandt. Es 
wird dabei nicht berücksichtigt, daß oft eine geringe Menge, 1 mg des Alka¬ 
loids, die Giftwirkang erzeugt hatte, daß durch Erbrechen, Kot, Urin schon 
viel den Körper verlassen hat, so daß in den.Organen nur minimale Spuren 
gefunden werden können. Auch diese schrumpfen bei langer Analyse noch 
weiter zusammen. Ipsen betont den Wert des Chloroforms bei seinen Unter¬ 
suchungen; insbesondere bei der Morphingewinnung; nach leichter Vorwärmung 
schüttelt er mit reinem Chloroform ans, dann wiederholt mit Chloroform-Al¬ 
kohol. Er teilt 2 Untersuchungen auf Morphin bei einem 6 Wochen und einem 
15 Tage alten Kinde mit. Das erstere hatte 0,01 Morphin erhalten; Ipsen 
konnte im Magen und Darm 3,5 mg als Salfat nachweisen (Fröbdes Reak¬ 
tion). Im 2 . Falle war die K o b e r t sehe Reaktion nach Destillation im Va¬ 
kuum und Ausechüttelang des wässrigen Rückstandes mit Chloroform eindeutig 
beweisend. Das Chloroform ist bei Alkaloiduntersuchungen ein wertvolles, ja 
souveränes ExtraktionBmittel. 

Diskussion. Kratter-Graz: Kein Organ ist weniger geeignet, einen 
sicheren Nachweis eines Alkaloids zu liefern, als das Zentralnervensystem. 
Viele Alkaloide gehen darin Veränderungen ein, durch die der Nachweis des 
isolierten Alkaloids nicht mehr möglich ist. Einwurfsfreie Endprodnkte sind 
schwierig zu erhalten. Das allerentscheidendste Objekt zum Nachweis ist da- 
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gegen der Hern; hier ist die größte Menge zu gewärtigen; hier läßt ee eich 
auch ohne grolle Beinigun gsveriah ren ermitteln. Dun iolgt wegen ihres 
großen Reichtums an Blut, das ja der Giittriger ist, die Leber. 

Pappe erinnert an die Vorschrift des preuß. Regulativ in bezog aal 
die narkotischen Gifte. 

Ipsen: Das Gehirn ist ungeeignet; das Myelin ist durch Extraktion 
and Fällung schwer fortzabringen. Die Isolierung ist schwer. Unter dem 
Einilaß der Arbeiten italienischer Forscher nimmt man im ital. Teile Tirols 
besonders an, daß das Gehirn Alkaloide sehr reichlich enthalte;, das ist aber 
nicht richtig. Ipsen erinnert an seine ersten Strychninuntersachungen von 
1892. Der Magendarmkanal scheidet dagegen viel aus; daraus erklärt sich 
der große therapeutische Wert von Darmausspttlungen und Waschungen in 
kürzeren Intervallen bei allen Alkaloidvergiftungen. — Auf eine Anfrage 
Fränckels, welche Erfahrungen an faulen Organen von Ipsen gemacht 
worden seien, gibt Ipsen einen Bericht über solche mit Strychnin, Bruzin, 
Atropin. Auf der Meraner Naturforscherversammlung hatte J. (Vierteljahrsschr. 
f. ger. Medisin; 1906, 81. Bd., S. 808) dargelegt, daß der Nachweis unbe¬ 
schränkt möglich sei, so lange Flüssigkeitsverlust ausgeschlossen ist. Atropin 
koute u einer Adipozireleiche, die nach 8 Jahren aus tonigem Boden aus« 
gegraben wurde, nachgewiesen werden. — Auch bei Cyukalivergiftungen ist 
die Möglichkeit des Nachweises gegeben (Authenrieth, Zillner). 

Lübrig-Breslau: Durch Umlagerungen, chemische Veränderungen 
kann das Morphin der Analyse entzogen werden. Die Organe sollten unmit¬ 
telbar nach der Sektion an den Chemiker gesandt werden; selbst in heißer 
8ommerzeit dauert es aber manchmal 14 Tage; dann kommen sie in voller 
Fäulnis, in schauderhaftem Zustande an. Die Verpackung erfolgt in Stroh¬ 
halmen, gewöhnlichem Zeitungspapier, gewöhnlichem, nicht versiegeltem Korb. 

Reut er-Hamburg: Das Gehirn sollte doch dem Chemiker übersandt 
werden, aber von den anderen Organen gesondert. Die preußische Vorschrift 
ist zweckmäßig; nur unterliegt die Untersuchung dem Ermessen des Che¬ 
mikers. 

Richter-München: Die Morphinvergiftung entzieht sich manchmal 
dadurch einem Nachweis, daß die Kranken die Vergiftung einige Tage über¬ 
leben und dann an Aspirationspneumonie sterben. R. hält auch das Gehirn, 
wie Kratter und Ipsen, nicht für praktisch zur Untersuchung. Wie einst 
Maschka auf die ersten Wege Magen und Darm, dann auf die zweiten Wege, 
Milz und Nieren Gewicht legte, so auch Richter. In bezug auf die Ver¬ 
packung sind die vom bayer. Justizministerium beschlossenen Kisten vom 
Redner bei seinem Dresdener Vortrage besprochen worden. Die Kisten kommen 
ohne Eis, ohne Sägespäne, ohne Formalin an; die Gläser sind mit faulen Or¬ 
ganen gefüllt. Ein Fortschritt ist nur, daß das Formalin wegfällt. 

Lochte-Göttingen: Es kommt vor, daß Kleider mit Stichspuren naß 
aufgehoben werden und verschimmeln, daß Messer in Akten Bich finden. 
Stock!s hat ein Plakat über die Behandlung aller dieser Gegenstände, von 
Fingerabdrücken ubw., der Polizei zur Verfügung gestellt. 

Kratter: Besonders fäulnisbeständig ist Strychnin, das sich noch nach 
6 Jahren vollkommen nachweisen ließ (Adipozire). Atropin und Morphin sind 
nicht so beständig. Was die Asservierung anlangt, so ist K. ein Gegner 
der auch in Oesterreich vorgeschriebenen Kisten. Bedenklich ist es, Gläser 
za wiederholtem Gebrauch zu benutzen, da eine vollständige Reinigung eines 
Glases, das faule Organe enthielt, unmöglich ist. An der rauhen Fläche am 
eingeriebenen Stöpsel fand sich fein gepulvertes Arsen von früheren Unter¬ 
suchungen. 

Lübrig-Breslau: Zu allen forensischen Untersuchungen sind neue 
Gläser nötig. L. vernichtet jeden benutzten Kolben, jede Porzellanschale. 

Ziemke: Das Kieler Institut hat sich bereit dazu erklärt, dem Ge¬ 
richte stets die Stelle zu vermitteln, die für die Untersuchung die passende ist. 
. I P* e n: Der Nachweis des Morphins mit Amylalkohol ist ungeeignet; 
die neue Untersuchungsmethode mit Chloroform läßt Morphin noch nach 4 
Ms 5 Monaten nachweisen. 

&• Ueber Nitritvergiftung. Dr. M o 1 i t o r i s - Innsbruck. Die Litteratur 
enthält nur spärliche Berichte über Vergiftung mit salpetriger Säure (Orfila, 
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Hofmann, Kochel). Aach Kobert ud Kaokel geben hebe auzführ- 
lichea Darlegungen. Molitoris sah in Innsbruck 2 Pille. 

1. Ia einer Fabrik für Luftverwertung, die HNOs and Saaerstoff snm 
Zwecke des autogenen Schweiß Verfahrens herstellt, erkrankte ein Arbeiter an 
Uebelkeit; er verlor das Bewoßtsein. Man iand chokoladefarbenes Blut, Blut¬ 
überfüllung der Magenschleimhaut, rötlich violetten Inhalt im Magen, ziegel- 
steinfarbenen im Dünndarm. 

2. Eia 72 jähriger Arbeiter hatte, da er an Hanse kein Kochsais hatte, 
sich von dem am Fensterbrett hernmliegenden NaNOs derselben Fabrik etwas 
snm Essen genommen. Es sei ihm schlecht geworden, er habe gestöhnt; der 
Ausdruck war starr, die Farbe blau. Auch hier war das Blut chokoladen- 
färben, Ekchymosen der Pleura, entzündliche Bötung von Magen und Dünn« 
darm, Oedem von Lungen und Hirnhäuten, fast schwefelgelbe Farbe des 
Darminhalts fanden sich bei der Obduktion, bei der ein erstickender Geruch 
auffiel. Methaemoglobin ließ sich spektroskopisch in 8puren nachweisen. 

Das 8als der Fabrik gab mit Jodqaecksilberstärkel&sung und mit Meta¬ 
phenylendiamin und Hi SO« die charakteristische Färbung. 

Diskussion: Zangger-Zürich: Mit dem Gift geht man in Färb- 
fabriken, ia Bleichereien entsetzlich um; man nimmt sogar das Salz mit nach 
Hause. So erkrankte eine ganze Familie an NaNOs-Vergiftung. 

Greiff-Karlsruhe: In einer Fabrik mit Darstellung des Nitrits aus 
Blei und HNO g wurden nur die Bleivergiftungen überwacht Einzelne Fälle 
konnten auch Nitritvergiftungen sein. 

Molitoris: Die Fabrik erzeugt HNOs und Nitrite nebenbei. Eine 
polizeiliche üeberwachung besteht noch nicht. 

6. Demonstration. Prof. Dr. I p s e n - Innsbruck. Bei einer Obduktion 
in einem Grenzstädtchen erweckte eine Weich teilwunde von 20 : 22 cm, eine 
Schädelwunde von 8 : 8 cm bei einer Leiche, die von einem Fischer an seiner 
Angel am Boden des Innfiusses gefunden worden war, bei den ansässigen 
Aerzten den Verdacht auf Mord. I. dagegen kam zu dem Ergebnis, daß es 
sich um eine Leichenverletzung nach Tod an Ertrinken handle. Infolge der 
Befestigung der Leiche und der starken Strömung waren Kieselsteine, zuerst 
kleinere, dann größere zwischen Knochen und harter Hirnhaut eingedrungen; 
es waren ferner die Schuhe abgeschliffen, in die Haut der Hände hatten sich 
Steine eingekeilt. Beachtenswert war, daß sich ein Pankreaskarzinom fand, 
das mit dem Entschluß zum Tode in ursächlicher Beziehung stehen dürfte. 

Mit einem Dank an die einltthrenden Karlsruher Herren Greift, 
Kaiser und Battlehner schloß Med.-Rat Prof. Dr. Puppe die anregende 
Tagung, die der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medizin eine Reihe 
neuer Freunde gewonnen habe. 

C. Kombinierte Sitzung der Abteilungen für geriebtllohe Medinin 
und für Psychiatrie und Neurologie. 

Dienstag, den 26. September 1911, nachm. 

Vorsitz: Geh. Med.-Rat Dr. Ford. Karrer-Klingenmünster. 

1. Ueber nervßse Entartung (Referat), a) Allgemeiner Teil. Prof. 
Dr. Bumke-Freibarg i. Br. Historiker, Nationalökonomen und Aerzte arbeiten 
zusammen, um den Entartungsprozeß zu studieren, der nur an einer Folge 
von Geschlechtern historisch untersucht werden kann. Die Medizin hat die 
Führung nicht behalten. Vielleicht gibt es kein Entartungsprobleui? Rieger 
nennt die Entartung eine deklamatorische Phrase, während Kraepelin 
verlangt, das Studium der einschlägigen Fragen sollte nicht von der Tages¬ 
ordnung verschwinden. Im populären Sinne ist Entartung ein. moralisches 
Werturteil; man versteht darunter Verbrecher und Schurken. Die Psychiatrie 
hat aber mit ethischen Urteilen nichts zu tun; trotzdem spricht man auch 
hier Degenerierte als moralisch Defekte an. Die Abart kann ebenso zweck¬ 
mäßig sein, wie die Art; die Entartung bedeutet dagegen ein Schlechteres. 
Der Maßstab ist biologisch, der der Zweckmäßigkeit. Das Kriterium von 
Mjoebiua: Entartung bedeutet die Abweichung vom Typus nach der unzweck¬ 
mäßigen Seite, es ist nicht eindeutig, da sonst jede Krankheit hierher gehören 
würde. Es muß die Art angeben. Entartung ist eine von Geschlecht 



Deutscher Naturforscher and Aerzte. 


233 


in Geschlecht fortschreitende Verschlechterang des nervösen 

Gesundheitszustandes. 

Sind nun Schädigungen des Nervensystems auf die Nachkommen über¬ 
tragbar? Die Erblichkeitsfrage tritt so in den Vordergrund, daß 
'es ausreichend scheint, einen Menschen mit erblicher Anlage und mit kör¬ 
perlichen Degenerationszeichen als dekadent zu erklären. So wird aber der 
Degenerationsbegriff verwaschen. Selbst Virchow nahm an, ein lebendes 
Wesen, unter andere Bedingungen versetzt, vererbe seine erworbenen Eigen¬ 
schaften auf die Nachkommen. Schon Meynert wandte sich dagegen. Es 
liegt nichts vor, was die erbliche Uebertragung funktionell erworbener Eigen¬ 
schaften wahrscheinlich gemacht hätte. Gegen die Deutung der Versuche 
von Brown-Säquard, Obersteiner, Westphal: Erzeugen von 
epileptischen Anfällen bei Meerschweinchen, deren Eltern durch operative 
Eingriffe selbst epileptisch geworden waren, wandte sich Sommer. Ef 
handelte sich hier, wie bei der Alkoholepilepsie, um Keimschädigung, nicht 
um Vererbung; Keimvergiftung wird allerdings durch Alkohol, durch Syphilis 
hervorgerufen, alle Allgemeinleiden, konstitutionelle Schwäche, zu hohes, zu 
niederes Alter der Eltern wirken ebenso. Der Alkohol bedingt eine 
quantitative Beschränkung der Kinderzahl; die Syphilis bedingt Aborte, 
kinderlose Ehen. Wahrscheinlich reicht jene Schädigung aber nicht über die 
zweite Generation hinaus; bei Syphilis erfolgt zwar eine Dezimierung der 
Basse erfolgt, es kommt aber nicht, wie Fournier angibt, zu einer Schädi¬ 
gung der dritten Generation. Bei bestimmten erblichen Nervenkrankheiten 
sinkt in der folgenden Generation das Erkrankungsalter. Die Vererbungs¬ 
gesetze muten insofern versöhnlich an, als sie weit eher ein Streben nach 
Regeneration, als nach fortschreitender Entartung erkennen lassen (Martins). 
8chon in der 16. Generation hat jeder 65000 Ahnen. Die Krankheitsmomente 
haben nicht stärkere Wirkung, als jene der Gesundung. Nur bei gleich¬ 
sinniger Belastung besteht eine Chance im ungünstigen Sinne. Unsere Tier- 
Züchter berichten zudem noch, daß edle Bassen sich ohne Inzucht nicht 
hersteilen lassen. Aehnliches beweisen die Schicksale der führenden Kasten 
in allen Kulturstaaten (Ptolemäer, Inkas). 

Nun sagt man: Unsere modernen Kriege nehmen die besten Elemente 
hinweg; die ärztliche Kunst und die Hygiene halten schwächliche 
Menschen am Leben und arbeiten so der Kultur entgegen. Der historische 
Mensch habe sich zu seinem Vorteil überhaupt nicht geändert, auch bei 
Tieren und Pflanzen gelinge eine bessere Abzüchtung nie, immer trete — 
abgesehen von Zufälligkeiten — ein Bttckschlag ein. Dagegen wendet 
v. Gruber ein: Die Hygiene erhält kräftige Menschen arbeitsfähig, schützt 
sie vor Krankheiten, insbesondere vor Infektionskrankheiten. Wir halten 
zwar die Geisteskranken am Leben, verhindern sie aber, eine Familie zu 

S ünden, ebenso wie der Selbstmörder keine Familie mehr gründen kann. 

d unseren sozialen Verhältnissen lassen wir die Geisteskranken nicht mehr 
so lange in Freiheit, wie früher. Wenn die Selbstmorde und die Zahl der 
Verbrecher zunehmen, so liegt das daran, daß das Leben härter geworden ist, 
mehr Beibungen bietet. Schwache Menschen kommen nicht mehr mit. Das 
Steigen der Nevenkrankheiten und die stärkere Inanspruchnahme der Nerven¬ 
ärzte hat verschiedene Gründe: Die Mode, Abwechselungsbedürfnis, die Mög¬ 
lichkeit der Arbeiter, leichter ärztliche Hilfe zu erlangen. Angstzustände, 
Selbstbeschuldigungen, manche Neurosen stehen im Zusammenhang mit den 
sozialen Verhältnissen. In der Politik, in der Litteratur und Kunst herrscht ein 
nervöser Grundzug; wir sind reizsamer geworden. In früheren Epochen fand 
man, auch in Deutschland, ähnliches: die pessimitische Grundstimmung, das 
Hasten und Jagen, gesteigerten Subjektivismus, Egoismus, das Bestreben in 
besonderen Naturheilmethoden seine Zn fl acht zu suchen. Es handelt sich um 
Zeiten des Uebergangs, große geistige und seelische Revolutionen bei ver¬ 
mehrter Lebenssicherheit. Wenn es an den Kragen geht, sagt His, hört 
die Nervosität auf. 

Woran gehen denn die Völker zugrunde? Die Hauptursaehe ist die 
absichtliche Beschränkung der Kinderzahl, die Ehescheu; entscheidend ist das 
Niohtwollen, auf Grund sozialer Ueberlegungen. Im alten Born kam es zu 
einem Sinken der intellektuellen Kraft, zum allmählichen Ersatz der führenden 
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Basse, sum Völkertod und Aassterben. Die nervösen Züge von heute waren 
dabei nicht vorhanden. Heilbar sind bei uns die sozialen, exogenen Mo¬ 
mente; Alkohol und Syphilis sind wie Pest und Cholera zu bekämpfen. Die 
Beissamkeit würde bei einem Krieg und drängender Sorge sioh aasgleichen. 
Die Bntartang ist kein Fatam, dem wir rettangslos anheim gegeben sind, 
sondern ein besiegbarer Feind, den wir bekämpfen müssen. 

b. Spezieller klinischer Teil. Dr. A. S c h o 11 - Stetten. Der Beferent 
war durch Erkrankung am Erscheinen verhindert. Verlesen worden die 
Schlußsätze, aus denen hervorgeht, daß wir zar Zeit noch nicht in der 
Lage sind, die Vererbangsgesetze völlig za übersehen, daß sich weitere Stadien 
zu beziehen haben auf die Erkennbarkeit und Bewertung der Degenerations¬ 
zeichen, auf Familienforschung, Prüfung der Ahnentafeln usw. 

Eine Diskussion fand nicht statt. 

2. Untersuchungen an Zwangszögllngen in Baden. Dr. E. Thoma- 
Illenan. 

Im Sommer 1910 nahm der Bedner seine Untersuchungen an 620 
Zwangszögllngen (Fürsorgezöglingen) vor. Bogen, ähnlich den La quer sehen 
wurden zur Beantwortung vorher an die Schulleiter versandt. Die Exploration 
fand nach Sommers Schema statt; z. T. wurde eine Prüfung auf Schul¬ 
kenntnisse vorgenommen. Nur solche wurden als abnorm bezeichnet, die 
mehrere körperliche Degenerationszeichen oder große Schädigungen aufwiesen. 
Es handelte sich um 67,6 °/o Knaben, 42,4% Mädchen. Abnorm waren 58°/o. 
Für gemeinsame Erziehung ungeeignet ll°/o. 10 hätten in eine Idiotenansalt 
gehört. Erblich belastet waren mindestens — es waren viele Uneheliche 
darunter — 50°/o, mit Trunksucht mit oder ohne andere Belastung 27,3 °/o. 
Von den Abnormen waren belastet 55,5 °/o, mit Potatorium bei den Abnormen 
29,8 °/o, bei den Normalen 24,2 o/o. Schlechtes Milieu und große Minderzahl 
sind erwähnt bei 82 o/o, die Eltern verbrecherisch bei 6,5 °/o, uneheliche Qeburt 
in 12°/o, beide Eltern tot in 8,4 °/o, Vater tot in 13,4 °/o, die Mutter tot in 17,7 °/o. 
Die Eltern lebten getrennt in 9,5 °/o, waren Zigeuner und lebten im Wagen 
in 1,6 °/o. Aus mittleren Städten stammten 8°/o, aus Kleinstädten 16°/o, 
vom Lande — dessen Milieu demnach auch nicht so günstig ist, 28°/o, aus 
der Qroßstadt, die erheblich verschlechternd wirkt, 48°/o. Abnorme waren 
ans städtischem Milieu 56°/o, aus ländlichem 43°/o. Je länger die Zöglinge 
in der Anstalt sind, desto besser sehen sie aus. Bhachitische Zeichen fanden 
sich bei 116, Taberkulose, Skrophalose bei 56, Herzfehler bei 44; Scharlach 
hatten 27 bestanden. Geschlechtskrankheiten fanden sich sehr häufig bei 
Mädchen, insbesondere Gonorrhöe, 3°/o hatten geboren. Schwerhörigkeit und 
Schilddrüsenschwellung waren häufig. Bettnässen, insbesondere bei älteren Kin¬ 
dern, fand sich in 70 Fällen. Hysterie war 35 mal notiert, meist bei älteren 
Mädchen. Epilepsie, Hebephrenie, Erregungszustände mit Sinnestäuschungen, 
Selbstmordversuche bei Melancholie kamen vor. Die Zahl der geistig Minder¬ 
wertigen war sehr groß; ihre Erziehung verlangt ein besonderes Eingreifen 
des Staates. Die Meister, zu denen die Knaben nach der Entlassung kommen, 
sollten über die Eigenart der Zöglinge aufgeklärt werden, damit sie wissen, 
was von ihnen erwartet wird, und damit sie die Knaben nicht sofort wieder 
nach Hause schicken. Bei sorgfältiger Auswahl der Meister ist der Erfolg 
günstig. Jeder Zögling sollte vom Psychiater vor der Aufnahme untersucht 
werden; für Lehrer und Leiter sollten regelmäßige Vortragskurse eingerichtet 
werden. Die psychiatrische Leitung derjenigen Zöglinge, die beobachtet werden 
sollen, ist nötig; die Zwangserziehung ist in diesem Sinne einer Irrenanstalt 
anzugliedern. 

8. Gerlehtsärstllche Erfahrungen bei der Begutachtung jugendlicher 
Krimineller. Med.-Bat Prof. Dr. G. Puppe-Königsberg. 

Schon 1904 äußerte der Juristentag den Wunsch, daß jeder kriminelle 
Jagendliche von sachverständiger Seite untersucht werden solle. Die Behandlung 
eines Falles ist eine ganz andere, wenn psychische Mängel vorhanden sind. Bei 
der ganzen Jugendfürsorge und -Versorgung ist eine obligatorische Untersuchung 
das W esentliche; dafür sprechen Ernst Schnitze - Greifswald, Löffler -Wien, 
ln einer Arbeit in Aschaf f en bur gs Monatsschr. berichtet aus Hamburg-Altona 
FrL. Dr. jur. Anna 8chuls über ihre Erfahrungen vor den Jugendgerichten. 
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8ie darf vor dem Plaidoyer des Staatsanwalts jedesmal das referieren, was 
eine vorher vorgenommene Untersuchung ergeben hat, während der Dichter 
nichts verwerten kann, was nicht Gegenstand der Verhandlung gewesen ist. ln 
Königsberg hat sich Bedner') mit Prof. E. Meyer zu einer obligatorischen Unter* 
Buchung aller Jugendlichen verbunden. Die Lehrer zur Jugendgerichtshilfe her* 
aasusiehen, indem sie jedesmal auffällige Bekundungen in ein Buch eintragen, 
Potatorium, Verwahrlosung in der Familie notieren, ging nicht an; sie erklärten, 
Urteile abzugeben seien sie nicht in der Lage, das gehe Uber ihre Kompetenz. 
Der Schularzt dagegen wäre für jugendliche kriminelle Personen eine sehr 
wichtige Persönlichkeit, die recht wohl in Anspruch genommen werden könnte — 
allerdings nur in Großstädten. Hier fällt es noch Laien zu, auf Grund intensiver 
Befragung nach Heredität, Morbidität, Entwicklung des Kindes, den Frage¬ 
bogen der Staatsanwaltschaft auszufüllen. (Das Formular müßte geändert 
werden, da es zu viel Urteile enthält, die für die Feststellung der Verhält¬ 
nisse nicht maßgebend sind.) Bei Abweichungen von der Norm hätte der 
Gerichtsarzt oder der Psychiater eine Untersuchung vorzunehmen. Seit dem 
1. Januar 1909 hat Bedner 62 Jugendliche untersucht, nur in zwei Fällen 
wurde er direkt vom Jugendgericht befragt. Es waren Imbezille 29, Psycho¬ 
pathen 21, normal 12; um Diebstahl handelte es sich in 56 Fällen, um Gewalt, 
§ 175, Unzucht unter 14 Jahren in den übrigen. § 51 wurde in 2 Fällen, 
§ 56, mangelnde Einsicht, in 5 Fällen angenommen. Eine frühzeitige 
Vornahme dieser Untersuchungen ist wichtig, bevor das Kind in nicht geeignete 
Erziehung kommt, damit es von vornherein richtig behandelt wird. 

Mehrere Jugendliche wurden wiederholt untersucht, da mit zunehmender 
Pubertät eine Aenderung des jeweiligen Geisteszustandes möglich ist; ein 
einmaliges Gutachten ist nicht immer ausreichend. Wünschenswert wäre es, 
wenn de lege ferenda bei der künftigen Begelung ausgesprochen würde, daß 
der Jugendliche das Gutachten nicht hören darf, sondern die Anwesenheit seines 
gesetzlichen Vertreters genügt. Die Minderwertigen ziehen einander an; sie 
treten einander näher — schon bei Jugendlichen findet man Verhältnisse mit¬ 
einander. Wenn wir naturwissenschaftliche Anschauungen auch in 
dieser Frage vertreten, wenn wir gegen die Entstehung jugendlicher Krimi¬ 
nalität die rechten Maßnahmen treffen, für eine passende Erziehung eintreten, 
dann ist uns allen gedient. Auch der Dichter wird damit einverstanden sein. 

Diskussion: Dr. Be in-Landsberg a. W.: Psychiatrisch geschulte 
Aerste sollten mehr wie bisher an den Versammlungen der Leiter der Fürsorge- 
anstalten teilnehmen; in einer solchen Versammlung meinte sin Bedner, der 
Arzt solle dem Geistlichen die Anleitung geben, dann könnte dieser die weitere 
Behandlung übernehmen; ein anderer: der Psychiater werde den Jugendlichen 
materialistische, nicht sittliche Anschauungen einimpfen. — B. tritt für be¬ 
soldete Jugendgerichtshelfer ein. Schon jetzt wird in Frankfurt a.M. 
— wenn auch per nefas — der Jugendliche aus dem Gerichtssaal heraus¬ 
geführt; Prof. Vogt sei dafür eingetreten. 

E. Ziemke-Kiel: 'Auch in Kiel gestattet der Vorsitzende, den 
Jugendlichen aus dem Saal herauszuführen. Denselben Widerstand, wie 
Bein in Landsberg habe auch er bei den Jugendgerichten gefunden. Trotz 
anscheinender ursprünglicher Zustimmung des Jugendgerichtes zu den Unter¬ 
suchungen sei er nicht viel zugezogen worden. Die Fragebogen könnten 
übrigens doch von den Lehrern ausgefüllt werden. 

A. Homburger-Heidelberg: In Baden ist die Jugendgerichtehilfe 
an die Besirksvereine für jugendliche Gefangenenpflege angegliedert. Auch 
hier ist das Wesen entscheidend, nicht das Institut; nicht das Beglement, 
sondern die Person. Jeder Fragebogen muß die Frage nach Anlage und 
Milieu streng getrennt halten. Durch Hereditätsfragen wird der Laie zuviel 
abgelenkt. Summarische und weit ausgedehnte Untersuchungen sind abzu¬ 
lehnen. Junge Damen der Gesellschaft sind nicht zu Milieurecherchen zuzu- 
ziehen; auch hier ist die Persönlichkeit mehr wert, als Vorschriften. 

Lochte-Güttingen: Je früher wir das Kind kennen lernen, desto 
besser läßt es sich beurteilen. Die Fürsorgeausschüsse (Westfalen) haben viel 


*) cf. Vierteljahrsschrift f. ger. Med.; 39. Bd., 1910, Suppl., S. 146. 
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Segen gestiftet. Weu wir durch den Lehrer erfahren, daß eia Kind nicht 
gut tat, wenn Vater und Mutter außerhalb des Hauses Uttig sein müssen, 
müssen wir dem Krankhaften den Weg ins Leben erleichtern; eine Vor¬ 
beugung der jagendlichen Kriminalität ist das Wesentliche. 

i Entmündigung bei krankhafter Haltlosigkeit und verwandten 
F«rmen der Psychopathie. Dr. Homburg er-Heidelberg. 

Das kritische Alter für die Degenerierten, Minderwertigen, Haltlosen, 
Phantasten ist das zwischen 18 und 25 Jahren. Durch unzweckmäßiges Verhalten, 
Entgleisungen, Auffälligkeiten, geschäftliche Verbindlichkeiten, die sie su halten 
nicht imstande sind, erwecken sie die Besorgnisse ihrer Angehörigen. Es werden 
verkehrte Testamente gemacht, ein 16 jähriges Mädchen geht eine unüberlegte 
Ehe ein. Wie ist ein solcher Mensch rechtzeitig zu schützen? Ueber das 
notwendige Maß darf der 8chutz nicht hinausgehen. Aus den Arbeiten der 
Hallenser, der Heidelberger Klinik, den Katamnesen Kirns über Haftpsychosen 
geht hervor, daß Individuen, die früher recht abnorm waren, später seßhaft 
und sozial werden können, und daß die Endergebnisse viel günstiger waren, 
als ursprünglich prognostiziert worden war. H. empfiehlt bei Moral insanity 
und Haltlosigkeit die Entmündigung der Minderjährigen. Entzogen wird 
ihnen nichts, man schützt sie nur vor Gefahren. Man verhütet, daß das äußere 
Milieu mit pathologischen Schädigungen beantwortet wird, durch abnorme 
Affekte, abnorme Willensrichtungen. Im ärztlichen Gatachten und im richter¬ 
lichen Erkenntnis ist zu betonen, daß die Entmündigung keine dauernde Ein¬ 
richtung sein soll, daß sie von vornherein als beschränkte gedacht ist. Auch 
für die Oeffentlichkeit ist es von Wert, festzusetzen, daß es sich nur am eine 
hinausgeschobene VoUjährigkeitserklärung handeln solL 

5. Ueber den Eniehungsbegriff in der Neuro- und Psychopathologie. 
Dr. J. Bayerthal-Worms berichtet über die Ansichten von Kraepelin, 
Maudsley, Sommer, Bieger, Moebius, Tyndall, Scholl u. a. über 
den Erziehungsbegriff. Er selbst definiert Erziehung als Förderung und 
Hemmung der ererbten Anlagen von der Befruchtung der Keimzelle an bis 
zum Eintritt der Selbsterziehung in einem für das Individuum und das Gesamt¬ 
wohl günstigen Sinne mittelst planmäßiger Einwirkung. Doch gibt es auch 
in bezug auf den Erziehungsbegriff keine abschließende Vorstellung, sondern 
jedes Zeitalter hat das Hecht, ihn seinem wissenschaftlichen Bedürfnisse ent¬ 
sprechend zu umgrenzen. Dr. Mayer- Simmern. 


Redaktion: Geh. Med.-Bat Prof.Dr. Bapmand, Reg.- u. Med.-Bat in Minden L W 

J. 0. 0. Brmng. Hortofl. Sich«. «. F. Sok.-L. Hoffen oh drvok erd In M*n4om. 
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Bericht über die am 1Ä. Juni 1911 im Känigl. Belvedere 
za Dresden abgehaltene Versammlung des Vereins der 
Sächsischen Bezirksärzte. 

I. Eröffnung der Versammlung. 

Der Vorsitzende, Herr Med.«Bat Dr. Flinzer-Planen, eröffnet die 
Sitzung, begrüßt zunächst die erschienenen Mitglieder, insbesondere das Ehren¬ 
mitglied, Herrn Geheimrat Dr. Weber, sowie die Vertreter des Königl. 
Ministeriums des Innern und des Kultus, Herrn Schulrat Sieber und Herrn 
Beg.-Bat Zobel, und dankt diesen ganz besonders für ihr Erscheinen. Er 
gedenkt sodann des im vergangenen Jahre verstorbenen Ehrenmitgliedes, 
Herrn Med.-Bat Dr. Grüner, zu dessen Ehren sich die Versammelten 
Ton ihren Plätzen erheben. 

Auf seinen Vorschlag erfolgt dann zuerst die 

Ii. Erstattung dea Kassenberichts. 

Herr Ober-Med.-Bat Dr. v. Mücke-Zittau: Einschließlich des Kassen- 
bestandes in Höhe von 203,82 M. haben sich die Einnahmen auf 652,56 M. 
belaufen, denen Ausgaben in Höhe von 305,66 M. gegenüberstehen, so daß 
ein Bestand von 340 M. übrig bleibt. Das ist nun leider kein Bestand, der 
aueh für die Zukunft etwas bieten kann, denn es stehen dem noch sehr große 
Ausgaben gegenüber; besonders für den vierten Band der MedizinalgeBOtze, 
betreffs dessen mit der Verlagshandlang noch eine kleine Differenz von 353 M. 
schwebt, die wahrscheinlich auch gedeckt werden maß. Aaßerdem sind noch 
einzelne Bechnangen, namentlich für Drucksachen and Kosten zu den Ver¬ 
handlungen, ins neue Jahr mit übernommen, die ebenfalls zu decken sind. Nach 
einem von mir gemachten Ueberschlag für das kommende Jahr werden wir 
deshalb mit dem bisherigen Mitglieder beitrag von 10 Mark nicht auskommen; 
es empfiehlt sich deshalb, diesen anf 20 Mark jährlich zu erhöhen. Jedenfalls 
können wir mit einem Beitrag von weniger als 15 Mark nicht aaskommen. 

Vorsitzender: Es wurde schon früher wiederholt ein Beitrag von 15 
und 20 Mark erhoben; der Fall, daß wir mehr als 15 Mark erheben, steht 
also nicht vereinzelt da. Es soll auch bloß für ein Jahr geschehen. 

Der Antrag auf Erhöhung des Beitrages auf 20 Mark wird hierauf ab¬ 
gelehnt, die Erhöhung anf 15 Mark ohne Widerspruch angenommen. 

Zur Prüfung der Bechnangen werden die Bezirksärzte Dr. Stahl und 
Dr. Schmidt gewählt. 

Vorsitzender: Wir haben ein Albnm angelegt von Bildern früherer 
Mitglieder des Vereins sächsischer Bezirksärzte; verschiedene Bilder fehlen 
aber noch. Ich bitte dahin zu wirken, daß wir diese erhalten. 

III. Vorschläge der vom Verein der Sächsischen Bezirksärzte er¬ 
nannten Kommission zur Aenderong der scholhyglenischen Bestimmungen 
lm Volksschalgesetz usw. Die Vorschläge liegen gedruckt vor, sie lauten: 


I. Za dem Gesetn vom 26. April 

Bisheriger Wortlaut: 

§ 11 Absatz 1 letzter Satz: 

„ Auf jedes Schulkind ist ein Klassen¬ 
raum von mindestens 2,5 cbm za rech¬ 
nen.* 

§ 37 Nr. 12: 

„Die Veranstaltung regelmäßiger Re¬ 
visionen der mit Landesanstalten ver¬ 
bundenen Schalen und außerordent¬ 
lichen Revisionen anderer Schalen, 
wobei namentlich auch auf die Wah¬ 
rung der Gesundheitspflege Rücksicht 
zu nehmen ist, soweit nötig unter Za- 
ziehang ärztlicher Sachverständiger.* 


1873, das Volksschalveeen betr. 

Zukünftiger Wortlaut: 
Dieser Satz dürfte besser in § 4 der 
Ausführungsverordnung za stellen sein 
mit der Veränderung, daß statt 2,5 
4 cbm zu setzen ist. 


Unverändert „bis zu nehmen ist*; 
dann fortfahren: „unter Zuziehung 
der Bezirksärzte und Schul¬ 
ärzte*. 
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II. Zu der Verordnung, „die Anlage und Innere Einrlohtung der 
Sohulgeb&ude in Rücksicht auf Gesundheitspflege betr. vom 
8. April 1873 mit den nach der Verordnung Tom 84. M&rs 1879 
Torgeschrlebenen Abänderungen". 


Bisheriger Wortlaut: 

§ 1 

Absatt 1 unverändert. 

Absatz 2 erhält den 


Absatz 8 letster Satz: „Dieses Gut* 
achtens bedarf es nicht, wenn zweifel¬ 
los ist, daß die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 vorhanden oder nicht vor¬ 
handen sind*, ist 

Absatz 4: „Zunächst dem Schulbaus 
. . . zwischen Straße und Schulhaus“ 

§ 2 und 3 bleiben unverändert. 

§ 4 Absatz 1 erhält den 


Der Schlußsatz bleibt unverändert. 

§ 5 bis 9 bleiben unverändert. 

§ 10 ist durch folgenden 

§11 bleibt unverändert. 

§ 12 Absatz 1 und 2 unverändert. 

Absatz 8: 

„Insbesondere ist bei Schulzimmern 
mit gewöhnlicher Ofenheizung die Ein¬ 
richtung zu empfehlen, daß für die 
Zeit, während welcher nicht geheizt 
wird, einzelne Fensterscheiben, nament¬ 
lich die oberen, geöffnet und durch 
bewegliche Stellvorrichtungen mehr 
oder weniger aufgelassen werden 
können, oder daß Bich in einem jeden 
Schulzimmer mindestens ein, bei 
schlechtem Wetter von innen durch 
einen Schieber zu schließendes Draht¬ 
gazefenster befindet.“ 

Absatz 4 ist 
Absatz 6: 

„Zar Wegführung der verbrauchten 
Luft ist ein bis in den Dachboden- 
raum aufsteigender Abzugskanal in 
möglichster Nähe der Esse einznbauen, 
der nach dem Schnlzimmer zu je eine 
verschließbare Oeffnung hat.“ 

§ 13 bleibt unverändert. 

§ 14 Absatz 1 bis 3 unverändert. 


Zukünftiger Wortlaut: 


Zusatz: 

„Schalbäuser sind mit der Hauptfront 
nach Ost— Westen oder Südost—Nord¬ 
westen zu stellen. Nordlage ist zu 
vermeiden. 

Die Unterrichtsräume sind, wo an¬ 
gängig an difjanige Front zu legen, 
welche die Frühsonne erhält.“ 


zu streichen. 

erhält den Zusatz: 

„Wo dies nicht möglich,ist die Straße 
mit geräuschlosemPflaster zu versehen.“ 

Zasatz: 

„Mehr als drei Stockwerke einschließ¬ 
lich des Erdgeschosses soll ein Schnl- 
haus womöglich nicht erhalten.“ 


Zusatz zu erweitern: 

„Als lichte Fensteiflacfae ist nur die 
Scheibenfläche maßgebend.“ 


„Insbesondere ist bei allen Scbul- 
zimmern zu fordern, daß sämtliche 
oberen Fensterscheiben einschließlich 
der Doppelfenster gebffoet und durch 
von unten b< qnem zu handhabende 
bewegliche Stellvorrichtungen mehr 
oder weniger auigelaBsen werden 
können.“ 


zu streichen. 

»Zur Wegführung der verbrauchten 
Luft ist ein bis über das Dach führender, 
mit saugendem Essenkopf versehener 
Ahzngskanal in möglichster Nabe der 
Esse einznbauen, der nach dem Schul¬ 
zimmer zu eine oder mehrere ver¬ 
schließbare Oeffnungen hat.“ 
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Bisheriger Wortlaut: Zukünftiger Wortlaut: 

Absatz 4: 

„Die Wohnung des Schaldieners im 
Erdgeschoß unterzubringen ist zu 
empfehlen, nicht zu fordern“ zu streichen. 

Neuer Zusatz: „Die Hausmannswohnung hat einen 

eigenen Zugang von außen zu er halten.“ 

§ 15 bleibt unverändert. 

§ 16. 

„Sämtliche Gänge eines Schalhauses 
sollen hell und nicht zugig sein, aber 
doch nach Bedarf rasch gelüftet werden 

können. Die Hauptgänge sollen nicht statt »1,70“ ist zu setzen: „3 m Breite.“ 
unter 1,70 m Breite erhalten.“ 

§ 17 und 18 unverändert. 

§ 19. Zusatz: 

„Zur Ermöglichung einer angemesse* „Um sich während der Pausen zu 
nen Erholung der Schüler während der erholen, ist für die Kinder ein Hof 
Unterrichtspaasen ist für Knaben und vorzusehen, der zugleich als Spiel* 
Mädchen je ein offener und ein be- platz dient. 

deckter Spielplatz wünschenswert.“ Er ist so groß zu bemessen, daß 

aul jedes der in der Schule Vorhände* 
nen Schulkinder mindestens 2 qm ent* 
fallen.“ 

Abs. 2 und 3 unverändert. 

Absatz 4: 

„Der bedeckte Spielplatz, der, wenn „Für 1000 Schüler ist eine Turnhalle 
nicht besondere Lokalitäten (Tamsaal vorzusehen. Sie soll gedielt“ usw. 
und Tarn platz) für den Turnunterricht 
zur Verfügung stehen, zugleich als 
Tarasaal zu dienen hat, soll gedielt“ 
usw. 

Absatz 5 bis 7 unverändert. 

Absatz 8 erhält folgenden Zusatz: 

„Außerdem ist zur besseren Ent* 
lültung der obere Teil jedes Fensters 
in seiner ganzen Breite als leicht stell* 
bares Klappfenster einzurlchten.“ 

Absatz 9 und 10 unverändert. 

Dann folgt neuer Satz: 

„DieTurnhallen sind täglich einmal 
und, wenn vor* und nachmittags ge* 
turnt wird, auch unter Mittag zu 
reinigen.“ 

§ 20 . 

„Jedes Schulhaus ist mit einem, gutes „Jedes Schulhaus ist mit Wasser- 
Wasser gebenden, laufenden oder leitung oder, wo diese nicht vorhanden, 
Pumpbrunnen zu versehen.“ mit einem, gutes Wasser gebenden, 

eisernen Pumpbrunnen zu versehen.“ 

§§ 21 bis 40 betreffen die Einrichtung der Schulbänke. Es sind 
keine Aenderungen zu treffen mit der Ausnahme, daß überall statt „Subsellien“ 
„Schulbänke“ oder „Bänke“ zu setzen ist. 

§ 41 bleibt unverändert. 

§ 42 unverändert. Am Schluß neuer Satz: „Die Unterrichtsräume 

sind täglich zu reinigen.“ 

§ 43 1.Absatz erhält Zusatz: 

„Während jeder Unterrichtspause ist 
mindestens ein Fenster zu öffnen.“ 
Absatz 2 erhält Zusatz: 

„Insbesondere dürfen die Unterrichts* 
räume auch während des Unterrichtes 
durch geeignete Stellung der Klapp¬ 
vorrichtungen entlüftet werden.“ 
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Bisheriger Wortlaut: 

§ 44—46 unverändert. 

§ 47. 

„In den ersten beiden Jahren des 
schulpflichtigen Alters soll die Zahl 
der wöchentlichen Schulstunden nicht 
über 20, in den beiden folgenden nicht 
Ober 26, in den nächsten vier nicht 
ttber 40 betragen.“ 

§ 48. 

„Während des Sommerhalbjahres soll 
in den Volksschulen auf dem Lande 
der Unterricht für Schüler von 10 bis 
14 Jahren nicht vor morgens 6 Uhr, 
fflr die jüngeren oder entfernter 
wohnenden nicht vor 7 Uhr beginnen.“ 
§ 49. 

„Zwischen dem vor- und nachmittägi¬ 
gen Unterricht soll fflr jede Klasse 
die Pause wenigstens 2? Stunden be¬ 
tragen.“ 

Absatz 2: 

„Eine Zusammenlegung der Unter¬ 
richtsstunden ist unter der Voraus¬ 
setzung statthaft, daß bei fünfstündi¬ 
ger Dauer des Unterrichts zwischen 
jeder Stunde eine Erholungspause von 
10 Minuten, bei sechsstündiger Dauer 
aber außerdem noch eine Pause von 
mindestens einer halben Stunde statt¬ 
findet, während welcher die Schüler 
bei guter Witterung auf dem Spiel¬ 
platz im Freien, bei schlechter in dem 
bedeckten (§ 19) sich erholen können, 
indeß in den Unterrichtsräumen durch 
Oeffnen der Fenster und Türen ein er¬ 
giebiger Luftwechsel hergestellt wird.“ 
§ 50 bleibt unverändert. 


Zukünftiger Wortlaut: 


„Im ersten Schuljahr soll die Zahl 
der wöchentlichen Schulstunden nicht 
über 12, in den beiden folgenden nicht 
über 16 betragen, und darf in den 
letzten Schuljahren 30 nicht über¬ 
steigen.“ 

„Während des SommerhalbjahreB soll 
der Unterricht nicht vor 7 Uhr, im 
Winter nicht vor 8 Uhr beginnen; fflr 
Kinder des 1. und 2. Schuljahres im 
Sommer nicht vor 9 und im Winter 
nicht vor 10 Uhr.“ 

„Die Pause soll „womöglich drei, 
keinesfalls weniger als zwei Stunden“ 
betragen.“ 


„Die Zusammenlegung des Unter¬ 
richtes auf den Vormittag ist, wenn 
nicht pädagogische Gründe dagegen 
sprechen, unter der Voraussetzung zu¬ 
lässig, daß er fünf Stunden nicht über¬ 
steigt und daß die Gesamtdauer der 
Pausen mindestens 60 Minuten beträgt. 

Sowohl bei ungeteiltem Vormittags¬ 
unterricht, als auch bei Beibehaltung 
des Nachmittagsunterrichtes ist die 
Länge der Pausen so zu bemessen, 
daß in jeder Pause der Hof benutzt 
werden kann.“ 


III. Verordnung, die Anlage und Einrichtung der Aborte in den 

Sohnlgeb&aden betr. 


Bisheriger Wortlaut: 
Absatz 1 unverändert. 

Absatz 2 


Absatz 3 


Absatz 4: 

„Können dieselben nicht außerhalb 
des Hauses angelegt werden, so sind 
sie ebenso wie die zu den Wohnungen 
gehörigen an eine Umfassungsmauer 


Zukünftiger Wortlaut: 
Zusatz: 

„Zu diesem Zweck hat jeder Abort wo¬ 
möglich ein eigenes an der Umfassung 
gelegenes, leicht zu öffnendes Fenster 
zu erhalten. Wo dies nicht angängig, 
sind die Aborte durch Oberlichter in 
ausreichendem Maße zu erhellen.“ 
Zusatz: 

„Innerhalb der Schulgebäude können 
sie nur dann gelegt werden, wenn durch 
geeignete Vorrichtungen (Wasser¬ 
spülung, Oelpissoirs, luftige Vorräume) 
das Eindringen von jeglichem Abort¬ 
geruch verhindert wird.“ 

Streichen die Worte: 

„Können — so sind“ 



des Vereins der Sächsischen Bezirksärzte in Dresden. 


241 


Bisheriger Wortlaut. Zukünftiger Wortlaut: 

des Gebäudes zu legen und mit in das 
Freie führenden Fenstern zu versehen.“ 

Neuer 8atz: 

„Alle Aborte sind, wenn irgend mög- 
lieh, heizbar einzuriohten.“ 

Die folgenden Absätze unverändert. 

Außerdem sind noch folgende Forderungen aufzustellen: 

A. In den Schulen ist für ausreichende Trinkgelegenheit zu 
sorgen. 

B. Den Kindern ist Gelegenheit zum Beinigen der Hände zu 
geben. Hierfür sind, am besten durch Anschluß an die Wasserleitung, für 
jeden Unterrichtsraum mindestens zwei Waschbecken, Seife und Handtuch in 
der Klasse oder außerhalb bereit zu halten. 

C. In größeren Städten ist ein Nachmittag in der Woche für ge* 
meinsame Spiele oder Ausflüge freizulassen. 

D. Für alle Schalen des Landes sind Schulärzte zu bestellen, deren 
Anstellung und Entlassung durch die Bezirksschulinspektionen im Einvernehmen 
mit dem Besirksarzt zu erfolgen hat. 

Die Ueberwachnng der Tätigkeit der Schulärzte steht den Bezirksschul* 
lnspektionen im Verein mit dem Bezirksamt zu. 

Die Aufstellung einer Dienstanweisung für die Schulärzte hat 
auf Grund folgender Punkte für das ganze Land zu erfolgen: 

1. Ueberwachung der hygienischen Einrichtung des Schulgebäudes. 

2. Ueberwachnng der Gesundheit der Schüler und zwar durch 

a) Einhaltung regelmäßiger Sprechstunden in der Schule, 

b) Untersuchung aller Lernanlänger, 

c) fortlaufende Ueberwachnng der an besonderen Gebrechen leidenden Blinder, 

d) Untersuchung der Kinder bei Dispensationen. 

Außerdem ist als wünschenswert zu bezeichnen, daß die Schulärzte 
hygienische Vorträge für Lehrer und Eltern halten und bei der Auswahl der 
Kinder für Ferien-,. Milch-, Schwimm-Kolonien und dergL mit tätig sind. 

Ferner sind tunlichst alle Kinder nach dem IV. Schuljahr und vor Be¬ 
endigung der Schulzeit schulärztlich tu untersuchen. 

Die Schulärste haben in steter Fühlung mit den Bezirksärzten zu bleiben. 
Ihre Jahresberichte sind den Bezirksärsten vorzulegen. 

Besirksarzt Dr. H o 1 z - Leipzig: Es sind nun zwei Jahre her, seit ich 
in unserem Verein über die Wünsche sprach, die m. E. von unserer Seite, 
vom Standpunkte der Medizinalbeamten zum neuen Schulgesetz zu äußern 
seien. Meine damaligen Wünsche sind in dem vom Herrn Vorsitzenden 
erstatteten Bericht über die Versammlung vom 15. Juni v. J. mit abgedruckt 
worden, so daß ich annehmen darf, daß sie Ihnen allen, auch denen, die in 
der damaligen Versammlung noch nicht anwesend waren, hinlänglich be¬ 
kannt sind. 

Für mich bleibt jetzt noch als Hauptforderung bestehen, daß im neuen 
Schulgesetze die Ausgestaltung der staatlichen Schalgesundheitspflege, eine 
Forderung der Zeit, die ihr gebührende Berücksichtigung finden möge. 

Im bisherigen Schulgesetze vom 26. April 1878 ist über die Gesund¬ 
heitspflege der schulpflichtigen Jagend noch nicht viel enthalten. Nach 
§ 1 dieses Gesetzes bat die Volksschule nnn die Aufgabe, der Jagend durch 
Unterricht, Uebang und Erziehung die Grundlagen sittlich-religiöser Bildung 
und die für das bürgerliche Leben allgemeinen Kenntnisse und Fertigkeiten 
zu gewähren. Es sind dann in den §§ 4 u. 5 noch einige, eigentlich selbstver¬ 
ständliche Bestimmungen über kranke, bez. kränkliche Kinder und deren Aus¬ 
schluß vom Schulbesuch enthalten, und nur der § 11 beschäftigt sich mit der 
Hygiene des Schalhauses, das nach Lage, Einrichtung und Ausstattung den 
Bedürfnissen des Unterrichtes und nach dem Gutachten des Bezirksarztes der 
Gesundheit entsprechen soll. Hier ist auch bestimmt, daß auf jedes Schulkind 
eia Klassenranm von mindenstens 2,5 cbm zu rechnen ist. In § 12 ist gesagt, 
daß die Schülerzahl einer Klasse 60 nicht übcrBteigon darf. 



242 


Bericht über die Versammlung 


Das Hauptgebiet schulärztlicher Tätigkeit, die Beschäftigung mit dem 
Gesundheitszustände der einzelnen Kinder, leblt in dem heute noch gütigen 
Schulgesetze vollkommen. Wenn man daher jetzt an die Aenderung dieses 
Gesetzes htrangeht, so können und dürfen m. E. die Erfahrungen der -letzten 
drei Jahrzehnte über die Notwendigkeit der Gesundheit der einzelnen Schul* 
kinder mehr Aufmerksamkeit zu widmen, nicht unberücksichtigt bleiben. Die 
Gesundheit ist das kostbarste Gut des einzelnen Menschen, von ihr hängt 
seine wirtschaftliche Existenz und Leistungsfähigkeit ln der großen Mehrzahl 
der Fälle im hohen Grade ab und wie dies für den einzelnen Staatsbürger 
gilt, so auch für den die Gesamtheit der Staatsbürger umfassenden Staat, das 
Volk. Dasjenige Volk wird am leistungsfähigsten, am wehrfähigsten, das in 
der Kultur am höchsten stehende sein, das geistig und körperlich das gesun¬ 
deste ist. Deshalb, meine ich, muß der Staat alles tun, um die Gesundheit 
des Volkes nach Kräften zu heben; hier heißt es, bei der Jugend anfangen. 

Was man mit einer streng geregelten Gesundheitspflege erreichen kann, 
dafür gibt uns das beste Beispiel unser Heer, dessen Gesundheitszustand, 
von dem ja in nicht geringem Maße seine Schlagfertigkeit abhängt, jetzt im 
Gegensatz zu früheren Zeiten ein ganz vorzüglicher ist, seitdem man keine 
Kosten gescheut hat, um eine bis ins einzelne geregelte Gesundheitspflege 
durchznführen. 

Unser Heerwesen und unser Schulwesen ähneln sich nun darin, daß sie 
beide auf Gesetzen beruhen, die einesteils die Heeresdienstpflicht für jeden 
männlichen Staatsbürger, anderenteüs die Schulpflicht für alle Kinder ver¬ 
langen. Beim Heere erfolgt eine genaue Prüfung der gesundheitlichen Ver¬ 
hältnisse der Mannschaften durch Aerzte beim Eintritt und während der 
Dienstzeit; es wird alles getan, um die Gesundheit der Leute nach Möglich¬ 
keit zu erhalten. Treten Krankheiten anf, dann wird, da die Leute von ihrer 
Familie losgelöst sind und durch ihr Zusammenleben in Kasernen gewisser¬ 
maßen eine neue große Familie büden, von Staatswegen für ärztliche Behand¬ 
lung gesorgt. Von der Schule geschieht dagegen bisher nichts ähnliches. 
Und doch hat die Schule schließlich deshalb Interesse daran, die Gesundheits¬ 
verhältnisse ihrer Zöglinge zu kennen und alles zu verhüten, was beim 
Schulbetrieb die Gesundheit der Kinder ungünstig beeinflussen könnte. 

Eine ärztliche Behandlung freilich kann nicht Sache der Schule sein, 
da die Kinder in ihren Familien verbleiben, deren Pflicht es sein muß, in 
Erkrankungsfällen für ärztliche Hilfe zu sorgen und deren Becht es bleiben 
muß, den Arzt ihres Vertrauens hierbei zuziehen zu dürfen. 

Das Interesse, das die Schule an der Gesundheit der Kinder nehmen 
muß, wird dadurch begründet, daß einmal gesunde Kinder zweifellos viel 
leichter zu unterrichten sind als kranke, daß also auch der Lehrer wissen 
muß, welche der ihm anvertrauten Kinder auB Gesundheitsrücksichten der 
Schonung und der Berücksichtigung bedürfen, daß zweitens von kranken 
Kindern aus Uebertragungen der Krankheitskeime auf gesunde erfolgen 
können, und daß drittens an sich gesunde Kinder durch den Unterricht in 
ihrer Gesundheit geschädigt werden können. Die letzten beiden Punkte muß 
die Schule unbedingt zu vermeiden suchen, wie sie ebenso versuchen muß, 
sich die Kenntnis des Gesundheitszustandes der Kinder überhaupt zu ver¬ 
schaffen. Das kann sie aber nur bei sachverständiger ärztlicher Beratung, 
die sie durch die Anstellung von Schulärzten erhalten kann. 

Für den Staat würde hierdurch erreicht werden, daß die Schule nicht 
nur die Grundlagen sittlich-religiöser Bildung und die für das bürgerliche 
Leben nötigen allgemeinen Kenntnisse und Fertigkeiten gewährt, sondern 
diesen beiden Aufgaben noch die ErstarkDng der Gesundheit der heran- 
wachsenden Generation hinzugefttert, was eine Hebung des Gesundheitszustandes 
des ganzes Volkes und damit eine Hebung seines Wohlstandes, seiner Leistungs¬ 
fähigkeit und seiner Kultur zur Folge haben muß. 

Ich würde es daher begrüßen, wenn in den Paragraphen des neuen Ge¬ 
setzes, der die Aufgaben der Volksschule behandelt, es ausgesprochen würde, 
daß zu den Aufgaben derVolkBschule auchdie weiteste Berück¬ 
sichtigung der Gesundheitspflege gehört. 

In der Ansprache, die Se. Exzellenz der Herr Kultusminister Dr. Beck 
vor einigen Tagen bei der Eröffnung der Hauptversammlung des Deutschen 
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Vereins für Schalgesundheitspflege gehalten hat, hat er betont, „daß jede 
Schulreform ohne sorgfältige Berücksichtigung der Schulgesundheitspflege von 
vornherein den Stempel der Unvollkommenheit an sich tragen und ohne den 
erhofften Segen bleiben würde.“ Dieser Ausspruch, der ein bocberfreulicher 
Beweis dafür ist, daß an den leitenden Begieiungsstellen volles Verständnis 
für diese mit Bücksicht auf die Zukunft unseres Volkes so außerordentlich 
wichtige Frage herrsche, darf uns eine Gewähr dafür seid, daß im neuen 
Schulgesetze die Gesundheitspflege als eine der Aufgaben der Volksschule 
mit bezeichnet werden wird, daß also die erste von mir aufgestellte For¬ 
derung in Erfüllung gehen wird. 

H. H. 1 Eine Gesundheitspflege ist nun aber undenkbar ohne Heran¬ 
ziehung der Aerste, ebenso wie eine Bechtspflege oder eine Staatsverwaltung 
ohne im Becht ausgebildete Männer, eine Schule ohne Lehrer, ein Heer ohne 
vorgebildete Offiziere nicht gedacht ist. Wenn also die Gesundheitspflege die 
ihr gebührende Berücksichtigung erhalten soll, so müssen unbedingt Schul¬ 
ärzte angestellt werden, und diese Forderung muß im Schulgesetz mit zum 
Ausdruck kommen. Ich halte es daher für notwendig, daß in das Schulgesetz 
ein Abschnitt folgenden Inhaltes aufgenommen wird: 

Für sämtliche Volksschulen, einschließlich der Lehrer¬ 
und Lehrerinnenbildungsanstalten, der 8eminarübungs- 
sehnlen und der mit Landesanstalten verbundenen Volks¬ 
schulen sind Schulärzte anzustellen. 

M. H. 1 Diese Forderung läßt sich leicht aussprechen. Wie soU sich 
aber ihre Darchführang in der Wirklichkeit gestalten? Vermutlich wird 
zunächst die Kostenfrage Bedenken gegen ihre Durchführbarkeit erwecken. 
Ich glaube jedocb, daß die Kostenfrage nicht unüberwindliche Schwierig¬ 
keiten bereiten wird. Bevor ich aber auf diese Frage, die vermutlidt 
auch gesetzlich geregelt werden muß, näher eingehe, möchte ich erst weiter 
auseinanderselzeo, wie ich mir die Tätigkeit der durch Gesetz eingeführten 
Schulärzte vorstelle: Hach meinen persönlichen Erfahrungen und nach 
dem, was in der Literatur über die Tätigkeit der Schulärzte niedergelegt ist, 
halte ich eine dreimalige Untersuchung jedes Schulkindes wäh¬ 
rend seiner Schulzeit für unbedingt nötig. Jedes Kind ist kurz nach seinem 
Eintritt in die Volksschule ärztlich zu untersuchen, damit festgestellt wird, wie 
sein Gesundheitszustand ist. Da während der Schulzeit, namentlich in den ersten 
4 Jahren, noch zahlreiche Kinder erkranken und sich dabei ihr Gesundheits¬ 
zustand wesentlich ändern kann, ist die Untersuchung zu Beginn des 5. Schul¬ 
jahres za wiederholen und, um festzustellen, wie der Gesundheitszustand am 
Schlüsse der Schulzeit ist, ist noch kurz vor der Entlassung abermals eine 
Unteraachang vorzuaehmen; bei dieser letzten Untersuchung wird den'Kindern 
gegebenenfalls bezüglich der Berufswahl ärztlicher Bat zu erteilen sein. 

Das Ergebnis jeder Untersuchung ist in einem das Kind durch seine 
Schulzeit begleitenden Gesundheitsbogen zu vermerken. Kränklich be¬ 
fundene Kinder sind in schulärztliche Ueberwachung zu nehmen. 

Diese Untersuchungen halte ich für das mindeste, was man von einer 
wirklich nutzbringenden schulärztlichen Tätigkeit verlangen muß/* Dieses 
Mindestmaß müßte der Staat gesetzlich vorschreiben; wollen einzelne Ge¬ 
meinden, insbesondere die großen Städte, darüber binausgehen, softkann ihnen 
dies unverwehrt bleiben. 

Darch diese Untersuchungen würde znnächst die einzelne Schnle 
Kenntnis von dem Gesundheitszustände ihrer Kinder erhalten. Es ist aber 
anch notwendig, daß sich der Staat ebenfalls über den im Volke herrschenden 
Gesundheitszustand, so viel wie er das nur irgend kann, unterrichtet. Zu 
diesem Bahnt halte ich es für erforderlich, daß das Ergebnis der Unter¬ 
suchungen von den Schulärzten nach «inhaltlichen Gesichts¬ 
punkten statistisch zu«am m en ges te 111 und jährlich an eine Auf- 
sichtsstelle eingereicht wird. Diese Aufsichtsstelle kann in der unteren Instanz 
nur der Bezirksamt sein, der nach § 1 seiner Dienstinstruktion dazu' k berufen 
ist, den öffentlichen Gesundheitszustand und die auf die öffentliche Gesund¬ 
heitspflege abzweckenden Maßregeln zu überwachen. Hiernach wiirdo als 
weitere Forderung für die Tätigkeit des Schularztes den bereits erwähnten 
Pankten noch anzufttgen sein: 
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Der Schularzt hat am Schlüsse de» Schul jahres ttber das 
Ergebnis Beiner Untersuchungen und über Beiae tibrige Tfitig- 
keil eiaea Bchriltlichea Bericht m den Schulvorstand oder 
ii die Be zirkBBchulirspekti on zu erstatten, der binnen einer 
gemessenen Frist an den Bezirksarzt weiterzugeben ist. 

Der Bezirksamt wurde dann das Ergebnis der Untersuchungen sämt¬ 
licher ßchulärzte Beines Bezirkes zuBammenzust eilen und entweder durch die 
Bezirksbchtdinspektoren oder unmittelbar an die höhere Instanz, sei eß nun das 
JLinisienum des Innern oder das KulruBmmiFterium oder auch das Lanoesmedi- 
Einaiküllegium hez. das LandoBg'sundheitBamt. dessen Gründung, wie ich einer 
ZeitungBDuüz entnehme, in Aussicht genommen ist, weiter zu geben haben, 
wo dann die Statistik für das ganze Land zu bearbeiten sein würde. 

Auf diesem Wege würde die Legierung ein genaues B.id von dem 
GeBundheitBZUBtande der gesamten Scbunngenä des Landes erhalten. Da£ an 
der Hand dieses Bö des weiter gearbeitet werden kann an der Gesundung des 
VoIkeB. steht auöer Frage. 

Nachdem icb hiermit die Notwendigkeit der Anstellung von Schulärzten 
in aller Kurze e*örtert habe, müßte ich mich nunmehr der Frage zuwenden, 
ob Bich die obligatorische Anstellung von Schulärzten auch 
durcbfthren labt. Ließe Frage möchte ich unbedingt mit r Ja 4 beantworten. 

ln einem deutschen Bundesstaat ist die Frage bereits gelöst worden« 
in Sachsen-Meiningen, wo nunmehr schon 10 Jahre lang an sämtlichen 
Schulen des Landes Schulärzte wirken. Ein anderer Bundesstaat ist drauf 
und dran, ebenfalls die Sen ul arztfrage zu regeln und zwar ist dies W ür Hem¬ 
berg, wo dem Landtage der Entwurf eines Gesetzes Uber die Dienstver¬ 
hältnisse der Oberamtskrzte vorhegt. Im Artikel 3 dieses Entwurfes, der in 
der Deutschen medizinischen Wochenschrift vom 23. Februar 1911 abgedruckt 
ist, heiüt es, r dafi der Oberamisarzt innerhalb seines Amtsbezirkes zugleich 
Gerichts-, Impf- und Schularzt ist, sofern für diese Geschäftszweige nicht 
andere Aerzte staatlich bestellt oder zugelassen sind* ln Artikel 5 ist 
die Tätigkeit deß Schularztes naher bezeichnet; sie seil sich erstrecken auf 
r die den OoerBchulbehörden unterstellten öffentlichen Scluhn, sowie anf alle 
Privatschuien, ferner auf die Kleinkinderschulen, Kindergarten und Kinderhorte. 4 * 
E« heibt weiter: r Dem Schularzt liegt insbesondere ob: 

1. Die Untersuchung des Zustandes des ganzen Schulgebäudes und der 
den Zwecken der Schule dienenden weiteren Gebäude, sowie ihrer Ein¬ 
richtungen und Geräte, ferner die Ueberwacfcung der Benutzung dieser 
Gebäude und Einrichtungen in gesundheitlicher Beziehung. 

2. Die Fürsorge für die Wohnung der gesundheitlichen Anforderungen 
beim Unterricht. 

3. Die Feststellung und die Verhütung der Verbreitung von Krank¬ 
heiten und Gebrechen bei Scfculern und Schülerinnen und die zu diesem Zwecke 
erforderlichen körperlichen Untersuchungen derselben. 4 

In der Begründung des Entwurfes wird ausgelükrt: r Des Schularztes 
wichtigste Aufgabe werde es sein, allgemeine Gesundheitscefahrdurgen und 
Gesundheitßschkdigungen bei der heranwachsenden Jagend, wie solche durch 
unzweckmäßige und ungenügende Ernährung, ungesundes Wohnen, körperliche 
und geistige Anstrengung, ungenügende Bewegung oder zu kurzer Aufenthalt 
in frischer Luft, Aikoholgenuti etc. hervorgerufen werde, möglichst frühzeitig 
zu entdecken und Abhilfe Torzuschlagen. Durch die Ausübung der Schularzt- 
tätigkeii erhalte der Oberamtsarzt den besten Einblick in die gesund¬ 
heitlichen Verhältnisse seines Amtsbezirkes. Ein er>pritbiiches 
Wirken des Schularztes sei nur möglich bei grobem Material und bei grober 
Uebung und dürfe deshalb die schulärztliche Tätigkeit nicht ver¬ 
zettelt werden.“ — Es sind dies Satze, die mir au? der Seele gesprochen sind. — 
.Die Tätigkeit des Schularztes solle sich atoerdriL erstrecken auf alle höheren 
Knaben- nnd Mädchenschulen. Volksschulen, Mittelschulen. Fortbildungsschulen, 
I’riTatschulen, Kleiokinderschulen, Kindergärten und Kinderhorte, und zwar 
auf alle Schüler. Schüler, die von ihrem Hausarzt untersucht, einen von 
diesem ausgefüllten Gesundheitsbogen dem Schalarzte rechtzeitig verlegen, 
werden von letzterem nur besichtigt, nicht untersucht. Auch alle wegen eines 
Gebrechens nicht schulfähigen Kinder seien jedes Jahr dem Schularzt vor- 
zustellen.“ 
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Der Begründung des Gesetzentwurfes ist der Entwurf einer „Dienst¬ 
anweisung für den Schularzt“ angefügt, ebenso ein Muster des „Gesundheits¬ 
bogens“, der über jedes Kind zu führen ist und in dem dreimal wlhrend 
der Schulzeit der Untersuchungsbefund eingetragen werden soll. Der Entwurf 
der Dienstanweisung ist mir leider nicht bekannt geworden. In dem Gesetz 
selbst und in seiner Begründung ist aber so ziemlich alles das enthalten, was 
auch wir als Bezirksärzte bezüglich der Schulgesundheitspflege verlangen 
müssen. 

Für unsere sächsischen Verhältnisse nicht durchführbar ist vielleicht 
die Bestimmung, daß der Oberamtsarzt der 8chularzt seines Bezirkes sein 
soll, da unsere Bezirke durchschnittlich viel zu groß und arbeitsreich sind, 
als daß wir selbst uns noch den schulärztlichen Untersuchungen in nennens¬ 
wertem Umfange widmen könnten. Aber der Oberschularzt, der aufsichts- 
führende Schularzt müßte der Bezirksarzt bleiben. 

Werden bei uns obligatorisch Schulärzte angestellt, so kann diese An¬ 
stellung m. E. nur durch den Staat oder mit Zustimmung des Staates 
erfolgen; nicht jeder Arzt eigaet sich zum Schularzt, sehr viele Aerste, 
namentlich in kleinen Städten und auf dem Lande, sind durch große Praxis 
so in Anspruch genommen, daß sie nicht noch das Amt eines Schularztes, dem 
sie doch immerhin einige zusammenhängende Stunden ohne Störung widmen 
müßten, übernehmen können. Stellt der Staat nicht gleich Schulärzte im 
Hauptamt an, worauf ich noch zu sprechen komme, so müßte folgendes fest¬ 
gesetzt werden: 

Die Anstellung erfolgt auf Vors)chl'ag"und mit'Züstim- 
mung des Bezirksamtes durch die Bezirkschulinspektion. 

Wird nun den Schulgemeinden die Anstellung) von Schulärzten auf¬ 
gezwungen und die Anstellung selbst durch die Bezirksschulinspektion 
vorgenommen, so erscheint es mir auch recht und billig, daß die Kosten 
der ganzen Einrichtung durch den Staat^getragen werden. 
Nicht die Schulgemeinde allein, sondern auch der Staat*selbst zieht Nutzen 
aus der Einrichtung. Er kann ja die Schulgemeinde nach\Maßgabe ihrer 
Größe und Leistungsfähigkeit zu den Kosten^ heransiehen ; v .in Württemberg 
will man diesen Weg beschreiten. 

Was nun die Kosten selbst anlangt, die die Einführung von Schul¬ 
ärzten verursachen würde, so dürfte unter Zagrundelegung der erwähnten Min¬ 
destanforderungen, die an die schulärztliche Tätigkeit zu stellen sind, eine Ent¬ 
lohnung von 1 Mark für die Untersuchung eines Kindes für ausreichend 
anzusehen sein. Es würden dann in meinem Bezirke, in dem zu Anfang des 
letzten Winterhalbjahres ca. 27500 Kinder die Volksschulen besuchten, etwa 
11500 Mark^für^schulärztliche Untersuchungen 3 zu5bezahlen''gewesen sein; 
das würde auf den Kopf der Bevölkerung etwa 7,6 Pfg. ausmachen. Für das 
ganze Land berechnet, würden demnach ca. 354 500^Mark|für diefschulärzt¬ 
lichen Untersuchungen taufzubringen sein. Wenn zu diesen’: Kosten die 
Gemeinden etwa die Hälfte beantragen haben, so bleiben für den Staat etwa 
176000 Mark übrig, die er auf die Neueinrichtung verwenden mflßte.ß^Ob das 
Königreich“Sachsen in der Lage ist, diese Samtnen für diesen Zweck aufzu¬ 
bringen, das zu beurteilen maß ich denjenigen überlassen, die sich mit den 
Finanzen'des Staates* zu jbeschäftigen haben, möchte aber^nochmals^betonen, 
daß Ausgaben, die im wohlerwogenen Interesse gemacht werden, niemals 
weggeworfenXsind und stets reichlich Zinsen'tragen* werden. 

Nimmt der Staat die Anstellung von Schulärzten in die Hand, so könnte 
es'zweckmäßig; erscheinen, gleich solche im Hauptamt anzustellen. Es 
dürfte dies manches für sich haben, da die praktischen Äerzte nicht immer 
stundenlang von ihrer Praxis abkömmlich sind, die Untersuchungen aber 
mehrere Stunden hintereinander in Anspruch [nehmen. Häufig werden durch 
Abberufang des [Arztes Störungen eintreten; Kinder, Lehrer und Eltern müssen 
warten, was 'der Beliebtheit der Untersuchungen nicht gerade sehr dienlich 
sein würde. Oder der Arzt hat ansteckende Kinder zu behandeln^ und wird 
hierdurch verhindert, sich in einen großen Kreis von Schulkindern zu begeben. 
Es dürfte daher zu erwägen sein, ob man die schulärztlichen nicht mit dem 
bezirksärztlichen Amte verbinden könnte, dergestalt, daß dem Bezirksarzte 
so nach der Größe des Bezirkes ein oder mehrero Assistenzärzte beigegeben 
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werden, denen die sehal&ritliehen Untersuchungen übertragen werden. Wir 
würden hierdurch uns auch dem erstrebenswerten Ziele eines Bezirksgesuad- 
heitsamtes, an dessen Spitse der Bezirksarzt steht, nähern. Unsere Tätigkeit 
ist jetzt schon so umfangreich, daß einer allein sie wohl noch bewältigen 
kann, jedenfalls aber manchen Gebieten sich nicht so widmen kann, wie es im 
Interesse der Sache notwendig wäre. Ich darf hierbei wohl nnr an die 
Gewerbebygiene erinnern. Es ist ja nach schon von anderer Seite die Forderung 
aafgestelU worden, besondere Gewerbeärzte anznstellen. Ich würde dies nicht 
für richtig halten nnd möchte es als den besseren Weg bezeichnen, auch zu 
diesem Zwecke den bisherigen Bezirksärzten Hilfsärzte beizugeben. 

Doch das nur nebenbei. Die Bemerkung sollte Ihnen nur zeigen, daß 
für unser Amt die Anstellung von Schulärzten manches neue bringen} kann 
und daß sich Ausblicke eröffoen auf die Erreichung des von vielen angestrebten 
Zieles eines Bezirksgesundbeitsamtes. 

Wenn nun auch die Regierung nicht auf die Anstellung von Schulärzten 
im Vollamte oder als Hilfsärzte der ßesirksärzte zukommen sollte, bo mnß 
doch eine staatliche Aufsicht der anzustellenden praktischen Aerzte 
in ihrer Tätigkeit als Schalärzte eingeführt werden. Hit menschlichen'Fehlern 
und Schwächen maß man rechnen; auch die Aerzte sind Menschen. 
Diese Aufsicht mochte dem Bezirksamt übertragen werden; um sie auszuüben 
müßte ihm auch die Berechtigung zugesproehen werden, den Untersuchungen 
beizuwohnen event. auch die sämtlichen Schulärzte zu gemeinsamen Be¬ 
sprechungen zusammenzurufen. Es empfiehlt sich, dies im Gesetz aussu- 
sprechen, etwa darch folgenden Satz: 

Dem Bezirksarzt liegt die Aufsicht über die Tätigkeit 
der sämtlichen Schulärzte seines Bezirkes ob. 

tf. H.l Wenn Schulärzte an sämtlichen Schalen des Landes angestellt 
werden, so ist es natürlich selbstverständlich, daß auch eine einheitliche 
Dienstanweisung für die Schulärzte erlassen wird. Diese müßte die 
bereits erwähnten Forderungen hinsichtlich der Zahl der Untersuchungen, der 
Ueberwachung kränklicher Kinder, der Ausstellung der Gesundheitsbogen nach 
einheitlichem Master und der Berichterstattung enthalten. 

Hinzuzafügen ist diesen Forderungen noch, was auf besonderen Wunsch 
einzelner Schulgemeinden und dann auf deren Kosten vom Schularzt”ver¬ 
langt werden kann. Z. B. müßte der Schularzt zu Vorträgen auf^Lehrer- 
konferenzen und Elternabenden Über Fragen der Scbulgesnndheitspflege, zur 
ersten Hilfeleistung bei Unglücksfällen im Schulhanse, zu Besuchen bei Kindern, 
die wegen Krankheit die Schule versäamen, ohne daß ein ärztliches Zeugnis 
über ihre Krankheit beigebracht wird, wenn es gilt, ansteckende Krankheiten 
festzuBtellen, zur Auswahl solcher Kinder, die an Ferienerfrischungen teil¬ 
nehmen sollen, herangezogen werden können. 

Dies wären meine Wünsche bezüglich der gesetzlichen Einführung 
schulärztlicher Tätigkeit. 

Eine weitere Ausgestaltung der staatlichen Schulgesundheitspflege 
erblicke ich ferner darin, daß man Versäumnissen wegen Krankheit 
und den zu den Versäumnissen Anlaß gebenden Krankheiten mehr Aufmerk- 
samkeit schenken möchte. 1 ) Wie Sie wissen, werden jetzt schon in den Scholen 
VersäumniBtabellen nach der Verordnung vom 25. August 1874 geführt; 
auf Grund dieser Tabellen würde sich sehr wohl ein Einblick in die Gesund- 
heitsvorh&ltnisse der Schuljugend erlangen lassen, der ebenso interessant und 
lehrreich sein dürfte, wie das Ergebnis der regelmäßigen Schulkinderunter- 
suchangen. Hierzu bedarf es nur einer regelmäßigen Zusammenstellung der 
Versäumnisse nach Krankheitsursachen, Zahl und Dauer der Versäumnisse 
an der Hand der Tabellen durch den Schulleiter, etwa am Schlüße jedes 
Vierteljahres, und Einreichung dieser Listen an den Bezirksarzt. Um einmal 
zu sehen, was dabei herauskommt, habe ich mich mit der Bezirksschul- 
insp»ktion meines Bezirkes in Verbindung gesetzt und bei dieser das 
größte Entgegenkommen gefunden. Auch die Direktoren der größeren Scholen, 
die una ihre Ansicht bezüglich der Durchführbarkeit meines Wunsches gefragt 

U Her liegt noch reiches Material zur Kenntnis der gesundheitlichen 
Verhältnisse der Schuljugend begraben, das sich der Staat nutzbar machen 
sollte. 
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werden sind, haben sich nicht ablehnend verhalten. Es soll nun in diesem 
Jahre der Versuch mit der Berichterstattung gemacht werden. Daß die 
Durcharbeitung und Verwertung der eingehenden Berichte ihr mich gewiß 
eine recht beträchtliche Arbeitsvermehrnng bedeutet, darüber bin ich mir 
vollkommen klar, hoffe aber doch, manche Kenntnis nicht bloß über auf* 
getretene Krankheiten, sondern auch über das Maß der Schädigung, die sie 
hervorgerofen haben, auf diesem Wege zu erhalten. 

M. H.! Die Kommission hat sich gegenüber diesem Anträge allerdings 
ablehnend verhalten wegen der Arbeitslast, die uns daraus entstehen könnte. 
E« ist auch vielleicht nicht nötig, daß dieser Punkt im Gesetz Aufnahme 
findet; diese Berichterstattung würde auch später auf dem Wege der Ver¬ 
ordnung eingeführt werden können. Ich wollte aber doch die Gelegenheit 
nicht vorübergehen lassen, auf die Möglichkeit, uns eine weitgehende Kenntnis 
von den Krankheitsvorgängen unter der Scbuljagend zu verschaffen, hinzu¬ 
weisen. Vielleicht kann ich Ihnen im nächsten Jahre über das Ergebnis 
meiner diesjährigen Nachforschungen berichten. 

Nan nur noch ein paar kurze Bemerkungen über die eingangs erwähnten 
Paragraphen des alten Schulgesetzes, §§ 11 und 12. § 11 könnte im ersten 

Absätze bleiben wie bisher; nur würde ich sagen statt „der Gesundheit“ 
„den Anforderungen der Schulgesundheitspfiege entspricht“. Der Satz über 
das Mindestmaß von 2,5 cbm möchte jedoch gestrichen werden als nicht mehr 
seitgemäß. Debet die Baumverhältnisse könnte das Nötige in der Ausführungs¬ 
verordnung gesagt werden. 

Der § 12 bedarf einer Aenderung, die wohl auch schon aus den Kreisen 
der Lehrerschaft beantragt worden ist. 60 Kinder in einer Klasse sind viel 
zu viel. Bei einer so großen Zahl von Kindern vermag der Lehrer nicht mehr 
das einzelne Kind zu beobachten und zu berücksichtigen und es muß darunter 
die Gesundheitspflege leiden. 

Wenn ich zum Schlüsse meine Wünsche, die ich Ihnen eben vorgetragen 
habe, noch einmal kurz zusammen fassen darf, so gehen sie dahin, daß in das 
neue Schulgesetz aufgenommen werden möchte: 

1. Unter den Aufgaben der Volksschule die Berück¬ 
sichtigung der Gesundheitspflege. 

2. Die Anstellung von Schulärzten an sämtlichen Volks¬ 
schulen, einschließlich derLehrer- und Lehrerinnenbildungs¬ 
anstalten, der Seminarübungsschulen und der mit Landes¬ 
anstalten verbundenen Volksschulen undErlaß einer gemein* 
samen Dienstanweisung für diese Schulärzte. 

3. Anstellung der Schulärzte auf Vorschlag und mit 
Zustimmung des Bezirksarztes durch die Bezirksschul¬ 
inspektion. 

4. üebernähme der Kosten ganz oder teilweise auf den 
Staat. 

5. üebertragung der Aufsicht über die Tätigkeitj^djer 
sämtlichen Schulärzte seines Bezirkes auf den Bezirksamt. 

6. Der bisherige §11 Unterstreichung des Absatzes über 
das Mindestmaß an Baum. 

In die Dienstanweisung für die Schulärzte, die auf dem 
Verordnungswege zu erlassen sein wird, möchte ich aufgenommen sehen: 

Untersuchung der Kinder des 1., 5. und letzten Schul¬ 
jahres. 

Ueberwachung kränklich befundener Kinder. 

Ausstellung von Gesundheitsbogen. 

Bericht an den Bezirksarzt unter Beifügung einer 
statistischen Zusammenstellung des Untersuchungsergeb¬ 
nisses. 

M. H.! Ich verhehle mir nicht, daß, wenn meine Vorschläge in dem 
Gesetze Berücksichtigung finden, unsere jetzt schon nicht geringe Arbeitslast 
beträchtlich vermehrt werden wird. Allein diese Aussicht kann und darf uns 
nicht hindern, für Forderungen einzutreten, die im Interesse der Gesundheit 
unseres Volkes sind. Können wir später die Arbeit allein nicht mehr leisten, 
so wird die Begierung schon Mittel und Wege finden, um uns zu entlasten. 
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Auf eise Möglichkeit erlaubte ich mir sch ob hinzuwdneB, misslich die Autel¬ 
lug tob Hilfsirstea. Ich bitte 8ie, meiaea Autrigea ihre Zustimmung akht 
■a versagen, sie zam Vereinsbeschluß za erheben and dem KgL Ministerium 
zur Kenntnisnahme za uterbreiten. 

Vorsitzender: Ehe ich die Diskussion eröffne, hebe ich za be¬ 
merken, daß die Wünsche des Herrn Dr. Holz unter D. aal der letzten Seite 
der Vorschläge enthalten sind. Ich habe den Auftrag, sie in dieser Form zur 
Abstimmung za bringen. Die Vorschlige sind dem Sinne nach genau die tob 
ihm Tor getragenen, nur der Wortlaut etwas geiadert. 

Wir kommen nun zanichst zar Diskussion Aber die Vorschläge 
unter D. Ober die Schulärzte. 

Nach Abs. 1 soll die Anstellung und Entlassung der Schul¬ 
ärzte durch die Bezirksschulinspektion aber nur im Einyernehmen mit dem 
Bezirksamt erfolgen; weil der Bezirksarzt allein nur die erforderliche Kenntnis 
tob der Fähigkeit des betreffenden Arztes bat. 

Dr. Tietze: Könnte man nicht lieber sagen „auf Vorschlag des Bezirks¬ 
amtes“. 

Vorsitzender: Soll das als Antrag gestellt werden? 

Dr. Tietze: Jawohl. 

Vorsitzender: Ich hingegen diesen Antrag; Vorschläge* darf man 
keiner Gemeinde machen. Meiner Ansicht nach ist die Fassung „im Einver- 
nehmen* viel besser. 

Dr. Rechholtz: Ich bin auch der Ansicht des Herrn Vorsitzenden. 
Bei Streitigkeiten heißt es nachher immer: „8ie haben uns da einen schönen 
Mann empfohlen.“ 

Dr. Stahl: M. H.! Daß das Gebiet der Schulgesundheitspflege in der 
jetzigen Zeit yon ungeheurer Bedeutung ist, wird niemand mehr bestreiten, 
wenn man sich Aberlegt, daß der Mensch im ersten Drittel seines Lebens 
eigentlich in drei Etappen der besonderen gesundheitlichen Ueberwachung be¬ 
darf: in der Säuglings-, der Schul- und Militärzeit. Von der Militämeit möchte 
ich allerdings gleich ein ft) gen, daß ich diese gewissermaßen als abgeschlossene 
Gesundheitspflege betrachte, während die ersten beiden Etappen noch in der 
Entwickelung begriffen sind. So ist ohne weiteres klar, daß namentlich in 
einer Zeit, wo die Familienbygiene mehr oder minder gegen früher an Be¬ 
deutung yerloren hat, auf die Schulgesundheitspflege als das eine der beiden 
Glieder ganz besonders Gewicht, sowohl in theoretischer, als in praktischer 
Beziehung gelegt werden mnß. 

Die schalärztliche Tätigkeit bat sich eigentlich, wenn man die 8acbe 
historisch verfolgt, infolge der Vernachlässigung bezw. des Fehlens der in¬ 
dividuellen Hygiene entwickelt. Die Familienbygiene war eben ganz speziell 
durch den im Laufe der Zeit fast ganz verloren gegangenen Hausarzt gepflegt 
worden. Dieser Hausarzt verdankt seine Tätigkeit ausschließlich der Autorität, 
die ihm das Vertrauen der Familie entgegenbrachte. Nachdem der Hausarzt 
bei der Zunahme der Bevölkerung uni der Umwandlung der Erwerbsverhält¬ 
nisse im öffentlichen Leben nach und nach verloren gegangen war, traten 
natürlicherweise Schäden in gesundheitlicher Beziehung nach und nach auf. 
Die Folge davon war, die Hilfe im Großen zu organisieren. Daraus ent¬ 
standen zunächst in den Großstädten die ersten Schulärzte. Ich will gleich 
vorausschicken, daß ich im allgemeinen mit den Sätzen unter D einverstanden 
bio, daß ich aber aus den Ausführungen des Herrn Kollegen Holz nicht eine 
volle Uebereinstimmung zwischen den Sätzen 1 D usw. und seinen Aus¬ 
führungen gefunden habe. Wenn der Schularzt innerhalb seiner Tätigkeit in 
Zukunft wirklich mit Erfolg wirken will, so ist es meiner Ansicht nach un¬ 
bedingt nötig, daß er anch die äußere Stellung erhält, die für ein Wirken in 
dieser Allgemeinheit erforderlich ist. ln dieser Hinsicht sind aber die Ver¬ 
hältnisse jetzt so außerordentlich verschieden, daß wir jedenfalls für die 
Zukunft eine einheitliche Regelung brauchen. Gegen eins muß ich 
mich allerdings wenden, nämlich, daß der Bezirksarzt zugleich 
Schularzt sein soll. Ich bin der Ansicht, daß der Bezirksarzt so gestellt 
sein müßte, daß er keine Nebenämter braucht. Wie sich die bezirkärztliche 
Tätigkeit bei uns ln Sachsen entwickelt hat, ist es kaum mehr möglich, 
nebenbei noch schulärzlicho Tätigkeit auf sich zu nehmen. Außerdem 
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führt der Bezirkenrzt sohon jetzt nnf Grund «einer Instruktionen die Aufsicht 
über die Schulärzte. Aufsichtführender und Beaufstchtiger in einer Person 
hat aber immer gewisse Bedenken. Deshalb möchte ich noch ganz besonders 
betonen, daß der Bezirksarzt in Zukunft ebenfalls die Aufsichtlührung, wie 
bisher, beibehält, aber ohne daß er allzusehr aktiv in die Tätigkeit der Schul¬ 
ärzte eingreift. Ich kann es offengestanden mir nicht vorstellen, wie man 
etwa dem württembergischen Prinzip folgen wollte, wonach die Bezirksärste 
die schulärztliche Tätigkeit in ihrem ganzen Bezirk auszulühren hätten. Das 
würde bei uns aus äußeren Gründen ganz unmöglich sein. 

Dr. ▼. Mnecke: Ich bin dem Herrn Kollegen Holz sehr dankbar 
für die Anregungen, die er uns gegeben hat, möchte aber nicht glauben, daß die 
Durchführung der Einrichtung von Schulärzten auf so sehr erhebliche 
Schwierigkeiten stoßen wird. Wir haben z. B. in meinem Bezirk diese bereits 
durchgefnhrt; seit Ostern sind die Schulärzte ernannt worden; es sind ihnen 
Dienstanweisungen in die Hand gegeben, die im allgemeinen mit dem Über¬ 
einstimmen, was Herr Kollege Holz uns vorgeschlagen hat. Vielleicht darf 
ich die Instruktion vorlesen: 

Dienstanweisung 
für den Schularzt in.. . 

§ 1. Der Schularzt wird vom Schulvorstande unter Zustimmung der 
Königlichen Besirksschulinspektion Zittau angestellt. Die Anstellung erfolgt 
auf unbestimmte Zeit bei gegenseitiger V 1 jähriger Kündigung und gegen eine 
zu vereinbarende Entschädigung. 

§ 2. Dem Schulärzte wird die öffentliche Volksschule der. 

Schulgemeinde.zur ärztlichen Aufsicht zugewiesen, un¬ 

beschadet der Oberaufsicht des Königlichen Bezirksarztes; sie umfaßt die 
Hygiene des Schulgebäudes, der Schulkinder und des Unterrichts, in welchem 
der Schularzt auch ohne Anmeldung zu erscheinen berechtigt ist. 

§ 3. Die ärztliche Aufsicht umfaßt die Verpflichtung: 

a) die Gebäude und Einrichtungen der Schule in gesundheitlicher Beziehung 
zu untersuchen, 

b) die Dachführung behördlich angeordneter gesundheitlicher Maßregeln zu 
überwachen, zu welchem Zwecke ihm diese in Abschrift behördlicherseits 
zugefertigt werden, 

c) alle neu aufgenommenen Schulkinder innerhalb der ersten 6 Monate auf 
ihre körperliche und, soweit es angängig ist, auch auf ihre geistige Be¬ 
schaffenheit zu untersuchen, 

d) alle nach vollendeter Schulpflicht abgehenden Schüler innerhalb der Zeit 
von Michaelis bis Weihnachten zu untersuchen (Berufswahl), 

e) auf Antrag des Schulleiters der Schulbehörde einzelne Schulkinder zu 
untersuchen, besonderes zur Feststellung von Krankheiten, Schwachsinn, 
körperlichen Gebrechen, unter der Voraussetzun der Befreiung vom Unter¬ 
richt, 

f) die Eintragung der Befunde bei der Untersuchung unter c. d. e. in die 
„Gesundheitscheine* zu bewirken bezw. die Mitteilung an die Eltern zu 
volislehen, sowie das „Hygienebuch* in Gemeinschaft mit dem Schulleiter 
zu führen, 

g) alle mit der Schule im Zusammenhänge stehenden hygienischen Be¬ 
strebungen zu fördern und zu unterstützen. 

§ 4. Der Schularzt ist verpflichtet, über seine Untersuchungen und Be¬ 
obachtungen der Königlichen Bezirksschuliospektion alljährlich einmal am 
Schlosse des Schuljahres einen schriftlichen Bericht zu erstatten, sowie auch 
den Schulbehörden gegenüber auf Verlangen gutachtlich über Schulgesondheits- 
fragen sich zu äußern. Er ist berechtigt, Beschwerden und Vorschläge der 
Gemeinde den Schulbehörden und dem Schulleiter vorzubringen; ein Recht zu 
selbständiger Anweisung an den Schulleiter, Lehrer, Hausmann, Heizer oder 
8chulangestellten Bleht ihm bei Vorkommnissen geringerer Art zu. 

Weitgehende Maßnahmen anzuordnen, ist er nur dann berechtigt, aber 
auch verpflichtet, wenn äußerste Gefahr im Verzag ist, die sofortiges Ein¬ 
schreiten bedingt. 

In einem solchen Falle ernster Gefahr ist er verpflichtet, nach Mit¬ 
teilung an den 8chulvorstandsvorsitzenden, anverweilt dem Königlichen Be- 
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zirksarzte kurze Mitteilung zu machen (telephonisch oder telegraphisch), dem 
das Weitere zu überlassen ist. 

Im allgemeinen sind prinzipielle Entschließungen der Königlichen Be¬ 
zirksschalinspektion Vorbehalten. 

§ 6. Der Schularzt ist verpflichtet, ärztliche Zeugnisse unentgeltlich 
auszustelien, soweit die Schulordnung dies bestimmt. 

§ 6. Der Schularzt hat über amtliche Eingänge eine Begistrande zu 
führen. 

§ 7. Der Schularzt bat für seine Vertretung zu sorgen und, falls seine 
Verhinderung länger als 2 Wochen (Schulferien ausgenommen) dauert, dem 
Schulvorstand den Vertreter zu benennen. 

§ 8. Der Schulvorstand ist verpflichtet, den Schularzt als Sachver¬ 
ständigen mit beratender Stimme zu den Sitzungen zuzusieben, in welchen 
es sich um Anordnung oder Begelung hygienischer Maßnahmen handelt. 
Zittau, den 28. Februar 1911. 

Kgl. Amtshauptmannschaft 

Anleitung für die Lehrer. 

1. Für jede Schule ist eia Buch 1 ) anzulegen, in das der „Gesundheit- 
schein“ iür ein jedes Kind von dem Direktor oder dem leitenden 
Lehrer einsuheften ist. 

2. Die Qesundheitscheine sind jahrgangweise und innerhalb des Jahrgangs 
dem Bachstaben nach zu ordnen. 

3. In Spalte 7 dieses Gesandheitscheins hat der Lehrer bei der Anmeldung 
des Kindes diejenigen Krankheiten einzutragen, die das Kind nach An¬ 
gabe der Erzieher bis dahin Überatanden hat. 

4. Die übrigen Spalten hat der Lehrer bei der Untersuchung der Schul¬ 
kinder durch den Schularzt nach dessen Diktat aaszufüllen. 

6 . Glaubt ein Klassenlehrer nach dem Aussehen und dem ganzen Verhalten 
eines Kindes auf ein körperliches oder geistiges Leiden schließen zu sollen, 
so hat er das Kind sofort dem Schulvorstande zu melden, damit dieser 
eine schulärztliche Untersuchung des Kindes veranlaßt. 

6. Jede Erkrankung eines Kindes an einer der in der nachstehenden Ueber- 
sicht Anlage B aufgefhhrten Krankheiten hat der Klassenlehrer sofort 
dem Schulvorstande zu melden, damit dieser für Einleitung der ärztlichen 
Behandlung sorgt, falls dies nicht schon geschehen ist. 

7. Jede Brkrankang eines Kindes an einer der in der Uebersicht (Punkt 6) 
genannten Krankheiten ist in Spalte 9 des Gesundheitscheines (Rückseite) 
zu vermerken. 

8 . Um dem Schulärzte die Untersuchung der Kinder in bezug auf die Augen 
zu erleichtern, hat der Klassenlehrer mit den Kindern von Zeit zu Zeit 
Vorübungen nach den vom Schulärzte, dem Direktor oder dem leitenden 
Lehrer gegebenen Erläuterungen vorznnebmen. 

Irgend wie bedenklich erscheinende Mängel, die dem Lehrer bei diesen 
Uebungen auffallen, hat er dem Schulärzte ansuzeigen. 

9. a) Bei dem Uebergange eines Kindes an eine andere Schule innerhalb 

der Amtshauptmannschaft Ziitau hat der Direktor oder leitende Lehrer 
den Gesundheitschein dem Leiter der neuen Schule zu übersenden, 
b) Bei dem Uebergange eines Kindes an eine Schule außerhalb der 
Amtshauptmaun8cbaft Zittau ist der Gesundheitschein des Kindes dem 
Leiter der neuen Schule nicht za übersenden, auf Erfordern ist dem 
Leiter eine Abschrift des Gesundheitscheines zu übersenden. 

10. Bei dem Weggange eines Kindes aus der Schule ist der Gesundbeitschein 
bei der betr. Schale bis zum vollendeten 24. Lebensjahre sorgfältig auf¬ 
zubewahren. Eine Ausnahme von dieser Vorschrift bildet nur Punkt 9 a. 

11. Für jede Schule ist vom Schulleiter ein Hygienebuch anzulegea und 
aufzubewahren. 


l ) Für die Anlegung des Baches wird ein „Schnellhefter* oder „Aktea- 
ordner“ empfohlen, um die Gesundheitscheine nach Bedarf herausnehmen zu 
können. Für größere Schalen werden zweckmäßiger Weise mehrere Bände 
mit je höchstens 200 Scheinen anzulegen sein. 
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12. In dieses haben die Lehrer alle wahrgenommenen Mängel in besag auf 
das Schalhaas and die daza gehörige nächste Umgebung einsntragen. 

13. Alle diese Beobachtungen hat der Direktor oder leitende Lehrer su 
prüfen and wenn nötig ungesäumt dem 8chulrorstande zur Abstellung 
der Mängel mitzuteilen. 

14. Werden die Mängel nicht abgestellt, so hat der Leiter der Schule Mit¬ 
teilung an den Schularzt zu geben, damit dieser die Beanstandungen 
nacbprüfen und auf Abstellung dringen kann. 

15. Dieses Bach ist dem 8chularzte bei seiner Anwesenheit im Schulgebäude 
regelmäßig zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

Zittau, den 28. Februar 1911. 

Kgl. Bezirksschulinspektion. 

Dieser ganze Apparat ist ja verbesserungsfähig; es stellt auch nur den 
ersten Versuch dar. Zur Dienstanweisung ist noch eine Ausführungsverordnung 
erlassen, der als Anlage B eine Uebersicht über die verschiedenen Erkrankungen, 
die besonders zu beachten sind, sowie ein Fragebogen Über die einfachen ge¬ 
sundheitlichen Verhältnisse in Scbulhäusern und eine Anleitung für Lehrer 
beigegeben ist. Für seine Tätigkeit erhält der Schularzt eine Entschädigung 
von 1 Mark für das Kind; dieser Betrag wird vorderhand aus dem Bezirks- 
vermOgen gedeckt. Mehr zu geben ist augenblicklich der Bezirk nicht in der 
Lage; ob das später geändert wird, weiß man nicht; es sollen erst einmal 
weitere Erfahrungen gesammelt werden. 

Dr. Thier sch: In bin in Leipzig selbst viele Jahre praktischer 
Schularzt gewesen und habe auch als Mitglied des Vorstandes der Deut¬ 
schen Schulärzte vielfach Gelegenheit gehabt, persönliche Ansichten der¬ 
jenigen Kollegen kennen za lernen, die nicht in Großstädten ihr Amt aus¬ 
geübt haben. Bei dieser Gelegenheit haben wir natürlich immer und immer 
wieder die Hauptpunkte zu diskutieren gehabt, ob der betrtffende Schularzt 
im Hauptamt oder Nebenamt zweckmäßiger sei, ob es sich empfiehlt, Dienst¬ 
anweisungen vorzaschreiben, Kostenfrage usw. Ebenso wie früher sind wir 
besonders jetzt bei der letzten Versammlung des Vereins für Schulgesundheits¬ 
pflege, die hier stattgefunden hat, zu dem Resultat gekommen, daß es für 
die schulärztliche Institution, die trotz ihrer weiten Verbreitung doch immer¬ 
hin eine junge Einrichtung ist, nicht möglich ist, allgemeine Direktiven heraus- 
zugeben, nicht einmal für ein bo beschränktes Gebiet, wie das Königreich 
Sachsen. Wenn man auf Sachsen-Meiningen weist, so lassen sich diese 
Verhältnisse unmöglich ohne weiteres auf andere Gebiete übertragen; denn 
dieser Bundesstaat nimmt entschieden eine Ausnahmestellung ein. Ich meine 
deshalb, daß wir das Schularztwesen noch eine Weile sich selbst wirken 
lassen müssen (sehr richtig); aus diesem Grunde haben wir auch geglaubt, 
die Sätze so allgemein za fassen, wie nur möglich. Man muß Bich gegen¬ 
wärtig halten, daß in sehr vielen Bezirken der Erfolg der schulärztlichen 
Tätigkeit nicht in der Organisation liegt, sondern in der Person des betreffenden 
Schularztes. Generelle Regeln auszugeben für einen ganzen Bezirk, können 
in einzelnen Bezirken einen Erfolg haben, in anderen nicht. Ebenso verhält 
es sich mit der Frage: Hauptamt oder Nebenamt. In einer Stadt können 
Schulärzte im Hauptamt sehr schöne Erfolge haben, während es in einer 
anderen Stadt ganz unmöglich ist, weil dort die Verhältnisse wieder ganz 
anders liegen können. Es gibt außer Schulärzten im Hauptamt und Neben¬ 
amt noch ein Zwischenglied zwischen beiden, wie z. B. in Dresden. 

An die Frage, ob der Schularzt durch die Gemeinde oder den Staat 
ansustellen ist, haben wir uns nicht herangewagt, weil wir glaubten, daß es 
nicht gut ist, nach der Schablone von oben herab diese Institution zu be¬ 
gründen. Dagegen haben wir wohl geglaubt sagen zu müssen, daß für alle 
Schulen des Landes Schulärzte anzustellen sind. Damit kann sich jedermann 
einverstanden erklären; ob sie nun von der Gemeinde, dem Staat oder einer 
anderen Stelle anzustellen sind, das kann man Bich immer noch überlegen. 

Was die Dienstanweisung betrifft, die uns Kollege von Muecke 
vorgeleseu hat, so ist sie ganz gut; sie enthält tatsächlich das wesentlichste 
von dem, was der Schalarzt in kleineren Städten und auf dem Lande zu tnn 
hat. Nar ein Pankt ist nach meiner Meinung nicht erwähnt: das sind die 
sogenannten Ueberwachungsschüler, die nun einmal den Kern der 
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ganzen Schalarztfrage bilden. Es wird ans immer wieder von Schalleitern 
der Vorwarf gemacht, daß wir lediglich Statistik trieben, daß wir einmal den 
Gesundheitszustand feststellen, und dann ein paar Jahre spater wieder, daß 
aber unsere Feststellungen keine praktischen Folgen haben, solange die Kinder 
nicht nach behandelt werden. Das wttrde sich ändern, sowie man eine syste¬ 
matische Ueberwachaog der Kinder einrichten könnte. Solche Kinder, die bei 
der Uatersaehang als krank befanden werden and im Laufe des Schuljahres 
als krank gekennzeichnet werden. Diese za überwachen ist in der Tat die 
besondere Aufgabe des Schularztes, und wenn er das in der Weise ausführt, 
wie es auf dem hygienischen Kongreß in Charlottenbarg vorgeschlagen worden 
ist, d. h. mit Hilfe einer Schuischwester, die die Fürsorge in der Weise über¬ 
nimmt, daß sie mit den Müttern der Kinder die Sache bespricht, eine Ein¬ 
richtung, die sich in Charlottenbarg ausgezeichnet bewährt hat, dann kann 
man wirklich sagen, daß die schalärztliche Einrichtung bei den Behörden and 
Lehrern Freande finden wird. Jetzt hat sie außer einem gewissen platonischen 
Interesse wirkliche Freande nur selten. 

Za den Kindern, die besonders zu untersuchen und za überwachen 
wären, gehören in erster Linie solche, die geistig minderwertig sind. 
Ich habe mich in meinem Bezirk umgeseben und mit Schrecken wahrgenommen, 
wie viele Kinder, die geistig minderwertig sind, ohne daß sich die Eltern und 
die Lehrer oder Behörden darum kümmern, einfach in der Schale mitgeschleppt 
werden, ob sie leistungsfähig sind oder nicht. In einer einzigen Schale habe 
ich Kinder gefanden, die vier bis sechs Jahre in den untersten Klassen ge¬ 
blieben sind. Diese Kinder müssen hauptsächlich von den^Schultrzten begut¬ 
achtet werden. 

Ich möchte Sie, wie gesagt, bitten, die Thesen, so’wie sie vorgeschlagen 
sind, ansunehmen und sich auf weitere Details, vorläufig wenigstens, nicht 
einzulassen. 

Dr. Häuf f e: Ich möchte mir nur die Anregung erlauben, einen Passus 
mit hineinzubringen, der die Stellung des Schularztes der Behörde 
gegenüber klarlegt. Ich möchte Vorschlägen, daß der betreffende Schularzt 
nicht nur mit beratender Stimme dem Schulausschuß angehört, sondern im 
Interesse des Schularztes den Behörden gegenüber stimmberechtigt wird. 
Das ist eine Forderung, die nicht nur von den Schulärzten, sondern auch von 
anderer Seite mit Sympathie begrüßt werden würde. Ich glaube nicht, daß 
es Schwierigkeiten machen würde, diesen Zusatz hineinzubringen. 

Vorsitzender: Sie stellen also den Antrag, daß der Absatz dahin 
erweitert wird, daß der Schalarzt stimmberechtigtes Mitglied des Schal-Aus¬ 
schusses ist ? 

Dr. Hauffe: Jawohl. 

Vorsitzender: Hat jemand dagegen etwas Zusagen? Es ist nicht 
der Fall. Dana ist der Antrag angenommen. Ich bitte Herrn* Kollegen 
Haaffe, den Zasatz zu D Abs. 1 zu formulieren. 

Dr.Hauffe: „Der Schularzt hat Sitz undStimme Im Schul¬ 
ausschuß.“ 

Vorsitzender: Ich glaube es ist richtiger, wenn „Schulvorstand“ 
gesagt wird, das ist allgemeiner gehalten. 

Der Zasatz wird in dieser Fassung angenommen. 

Dr. Stahl: Ich wollte nachträglich noch eine kleine redaktionelle Aende- 
rung Vorschlägen, nämlich statt „Anstellung“ „Bestellung“ zu sagen. 

Vorsitzender: Wenn niemand dagegen ist, nehme ich an, daß 8ie 
damit einverstanden sind, daß wir „Anstellung“ in „Bestellung“ verwandeln. 

Es ist so beschlossen worden. 

Wir kommen nun zu Abs. 2, der die Ueberwachung der'Tätig¬ 
keit der Schulärzte betrifft. Dazu hat sich niemand zum Wort'gemeldet. 

Der Absatz ist angenommen. 

Wir gehen zu Abs. 3, Aufstellung einer Dienstanweisung für 
die Schulärzte, über. 

Dr. Rechholtz: Der Passus unter Ziffer a ist m. E. etwas zu weit¬ 
gebend: „Einhaltung regelmäßiger Sprechstunden in der Schule.“ Soll das 
wöchentlich oder täglich sein? 

Dr. Thiersch: Es ist nicht so gedacht, daß sich jedermann in der 
Schule anmelden kann, der irgend ein Gebrechen hat; denn mit der Behänd- 
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lug von kranken Kindern soli sich der Schalarzt nicht belassen. Der Passus 
bezüglich der Sprechstanden bezieht sich vielmehr nar darauf, daß bei dieser 
Gelegenheit die Deberwachungsschüler vor geführt werden und vom Schularzt 
untersucht werden. Die Sprechstunde soll außerdem Gelegenheit zur Erörte¬ 
rung von Angelegenheiten geben, aber die der Arzt mit dem Direktor der 
Schale za sprechen hat. Ich möchte Sie deshalb bitten, den Passus so stehen 
zu lassen. 

Dr. Holz: Der Vorschlag, betreffend die Sprechstunde, geht nicht von 
mir au. Ich glaube zwar, daß die Vorschrift u Schulen in großen Städten 
durchführbar ist; wir müssen aber daran denken, daß auch kleinere Städte 
ud das Land hier in Frage kommen, und da ist es natürlich nicht möglich, 
regelmäßige Sprechstunden, so wie es hier steht, einzuhalten. Der Arzt wird 
bei dem sehr wahrscheinlich recht mäßigen Honorar die Schule höchstens 
viermal im Jahre besuchen können. Ich glaube, daß es falsch augedrückt 
ist, wenn man „regelmäßige“ Sprechstunden sagt. Eine üeberwachung 
der Kinder ist natürlich notwendig. Wenn der Schularzt die Schule besucht, 
so wird ihm der Leiter der Schale die betreffenden Kinder vorführen za einer 
weiteren nochmaligen Untersuchung. Soll der Arzt aber regelmäßig die Schale 
besuchen, so läßt sich die Sache der hohen Kosten wegen auf dem Lande nicht 
durchführen. Die Üeberwachung der Kinder durch den Schularzt muß durch¬ 
geführt werden, aber der Hauptnachdruck über die Tätigkeit des Schularztes 
soli nicht auf die Üeberwachung gelegt werden, wie Herr Kollege Thier sch 
dies meint. Wenn er gefunden hat, daß viele schwachsinnige Kinder mit¬ 
geschleppt wurden, ohne daß eine Untersuchung erfolgte, so liege das an den 
Schulbehörden, die verpflichtet gewesen wären, diese Kinder dem Bezirksarst 
zuzuweisen, es aber nicht getan haben, um die Kosten für die Gemeinde zu 
ersparen, die vielleicht entstanden wären, wenn der Bezirksarst den Antrag 
gestellt hätte, daß das betreffende Kind in die Landeserziehungsanstalt auf¬ 
genommen wird. Gerade, weil der Bezirksarzt nicht sehr beliebt ist, erfährt 
er es nicht; denn eine Beliebtheit wird dadurch nicht hervorgerufen, wenn die 
Gemeinde Kosten zu zahlen hat. 

Dr. Thiersch: Ich möchte nur bemerken, daß ich vorhin vom Schul¬ 
arzt gesprochen habe und nicht vom Bezirksarzt. Ich bin auch ein Gegner 
davon, daß der Bezirksarzt zugleich Schularzt ist. Ich möchte Sie nochmals 
bitten, die vorgeschlagene Fassung beizubehalten; es ist in dem Wortlaut ja 
ein sehr weiter Spielraum gelassen worden. Durch die jetzige Fassung werden 
die Schulärzte gezwungen, sich an ihre Pflicht zu erinnern. 

Dr. Petzholdt: Ich möchte empfehlen, daß man einfach sagt „ge¬ 
regelter Besuch in der Schule“; dann kann es die Gemeinde machen, 
wie sie will. Die Hauptsache ist, daß die Schule in geregelter Weise besucht 
werden soll; das ist aber in der Stadt ganz anders möglich und zulässig, als 
auf dem Lande. Vielleicht lassen sich darch meinen Vorschlag die Schwierig¬ 
keiten überwinden. 

Dr. Bechholtz: Ich bin mit dem Kollegen Petzholdt einverstanden. 
Vielleicht könnte man auch sagen „gewisse Sprechstunden in der 
Schule“. Damit ist das, was gesagt werden soll, vollauf gedeckt. 

Dr. von Mücke: Ich möchte sagen, daß Sprechstunde nicht riohtig 
ist, sondern daß man Sprecb„tage“ sagen müßte. Unter Sprechstunde verstehe 
ich direkte Beratung; das ist aber hier nicht der Fall, sondern die Kinder 
sollen nur regelmäßig untersucht werden. 

Dr.Petzholdt: Ich schlage vor: „Einhaltung geregelter Be¬ 
suche in der Schule“. 

Vorsitzender: Sind Sie mit diesem Vorschläge des Kollegen 
Petzholdt einverstanden? 

Es erhebt sich kein Widerspruch, der Vorschlag zu D 3 a ist alBO 
angenommen. 

Wir kommen dann zu den Pankten b—d: Untersuchung aller 
Lernanfänger; fortlaufende Üeberwachung der an besonderen 
Gebrechen leidenden Kinder und Untersuchung der Kinder bei Dis¬ 
pensationen. 

(Dr. Stahl: Soweit nicht ein ärztliches Zeugnis vorliegt.) 

Sie sind wohl damit einverstanden, ebenso wie mit den übrigen Vor- 
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schlügen in D. Ab. 4—6, betreffend hygienische Vorträge seitens der 
Schnlärste für Lehrer und Eltern; Mitwirkung bei der Auswahl der 
Kinder für Ferien-, Milch-, Schwimm-Kolonien; schulärzt¬ 
liche Untersuchung aller Kinder nach dem IV. Schuljahr und vor Be¬ 
endigung der Schulseit und Notwendigkeit einer steten Fühlung der 
Schulärste mit den Bezirksärzten. Wir gehen nun über zur Dis¬ 
kussion ttber 

die Vorschläge I zum Gesetz betr. das Volksschal wesen. 

Dr. Thiersch: Es handelt sich in diesem § 11 Absatz 1 darum, daß 
der Mindestluftraum pro Kind statt wie bisher 2,5 cbm in Zukunft 4 cbm 
betragen soll. In der Praxis wird diese Forderung schon vielfach erfüllt, natür¬ 
lich da am leichtesten, wo die Schülerzahl gering ist. In überfüllten Klassen, 
bei 50 und mehr Schülern, werden dagegen die 4 cbm wohl regelmäßig unter¬ 
schritten. Die Begründung des Mindestmaßes von 4 cbm ist schon alt; ich ver¬ 
weise in dieser Beziehung vor allem auf das eingehende Qutachten des Landes- 
medizinalkollegium vom Jahre 1908, abgedruckt in dem Jahresbericht für 1908, 
Seite 196 ff; daselbst werden noch u. a. Staaten erwähnt, die einen noch 
h&heren Luftraum fordern. Was die Durchführung dieser Forderung betrifft, 
so wird sie vielleicht hie und da in ländlichen Verhältnissen auf Schwierig¬ 
keiten stoßen. Man kann wohl dann nach Lage des Falles Rücksicht walten 
lassen; um so strenger müßte aber in den Städten auf die Einhaltung dieses 
Maßes gehalten werden, was in der Begel ohne Schwierigkeiten möglich ist. 

Schulrat Sieber: Es ist meiner Ansicht nicht nötig, daß diese Be¬ 
stimmung überhaupt hereinkommt; denn aus den Forderungen, ttber die Qröße 
der Schulzimmer, das Verhältnis der Höhe der Fensterscheiben zur Zimmertiefe, 
die Eatfernung der Bankreihen von der Vorder wand und Hinterwand, die 
Zwischenräume usw., ergiebt sich das Maß von 4 cbm von selbst. Ich glaube, 
daß es wichtiger ist, wenn diese Bestimmungen eingehalten werden. 

Dr. Holz: Ich meine auch, daß man diesen Absatz ruhig fortlassen 
kann. Wir haben es dann immer in der Hand zu kontrollieren, ob 4 cbm 
Baum vorhanden sind; sie kommen sofort heraus, wenn die vorgeschriebenen 
Maße eingehalten werden. 

Dr. Thier sch: Ich muß vollkommen zugeben, was gesagt worden 
ist, daß die 4 cbm ohne weiteres herauskommen, wenn die Übrigen An¬ 
forderungen erfüllt werden, die an das Schulzimmer gestellt werden; deswegen 
ist aber die Bestimmung nicht überflüssig. Ich verweise auf andere Verhält¬ 
nisse, wo wir auch neben einer Beihe von Forderungen noch ein bestimmtes 
Maß verlangen, das uns die sichere Gewähr gibt, daß diese Forderungen auch 
eiogehalten werden. Zum Beispiel fordern wir für die Güte der Luft in ge¬ 
schlossenen Bäumen neben anderen Eigenschaften ein bestimmtes Mindestmaß 
von Kohlensäure. Für die Marktmilch verlangen wir außer vielen anderen 
Bedingungen vor allem einen Mindestfettgebalt u. s. f. Die 4 cbm sind aber 
gewissermaßen ein Indikator, nach dem wir uns richten können. Und wenn 
wir ungünstige Zimmer vor uns haben, können wir uns immer wieder auf die 
4 cbm berufen. Ich sehe nicht ein, warum wir darauf verzichten sollen. 

Vorsitzender: Ich möchte nur erwähnen, daß die Forderung „4cbm“ 
einen Sturm der Eotrüstung bei den verschiedenen Gemeinden hervorrufen wird. 
Sie sind jetzt schon ganz empört über die 2,5 cbm. 

Dr. Petzholdt: Meines Erachtens ist es doch wichtig, 4 cbm als 
Mindestgrenze aufzuführen, weil dadurch der Bezirksamt und die Scbulinspektion 
ein Mittel in die Hand bekommen, einen Druck auszuüben. Gerade die jetzige 
Vorschrift über 2.5 cbm ist oft sehr hinderlich gewesen; denn wenn wir mehr 
forderten hat sich die Schulgemeinde einfach auf sie berufen. Ich halte es 
deshalb sehr für wertvoll, wenn die Mindestgrenze ausdrücklich auf 4 cbm 
festgesetzt wird. Die Lehrerschaft geht noch weiter und fordert 5 cbm; 
dies würde wohl kaum durchführbar sein, aber 4 cbm kann man ganz gut 
verlangen. 

Vorsitzender: Ich persönlich meine, daß die Forderung 4 cbm un¬ 
nötig ist, wenn die anderen Maße angegeben werden; denn es kann auch eia 
Baum von 4 cbm für die Kinder sehr ungesund sein, wenn er z. B. furchtbar 
niedrig und sehr langgestreckt ist. 

Dr. Thier sch erinnert an den Grundsatz, was nicht verboten ist, ist 
erlaubt. Wenn die Architekten nicht mehr das Maß vor Augen haben, nach 
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dem sie bisher sich richten maßten, dann bacen sie, wie Bie wollen. Schon 
deshalb halte er für notwendig, daß die Bestimmung bleibt. 

Dr. Zehlert: Wir haben im Baagesetz die Bestimmung, daß ein 
Baum als überfallt anxasehen ist, wenn er far Erwachsene nicht mindestens 
20 cbm und für Kinder nicht mindestens 10 cbm enthält. Aus diesem Grande 
wünsche ich auch, daß ein Misdestluftraum im Gesetze eingefügt wird und 
zwar von 4 cbm. 

Vorsitzender: Es ist von der Kommission der Antrag gestellt 
worden, diesen Satz in § 4 der Ausführungsverordnung zu stellen. Dagegen 
wird wohl niemand etwas einzuwenden haben. Wir mttssen uns dann darüber 
schlüssig werden, ob statt 2,5 cbm 4 cbm gesetzt oder die Zahl 4 cbm weg* 
gelassen wird. Wer ist für die Angabe der Zahl von 4 cbm. 

Das ist die Mehrheit; der Antrag ist also angenommen. 

Dr. Thiersch: § 37 Nr. 12 hatte bisher folgenden Wortlaut: Die 
Veranstaltung regelmäßiger Revisionen der mit Landeaanstalten verbundenen 
Schulen und außerordentlichen Revisionen anderer Schulen, wobei nament¬ 
lich auch auf die Wahrung der Gesundheitspflege Rücksicht zu nehmen ist, 
soweit nötig unter Zuziehung ärztlicher Sachverständiger. Die Kommission 
schlägt hierzu hinter den Worten „zu nehmen ist“ den Zusatz vor: „unter 
Zuziehung der Bezirksärzte und Schulärzte“. 

Vorsitzender: Es existiert schon eise Verordnung des Kultus¬ 
ministeriums, daß die Schulärzte bei Revisionen der Seminare usw. zugezogen 
erden; sie ist im vorigen Jahre erschienen. Ich darf wohl annehmen, daß 
Sie mit dem VorshhlaB zu § 37 Nr. 12 einverstanden sind. Wir kommen 
nun zur Diskussion über 

die Vorsehllge unter II zu der Verordnung vom 3. April 1878 betreffs 
„die Anlage und Innere Einrichtung der Schulgebäude in Rücksicht auf 

die Gesundheitspflege.“ 

Dr. Thiersch: Der § 1 handelt von der Stellung der Schul¬ 
häuser. In Absatz 1 haben wir keine Aenderung beantragt; § 2 soll da¬ 
gegen den Zusatz erhalten: 

„Schulhäuser sind mit der Hauptfront nach Ojt- Westen, oder Süd-Ost- 
Nord westen zu stellen. Nordlage ist zu vermeiden. Die UnterrichtBräume 
sind, wo angängig, an diejenige Front zu legen, welche die Frühsonne erhält*. 

Dr. Hauff e glaubt, daß der vorgesehene Znsatz ln dieser Form nicht 
stehen bleiben kann. Wenn z. B. ein Scbulhaus einen wirklichen Grundriß 
hat oder, wie es oft gebaut wird, in Form eines Hufeisens, dann würde nach 
dem Wortlaut die Hauptfront eine bestimmte Richtung bekommen. Die Unter- 
richtszimmer liegen aber in den Schenkeln des Hnfeisens, während sich im 
Mittelbau die Konferenzzimmer, Lehrerzimmer etc. befinden, für die es gleich¬ 
gültig ist, wo sie hinkommen. Man kann deshalb nicht sagen: „Die Haupt¬ 
front“ des Schulhauses. Eine kurze Bestimmung nach welcher Himmelsrichtung 
die Onterrichtsräume hinzulegen sind, genügt vollkommen; die Ansichten, 
welche Himmelsrichtung am zweckmäßigsten ist, gehen allerdings weit aus¬ 
einander; es ist deshalb sehr schwer einen Passus anzuwenden, der auf alle 
Fälle paßt und allen Einwendungen gerecht wird. 

Dr.Zehlert: Ich glaube es ist am besten, wenn wir diese Sache 
überhaupt ganz weglassen; der Zusatz 2 würde vollkommen genügen. Ich 
würde empfehlen, noch anzufügen, daß die Schalräume möglichst nicht nach 
Norden zu legen sind. 

Dr. v. Stieglitz: Ich halte es gar nicht für notwendig, daß hier be¬ 
soldete Angaben über die Himmelsrichtung gemacht werden; der Be- 
zirksarst bekommt ja den Plan zur Begutachtung und kann dann bei dieser 
Gelegenheit seine Wünsche aussprechen. 

Vorsitzender: Es ist von dem Kollegen Hauffe der Antrag ge¬ 
stellt worden, den zu § 1 vorgeschlagenen Zusatz zu streichen. 

Dr. Thiersch: Das, was Herr Kollege Hauffe gesagt hat, trifft für 
gewisse Schulgebäude zu. Ich kenne auch solche Gebäude, die gleicbschenk- 
llch sind und keine eigentliche Hauptfront besitzen; das kommt aber sehr 
selten vor. Die meisten Schulgebäude werden mit zwei Fronten und Behr oft 
noch mit reiner Südlage gebaut; das wollte ich mit dem Passus verhindern. 

Vorsitzender: Der Antrag Hauffe steht zur Abstimmung. 
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Bericht Uber die Versammlung 


Dr. Thier sch: Ich möchte bitten, über die beiden Absätze der Zusätze 
getrennt abzustimmen. 

Vorsitzender: Ich lasse dann erst über den ersten Absatz des 
Vorschlages zu § 1 abstimmen. Wer dafttr ist, daß dieser Absatz wegfällt, 
bitte ich die Hand zu erheben. 

Der Absatz ist mit 13 Stimmen abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung Uber den zweiten Absatz. 

Der Absatz ist ebenfalls mit 10 gegen 9 Stimmen abgelehnt. Ich 
glaube auch, daß es ganz richtig ist, wenn wir diese Bestimmung fortfallen 
lassen, da sich ja die Hygieniker Uber diese Frage selbst nicht einig sind. 

Dr. Thier sch: Der letzte Satz in Absatz 3 hatte bisher folgenden 
Wortlant: „Dieses Gutachtens bedarf es nicht, wenn zweifellos ist, daß die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 vorhanden oder nicht vorhanden sind.* Wir 
sohlagen vor, diesen Zusatz zu streichen, weil unter allen Umständen das 
Gutachten des Bezirksarztes eingeholt werden soll. 

Vorsitzender: Hat jemand etwas dagegen? Es ist nicht der Fall; 
der Vorschlag ist angenommen. 

Dr. Thier sch: Absats 4 lautete: „Zunächst dem Schulhaus. 

zwischen Straße und Schulhaus.“ Wir wollen hinsufttgen: „Wo dieB nicht 
möglich, ist die Straße mit geräuschlosem Pflaster zu versehen.* 

Es hat sich namentlich in Großstädten als notwendig herausgestellt, 
daß die Klassenzimmer auch während des Unterrichts zu lüften sind und daß 
deshalb, um eine Störung des Unterrichts zu vermeiden, die Straße mit ge¬ 
räuschlosem Pflaster versehen sein muß. Wir können dies mit gutem Recht 
als Forderung aufstellen. 

Dr. Stahl: Manche an sich ganz gute Schulen haben auch das Unglück, 
an einer belebten Straße zu liegen, wo ständig Automobile vorbeisausen 
und bei Trockenheit einen derartigen Staub aufwirbeln, daß es nicht möglich 
ist, die Schulzimmer zu lUften; sogar die Brunnen werden durch den feinen 
Staub verunreinigt. Kann man nicht fttr diese Fälle irgend welche Vorkehrungen 
treffen, daß z. B. die Gemeinden ein entstaubendes Mittel im Bereiche des 
Schulgebäudes anzuwenden hätten ? Etwas derartiges müßte hier bei diesem 
Paragraphen angefügt werden. Das ist eine Kalamität, die immer mehr in die 
Erscheinung tritt. Ich beantrage also, hinzuzulügen: „nötigenfalls die 
Straßenbedeckung staubfrei herzustellen.“ 

Vorsitzender: Hat jemand gegen den Vorschlag zu § 1 Abs. 4 und 
den Zusatzantrag: „bezw. Maßnahmen gegen die übermäßige Entwickelung 
von Staub zu treffen*, etwas zu sagen? 

Es ist nicht der Fall; der Vorschlag ist mit diesem Zusatz ange* 
n o m m en. 

Dr. Thier sch: Die §§ 2 und 8 bleiben unverändert. § 4 Abs. 1 erhält 
den Zusatz: „Mehr als drei Stockwerke einschließlich des Erdgeschosses 
soll ein Schulhaus womöglich nicht erhalten.* Wir sind uns wohl bewußt, 
daß diese Forderung für das Land allerdings ohne weiteres zu erfüllen ist, 
für die Großstädte aber mit Schwierigkeiten verbunden ist, weil hier die 
Kostenfrage eine große Rolle spielt. Aber gleichwohl ist es nötig, daß man 
sie aufstellt, weil es sich um eine der allerwichtigsten gesundheitlichen Forde¬ 
rungen handelt. Ich möchte Sie bitten, Ihre Zustimmung dazu zu geben. 

Es widerspricht niemand; der Vorschlag ist angenommen. 

Die §§ 5 bis 9 bleiben unverändert. 

Dr. Petzhold t: Ich möchte den Antrag stellen, Zusagen: „doch sollte 
womöglich“, statt „doch darl“ . . . Eine präzisere Ausdrucksweise ist hier 
jedenfalls erwünscht. 

Dr. Hauff e: Ich möchte zu demselben Paragraphen noch bemerken, 
daß es doch Kombinationszimmer, Gesangszimmer etc. gibt. Diese 
Zimmer werden von vornherein größer angelegt und müssen auch zulässig 
sein, da sie nicht zu entbehren sind. Ich möchte empfehlen, daß wir sagen: 
„ähnlichen Zimmern*. 

Vorsitzender: Ich nehme an, daß Sie mit diesen beiden Abänderungen 
einverstanden sind. (Allseitige Zustimmung.) 

Dr. Thier sch: Zu § 10 beantragen wir folgenden Zusatz: „Als liebte 
Fensterfläche ist nur die Scheibenfläche maßgebend.* Es beruht dies auf 
!<>r Ueberlegung, daß neuerdings vielfach Schulgebäude entstehen, vor deren 
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Feister vielfach kleine Kästen angebracht werden and nach mit sehr starkem 
Holsgitier versehen werden. Das nimmt der Scheibenfliche einen großen Teil 
Licht weg. Ei maß also bei der Berechnung der lichtgebenden Fläche nur 
die Scheibenfläche maßgebend sein. 

(Gegen den Vorschlag erhebt sich kein Widersprach.) 

Im § 12 bleiben die Absätze 1 and 2 anverändert. Absatz 3 soll da¬ 
gegen folgende Fassang erhalten: 

„Insbesondere ist bei allen Schalzimmern za: fordern, daß sämtliche 
oberen Fensterscheiben einschließich der Doppelfenster geöffnet and darch von 
Uten bequem za handhabende bewegliche Stellvorrichtungen mehr 
oier weniger aafgelassen werden können.“ 

Der Unterschied ist der, daß wir nicht nar während des Winters, sondern 
für das ganze Jahr diese Stell Vorrichtungen empfehlen, and daß nicht nur 
einzelne Fensterscheiben, sondern alle Fensterscheiben geöffnet werden können 
ud daß darch diese Stell Vorrichtung die Fenster von anten bequem, and zwar 
nicht nar aaf einen bestimmten Winkel, sondern daß sie für einen beliebigen 
Winkel geöffnet werden können. Es gibt jetzt schon eine ganze Anzahl von 
Schalen in meinem Bezirk mit vorzüglichen Fenstern, die sich aaf einen be¬ 
liebigen Winkel einstellen lassen, ohne daß es den Kindern, die darunter sitzen, 
zieht. Wir würden in der Annahme dieses Paragraphen einen ganz wesent¬ 
lichen gesundheitlichen Fortschritt erblicken. 

Dr. Ha affe: Ich möchte za § 12 Abs. 2, in dem gesagt wird, daß die 
Konstruktion der Ventilationseinrichtang dem Urteil des Technikers 
überlassen sein soll, anregen, ob man nicht vielleicht über die Einrichtung der 
Frischlaftkammern, der künstlichen Lnftzaführnng vom hygienischen Stand¬ 
punkt einige Worte sagt. Ich habe in einer Schale die mit großem Aufwand 
gebaut wurde, gefunden, daß die Frischluftkammern wenig übersichtlich an¬ 
gelegt, ihre Wände nicht verputzt waren und ihr Fußboden nicht in Ordnung 
war. Ich habe nachträglich veranlaßt, daß der Foßboden mit Zement bestrichen 
wurde, die Wände ausgefngt nnd mit Oelfarbe gestrichen wurden. Außer¬ 
dem habe ich erreicht, daß die Frischlaftkammern Wasseranschluß bekommen 
haben, einen Abschluß nach der Schleuse und Geruchsverschluß. Der dadurch 
erzielte Vorteil ist sehr groß. Die Frischlaftkammern können schnell gereinigt, 
die Wände gründlich abgewaschen und der Staub, der sich ansetzt, hinaus¬ 
gespült werden. 

Dr. Thiersch: Ich muß dem Herrn Kollegen Hanffe darin Becht 
geben, daß es viele Konstruktionen von Ventilationseinrichtungen gibt, nament¬ 
lich Frischluftkammern, die mit Wasserspülung verbunden sind, die nichts 
taagen and technisch schlecht ausgeführt sind; ich habe in meinem Bezirk 
auch gute and schlechte derartige Konstruktionen gesehen. Anderseits habe 
Ich Bedenken dagegen, daß wir solche technischen Einzelheiten in die Sache 
hineinbringen. Wir müssen die hauptsächlichsten allgemeinen Gesichtspunkte 
festhalten. Außerdem ist die Entwicklung dieser Technik in fortwährendem 
Fortschreiten begriffen; was heute mustergültig ist, ist in fünf Jahren 
längst wieder überholt. Ich meine es ist besser, das von Fall zu Fall zu 
prüfen and za entscheiden. 

Dr. Hauffe: Ich wollte damit nur eine Anregung geben. Ich muß 
sagen, daß es vielleicht etwas weitgehend ist, aber weil hier die Bede war 
von Doppelfenstern und Stellvorrichtungen, glaubte ich, daß eine diesbezüg¬ 
liche Vorschrift nicht unangebracht wäre. Ich möchte doch den Antrag stellen, 
daß der von mir erwähnte Pankt mit aufgenommen wird. 

Vorsitzender: Hat jemand zu dem Antrag des Herrn Hauffe noch 
etwas za sagen? Wenn es nicht der Fall ist, dann werde ich darüber ab¬ 
stimmen lassen. Wer ist für den Antrag Hauffe? 

Der Antrag ist also angenommen; ich bitte den Antragsteller, ihn 
zu formulieren. 

Dr. Hauffe schlägt folgende Fassung vor: 

„Die Frischluftkammern dürfen nicht an der staubigen 
Straße liegen, müssen mit glatten waschbaren Wänden ver¬ 
sehen sein und möglichst Anschluß an die Wasserleitung mit 
Abschluß nach derSchleuse und Einschaltung eines Geruchs¬ 
abschlusses erhalten.“ 

Es erhebt Bich kein Widersprach dagegen. 



258 


Bericht Ober die Venammluag 


Dr. Thierach: Abaats 4 des § 12 lat au atreichen; denn es ist nicht 
aagäagig, in beäug aut die Luf ter neu er nag solche apeaielle Bestimmungen 
au treffen, besonders, da gerade diese Art der Luiterneuerung sich in vielen 
Schulen absolut nicht bewährt hat. Ich habe die Erfahrung gemacht, daß die 
Kanäle, durch die man die Loft hereinbringt, verschmutzen, und der Schmuta 
dann gar nicht mehr entfernt werden kann. Es wird also gerade das Gegen¬ 
teil von dem erreicht, was erreicht werden soll. 

Vorsitzender: Sind Sie mit der Streichung dieses Paragraphen 
einverstanden ? 

Die Streichung ist angenommen. 

Dr. Thierach: §12 Abs ata 5 soll folgende Fassung erhalten: 

„Zur Wegftthrung der verbrauchten Luft ist ein bis Ober 
das Dach fOhrender, mit saugendem Essenkopf versehener Abaugskanal 
in möglichster Nähe der Esse einzubauen, der nach dem Schnlzimmer au eine 
oder mehrere verschließbare Oe ff nun gen hat.“ 

Ich bin mir sehr wohl bewußt, daß mit diesem Vorschlag die Frage der 
xweckmäßigen Entlüftung eines Schulzimmers nicht gelöst ist; denn sowohl 
die bisher meist geübte Praxis, daß die Abzugskanäle im Dachbodenraum 
münden, als die, daß sie über Dach münden, haben ihre Nachteile. Im ersteren 
Falle kann der Schmutz des Bodenraumes hinunter in die Klassenzimmer 
kommen; im anderen Falle erfüllen sie häufig ihren Zweck nicht, da bei 
Gegenwind der Wind in die Klassenzimmer hinunterfährt. Beide Verfahren 
haben also ihre Nachteile. Wir haben uns gesagt, daß das kleinere Oebel 
ist, wenn nicht so viel Staub in die Klassen kommt. Anderseits kann dem 
ungenügenden Abzug der Luft durch die Forderung abgeholfen werden, daß 
während des Unterrichts die Fenster zeitweise geöffnet werden. Aus diesem 
Grunde haben wir geglaubt, die über Dach führenden Kanäle zu empfehlen. 

Es entspinnt sich eine kurze Debatte über die Frage, ob unter allen 
Umständen zwei verschließbare Oeffoungen, eine für die Entlüftung im Sommer, 
die andere für die Entlüftung im Winter, verlangt werden sollen, an der sich 
Petzholdt, Thiersch, Holz, Zehlert und v. Mücke beteiligen 
Schließlich wird auf Vorschlag von Zehlert der zu § 12 Abs. & gemachte 
Vorschlag abgelehnt und diesen folgende Fassung gegeben: 

„Zur Wegführung der gebrauchten Luft sind geeignete 
Entlüftungsvorrichtungen und Abzugskanäle anaubringen.“ 

Dr. Thiersch: §13 bleibt unverändert. Es ist vorhin die Bede da¬ 
vongewesen, in welcher Weise der Schuldiener untergebracht werden soll? 
Es ist weder zu fordern, noch au empfehlen, die Wohnung für diesen im Erd¬ 
geschoß unterzubringen; denn alles, was nicht mit dem Unterricht direkt zu¬ 
sammenfällt, gehört nicht in das Schulgebäude. Es kommt noch hinzu, daß 
bei Erkrankung von Kindern der Schulbetrieb leicht gestört werden kann. 
Das kann allerdings dadurch beseitigt werden, daß man einen Zusatz hinzu¬ 
fügt: „Die Hausmannswohnung hat einen eigenen Zugang von 
außen au erhalten.“ 

Dr. Holz: Auch bezgl. des Abortes müßte etwas hinzugesetzt werden. 
Ich halte es a. B. nicht für zweckmäßig, daß der Abort des Schuldieners zu- 
sammenliegt mit dem Abort der Schulkinder. Die Hausmannswohnung muß 
unbedingt einen eigenen Abort haben. 

Dr. Petzholdt: Die Forderung eines eigenen Zugangs für die 
Hausmannswohnung gilt doch wohl auch für die Lehrerwohnung. Das 
läßt sich sehr gut machen. 

Dr. v. Schröter: Ich möchte bezweifeln, ob das überhaupt immer durch¬ 
führbar ist. Auf dem Lande besonders wird es sehr oft Schwierigkeiten machen, 
namentlich, wenn die Wohnung im Dachgeschoß liegt; für die Gemeinde würde 
dann die Herstellung eines eigenen Eingangs eine kostspielige Sache sein. 

Dr. Zehlert: Es handelt sich hier ja nur um Vorschläge für Neu¬ 
bauten und da kann man ohne weiteres verlangen, daß der Zngang zur Haus¬ 
manns- und Lehrerwohnung von außen herzustellen ist. 

Vorsitzender: Man kann vielleicht sagen: .Sind Wohnungen 
in einem Schulraum vorhanden, so sind sic mit einem beson¬ 
deren Zugang zu versehen.“ Dieser Zusatz müßte im $ 14 zwischen 
Absatz 1 und 2 anzufügen sein. 

Der Zusatz ist angenommen. 
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Es ist dann hier bloß von SchtUeraborten die Bede, aber nicht von 
Lshreraborten. Vielleicht könnte hineinkommen: „Die Dienstwohnungen 
haben besondere Aborte an erhalten.“ 

Soll der Zusatz wegen der Aborte nun anfgenommen werden? 

Dr. v. SchrOter: Dann genügt die Bestimmung im Baagesetz nach, 
wonach die Aborte der Wohnungen möglichst auf demselben Flur zu liegen 
haben, während die Schüleraborte auf dem Hof sein müssen. 

Vorsitzender: Ich komme jetzt zur Abstimmung. Soll der Absatz 
wegen der Aborte der Lehrer und Hausmänner hineinkommen oder nicht? 
Wer dafür ist, daß ein Zasatz bezgL getrennter Aborte hineinkommt, den 
bitte ich die Hand zu erheben. 

Der Zusatz ist mit 11 Stimmen angenommen. 

Dr. Thiersch: §15 bleibt unverändert. 

Zu § 16 schlagen wir vor, für die Haupt gange eine Breite von 
3 Meter statt wie bisher 1.70 Meter zu verlangen. 

Eine Breite von 3 Metern läßt sich überall ermöglichen; wir müssen 
eine solche schon deswegen fordern, weil auch die Kleider auf diesen Korri- 
doren aufgehängt werden können und die Kinder sich bei schlechtem Wetter 
in den Korridoren aufhalten können. Es gibt 8chulen, wo diese Breite bereits 
überschritten ist; z. B. in Leipzig, wo Schulen mit Korridoren von 4 und 
ä Meter Breite gebaut sind. 

Dr. Bechholtz: Durch die Forderung einer- Breite von 3 Metern 
wird eine so wesentliche Verteuerung des Schulgebäudes hervorgerufen, daß 
die Bestimmung für kleine Gemeinden deshalb nicht gut durchführbar ist. 
Vielleicht ist es besser, wenn wir schreiben: „Die Hauptgänge sollen nicht 
unter 3 Meter Breite sein.“ 

Dr. Häufte hat dieselben Bedenken, anderseits hält er die in § 15 
geforderte Treppenbreite von 1,40 Meter für zu knapp berechnet. 

Dr. Stahl meint, es würde vom gesundheitlichen Standpunkt aus ge¬ 
nügen, wenn man sagt, die Korridore müssen genügend breit sein. Daß die 
Breite nicht zu gering wird, dafür sorgt bei größeren Schulen schon die 
Feuerpolizei. 

Dr. Endler schlägt vor: „Bei mehr als zweiklassigen 
Schulen haben die Eingänge drei Meter breit zu sein“, oder: 
„Der Haupteingang soll in mehr als zweiklassigen Schulen 
nicht unter drei Meter breit gehalten sein.“ 

Vorsitzender: Es sind zwei Anträge eingegangen. Wer ist für 
den Antrag des Herrn Kollegen Endler? 

Der Antrag ist angenommen, der andere ist deshalb hinfällig. 

Dr. Thiersch: Die §§ 17 und 18 betreffen technische Sachen. 

Za § 19 schlagen wir folgende Fassang vor: „Um sich während der 
Pausen za erholen, ist für die Kinder ein Hof vorzusehen, der zugleich'als 
Spielplatz dient. Er ist so groß za bemessen, daß auf jedeB der in der 
Schale vorhandenen Schulkinder mindestens 2 Quadratmeter entfallen.“ 

Dr. Hauffe: Vielleicht ist es besser, statt „um“ zu sagen „Zur Er¬ 
holung der Kinder ist . . .“ 

Der Vorschlag zu § 19 wird mit dieser Abänderung angenommen. 

Dr- Thiersch: Statt § 19 Ab3. 4 schlagen wir vor zu sagen: „Für 
1000 Schüler ist eine Tarnhalle vorzusehen. Sie soll gedielt usw. . . .“ 

Vorsitzender: Es ist die Meinung vorhanden, die Zahl 1000 ist zu 
hoch gegriffen. 

Dr. Thiersch: Ich habe mit der Gewohnheit gerechnet, die ich auch 
in meinem Bezirk vorgefunden habe, nämlich, daß sehr viele Schulen fremde 
Tlrahallen benatzen. Das ist ein Notbehelf; ich bin dafür, daß jede Schule 
eise eigene Tarahalle hat. Allerdings bin ich mir nicht klar darüber, bei 
welcher Schülerzahl man eine solche fordern soll. Vielleicht ist einer der 
Herren in der Lage, uns Direktiven zu geben. 

Vorsitzender: Vielleicht ist eä zweckmäßig zu sagen: „Für 
größere Schulen ist eine Turnhalle vorzusehen.“ 

Dr. Stahl: Ich wollte anregen, daß der Fußboden in Turnhallen 
fugenlos hergestollt sein muß. Wenn wir „fugenlos“ vorschreiben, wird ein 
gewisser Druck ausgeübt. Ich meine aber nicht fugenlose Faßböden, sondern 
ich meiae, daß de Dielung so hergestellt sein mnß, daß später keine Fagen 

entstehen. 
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Vorsitzender: Das ist ganz unvermeidbar; selbst beim best- 
aosgetrockneten Holz entstehen durch Temperatarsehwanknngen Fegen. Ich 
glaube, es ist zweckmäßig, daß dies wegbleibt, nnd ich nehme an, daß 8ie 
damit einverstanden sind. 

Dr. Thiersch: § 19 Absatz 8 soll folgenden Zusatz erhalten: 
„ Außerdem ist zar besseren Entlüftung der obere Teil jedes Fensters in seiner 

« anzen Breite als leicht stellbares Klappfenster einzurichten.“ Wir legen 
Tert darauf, daß das Fenster in seiner ganzen Breite geöffnet werden kann. 
Das Fenster muß, genau wie bei den Schulzimmern, von unten leicht ver¬ 
stellbar sein und die sämtlichen Fenster in ihrer ganzen Breite mit einer 
solchen Vorrichtung versehen sein. 

Dann wollen wir bezgl. der Beinigung der Turnhallen noch folgenden 
Satz einfttgen: „Die Turnhallen sind täglich einmal, und wenn vor* und nach¬ 
mittags geturnt wird, auch unter mittags zu reinigen.“ Diese Bestimmung 
ist namentlich für Schulen in Großstädten notwendig, in denen täglich mehrere 
Male geturnt wird, damit nicht der Vormittagsschmutz noch vorhanden ist, 
wenn nachmittags wieder geturnt wird. In welcher Weise die Turnhalle ge¬ 
reinigt wird, kann man jeder einzelnen Schule überlassen. 

Vorsitzender: Die Schulturnhallen werden vielfach von Vereinen 
benutzt, daß sollte man eigentlich verbieten. 

Hat jemand gegen die Beinigung der Turnhallen etwas zu sagen P 
Es ist nicht der Fall; der Vorschlag ist angenommen. 

Dr. Thiersch: Der bisherige § 20 schreibt vor: „Jedes Schulhaus 
ist mit einem, gutes Wasser gebenden, laufenden oder Pumpbrunnen zu 
versehen;“ dafür wollen wir sagen: 

„Jedes Schulhaus ist mit Wasserleitung oder wenn diese nicht 
vorhanden, mit einem, gutes Wasser gebenden, eisernen Pumpbrunnen 
zu versehen.“ 

Dr. Zehlert schlägt vor, einfach zu sagen: „Jede Schule ist 
mit einwandfreiem Trinkwasser zu versorgen.“ Gerade eiserne 
Pumpbrunnen Voranschlägen, sei nicht zweckmäßig. 

Dr. Hauffe: Ich möchte Vorschlägen: „Mit einem einwandfreien 
Wasser gebenden Brunnen.“ 

Vorsitzender: Darüber, was „einwandfrei“ ist, sind die Meinungen 
verschieden. 

(Zuruf: Der Bezirksamt entscheidet darüber.) 

Der Bezirksamt ist hier nicht immer maßgebend, es werden auch Chemiker 
und Brunnenbauer gefragt. Letztere empfehlen natürlich ihre Brunnen. 

(Dr. Hauffe: Die Behörde hört in solchen Fällen immer den Bezirksamt.) 
Gewiß, gehört wird er schon, aber es wird nicht danach gehandelt. 

Dr. Hauffe: Dann schlage ich vor: „ein gesundheitlich einwandfreier 
Brunnen“. 

Dr. Petzholdt: Ich glaube, dies ist eine gute Fassung. 
Vorsitzender: Es ist der Antrag gestellt worden zu sagen: „mit 
einem gesundheitlich einwandfreien Brunnen zu versehen.“ 
Hat jemand etwas dagegen? 

Der Antrag ist angenommen. 

Dr. Thiersch: Die §§ 21 bis 40 betreffen die Einrichtung der 
Schulbänke. Wir haben davon abgesehen, irgend welche Aenderungen 
vorzunehmen, weil sie sich bisher als bewährt erwiesen haben. Nur wollen 
wir statt des Wortes „Subsellien“ das deutsche Wort „Schulbänke“ oder 
„Bänke“ setzen. 

Dr. Hauffe: In § 25 ist eine Bestimmung enthalten über den Fuß¬ 
boden unter den Bänken; es steht darin nichts über die Beinigung des 
Fußbodens. Ich glaube, daß da etwas hineinkommen müßte. 

Dann steht in § 38 etwas über Beleuchtung. Es ist Gas und Erdöl 
gemeint. Vielleicht wird auch ein Hinweis auf eine modernere Beleuchtungsart 
zweckmäßig sein, s. B. elektrisches Licht, das nicht den Fehler der Luft- 
Verschlechterung hat. 

Vorsitzender: Gegen elektrisches Licht habe ich Bedenken wegen 
der ultravioletten Strahlen, die auf die Dauer dem Auge mehr schaden, als 
das Gaslicht. 
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Stellen Sie einen besonderen Antrag P 

Dr. Häufle: loh dachte za § 25 einen Zusatz zu machen: „Die 
Sinke müssen so eingerichtet sein, daß sie die Beinigung 
des Fußbodens nicht erschweren.“ 

Besgl. der Beleuchtung konnte man sagen: „ Eine Beleuchtungsart, 
die keine Luftverscfclechterung oder sonstige gesundhelt- 
liehe Schäden der Kinder zur Folge hat.“ 

Dr. Thier sch: Ich mochte diesen Antrag unterstützen. 

Vorsitzender: Hat jemand gegen die Anträge etwas einzuwendenP 
Es ist nicht der Fall; die Anträge sind angenommen. 

Dr. Thiersch: Jetzt kommt die Handhabung der Schulreinigung 
selbst, eine der wichtigsten Sachen der Gesundheitspflege überhaupt. Im § 42, 
der die Beinigung der Schulzimmer betrifft, wollen wir den Zusatz 
aafügen: „Die Ucterrichtsräume sind täglich zu reinigen.“ Ich glaube, 
daß die Anschauungen über die Notwendigkeit einer tägliehen Beinigung ge¬ 
rade in den letzten 10 Jahren so allgemein in das Bewußtsein derjenigen 
eingedrungen ist, die mit dem Schulbetrieb Zusammenarbeiten, daß man das 
als eine prinzipielle Forderung sowohl der Lehrer, als auch der Aerzte be¬ 
zeichnen kann. Jedenfalls habe ich in allen pädagogischen Versammlungen, 
die sich damit beschäftigt haben, gehört, daß von Seiten der Lehrer diese 
Forderung gestellt wird. 

So leicht nun diese Forderung zu stellen ist, so schwer ist sie aus- 
zuführen. In technischer Hinsicht ist es sehr schwer, vor und nach dem 
Nachmittagsunterricht die geeignete Zeit ausfindig zu machen, um täglich alle 
Bäume zu reinigen. Finanziell kommt in Betracht, daß die Kosten bei Vor¬ 
nahme einer täglichen Beinigung ganz außerordentlich steigen. Trotzdem 
glaube ich, daß wir diese Forderung aufstellen müssen und daß irgendwelche 
Mittel und Wege gefunden werden müssen, um dies Problem zu lösen. Ich 
will in Erwägung ziehen, daß eine fliegendo Kolonne yon Frauen die von 
Schule zu Schale gehen im Akkord arbeiten und sich dadurch die Sache ver¬ 
billigen lassen kann. In welcher Weise die Unterrichtsräume zu reinigen sind, 
haben wir absichtlich fortgelassen, da auch die verschiedenen Beinigungsmittel 
dem Wechsel der Zeiten unterworfen sind. Han könnte vielleicht daran 
denken, daß die Unterrichtsräume, in denen die sogenannten staublosen Oele an¬ 
gewandt werden, auf die tägliche Beinigung verzichten können. Aber ich 
halte es für notwendig, daß auch diese Bäume mit in die tägliche Beinigung 
einbezogen werden, da auch hier bei schlechtem Wetter doch sehr viel Schmutz 
in die Schule hineingetragen wird. 

Dr. Holz: Ich möchte Vorschlägen, daß die Beinigung nicht durch 
Schulkinder zu erfolgen hat. 

Vorsitzender: Ich möchte empfehlen, möglichst von Zusätzen ab- 
sehen zu wollen. 

Wer ist für den eben vorgeschlagenen Zusatz? 

Nur vier Stimmen. Er ist abgelehnt. Im übrigen hat wohl niemand 
gegen den Vorschlag betreffs der täglichen Beinigung der Unterrichtsräume 
etwas zu erinnern. 

Dr. Thiersch: Der erste Absatz in § 43 soll den Zusatz erhalten: 
«Während jeder Unterrichtspause ist mindestens ein Fenster zu 
öffnen.“ Die jetzigen Vorschriften in den Schulen sehen vielfach nur das 
Oeffsen der Fenster am Schluß des Unterrichts, nicht am Schluß jeder Unterrichts¬ 
stunde vor. Es ist rationell, daß während jeder Stunde das Fenster geöffnet wird. 
Ich erinnere mich noch, wo in verschiedenen Schulen den ganzen Vormittag 
über das Fenster nicht geöffnet wurde; ich halte es deswegen für notwendig, 
daß diene Forderung aufgestellt wird, damit wenigstens ein FenBter nach 
jeder Stande geöffnet wird. Das kann ohne Schaden für die Kinder auch 
bei kälterer Temperatur gemacht werden. 

Dr. v. Schröter: Ist dies nicht etwas zu weitgehend, wenn man 
du so strickte vorschreibt ? Im Winter, wenn viele hastende und mit Katarrh 
erkrankte Kinder im Baum sind, halte ich diese Vorschrift nicht für zweck¬ 
mäßig. Vielleicht genügt es, wenn man vorschreibt, daß die oberen Klappen- 
flftgel aufsumachen sind. 


I 
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Vorsitzender: Ist jemand gegen den Vorschlag der Komrnisaion 
in § 43 Abs. 1P Es ist sieht der Fall. Dann ist er angenommen. 

Dr. Thiersch: Als weiteren Zasats empfehlen wir: „Insbesondere 
dürfen die Unterrichtsriume auch während des Unterrichts durch ge* 
eignete Stellung der Klappvorrichtongen entlüftet werden.“ Das ist eine prin* 
sipielie Aeoderang gegen früher and die vielfachen noch geltenden Vorschriften, 
die dazu führen, daß viele Sektoren streng darauf halten, daß während des 
Unterrichts auch nicht ein Spalt eines Fenster geöffnet werden darf. So lange 
wir noch kein Mittel besitzen, die Klassen während des Unterrichts so ent¬ 
lüften and dauernd gute Luft zazaführen, maß man diese Vorsichtsmaßregel 
beobachten können. Alle Ezperimentierversache, die sich damit beschäftigt 
haben, die Laft za Beginn and sa Ende einer Unterrichtsstunde za messen, 
haben immer wieder festgestellt, daß die Laft am Ende der Unterrichtsstunde 
bedeutend verschlechtert ist. Deshalb maß die Möglichkeit vorhanden sein, 
auch im Winter während der Unterrichtsstunden frische Laft zazaführen. 

Schalrat Sieber: Ich möchte za bedenken geben, daß diese Vorschrift 
für die Kinder, die am Fenster sitzen, sehr nachteilig wirken könnte; ich 
möchte deshalb die Annahme des vorgeschlagenen Zasatzes nicht empfehlen. 

Dr. Bechholtz schlägt vor: „möchte“ statt „dürfen“ za sagen; 
damit wird zam Ausdruck gebracht, daß es empfehlenswert ist, daß die Unter* 
richtsräame auch während des Unterrichts entlüftet werden. 

Dr. Thiersch: Bei geeigneter Stellung der Klappfenster kann kein 
Zag entstehen; ich habe mich hiervon wiederholt überzeugt. Was die Fassung 
des Absatzes betrifft, so schließe ich mich der vom Herrn Kollegen Bechholtz 
vorgeschlagenen an. 

Vorsitzender: Ich nehme an, daß Sie mit der vorgeschlagenen 
Fassang den Antrag annehmen. 

Dr. Thiersch: Wir kommen jetzt zar Unterrichtahygiene. 
Ich möchte bemerken, daß ich mich bei der Abfassung des Zusatzes za § 47 
mit einem hervorragenden Schalmann ins Benehmen gesetzt habe, der diese 
Fassung von Anfang bis Ende gebilligt hat. Das ist deswegen von Wichtig¬ 
keit, weil es sich am pädagogische Fräsen handelt, über die wir ein ab¬ 
schließendes Urteil nicht haben können. Hinsichtlich der Zahl der Unter¬ 
richtsstunden soll § 47 in Zukunft lanten: 

Im ersten Schuljahr soll die Zahl der wöchentlichen Schalstanden nicht 
über 12 (bisher 20), in den beiden folgenden nicht über 16 (bisher 26) betragen 
and darf in den letzten Schuljahren 30 (bisher 40) nicht übersteigen. 

Ich möchte aus meiner persönlichen Erfahrung hierzu bemerken, daß 
bei einer großen Beihe von Untersuchungen in einer größeren Bezirksschale 
in Leipzig sich die meisten kränklichen Kinder in den ersten drei Schuljahren 
befanden, and daß es dann plötzlich besser wird. Wir müssen anch mit der 
Tatsache rechnen, daß heute mehr kranke nnd schwache Kinder in die Schale 
kommen, als früher. Nua ist durch die Praxis die Zahl der Schulstunden 
schon bedeutend herabgesetzt worden; sie beträgt in den untersten Klassen 
wohl nicht über 14. jedenfalls aber nicht bis zu 20 Stunden, was früher der 
Fall gewesen ist. Diese Zahlen, die wir vorgeschlagen haben, sind eine Art 
Kompromiß zwischen pädagogischer und gesundheitlicher Forderung. Turn- 
nnd Handarbeitsunterricht soll mit eingerechnet werden. 

Vorsitzender: Wünscht jemand hierzu zu sprechen? Es ist nicht 
der Fall. Hat jemand gegen diese Stundenzahl etwas einzuwenden? Es ist 
nicht der Fall; der Vorschlag ist angenommen. 

Dr. Thiersch: §48 bestimmt den Unterrichtsanfang, der jetzt 
während des Sommerhalbjahrs in den Volksschulen auf dem Lande der Unter¬ 
richt für Schüler von 10 bis 14 Jahren nicht vor morgens 6 Uhr, für die 
jüngeren oder entfernter wohnenden nicht vor 7 Uhr beginnen soll. Wir wollen 
dafür sagen: 

,Während des Sommerhalbjahres soll der Unterricht nicht vor 7 Uhr, 
im Winter nicht vor 8 Uhr beginnen; für Kinder des 1. und 2. Schuljahres 
im Sommer nicht vor 0 und im Winter nicht vor 10 Uhr“. 

In den Großstädten ist dies meist schon der Fall; wir wollen mit dieser 
Vorschrift aber hauptsächlich auch für die Landkinder sorgen und als Grund- 
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s»ti entstellen, daß sie nicht schlechter gestellt sein sollen, als die Stadt* 
kiader. 

(Gegen den Vorschlag werden keine Einwendungen erhoben). 

§ 49 lautet jetzt: „Zwischen dem ror- und nachmittägigen Unterricht 
soll für jede Klasse die Pause wenigstens 2 Stunden betragen“. Wir wollen 
Vorschlägen: .... „soll die Pause womöglich drei, keinesfalls weniger als 
zwei Stunden betragen“. Daß die Mittagspause zwei Stunden beträgt, das ist 
nach unserer Meinung viel zu knapp; sie muß vielmehr wo es irgend angängig 
ist, auf drei Stunden erhöht werden. 

Dr. En dl er schlägt vor, daß hinter das Wort „nachmittägigen“ die 
Worte eingefttgt werden „einschließlich etwaigen Konfirmandenunterrichts“. 

Er hatte den Fall erlebt, daß Kinder von 8 bis 1 Uhr Schulunterricht 
hatten und der Konfirmandenunterricht bereits um 2 Uhr begann, der auf zwei 
Stunden angesetzt war. Die Eltern haben sich daraufhin beschwert; die 
Schale konnte in der Sache aber nichts tun, und von der Kirchenbehörde 
wurde auf die Schulbehörde verwiesen. Das Vorkommen derartiger Fälle soll 
durch den Vorschlag verhütet werden. 

Vorsitzender: Das kann nicht durch Schulgesetz, sondern durch 
die kirchlichen Behörden geregelt werden. Ist jemand iftr den Antrag des 
Endler? Es ist nicht der Fall. Im Prinzip sind wir ja wohl alle 
dafür, aber es ist untunlich, das in das Gesetz hineinzubringen. Wir können 
dies wohl als besonderen Wunsch aussprechen, damit die Kirchenbehörde da¬ 
rauf Bücksicht nimmt. 

Dr. Thier sch: Betreffs der Zusammenlegung der Unterrichts¬ 
stunden (§ 49 Abs. 2) schlagen wir folgende Fassung vor: 

„Die Zusammenlegung des Unterrichtes auf den Vormittag ist, wenn 
nicht pädagogische Gründe dagegen sprechen, unter der Voraussetzung zu¬ 
lässig, daß er fünf Stunden nicht übersteigt und daß die Gesamtdauer der 
Pausen mindestens 60 Minuten beträgt. 

Sowohl bei ungeteiltem Vormittagsunterricht, als auch bei Beibehaltung 
des Nachmittagsunterrichtes ist die Länge der Pausen so zu bemessen, daß in 
jeder Pause der Hof benutzt werden kann.“ 

Die Zahl von 60 Minuten ist nach den höheren Schulen zusammengestellt, 
aber man muß dies auch für die Volksschulen fordern; leb kenne wenigstens 
keinen Grund, warum man das nicht tun soll. Was den zweiten Absatz be¬ 
trifft, daß die Länge der Pausen so bemessen werden muß, daß der Hof be¬ 
nutzt werden kann, so ist die Frage um so schwieriger, wenn man bedenkt, 
daß die Entleerung des Schulgebäudes mit seiner Größe zusammenhängt. Ich 
halte es für wichtig, daß wir daran festhaiton, daß in jeder Pause, auch in 
der Pause nach der ersten Stunde, der Hof benutzt werden kann. 

Dr. Stahl: Wir wissen, daß der Kurzsichtigkeit vorgebeugt wird nicht 
allein durch eine gute Beleuchtung, sondern auch durch eine genügende Ab¬ 
wechselung von Nah- und Fernarbeit. Wir sind so stark in pädagogische 
Fragen hineingekommen, daß ich bei dieser wichtigen gesundheitlichen Frage 
diesen Punkt nicht übergeben möchte. Es liegt sicher im Interesse der Schule 
und der körperlichen Ausbildung des Kindes, weil bei der nötigen Abwechslung 
von Nah- und Fernarbeit auch eine körperliche Erleichterung beim Kinde ein- 
tritt. Vielleicht wäre es zweckmäßig darauf hinzuweisen, daß es als erwünscht 
erscheint, daß, soweit es pädagogisch möglich ist, die Abwechslung von Nah- 
und Fernunterricht im Unterrichtsplan berücksichtigt wird. 

8chulrat Sieber: Bei technischen Fächern kommt es oft vor, daß zwei 
Stunden zusammengelegt werden müssen, aber es bandelt sich nur um einzelne 
Fächer. Auf dem Lande kommt noch dazu, daß die Nadelarbeiten etc. des¬ 
wegen zusammengelegt werden müssen, als dazu Kinder von mehreren Orten 
Zusammenkommen, die an dem Unterricht teiinebmen müssen. 

Dr. Stahl: Wir haben früher auf dem Gymnasium manchmal 4 Stunden 
hintereinander in einem Abstand von 80 bis 40 cm vom Buch entfernt sitzen 
müssen; umgekehrt lag auch die Fornarbeit in den verschiedenen Fächern 
wieder zusammen. Die Kurzsichtigkeit wird dadurch sehr gefördert. Ich halte 
es deshalb doch für zweckmäßig, daß man im Dnterrichtsplan die Abwechslung 
zwischen Nah- und Fernunterricht mehr als bisher berücksichtigt, verzichte 
aber darauf, einen bestimmten Antrag zu stellen. 
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Dr. Thiersch: Ich möchte noch zu dem Abcetz 2 dea Setz angehäagt 
wimea: „Bel liadlicben Verhiltnissea können Ausnahmen zu- 
gelanea werden.“ 

Yoraitzender: Hat jemand etwas dagegen einzuwenden, daft dieser 
Zasatz noch gemacht wird? 

Es ist nicht der Fall; er ist angenommen. Wir gehen dann weiter 
zar Diskassion über 

die Yersehlige unter III. Verordnung, die Anlage and Einrichtung der 
Aborte in den Schulgebäuden befer. 

Dr. Thiersch: Die meisten Bestimmungen können hier unverändert 
bleiben, nar in einzelnen Pankten haben wir Zusätze gemacht, and zwar zu¬ 
nächst za Absatz 2: 

„Zu diesem Zweck hat jeder Abort womöglich ein eigenes an der Um¬ 
fassung gelegenes, leicht za öffnendes Fenster za erhalten. Wo dies nicht 
angängig, sind die Aborte darch Oberlichter in aasreichendem Maße za 
erhellen.“ 

Selbst bei modernen Schalen findet man immer wieder, daß die Abort¬ 
räume nicht genügend beleuchtet, sondern sehr oft vollständig dunkel and 
deswegen verschämtst sind. Wo kein Licht hinkommt, da ist aach keine 
Reinlichkeit. Es ist deshalb notwendig, daß wir vollständig helle Ab¬ 
orte haben. 

Za Absatz S kommt folgender Zasatz: 

„Innerhalb der Schalgebäade können sie nar dann angelegt werden, 
wenn darch geeignete Vorrichtangen (Wasserspülung, Oelpissoirs, luftige Vor- 
räame) das Eindringen von jeglichem Abortgerach verhindert wird.“ 

Das ist der alte Streitpunkt, ob die Aborte im Schalgebäade selbst 
eingerichtet werden können. Ich bekenne mich als einen Anhänger dieser 
Richtung, wenn dafür gesorgt wird, daß die Abortgerüche vermieden werden. 
Aach die Kommission hat sich dieser Ansicht angescblossen. 

Dr. Stahl: Vielleicht könnte die Fassung etwas anders laaten: Bei 
Anlage von Aborten innerhalb der Schalgebäade ist das Ein¬ 
dringen von jeglichem Abortgerach za verhindern.“ Wenn wir 
die Fassang so lassen, wie es hier steht, wird es den Bezirksärzten sehr schwer 
fallen, aas dem Hof die Aborte in das Hauptgebäude hineinzubringen. Wenn 
die Grabe dicht abgedeckt wird und die Abzugsrohre dicht sind, so ist ein 
Gerach ganz ausgeschlossen. 

Dr. v. Schröter: Ich bin dafür, daß die Aborte aus dem Schalgebäade 
beraaskommen; denn für eine derartige große Schölerzahl läßt sich eine voll¬ 
ständige einwandfreie Aborteinrichtang im Schalgebäade nicht schaffen. Han 
maß immer mit Verschmatzangen seitens der Schalkinder rechnen. 

Dr. Leonhardt: Wir in Dresden legen alle Aborte in das Schnlhaas; 
allerdings erfordert das reichliche Wasserspülung and Oelang. Letztere ist 
dabei schon eine ziemlich ansichere Sache; wir beabsichtigen deshalb in Za- 
kanft nar noch die Wasserspülung anzawenden, wenn nach der Betrieb mit 
erheblichen Kosten verbanden ist. 

Dr. Petz hold t: Ich würde es nar mit Freaden begrüßen, wenn die 
Aborte aas der Schale hereaskommen. Es ist ein großer Unterschied zwischen 
einem Abort für die Familie nnd einem Schalabort. Die Kinder machen die 
Deckel in den seltensten Fällen za. Es liegt Papier and noch was anderes 
herum; das riecht fürchterlich. Ich bin entschieden gegen die Anlage der 
Aborte im Schalgebäade selbst. 

Dr. Thiersch legt den Haaptnachdrack darauf, daß man die Anlage 
der Aborte in den Schalgebladen nicht empfiehlt. Es soll nar der schroffe 
Standpunkt von früher, daß sie überhaapt nicht im Schalgebäade geduldet 
werden können, beseitigt werden. Die Verlegung der Aborte ins Schnlhaas 
soll aach nar unter der Voraussetzung zugelassen werden, daß der Abortgerach 
vollständig beseitigt ist. 

Dr. v. Schröter: Um den Abortgeruch wirklich so za beseitigen, daß 
er nicht störend wirkt, sind so kostspielige Vorrichtungen für den Betrieb 
nötig, z. B. die permanente Wasserspülung, daß die Gemeinde, namentlich wenn 
es sich um eine kleinere Gemeinde handelt, das auf die Dauer nicht leisten 
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kann. Es ist desbnlb schon besser, man legt den Abort gleich ani dem 
Hol an. 

Vorsitzender: Ich kann diese Bedenken nicht teilen, leb bin der 
Ansicht, daß der Zusatz ruhig angenommen werden kann. 

Sind die Herren damit einverstanden? 

Der Zusatz ist angenommen. 

Dr. Thier sch: Absatz 8 lautete bisher: „Können dieselben nicht 
außerhalb des Haoses angelegt werden, so sind sie ebenso wie die za den 
Wohnungen gehörigen an eine Umfassungsmauer des Gebäudes zu legen und 
mit in das Freie führenden Fenstern zu versehen.“ Diese Fassung scheint mir 
ziemlich radikal. Ich möchte mehr zum Ausdruck gebracht haben, daß die 
Aborte an die Umfassangsmauer des Gebäudes gelegt werden können. 

(Zuruf: Das ist schon Bauvorschrift.) 

Im Baugesetz ist das nicht klar ausgedrückt. Der Begriff der Umfassungs¬ 
mauer ist nicht ganz klar. 

Vorsitzender: Ich glaube, wir brauchen unB darüber nicht weiter 
n unterhalten, flat jemand etwas dagegen, daß die Worte „Können — so 
sind“ im Absatz 3 gestrichen werden? Der Vorschlag ist angenommen. 

Dr. Thier8Ch: „Alle Aborte sind, wenn irgend möglich, heizbar 
«nsurichten.“ Das halte ich auch für eine ausgezeichnete gesundheitliche 
Forderang, die wir im Interesse der vielen Kinder und Lehrer stellen müssen. 
Os, wo Zentralheizung ist, läßt sich das ganz gut einrichten; wo eine solche 
fehlt, sind Osfen aufsustellen. Ich glaube, die Forderung können wir in dieser 
Fassung aufstellen. 

Vorsitzender: Die Entlüftung ist zweifellos besser, wenn die Aborte 
geheizt werden. Es ist ja keine bestimmte Forderung, da ja gesagt ist „wenn 
möglich“. Ich glaube, wir können den Satz ruhig hineinbringen. Es hat wohl 
niemand etwas dagegen. 

Dr. Petzholdt: Ich möchte fragen, wie es bezüglich der Wasch- 
gelegenheit in Aborten gehalten werden boII. 

Dr. Thier sch: Die Waschgelegenheit in Aborten können wir nachher 
bei dem nächsten Pankt behandeln. 

Der Vorschlag betreffs Heizbarkeit des Abortes wird angenommen. 

Es folgt die Diskussion über 

sonstige Forderungen (Vorschläge A, B und C). 

Dr. Thiersch: In den Schalen ist für ausreichende Trinkgelegen¬ 
heit zu sorgen; auf welche Weise diese bewirkt wird, kann den einzelnen 
Schalen überlassen bleiben. 

(Es hat niemand etwas dagegen.) 

In bezog auf Waschgelegenheit wird von uns unter B. gefordert: 

„Den Kindern ist Gelegenheit zum Beinigen der Hände zu geben. 
Hierfür sind, am besten durch Anschluß an die Wasserleitung, für jeden Unter- 
riehtsraum mindestens zwei Waschbecken, ferner Seife und Handtuch in der 
Klasse oder außerhalb bereit zu halten.“ 

Dieser Punkt ist nach meiner Meinung einer der allerwichtigsten scbul- 
hjgjenischen Forderungen. Die Kinder beschmutzen mit ihren Fingern, wenn 
sie eben das Batterbrot gegessen haben, die Schulbücher etc. Es muß ihnen 
deshalb Gelegenheit gegeben werden, die Hände zu waschen. Diese Frage 
ist aber technisch sehr schwer zu lösen. Besondere Waschbecken in den 
älteren Schalen einzabaaen, ist nur mit großen Kosten verbunden. Ich habe 
mich mit dieser Frage wiederholt eingehend beschäftigt, mir Kostenanschläge 
machen lassen etc.; die Sache hat sich als sehr kostspielig herausgestellt. 
W«aa eine Schale neu gebaut wird und Wasserleitung hat, geht es allerdings 
gaai gut. 

Die Frage, wie es sich am besten einriebten läßt, daß sich die Kinder 
wenigstens einmal vormittags die Hände waschen können, und zwar unter 
Aalsicht, ist also sehr schwer zu lösen. Will man die Waschgelegenheit auf 
dam Abort anlegen, ist nicht die richtige Zeit und keine Aufsicht vorhanden. 
Dieselbe Schwierigkeit besteht bei einer Errichtung auf dem Korridor. Am 
beeten ist es, wenn die Waschbecken in der Klasse selbst angebracht werden; 
des dürfte die wenigsten Schwierigkeiten bieten, denn die Becken sind leicht 
an einer geeigneten Stelle unterzubringen. 
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Ich habe übrigens sehr wenige Schalen gefunden, die geeignete Wasch* 
gelegenheit haben; selbst in großen modernen Schalen ist dies nicht der Fall. 

Dr. Leonhardt: Wir haben ans in Dresden schon seit Jahren mit 
der Hand w aschgele gen heit sf rage beschäftigt and bauen neuerdings 
in den Abortvorräumea Waschgelegenheiten ein. Es hat großer Mühe bedurft, 
ehe sich die städtischen Körperschaften dazu bereit fanden, die Mittel hierfür 
an bewilligen, denn die Kosten sind nicht gering. Ich habe damals aasgelührt, 
daß Waschgelegenheiten gerade an den Bezirksacholen, wo man sie am aller- 
weaigsten haben wollte, am notwendigsten sind. Ich habe darauf hingewiesen, 
daß gerade die Bezirksschüler, wenn sie erwachsen sind, Berufe aasüben, 
bei denen anbedingte Reinlichkeit vor allem notwendig ist, z. B. Friseure, 
Bäcker, Fleischer etc. Wie schön ist es, wenn man das Gefühl hat, daß diese 
Leute von der Schule aus an die Reinlichkeit gewöhnt Bind. Die Wasch- 
gelegenheiten, die wir jetzt in den Scholräamen haben anbringen lassen, 
werden von den Kindern sehr viel benutzt. Große Schwierigkeiten bereitet auch 
die Handtuch frage, die fast anlösbar erscheint. Kinder sind meist, wenn 
ihnen die Eltern nicht ein kleines Handtuch mitgeben, auf das Taschentuch 
angewiesen, denn das große gemeinschaftliche Handtach ist eine der unbygi- 
enischsten Einrichtungen, die es überhaupt gibt. Ich meine, wenn man auch 
in den Forderungen nicht so weit geht, wie es hier gesagt ist, so halte ich 
es doch für unbedingt notwendig, daß für Waschgelegenheit gesorgt wird. 

Vorsitzender: Ich möchte darauf auf merksam machen, daß jetzt 
Papierhandtücher angefertigt werden, die bereits in den Schnellzügen ein- 
geführt sind. Sie werden, soviel ich weiß, in Sachsen selbst hergesteUt und 
sind sehr billig. 

Wünscht noch jemand das Wort. Ich glaube, man kann die Forderung, 
daß mindestens 2 Waschbecken in jedem Unterrichtsraum vorhanden sein 
müssen, ruhig stehen lassen. 

(Der Antrag wird in der Torgeschlagenen Fassung angenommen.) 

Ich wollte noch eins erwähnen, nämlich dieSpucknipfe. Es gibt 
seit nicht langer Zeit nun auch Spacknäpfe mit Wasserspülang, die verhält¬ 
nismäßig einfach eingerichtet sind: Man klappt auf, spukt hinein, klappt wieder 
zu und das Sputum wird weiter gespült. Ich habe die Erfahrung gemacht, 
daß die Schalhausmänner die Spacknäpfe überhaupt nicht reinigen; das ist 
erklärlich, der Mensch ekelt sich eben vielmehr vor Sputam,'als vor Fäzes. 
Es ist da immer ein ständiger Kampf. Deshalb dürften SpacknKpfe mit Wasser¬ 
spülang sehr za empfehlen sein. 

Dr. Thier sch: Ich möche bitten, die Spacknapffrage nicht ansurühren. 
Meiner Ansicht nach gibt es überhaupt nur sehr wenige Kinder, die spuckeu. 
Tun sie es, so verschlacken sie das Sputum oder spucken ins Taschentuch. 

Pankt C hängt eigentlich nicht mit den übrigen Sachen zusammen. Er 
ist im Anschluß an Unterrichtshygiene gedacht. Der Vorschlag lautet: „In 
größeren Städten ist ein Nachmittag in der Woche für gemeinsame Spiele 
oder Aasflüge freizulasaen.“ Das entspricht einer Forderang, deren Er¬ 
füllung sich anderwärts schon sehr gut bewährt hat und die von allen den¬ 
jenigen gestellt wird, die sich mit schalhygienischen Fragen beschäftigen. 

Schulrat Sieber: Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß bereits 
zwei freie Nachmittage in der Woche besteben. Ich glaube, sie denken sich 
die Sache so, daß einer der bereits bestehenden freien Nachmittage für Spiele 
und Aasflüge eingerichtet wird, und daß die Schüler verpflichtet sind, daran 
teilzunehmen. 

Vorsitzender: Ich glaabe, man kann diesen Satz als Wunsch be¬ 
stehen lassen. Sie sind damit einverstanden. 

Dr. Endler fragt mit Rücksicht auf seinen Bezirk an, ob die Bau- 
Polizeibehörde berechtigt ist, Ausnahmen za bewilligen bei Neubauten 
von Sehnige bäuden hinsichtlich der Größe der Zimmer und Fenster. Die Neu¬ 
bauten werden jetzt wesentlich beeinflußt werden von der Heimatsrbutzrichtung; 
die Architekten lieben es deshalb mehr in die Fläche, als in die Höhe za bauen. 
Bei dieser Gelegenheit kommen sie besonders bei einklassigen Schulhäusern 
in gewisse Verlegenheit hinsichtlich der Größe. Sie suchen infolgedessen die 
Höhe herabzadrücken, wodurch die Fensterscheiben ziemlich hoch binauf- 
gezogen werden. Die Baupolizeibebörde neigt gern dahin, diesen Heimat- 
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Schatzbestrebungen entgegenzukommen, wahrend wieder der Gesundheitsbeamte 
die gesundheitlichen Interessen in den Vordergrund rücken muß. 

Vorsitzender: In der Ausführungsverordnung zum Baugesetz steht 
daß die Schulguetze als buondere Gesetze beachtet werden müssen. 

Dr. Endier: Darauf habe ich mich auch gestützt, es ist du aber be¬ 
zweifelt worden, weil im Baugesetz nur steht „soll“, und es danach in du 
Ermeuen der Banpolizeibehörde gestellt wird, ob sie du Schulgesetz beachtet 
oder nicht; es müßte deshalb „muß“ heißen. Ich möchte daher den Antrag 
stellen, daß das Wort „soll“ im § 10 der Verordnung vom 3. April 1873 in 
„muß“ umgeändert wird. 

Vorsitzender: Es würde der Passus dann lauten: „Die Gesamt¬ 
fläche der lichten Fenster .... muß etc.“ 

Das gleiche würde im 3. Absatz geändert werden müssen. 

(Die vorgeschlagene Aenderung wird angenommen.) 

Wir sind mit diesem Punkt nun zu Ende; ich danke den beiden Befe¬ 
renten und der ernannten Kommission für ihre Mühe und Arbeit. 

17. Bericht der Reohnungsrevisoren. 

Dr. Schmidt: Die Abrechnung, sowie die Kasse sind für richtig be¬ 
funden worden. 

Vorsitzender: Ich glaube, Sie sind alle damit einverstanden, wenn 
wir dem Herrn Kassenführer Entlastung erteilen. 

V. Gesuch au das Ministerium des Innern, betreffend Erhöhung des 
Dienstaufwandes. Verschiedenes. 

Der Vorsitzende verliest das Gesuch und fragt, ob jemand etwas 
dagegen einzuwenden hat. Die Versammlung erklärt sich damit einverstanden. 

Dr. vonMücke: Ich weiß nicht, ob es Ihnen bekannt ist, daß vom 1. Juni 
die Portoverhältnisse bezgl. der Meldung von Infektionskrankheiten 
abgeändert werden sollen. Mir ist bereits vor einigen Tagen eine derartige 
Meldung zugegangen, die bisher von auswärts 10 Pfg., für das Stadtgebiet 
öPIg. kostete, während jetzt 20 Pfg. bezw. 10 Pfg. gefordert werden. Ich 
verweigerte natürlich die Annahme; da ist mir dann mitgeteilt, daß die porto¬ 
pflichtige Dienstsache in Zukonft mit Strafporto belegt werden soll. Wenn 
ich nun ungefähr im Jahre 300 bis 400 derartige Zusendungen bekomme — 
es können auch noch mehr sein —, so werde ich dafür das Doppelte als bisher 
bezahlen müssen. Es ist dies eine ganz wesentliche Mehrbelastung. Es wird 
sich nun darum handeln, ob diese Bestimmung überhaupt zu Recht besteht, 
oder ob nicht das Königliche Ministerium deB Innern in wohlwollender Weise 
die Bestimmung gehandhabt zu sehen wünscht, damit wir wieder den Zustand 
bekommen, wie vorher. Vielleicht kann sich einer der Herren zu der Frage 
äußern. 

Beg.-Bat Zobel: Es handelt sich um die Anzeigen, die nicht nach 
dem Senchengesetz zu erstatten sind, sondern nach unseren Bestimmungen. 
Es ist richtig, das Reichspostamt steht auf dem Standpunkt, daß derartige 
Meldungen als portopflichtige Dienstsache unzulässig sind und daß demzufolge 
der betreffende Adressat Strafporto zu bezahlen hat. Es sind Erwägungen 
abgeleitet worden, daß diese Anzeigen vielleicht an die Ortspolizeibehörde 
gelangen sollen. Definitive Beschlüsse sind aber noch nicht gefaßt worden. 

Dr. Bechholtz: Ich wollte das nur bestätigen, was Herr Kollege 
v. Mücke gesagt hat. Unser Bezirksverein, der am nächsten Sonnabend 
8itzung hat, wird beschließen, sich mit den anderen Bezirksvereinen ins Ein¬ 
vernehmen zu setzen und vorstellig zu werden, wie es künftighin gehandhabt 
werden soll. 

Vorsitzender: Man könnte die portopflichtige Dienstsache einfach 
mit einem Stempel versehen. 

Beg.-Bat Zobel: Das ist alles schon geprüft worden. Es geht nicht; 
das Reichspostamt weigert sich hierzu. Es läßt diese portopflichtigen Dienst¬ 
sachen nur noch zu, soweit es sich um das Reichsseuchengeaetz handelt, und 
nur an die Polizeibehörden. 

Dr. Thiersch: Ich möchte noch den Wunsch aussprechen, daß den 
Bezirksärzten nach wie vor diese Anzeigen direkt zugehen, damit 
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keine Verzögerung entsteht. Wie solien wir Typhusfälle behandeln, wenn wir 
erst die Anseigen durch die Polisei bekommen: 

Reg.-Rat Zobel: Wenn wir die Vorschrift bei der Cholera haben, 
müßten wir sie beim Typhus auch bekommen. Wir haben übrigens die Sache 
ans Landesmedisinaikoliegium gegeben; das wird sich noch darüber aus¬ 
sprechen. Es kirne noch in Erwägung, daß man den Aersten vorschriebe, 
diese Anzeigen zu frankieren. Es wird aber auch schwer sein, das durch* 
zufährea. 

Vorsitzender: In Preußen ist das viel besser; nach dem Porto* 
ablösungsvertrsg sind dort die Anzeigen portofrei, ebenso in den kleineren 
Staaten. 

Ich wollte Ihnen zur Eingabe betr. die Erhöhung des Dienstaufwaades 
verschiedenes sagen. Ich will nicht erzählen, welche Erfahrungen ich mit den 
Schreiblehrlingen gemacht habe; sie sind geradezu haarsträubend; man glaubt 
es nicht, was einem dabei alles passieren kann. Es ist wirklich ein Notstand, 
in dem wir leben. Bedenken Sie nur einmal, wenn mir mein Hauswirt in Plauen 
jetzt kündigen würde, müßte ich meine Expedition von meiner Wohnung trennen, 
denn ich bekomme in Plauen keine solche Wohnung mehr. Die Expedition 
und das Archiv sind so umfangreich geworden, daß ich die Sachen sonst gar 
nicht mehr unterbringen kann. Was soll ich ohne Schreib hi lfe machen? 
Es sind ganz erhebliche Summen, die ich bezahle für Schreibhilfe, Beine¬ 
machen, Licht etc. Woher soll ich diese nehmen ? Ich muß sie einfach von 
meinem Gehalt bezahlen, den ich noch extra besteuern muß. Ich habe ver¬ 
sucht, die Samme, die ich für diese Sachen und für Reisen aufwenden muß, 
von der Steuer abzuxiehen; das ist glattweg abgelehnt worden. 

Auch mit den Büchern sind wir schlecht bestellt. Ich halte mir ver¬ 
schiedene Zeitschriften aus meiner eigenen Tasche; die Zeitschriften der Kreis- 
hauptmannschaft nütsen mir gar nichts. Die bekomme ich auf ein paar Wochen, 
und ehe ich dazu gekommen bin, sie durcbzulesen, mußte ich sie schon wieder 
weiter geben. Alle Behörden in Sachsen bekommen Bibliothek-Aufwand, 
nur wir nicht. QewOhnliche Expeditionen bekommen 120 Mark für Zeitschriften; 
wir Bezirksärzte müssen unseren Aufwand an Büchern selbst bestreiten. Sie 
bleiben zwar unser Eigentum; aber was wird später für solche Bücher wieder- 
gegaben? Ich habe das Qlück gehabt, von meinem Vater eine große Biblio¬ 
thek geerbt zu haben. Ich kann darin etwas nachsehen. Aber wenn ich das 
nicht hätte 1 In den meisten Städten, in denen die Bezirksärzte ihren Sitz 
haben, gibt es keine Bibliothek. Auch in dieser Beziehung sind wir schlecht 
gestellt und müssen vieles aus unserer eigenen Tasche bezahlen. Und wie 
notwendig ist es, sich auf allen Gebieten auf dem laufenden zu halten, be¬ 
sonders in einer Stadt, wo täglich neue Fälle an einen heraatreten. Wir 
müssen jeden Augenblick in der Lage sein, uns in Büchern etc. informieren 
zu können. Wir sind darin wirklich schlecht gestellt. 

Hat jemand noch etwas zu erwähnen? 

Dr. Endler fragt an, ob neue gedruckte Dienstanweisungen 
für die Leichenfrauen erscheinen. 

Beg.-Bat Zobel: Das ist nicht beabsichtigt. 

Dr. Endler: Bis jetzt war es üblich, daß jede Leichenfrau eine solche 
gedruckte Dienstanweisung erhielt. 

Beg.-Bat Zobel: Die Aenderungen sind nicht so groß; man kann sie 
leicht selbst nachtragen. 

Dr. Petzholdt fragt: Wie es sich mit den antikonseptionellen 
Mitteln verhält und unter welchen Gesetzeeparagraphen diese fallen? 

Vorsitzender: Darüber hat das Reichsgericht kürzlich eine wichtige 
Entscheidung getroffen; sie ist in der Sammlung der ReichsgerichtsurteUe 
und auch in den Mitteilungen des Kaiserlichen Gesundheitsamtes zu finden. 

Vorsitzender: Es hat niemand mehr um das Wort gebeten. Ich 
schließe die Sitzung und danke Ihnen verbindlichst für Ihr Erscheinen und 
Ihre rege Teilnahme. 

Schluss: 2'/* Uhr. 
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Bericht Aber die vom 13. bis 15. September in Dresden 
abgehaltene XXXVI. Versammlung des Deutschen Vereins 
ftir öffentliche Gesundheitspflege. 

Die Sitzungen der gut besuchten Versammlung (es wnren etwa 500 Mit¬ 
glieder erschienen), wurden im großen Saale des Gewerbehauses abgebalten 
und von dem derzeitigen Vorsitzenden, Herrn Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Both, 
Beg.- und Med.-Bat in Potsdam, geleitet. 

Erster Sitzungstag: Mittwoch, den 13.September 1911. 

ln seiner Eröffnjungsrede gedachte der Vorsitzende zunächst in 
warmen Worten des verstorbenen Mitbegründers und Ehrenmitgliedes des 
Vereins, Geh. San.-Bats Prof. Dr. Lent-Cöln, begrüßte sodann den Mi¬ 
nister des Innern Graf Vitztumv. Eckstädt und den Kultusminister Beck 
als Vertreter der Königl. Sächsischen Begierung, den Oberbürgermeister 
Beutler als Vertreter der Stadt sowie die übrigen erschienenen Gäste und 
sprach seine besondere Freude aus, Herrn Geh. Ob.-Med.-Bat Dr. Pistor-Berlin, 
der dem Verein seit seiner Begründung angehört, seit Jahren das Vereinsorgan, 
die Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege, herausgegeben und fast 
in keiner Versammlung gefehlt habe, auch in der diesjährigen Versammlung 
in voller körperlicher und geistiger Frische begrüßen zu können. Es folgte 
hierauf die Begrüßung der Versammlung durch Se. Exzellenz Graf Vitztum 
▼. Eckstädt im Namen der Staatsregierung nnd durch Herrn Oberbürger¬ 
meister Beutler im Namen der Stadt Dresden. Nach Erstattung des Ge¬ 
schäftsberichts wurde dann in die Tagesordnung eingetreten. Bemerkt 
sei gleich an dieser Stelle, daß in der Schlußsitzung für die satzungsmäßig 
ausscheidenden Vorstandsmitglieder: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Both, Stadt¬ 
baurat y. Scholtz und Geh. Beg.-Bat Pütt er die Herren Geh. Ob.-Med.- 
Bat Dr. Abel-Berlin, Oberingenieur Sperber-Hamburg und Oberbürger¬ 
meister Fuß-Kiel gewählt wurden; die nächste Versammlung wird voraus¬ 
sichtlich in Breslau stattfinden. 

1. Die Ergebnisse der Städtebnuausstellungen im Jahre 1910. 

Der Beferent, Landesbeirat a. D. Behorst, Beigeordneter der Stadt 
Cöln hatte seine Ausführungen in folgende Leitsätze zusammengefaßt:' 

,1. Die Allgemeine Städtebauausstellung zu Berlin 1910 und die aus 
ihr hervorgegangene Ausstellung zu Düsseldorf gaben zum ersten Male einen 
systematischen Ueberblick, wie weit die von dem Deutschen Verein für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege seit einer langen Beihe von Jahren vertretenen, den 
Städtebau betreffenden Grundsätze zur Hebung der Volksgesundheit Anwendung 
gefunden haben, und legten, namentlich auch durch die Möglichkeit des Ver¬ 
gleichs mit ausländischen Leistungen deutlich dar, auf welchen Gebieten weitere 
Arbeit erforderlich ist. 

2. Die noch nicht überall durchgedrungene Erkenntnis, daß Planlosig¬ 
keit im Städtebau oder in der Bearbeitung der Bebauungspläne durch nicht 
hinlänglich befähigte Kräfte die Entwicklung der Städte nicht nur in ästhe¬ 
tischer und wirtschaftlicher, sondern vor allem auch in gesundheitlicher Be¬ 
ziehung schwer schädigt, ist durch die StädtebauaussteHungen wesentlich 
gefördert worden. 

3. Da das Element jeder Wohnsiedelung das Haus und dessen gute 
Gestaltung Vorbedingung für gesundes Wohnen ist, ist die Aufstellung der 
Bebauungspläne in erster Linie in die Hand des Architekten zu legen, der 
sich zur Mitarbeit mit Ingenieur, Hygieniker und Volkswirt verbinden muß. 

4. Grundbedingung für eine in gesundheitlicher Beziehung mög¬ 
lichst günstige Stadtentwicklung ist die Aufstellung eines der nächsten Zukunft 
vorauseilenden, wenigstens in den Hauptzügen festzulegenden Bebauungs¬ 
plans. Die Beschränkung auf Feststellung von nur dem unmittelbaren Be¬ 
dürfnisse genügenden Fluchtlinienplänen zeigt nur unter Aufwendung sehr 
erheblicher Geldmittel wieder gutzumachende Fehler. 

ö. Gewähr für in hygienischer Beziehung gute Bearbeitung und Ver¬ 
wirklichung der Bebauungspläne ist nur durch stetes Handinhandarbeiten von 
Baupolizei und Städtebau gegeben. Die Bauordnung soll gewissermaßen eine 
Ergänzung und Erläuterung des Bebauungsplans bilden, ihre Handhabung 
seitens der Behörde soll mehr eine beratende als eine polizeiliche sein. 

6. Bebauungsplan und Bauordnung müssen Zusammenwirken, gute Wohn- 
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angemessenem VernäiLaiase menende W o d a a n g e n za schaffen. 

T Da das Majeeamiethaas — die an aicii ang Inst: ge Wahn form — 
*»cii in Großetädten a:cnr. atanz aasmerzen lädt* so int einerseits dahin za 
wirken, daß e* a*ch Grundriß and Aufbau eine hygienisch möglichst günstig« 
Gestaltung erfahrt« andereneiki, daß seine Ausdehnung aar auf bestimmte 
.^cadtgentete oench finkt b Leint and an seine Steile das Haas für beschrankte 
FanulieirzahL soweit irgend möglich das Einfamilieahins tritt. 

\<). Der bisher in 7;eien Großstädte« verbreitete Gmndriiityptis d«a 
Massen miethaase* mit leitend ügel ist wegen der mangelnden yierduichiültaiig 
der Wohnungen aahygGaisch and daher za bekämpfen. Auf den Baa von 
Seitenflügeln wird am so leichter 7erzichtet werden können, als er unwirt¬ 
schaftlich ist 

11. Aach der Baa Ton Hinterhäusern ist durch entsprechende 
Bemessung der Baablocktiefen and darch Bestimmungen der Baaordnang nach 
M öglichkeit za beschränken. Kana anf iha nicht verzichtet werden, so ist di« 
Ff >henentwicklang der Hinterhäuser and deren Abstand von benachbarten 
Bannen so za bemessen, daß für alle Wohnungen reichliche Licht- and 
Laftzafahr daaernd gewährleistet wird. 

12. Besondere Beachtung verdienen die auf den Städtebananssteilnngen 
von verschiedenen Seiten zar Darstellung gebrachten Vorschläge zur Schaffung 
größerer Freiflächen and Laftränme im Inneren der Baablöeke 

ld. Nachdrücklichste Forderung verdienen alle aal die Einrichtung von 
Kleinhiasern gerichteten Bestrebungen, insbesondere diejenigen der Deut¬ 
schen Garten stad tgeseiischaft. 

14. Bei der Aufstellung der Bebauungspläne and Suffelbauordnangen 
ist darauf Bedacht zu nehmen, daß Kleinwohnangabauten nicht lediglich an 
die äußerste Peripherie der Städte verwiesen werden. 

L>. Lwjft der wichtigsten Ergebnisse der Städtebaa&usstellungen ist di« 
Erkenntnis, daß wir in Deutschland bei der Aufstellung der Bebaunngsplane 
bisher noch nicht hinreichend für die Durchdringung unserer Städte mit Frei- 
und Grünflächen gesorgt haben. 

lo. Es ist nicht nur darch weises Haushalten mit den Straßenbreiten 
die Anlage zahlreicher kleiner Spiel - und Gartenplitze inmitten der von 
Verkchrmtraßen umschlossenen Bacjuartiere im Rahmen des für die Anlage 
von Straßen and Plätzen nach den gesetzlichen Bestimmungen zur Verfügung 
stehenden Landes za ermöglichen, sondern es sind auch vor allem größer« 
Parkflächen in angemessenen Abständen über das Bebauungsgebiet zu 
verteilen. 

Diese *ind möglichst darch Parkstreifen untereinander in Verbindung zu bringen. 

17. Es ist dringend za wünschen, daß die Städte möglichst groß« 
Flachen der §ie umgebenden Waldbestände in ihren Besitz bringen, weil 
nur dann die Möglichkeit ihrer im Interesse der Voiksgesundheit dringend 
notwendigen Erhaltung sichergestellt werden kann. 

1*. Es ist nicht nur die Schaffung von *Wald- und Wiesen- 
gürtein“ am die Städte zu erstreben, sondern es ist bei Aufstellung der 
Bebauungspläne insbesondere deren Verbindung mit dem Stadtkern durch An¬ 
lage radialer Park streifen vorzusehen. 

PJ. Besonderer Wert ist auf die Anlage von bezüglich ihrer Größe in 
angemessenem Verhältnisse zu der Zahl der jugendlichen Bevölkerung stehen¬ 
den Spielplätzen in verschiedenen >tadtgebieten zu legen. 

Bei dem inneren Ausbau der Städte ist für die Aufstellung einer 
glichst großen Zahl von öffentlichen Trinkbrunnen und Milch- 
ischankstellen zwecks Bekämpfung des Alkoholismus Sorge zu tragen. 
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Aach auf die Schaffung einer angemessenen und entsprechend über das Stadt* 
gebiet verteilten Zahl von öffentlichen Bedürfnisanstalten ist bereits 
bei Bearbeitung der Bebauungspläne Rücksicht zu nehmen.“ 

In der an den Vortrag sich anschließenden Diskussion sprach zunächst 
Geh. Baurat Prof. Genzmer*Dresden sein Bedenken gegen die Forderung 
aus, die Aufstellung von Bebauungsplänen in erster Linie in die Hand des 
Architekten zu legen sei. Es handelt sich hier um ein Grenzgebiet 
zwischen Architekt und Ingenieur; jeder von beiden müsse noch hinznlernen, 
ehe er dazu geeignet sei, Bebauungspläne za entwerfen. Gerade in den Kreisen 
der Architekten sei das Verständnis für den Städtebau noch lange nicht 
genügend weit; es falle ihnen besonders schwer, bei Aufstellung der Bebauungs¬ 
pläne den Höhenverhältnissen des Geländes, den Anforderungen der Kanali¬ 
sation usw. Rechnung zu tragen. Ein mit architektonischem Gefühl aus- 
gestatteter Ingenieur sei für diese Arbeit ebenso befähigt wie ein Architekt, 
der jedoch volles Verständnis für die Aufgaben des Ingenieurs besitze müsse. 

Baurat Redlich-Rixdorf fordert ebenso wie der Referent die Beseiti¬ 
gung der Seitenflügel, die nicht nur die Lüftung der in ihnen befindlichen 
Wohnungen, sondern auch den Zuzug guter Luft zu den Höfen verhindern. 
Die Anlage von Seitenflügeln bringe keineswegs eine Ersparung der Baukosten, 
sondern eher eine Erhöhung. Heute würden aber leider die Bauunternehmer 
durch die Bauvorschriften vielfach zur Anlage von Seitenflügeln gezwungen. 

Justizrat Dr. Baumert-Spandau hält das Eigenhaus für das Ideal; es 
lasse sich nur nicht erreichen. Daß das Miethaus den Bewohnern den Haus¬ 
frieden nehme, sei übrigens nicht zutreffend. 

Oberbürgermeister G e r h a r d t - Halberstadt spricht gegen schmale 
Straßen mit sehr hoher Randbebauung und verlangt größere Breite der Straßen 
durch Anlage von Vorgärten; der Fahrdamm selbst brauche nur so breit zu 
sein, daß er für den Verkehr eben ausreiche. 

San.-Rat Dr. Friedemann-Schöneberg hält zwar das Eigenbaus für 
das Ideal; es sei aber schwer zu erreichen, da es auf dem Kubikmeter be¬ 
rechnet am teuersten komme. Vorgärten sind nach seiner Ansicht in Berlin 
in verkehrsreichen Straßen überflüssig; wo sie angelegt sind, sollten sie aber 
wenigstens eine Tiefe von mehr als 3 m haben. 

In seinem Schlußwort hält der Referent daran fest, daß der Architekt 
in seiner Schulung besser für den Städtebau ausgerüstet sei als der Ingenieur, 
weil er Kunst* und Raumempiinden besitze. Er gibt aber zu, daß es sich um 
ein Grenzgebiet handelt. Nicht das Kleinhaus, sondern das freiste¬ 
hende Einzelhaus habe er als das teuerste bezeichnet; ebenso wie in 
großen amerikanischenStädten, z. B. in Philadelphia, wo etwa 80°. o der Be¬ 
völkerung in Kleinhäusern wohnen, müsse es auch in Deutschland möglich 
seht, den Minderbemittelten ein kleines Eigenhaus zu schaffen. 

Zweiter Sitzungstag: Donnerstag, den 14. September. 

2. Die Bekämpfung der Infektionskrankheiten auf Grund neuerer 
wissenschaftlicher Forschungen. Referent: Prof. Dr. Lentz*Berlin. 

Früher war der Kampf gegen die Infektionskrankheiten ausschließlich 
ein defensiver. Es ist das unsterbliche Verdienst Robert Kochs, daß er 
uns Mittel und Wege gewiesen hat, diesen Kampf auch offensiv zn gestalten. 
Die Entdeckung einer großen Anzahl von Krankheitserregern und 
der Nachweis ihrer spezifischen ätiologischen Bedeutung zog 
einen vollständigen Umschwung der Anschauungen über das WeBen und die 
Verbreitungsweise der Infektionskrankheiten nach sich. Die nun einsetzenden 
systematischen Untersuchungen sowohl bei den Kranken selbst, als auch 
bei ihrer gesund erscheinenden Umgebung ergaben, daß nicht nnr der 
typisch Kranke den Infektionsstoff beherbergt, sondern daß sich vielmehr auch 
in der Umgebung der Kranken nicht selten eine oft erstaunlich große Zahl 
von Leichtkranken oder anscheinend an anderen Krankheiten Leidenden 
finden, deren Krankheit durch gleiche Krankheitserreger verursacht wird, wie 
die der typisch Kranken, und die in ihren Dejc-kten die gleichen Krankheits* 
keime ausscheiden, wie jene. Noch überraschender ist aber die Tatsache, daß 
nicht selten in der Umgebung Kranker sich Personen befinden, die, ohne das 
geringste Krankheitszeichen zu bieten, in ihren Dejekten Krankheitskeime 
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aasscheiden, die sogenannten „gesunden Keimträger.“ Die Ansecheidiuig 
der Keime kann bei diesen nur wenige Tage oder Wochen dauern und dann 
endgiltig aufhören oder aber sich über viele Monate und Jahre, ja bis an das 
Lebensende der betreffenden Personen, der sogen. „Dauerausscheider“, 
erstrecken. Solche „Keimträger“ und „Dauerausscheider“ sind bereits bei 
einer ganzen Anzahl von Infektionskrankheiten festgestellt worden. Die von 
ihnen ausgeschiedenen Keime sind, wie eine ganze Reihe von Beispielen be¬ 
weisen, geradeso infektiös, wie die von Kranken stammenden. Da diese ge¬ 
sunden Keimträger durch nichts in ihrer Bewegungsfreiheit behindert sind 
und ihnen gegenüber keine Vorsichtsmaßregeln beobachtet werden, so sind sie 
ganz besonders geeignet, Infektionskeime oft über große Entfernungen hin zu 
verschleppen und zur Entstehung von Epidemien an bisher seuchefreien Orten 
Veranlassung zu geben. So erklärt es sich auch, daß beim Ausbruch einer 
Epidemie es häufig nicht gelingt, die eigentliche Infektionsquelle zu ermitteln. 

Die Debertragung der Infektionskeime erfolgt bei einem großen 
Prozentsatz der Fälle unmittelbar von lofizierten auf den Gesunden. Häufig 
sind aber auch die Uebertragungen durch indirekten Kontakt, der dadurch 
vermittelt werden kann, daß Gegenstände von einem Kranken berührt und 
infiziert werden oder daß Infektionskeime durch unsaubere Gewohnheiten von 
Infizierten in der Außenwelt verbreitet werden. Gelangen solche Infektions¬ 
keime in Brunnen, Wasserleitungen, Milch (Molkereien) oder andere Nahrungs¬ 
mittel, so kann das zur Entstehung von Masseninfektionen Anlaß geben. 
Die Uebertragung der Krankheitskeime durch Insekten spielt bei den bak¬ 
teriellen Infektionskrankheiten nur eine untergeordnete Rolle; wichtig ist sie 
allein bei der Pest, deren Erreger durch den Pulex cheopis nicht nur von 
Ratte zu Ratte, sondern auch von der Ratte auf den Menschen übertragen 
wird. Die Rolle obligater Keimzwischenträger spielen Insekten da¬ 
gegen bei einer großen Anzahl von Protozoenerkrankungen und von Er¬ 
krankungen an Erregern, die in die Klasse der sogenannten filtrierten Virus¬ 
arten gehören. Hier müssen die Krankheitserreger im Insekt erst einen 
Generationswechsel durchmachen, ehe sie durch den Stich des Insekts wieder 
auf gesunde Individuen übertragen werden können. 

Die erste Bedingung für die Bekämpfung der Infektionskrank* 
heiten ist nach dem Gesagten die Ermittelung der Infektionsquellen. 
Sie muß sich auf eine strenge Durchführung der Meldepflicht stützen, die 
sich nicht nur auf den Kranken beschränken darf, sondern auch auf die Ver¬ 
dachtsfälle erstrecken muß, was in unseren Gesetzen leider noch nicht überall 
zum Ausdruck kommt. Durch genaue Nachforschung, eventuell an der Hand 
von Krankenkassen-, Schulversäumnis- und Sterbelisten, sowie durch eingehende 
bakteriologische Untersuchungen in der Umgebung des Kranken müssen dann 
möglichst alle Infizierten herausgefunden werden. Durch Einrichtung von 
bakteriologischen Untersuchungsanstalten und einfache Gestal¬ 
tung der Materialeinsendung müssen diese Untersuchungen der beamteten und 
praktischen Aerzte gewährleistet werden. Durch Fortbildungskurse 
müssen die Aerzte über die Fortschritte der Wissenschaft auf dem Laufenden 
erhalten werden, während auf das Publikum durch belehrende Ab¬ 
handlungen in den Tageszeitungen eingewirkt werden muß. 

Auf die Sperrung der Grenzen und Militärkordons verzichtet 
die moderne Seuchenbekämpfung ganz. Der sicherste Schutz gegen die Ein¬ 
schleppung der bei uns nicht heimischen Krankheiten ist die Gewissenhaf¬ 
tigkeit unserer praktischen Aerzte und dio Aufmerksamkeit unserer Behörden 

Durch die Isolierung der infizierten Individuen, die Desinfektion 
ihrer Abgänge und durch geeignete Behandlung der Infizierten 
ist weiterhin die Vernichtung der von ihnen beherbergten oder aus¬ 
geschiedenen Infektionskeime anzustreben. Während es bei den bakteriellen 
Erkrankungen darauf ankommt, die Krankheitskeime durch gewissenhafte 
Durchführung der laufenden Desinfektion in dem Augenblick zu vernichten, 
in dem sie den Körper des infizierten Individuums verlassen, mnß man bei den 
Protozoenerkrankungen danach streben, durch eine geeignete Behandlung die 
Infektionskeime im erkrankten Individaum abzutöten, um zu verhindern, daß 
sich Insekten an ihm infizieren. Durch Einrichtung zahlreicher guter Kranken¬ 
häuser wird bei uns die Durchführung aller dieser Maßnahmen immer mehr 
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erleichtert. Für die Beendigung der Isolierung und Desinfektion 
darf nicht die klinische Genesung, sondern nur der negative 
Ausfall der bakteriologischen Untersuchung nach erfolgter 
klinischer Genesung maßgebend sein. Schwierigkeiten erwachsen 
der Durchführung der Isolierung und Desinfektion jedoch gegenüber den ge¬ 
sunden Keimträgern; bei den Dauerausscheidern kann sie ganz unmöglich 
werden. Hier kommt alles darauf an, die Dauerausscheider von der Gefähr¬ 
lichkeit ihres Zustandes zu Überzeugen und sie zur Beobachtung peinlichster 
Sauberkeit anzuhalten. 

Vervollständigt wird der Kampf gegen die Infektionskrankheiten durch 
die Vernichtung der als Keimzwischenträger in Betracht kommenden In¬ 
sekten in der Nähe menschlicher Behausungen. Der Verbesserung der 
allgemeinen hy gienischen Verhältnisse, der einwandfreien Beseiti¬ 
gung der Abfallstoffe durch Einrichtung guter Aborte und Kanalisation sowie 
der Beschaffung guten Trink- und Gebrauchswassers ist fortgesetzt die größte 
Aufmerksamkeit zu widmen. Durch eine aufmerksame Nahrungsmittel¬ 
kontrolle muß ferner nach Möglichkeit einer Verunreinigung von Nahrungs¬ 
und Genußmitteln vorgebeugt werden; auch der Milchhandel ist ständig 
zu überwachen; die Pasteurisierapparate in Sammelmolkereien müssen 
regelmäßig bakteriologisch kontrolliert werden. Fortgesetzt muß auf die 
Verbesserung der WohnungsverhältniBse hingewirkt werden. 

Unterstützend kann unter bestimmten Verhältnissen auch die Schutz¬ 
impfung wirken. Zur allgemeinen Anwendung eignet sich indessen bisher 
nur die Schutzimpfung gegen die Pocken, der allein wir es zu danken haben, 
daß Deutschland seit Jahren frei von dieser fürchterlichen Seuche ist. 

Zum Schluß weist Redner auf die glänzenden Erfolge hin, die die 
systematische Cholerabekämpfung in Deutschland, die Malaria¬ 
bekämpfung in Brioni, die Gelbfieberbekämpfung in Cuba und Bio 
de Janeiro, Malaria- und Gelbfieberbekämpfung fttr den Bau des 
Panamakanals und endlich die systematische Typhusbekämpfung im 
8üdwesten des Beichs gehabt haben. (Autorreferat.) 

Die von ihm auf gestellten Leitsätze haben folgenden Wortlaut: 

„1. Bei der Verbreitung von Infektionskrankheiten spielt das infi¬ 
zierte Individuum die Hauptrolle. 

2. Unter den infizierten Individuen bilden die gesunden Keimträger 
eine besondere und beachtenswerte Gruppe. Sie erscheinen besonders geeignet, 
Infektionskeime oft über weite Entfernungen hin zu verschleppen. Von ihnen 
nehmen oft nach längerer seuchenfreier Zeit neue Epidemien ihren Ausgang. 

3. Von den infizierten Individuen werden die Krankheitskeime auf Ge¬ 
sunde entweder durch unmittelbare Berührung, durch infizierte Gebrauch¬ 
gegenstände, Nahrungs- und Genußmittel oder durch Insekten übertragen, die 
bei einer Beihe von Krankheiten die Bolle obligater Keimzwischentr&ger 
spielen. 

4. Das wichtigste Moment im Kampfe gegen die Infektionskrankheiten 
ist die Ermittelung möglichst aller Infektionsquellen durch strenge Durch¬ 
führung der Meldepflicht und gründliche bakteriologische Unter¬ 
suchung aller als Infektionsquellen in Betracht kommenden Individuen. 

5. Durch dia Isolierung infizierter Individuen, die Desinfektion 
ihrer die Infektionskeime enthaltenden Abgänge und durch geeignete Be¬ 
handlung der Infizierten ist die Vernichtung und unschädliche Beseitigung 
der von ihnen ausgeschiedenen oder in ihrem Körper enthaltenen Infektions¬ 
keime anzustreben. Auch ist auf die Vernichtung und Abwehr der tierischen 
Keimzwischenträger hinzuwirken. 

6. Auf Verbesserung der allgemeinen hygienischen Verhält¬ 
nisse ist der größte Wert zu legen. Menschliche und tierische Abgänge sind 
einwandfrei zu beseitigen. Nahrungs-und Genußmittel sind gegen Verunreini¬ 
gungen mit Infektionskeimen nach Möglichkeit zu schützen. Der Verbesserung 
der WohnungsverhäUnisse, besonders der ärmeren Bevölkerung, ist fortgesetzt 
die größte Aufmerksamkeit zuzuwenden. Allo diese Maßnahmen tragen auch zur 
Hebung des Reinlichkeitsinnes bei der Bevölkernng bei, eines außerordentlich 
wichtigen Faktors in der persönlichen Prophylaxe. 

7. In Betracht kommt auch die Schutzimpfung. Zur allgemeinen An- 



274 


Bericht über die XXXVI. Versammlung 


wondang eignet sich indessen bisher nar die Schatspockenimpfang, der 
allein wir es za danken haben, daß Deutschland heute frei von einer der ent¬ 
setzlichsten Seachen ist.“ 

In der Diskassion meint Prof. Dr. Tj»den-Bremen, daß man für 
die Krankheiten, die bei ans endemisch Vorkommen, die Forderung der Heide¬ 
pflicht etwas zaräckschranben müsse. Er hält es für andarebführbar, die 
Anmeldung jedes Verdachtsfalles z. B. bei harmlosen Halsentzündungen, bei 
gastrischen Störungen, wie sie der Typhus im Anfänge bietet, zu fordern; 
man dürfe doch nicht vergessen, daß jede polizeiliche Meldung eine Unsumme 
von Unannehmlichkeiten für die betreffende Familie herbeiführte. Eine Ab* 
sonderang im Hanse ist nach seiner Ansicht bei ansteckenden Krankheiten 
nicht durchführbar angesichts der zahlreichen Fäden, die von dem Kranken* 
zimmer za den anderen Hausinsassen laufen, namentlich bei beschränkten 
Wohnverhältnissen. Die Unterbringung in Krankenhäusern sei aber heute 
nicht möglich, solange das Krankenhausbett 60uQ M. koste. Deshalb müsse 
der Buf ertönen: Zurück zu billigeren Krankenhäusern! Auch 
die Forderung, Leute, die sich vollständig wohl fühlen, aber noch virulente 
Bazillen haben, ins Krankenzimmer einzusperren, werde sich nicht verwirklichen 
lassen. Von der Schlußdesinfektion verspricht er sich wenig; sie diene 
höchstens der Erziehung zur Reinlichkeit. In Bremen habe man, abgesehen 
von besonderen Fällen, die Schlußdesinfektion aufgegeben; bei manchen Krank¬ 
heiten wisse man ja auch nicht, wann die Ansteckungsfahigkeit aufhöre. Bei 
der Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten komme viel auf die Erhöhung 
der Abwehrkräfte des Körpers an, dazu sei in erster Linie die Er¬ 
ziehung zur persönlichen Beinlichkeit erforderlich. Es müßten 
mehr Badegelegenheiten geschaffen werden; die Wohnungen müßten 
heller, luftiger werden. 

Geh. Hofr&t Prof. Dr. Gärtner-Jena spricht seine Verwunderung 
darüber aus, daß man den Typhusbazillenträger zum Teil auch heute 
noch eine so geringe Bedeutung zuschreibe; sie seien genau ebenso gefährlich 
wie die Typhuskranken, wie er in schlagender Weise an einer von ihm, im 
amtlichen Aufträge untersuchten Typhusepidemie nachweist, deren Ursache 
auf zwei in der Küche beschäftigten Bazillenträgerinnen zurückgeführt werden 
konnte. Typhusepidemien durch Trinkwasser seien besonders Orte mit Hoch- 
quellwasserleitungen ausgesetzt; um dieser Gefahr wirksam zu begegnen, 
bedürfe es strenger Meldepflicht von jedem im Quellgebiet auftretenden Fall 
von Typhus oder Typhusverdacbt; bei eintretendem Regen sollte außerdem 
ohne Rücksicht auf den Wasserbedarf des Ortes die Quelle geschlossen werden, 
denn gerade die ersten Regen brächten die Gefahr. Ebenso wie der Referent 
hält auch er die Beaufsichtigung der Molkereien für dringend erforderlich 
und die Me 1 dun g von Krankheits verdacht für wünschenswert, da sich 
sonst die Aerzte und die sonstigen anzeigepflichtigen Personen bei Unterlassung 
der Anzeige von wirklichen Krankheitsfällen mit dem „Verdacht“ herausreden 
könnten. Mit dem Vorredner stimmt er dariD überein, daß eine Absonderung 
der Kranken im Hause im allgemeinen nicht möglich und deshalb der Bau 
billiger Krankenhäuser dringend erwünscht sei. Auch hinsichtlich der 
Desinfektion betont er ebenso wie die Vorredner, daß cs auf die laufende 
und nicht auf die Schiaßdesinfektion ankomme. Schwierig sei die Frage der 
Bazillenträger zu lösen; ein Schutzmittel dagegen gebe es nicht; hoffent¬ 
lich werde auf dem Wege der innerlichen Desinfektion noch ein Erfolg 
zu erzielen sein, den eine solche allerdings bis jetzt nur in geringen Maße 
aufzuweisen habe. 

Dr. K 1 e in k n e c h t- Braunschweig schildert eine in seiner Heimatstadt 
während des vorigen Sommers stark verbreitete Diphtherieepidemie, bei der 
alle Mittel zur Eindämmung an der Schwere der Krankheit und in der Dauer¬ 
ausscheidung der Bazillen scheiterten. 

Reg.- u. Geb. Med.-Kat Dr. H e c k e r - Straßburg glaubt die Entstehung 
und Weiterverbreitung einer Epidemie in einer Irrenanstalt darauf zurück- 
führen zu können, daß der Zug, mit dem die Spülung auf dem Aborte be¬ 
tätigt wird, mit keimbaltigen Fingern angefaßt wurde. Bei einer neuerbauten 
Irrenanstalt sei deshalb jetzt die Einrichtung getroffen worden, daß die Spülung 
durch den Faß in Tätigkeit gesetzt wird. Redner teilt dann später noch einen 
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Fall mit, wo durch eine Bäckersfrau, die den Typhus überstanden hatte und 
Bazillenträgerin geblieben war, im Laufe der Zeit mehrere Gesellen in* 
fixiert worden und awar immer die neu in das Geschäft ein getretenen. Nachdem 
die Frau die ihr empfohlenen Vorsichsmaßregeln beachtet habe, sei kein neuer 
Fall vorgekommen. 

Dr. Petruschky-Danzig erwähnt, daß an seinem Wohnorte jetzt die 
wegen Diphtherie in Krankenanstalten untergebrachten Kinder in diesen 
nach der Genesung so lange zurückbehalten würden, als sie noch Bazillen¬ 
träger wären. Dauernden Keimträgern gegenüber sei allerdings eine Inhaf¬ 
tierung im Krankenhause nicht möglich; hier komme die innere Desinfektion 
in Betracht, die freilich noch in den Kinderschuhen stecke. Guten Erfolg 
verspräche die Immunisierung, die z. B. bei den nach Südwestafrika 
geschickten Truppen mit gutem Erfolg gegen Typhus angewandt sei. Auch 
gegen Diphtherie könne man Kinder ganz gefahr- und reaktionslos mit ab¬ 
getöteten Bakterien immunisieren. Nach dieser Bichtung hin sei für die 
Bakteriologen und Kliniker ein noch anßerordentlich wichtiges und hoffnungs¬ 
reiches Arbeitsgebiet gegeben. Zum Schluß spricht sich Redner gegen die 
Pasteurisierung der Milch aus; sie schiebe nur den Zeitpunkt der 
Gerinnung hinaus, ohne die Krankheitskeime zu töten, verhindere die recht¬ 
zeitige Erkennung des Verdorbenseins der Milch und begünstige demzufolge 
die Säuglingssterblichkeit. 

Geb. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Pistor-Berlin fragt an, ob bei lang¬ 
jährigen Bazillenträgern die Bazillen auch virulent blieben und ob durch solche 
Bazillenträger üebertragungen tatsächlich erfolgt seien? Er macht dann ebenso 
wie der nachstehende Redner Prof. Dr. Heim-Erlangen auf die zunehmende 
Agitation der Impfgegner aufmerksam. An dem bewährten Impfgesesetze 
müsse auch in Zukunft festgehalten werden; es empfehle sich deshalb, wenn 
der Verein diese Forderung durch Annahme einer entsprechenden Besolution 
Ausdruck gebe. Prof. Dr. Heim beantragt eine solche in folgender Fassung: 
„Die XXXVI. Hauptversammlung des Deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege erblickt in der Schutzpocken¬ 
impfung eine der segensreichsten Maßnahmen auf demGebiete 
der öffentlichen Gesundheitspflege, der allein die Fern¬ 
haltung einer der furchtbarsten Seuchen von unserem Vater¬ 
lande zu danken ist.“ 

Baurat Dr. ing. Büppel-Hamburg ist der Ansicht, daß man grund¬ 
sätzlich die allgemeinen Krankenhäuser nach englischem Muster von den In¬ 
fektionskrankenhäusern oder wenigstens jede einzelne Infektions¬ 
krankheit streng in einem besonderen Pavillon absondern solle mit dem dazu¬ 
gehörigen Pflegepersonal. Auch müsse verhütet werden, daß die Kranken bei 
der Eatlassung ansteckende Keime in ihrer Kleidung mit nach Haus schleppen. 

Stabsarzt Dr. Georg May er-München spricht sich für die Meldung 
von Verdachtsfällen aus, weil sonst, wie er an einem Beispiele dartut, 
schwere Epidemien entstehen können. Bei den Keimträgern müsse man unter¬ 
scheiden zwischen solchen, die leicht eine Uebertragung bewirken können, und 
solchen, wo dies nur unter ganz bestimmten, jetzt noch nicht genügend be¬ 
kannten Umständen geschehe. Gegen die Keimträger von Buhr und Typhus 
müsse unbedingt in irgendeiner Weise vorgegangen werden. Besondere Vor¬ 
sicht müsse man gegenüber Keimträgern in Lebensmittelgeschäften fordern; das 
Interesse des Einzelnen dürfe nicht über das der Allgemeinheit gesetzt werden. 
Schulärzte und Militärärzte sollten auf die Entfernung der vergrößerten 
Rachenmandeln hinwirken, die man bei latenter Tuberkulose und bei Diph¬ 
therie häufig finde, dann werde man in der Bekämpfung dieser Krankheiten 
weiterkommen. 

Med.-Bat Dr. Thier sch-Dresden sieht in der Meldung von Ver¬ 
dachtsfällen ein wertvolles Mittel zur Typhusbekämpfung und befürwortet 
ihre Einführung. Mit behördlichen Maßnahmen brauche man einen Einzelfall 
nicht belästigen, wenn man wisse, daß der Arzt ihn gut beaufsichtige. 

Bürgermeister Dr. Mattin g-Charlottenburg berichtet, daß in Char- 
lottenburg diphtheriekranke Kinder solange von der Schule ausgeschlossen 
bleiben, bis zwei in bestimmten Zeiträumen aufeinanderfolgende Untersuchungen 
die Keimfreiheit ergeben. Tuberkulöse Lehrer mit bazillcnbaltigem Auswurf 
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würden erforderlichenfalls pensioniert, nach wenn noch keine dauernde Dienst- 
unfähigkeit vorliege. 

Prof. Dr. Tj a den -Bremen wendet sich noch einmal gegen die Forderung 
der Meldung von Verdachtsfällen und gegen alle sonstige Forderungen, 
die weitgehende Eingriffe in das Familienleben darstellen. 

In seinem Schlußwort hält Prof. Dr. Lentz an seiner Forderung 
betreffs Ausdehnung der Anmeldepflicht auf die Verdachtsfälle fest. 
Gegen Bazillenträger könne man in Preußen auf Grund des sogenannten 
Polizeiparagraphen, in Verbindung mit dem § 14 des Beichsseuchengesetzes 
Vorgehen, jedoch sollte man in der Anwendung scharfer Maßregeln vorsichtig 
sein. Bef. ist schon seit Jahren mit der Aufsuchung von Mitteln für die innere 
Desinfektion der Bazillenträger beschäftigt, hat aber bisher noch kein 
wirksames Mittel gefunden. Die vom Geheimrat Dr. Pistor aufgeworfene 
Frage betreffs der Virulenz der Bazillen bei langjährigen Keimträgern 
wird von ihm auf Grund vielfacher praktischer Versuche und Erfahrungen 
bejaht. 

Die vom Prof. Dr. Heim beantragte Resolution wird schließlich ein¬ 
stimmig angenommen mit einem Zasatzantrag von Geh.-Bat Dr. Pistor, 
wonach diese dem Reichstage mit der Bitte übermittelt werden soll, auch 
in Zakunft an der Aufrechterhaltung des Impfgesetzes festhalten zu wollen. 

Dritter Sitzungstag: Freitag, den 14. September. 

8. Die Bedeutung der Zahnpflege ln den Schalen. 

Der Referent, Wirk!. Geh. Ob.-Beg.-Rat Prof. Dr. Kirchner- Berlin, jetzt 
Ministerialdirektor der Medisinalabteilung des Ministeriums des Innern, begrüßt 
zunächst die Versammlung im Namen des preußischen Ministeriums des Innern 
und begründet dann in eingehender Weise die von ihm aufgestellten nach¬ 
stehenden Leitsätze. 

„1. Zahlreiche Messungen und Wägungen von Schulkindern haben 
ergeben, daß ihre körperliche Entwicklung zur Zeit des Zahnwech¬ 
sels einen merklichen Stillstand erfährt und erat nach Ablauf desselben 
in normaler Weise fortschreitet. 

2 . Neben diesem physiologischen Vorgang wirkt ein pathologischer Zu¬ 
stand des Gebisses, die Zahnkaries, nachteilig auf die Gesundheit der Schul¬ 
kinder ein. Zahnärztliche Untersuchungen von Schulkindern aller Länder haben 
gezeigt, daß sich nur ein verschwindend kleiner Bruchteil von ihnen im Besitz 
eines gesunden Gebisses befindet. Die Annahme ist daher berechtigt, daß ein 
Teil der allgemeinen Gesundheitsstörungen während des schulpflichtigen Alters 
— Bleichsucht, Blutarmut, Verdauungsstörungen, nervöse Erscheinungen — 
als Folge dieser Erkrankungen der Kauwerkzeuge anzusehen ist. 

3. Ein mangelhaftes Gebiß führt im späteren Leben zu ernsten 
Störungen der Ernährung, begünstigt die Entwicklung der Arteriosklerose, 
setzt die Widerstandsfähigkeit gegen Infektionskrankheiten (Tuberkulose) 
herab und trägt zur Verkürzung des Lebens bei. 

4. Es ist daher vom Standpunkt der öffentlichen Gesundheitspflege 
der größte Wert darauf zu legen, daß die gesamte Bevölkerung frühzeitig 
über die Bedeutung der Zahnpflege unterrichtet und zur Beobachtung 
einer vernünftigen Zahnpflege erzogen wird. 

6. Mit Rücksicht darauf, daß die gesamte Bevölkerung die Schale durch- 
macht, ist diese für die Belehrung der Bevölkerung über die Zahnpflege be¬ 
sonders geeignet. 

6. Der Zahnwechsel und die Entwicklung der Zabnkaries fallen in das 
schulpflichtige Alter, es ist daher während dieser Zeit eine regelmäßige 
zahnärztliche Ueberwachung der Kinder unerläßlich, damit ein vor¬ 
zeitiger Verlust ihrer Zähne tunlichst verhütet wird. 

7. Da die Kinder während des schulpflichtigen Alters von der Schule 
so in Anspruch genommen werden, daß sie die für eine regelmässige zahn¬ 
ärztliche Ueberwachung ihres Gebisses erforderliche Zeit kaum übrig be¬ 
halten, da ferner ein großer Teil der Volksschulkinder die durch diese Ueber¬ 
wachung entstehenden Kosten nicht bestreiten kann, so sollte diese Ueber¬ 
wachung von der 8chule selbst in die Hand genommmen werden. Aus denselben 
Gründen sollte sich die Zahnpflege in den Schalen nicht auf die 
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Ueberwachnng baohrhnka, sondern auch die Behandlung kariöser Zähme 
im rieh schließen. 

8. Die zahnärztliche Ueberwachung der Schalkinder sollte durch Sohul- 
snhnirste geschehen, die sämtliche Kinder möglichst bald nach ihrem Ein¬ 
tritt io die Schale aatersachen, den Befand für jedes Kind in ein besonderes 
Zahnblatt eintragen and die Untersuchung ln angemessenen Zwischenräumen, 
mindestens halbjährlich, wiederholen sollen. 

9. Die sahnärstliche Behandlung der Schalkinder sollte, soweit diese 
nicht eigene Zahnärste haben, durch den Schnlxahnarzt geschehen und zwar 
bei Kindern aus zahlungsfähigen Familien gegen Bezahlung nach einer mäßigen 
Taxe, bei unvermögenden unentgeltlich auf Öffentliche Kosten. 

10. Die sahnärstliche Behandlung der Schulkinder durch Schulz ahn ärste 
geschieht entweder in deren Sprechstunden oder, was in größeren Orten vor* 
riehen ist, in zahnärztlichen Polikliniken, die ausschließlich Schulzwecken 
dienen, sog. Schulzahnkliniken. 

11. Die Errichtung und Unterhaltung von Schulzahnkliniken ist in erster 
Linie Aufgabe der Qemeinden, denen die Unterhaltung der Schulen obliegt 
Gemeinden, die hierzu nicht bereit oder imstande sind, sollten die Errichtung 
von Schulzahnkliniken wenigstens durch unentgeltliche Bereitstellung geeigneter 
Bäume und durch Gewährung regelmäßiger Beihilfen fordern. 

12. Es ist Vorsorge zu treffen, daß durch die Anstellung von Schul- 
zahnärzten und die Errichtung von Schulzahnkliniken die für die Gesundheit 
der Jugend so wichtige Stellung und Tätigkeit der Schulärzte in keiner Weise 
eingeschränkt oder behindert wird.“ 

Betreffs der Durchführbarkeit der von ihm empfohlenen Schulzahn¬ 
kliniken hob Bef erat hervor, daß solche schon in verschiedenen Städten errichtet 
seia, zuerst in Straßburg i. Eis. (von Prof. Dr. Jessen), dann in Altona, 
Darmstadt, Dresden, Duisburg uaw. Für ländliche Kreise empfehle sich 
zu diesem Zwecke die Errichtung von Zweckverbänden und regelmäßiga 
Bereisungen der einzelnen Schulgemeinden durch einen Zahnarzt. Sehr er¬ 
wünscht sei auch eine zahnärztliche Untersuchung und Behandlung der Kinder 
womöglich schon vor dem schulpflichtigen Alter,s. B. in Kleinkindersehulen, 
die da für die Schulzahnpflege getroffena Einrichtungen zweckmäßig an¬ 
gegliedert werde. Die in den Kreisen der Aerzte, insbesondere der Schulärzte, 
vielfach vertretae Ansicht, daß die schulärztliche Tätigkeit durch die An¬ 
stellung von besonderen Schulsahnärzten und Errichtung von 8cbulsahnpoli- 
kliniken sehr beeinträchtigt werde, ist nach Ansicht der Referuta unbe¬ 
gründet; die Tätigkeit der Schulärzte sei zweifellos die wichtigere und die 
Bestellung von Schulärzten deshalb in erster Linie zu fordern. 

Diskussion. 

Oberbürgermeister Fass-Kiel glaubt, daß man nicht bloß an du Gebiß 
der Kinder, sondern auch an du der Gemeinden denku müsse, die so viel 
und so hartes zu beißen hätten, daß sich bei ihnen Arteriuverkalkung ein¬ 
stellen konnte, wun die Anforderunga an sie immer so weiter gingen. Mit dem- 
sriba Rechte, wie die Anstellung von Schalzahnärzten, könne auch die An¬ 
stellung besonderer Aerzte für andere Körperteile, z. B. die Anstellung von 
Mega*. Nerven- usw. Aerzten, gefordert werden. Soweit könnten die Städte 
aber nicht mitgehu, zumal sie noch andere sozialen Pflichten zu erfüllen 
hättu. Wan der Staat den Gemeinden neue Aafgaben auf dem Schalgebiete 
zuweise, dann müsse er auch ihre Hechte auf diesem Gebiete erweitern; zur 
Erfüllung neuer Anforderungen sei außerdem die finanzielle Mitwirkung von 
Reich und Staat notwendig, besonders wenn die Gemeinden die Vorteile von 
sdehu Einrichtungen nicht allein hätten, sondern Beich und Staat wesentlich 
dabei beteiligt seien, z. B. bei der Schalzahnpflege, die für das Heer und die 
Erhaltung uuerer Wehrkraft von größter Bedeatung sei, wie der Referent 
bereits hervorgehoben habe. 

Prof. Dr. Grober-Jena betont namentlich den erzieherischen Wert der 
Schulzahnpflege. Als innerer Mediziner habe er reiche Gelegenheit, immer 
wieder featsustellu, wie ein schlechtes Gebiß die Ursache der verschie¬ 
densten Erkrankungen, vor aliem in den Verdauungsorganen sei. Darch 
«ins hochherzige 8ohenkung sei er in den Stand gesetzt worden, im Jenaer Kranken* 
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he u eine kleine poilklinische Zahnstation einsurichtea, die günstig* Erfolge 
erzielt habe, auch insofern, als die dort zahnärztlich behsndthen Kranken 
später ihre Kinder ebenfalls dorthin gebracht hätten. 

Stadtachulant Br. Stephani- Mannheim betont, daß die Grudnnaehe 
der Zahnverderbnis in den schlechten Gewohnheiten bei der Ernihrnng 
der Kinder ror der Schulzeit liege. Das Stehenbleiben des Wachstums und des 
Körpergewichts beim Beginn des Zahnwechsels, Bleichsucht, Blutarmut, ner¬ 
vöse Erscheinungen, Unterernährung. Tuberkulose seien sweilellos mehr Folgen 
anderer Schädlichkeiten, die gleichzeitig ein schlechtes Gebiß bedingen als 
umgekehrt; ihre Bekämpfung werde allerdings durch ein schlechtes Gebiß 
erschwert. Redner hält deshalb eine ausgiebige gesundheitliehe Be¬ 
lehrung in der Schule für notwendig, die aber nicht bloß die Zähne, sondern 
die ganze Ernährungslehre, die Bedeutung der Körperpflege usw. nament¬ 
lich nir die Mädchen berücksichtigen müsse. Er empfiehlt tine Verbesserung 
der ErsährungsTerhältnisse und bekennt sich als begeisterten Anhänger der 
Schulspeisung. Mit den 10000 Mark, die Mannheim jährlich für unentgelt¬ 
liches Mittagessen in der Schule auswerfe, werde mehr erreicht als mit den 
25000 Mark für Schulzahnpflege. Oer Aufwand Ton 1 Mark jährlich auf den 
Kopf für die zahnärztliche Behandlung der Kinder steht seiner Ansicht nach 
aicat im richtigen Verhältnis zu den zu erwartenden Erfolgen. Anders sei 
es, wenn nach dem Vorgehen Ton Duisburg die Eltern selbst die Behand¬ 
lungskosten aulbringen, oder wenn, wie in Hamburg, ein Vertrag mit einer 
Kraakenkassenpoliklinik abgeschlossen wird, die die Zahnbehandlung der Kinder 
für einen geringen Betrag übernimmt. Im Gegensatz zu dem Vortragenden 
ist Redner der Meinung, daß durch die Schulzahnkliniken die Tätigkeit der 
Schulärzte beeinträchtigt werde. Die Schulzahnpflege durchbreche den Grund¬ 
satz, daß der Schularzt nicht behandeln solle; sie lasse seine Täiigheit 
als minderwertig erscheinen gegenüber der des Schulzahnarztes, der selbst für 
di« Beseitigung des Krankheitsherdes sorge. Es genüge auch hier, wenn die 
Schulärzte, ähnlich wie bei Augen- und Ohrenerkrankungea, die Notwendigkeit 
einer spazialärztlicben Behandlung bei den Schulkindern featstellten und den 
Weg zeigten, wie eine solche su finden sei. Vor der Errichtung von Schul¬ 
zahnkliniken müsse man sich aber fragen, ob nicht noch wichtigere und sozial- 
hygienisch wirksamere Aufgaben su erfüllen sind. Wenn diese erfüllt seien, 
Wünsche er die Schulzahnpflege auch. 

San.-Rat Dr. R a b n o w - Schöneberg hält den Zwiespalt zwischen den 
Schulärzten und der auf Gesundung der Zähne unserer Schuljugend gerichtetes 
Bewegung sicht fär so bedeutend. Es habe gewiß maache Bedenken, 
diese zahnärztliche Einrichtung gleichsam der Schulbehörde su unterwerfen, 
gemeint sei aber nur, daß hierbei die Untersttttsung der Schulen in Anspruch 
genommen werden solle. Es genüge auch nicht, die Zahnpflege mit dem Be¬ 
ginn des schulpflichtigen Alters anfangen su lasses; man müsse sie auf das 
aicbtschQlpflichtige Alter susdebneu, soweit die Kinder Kinderhorts, 
Kinderkrippen usw. benutzen. Die Ueberwacbung der Schulzahnpflege müsse 
ebenso wie die der schulärztlichen Tätigkeit in den Händen eines verant¬ 
wortlichen Arztes liegen, der in der Stadtverwaltung ein Wort ahm** 
reden habe* 

San.-Kat Dr. Rum p e• Crefeld meint, daß in erster Linie nufklärand 
gewirkt werden müsse und zwar nicht nur durch die Aerste, sondern auch 
durch die Lehrer. Unter Leitung des jetzt verstorbenen Gebeimrates Di. 
Lent sei ein Preisausschreiben für Aufsätze in Volksscbul-Lesebttcbern und 
In volkstümlichen Kalendern sowie für Merkblätter erlassen worden. Die 
Arbeiten lägen jetzt vor und sollten eine möglichst weite Verbreitung erhalten. 
Namentlich die Ernährung des Volkes mit guter Milch diene zur Schaffung 
guter Zähne. 

Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Baginsky-Berlin erklärt demgegenüber, 
daß man bei Kindern vom achten Lebensjahre ab mit der Milchernährung 
sehr viel Schalen stiften könne; die Kinder müßten vor allem ihre Zähne 
ordentlich gebrauchen lernen. Aach er ist der Ansicht, daß die Zahnbehand¬ 
lung schon auf das vorscholpflichtige Alter zurückgreifen mü-«se, da in 
’ dem Alter die größte Zahl der Zahnerkrankungen beginne. Die Einftthrang 
- 'chulzahnklinikeo solle man fördern; die betreffenden Zahnirste 
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mitten über aueh ▼ erstehen, mit den Kindern umsugehea. Ob die Einrichtung: 
allerdings bei den Zahninten auf große Sympathie rechnen dürfe, müßte i 
Bedner bezweifeln. 

Stabsarzt Dr. Mayer-München weist darauf hin, daß oft die Aufnahme 
sonst gaoz gesamter Leute ins Heer durch den schlechten Zustand ihres 
Gebisses fraglich gemacht würde. Auffallender Weise bitten die Rekruten 
▼om Lande vielfach ein schlechteres Gebiß als die Stadtrekrnten, die eben 
eher den Zahnarzt aufsuchen, zumal sie als Krankenkassenmitglieder freie 
zahnärztliche Behandlung haben. Die schlechtesten Zähne sehe man in Bayern 
in denjenigen Landeateiien, wo die Mütter wenig selbst stillen. In diesen 
Landesteilen seien nach die übertragbaren Krankheiten, insbesondere die 
Tuberkulose, am stärksten vertreten. 

Kreisarzt Dr. Kr lege-Barmen sieht zwar die Behandlung kranker 
Augen und Ohren, besonders für die Aufgaben der Schalen, als wichtiger an, 
als die Behandlung der Zähne, für die höheren Sinnesorgane geschehe aber 
ohnehin schon mehr, während für die Zähne der Kinder aus den unteren 
Volksschichten so gut wie nichts getan werde. Deshalb sei die Bekämpfung 
der schlechten Zähne sicherlich des Schweißes des Edlen wert. In Barmen 
tragen die Krankenkassen etwa die Hälfte der Kosten für die dort neu 
errichtete Schulzahnklinik, sie hoffen, daß durch rechtzeitige Zahnbehandlung 
bei den Kindern im schulpflichtigen Alter sich ihre späteren Ausgaben dafür 
bei den Kassenmitgliedern verringern werden. Die Stadt stellt die Räume 
nebst Einrichtungen zur Verfügung und gibt einen kleinen Beitrag; die 
übrigen Kosten sollen die Eltern aufbringen und etwa 50 Pfg. für jedes Kind 
jährlich zahlen. Dieser Weg dürfte auch in anderen Städten gangbar sein. 
Die Einrichtung denkt sich der Redner so, daß ein Schularzt im Hauptamt 
angestellt wird, der Assistenten hat, die die Kinder in der 8chnle auch auf 
ihre Zähne untersuchen, und die Kinder mit schlechten Zähnen zur Behandlung 
an die Zahnklinik verweisen. Den Eltern müsse jedoch auch das Recht 
sustehen, ihre Kinder aus eigenem Antrieb dorthin zu bringen. 

Bürgermeister Dr. T h o d e - Stettin spricht sich ebenfalls für die 
Errichtung von Schulzahnkliniken aus und meint, daß sie ohne erhebliche 
Belastung des Stadtsäckels möglich sein würde. Er empfiehlt das sogenannte 
Duisburger System. Die Praxis habe bewiesen, daß die Sache bei einem 
jährlichen Betrag der Eltern von 1 Mark pro Kind durchführbar sei, wenn 
die Stadt die Räumlichkeiten gebe, die Kosten der ersten Einrichtung trage 
und die Beiträge für arme Kinder, Waisen usw. bezahle. Das Publikum 
müsse außerdem immer mehr zu hygienischem Denken und Handeln erzogen 
werden. In Stettin habe der zahnärztliche Verein seine lebhafte Teilnahme 
für die Einrichtung bekundet; die Zahnärzte hätten ja nicht nur ein ideales 
soziales, sondern auch ein sehr starkes praktisches Interesse daran, denn, je 
mehr die Kenntnis von der Notwendigkeit der Zahnpflege in das Publikum 
getragen werde, desto mehr Leute würden die Hilfe des Zahnarztes in An¬ 
spruch nehmen. 

In seinem Schlußwort betont der Berichterstatter, Minist.-Direktor 
Prof. Dr. Kirchner, daß er es stets für seine Aufgabe gehalten habe, dahin 
zu wirken, daß das Gute mit möglichst wenig Mitteln erreicht werde. Auch 
im vorliegenden Falle handle es sich nur um verhältnismäßig geringe Mittel; 
besonders bei Einführung des Duisburger Systems. Ebenso lege er besonderen 
Wert auf volkstümliche Belehrung; auch das Deutsche Zentralkomitee für 
Schulzahnpflege habe sich diese von vornherein zur Aufgabe gemacht. 
Gegenüber den von einer Seite geäußerten Bedenken, daß die von ihm em¬ 
pfohlenen Bestrebungen bei den Zahnärzten wenig Sympathie finden würden, 
könne er nur bemerken, daß sie bei diesen im Gegenteil von einer ungeahnten 
Begeisterung aufgenommen seien. Bei den Krankenkassen habe man in Berlin 
nicht allzu großes Entgegenkommen gefunden. Betreffs den Schulärzten hofft 
Redner, daß sioh auch diese mit der Schulzahnpflege in seinem Sinne sowie 
mit der Errichtung von Schulzahnkliniken einverstanden erklären und die 
von Dr. Stephani dagegen geäußerten Bedenken fallen lassen werden. 

Rpd. 
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Bericht Iber die Ter handlangen der XI. Jahreaversanun* 
lang des Deutschen Vereins fttr Srhnlgesaadhefltspflege 
and der III. Versammlnng der Vereinigung der Schnlärate 
Dentschlands vom 5. Bis 8. Jnni 1911 in Dresden. 1 ) 

I. Jahresversammlung des Deutschen Vereine iftr 
Schnlgesnndheitspflege. 

Am ersten Sitzungstage wurde zunächst das Thema Sehullnrte 
an häheren Schalen von Geh. Med.* Bat Prof. Dr. Leu bu sch er-Meiningen 
und Gymnasial professor Dr. Do eil-Manchen behandelt; beide Bedner kommen 
zu dem Schluß: .Der Schularzt für die höheren Schulen wird und muß kommen, 
da seine Tätigkeit ebenso nutz- und segensreich ist als an den Volksschulen*; 
Dr. Do eil macht außerdem den Vorschlag: „Die Schulärzte sollen nicht bloß 
theoretisch, sondern auch praktisch eingreifen, indem sie einen Teil des Turn¬ 
unterrichts abernehmen.* Er weist ferner auf die in Bayern an verschiedenen 
höheren Schulen bestehenden Schttlerkrankenkassen hin. 

Es berichtet dann Prof. Dr. phil. Boiler-Dsrmstadt Aber die „Histori¬ 
sche Entwicklung der Hygiene der Erstehung und Ihre Darstellung ln 
der historischen Abteilung der Internationalen Hygiene - Ausstellung ln 
Dresden 1911“ ; ferner Seminararat Dr. Baur-Gmttnd Ober „Wechselbezie¬ 
hungen zwischen Schularzt und Lehrer“. 2 ) 

Zum Schluß sprach Lehrer Eiders-Krefeld über die Heilung dos 
Stotterns. Das von ihm angegebene Heilverfahren ist eine konsequente Aus¬ 
gestaltung des Gedankens, daß der Stotterer mit geöffneter Kehle sprechen 
muß. Während bei anderen Methoden mancherlei Mittel und Mittelchen an¬ 
gewandt werden, ziehen sich bei seiner Methode alle Mittel in eins zusammen: 
die Bildung des offenen Klanges. Jeden 8atz ttbe der Stotterer in vierfacher 
Weise: 

1. Mit dem Kork zwischen den Zähnen, damit der Unterkiefer tief ge¬ 
senkt ist. Jeder Vokal wird dabei so lange angehaltea, wie der Atem reimt. 

2. Ohne den Kork: Bei jedem Vokal muß der Unterkiefer tief nach 
unten gehen, auch jetzt werden die Vokale langgesogen. 

3. Taktmäßig: Auf jede Taktzeit fällt ein Vokal. Der Uebende wähle 
ein flottes Tempo, lasse aber den offenen Klang nicht verloren gehen. 

4. Mit richtiger Betonung und nur so viel Offenheit, daß die Natürlich¬ 
keit der Sprache keine Einbuße erleidet. 

Am zweiten Sitzungstage bildete das Thema: Was dringt sn 
einer Reform des Elementarunterrichts nnd wie ist sie dnrchsaführen i 
den Hauptverhandlungsgegenstand. Während der medizinische Referent Schul¬ 
arzt Dr. Lang er ha ns-Leipzig sich hauptsächlich darauf beschränkte, die 
gesundheitlichen Nachteile zu besprechen, welche die Einschulung für die 
Kinder mit sich bringt, berichtete der pädagogische Referent, Lehrer Spriager- 
Leipsig Ober die in neuerer Zeit auf die Umgestaltung des Elementarunter¬ 
richts aus der Erfahrung heraus gestellten Forderungen. 

Schularzt Dr. Bayerthal-Worms machte dann auf die Bedeutung 
der Kopfgrlsse für die Intelligenz im schulpflichtigen Alter aufmerksam. 
Nach seinen Feststellungen hält er sich zu der Annahme berechtigt, daß 
sechsjährige Schulkinder mit einem Umfang von 46 bezw. 46 cm (Mädchen) 
und weniger in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle du Ziel der obersten 
Stufe der Volksschule nicht erreichen. 

Prof. Dr. med. Schmidt-Bonn hebt die Vorteile des Schulkinder¬ 
gartens für schulpflichtige, aber noch nicht schulreife Kinder hervor nnd 
berichtete über seine Erfahrungen in Bonn. Stadtschulinspektor Dr. Baodorf- 
Bonn fordert fttr die Berufswahl der Volksjugend du Zusammenwirken von 
Schularzt, Lehrer, Eltern und Arbeitgeber. 

Lehrer F. Lorentz -Berlin bespricht die Beeinflussung der Leistungs¬ 
fähigkeit auf Grund von Resultaten moderner Ermüdnngsforschung 8 ); aus 

*) Verlag von B. G. Teubner-Leipzig. 
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den mitgeteilten Untersuchungen geht hervor, daß eine solche Beeinflussung 
mOglich ist. Schließlich demonstrierte Dr. Rothf eld-Chemnitz eine von ihm 
entworfene Turnbefreiungstafel. 1 ) 

IL Jahresversammlung des Vereins der Schul&rzte 

Deutschlands. 

Auf der Tagesordnung der am dritten Tage staltflndenden Versamm¬ 
lung des Vereins der Schul&rzte stand als Hanptthema: Krankheitslürsorge 
für Schulkinder. Der Referent, Schularzt Dr. Poelchau-Cbarlottenburg, 
weist sunich8t auf die Wichtigkeit der systematischen jährlichen Reihen¬ 
untersuchungen aller Schulkinder, der Ueberweisung der Kinder, die nicht in 
den Rahmen der Normalschule passen, in Spesialschulen oder Anstalten und 
der Führung von Geburtsscheinen für alle Kinder hin; er verlangt: 

1) Anstellung von Schulschwestern oder 8chulpflegerinnen; 

2) Maßnahmen zur Verhütung der Unterernährung der Schuljugend 
(Frühstück, Mittagessen, Kochunterricht, Merkzettel, betr. die wichtigsten 
Grundsätze ihr die Ernährung der Schulkinder — kleine billige Kochbücher); 

8) Ferienkolonien, Ferienheime, Waldschulen und Erholungst&tten; 

4) eine Zentrale für Jugendfürsorge in der Stadt. 

Der Mitberichterstatter, Schularzt Dr. Thiele-Chemnitz, sieht als das 
Wesentlichste der schulärztlichen Ueberwachung die Feststellung entstnndener 
und entstehender Geistesstörungen. Für die Beseitigung der bei Schulkindern 
festgestellten Gesundheitsstörungen hat nur die 8chule aufzukommen, wenn sie 
auf den Schulbetrieb zurückzuführen sind. Im Interesse der Schule selbst, 
wie des Volkswohles, des Staates und der Gemeinden liege es jedoch, wenn 
die durch die Schulpflicht gebotene, nie wiederkebrende Gelegenheit, den ge¬ 
samten Nachwuchs unseres Volkes lückenlos zusammen zu haben, voll ausge¬ 
nutzt wird, um alle festgsstellten Gesundheitsstörungen zn beseitigen, damit 
da möglichst arbeitstüchtiges Geschlecht heranw&chst. Die Hauptsache ist, 
daß der Schularzt in Person mehr und mehr mit den Eltern der Schulkinder 
Fühlung nimmt. Für gänzlich Unbemittelte sind unentgeltliche Behandlungs- 
mOglichkeiten zu schaffen; die dadurch entstehenden Kosten hat die Allge¬ 
meinheit, nicht die Schule zu tragen. Damit erübrigt sich auch die Einrich¬ 
tung besonderer Schulpolikliniken, gleichviel welcher Spezialität. Trotz 
aller Gelegenheiten gibt es allerdings säumige Eltern, die die Behandlungs¬ 
notwendigkeit ihrer Kinder nicht einsehen wollen. Hier ist auf den Zwang 
hinzuweisen, den der § 1666 des B. G. B. dem Inhaber der elterlichen Gewalt 
auf erlegt. 

Med.-Rat Dr. Kr eißmann-Sonnenberg berichtet hierauf über „Ortho¬ 
pädisches Schulturnen“. Die Schule hat die Verpflichtung, den Kampf gegen 
die Skoliose zu führen. 8ie kann aber nicht eine Reihe von Spezialklassen 
bilden, 10°/o der Schüler — denn auf diese Zahl muß gerechnet werden — 
von einer Reihe von Unterrichtsstunden dispensieren, Verträge mit ortho¬ 
pädischen Anstalten behufs gymnastischen Unterrichts schließen, höhere Grade 
von Skoliosen in Krttppelheimen schicken. Abgesehen von den unerschwing¬ 
lichen Kosten würde es an orthopädischen Anstalten und Krüppelheimen 
fehlen, um nur den zehnten Teil unterzubringen. Höchstens die größten 
St&dte würden ihre Kranken leidlich versorgen können. 

Die 8koliosebehandlung muß eine soziale sein. Die Kinder müssen 
das Ziel der Schule erreichen, aber dabei im Elternhause bleiben. Das 
sind die Vorbedingungen, denen sich die Behandlung anzupassen bat. Und 
da kommt denn wohl kaum ein anderes Mittel in Frage, als die Einrichtung 
von orthopädischen Turnkursen, von denen die schwersten Formen auszu¬ 
schalten sind, während aber alle I. und II. Grades mit Erfolg teilnebmen 
können. Unbedingt nötig ist, daß die Tarnlebrer nach orthopädisch aus- 
gebildet werden, und daß auch das allgemeine Schulturnen, namentlich das der 
Mädchen, immer mehr orthopädisch gestaltet wird durch weitere Ausdehnung 
der Haltungs- und schwedischen Uebungen. 

Dr. Boltz-Hambnrg verlangt ebenfalls zur Bekämpfung der Rückgrat- 
Verkrümmungen in den Volksschulen der Gressstädte orthopädischen Turn¬ 
unterricht; dieser soll eine vom allgemeinen Turnunterricht getrennter, unter 


*) Diese Zeitschrift Nr. 19, S. 762. 
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ständiger Kontrolle eines orthopädisch genügend ausgebildeten Arstes stehender 
und ron einem besonders orthopädisch aungebildeten Tarnlehrer geleiteter 
Tarnunterricht sein, der sich die Aafgabe stellt, mit möglichst einfachen, aber 
wirksamen Uebangen die Verkrümmungen der Wirbelsäule und ibre Folgen, 
wie sie sich bei den Volksschalkindern finden, günstig sa beeinflussen, er 
muß, am möglichst vielen Kindern sugänglich gemacht werden za hOnsen, 
wenn durchführbar, obligatorisch sein. Aach ist es wünschenswert, daß die 
Unterrichtsstanden wenigstens 2— 3 mal in der Woche statt finden, während 
die einzelne Unterrichtsstande wohl nicht über 60 Minuten dauern darf. 

Dr. Frank-M.-Gladbach berichtet hierauf über die Tuberkulose des 
Schulkindes und ihre Bekämpfung lm Hardter Wald bei M.-Wladbach. — 
Dr. Cohn-Breslau erörtert die Mittel und Wege zur Beseitigung der Kopf- 
lftusefrage in Breslauer Mädchenvolksschulea 1 ) und teilt ein Merkblatt mit, 
das er sasammengestellt hat 

Dr. M. Fraenkel-Charlottenburg tritt für die Einführung der Steil¬ 
schrift ein, die nach seiner Ansicht große Vorteile bietet. 8chularst Dr. 
Thiele-Chemnitz will die Bewertung des sehulärstllehen Urteils über die 
allgemeine KOrperbesehaffeahelt der Schulkinder geändert wissen: Die 
jetzige Beurteilung nach „Gat“, „Mittel“ und „Schlecht, lasse sich für eine 
wissenschaftliche allgemeine vergleichende schnlärstliche Statistik im Deutschen 
Beiche nicht verwerten. Da jedoch eine solche dringend wünschenswert sei, 
müsse ein anderer Maßstab für eine exakt wissenschaftliche Beurteilung ge¬ 
funden werden. 

Eine Dreiteilung des Urteils erscheine immer bedenklich. Dagegen 
werde eine Zweiteilung in „Gat“ und „Schlecht“ oder „Genügend* und „Un¬ 
genügend“ oder schließlich in „Eins“ oder „Zwei* völlig genügende Vergleichs¬ 
werte liefern. 

Zam Schluß teilt 8chularst Dr. Marcus-Frankfurt a. M. seine Erfah¬ 
rungen über die Ausbildung von Volksschülern uud Schülern bSberer Lehr¬ 
anstalten ln der ersten Hilfe bei Unglüeksflllen und beim Schwimmen mit. 

Dr. Wolf - Witzeahausea. 
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I. Cröffanng der Versammlmi). 

H. Geh. Med.-Bat Prot Dr. Rapmand, Reg.- u. Med.-Bat in 
Minden, Vorsitzender: Ew. Exzellenz! Sehr verehrte Herren! 
Im Namen des Vorstandes heiße ich Sie herzlich willkommen nnd 
spreche meine besondere Freude darüber ans, daß die Teilnahme 
«i der diesjährigen Hauptversammlung eine Aber Erwarten zahl¬ 
reiche ist. 

Mit dem 1. April d. J. sind zehn Jahre verflossen, seitdem 
das Kreisarztgesetz in Kraft getreten nnd damit ein vorzügliches 
Fundament für die Entwickelung des preußischen Medizinal- 
wesens geschaffen ist, anf dem sich in verhältnismäßig kurzer 
Zeit ein stattliches Gebäude erhoben hat, stattlicher, als viele von 
uns seinerzeit erwartet haben dflriten. Obwohl noch manches in 
bezug auf seinen inneren Ausbau zu wünschen übrig bleibt, müssen 
wir uns doch nicht nur über das Erreichte freuen, sondern vor 
allem auch unserem bisherigen Bessortministerium, dem Kultus¬ 
ministerium, dem wir dies in erster Linie verdanken, von ganzem 
Herzen dankbar sein. Diesem Danke für die großen und bleiben¬ 
den Verdienste des Kultusministeriums auf dem Gebiete unseres 
öffentlichen Geundheitswesens gerade auf der diesjährigen Haupt¬ 
versammlung besonderen Ausdruck zu geben, sind wir aber um 
so mehr verpflichtet, als die Medizinaiverwaltnng seit dem 1. d. Mts. 
von ihm abgetrennt und dem Ministerium des Innern überwiesen ist. 

M. H.! Der jetzt erfolgte Uebergang des ganzen Medizinal¬ 
wesens auf die Zentralbehörde der inneren Verwaltung ist zweifel¬ 
los ein bedeutungsvoller Schritt für seine künftige Entwicklung, 
dem an Wichtigkeit kaum eine andere Maßnahme seit Erlaß des 
Kreisarztgesetzes gleich stehen dürfte. Die Ansichten über die 
Vorzüge und Nachteile dieses Uebergangs sind in den beteiligten 
Kreisen bekanntlich geteilt; die Vorzüge werden von seiten der 
Verwaltung in den Vordergrund gestellt, die Nachteile von seiten 
des ärztlichen Standes. M. E. hat aber das öffentliche Gesundheits¬ 
wesen so viele Berührungspunkte mit der inneren Verwaltung, 
daß eine Vereinigung mit dieser unter demselben Ressort dem 
Ganzen nur zum Vorteil gereichen kann. Ich teile auch nicht die 
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vielfach geäußerte Befürchtung, daß die Wissenschaft auf gesund- 
heitlichem Gebiete nun mcht mehr volle Berücksichtigung finden 

könnte, sondern gehöre vielmehr zu den Optimisten, die sich der 
Hoffnung hingeben, daß das Medizinalwesen gerade seiner Wissen¬ 
schaftlichkeit wegen im Ministerium des Innern eine einflußreichere 
und bedeutsamere Rolle als im Kultusministerium spielen dürfte, 
wo schon an und für sich, besonders m der Unterrichtsabteilung 
so viel »Wissenschaftlichkeit vertreten ist. Die wissenschaft¬ 
lichen Forschungsergebnisse in Einklang zu bringen mit den prak¬ 
tischen Erfahrungen und den sonst für ihre Durchführung in 
Betracht kommenden Verhältnissen, das ist der Weg, der auf dem 
Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege zum Ziel führt, und 
zwar um so leichter, je mehr Wissenschaft und Verwaltung ein- 
trächtiglich Zusammengehen und jede von ihnen als voll- und 
glei ch berechtigt anerkannt wird. Daß die Wissenschaft aber 
auch schon jetzt im Ministerium des Innern volle Beachtung 
findet, das zeigen insbesondere dessen Bestrebungen während der 
letzten Jahre auf dem Gebiete des Gefängniswesens und der 
Fürsorgeerziehung, die in großzügiger Weise den Anforderungen 
der Wissenschaft wie der öffentlichen Gesundheitspflege Rechnung 
tragen. Wir Medizinalbeamten können daher volles Vertrauen zu 
unserer nunmehrigen Zentralbehörde haben und mit Sicherheit 
hoffen, daß dessen Fürsorge für die öffentliche Gesundheitspflege, 
für den ärztlichen Stand und auch für uns Medizinalbeamten eine 
ebenso große sein wird, wie in dem Kultusministerium. In diesem 
Vertrauen werden wir noch besonders dadurch bestärkt, daß die 
hochverdienten Mitglieder der Medizinalabteilung in ihrer Stellung 
verblieben sind; wir werden weiterhin darin bestärkt durch 
die von Ew. Exzellenz noch vor kurzem sowohl im Abgeordneten¬ 
hause, als im Herrenhause gegebene Zusicherung, daß das Me¬ 
dizinalwesen wie die Interessen der Medizinalbeamten nnd des 
ärztlichen Standes im Ministerium des Innern die gleiche Berück¬ 
sichtigung wie früher finden würden. Vor allem werden wir in 
diesem Vertrauen aber dadurch bestärkt, daß Ew. Exzellenz uns die 
hohe Ehre hat zuteil werden lassen, an unserer heutigen Hauptver¬ 
sammlung, der ersten seit der eingetretenen Ressortveränderung, 
t eilgnofthmfln . Im Namen des Vereins spreche ich Ew. Exzellenz 
dafür unseren ehrerbietigsten Dank aus und eröffne die heutige 
Sitzung mit dem Wunsche, daß wir hoffentlich auch in künftigen 
Jahren noch recht oft die Ehre haben werden, Ew. Exzellenz in 
unserer Mitte begrüßen zu dürfen! 


Se. Exzellenz, der Herr Minister des Innern von Dallwitz: 
M. H.! Für die freundliche Begrüßung, die mir soeben in Ihrer 
Mitte von Ihrem Herrn Vorsitzenden zuteil geworden ist, bin 
ich Ihnen außerordentlich dankbar. Sie ist mir ein Zeichen dessen, 
daß die Loslösung der Medizinalverwaltung vom Kultusressort, 
so schmerzlich sie auch viele von Ihnen berührt haben mag, doch 
auch von Ihnen als eine Tatsache angesehen wird, mit der Sie 
• nicht nur abfinden müssen, sondern auch ab finden'.können, 
■ sachlichen Gründe, die dafür sprechen, auch von Ihnen 
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nicht verkannt werden. Mag daher einstweilen auch das Gefühl 
des Bedauerns darüber überwiegen, daß der Zusammenhang mit 
dem Kultusministerium gelöst ist, mit dem Sie durch so stolze 
und freundliche Erinnerungen einer langjährigen, an Erfolgen 
und Fortschritten reichen Vergangenheit sich innerlich verbunden 
fühlen, so glaube ich doch der Hoffnung Ausdruck geben zu dürfen, 
daß Sie, je länger um so mehr, mit der Neugestaltung der Dinge 
sich anssöhnen nnd erkennen werden, daß Sie auch künftig in 
der Lage sind, Ihren Aufgaben und Berufspflichten mit dem 
Idealismus nnd mit der Schaffensfreudigkeit nachzugehen, welche 
den deutschen Aerztestand von jeher ansgezeichnet haben. Und, 
m. H., welchem Ressort auch immer die Mediziualverwaltnng 
angegliedert sein möge, so ändert das nichts an dem Inhalt der 
Ihnen obliegenden Aufgaben nnd ändert jedenfalls auch nichts 
daran, daß Sie berufen sind, über den Rahmen der Verhütung 
und Bekämpfung menschlicher Krankheiten und Leiden hinaus 
mitzuwirken an der fortschreitenden Gesundung nnseres Volkes, 
und zwar nach dem Gesichtspunkte: „mens sana in corpore sano", 
nicht nur in körperlicher, sondern auch in geistiger Beziehung; 
daß Sie damit auch berufen sind, ganz wesentlich beizutragen zn 
der Hebung des gesamten Kulturniveaus in unserem Vaterlande. 
Insoweit, m. H., greifen die Aufgaben des ärztlichen Berufs¬ 
standes hinüber in das große soziale Gebiet und bilden ein wich¬ 
tiges Glied in der Kette der Bestrebungen, die darauf abzielen, 
in gesunder, besonnener Entwicklung immer weitere Fortschritte 
anzubahnen, znm Wohle der Menschheit. 

Möge auch Ihre heutige Tagung diesem Bestreben förder¬ 
lich sein! 

(Alleeitiger lebhafter Beifall!) 

(Die Anwesenden erheben sich von ihren Pl&tien.) 

Vorsitzender: Ew. Exzellenz danke ich vielmals für die 
außerordentlich liebenswürdigen Begrüßungsworte, die Sie eben 
an nns gerichtet haben. Ew. Exzellenz können jedenfalls ver¬ 
sichert sein, daß sich die Medizinalbeamten auch künftighin mit 
allen Kräften befleißigen werden, den Aufgaben, die ihnen gestellt 
sind, nach jeder Richtung hin gerecht zn werden, nm sich das 
Wohlwollen nnd die Anerkennung Ihrer Vorgesetzten Behörde zu 
erhalten. 

Es liegt mir weiter noch die angenehme Pflicht ob, als Gäste 
zu begrüßen: die Herren Geh. Ob.-Med.-Räte Prof. Dr. Kirchner, 
Prof. Dr. Dietrich und Dr. Abel, Herrn Ob.-Reg.-Rat Frhrn. 
v. Zedlitz-Neukirch, Herrn Geh. Med.-Rat Dr. Finger, 
Herrn Reg.-Rat Dr. Hamei als Vertreter des Kaiserlichen Ge¬ 
sundheitsamts sowie Herrn Geh. Med.-Rat Dr. Behla als Ver¬ 
treter des Preuß. statistischen Landesamts. Im Namen des Ver¬ 
eins spreche ich auch Ihnen den herzlichsten Dank aus, daß Sie 
unserer Einladung in diesem Jahre wiederum in liebenswürdiger 
Weise gefolgt sind. 


1* 
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Geschäfts- and Kassenbericht. 


II. Geschäfts- «ad Kasselbericht. 

H« Geh. Med.-Rat Dr. Flelitz, Kreisarzt in Halle a. S., Schrift* 
führer: M. H.! Die Zahl der Mitglieder hat im verflossenen 
Berichtsjahre eine geringe Abnahme erfahren; es sind 20 Mitglieder 
verstorben and 42 aasgetreten, dagegen nur 44 neu eingetreten, 
so daß die Gesamtzahl z. Z. 888 beträgt, statt 906 im April 
v. J. Die Zahl der Verstorbenen ist leider eine sehr große. 
Wir betrauern in erster Linie unser Ehrenmitglied, Robert 
Koch, Exzellenz, sowie unser langjähriges Vorstandsmitglied, 
Geh. Med.-Rat Dr. Elten, der im vorigen Jahre ja hier auf 
so tragische Weise verschieden ist. Außerdem sind folgende 
Vereinsmitglieder gestorben; 

Dr. ?. Buch km, Obemst an der ProTlnsisl-Heil- oad Pflegesastslt ia 

Alt-Scher bits. 

• Dsaielowski, prskt. Arst ia Hoheastflblaa (Reg. - Bes. Dsaslg), 

sUataärztl. approb. 

- Führer, Geh. tian.-Rat, Kreispbysikus a. D., ln Wolfhagei. 

- Qatkaecbt, Kreisarst in Belgard. 

- v. Hofe, Och. Med.-Rat, Kreisarst ia Alteaa. 

- Holling, Med.-Rat, Kreisarst in Soegel. 

- Neumann, prakt. Arst, staatskrztl. approb., Ia Landsberg a. W. 

• NO 11er, Geb. Med.-Rat, Reg.- a. Med.-Rat in Lünebarg. 

- Leder, Med.-Rat, Kreisarst a. D. ln Lanban. 

- Offenberg, Med.-Rat, Kreisarst in Osnabrück. 

- Püllen, Geh. Med.-Rat, Kreisarst ia Grevenbroich. 

- Romeick, Kreisarst in Mohrangen. 

• Rnmp, Med.-Rat, Kreisarst in Osnabrück. 

- Sch erb, Kreisarst in Fritslar. 

- Schmiele, Med.-Rat, Kreisarst a. D. ia WeUenfels. 

- SchOabrod, Kreisassistensarst and Assistent am Medizinal-Unter- 

sachongsamt in Potsdam. 

- Tillessen, Med.-Rat, Kreisarst a. D. in Saarlouis. 

- Vanselow, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat ia Stettin 

Vorsitzender: M. H.! Der Herr Schriftführer hat schon 
betont, daß die Zahl der seit der letzten Hauptversammlung ver¬ 
storbenen Mitglieder wiederam außerordentlich groß ist. Unter 
ihnen mochte ich in erster Linie hervorheben unser Ehrenmitglied, 
Exz. Robert Koch. Er ist aus unserem Stande hervorgegaugen 
and mit besonderem Stolz muß es alle Medizinalbeamten erfüllen, 
daß er einer der ihren gewesen ist; ein Bahnbrecher der Wissen¬ 
schaft, ein Forscher ohne Gleichen, wie er vielleicht in Jahr¬ 
hunderten nicht wiederkehren wird. Für alle Zeiten wird sein 
Name mit ehernen Lettern in der Geschichte der Medizin, ins¬ 
besondere aber in der Geschichte der Bakteriologie, Hygiene und 
Gesundheitspflege eingeschrieben und sein Andenken für alle 
Zeiten unvergeßlich sein! — Noch besonders möchte ich dann 
gedenken unseres allverehrten, so früh und unerwartet aus dem 
Leben geschiedenen Vorstandsmitgliedes Geb. Med.-Rat Dr. Elten. 
In den vielen Jahren, in denen er als Vorstandsmitglied unserem 
Verein augehört hat, ist er Btets in aufopfernder und liebens- 
Miger Weise bestrebt gewesen, uns den Aufenthalt in Berlin 

Gelegenheit unserer Hauptversammlungen so angenehm wie 
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möglich zu machen. Noch in dem letzten Jahre hat er dies in 
hervorragender Weise getan und war stolz darauf daß die erste 
Tagung im „Rheingold“, deren Ende er leider nicht mehr erlebte, 
einen so günstigen Anlauf nahm. Auch sein Andenken werden 
wir in treuer und ehrenvoller Erinnerung behalten! 

Unter den Verstorbenen sind außerdem verschiedene, die 
wir nicht nur bei den Hauptversammlungen in unserer Mitte be¬ 
grüßen konnten, sondern von denen auch manche uns auf diesen 
mit interessanten Vorträgen erfreut haben. Ich erinnere beson¬ 
ders an den Kollegen Gutknecht; in voller Manneskraft ist er 
ebenso wie ein Teil von den übrigen Verstorbenen im frühen 
Lebensalter dahingeschieden. Wir sehen daraus, daß der Beruf 
der Medizinalbeamten nicht so leicht und bequem ist, wie von 
manchen unserer ärztlichen Kollegen geglaubt wird, sondern daß 
er im Gegenteil mit außerordentlich großen Anforderungen in 
bezug auf körperliche und geistige Leistungsfähigkeit verknüpft 
ist, denen leider nicht wenige unserer Kollegen frühzeitig er¬ 
liegen. 

Ich bitte Sie, sich zum Andenken der Verstorbenen von 
Ihren Plätzen zu erheben. 

(Geschieht.) 

H. Geh. Med.-Rat Dr. Fielitz, Kreisarzt in Halle a. S., Schrift¬ 
führer: Die Kassenverhältnisse des Vereins haben sich wäh¬ 
rend des Berichtsjahres günstig gestaltet und zu einem nicht un¬ 
erheblichen Ueberschuß geführt. Es haben betragen: 

die Einnahmen. 14492.99 M. 

hieran Bestand ans dem Vorjahre . . 1766,50 „ . . . 16259,49 M. 

die Ausgaben . •. 13 581,73 M. 

bleibt Bestand 2677,76 M. 
demnach 911,26 Mark mehr als im Vorjahre. 

Im übrigen habe ich aus dem Vorjahre noch zu berichten, 
daß der Vorstand dem auf der letzten Hauptversammlung gefaßten 
Beschlüsse gemäß unsere Verhandlungen über den Ent¬ 
wurf eines Deutschen Strafgesetzbuches dem Reichs¬ 
justizamt überreicht und zwar in 50 Exemplaren zur Verteilung 
an die Mitglieder der vorberatenden Kommission. Ferner hat sich 
der Vereinsvorstand veranlaßt gesehen, den Herrn Minister in 
einer Eingabe nochmals um Ausdehnung des Beamten¬ 
fürsorgegesetzes vom 2. Juni 1902 auf die Medizinalbeamten zu 
bitten, und auf diese Eingabe unter dem SO. Januar d. J. den 
folgenden, unseren Wünschen soweit als möglich Rechnung tra¬ 
genden Bescheid erhalten: 

„Di« Auffassung des Vorstandes, daß die Kreisärste von den Wohltaten 
des Gesetzes vom 2. Jani 1902 (Gesetzsemml. 8.153) vollständig ausgeschlossen 
seien, ist unzutreffend. Wenn sie bei Besichtigung eines der reichsgesetzlichen 
Unfallversicherung unterliegenden Betriebes einen Unfall erleiden, so findet 
da» genannte Gesetz auf sie ebenso Anwendung, wie auf andere Beamte. Das 
geht klar hervor aus den Motiven zu §§ 1 und 6 des Entwurfs zum früheren 
Gesetz vom 18. Juni 1887, wo ausdrücklich ausgesprochen wird, deß unter 
den im Betriebe beschäftigten Beamten auch diejenigen zu verstehen sind, 
„welche aus Anlaß der staatlichen bezw. polizeilichen Beaufsichtigung solcher 
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Betriebe den Gefahren der letzteren gleichfalls amgesetzfc sind.“ Insofern er¬ 
schein« der Antrag auf „Ausdehnung des Beamtenifinorgegeaetzes auf die 
tfedizinalbeamten* gegenstandslos. 

Materiell scheinen die Wünsche den Vorstandes allerdings weiterzn- 
geben, als die Pormnlierang des Antrages erkennen lädt. Es scheint gewünscht 
za werden, daß ganz allgemein den Kreisärzten and deren Hinterbliebenen 
das Rahegehalt bezw. die Reliktenbezüge nach den Grundsätzen des Gesetzen 
vom 2. Joni 1902 gewährt werden sollen, wenn die Dienstonfähigkeit die 
Folge einer Krankheit oder Beschädigung ist, die sich der Kreisarzt im Dienst 
zagexogen hat. Eine solche Regelang könnte nur außerhalb des Gesetzes 
Tom 2. Juni 1902 erfolgen, denn sie ginge nicht nur über den Kreis der 
anfallTersicherongspflichtigen Betriebe hinaas, sondern sähe auch Ton der 
Voraassetzang des Unfalls ab. Insbesondere. die Gefahren der Zuziehung 
übertragbarer Krankheiten, wie sie die Eingabe Tom SO. Dezember t. Js. Tor- 
nebmlich im Aage hat, fallen nicht anter den Begriff der Unfnllgefnhr, 
würden also aach dann noch keine Berücsichtigang erfahren, wenn die Be¬ 
schränkung des Gesetzen Tom 2. Joni 1902 aal unfailversicherangspnichtige 
Betriebe fortfiele. 

Der Vorstand scheut diene Tragweite seiner Anregung nicht berück¬ 
sichtigt zu haben. En handelt sich dabei um ein neuen Prinzip der Beamten- 
ftkrsorge, für welches andere Beamtenarten ebenfalls in Betracht kommen 
würden. Eine einseitige Lösung der Frage tou Seiten des diesseitigen Ressorts 
encheint nicht angängig, während sich eine allgemeine Lösung zurzeit als 
noch nicht durchführbar erwiesen hat. Sollte aber im Emzelfall die Anwendung 
der derzeitigen Vorschriften über Pensionierung und Hinterbliebenenfürsorge 
nicht ausreicben, um einen aus dienstlichem Anlaß dienstunfähig gewordenen 
Kreisarzt oder seine Hinterbliebenen Tor Not zu schützen, so wird es selbst 
Terständlich mein Bestreben sein, auf anderem Wege Abhilfe zu schaffen.* 

Außerdem hat ea der Vorstand für nötig erachtet, gegen 
die unzutreffenden Ausführungen eines württembergischen Kollegen 
in der dortigen zweiten Kammer über die amtliche Stellung und 
Tätigkeit der preußischen Kreisärzte und Kreisassistenzärzte 
Verwahrung einzulegen, da sie ein völlig falsches Bild der 
tatsächlichen Verhältnisse gaben and deshalb dringend der Richtig¬ 
stellung bedurften. Die betreffende Erklärung des Vorstandes 
ist in Nr. 5 der Zeitschrift für Medizinalbeamte veröffentlicht und 
Ihnen deshalb bekannt, so daß ich sie hier nicht vorzulesen 
brauche. Sie ist allen Mitgliedern der Württembergischen Kammer 
durch Vermittelung seines Büros zugestellt; der Präsident der 
Kammer hat hierzu in entgegenkommender Weise seine Zustim¬ 
mung erteilt. 

Die Kassenabrechnung ist bereits durch einen Rechnungs¬ 
beamten geprüft and richtig befunden; sie maß noch von zwei 
Kassenrevisoren naebgeprüft werden; ich bitte diese zu 
wählen, damit mir Entlastung erteilt werden kann. 

Vorsitzender: Wünscht jemand zu dem Geschäfts- und 
Kassenbericht das Wort zu ergreifen? — Es ist nicht der Fall. 
Wir haben nnnmebr zwei Kassenrevisoren zn wählen; ich schlage 
die beiden Herren Kollegen vor, die dieses schwierige Amt bereits 
in früheren Jahren zu unserer Zufriedenheit erledigt haben, Geh. 
Med.-Rat Dr. Schlüter-Gütersloh und Med.-Rat Dr. Herrmann- 
Bitterfeld, die sich auch diesmal in liebenswürdiger Weise dazu 
bereit erklärt haben. Es erhebt sich kein Widerspruch; die 
Herren sind somit gewählt. 



Dr. Kirchner: Bekämpfung der Pest. 


7 


III. Bekämpfung der Pest. 

Herr Geh. Ober-Med.-Rat Prof. Dr. Kirchner-Berlin: Eure 
Exzellenz! Meine Herren! Dem Wunsche des Vorstandes, einen 
Ueberblick über die moderne Pestbekämpfung zu geben, bin ich 
um so lieber gefolgt, als uns das eine erwünschte Gelegenheit 
gibt, zu vergleichen, was wir früher auf dem Gebiete der Seuchen¬ 
bekämpfung leisten konnten, und was wir heute leisten können, 
aber auch leisten müssen; denn, je größere Möglichkeiten zur 
Betätigung uns gegeben sind, um so größer ist auch unsere Ver¬ 
pflichtung, Großes zu leisten zum Wohle unseres Vaterlandes. 

Die äußere Veranlassung der heutigen Besprechung war, 
wie Ihnen bekannt, der Umstand, daß im vorigen Herbst im fernen 
Osten von Asien ein Ausbruch der Pest erfolgte, der besonders 
deswegen beunruhigend war, weil die Pest in der Form der 
Lungenpest auftrat. 

In der ersten Woche des Oktober 1910 trat die Pest in den 
Orten Werchne-Udinsk und Petrowski in Transbaikalien auf 
und erschien bald darauf in Mandschuria, wanderte: dann 
an der Bahn weiter nach Osten nach Chailar, Buchatu und 
der Provinzialhauptstadt Tsitsikar und trat Mitte November 
in C har bin am Sungari und namentlich in der Chinesenstadt 
Fudjadjen auf, wo sie gewaltige Verheerungen anrichtete. Von 
dort ging sie an der mandjurischen Eisenbahn nach Süden nach 
Kirin und Mukden, wanderte bis Peking, Tientsin und 
Dalny und wurde bis Schanghai verschleppt. Ueberall trat 
die Pest unter der Form der Lungenpest auf und war in fast 
allen Fällen tödlich. 

Unsere Zeitungen waren darüber außerordentlich erschreckt; 
diese Furcht teilte sich dem Publikum mit. Ein Wort war es 
besonders, das diese Beunruhigung herbeiführte, nämlich der Ver¬ 
gleich jenes Pestausbruches mit dem „schwarzen Tod“. 

M. H.! Alle, die mit der Geschichte der medizinischen 
Wissenschaft vertraut sind, wissen, was der schwarze Tod be¬ 
deutet; ich darf mir erlauben, Sie mit einigen Worten in jene 
Zeit zurückzuführen, als der schwarze Tod über die Welt dahin 
brauste. Aus den alten Pestberichten, die uns erhalten sind, 
klingt heraus, welchen gewaltigen Eindruck jene furchtbare Seuche 
gemacht hat, die um die Mitte des 14. Jahrhunderts von China 
kommend über Asien, Europa, ja, die ganze Welt dahinzog. 

Im Jahre 1346 wurde bekannt, daß im nördlichen Teile von 
China eine schwere, bis dahin unbekannte Seuche ausgebrochen 
sei. Noch ehe man recht darüber nachdenken konnte, verbreitete 
sie sich nach Westen; auf drei großen Wanderstraßen erreichte 
sie Rußland, Aegypten und bald Europa; von Aegypten wurde sie 
auf dem bekannten Wasserwege, der damals die größte Handels¬ 
strasse war, nach Italien eingeschleppt. Sie trat zuerst in Süd¬ 
italien auf, wurde bald nach Ober - Italien, nach'Spanien verbreitet 
und erschien bereits 1347 in Frankreich. Von dort breitete sie 
sich weiter aus, erschien 1348 in Deutschland und griff nach 



8 


Dr. Kirchner. 


England, Schweden, Dänemark, Norwegen, also anf die gesamte 
zivilisierte Welt Aber. 

Der Eindruck, den die Seuche auf die Bevölkerung machte, 
war ungeheuer, und die Opfer, die sie forderte, waren unzählig. 
Wenn die alten Chronisten angeben, daß die Seuche, die von 1346 
bis 1351 dauerte, in der zivilisierten Welt mehr als 24 Millionen 
Menschen dahingerafft hat, so ist die Zahl sicher nur schätzungs¬ 
weise richtig; denn es fehlte damals an der ausreichenden Zahl 
von Aerzten, auch wurde keine zuverlässige Statistik geführt. 
Aber wenn berichtet wird, daß allein in Florenz 100000 Menschen 
dahingerafft und ganze Länder entvölkert worden sind, so kann 
man sich vorstellen, daß die Wirklichkeit nicht weit hinter jener 
Zahl zurückgeblieben ist. 

Der politische Einfluß, den jene gewaltige Seuche gehabt 
hat, ist gar nicht hoch genug zu veranschlagen. Als sie erschien, 
tobte in Frankreich gerade der große Krieg zwischen Philipp 
von Valois und Eduard III von England; nach der sieg¬ 
reichen Schlacht von Crecy hatte der schwarze Prinz Calais er¬ 
obert: da erschien der schwarze Tod und wand Siegern wie Be¬ 
siegten das Schwert aus den Händen. In Deutschland wütete 
nach dem Tode Ludwigs von Bayern der Kampf zwischen den 
Gegenkaisern: da raffte der schwarze Tod den edlen Günther 
von Schwarzburg dahin und bahnte Karl IV. den Weg zum 
Thron. Auch in unserem damals kleinen Vaterlande Brandenburg 
machte sich die Pest geltend. Gerade damals war der falsche 
Waldemar erschienen und hatte die Fahne der Askanier auf¬ 
gepflanzt. Das Volk jubelte ihm zu; da erschien der schwarze 
Tod, und der falsche Waldemar verschwand von der Bildfläche. 

Wenn Sie gewisse Teile unseres Vaterlandes durchreisen, so 
Anden Sie noch jetzt Stellen, an denen einst bewohnte Ortschaften 
gestanden haben. In der Mark z. B. finden Sie hier und da in 
abgelegenen Strichen der Heide einen verlassenen Brunnen; wenn 
Sie genauere Kreiskarten studieren, finden Sie häufig zwischen 
Ortschaften in abgelegenen Wäldern die Bezeichnung „Wüste¬ 
mark*; dort standen einst blühende Orte, die unter dem Einfluß 
der Pest zugrunde gegangen sind. In Nord-Schleswig gibt es 
solche Ortschaften in größerer Zahl. Der mittlere Teil von Nord- 
Schleswig ist noch von der Zeit des schwarzen Todes her ent¬ 
völkert; namentlich gilt dies von dem nördlichen Jütland. In 
einem ausgedehnten Teile von Norwegen soll die ganze Bevölke¬ 
rung dahingerafft worden sein bis auf ein einziges Mädchen; sie 
irrte ohne Schutz lange Zeit in den Wäldern umher, bis man sie 
ganz verwahrlost aufgriff und der Erziehung wieder zuführte. Sie 
wurde auf öffentliche Kosten erzogen und erhielt das weite Gebiet 
als Eigentum; sie wurde die Mutter eines Grafengeschlechts, das 
den Namen Biepe — Waldvogel — führte. 

Was war der schwarze Tod? Man hat sich darüber lange 
den Kopf zerbrochen; noch in August Hirsche historisch-geo¬ 
graphischer Pathologie begegnen Sie einer Anschauung, die lange 
in Aerztekreisen bestanden hat, daß der schwarze Tod eine be¬ 
sondere Form der Pest gewesen sei. In Beiner Vorlesung über 
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die großen Volkskrankheiten des Mittelalters setzte Aug. Hirsch 
auseinander, daß es zwei Arten von Pest gäbe; die eine sei 
die orientalische Benlenpest, die andere der schwarze Tod; es 
gäbe in Indien eine Gegend, in der der schwarze Tod noch heut¬ 
zutage zu Hause w&re, in den Nordwest-Provinzen von Vorder¬ 
indien, in den Radjastanstaaten im Bezirk Merwar, da sollte noch 
heute die Lungenpest, der schwarze Tod, bestehen. Durch die 
Zeitungen ging im vorigen Jahre die Mitteilung, die in China 
ausgebrochene Pest wäre ausschließlich die Lungenpest* und des¬ 
halb dachte man auch dort an den schwarzen Tod. 

Wenn man jedoch alte Pestberichte liest, findet man, daß der 
schwarze Tod keineswegs ausschließlich Lungenpest gewesen ist, 
sondern daß sich deutlich drei Formen unterscheiden lassen: Zu¬ 
nächst die Form, bei der die Leute anscheinend aus voller Ge¬ 
sundheit heraus, wie vom Schlage getroffen, tot zu Boden sinken’: 
die Pestis siderans, die wir auch heute noch beobachten. 
Zweitens eine außerordentlich infektiöse Form der Lungenent¬ 
zündung, die Lungenpest, die unter eigentümlichen äußeren 
Erscheinungen einsetzt: Die Kranken erbrechen, werden von 
schwerer Prostration befallen; es treten hohes Fieber, ein reich¬ 
licher, blutiger Auswurf und ein blutiges Exanthem auf der 
Körperoberfläche ein, das der Krankheit den Namen des schwarzen 
Todes gegeben hat. Die dritte Form, die in den alten Pest¬ 
berichten erwähnt wird, ist die Bildung von Drüsenbeulen an 
verschiedenen Stellen des Körpers, die bald zu schweren allge¬ 
meinen Erscheinungen führen, Lungenödem und Septicämie, an 
denen die Kranken zugründe gehen. 

Nun, m. H., diese drei Formen sind genau dieselben, die wir 
noch jetzt bei der orientalischen Beulenpest beobachten. Der 
schwarze Tod ist also nicht eine Krankheit für sich, sondern eine 
Pestepidemie gewesen, bei der die Lungenpest prävalierte, ganz 
so, wie gegenwärtig in Nord-China. Es kann daher auch kein 
Zweifel darüber bestehen, daß in Nord-China in diesem Winter 
nicht eine besondere Form der Pest geherrscht, sondern daß es 
sich auch dort um die orientalische Benlenpest gehandelt hat. 

In dem Berichte der Deutschen Kommission, die 1897 zum 
Studium der Pest nach Bombay geschickt wurde, finden wir 
genau dieselben drei Formen geschildert; nur daß in Vorderindien 
die Beulenpest prävalierte. In Vorderindien ist auch Lungenpest 
vorgekommen, aber keineswegs in der Ausdehnung, wie im Mittel- 
alter beim schwarzen Tod und wie im vorigen Jahre in Nord- 
China. Auch in Aegypten, wo gegenwärtig die Pest herrscht, 
kommen von Zeit zu Zeit, wenn auch nicht häufig, Fälle von 
Lungenpest vor. Wir wissen jetzt, daß die orientalische Beulen¬ 
pest sich hauptsächlich in zwei Formen äußert. Die eine, die 
dem schwarzen Tod am ähnlichsten ist und sich durch eine enorme 
Infektiosität und eine gewaltige Letalität auszeichnet, befällt 
hauptsächlich die Luuge und geht mit einem überaus reichlichen 
blutigen Auswuri einher; sie ist deswegen so infektiös, weil bei 
ihr das beobachtet wird, was Flügge als Tröpfchen-Inlektion 
bezeichnet, hat: Die Kranken werden bald somnolent. können über 
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ihren Auswurf nicht ordentlich disponieren, verbreiten beim 
Hasten, Sprechen, Niesen zahlreiche Tröpfchen ihres bazillen¬ 
haltigen Schleimes, durch den Personen in ihrer anmittelbaren 
Umgebung unfehlbar angesteckt werden. Wir haben einen solchen 
Fall im Jahre 1903 hier beobachten können. Damals infizierte 
sich im Institut ifir Infektionskrankheiten ein junger Arzt, welcher 
mit Pestbakterien arbeitete; er erkrankte an einer Lungenent¬ 
zündung, die wegen ihrer Schwere sofort den Verdacht erweckte, 
daß es sich um Pest handeln könnte. Er wurde in den Koch- 
sehen Baracken in der Charite abgesondert und infizierte, obwohl 
die allergrößte Sorgfalt beobachtet wurde, einen Wärter, der 
jedoch glücklicherweise mit dem Leben davon gekommen ist. 

Etwas Aehnliches wurde, wie Ihnen vielleicht bekannt ist, 
auch in Wien beobachtet Ein Mitglied der österreichischen 
Kommission, die nach Bombay zum Studium der Pest geschickt 
worden war, Dr. Müller, und dort alle F&hrlicheiten überwunden 
hatte, infizierte sich in Wien im Laboratorium beim Arbeiten 
mit Pestbakterien und ging in kurzer Zeit an Lungenpest zu¬ 
grunde. Und wenn wir hören, daß im Mittelalter und in der 
Neuzeit, in China und wo wir hinkommen mögen, besonders Aerzte 
und Krankenpfleger gefährdet sind und zu einem großen Bruchteil 
sterben, so beruht das auf der Einatmung der Speicheltröpfchen, 
• mit denen die Kranken die Keime in der Luft verbreiten. 

Die zweite Form der Pest, die sogenannte Beulenpest, 
kommt dadurch zustande, daß durch kleine Verletzungen an 
Händen, Füßen, der Brust, oder aber durch Stiche von Insekten — 
das letzte müssen wir als die Hauptart der Verbreitung der Pest 
ansehen — die Keime aufgenommen und auf dem Wege der 
Lymphbahnen den nächsten Drüsen zugeführt werden; diese 
schwellen an, und bald kommt es zu Abszedierungen. 

Diese Form ist keineswegs so ansteckend wie die Lungenpest; 
ja, die Beulenpest ist viel weniger infektiös, als viele andere 
Krankheiten. Sie ist auch nicht so gefährlich, wie die Lungen¬ 
pest; ein Teil der Kranken kommt mit dem Leben davon. In 
einer Reihe von Fällen aber durchbrechen die Pestbakterien den 
Schutzwall, den der Körper in den Drüsen besitzt, und gehen in 
den Blutstrom über; dann kommt es zu einer allgemeinen In¬ 
fektion, und der Kranke geht unter Erscheinungen, die wir als 
Septicämie bezeichnen müssen, zugrunde. Das ist also sozu¬ 
sagen der letzte Akt, der sowohl bei Lungenpest, als bei Beulen¬ 
pest das Trauerspiel endet. 

Früher hat man die Ansicht vertreten, es gäbe noch eine 
dritte Form, nämlich die Darmpest. Diese Ansicht ist besonders 
von dem tüchtigen und begabten, leider Im jugendlichen Alter ge¬ 
storbenen Marinestabsarzt Dr. Wilm vertreten worden. Allein 
Fälle von Darmpest müssen sehr selten sein. Wilms Beob¬ 
achtung ist eigentlich von keiner Seite bestätigt worden, so daß 
wir die Lungenpest und die Beulenpest als die vorwiegend vor¬ 
kommenden Formen der Pest betrachten müssen. 

Die Lungenpest und die Beulenpest sind noch dadurch unter¬ 
schieden, daß sie zu verschiedenen Jahreszeiten verschieden 
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häufig Auftreten. Während der Sommermonate, wo die Mehrzahl 
der Bevölkerung sich im Freien aufhält, pflegt die Beulenpest zu 
prävalieren; bei einer Pestepidemie dagegen, die sich während 
der Wintermonate abspielt, beobachtet man häufig ein Prävalieren 
der Lungenpest. Dies beruht darauf, daß während des Winters 
sich die Bevölkerung in ihren engen Wohnungen zusammendrängt; 
da ist die Möglichkeit, daß ein Erkrankter seine Umgebung an¬ 
steckt, viel größer als während der Sommermonate, wo die Mehr¬ 
zahl der Bevölkerung sich im Freien aufhält. Wenn wir jetzt hören, 
daß die chinesische Regierung die Pest als erloschen erklärt hat, 
so mtlssen wir dieser Nachricht mit Zweifel begegnen. Ich möchte 
annehmen, daß die Pest keineswegs erloschen, sondern daß infolge 
der milderen Witterung die Lungenpest zurückgetreten ist und 
im Stillen die Beulenpest weiter besteht; ich fürchte, daß im 
nächsten Winter in China die Lungenpest wieder Auftreten wird. 
Wahrscheinlich wird auch in anderen Gebieten, wo die Pest ge¬ 
herrscht hat, z. B. Sibirien, etwas Aehnliches beobachtet werden. 

Die Pest hat einige wesentliche Unterschiede von anderen 
Krankheiten, die für uns von Bedeutung sind. Ich möchte als 
Beispiel eine Krankheit erwähnen, mit der die Pest Aehnlichkeit 
hat, den Milzbrand. Allen, die sich mit Seuchen beschäftigen, 
wird diese Aehnlichkeit sich aufgedrängt haben. Auch beim 
Milzbrand, der glücklicherweise für den Menschen verhältnismäßig 
ungefährlich, dagegen enorm gefährlich für gewisse Herdentiere 
ist, beobachten wir drei verschiedene Formen. Bei den Herden¬ 
tieren ist er hauptsächlich eine Darmkrankheit: Die Tiere, die 
auf die Weide gehen, bekommen blutige Durchfälle; nachher tritt 
ein septicämischer Zustand ein. Menschen, die mit den Tieren 
zu tun haben, hauptsächlich Hirten, Schlachter, Abdecker, Fell¬ 
händler und Gerber, infizieren sich hauptsächlich von der Haut aus; 
es entsteht bei ihnen die Form des Haut-Milzbrandes, der so¬ 
genannte Anthrax- oder Milzbrandkarbunkel. Die dritte Form 
des Milzbrandes hat die größte Aehnlichkeit mit der Lungenpest, 
und darauf beruht es, daß man lange die sibirische Pest für 
Milzbrand gehalten hat. Diese Form des Milzbrandes kommt bei 
Leuten vor, die mit Material zu arbeiten haben, in dem die Milz¬ 
branderreger in Gestalt von Sporen enthalten sind. In Fabriken, 
in denen Wolle von Schafen, die an Milzbrand zugrunde gegangen 
sind, sortiert wird, oder in denen Pinsel aus Borsten hergestellt 
werden, die von an Milzbrand zugrunde gegangenen Schweinen 
herrühren, oder in denen Lumpen sortiert und zu Kleidungs¬ 
stücken verarbeitet werden, die von Menschen herrühren, die an 
Milzbrand zugrunde gegangen sind, findet beim Arbeiten ein Ver¬ 
stäuben von Milzbrandsporen statt, die die Menschen einatmen; 
infolgedessen erkranken sie an einer schweren Lungenerkrankung, 
au der sie fast ausnahmslos zugrunde gehen. 

Es besteht aber ein wesentlicher und für uns außerordentlich 
segensreicher Unterschied zwischen Pest und Milzbrand: Die Pest 
wird, wie wir dank den Arbeiten von Yersin und Kitasato 
wissen, durch einen Bacillus erzeugt, der sich vom Milzbrand- 
badllns wesentlich dadnrch unterscheidet, daß er keine Snoren 
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bildet, während der Milzbrandbacillus überaus widerstandsfähige 
Sporen besitzt. Diese Sporen bleiben, wie es scheint, unendlich 
lange virulent: Im Institut für Infektionskrankheiten wird Blnt 
aufgehoben, das Koch vor 35 Jahren bei seinen ersten Milzbrand* 
arbeiten einem milzbrandkranken Tiere entnommen hat; wenn 
man eine Spur dieses Blutes einer Maus oder einem Meerschwein¬ 
chen in die Blutbahn bringt, erkrankt es in weniger als 10 Stunden 
an Milzbrand. Die Pestbakterien verfügen über solche Dauer¬ 
formen nicht; sie gehen daher in außerordentlich kurzer Zeit durch 
Austrocknen zugrunde; daher kommt es, daß eine Pestepidemie, 
wenn sie ihre Zeit gedauert hat, erlischt, während der Milzbrand 
in den Bezirken, wo er sich eingenistet hat, nicht zu erlöschen pflegt. 

Bei der Pest denkt man unwillkürlich auch an die Cholera; 
es libgt nahe, auch zwischen diesen beiden Krankheiten einen 
Vergleich zu ziehen. Sie sind nach mehr als einer Richtung hin 
grundverschieden. Die Cholerabakterien gehen zwar ebenfalls 
durch Austrocknen außerordentlich schnell zugrunde, aber es be¬ 
steht in anderer Hinsicht ein wesentlicher Unterschied: Die Cholera¬ 
bakterien können sich nämlich im Wasser halten und darin sogar 
unter geeigneten Umständen vermehren; wenn sie z. B. in einen 
Brunnen, einen Flußlauf oder in eine Wasserleitung gelangen, kann 
ein explosionsartiger Ausbruch der Cholera, eine Epidemie ent¬ 
stehen, die Tausende von Menschen dahinrafft. Die Pestbakterien 
dagegen gehen im Wasser in höchstens drei Tagen zugrunde. Die 
Möglichkeit, daß durch Wasser die Pest entsteht, ist 
somit ausgeschlossen, das ist ein großer und sehr er¬ 
freulicher Unterschied zwischen Cholera und Pest. 

Wir können hier noch eins beleuchten, was wir in Pest¬ 
berichten aus dem Mittelalter oft erwähnt finden. In fast allen 
großen Epidemien des Mittelalters stürzte sich schließlich die 
Bevölkerung auf die Aerzte und die Juden und erschlug oder ver¬ 
brannte sie, weil man der Ansicht war, daß sie die Brunnen ver¬ 
giftet hätten. Diese Ansicht war gänzlich unhaltbar, denn die 
Pestbakterien können sich in Brunnen nicht halten. Menschen, 
die an der Pest zugrunde gingen, müßten also die Pestkeime 
irgendwo anders aufgenommen haben, und weder die Aerzte noch 
die Juden trugen die Schuld daran. So wirft die moderne bak¬ 
teriologische Forschung ein Licht in die Irrtümer längst ent¬ 
schwundener Zeiten. 

Es fragt sich nun: Lag eine Veranlassung dazu vor, daß 
die Pestepidemie in Nord-China eine so große Unruhe in der 
Bevölkerung erzeugte, wie es der Fall gewesen ist? Die Pest¬ 
epidemie in Nord-China war weder mit dem schwarzen Tode 
identisch, noch war sie der einzige Pestausbruch auf der Erde; 
im Gegenteil, die Pest kommt leider zurzeit sogar in zahlreichen 
Ländern vor. Ich darf daran erinnern, daß die Pest, die im 
Mittelalter so außerordentlich verbreitet war, im Laufe der Jahr¬ 
hunderte immer seltener wurde und schließlich im Laufe des 
vorigen Jahrhunderts bei uns ganz verschwand, so vollkommen 
vpvsf’bwand, daß unser preußisches Seuchengesetz. das bekannte 

* 1835. nicht einmal den Namen der Pest 
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erwähnte. Im letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts erschien 
sie aber wieder, und zwar in Mesopotamien, machte sich dann 
in unliebsamer Weise geltend im Jahre 1879, wo sie in dem Ge¬ 
biete der Don sehen Eosaken auf trat und in der Eosakenstanitza 
Wetjanka Aber tausend Opfer forderte. Damals klopfte sie 
zum ersten Mal an die Tore von Europa und machte uns darauf 
gefaßt, daß sie Aber kurz oder lang zu uns kommen wArde. Wie 
die Aelteren unter uns sich entsinnen, wurde damals von der 
deutschen Regierung eine Eommission nach Rußland geschickt, 
um die Pest zu studieren, an ihrer Spitze der schon erwähnte 
August Hirsch. Diese Expedition hat jedoch das Rätsel der 
Pest nicht gelöst. Es ist heute nicht mehr möglich, Seuchen zu 
studieren mit einer noch so großen literarischen Gelehrsamkeit; 
wer Seuchen mit Erfolg studieren will, der muß vielmehr im Besitz 
aller Ergebnisse der modernen bakteriologischen Forschung sein. 

Die erste Expedition, die zu greifbaren Ergebnissen führte, 
war die von Eoch, Gaffky und Fischer im Aufträge des 
Reichs unternommene Expedition nach Aegypten und Indien zur 
Erforschung der Cholera im Winter 1883/84. Sie führte zur Ent¬ 
deckung des Cholerabacillus und setzte uns in die Lage, die 
Cholera zu erkennen, die Cholerabakterien zu züchten und zu 
vernichten; Sie wissen, welche Folgen dies für die Cholera- 
bekämpfang gehabt hat. Seitdem hat die Cholera für uns ihre 
Schrecken verloren, und in den letzten Jahren ist es uns ge¬ 
lungen, mit einem Erfolg, wie wir es früher kaum geahnt haben, 
Choleraepidemien zu begegnen. 

Auch die Pest ist erst erforscht worden mit Hilfe der bak¬ 
teriologischen Untersuchungsmethoden. Der japanische Professor 
Eitasato, den wir zu Eochs bedeutendsten Schülern zählen, 
hat mit Hilfe der von Eoch ersonnenen Methoden den Erreger 
der Pest in Gestalt eines wohlcharakterisierten Bacillus entdeckt, 
allerdings gleichzeitig mit dem französischen Forscher Y er sin. 
Beide führten den Nachweis, daß dieser Mikroorganismus sich findet 
in dem Auswurf bei Lungenpest, im Inhalt von Pestbubonen und im 
Blut von Franken,die an Pestsepticämie zugrunde gingen. Damit 
war der sichere Nachweis geführt, daß die verschiedenen 
Formender Pest einer einheitlichen Erankheit ange¬ 
hören, und daß man einen scharfen Unterschied zwischen 
Lungenpest und Bubonenpest nicht mehr machen darf. 

Diese Forschungen hatten bald weitere Ergebnisse; man 
lernte den Mikroorganismus züchten, was verhältnismäßig leicht 
gelang, und fand die Möglichkeit, mit Hilfe des Pesterregers, so 
wie es bei Typhus, Cholera, Milzbrand gelungen war, schützend 
und heilend auf den Menschen einzuwirken. Hafkine machte 
als erster den Versuch, ähnlich wie es Pfeiffer bei Cholera 
getan hatte, mit Hilfe des Pesterregers ein Schutzmittel 
gegen die Pest zu fiaden. Er züchtete in einem Literkolben mit 
Bouillon die Pestbakterien und reicherte durch ein bestimmtes 
Verfahren in dieser Bouillon die Bakterien an, tötete sie dann 
ab und spritzte etwa 3 ccm davon Menschen unter die Haut, um 
diese vor einer Erkrankung an der Pest zu schützen. 
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Diese direkte Immunisierung ist an verschiedenen 
Stellen nachgeprüft worden. Auch unsere deutsche Kommission 
unter Gaffky in Indien hat ein ähnliches, wenn auch etwas 
einfacheres Verfahren angegeben. Gaffky vermischte eine frische 
Agarkultur von Pestbakterien mit etwas Bouillon, tötete sie ab 
und verwendete sie zur Einspritzung. 

Die direkte Immunisierung scheint außerordentlich wirksam 
zu sein, hat jedoch einige Fehler. Erstens ist sie schmerzhaft) 
zweitens ruft sie merkliches Fieber hervor, und drittens ist ihre 
schützende Wirkung nicht dauernd; die direkte Immunisierung 
nach Gaffky und Hafkine schützt nur für etwa 6 Monate. Da 
wir aber aus der Geschichte der Epidemien wissen, daß Pest¬ 
epidemien in der Regel nicht länger als 5 Monate dauern, so ist 
diese Schutzimpfung doch etwas außerordentlich Wertvolles; man 
sollte deshalb dafür sorgen, daß die Stoffe zur direkten Immuni¬ 
sierung in bestimmten Instituten regelmäßig bereit gehalten 
werden. Im Institut für Infektionskrankheiten ist stets eine große 
Menge von diesem Stoff vorhanden; wenn sich eine Pestepidemie 
nähern und sich in bedrohlicher Weise ausdehnen sollte, dann 
werden wir unzweifelhaft empfehlen, nicht etwa, daß das ganze 
Volk sich damit behandeln lassen soll — das würde zu weit 
gehen —, wohl aber, daß in den gefährdeten Gegenden alle 
Aerzte, Schwestern, Krankenwärter, Desinfektoren, auch die 
Leichenträger, kurz, alle Menschen, die mit Pestkranken in un¬ 
mittelbare Berührung kommen, sich unverzüglich der direkten 
Immunisierung mit abgetöteten Pesterregern unterziehen. 

Ich will noch hinzufügen, daß man darüber Erhebungen 
angestellt hat, in welcher Ausdehnung die aktive Immunisierung 
schützt; es hat sich dabei herausgestellt, daß allerdings nicht 
alle Menschen, die mit dem aktiven Mittel behandelt worden sind, 
von Pest frei bleiben, daß jedoch ein enormer Prozentsatz der 
Geimpften von Pest überhaupt nicht befallen wird, und daß von 
den Befallenen sehr viel weniger sterben, als dies bei den Per¬ 
sonen der Fall ist, die nicht geimpft worden sind. Wir haben 
also im direkten Immunisierungsverfahren zwar kein Allsehutz- 
mittel gegen die Pest, aber wir können dadurch die größte Zahl 
der Menschen, die gefährdet sind, wenigstens eine zeitlang 
schützen, und das ist in der Tat viel. 

Es gibt noch ein anderes Schutzmittel, das gleichfalls in 
großer Ausdehnung angewendet worden ist. Kurz vor der Ent¬ 
deckung des Pestbazillus war Behring im Jahre 1894 mit seiner 
großartigen Entdeckung des Diphtherieserums vor die Welt 
getreten; es lag daher nahe, den Versuch zu machen, ob man 
nicht auch bei der Pest ein Schutz- und Heilserum finden könnte. 
Diese Versuche sind von Haffkine gemacht und an verschiedenen 
Stellen nachgemacht worden, auch im Institut für Infektions¬ 
krankheiten in Berlin, in Bern, besonders aber in Petersburg, 
Dieses Pestserum wird in der Weise gewonnen, daß man Pferden 
frische Kulturen von Pestbakterien tagelang immer aufs neue in 
die Blutbahn einspritzt, und zwar zunächst abgetötete, schließlich 
aber lebende. Mit Hilfe dieses Verfahrens wird das Blutserum 
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der Pferde so wirksam, daß durch seine Einspritzung Menschen 
gegen Pest immunisiert werden können. Allein, hier ist ein 
Ähnlicher Uebelstand wie beim Diphtherieseram. So groß nämHch 
die Wirksamkeit des Diphtherieserams als Heilmittel ist, so 
gering ist sie als Schutzmittel. Behandelt man gesunde Kinder 
mit einer Einspritzung von Diphtherieseram, so erzielt man zwar 
eine hohe Immunität gegen Diphtherie, allein die Immunität dauert 
nur 14 Tage; ebenso ist es bei der Pest Wenn man daher 
gefährdeten Menschen Pestserum einspritzt, so werden sie sehr 
schnell geschätzt, die Schutzwirkung tritt fast unmittelbar ein; 
aber sie dauert nur 14 Tage; mit einer so kurze Zeit dauernden 
Schutzimpfung ist aber in der Praxis nicht viel anzufangen. 

Man ist deshalb dazu übergegangen, ein kombiniertes 
Immunisierungsverlahren anzuwenden, indem man in 
Schutzserum abgetOtete Pestbakterien aufschwemmte und dieses 
Gemisch einspritzte, also die aktive mit der passiven Immunisierung 
verband. Dies scheint sich bewährt zu haben. 

Nun lag der Gedanke außerordentlich nahe, ob man dieses 
Schutzmittel nicht auch als Heilmittel gegen die Pest ver¬ 
wenden konnte. Ausgedehnte Versuche hierüber liegen aus 
Indien und aus anderen Ländern vor, haben aber bisher einen 
günstigen Erfolg nicht gehabt. Die Heilwirkung des Pestserums 
hat sich als eine verhältnismäßig geringe herausgestellt. Wir 
werden daher, wie ich glaube, wenn wir in die Lage kommen, eine 
Pestepidemie bekämpfen zu müssen, den Schwerpunkt unseres 
Handelns darauf legen müssen, die Pest zu verhüten, 
eingedenk dessen, daß wir sie nicht heilen können. 
|^|Ich mochte nun erwähnen, weshalb das Auftreten der Pest 
in der Mandschurei nicht als etwas Besonderes anzusehen ist. 

Die Pest war, wie ich schon sagte, in verschiedenen Teilen 
der Erde aufgetreten, in besonders bedrohlicher Weise im Jahre 
1895 in Vorderindien. Damals hat sie sich zunächst in 
Bombay angesiedelt, ist von dort aus weiter verbreitet worden 
über ganz Vorderindien, und es ist, was in hohem Grade zu 
bedauern ist, nicht gelangen, der Pest in Indien Herr zu werden. 
Man sollte es kaum glauben, daß es in unserer heutigen, hygienisch 
■o vorgeschrittenen Zeit nicht gelingen sollte, ein Land pestfrei 
zu machen, da die Krankkeit ja, wie ich sagte, durch einen 
Mikroorganismus erzeugt wird, der keine Sporen bildet und daher 
schnell zugrunde geht In Indien starb seit 1895 Jahr aus 
Jahr ein fest eine Million Menschen an der Pest; im letzten Jahre 
ist diese Zahl zwar etwas geringer gewesen, immerhin sind doch 
über 500000 Menschen an der Pest gestorben. Welches Maß 
von Unglück liegt in diesen Zahlen! Es ist wie ein gewaltiger 
Brand, der das ganze Land verheert; und Vorderindien ist stets 
die Qaelle für alle Pest Verbreitungen gewesen, die wir seit fast 
20 Jahren beobachten müssen. Wer die Veröffentlichungen des 
Kaiserlichen Gesundheitsamts und das Ministerialblatt für Medizinal- 
aagelegenheiten mit Aufmerksamkeit liest, wird sehen, daß immer 
und immer wieder Verschleppungen der Pest aus Indien stattfinden. 

Es wäre also eine schöne Sache, wenn es gelänge, die Pest 
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in Indien za vernichten. Worauf beruht es, d&ß dies so große 
Schwierigkeiten macht P Es beruht erstens darauf, daß die 
WohnangBverhältni88e der Eingeborenen in Vorderindien außer* 
ordentlich traurige sind. Die englischen Trappen und die besser 
situierten Engländer, die in Indien wohnen, erkranken nur aus¬ 
nahmsweise an der Pest; aber in der einheimischen Bevölkerung, 
die in ihren elenden Wohnungen eng zusammengepfercht ist, hanst 
die Pest in einer so furchtbaren Weise. 

Es kommt noch eins hinzu: Die Pest wird bekanntlich durch 
die Batten verbreitet; sie scheint für die Ratte sogar gefährlicher 
zu sein als für den Menschen. Wo die Pest auftritt, erkranken zuerst 
und am schwersten die Ratten; unter ihnen erhält sie sich, wenn 
die Menschen schon wieder genesen sind. Die Ratten fressen 
sich gegenseitig auf; ist eine Ratte au der Pest verendet, so wird 
sie von ihren Freunden aufgefressen; diese erkranken gleichfalls, 
und so wird die Krankheit fortwährend weiter übertragen. Auf 
den Menschen gelangt sie von den Ratten augenscheinlich durch 
Flöhe. Dies erschien anfangs unwahrscheinlich, weil unter den 
verschiedenen Flöhen der Ratten sich mehrere befinden, die den 
Menschen nicht angehen. Es ist aber der Nachweis geführt 
worden, daß sich zwei Arten darunter befinden; die dies tun, und 
eine von ihnen ist besonders gefährlich, die man zur Erinnerung 
an den. altägyptischen Pharao Cheops Palex Cheopis genannt hat 
Diese Art scheint hauptsächlich die Krankheit unter den Menschen 
zu verbreiten. 

In einem Lande wie Indien, mit seinen schlechten Wohnungen, 
mit seinem durch Ratten unterwühlten Boden, kann die Pest sich 
wohl einnisten. Dazu kommt noch eins: Die Indier gehören 
zwei Religions-Bekenntnissen an. Ein großer Bruchteil sind 
Mohammedaner, die übrigen aber gehören den Buddhisten an, die 
bekanntlich an die Seelenwanderung glauben und es für ein 
Unrecht halten, Tiere zu töten. Wenn ein Feldzug gegen die 
Ratten unternommen werden soll, dann spielen diese Indier nicht 
mit. Das ist, wie ich glaube, ein Hauptgrund dafür, daß es so 
schwierig ist, der Pest in Indien Herr zu werden;, denn wenn 
die Engländer, die ja in der Minderzahl sind, energisch gegen 
die Ratten Vorgehen wollten, würden sie die Bevölkerung gegen 
sich aufsässig machen. 

In Ostasien scheinen im vorigen Winter weniger die Ratten 
als ein anderes Nagetier, nämlich die sogenannten Tarbaganen, 
eine Rolle gespielt zu haben. Dieses Tier, Arctomys bobac, lebt 
dort wild und wird wegen seines schönen Felles, das auch bei 
uns in großen Mengen eingeführt wird, gejagt. Unter den Tar¬ 
baganen sollen schon seit 1894 Pestfälle vorgekommen und von 
ihnen die Pest auf sibirische Jäger übertragen worden sein. Der 
rassische Bakteriologe Sabolotny hat bei Tarbaganen Pest¬ 
bazillen nachgewiesen. Ob dieses Tier indessen wirklich die 
Qaelle der diesjährigen Epidemie gewesen, oder ob nicht noch 
eine Einschleppung der Pest von anderswoher erfolgt ist, konnte 
noch nicht sicher aufgeklärt werden. 

Von Indien ist die Pest, wie ich schon sagte, nach Westen, 
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Norden and Osten nach verschiedenen Ländern verbreitet worden. 
Unter diesen ist für ans besonders gefährlich Aegypten, wo 
seit einer Reihe von Jahren die Pest im Begriff ist, sich einzu- 
nisten. Im Mittelalter ist die Pest fast immer von dort za ans 
gekommen. Man hat dieser Tatsache, glaube ich, za wenig 
Aufmerksamkeit zage wendet. Im Jahre 1905, als ich vom Herrn 
Minister nach Aegypten geschickt worden war, am die dortigen 
Quarantäneeinrichtuagen kennen za lernen, habe ich mich in 
Alexandrien eingehend nach der Pest erkundigt und schon damals 
darauf aufmerksam gemacht, daß die Pest anfinge, sich einzanisten. 
Man hat wohl der Sache nicht genügende Aufmerksamkeit znge- 
wendet. Damals gab es in Aegypten erst 4, 5, 6 Orte im Jahre, 
wo die Pest vorkam; heut za Tage sind es weit Über 30. Damals 
kam die Pest hauptsächlich in den Hafenstädten des Deltas vor; 
gegenwärtig ist sie schon Nilanfwärts bis nach Assnan gelangt. 
Bei dem lebhaften Schiffsverkehr, den wir mit Aegypten haben 
— nicht nar große Mengen von Baumwolle and anderen Waren 
kommen regelmäßig von dort zu ans, sondern Aegypten ist nach 
das Land, wo viele von uns in dem herrlichen, sonnigen und 
trockenen Klima der Wüste za beiden Seiten des Nils Genesang 
suchen andfinden — sollte man aafmeiksam sein, damit wir nicht 
eines Tages darch eine farchtbare Pestepidemie in Aegypten über¬ 
rascht werden, die leicht aach für ans eine Gefahr abgeben kann. 

Die Gefahr der Pesteinschleppang ist heute überhaupt 
viel größer als in früheren Jahren. Während im Mittelalter zwei 
bis drei Jahre für die Pest nötig waren, am eine Reise über größere 
Strecken der Erde zarückzalegen, machen ihr heute die viel 
besseren Verkehrswege dies viel leichter. Von Indien geht eine 
große Eisenbahn über Kaschmir au das Kaspische Meer. Aaf 
dem Kaspischen Meer besteht ein großer Transitverkehr nach 
dem Süden von Rußland. Von Astrachan geht die große Wasser¬ 
straße der Wolga and ihrer Nebenflüsse, die, wie ich in Rußland 
im Jahre 1908 habe feststellen können, unmittelbar bis nach 
Petersburg führt. Weiter haben wir durch die Trans-Sibirische 
Eisenbahn einen Schienenweg bekommen, der den fernen Osten 
direkt mit Moskau verbindet. So hat die Pest die Möglichkeit, 
wenn sie auf Reisen geht, viel schneller za ans za kommen, als 
in früheren Jahren. 

Aach darch den Schiffsverkehr wird die Pest verbreitet. 
Auf den Schiffen fahren zahlreiche Ratten. Recht häufig kommen 
in Lissabon, London, Hambarg Schiffe an, die pestkranke Ratten 
au Bord haben. Nicht weniger als 30 solcher Schiffe sind in den 
letzten Jahren allein in Hamburg gewesen. Allerdings ist es 
bisher stets gelungen, die Ratten auf diesen Schiffen unschädlich 
za machen. Aber wenn man ein einziges Mal diese Vorsicht außer 
Acht ließe, wenn es einer einzigen Pestratte gelänge, das Schiff 
za verlassen und die in den Sielen und Speichern des Hafens 
zahlreich vorhandenen Ratten anzastecken, die Gefahr der Ein¬ 
schleppung der Pest wäre eine sehr große. 

Deswegen ist es erforderlich — und ich wende mich damit 
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der Pestbekämpfung zu — daß wir die Pest im Auslände 
mit der allergrößten Sorgfalt verfolgen, nicht um ans dadurch zu 
beunruhigen — zur Beunruhigung liegt meines Erachtens keine 
Veranlassung vor —, aber mit dem scharfen und wachsamen 
Auge des Feldherrn, der die feindliche Armee beobachtet, um in 
jedem Augenblick gerüstet zu sein ihr entgegenzntreten. 

Die Wege, auf denen sich die Pest auf der Erde verbreitet, 
sind die Wege des Verkehrs; die Pest reist auch nicht schneller 
als die Mittel des Verkehrs. Sie reist gelegentlich mit der 
Eisenbahn, gelegentlich mit dem Dampfschiff. Wenn man auf¬ 
paßt, ist es möglich, sie auf ihrer Reise einzuholen und unschäd¬ 
lich zu machen. Zu diesem Zweck dienen z. B. die Quarantäne¬ 
anstalten. Es ist Ihnen bekannt, daß die Qaarantäneanstalten, 
die schon im Mittelalter eine Rolle gespielt haben, in neuerer 
Zeit vollständig umgestaltet worden sind. Während im Mittel- 
alter die Schiffe, die aus dem Orient kamen, 40 Tage lang auf 
der Reede liegen und dort eine Quarantäne durchmachen mußten, 
bevor sie zum freien Verkehr mit dem Hafen zngelassen wurden, 
eine Zeit, während deren sich Niemand um sie kümmerte, haben 
wir gegenwärtig ein Inspektionssystem eingeiährt, das darin be¬ 
steht, daß die Schiffe untersucht und erforderlichen Falls des¬ 
infiziert werden. Die deutschen Küsten sind mit 7 auf modernem 
Standpunkt stehenden Qaarantäneanstalten besetzt, die sämtlich 
in den letzten 25 Jahren teils neu errichtet, teils völlig umgebaut 
worden sind. Von diesen Q larantäneanstalten befinden sich vier 
an der Ostsee: auf der Shdermole bei Memel an der Mündung 
des Niemen, auf der Westerplatte bei Neu fahr wasser an der 
Weichselmündung, bei Osternothafen gegenüber von Swinemünde 
am Ausfluß der Oder, bei Voßbrok an der Kieler Förde; drei an 
der Nordsee: bei Giro de-Cuxhaven an der Ausmündung der 
Elbe, bei Bremerhaven an der Ansmündnng der Weser und 
auf Nesserland bei Emden an der Ausmündnng der Ems. Jede 
dieser Anstalten besitzt folgende Einrichtungen: Je eine Unter¬ 
kunft für Kranke, für Krankheitsverdächtige, für An¬ 
steckungsverdächtige, eine große, nach modernen Prinzipien 
eingerichtete Desinfektionsanstalt, eine Einrichtung zum 
Baden, ein vollständig eingerichtetes bakteriologisches 
Laboratorium und die Möglichkeit, alle Abwässer der Quaran- 
täneanstalt zu desinfizieren, bevor sie nach außen gelassen wer¬ 
den. Wir sind ferner in neuerer Zeit dazn übergegangen, an 
jeder unserer Küsten eine Qaarantäneanstalt mit einem Apparat 
zur Vernichtung von Ratten auf den Schiffen auszurüsten. An 
der Nordseeküste ist dieser Apparat in Hamburg, an der Ostsee¬ 
seeküste in Stettin. Schiffe, auf denen ein veidächtiges Ratten¬ 
sterben vorkommt, müssen die Ratten bakteriologisch untersuchen 
lassen; findet sich unter den Ratten eine, die Pestbakterien ent¬ 
hält, so wird das Schiff bei voller Ladung ausgeräuchert. Da¬ 
durch werden die Ratten getötet; das Schiff kann dann entladen 
werden, ohne daß noch eine Pestinfektion stattfinden kann. Es 
dient dazu der von Nocht und Gliemsa angegebene Apparat, 
der mit Generatorgas arbeitet. Der Hauptbestandteil dieses 
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Gases ist Kohlenoxyd, das von enormer Giftigkeit für Batten ist. 
Allerdings mnß man dabei anfpassen; denn man hat leider einige 
Falle beobachtet, wo Menschen, die von der beabsichtigten Aus- 
r&achernng nicht rechtzeitig unterrichtet waren nnd das Schiff 
nicht rechtzeitig verlassen hatten, durch das Generatorgas getötet 
worden sind. So etwas darf nicht wieder Vorkommen; es läßt 
sich anch verhüten, wenn die Disziplin in der richtigen Weise 
gehandhabt nnd die Mannschaft unter Aufsicht eines Offiziers 
vom Schiff entfernt wird, bevor mit der Bäucherang begonnen 
wird. Wenn dies aber geschieht, ist das Verfahren ungefährlich. 
Nicht empfehlenswert ist dagegen die in dem sogenannten Ciayton- 
Apparat verwendete schweflige Säure, die gewisse Waren, wie 
Obst, Korn, Mehl, zart gefärbte Seidenstoffe usw., sehr angreift. 

Was haben wir nun zu tun, um die Pest bei nns selbst zn 
bekämpfen? 

Ich glaube, man hat zweierlei zu tun: Erstens vorbereitend 
vorzagehen, and zweitens im geeigneten Moment die Bekämpfang 
in Angriff zu nehmen. 

Was die Vorbereitung betrifft, so habe ich gesagt, daß 
die Pest sich nur da ansiedelt, wo die Wohnungsverhältnisse 
schlechte sind. Wenn im Mittelalter die Pest eigentlich niemals 
bei uns aasgestorben ist, so ist die Erklärung dafür, daß alle 
unsere mittelalterlichen Städte kleine Festuugen waren, umgeben 
von Wall und Graben, in denen die Bevölkerung dicht zusammen¬ 
gepfercht in ungesunden Häusern lebte. Darauf beruhte es, daß 
diese, wenn sie von einer Seuche befallen wurde, regelmäßig 
kolossal dezimiert wurde. Im Laufe der Zeiten ist man dazu 
übergegangen, die Wälle nnd Mauern niederzureißen; unsere 
Städte, selbst die Festungen, sind heutzutage offen. Immer mehr 
strebt man dahin, eine offene Bauweise herbeizuführen, und immer 
mehr ist man darauf bedacht, Licht und Luft in die Wohnungen 
hineinzubringen. Freilich ist da noch manches za bessern. Nach 
der Statistik besteht in den großen Städten, auch hier in Groß- 
Berlin, ein großer Brachteil der Wohnungen aus einem einzigen 
Zimmer, manche von ihnen allenfalls noch aus einer Küche, die 
zugleich zum Schlafen dient, in der die ganze Familie zusammen¬ 
gedrängt ist. Das birgt schwere gesundheitliche und sittliche 
Gefahren. Will man hier Krankheiten verhüten, so muß man 
sehen, daß die Wohnungsverhältnisse sich allmählich bessern. 
Es ist in der Beziehung schon viel geschehen, aber es wird noch 
viel mehr geschehen müssen. Die Quartiere, in denen die Men¬ 
schen in dieser Weise zusammengedrängt sind, sind diejenigen, 
die wir im Falle der PeBt ganz besonders im Auge behalten 
müssen, weil in der Begel auch dort Ratten sich einnisten. Im 
Jahre 1898, als an die Möglichkeit eines Besuches der Pest ge¬ 
dacht wurde, habe ich einmal mit Polizeibeamten die Enceinte 
von Schöneberg und Charlottenburg durchwandert und da eine 
ganze Reihe von Häasern an getroffen, die sehr zu denken gaben. 
In allen großen Städten und Zentren der Verkehrs gibt es eine 
Menge von Menschen, die keine Wohnung haben, sondern sich 
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wie ein scheues Gesindel in die Umgegend der Städte flöchten 
and dort anhäufen, was sie auf dankte Weise erworben, gestohlen 
oder sonst wie zasammengetr&gen haben. Damals habe ich in 
der Gegend des sogenannten schwarzen Grabens, wo gegenwärtig 
große Mietspaläste stehen, Häaser gefunden, die aas gestohlenen 
Brettern zaBammengeschlagen waren, in deren Innerem Franen 
hausten, die gestohlene Lampen, Knochen verarbeiteten, and wo 
es von Ratten wimmelte. Seitdem hat sich vieles gebessert, weil 
die Polizei solche Behausungen nicht mehr duldet ond auf die 
Bekämptang der Ratten große Aufmerksamkeit verwendet. 

Aber es bleibt noch mehr za tan. Gerade wir Medizinal¬ 
beamten können durch unsere stille anfklärende Arbeit, die nicht 
nur einsetzen maß, wenn eine Epidemie droht, sondern beständig 
in Wirksamkeit sein soll, viel erreichen. Was brauchen wir, 
nm Epidemien zu bekämpfen? Dazu brauchen wir vor allem 
Krankenhäuser. Es maß dafür gesorgt werden, und es ist 
erfreulicher Weise in letzter Zeit viel in dieser Beziehung ge¬ 
schehen, daß nicht nur in großen Städten Krankenhauspaläste 
errichtet werden, die manchmal Millionen kosten, sondern daß 
womöglich jede Kreisstadt mit einem Krankenhaus versehen wird. 
Es kann mit bescheidenen Mitteln hergestellt werden, wenn es 
nnr ermöglicht, im Falle der Not Intektionskranke darin sicher 
abzasondern. Nehmen Sie an, daß in einem Ort, auf dem Lande 
ein Pestfall ausbricht! Wenn wir da die Möglichkeit haben, den 
Kranken so schnell wie möglich aus seiner Familie heraus und 
in ein wenn auch einfaches Krankenhaus zu bringen, so ist das 
sehr viel wert. Ich meine, wir müßten noch mehr als bisher 
dafür eintreten, daß unsere Kreise und auch kleinere Städte 
dazu übergehen, einfache, aber den modernen Ansprüchen, soweit 
möglich, entsprechende Krankenhäuser zu bauen, damit in ihnen 
im Bedarfsfälle Seuchenkranke untergebracht werden können. 

Was brauchen wir weiter? Gut funktionierende Desin¬ 
fektionseinrichtungen. Auch in dieser Beziehung ist, wie 
Ihnen bekannt ist, in den letzten Jahren in Preußen viel ge¬ 
schehen. Wir haben durch Errichtung von Desto fektorenschulen 
es ermöglicht, daß jetzt in jedem Kreise mehrere staatlich geprüfte 
Desinfektoren vorhanden sind. Noch mehr als bisher — und 
dafür zu sorgen ist Aufgabe der Kreisärzte — sollten die Kreise 
sich dazu entschließen, die Desinfektoren als Kommunalbeamte an- 
zustellen, damit diese, ohne auf Gebühren angewiesen zu sein, im 
geeigneten Falle in wiiksamer Weise desinfizieren. Auch die Zahl 
der Desinfektionsapparate sollte vermehrt, und es sollte dafür 
gesorgt werden, dass die Desinfektionen womöglich überall unent¬ 
geltlich auf öffentliche Kosten vorgenommen werden. 

Vor allen Dingen aber müssen wir unsere Bevölkerung durch 
unsere ganze Tätigkeit, durch unser ganzes Auftreten, durch 
nnsere Vertretung hygienischer Aufgaben dahin bringen, daß sie 
uns volles Vertrauen schenkt. Nnr wenn er das Vertrauen 
seiner Kreiseingesessenen genießt, kann der Kreisarzt im Falle 
der Not, wenn es darauf an kommt, energisch Vorgehen. Man 
spricht so viel vom Uebereifer der Kreisärzte. Uebereifer ist 
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sicherlich nicht za empfehlen; aber den stillen Eifer, der im ver¬ 
borgenen arbeitet nnd zielbewoßt das vorbereitet, was bei einer 
Epiedemie notwendig ist, diesen Eifer an den Tag za legen, dürfen 
wir ans wohl gestatten; denn nar so sind wir in der Lage, wenn 
eine Epidemie aasbricht, ihr energisch entgegenzntreten, and nar 
'dann finden wir bei der Bevölkerung das Vertrauen, dessen wir 
bedürfen, am der Epidemie Herr werden za können. 

Und wenn die Pest wirklich kommen sollte, kommt es vor 
allem darauf an, sich klar za machen, daß der Verbreiter der 
Senche unter den Menschen in erster Linie der kranke 
Mensch ist. Den kranken Menschen müssen wir ausfindig za 
machen suchen; ihn müssen wir absondern, um ihn daran za 
hindern, daß er andere ansteckt. Ebenso müssen wir die Krank¬ 
heit# verdächtigen and die Aasteckangsverdächtigen in Verhältnisse 
bringen, in deaen sie angefährlich sind, und alles, womit sie in 
Berührang gekommen sind, in wirksamer Weise desinfizieren. 

Vorzabereiten ist weiter eine aasreichende Menge von 
Immanisierang88toff, damit er im Falle der Not verwendet 
werden kann. 

M. H., ich bin mir bewußt, nar weniges vorgetragen za haben, 
das Ihnen nicht schon bekannt ist. Ich wollte ja anch nar karz 
zusammenstellen, was wir im gegebenen Falle za tan haben. 

Ich möchte mit zwei Gedanken schließen: 

Der eine ist der der tiefen and unauslöschlichen Dankbar¬ 
keit gegenüber dem Manne, der gerade jetzt vor einem Jahre 
schwer erkrankt and am 27. Mai von ans gegangen ist, Robert 
Koch, der aas unseren Reihen hervorgegangen ist und ans Wege 
gezeigt hat, die uns gegenüber früher übermächtig gewesenen 
Feinden znm Siege führen. 

Der zweite Gedanke aber, den ich zam Aasdrack bringen 
möchte, ist das Gefühl des Vertrauens. Wir an der Zentralstelle 
haben aaf Grand der Erfahrungen, die wir bei den letzten Cholera¬ 
epidemien gemacht haben, volles Vertrauen za Ihnen, meine 
Herren! Ich bin überzeagt, wenn die Pest za ans kommen sollte, 
dann werden Sie mit uns zasammenstehen wie ein Mann, nnd 
wie es ans gelangen ist, mit Ihrer Hilfe der Cholera Herr zu 
werden, so wird es ans auch mit Ihrer Hilfe gelingen, nnser 
Vaterland vor den Schrecken der Pest za bewahren! 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Im Namen des Vereins spreche ich dem 
Herrn Referenten für seinen hochinteressanten Vortrag unseren 
verbindlichsten Dank aas and eröffne die Diskassion darüber. 
— Es scheint Niemand das Wort dazu zu wünschen. Die Aus¬ 
führungen des Herrn Vortragenden sind in der Tat aach so er¬ 
schöpfend gewesen, daß sie weiter keiner Hinznfügnng bedürfen. 

Ich schlage nnn vor, daß wir vor der Frühstückspause noch 
den nächsten Vortrag über „forensische Blatuntersuchungen* ent¬ 
gegennehmen. (Allseitige Zustimmung.) 
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IV. Oer gegeiwärtige Stand der forensischen 
Olutuntersuchnng. 

(Mit Demonstrationen.) 

H. Gerichtsarzt Dr. Leers - Gleiwitz, bisher Assistent der 
Königl. Universitäts-Unterrichts -Anstalt für Staatsarzneikunde 
zn Berlin: M. H 1 Zehn Jahre sind veiflössen, seit Ihnen zuletzt 
in Ihrer Versammlung ein Ueberblick über den Stand der forensi¬ 
schen Blatontersnchnng gegeben worden ist. Ziemke schloß 
damals seinen Vortrag mit den Worten: 

„Die Unterscheidung Ton Menschen- und Slugetierblut oder Ton Blut 
verschiedener Stugetierarten untereinander ist auch nach den neuesten Besai¬ 
teten der wissenschaftlichen Forschung mit der Sicherheit, weiche ein be¬ 
stimmtes Urteil vor Gericht absugeben erlaubt, zurseit nicht möglich." 

Das war im September 1900. Wenige Wochen später, noch 
in demselben Jahre, kamen gleichzeitig nnd unabhängig von ein¬ 
ander die Vorschläge von Uhlenhnth, Wassermann-Schütze 
nnd Stern, die Präzipitine für den forensischen Blntnachweis 
nutzbar zu machen. Welch einen gewaltigen Umschwung und 
Fortschritt nicht nur auf dem uns heute beschäftigenden, sondern 
auch auf anderen, zahlreichen Gebieten diese Entdeckung hervor¬ 
gerufen hat, brauche ich nicht vor Ihnen zu betonen. Man spricht 
nicht mit Unrecht von einer geistigen Atmosphäre; eine Gedanke, 
von einem kundgegeben, wird von mehreren aufgenommen, aus¬ 
gebaut, und wenn auch die Wege eine Weile auseinanderzugehen 
scheinen, im Endglied der Assoziationskette finden sie sich wieder 
zusammen. So hat die von Behring inaugurierte Antitoxinlehre 
über die Entdeckung der Präzipitine, die ebenfalls fast gleich¬ 
zeitig von Rad. Kraus in Wien und Tchistovitsch-Bordet 
in Paris geschah, die vier Forscher 1900 gleichzeitig zur forensi¬ 
schen Verwertung der Präzipitinreaktion geführt. 

Seitdem ist ein Ereignis von gleicher Tragweite zwar nicht 
zu verzeichnen. Immerhin haben auch die folgenden und die 
letzten Jahre so manches Neue gebracht, daß es sich wohl lohnt, 
wieder einen Ueberblick zu halten über dieses für die gericht¬ 
liche Medizin so wichtige Sondergebiet. 

Kurze Zeit nach der Einführung der Präzipitinreaktion 
schenkten uns Neisser und Sachs die auf der Bordet-Gen- 
gonsehen Komplementbindung aufgebaute Methode der Blut¬ 
differenzierung und eine zeitlang bat der Kampf zwischen beiden 
Rivalen heftig getobt. Jeder auf seinen Vorzügen bestehend, 
die Schwächen des anderen beleuchtend. Es folgten die Ver¬ 
suche, die Agglutination, die Anaphylaxie, die Erythropräzipitine 
in gleicher Weise für die Forense nutzbar zu machen; auch 
der chemisch - physikalische Blutnachweis ist seitdem durch eine 
Reihe wertvoller Methoden bereichert worden. 

Wenn wir dieses große Gebiet in der Zeit, die mir zur Ver¬ 
fügung steht, erschöpfen wollen, muß ich mir manche Be¬ 
schränkungen auferlegen. Ich will deshalb, zumal ich ja auch vieles 
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voraussetzen darf, im wesentlichen nnr das ffir den Praktiker 
Wichtigste herausgreifen. 

Ein so eminent praktisches Gebiet wie das vorliegende 
würde aber, rein theoretisch behandelt, leicht Gefahr laufen, des 
Interesses nnd der Spannung verlustig zu gehen, zu ermüden. 
Ich darf daher ab und zu auch eine Demonstration einfügen. 

Unter den Vorproben nimmt die Benzidinprobe heute 
den ersten Bang ein. Sie übertrifft an Schärfe erheblich die 
Guajakprobe van Deens. Nach Walther findet sie bei Blut¬ 
verdünnungen von 1 : 800000, nach Mac Weeney sogar erst 
bei 1 : 600000 die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit. Bei einer 
so scharfen Reaktion sind Kontrollen ohne Blot noch mehr an¬ 
gezeigt, wie schon überhaupt bei allen Vorproben. Im übrigen 
sind die Fehlerquellen der Benzidioprobe geringer als die der 
anderen Vorproben. Milch, irische Früchte geben zwar nach Mac 
Weeney eine ähnliche Färbung, die aber bei Anstellung von 
Kontrollen nicht irreführen kann. Vor allem tritt keine Zer¬ 
störung des Blutfarbstoffes durch die Probe ein. Das Blutmaterial 
kann also noch zu weiteren Untersuchungen dienen. Tabletten 
von 0,1 Benzidin und 0,1 Natriumperborat sind jetzt im Handel 
käuflich und haben den Vorteil, daß die Lösung stets bekannten 
Wert und Stärke haben kann. Man kann die Tabletten in Eis¬ 
essig lösen und von der Lösung auf das Blutmaterial träufeln 
oder den Blutflecken mit mit Eisessig benetztem Filtrierpapier ab¬ 
tupfen und die Tapfstelle mit alkoholischer Benzidin- und Natrium¬ 
perboratlösung beträufeln, was sich besonders bei alten Blutflecken 
empfiehlt. 

An Schärfe steht die Vorprobe mit Phenolphthalein, 
Zinkstaub und Kaliumoxyd der Benzidinprobe nahe, nach 
Mirto sogar höher; die Farbenreaktion ist in der Tat eine ebenso 
eklatante Fuchsinrotfärbung wie dort Azurblaufärbung. Aber die 
Bereitung des Beagens, das sehr vergänglich Ist, ist etwas um¬ 
ständlich. Abarran und Boy er fanden diese Probe nicht 
brauchbar für Blutharn und organische Flüssigkeiten; nach Mirto 
geben auch einige pflanzliche Stoffe (Kartoffeln, Tomaten, Kürbis) 
die Reaktion, eine Fehlerquelle, die sich durch Auf kochen des zu 
untersuchenden Materials ausschalten läßt. 

Auch die Guajakprobe hat noch ihre Freunde und ver¬ 
schiedene Verbesserungen erfahren, die hauptsächlich in der Zu¬ 
fügung von Pyridin zu der alkoholischen Gosjaklösnng (Florence) 
oder der Lösung des Guajakharzes in Pyridin (Citron) bestehen. 
Da das Pyridin ein sehr scharfes Blutlösongsmittel ist, ist diese 
Modifikation in der Tat wesentlich empfindlicher. Sie soll auch 
gegen Eisensalze (also Bost), gegen Milch, Sperma, Schleim, 
Eiter negativ sein. 

Sehr viel weniger als diese drei Proben ist die Wasser¬ 
stoffsuperoxydprobe zu empfehlen. Schon 1905 hatStockis 
darauf hingewiesen, daß das Wasserstoffsuperoxyd des Handels 
oft wenig wirksam ist und an seiner Stelle Natrinmperborat 
empfohlen. Zahlreiche Stoffe wirken ebenso wie der Blutfarbstoff 
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katalytiseh auf Wasserstoffsu peroxyd und Natriumperborat: Bost, 
Edelmetalle, alle eiweißhaltigen Substrate des tierischen Körpers, 
Pilze, Bakterien, Holz, Laub, Harz, Erde nsw., nach Filippi 
auch Glas, Talk und Kohlepulver. Alle lassen, wenn auch weniger 
intensiv und großblasiger, Wasserstoffsuperoxyd aufscbäumen. Da 
aber auch altes Blut nur träge reagiert, so ist der Unterschied 
nicht immer groß genug, um einen sicheren Entscheid zu geben. 
Was aber das Schlimmste ist, Wasserstoffsuperoxyd zerstört 
den Blutfarbstoff, bildet Metallhämol, Hämolum albom (Schulz), 
macht den Blui flecken für weitere Untersuchungen untauglich 
(Kratter, Mita, Lochte, Pighini u. a.) und, was vielleicht 
noch weniger bekannt ist, er behindert auch den biologischen 
Blutnachweis, verlangsamt nnd schwächt die biologische Präzipitin- 
reaktion. Die H,O f »Probe ist also, wie auch die Anweisung, 
die vom Institut bei den Fortbildungskursen verteilt wird, warnt, 
nur mit großer Vorsicht zu verwenden und zu beurteilen. 

Außer diesen schon länger bekannten chemischen Vorproben 
sind in jüngster Zeit zwei neue angegeben worden: 

Ganassini in Pavia hat krystallinisches Eosin als 
Beagens vorgeschlagen; aus alkalischer Lösung desselben schlägt 
sich mit Salzsäure ein gelber Niederschlag, Eosinbydrat, nieder, 
der in Alkohol gelöst und mit Kalilauge versetzt eine indigoblaue, 
mit grünlicher Farbe fluoreszierende Lösung gibt, die bei Gegen¬ 
wart von Wasserstoffsuperoxyd, wenn sie Hämoglobin und seine 
Derivate enthält, sofort einen tiefgelben fluoreszierenden Ton an¬ 
nimmt, während dieselbe blotfreie Lösung erst langsam in 15 bis 
20 Minuten sich entfärbt. Nach den Angaben Ganassinis ent¬ 
färben indessen auch Ferrizyan und Kalipermangan. 

Die andere Probe ist die von Larass angegebene mikro¬ 
chemische Quecksilberchloridjodidreaktion. Sie be¬ 
steht in dem Auftreten von rubinroten, stark lichtbrechenden 
Tröpfchen in den intakten, roten Blutkörperchen und auch im 
lackfarbenen Blute. Man läßt das Beagens 5 Minuten auf einen 
am Objektträger angetrockneten Tropfen der Blutlösung einwirken. 
Auch diese Probe ist nicht streng spezifisch für Blutfarbstoff; 
denn nach Larass geben pflanzliche Substrate sie ebenfalls. Von 
den Blutderivaten eigenen sich nur Hämoglobin und Methämo- 
globin, nicht aber Hämatin. Altes eingetrocknetes, längere Zeit 
belichtetes, besonntes, erhitztes Blut, das in Hämatin verwandelt 
und nicht mehr wasserlöslich ist, versagt also. Ebenso durch 
chemische Einflüsse (Seife, Fette, Oele) verändertes sowie 
faules Blut. 

Alle die genannten chemischen Beaktionen können nur den 
Wert von Vorproben beanspruchen. Ihr positiver Ausfall 
gibt keinen sicheren Beweis für die Anwesenheit von 
Blutfarbstoff, macht ihn höchstens, wenn die Kon¬ 
trollen negativ ausfallen, möglich. Ihr negativer Aus¬ 
fall spricht im allgemeinen zwar gegen das Vor¬ 
handensein von Blut; absolut verläßlich ist aber auch 
dieser nicht In beiden Fällen sind also weitere Unter- 
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Buchungen angezeigt. Das macht sie eigentlich für denjenigen, 
der die sicheren Blutproben, die Erystalldarstellung nnd die 
Spektroskopie beherrscht nnd mit dem dazu erforderlichen Rüst¬ 
zeug versehen ist, wohl entbehrlich. Er wird nicht Zeit and 
Material, besonders wo dieses knapp ist, Versuchen opfern, die 
im besten Falle nur eine gewisse Wahrscheinlichkeit ergeben fflr 
oder gegen die Anwesenheit von Blutfarbstoff. 

M. H.! Sogar von den Teichmannschen Erystallen, 
die Aber 50 Jahre den forensischen Blutnachweis als einwandfreie 
nnd ausschließliche Probe neben den Spektralproben beherrschen, 
kann ich Ihnen neues berichten. Bei einem Versuch, in dem 
zunächst keine Erystalle erschienen, die Probe noch zur 
Hämochromogendarstellung zu benutzen, fanden sich zwischen den 
Gewebsfasern nach der Reduktion mit Hydrazinbydrat einige 
leuchtende rubinrote Erystalle von der Form der Teichmann¬ 
schen. Weitere Versuche ergaben dann, daß diese Erystalle sich, 
ohne ihre Gestalt zu ändern, reduzieren lassen und das Hämo- 
chromogenspektrum geben. Es genügt, den Eisessig völlig zu 
verdampfen und das Reduktionsmittel hinzuzulügen, um die braunen 
Häminkrystalle in leuchtend rubinrote zu verwandeln. Sie heben 
sich so von dem übrigen Substrat viel lebhafter ab, besonders 
auch von Indigokrystallen, die mit ihnen bekanntlich die gleiche 
Gestalt und Größe, wenn auch nicht die Färbung teilen. Um die 
bei zu starkem Erhitzen störende Eoagulation des Bluteiweißes 
zu vermeiden, die das Gesichtsfeld trflbt, setzt man dem Eisessig 
etwas Alkohol zu (Wachholz), dessen niedriger Siedepunkt es 
nicht so leicht bis zur Gerinnung kommen läßt. Es hat das den 
Vorteil, daß die Erystalle schöner, ihre Formen größer und typi¬ 
scher werden. 

An Stelle des Chlornatriums Bromnatrium oder Jod¬ 
natrium zu benutzen, hat 1875 schon Husson vorgeschlagen 
und unabhängig von ihm neuerdings Sarda. Die Bromnatrium- 
krystalle sind rötlich braun bis rosagelb, die Jodnatriumkrystalle 
haben einen violettbraunen bis schwärzlichen Ton. 

So wertvoll und unbestritten die Teichmann sehe Probe 
ist, sie versagt zuweilen auch da, wo sicher Blutfarbstoff vor¬ 
handen ist. Ist der positive Ausfall also ein sicherer 
Beweis für Blutfarbstoff, so kann aus dem negativen 
die Abwesenheit von Blutfarbstoff nicht sicher ge¬ 
schlossen werden. 

Ueber den Wert der Haemochromogenkrystalle be¬ 
stehen noch einige Meinungsverschiedenheiten, aber die Mehrzahl 
der Autoren, die sich ein eigenes Urteil auf Grund selbständiger 
Arbeit haben bilden können, spricht sich doch jetzt zu ihren 
Gunsten aus. Für den, der mit der Technik etwas vertraut ist, 
sind sie unschwer darzustellen und ein um so sicherer Bluts ach- 
weis, als sie das Hämochromogenspektrum zeigen. Sie sind also den 
Teichmannschen Erystallen zum mindesten ebenbürtig. Ein 
zu starkes Erwärmen kann indessen die Bildung der Erystalle 
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sofort verhindern; zum Bl&senwerfen wie bei der Teichmann¬ 
sehen Probe darf es nicht kommen. Der Luftzutritt ist möglichst 
zu vermeiden. Sehr altes Blut ist längere Zeit zu extrahieren. 
Aus reinem Hämatin gelingen sie ebenso wenig wie die Teich- 
mannschen. Auf die verschiedenen Möglichkeiten der Dar¬ 
stellung will ich hier, wo ich sie nicht zeigen kann, nicht ein- 
gehen. Die gebräuchlichste ist die von de Dominicis und 
Cevidalli eingeführte, auf den Angaben Donoganys faßende 
Methode der Lösung des Blutfarbstoffes mit Pyridin und Redaktion 
mit Schwefelammoniam oder besser Hydrazinbydrat. Auch die 
von Lecha-Marzo angegebene Darstellung mit Pyridin und 
Jodjodkalilösang ist brauchbar; sie gibt schon ohne Erwärmen 
schöne dunkelbraunrote Jodhämochromogeukrystalle. 

Die Freundlichkeit beider Autoren ermöglicht es mir, Ihnen 
diese ersten Arbeiten zu zeigen, in denen sie schon vortreffliche 
Abbildungen dieser Erystallformen sehen. Ihnen und allen Autoren, 
besonders den belgischen und italienischen, bin ich für ihre lite¬ 
rarische Unterstützung zu Dank verpflichtet. 

Das jüngste nicht nur durch den Inhalt, sondern anch durch 
seine Ausstattung hervorragende Werk über diesen Gegenstand 
ist aus dem Robert sehen Institut hervorgegangen und gibt eine 
Serie der besten photographischen Abbildungen von Hämochromo- 
genkrystallen, die Dilling mittelst Pyridin, Piperidin und deren 
Derivaten hergestellt hat. Auch Robert und Dilling schließen 
ihre Studie mit der Aeußerung, daß die Hämochromogenkrystall- 
probe sogar noch in solchen Fällen verwendbar sei, wo die Hämin¬ 
probe zweifelhafte oder gar keine Resultate lieferte, z. B. bei 
Rostblnt, durch Seife, Fette, Farbstoffe verunreinigtem sowie 
bei erhitztem Blut. 

Wenn sich auch aus dem Blute fast aller Wirbeltierord¬ 
nungen diese Rrystalle hersteilen ließen, so ist eine Unter¬ 
scheidung der Arten durch die Verschiedenheit der Rrystallformen, 
wie Wilbrand 1861, H. U. Robert 1901 und Dilling 1910 
versucht haben, nicht möglich. Vielmehr kommen auch.bei dem 
Blate eines und desselben Tieres recht verschiedene Typen der 
Rrystalle vor. 

Bevor ich auf die Spektroskopie des Blutfarbstoffes 
eingehe, möchte ich Ihnen zuerst einige neuere handliche Apparate 
zeigen, die sich für den Praktiker besser eignen als die umständ¬ 
licheren, wenn auch vollkommeneren Stativapparate. Auch diese 
kleineren Hsndapparate Browning sehen Modells können mit 
Wellenlängen Skala und Vergleichsspektrum ausgestattet werden. 
Bürker in Tübingen hat ein Universalspektroskop an¬ 
gegeben, das den Vorzug hat, daß sich auch die im_ Ultraviolett 
liegenden Banden sichtbar machen lassen. 

Um auch kleinste Blntspnren der spektroskopischen Unter¬ 
suchung zugänglich zu machen, dient uns als ein unentbehrlicher 
Apparat das Mikrospektroskop, eine Vereinigung von Mikro- 
kop und Spektralapparat, wie Sie es hier sehen. Ein Blut- 
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Schüppchen oder Stäubchen gentigt, um hiermit ein mikroskopisch 
vergrößertes Spektrum zu erhalten. Man wird zu der Hämo- 
chromogeodarstellung mit alkalischen und reduzierenden Mitteln 
oder zur Bildung sauren Hftmatoporphyrins mittels konzentrierter 
Schwefelsäure greifen, je nach dem Alter oder den Veränderungen 
des Blutes. 

Auch die Photographie der Blutspektren wird sich 
voraussichtlich zu einem wichtigen forensischen Hilfsmittel ent¬ 
wickeln. Die Spektrophotographie ermöglicht es nicht nur die 
Spektren viel exakter zu differenzieren, als es das Auge allein 
vermag, sie hält auch das spektralanalytische Ergebnis einer 
verdächtigen Spur auf der Platte fest, asserviert es also, was bei 
Vergiftungen von Wichtigkeit sein kann. Sie gibt vor allem 
auch die Absorptionsstreifen im Violett und Ultraviolett exakt 
wieder. Die hier liegenden Absorptionsstreifen sind deshalb so 
wertvoll, weil sie in viel höheren Verdünnungsgraden der Blut¬ 
lösung zum Ausdruck kommen, also in Fällen, wo für gewöhnlich 
kein Spektrum mehr sichtbar ist. Das Hämochromogen, Kohlen- 
oxydhämochromogen und das Zyanhämochromogen haben nach den 
Untersuchungen Bürkers und Ziemkes solche charakteristischen 
Banden im Violett, die sie von Farbstoffen mit dem Blute 
ähnlicher Spektren (Eosin, Fuchsin, Karmin, Säureanthrazen, In¬ 
digo) unterscheiden. 

Ueber die zahlreichen Lösungsmittel, die uns zur Verfügung 
stehen, und die Spektren, die sie geben, muß ich hinweggehen. 
Ich möchte nur wenige Worte über die Technik, über die Be¬ 
mühungen auch kleinste Spuren der Untersuchung zugänglich 
zu machen und störende Beimengungen auszuschalten, sagen. 

Es ist von Wert, die Untersuchung besonders bei kleinen 
Blutspuren so einzurichten, daß möglichst viele Proben damit an¬ 
gestellt werden können, um, wenn die eine mißlingt, noch andere 
versuchen zu können. Von den Vorproben eignet sich hierzu die 
Benzidin- und auch die Ouajakprobe, die den Blutfarbstoff nicht 
wesentlich verändern. Man kann dieselben Blutpartikelchen, die 
die Bläuung gegeben haben, entnehmen und nach Alkalisierung 
und Reduktion mikrospektroskopieren. Oder man kann sie zu¬ 
nächst zur Darstellung Teichmannscher Erystalle benutzen, 
diese reduzieren und ihr Hämochromogenspektrum konstatieren. 
Oder man kann mit ihnen Hämochromogenkrystalle erzeugen, die 
ebenfalls ihr Spektrum haben. Bleibt die Krystallbildung aus, so 
erhält man, worauf Florence hingewiesen hat, vielfach noch 
am Rande des Deckgläschens braune Antrocknungen, die, redu¬ 
ziert, das Hämochromogenspektrum geben. Durch Zufügung von 
konzentrierter Schwefelsäure kann auch das Hämatoporphyrin- 
spektrum noch erhalten werden (Corin). 

Auf diese Weise kann also mit ein und demselben Blntpar- 
tikelchen eine Reihe von Proben angestellt werden, die ein Miß¬ 
lingen des Blutnachweises infolge Mißlingens der einen oder an¬ 
deren Probe fast unmöglich macht. 

Um kleine Mengen Blutfarbstoff in größeren Flüssigkeits- 
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mengen nachzuweisen, kann man die Flüssigkeit im Wasserbad 
auf wenige Kubikzentimeter einengen, aber nnr wenn sie klar 
ist. Im anderen Fall macht man sie besser mit Kalilange stark 
alkalisch nnd engt den Blutfarbstoff mittelst Pyridin ein oder 
indem man gleiche Teile der Flüssigkeit mit Alkohol mischt, 
Chloroform zusetzt nnd ans der Emulsion den Blutfarbstoff als 
zarte rote Flocken ansscheidet, abfiltriert nnd znr Mikrospek¬ 
troskopie verwendet. 

Zahlreiche Arbeiten beschäftigen sich mit der Ausschaltung 
von Farbstoffen, die die Spektroskopierbarkeit der Blutlösung um 
so mehr stören können, als sie ein eigenes Spektrum besitzen, wie 
z. B. der Indigo. Hier ist die Darstellung alkalischen Hämato- 
porphyrins am Platze oder die Kryatalldar Stellung. Neuerdings 
hat Stockis die öproz. Ammoniaklösung empfohlen, die den In¬ 
digo ungelöst läßt; brauchbar ist auch die lOproz. Kalilauge mit 
einem Reduktionsmittel, die ebenfalls Indigo nicht in Lösung 
führt und Hämochromogen gibt. 

Allem diesem ist jedoch überlegen ein überaus einfaches 
Verfahren von Florence, der das blutgefärbte Gewebe mit 
93 prozentiger Kalilauge, der er etwas Honig zusetzt, mazeriert. 
Der Indigo wird eminent aus dem Gewebe ausgelaugt, während 
die Biutbröckel, wie Sie sehen, durch den Honig zu Hämochro¬ 
mogen reduziert, in leuchtend roter Farbe sichtbar und dem 
mikroskopischen und spektroskopischen Nachweis zugänglich 
werden. Auch für die gebräuchlichen Rotfarbstofie eignet sich 
diese Probe. 

Die Mikroskopie wichtiger Beimengungen, die zu¬ 
weilen über die Herkunft des Blutes Auskunft geben, ist von 
Ko ekel gefördert worden. Ich erinnere nur an die Wichtigkeit 
der Erkennung von Menstrualblut, Lochialblut, Abortblut, Blutungen 
bei Notzuchtsverbrechen, Sodomie usw. für den Gang des Ver¬ 
fahrens, für den Untersuchungsrichter, an den Wert des Befundes 
von Haaren, Federn, Spermien, Krystallen, charakteristerischer 
Zellen und Zellgewebes, aber auch anorganischer Bestandteile: 
Stroh, Holz, Gräser, Kleidungspartikel. Durch Einbettung der 
verdächtigen Bluts- und Gewebspartikel in Zelloidin oder Paraffin 
läßt sich in Schnittserien ihre Natur aufdecken. Der mikroskopi¬ 
sche Befund charakteristischer Vogelfedern, besonders der Dunen 
nach Kok eis Beschreibung, hat uns wiederholt unterstützt nnd 
die Angaben des Angeklagten bestätigt oder widerlegt. 

Florence, der schon so vieles von bleibendem Wert für 
die gerichtliche Medizin gebracht hat, verdanken wir auch ein 
neues Verfahren, die Blutspur direkt am Objekt zu mikro¬ 
skopieren. In Deutschland ist es der Vertikal-Illuminator 
von Zeiss und der Opak-Uluminator von Leitz, den 
ich Ihnen hier habe auf bauen lassen, in Oesterreich das Met all - 
mikroskop von Reichert, die hierzu benutzt werden. Sie 
sehen dort im Apparat und ebenso hier auf diesen Photo¬ 
graphien Vogelblutkörperchen auf metallener Fläche angetrocknet; 
besonders deutlich hebt sich der Kern ab. Leider ist die Methode 
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aaf Objekte beschränkt, die das Licht reflektieren: Metalle, Steine, 
Porzellan, Elfenbein, Spiegelglas, nicht aber gewöhnliches Glas, 
es sei denn, daß man ihm einen undurchlässigen Hintergrund 
gibt. Es eignen sich nicht dazu lichtdurchlässige Stoffe und 
solche, die das Blut stark in sich aufsaugen, wie es Holz viel¬ 
fach tut, und Kleiderstoffe. 

De Dominicis war der erste, der 1907 in mehreren Ver¬ 
öffentlichungen zeigte, daß im reflektierten Licht auch die Mikro¬ 
spektroskopie möglich ist und diese auch an Objekten gelingt, 
die das Blut aufsaugen, was von Fränckel bestätigt wurde. 
De Dominicis will auch in einem Falle eine Artdiagnose im 
reflektierten Licht gestellt haben, menschliche Blutkörperchen von 
solchen vom Hund unterschieden haben. Kalmus gelang auch 
die Hämochromogenkrystalldarstellung an opaken Okjekten im 
reflektierten Licht. Aber dadurch wie auch durch die Darstellung 
des Spektrums wird immer ein Teil der Spur zerstört; der Nutzen 
der Florenceschen Methode liegt aber gerade in dem Erhalten 
der Blutspur, vor allem in der Möglichkeit, sie direkt vom Objekt 
mikrophotographisch aufzunehmen und so zu asservieren. 

Je glatter die Oberfläche und je dfinner die Blutschicht, 
desto besser gelingt die Einstellung, während Unebenheiten und 
kompakte Auflagerungen undeutlich verschwommene Bilder geben. 
Rostschollen können Blutkörperchen täuschend ähnlich sehen. Die 
Florencesche Methode ist also ein großer Fortschritt in der 
Mikroskopie und der Mikrophotographie der Blutspur. Aber ihre 
Anwendbarkeit ist beschränkt und die Handhabung des Apparats 
erfordert einige technische Uebung. Für den Praktiker 
wüßte ich keinen einfacheren, schnelleren nnd siche¬ 
reren Blntnachwei8 als die Mikrospektroskopie, die 
mit einem Stänbchen von Blnt auskommt. 

M. H.! Ich komme zur Besprechung der biologischen 
Bestimmung der Blntart. Vier sichere Methoden stehen 
nns heute zu diesem Zweck zur Verfügung: Die Sernmpräzipitin- 
reaktion, die Erythropräzipitinreaktion, die Komplementbildung 
und die Anaphylaxie. Allen Einwendungen und aller Konkurrenz 
gegenüber, die sie im Laufe der 10 Jahre erlebt hat, ist die 
Präzipitinreaktion, das will ich gleich vorausschicken, als 
Siegerin hervorgegangen. Für den Praktiker ist sie die 
biologische Reaktion; sie ist auch so einfach und sicher, 
daß ihrer Verwendung in der Praxis keine Schwierig¬ 
keiten entgegenstehen. 

Ueber die Bereitung des Antiserums will ich nur 
wenige Worte sagen, da es ja meist fertig und sorgfältig in bezug 
auf seine Wertigkeit und Artspezifltät geprütt in Ihre Hände 
gelangt. Zur Vorbehandlung der Kaninchen benutze ich nur 
reines angewärmtes Serum, spritze meist intravenös, selten intra¬ 
peritoneal, und zwar die ersten beiden Injektionen zu je 2—3 ccm 
in einem Zwischenraum von 14 Tagen. Nach 8 Tagen erhält das 
Tier eine dritte Injektion und am 8. bis 10. Tage nach dieser 



entnehme ich das Antiserum, wenn eine Probe eine genügende 
Wertigkeit von 20000 bis 80000 ergeben hat. Vielfach ist die 
Wertigkeit dann schon höher, 50000 bis 100000. Eine schnellere 
Immunisierung in wenigen Tagen, wie sie Fornet nnd Müller 
▼ersucht haben, ist zwar möglich, aber nicht zn empfehlen, da 
sie Tiele Tier Verluste mit sich führt. 

Die Wertigkeit des Antiserums wird an steigenden Ver¬ 
dünnungsgraden von dem zur Einspritzung benutzten Serum und 
am gleichnamigen Blut geprüft. Die Artspezifit&t in der gleichen 
Weise an möglichst vielen heterologen, also meistens Tierblut¬ 
arten. Nach Klärung und Sterilisation wird es in Glaskapillaren 
von dieser Form eingesaugt, in denen es sich Monate bis Jahre 
lang hält, wobei jeder konservierende Zusatz zu entbehren ist. 

Hat sich bei der Aufbewahrung ein Niederschlag, eine Auto¬ 
präzipitation gebildet, was jedoch nur dann der Fall ist, wenn 
das Tier zu früh entblutet wurde und noch von dem Antigen im 
Blute enthält, oder sind Salze oder Fette (Cholestearin) aus¬ 
gefallen, so muß das Antiserum dareb Papierfilter filtriert werden. 

Andere Konservierungsmethoden, wie z. B. die Eintrocknung 
im Vakuum, die Antrocknung auf Papier haben sich für forensi¬ 
sches Antisernm nicht so bewährt, wie es für die therapeutischen 
oder klinisch diagnostischen Seren der Fall ist, weil die Lösungen 
solcher getrockneten Antiseren nicht genügend klar sind. 

Was die Anstellung der Präzipitinreaktion im forensi¬ 
schen Fall betrifft, so wissen Sie, daß der Blutfleck in physio¬ 
logischer Kochsalzlösung gelöst und der Extrakt klar filtriert 
wird. Zu 1 ccm desselben wird 0,1 ccm Antiserum durch Unter- 
Schichtung mittelst einer Pipette zugesetzt. 

Als Kontrollen sind unbedingt erforderlich die Prüfung des 
Antiserums 1. in physiologischer Kochsalzlösung, 2. in einer Blut¬ 
lösung der Blntart, die nachgewiesen werden soll, die in dem 
forensischen Fleck vermutet wird, 3. in Normalsernm der zur 
Einspritzung benutzten Tierart, also gewöhnlich Kaninchensernm, 
nnd 4. event. in den heterologen Blutarten, auf die das Antiserum 
etwa übergreift. Man bedarf also zu einer vollständigen Blut- 
nntersnchnng etwa 1—2 ccm Antiserum. 

Mit bedeutend geringerer Menge kommen Sie jedoch ans, 
wenn Sie die Präzipitinreaktion in den von Hauser angegebenen 
Kapillaren ausführen, zunächst den Blotextrakt aufsaugen, dann 
das Antiserum und die untere Oeffnung der Kapillare mit Plastilin 
verschließen. Die Probe ist, trotzdem sie so geringe Mengen 
beansprucht, ebenso verläßlich wie die Probe im Reagenzröhrchen. 
Auch hier sind in der gleichen Weise die Kontrollen anzuschließen. 

Ich halte die Gefahr der sogenannten heterologen Trübungen, 
also der Uebergriffe mancher Antiseren auf verwandtschaftliche 
nnd weiterabstehende Arten, für denjenigen, der einigermaßen mit 
der Reaktion vertraut ist und sich an die oft gegebenen Vor¬ 
schriften hält, fdr nicht sonderlich groß. Die geschilderte Art 
der Immunisierung durch wenige, seltene Einspritzungen an Stelle 
der früher geübten häufigen hat übrigens dieses Gespenst fast 
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vollständig' verscheucht. Sie hat außerdem gezeigt, daß es weniger 
auf die Menge des eingeführten Serams ankommt, als auf die 
Aas wähl and das Wohlbefinden des Tieres. Je länger und häufiger 
das Tier darch die Einspritzangen malträtiert wird, desto mehr 
ist ein Uebergreifen des Antiserams za befürchten. Sodann ist 
von Wichtigkeit, daß die Vorbehandlung möglichst mit Sernm ans 
ein nnd derselben Qaelle beendet wird. Das Ideal, das Antiseram 
mit dem Blate des Individuums za bereiten, dessen Blat nach¬ 
gewiesen werden soll, wird sich nur in den seltensten Fällen 
verwirklichen lassen. Jedenfalls erhalten Sie za Ihren forensi¬ 
schen Blatantersachangen nur solches Antiseram, das nach all 
diesen Richtungen hin sorgfältig geprüft nnd durchaus einwand¬ 
frei befanden worden ist. Daß es wünschenswert ist, daß die 
Blatuntersuchang dem beamteten Arzt verbleibt nnd nicht in 
andere Hände gelangt, ist hinreichend oft genug betont worden. 
Dem beamteten Arzt wird seit Jahren anf Wunsch spezifisches 
Antiseram vom Kaiserlichen Gesundheitsamt, dessen Etat hierfür 
aasgestattet ist, gegen geringes Entgelt geliefert. 

Neben der Sernmpräzipitinreaktien haben wir hente noch 
eine zweite Präzipitinmethode: die Erythropräzipitinreaktion. 
Die Stadien A. Kleins in Wien haben 1904 gezeigt, daß es 
gelingt, mit allen getrennten Bestandteilen des Blutes, also nicht 
nar mit dem Seram, sondern aach mit den Erythrozyten, mit 
Hämoglobin and mit den Stromata za immanisieren. Für die 
gerichtliche Medizin war besonders wichtig, daß das mit dem 
Extrakt von roten Blutkörperchen, also reinen Hämoglobinlösnngen, 
erzeugte Antiseram ausschließlich mit Hämoglobinlösongen reagiert, 
nicht aber mit hämoglobinfreiem Serum. 

Hier war die Aassicht gegeben, den Blatnachweis, der jetzt 
zwei Prüfangen beansprucht: die chemisch-physikalische anf Blut¬ 
farbstoff and die biologische anf die Eiweißart, und der nur darch 
Kombination dieser beiden Ergebnisse den Schluß auf eine be¬ 
stimmte Blatart gestattet, wesentlich za vereinfachen und anf 
eine Prüfang, die biologische, za beschränken. Ich habe daher 
diese Versuche Kleins vom forensischen Standpunkt aus fort¬ 
gesetzt and konnte nicht nur die Tatsache bestätigen, daß die 
Erythropräzipitine artspezifisch sind, sondern auch, daß sie ander¬ 
weitigem Körpereiweiß gegenüber Organspezifität besitzen. Das¬ 
selbe wurde dann aach von H. Pfeiffer darch den Anaphylaxie- 
versnch bewiesen. Da es in manchen Fällen, z. B. bei der 
Untersuchung von Eiweißartgemischen auf die Organspezifität des 
Antiserams ankommen kann, so bildet die Erythropräzipi¬ 
tinreaktion eine willkommene Verfeinerung des bio¬ 
logischen Blatnachweises. Za ihrer Anstellang ist der 
Biatfleck in destilliertem Wasser za lösen, um möglichst viel 
Blutfarbstoff auszalaagen, nnd die Lösung auf physiologischen 
Kocbsalzgehalt za bringen. Im übrigen verfährt man ganz nach 
den Regeln, wie sie für die Sernmpräzipitine bestehen. 

Wie die Präzipitinreaktion anf der Erzeugung eiweißfällender 
Antikörper, der Präzipitine, beruht, so hat die dritte biologische 
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Methode, die Komplementbindung, die Bereitung von blut- 
körperchenlösenden Antikörpern, von Hämolysinen, znr Voraus- 
setzong. Nach den Versuchen von Bordet-Gengou nnd Mo¬ 
res chi erhält ein tierisches Eiweißantigen durch Vermittelung 
eines spezifischen Antikörpers (Ambozeptor) die Fähigkeit, be¬ 
liebiges Komplement an sich zu reißen, zn binden. Ist dagegen 
der Ambozeptor fttr das Antigen nicht spezifisch, so bleibt die 
Vereinigung der drei Körper ans. Ob das Komplement gebunden 
ist oder nicht, wird durch Zusatz des hämolytischen Systems 
(Blutkörperchen nnd hämolytischer Ambozeptor) erkannt. 

Diese Komplemenlbindnngsmethode haben NeiBser and 
Sach8 1905 für die Blutdifferenzierung empfohlen. Es ist also 
dazu erforderlich: 1. das Anti gen = der Extrakt ans dem Blut¬ 
fleck, 2. der spezifische Ambozeptor = das homologe Antisernm, 
3. das Komplement = Meerschweinchenserum, 4. der Indikator 
= Hammel- oder Rinderblotkörperchen nnd 5. der hämolytische 
Ambozeptor = das die Hammel- oder Rinderblntkörperchen lösende 
Antisernm. Er wird jetzt wohl allenthalben künstlich bereitet 
darch Einspritzung defibrinierten Blotes. 

Die Komplementbindang ist zweifellos spezifi¬ 
scher als die Präzipitinreaktion. Die Gefahr heterologer 
Trübungen ist infolge der Möglichkeit kleinste Mengen Antisernm 
zn verwenden viel geringer. Sie ist auch sensibler; denn sie 
antwortet schon anf viel kleinere Reize nnd gibt auch dann 
noch einen Aasschlag, wenn die Präzipitinreaktion 
schon versagt. Das hat sie bekanntlich für die Nahrangs¬ 
mittelkontrolle so wertvoll gemacht, wo sie kleinste Mengen fremd¬ 
artigen nativen Eiweißes in gekochten, geräucherten Lebensmitteln 
nachznweisen imstande ist. 

Aber die große Empfindlichkeit ist anderseits 
eine Gefahr, macht viele Kontrollen notwendig and 
erschwert zuweilen die Bearteilang des Resultates. 
Nar nebenbei will ich noch die Möglichkeit der Komplementbindang 
durch andere Stoffe als Eiweiß erwähnen, die ihrerseits wieder 
durch besondere Kontrollen ansgeschaltet werden maß. Alles 
das nnd der große Apparat nicht schnell and leicht 
zn beschaffender Ingredienzien macht sie fttr den 
Praktiker weniger geeignet als die Präzipitinreaktion 

Die letzte and jüngste biologische Methode ist der Ana- 
phylaxieversnch. Unter Anaphylaxie oder Ueberempfindlich- 
keit versteht man den Zustand des Tieres, der sich nach Ein¬ 
verleibung (Sensibilisierung) mit kleinsten Eiweiß mengen einstellt 
and der sich dadarch kundgibt, daß eine zweite Injektion der¬ 
selben Eiweißart, nach einem gewissen Intervall ausgeführt, 
toxisch wirkt. Es treten typische Krankbeitserscheinungen, Tempe¬ 
raturabfall, Symptome, die man als den anaphylaktischen Shok 
bezeichnet, oder gar der Tod ein. 

Auch die Ueberempfindlicbkeit geht auf Beobachtungen 
Behrings 1893 mit Bakteriengiften zurück. Und wieder waren 
-9 Uhlenhnth und seine Schule, sowie nach ihm auch Pfeiffer, 
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Thom8eii u. die sie für den forensischen Blutnachweis zu 
verwerten vorschlugen. 

Ohne anf die theoretischen Fragen über das Wesen der ana¬ 
phylaktischen Reaktion näher einzogehen — die Literatur ist be¬ 
reits ins Unendliche angewachsen — wollen wir uns als Praktiker 
besonders mit der Technik und der forensischen Brauchbarkeit 
der Reaktion beschäftigen. 

Ob sie auf Ferment Wirkung oder einem nicht abgebauten 
Eiweißkörper, dem Anaphylaktin, oder, wie mit Friedberger 
die meisten wohl annehmen, auf Antikörper-Antigen Wirkung be- 
raht, oder ob das Komplement der wichtigste Faktor ist, sind 
theoretische Fragen von wissenschaftlichem Interesse. Jedenfalls 
lösen alle Präzipitin erzeugenden Stoffe auch Ueberempfiadlichkeit 
aus. Ob aber die anaphylaktischen Reaktionshörper mit den 
Präzipitinen identisch sind, ob sie in der Blutbahn kreisen oder 
an die Zeilen gebunden sind — humoral oder zellulär sind — 
ist ungewiß. 

Ebenso wenig ist man sich einig, ob sie zentral wirken — 
dafür spricht, daß Narcottea ihre Wirkung aufheben — oder peri¬ 
pher — durch Blutdrucksenkung — oder durch Krampf der 
Bronchialmuskulatur — für dieses spricht der Sektionsbefund 
der Langenstarre — oder endlich, ob das Anapbylatoxtn auf die 
Leber wirkt und diese erst sekundär das Gift produziert. 

Als Reaktionstier ist allgemein das Meerschweinchen im 
Gebrauch. Es erhält eine geringe Dosis, etwa 1 ccm einer Ver¬ 
dünnung 1 : 50 bis 1 : 100 von dem zu untersuchenden Blutflecken 
in physiologischer Kochsalzlösung und zwar inkardi&l, intrazerebral, 
intraperitoneal oder intravenös oder auch retrookulär. Es bedarf 
dann einer gewissen Inkubationszeit, während der das Anapbyla- 
toxin gebildet wird. Gewöhnlich nach 4 Wochen wird dann das 
homologe Antigen, also Normalserum in etwas größerer Dosis 
(1 ccm) in derselben Weise eingespritzt. Dieses trifft den fertig 
gebildeten ambozeptorartigen Antikörper im Tierleib und bildet 
mit ihm, wahrscheinlich unter Mitwirkung des Komplements, das 
Gift, das den charakteristischen Shok anslöst. 

Das Normalsernm muß, weil es an sich toxisch wirken würde, 
inaktiviert werden durch halbstündiges Erwärmen aut 56°. An 
seiner Stelle empfiehlt Caporali Aszitesflässigkeit, die weniger 
toxisch wirkt und nicht inaktiviert zu werden braucht. 

Man unterscheidet leichte, schwere und tödliche Reaktions¬ 
erscheinungen. Forensisch sollten jedoch nur die 
schweren tödlichen als positiver Ausfall verwertet 
werden, wenn sie bei mehreren Versuchstieren in gleicher Weise 
auftreten, also schwerer Kollaps und Tod in wenigen Minuten. 
8tet8 sollte man auch die Autopsie der Tiere anschließen und 
durch den inneren Befund (Hämorrh&gien an Herz und Lungen, 
Milz, Darm, Starre und Blähung der Lungen) die anaphylaktischen 
Erscheinungen erhärten. 

Wie bei der Komplementbindung erfordert auch hier 
die Feinheit der Reaktion zahlreiche Kontrollen, etwa 
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8 bia 10 Tiere mindestens für jede Untersuchung. Des macht 
den anaphylaktischen Versuch umständlich, zeit¬ 
raubend und intolge des Verbrauches vielen Tier¬ 
materials auch kostspielig. 

Sodann ist nicht zn leugnen, daß auch nach der Injektion 
heterologen Blutes zuweilen ein anaphylaktischer Shok aultreten 
kann und sich dadurch die Beurteilung des Resultates erschwert. 
Ueber die quantitative Gestaltung des Versuches, wie sie Pieiifer 
vorschlägt, fehlen mir eigene Erfahrungen. 

Die Spezifität der Anaphylaxie ist groß. Uhlen- 
huth und Pfeiffer haben sie auch zur Differenzierung ver¬ 
wandter Arten herangezogen, zum Teil mit Erfolg; aber absolut 
art- und organspezifisch ist sie ebensowenig wie die 
Präzipitinreaktion und die Komplementbindung. Ihre 
Sensibilität ist dagegen hochgradig und ttbertnfft die der ge¬ 
nannten Methoden. Sie eignet sich daher für minimale Eiweiß¬ 
mengen, besonders wieder Ihr denaturiertes Eiweiß, wo die Prä- 
zipiunreaktion im Stiche läßt. Erhitztes, gekochtes, gefaultes 
Eiweiß macht für natives Eiweiß anaphylaktisch. Neuerdings 
hat die Uhlenhuthsche Schule sie zur Difierenzierung von 
Knochen, besonders chemisch und physikalisch veränderten, ver¬ 
wertet, was ja fär die gerichtliche Medizin von Bedeutung ist. 

M. H.l Ich mochte die Besprechung der Anaphylaxie nicht 
schließen, ohne zu erwähnen, wie sehr ihr Studium auch auf 
anderen Gebieten befruchtend gewirkt, das Verständnis ihr ge¬ 
wisse Erscheinungen und Krankheiten geweckt hat. Die Idiosyn¬ 
krasien, die nach dem Genuß von verdorbenen Nahrungsmitteln, 
aber auch nach dem Genuß von Eiern, Schweinefleisch, Kuhmilch, 
dem Fleisch von Fischen, Krustazeen, Mollusken, Muscheln, von 
Gemüsen und Früchten, von Arzneimitteln auttreten, also solche 
alimentärer und medikamentöser Natur, gehören zur Anaphylaxie, 
ebenso die Serumkrankheiten, die mit ähnlichen Erscheinungen 
einhergehen wie sie. Erfolgreiche Versuche, mit Plazenta zn 
anaphylakiisieren, machen es wahrscheinlich, daß die puerpe¬ 
rale Eklampsie, die man früher auf Urämie oder funktionelle 
Neurose zurückführte, wahrscheinlich eine autoanapbylaktische 
Erscheinung ist und auf dem Einbruch von Plazentazellen in die 
mütterliche Blutbahn beruht. Die Anapbylaktisierung gegen 
Krebssaft ist bereits gelungen, wenn auch praktisch noch nicht 
verwertbar. 

Wenn ich zum Schlüsse noch einmal die biologischen Re¬ 
aktionen in Parallele stellen und sie aut ihren praktischen forensi¬ 
schen Wert prüfen darf, so scheint mir das Uebergewicht 
der beiden Präzipitinreaktionen unbestreitbar. Es 
gibt nur sehr wenige Fälle in der Praxis, in denen sie nicht 
8chuell8ten8 und mit geringen Mitteln eine eindeutige Antwort 
gäben. Ich bekenae mich als einen begeisterten Anhänger dieser 
Reaktionen und ich darf es, weil ich ihren Wert in hunderten 
von Einzeluntersuchungen erproben konnte. Das dem Institut 
zugehende Untersuchungsmaterial hat sich in den beiden letzten 
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Jahren mehr als verfünffacht. Für die Komplementbindnng 
and den Anaphylaxieversach bleiben dagegen prak¬ 
tisch diejenigen seltenen Fälle reserviert, in denen 
die Prftzipitinreaktion versagt, weil die zar Unter* 
Buchung verfügbare Eiweißmenge za gering oder in 
erheblichem Grade denaturiert ist oder nicht ge¬ 
nügend geklärt werden kann. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion über den 
Vortrag. 

H. Dr. Pani fraenekel, Privatdozent in Berlin: M. H.l Za den er¬ 
schöpfenden Ausführungen des Herrn Beierenten möchte Ich nar einige prak¬ 
tische Bemerkungen machen, die sich ergeben haben teils bei zahlreichen 
eigenen Untersuchungen, teile besonders nach im Verkehr mit den Herren 
Medizinnlbeamten bei Gelegenheit der Fortbildungskurse. Das eine betrifft 
die praktische Bewertung der Wasserstoffsaperoxydreaktion, die 
bei Herrn Kollegen Leers etwas schlecht weggekommen ist, nnd zwar aal 
Grand der theoretischen Erfahrung, daß Wasserstoffsuperoxyd den Blutfarb¬ 
stoff bei ungeschickter Anwendung erheblich zerstört. Es ist dies nicht eine 
E fahrung aus dem Jahre 1905, sondern man weiß langst, daß das Wasser- 
stoffiuporoxyd, ein bekanntes Bleichmittel, wie andere Farbstoffe auch den 
Blutfarbstoff rernichten kann. Es ist aber sehr leicht, eine erhebliche Ver¬ 
ringerung des Farbstoffes za vermeiden, wenn man nicht zu stark konzentrierte 
Löiungen nimmt, etwa lprozentige, diese neutralisiert verwendet und sie 
besonders nar karze Zeit einwirken läßt. Es ist mir in sehr vielen Fallen 
gelangen, die geringsten Sparen doch noch so za erhalten, daß die Präzipitin- 
renkt io a einwandfrei gelungen ist. Ich hatte schon neulich Gelegenheit, im 
Fortoil lungskarsue dafür einzutreten, daß diese gerade für den Praktiker 
durchaus brauchbare und leicht ausführbare Vorprobe, die auch sonst von 
unserem Institute empfohlen worden ist, nicht ganz vernachlässigt wird, weil 
sie eine große und rasche Uebersicht in kurzer Zeit ermöglicht. Sie hat freilich 
erhebliche Fehlerursachen: Sie fällt leicht negativ aus; außerdem gibt es 
zahlreiche andere Stoffr, die auch katalysieren. Immerhin gibt sie im geeig¬ 
neten Falle, besser als ein anderes Mittel, in ganz kurzer Zeit einen Ueber- 
bliok über die Verteilung der Spuren und ermöglicht auch sonst, nicht sicht¬ 
bare Flecken aufzuftaden. 

Es ist ja überhaupt, und damit komme ich zum zweiten Punktet — 
eine Frage, ob sich der Praktiker in Fällen, wo nicht ohne weiteres 
sich blatäbaliche Flocke deatlich erkennen lassen, auf diese schwierigsten 
Untersuchungen, bei denen eventuell das Material vernichtet werden kann, ein¬ 
lassen soll oder ob er nicht besser tut, sofort eine der zahlreichen medizinischen 
Untersachangssteilen, die jetzt in Preaßen bestehen, die Untersachaogs- 
ämter, die Iastitate für gerichtliche Medizin, die Abteilung im Beichsgesand- 
heitsamte mit der Uatersuchang beauftragen zu lassen. Wenigstens höbe ich 
gerade aus Ihren Kreisen oft gehört, wie unbequem es Ihnen ist und mit 
Wie wenig Vertrauen Sie an diese Untersuchungen herangehen, wenn nicht 
von vornherein ein Weg erkennbar ist, ein Hinweis, an welcher Stelle die 
Uatersachang einsetzen soll. Uad dasselbe möchte ich auch äußern gegen die 
oft vielfach geübte Versendung des präeipitierenden Antiserums. 
Trotzdem alle Koatrollmittel beigegegeben werden, habe ich oft gehört, wie 
unsicher Sie sich dabei fühlen, wenn Sie eventuell im Jahre einmal in die 
Lage kommen, eine solche Uatersuchang auszufIhren. Wenn Sie ein zweifel¬ 
haftes Bssultat haben, ist das Material vielleicht vollständig, vielleicht zum 
wesentlichsten Teil vernichtet, und eine Nachprüfung an erfahrener Stelle nicht 
mal möglich. Ich bin deshalb auch persönlich kein Freund der Versendung 
der Sora; wenn es von uns darchaas verlangt wird, daß wir von unserem' Anti- 
seram abgeben, so geschieht es immer mit der Bemerkung, daß wir keinerlei 
Veraatwortang für das Besaitet übernehmen, da wir gar nicht wissen können, 
wie das Antiserum anlangt. Es kann in sehr gutem Zustande aufgegeben 
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und dennooh durch irgend etwas unbrauchbar angelangt sein. Diese subtilen 
Untersuchungen, von denen noch häufig viel abhängt, sollen daher m. E. nur 
in medisini8chen Laboratorien ausgefdhrt werden, ganz besonders aber 
in solchen F&Uen, in denen nur geringe, sehr vorsichtig zu behandelnde Spuren 
zur Vertagung stehen. Die einfacheren Fälle kann der Praktiker aber über* •*) 
nehmen; dabei wird ihm die Wasserstoffsupeioxydprobe ntttslich sein. 

H. Med.-Bat Dr. Keferstelo, Gerichtsarzt in Magdeburg; Ich mochte 
bloß fragen: wo kauft man das Antiserum? Es ist immer sehr wenig Anti* 
serum za erhalten; ich hätte deshalb gern einmal eine Adresse, wo ich es 
eigentlich bekommen kann. (Zuruf: Im Kaiserlichen Gesundheitsamt l) — 
Danke sehr] 

H. Prof. Dr. Lochte, Kreisarzt in Güttingen: Ich möchte mir nur die 
Bemerkung dazu erlauben, daß wir auch vom Göttinger Institut Antiserum 
abgegeben haben an Herren, die mich darum gebeten haben. Ich kann natür¬ 
lich auch keine Garantie dafür übernehmen, wie das Serum in die Hände der 
Herren kommt. Es wird selbstverständlich sorgfältig verpackt; ich versichere 
mich auch vor der Absendang davon, daß eine erhebliche Wirkung des 8erums 
vorhanden ist. Es geht kein Serum aus dem Institut, das nicht eine Wirk¬ 
samkeit von 1:10000, 1: 20000 hat. 

Ich darf vielleicht im Anschluß au den Vortrag des Herrn Kollegen 
Leere hervorheben, daß auch nach meinen Erfahrungen das Wasserstoff¬ 
superoxyd ein ganz vorzügliches Mittel ist, um Bim flecke nachzuweisen, 
vor allen Dingen auf dankten Kleiderstoffen, auf denen man mit bloßen Augen 
oder mit der Lape den Blatfarbstoff nicht erkennen kann. Man muß nur einen 
sehr feinen Nebel vonS°/o Wasserstoffsuperoxyd mit Hilfe eines Sprayapparats 
anwenden und in dem Moment, wo ein weißer Gischt sichtbar wird, denselben 
mit sauberem Fließpapier absaugen und sich dann die Stelle, an der der Schnnm 
aufgetreten ist, mit einer Nadel oder auf andere Weise kenntlich machen. 
Man hat dann einmal das Fließpapier zur Verfügung, an dem man die Vor¬ 
proben auf Blatfarbstoff vornehmen kann, auf der anderen Seite die Zeug- 
fasern, an denen man in geeigneter Weise den BlutfarbBUff feststellen kann. 

Wenn man natürlich zu viel Wasserstoffsuperoxyd anf das Zeug bringt, 
darf man sich nicht wandern, wenn aller Blatfarbstoff in weißes Haemol um¬ 
gewandelt und nachher nichts mehr nacbzaweisen ist. 

Vorsitzender: Wünscht sonst jemand der Herren noch das 
Wort? — Es ist nicht der Fall; ich erteile nunmehr dem Herrn 
Referenten das Schlußwort. 

H. Gerichtsarzt Dr. Leere-Glelwitz: M. H.! Ueber die Tatsache, daß 
Wasserstoffsuperoxyd den Blutfarbstoff zerstört und die Probe eine 
größere Zahl von Fehlet q teilen hat, als alle anderen Vorproben, herrscht, 
wie ich sehe, Uebereinstimmang. Diese Tatsache ist ja auch in den letzten 
Jahren so oft nnd eindringlich betont worden, daß man sich ihr nicht mehr 
verschließen kann. Mita 1 ). Kratter*) nnd ich selbst*) haben übereinstim¬ 
mend gezeigt, daß mit Hs Os behandelte Blutsparen für die chemische, spek- 
troskopiscbe und biologische Prüfaag, die doch den Aasschlag geben sollen, 
untauglich werden können. Aehnliche Erfahrungen hat Pigkini 1 ) gemacht 
und auch Lochte 5 ) teilt mit, daß nach seinen Erfahrungen die Kristallbil¬ 
dung nach der H> Oi- Einwirkung gestört und unmöglich gemacht werden kann. 

Die Unterrichtsanstalt hat dieser Tatsache auch dadurch Rechnung ge¬ 
tragen, daß die von mir entworfene „Anweisung der forensischen Blutunter- 
suchang, die Ihnca bei deo Fortbildungskursen eingehändigt wird, seit einigen 
Jahren und wie ich hinzufügen darf, von Herrn Kollegen Fraenckels Hand, 
den warnenden Zasatz bei der Erwähnaog der HiOt-Probe erhalten hat: 
•Zerstörung des Blutfarbstoffes möglich, daher Vorsicht! 1 


•) Groß: Archiv; Nr. 35, 1909. 

*) Vierteljahrschrift für gerichtl. Medizin; 1310, Bd. 34 Suppl- 

•*) Leers: Forensische Blutuntersuchung; Berlin 1910; Verlag von 
J. Sprin ger. 

*) Arch. Fisiol.; IV, 190S n. Biocb. Zentralblatt; VII, 1908. 

*) Vierteljahrsschrift für gerichtl. Medizin; 1910, Bd. 39, Suppl. 
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Ich hzltb es zum mindesten für bedenklich, wenn trotzdem die Hs Os> 
Probe ohne Hinweis auf ihre Mängel and die Möglichkeit, diese za mindern, 
in überschwänglicher Weise empfohlen wird, nnd daß diese unbegrenzte Em¬ 
pfehlung auch in kriminalistische Werke übergegangen ist. Selbst in dem 
neuesten diesbezüglichen Buch ist sie wieder aof Kosten der Guajak- und 
Bensidinprobe, die beide notorisch schärfer sind, weniger Fehlerquellen haben 
und den Blutiarbstoff nicht zerstören, ohne Angabe ihrer Mängel und ohqe 
Anleitung zu ihrer Ausführung als beste Vorprobe empfohlen worden. Da 
steht sogar wörtlich: Es wird kein Material vergeudet, da man nachher 
an den Flecken noch alle anderen Untersuchungen ungestört vornehmen kann.* 
Ein einfacher Versuch der Behandlung eines kleinen BluttrOpfchehs mit Hs Os 
auf dem Objektträger dürfte sofort überzeugen, daß diese Behauptung nicht 
richtig ist. 

In der Erwägung, daß diese Empfehlung auch an Laien gerichtet ist, 
und daß die Gefahr besteht, daß die Hs Os • Probe in unzweckmäßiger Weise 
angestellt und dadurch der endgültige Blutnachweis in Frage gestellt wird, 
halte ich die Warnung vor der H* Ot-Probe hier wohl am Platze. 

Was die Anstellung der biologischen Reaktion seitens der Prak¬ 
tiker betrifft, so sollte selbstverständlich nur der sich damit befassen, der sie 
Völlig beherrscht. Diese Voraussetzung trifft beute schon für viele von Ihnen zu. 
Viele, besonders die jüngeren Herren, sind durch die Untersuchungsämter ge¬ 
gangen oder haben in den zahlreichen Unterrichtsanstalten Gelegenheit ge¬ 
habt, die biologischen Reaktionen nicht nur theoretisch kennen zu lernen, 
sondern praktisch zu üben, so daß sie vertraut damit sind. Das ist ja doch 
schließlich der Zweck aller Unterrichts- und Fortbildungskurse. Ich möchte 
es auch als sehr wünschenswert bezeichnen, daß der beamtete Arzt — ich 
habe immer in meinen Karsen darauf hingewiesen — die gericbtsärztlichen 
Untersuchungen, besonders die Blatuntersuchungen nicht aus der Hand gibt. 
Ich habe wiederholt die Erfahrung gemacht, daß sie sonst in Hände geraten, 
in die sie als ärztliche Untersuchungen nicht gehören und daß der größte 
und beste Teil der Spuren in vergeblichen Versuchen verbraucht wird. Wenn 
nur hochwertiges, frisches und auch sonst einwandfreies Antiserum zur Ver¬ 
sendung kommt, ist die Gefahr, daß es durch den Transport unbrauchbar 
wird, wie mir auch Uhlenhutb versichert bat, gering. Eine Garantie für 
das Resultat der Untersuchung kann der Absender selbstverständlich nicht 
übernehmen. 

Vorsitzender: Es bleibt mir nur die Pflicht, dem Herrn 
Vortragenden für seine interessanten Ausführungen unseren ver¬ 
bindlichsten Dank ansznsprechen. 

(Frühstückspause.) 


V. Tätigkeit der Medizinalbeamten vor dem 
Jugendgericht und bei Vollzug des Fiirsorgegesetzes. 

H. Dr. L. Borger, Assistent nnd Abteilungsleiter an der 
Unterrichtsanstalt für Staatsarzneiknnde der Universität Berlin: 
M. H.! Als der Vorstand unseres Vereins anf Veranlassung von 
Geheimrat Dr. Straßmann mich aufforderte, anf der diesjährigen 
Hauptversammlung Aber die Tätigkeit des Medizinalbeamten vor 
dem Jugendgericht nnd bei Vollzug des Fflrsorgegesetzes zu 
referieren, hatte ich schwer wiegende Bedenken. Gern hätte ich 
den Vortrag anf einen im Dienste ergrauten Gerichtsarzt mit 
größerer Erfahrung nnd breiterem Buckel — verzeihen Sie den 
Ausdruck — abgewälzt. Soll ein Referat doch nicht nur einen 
Ueberblick über den derzeitigen Stand der Sache geben, sondern 
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es sollen nach altem Brauch auch Leitzütze anfgeetfellt nnd neue 
Vorschläge gemacht werden. Dazu aber ist ein Ueberblick Aber 
die gesamte soziale Frage notwendig. Man moß, um mit Ge¬ 
heimrat Filitsch zu reden, genau wissen, „was Kirche und 
Staat, Schule und Elternhaus, was Verwaltung und Gesetzgebung 
wollen, und man maß vor Augen haben, was bisher geleistet ist 
nnd mit welchen Mitteln.* Außerdem gewann ich bald die 
Ueberzeugung, daß die vitalsten Interessen der Medizinalbeamten, 
speziell der Gerichtsärzte, bei dieser Angelegenheit auf dem 
Spiele stehen. Gilt es doch, den deutschen, speziell den preußischen 
Gerichtsärzten, ihre Stellung als Sachverständige vor dem Jugend¬ 
gericht zu erhalten bezw. zurückzuerobern. Das erfordert aber 
Kampf; selbst ein ehrlicher Kampf kann uns jedoch niemals 
Freundschaft bringen, besonders wenn begründeter Verdacht be¬ 
steht, daß man pro domo redet. M. H.! ich glaubte, Ihnen diese 
Erwägungen nicht vorentbalten zu dürfen; Sie werden mich aber 
nicht abhalten, frei meine Meinung zu äußern. 

Mein Thema ist ein Teil der Jugendfürsorge, und ich kann 
wohl sagen, der zur Zeit im Brennpunkte stehende.] k Kaum* ein 
Zeitungsblatt, sei es aus Europa, sei es aus Amerika oder 
Australien, kann man zur Hand nehmen, ohne auf Dinge zu 
stoßen, die sich auf Jugendgericht nnd Jugendfürsorge' beziehen. 
Angesichts dieser Tatsache fragen wir mit[Recht: Wie kommt 
diese plötzliche Begeisterung in der ganzen zivilisierten WeltP 
Die Entwicklung der Großstädte hat die Gefährdung unseres 
Nachwuchses gesteigert; Frauen und Männer mit offenen Augen, 
Freunde der Jugend, haben ihre Not aufgedeckt. Eine r nocb ver¬ 
hältnismäßig junge Wissenschaft, die Kriminalistik und Kriminal- 
statistik, kamen ihnen dabei zu statten. Deutlicher als alles 
andere sprachen ihre Zahlen; denn sie waren erschreckend hoch 
und übertrafen alle Erwartungen. So kam es, daß man überall 
von einer zunehmenden Verwahrlosung unserer Jugend sprach. 
Ja, nach manchen Zeitungsartikeln schien es fast so, als ob unser 
Nachwuchs nur noch aus Verbrechern bestände. Glücklicherweise 
trifft dies aber durchaus nicht zu. „Es ist vielmehr in den 
letzten Jahren eine besonders bedrohliche Entwickelung der 
Kriminalität der Jugendlichen nicht hervorgetreten.* Wenigstens 
vertritt der Vortragende Rat im Reichsjustizamt Dr. v. Tischen- 
dorff, der seit mehr als 20 Jahren die Kriminalstatistik bear¬ 
beitet und einer ihrer besten Kenner ist, diesen Standpunkt.* *) 
Etwas Gutes haben aber jene Uebertreibungen [ insofern 
gehabt, als sie auch die lässigeren Mitglieder allersta&tserhalten- 
den Parteien aufgeweckt und an ihre Pflicht erinnert haben. 
Und das war notwendig! Hatten wir auch keinen Grund, die 
Flinte ins Korn zu werfen, so konnten wir anderseits mit den 
errungenen Erfolgen in der Jugendfürsorge nicht zufrieden sein. 


x ) Dr. tob TischendorfI: Deutsche Jaristenzeituog 1908; Nr. 7 
8. 389. zitiert nach Staatsanwalt Lao er er-GOrlitz': „JagendgerichtshQfe tud 
Kriminalistik.* Tägliche Baadachau; 1908. 
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M. H.! Sie werden sich vielleicht wundern, daß ich von 
Erfolgen rede, nnd Sie werden fragen: Wo sitzen denn unsere 
Erfolge, wenn die Kriminälität nicht abgenommen hat. — Nun, 
eben darin, daß sie nicht zugenommen hat! Die ungesunde Ent¬ 
wicklung der Großstädte hätte ohne geeignete Gegenmaßnahmen 
eine ganz bedeutende Zunahme der Kriminalität, besonders bei 
den Jagendlichen zar Folge haben müssen. Herrscht doch in 
den Weltstädten stets, besonders aber in Zeiten industriellen 
Niederganges bei der Arbeiterschaft eine Not, wie man sie früher 
nicht gekannt hat. Not aber macht schlecht, sagt ein altes, nur 
za wahres Sprichwort. Daß trotz dieser Not die Kriminalität 
nicht noch viel größer ist wie heute, verdanken wir in erster 
Linie der sozialen Gesetzgebung, der Kranken- Unfall- und 
Invalidenversicherung, die alle schon unendlich viel zur Ver¬ 
minderung der Kriminalität des Volkes beigetragen haben. Es 
fehlt aber noch die so viel bekämpfte Arbeitslosenversicherung, 
von der wir mit Recht eine wesentliche Beschränkung des Ver¬ 
brechertums erwarten. 

Schlechte wirtschaftliche Lage führt aber nicht nur direkt 
zum Verbrechertum, sie züchtet auch einen Verbrechernachwuchs. 
Tausende von Säuglingen erhalten z. B. in arbeitslosen Zeiten 
plötzlich die Mutterbrust nicht mehr; muß doch die Matter als 
Aufwartefrau, Fabrikarbeiterin etc. die Familie durchbringen 
helfen. Darmkatarrhe, englische Krankheit, schwere Unterer¬ 
nährung und ihre Folgen, dauernde Minderwertigkeit, stellen sich 
ein. Bei den etwas älteren Kindern fdhren ungenügende Er¬ 
nährung und die Notwendigkeit mitzuarbeiten dieselben schäd¬ 
lichen Folgen herbei. Aus diesen geistig und körperlich Minder¬ 
wertigen rekrutiert sich aber der größte Teil unserer Verbrecher. 

Neben der sozialen Gesetzgebung gebührt der Bekämpfung 
der Infektionskrankheiten, namentlich der Syphilis, 
sowie des Alkoholismus das Haoptverdienst an der Beschrän¬ 
kung der Kriminalität. An der Bekämpfung dieser Uebel haben 
die Aerzte nnd besonders die Medizinalbeamten in ihrer Eigen¬ 
schaft als Gesundheitsbeamte den Löwenanteil. Ohne ihren Eifer, 
der von unseren Volksvertretern vielfach als Uebereifer gerügt 
worden ist, würden nichl nur die Mortalität und Morbidität in 
unserem Vaterlande kaum den heutigen gEinstigen Stand zeigen, 
sondern es hätte auch die Kriminalität einen gewaltigen Anstieg 
zu verzeichnen. 

Mit diesen vorbeugenden Maßnahmen zur Beschränkung des 
Verbrechertums hat man sich glücklicherweise nicht begnügt. In 
allen Ländern versuchte man vielmehr, auch auf die Gefährdeten 
oder bereits kriminell gewordenen Jugendlichen einznwirken. So 
entstanden die Kinder- und Fürsorgegesetze in Amerika, 
Australien, Schweden, Norwegen, Ungarn etc. und die zahlreichen 
staatlichen und privaten Erziehungsanstalten. Die Erfahrungen, 
die man hier sammelte, waren für die weitere Entwicklung der 
Jugendfürsorge und speziell für die Bekämpfung der Kriminalität 
von grundlegender Bedeutung. Ein großer Teil der unsozialen 
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Elemente erwies eich als geistig nicht normal. Diese Erkenntnis, 
die mit nie geahnter Schnelligkeit in alle BevOlkerungsscbichten 
drang, konnte anf die Entwicklung der Strafrechtspflege 
nicht ohne Einfloß bleiben. Jetzt sah man plötzlich ein, warum 
trotz aller Bemühungen die Kriminalität der Jugendlichen nicht 
abnahm; daß die Strafrechtspflege von Grund auf umgeändert 
werden müsse, ward nun auch den früheren Gegnern klar. 

Auf diesen wohl vorbereiteten Boden fiel die Idee der 
Jugendgerichte. Die ersten wurden in Australien ins Leben 
gerufen und verbreiteten sich im Laufe weniger Jahre über die 
ganze zivilisierte Welt und ganz besonders auch in den deutschen 
Bundesstaaten. Wie aber die Gesundung Deutschlands ohne den 
deutschen Medizinalbeamten nicht die heutige Blüte erreicht hätte, 
so werden die Erfolge der Jugendgerichte von seiner zweck¬ 
mäßigen Mitwirkung zum nicht geringen Teil abbängen. In den 
verschiedensten deutschen Städten liegt denn auch die ärztliche 
Tätigkeit vor dem Jugendgericht ganz in den Händen der 
Medizinalbeamten und Gerichtsärzte, denen sie ja zwei¬ 
fellos zukommt. Wenn man das bedenkt, ist es allerdings zu 
verwundern, daß die Gericbtsärzte in dieser für sie so wichtigen 
Frage Öffentlich und speziell auf Tagungen so wenig hervorge¬ 
treten sind und daß sie z. B. auch an den Jagendgerichtstagen 
nicht teil nahmen. Mancher Leitsatz wäre dann nicht unwider¬ 
sprochen hingenommen, mancher zum Vorteile der Jugendfürsorge 
korrigiert worden. Ueberbaupt war die Zahl der Aerzte anf 
diesen Tagungen wie leider auch auf allen Fürsorgetagen außer¬ 
ordentlich gering. Anf dem ersten Jugendgerichtstags beteiligten 
sich z. B. nnr drei Aerzte an der Diskussion und unter ihnen 
kein Gerichtsarzt. Da kann uns der deprimierende Empfang nicht 
wunder nehmen, von dem Geheimrat Taube-Leipzig berichtet. 
Als er nämlich zum ersten Jugendgerichtstag nach Beilin kam, 
wurde er von einem Teilnehmer mit den Worten empfangen: 
„Was machen Sie denn hier* ? *) Daran, daß eine derartige Frage 
überhaupt möglich wurde, tragen wir Aerzte selbst die Schuld, 
weil wir uns viel zu wenig um diese für unser Volk so wichtige 
Sache gekümmert haben. 

Wir kOonen daher unserem Vorstande nicht dankbar genug 
sein, daß er dieses Thema auf die Tagesordnung setzte und uns 
gewissermaßen zurief: „Tua res agitur." An nns liegt es, dem 
Rufe za folgen und mehr wie bisher unsere Erfahrungen in den 
Dienst der Jugendfürsorge und speziell des Jugendgerichts zu 
stellen. 

I. 

Zunächst einige Worte über das Jugendgericht selbst. 

Ueber die zweckmäßige Zusammensetzung der 
Jugendgerichte gehen die Ansichten auseinander. Einige 
wollen einen Laienrichter, andere einen einzigen Berufsrichter 


2) Verb and lau gen des 1. Deutsches Jogendgerichtstsges, 8. 44. Berlin 
nnd Leipzii: 1909. Verlti: tob G. B. Teabner. 
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mit Ausschaltung der Schöffen, wieder andere befürworten die 
Verwendung von Aerzten, Geistlichen, Lehrern nnd Frauen als 
Schöffen. Für jede Ansicht lassen sich wichtige Gründe ins 
Feld führen. Es sind prinzipielle Fragen, über die kaum eine 
Einignng erzielt werden dürfte, sodaß es sich vielleicht empfiehlt, 
diesen Punkt ganz von der Diskussion auszuschließen. Ich bin, 
wie Sie aus meinen Leitsätzen ersehen, ein Anhänger des Schöffen¬ 
gerichts in seiner heutigen Form trotz aller Mängel, die ihm an¬ 
haften. Dieses verdient aber, wie Amtsgerichtsrat Fischer*) 
bereits betonte, nur dann den Namen Jugendgericht, wenn die 
Btrafrichterliche nnd vormundschaftsrichterliche Tätigkeit in einer 
Hand liegt. Leider ist in vielen Gegenden Deutschlands eine 
derartige Personalunion nicht vorhanden; es gebührt aber solchen 
Gerichten der Name Jagendgericht überhaupt nicht, „wo nur be¬ 
sondere Sitzungen für Jugendliche abgehälten werden, alles andere 
aber wie bei Erwachsenen ist.“ 

Darüber, was alles vor das Jugendgericht gehört, 
ist noch keine Einignng erzielt. 

Als Jugendliche gelten bei uns alle Personen vom 
12. bis 18. Lebensjahr. Hoffen wir, daß die untere Grenze bald 
heraufgerückt wird nnd zwar möglichst bis zum 16. Lebensjahr, 
wenigstens aber bis zum 14. Man hat das 14. Jahr gewählt, 
weil bis dahin die Kinder die Schule besuchen und ihrer Disziplin 
unterstehen. Würden alle Jugendlichen nach dem 14. Lebens¬ 
jahr noch die Fortbildungsschule besuchen, wie es nach den Ver¬ 
handlungen des letzten Fortbildungsschultages zu erhoffen ist, so 
könnten wir vielleicht eher wie jetzt das 16. Lebensjahr als 
untere Grenze der Strafmündigkeit wählen. Als obere Grenze 
würde man in unserem Klima viel richtiger das 20. oder 21. 
Lebensjihr nehmen, da bei einem großen Prozentsatz unserer 
Jagend erst dann die Entwicklung beendet ist. 

Die gebildeten Klassen, speziell die Studierenden, sind glück¬ 
licher dran wie die Besitzlosen. Die Karzerstrafen der Gymnasien 
und Universitäten ersparen manchem von ihnen die Bekanntschaft 
mit dem Strafrichter. Ihr Verschwinden wird hoffentlich den 
ärmeren Jugendlichen zu gute kommen, weil es zweifellos dazu 
beitragen wird, die obere Grenze der beschränkten Strafmündig¬ 
keit baldigst herauf zusetzen, und wie in der Schweiz zu einer 
ausgiebigeren Verwendung der Schulstrafen zurückzukehren, die 
bekanntlich nichts Entehrendes haben. 

Vor das Jugendgericht gehören aber nicht nur die Straf¬ 
taten Jugendlicher, sondern auch die gemeinsamen Straf¬ 
taten von Jugendlichen und Erwachsenen; denn es 
wäre, wie Wellenkamp 4 ) mit Recht betont, ungerecht, einem 
Teil der Jugendlichen die Wohltaten des Jugendgerichtes deshalb 
zu versagen, weil sie die Straftaten gemeinsam mit Erwachsenen 
begangen haben. 

Aber auch die Straftaten gegen Kinder und Jugend- 


*) Verhandlungen des 1. Deutschen Jagendgerichtstages, S. 30. 
*) Verhandlungen des 1. Deutschen Jagendgerichtstages, S. 41. 
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liehe/) insbesondere die Delikte seitens der Eltern, Vormünder, 
Lehrherren und Meister müssen dem Jugendgericht überwiesen 
werden, wenn man von diesen Kindern die erziehungsuidrigen 
Einflüsse des gewöhnlichen Gerichts fernh&lten will. 

Das Jugendgericht verfolgt vor allen Dingen erzieherische 
Zwecke; die Aufgabe der Richter vor ihm ist daher eine viel 
verantwortungsvollere, wie sonst. Nicht nur Strafe, wie früher, 
sondern vor allen Dingen erziehliche Maßnahmen kommen wie 
gesagt in Frage. Um diesen Forderungen zn genügen, muß der 
Richter das Milieu kennen, in dem der Jugendliche aufgewachsen 
ist, die Verhältnisse im Elternhanse und das ganze bisherige 
Leben. Er muß ferner über den Geisteszustand des Uebeltäters 
aufs genaueste unterrichtet sein. 

Da wird es ans auch verständlich, warum ein großer Teil 
der Richter auf einmal fordert, daß alle jugendlichen Verbrecher 
ärztlich untersucht werden sollen. Diese Forderung bestand 
für bestimmte Verbrechen schon in früheren Jahren, so z. B. 
einige Zeit für alle Brandstifter, wurde aber leider Behr bald 
wieder fallen gelassen. 

Aber nicht nur viele unserer Richter, sondern auch die 
Mehrzahl von allen anderen, die in der Jugendfttrsorge tätig sind, 
halten eine Untersuchung aller jagendlichen Gesetzesübertreter 
für notwendig, bald bei allen Vergehen, bald nur bei ganz be¬ 
stimmten. Ganz generell verlangt sie z. B. der Verband fort¬ 
schrittlicher Frauenvereine. 5 6 ) Daß die Gerichts- und Gefängnis¬ 
ärzte ebenso wie die Psychiater, besonders seit Lombroso, der 
erst heute nach seinem Tode wieder zu Ehren kommt, immer 
wieder auf möglichst zahlreiche psychiatrische Untersuchungen von 
Verbrechern hingewiesen haben, ist allgemein bekannt. Vogt- 
Frankfurt 7 ) teilte bereits auf dem ersten deutschen Fürsorge- 
Erziehungstage mit, daß in Frankfurt a. M. nicht nur die ver¬ 
dächtigen Kriminellen ärztlich untersucht würden, sondern über¬ 
haupt alle. Dies geschieht bereits in Berlin und Hamburg. Vogt 
glaubt, daß man nur auf diesem Wege hinsichtlich der Psycho¬ 
logie der jugendlichen Rechtsbrecher Erfahrungen sammeln könne. 
Frl. Dr. Stelzner fordert die psychiatrische Untersuchung grund¬ 
sätzlich für alle Kinder, die sich prostituieren. 8 ) Sie hat sicher 
Recht mit der Behauptung, daß je ferner die Wiege eines Kindes 
vom Treiben eines Straßenmädels stand, um so stärker das 
Krankhafte war, das es dahin gedrängt hat 

Auch die Behörde unterstützt die Bestrebungen, die auf 
eine ausgiebige Zuziehung von Sachverständigen hinzielen. In 
einem Erlaß vom 24. Juli 1909 9 ) weist der preußische Justiz- 


5 ) Verhandlung^* de« 1. Deutschen Jugend g er ich tstages, 8. 7. 

6 ) Thesen nur Mitarbeit der Frauen bei den Jugendgerichten. Verein 
fortschrittlicher Frauenvereine. Z. f. V. J. und F.; 1910, S. 141. 

?) Verhandlungen des 1. Deutschen Farsorgeerziehungstages, 8. 68. 

ö ) Helene Friederike Stelsner: Prostitution und Kriminalität der 
Minderjährigen. C. f. V. J. und F.; 1910, 8. 137. 

A" gemeine Vertagung des preußischen Justisministers vom 9. Januar 
‘ ’ r ’ < di* ärztliche Untersuchung dos Quii«!»*xm lAnda« der Hindir- 
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minister auf die hohe Bedeutung: einer zuverlässigen und recht¬ 
zeitigen Erforschung des Gesundheitszustandes der zur Fürsorge- 
erziehung Ueberwiesenen hin, die ja bei vielen Kriminellen in 
Frage kommt. Dieser Erlaß bezeichnet es als erwünscht, daß 
auch in jenen Fällen, in denen es die Beschlußfassung Über die 
Fürsorgeerziehung an sich nicht erfordert, die Ermittelungen auf 
die Gesundheitsverhältnisse der Minderjährigen ausgedehnt werden. 

Anderseits gibt es erfahrene Richter und Aerzte, die davor 
warnen, sämtliche Jugendliche psychiatrich untersuchen zu lassen. 
Sie heben hervor, daß schon die bloße Tatsache der Untersuchung 
auf den Geisteszustand die Jugendlichen in ihrem Fortkommen 
schädigen könne. 10 ) Wie sollen wir uns nun zu dieser Frage 
stellen? 

Ich glaube, wir können uns ein sicheres Urteil heute noch 
nicht erlauben. Nicht, als ob ich die großen Vorteile einer 
generellen Untersuchung aller Jugendlichen nicht anerkennen 
wollte; ich bin im Gegenteil überzeugt, daß die Vorteile die 
Nachteile überwiegen. Auch an ihrer Durchführbarkeit wird man 
nicht mehr zweifeln können, nachdem sie in Berlin, Hamburg, 
Frankfurt, Wien und in vielen anderen Städten seit geraumer 
Zeit geübt wird. Ich war aber lange darüber im Zweifel, ob die 
Vorteile der Untersuchung sämtlicher krimineller Jugendlichen 
im Verhältnis stehen zu der enormen Arbeitsleistung, die sie er¬ 
fordert. In dieser Ansicht bestärkten mich die Ergebnisse meiner 
Untersuchungen; denn ich hatte erwartet, daß die Zahl der 
Anormalen unter den jugendlichen Gesetzesübertretern viel größer 
sein würde. Je mehr ich mich aber mit der Untersuchung 
jugendlicher Krimineller beschäftige, umsomehr halte ich eine 
generelle Untersuchung aller für erstrebenswert, und zwar nicht 
aus wissenschaftlichen Gründen, sondern einzig und allein von 
dem Gesichtspunkt aus, ungerechte Urteile zu verhüten und die 
Kriminalität herabzusetzen. Hatte ich anfangs geglaubt, die 
Richter gewännen sehr bald selbst soviel Menschenkenntnis und 
soviel psychiatrisches Verständnis, um beurteilen zu können, ob 
die Hinzuziehung des Gerichtsarztes nötig sei, so wurde ich bald 
eines besseren belehrt. Immer wieder kamen mir Fälle vor 
Augen, wo abnorme Jagendliche wiederholt verurteilt waren. Ein 
Zufall erst brachte eine gerichtliche Untersuchung und damit 
erst die Erkenntnis, daß wegen Schwachsinns, beginnnenden 
Jugendirrseins oder Epilepsie der § 51 Anwendung finden mußte. 
Wie schwierig die psychiatrischen Gutachten sind, weiß jeder, 
der längere Zeit auf diesem Gebiete tätig ist. Selbst dem er- 
fahrendsten Gerichtspsychiater laufen Fehler unter. Erst jüngst 
sah ich einen Fall, wo zwei Autoritäten bei einem jugendlichen 
Bankrotteur nur leichten Schwachsinn annahmen, die Richter ihm 


j&hrijr»n im L«afe eines gerichtlichen Fürsorgeerziehnngsverfahrens. Just.-Min 
ßl.; 1911, 8. 19. 

^ Staatsanwalt Dr. El w er t-Stuttgart: Verhandlungen des 2. deutschen 
Jogeadgerichtstages in München vom 29. Sept. bis 1. Okt. 1910. 
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deshalb die Wohltat des § 51 nicht «sprachen, während kurz 
darauf die Diagnose Jagendirrsinn gestellt wurde, die eich als 
richtig erwies. Wenn dem Besten unter uns derartige Irrtfimer 
unterlaufen, dann können wir den Richtern, die doch immer Laien 
bleiben, wohl keinen Vorwurf machen. Gerade die erfahrensten 
unter ihnen haben immer wieder betont, daß ihnen die psycho¬ 
pathischen Konstitutionen, die ja am meisten in Frage kommen, 
besondere Schwierigkeiten machen. 11 ) 

Können, wie Sie sehen, noch einige Zweifel bestehen, ob 
eine psychiatrische Untersuchung aller jagendlichen Kriminellen 
unbedingt notwendig ist, so müssen diese schwinden, sobald es 
sich um Schüler der Hilfsklassen handelt. Diese müssen 
in allen Fällen ärztlich untersucht werden, und zwar deshalb, 
weil ein außerordentlich großer Prozentsatz von ihnen psychisch 
anormal ist 

Ich komme nun za der Frage: Wer soll die Einsichts- 
gatachten erstatten? Sie werden sagen: „Selbstverständ¬ 
lich nur der Arzt!* So selbstverständlich wie uns ist den Richtern 
und sonstigen Laien das aber nicht. Wir Aerzte haben vor 
Gericht häufig betonen müssen, dass nicht nur die intellektuelle 
Reife, sondern auch die sittliche Reife, der Wille, der Charakter, 
bei der Begutachtung in Betracht zu ziehen sei. Daraus schließen 
viele Richter, Geistliche, Lehrer, Leiter für Jugendfürsorgezen¬ 
tralen, besonders aber Frauen, daß es an der Zeit sei, neben den 
Aerzten auch Leute aus ihrer Reihe zu hören; denn über die 
sittliche Reife eines Jagendlichen glauben sie ebenso gut wie der 
Arzt ein Gutachten abgeben zu können. Ja, Fürsorgeausschflsse 
und Jagendschatz vereine, in denen nicht mal immer ein Psychiater 
sitzt, entscheiden heute schon Über die Einsicht und sittliche 
Reife. Es wäre besser, wir begrüben die ganze Jogendgerichts- 
bewegung, als daß wir es dazu kommen lassen; denn machen wir 
Laien zu Sachverständigen in Dingen, wovon sie nichts verstehen, 
so wird himmelschreiende Ungerechtigkeit die Folge sein. Haben 
uns doch erst jüngst die Verhandlungen und die Zeitungsartikel 
bei Gelegenheit des Kurpfaschergesetzes gezeigt, wie unwissend 
selbst gebildete Laien in ärztlichen Dingen sind. Unzertrennlich 
verknüpft mit den Krankheiten ist der Charakter, die Moral eines 
Menschen, und nur der kann diese beurteilen, der jene beherrscht. 
Tritt uns doch in kranken Tagen ein ganz fremder, uns bis da¬ 
hin ganz unbekannter Mensch entgegen. Eltern, Geistliche, 
Lehrer, Jagendgerichtsgehilfen, sie alle mögen gehört werden, 
das Gutachten aber, ob ein minderwertiger, ein anormaler 
Jugendlicher imstande war, das Unrecht seiner Tat einzusehen 
oder seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, kann 
nur der psychiatrisch und kriminalistisch gebildete Arzt erstatten. 

Ich komme nun zu der Frage, welcher Arzt ist der beste 
JugendgerichtsarztP Wem kommt dieses Amt zuP Die 


u ) Amtsgeriobtorafc Fischer: Verhandlungen des 1. Deutsch«! Juguud* 
gericbtstages; Bd. II, S. 84. 
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Antwort int eigentlich selbstverständlich: „Der Gerichtsarzt*; 
denn er hat die grösste kriminalistische Erfahrung. Gleichwohl 
hat man an verschiedenen Orten die Gerichtsärzte völlig ausge¬ 
schaltet; besonders in den Grosstädten sind vielfach nicht Ge¬ 
richtsärzte vor dem Jugendgericht tätig. Ja, meine Herren, der 
leider zu früh verstorbene Amtsgerichtsrat Fischer hat anf 
dem ersten Deutschen Jagendgerichtstag sogar folgende zwei 
Thesen anfgestellt. 

1. „Für die Tätigkeit beim Jugendgericht sind besonders geschulte 
Kinder- und Nervenärzte als Sachverständige heransusiehen. 

2. Die Heranziehung eines Stammes geschulter Kinder- und Nerven¬ 
ärzte ist ein dringendes Bedürfnis.“ 

Er schaltet also generell die Gerichtsärzte ans. Da fragen 
wir uns mit Recht: „Wie ist das möglich? War es vielleicht 
Misstrauen zu dem Können unserer Gerichtsärzte?* M. H.l Ich 
halte dies bei den Führern der Jagendgerichtsbewegung für aus¬ 
geschlossen. Der Grund ist ein ganz anderer: Wie Überall, so 
verlangte man auch bei dieser Bewegung, dass die Aerzte ihre 
Dienste gratis liefern sollten, und man musste es fordern, weil 
man kein Geld hatte. Gratisarbeit konnte man natürlich von 
den Gerichtsärzten nicht verlangen; man musste deshalb jüngere 
Aerzte nehmen, denn nnr sie haben im allgemeinen überflüssige 
Zeit. Aber auch sie werden, sobald ihre Praxis grösser geworden 
ist, die Arbeit nicht mehr umsonst machen wollen; es werden des¬ 
halb wiederum neue, unerfahrene Aerzte an ihre Stelle treten. Die 
Folge dieser heutigen Praxis wird sein, dass wir niemals einen 
Stamm brauchbarer Jugeudgerichtsärzte bekommen werden, und 
dass die ohnehin geringen Erfahrungen auf diesem Spezialgebiet 
immer weniger Fortschritte machen werden. Ja, ich fürchte, ein 
Laie, der sich dauernd mit diesen Dingen beschäftigt, wird den 
jüngeren und Neulingen unter den Sachverständigen nicht selten 
überlegen sein. So nur ist es verständlich, wenn jüngst der 
Vorsitzende eines Vereins für Jugendfürsorge glaubte, der Richter 
könne ebensogut auch die Leiter der Zentrale als Sachverständige 
laden. Dieser zweifellos ausserordentlich erfahrene Mann hatte 
sicherlich oft recht gehabt, daß er die Fälle besser, wie der 
junge Arzt beurteilte. Sonst hat man für das Jugendgericht die 
besten Kräfte ausgesucht und immer und immer wieder wird 
darauf hingewiesen, daß man nur ganz besonders tüchtige Jugend¬ 
richter und nur ganz besonders hervorragende Jugendstaatsan¬ 
wälte verwenden soll. Ja, um ihnen die Berufsfreude zu erhalten 
und ihr Amt begehrenswert zu machen, hat man im Landtag 
sogar verlangt, daß sie besonders schnell avanzieren und bei 
Dekorationen bevorzugt werden sollen. Warum macht man dann 
gerade bei dem Arzt eine Ausnahme? Ist doch die Stellung des 
Sachverständigen von grosser Wichtigkeit! Von seinem Gut¬ 
achten hängt zumeist die Entscheidung ab. Wenn wir das be¬ 
denken, so müssen wir verlangen, dass die Besoldung der Sacl 
verständigen so ist, dass die Herren nicht wechseln und ni< 
immer wieder neue Aerzte in die gerichtliche Psychiatrie ‘ 
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einarbeiten müssen, kurz gesagt, dass nur Gerichtsärzte als 
Jagendgerichtsärzte verwandt werden. Wie überall vor dem 
Gericht, so können auch vor dem Jugendgericht Sachverständige 
nur dann ein brauchbares Gatachten abgeben, wenn sie die 
richterlichen Zwecke genau vor Augen haben. Ein Sachver¬ 
ständiger vor dem Jugendgericht muss also vor allen Dingen 
wissen, was das Jagendgericht will, und welche Zwecke der 
Richter verfolgt. Er muss die nötigen Gesetzesbestimmungen 
kennen, über die Einrichtungen unserer Gefängnisse, unserer Er¬ 
ziehungsanstalten, Über die Handhabung der Familienpflege genau 
informiert sein. All diese Kenntnisse können wir wohl bei dem 
Durchschnitts -Gerichtsarzt, nicht aber bei dem Durchschnitts- 
Kinder* und Nervenarzt voraussetzen. 

Berliner Verhältnisse sollten wir nieht ohne weiteres auf 
andere Orte übertragen. Hier hat Geheimrat Ziehen die Sache 
in die Hand genommen; seinem Einfluss war es natürlich leicht, 
ganz besonders tüchtige und in der Sachverständigentätigkeit er¬ 
fahrene Nervenärzte und Militärpsychiater zu gewinnen, besonders 
solche, die sich der akademischen Lautbahn widmen wollten. In 
anderen Orten wird es nicht so sein. Dort werden die oben er¬ 
wähnten Mängel viel deutlicher hervortreten. 

Ich komme nach dieser Abschweifang zurück zu den 
Thesen des Amtsgerichtsrats Fischer. Er will, wie Sie gehört 
haben, Kinder- und Nervenärzte als Sachverständige vor dem 
Jagendgericht verwenden. Was Kinderärzte vor dem Jugend¬ 
gericht sollen, ist mir ganz unverständlich. Es handelt sich doch 
nicht um die Begutachtung von Säuglingen und Kindern in den 
ersten Lebensjahren. Wir wollen doch prinzipiell keine Kinder 
mehr vor das Gericht schleppen und wollen gerade deshalb das 
straf mündige Alter herauf setzen. Aber auch den Nervenarzt 
halte ich, wie bereits gesagt, im allgemeinen für ungeeignet, da 
ihm zumeist die nnbedmgt erforderliche gerichtlich-medizinische 
Praxis fehlt. Mögen die Zentralen für Jugendfürsorge Aerzte 
anstellen, die alle jugendlichen Kriminellen voruntersuchen und 
ihre Bedenken äussern, das endgültige Gutachten vor Gericht 
sollte in allen Fällen der Medizinalbeamte, der fest ange- 
stellte Gerichtsarzt erstatten. 

Zweckmässig ist es allerdings, dass möglichst einer der 
Gerichtsärzte sämtliche Sachen vor dem Jugendgericht übernimmt. 
Zersplittern wir die Fälle, nehmen wir drei oder vier Jagend¬ 
gerichtsärzte, so kann der einzelne nicht die nötige Erfahrung 
sammeln. Uebuog allein genügt aber nicht. Soll der Gerichts¬ 
arzt wissenschaftlich auf der Höhe bleiben, so muss er auch theore¬ 
tisch in der gerichtlichen Medizin und speziell in der gerichtlichen 
Psychiatrie fortgebildet werden, wie es ja auch bereits geschieht. 
Damit das lebende Unterrichtsmaterial der gerichtlich-medizinischen 
Institute vermehrt wird, ist allerdings die Errichtung besonderer 
Kliniken für dieses Lehrfach notwendig, die zugleich als Be¬ 
obachtangsstationen für alle unklaren Fälle dienen müssen. Den 
psychiatrischen und sonstigen Kliniken sind diese Kranken viel- 
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**) Aatsgerichtsrat Allmearöder: VerhaadlBsgea des 1, m»ut»cb«s 
JafMiffericksstsges. Leitsatx 3. 

v i FrL Dr. Dueasiag: Varhaadluagea 4oa 1 UeaUcboa Jws<v»d- 
gerkhtstages. Diskauioa. 

M ) Klofi, OoerlaodMgerichtsrat'Hamm: Verbaadlaagaa dM \ 

•ckoa JogaadgerichtsUgM; S. 28. 

u ) OosrauatMawalt fiapp*Stuttgart: Varbaadlaagaa de« 1. l)Aat«obea 
Jogaadaerichtstagefl, 8. 25. 

w ) Ohlahaaaea: Kommentar *. Str. Q. B. 

,7 ) Bekanntmachung dea Kgl. Bayerischen Staatsmlaiaterlams der Jiuiu 
vom 8. Juli 1910 betr. des Straf rerfahrea gegen Jugend Hohe. Ju«tl»<Mla. Hl, 
1910, 8. 6, 50. Siehe nach die Bekanntmachung vom 22 Juli 1908, J M. Hl, 
S. 161. Beferiert im C. J. V, J. u. F. II.; Jahrgang lüiu, 8. lili. 
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täten gewinnen. Häufig auch ist die geistige Erkrankung zur 
Zeit der Hauptverhandlung bereits weiter vorgeschritten und wird 
daher nicht so leicht übersehen, ein wichtiger Umstand, auf den 
besonders Cr am er wiederholt hinge wiesen hat. Wir werden 
daher häufig garnicht umhin können, gelegentlich in der Haupt¬ 
verhandlung selbst Aenderungen unseres Gutachtens begründen 
zu müssen. Das mündliche Gutachten lässt sich eben nicht ganz 
vermeiden. Da es, wie bereits betont, bei vielen Jugendlichen, 
z. B. bei Neurasthenikern, Hysterischen etc. erziehungswidrig 
und oft gesundheitsschädlich wirkt, so wäre es ärztlicherseits 
sehr zu wünschen, wenn der Gerichtshof das Recht hätte, jugend¬ 
liche Uebeltäter zeitweise aus dem Verhandlungsraume zu ent¬ 
fernen, und zwar nicht nur, wenn erzieherische, sondern auch 
wenn gesundheitliche Rücksichten es erfordern. 

Aber nicht nur vor den Schäden der Hauptverhandlung, son¬ 
dern auch vor denen der Untersuchungshaft müssen wir unsere 
Jugend möglichst bewahren. Wie Schafsteck 18 ) seiner Zeit 
austührte, hat der Jugendliche, der einmal Gefängniskost gegessen 
hat, oft nicht nur die Angst vor dem Gefängnis verloren, sondern 
er nimmt dazu noch häufig dauernden sittlichen Schaden ins 
Leben mit, besondere, wenn er mit alten Verbrechern zusammen¬ 
kommt. Wenn eben möglich, sollte man daher die jagendlichen 
Kriminellen in besonderen Anstalten unterbringen, die zugleich 
als Beobachtungsstation dienen könnten. 

II. 

Meine Herren, ich komme nun zum zweiten Teil meines 
Vortrages: Tätigkeit der Medizlnalbeamten bei Vollzug des 
Fürsorgegesetzes. Am 1. April waren es 10 Jahre, dass das 
preussische Gesetz Über die Fürsorgeerziehung Mindei jähriger in 
Kraft getreten ist. Das Ministerium des Innern hat dieses Jubi¬ 
läum benutzt, um in einem besonderen Werke die Erfolge der 
Fürsorgeerziehung ausführlich zu beleuchten. 19 ) Jedem, 
der sich für unsere Jagend interessiert, kann das Studium dieses 
Werkes nicht genug ans Herz gelegt werden. Wir ersehen 
daraus, dass bei den in der Zeit vom 1. April 1904 bis zum 
31. März 1909 aus der Fürsorgeerziehung ausgeschiedenen Zög¬ 
lingen ausserordentlich gute Resaltate erzielt wurden. Wie nicht 
andere zu erwarten, waren die Erfolge besonders günstig bei den 
jüngeren Zöglingen. Von den 1—14jährigen wurden 85°/ 0 , 
von den 14—16jährigen 75°/o, von den 16—18jährigen 65°/ 0 
gebessert. Diese Zahlen zeigen uns deutlich, wie unrecht die¬ 
jenigen haben, die von der Fdrsorgeerziehung nichts wissen 

la ) Schaf steck, Amtsgerichtsrat, (Wflrzburg: Verh. des 1. Deutsches 
Jagendgerichtstags. 

,9 ) Statistik Uber die Erfolge der Fürsorgeerziehung bei den in der Zeit 
▼om 1. April 1904 bis aum 31. Mirz 1909 ans der Fürsorgeerziehung aas ge¬ 
schiedenen Personen, deren Ucberweisung nach dem Qesetze vom 2. Juli 1900 
erfolgt war. Bearbeitet im Kgl. Preutt. Ministerium d. Innern. Bawitsch; 
Druckerei der StrafanstaltsverwaUuug. 
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wollen, and die da glauben, mit Strafen auskommen za können. 
Gewiß soll die Entfernung eine« Kindes aas dem Elternhaus nar 
dann statt naden, wenn dos Wohl des Kindes es unbedingt er* 
fordert. Wir olle wissen, nichts auf der Welt kann ans die 
Matter and die Familie ersetzen. Der Gedanke an Vater and 
Matter gibt ans einen ganz anderen Halt im Leben, wie die 
beste Anstaltserziehung. Das darf ans aber nicht verleiten, die 
Entfernung aas dem Elternhause zu lange hinauszaschieben, wie 
es viele Richter heute tun, die auf dem Standpunkt stehen, dose 
ein Elternhaus mit Mängeln besser sei, als die Herausnahme ans 
der Familie. Man sollte bedenken, dass erfahrene Leute, wie 
z. B. Böttcher 10 ) and Polligkeit gerade in Mängeln des 
Elternhauses die Hauptursache der sittlichen Verwahrlosung finden. 
Die Furcht vor der Erziehungsanstalt wird zweifellos üble Früchte 
zeitigen and hat sie bereits gezeitigt. Sie ist zum Teil schuld 
daran, daß die Mehrzahl der Zöglinge heute bei der Ueberweisung 
körperlich and geistig so verwahrlost ist, dass sie nicht in 
Familien, sondern nur in Anstalten untergebracht werden kann. 
Fast alle Kommanalverbände und Oberpräsidenten berichten über 
za späte Anordnung der Fürsorgeerziehung. ,I ) ,S ) M ) M ) ln lang* 
jähriger Tätigkeit als stellvertretender Arzt an der Königlichen 
Erziehungsanstalt Hardehausen habe ich diese Klagen durchaus 
berechtigt gefunden. Wir können keiner Familie zumuten, hoch¬ 
gradig verwahrloste Jangen und Mädchen aufsanehmen, and sind 
daher gezwungen, sie in Anstalten za schicken, wodurch dem 
Staate enorme Mehrkosten erwachsen. Aber auch in den An¬ 
stalten sind sie eine grosse Last nnd erschweren dos Erziehungs¬ 
werk. Einen Teil der Schuld an den unangenehmen Vorkommnissen 
in verschiedenen Erziehungsanstalten im vergangenen Jahre tragen 
die Gerichte nnd Behörden, die die Kinder erst nach völliger 
Verwahrlosung Anstalten fiberwiesen and daza noch solchen An¬ 
stalten, deren Vorsteher in der Anstaltsleitang völlig unerfahren 
waren. 

Ebenso wichtig wie die rechtzeitige Anordnung der Für¬ 
sorgeerziehung ist die Wahl der richtigen Art Sie hängt 
ganz, vom einzelnen Fall ab. Nor erfahrene Pädagogen, Aerste 
nnd Richter, die ausserdem den einzelnen Fall, dos Kind nnd 
sein Miliea genaa vor Aagen haben, können bearteilen, ob Schutz¬ 
aufsicht, Familienpflege oder Anstaltserziehung am Platze ist In 


*>) Böttcher, Direktor der sächsischen Landesanstalt su Breunsdorf: 
Geber Fttrsorgeerslehnng; Leipzig 1910. Verleg von Erich Bräter.' 20 8. 
Preis: 075 M. h 

*‘) Jugendgericht contra Fürsorgeerziehung. Mitteilungen der Deutschen 
Zentrale für Jugendfürsorge. VI, Jahrgang Nr. 1. 

**) Statistik Uber die Fürsorgeerziehung Minderjähriger (Gesetz vom 
2. Juli 1900) und Uber die Zir»ncr*er*iehung Jugendlicher (§ 56 Strafgeaetz- 
baeh) fUr das Rechnungsjahr 1908. Abschnitt B. -' 

**) Statistik Uber die Farsorgeeraiehung. 1909. Abschnitt B, 8. 8. 
Bericht dee Landeshauptmanns der Provinz Onpreulieu. 

M ) Bericht des Oberpräsidenten der Provinz Pommern. 8lehe Anm. 1 
Seite 48., . ' . 
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Berlin wird ausgiebigster — wenn nicht gar zn ausgiebiger — 
Gebrauch von der Schutzaufsicht gemacht, bei der die Jugend* 
Hohen vielfach in der bisherigen Behausung bleiben. Gefährdete oder 
nur wenig Verwahrloste werden vielfach direkt in Familien¬ 
pflege gegeben, während stärker verwahrloste und besonders alle 
zur Unzucht neigenden jungen Mädchen in Anstaltserziehung 
kommen müssen. Auch körperliche Leiden können den Ausschlag 
geben. So wird man Bettnässer in Anstalten unterbringen, wo 
sie nötigerweise jede Nacht mehrmals geweckt werden können, 
während manche Nervenkranke, z. B. leichte Hysterien sich für 
Familienpflege eignen. 

Zweckmässig ist es, alle Fflrsorgezöglinge, bei denen die 
Verhältnisse nicht ganz klar liegen, zunächst einer Beobachtungs¬ 
station zu fiberweisen, wie es in vielen Orten, z. B. Hamburg 
und Potsdam geschieht. >5 ) Die Zöglinge werden hier etwa 
4 Wochen von Aerzten und Pädagogen beobachtet, um dann in 
Familien- oder in Anstaltspflege gegeben zu werden. Es genttgen 
aber keineswegs Anstalten, wo nur der Geisteszustand der Zög¬ 
linge berücksichtigt wird, sondern ebenso nötig sind genaue Unter¬ 
suchungen über das sittliche Niveau durch tüchtige Pädagogen. 
Dass man möglichst besondere Anstalten fftr kriminelle und nicht 
kriminelle Zöglinge errichtet, wie sie Amtsgerichtsrat Köhne 
fordert, halte auch ich ffir nötig. Keinen Zögling sollte man im 
allgemeinen ohne eine längere Beobachtung aufgeben, d. h. von 
Fürsorgeerziehung ausschließen. Weder geistige Abnormität, 
noch hohes Alter oder vorgeschrittene Verwahrlosung rechtfertigen 
-nach meinen Erfahrungen ein derartiges Vorgehen. All die eben 
genannten können sich in Anstalten unerwartet gut machen. 

Deshalb würde ich es auch für verfehlt halten, wenn wir 
den § 1 unseres Fürsorgegesetzes im Sinne des sächsischen ändern 
würden, wie es z. B. der 60. Provinziallandtag der Rheinprovinz 
in der Sitzung vom 16. März 1910 für zweckmäßig erklärte.••) 
In Sachsen und in einigen anßerdentschen Staaten soll bekanntlich 
ein Minderjähriger, der das 16. Lebensjahr vollendet hat, nur 
dann der Fürsorgeerziehung unterworfen werden, wenn sicher 
anzunehmen ist, daß durch sie eine Besserung erzielt wird. 

Ich glaube, dieser Paragraph des am 1. Februar 1909 
erlassenen Gesetzes wird sich nicht bewähren; denn niemand 
kann nach meinen Erfahrungen ohne lange Beobachtung wissen, 
ob ein Jugendlicher besserungsfähig ist. Wird das 16. Lebens¬ 
jahr die obere Grenze, so wird gerade ein großer Teil der¬ 
jenigen nicht geschützt, die des Schutzes am meisten bedürfen, 
unsere Psychopathen in der Pubertät. Gerade in diesem Alter, 
dem Ende der Flegeljahre, kommt mancher Jugendliche auf die 
schiefe Bahn, der nach' erlangter Mannbarkeit, wenn man ihn 
künstlich einige Jahre über Wasser hält, noch ein ganz brauch¬ 
barer Mensch wird. 

25 ) Pet er sea-Himburg: Verhandlungen des 1. Deutsches Jugend- 
geriohtstages. . 

**) Kluge*Potsdam: Die Herabsetsang der oberen Altengrenae bei 
der Fttraorgeeraiehuag. Z. i. V. J. u. F.; 1910, 8. 194. 
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Aber auch zum Schutze der Umgebung ist die Beibehal¬ 
tung des 18. Jahres als obere Grenze nötig. Wie Kluge 
mit Becht betont, „sind die älteren Psychopathen außerordentlich 
hftafig die Verführer ihrer Altersgenossen und der jüngeren Freunde; 
sie werden besonders dadurch gefährlich, daß sie rücksichtslos 
ohne jede Gewissensregung ihre Pläne verwirklichen/ 

Ebenso unmedizinisch, wie die Aenderung der oberen Alters¬ 
grenze, wäre meines Erachtens die Festsetzung einer unteren. 
Es wird vielfach behauptet, das Kind im ersten, zweiten, ja noch 
im dritten Lebensjahr falle nicht unter das Fürsorgegesetz, weil 
da von einer Erziehung wegen mangelnden Verstandes noch keine 
Bede sein könnte. Aber wir erziehen doch auch Tiere und selbst 
niedrig stehende. Ja, die Werke über die Erziehung eines Jagd¬ 
hundes, eines Bassepferdes werden mehr gelesen wie die über 
die Erziehung der Kinder. Ein Akt der Erziehung ist es doch 
schließlich, wenn die Mutter es ihrem wenige Tage resp. Wochen 
alten Kinde beibringt, nicht regellos, sondern alle drei Stunden 
Nahrung zu nehmen und die ganze Nacht ohne Nahrung durch¬ 
zuschlafen; wenn sie dann das wenige Monate ältere Kind lehrt, 
seine Bedürfnisse zu befriedigen, sobald es abgehalten wird, oder 
wenn sie sich abmüht, einem wenige Jahre alten abnormen Kinde 
die Onanie abzugewöhnen. Vernachlässigt eine Mutter diese 
Pflichten, so ist eine körperliche und oft auch geistige Verwahr¬ 
losung die Folge, und zwar infolge mangelnder Erziehung. Das Für¬ 
sorgegesetz könnte also meines Erachtens oft schon sehr früh An¬ 
wendung finden, wie auch Amtsgerichtsrat Landsberg angibt.* 7 ). 

Den Beginn des dritten Lebensjahres als. untere Grenze 
festzusetzen, wie Landesrat Stange-Posen es will,* 8 ) halte ich 
nicht für zweckmäßig. Er ist ebenso wie das Kammergericht* 9 ) 
der Ansicht, daß bei Kindern im zartesten Alter von einer durch 
die Fürsorgeerziehung abzuwendenden Verwahrlosung nicht die 
Bede sein könnte. 90 ) 

Da das Bandesamt für Heimatwesen der Ansicht ist, daß 
für solche Kinder, die nach § 1666 B. G.B. durch das Vormund¬ 
schaftsgericht von ihren Eltern getrennt sind, die Armenver¬ 
waltung nicht aufzukommen brauche, so wird für diese oft von 
keiner Seite gesorgt. Allgemein hält man daher eine Aenderung 
des § 1 des Fürsorgegesetzes für nötig, wenn es seinen Zweck 
erfüllen soll, eine körperliche und geistige Verwahrlosung der 
Jagend zu verhüten. Ich erinnere nur an die Sitzung im Herren¬ 
hause am 31. Mai v. J. und an die Konferenz der preußischen 
Landesdirektoren im vergangenen Angust 90 ), wo einstimmig die 

H) Amtsgerichtsrat Js. Landsberg: Fürsorgeerziehung in ihrer An¬ 
wendung auf noch nicht schulpflichtige Kinder. Berlin 1910. Verlag von Carl 
Heymann. Pr.: 60 PI. 

*8) Landesrat Dr. St an ge-Posen: Zar Abänderung des Preußischen 
Fftrsorgeersiehangsgesetzes. Z. f. V. J. u. F.; 1911, S. 10. 

*») Eitscheidaog des Kammergerichts vom 15. April 1910. Z. f. V. J. 
and F.; 1910, S. 167. 

8°) Landesrat St an ge-Posen: „Wann soll die Fürsorgeerziehung be¬ 
ginnen?" Z. f. V. J. und F.; 1910, S. 146. 
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Aenderung des § 1 des Fttrsorgegesetzes für nötig erklärt wurde. 
Dehnt man die Fürsorgeerziehung auch auf jüngere 
Kinder ans, so wird zwar die Zahl der Zöglinge größer, aber 
ihr Zweck wird auch viel besser erreicht. 

Die Zahl der Zöglinge in unseren Erziehungsanstalten läßt sich 
wieder dadurch etwas verringern, daß wir die Un erzieh baren 
aus ihnen entfernen und in billigeren Häusern unterbringen, wo 
sie ihr Brot möglichst selbst verdienen können. In erster Linie 
kommt das Arbeitshaus in Betracht. Bei geistig gesunden Ge¬ 
wohnheitsverbrechern, den sogenannten Verbrechernaturen, und bei 
gewerbsmäßigen Verbrechern, den Berufsverbrechern, dagegen 
empfehlen sich „Sicherungsanstalten“, wie man sie für Er¬ 
wachsene vorgesehen hat. Erziehbare Psychopathen gehören 
in ärztlich geleitete „Zwischenanstalten“, wie Hannover und 
Brandenburg sie jetzt bauen. Unerziehbare dagegen in besondere 
billigere Häuser. Gelegentlich empfiehlt sich, bei diesen Psycho¬ 
pathen, bevor man sie als unerziehbar abschiebt, ein Wechsel in 
der Anstalt, da eine Antipathie gegen gewisse Erzieher oder 
Aerzte bei ihnen oft alle Mühe vergeblich sein lässt. 

Auf das, was ich bisher vorgetragen habe, hat der Medi¬ 
zinalbeamte meist nur einen indirekten Einfluss; denn der Kreis¬ 
arzt nimmt nur einmal im Jahre eine Besichtigung der Erziehungs¬ 
anstalten vor und hat sich dabei selbständiger Anordnungen 
möglichst zu enthalten. 81 ) Dennoch haben wir es mit Freuden 
begrüsst, dass derartige Besichtigungen angeordnet sind. In 
dem Bericht über das Ergebnis dieser Besichtigung wird der 
Kreisarzt genügend Gelegenheit haben, seine Wünsche der 
Regierung vorzutragen. Außer diesen Besichtigungen finden noch 
Kommissionsrevisionen statt, wie Kollege Leers bereits im Jahre 
1906 so eindringlich gefordert hatte. 98 ) Das Schema, welches im 
Ministerium des Innern ausgearbeitet ist, dürfte sich auch für die 
Besichtigung der Kreisärzte, wenigstens in seinem ärztlichen Teil 
empfehlen. Dieses enthält unter anderem einen Bericht über die 
Zahl der in der Anstalt stattgefundenen körperlichen Züchtigungen 
und sonstigen Strafen. Bekanntlich hat das Ministerium 81 ) die ihm 
unterstellten Behörden angewiesen, darauf zu dringen, daß genaue 
Strafregister geführt werden. Diese Listen hat der Medizinal¬ 
beamte bei der Revision sich vorlegen zu lassen. Diese Anordnung 
halte ich für durchaus zweckmäßig. Ich hege durchaus kein 
Mißtrauen gegen unsere Anstaltsleiter, im Gegenteil, ich bin 
lange Jahre in Erziehungsanstalten aus- und ein gegangen, 
deren Leiter wie Mütter für ihre Zöglinge sorgten. Dennoch 
halte ich eine kreisärztliche Kontrolle des Strafverfahrens für 
zweckmäßig. 

Da nach dem Bericht des Ministeriums eine ganze Reihe 


•>) Gemeinsamer Erlaß des Herrn Ministen des Innern und den Kultus 

▼om 12. Mai 1910. 

**) Dr. Otto Leers: Ueber den Stand und die Handhabung der Für- 
sorgeeriiehung in Preußen. Arch. i Krim, und Kriminalistik; Bd.27, 8. 180. 
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Anstalten ohne körperliche Züchtigung ausgezeichnete 
Besaitete erzielt haben, so wäre es vielleicht schon bald möglich, 
die körperlichen Züchtigungen aus den Anstalten ganz zn ver¬ 
bannen. Es wird dieses viel eher möglich sein, wie die Ent¬ 
fernung des Stockes aus der Schule, da dem Anstaltsleiter viel 
mehr Strafmittel zur Verfügung stehen wie dem Lehrer. Für 
ganz und gar unzulässig halte ich bei Jugendlichen die Kost- 
schmälerung oder gar die Entziehung der warmen Kost, die beide 
noch vielfach geübt werden. 83 ) 

Einige Punkte vermisse ich in dem obengenannten Bevisions- 
schema. Zunächst eine Bubrik über das Auf stehen der 
Zöglinge. Wenn die Zöglinge im Sommer wie im Winter um 
5 Uhr aufsteheu, so erscheint mir das viel zu früh, selbst wenn 
alle um 1 /,10 Uhr zu Bett sein müssen. Wenigstens sollte man 
die blutarmen und schwächlichen länger schlafen lassen. Zweck¬ 
mäßig wäre es, wenn auch hierüber genau Buch geführt würde. 
Ich glaube, man würde viel Medizin sparen, wenn man sich des 
Schlafes als Heilmittel mehr bedienen würde. 

Noch einen Pankt möchte ich hervorheben, welcher ebenfalls 
in dem Schema fehlt. Es ist ein Vermerk über die Unfälle, 
die in den Erziehungsanstalten im Laufe des Jahres vorgekommen 
sind. Jeder einzelne Unfall, der einen Zögling trifft, sollte in 
einer besonderen Liste geführt werden, da es sonst allzuleicht 
Vorkommen kann, daß entschädigungspflichtige Unfälle nicht ent¬ 
schädigt werden. Ist doch niemand da, der ein solches Interesse 
daran hat, daß der verunglückte Zögling seine Bente bekommt, 
wie die Eltern. Die Anstaltsleiter besitzen natürlich nicht immer 
die nötige Kenntnis, um beurteilen zu können, welche Unfälle 
entschädigungspflichtig sind. Wenn auch der Anstaltsarzt die 
nötige Erfahrung hat, so halte ich doch im Interesse des Zöglings 
eine Kontrolle des Arztes für notwendig. Hierzu würde sich der 
Kreisarzt bezw. Begierungs- und Medizinalrat ganz besonders 
eignen. 

Zum Schluß noch einige Worte über die außer¬ 
halb der Anstalt untergebrachten Zöglinge. Soll ein 
Zögling bei einer Familie untergebracht werden, z. B. bei einem 
Handwerksmeister, so wird beim Ortsgeistlichen, beim Lehrer, 
beim Ortsvorsteher und vielleicht bei der Handwerkskammer 
angefragt, ob die betreffende Familie sich zur Erziehung von 
Jugendlichen eignet, ob sie speziell religiös, und ob der Meister 
in seinem Fach tüchtig ist. 

M. H.! Ich meine, es fehlt hier ein außerordentlich wichtiger 
Pankt: Gesorgt ist doch nur für die Beligion und für die Fach¬ 
ausbildung des Jugendlieben, aber nicht für den Körper, für 
die Gesundheit. Gerade als ob der alte Spruch: „sana mens 
in sano corporo“ heute keine Geltung mehr hätte. 

Ich halte es daher für unbedingt erforderlich, daß auf die 


*») Reglement für die Verwaltung der Provinzial-Erziehungsanstalt zu 
Augsburg für schulentlassene weibliche Zöglinge. 
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deshalb die Wohltat des § 51 nicht zusprachen, w&hrend kurz 
darauf die Diagnose Jagendirrsinn gestellt wurde, die sich als 
richtig erwies. Wenn dem Besten unter uns derartige Irrtfimer 
unterlaufen, dann können wir den Richtern, die doch immer Laien 
bleiben, wohl keinen Vorwurf machen. Gerade die erfahrensten 
unter ihnen haben immer wieder betont, daß ihnen die psycho¬ 
pathischen Konstitutionen, die ja am meisten in Frage kommen, 
besondere Schwierigkeiten machen. u ) 

Können, wie Sie sehen, noch einige Zweifel bestehen, ob 
eine psychiatrische Untersuchung aller jagendlichen Kriminellen 
unbedingt notwendig ist, so müssen diese schwinden, sobald es 
sich um Schüler der Hilfsklassen handelt. Diese müssen 
in allen Fällen ärztlich untersucht werden, und zwar deshalb, 
weil ein außerordentlich großer Prozentsatz von ihnen psychisch 
anormal ist. 

Ich komme nun zu der Frage: Wer soll die Einsichts* 
gutachten erstatten? Sie werden sagen: „Selbstverständ¬ 
lich nur der Arzt!“ So selbstverständlich wie uns ist den Richtern 
und sonstigen Laien das aber nicht. Wir Aerzte haben vor 
Gericht häufig betonen müssen, dass nicht nur die intellektuelle 
Reife, sondern auch die sittliche Reife, der Wille, der Charakter, 
bei der Begutachtung in Betracht zu ziehen sei. Daraus schließen 
viele Richter, Geistliche, Lehrer, Leiter für Jugendfürsorgezen- 
tralen, besonders aber Frauen, daß es an der Zeit sei, neben den 
Aerzten auch Leute aus ibrer Reihe zu hören; denn über die 
sittliche Reife eines Jugendlichen glauben sie ebenso gut wie der 
Arzt ein Gutachten abgeben zu können. Ja, Fürsorgeausschüsse 
und Jagendschutzvereine, in denen nicht mal immer ein Psychiater 
sitzt, entscheiden heute schon über die Einsicht und sittliche 
Reife. Es wäre besser, wir begrüben die ganze Jugendgerichts¬ 
bewegung, als daß wir es dazu kommen lassen; denn machen wir 
Laien zu Sachverständigen in Dingen, wovon sie nichts verstehen, 
so wird himmelschreiende Ungerechtigkeit die Folge sein. Haben 
uns doch erst jüngst die Verhandlungen und die Zeitungsartikel 
bei Gelegenheit des Kurpfaschergesetzes gezeigt, wie unwissend 
selbst gebildete Laien in ärztlichen Dingen sind. Unzertrennlich 
verknüpft mit den Krankheiten ist der Charakter, die Moral eines 
Menschen, und nur der kann diese beurteilen, der jene beherrscht. 
Tritt uns doch in kranken Tagen ein ganz fremder, uns bis da¬ 
hin ganz unbekannter Mensch entgegen. Eltern, Geistliche, 
Lehrer, Jagendgerichtsgehilfen, sie alle mögen gehört werden, 
das Gatachten aber, ob ein minderwertiger, ein anormaler 
Jagendlicher imstande war, das Unrecht seiner Tat einzusehen 
oder seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, kann 
nur der psychiatrisch und kriminalistisch gebildete Arzt erstatten. 

Ich komme nun zu der Frage, welcher Arzt ist der beste 
Jugendgerichtsarzt? Wem kommt dieses Amt zuP Die 


“) Amtegeriohtorat Pis eher: Verhandlungen de« 1. Deutschen Jugead* 
gerichtstages; Bd. II, S. 34. 
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Antwort ist eigentlich selbstverständlich: „Der Gerichtsarzt“; 
denn er hat die grösste kriminalistische Erfahrung. Gleichwohl, 
hat man an verschiedenen Orten die Gerichtsärzte völlig ausge¬ 
schaltet; besonders in den Grosstädten sind vielfach nicht Ge¬ 
richtsärzte vor dem Jugendgericht tätig. Ja, meine Herren, der 
leider zu früh verstorbene Amtsgerichtsrat Fischer hat auf 
dem ersten Deutschen Jagendgerichtstag sogar folgende zwei 
Thesen aufgestellt. 

1. „Für die Tätigkeit beim Jugendgericht sind besonders geschalte 
Kinder- and Nervenärzte als Sech verständige heransosiehen. 

2. Die Heranziehung eines Stammes geschalter Kinder- and Nerven¬ 
ärzte ist ein dringendes Bedürfnis.“ 

Er schaltet also generell die Gerichtsärzte aus. Da fragen 
wir uns mit Recht: „Wie ist das möglich? War es vielleicht 
Misstrauen zu dem Können unserer Gerichtsärzte?“ M. H.J Ich 
halte dies bei den Führern der Jagendgerichtsbewegung fdr aus¬ 
geschlossen. Der Grund ist ein ganz anderer: Wie überall, so 
verlangte man auch bei dieser Bewegung, dass die Aerzte ihre 
Dienste gratis liefern sollten, und man musste es fordern, weil 
man kein Geld hatte. Gratisarbeit konnte man natürlich von 
den Gerichtsärzten nicht verlangen; man musste deshalb jüngere 
Aerzte nehmen, denn nur sie haben im allgemeinen überflüssige 
Zeit. Aber auch sie werden, sobald ihre Praxis grösser geworden 
ist, die Arbeit nicht mehr umsonst machen wollen; es werden des¬ 
halb wiederum neue, unerfahrene Aerzte an ihre Stelle treten. Die. 
Folge dieser heutigen Praxis wird sein, dass wir niemals einen 
Stamm brauchbarer Jage ad gerichtsärzte bekommen werden, und 
dass die ohnehin geringen Erfahrungen auf diesem Spezialgebiet 
immer weniger Fortschritte machen werden. Ja, ich fürchte, ein 
Laie, der sich dauernd mit diesen Dingen beschäftigt, wird den 
jüngeren und Neulingen unter den Sachverständigen nicht selten 
überlegen sein. So nur ist es verständlich, wenn jüngst der 
Vorsitzende eines Vereins für Jagendfürsorge glaubte, der Richter 
könne ebensogut auch die Leiter der Zentrale als Sachverständige 
laden. Dieser zweifellos ausserordentlich erfahrene Mann hatte 
sicherlich oft recht gehabt, daß er die Fälle besser, wie der 
jnnge Arzt beurteilte. Sonst hat man für das Jagendgericht die 
besten Kräfte ausgesucht und immer und immer wieder wird 
darauf hingewiesen, daß man nur ganz besonders tüchtige Jugend¬ 
richter und nur ganz besonders hervorragende Jugendstaatsan- 
wäite verwenden soll. Ja, um ihnen die Berufsfreude zu erhalten 
und ihr Amt begehrenswert zu machen, hat man im Landtag 
sogar verlangt, daß sie besonders schnell avanzieren und bei 
Dekorationen bevorzugt werden sollen. Warum macht man dann 
gerade bei dem Arzt eine Ausnahme? Ist doch die Stellung des 
Sachverständigen von grosser Wichtigkeit! Von seinem Gut¬ 
achten hängt zumeist die Entscheidung ab. Wenn wir das be¬ 
denken, so müssen wir verlangen, dass die Besoldung der Sach¬ 
verständigen so ist, dass die Herren nicht wechseln und nicht 
immer wieder neue Aerzte in die gerichtliche Psychiatrie sich 
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einarbeiten müssen, kurz gesagt, dass nur Gerichtsftrzte als 
Jagendgerichtsärzte verwandt werden. Wie überall vor dem 
Gericht, so können auch vor dem Jagendgericht Sachverständige 
nur dann ein brauchbares Gutachten abgeben, wenn sie die 
richterlichen Zwecke genau vor Augen haben. Ein Sachver¬ 
ständiger vor dem Jugendgericht muss also vor allen Dingen 
wissen, was das Jagendgericht will, und welche Zwecke der 
Richter verfolgt. Er mass die nötigen Gesetzesbestimmungen 
kennen, über die Einrichtungen unserer Gefängnisse, unserer Er¬ 
ziehungsanstalten, über die Handhabung der Familienpflege genau 
informiert sein. All diese Kenntnisse können wir wohl bei dem 
Durchschnitts - Gerichtsarzt, nicht aber bei dem Durchschnitts- 
Kinder- und Nervenarzt voraussetzen. 

Berliner Verhältnisse sollten wir nicht ohne weiteres auf 
andere Orte übertragen. Hier hat Geheimrat Ziehen die Sache 
in die Hand genommen; seinem Einfluss war es natürlich leicht, 
ganz besonders tüchtige und in der Sachverständigentätigkeit er¬ 
fahrene Nervenärzte und Militärpcsychiater zu gewinnen, besonders 
solche, die sich der akademischen Laufbahn widmen wollten, ln 
anderen Orten wird es nicht so sein. Dort werden die oben er¬ 
wähnten Mängel viel deutlicher hervortreten. 

Ich komme nach dieser Abschweifung zurück zu den 
Thesen des Amtsgerichtsrats Fischer. Er will, wie Sie gehört 
haben, Kinder- und Nervenärzte als Sachverständige vor dem 
Jagendgericht verwenden. Was Kinderärzte vor dem Jugend¬ 
gericht sollen, ist mir ganz unverständlich. Es handelt sich doch 
nicht um die Begutachtung von Säuglingen und Kindern in den 
ersten Lebensjahren. Wir wollen doch prinzipiell keine Kinder 
mehr vor das Gericht schleppen und wollen gerade deshalb das 
strafmündige Alter heraufsetzen. Aber auch den Nervenarzt 
halte ich, wie bereits gesagt, im allgemeinen für ungeeignet, da 
ihm zumeist die nnbedmgt erforderliche gerichtlich-medizinische 
Praxis fehlt. Mögen die Zentralen für Jagendfürsorge Aerzte 
anstellen, die alle jugendlichen Kriminellen voruntersuchen und 
ihre Bedenken äussern, das endgültige Gutachten vor Gericht 
sollte in allen Fällen der Medizinalbeamte, der fest ange- 
stellte Gerichtsarzt erstatten. 

Zweckmässig ist es allerdings, dass möglichst einer der 
Gerichtsärzte sämtliche Sachen vor dem Jugendgericht übernimmt. 
Zersplittern wir die Fälle, nehmen wir drei oder vier Jagend¬ 
gerichtsärzte, so kann der einzelne nicht die nötige Erfahrung 
sammeln. Uebung allein genügt aber nicht. Soll der Gerichts¬ 
arzt wissenschaftlich auf der Höhe bleiben, so muss er auch theore¬ 
tisch in der gerichtlichen Medizin nnd speziell in der gerichtlichen 
Psychiatrie fortgebildet werden, wie es ja auch bereits geschieht. 
Damit das lebende Unterrichtsmaterial der gerichtlich-medizinischen 
Iustitate vermehrt wird, ist allerdings die Errichtung besonderer 
Kliniken für dieses Lehrfach notwendig, die zugleich als Be¬ 
obachtangsstationen für alle unklaren Fälle dienen müssen. Den 
psychiatrischen und sonstigen Kliniken sind diese Kranken viel- 
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fach lästig; ihre Leiter sind nach wegen Zeitmangels nur änsserst 
selten bereit, ihre Gutachten vor Gericht selbst za vertreten. 

Wir haben bisher gehört, wer der geeignete Sachverständige 
vor dem Jugendgericht ist. Wir kommen nun za der Frage: 
„Wann boII der ärztliche Sachverständige gehört 
werden? Von juristischer Seite ist wiederholt die Forderung er¬ 
hoben worden, dass der ärztliche Sachverständige bereits im 
Vorverfahren zagezogen werden soll. 1 *) Man steht bekanntlich 
mit wenigen Aasnahmen 18 ) auf dem Standpunkt, dass der Jugend¬ 
liche möglichst vor der Haaptverhandlang bewahrt werden soll, 
and wünscht, dass bereits der Staatsanwalt das Verfahren ein- 
stellt, wenn mangelnde Erkenntnisfähigkeit der Jugendlichen 
vorliegt Das Recht hierza, das dem Gericht nach § 56 Str. P. 0. 
zweifellos znkommt, gibt die Mehrzahl glücklicherweise auch dem 
Staatsanwalt. 11 ) 16 ) Nur 01shaasen 16 ) hält den Staatsanwalt 
hierza für nicht berechtigt. In Bayern darf die Anklageschrift 
für Jugendliche nur dann eingereicht werden und der Antrag anf 
Erlassung eines Strafbefehles nur dann gestellt werden, wenn 
ausreichende Sicherheit dalür vorhanden ist, dass der Beschuldigte 
die zur Erkenntnis der Srafbarkeit seiner Handlang erforderliche 
Einsicht besessen hat. 17 ) 

Wir Sachverständige werden es wohl alle begrüssen, dass 
wir nicht, wie es jetzt noch vielfach geschieht, erst in der Haupt¬ 
verhandlung, sondern schon im Vorverfahren zugezogen werden. 
Einmal ist die Erstattung eines ausführlichen Gutachtens in der 
Haaptverhandlang besonders fdr die psychopathischen Konstitutionen 
durchaus erziehungs widrig und gesundheitsschädlich, dann aber 
können wir dem Richter resp. Staatsanwalt im Vorverfahren 
bereits wichtige Fingerzeige in bezug auf Zeugenvernehmungen 
usw. geben und nötigenfalls unsere Zuziehung bei Zeugenver¬ 
nehmungen empfehlen. Wir sehen also, dass hier ärztliche, 
pädagogische und richterliche Wünsche Zusammentreffen. M. H., 
aus diesen Ausführungen dürfen Sie aber nicht schliessen, ich sei 
der Ansicht, daß der Sachverständige in der Hauptverhandlung 
nieht anwesend sein solle. Im Gegenteil, er sollte möglichst immer 
da sein; denn in ausserordentlich vielen Fällen gibt uns erst 
die Haaptverhandlang selbst ein Bild von der Tat, durch das 
wir oft wichtige Anhaltspunkte für die Beurteilung des Uebel- 


u ) Amtsgerichtsrat AllmenrOder: Verhandlung«» des 1. Deutschen 
Jugendgerichtstages. Leitsatz 8. 

Frl. Dr. Duensing: Verhandlungen des 1. Deutschen Jugend¬ 
gerichtstages. Diskussion. 

u ) Kloß, Oberlandesgerlchtsrat - Hamm: Verhandlungen des 1. Deut¬ 
schen Jugendgerichtstages; S. 28. 

i*) Oberstaatsanwalt Bupp-Stuttgart: Verhandlungen des 1. Deutschen 
Jugendgerichtstages, 8. 25. 

**) Ohlshausen: Kommentar z. Str. Q. B. 

>7 > Bekanntmachung des Kgl. Bayerischen Staatsministeriums der Justiz 
vom 8. Jali 1910 betr. das Strafverfahren gegen Jagendliche. Juntiz-Min. Bl., 
1910, S. 6, 50. 8iehe auch die Bekanntmachung vom 22 . Jali 1908, J M. Bl. 
3. 161. Beferiert im C. J. V. J. u. F. II.; Jahrgang 1910, S. 131. 
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täten gewinnen. Häufig auch ist die geistige Erkrankung zur 
Zeit der Hauptverhandlung bereits weiter vorgeschritten und wird 
daher nicht so leicht übersehen, ein wichtiger Umstand, auf den 
besonders Cr am er wiederholt hingewiesen hat. Wir werden 
daher häufig garnicht umhin können, gelegentlich in der Haupt- 
verhandiung selbst Aenderungen unseres Gutachtens begründen 
zu müssen. Das mündliche Gutachten lässt sich eben nicht ganz 
vermeiden. Da es, wie bereits betont, bei vielen Jagendlichen, 
z. B. bei Neurasthenikern, Hysterischen etc. erziehungswidrig 
und oft gesundheitsschädlich wirkt, so wäre es ärztlicherseits 
sehr za wünschen, wenn der Gerichtshof das Recht hätte, jugend¬ 
liche Uebeltäter zeitweise aus dem Verh&ndlungsraume zu ent¬ 
fernen, und zwar nicht nur, wenn erzieherische, sondern auch 
wenn gesundheitliche Rücksichten es erfordern. 

Aber nicht nur vor den Schäden der Hauptverhandlung, son¬ 
dern auch vor denen der Untersuchungshaft müssen wir unsere 
Jagend möglichst bewahren. Wie Schafsteck 18 ) seiner Zeit 
anstührte, hat der Jugendliche, der einmal Gefängniskost gegessen 
hat, oft nicht nur die Angst vor dem Gefängnis verloren, sondern 
er nimmt daza noch häufig dauernden sittlichen Schaden ins 
Leben mit, besonders, wenn er mit alten Verbrechern zusammen¬ 
kommt. Wenn eben möglich, sollte man daher die jagendlichen 
Kriminellen in besonderen Anstalten onterbringen, die zugleich 
als Beobachtangsstation dienen könnten. 

II. 

Meine Herren, ich komme nun zum zweiten Teil meines 
Vortrages: Tätigkeit der Medizinalbeamten bei Vollzug des 
Färsorgegesetzes. Am 1. April waren es 10 Jahre, dass das 
preussische Gesetz über die Fürsorgeerziehung Mindei jähriger in 
Kraft getreten ist. Das Ministerium des Innern hat dieses Jubi- 
läam benutzt, um in einem besonderen Werke die Erfolge der 
Fürsorgeerziehung ausführlich zu beleuchten. 18 ) Jedem, 
der sich für unsere Jagend interessiert, kann das Studium dieses 
Werkes nicht genug ans Herz gelegt werden. Wir ersehen 
daraus, dass bei den in der Zeit vom 1. April 1904 bis zum 
31. März 1909 aus der Fürsorgeerziehung ausgeschiedenen Zög¬ 
lingen ausserordentlich gute Resultate erzielt wurden. Wie nicht 
anders zu erwarten, waren die Erfolge besonders günstig bei den 
jüngeren Zöglingen. Von den 1—14jährigen wurden 85°/ 0 , 
von den 14—16jährigen 75°/o, von den 16—18jährigen 65°/ 0 
gebessert. Diese Zahlen zeigen uns deutlich, wie unrecht die¬ 
jenigen haben, die von der Fürsorgeerziehung nichts wissen 

,a ) Schafsteck, Amtsgerichtsrat,jWüriburg: Verb.des 1. Deutschen 
Jagend Gerichtstags. 

19 ) Statistik Ober die Erfolge der Fürsorgeerziehung bei den in der Zeit 
vom 1. April 1904 bis num 31. Mirz 1909 aas der Fürsorgeerziehung ausge* 
achiedenen Personen, deren Ueborweisuog nach dem Gesetze vom 2. Jali 1900 
erfolgt war. Bearbeitet im &gl. Preuü. Ministeriom d. Innern. Bawitsch; 
Druckerei der Stralanstaltsverwaltoug. 
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wollen, and die da glauben, mit Strafen anskommen zn können. 
Gewiß soll die Entfernung eines Kindes ans dem Elternhaus nur 
dann stattfinden, wenn das Wohl des Kindes es unbedingt er¬ 
fordert. Wir alle wissen, nichts auf der Welt kann uns die 
Matter und die Familie ersetzen. Der Gedanke an Vater und 
Matter gibt uns einen ganz anderen Halt im Leben, wie die 
beste Anstaltserziehung. Das darf uns aber nicht verleiten, die 
Entfernung aus dem Elternhanse zn lange hinansznschieben, wie 
es viele Richter heute tun, die auf dem Standpunkt stehen, dass 
ein Elternhaus mit Mängeln besser sei, als die Herausnahme aus 
der Familie. Man sollte bedenken, dass erfahrene Leute, wie 
z. B. Böttcher 20 ) und Polligkeit gerade in Mängeln des 
Elternhauses die Haoptursache der sittlichen Verwahrlosung finden. 
Die Furcht vor der Erziehungsanstalt wird zweifellos fible Früchte 
zeitigen und hat sie bereits gezeitigt. Sie ist zum Teil schuld 
daran, daß die Mehrzahl der Zöglinge heute bei der Ueberweisuüg 
körperlich und geistig so verwahrlost ist, dass sie nicht' in 
Familien, sondern nnr in Anstalten untergebracht werden kann. 
Fast alle Kommunal verbände und Oberpräsidenten berichten über 
zu späte Anordnung der Fürsorgeerziehung. * 1 ) M ) t, ) i4 )~ In lang¬ 
jähriger Tätigkeit als. stellvertretender Arzt an der Königlichen 
Erziehungsanstalt Hardehausen habe ich diese Klagen durchaus 
berechtigt gefanden. Wir können keiner Familie zumuten, hoch¬ 
gradig verwahrloste Jungen und Mädchen aufzunehmen, und sind 
daher gezwungen, sie in Anstalten zu schicken, wodurch dem 
Staate enorme Mehrkosten erwachsen. Aber auch in den An¬ 
stalten sind sie eine grosse Last und erschweren das Erziehung«- 
werk. Einen Teil der Schuld an den unangenehmen Vorkommnissen 
in verschiedenen Erziehungsanstalten im vergangenen Jahre tragen 
die Gerichte und Behörden, die die Kinder erst nach Völliger 
Verwahrlosung Anstalten überwiesen und dazu noch solchen An¬ 
stalten, deren Vorsteher in der Anstaltsleitung völlig unerfahren 
waren. < 

Ebenso wichtig wie die rechtzeitige Anordnung der Fftr- 
jsorgeerziehung ist die Wahl der richtigen Art Sie hängt 
ganz vom einzelnen Fall ab. Nur erfahrene Pädagogen, Aerzte 
und Richter, die ausserdem den einzelnen Fall, das Kind und 
sein MÜiea genau vor Augen haben, können beurteilen, ob Schutz¬ 
aufsicht, Familienpflege oder Anstaltserziehung am Platze ist In 


Böttcher, Direktor der sächsischen Landesanstalt zu Brannst!orf: 
Ueber Fürsorgeerziehung; Leipzig 1910. Verlag von Erich Br Ster* 20 8. 
Freia: 075 M. s-, 

?>) Jagendgericht contra Fürsorgeerziehung. Mitteilangen der Deutschen 
Zentrale für Jagendfürsorge. VI, Jahrgang Nr. 1. 

**) Statistik Uber die Fürsorgeerziehung Minderjähriger (Gesetz vom 
2. Juli 1900) and Uber die Z*rane*ersiehung Jagendlicher (§ 66 Strafgesetz¬ 
buch) für das Bechnangsjahr 1908. Abschnitt B. 

*8) Statistik Uber die Fürsorgeerziehung. 1909. Abschnitt B, S. 8. 
-Bericht des Landeshauptmanns der Provinz Oitpreutten. 

**) Bericht des Oberprlsidenten der Prorinz Pommern. Siehe Anm. 19, 
Seite 48., • t - , 
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Berlin wird ausgiebigster — wenn nicht gar za ausgiebiger — 
Gebrauch von der Schutzaufsicht gemacht, bei der die Jugend- 
liehen vielfach in der bisherigen Behausung bleiben. Gefährdete oder 
nnr wenig Verwahrloste werden vielfach direkt in Familien¬ 
pflege gegeben, während stärker verwahrloste und besonders alle 
zur Unzucht neigenden jungen Mädchen in Anstaltserziehung 
kommen müssen. Auch körperliche Leiden können den Ansschlag 
geben. So wird man Bettnässer in Anstalten unterbringen, wo 
sie nötigerweise jede Nacht mehrmals geweckt werden können, 
während manche Nervenkranke, z. B. leichte Hysterien sich für 
Familienpflege eignen. 

Zweckmässig ist es, alle Fflraorgezöglinge, bei denen die 
Verhältnisse nicht ganz klar liegen, zunächst einer Beobachtangs¬ 
station zu überweisen, wie es in vielen Orten, z. B. Hamburg 
und Potsdam geschieht.* 5 ) Die Zöglinge werden hier etwa 
4 Wochen von Aerzten und Pädagogen beobachtet, um dann in 
Familien- oder in Anstaltspflege gegeben zu werden. Es genügen 
aber keineswegs Anstalten, wo nur der Geisteszustand der Zög¬ 
linge berücksichtigt wird, sondern ebenso nötig sind genaue Unter¬ 
suchungen über das sittliche Niveau durch tüchtige Pädagogen. 
Dass man möglichst besondere Anstalten für kriminelle und nicht 
kriminelle Zöglinge errichtet, wie sie Amtsgerichtsrat Söhne 
fordert, halte auch ich für nötig. Keinen Zögling sollte man im 
allgemeinen ohne eine längere Beobachtung aufgeben, d. h. von 
Fürsorgeerziehung ausschließen. Weder geistige Abnormität, 
noch hohes Alter oder vorgeschrittene Verwahrlosung rechtfertigen 
nach meinen Erfahrungen ein derartiges Vorgehen. All die eben 
genannten können sich in Anstalten unerwartet gut machen. 

Deshalb würde ich es auch für verfehlt halten, wenn wir 
den § 1 unseres Fürsorgegesetzes im Sinne des sächsischen ändern 
würden, wie es z. B. der 50. Provinziallandtag der Bheinprovinz 
in der Sitzung vom 16. März 1910 für zweckmäßig erklärte.* 6 ) 
In Sachsen und in einigen außerdeutschen Staaten soll bekanntlich 
ein Minderjähriger, der das 16. Lebensjahr vollendet hat, nur 
dann der Fürsorgeerziehung unterworfen werden, wenn sicher 
anzunehmen ist, daß durch sie eine Besserung erzielt wird. 

Ich glaube, dieser Paragraph des am 1. Februar 1909 
erlassenen Gesetzes wird sich nicht bewähren; denn niemand 
kann nach meinen Erfahrungen ohne lange Beobachtung wissen, 
ob ein Jugendlicher besserungsfähig ist. Wird das 16. Lebens¬ 
jahr die obere Grenze, so wird gerade ein großer Teil der¬ 
jenigen nicht geschützt, die des Schutzes am meisten bedürfen, 
unsere Psychopathen in der Pubertät. Gerade in diesem Alter, 
dem Ende der Flegeljahre, kommt mancher Jogendliche auf die 
schiefe Bahn, der nach' erlangter Mannbarkeit, wenn man ihn 
künstlich einige Jahre über Wasser hält, noch ein ganz brauch¬ 
barer Mensch wird. 

**) Petersen-Hamburg: Verhandlungen des 1. Deutschen Jugend- 
geriohtstages. ... 

* 6 ) Klage-Potsdam: Die Herabsetsang der oberen Altengrenie bei 
der Fürsorgeerziehung. Z. t V. J. u. F.; 1910, 8. 194. 
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Aber auch zom Schutze der Umgebung ist die Beibehal¬ 
tung des 18. Jahres als obere Grenze nötig. Wie Elnge 
mit Recht betont, „sind die älteren Psychopathen außerordentlich 
häufig die Verfahr er ihrer Altersgenossen and der jüngeren Freande; 
sie werden besonders dadurch gefährlich, daß sie rücksichtslos 
ohne jede Gewissensregung ihre Pläne verwirklichen.“ 

Ebenso anmedizinisch, wie die Aenderang der oberen Alters¬ 
grenze, wäre meines Erachtens die Festsetzung einer unteren. 
Es wird vielfach behauptet, das Kind im ersten, zweiten, ja noch 
im dritten Lebensjahr falle nicht unter das Fürsorgegesetz, weil 
da von einer Erziehung wegen mangelnden Verstandes noch keine 
Rede sein könnte. Aber wir erziehen doch auch Tiere und selbst 
niedrig stehende. Ja, die Werke über die Erziehung eines Jagd¬ 
hundes, eines Rassepferdes werden mehr gelesen wie die über 
die Erziehung der Kinder. Ein Akt der Erziehung ist es doch 
schließlich, wenn die Matter es ihrem wenige Tage resp. Wochen 
alten Kinde beibringt, nicht regellos, sondern alle drei Stunden 
Nahrung zu nehmen und die ganze Nacht ohne Nahrung durch¬ 
zuschlafen; wenn sie dann das wenige Monate ältere Kind lehrt, 
seine Bedürfnisse zu befriedigen, sobald es abgehalten wird, oder 
wenn sie sich abmüht, einem wenige Jahre alten abnormen Kinde 
die Onanie abzugewöbnen. Vernachlässigt eine Matter diese 
Pflichten, so ist eine körperliche und oft auch geistige Verwahr¬ 
losung die Folge, und zwar infolge mangelnder Erziehung. Das Für¬ 
sorgegesetz könnte also meines Erachtens oft schon sehr früh An¬ 
wendung fiaden, wie auch Amtsgerichtsrat Landsberg angibt.* 7 ). 

Den Beginn des dritten Lebensjahres als untere Grenze 
festzusetzen, wie Landesrat Stange-Posen es will,* 8 ) halte ich 
nicht für zweckmäßig. Er ist ebenso wie das Kammergericht**) 
der Ansicht, daß bei Kindern im zartesten Alter von einer durch 
die Fürsorgeerziehung abzuwendenden Verwahrlosung nicht die 
Rede sein könnte. 90 ) 

Da das Bandesamt für Heimatwesen der Ansicht ist, daß 
für solche Kinder, die nach § 1666 B. G. B. durch das Vormund¬ 
schaftsgericht von ihren Eltern getrennt sind, die Armenver¬ 
waltung nicht aufznkommen brauche, so wird für diese oft von 
keiner Seite gesorgt. Allgemein hält man daher eine Aenderung 
des § 1 des Fürsorgegesetzes für nötig, wenn es seinen Zweck 
erfüllen soll, eiae körperliche und geistige Verwahrlosung der 
Jagend zu verhüten. Ich erinnere nur an die Sitzung im Herren¬ 
hause am 31. Mai v. J. und an die Konferenz der preußischen 
Landesdirektoren im vergangenen August 90 ), wo einstimmig die 

Amtsgerichtsrat Js. Landsberg: Fürsorgeerziehung in ihrer An- 
Wendung auf noch nicht schulpflichtige Kinder. Berlin 1910. Verlag Ton Carl 
Heymann. Pr.: 60 Pf. 

23) Landesrat Dr. St an ge-Posen: Zar Abänderung des Preußischen 
Ftasorseersiehungsgesetzes. Z. f. V. J. u. F.; 1911. S. 10. 

») Entscheidung des Kammergerichts vom 15. April 1910. Z. f. V. J. 
«ad F.; 1910, 8. 167. 

*>) Landeerat Stange-Posen: „Wann soll die Fürsorgeeniehung be- 
ffaaeuF* Z. L V. J. und F.; 1910, S. 146. 
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Aenderung des § 1 des Fürsorgegesetzes für nötig erklärt wurde. 
Dehnt man die Fflrsorgeerziehnng auch anf jüngere 
Kinder aas, so wird zwar die Zahl der Zöglinge größer, aber 
ihr Zweck wird aaeh viel besser erreicht. 

Die Z&hl der Zöglinge in anseren Erziehungsanstalten läßt sich 
wieder dadurch etwas verringern, daß wir die Unerziehbaren 
aas ihnen entfernen and in billigeren Häasern anterbringen, wo 
sie ihr Brot möglichst selbst verdienen können. In erster Linie 
kommt da8Arbeit8haaB in Betracht. Bei geistig gesunden Ge¬ 
wohnheitsverbrechern, den sogenannten Verbrechernatoren, and bei 
gewerbsmäßigen Verbrechern, den Berufsverbrechern, dagegen 
empfehlen sich «Sicherangsanstalten“, wie man sie für Er¬ 
wachsene vorgesehen hat. Erziehbare Psychopathen gehören 
in ärztlich geleitete «Zwischenanstalten“, wie Hannover and 
Brandenbarg sie jetzt baaen. Unerziehbare dagegen in besondere 
billigere Häaser. Gelegentlich empfiehlt sich, bei diesen Psycho¬ 
pathen, bevor man sie als anerziehbar abschiebt, ein Wechsel in 
der Anstalt, da eine Antipathie gegen gewisse Erzieher oder 
Aerzte bei ihnen oft alle Mühe vergeblich sein lässt. 

Auf das, was ich bisher vorgetragen habe, hat der Medi¬ 
zinalbeamte meist nor einen indirekten Einfluss; denn der Kreis¬ 
arzt nimmt nur einmal im Jahre eine Besichtigung der Erziehungs¬ 
anstalten vor and hat sich dabei selbständiger Anordnungen 
möglichst zu enthalten. 91 ) Dennoch haben wir es mit Freuden 
begrfiast, dass derartige Bes ich tignngen angeordnet sind. In 
dem Bericht Aber das Ergebnis dieser Besichtigung wird der 
Kreisarzt genügend Gelegenheit haben, seine Wünsche der 
Regierung vorzutragen. Außer diesen Besichtigungen finden noch 
Kommissionsrevisionen statt, wie Kollege Leere bereits im Jahre 
1906 so eindringlich gefordert hatte . 9 *) Das Schema, welches im 
Ministerium des Innern aasgearbeitet ist, dürfte sich auch für die 
Besichtigung der Kreisärzte, wenigstens in seinem ärztlichen Teil 
empfehlen. Dieses enthält unter anderem einen Bericht über die 
Zahl der in der Anstalt stattgefandenen körperlichen Züchtigungen 
and sonstigen Strafen. Bekanntlich hat das Ministerium 91 ) die ihm 
unterstellten Behörden angewiesen, darauf zu dringen, daß genaue 
Strafregister geführt werden. Diese Listen hat der Medizinal¬ 
beamte bei der Revision sich vorlegen zu lassen. Diese Anordnung 
halte ich für durchaus zweckmäßig. Ich hege durchaus kein 
Mißtrauen gegen unsere Anstaltsleiter, im Gegenteil, ich bin 
lange Jahre in Erziehungsanstalten aus- und eingegangen, 
deren Leiter wie Mütter für ihre Zöglinge sorgten. Dennoch 
halte ich eine kreisärztliche Kontrolle des Strafverfahrens für 
zweckmäßig. 

Da nach dem Bericht des Ministeriums eine ganze Reihe 


•*) Gemeinsamer Erlaß des Herrn Ministers des Innern und den Kultus 

vom 12. Mai 1910. 

M ) Dr. Otto Leers: Ueber den Stand und die Handhabung der Fttr- 
sorgeeraiehung in Preußen. Aich. L Krim, und Kriminalistik; Bd.27, 8. 180. 
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Anstalten ohne körperliche Züchtigung ausgezeichnete 
Besaitete erzielt haben, so wäre es vielleicht schon bald möglich, 
die körperlichen Züchtigungen ans den Anstalten ganz za ver¬ 
bannen. Es wird dieses viel eher möglich sein, wie die Ent¬ 
fernung des Stockes ans der Schule, da dem Anstaltsleiter viel 
mehr Strafmittel zur Verfügung stehen wie dem Lehrer. Für 
ganz and gar unzulässig halte ich bei Jugendlichen die Kost¬ 
schmälerung oder gar die Entziehung der warmen Kost, die beide 
noch vielfach geübt werden. 83 ) 

Einige Punkte vermisse ich in dem obengenannten Revisions- 
Schema. Zunächst eine Rubrik über das Aufstehen der 
ZOglinge. Wenn die Zöglinge im Sommer wie im Winter um 
5 Uhr aufsteheu, so erscheint mir das viel zu früh, selbst wenn 
alle um 1 I,10 Uhr zu Bett sein müssen. Wenigstens sollte man 
die blutarmen und schwächlichen länger schlafen lassen. Zweck¬ 
mäßig wäre es, wenn auch hierüber genau Buch geführt würde. 
Ich glaube, man würde viel Medizin sparen, wenn man sich des 
Schlafes als Heilmittel mehr bedienen würde. 

Noch einen Pankt möchte ich hervorheben, welcher ebenfalls 
in dem Schema fehlt. Es ist ein Vermerk über die Unfälle, 
die in den Erziehungsanstalten im Laufe des Jahres vorgekommen 
sind. Jeder einzelne Unfall, der einen Zögling trifft, sollte in 
einer besonderen Liste geführt werden, da es sonst allzuleicht 
Vorkommen kann, daß entschädigungspflichtige Unfälle nicht ent¬ 
schädigt werden. Ist doch niemand da, der ein solches Interesse 
daran hat, daß der verunglückte Zögling seine Rente bekommt, 
wie die Eltern. Die Anstaltsleiter besitzen natürlich nicht immer 
die nötige Kenntnis, um beurteilen zu können, welche Unfälle 
entschädigungspflichtig sind. Wenn auch der Anstaltsarzt die 
nötige Erfahrung hat, so halte ich doch im Interesse des Zöglings 
eine Kontrolle des Arztes für notwendig. Hierza würde sich der 
Kreisarzt bezw. Regierungs- und Medizinalrat ganz besonders 
eignen. 

Znm Schluß noch einige Worte über die außer¬ 
halb der Anstalt untergebrachten Zöglinge. Soll ein 
Zögling bei einer Familie untergebracht werden, z. B. bei einem 
Handwerksmeister, so wird beim Ortsgeistlichen, beim Lehrer, 
beim Ortsvorsteher und vielleicht bei der Handwerkskammer 
angefragt, ob die betreffende Familie sich zur Erziehung von 
Jagendlichen eignet, ob sie speziell religiös, und ob der Meister 
in seinem Fach tüchtig ist. 

M. H.! Ich meine, es fehlt hier ein außerordentlich wichtiger 
Pankt: Gesorgt ist doch nur für die Religion und für die Fach¬ 
ausbildung des Jugendlichen, aber nicht für den Körper, für 
die Gesundheit. Gerade als ob der alte Spruch: „sana mens 
in sano corporo“ heute keine Geltung mehr hätte. 

Ich halte es daher für unbedingt erforderlich, daß auf die 


®) Reglement für die Verwaltung der Provinzial-Erziehungsanstalt zu 
Augsburg fOr schulentlassene weibliche Zöglinge. 


I 
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gesundheitlichen Verhältnisse der Pflegefamilien mehr 
Rücksicht genommen wird. Ein Fall ans der Praxis, der mir kürz» 
lieh mitgeteilt worden ist, mag Ihnen die Wichtigkeit dieser Maß¬ 
nahmen dartun! Zn einem Schreiner wnrde ein Zögling in die Lehre 
gegeben, der nach Jahresfrist an Schwindsucht zugrunde ging. Ein 
anderer Zögling bei demselben Meister starb ebenfalls an Schwin¬ 
dsucht. Schon ein dritter Zögling war in dieselbe Lehre gegeben 
worden, als dem Anstaltsdirektor der Tod der beiden Fürsorgezög- 
linge auffiel. Jetzt erst kam man auf den Gedanken, daß dort ein 
Schwindsüchtiger sein könnte, erkundigte sich bei dem Hausarzt, 
der mitteilte, daß die Familie schwindsüchtig sei, und daß 
ein Familienmitglied an offener Knochentuberkulose leide. M. H.! 
Ich finde es unverantwortlich, einen Zögling in eine Familie zu 
tun, über deren Gesundheitszustand man nicht vorher durch den 
Hausarzt aufgeklärt ist. Nehmen wir den Eltern ihre Kinder, 
dann haben wir auch die Verpflichtung, in jeder Beziehung die 
äußerste Vorsicht walten zu lassen. Auf die Gefahren, welche 
die Syphilis eines Familienmitgliedes den Zöglingen bringen kann, 
brauche ich Sie wohl nicht hinzuweisen, ebenso auf die Gefahr 
der ägyptischen Augenkrankheit, die wir in den östlichen Provinzen 
noch sehr häufig finden. 

Wie sollen wir nun aber unsere Zöglinge vor derartigen 
Ansteckungen schützen P 

Ich meine, jeder, der einen Zögling in seine Familie auf- 
nehmen will, sollte vorher einen Revers unterschreiben, wonach 
er seinem Arzt gestattet, über seinen und aller seine Familien¬ 
mitglieder Gesundheitszustand Auskunft zu erteilen. So würden 
wir die Zöglinge vor mancherlei Gefahren schützen. Daß über 
die Auskunft des Arztes absolute Verschwiegenheit gewahrt 
werden muß, brauche ich wohl nicht besonders hervorzuheben. 
Auch über die Wohnungsverhältnisse würde der Hausarzt in den 
meisten Fällen gute Auskunft geben können. Aber auch die 
Hilfe des Kreisarztes sollte bei den in Familien untergebrachten 
Zöglingen in Anspruch genommen werden. Ueber die Unterbringung 
eines jeden Zöglings sollte die Anstaltsleitung dem zuständigen 
Kreisarzt Mitteilung machen. Dieser sollte verpflichtet sein, 
gelegentlich anderweitigen Aufenthalts in einem Orte sich den 
Zögling anzusehen und über ihn sowohl, wie über die Wohnung 
und die sonstigen Verhältnisse bei vorhandenen Mängeln an den 
Anstaltsvorstand zu berichten. 

(Lebhafter Beifall.) 

Der Vortragende hatte seine Ausführungen in folgende 
Leitsätze zusammengefaßt: 

A. 

1. Alle jugendlichen Gesetzübertreter sind möglichst einer 
psychiatrischen Untersuchung zu unterziehen. 

2. Ueber die Frage, ob der Täter zur Zeit der Begehung 
der Tat die nötige Reife hatte, sind in zweifelhaften Fällen vom 
Staatsanwalt vor Erhebung der Anklage oder vom Richter vor 



ud bei Vollrag de« FUrsorgegMetses. > 56 

der Eröffnung des H&aptverf&hrens ärztliche Sachverständige za 
hören; das Verfahren ist bei Verneinang einzastellen. ’ 

3. Diese Einsichtsgatachten sind grundsätzlich nur durch 
ärztliche Sachverständige abzageben anter Verwertung der Angaben 
yon Geistlichen, Lehrern, Jagendgerichtshöfen etc. 

4. Findet eine Hauptverhandlung statt, so hat in allen 
zweifelhaft gewesenen Fällen der vorher gehörte gerichtsärztliche 
Sachverständige oder dessen Vertreter bei der Hauptrerhandlang 
and möglichst auch bei den Zeugenvernehmungen zugegen zu sein. 

5. Bei allen Jugendlichen, die eine Hilfsklasse besucht 
haben oder taubstumm sind, ist stets ein ärztlicher Sachver¬ 
ständiger zu hören. 

6. Gemeinsame Straftaten von Jugendlichen und Erwachsenen 
sind ebenso wie Straftaten gegen Jugendliche möglichst vor das 
Jagendgericht za bringen. 

7. Der Gerichtshof muß das Becht haben, jagendliche Uebel- 
täter zeitweise aus dem Verhandlungsraum zu entfernen, wenn 
erzieherische Rücksichten es erfordern. 

8. Jugendliche sind bis zur Aburteilung möglichst nicht in 
Untersuchungshaft, sondern in besonderen Anstalten unterzu¬ 
bringen. 

9. Vor Anordnung erzieherischer Maßnahmen ist eine etwa 
4 wöchentliche Beobachtung in besonderen pädagogisch geleiteten 
Anstalten anzuraten. Diese Anstalten sind dem Jugendgerichts¬ 
arzt zu unterstellen. 

10. Als Jugendgerichtsärzte sind nicht Kinder- oder Nerven¬ 
ärzte, sondern besonders erfahrene Gerichtsärzte anzastellen. 

11. Soweit möglich sollen sämtliche Sachen vor dem Jugend? 
jericht einem einzigen Gerichtsarzt übertragen werden. 

12. Zur Fortbildung der Jagendgerichtsärzte, der Jugend¬ 
richter und Jugendstaatsanwälte sind besondere Fortbildungskurse 
notwendig, die für erstere natürlich gesondert abzahalten sind. 

13. Eine Verwendung von Aerzten, Geistlichen, Lehrern als 
Schöffen- resp. Strafkammerlaienrichter ist nicht anznraten, eher 
vielleicht eine solche von Frauen. 

B. 

1. Die Medizinalbeamten, besonders die Gerichtsärzte, haben 
dahin zu wirken, daß die Kinder oder Jugendlichen nicht erst, 
wenn sie kriminell geworden sind, sondern schon bei drohender 
Verwahrlosung der Fürsorge überwiesen werden, sei es in Form 
der Schutzaufsicht oder der Familien- und Anstaltspflege. 

2. Bei Beantwortung der außerordentlich schwierigen Frage, 
welche Art der Fürsorge geeignet erscheint, ist das Zusammen¬ 
wirken von kriminalistisch und pädagogisch erfahrenen Bichtern, 
Pädagogen und Aerzten unbedingt erforderlich. 

8. Für unklare Fälle ist eine besondere Anstalt als Beob¬ 
achtungsstation einzurichten, wo die Jugendlichen etwa 4 Wochen 
verbleiben. 
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4. Eine Herabsetzung der oberen Altersgrenze vom 18. asf 
das 16. Lebensjahr im § 1 des Fürsorgegesetzes ist vom ärzt¬ 
lichen Standpunkt ans sehr zu widerraten. 

5. Da das Kammergericht bei seiner Auffassung von der 
Subsidiarität der Fürsorgeerziehung stehen geblieben ist, so ist 
eine Aenderong des § 1 des Fürsorgegesetzes dringend erforderlich. 

6. Die Festsetzung einer unteren Altersgrenze dürfte sieh 
nieht empfehlen. 

7. Für die Erziehungsanstalten völlig ungeeignete Zöglinge 
müssen aus ihnen entfernt und in Arbeitshäusern, Zwischenanstalten, 
Bewahranstalten etc. untergebracht werden können. 

8. Bei Psychopathen kann ein Wechsel in der Anstalt unter 
Umständen zu empfehlen sein. 

9. Körperliche Züchtigungen sollten in Anstalten möglichst 
nicht stattfinden, ebensowenig gesundheitsschädliche Maßnahmen 
wie Kostschmälerung, Entziehung der warmen Kost etc. 

10. Nach den Straflisten besonders oft bestrafte Zöglinge 
hat der Medizinalbeamte gelegentlich der Anstaltsrevisionen sich 
vorführen zu lassen und auf ev. irrenärztliche Beobachtung hin¬ 
zuwirken. 

11. Allzufrühes Aufstehen, wie es in manchen Anstalten 
üblich ist, ist für jüngere Zöglinge zweifellos gesundheitsschädlich. 

12. Ueber sämtliche Unfallverletzte Zöglinge ist eine Liste 
zu führen. Sie alle sind gelegentlich der Anstaltsrevisionen oder 
bei Familienpflege bei gelegentlicher Anwesenheit im Ort durch 
den Kreisarzt zu untersuchen. 

13. Vor Unterbringung eines Zöglings in Familienpflege 
sind nicht nur die Ortspolizeibehörde, der Pfarrer, die Handwerks¬ 
kammer etc, sondern möglichst auch der Hausarzt der Familie 
und ev. der Kreisarzt zu hören, wobei auf Tuberkulose, Syphilis 
und ägyptische Augenkrankheit besonders zu achten ist. 

14. Jedes Familienoberhaupt bat vor Uebernahme eines 
Zöglings einen Revers zu unterschreiben, worin es seinem Haus¬ 
arzt gestattet, über den Gesundheitszustand aller Familienmit¬ 
glieder der Behörde Mitteilung zu machen. 

15. Jeder Aufenthalts Wechsel eines Zöglings ist dem zu¬ 
ständigen Kreisarzt binnen 3 Tagen unter Angabe der neuen 
Adresse mitzuteilen. 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion. Betreffs der von 
dem Herrn Referenten aufgestellten Leitsätze bemerke ich schon 
jetzt, daß diese nicht zur Abstimmung bestimmt sind, sondern 
nur als Unterlagen für die Diskussion dienen sollen. 

Ich selbst möchte mir gleich ein paar Worte za den Ausführungen den 
Herrn Vortragenden über die Revision der Fttrsorgeanstalten durch 
die Kreisärate erlauben. 

Es ist Ihnen ja ans verschiedenen Prozessen in den letzten Jahren 
bekannt, daß die Prügelstrafe in einzelnen Fttrsorgeanstalten leider noch 
in einer Art and Weise zasgettbt wird, die sowohl mit den gesundheitlichen, 
als den hamanen Grundsätzen in grellem Widersprach steht, und daß dies 
auch geschieht in Anstalten, deren Leiter aus dem geistlichen Stande hervor- 
gegangen sind, und von denen mau deshalb annebmen sollte, daß die körper¬ 
liche Zü'bMeang in den von ihnen geleiteten Anstalten nur ganz ausnahms- 
"" ■ ■’ • s?p *ur Anwendung kommen sollte. Jedenfalls haben jene Pro- 
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zesse des Beweis geliefert, daß die Kreisärzte bei den durch eie vorzu- 
nehmendm Besichtigungen sicht su vertrauensvoll sein dürfen, sonders sich 
durch körperliche Dntersucbung der Zöglinge überzeugen müssen, ob nicht 
eine mißbräuchliche Anwendung der Prügelstrafe und damit ein Ueberschreiten 
dee Züchtigen gerechtes statt findet. Ein Einblick in das Ton den Anstalten 
su führende Strafbuch genügt hierzu m. E. nicht; das beste Mittel, um 
darüber ein suTerlässiges Urteil su gewinnen, ist vielmehr die körperliche 
Untersuchung der Zöglinge bei entkleidetem Oberkörper; sie bat außerdem 
den großen Vorteil, daß man dadurch ein zuverlässiges Bild über die körper¬ 
liche Entwickelung der Zöglinge, über etwa vorhandene Erankbeitsanlagen 
usw. erhält. Zöglinge, über die nach dem Strafbuche mehrmals Disziplinär« 
strafen verhängt sind, sollten in bezug auf ihren geistigen Gesundheits- 
sustand besonders eingehend untersucht werden; da sich gerade Schwach« 
sinnige oder geistig minderwertige Personen erfahrungsgemäß häufiger als 
andere Zuwiderhandlungen gegen die Disziplin su Schulden kommen lassen. 
Notwendig ist auch die regelmäßige Feststellung des Körpergewichts, 
womöglich in jedem Monat, und die Führung einer Gewichtstabtlle, in die 
alle Wägungen einzutragen sind. Halbjährlich ist außerdem die Körper- 
länge zu messen und ebenfalls einzutragen; bei den Besichtigungen ist 
dann die Richtigkeit der Wägungen und Messungen durch Stichproben zu 
kontrollieren. 

H. Med.-Bat Dr. Keferstein, Gerichtsarzt in Magdeburg: Ich möchte 
über das Verfahren vor den Jugendgerichtshöfen einiges ausftthren, 
wie es in Magdeburg gehandhabt wird. In Magdeburg haben wir ein be¬ 
sonderes Jugendfürsorgeamt, das von der Stadt eingerichtet ist und 
von einem Vorsteher geleitet wird, der von der Stadt sein Gehalt besieht. 
An dieses Jugendfürsorgeamt geben nun die Akten, sobald es sich um jugend¬ 
liche Angeschuldigte handelt. Bei diesem Amt ist auch ein Arzt angestellt, 
nicht der Gerichtsarzt, sondern der Schularzt der Hilfsschule, in der ja die 
geistig minderwertigen Kinder untergebracht sind. Der Schularzt der Hilfs¬ 
schule hat psychiatrische Kenntnisse und Erfahrungen, was gerade für seine 
Tätigkeit beim Jugendfttrsorgeamt notwendig ist. Er stellt über die jugend¬ 
lichen Rechtsbrecher vorläufige Gutachten aus; liegt nach seiner Ansicht der 
Fall nicht völlig klar, so beantragt er, daß eine weitere Untersuchung durch 
den Gerichtsarzt stattfindet, der hierauf vom Amtsrichter oder vom Land¬ 
richter damit beauftragt wird. Der Gerichtsarzt wird dann auch zu der Hsupt- 
Verhandlung als Sachverständiger geladen. Auf diese Weise ist in Magdeburg 
das alles ganz harmonisch geordnet, und ich kann nur sagen, es hat sich sehr 
gut bewährt. Sämtliche Jagendliche gerichtsärztlich zu untersuchen, würde 
eine unendliche Menge Kosten machen; dafür würde wohl auch kaum der 
Richter zu haben sein. Wird dagegen nur eine Auswahl, wie in Magdeburg, 
getroffen, indem erst der Schularzt der Hilfsschule die vorläufigen Unter¬ 
suchungen vornimmt und der Gerichtsarzt nur die von diesem als schwer¬ 
wiegend bezeiohneteu Fälle zur Untersuchung bekommt, so läßt sich dies recht 
gut durchführen. 

H. Reg.- u. Geh. Med.-Rat Dr. Borntrueger - Düsseldorf: Die Aus¬ 
führungen des Herrn Vortragenden waren von großem Interesse und von 
Wohlwollen für die Gerichtsärzte getragen; ich weiß aber doch nicht, ob er 
in dieser Hinsicht nicht etwas zu weit geht, insbesondere In bezug auf den von ihm 
in seinen Leitsätzen Nr. 2 und 3 vertretenen Standpunkt. Er meint hier, daß 
darüber, ob ein Jugendlicher die nötige Reife, auch in moralischer Beziehung 
habe, der Gerichtsarzt zu entscheiden habe. Das geht m. E. nach zu 
weit; man würde dem Gerichtsarzt eine zu große Verantwortung auferlegen, 
wenn er darüber zu entscheiden hätte; denn diese Frage liegt außerhalb des 
ärztlichen Rahmens. Ich bin wohl der Meinung, daß man den Gerichtsarzt 
hören soll; aber ich meine, die Frage, ob die moralische Reife da ist, haben 
andere Leute zu entscheiden. Der Gerichtsarzt wird sich nur darauf zu 
beschränken haben, festzustellen, ob dieser Mangel an Reife anf einer krank¬ 
haften Anlage beruht; das würde meiner Auffassung nach genügen. Ich weiß 
sicht, ob ich viele von Ihnen auf meiner Seite habe. Es drängt ja heute sehr 
viel dahin, die Psychiater möglichst in den Vordergrund zu rücken und die 
Richter bei Erwachsenen in den Hintergrund zu stellen. Es kommt vor, und 
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es tat rorgekommen, daß mancher als psychisch krank erkannt tat, der früher 
▼ernrteilt worden wäre. Aber ich glaube, veatigia terrentt Wenn wir nne 
nnd den Psychiatern einen su großen Einfloß einrlnmen, werden wir nns auf 
Abwege begeben. 

Dann noch eine kleine Bemerkung I Der verehrte Herr Vortragende hat 
die Ersiehnng eines Höndes oder Pferdes mit ErslehMg eines Jugendlichen 
verglichen. Ich würde vorgezogen haben, die Erziehung eines Menschen von 
der Abrichtung eines Tieres su sondern. 

H. Med. *Bat Dr. Arbeit, Kreisarzt in Preuß.-8targard.: M. H.t Ich 
glaube, wir sind dem Vorstande alle sehr dankbar, daß er dieses sehr aktuelle 
Thema auf unsere Tagesordnung gesetzt hat. Als ich davon las, habe ich 
versucht, mich darüber zu orientieren; denn ich glaube, nicht su viel su 
sagen, wenn ich meine, daß wir, trotzdem wir psychiatrisch durchgebildet 
sind, von diesen Fragen, die auf dem Grenzgebiete zwischen Erziehung 
und Medizin liegen, noch herzlich wenig wissen. Wir werden dabei, wie 
schon von Herrn Geheimrat Borntraeger gesagt worden tat, mit unserem 
psychiatrischen Wissen allein nicht vorwärts kommen; wir müssen uns viel¬ 
mehr hüten, zu weit zu gehen in den Kompetenzen, die wir ms selbst glauben 
zumessen su dürfen. Vor allen Dingen werden wir uns mit diesen Grenz¬ 
gebieten viel intensiver beschäftigen müssen, als es bisher der Fall gewesen 
tat, wenn wir vom Jugendrichter sugezogeu werden. Denn es gebürt 
nicht bloß eine 8umme psychiatrischer Kenntnisse dazu, um die Unverbesser¬ 
lichen, die Unsozialen gerade unter den Kindern hinsichtlich ihres Gesamt- 
Verhaltens, ihrer Konstitution, ihrer pathologischen Veranlagung richtig 
eiazusohätsen. Mir schwebt ein sehr interessanter Vortrag vor, den ich 
Gelegenheit hatte, im vorigen Jahre hier im „8eminar für soziale Medizin" 
zu hOren von dem als Jagendarzt tätigen Kollegen Fürstenheim, der in 
Karlshorst, slaube leb, eine Anstalt für solche Msozialen Kinder hat. Ich 
kann den Harren Kollegen die Lektüre dieses Vortrages nur dringend 
empfehlen, wie überhaupt jene im Druck erschienenen Vorträge, die im 
Seminar für soziale Medizin gebalten worden sind.*) Je mehr wir uns mit 
diesen Fragen beschäftigen,. um so mehr werden wir die Unzulänglichkeit 
unserer allgemeinen psychiatrischen Ausbildung für diese Spezial-Fälle 
erkennen; denn ich möchte, wenn ich vom Jugendrichter als Sachverständiger 
herangezogen werde, doch zweifelhaft sein, ob ich in jedem Falle, wenn mir 
solch ein Kind vorgestellt wird, auf Grund meiner allgemein psychiatrischen 
Kenntnisse in der Lage wäre, mich mit der erforderlichen Sicherheit über den 
psychischen Zastand des Kindes zu resolvieren. Ich kann mich auch nicht auf 
den 8tandpMkt stellen, daß ohne weiteres die Gerichtsirzte als Jagend¬ 
gerichtsärzte anzuetellen sind, wie es hier in These 10 heißt: «Als Jugend- 

S erichtsärzte sind nicht Kinder- oder Nervenärzte, sondern besonders erfahrene 
erichtsärste anzustellen.“ Ja, besonders erfahrene Gericbtsärzte I Das ganze 
Institut der Gerichtsärzte ist aber noch nicht sehr alt. Ob wir daher schon 
eine hinreichende Anzahl besonders erfahrener Gerichtsärste haben, entzieht 
sich meiner speziellen Kenntnis. Jedenfalls müssen wir dahin streben, auf 
diesem Spezialgebiete Erfahrungen su sammeln und unsere Kenntnisse darin 
fortdauernd zu ergänzen. Wir würden es daher unserer Verwaltung danken, 
wenn sie bei den Fortbildungskursen gerade auch auf dieses Gebiet einen 
gewissen Schwerpunkt legte und uns Gelegenheit gäbe, es ausgiebiger su 
traktieren, als es bisher bei den psychiatrischen Kursen, an denen wir teilzu¬ 
nehmen Gelegenheit hatten, der Fall war, weil diese Fragen ja ursprünglich 
noch nicht so aktuell waren, wie sie inzwischen geworden sind. 

Nan za der Fürs orgelrage! Man hört da sosehr oft— Sie werden 
das auch in der Unterhaitang mit Laien gehört haben —: die einen loben die 
Erfolge, die anderen leugnen sie. Die Verwaltungsbeamten sind im all¬ 
gemeinen von den Erfolgen des Fürsorgegesetzes befriedigt; immerhin sind 
auch bei ihnen die Ansichten darüber noch sehr geteilt. Ich habe letzthin 


*) Die Mitarbeit des Arztes an der Säuglings- und Jugendfürsorge. 
15 Vorträge am Seminar für soziale Medizin. Ortsgruppe Berlin des Verbandes 
der Aerzte. Leipzig 1910. Verlag der Bachhandlang des Verbandes der 
Aerzte Deutschlands. VeröffentlichMgen Nr. 23. 
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eine Statistik gelesen, die sich mit dem deckt, wu der Herr Vortragende us 
hier gesagt hat, nämlich, daß die Erfolge außerordentlich gute sein sollen. 
Bichter sind jedoch darüber anderer Meinung als Yerwaltusgsbeamte. Ich 
habe Gelegenheit gehabt — ich glanbe, es war im vorigen Jahre — im Herren* 
hause, als ich zuf&llig einmal einer Verhandlung beiwohnte, den LandeBdirektor 
der Provinz Posen über diese Frage sprechen zu hören, und der sagte etwa, 
wir werden mit dem Fürsorgegesetz nicht weiter kommen, wenn wir die Kinder 
nicht gleich am Anfang, schon im vorschulpflichtigen Alter aus den Häusern, 
wo sie Gefahr laufen, zu verwahrlosen, in geordnete Verhältnisse hineinbringen. 
Er verurteilte mit Bausch und Bogen die Sache vom 12. Lebensjahr ab. Ich 
weiß nicht, ob das 12. Lebensjahr nach dem Gesetz vorgeschrieben ist. Diese 
ganze Fürsorgefrage wird von uns auch mit einer größeren Aufmerksamkeit 
ün allgemeinen verfolgt werden müssen, als es vielleicht hier und da bei uns 
und bei den Aerzten, die auch mitwirken müssen, der Fall gewesen ist, wie 
denn die ganze soziale Frage immer brennender und immer dringender 
gerade an uns herantritt. Wir Kreisärzte sollen ihr unsere volle Kraft zu* 
wenden, sollen uns mit der Säuglingsfürsorge, mit der Tuberkulosebekämpfung, 
mit Trinker- und Kröppelfürsorge eingehend beschäftigen, da wächst das Maß 
unserer Aufgaben mit jedem Tage. Was wir in unserer Dienstanweisung 
haben, betrachte ich im großen und ganzen mehr als ein Formale. In der 
Innehaltung der formalen Vorschriften allein, m. H., werden wir aber nicht 
unsere Aufgabe zu suchen haben, wir müssen ins praktische Leben hinein! 
(Bravo 1) 

Vorsitzender s Ich wollte nur bemerken, daß m. E. unter den Ausdruck 
„Gerichtsärzte* auch die Kreisärzte fallen, denn nach dem Kreisarztgesetz 
heißt es: der Kreisarzt ist Gerichtsarzt (Med.-Bat Dr. Arbeit: „besonders 
erfahrene* steht hier!). Za den besonders erfahrenen Gerichtsärzten sind auch 
die „besonders erfahrenen* Kreisärzte zu rechnen. Gesetzmäßig ist der Kreis* 
arst Gerichtsarzt; der besondere „Gerichtsarzt* bildet nur eine Ausnahme. 
(Med.-Bat Dr. Arbeit: Damit bin ich einverstanden). Daß die Kreisärzte 
sich eingehend mit der Fürsorgefrage beschäftigen müssen, ist durchaus richtig, 
solange sie auch Gerichtsärzte sind; daß sie aber überall durch besondere 
Gerichtsärzte ersetzt werden, wird von uns wohl keiner erleben. 

Es hat sich niemand mehr znm Wort gemeldet. — Ich 
schließe die Diskassion and erteile dem Herrn Referenten das 
Schlußwort. 

H. Dr. Bürger-Berlin (Schlußwort): Zunächst einige Bemerkungen zu 
dem, was Herr Geh. Bat Dr. Borntraeger gesagt hat. Ich bin auch ganz 
der Meinung wie er, daß bei gesunden Kindern ebenso gut wie der Arzt oder 
viel besser der Lehrer, der Geistliche ein Urteil über die sittliche Beife ab¬ 
geben kann, aber auch nur bei gesunden Kindern. Ob aber ein hysterisches, 
ein neurasthenisches oder ein schwachsinniges Kind die nötige sittliche Beife 
hat, kann er nicht beurteilen. Da nun unter den kriminellen Jugendlichen so 
zehr viele Kranke sind, hatte ich es für notwenig, daß in jedem Falle der 
Arzt gehört wird. So wie der Arzt gesagt hat, das Kind ist normal, dann 
mag über die weitere Frage, ob die sittliche Beife vorhanden ist, der Geist¬ 
liche, der Lehrer mit entscheiden. 

H. Beg.- u. Geh. Med.-Bat Dr. Borntraeger-Düsseldorf: Hier liegt ein 
Irrtum vom Herrn Beferenten vor: Die sittliche Beife hat der Arzt gar nicht 
zu beurteilen; das ist sogar gegen die Strafprozeßordnung. 

H. Dr. Bürger • Berlin: Das ist ein Mißverständnis. Ich hebe nochmals 
hervor, die endgültige Eotscheidong liegt nach wie vor in den Händen des Sich¬ 
ten und die Mitwirkung von Lehrern und Geistlichen bei erzieherischen Maß¬ 
nahmen ist unbedingt nötig. Ich verlange nur, daß bei Fragen über die mo¬ 
ralische Beife der Arzt ebenso wie bei Gutachten über die Verstandesreife 
gehört wird, und zwar deshalb, weil sonst sehr leicht als Mangel an Erzie¬ 
hung und als Verkommenheit angesehen werden kann, was in Wirklichkeit 
Schwachsinn, Hysterie, Beginnen des Jugendirrsein etc. ist;~es erfolgt, sonst 
Bestrafung oder Zwangserziehung, wo ärztliche Behandlung am Platze wäre. 

Torsitzender: Die Bemerkungen der beiden Vorredner sind 
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nicht mehr persönlicher, sondern sächlicher Natur; nm sie nicht 
einzuschränken, eröffne ich nochmals die Diskussion. 

H. Reg.- o. Geh. Med.-Rat Dr. Borntraeger - Düsseldorf: Ich kann nnr 
wiederholen, die Frage der sittlichen Reife iu beurteilen, ist nach der 8traf- 
proseflordnung Sache des Richters. 

H. Geh. Med.-Rat Dr. Strassmann-Berlin: Auf die nachträgliche Be¬ 
merkung von Herrn Kollegen Borntraeger möchte ich doch ein Wort erwidern. 
Selbstverständlich wissen wir alle, dafi die Frage der Zurechnungsfähigkeit 
schließlich nur vom Richter entschieden wird und daß nach unserer bisherigen 
8trafproießordnung der Arxt kein entscheidendes Gutachten Uber diese 
Frage abgibt. Ich habe diese Thesen auch nur so aufgefaßt, daß sie gewisser¬ 
maßen Instruktionen sein sollen, daß also dem Richter nabe gelegt wird, sich 
in dieser Beziehung möglichst nach dem Gutachten der Sachverstänigen zu 
richten. Im übrigen darf ich wohl darauf hinweisen, daß wir jetzt vor einer 
Reform der Strafgesetzgebung stehen und daß diese Thesen sich wohl nicht 
bloß darauf beziehen, was bei dem gegenwärtigen Gesetz möglich ist, sondern 
auch darauf, was für die Zakunft zu erstreben ist; und da geht doch das 
allgemeine Streben dahin, daß wir uns nicht auf den Begriff der Einsicht fest¬ 
legen, der bisher allein hier maßgebend gewesen ist: daß die Ueberscbätzung 
der intellektuellen Reife in der neuen Strafgesetzgebung fortfallen wird, und 
daß man dort allerdings auch den Grad der sittlichen Entwickelung in anderem 
Maße als bisher prüfen soll. 

H. Reg.- und Geh. Med.-Rat Dr. Borntraeger-Düsseldorf: Ich meine, 
es handelt sich nicht um eine formelle, sondern um eine prinzipielle Meinungs¬ 
verschiedenheit. Weil es einmal zur Sprache gekommen ist, möchte ich noch¬ 
mals betonen: Der Arzt, auch der Gerichtsarzt, ist nach meinem Dafürhalten 
nicht die Persönlichkeit, zu entscheiden, ob ein Kind die sittliche Reife hat 
— das mögen die Lehrer, die Geistlichen, die Laien entscheiden — erst wenn 
diese sagen: das Kind hat nicht die nötige sittliche Reife, dann ist der Arzt 
zu hören, ob dieser Mangel an Reife auf Krankheit beruht. Das ist die 
Stellung des Arztes (Vo rsitzender: Sehr richtig!). Aber icb würde dringend 
davor warnen, daß der Arzt sich soweit vorwagt, zu entscheiden, ob über¬ 
haupt die sittliche Reife vorhanden ist. Das ist nicht seines Amtes. 

Torsitzender: Wftnscht sonst noch jemand das Wort. — 
Es ist nicht der Fall; ich schließe nnnmehr zum zweiten Male 
die Diskussion and gebe dem Herrn Berichterstatter nochmals 
das Schloß wort oder verzichten Sie? (Herr Dr. Bürger: Ja!). 
Dann gestatte ich mir, im Namen des Vereins dem Herrn Be¬ 
richterstatter unseren verbindlichsten Dank für seine vorzüglichen 
Ausführungen auszusprechen. 

Wie ich schon vorher bemerkte, sind die Leitsätze nicht 
zur Abstimmung bestimmt; es genügt, wenn wir sie einfach zur 
Kenntnis nehmen. Wenn auch gegen die Ausführungen des Herrn 
Referenten von verschiedener Seite Einwände erhoben sind, so 
wird der reiche Inhalt seines Vortrages sicherlich dazu beitragen, 
nicht nur das dringend wünschenswerte Interesse der Medizinal¬ 
beamten auf dem Gebiete der Fürsorge wachzorufen, sondern 
auch für ihre Tätigkeit auf diesem wichtigen Gebiete wertvolle 
Richtschnuren zu geben. 


VI. Vsrstasdswahl; Bericht der Kassearevisorea. 

H. Med.-Rat Dr. Arbeit, Kreisarzt in Preuß.-Stargard: Ich 
möchte vorschlagen, den Vorstand per Akklamation wiederzu¬ 
wählen. (Beifall.) 



Or. Behl»: Demonstration statistischer Tafeln mir. 


61 


Vorsitzender: Der Vorschlag des Herrn Kollegen Dr. 
Arbeit ist für den bisherigen Vorstand sehr schmeichelhaft, es 
kann ihm aber satzungsgemäß nur Folge gegeben werden, wenn 
kein Widerspruch erhoben wird; ich stelle ihn daher zur Dis* 
knssion und frage, ob jemand dagegen Widersprach erhebt? 

Da dies nicht der Fall ist, stelle ich fest, daß der bisherige 
Vorstand, zu dem auch der inzwischen kooptierte Kollege Dr. 
Weißeriborn gehört, wiedergewählt ist. Für die Wiederwahl 
spreche ich Ihnen im Namen des Vorstandes unseren verbind¬ 
lichsten Dank ans; sie ist für ans ein Zeichen der Anerkennung 
dafür, daß Sie mit unserer Tätigkeit zufrieden sind. Im Namen 
aller Vorstandsmitglieder kann ich Ihnen auch mitteilen, daß wir 
die Wahl dankend annehmen. 

Wir kommen nnn zum Bericht der KaBsenrevisoren. 

H. Med.-Rat Dr. Herrmann, Kreisarzt in Bitterfeld: M. H.! 
Wie in früheren Jahren kann ich auch diesmal in Uebereinstim- 
mang mit dem Herrn Kollegen Dr. Schlüter wieder sagen, daß 
die Kasse richtig befanden ist. Die einzelnen Posten sind von 
ans darchgegangen; es fand sich alles in schönster Ordnung. 
Wir beantragen deshalb; dem Herrn Schrift- und Kassenführer 
Entlastung za erteilen. 

(BravoI) 

Vorsitzender: Wünscht jemand das Wort zn diesem Antrag? 

— Es meldet sich niemand; der Antrag ist einstimmig angenommen. 

— Im Namen des Vereins darf ich wohl unserem Schrift- und 
Kassenführer den herzlichsten Dank für seine exakte Führung 
der Kassengeschäfte, die verhältnismäßig viel Arbeit macht, atas- 
sprechen. Besonders erfreulich ist es, daß wir diesmal beim 
Jahresabschluß keine Reste von Jahresbeiträgen gehabt haben, 
hoffentlich bleibt dies anch in künftigen Jahren so; es wird dadurch 
die Abrechnung wesentlich erleichtert. 


VII. Demonstration statistischer Tafeln betreffend die 
Zunahme der Heilanstalten und den Rückgang der 
Mortalität in Prenssen. 

H. Reg.- n. Geh. Med.-Rat Dr. Behla, Mitglied des Königl. 
Preuß. Statistischen Landesamts and Leiter der Medizinal- 
Abteilang: M. H.I Die Internationale Hygieneausstellung in 
Dresden war seinerzeit anch an das Königl. Preuß. Statistische 
Landesamt herangetreten, sich an der Ausstellung zn beteiligen. 
Das Gesuch wurde vom Herrn Minister genehmigt und dazn 
ein bestimmter FondB in Bereitschaft gestellt. Die Medizinal¬ 
abteilang im Statistischen Landesamt glaubte nun am besten so 
zu handeln, wenn sie das reichhaltige Material, das sich auf dem 
Gebiete der Heilanstalten-Statistik und der Mortalitäts- 
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Statistik s>it 1676 ia Preußen angesammelt kat, verwertete 
uni zar graphischen Darstellung brachte. 

Was zunächst die Heilanstalten-Statistik anlangt, ao 
hat diese nach einem Baniearatsbeschloü im Jahre 1677 begonnen. 
Danach sollten alle öffentlichen and privaten Anstalten mit min¬ 
destens 11 Betten gezahlt werden. Es gab damals nur 1145 solche 
Anstalten; ihre Zahl ist im Lanfe der Jahre sehr gewachsen. 
Sie sehen hier aof dieser Tafel graphisch dargestellt in 15 lie¬ 
genden Stalen, wie sich die Heilanstalten mit den Jahren von 
1145 anf etwa 3000 im Jahre 1903 Termehrt haben. Noch größer 
ist die Vermehrang der Betten, die in roten Säulen dargestellt 
sind and deren Zahl jetzt bereits 1 4 Million beträgt. Die grünen 
Stalen bedeuten die Verpflegten; ihre Zahl ist anf l 1 ', Million 
angewachsen. Die Preußischen Heilanstalten sind seinerzeit in 
einem „Krankenhanslexikon“ von meinem Vorgänger Prof. Dr. 
Gattstadt zasammengestellt worden, das die näheren Angaben 
darüber enthält; später hat Gattstadt noch ein »Deutsches 
Krankenhanslexikon* and im Jahre 1905 das Preußische Koltos- 
ministeriam ein Preußisches Krankenhanslexikon herausgegeben. 
Auf Anregung des Herrn Geheimrat Dr. Dietrich ist im Jahre 
1908 eine neue Aufnahme erfolgt, um die Besitzverhältnisse, 
die Betten- und Kr&nken-Anz&hl sowie die Aufenthaltsdauer der 
Kranken festzustellen. Dabei bat sich herausgestellt, daß damals 
2872 Heilanstalten mit etwa */* Millionen Betten vorhanden 
and ia diesen im Jahre 1908 l 1 /# Million Kranke verpflegt waren. 
Die damaligen Ermittelungen sind auf dieser Karte veranschaulicht. 
Hier ist eine Uebersicht über die Heilanstalten überhaupt gegeben, 
nad zwar sind sie eiogeteilt in Staatsanstalten, Kommunalanstalten, 
Anstalten von Religionsgemeinden, Anstalten religiöser Genossen¬ 
schaften (evangelischer and katholischer), Anstalten der Vereine 
vom Roten Kreaz, Anstalten anderer Vereine, Anstalten milder 
Stiftungen, Koappschafts- Krankenanstalten, Fabrikarbeiter- nsw. 
Anstalten sowie Anstalten von Privatunternehmern. Es ist non 
•ehr interessant, an dieser Tafel zu sehen, das die Kommunal- 
anstalten die Staatsanstalten an Zahl ganz bedeutend überragen. 
Privatanstalten sind im ganzen 736 vorhanden, so daß ungefähr 
schon die 4. Anstalt eine Privatanst&lt ist. 211 Anstalten haben 
eine Dispensieranstalt. Die Aufenthaltsdauer eines Kranken be¬ 
trägt in allen diesen Anstalten ungefähr 50 Tage, aut ein Bett 
entfallen jährlich durchschnittlich 6 Verpflegte. Ihrem Zwecke 
nach sind von der Gesamtzahl 2280 allgemeine Heilanstalten, 
d. h. solche Anstalten, wo alle Patienten aufgenommen werden; 
anch unter diesen überwiegen die Kommunalanstalten: 756 zu 
38 Staatsanstalten. Auf einer weiteren Tafel sind die Sonder¬ 
anstalten übersichtlich dargestellt. Sie zählen im ganzen 592; 
darunter 33 Staatsanstalten and 138 Kommanalanstalten. In diesen 
Sonderanstalten sind einbegriffen die Entbindungsanstalten, die 
Anstalten für Geisteskranke, die Augenheilanstalten, die Lungen¬ 
heilstätten nsw. Wir haben jetzt in Preaßen 100 Langenvolksheil- 
stätten, außerdem 84 Privatheilstätten, 22 Heilstätten für tnber- 
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kulöse Kinder, 99 Walderholangsstätten, 86 Erholungsstätten für 
skrofulöse Kinder, 15 Waldschulen, 505 FOrsorgestellen, 96 In¬ 
validen- nnd Pflegeheime. 

Was den Erfolg der Behandlung betrifft, so ergibt sich, daß 
▼on den Verpflegten allgemein Vs« i Q Berlin ca. Vs sterben; das 
ist eine verhältnismäßig hohe Ziffer, die sich aus der Menge 
der hier vorhandenen Krankenhäuser nnd der darin behandelten 
vielen Schwerkranken von außerhalb erklärt. 

Das Verhältnis der Bettenzahl zu der lebenden Be¬ 
völkerung stellt sich im allgemeinen wie 1:150; es ist somit 
die ideale Forderung, wonach auf etwa 200 lebende Personen 
ein Krankenbett kommen soll, erfüllt. Wir sind demnach in bezug 
auf Krankenanstalten in Preußen sehr gut ausgerüstet. Trotzdem 
muß man im übrigen der Forderung des Herrn Geheimrat 
Kirchner Gehör schenken, daß in nächster Zeit besser mehr 
kleinere als große Anstalten gebaut werden; insbesondere empfehlen 
sich Kreiskrankenhäuser mit gut eingerichteten Isolierabteilungen 
für übertragbare Krankheiten. Bei ganz großen Anstalten mit 
1000 nnd mehr Betten haben sich gewisse Mißstände im Betriebe 
herausgestellt; man sollte deshalb im allgemeinen nicht über 
800 Betten hinausgehen. 

Die HeilanstaltenBtatistik zeigt also eine große Zunahme 
der Heilanstalten. Diese überaus günstige Entwicklung der 
Krankenanstalten hat auch die Aufmerksamkeit des Herrn 
Kabinettsrat ▼. B ehr -Pinnow erregt nnd ihn veranlaßt, Ihrer 
Majestät der Kaiserin, die sich ebenfalls in hohem Maße dafür 
interessiert, von diesen Tafeln Mitteilung zn machen. 

Nicht minder erfreulich ist weiterhin der große Rückgang, 
den die Mortalität in Preußen seit 1876 sowohl im allgemeinen, 
als in bezug auf einzelne Krankheiten erfahren hat. Sie sehen 
auf dieser Tafel die Zahlen, die eine Uebersicht geben in bezog 
anf die Krankheiten: Diphtherie, Kindbettfieber, Typhus 
und Ruhr. Die Verhältnisse, wie sie sich seit 1876 gestaltet 
haben haben, sind hier in Kurvenform dargestellt. Danach ist 
die Diphtheriesterblichkeit von 1876, wo von 10000 
Lebenden 16,88 starben, heruntergegangen bis anf 2,52. Es ist 
sehr charakteristisch, an dieser schwarzen Kurve zu sehen, wie 
vom Jahre 1893 ab ein großer Sturz eintritt, was ohne Zweifel 
anf die Einführung des Diphtherieserums zurückzuführen ist. Die 
grüne Kurve bedeutet die Sterblichkeit infolge von Kindbett¬ 
fieber; diese ist erheblich zurückgegangen; denn im Jahre 1909 
betrug die Zahl der Todesfälle nur 3913 gegen 6500 im Jahre 
1876. Ich bemerke jedoch hier, daß früher die überhaupt im 
Kindbett Gestorbenen mitgezählt worden, während seit 1903 die 
Kindbettfleber-Todesfälle besonders gezählt werden. Immerhin 
hat sich die Sterblichkeit an Puerperalfieber allmählich erheblich 
verringert Man hat verschiedene Methoden, das Verhältnis dieser 
Sterblichkeit zu berechnen; früher wurde es auf 10000 Ent¬ 
bundene, dann anf 10000 lebende Frauen berechnet; eine feinere 
Methode ist die anf 10000 lebende Frauen im Alter von 15—50 
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Jahren, die diese kleine Eure hier veranschaulicht. Danach ist, 
wenn lediglich die Todesfälle an Kindbettfieber berücksichtigt 
werden, die Mortalität in den Jahren 1903—1909 von 2,25 auf 
1,75 gesunken. 

Die rote Karre bezeichnet den Typhus. 1876 hatten wir 
mit 17000 Typhnstodesfällen im Jahre zu rechnen, jetzt nur noch 
mit 2000; es hat somit eine Abnahme dieser Sterblichkeit, auf 
10000 Lebende berechnet, von 6,61 anf 0,49 stattgefonden. 

Schließlich die Ruhr. Während im Jahre 1876 noch ca. 4000 
Personen an Rohr gestorben sind, zeigt diese blaue Kurve eine 
eine allmähliche Abnahme bis anf 120 im Jahre 1909, oder, auf 
10000 Lebende berechnet, von 1,43 anf 0,03! 

Ich komme jetzt anf die hauptsächlichsten 4 Volks¬ 
schädiger: Tuberkulose, Krebs, Alkoholismus und 
venerische Krankheiten. Im Jahre 1876 starben noch 
ca. 80000 Personen an Tuberkulose, im Jahre 1909 dagegen 
nur 60215. Ia Verhältniszahlen ansgedrflckt und anf 10000 
Lebende berechnet, bedentet dies ein Herabgehen von 30,15 anf 
15,59 im Jahre 1909. Bei den soeben für 1910 festgestellten 
Zahlen hat sich ein weiteres Sinken der Taberknlosesterblichkeit 
anf 15,21 ergeben. 

Bei Krebs allerdings sieht die Kurve ganz anders ans; 
hier handelt es sich um eine von den wenigen Krankheiten, bei 
denen eine Zunahme bemerkbar ist. Allerdings ist heute noch 
nicht mit vollständiger Sicherheit festgestellt, ob es bloß eine 
Zanahme der amtlichen Zahlen infolge besserer ärztlicher Diagnose 
ist, oder ob der Krebs wirklich znnimmt. Jedenfalls sind die 
Jahreszahlen angemein angewachsen und von 7000 Todesfällen 
im Jahre 1876 anf 29000 im Jahre 1909 gestiegen oder, auf 
10000 Lebende berechnet, von 2,43 anf 7,54. Bis 1903 wurden 
auch maligne Neubildungen unter „Krebs“ mitgerechnet; erst seit 
1903 wird Krebs allein aasgezogen; seitdem hat sich eine Za¬ 
nahme von 5,98 auf 6,77 im Jahre 1909 ergeben. 

Anf dieser Tafel ist graphisch dargestellt, wie die Tuber¬ 
kulose seit 1876 allmählich immer mehr abgenommen hat, im 
Gegensatz dazu zeigt die Kurve ihr Krebs ein stetiges Steigen. 
Diese Tafeln veranschaulichen weiter, wie in einzelnen Regierungs¬ 
bezirken Tuberkulose und Krebs sich verhalten. Sie sehen hier, 
daß sehr große geograpische Unterschiede zwischen Tuberkulose 
nnd Krebs obwalten. Der tuberkuloseärmste Bezirk ist Allenstein 
und der tuberkulosereichste Breslan. Die Ziffern, auf 10000 
berechnet, schwanken zwischen 10:21. Bei Krebs ist Münster 
der krebsärmste und Stralsund der krebsreichste; die betreffenden 
Verhältnisziffern stellen sich hier wie 4:13. Interessant ist, daß 
diese Verhältnisziffern der Tuberkulose zum Krebs 
merkwürdigerweise seit vielen Jahren in den einzelnen Re¬ 
gierungsbezirken anverändert bleiben. Es gibt Regierungsbezirke, 
wie Münster, wo man eine Krebsmortalitftt von nur 4, dagegen 
eine Tnberknlosemortalität von 21 hat; Ziffern, die darauf hin- 



Heilanstalten and den'Ettckgang der Mortalität in Preußen. 65 

deuten, daß das Wesen dieser beiden Krankheiten vollständig ver¬ 
schieden sein mnß. 

Ich habe noch Tafeln über Tuberkulose und Krebs anfertigen 
lassen, die Alter, Geschlecht und Beruf darstellen; sie sind jedoch 
hier nicht ausgestellt, da sie bereits nach Dresden abgeschickt 
sind. Bei diesen Berechnungen zeigt sich unter anderem bei der 
Tuberkulose, daß dies eine Krankheit ist, bei der bereits in 
jüngeren Jahren die Kurve ansteigt, während diese beim Krebs 
in den ersten drei Dezennien ganz unten verläuft. In bezug auf 
das Geschlecht weisen die höheren Altersklassen des weiblichen 
Geschlechts stets eine größere Kcebssterblichkeit auf, als die des 
männlichen. 

Wir kommen weiter zu einer Tafel, die die Verhältnisse in 
bezug auf Trunksucht darstellt. Die Zahl der Trunksüchtigen 
im Lande kennen wir nicht; man hat in Oesterreich einmal einen 
Versuch gemacht, sie zu z&hlen, bei der Unsicherheit des Begriffs 
der Truuksncht ist man aher nicht weit damit gekommen, fiinen 
gewissen Anhalt gewähren jedoch die Zahlen über die in Heil¬ 
anstalten befindlichen Trunksüchtigen. Im Jahre 1883 wurde 
bestimmt, daß bei den Trunksüchtigen, die in Heilanstalten und 
Heilstätten sterben, ein P. (Potator) an! der Zählkarte vermerkt 
werden soll. Danach sind im Jahre 1877 ungefähr 3000 und im 
Jahre 1907 nngelähr 15000 bei 26 resp. 38 Millionen Einwohner 
behandelt worden. Von 1000 Trunksüchtigen sind damals unge¬ 
fähr 100 und jetzt nur die Hälfte gestorben. Ferner waren von 
1000 überhaupt in Krankenanstalten Verpflegten im Jahre 1877 
20 trunksüchtig und jetzt 22. Das Verhältnis ist also ungefähr 
dasselbe geblieben. Es ist hier noch eine Tafel, die ebenfalls 
einen gewissen Anhalt über die Verbreitung der Trunksucht gibt 
und die Zahl der in den einzelnen Jahren an Säuferwahnsinn 
in den Krankenanstalten Gestorbenen und zwar nach Geschlecht 
und Altersklassen sowie in fünfjährigen Zwischenräumen darstellt. 
Danach sind vom Jahre 1887 an die Todesfälle an Säuferwahnsinn 
weniger geworden. Ich glaube, man wird nicht fehl gehen, wenn 
man dies in Zusammenhang bringt mit der Einführung des 
Branntweiusteuergesetzes von 1887. In den späteren Jahren, wo 
die Wohlhabenheit eine größere geworden ist, sind diese Zahlen 
allerdings wieder gewachsen, es zeigt sich aber nach unseren 
Berechnungen in den letzten Jahren, daß nunmehr eine kleine 
Abnahme stattgefunden hat. Interessant ist in dem Verhältnis 
zwischen Weibern und Männern, daß nach dieser Tafel die Männer 
am meisten zwischen 40 und 50 Jahren, die Frauen zwischen 
50 und 60 Jahren trinken. (Heiterkeit.) 

Hier ist noch eine Tafel, die veranschaulicht, wie oft Säufer¬ 
wahnsinn die Todesursache im Preußischen Staate war während 
der Zeit 1877 und 1909 auf 100000 Lebende berechnet. Im 
allgemeinen kann man sagen, daß anf 100000 Lebende früher 
4,45 Todesfälle an Säuferwahnsinn kamen; im Laufe der Jahre 
ist ein Rückgang auf 2,81 zu verzeichnen. 

Zum SchluJß noch eine Tafel über die venerischen 

5 
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Krankheiten. Das ist eine von den Krankheiten, wo auch 
eine kleine, aber merkliche Zunahme an verzeichnen ist. Im Jahre 
1877 hatten wir 224 an Syphilis Verstorbene, 1909 dagegen 830. 
Es ist also, auf 100000 Lebende berechnet, eine Steigerung ein- 
getreten, von 0,09 auf 0.2. Ich bin eben damit beschäftigt, einmal 
diese Veröffentlichung auszuarbeiten; da zeigt sich ganz merk¬ 
würdig, daß unter den an Syphilis Gestorbenen durchschnittlich 
*/s Kinder sind, und zwar Säuglinge. Vielleicht ist dureh Behand¬ 
lung der Matter oder Ammen mit Salvarsan eine Herabsetzung 
dieser Sterblichkeit zu erzielen. 

Dieses über die Sterblichkeit infolge der einzelnen Krank¬ 
heiten ! Hier ist nun eine interessante Uebersicht über die all¬ 
gemeine Sterblichkeit seit 1816, seitdem zuverlässige Zahlen 
im statistischen Landesamt vorliegen. Damals hatte Preußen etwa 
10 Millionen Einwohner; davon starben 287000, also von 1000 
Lebenden einschl. der Totgeburten: 28,2. In den folgenden Jahren 
ist die Sterblichkeit dann immer weiter zurftckgegangen, und jetzt 
bis auf 18,1 gesunken, wie sich aus dieser Uebei sicht ergibt, 
die die Sterblichkeit in sämtlichen Jahren von 1816 auf 1000 
Lebende berechnet veranschaulicht. Auf dieser anderen Tafel habe 
ich diese Verhältnisse in Kurvenform graphisch illustriert. Inter¬ 
essant ist bei dieser Kurve, die also ein Jahrhundert ärztlichen 
Bingens bedeutet, wie die Seuchengipfel sich Behr gut markieren; die 
Gipfel, die Sie hier sehen, sind verursacht durch Cboleraepidemien, 
und zwar durch die Choleraepidemien 1831, dann 1837,1848/49,1852, 
1855 und besonders im Jahre 1866, wo ca. 120000 Menschen an 
Caolera gestorben sind. Die anderen Seuchengipfel dokomentieren 
sich als Pocken, und zwar in den Jahren 1871 und 1872, wo be¬ 
kanntlich die Pocken herrschten. Sodann markiert sich auch 
noch Influenza in den Jahren 18»0, 1892,1893 und 1900. Weiter¬ 
hin ist etwas sehr Charakteristisches aus dieser Tafel zu ersehen: 
Während 9 Jahrzehnte notwendig waren, um die Sterblichkeit 
auf 1000 Lebende berechnet von 28 auf 23 zu bringen, ist in 
dem letzten Jahrzehnt, seitdem das Kreisarztgesetz eingelührt 
worden ist (aha! und bravo!), eine ebensolche Abnahme um 5 
in einem Jahrzehnt erfolgt, und zwar — Sie sehen es hier — 
sehr gleichmäßig. Die hohen Seuchengipfel fehlen (Zuruf: Im 
Abgeordnetenhause aufhängen!). 

Ist diese eine sehr erfreuliche Kurve ffir Preußen, so kann 
man diese Kurve hier als eine erfreuliche für Berlin bezeichnen. 
Sie sehen, wie im 18. Jahrhundert ganz bedeutende Seuchengipfel 
vorhanden sind, z. B. in den Jahren 1740: 56,94, 1758: 56 09, 
1763: 50,31, 1772:64,50, 1808: 54,54. Aach im 19. Jahrhundert 
finden sich einige Seuchengipfel, die allgemein mit der preußischen 
Kurve korrespondieren. Nach den Kirchenbüchern sind die Seuchen¬ 
gipfel im 18. Jahrhundert hauptsächlich durch Pockenepide¬ 
mien verursacht; damals waren die Pocken das, was im 19. Jahr¬ 
hundert die Tuberkulose ist; ungefähr der zehnte Tote ist an 
Pocken gestorben. Auch aus dieser Kurve können Sie sehen, 
daß sie in Berlin in den letzten Jahren ebenfalls zielbewoßt her- 
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untergegangen ist (1907: 16,57, 1908: 16,27, 1909: 15,96, 
1910: 15,05). 

Bei dieser Sachlage, m. H., entsteht die Frage: wenn die 
Sterblichkeit immer weiter herantergeht, wird nicht einmal eine 
Uebervölkerung drohen? Eine solche ist jedoch nicht zn be¬ 
fürchten, die Frage vielmehr mit der größten Entschiedenheit 
zn verneinen, wenn wir ans die Ziffern über die Geburten¬ 
häufigkeit vergegenwärtigen. Auf dieser Tafel hier erblicken 
Sie 4 Kurven; die eine stellt die Geburtenziffer, die zweite die 
Mortalitätsziffer, die dritte die Eheschließungsziffer und unten die 
gelbgezeichnete den Geburtenüberschuß dar. Leider muß man 
sagen, daß von 1816 die Gebnrtenkurve immer mehr gesunken 
ist. Damals wurden aut 1000 Lebende 45 geboren, dann ist sie 
allmählich heruntergegangen und nur nach dem Kriege 1870/71 
vorübergehend angestiegen, so daß sie jetzt nur noch 83,0 
beträgt. Nach einer anderen Berechnung, die feiner ist: auf 1000 
lebende Frauen im Alter von 15—45 Jahren, stellt sich das 
Verhältnis ungefähr so, daß früher 175 geboren wurden und 
dann allmählich die Fruchtbarkeit bis auf 150 heruntergegangen 
ist. Aus den Uebersichten ist deutlich zu sehen, daß das platte 
Land noch verhältnismäßig gute Geburtsziffern liefert, während 
diese in den Städten immer mehr gesunken sind. In Berlin ist 


man z. B. nach jener Berechnung von 175 bereits auf 80 an ge¬ 
kommen. Auch die Kurve der Eheschließungen ist bereits 


von 23 bis auf 16 heruntergegangen; im allgemeinen ist aber der 
Rückgang nicht so bedeutend wie bei den Geburten. An sich 
findet noch immer eine hinreichende Zahl von Eheschließungen 


statt, die Ehen sind aber weniger fruchtbar und daher das er¬ 
hebliche Sinken der Geburtsziffer. Hier unten sieht man den 


Geburtenüberschuß verzeichnet, er zeigt merkwürdigerweise 
keinen erheblichen Rückgang, von 15 auf 14. Das ist nach meiner 
Ansicht dadurch zu erklären, daß jetzt die Tuberkulose und die 
Säuglingssterblichkeit bedeutend znrückgegangen sind (letztere 
von 22,7 im Jahre 1876 auf 17,7 im Jahre 1909 auf 100 Lebend¬ 
geborene) und dadurch in Preußen eine ausreichende Kompensation 
eintritt. Es droht aber doch, daß auch bei uns ebenso wie in Frank¬ 
reich der Geburtenrückgang ein immer größerer wird. Bekanntlich 
ist er in Frankreich stationär geworden. Auf 1000 Lebende werden 
dort nur noch 20 geboren, während 20 sterben. Vorläufig ist zwar 
bei uns noch immer durch den Rückgang der Mortalität jedes 
Jahr V, Million Ueberachuß vorhanden, so daß wir augenblicklich 
noch nicht so von einem eventuellen stationären Populationszustand 
bedroht sind; nach internationalen Feststellungen, die „besonders 
von Dr. Rösle angestellt worden sind, kann"man r aber den sozio¬ 
logischen Satz aufstellen: Je mehr die Wohlhabenheit bei der 
Bevölkerung zunimmt, und je mehr die Kultur fortschreitet, desto 
mehr ist auch ein Rückgang der Geburten zu verzeichnen. Die 
Natur scheint sich selbst zu regulieren. Scheint^es doch auch 
nicht so sehr auf die Quantität der Menschen, als auf die Quali¬ 
tät anzukommen. Es erwächst demnach für uns Hygieniker die 
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Aufgabe, mehr auf die~Qualität der Basse zu sehen; also im 
eugenischen Sinne aufklärend dahin zu wirken, daß vor allen 
Dingen die anerkannt vererbbaren Krankheiten anegeschaltet 
werden, dann, daß im volkshygienisrhen Sinne die Kinder, die 
Überhaupt noch geboren werden, sorgfältig erzogen werden nnd 
ihnen die größte Fürsorge zuteil wird nnd daß im makrobioti- 
schen Sinne die natürliche Abnutzung des KOrpers durch eine 
hygienisch vernunftgemäße Lebensweise hinansgeschoben wird. 

Sie sehen also, m. H., daß wir eine Zunahme der Heilanstalten, 
eine Abnahme der Mortalität klar vor Augen haben. Dazu ist 
nun noch gekommen, daß nach den Berechnungen meines Kollegen 
Prof. Bo 11 od im Statistischen Landesamte an Sterbetafeln sich 
heransgestellt hat, daß die mittlere Lebensdauer bereits um 
oa. 10 Jahre heraufgerückt ist, und zwar von ca. 82 auf 42. Diese 
Tafeln habe ich hier nicht ausgestellt. Sie werden sie aber m 
Dresden sehen, woraus ganz deutlich bervorgeht, daß die mittlere 
Lebensdauer eine bessere geworden ist. Es sind dies übrigens 
Feststellungen, die Auch im~ Reichsstatistischen Amt gemacht 
worden sind. 

Nnn fragt es sich schließlich, wem sind alle diese Erfolge 
zu verdanken P Nun, vor allen Dingen wohl in erster Linie der 
modernen Medizin, nicht zum wenigsten aber, glaube ich, auch 
dem zielbewussten Vorgehen der Herren Medizinalbeamten. (Bravo!) 
Es ist auch noch auf folgendes Gewicht zu legen: Ohne Zweifel 
bat die Seuchenbekämpfung die Mortalität sehr herabgedrückt. 
Es erwächst aber die neue sehr wichtige Aufgabe für die Herren 
Kreisärzte, nun auch noch auf ein anderes Gebiet, auf das der 
nicht parasitären Krankheiten, ihre Aufmerksamkeit zu lenken, 
und da ist unausbleiblich, sich auch der Massenstatistik nnd meiner 
geographisch - statistischen Methode, wie sie heute in Aufnahme 
gekommen ist, zu widmen. Die Statistik ist nicht bloss znm Be¬ 
weisen da, wie Sie dies hier in unwiderleglicher Weise sehen, sondern 
sie dient auch dazu, als voranleucbtende Fackel in das Dnnkel 
der pathologischen Zustände der menschlichen Gesellschaft einzu¬ 
dringen. Es wird daher in Zukunft notwendig sein, dass die 
Herren Kreisärzte ausser den bisherigen bakteriologischen Korsen 
auch noch soziale Kurse erhalten. (Sehr richtig!) Es unterliegt 
-keinem Zweifel, m H., dass der Rückgang der Sterblichkeit auch 
dadurch noch ein besserer werden kann. Es sterben jetzt noch 
immer 700000 in Preussen bei 40 Millionen Einwohnern nnd ca. */ 3 
davon an nicht parasitären Krankheiten; nach meiner Schätzung 
künnen aber durch Besserung der sanitären Verhältnisse die Zahlen 
bei dieser oder jener Krankheit wesentlich herabgedrückt und. die 
Gesamtsterblichkeit vermindert werden. Dass solche Zahlen zu 
erreichen sind, kann man daraus ersehen, dass jetzt schon einzelne 
Städte vorhanden sind, in denen die Mortalität auf 13, auf 12 
gesunken ist, wie z. B. in Charlottenburg und Schöneberg.* 'Auch 
Barmen hat, wie ich gesehen habe, seit 4 Jahren eine Mortalität 
n 12. (Zuruf: Bielefeld!) Ja, wenn wir noch weiter geben, 
rnational etwas weiter schweifen, so erregt das grösste Er- 
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staunen für den Medizinal - Statistiker, dass? in Australien" eine 
Mortalität von nur 10 auf 1000 Lebende besteht. Dabei ist aller¬ 
dings in Rechnung zu ziehen, dass die Säuglings- und Tuberkulose¬ 
sterblichkeit dort bereits auf 10 heruntergegangen ist, dank der 
Verwirklichung günstiger sozialer Zustände, nach denen wir auch 
noch streben müssen. 

Angesichts dieser schönen, glorreichen Erfolge auf sanitärem 
Gebiete, angesichts des Rückganges der Mortalität, der Zunahme 
der Heilanstalten — immer mehr Personen kommt die Heilanstalts¬ 
behandlung zugute — und angesichts des Hinausschiebens der 
mittleren Lebensdauer — wer, m. H., möchte da nicht mit be¬ 
rechtigtem Stolze ausrufen, einen Ausspruch variierend: Die 
hygienische Disziplin blüht auf, es mt eine Lust Hygieniker zu 
sein und eine Freude für den Medizinalstatistiker, vor dem Forum 
der Herren Medizinalbeamten, der Mortalitätsherabsetzer par ex- 
cellence, nach einem grösseren Zeitraum, von 1876 ab, einmal 
die erreichten Erfolge in überzeugender Weise graphisch zur An¬ 
schauung zu bringen. 

(Lebhafter Beifall) 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion zu diesen inter¬ 
essanten Ausführungen und will gleich selbst ein paar Bemer¬ 
kungen machen. 

Herr Kollege Be bla hat iiTsehr liebenswürdiger Weise der Verdienste 
der Medizinal beamten in besag aaf die Herabsetsang der Mortalitlt gedacht; 
er hat aber einen Faktor nnerörtert gelassen, der meines Erachtens wohl noch 
mehr dabei ins Qewicht fällt and der deshalb besondere Anerkennung ver¬ 
dient, wenn dadarch nach die ans zagesprochenen Lorbeeren etwas beschnitten 
werden. Ich meine, ganz abgesehen von dem inzwischen eingetretenen größeren 
Wohlstand, vor allem nnsere soziale Gesetzgebung! 

In erster Linie kommt hier das Kranken versieh erangesetz in 
Betracht, dem wir zweifellos die außerordentliche Herabsetzung der Mortalität 
mit za verdanken haben;,aber nach die Invalidenversicherang, die üeber- 
nähme des Heilverfahrens seitens der Versicherungsanstalten hat in 
dieser Hinsicht einen segensreichen Einfluß ausgeübt. Ich möchte hier nbr eine 
Krankheit, die Tuberkulose; berausgreifen. Zufälliger Weise habe ich mich 
in den letzten Wochen ausgiebig mit der Verhütung dieser Krankheit in meinem 
Begierangsbezirke (Minden) beschäftigt. Dabei hat sich heraasgestellt, daß die 
Taberkulosesterblichkeit in allen Städten, wo wir hauptsächlich industrielle, 
gegen Krankheit versicherte Arbeiter haben, bei der männlichen Bevölkerung 
außerordentlich heruntergegangen ist, dagegen in den ländlichen Kreisen, deren 
Bevölkerung der Krankenversicherung bisher nur in geringem Umfange unter¬ 
liegt, erheblich weniger und bei der weiblichen Bevölkerung noch viel weniger 
gesunken ist. Es geht aus den von mir angefertigten statistischen Ueber- 
tichten hervor: Je mehr der Bevölkerung die Wohltaten der Krankenver¬ 
sicherung zuteil geworden sind, auch die der Invalidenversicherung, desto 
mehr ist die Sterblichkeit in diesen* Kreisen heruntergegangen. Das dürfen 
wir nicht unterschätzen; der Punkt kann nicht genug ^hervor gehoben werden, 
namentlich den Arbeitern gegenüber. 

Ich möchte noch auf einen anderen Punkt hinweisen. Es ist ja sehr 
erfreulich, daß die Diphtherie-Sterblichkeit außerordentlich abgenommen 
hat. Das ist aber lediglich dem Diphtherie-Serum zu verdanken; denn die 
Erkrankungszifer hat bei der Diphtherie keine Abnahme erfahren. Die 
nächste Nammer der Zeitschrift für Medizinalbeamte wird einen interessanten 
Aufsatz vom Kollegen Hillenberg bringen, in dem der Nachweis geliefert 
wird, daß die Zahl der Erkrankungen weder bei Diphtherie, noch bei Schar¬ 
lach, Masern und Keuchhusten abgenommen hat, bei den letzten drei Krank¬ 
heiten auch nicht die Sterblichkeit. Da die Medisinalbeamten bei der Be- 
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kimpfuug dieser Krankheiten durch die Bestimmuniren des Landeneu eben- 
Besetze« mehr oder weniger ausgeschaitet sind, so trifft sie keine wesentliche 
Sobald, wenn die Erfolge dieser B^kämpfang bisher ausgeblieben sind. Beim 
Typhus unterliegt dagegen die Tätigkeit der Medisinalbeamten bei der Be¬ 
kämpfung keinen derartigen Einscbr&skungen; hier ist aber nicht nur die Mor¬ 
talität, sondern auch die Morbidität erheblich gesunken. Diese Abnahme 
ist sweifellos dem tatkräftigen Eingreifen der Medizinnlbeamten zu verdanken, 
sie gestattet den Schluß, daß die gleichen Erfolge auch bei den vorher 
genannten Krankheiten erzielt werden konnten, wenn deren Bekämpfung eben¬ 
falls in wirksamer Weise und nicht nur mit halben Maßregeln durchgeführt 
würde. 

Was im übrigen die größere Zahl von Alkoholikern unter den 
in Krankenhäusern verpflegten Personen anbetrifft, so darf man nicht ver¬ 
gessen, daß bekanntlich jetzt viel mehr Leute in Krankenhäuser kommen; In 
Wirklichkeit hat sich aber die Verbältnisziffer der Alhoholiker zu der Ge¬ 
samtzahl der in den Anstalten verpflegten Kranken wenig verändert; dasselbe 
gilt betreffs der darin an Säuferwahnsinn verstorbenen Personen. Die 
Zunahme beim Krebs ist m. E. in der Hauptsache auf die bessere Diagnostik 
der Aerste zarückzuführen. Früher spielte die Rabrik „ändere Krankheiten* 
bei der Todesursaehen-Statistik eine große Rolle; wenn ich nicht irre, 25 # / 0 . 
Im Laufe der Jahre ist sie um die Hälfte gesunken, während die Verhäitnln- 
ziffsr der Sterbefäile infolge von Krebs-, Herz-, Nieren- usw. Krankheiten, die 
eine bessere ärztliche Diagnose verlangen, gestiegen ist, nicht etwa, weil 
diese Krankheiten jetzt häufiger sind, sondern weil sie von den Aerzten besser 
erkannt werden. Muu darf auch nicht vergessen, daß die ärztliche Leichen¬ 
schau von Jahr zu Jahr immer mehr ausgedehnt wird und demzufolge die 
Angaben über die Todesursachen zuverlässiger werden. 

Ich frage, ob noch jemand das Wort ergreifen will? Es ist 
nicht der Fall. Dann spreche ich dem Herrn Kollegen Behla 
nnsern verbindlichsten Dank fflr Beine hochinteressanten Aus¬ 
führungen nnd Demonstrationen ans. 


M. EL! Ich schließe damit unsere Hauptversammlung nnd 
eröffne nunmehr die 

fieieralvcrsamnlMg 

der Jnbiläumsstiftung. 

Den Geschäfts- nnd Kassenbericht haben Sie ja gedruckt 
vor sich, 1 ) so daß ich darauf Bezog nehmen kann. Die Stiftung 
hat sich, wie Sie ans dem Bericht gesehen haben, sehr gut 
entwickelt. Von den Kreisärzten ist mindestens die Hälfte als 
Mitglieder beigetreten; sie haben ja anch das meiste Interesse 
daran. Die Zahl der Mitglieder beträgt 238; die Höhe der Jahres¬ 
beiträge 2527 Mark, an außerordentlichen Beiträgen sind im 
vorigen Jahre 355 Mark, an Zinsen 608,87 Mark eingegangen, 
so daß die Gesamteinnahme einschließlich 412,92 Mark ans dem 
Vorjahre 3903,79 Mark betragen hat. Ffir Unterstützungen sind 
nur 1100 Mark ausgegeben, es konnten demzufolge wieder 
2000 Mark dem Stiftungsfonds zugeführt werden, der sich dadurch 
auf 21595,43 Mark erhöht hat. 

Die Rechnung ist von einem Sekretär rechnungsmäßig ge¬ 
prüft nnd richtig befunden; ich beantrage, daß wir unserem 


•) Siehe Auksag, S. 72. 
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verehrten Kassenftthrer, Herrn Kollegen Schlüter, Entlastung 
erteilen. Es hat keiner etwas dagegen? — Der Antrag ist 
angenommen. 

Wir kommen dann zur Torstandswahl. Der Vorstand besteht 
jetzt ans dem Kollegen'F.ielitz nnd mir als satzungsgemäßen 
Mitgliedern, die nicht wiedergewfthlt zn werden brauchen. Be¬ 
treffe der übrigen drei Mitglieder, der Kollegen Schlegtend&l- 
Berlin, Schlüter-Gütersloh nnd Schroeder-Berlin beantrage 
ich Wiederwahl. Da keiner hiergegen Widersprach erhebt, ist 
der Antrag angenommen. 

Hat sonst noch Jemand irgend einen Wunsch zn äußern P 
Es ist nicht der Fall. — Dann schließe ich die Generalversamm¬ 
lung mit der Bitte, für unsere Stiftung weitere Propaganda zn 
machen nnd sie möglichst zn fordern. Ich hoffe, daß wir Lebenden 
alle nicht in die Lage kommen, einen Anspruch auf Unterstützung 
erheben zn müssen; anderseits bin ich fest davon überzeugt, daß 
die Stiftung von unseren Nachfolgern in hohem Maße dankbar 
anerkannt werden nnd unserem Verein für alle Zeiten zum Segen 
gereichen wird. 


(Schloß: 8*/» Uhr.) 
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Beschifts-Bericht 

«her die Jubiläumsstiftung des Preussischei Medizinal- 
heamteHvereins für das Jahr 1910. 

Nach der auf der XXVI. Hauptversammlung* des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins in Berlin am 23. April 1010 erfolgten 
Annahme der Satzungen der Jubiläumsstiftung ist vom Vorstand 
der Stiftung sämtlichen Mitgliedern des Preußischen Medizinal- 
beamtenvereins eine Einladung zum Beitritt und zur Zeichnung 
eines Jahresbeitrages „übersandt worden. 

In Verfolg dieses Schreibens sind bis zum 1. Januar 1911 
der Stiftung 231 Mitglieder des Vereins beigetreten, die sich zu 
einer Beitragsleistung von 2527 Mark verpflichtet haben; 
außerdem gehören der Stiftung satzungsgemäß noch 7 Mitglieder 
an, die einen einmaligen Beitrag von 300 Mark oder mehr 
zugesteuert haben, so daß die Gesamtzahl der Mitglieder 
238 beträgt. An außerordentlichen Beiträgen sind der 
Stiftung im Berichtsjahre 355 Mark zugewandt. 

Nach den einzelnen Provinzen verteilen sich die Mit¬ 
glieder und die jährlichen Beiträge wie folgt: 

1. Ostpreußen 19 Mitglieder 190 M. Jahresbeiträge 


2. Westpreußen 

11 

9 

125 „ 

9 

3. Berlin, Gharlottenbnrg nsw. 12 

9 

no , 

Ti 

4. Brandenburg 

14 

71 

140 . 

7i 

5. Pommern 

12 

n 

130 „ 

Ti 

6. Posen 

11 

n 

115 , 

Tt 

7. Schlesien 

29 


292 „ 

Ti 

8. Sachsen 

25 

n 

265 „ 

TI 

9. Schleswig-Holstein 

11 

7) 

115 „ 

Ti 

10. Hannover 

28 

7) 

340 „ 

77 

11. Westfalen 

26 

9 

805 „ 

Ti 

12. Hessen-Nassau 

15 

Ti 

130 „ 

9 

13. Rheinprovinz 

25 

_ Ti 

270 , 

71 


Zusammen^238 Mitgl. 2527 M. Jahresbeiträge 

Der Vorstand ist im Laufe des Berichtsjahres einmal zu 
einer Sitzung zusammengetreten. Zwei vorliegende Anträge von 
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Witwen verstorbener Medizioalbe&mten auf Unterstützung 
wurden genehmigt nnd jeder Witwe 400 Mark bewilligt. Ausser¬ 
dem hat ein im Rahestande befindlicher, fast 90 Jahre alter 
unterstützungsbedürftiger Medizinalbeamter 800 Mark erhalten. 

Die Jahresabrechnung schliesst folgendermassen ab: 

a. Einnahme. 

Bestand aas dem Vorjahre.412,92 M. l ) 

Jahresbeiträge. 2527,00 „ 

Einmalige Beiträge. 355,00 „ 

Zinsen. 608,87 „ 

Zusammen 3903,79 M. 

b. Ausgabe. 

Gewährte Unterstützungen. 1100,00 M. 

Kapitalanlage. 2060,22 „ 

Schreibgebühren, Druckkosten, Vorstandssitzung, 

Porto, Soheckgebühren . .148,14 „ 

Zusammen 3308,36 M. 

Bleibt Kassenbestand. 595,43 M. 

Das Vermögen der Stiftung betrug daher am 31. Dezember 

1910: 

1. Zinstragende Wertpapiere, aus dem Vorjahr übernommen: 

3 ‘/ 2 °/o preußische Konsols. IOOOOuO M. . 

4o/o „ .. 80'000 „ 

4°/o Westfälische Provinzial-Anleihe . . 1000,00 „ 

2. Im Berichtsjahre angekauft: 

4°/o preußische Konsols. 2000,00 „ 

3. Kassenbestand. . . 595,43 , 

Zusammen 21595,43 M. 

Gegen 19537,92 Mark am 1. April 1910, also 2057,51 Mark mehr. 

Die preussischen Konsols sind auf den Namen des Preussischen 
Medizioialbeamtenvereins in das Staatsscbnldbuch eingetragen, die 
1000 Mark Provinzialanleihe bei der Rheinisch-Westfälischen 
Diskontogesellschaft in Gütersloh hinterlegt. Der jährliche 
Zinsertrag der Wertpapiere beläuft sich auf 790 Mark. 

Der Vorstand der Jubiläumsstiftung. 

Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Eat, Dr. Schlüter. Geh. Med.-Rat, 

Reg.- u. Med.-Rat in Minden, Kreisarzt in Gütersloh, 

Vorsitzender. Kassen- und Schriftführer. 

Dr. Fielitz, Geh. Med.-Rat, Dr. Schlegtendal, Geh. Med.-Rat, 

Kreisarzt in Halle a. S. Reg.- u. Med.-Rat in Berlin. 

Dr. Schröder. Med.-Rat, 

Kreisarzt in Berlin. 


>) Nach Abzug der schon in der Vorrechnung vereinnahmten 125 Mark 
Mitgliederbeiträge für 1910. 
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Erster Sitzungstag. 


Montag, den 11. September 1911, vormittags 10 Uhr 

im Konzertsaal des Hauptrestanr&nts der Internationalen Hygiene- 

Ansstellnng. 


I. Cräffnimg der Versammlung. 

H. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund-Minden i. W., Vor¬ 
sitzender: Meine sehr verehrten Herren! Im Namen des Vorstandes 
heiße ich Sie herzlich willkommen und danke Ihnen für Ihr 
überaus zahlreiches Erscheinen. Insbesondere gilt dieser Dank 
den Herren Kollegen ans Oesterreich, die im Anschluß an 
ihre in Prag soeben abgehaltenen IV. Hauptversammlung des 
Reichsverbandes österreichischer Amtsärzte in so großer Zahl 
unserer Einladung gefolgt sind. Hoffentlich werden Sie sich bei 
uns so wohl fühlen und von dem Verlauf unserer Verhandlungen 
so befriedigt sein, daß Sie die Teilnahme an unserer Versamm¬ 
lung nicht gereuen wird, und daß wir Sie auch späterhin noch 
recht oft in gleicher Zahl als unsere lieben Gäste begrüßen 
dürfen. 

M. H.! Der auf der letzten Hauptversammlung gefaßte 
Beschluß, in diesem Jahre hier in Dresden zu tagen, um den 
Vereinsmitgliedern gleichzeitig die Gelegenheit zu einer ein¬ 
gehenden Besichtigung der Internationalen Hygiene-Aus¬ 
stellung zu geben, hat sich, nach der diesjährigen Teilnehmer¬ 
zahl zu urteilen, als durchaus richtig und zweckmäßig erwiesen. 
Ich möchte hieran aber die herzliche Bitte knüpfen, nicht etwa 
der Ausstellung wegen unsere Sitzungen zu vernachlässigen, 
sondern lieber Ihren hiesigen Aufenthalt in Dresden um ein 
paar Tage zu verlängern; die Ausstellung bietet ja so viel 
Hochinteressantes und Sehenswertes, daß Sie diesen ver¬ 
längerten Aufenthalt sicherlich nicht bereuen werden. Ander- 
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seit« werden voraussichtlich auch die Verhandlungsgegenstände 
unserer diesjährigen Tagesordnung genügend Anziebnngspnnkte 
bieten, um Ihr Interesse zu fesseln und Sie bis zum Schluß 
hier festzuhalten. Ich hoffe, daß ich Ihnen in dieser Hinsicht 
am Ende unserer Versammlung ein recht gutes Zeugnis ausstellen 
kann (Heiterkeit). Jedenfalls wflnsche ich, daß sich unsere Ver¬ 
handlungen auch in diesem Jahre wieder ebenso fruchtbringend 
wie auf den trüberen Versammlungen gestalten mögen! Mit 
diesem Wunsche eröffae ich unsere achte Hauptversammlung! 

Bevor wir nun in unsere Verhandlungen eintreten, liegt mir 
die angenehme Pflicht ob, denjenigen Herren unsern verbind¬ 
lichsten Dank auszusprechen, die wir als staatliche und städtische 
Vertreter sowie als Vertreter ärztlicher Vereine in unserer Mitte 
zu begrüßen die hohe Ehre haben. Eis sind dies die Herren: 
Ober-Med.-Rat Dr. Lufft, Referent im Staatsministerium des 
Innern, Geheimer Rat Prof. Dr. Renk, Präsident des Landes- 
medizinalkollgiums und Ober-Med.-Rat Dr. Streit als Vertreter 
des Königl. Sächsischen Ministeriums des Innern, des Landes- 
medizinalkollegiums und der hiesigen Ereishauptmannscbaft, sowie 
die Herren Bürgermeister Dr. May, die Stadträte Hoirat Dr. 
Battmann undDreßler sowie der Stadtbezirksarzt Dr. Leon¬ 
hardt als Vertreter des Rats der Stadt Dresden; ferner die 
Herren Bezirksarzt Dr. Gebhardt-München, ständiger Hilfs¬ 
arbeiter im Königl. bayerischen Ministerium des Ionern (für 
Bayern), Medizinaldirektor Dr. v. Re mb old -Stuttgart (für 
Württemberg), San.-Rat u. PbysikusDr. Creite in Schöningen (für 
Braunschweig). Geh. Med.-Rat Dr. Rieht er-Dessau (für Anhalt), 
Med.-Rat Dr. Helbach-Rudolstadt (für Schwarzburg-Rudolstadt), 
Geh. Med.-Rat Dr. Scheube-Greitz (für Reoß ä. L.) sowie die 
Herren Geh. San.*Rat Dr. Osterloh, Vorsitzender der hiesigen 
Gesellschaft für Natur- und Heilkunde und Dr. Baron, Vor¬ 
sitzender des ärztlichen Bezirks vereine Dresden. 

Meine sehr verehrten Herren! Unser Dank gilt nicht nur 
Ihnen selbst, sondern auch den staatlichen und kommunalen 
Behörden, sowie den Vereinen, als deren Vertreter Sie unserer 
freundlichen Einladung gefolgt sind; ich darf Sie wohl deshalb 
ergebenst um Vermittelung unseres Dankes an diese Behörden 
und Vereine bitten. 

Unseren besonderen Dank verdient endlich H. Stadtbezirks¬ 
arzt Dr. Leonbardt, der in liebenswürdiger Weise die Vor¬ 
bereitungen zu der heutigen Versammlung übernommen und sich 
alle Mühe gegeben hat, um den Verlauf unserer Versammlung so 
günstig wie möglich zu gestalten, damit sie uns ebenso wie der Auf¬ 
enthalt in Dresden stets in angenehmer Erinnerung bleiben wird. 
Hoffentlich wird sein Wunsch in dieser Hinsicht voll in Erfüllung 
gehen I 

(Lebhafter Beifall) 

H. Ober-Med.-Rat Dr. Lufft • Dresden, Referent im Staats¬ 
ministerium des Innern: Meine sehr geehrten Herren! £m Auf- 
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trage des Ministeriums des Innern begrüße ich die achte Ver¬ 
sammlung des Deutschen Medizinalbeamten-Vereins, der in Sachsen 
ja durch den Verein sächsischer Bezirksärzte vertreten ist. Gleich¬ 
zeitig wünsche ich der Versammlung im Namen des Ministeriums 
einen gedeihlichen Verlauf und Erfolg. 

H. Geheimer Bat Prof. Dr. Renk-Dresden, Präsident des 
Königl. Sächsischen Landesmedizinalkoliegiums: Meine sehr ver¬ 
ehrten Herren! Ich erlaube mir, Ihnen die Grüße und Wünsche 
des Königlichen Landesmedizinalkollegiums zu übermitteln. Es 
bedarf wohl nicht vieler Ausführungen, um Sie davon zu über¬ 
zeugen, daß das Landesmedizinalkollegium Ihren Bestrebungen 
das regste Interesse entgegenbringt, wie es auch die Verhand¬ 
lungen der Vorjahre mit größtem Interesse und mit Sympathie 
verfolgt hat. Kaum an einer anderen Stelle wird man so deutlich 
erkennen können, wie in unserem sächsischen Medizinalkollegium, 
welch schwere Stellung der Bezirksarzt, der Kreisarzt mitunter 
hat; unser Landesmedizinalkollegium wird selbst nicht verschont 
von Vorwürfen und Einwänden, die von Interessenten, denen wir 
etwas zn nahe getreten sind, uns entgegengebracht werden. 
Seien Sie also überzeugt, daß das Landesmedizinalkollegium Ihre 
Verhandlungen mit wärmstem Interesse verfolgt und ihnen den 
besten Erfolg wünscht. 

Ich darf die Gelegenheit benutzen, auch noch als einer der 
Veranstalter der Hygiene-Ausstellung Ihnen ein paar Worte 
zu sagen. Wir dürfen jetzt, nachdem eine Reihe von Monaten 
ins Land gegangen ist, wohl, ohne ruhmredig zu erscheinen, 
sagen, daß unsere Ausstellung gelungen ist. Wir haben erfreu¬ 
licher Weise über eine solch große Anzahl von wissenschaftlichen 
Mitarbeitern zu verfügen gehabt, daß etwas Großes zustande 
kommen konnte; so dürfen wir auch hoffen, daß Ihnen der Besuch 
dieser Ausstellung von Nutzen sein wird und zwar nach zwei 
Bichtungen hin : Einmal werden Sie selbst Gelegenheit haben, 
auf dem ungeheuren Gebiete, das jetzt die Hygiene darstellt, so 
mancherlei neue Erfahrungen einzusammeln und sie späterhin bei 
Ihrer Tätigkeit zu verwerten; zum zweiten — und das ist 
vielleicht noch ein viel größerer Nutzen — wird das große 
Publikum durch den Besuch der Ausstellung schon so weit 
gehoben in bezug auf das Verständnis für Hygiene, daß Sie 
auch daraus wiederum insofern großen Nutzen ziehen werden, 
als so manche Hemmnisse, die Ihnen in Ihrer amtlichen 
Tätigkeit entgegentreten, weggeräumt werden. Wir verfolgen 
ja das Publikum mit großem Interesse und machen an 
ihm Studien, wie das Publikum anderseits an der Ausstellung 
Studien macht; da sind wir denn oft überrascht, in wie weit¬ 
gehendem Maße das, was hier geboten worden ist, in das Pablikum 
eingedrungen ist und wie sich irrige Vorstellungen verändert 
haben. Wenn wir natürlich auch nicht auf einen in unserem 
Sinne ganz vollkommenen Erfolg rechnen dürfen, so ist doch 
überaus viel geschehen, um das Publikum auzfuklären. Die 



4 


Eröffnung der Versammlung. 


Hygiene*Ausstellung darf als eine Etappe anf dem Gebiete der 
Volksaufklärung und der wissenschaftlichen Hygiene angesehen 
werden. Sie werden allerdings schwere Arbeit haben, wenn Sie 
die Ausstellung durchwandern; denn es ist eine solche Fülle von 
Ausstellungsgegenständen zusammengetragen, wie sie wohl in 
absehbarer Zeit nie wiederum Zustandekommen wird. Als zweiter 
Präsident der Ausstellung möchte ich Ihnen auch für das Studium 
derselben allerbesten Erfolg wünschen, damit Sie vollbefriedigt 
nach ihrer Heimat zurückkehren. 

(Lebhafter Beifall.) 

H. Bürgermeister Dr. May-Dresden: Meine hochgeehrten 
Herren! Es gereicht mir zu besonderer Ehre und Freude, Sie 
und Ihre hochansebnliche Vereinigung auch im Namen der Stadt 
Dresden auf das herzlichste bei uns willkommen zu heißen. Wir 
haben in Dresden die Ehre, in diesem Jahre eine Ausstellung Ihnen 
vorführen zu können, die einen Schatz, ein Kleinod von ganz köst¬ 
licher Art darstellt, einen Schatz, wie ihn wohl selten eine Stadt 
ihren Gästen vorführen kann, und wie er wohl in dieser Auf¬ 
machung, Größe und Vollkommenheit noch nicht vorgeführt worden 
ist. Wir haben die Tatsache zu konstatieren, daß die Ausstellung 
innerhalb der vier Monate bereits von nahezu vier Millionen 
Besuchern besucht worden ist. Es ist dies zweifellos ein Erfolg, 
der im Interesse der Aufklärung des Volkes, im Interesse des 
weiteren Ausbaues der Hygiene und im Interesse der öffentlichen 
Gesundheitspflege auf das freudigste zu begrüßen ist. 

Wir haben auch die Ehre, Ihnen Btadtseitig eine größere 
Anzahl hygienisch neuzeitlicher Einrichtungen vorführen zu 
können, deren Besichtigung wir Ihnen gern ermöglichen werden. 
Ich darf in erster Linie erwähnen, weil das wohl zeitgemäß ist: 
unsere neuen großen Wasserwerke, die, wie hier festgestellt 
werden kann, den großen Anforderungen an Wasser, die dieses 
Jahr gestellt hat, vollauf Stand gehalten haben, so daß die 
Dresdener Einwohner nicht im geringsten sich irgend welche 
Schranken bezüglich der Wasserbenntzung haben auferlegen 
müssen. Ich darf weiter darauf Bezog nehmen, daß wir in 
Gestalt des neuen Krematoriums eine Verbrennungsanstalt 
haben, die von Fachmännern und Architekten auch äußerlich und 
ihrer Lage nach als eine der schönten der Welt bezeichnet worden 
ist. Ich darf Sie weiter hin weisen auf die modernen Krenkel- 
Stiftungshäuser, die eben jetzt dem Betriebe übergeben 
worden sind, draußen in der Vorstadt Löbtau an der Klingestraße, 
und die gewiß auch Ihrem beruflichen Auge standhalten werden 
und Ihnen Interesse bieten werden. Ich darf zuletzt verweisen 
auf unseren neuen großen städtischen Vieh - undSchlachthof, 
der im vorigen Jahre dem Betrieb übergeben wurde, allen neu¬ 
zeitlichen hygienischen Anforderungen entspricht und der Stadt 
einen Aufwand von fünfzehn Millionen Mark verursacht hat. Wir 
würden uns freuen, wenn Sie an der Besichtigung der städtischen 
Anlagen ein Interesse finden würden. Wir wünschen ihren 
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Beratungen besten Erfolg and wünschen nach, daß Sie aas der 
Besichtigung der Hygiene- Ausstellung fruchtbringende Anregungen 
für Ihren verantwortungsvollen Beruf mit nach Hanse nehmen. 
Vor allem aber wünschen wir Ihnen, daß Sie bei Ihrem Aufenthalt 
in Dresden sich recht wohl fühlen mögen and Ihre Beratungen von 
bestem Erfolg sein mögen! Mit diesen Worten heiße ich Sie 
nochmals and herzlichst willkommen! 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Meine hochverehrten Herren! Für die außer¬ 
ordentlich liebenswürdige Begrüßung unserer heutigen Versamm¬ 
lung spreche ich Ihnen im Namen unseres Vereins den allerver¬ 
bindlichsten Dank aus. Hoffentlich gehen alle diese Wüosche, 
die Sie für den Verlauf unserer Tagung hier ausgesprochen haben, 
vollkommen in Erfüllung! Daß wir uns hier in Dresden voraus¬ 
sichtlich während der Zeit außerordentlich wohl fühlen werden, 
davon bin ich fest überzeugt. Namentlich wird das bei einer 
ganzen Beihe von denjenigen unserer Kollegen der Fall sein, die 
in der letzten Zeit unter der Wasserkalamität gelitten haben und die 
sich meist, wenn sie Wasser trinken wollten, lediglich auf natür¬ 
liche und künstliche Mineralwässer angewiesen sahen, während 
Sie hier in Dresden infolge der ausgezeichneten Wasserleitung 
mit ruhigem Gewissen, ohne die Gefahr, Typhus oder alle mög¬ 
lichen gastrischen Erscheinungen zu bekommen, Wasser trinken 
können. Ob sie es tun, ist ja eine andere Frage; meist pflegt 
der Genuß von Wasser bei Kongressen keine große Rolle zu 
spielen (Allseilige Heiterkeit). 

Im übrigen danke ich Herrn Bürgermeister May noch be¬ 
sonders für das liebenswürdige Entgegenkommen, uns während 
unseres hiesigen Aufenthaltes die Besichtigung der städtischen 
hygienischen Einrichtungen, namentlich der in letzter Zeit hier 
in Dresden neuentstandenen, zu ermöglichen. Wir haben eine 
derartige offizielle Besichtigung während der beiden Sitzungstage 
selbst nicht vorgesehen, weil bei der unmittelbar sich anschließenden 
Tagung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege 
derartige Besichtigungen stattfinden werden und wir uns an diesen 
dann beteiligen können; denn ein großer Teil von uns wird 
sicherlich au jener Tagang ebenfalls teilnehmen. Diejenigen 
Kollegen, die aber nicht lange hierbleiben, werden sicherlich das 
freundliche Anerbieten des Herrn Bürgermeisters gern annehmen. 


II. Geschäfts- und Kassenbericht. 

H. Bezirksarzt Med.-Rat Dr. Flinzer-Plauen: M. H.! Die 
Mitgliederz ahl hat sich in den beiden vergangenen Jahren 
leider etwas verringert, speziell in Preußen und Bayern, während 
sie im Königreich Sachen, in Sachsen-Weimar und Elsaß Lothringen 
eine Zanahme erfahren hat. Sie betrug bei der letzten Haupt¬ 
versammlung 1681; seitdem sind 44 Mitglieder ausgetreten und 
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60 verstorben, nen eingetreten dagegen nnr 62, so daß der Verein 
z. Z. 1639 Mitglieder zählt, die sich anf die einzelnen Bandes¬ 


staaten wie folgt verteilen: 

Königreich Preußen. 885 (917) >) 

, Beyern. 386 (414) 

„ 8achsen. 44 (38) 

, Wttrttemberg. 100 (102) 

Großhenogtum Beden. 50 (44) 

„ Hessen. 26 (26) 

„ Mecklenburg •Schwerin 

u. Mecklenburg-Strelitz 15 (15) 

n Oldenburg. 8 ( 8 ) 

„ Sech—•Weimer . . 18 (12) 

Hersogtümer. 36 (39) 

FOrstentttmer. 23 (23) 

Freie und Hensestidte.19 (19) 

Elsaß - Lothringen. 27 (22) 

Sonstige.. . 2 (2) 


1639 U6öl) 

Groß war die Zahl der verstorbenen Mitglieder; es 
sind nicht weniger als 60 gestorben. Ich glaube, ich kann von 
der Verlesung der Namen Abstand nehmen, da sie aut der letzten 
Seite des Mitgliederverzeichnisses abgedruckt worden sind.*) 

*) Oie in Klammern beigeiOgten Ziffern bedeuten die Zahl der Mitglieder 
im Jahre 1909. 

*) Oestorben sind seit September 1909 bis September 1911: 

1. Dr. Balsar, Kreisarzt in Heddesdorf (Kr. Neuwied). 

2. - Brensinger, Med.-Rat, Bezirksamt in Buchen (Baden). 

3. • t. Buchka, Oberarzt an der Provinzial-Heil« u. Pflegeanstalt in 

Alt-Scherbits (Reg.-Bes. Merseburg). 

4. - Btttow, Med.-Rat, Kreisarzt in Charlottenburg. 

5. • Clären, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Bonn. 

6. • Dantelowaki, prakt. Arzt in HohenstQblau (Reg.-Bez. Danzig), 

staateärstl. approbiert. 

7. - Diederichs, prakt. Arzt in Holsmiaden (Braunschweig), staats&rzt- 

lich approbiert. 

8. - DOderlein, prakt. Arzt in Augsburg, staatsarstl. approb. 

9. • Elten, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Berlin. 

10. • Eschwig, Bezirksamt a. D. in Laufen (Oberbayern). 

11. - Führer, Geh. San.-Rat, Kreispbyeikus a. D., in Wolfhagen (Reg.- 

Bes. Kassel). 

12. - Gernand, Bezirksarzt a. D. in Alzenau (Bayern). 

13. • y. Gussmann, Medizinaldirektor und Ehrenmitglied des Medizinal- 

kollegioms in Statt gart. 

14. - Gut kn echt, Kreisarzt in Belgard (Pommern). 

15. • Havemann,Ober-Med.-Rat,Kreispbysiknss.D. in Parchim (Mecklen¬ 

burg -Schwerin). 

16. • H e 8 a, Med.-Rat, Bezirksamt und Bahnarzt in Wansiedel (Bayern). 

17. • Hoechst, Geh. Med. Rat, Kreisarzt a. D. in Wetzlar (Rheinland). 

18. - v. Hofe, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Altena (Westfalen). 

19. • Hof mann, Professor, Medizinalrat. Landgerichtsarzt a. L). in München. 

20. - Holling, Med.-Rat, Kreisarzt in Soegel (Keg.-Bez. Osnabrück). 

21. - Kater bau, Geh. Med.-Rat, Reg.- o. Med.-Rat a. D. m Königsberg i.P. 

22. • Keller, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Heimenkirch (Bayern), staats¬ 

ärztlich approbiert. 

23 . • Leder, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Lauban (Schlesien). 

- Lemcke, Med.-Rat, Kreisarzt in Grimmen. 

• Liebmann, Med.-Rat, Amtsphysikus in Neustadt (Herzogt. Coburg). 

• Loewenthal, prakt. Arzt in Berlin, staatsärztl. approbiert. 
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Torsitzender: M. iL! Die Zahl der Verstorbenen ist in 
diesen beiden Jahren außerordentlich hoch. Während sie frtther 
immer nur zwischen 40 and 50 schwankte, ist sie in den letzten 
beiden Jahren anf 60 gestiegen. Es ist das höchst bedauerlich, 
and auffallender Weise sind nnter diesen Verstorbenen sehr viele 
preußische Medizinalbeamte, die danach eine besonders hohe 
Sterblichkeit za haben scheinen, wie ich dies schon anf der 
letzten Versammlung des Preußischen Medizinalbeamten «Vereins 
festgestellt habe. Ob es die Folge ihrer darch das Kreisarzt« 
gesetz außerordentlich erweiterten Tätigkeit ist oder welche 
sonstigen Umstände dabei mitgewirkt haben, lfißt sich schwer fest- 
steilen. Jedenfalls werden Sie wohl alle mit mir in dem Wunsch 
tbereinstimmen, daß die Zahl anserer verstorbenen Mitglieder 
zam letzten Male eine so hohe Ziffer erreicht haben möge! 

Ich bitte Sie, zam Andenken der Dahingeschiedenen sich 
von Ihren Plätzen za erheben. 

(Geschieht.) 


27. Dr. Lottner, Bezirksamt a. D. in Griesbach (Bayern). 

28. - Lotse, Med.-Rat, Kreisarzt in Osterode a. H. (Beg.-Bes. Hildesheim). 

29. - Lustig, Med.-Rat, Kreisarzt in Grttaberg (Schlesien). 

30. - Martins, prakt. Arzt und Krankenhausarzt in Leinersdorf (Bayern). 

Staat lämtl. approbiert 

31. - Mayer, Bezirksamt in Pfarrkirchen (Bayern). 

32. - Moser, Med.-Rat, Kreispbysikus in Malchin (Mecklenburg-Schwerin). 

33. - Mutschler, Oberamtsarzt in Aalen (Württemberg). 

34. • Neumann, prakt. Arzt in Landsberg a. W, staats&rztl. approb. 

35. - Niemann. San.-Rat, Pfayaikus in Holeminden (Braunschweig). 

36. - NOller, Geh. Med.-Bat, Beg.- u. Med.-Bat in Lüneburg. 

37. - Offenberg, Med.-Rat, Kreisarst in Osnabrück. 

38. - Ott, Bezirksamt in Garmisch (Bayern). 

39. • r. Pracher, Bezirksarzt in Freyang v. Wald (Bayern). 

40. - Püllen, Geh. Med.-Bat, Kreisarzt in Grevenbroich (Rheinland). 

41. - Rittstieg, Bezirksarzt in Breisach (Baden). 

42. • Born eick, Kreisarzt in Moruogen (Ostpreußen). 

43. • Bost, Beg.- u. Geh. Med.-Bat in Rudolstadt (Thüringen). 

44. - Both, Med.-Bat, Bezirksarzt a. D. in Berchtesgaden (Bayern). 

45. - Bump, Med.-Bat, Kreisarzt a. D. in Osnabrück. 

46. • Sch erb, Kreisarzt in Fritzlar (Beesen-Nassau). 

47. - Schlüter, Med. Bat, Kreisarzt in Arnswalde (Brandenburg). 

48. - Schmalfuss, Geh. Med.-Bat, Mitglied des Provinzial-Medizinal- 

Kollegiums in Baonover. 

49. • Schmidt, Bezirksamt in Neustadt (Waldnaab) (Bayern). 

50. - Schmiele, Med.-Bat, Kreisarzt a. D. in Weiasenfela (Beg.-Bezirk 

Merseburg). 

51. - Schmidtmann, Prof., Wirk). Geh. Ob.-Beg.-Bat, Kurator der 

Universität Marburg s. Lahn. 

52. - Scbönbrod, Kreisassistenzarzt und Assistent am Medizinal-Unter- 

■uchaBgsamt in Potsdam. 

53. - Schultz, Kreisarzt in Hofgeismar (Reg.-Bez. Cassel). 

54. • Silomon, Ass.-Arzt am städt. Krankenhanse in Bremen. 

55 . - Strassner, Geh. Med.-Bat, Kreis- und Stadtarzt a. D. in 

Magdeburg. 

56. • Tiedemann. prakt. Arzt in Bremen, staatsärztl. approbiert. 

57. * Tillessen, Med.- Bat, Kreisarzt a. D. in Saarlouis. 

58. - Vanselow, Geh. Med.-Rat, Beg.- u. Med-Rat in Stettin. 

59. - Wflhmer, Geh. Med.-Rat, Beg.- u. Med.-Bat in Berlin. 

60. - v. Wenck, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Pinueberg (Holstein). 



8 Geschäft»- nad Ksssttbexioht. 

H. Bezirksamt Med.-Bat Dr. Flfinzer*Planen i. V., Schrift¬ 
führer: Vorstandssitznngen haben in Hamburg nnd Goslar 
stattgefanden, in denen neben anderen Angelegenheiten insbesondere 
die Tagesordnung für die diesjährige Hauptversammlung beraten 
wurde. 

Die EasBenverhftItnisse haben sich auf die Zeit vom 
1. April 1909 bis 31. März 1911 wie folgt gestaltet: 

A. Einnahmen. 


Kassenbestand am 1. April 1909 . 3218,94 M. 

Kitgltederbeitrige ..21281,— „ 

Sonstige Einnahmen (Zinsen etc.). 357,92 a 

PortOTergfttung. . . . 14.1»> a 

24871,96 U. 

B. Ausgaben. 

Für die Zeitschrift. 15324,— M. 

Sonstige Drucksachen. 1717 30 „ 

Kosten der Haaptrersammlong. 823.08 „ 


Reisekosten fftr Vorstandsmitglieder, Bureau- nnd Portok osten. 2S41.06 , 

20705,44 M. 

Einnahm en. 24871,96 M. 

Ausgaben. . . . 20705.44 , 

Kassenbeetand am 1. April lall 4166,62 M. 

Der EaBsenbestand hat sich somit wieder etwas erhobt, 
so daß wir mit dem bisherigen Vereinsbeitrag auch fdr die 
nächsten Jahre anskommen werden. 

Als Vertreter des Deutschen Medizinalbeamtenvereins haben 
der Vorsitzende des Vereins und der Berichterstatter an dem im 
Oktober 1909 in Wien abgehaltenen ersten Oesterreichischen 
Amts&rztekongreß teilgenommen, um den dortigen Kollegen die 
herzlichsten Glückwünsche unseres Vereins zur Gründung ihres 
neuen Vereins zu überbringen. Der Verlauf des Kongresses war 
ein nach jeder Richtung hin vorzüglicher; außerordentlich liebens¬ 
würdig war auch die Aufnahme, die die Vertreter unseres Vereins 
dort gefunden haben. 

Im übrigen ist noch zu berichten, daß der Vorstand dem Be¬ 
schlüsse der letzten Hauptversammlung gemftß in einer Eingabe 
dem Reichsjustizamt nochmals unsere Wünsche in bezug auf den Ent¬ 
wurf der Strafprozeßordnung vorgetragen und Abdrücke dieser 
Eingabe auch allen Mitgliedern der betreffenden Kommission des 
Reichstages zugestellt hat. Erfreulicher Weise haben diese 
Wünsche auch z. T. bei den Eommissionsberatungen Berücksichti¬ 
gung gefunden. 

Vorsitzender: M. H.! Wünscht jemand dazu] das Wort? 
Es ist nicht der Fall. — Dann bleibt uns nur die Wahl von 
zwei Eassenrevisoren übrig. Ich schlage dazu vor: Herrn 
Med.-Rat Dr. Os waldt- Arnstadt, der vor zwei Jahren dieses 
schwierige Amt zu unserer Zufriedenheit erledigt hat, und Herrn 
Kreisarzt Dr. Löer- Büren. Sind Sie damit einverstanden? 

(Aliaeitige Zustimmung.) 

Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, kann ich Ihnen 
noch die erfreuliche Mitteilung machen, daß bis jetzt 188 Teil- 
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nehmer in die Präsensliste eingetragen sind; ihre Zahl wird 
sicherlich im Laufe des Tages die Ziffer 200 Überschreiten. Das 
ist ein so zahlreicher Besuch) wie ihn der Deutsche Medizinal¬ 
beamten-Verein noch nicht gehabt hat. 


III. Stellung des beamtete« Arztes zur Wohlfahrtspflege. 

1. H. Med.-Bat Dr. Henkel) Bezirksarzt in München, erster 
Beferent: M. H.! Hilfreich sei der Mensch! Das Streben nach 
Erkenntnis, das Schaffen des Geistes in Verbindung mit dem 
Walten des Gemütes, des Mitgefühles bringt diese Hilfe, die 
Erfahrung, die Wissenschaft ordnet das Ganze. 

Eine solche Ordnung zeigt die Dresdener internationale 
Hygieneausstellung; sie zeigt Blüten und Früchte vom Baume 
der Erkenntnis, den die fortschreitende Menschheit und Mensch¬ 
lichkeit mitfühlend, mitleidend hegt und pflegt. 

Wir vergessen dabei nicht, daß das Gedeihen eines ganzen 
Volkes, dessen Lebensfähigkeit und Lebenstüchtigkeit von dieser 
Pflege abhängt, daß sie nützlich und notwendig ist. Treffend 
sagt Engel: „Was wirtschaftlich das Beste ist, ist auch sittlich 
das Edelste.“ 

Das hindert aber nicht, daß wir in dem milden Hauche, in 
den warmen Farben der Alles umfassenden Liebe das Belebende, 
das Treibende anerkennen, das dem Werktätigen den Segen 
spendet 

Wie bereits betont wurde, finden wir heute eine besondere 
Weihe unserer Tagung in dem Umstande, daß wir in Dresden 
versammelt sind, der großen und schönen Stadt, die, vorbildlich 
auf dem Gebiete der Gesundheitspflege, in der Hygieneausstellung 
ein prächtiges Muster vor Augen geführt hat. 

Verkörpert sehen wir den Wettbewerb der deutschen Städte 
und des Auslandes um den hohen Preis der Wohlfahrt, der 
Gesundung -und Gesunderhaltung des Volkes, der Menschheit. 

Was man unter Wohlfahrt und Wohltahitspflege zu verstehen 
hat, ist wiederholt in Vorträgen und Schriften erörtert worden. 
Ich will heute nicht auf diese theoretischen Begriffe eingehen. 

Gestatten Sie, daß ich Ihnen im Bilde vorführe, wie eine 
Großstadt heutigen Tages in praxi für das Gemeinwohl arbeitet. 
Sie werden es nicht einem unangebrachten Lokal Patriotismus 
zuschreiben, wenn ich hierzu die Stadt wähle, deren Amtsarzt 
ieh seit Jahren bin, die Stadt München, und die Verhältnisse 
darlege, wie sie im deutschen Süden bestehen. 

München ist ja viel genannt und viel bekannt. Wenn man 
von dieser Stadt seit Jahrzehnten Gutes und Schönes rühmt, 
gesundheitlich ist sie früher nicht berühmt gewesen; ßie war als 
Typhusnest verschrieen, ihre Sterblichkeit war ständig eine hohe, 
und wenn eine Seuche kam, wie die Cholera, so hat München 
fast jedes Mal seinen bösen Teil abbekonimen. Gerade das Auf- 
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treten der Cholera in den siebziger Jahren des vorigen Jahr¬ 
hunderts hat einen m&chtigen Anstoß gegeben zu der Sanierung 
der Stadt. Der damalige Amtsarzt, Martell Frank, war in 
seinen Anschauungen über Wesen und Verbreitung der Cholera 
im Widerspruch mit Pettenkofer. Frank stand auf dem Boden 
der täglichen ärztlichen Erfahrung und erkannte deutlich, daß 
der cholerakranke Mensch die Quelle der Ansteckung für andere 
sei, während Pettenkofer der persönlichen Uebertragung weniger 
Gewicht beilegte und den Vorgängen im Boden und in der Luft 
die entscheidende Rolle zuerkannte. Das X, das unbekannte 
Etwas, war noch nicht entdeckt. Koch hat uns zur Klarheit 
und Wahrheit geführt. Aber das unsterbliche Verdienst Petten- 
kofers als Vorkämpfers gegen Schmutz und Elend ist dadurch 
nicht geschmälert; die damaligen theoretischen Widersacher 
Münchens kamen trotz ihrer verschiedenartigen Anschauungen zn 
dem gleichen praktischen Ergebnis, daß nur die gründliche 
Sanierung der Stadt und die Vervollkommnung der Kranken- und 
Wohlfahrtspflege die großen Uebelstäode beseitigen könnten. 1878 
wurde der allgemeine Schlacht- nnd Viehhof eröffuet, 1883 wurde 
die HochquellenWasserleitung aus dem Mangfallgebiet in Betrieb 
gesetzt. Seit 1893 ist die Schwemmkanalisation durchgeführt. 
Insbesondere die Wasserversorgung der Stadt hat sich in zu¬ 
nehmender Erweiterung zu einer Anlage ersten Ranges entwickelt; 
im Jahre 1909 ist ein Wasserverbrauch von 240 Liter pro Kopf 
und Tag za verzeichnen. Das Wasser ist von vorzüglicher Be¬ 
schaffenheit und kann im heißesten Sommer noch zur Kühlung in 
der Küche Verwendung finden. Dabei beträgt der Abgabepreis 
5 Pfg. für den Kabikmeter. Die allgemeine Sterblichkeit war 
bereits 1900 von 41 auf 1000 Einwohner (im Jahre 1871) auf 25 
zurückgegangen. 

Um die Wende dieses Jahrhunderts bat sich die Gesundheits¬ 
pflege mehr und mehr der individuellen Fürsorge zugewendet; 
nach der allgemeinen örtlichen Assanierung ließ man den persön¬ 
lichen menschlichen Verhältnissen Berücksichtigung angedeihen. 

Nicht zufällig ist die Erkenntnis von der Bedeutung der 
individuellen Hygiene recht wach geworden mit dem Rückgang 
der Geburtenziffern unserer Kultarstaaten, unserer eigenen 
Nation. Wir sehen uns in die Notwendigkeit versetzt, Schntzpolitik 
für das körperliche und geistige Wohl der Staatsbürger, Barsen- 
hygiene zu treiben. Ein Staat, der an Einwohnerzahl überhaupt, 
an physischer und geistiger Kraft des Einzelnen znrückgebt, geht 
dem Untergang entgegen. Die Statistik lehrte uns kennen, wie 
gerade die Verkehrszentren, die Großstädte, in der relativen Ge¬ 
burtenzahl zurückgehen, die größte Stadt unseres Reiches in erster 
Linie. Wenn das auch eine gewöhnliche Folge der Kultnr, der 
'Abweichung vom natürlichen einfachen Leben, der Ueber- 
völkerung in dichten Häasermassen, dem schweren Kampf ums 
Dasein bei steigender Genußsucht ist, wenn auch unsere Land¬ 
bevölkerung noch nicht in nennenswertem Maße an diesem 
Geburtenrückgang sich beteiligt, so muß doch bei dem ständigen 
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Torsitzender: M. fi.! Die Zahl der Verstorbenen ist in 
diesen beiden Jahren außerordentlich hoch. Während sie früher 
immer nur zwischen 40 nnd 50 schwankte, ist sie in den letzten 
beiden Jahren anf 60 gestiegen. Es ist das höchst bedanerlich, 
and anf fallender Weise sind unter diesen Verstorbenen sehr viele 
preußische Medizinalbeamte, die danach eine besonders hohe 
Sterblichkeit za haben scheinen, wie ich dies schon auf der 
letzten Versammlung des Preußischen Medizinalbeamten-Vereins 
festgestellt habe. Ob es die Folge ihrer durch das Kreisarzt¬ 
gesetz außerordentlich erweiterten Tätigkeit ist oder welche 
sonstigen Umstände dabei mitgewirkt haben, läßt sich schwer fest¬ 
stellen. Jedenfalls werden Sie wohl alle mit mir in dem Wunsch 
übereinstimmen, daß die Zahl unserer verstorbenen Mitglieder 
zam letzten Male eine so hohe Ziffer erreicht haben möge! 

Ich bitte Sie, znm Andenken der Dahingeschiedenen sich 
von Ihren Plätzen za erheben. 

(Geschieht.) 


27. Dr. 

28. - 

29. - 

30. - 

31. - 

32. - 
31. - 

34. - 

35. - 

36. - 

37. - 

38. - 

39. - 

40. - 

41. - 

42. . 

43. - 

44. - 

45. - 

46. - 

47. - 

48. - 

49. - 

50. - 

51. - 

52. - 

53. - 

54. - 

55 . - 

56. - 

57. - 

58. - 

59. - 

60. - 


Lottner, Bezirksamt a. D. io Griesbach (Bayern). 

Lotse, Med.-Rat, Kreisarzt in Osterode a. H. (Reg.-Bez. Hildesheim). 
Lustig, Med.-Rat, Kreisarzt in Grttaberg (Schlesien). 

Msrtias, prskt. Arzt und Krankenhausarzt in Leinersdorf (Bayern). 
Staat rämtl. approbiert. 

Mayer, Bezirksamt in Pfarrkirchen (Bayern). 

Moser, Med.-Rat, Kreispbyaikus in Malchin (Mecklenburg-Schwerin). 
Mutschler, Oberamtsatzt in Aalen (Württemberg). 

Neumann, prakt. Arzt in Landaberg a. W, Staateärztl. approb. 
Niemann, San.-Ret, Pbyaikus in Holsminden (Braunschweig). 
Nöller, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Lüneburg. 

Offen her g, Med.-Rat, Kreisarzt in Osnabrück. 

Ott, Bezirksamt in Oarmiach (Bayern). 

▼. Pracher, Bezirksamt in Frt-yang v. Wald (Bayern). 

Püllen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Grevenbroich (Rheinland). 
Rittstieg, Bezirksarzt in Breisach (Baden). 

Romeick, Kreisarzt in Morungen (Ostpreußen). 

Rost, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Rudolstadt (Thüringen). 

Roth, Med.-Rat, Bezirksarzt a. D. in Berchtesgaden (Bayern). 
Rump, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Osnabrück. 

Scherb, Kreisarzt in Fritzlar (Hessen-Nassau). 

Schlüter, Med. Rat, Kreisarzt in Arnswalde (Brandenburg). 
Schmalfuss, Geb. Med.-Rat, Mitglied des Provinzial-Medizinal- 
Kollegiums in Hannover. 

Schmidt, Bezirksarzt in Neustadt (Waldnaab) (Bayern). 
Schmiele, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in WeisBenfela (Reg.-Bezirk 
Merseburg). 

Schmidtmann, Prof., Wirk). Geh. Ob.-Reg.-Rat, Kurator der 
Universität Marburg a. Labn. 

Schön brod, Kreisassistenzarzt und Assistent am Medizinal-Unter- 
suchungsamt in Potsdam. 

Schultz, Kreisarzt in Hofgeismar (Reg.-Bez. Cassel). 

Silomon, Ass.-Arzt am städt. Krankenhanse in Bremen. 
Strasener, Geh. Med.-Rat, Kreis- und Stadiarzt a. D. in 
Magdeburg. 

Tiedemann. prakt. Arzt in Bremen, staatsärztl. approbiert. 
Tillessen, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Saarlonis. 

Vanselow, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med-Rat in 8tettin. 

Web me r, Geb. Med.-Rar, Reg.- u. Med.-Rat in Berlin. 

V. Wenck, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Pinneberg (Holstein). 



8 Geschäfts- and Kassenbericht. 

H. Bezirksarzt Med.-Bat Dr. Flfnzer-Planen i. V., Schrift- 
ffthrer: Vorstands Sitzungen haben in Hamburg nnd Goslar 
stattgefnnden, in denen neben anderen Angelegenheiten insbesondere 
die Tagesordnung für die diesjährige Hauptversammlung beraten 
wurde. 

Die Kassenverh&ltnisse haben sich auf die Zeit vom 
1. April 1909 bis 31. März 1911 wie folgt gestaltet: 

A. Einnahmen. 


Kassenbestand am 1. April 1909 . 8218,94 M. 

MUgliederbeitr&ge ..21281,— , 

Sonstige Einnahmen (Zinsen etc.). 357,92 , 

Porto Vergütung. . . . 14.1<> „ 

24871,96 M. 

B. Ausgaben. 

Für die Zeitschrift. 15324,— M. 

Sonstige Drucksachen. 1717 30 „ 

Kosten der Hauptversammlung. 823.08 „ 


Reisekosten für Vorstandsmitglieder, Bureau- und Portok osten. 2841.06 , 

20705,44 M. 

Einnahmen. 24871.96 M. 

Ausgaben. . . . 20705.44 w 

Kassenbestand am 1. April lall 4166,52 M. 

Der Eassenbestand hat sich somit wieder etwas erhöht, 
so daß wir mit dem bisherigen Vereinsbeitrag auch für die 
nftchsten Jahre auskommen werden. 

Als Vertreter des Deutschen Medizinalbeamtenvereins haben 
der Vorsitzende des Vereins und der Berichterstatter an dem im 
Oktober 1909 in Wien abgehaltenen ersten Oesterreichischen 
Am tsärztekongreß teilgenommen, um den dortigen Kollegen die 
herzlichsten Glückwünsche unseres Vereins zur Gründung ihres 
neuen Vereins zu überbringen. Der Verlauf des Kongresses war 
ein nach jeder Eichtang hin vorzüglicher; außerordentlich liebens¬ 
würdig war auch die Aufnahme, die die Vertreter unseres Vereins 
dort gefunden haben. 

Im übrigen ist noch zu berichten, daß der Vorstand dem Be¬ 
schlüsse der letzten Hauptversammlung gemftß in einer Eingabe 
dem Reichsjustizamt nochmals unsere Wünsche in bezug auf den Ent¬ 
wurf der Strafprozeßordnung vorgetragen und Abdrücke dieser 
Eingabe auch allen Mitgliedern der betreffenden Kommission des 
Reichstages zugestellt hat. Erfreulicher Weise haben diese 
Wünsche auch z. T. bei den Kommissionsberatungen Berücksichti¬ 
gung gefunden. 

Vorsitzender: M. H.! Wünscht jemand dazu] das Wort? 
Es ist nicht der Fall. — Dann bleibt uns nur die Wahl von 
zwei KassenreviBoren übrig. Ich schlage dazu vor: Herrn 
Med.-Rat Dr. Oswaldt- Arnstadt, der vor zwei Jahren dieses 
schwierige Amt zu unserer Zafriedenheit erledigt hat, und Herrn 
Kreisarzt Dr. Löer-Büren. Sind Sie damit einverstanden? 

(Allseitige Zustimmung.) 

Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, kann ich Ihnen 
noch die erfreuliche Mitteilung machen, daß bis jetzt 188 Teil- 












Dr. Henkel: Stellung des beamteten Arztes zur Wohlfahrtspflege. 9 


nehmer in die Prlsensliste eingetragen sind; ihre Zahl wird 
sicherlich im Lanfe des Tages die Ziffer 200 überschreiten. Das 
ist ein so zahlreicher Besuch, wie ihn der Deutsche Medizinal¬ 
beamten-Verein noch nicht gehabt hat. 


III. Stellung des beamtete« Arztes zur Wohlfahrtspflege. 

1. H. Med.-Bat Dr. Henkel, Bezirksarzt in München, erster 
Referent: M. H.! Hilfreich sei der Mensch! Das Streben nach 
Erkenntnis, das Schaffen des Geistes in Verbindung mit dem 
Walten des Gemütes, des Mitgefühles bringt diese Hilfe, die 
Erfahrung, die Wissenschaft ordnet das Ganze. 

Eine solche Ordnung zeigt die Dresdener internationale 
Hygieneausstellung; sie zeigt Blüten und Früchte vom Baume 
der Erkenntnis, den die fortschreitende Menschheit und Mensch¬ 
lichkeit mitfühlend, mitleidend hegt und pflegt. 

Wir vergessen dabei nicht, daß das Gedeihen eines ganzen 
Volkes, dessen Lebensfähigkeit und Lebenstüchtigkeit von dieser 
Pflege abhängt, daß sie nützlich und notwendig ist. Treffend 
sagt Engel: „Was wirtschaftlich das Beste ist, ist auch sittlich 
das Edelste/ 

Das hindert aber nicht, daß wir in dem milden Hauche, in 
den warmen Farben der Alles umfassenden Liebe das Belebende, 
das Treibende anerkennen, das dem Werktätigen den Segen 
spendet. 

Wie bereits betont wurde, finden wir heute eine besondere 
Weihe unserer Tagung in dem Umstande, daß wir in Dresden 
versammelt sind, der großen und schönen Stadt, die, vorbildlich 
auf dem Gebiete der Gesundheitspflege, in der Hygieneausstellung 
ein prächtiges Muster vor Augen geführt hat. 

Verkörpert sehen wir den Wettbewerb der deutschen Städte 
und des Auslandes um den hohen Preis der Wohlfahrt, der 
Gesundung und Gesunderhaltung des Volkes, der Menschheit. 

Was man unter Wohlfahrt und Wohlfahl tepflege zu verstehen 
hat, ist wiederholt in Vorträgen und Schrilten erörtert worden. 
Ich will heute nicht auf diese theoretischen Begriffe eingehen. 

Gestatten Sie, daß ich Ihnen im Bilde vorlühre, wie eine 
Großstadt heutigen Tages in praxi für das Gemeinwohl arbeitet. 
Sie werden es nicht einem unangebrachten Lokalpatriotismus 
zuschreiben, wenn ich hierzu die Stadt wähle, deren Amtsarzt 
ich seit Jahren bin, die Stadt München, und die Verhältnisse 
darlege, wie sie im deutschen Süden bestehen. 

München ist ja viel genannt und viel bekannt. Wenn man 
von dieser Stadt seit Jahrzehnten Gutes und Schönes rühmt, 
gesundheitlich ist sie früher nicht berühmt gewesen; sie war als 
Typhusnest verschrieen, ihre Sterblichkeit war ständig eine hohe, 
und wenn eine Seuche kam, wie die Cholera, so hat München 
fast jedes Mal seinen bösen Teil abbekommen. Gerade das Auf- 
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H. Bezirksarzt Med.-Rat Dr. Flfnzer-Plauen i. V., Schrift¬ 
führer: Vorstandssitzungei! haben in Hamburg nnd Goslar 
stattgefnnden, in denen neben anderen Angelegenheiten insbesondere 
die Tagesordnung für die diesjährige Hauptversammlung beraten 
wurde. 

Die E&ssenverhältnisse haben sich auf die Zeit vom 
1. April 1909 bis 31. März 1911 wie folgt gestaltet: 

A. Einnahmen. 


Kusenbestand am 1. April 1909 . 3918,94 M. 

Mitgliederbeiträge ..21281,— , 

Sonstige Einnahmen (Zinsen etc.). 867,92 „ 

Fortorergtttong.. . . 14.1<> , 


24871,96 M. 

B. Ausgaben. 

Für die Zeitschrift.1B324,— M. 

Sonstige Drucksachen. 1717 30 „ 

Kosten der Hauptversammlung. 823,08 „ 


Reisekosten für Vorstandsmitglieder, Bureau* und Portok osten. 2841.06 „ 

2ul 06,44 M. 

Einnahmen. 24871.96 M. 

Ausgaben. . . . 20706.44 „ 

Kassenbestand am 1. April lall 4166,62 M. 

Der Eassenbestand hat sich somit wieder etwas erhöht, 
so daß wir mit dem bisherigen Vereinsbeitrag auch für die 
nächsten Jahre auskommen werden. 

Als Vertreter des Deutschen Medizinalbeamtenvereins haben 
der Vorsitzende des Vereins und der Berichterstatter an dem im 
Oktober 1909 in Wien abgehaltenen ersten Oesterreichischen 
Amtsärztekongreß teilgenommen, um den dortigen Eollegen die 
herzlichsten Glückwünsche unseres Vereins zur Gründung ihres 
neuen Vereins zu überbringen. Der Verlauf des Eongresses war 
ein nach jeder Richtung hin vorzüglicher; außerordentlich lieben:- 
würdig war auch die Aufnahme, die die Vertreter unseres W. 
dort gefunden haben. 

Im übrigen ist noch zu berichten, daß der Vorstand den. 
Schlüsse der letzten Hauptversammlung gemäß in einer Ein 
dem Reichsjustizamt nochmals unsere Wünsche in bezug au f d e 
wurf der Strafprozeßordnung vorgetragen und Abdruck* 
Eingabe auch allen Mitgliedern der betreffenden Komn 
Reichstages zugestellt hat. Erfreulicher Weise 
Wünsche auch z. T. bei den Eommissionsberatungen 
gung gefunden. 

Vorsitzender: M. H.l Wünscht jemand 
Es ist nicht der Fall. — Dann bleibt uns 
zwei Eassenrevisoren übrig. Ich sch' 
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Kreisarzt Dr. Lö er -Büren. Sind Sn 

(Allseitige Zastii 

Ehe wir in die Tagesordnung 
noch die erfreuliche Mitteilung mac 












Dr. Henkel: Stelling tu ttwnasiei 




Behüter in die PrbeasÜr.* -Bairer’iicei i::. 
sicherlich im Laufe de» tat ii-r ;• iii**n- -r~ ■ 

ist ein so zahlreicher tj* _u.i 

beamten ^Verein noch lilit» rtiarr m.. 


L^- 


III. Stellung des beartrer i 

1. H. Med.-Bat Dr. E a uj- * 
Referent: M. H.! t* 

Erkenntnis, das Schaft 
Walten des Gemütes. i*n k 
Erfahrung, die WisseLS'.ix:. 

Eine solche Grci ix? i. r 
Hygieneausstellung; sit z-.r 
der Erkenntnis, den (Le 
lichkeit mitfühlend, mn^.^n 
Wir vergessen dat>e. i.■ 
Volkes, dessen Lebens 
Pflege abhängt, daß eie l . 
sagt Engel: „Was wirtest: 
das Edelste.“ 

Das hindert aber i-i 
den warmen Farben der 
das Treibende anerkenne 
spendet. 

Wie bereits beton* v . 
Weihe unserer Tagung . „• 
versammelt sind, der tr 
auf dem Gebiete der 
ein prächtiges Muster . 

Verkörpert sehen w 
nnd des Auslandes ur. 

Gesundung .und Gesund 
Was man unter ; 
hat, ist wieder!. 

Ich will heut* 1 
Gestat ; 

Großstadt 's 
Sie werde- 
ZMchreibi 
ich seit 
darlege. 


M- 



von (i: 

ge3r 

T; 


l 

i 

y e 


-• | >'i- *- - l r'i CH 

l ^ ' » IV. il- 

^ f ^ * c u t0 

„ .. ... aes 

. ... des 

. , . nuii im 

di ivolle 

^ , t , .... > JiiiiiieitS“ 

. ßedeu- 

. . .. oirh eifrig 

.. .viLmen bei 

. ..iS genaueste 
. . . ^ l^argerscbaft. 

•vier in freien 
„ viOl Geist wahrer 

Hon Werken der 
.11 l..ahen immerdar, 
r ist wirkungslos 
,ü Schaffen, angepaßt 
. , betätigt werden kann, 

vor der Geburt des 
. "l-.u;r gesund zu erhalten, 

- -1..* Geburt! Ohne ihn gibt 

irbungen, der arbeitenden 
^ j schaft und Wochenbett zu 
„vsetzliche Fürsorge. Es sind 
jungen laut geworden. Nie- 
Autwendigkeit eines solchen 

Unterstützung verdienen des- 
dipsem Gebiet. 

iu Mutterschutz, gegründet 
i. Er will die Sicherung der 

und den Schutz ihres Emdes, 
iM-pr Kinder verbessern; 
lassenheit und Not 
iden zq nehmen 
iden Unglück- 
mit dem Brot 



10 


Dr. Heikel. 


treten der Cholera in den siebziger Jabren des vorigen Jahr¬ 
hunderts hat einen mächtigen Anstoß gegeben zn der Sanierung 
der Stadt. Der damalige Amtsarzt, Marteil Frank, war in 
seinen Anschauungen über Wesen und Verbreitung der Cholera 
im Widerspruch mit Pettenkofer. Frank stand auf dem Boden 
der täglichen ärztlichen Erfahrung und erkannte deutlich, daß 
der cholerakranke Mensch die Quelle der Ansteckung für andere 
sei, während Pettenkofer der persönlichen Uebertragnng weniger 
Gewicht beilegte und den Vorgängen im Boden und in der Luft 
die entscheidende Bolle zuerkannte. Das X, das unbekannte 
Etwas, war noch nicht entdeckt. Koch hat uns zur Klarheit 
und Wahrheit geführt. Aber das unsterbliche Verdienst Petten- 
kofers als Vorkämpfers gegen Schmutz und Elend ist dadurch 
nicht geschmälert; die damaligen theoretischen Widersacher 
Münchens kamen trotz ihrer verschiedenartigen Anschauungen zn 
dem gleichen praktischen Ergebnis, daß nur die gründliche 
Sanierung der Stadt und die Vervollkommnung der Kranken- und 
Wohlfahrtspflege die großen Uebelstände beseitigen könnten. 1878 
wurde der allgemeine Schlacht- und Viebhof eröffuet, 1883 wurde 
die Hochquellenwasserleitung aus dem Mangfallgebiet in Betrieb 
gesetzt. Seit 1893 ist die Schwemmkaoalisation durcbgeführt. 
Insbesondere die Wasserversorgung der Stadt bat sich in zu¬ 
nehmender Erweiterung zu einer Anlage ersten Ranges entwickelt; 
im Jahre 1909 ist ein Wasserverbrauch von 240 Liter pro Kopf 
und Tag zu verzeichnen. Das Wasser ist von vorzüglicher Be¬ 
schaffenheit und kann im heißesten Sommer noch zur Kühlung in 
der Küche Verwendung finden. Dabei beträgt der Abgabepreis 
5 Pfg. für den Kubikmeter. Die allgemeine Sterblichkeit war 
bereits 1900 von 41 auf 1000 Einwohner (im Jahre 1871) anf 25 
zurückgegangen. 

Um die Wende dieses Jahrhunderts bat sich die Gesundheits¬ 
pflege mehr und mehr der individuellen Fürsorge zugewendet; 
nach der allgemeinen örtlichen Assanierung ließ man den persön¬ 
lichen menschlichen Verhältnissen Berücksichtigung angedeihen. 

Nicht zufällig ist die Erkenntnis von der Bedeutung der 
individuellen Hygiene recht wach geworden mit dem Rückgang 
der Geburtenziffern unserer Kulturstaaten, unserer eigenen 
Nation. Wir sehen uns in die Notwendigkeit versetzt, Schutzpolitik 
für das körperliche und geistige Wohl der Staatsbürger, Raisen- 
hygiene zu treiben. Ein Staat, der an Einwohnerzahl Überhaupt, 
an physischer und geistiger Kraft des Einzelnen zurückgebt, geht 
dem Uatergaog entgegen. Die Statistik lehrte uns kennen, wie 
gerade die Verkehrszentren, die Großstädte, in der relativen Ge¬ 
burtenzahl zurückgehen, die größte Stadt unseres Reiches in erster 
Linie. Wenn das auch eine gewöhnliche Folge der Kultur, der 
'Abweichung vom natürlichen einfachen Leben, der Ueber- 
völkerung in dichten Häusermassen, dem schweren Kampf ums 
Dasein bei steigender Genußsucht ist, wenn auch unsere Land¬ 
bevölkerung noch nicht in nennenswertem Maße an diesem 
Geburtenrückgang sich beteiligt, so muß doch bei dem ständigen 
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Za wachs der Städte infolge der Landflacht, bei der bedrohlichen 
Ueberhandnahme der direkt nnd indirekt gewollten Unfruchtbar¬ 
keit die Ndtion&l-Oekonomie weise hansh&lten, um die genannten 
Schäden aaszugleichen. 

Wir wissen, wie seit Assanierung des Wohnortes die Sterb¬ 
lichkeitsquote unserer Städte zurftckging; wir sind uns der Pflicht 
bewußt, fortzuarbeiten an der Gesundung des Volkes durch weitere 
Minderung der Sterblichkeit, durch Abwendung einer weiteren 
Minderung der Geburten. Das erstere scheint nach den bisherigen 
Erfahrungen leichter zu erreichen zu sein, aber auch dem letzteren 
dflrfen wir nicht untätig Zusehen. Das Herabgehen der Sterblich¬ 
keit könnte sonst weit früher eine Grenze finden 1 Man hat heute 
deutlich erkannt, daß alle Faktoren, alle Kreise und Klassen des 
Volkes Zusammenarbeiten müssen, auf daß die Wohlfahrt des 
Ganzen und Einzelnen gedeihe. Die Staatsregierung hat im 
Benehmen mit sach- nnd fachkundigen Beratern wertvolle 
Direktiven in verschiedenen Zweigen der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege erlassen; sozialgesetzliche Einrichtungen von hoher Bedeu¬ 
tung sind geschaffen; die Diener des Staates nehmen sich eifrig 
der Volkswohlfahrt an. Sie finden reiches Entgegenkommen bei 
den Gemeinwesen, bei der Stadtverwaltung, die ja aufs genaueste 
unterrichtet ist von der Lage der ihr anvertrauten Bürgerschaft. 
Daneben tritt der private Gemeinsinn, der einzeln oder in freien 
Vereinigungen wohltätige Zwecke verfolgt; auch der Geist wahrer 
Religion weiht sich in reiner Nächstenliebe den Werken der 
Barmherzigkeit. Diese echte Harmonie soll blühen immerdar, 
allerorten! Hier tut es kein Erlaß allein; er ist wirkungslos 
ohne den Vollzug, der nur in gemeinsamem Schaffen, angepaßt 
den örtlichen und persönlichen Verhältnissen, betätigt werden kann. 

Die wahre Fürsorge setzt schon vor der Gebart des 
Menschen ein; sie strebt danach, die Matter gesund za erhalten, 
vor Schädlichkeiten zu hüten. 

Mutterschutz vor und nach der Gebart! Ohne ihn gibt 
es keinen wirksamen Kinderschatz. 

Wohl berechtigt sind die Bestrebungen, der arbeitenden 
Frau ausreichende Hilfe in Schwangerschaft und Wochenbett zu 
gewähren, wo möglich darch sozial gesetzliche Fürsorge. Es sind 
in unseren Tagen energische Forderungen laut geworden. Nie¬ 
mand darf die Wichtigkeit, die Notwendigkeit eines solchen 
Schatzes verkennen. 

Die größte Anerkennung und Unterstützung verdienen des¬ 
halb die privaten Bestrebungen auf diesem Gebiet. 

In München entfaltet der Verein Mutterschutz, gegründet 
1905, eine segensreiche Wirksamkeit. Er will die Sicherung der 
Matter vor and nach der Entbindung und den Schutz ihres Kindes, 
die Lage der ledigen Matter nnd ihrer Kinder verbessern; 
die außerehelichen Mütter sind in ihrer Verlassenheit und Not 
besonders der Gefahr aasgesetzt, körperlich Schaden zu nehmen 
und sittlich zu verkommen. Die unehelich gebärenden Unglück¬ 
lichen, sagt Henriette Fürth, verlieren zugleich mit dem Brot 
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auch das Dach über dem Kopf! Wo es möglich erscheint, sollen 
Matter and Kind beisammen bleiben, damit der Säugling seine 
natürliche Nahrang erhält and im Herzen der Fran die mütter¬ 
liche Liebe und Fürsorge sich entwickelt. 

In München dient hierzu das Mütter heim, eröffnet im 
Januar 1910; es ist noch eine kleine Anstalt, in der keine 
Gebarten Stattfladen; die aufgenommenen Mütter, zum größten 
Teil ledig, kommen gewöhnlich kurz nach der Entbindung mit 
dem Kind in die Anstalt. Das Stillen ist für jede Insassin mit 
Ausnahme abweichender ärztlicher Anordnung Pflicht. 

Von wesentlicher Bedeutung ist die Belehrung, welche hier 
den Müttern für das Leben zu Teil wird. Der Verein Mutter¬ 
schutz veranstaltet auch jährlich einen Kurs zur Einführung in 
das Vormundschaftswesen. 

Dem Matterschutz dient in hervorragender Weise der Haus- 
pflegeverein, gegründet 1904; der Verein ist eine Wohlfahrts¬ 
einrichtung, die armen und unbemittelten Frauen Hilfe zur Aufrecht- 
haltung des Haushaltes gewährt, die Sorge der Familienmutter 
erleichtern oder ersetzen soll für die Zeit, wo die Hausfrau wegen 
Wochenbettes oder einer anderen Erkrankung das Hauswesen 
nicht besorgen kann. Als Pflegerinnen stellt der Verein ältere 
Frauen aus dem Volke von unbescholtenem Ruf gegen angemessene 
Bezahlung ein. Der Verein unterrichtet die Pflegerinnen. In 
Ausübung ihrer Tätigkeit werden sie von Mitgliedern der Vor¬ 
standschaft kontrolliert 13 Meldestellen in verschiedenen Teilen 
der Stadt nehmen die Gesuche pflegebedürftiger Familien ent¬ 
gegen Der Verein stellt auch sog. Wanderkörbe zur Verfügung; 
seine Wirksamkeit ist nach kleinen Anfängen in fortwährendem 
Steigen. 

Der Hauspflegeverein bezeichnet mit Recht als sein Ziel, 
den Gegenstand seiner Tätigkeit mit der Zeit in die Hände der 
Stadtverwaltung oder des Staates als gleichwertig mit anderen 
sozialen Organisationen, wie den Krankenversicherungen, gelegt 
zu sehen. 

Der Staat sollte die Frau, die Mutter der zukünftigen 
Generation, schützen! 

Durch diese Fürsorge kann die Frau des Arbeiters gesund 
und stark zu ihrem und der Familie Nutzen aus dem Wochenbett 
und von schwerer Krankheit ersteben. Wie viele kleine Leute 
gehen unter solchen mißlichen Umständen dem häuslichen nnd 
wirtschaftlichen Ruin entgegen! 

Eine Wohlfahrtsauskunftstelle für Wöchnerinnen be¬ 
findet sich seit 1908 in der Universitäts-Frauenklinik. 

Auch ein Frauen verein zur Unterstützung armer verehe¬ 
lichter Wöchnerinnen gewährt namentlich stillenden Müttern 
materielle Beihilfe. 

Wir Aerzte gewahren, daß die Matter mit seltenen Aus¬ 
nahmen ein gesundes Kind zur Welt bringt. Bei einer Nachschau 
nach wenigen Tagen bemerken wir aber oft mit Schrecken, wie 
rasch das Kind verfallen ist. '/* aller Todesfälle des ersten 



Stellung des beamteten Anten zur Wohlfahrtspflege. 


13 


Jahres entfällt auf die erste Lebenswoche, Vs auf den ersten 
Monat. Das gibt nns zu denken! 

In der allerersten Stunde muß die Sänglingsfflrsorge ein- 
setzen; wir müssen bestrebt sein, nnd mit nns die weisen Frauen, 
die Hebammen, das neugeborene Kind znm Säugling zn machen! 
Das spätere Schicksal des Kindes entscheidet sich meist in den 
ersten Tagen seines Lebens. 

Die Fürsorge für das Stillen ist einfach dort, wo 
man es nicht anders weiß, wo das Stillen ebenso natürlich er¬ 
scheint, wie das Gebären; aber auch in solchen Verhältnissen wird 
es nur ersprießlich sein, die junge Wöchnerin anzuleiten nnd zn 
belehren.. Wie notwendig ist jedoch der Unterricht im Stillge- 
echäft, die Belehrung, die Ermahnung, in Geduld und Ausdauer 
die heilige Mutterpflicht zu üben in den zahlreichen, weiten Ge¬ 
genden unseres Vaterlandes, wo diese natürliche Verrichtung ab¬ 
gekommen ist. 

Das Königreich Bayern hat eine große Kindersterblichkeit; 
sie ist aber sehr verschieden bei den einzelnen Stämmen des 
Landes. In jenen Gegenden, in denen nahezu ausnahmslos 
gestillt wird, ist sie am allergeringsten; in den Landstrichen, 
in denen die Bevölkerung wenig stillt, ist dagegen die Sterb¬ 
lichkeit mehr oder minder groß; sie ist z. B. in Niederbayern 
doppelt so groß wie in der Eheinpfalz. 

Genaue Erhebungen über die Ernährung an der Mutterbrust, 
namentlich über die Dauer dieser Ernährungsweise, zu erlangen, 
stößt auf bedeutende Schwierigkeiten. Auch sind gewiß noch 
andere Faktoren maßgebend, die klimatischen Verhältnisse, die 
Beschäftigung, die Wohnungsweise, die Intelligenz nnd Wohl¬ 
habenheit. Ich weiß das aus eigener Anschauung. Im Bezirke 
Erding des oberbayerischen Getreidelandes, wie im Bezirke 
Garmisch des bayerischen Hochgebirges war die Ernährung an 
der Mutterbrust gleich selten; trotzdem war die Kindersterblich¬ 
keit im Erdinger Bezirk über 30°/o, im Garmischer nicht 20°/o. 
Auch die Gebirgsmilch ist nicht immer ausschlaggebend; sah ich 
doch, als ich die erste künstliche Entbindung im Dorfe Unter- 
zwingau bei einer Tagelöhnerin vornahm, die Querbalken der 
Holzwände rings umher mit leeren Büchsen für kondensierte Milch 
dicht belegt; die Frau konnte es sich nach ihrer Angabe nicht 
leisten, die Kuhmilch, die nm teures Geld in die Gastböfe 
und Pensionen wandelte, zu kaufen. Auch an Wohlhabenheit 
kann sich der Alpenbezirk nicht mit dem Erdinger Gau messen. 
Aber der Bewohner des flachen Landes, der Hochebene, plagt 
sich mit Frau und Kindern von früh bis abends, Sommer und 
Winter in schwerem Feldbau, in Viehzucht, Wald-, Wiesen- nnd 
Gartenwirtschaft. Die Arbeit läßt auch dem Weibe keine Zeit 
zu den töricht verkannten ersten Mutterpflichten. Der biedere 
Gebirgsbewohner lebt gemächlich; sein bekannter Groß ist: 
»Lassen’s Ihne Zeit“. Dieses Zeitlassen pflegt er seit Jahr¬ 
hunderten und hat es demgemäß auch zu einer unbestrittenen 
Meisterschaft gebracht; in der Regel haust die Familie 8 Winter- 
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monate in geräumiger warmer Stube; die Frau hat auch Zeit für 
ihr Kind. Der Menschenschlag im Gebirge ist durchaus nicht 
überall kräftiger wie in der Ebene; trotzdem stellt er mehr 
Mihtärtaugliche; denn das Leben in den Bergen ist freier; der 
Militärpflichtige vom Flachland ist häufig aus einem kräftigen 
14jährigen, schulentlassenen Jangen ein verarbeiteter, geschwächter 
Mensch geworden. Anch das Klima im Gebirge ist gesünder als 
in der windreichen, im Winter stürmischen, im 8ommer heißen 
Ebene. 

Die Stillverhältnisse Bayerns sind ganz außerordentlich 
verschieden. Im Bezirke Beilngries war im Jahre 1909 zurzeit 
der Erstimpfung kein einziges Kind an der Mntterbrnst! Im 
Bezirk Stadtsteinach, einer armen, rauhen Gegend Oberfrankens, 
worden 98°/o der Lebendgeborenen gestillt; in diesen fränkischen 
Gegenden ist es nicht selten, daß das Stillen l 1 /* bis 2 Jahre 
währt. 

Der altbayerische Volksstamm hat das Stillen fast verlernt, 
die Gewöhnung kann nur sehr langsam kommen und gar eine 
längere Stilldauer ist schwer zn erreichen, wenn anch die klinische 
Beobachtung volle Stillfäbigkeit erkennen ließ. Die Aermeren 
finden keine Zeit, die Wohlhabenderen sind zn bequem; das 
Pflichtgefühl ist nnr langsam zn wecken. So finden wir auch in 
der Hauptstadt München, in der die verschiedenen Volks* 
Stämme zusammen kommen, bei dem altbayerischen Gros das 
Stillgeschäft sehr flau. 

Seit Gründung der Zentrale für Säuglingsfürsorge, die 
sich im Jahre 1907 als Zentrale für ganz Bayern konstituierte, ist 
entschieden ein frischer Zog in das Säuglings wesen gekommen; 
das vereinte Streben der Einzelverbände im Verein mit der Staat* 
liehen Fürsorge ist von Erfolg begleitet. 

Wir finden in München ein neues stattliches Säuglingsheim, 
eine Masteranstalt, errichtet vom Verein Säuglingsheim, in dem 
kränkliche nnd hilfsbedürftige Kinder und stillende Mütter Auf¬ 
nahme finden, ein Institut, das sich anch nach außen durch 
Beratungsstelle, Milchküchenbetrieb nnd Lehrknrse verdient macht. 

Neben dem Haunerschen staatlichen Kinderspital sind das 
Prinzessin Arnulfhaus und das GiselakinderBpitalin den 
Dienst der Säuglingsfürsorge gestellt. Wie vielseitig wirkt eine 
solche Anstalt! Das Giselakinderspital z. B. ist eine Beratnngs- 
nnd Aufsichtsstelle für natürlich ernährte Kinder mit Verteilung von 
Stillprämien; es ist ein Ambulatorium, eine Beratungsstelle für 
kranke Kinder, die zum großen Teil mit Arzneien und Verbands¬ 
stoffen versehen werden; es ist eine Beratungsstelle für Kost- 
nnd Waisenkinder, die von den Waisenpflegerinnen in der 
Anstalt vorgestellt werden. Das Spital betreibt eine Milchküche, 
in der trinkfertige Säuglingsnahrung auf ärztliche Anordnung 
abgegeben wird, unentgeltlich oder weit unter dem Selbstkosten¬ 
preis; es besitzt eine statiouäre Säuglingsabteilung für schwache 
nnd kranke Kinder, die ohne Anstaltspfldge dahinsiechen würden; 
sie werden behandelt, verpflegt, anch an der Brost ernährt. Ela 
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besteht in der Anstalt eine Schwesterschule in ganzjährigen 
Korsen, auch Unterweisung und Belehrung junger Aerzte und 
Waisenpflegerinnen, sowie sozial tätiger Damen auf dem Gebiet 
der Ernährung und Pflege gesunder und kranker Säuglinge. 

Seit Jahrzehnten besitzt München Krippenanstalten. Der 
Krippenverein München (links der Isar) allein hat 6 große Anstalten, 
• zum Teil neu hergestellt, alle nach modernen Prinzipien geleitet. Es 
werden Kinder vom 3. Tage bis zum vollendeten 3. Lebensjahr 
unter Tages verpflegt. Die Kinder genießen volle Verköstigung, 
den Säuglingen wird abends und für den Sonntag die geeignete 
Nahrung nach Hause mitgegeben. Die Mütter werden in der 
Säuglingspflege unterrichtet; stillende Mütter können jederzeit 
ihren Kindern in der Krippe die natürliche Nahrung reichen. Die 
Kinder werden vor der Aufnahme ärztlich uiitersucht, kranke 
sind ausgeschlossen; innerhalb der Krippe wird räumliche Scheidung 
zwischen den Säuglingen und den Alteren Pfleglingen dnrch- 
geführt; in jeder Krippe ist ein eigener Absonderungsraum für 
Erkrankte und Krankheitsverdächtige bis zur ärztlichen Unter¬ 
suchung oder Abholung. Die Krippen haben Sänglingsberatungs- 
stellen. 

Ueber die Stadt sind 21 Säuglingsfürsorgestellen verbrei¬ 
tet. Aas öffentlichen Stiftungsmitteln werden Stillprämien gewährt. 
Die Säuglingsfürsorge wie die Fürsorgestellen werden nach den 
Grundsätzen geleitet, wie sie nach Einvernehmen der Zentrale 
die Staatsregiernng im Ministerialamtsblatt Nr. 5, Jahrgang 1910, 
veröffentlicht hat. 

Nach den Klagen der Kinder- und Fürsorgeärzte werden 
die Säuglinge häufig zu spät ihrer Aufsicht übergeben. Für kranke 
Säuglinge geschieht noch zu wenig. 

Unentbehrlich nach allseitiger Erfahrung erscheint die F.ür- 
sorgeschwester, welche nicht nur in der Beratungsstelle Bei¬ 
stand leistet, sondern die Kinder in den Wohnungen aufsucht. 
Die Fürsorgeschwester sollte gleich nach der Gebart die Kinder 
besichtigen können. In München sind seit einem Jahr 4 Fürsorge¬ 
schwestern angestellt. Sie heben in ihren Berichten hervor, wie 
gerne und bereitwillig überall ihre Besuche aufgenommen worden, 
wie gewissenhaft ärztlicher Rat eingeholt wurde, wie stolz die 
Mütter auf ihre wohlgepfhgten Säuglinge worden. 

Ueber die minderjährigen Waisen wacht das Vormundschafts¬ 
gericht; dem Gericht zur Seite steht der Gemeindewaisenrat, 
ein Organ der Gemeinde. Dem Waisenrat obliegt die Anzeige der 
Fälle, in denen eine Vormundschaft veranlaßt ist, die Mitteilung 
von Mängeln uud persönlichen Vorkommnissen. Der Waisenrat 
unterstützt den Vormundschaftsrichter. Frauen wirken als 
Gehilfen der Waisenräte, als WaiseDpflegerinnen. Sie würden sich 
wohl ebenso wie die Männer zu Waisenräten eignen. Die Aufsicht 
über Kinder und Mädchen würde von der Frau ebenso gut besorgt! 
Iq München sind 450 Waisenräte und 400 Waisen Pflegerinnen 
tätig; letztere sind im Verband der Waisen Pflegerinnen vereint 
zur Förderung der Waisenpflege und ihrer eigenen Ausbildung. 
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Seit 1. Januar 1911 ist auch in München die Berufsvor- 
mundschaf t eingeführt. Ein Beamter der Gemeinde ist als Berufs- 
Vormund über uneheliche Minderjährige bestellt, die in einer 
von ihm gewählten Familie oder Anstalt oder in der mütterlichen 
Familie erzogen und verpflegt werden; ihm ist eine besoldete 
Pflegerin beigegeben; er verwendet 25 Pflegerinnen und vermittelt 
mit diesen die Hilfe der Säuglingsfürsorgestelle, den Beistand * 
von Arzt und Rechtsanwalt, auch die Plätze für Eostkinder. 
Gegen gewissenlose Väter wird rücksichtslos vorgegangen; es ist 
kein moralischer Schaden, wenn hierdurch das Verantwortlichkeits¬ 
gefühl im geschlechtlichen Verkehr geweckt und gesteigert wird 
(Grieser). 

In München fallen jährlich an 3000 Vormundschaften an; 
hiervon betreffen mindestens */ 4 uneheliche Kinder. Die Auf¬ 
sicht über die Eostkinder ist staatlich geregelt und steht 
der E. Polizeidirektion zu. Es sind über 2500 Eostkinder in München; 
eine weitere große Zahl ist in der näheren und ferneren Umgebung 
der Stadt untergebracht. Die ärztliche Ueberwachung obliegt 
den Königl. Bezirksärzten; für die regelmäßige Besichtigung 
der Neuaufzunehmenden und der die Wohnung wechselnden Kost- 
kinder ist in München ein eigener Polizeiarzt bestellt. Auch 
hierfür sollten besoldete Aufsichtsdamen tätig sein; gegenwärtig 
sind es die Waisenpflegerinnen, die Kostkindernachschau halten. 
Die Eostkinder werden im allgemeinen — abgesehen davon, daß 
sie nun einmal Mutterbrust und Muttersorge entbehren — gut 
gepflegt — aus bekannten Gründen; ihre Sterblichkeit ist daher 
gering. Diese statistische Erhebung ist jedoch freilich von be¬ 
schränktem Werte; denn im ersten Lebensmonate, in dem die 
ansehnlichste Zahl der Säuglingstodesfälle erfolgt, sind die Eost¬ 
kinder noch nicht behördlich registriert; kranke kommen auch 
meist bald vom Kostplatz weg. 

Für die Aufnahme kranker Eostkinder in Anstalten sollte 
noch reichlicher gesorgt sein. Es ist geplant, die Aufsicht der 
Eostkinder der Stadtgemeinde zu übertragen und das ärztliche 
Personal zu vermehren; letzteres ist sehr dringlich. 

Eine wichtige Aufgabe für das Staats- und Gemeindewesen 
ist die Fürsorge für die gefährdete und verlassene Jugend. 
Verwahrloste erzeugen wieder Verwahrloste; in den Abkömmlingen 
vervielfältigen sich die Gebrechen der Eltern (Grieser). 

Ohne die gute alte Zeit, die wir ja doch nicht genau kennen, 
über Gebühr zu loben, kann sich niemand der Ueberzeugung 
verschließen, daß die Kultur der Gegenwart neben hellem Licht 
auch dunkle Schattenseiten hat. Das Wissen nimmt gewaltigen 
Aufschwung, die eigentliche Bildung, die man nicht einfach lernen 
kann, die Gesittung geht namentlich in der Großstadt zurück. 
Das Leben der Familie ist viel gelockerter wie auf dem Lande. 
Die Erziehung in der Familie, die Zucht, hat bedenklich nach¬ 
gelassen; die Affenliebe der Eltern erinnert sich nicht mehr der 
eigenen Kinderjahre. Frühreif verfällt die Frucht der Verderbnis. 

Die öffentliche Fürsorge hat da leider häufig einzutreten; 
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sie geschieht durch die Vormundschaft, die Zwangserziehung und 
das Jugendgericht. Die Zwangserziehung, das äußerste Zucht¬ 
mittel, welches der Staat zuläßt, besteht in der Unterbringung 
Minderjähriger in einer Familie oder in einer Besserungsanstalt 
auf öffentliche Kosten. 

Seit der Einführung des Zwangserziehungsgesetzes bildet 
das Jugendgericht den wichtigsten Fortschritt in der Jugend¬ 
fürsorge. Der straffällige und verwahrloste Jugendliche wird 
vom Jugendrichter behandelt; er wird verurteilt, die Vollstreckung 
der Strafe wird aber in der Regel ausgesetzt; zur Verhütung des 
Rückfalles wird der Verurteilte in geordnete Verhältnisse ge¬ 
bracht. Diese Aufgabe kann das Jugendgericht allein nicht 
erfüllen. Die Jugendgerichtshilfe ist so, notwendig, wie das 
Jugendgericht selbst. 

In München haben sieh alle Kräfte dieser Jugendgerichts¬ 
hilfe vereinigt im Jugendfürsorgeverband. Dieser hat sich die 
größten Verdienste erworben; er ist mit der Waisenpflege in 
ständiger Fühlung und hat sich auch die Aufgabe gestellt, der 
Verwahrlosung vorzubeugen. Beim Jugendgericht sieht man ja 
alltäglich, wie oft alle soziale Bemühung zu spät kommt. 

In München sind von den Jugendfürsorgevereinen mehrere 
Anstalten zu vorläufiger Unterbringung gefährdeter oder verwahr¬ 
loster Minderjähriger gegründet worden; die frequenteste ist die 
Sammel- und Beobachtungsstelle des katholischen Knabenheimes. 
Das Heim behält auch Obdachlose bis zur Erlangung einer 
geeigneten Unterkunft, die Straffälligen bis zur Beendigung des 
Strafverfahrens und Sicherung weiteren Fortkommens, die Zwangs¬ 
erziehungszöglinge bis zur endgiltigen Unterbringung in einer 
Anstalt, einer Familie oder Lehre. 

Gries er sagt zutreffend: „In viele Kinderseelen brachte die 
Jugendfürsorge zum ersten Mal einen freundlichen Lichtstrahl.“ 

Nicht weniger als 40 Aerzte haben kostenlos ihre Zeit und 
Arbeit zur Untersuchung straffälliger Jugendlicher zur Verfügung 
gestellt. Bestehen auch nur leise Zweifel an der geistigen Gesund¬ 
heit und Einsicht, so wird eine sachverständige Untersuchung 
herbeigeführt; auch die amtlichen Aerzte werden in zahlreichen 
Fällen behördlich zugezogen. 

Auf das Walten der gesamten öffentlichen und privaten 
Armenpflege der Großstadt können wir nicht näher eingehen. 
München zahlt an 9000 Einwohner, davon 6000 Erwachsene, 
fortdauernde Unterstützung. Im Jahre 1910 sank die Zahl der 
Armen etwas. München besitzt eine größere Zahl gut einge¬ 
richteter, zum Teil neuer monumentaler Wohltätigkeitsanstalten. 
Seit 1907 besteht eine Auskunftsstelle für Wohltätigkeit und 
Armenpflege als gemeindliche Anstalt; sie verfügt über 30000 
Karten, auf denen die Verhältnisse Bedürftiger vermerkt sind. 
Um Zersplitterung und Vergeudung von Mitteln zu vermeiden, 
hat die öffentliche Armenpflege, welche bisher schon mit allen 
Armenfürsorgestellen in Verbindung stand, in jüngster Zeit weitere 
8chritte getan; sie ist durchdrungen von der Absicht, nicht nur 
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za geben, sondern, wo immer möglich, dem Bedürftigen za helfen, 
daß er sieh selbst helfen kann. 

Neben den großen älteren öffentlichen Krankenhäusern 
erstand eine Mnsteranstalt in dem großen Schwabinger Kranken¬ 
haus, das mit einem Kostenaufwand von 14 Millionen gebaut 
wurde und 1200 Kranke fassen wird. Die Krankenabteilungen 
sind dreigeschossige Banten, die sämtlich mit der Front nach 
Süden gerichtet sind. Die Art der Bauweise entspricht dem 
Zwecke und den Münchener klimatischen Verhältnissen. 

Wenn man von sozialer Fürsorge spricht, muß man wenigstens 
gedenken der großen staatlich eingeführten Institute der Kranken-, 
Unfall- und Altersversicherung; sie haben sich mächtig entwickelt 
und soeben in der Reichsversicherungsordnung eine neue 
gemeinsame Fassung erhalten. Besonders hervorzuheben ist die 
Anteilnahme der Versicherungsanstalten an einer Reihe von gemein¬ 
nützigen und sanitären Unternehmungen und die Uebernabme des 
Heilverfahrens in großem Maßstab. Wer würde nicht anerkennen, 
daß die Verhütung der Invalidität die höchste Leistung darstellt, 
und doch soll man darauf achten, daß der eigentliche Zweck der 
Einrichtung, die Rentengewährung, nicht zu kurz komme. Eine 
allmähliche Erhöhung des monatlichen Lebenszuschusses liegt 
auch im Interesse der Familie; eine Uebernahme des Heilver¬ 
fahrens ins Uferlose widerstreitet dem Buchstaben und Sinn des 
Gesetzes. 

Wenden wir uns zur Bekämpfung der ansteckenden 
Krankheiten, so sehen wir allenthalben im Reiche regste Tätig¬ 
keit. Das Reichsgesetz und die Ausftthrungsbestimmungen zur Be¬ 
kämpfung der gemeingefährlichen Krankheiten können als vorzüg¬ 
lich bezeichnet werden, und die gesetzlichen Bestimmungen zur 
Bekämpfung der übrigen ansteckenden Krankheiten, nunmehr in 
fast allen Bundesstaaten gleichartig, sind ebenfalls wohl durch¬ 
dacht und geeignet, den alten menschlichen Erbfeinden gewaltig 
Abbruch zu tun. 

Unverkennbar ist auch die Abnahme der Seuchen und 
Infektionskrankheiten; selbst eingewurzelte Kinderkrankheiten, 
wie Scharlach und Diphtherie, zeigen eine bedeutsame Ab¬ 
nahme ihrer Bösartigkeit. Die Mortalität der beiden schwankt 
nach der Zusammenstellung der Münchener Volksschulen zwischen 
2 und 8 Prozent der Erkrankungen; sie ist selbst in Kinderspi- 
tälern nicht viel höher. 

Der Typhus ist in München eine seltene Krankheit ge¬ 
worden. München besitzt eine neue bakteriologischeUn- 
tersuchungsanstalt. Neben den Desinfektionseinrichtungen 
öffentlicher Krankenhäuser ist eine zeitgemäß ausgestattete große 
Desinfektionsanstalt im April 1909 dem Betrieb übergeben 
worden; sie steht in umfangreicher Benutzung. 

Die Bekämpfung der Lungentuberkulose, dieser Geißel der 
Menschheit, wird in der Großstadt mit regem Eifer betätigt. Der 
Staat widmet diesem Zweige der Fürsorge alle Aufmerksamkeit. 
Im verflossenen November wurde in München der bayerische 
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Landesverband zor Bekämpfung der Tuberkulose gegründet; der 
Verband verfolgt nach seiner Satzung den Zweck, die Taberknloae als 
Vo'kskrankheit in planmäßiger and einheitlicher Weise, jedoch unter 
Wahrung der Selbständigkeit der einzelnen, dem gleichen Zwecke 
dienenden Einrichtungen zu bekämpfen. Er sammelt insbesondere 
die Ergebnisse wissenschaftlicher Forschung nnd praktischer 
Erfahrung auf dem Gebiet der Tuberkulosebekämpfung, sucht die 
hiernach geeigneten Maßregeln im Zusammen wirken mit ländlichen 
und städtischen Behörden, mit Vereinen, Gesellschaften und 
Einzelpersonen durch Zufuhren nnd zu diesem Zwecke Geldmittel 
anfzabringen. Erst im Juni d. J. mahnte die Königl. Staats- 
regierang unter Hinweis auf die reichlichen Mittel, die zur Ver¬ 
fügung stehen, die F ürsorgestellen immer weiter in den Ver¬ 
waltungsbezirken auszudehnen nnd schloß: v Da die Taberknlose 
überall verbreitet ist and unterstützungsbedürftige Langenkranke 
nirgends fehlen, so ist lür jene Bezirke, in welchen Fürsorge- 
stellen für Taberkulose noch nicht bestehen, bis längstens 15. Joli 
za berichten, welche Hindernisse der Einrichtung entgegenstehen.* 

In der Tat haben sich die Fürsorgestellen bei Bekämpfung 
der Tuberkalose am meisten bewährt.. 

Der Münchener Verein zar Bekämpfung der Tuberkulose, 
aus welcher der bayerische hervorgegangen ist, ist seit Jahren 
mit Erfolg bemüht, seiner edlen Aufgabe gerecht an werden. 

Der Leiter, Hof rat May, hat das ausgezeichnete Geschick, 
mit scharfem Blick lür die gegebenen Bedürfnisse in nimmermüdem 
Streben nach namhafte Mittel anfzabringen. Die Münehener 
Fürsorgestelle ist in vollem Gange und übt im eigenen Hanse 
ihre Tätigkeit ais. Diese besteht in Untersuchung, in Beratung 
der Hilfesuchenden, in Ermittelung der Lungenkranken, in 
materieller Unterstützung der Erkrankten und Bedrohten, in 
Belehrung der Bevölkerung. Eine eigentliche ärztliche Behandlung 
findet in der Fürsorgestelle nicht statt. Die Kranken werden 
ärztlicher Hilfe zngewiesen, sowie den Lungenheilstätten und 
Sanatorien, wie sie die Ortskrankenkassen in der Nähe Münchens 
in Kirchseeon and Schonstett, die Stadt München in Harlaching, 
andere Verbände in Planegg und Oberölkofen errichtet haben. 

Die Versicherungsanstalt für Oberbayern unterstützt nnd 
fibernimmt in weitgehendem Maße das Lungenheilverfahren. Der 
Münchener Verein zur Bekämpfung der Lungentuberkulose 
selbst eröffnet« bereits 1904 die Walderholungsstätte für Frauen 
in Holzapfelkreuth, unmittelbar an der St&dtgrenze. Die Anstalt 
liegt inmitten eines der Stadt gehörigen Nadelholzwaldes nnd 
nimmt auf Anweisung der Fürsorgestelle Privatpatienten nnd 
Kassenmitglieder auf. Im Sommer 1910 worden S03 Kranke 
verpflegt. 

Im Jahre 1908 eröffnete der Verein die Abel sehe Kinder. 
Erholungsstätte mit Waldschule. 

Es darf wohl die erfreuliche Kunde erwähnt werden, daß der 
Regent aus der Luitpold-Landeuspende 500 000 Mark zur Errichtung 
einer Landesheilstätte für tuberkulöse Kinder bestimmt hat. 
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Stellung des beamteten Amtes zur Wohlfahrtspflege. 21 

insbesondere die schleunige Unterbringung geschlechtskranker 
Personen in Krankenhäusern stattfinden. Gefährlich sind die 
jangen Anfängerinnen der Prostitution; gerade dieser kann man 
aber polizeilich schwer habhaft werden. 

Mit Recht betrachtet die Wohlfahrtspflege als eine wichtige 
Aufgabe die Bekämpfung der Trunksucht. Es läßt wohl 
keinen besonnenen Deutschen gleichgiltig, wenn er hört, daß die 
Gesamtausgaben für alkoholische Getränke gegen 3 Milliarden all- 
jfthrlich betragen. 

Sicher ist, daß die Trunksucht in den allermeisten Fällen 
die Hauptursache der Verarmung ist. Wieviel Not und Elend, 
welche Fülle der Leiden bringt der rohe Trinker über die Ehe¬ 
frau, der er männlichen Schutz gelobte, über die Kinder, deren 
junge Tage vergällt sind durch Eindrücke, die sie zeitlebens 
nicht mehr los werden. 

Vom ärztlichen Standpunkte müssen wir vor allem beklagen 
die körperliche und geistige Verkommenheit, den Verfall des 
Individuums selbst, das sich, seine Rasse, sein Volk vergiftet. 
Alkoholismus und Syphilis vererben ihren Fluch auf Glied um 
Glied. 

Zelle nennt als Hauptursache für die Verbreitung des 
Alkoholismus die Ungunst der sozialen Verhältnisse der arbeitenden 
Klassen, denen die gebildeten Kreise leider nicht immer ein gutes 
Beispiel durch Mäßigkeit geben. Freilich sind es die alten und 
jungen Deutschen im allgemeinen, die immer noch eines tranken; 
es ist Volksgebrauch und Sitte, und der Unverstand sieht eine 
Quelle von Kraft in den alkoholischen Getränken. Auch in 
München werden in absehbarer Zeit die alkoholfreien Getränke 
nicht die Oberhand gewinnen. Mehr getrunken wie früher werden 
sie aber auch da; es ist deshalb nicht zu billigen, daß sie in 
Gasthäusern so unverschämt teuer abgegeben werden. 

Für das Volk im allgemeinen müssen wir nach Mäßigkeit 
trachten. Der Säufer wird nur durch Abstinenz geheilt; er ist eine 
öffentliche und private Gefahr, ein gemeingefährlicher Mensch; 
gegen ihn sollte auch auf gesetzlichem Wege strenger vorgegangen 
werden können. Nach dem Gesetz kann der Trinker nur ent¬ 
mündigt werden auf Antrag seiner Angehörigen. Wie wenig 
diese trotz aller Mißhandlungen bereit sind, einen solchen An¬ 
trag zu stellen, kann der Amtsarzt häufig erfahren, der einen 
Trinker glücklich in einer Anstalt unterbrachte. Bereits nächsten 
Tages wird er von seinen Angehörigen im Triumph abgeholt! Der 
Staatsanwalt hat bei der Entmündigung gewöhnlich nicht mitzu¬ 
reden. Der Nutzen der Entmündigung besteht aber in der wirt¬ 
schaftlichen Sicherstellung und in der Möglichkeit, den Trinker 
zur Anstaltsbehandlung zu zwingen. 

Wir haben in München 14 Vereine, die Enthaltung von 
geistigen Getränken oder Mäßigkeit auf ihre Fahne geschrieben 
haben; darunter auch den Bezirksverein München des deutschen 
Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke. 

Wir haben eine Trinkerfürsorgestelle mit einem ärzt- 
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liehen Leiter und Helfern, die ärztlich unterrichtet sind. Die Wohl- 
(ehrteetelle nimmt Anmeldungen Aber Trunksüchtige entgegen, 
•teilt deren persönliche Verhältnisse fest und besorgt häusliche 
Besuche, wie Belehrung durch die Helfer und deren Beispiel. 
Wo bei dem Trinker jeder Zuspruch versagt, muß die Trinker- 
heilstätte daran kommen. Einflußreiche Männer sind zur Zeit 
bemüht, die Staatsregierung zur Errichtung einer Heilstätte für 
Mttnohen zu gewinnen. 

Besonders bedeutungsvoll ist die Belehrung der Jugend. 
Principüs obsta! Wir müssen auch die Lehrer heranziehen, 
damit sie wieder dem Volke lehren. Das Münchener Kindl muß 
beherzige», daß auch das bayerische Nationalgetränk zu früh und 
viel genossen sehr schädlich wirkt. Wenn auch die Delirien des 
Nuhnapssäufers in unseren Krankenanstalten fehlen, so entartet 
der Biertrinker von Profession nicht minder gründlich durch 
Hersersohlaffung und Verblödung; auch die übrigen Organe ver¬ 
derben; kein gewerblicher Stand liefert der Lungentuberkulose 
mehr Opfer aus, wie die Braugehilfen, die kaum mehr essen, 
von früh bis abends aber den Trunk pflegen. 

Die cura regia, ein herrliches Ziel der Wohlfahrtspflege, ist 
die Verbesserung des Wohnungswesens. Wie man wohnt, 
lebt man; nur eine menschenwürdige Wohnung gewährt auch ein 
menschenwürdiges Dasein. Eine gesunde und geordnete Wohnung 
ist die Grundlage eines gedeihlichen Familienlebens. 

Nicht nur die Kellerwohnungen sind ungesund, auch die 
dunklen, engen Kleinwohnungen, schlecht geheizt und schlecht 
gelüftet, verkümmern das Dasein. Der Arme friert und modert 
bei lebendigem Leibe. Unser Heim soll unsere Heimat im Kleinen 
•ein. Nach den umfassenden Wohnungserhebungen, wie sie im 
letzten Jahrzehnt in München stattgefonden haben, besteht eine 
Wohnungsnot. 30°/o der Gesamtbevölkerung lebt in 1- und 
tfräumigen Wohnungen, 48°/o in 1 bis Sränmigen; in den Arbeiter¬ 
vierteln steigen diese Sätze auf 52 bis 77°/o. 80 000 Münchener 
wohnen in Teilwohnungen, die ungenügend abgeschlossen und 
ungenügend mit Nebenräumen versehen sind. Die Untermiete 
ist überaus häufig, die Wohn- und Schlafräume sind überfüllt, 
*/ 4 aller Münchener haben weniger als 15 cbm Schlafraum. Sogar 
das Bett, das Tausende entbehren, erhält der Untermieter und 
Schlafgänger; die Familienglieder richten sich am Boden eine 
Schlafstelle ein. •i 

Es ist ein schwacher Trost, daß es in anderen Großstädten 
nicht besser ist. Von x /t Million besetzter Wohnungen, die Berlin 
1905 zählte, hatte die Hälfte nur ein einziges heizbares Zimmer, 
rund */. war ohne Küche. Ueber */ 3 aller bezogenen Wohnungen 
bestand lediglich aus einem heizbaren Zimmer mit Küche; auch 
Einzimmerwohnungen beherbergen noch Schlafgäüger und Mieter. 

Mit der Wohnungsnot wächst auch der Aufwand der Armen¬ 
pflege. Schlechte Wohnungen sind eine ernste Gefahr für die 
Sittlichkeit. Prof. v. Grub er, dessen reiches Arbeitsfeld mit 
besonderer Vorliebe dieses Hauptgebiet der Hygiene umfaßt, 
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schildert die Gefahren in treffender Weise und zeigt Mittel und 
Wege zur Abhilfe. 

Mit wahrer Frende wurde die Gründung des bayerischen 
Landesvereins zur Förderung des Wohnungswesens be¬ 
grüßt, die am 16. Mai 1909 im altehrwürdigen Rathaussaale erfolgte. 
Der Verein hat den Zweck, auf eine Verbesserung des Wohnungs¬ 
wesens, namentlich des Kleinwohnungswesens hinzuwirken und 
sacht diesen Zweck zu erreichen durch Schaffung einer Zentral¬ 
stelle, Auskunftsstelle, durch Verkehr mit Behörden, Vereinen und 
Privaten, durch Ausgabe von Schriften, Veranstaltung von Ver¬ 
sammlungen und Vorträgen, Ausstellungen, durch Förderung der 
gemeinnützigen Bautätigkeit, Unterstützung aller sozialen und 
wohltätigen Bestrebungen zur Bekämpfung der Wohnungsnot und 
durch Errichtung von Zweig vereinen. 

Alle Stände der Bevölkerung nahmen an der Gründung des 
Vereins lebhaften Anteil. Mit Spannung und Beifall folgte im 
Jahre 1910 eine zahlreiche Versammlung des Vereins der bedeut¬ 
samen Rede des Grafen Posadowsky: „Die Wohnungsfrage 
als Kalturproblem“. Der Redner schilderte die Gefahren der 
Uebervölkerung und Wohnungsnot, begründete die Notwendig¬ 
keit, daß Staat und Gemeinde eine andere Grundstückspolitik 
einsehlagen müssen, und schloß mit der beherzigenswerten 
Mahnung: „Eine Politik, die dahin strebt, allen Gesellschafts¬ 
klassen den bestehenden Staat als das höchste Besitztum des 
Volkes wert zu machen, wird auch die Liebe zum Vaterland und 
zur Heimat stärken, die tiefste Wurzel jeder Großtat in der 
Geschichte der Völker. 0 

Wie bei allen Unternehmungen überhaupt ist es eben das 
Geld und wieder das Geld, dessen Beschaffung einzig das volle 
Gedeihen geben kann. Gerade in der Wohnungsfürsorge ist aber 
die rechtzeitige Hilfe die rechte Sparsamkeit. Die Stadtgemeinde 
München hat seit 1909 sehr viel zur Förderung des Klein Woh¬ 
nungsbaues getan. Es wurden 8 Millionen Mark zur Verfügung 
gestellt, darunter fast 1 Million für Kleinwohnungen städtischer 
Beamten und Bedientesten. Nach dem Vorgang anderer deutschen 
Städte erhält München nunmehr ein gemeindliches Wohnungs¬ 
amt und einen Nachweis für alle Wohnungen bis zu 4 Zimmern 
nebst Nebenräumen. Dem Wohnungsamt ist ein Ausschuß bei¬ 
gegeben, in welchem auch der Bezirksarzt Mitglied ist. 

Wie könnte ich in der heute zugemessenen Zeit alle Ver¬ 
einigungen uud Verbände nennen, die in einer Großstadt, so auch 
in München, auf dem weiten Gebiet der Wohlfahrtspflege tätig 
sind, auf alle Zweige der Fürsorge eingehen, die sich entwickelt 
haben. Wie viel ist nur auf dem Gebiete des Unterrichts- und 
Erziehungswesens geschehen; auch das Institut der Volks-Schul¬ 
ärzte, deren München 21 im Nebenamte hat, ist ein Fürsorge¬ 
amt. Ihr Wirken untersteht der Aufsicht des Amtsarztes. Auch 
das Fortbildungs-Schulwesen, die Fürsorge für die Schulentlassenen, 
die Stiftungen der Wohltätigkeit, der Unterstützung in allen 
Lebenslagen, die gemeinnützigen Anstalten zur Förderung der 
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Gesundheit (Volksbäder, Erholungsstätten), zur Aufklärung (Ar¬ 
beitermuseum, Volksbibliotheken), die Erziehungs- und Bildungs- 
keime für Blinde, Taubstumme, Krflppelh&fte, kann ich nur er¬ 
wähnen. Im Mflllerschen Volksbad allein wurde 1910 gegen 
eine Million Bäder abgegeben. 

Das Rote Kreuz ist in München hoch angesehen und in 3 
großen Organisationen tätig; der bayerische Landeshilfsverein 
Tom Roten Kreuz sorgt im Frieden für den Krieg und verzweigt 
sich in seinen Gliedern über das ganze Land; nicht minder der 
Frauenverein vom Roten Kreuz der in Stadt und Land tätig ist, 
zum Kriegssanitätsdienst vorbereitet, in den verschiedensten 
Zweigen der Gesundheitspflege unablässig mitwirkt, alle Wohlfahrts- 
einrichtungen, besonders auch die Säuglingspflege und Krankenfür¬ 
sorge, unterstützt. Das Mutterhaus des Frauenvereins vom 
Roten Kreuz bildet eine Reihe von Schwestern für Krieg 
und Frieden aus. In der mit dem Mutterhaus in München ver¬ 
bundenen Heil- und Pflegeanstalt erhalten sie gründliche prak¬ 
tische Unterweisung für ihren Beruf; das Mutterhaus verfügt 
über 50, der Frauenverein über 500 Schwestern, deren größter 
Teil auf 85 Außenstationen wirkt. Es werden auch Luidkranken¬ 
pflegerinnen ausgebildet 

Als dritte Korporation wirkt in München die freiwillige 
Sanitäts-Kolonne vom Roten Kreuz, die sich mit der Münchener 
Rettungsgesellschaft seit 1896 in die Aufgabe teilt, Kranken¬ 
transporte und die erste Hilfe bei Unglücksfällen und plötzlichen 
Erkrankungen zu besorgen. Beide Institute halten Tagesdienst; 
es sind Unfalldepots in einzelnen Stadtbezirken errichtet, die 
Sanitätswachen stehen unter ärztlicher Leitung und Kontrolle. 

Endlich möchte ich noch besonders hinweisen auf die zehn¬ 
jährige Wirksamkeit des deutschen Vereins für Volkshygiene 
in München, dessen Vorsitzender seit Gründung Rechtsrat und 
Reichstagsabgeordneter Woelzl ist; der Verein steht in enger 
Verbindung mit allen Fürsorgeverbänden und wirkt gemeinnützig 
durch intensive Belehrungsarbeit, Anträge und Anregungen bei 
den Behörden und Schaffung praktischer Einrichtungen (Koch- 
und Haushaltungskursen, Milchschankstellen und dergleichen). 

Und blicken wir nun auf die statistischen Ergebnisse 
der letzten 11 Jahre, so können wir feststellen: 

Die allg. Sterblichkeit Münchens betrug auf 1000 Einw.: 1900: 25,1 


1905: 20,1 
1910: 15,0 

Die Säuglingssterblichkeit. 1900: 10,8 

1905: 7,0 
1910: 3,9 

Von 100 Sterbefällen überhaupt fielen 

auf das 1. Lebensjahr. 1900:42,8 

1905: 34,1 
1910: 24,4 

Von 100 Lebendgeborenen starben im 

1. Lebensjahre . 1900: 80,1 
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Von 100 Lebendgeborenen starben im 1. Lebensjahre: 1906: 22,6 

1910:16,5 

Die Sterblichkeit an Lungentuberkulose betrag auf 

1000 Einw.: 1900: 3,2 
1906: 2,9 
1910: 2,0 

Die Sterblichkeit fast sämtlicher Infektions-Krankheiten ist 
in ständigem Abnehmen. 

Wenn wir den Aufschwung des Fflrsorgewesens in unserer 
Zeit als erfreulichste Erscheinung des Öffentlichen und privaten 
Lebens begrüßen dürfen, so kann uns nicht entgehen, daß der 
ärztliche Stand es ist, dem ganz vornehmlich die Pflicht der 
Teilnahme und Führung obliegt, der aus und in der Wohl¬ 
fahrtspflege an Bedeutung, an Ehre und Verantwortlichkeit zu¬ 
nimmt. Der Arzt wird mehr und mehr Erzieher des Volkes; 
kaum eine Wohlfahrtseinrichtung kann gedeihen ohne seine Mit¬ 
wirkung, ja ohne seine Anregung und Beratung. 

Der Arzt ist es, der das Wohl und Gedeihen der Säuglinge 
behütet; er ist Vater und Helfer des Kindesalters, der Kinder 
vor und im schulpflichtigen Alter. Die Schäden und Gefahren 
der Jugend soll er hintanhalten, das heranwachsende Geschlecht 
bis zur Militärpflicht des Knaben, bis zur Heiratsfähigkeit der 
Mädchen soll er als Schul- und Fürsorgearzt nie außer Acht 
lassen; die dienende und arbeitende Bevölkerung beobachtet und 
behandelt er als Kassen- und Anstaltsarzt; er sieht den Einfluß 
des Berufes, der Lebensarbeit; er steht helfend und begutachtend 
zur Seite den Kranken- und Unfallverletzten, dem Invaliden, 
Gebrechlichen und Rahebedürftigen. Als Hausarzt waltet er in 
den Familien. 

Mit dem wachsenden Einfluß wird der Arzt am empfindlichsten 
treffen das Pfuschertum, den großen Schädling am Volkswohlstände. 

Der Arzt steht mitten im Volk, alle Warnungen und Lehren 
aus der Ferne nützen nichts im Vergleich mit dem lebendigen 
Worte des großen Volksfreundes. 

Mehr wie früher besteht bei der wachsenden Bevölkerung, 
bei dem Hasten und Treiben des Tages für den praktizierenden 
Arzt die Gefahr, im Drange der Behandlung zahlreicher Krank¬ 
heitsfälle die Prophylaxe zu vernachlässigen. Und doch ist der 
Arzt, der sie nicht pflegt, ein schlechter Hausarzt, selbst wenn 
er ein berühmter Mann geworden ist. Nur der sorgt für das 
Wohl der Menschheit, wie es dem Arzt geziemt, der sich der 
Verhütung der Krankheiten annimmt, der nicht nur den Kranken, 
sondern auch den Menschen in allen Lebenslagen behandelt. 

Der moderne Arzt kann sich den modernen Bestrebungen 
für das Wohl des Volkes gar nicht entziehen, ohne standes- 
unwttrdig zu handeln! 

Jeder Arzt ist berufener gelernter Hygieniker! 

Was der Amtsarzt zu tun hat, besagt zunächst seine 
Dienstanweisung. Sowohl in der preußischen, wie in dem Entwurf 
der bayerischen ist neben den allgemeinen und besonderen Amts- 
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pflichten auf: die Betätigung der Wohlfahrtspflege namentlich 
▼erwiesen. 

Der Amtsarzt hat, nach der Dienstanweisung, als staatlicher 
Gesundheitsbeamter die gesundheitlichen Verhältnisse des Kreises 
zu beobachten, auf die Bevölkerung anfklärend und belehrend 
einzuwirken, mit den Aerzten in stetem Verkehr zu bleiben. Seine 
Ortsbesichtigungen haben sich auf alle för das Öffentliche Ge¬ 
sundheitswesen wichtigen Verhältnisse und Einrichtugen zu er¬ 
strecken; er hat gemeinnützige Bestrebungen anzuregen und zu 
unterstützen. Die Wohnungsbygiene, die Bekämpfung des Alko- 
holismus, die Beteiligung an der Ueberwachung der Prostitution, 
die spezielle Fürsorge für das Schulwesen, für das Säuglings¬ 
wesen, für Krankenfürsorge und die Bekämpfung sozialer Schäden 
und Uebel ist ihm in besonderen Ausführungen zur Pflicht gemacht. 

Der Amtsarzt ist der praktische Hygieniker im Hauptamt, 
der Spezialist hierfür. Sein Beruf ist die Beobachtung und 
Ueberwachung aller hygienischen und sanitären Verhältnisse von 
Amts wegen, die Beratung der Behörden und der Bevölkerung in 
diesen Angelegenheiten, die Initiative, die Anregung von Ver¬ 
besserungen und Abstellung von Mißständen, der Vollzug oder 
die Ueberwachung des Vollzuges aller Bestimmungen im Staats¬ 
medizinalwesen, die für die Pflege der Gesundheit und des Volks¬ 
wohles erlassen sind. Der Amtsarzt arbeitet für den Staat, für 
die Gemeinde, für die Einzelnen aus dem Volke. 

Es ist wahrlich nicht leicht, sich in dieses umfangreiche 
Gebiet einzuarbeiten. Das muß aber geschehen, der Amtsarzt 
muß es unbedingt beherrschen. Dann ist sein Schaffen ein vor¬ 
nehmes und einflußreiches. Wie sich der Amtsarzt zur Wohl¬ 
fahrtspflege stellt, ist wohl aus meinem Vortrag im Zusammen¬ 
halt mit den zugewiesenen Amtspflichten ersichtlich. Es wäre 
der Erörterung wert, wie er sich in jedem einzelnen Zweige 
der Wohlfahrtspflege betätigen soll. 

Jegliche Art der Fürsorge ist wichtig. Die lokalen Ver¬ 
hältnisse sind aber oft grundverschieden. In der einen Stadt 
sind bereits umfassende staatliche oder gemeindliche Einrichtungen 
getroffen, in dem einen Kreise besteht ein besonderes Bedürfnis 
für die Säuglingspflege, in einem anderen Bezirke ist die Tuber¬ 
kulose, der Alkoholismus dringlicher zu bekämpfen. 

Allumfassend ist die Wohlfahrtspflege, die Gesundheits¬ 
fürsorge; insbesondere das Wohlfahrts- und Gesundsheitswesen 
der Großstadt kann nicht eng umgrenzt werden! 

Wo staatliche oder gemeindebehördliche, wo private Fürsorge 
einzusetzen bat, kann nicht reinlich geschieden werden; die Auf¬ 
gaben verschieben sich; gerade die Bestrebungen und Erfolge 
freiwilliger Hilfeleistungen haben schon die besten Gesetze ge¬ 
zeitigt. So verwischen sich auch die Grenzen der Tätigkeit des 
Laien, des Arztes, des Amtsarztes. Wir haben auch Orte, in 
1 ien der Amtsarzt der einzige Arzt ist. Die Arbeite Verteilung 
r et sich nach dem Bedürfnisse. 

Auch darin liegt eine Kunst, mit scharfem Blick den ver- 
uen Verhältnissen gerecht zu werden. 
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Die Kleinkinderfür sorge und Tuberkulose-Beratung kann man 
in ländlichen Bezirken nicht ohne Schaden von der ärztlichen 
Behandlung trennen. Bezüglich der schulärztlichen Tätigkeit 
habe ich vor einigen Jahren die Sätze aofgestellt: Eine schul¬ 
ärztliche Einrichtung soll an allen Orten bestehen, uro nur immer 
ein Arzt ist; die Aufgabe des Schularztes im allgemeinen ist die 
individuelle Hygiene des Schulkindes. Es kann nicht Sache deB 
Amtsarztes sein, diese zu pflegen; zur Untersuchung und Ueber- 
wachung der Kinder hat er keine Zeit und nicht einmal die 
Fähigkeit, wie der Arzt, der mitten in der Schulgemeinde lebt, 
der Kinder und Eltern persönlich kennt. Der Amtsarzt soll 
jedes Schulhaus seines Bezirkes genau kennen, mit den örtlichen 
Verhältnissen vertraut und mit dem Schulpersonal in geschäft¬ 
licher Verbindung sein. 

Man wird das vielleicht ideale Betrachtungen nennen; die 
Durchführbarkeit wird selten gegeben sein! Je weiter wir uns 
aber von diesem Ideale entfernen, desto unvollkommener wird die 
Einrichtung. 

Tüchtige und eifrige Verwaltungsbeamte und Amtsärzte 
wünschen die Schaffung eigener Wohlfahrtgsämter. Im deut¬ 
schen Süden sind wir gegen Aemter zurückhaltender; für unsere 
großstädtischen Einrichtungen kann ich die Schaffung eines 
eigenen Wohlfahrtsamtes oder Parlamentes, einer Ueberzentrale, 
nicht zweckmäßig finden, wenn auch manche Zersplitterung der 
Kräfte hierdurch verhütet würde. 

Hier möchte ich wenigstens hinweisen auf eine Organisation, 
die in Bayern vor Jahren schon staatlich empfohlen, doch wieder 
seit längerem entschlummert ist, in Preußen aber neuerdings 
gesetzlich eingeführt ist — die Ortsgesundh eitskommissionen. 
Der bayerische Ministerial-Erlaß von 1875 „Aufstellung von Orts- 
gesundheitskommissionen“ wünscht unter anderem: „Es solle sich 
eine Anzahl von Männern zu dem Zweck verbinden, mit den 
Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege sich zu befassen; es 
soll Aufgabe der Kommission sein, alle sanitären Uebelstände des 
Bezirkes zu erforschen und die Mittel zu ihrer Beseitigung zu 
beraten und zu begutachten.“ 

Auch die preußischen Gesundheitskommissionen, die in 
größeren Städten Unterkommissionen bilden können, sollen sich 
über hygienische Fragen äußern und Vorschläge auf dem Gebiet 
des Gesundheitswesens machen. In Orten über 5000 Einwohner 
müssen sie vorhanden sein. 

Könnte man nicht eine Angliederung an bestehende größere 
Kommissionen, eine Erweiterung derselben als Auskunfts- und 
Fürsorgestelle für einen ganzen Bezirk ins Werk setzen? Es 
sind ja dieselben Amtspersonen, die sich der Wohlfahrtsämter 
und Gesundheitskommissionen annehmen sollen. 

In der Großstadt ist der Amtsarzt mit seinen Amtspflichten 
und seiner ganzen Persönlichkeit angeschlossen an die großen 
Verbände, Zentralen und Fürsorgestellen; er ist in der Vorstand¬ 
schaft oder im Ausschuß des Wohlfahrtzenstren, der öffentlichen 
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Armenpflege, in der Schulkommission, im Gesundheitsrat, wie in 
den staatlichen medizischen Ansschftssen. Er hat nach bestem 
Wissen die Errungenschaften der wissenschaftlichen Hygiene ins 
Praktische zu Übersetzen; er vermittelt zwischen den maßgebenden 
Faktoren, Behörden, Verbänden, statistischen Stellen. Und was 
ein Amtsarzt nicht vermag, besorgen deren mehrere, die wieder 
in enger organischer Verbindung stehen. Die Amtsärzte berichten 
alljährlich ausführlich an ihre Vorgesetzte Stelle. 

Ob im großen oder kleineren tätig, der Amtsarzt ist überall 
an wichtiger Stelle; er erleichtert sich seine Amtsführung ganz 
wesentlich durch den innigen Anschluß an die Kollegen. Da 
geht es wie bei der Diagnostik: was einer nicht sieht, sehen wohl 
mehrere. Wir alle sind ein festgeschlossener Bund im Deutschen 
Medizinalbeamtenverein. Treu wollen* wir in Nord und Süd 
zu8ammenstehen, nach dem Vorbilde und unter der Leitung 
von Männern, die seit Jahren uns vorangeschritten sind. Robert 
Koch ging aus unseren Reihen hervor. Der stattliche Band, der 
anläßlich des 25 jährigen Bestehens des Preußischen Medizinal¬ 
beamtenvereins zur Ausgabe gelangte, führt deutlich vor Augen, 
was ein Zusammenschluß wert ist. Es ist eine Pflicht dank¬ 
barer Anerkennung, auch zu gedenken der Fundgrube von Be¬ 
lehrung, wie sie seit Jahren unsere schlichte Medizinalbeamten- 
Zeitung bietet; denn es erscheint keine Nummer, die nicht unser 
Wissen, unsere Kenntnisse bereichert. In dem Wogen und Walten 
des lebendigen Volkes stehen wir auf der Warte, mit der Leuchte 
der Wissenschaft vorbeugend den verhängnisvollen Schatten des 
Unheils. 

Sanitas — Gesundung — ist unsere Losung! 

Saluber — heilbringend, — heißt sauber. Die Reinlichkeit, 
die Gesundheit sind eines Ursprunges, Töchter des Lichtes! Der 
Amtsarzt ist ihr Bannerträger! 

(Lebhafter Beifall.) 

2. H. Geh. Med.-Rat Dr. Fielitz - Halle a. S., zweiter Re¬ 
ferent: M. H.! Die Verhältnisse auf dem Lande sind nicht nur 
ganz andere als in der Stadt, sondern sie sind auch in den ein¬ 
zelnen Gegenden Deutschlands außerordentlich verschieden. 

Während in den Großstädten die Organisation der Wohl¬ 
fahrtspflege eine ziemlich gleichmäßige ist, muß sie sich in Land¬ 
kreisen der Eigenart jedes Bezirkes anpassen. Es ist natürlich, 
daß industrielle Kreise andere Bedürfnisse haben als rein land¬ 
wirtschaftliche, dicht bevölkerte andere als schwach bevölkerte, 
weit ab von Großstädten liegende andere als solche Kreise, die 
eine Großstadt einschließen. Weiter spielt der Volkscharakter 
eine gewisse Rolle: Er erschwert oder erleichtert das Ver¬ 
ständnis für die Wohlfahrtspflege. Vor allen Dingen aber stehen 
den ländlichen Kreisen nicht die großen Mittel zur Verfügung, 
wie sie in Großstädten mit reicher Bevölkerung leicht aufgebracht 
werden. Der Städter fügt sich in die Notwendigkeit, einer ganzen 
Reihe gemeinnütziger Vereine angehören zu müssen, der Landmann 
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hat hierzu weder Mittel Doch Neigung. Man wird deshalb bei 
Organisation der ländlichen Wohlfahrtspflege versuchen müssen, alle 
Kräfte in einem einzigen Verein zasammenznfassen. Endlich aber 
fehlen vielfach Personen, die Zeit nnd Interesse fflr die Arbeit an 
der Volkswohlfahrt haben. Das ist ganz anders in den Städten, wo 
immer männliche nnd weibliche Hilfskräfte znr Verfügung stehen. 

So ist es erklärlich, daß die ländliche Wohlfahrtspflege nnr 
langsame Fortschritte macht and nicht imstande ist, von Anfang 
an alle Objekte dieser Pflege in den Bereich ihrer Tätigkeit za 
ziehen. Es will mühsam ein Gebiet nach dem andern erobert 
werden. Am schwierigsten liegen die Verhältnisse bei weit ver¬ 
streuter Bevölkerung and in den Bezirken, die an eine Großstadt 
grenzen. 

Betrachten wir jetzt kurz die verschiedenen Organisationen, 
so werden wir nach dem Gesagten verstehen, warum eigentliche 
Fürsorgeämter noch keinen Eingang in ländlichen Kreisen 
gefunden haben. Fast durchweg liegt die Wohlfahrtspflege in 
den Händen von Vereinen, und zwar sind es in erster Linie die 
verschiedenen Frauen vereine, die die Arbeit leisten: in Nord¬ 
deutschland besonders die Zweigvereine des Vaterländischen 
Frauenvereins und die „Frauenhilfe“ des Ev. kirchl. Hilfsvereins. 
Die soziale Friedenstätigkeit dieser Vereine umfaßt nicht nur 
die eigentliche Krankenpflege, sondern auch die Sorge für Kinder, 
für die weibliche Jugend und die Volksgesundheitspflege im 
weiteren Sinne. Ueberall hat ihre Tätigkeit mit der Organi¬ 
sation geordneter Krankenpflege begonnen. Dabei gingen 
die Vereine richtig von der Ueberzeugung aus, daß die Gemeinde¬ 
krankenpflege ihre wichtigste Aufgabe ist; denn auf dem Lande 
ist auch heute noch eine wirkliche Krankenpflege ohne Gemeinde¬ 
schwestern nur in Ausnahmefällen möglich. Unverstand, Aber¬ 
glaube, auch Mangel an Zeit und Geschick schädigen häufig die 
Kranken und erschweren die ärztliche Hilfe. Als Kranken¬ 
pflegerinnen kommen vor allem in Betracht die berufsmäßig 
ausgebildeten Pflegerinnen der evangelischen Mutterhäuser, der 
katholischen Ordensgenossenschaften, die Schwestern des evangeli¬ 
schen Diakonievereins und die Rote-Kreuz-Schwestern, außerdem 
aber auch die freiwilligen Landkrankenpflegerinnen. 

Bei Anstellung der Gemeindeschwestern beteiligt 
sich überall der Kreis; auf diese Weise erhält der erste Beamte 
des Kreises auch einen genügenden Einfluß auf diese Medizinal- 
personen. Der beamtete Arzt kontrolliert die Pflegestationen und 
gehört wohl ausnahmslos dem Vorstande des Frauenvereins als 
ärztlicher Berater an, ist also immer in der Lage, die Tätigkeit 
der Schwestern zu beobachten. Es muß freilich in dieser Be¬ 
ziehung noch mehr geschehen; denn in vielen Bezirken unter¬ 
stehen die Gemeindeschwestern oder Pflegerinnen auch heute noch 
ausschließlich der geistlichen Aufsicht. So sehr wir wünschen 
müssen, daß der geistliche Einfluß erhalten bleibt, so dürfte doch 
eine engere Verbindung der Gemeindepflege mit den ansässigen 
Aerzten und ganz besonders mit dem beamteten Arzte geboten 
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sein. Nor ganz allmfthlich scheint das Mißtrauen vieler Aerzte 
gegen die Gemeindepflegerinnen zu schwinden; es sind auch ans 
neuerer Zeit wieder Fälle bekannt geworden, in denen die 
Schwestern unbedingt ihre Befugnisse überschritten haben. Damit 
wird der guten Sache geschadet; denn segensreich kann eine 
Gemeindeschwester nur wirken, wenn sie sich in erster Linie 
älu Gehilfin der Aerzte ansieht. Die Landes- Versicherungsanstalt 
Sachsen-Anhalt hat deshalb den Kreisärzten eine Beteiligung an 
der ganzen Einrichtung dadurch gesichert, daß sie den jährlichen 
Zuschuß zu jeder Pflegestation von einer Bescheinigung des 
Kreisarztes über das Vorhandensein der vorgeschriebenen Instru¬ 
mente und sonstigen Gegenstände zur Krankenpflege abhängig 
macht. 

Eine geordnete Krankenpflege auf dem Lande 
fördert den Sinn für Wohlfahrtsbestrebungen und ver¬ 
anlaßt weitere Maßnahmen im Interesse der Gesundheitspflege. 
Die Kreise haben in der Mehrzahl das Desinfektionswesen 
geregelt; es sind Krankentransportgeräte geschafft; des¬ 
gleichen werden Mittel bereit gestellt, um spezialärztliche 
Hilfe allen Kranken za verschaffen, die solcher bedürfen. Für 
Krüppel and Geisteskranke wird aach in Landkreisen 
nach Möglichkeit gesorgt. 

Die beamteten Aerzte haben zu all diesen Einrichtungen 
gewöhnlich den Anstoß gegeben. Ihrer Anregung ist es auch zu 
danken, wenn vielfach in der Bekämpfung übertragbarer Krank¬ 
heiten planmäßiger als früher vorgegangen wird. Am schwierigsten 
sind auf dem Lande Absonderungsräume zu beschaffen; 
gerade aus diesem Grunde ist auch eine wirksame Bekämpfung 
der übertragbaren Kinderkrankheiten unmöglich. Hier kann nnr 
die Einrichtung kleiner Krankenhäuser hellen, die ausschließlich 
zu Ab8onderungszwecken benutzt werden. An solche Häuser sind 
keine großen Ansprüche zu stellen; denn die Kosten dürfen nicht 
erheblich sein. Ich habe selbst in meinem Bezirk einen ersten 
Versuch mit vorzüglichem Erfolg gemacht, und halte weitere 
Gründungen für eine der dringendsten Aufgaben. 

Schwierig ist auch eine Tuberkulosebekämpfung auf 
demLande, trotzdem wir wissen, daß die Tuberkulosesterblich- 
keit in manchen Landbezirken überaus hoch ist. Auf diesem Ge¬ 
biete hat das Land im Gegensatz zu den Städten sehr bescheidene 
Erfolge aufzuweisen. Die weiteste Organisation findet sich im Groß¬ 
herzogtum Baden, wo sich an mehr als 500 Tuberknloseausschüssen 
sämtliche Aerzte beteiligen. Auf je drei Gemeinden des Landes 
fällt ein Ortsausschuß, so daß für das ganze Großherzogtum gesorgt 
ist. Es gelingt bei dieser Organisation, alle Seuchenherde festzu¬ 
stellen; dagegen fehlt die einheitliche ärztliche Beratung, wie sie bei 
Fürsorgestellen gewährleistet wird. Die Ausschüsse sorgen über¬ 
all für Aufklärung Über das Wesen der Tuberkulose und nehmen 
sich der bereits Erkrankten an. Zur Aufklärung dienen Merk¬ 
blätter, Flugschriften, ein Wandermuseum und ärztliche Vorträge. 
Am meisten wird aber erreicht durch Belehrung von Person zu 
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Person in ergriffenen Familien, eine Aufgabe, der sich Gemeinde¬ 
pflegerinnen oder weibliche Mitglieder der Ortsausschüsse unter¬ 
ziehen. Unvollkommen bleibt nur noch die Versorgung unheilbar 
Erkrankter. 

In anderen Teilen Deutschlands hat man auf Anregung der 
beamteten Aerzte zur Bekämpfang der Tuberkulose ländliche 
Fflrsorgestellen nach dem Beispiel der Großstädte eingerichtet. 
Am besten ist die Organisation in einigen preußischen Landkreisen: 

Im Landkreise Mülheim a. Bh. stehen s. B. 9000 M. jährlich zur 
Verfügung. Die ganze Einrichtung stützt sich auf die Aerzte, die Mitglieder 
einer in jeder Bürgermeisterei bestehenden Kommission sind. Diese Kommission 
prüft alle von Aerzten begründeten Anträge und empfiehlt Maßnahmen bei 
einer Kreiskommission, die aus dem Land rat, zwei Krelsausschußmitgliedern 
und dem Kreisarzt besteht, der etwaige Nachuntersuchungen vornimmt. Die 
Kontrolle der Fürsorgeerkrankten wird von einem fest besoldeten Kreislürsorger 
ausgettbt, der in einer Lungenheilstätte ausgebildet und als Desinfektor amt¬ 
lich geprüft ist. Er erstattet dem Kreisarzt und dem Kommisslonsvorsitzenden 
regelmäßigen Bericht. 

Aehnlich ist die Organisation im Kreise Hamm. Hier sind 
7 Fürsorgestellen eingerichtet, die von einem Ausschüsse verwaltet werden, 
dem Verwaltungsbeamte, Aerzte und Vertreter der Krankenkassen und der 
LandesversicheruDgsanstalt angehören. Als Vertrauensarzt ist jeder Arzt tätig. 
Io den ländlichen Gemeinden haben die Krankenschwestern iür Ermittlung und 
Belehrung der Kranken zu sorgen. Die nötigen Mittel zur Einrichtung sind 
der Organisation zugeflossen vom Deutschen Zentralkomitee zur Bekämpfung 
der Taberkulose und vom Kreisausschusse, während Landesversicherungsanstalt 
und Krankenkassen fortlaufende Beiträge zahlen. Es werden Beihilfen ver¬ 
schiedener Art (Betten, Wohnungsmiete) gewährt, auch wird Heilstätten¬ 
behandlung ermöglicht und besonders für Absonderung Schwerkranker gesorgt. 

Im Landkreise Essen wird die Bekämpfung der Tuberkulose von 
5 Fürsorgestellen aus geleitet. An jeder solchen Steile wirkt ein Arzt und 
eine Krankenschwester. Die Kranken werden beraten; es wird ihnen gezeigt, 
wie sie die Wohnung reinhalten, die Wäsche behandeln, die Spuckgläser ge¬ 
brauchen usw. müssen. Endlich werden Kranke Heil- oder Erholungsstätten 
überwiesen. 

Das sind einige Beispiele von Einrichtungen in Landkreisen 
naeh großstädtischem Master. Leider ist es nar in dicht be¬ 
völkerten industriellen Landkreisen möglich, die Fürsorgestellen 
allen Gemeinden zugänglich zu machen. 

Gewiß wäre es mit Freuden zu begrüßen, wenn man Maß¬ 
nahmen, wie sie Prof. Dr. Jacob für den kleinen Kreis Hümm¬ 
ling empfiehlt, durchführen könnte, also alle ungesunden Woh¬ 
nungen beseitigen, alle Menschen von der Geburt an unter ärzt¬ 
liche’ Obhut stellen, ihnen reichliche und einwandfreie Nahrungs¬ 
mittel verschaffen, für ihre Körperpflege sorgen usw. könnte. Das 
läßt sich aber leider nicht durchfuhren. 

Es bleibt auf dem Lande nur übrig, mit den gegebenen 
Mitteln zu rechnen und für deren zweckmäßigste Verwendung zu 
sorgen. Ich komme deshalb immer wieder darauf zurück, daß 
die Frauenvereine durchaus imstande sind, auch in 
der Taberkulose bekämpfang Ersprießliches zu leisten. 
Vorbedingung bleibt die Einrichtung von Gemeindepflegestationen. 
Die Gemeindeschwestern ermitteln tuberkulös Erkrankte und Über¬ 
nehmen nach Anweisung der behandelnden Aerzte Belehrung und 
Pflege, sorgen auch, wo es notwendig erscheint, für Unterstützungen 
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aus den Mitteln des Frauenvereins, sowie für Unterbringung in 
Heilstätten, wenn nicht Versicherungsanstalt oder Krankenkassen 
eintreten. Besonders wichtig ist die Sorge für die von der 
Tnberknlose bedrohten Kinder. Einfache Wald- 
erholungsstätten leisten hier vorzügliches. Der Frauen¬ 
verein meines Kreises z. B. hat vor einigen Jahren auf meine 
Anregung eine solche Erholungsstätte mit Tag- und Nachtbetrieb 
gegründet, in der jährlich 80 Kinder mit großem Erfolg verpflegt 
werden. Diese, wenn auch einfach, so doch zweckmäßig gebauten 
Anstalten müßten in Mengen errichtet werden. Sie sind Ferien¬ 
kolonien weit vorzuziehen und nicht nur für Stadtkinder nötig. 
Besonders für Mädchen ist es häufig von bleibendem Einfluß, 
wenn sie gesehen haben, wie wohl sich ein Mensch fühlt, der täg¬ 
lich den ganzen Körper reinigt und in einem reinen Bett bei 
offenem Fenster schläft. 

In vielen Kreisen ist kostenlose Wohnungsdesin¬ 
fektion beim Tode oder Umzug Tuberkulöser eingeführt. 
Die preußischen Kreisärzte sind auf Grund des Ministerial-Erlasses 
vom 16. Oktober 1908 verpflichtet, auf diese Desinfektionen hin¬ 
zuwirken. 

Ebenso schwierig wie die Tuberkulosebekämpfung gestaltet 
sich auf dem Lande die Säuglingsfürsorge; gleichwohl müssen 
wir Mittel und Wege finden, um die Säuglingssterblichkeit in 
Landkreisen herabzudrücken. Eine Fürsorge nach dem Muster 
der Großstädte ist unmöglich. Auf dem Lande werden wir 
eine Verminderung der Säuglingssterblichkeit nach 
meinen Erfahrungen nur erreichen durch allgemeine 
Wiederaufnahme des Selbststillens; alle anderen Mittel 
können unbeachtet bleiben. Erreichen werden wir dieses Ziel, 
wenn wir für gute Wochenbettpflege und für Aufbesserung des 
Hebammenstandes sorgen. Mindestens 6 Wochen sollte es 
jeder jungen Mutter ermöglicht werden, sich zu schonen und aus¬ 
schließlich der Pflege ihres Neugeborenen zu widmen. Nach der 
Reichs-Versicherungs-Ordnung sind die Landkrankenkassen ver¬ 
pflichtet, den Wöchnerinnen mindestens 4 Wochen Schwanger¬ 
schaf tsunterstützung und Mutterschutz zu gewähren, wenn diese 
der Gewerbeordnung nicht unterstehen; in letzterem Falle ist 
8 Wochen Unterstützung gesichert. 

Es kommt also nur darauf an, daß ernstlich auf die Pflicht 
des Selbststillens hingewiesen wird; das kann am eindring¬ 
lichsten durch die Hebamme geschehen, die für die Landfrauen 
fast ausnahmslos eine Vertrauensperson ist. Nun können wir 
nicht leugnen, daß der Hebammenstand noch nicht ganz auf einer 
Höhe steht, die bei allen seinen Mitgliedern genügendes Ver^ 
ständnis voraussetzen läßt. Pflicht der beamteten Aerzte, als 
der Vorgesetzten der Hebammen, ist es deshalb, auf eine gründ¬ 
liche Hebung des Standes zu dringen. Dazu ist vor allen Dingen 
nötig, daß die Hebammen für Alter und Krankheit versorgt 
werden, daß sie genügende Einnahmen erzielen und sich gewissen¬ 
haft weiter zu bilden suchen durch Beteiligung an Hebammen- 
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vereinen und an Wiederholungslehrgängen. Der ganze Stand mnß 
so gehoben werden, daß seine Mitglieder verstehen lernen, welche 
Gefahr fär unser Volk eine hohe Säuglingssterblichkeit bedeutet. 
Dann werden wir hotten dürfen, daß in allen Landkreisen das 
Selbststillen wieder Regel wird. 

Trotzdem muß nebenbei für genügende Milchmengen 
gesorgt werden, schon deshalb, weil die älteren Kinder heute 
vielfach Milch oder Milchspeisen gar nicht mehr erhalten. Für 
manche Landstriche bleibt nur eine Hebung der Ziegenzucht 
übrig; denn die Molkereien entziehen den Dorfbewohnern den 
größten Teil der Kuhmilch. Einzelne Kreise unterstützen deshalb 
die Beschaffung guten Zuchtmaterials; von Wert sind die in 
verschiedenen Gegenden gebildeten Ziegenzuchtvereine. Im Kreise 
Limburg wurde festgestellt, daß Ziegen einer guten Rasse bis 
zu 1400 Liter Milch im Jahre geben können. 

Für die vorschulpflichtigen Kinder beginnt man 
ebenfalls auf dem Lande zu sorgen, indem mehr und mehr Kinder¬ 
gärten geschaffen werden, die sich auch in rein landwirtschaft¬ 
lichen Gegenden als recht nützlich erweisen. Die Kleinen brauchen 
nicht tagsüber auf der Straße zu liegen oder bei ungünstigem 
Wetter eingeschlossen zu bleiben, so lange die Mutter landwirt¬ 
schaftliche Arbeiten verrichtet; sie werden auch einigermaßen 
an Ordnung und Sauberkeit gewöhnt. Besonders aber wird es 
den Müttern ermöglicht, sorglos der Arbeit nachzugehen und so 
zu besserem Unterhalt der Familie beizutragen. 

Von größter Bedeutung ist auch in Landkreisen die Sorge 
für die Schuljugend. Freilich stehen wir hier weit hinter 
den Städten zurück, aber es ist doch schon mancher schöne 
Anfang zu verzeichnen. Man muß bedenken, wie schwer in rein 
ländlichen Bezirken schulärztliche Ueberwachung einzurichten ist. 
Der beamtete Arzt kann nicht oder nur in sehr kleinen Kreisen 
jährlich alle Dorfschulen durchmustern; er kann und soll nur 
derjenige Arzt sein, der die Ergebnisse regelmäßiger Unter¬ 
suchungen der Schulkinder zur Erkennung und Feststellung 
etwaiger Schäden benutzt und auf deren Beseitigung dringt. In 
jüngster Zeit hat eine lebhafte Propaganda der Zahnärzte ein¬ 
gesetzt, nach der es fast den Anschein gewinnen könnte, als ob eine 
zahnärztliche Untersuchung die Hauptsache wäre, und als ob 
der Zahnarzt den Schularzt zu ersetzen vermöge. Ueber dieses 
Verhältnis spricht sich sehr gut eine Vertagung des Regierungs¬ 
präsidenten in Minden vom 19. Jnni 1908 dahin aus, daß in 
erster Linie auf eine schalärztliche Ueberwachung Bedacht zu 
nehmen ist, und daß eine zahnärztliche wie jede andere spezial¬ 
ärztliche Untersuchung der Schulkinder nur nebenher in Betracht 
kommen und jene niemals ersetzen kann. Gewiß ist ein gutes 
Gebiß das erste Erfordernis, soll ein Kind frisch und kräftig 
gedeihen. Die Ursachen der heutigen Zahnverderbnis auf dem 
Lande liegen aber in erster Linie in der üblen Nachahmung 
städtischer Gewohnheiten. In früheren Jahrzehnten war die 
Zahnbürste bei Landkindern ebenfalls unbekannt, aber sie wurde 
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ersetzt durch das selbstgebackene grobgeschrotete Brot mit harter 
Rinde. Der Uebergang zu städtischer Lebensweise hat Überhaupt 
zu einer Verschlechterung der Ernährung auf dem 
Lande geführt. Roggenmehlsuppe ist den Kindern entschieden 
dienlicher sls der jetzige Morgenkaffee mit dem weichen kalk* 
armen Weißbrote. Milchnahrung für Kinder verschwindet auf 
dem Lande immer mehr. Es fehlt vielen Frauen an richtigem 
Verständnis für Auswahl und Zubereitung der Nahrungsmittel. 
Die Ernährung der ländlichen Jagend leidet auf solche Weise; 
das zeigen die Schulbesichtigungen, bei denen ein großer Prozent¬ 
satz unterernährter Kinder gefunden wird. Die Zeit muß kommen, 
wo im Interesse der Volkswohlfahrt auch sämtliche Landschulen 
unter ärztlicher Aufsicht stehen. Der beamtete Arzt hat die 
Pflicht, immer wieder auf dieses Ziel hinzuweisen. Man darf 
allerdings nicht dieselben Ansprüche machen wie in der Großstadt, 
aber auch auf dem Lande lassen sich halbjährlich schulärztliche 
Untersuchungen ausführen, wenn nicht sofort im ganzen Kreise, 
so doch allmählich. Ich selbst habe es doch schon in meinem 
Landkreise dahingebracht, daß 6 Schulärzte und 1 Zahnarzt be¬ 
schäftigt werden. Aehnlich ist es in vielen anderen Bezirken; 
wir sehen also, daß auch hier das Interesse und eine lebhafte 
Initiative des beamteten Arztes das Mögliche erreicht. 

Wie weit sich dieser bei der Sorge um die schul¬ 
entlassene Jugend beteiligen soll, richtet sich ganz nach 
seinen persönlichen Beziehungen und Neigungen. 

Ueber die Bedeutung der Jugendpflege für unser 
Deutsches Volk brauche ich nicht zu reden. Es fragt sich nur: 
Ist solche Jugendpflege auch auf dem Lande notwendig P Diese 
Frage ist durchaus zu bejahen. Mit wie einfachen Mitteln hierbei 
viel geleistet werden kann, lehrt die Organisation des Kreises 
Schmalkalden: In den Landgemeinden dieses Kreises gehören 
85°/o der Jagend zwischen Schalentlassung und Militärpflicht 
Körperpflegevereinen an. Das ist aber leider nur eine Ausnahme. 
Die männlichen Jugendlichen sind im allgemeinen schwer 
zusammenzuführen, wenigstens zu Zwecken der Volkswohlfahrt. 
Vielleicht helfen Fortbildungsschulen, wenn ihr Besuch auf dem 
Lande überall obligatorisch wird. 

Die weibliche Jugend ist eher zu beeinflussen; das 
ist von ganz besonderem Werte für die Förderung unserer Land¬ 
bewohner. Vor allen Dingen sind Haushaltungsschulen 
von größtem Nutzen für alle die Laudmädchen, die unmittelbar 
nach der Schulentlassung einen Dienst antreten oder Fabrik- 
beschäftigang aafsachen. Auch hier leistet das Großherzogtum 
Baden das Beste. Dort ist der Hanshaltangsunterricht mit dem 
für alle Volksschülerinnen obligatorischen Fortbildungsunterricht 
verbanden. Sämtliche Volksschttlerinnen müssen nach Verlassen 
der Schale noch 1 Jahr lang wöchentlich die vorgeschriebene 
Anzahl Standen am Fortbildungsanterricht teilnehmen. Auch in den 
Kreisen Lyk und Johannisburg sind in den Landgemeinden etwa 
50 Haashaltangsschulen vorhanden, in denen jährlich 350 Schü* 
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lerinnen unterrichtet werden.. Aehnliche Beispiele gibt es noch 
mehr. 

Hauptsächlich lassen sich die Frauenvereine die Einrichtung 
von Koch- und Haushaltungsunterricht angelegen sein. 
In ländlichen Gemeinden sind freilich nur Wanderkoch¬ 
schulen möglich, da eine ständige Einrichtung zu teuer ist. 
Für den beamteten Arzt bietet sich Gelegenheit zu volks¬ 
tümlichen Vorträgen in Fortbildungs- und Haushaltungsschnlen 
über Gesundheitslehre. 

Alle solche Einrichtungen sind aber nur Notbehelfe, so 
lange es nicht möglich ist, für Landkreise umfassendere Or¬ 
ganisationen zu schaffen. Das dürfte am besten zu erreichen 
sein durch Anstellung sogen. Landpflegerinnen, die in 
einer Landpflegeschule (z. B. Ober - Schönfeld) ausgebildet sind 
und vom Kreise festbesoldet werden. Sie hätten ihre Kräfte aus¬ 
schließlich der weiblichen Jugend zu widmen, diese in der Haus¬ 
haltung, im Kochen und in der Körperpflege zu unterweisen und 
in regelmäßigen Zusammenkünften auch in sittlicher Beziehung 
zu beeinflussen. Junge Damen mit guter Vorbildung würden auf 
solche Weise viel zum Wohle unserer Landbevölkerung beitragen. 

Die Volksgesundheitspflege hat weiter zu sorgen für 
gesunde Wohnungen und für einwandfreies Trink¬ 
wasser. Auch in dieser Beziehung steht das Land den Groß¬ 
städten erheblich nach. Wohnungsnot gibt es nicht nur in 
der Stadt, sondern auch auf dem Dorfe, zumal da, wo eine herum¬ 
ziehende Arbeiterschaft die früher seßhaften Einwohner verdrängt 
hat. Wesentliche Fortschritte sind der Beteiligung der beamteten 
Aerzte za danken, denen die regelmäßigen Ortsbesichtigungen, 
die Kontrolle der Arbeiterkasernen, Schlafstellen und Herbergen 
obliegen. Auch in Zukunft, selbst wenn ein Wohnungsgesetz 
erlassen werden sollte, wird in ländlichen Bezirken in erster 
Linie der Amtsarzt die Forderungen der Wohnungsbygiene zu 
vertreten haben. In Preußen sind Fortschritte seit Erlaß des 
Kreisarztgesetzes nicht zu verkennen. 

Ebenso steht es mit guter Trinkwasserversorgung. 
Nar schwer und mit Widerstreben trennt sich der Landbewohner 
von seinem Hofbrunnen, der seit Urväters Zeiten den Misthaufen 
als Nachbar sah und angeblich trotz verfaulten Brunnenrohres 
„das beste Wasser“ lieferte. In wenig Jahren hat sich das Ver¬ 
ständnis für einwandfreie Brunnenanlage so gesteigert, daß wir 
allmählich hoffen dürfen, mit den alten fehlerhaften Wasser¬ 
entnahmestellen ganz aufzuräumen. Wir finden schon ganze 
Kreise, in denen wenigstens die öffentlichen Brunnen tadellos 
angelegt sind. Häufig werden mangelhafte Trinkwasserverhältnisse 
durch Anlage zentraler Versorgungen beseitigt. Auch hier ver¬ 
danken wir die meisten Fortschritte den Gesundheitsbeamten. 

Ganz anders spielt sich das Wirken des Amtsarztes 
in Landgemeinden ab als in der Stadt. Was in der Stadt 
einfach durch polizeiliche Verfügung geschieht, das erreicht der 
ländliche Amtsarzt gewöhnlich nur durch persönliche Einwirkung. 

3 * 
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Deshalb ist es für ihn von größter Wichtigkeit, das Vertrauen nicht 
nur des ersten Beamten, sondern der ganzen Bewohnerschaft seines 
Kreises zn besitzen. Nnr so wird er seiner Aufgabe, an der För¬ 
derung des Wohles nicht nnr der Arbeiter, sondern der ganzen 
Landbevölkerung mitzuwirken, gerecht werden können. Er muß 
sich an allen Bestrebungen beteiligen, die dieses Ziel verfolgen; 
er muß nicht nur zur leiblichen, sondern auch zur sittlichen He¬ 
bung des Volkes beitragen, sei es durch Vorträge, sei es durch 
Beteiligung an Vereinen zur Bekämpfung des Alkoholmiß¬ 
brauchs, der Schundliteratur u. dergl. Insbesondere liegt 
ihm ob, für Aufklärung über die Schädlichkeit des Alkoholmiß¬ 
brauchs zu sorgen. Familienabende, Lehrerkonferenzen, Fortbil¬ 
dungsschulen bieten hierzu Gelegenheit, ebenso die passende 
Bücher&uswahl für Volks- und Schülerbibliotheken. 

In der Stadt teilt sich die Arbeit auch in ärztlichen Dingen: 
dort gibt es Stadtärzte, Schul-, Armen- und Polizeiärzte; in 
Landkreisen hält der beamtete Arzt alle Fäden in seiner Hand 
als technischer Berater des ersten Beamten. Der ländliche Amts¬ 
arzt muß sich infolgedessen viel mehr mit Kleinarbeit beschäftigen, 
wird aber lebhafte Befriedigung empfinden, wenn er dank seiner 
Kenntnisse und seiner Leistungen soziale Schäden verschwinden 
sieht. Freilich werden dem Amtsärzte, der mit Lust und Liebe 
in Wohlfahrtspflege arbeitet, erhebliche Opfer an Zeit zugemutet. 
Vor allen Dingen muß er seinen ganzen Kreis und dessen Be¬ 
wohner genau kennen lernen; er sollte deshalb möglichst so gestellt 
sein, daß er seinen Wohnort nicht zu wechseln braucht, denn an 
jedem neuen Platze fängt er sozusagen von vorn an. 

Er muß für seine Weiterbildung sorgen, muß an allerlei 
Besichtigungen und Fortbildungskursen teilnehmen und braucht 
viele Zeit, wenn er alle Fragen eingehend prüfen will, welche 
die Wohlfahrt seiner Kreiseingesessenen fördern können. 

Ich bin überzengt, daß der beamtete Arzt nach Verlauf 
weniger Jahre genötigt ist, einen großen Teil seiner Arbeitskraft 
in den Dienst der Wohlfahrtspflege zu stellen; das würden wir 
aber alle im Interesse unseres Volkes nur lebhaft begrüßen können, 
denn die Größe unseres Vaterlandes gründet sich auf seine 
gesunde und kräftige Bevölkerung! 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Zunächst möchte ich den beiden Herren 
Referenten im Namen des Vereins unseren verbindlichsten Dank 
für ihre vorzüglichen Ausführungen aussprechen. 

Sodann eröffne ich die Diskussion: 

H. Kreisarzt Dr. Ascher-Hamm: M. H. 1 Wenn eich die Wohlfahrts¬ 
pflege oder, wie ich sie richtiger bezeichnen möchte, die Gesundheitsfür¬ 
sorge — denn das ist eigentlich das Gebiet des beamteten Arztes — außer 
in der Großstadt auch auf dem Lande und in den zwischen Land und Groß¬ 
städten stehenden Mittelstädten ausbreiten soll, so müssen zwei Bedingungen 
erfüllt sein: Einmal muß die Fürsorge, wie es Kollege Fielits ausgefubrt 
hat, auf das notwendigste Maß zurückgeführt werden, das heißt, es muß das 
Notwendige Ton dem Wünschenswerten getrennt werden, und zweitens muß 
der beamtete Arzt Ton dem vielen Kleinkram, den er noch aus früherer Zeit 
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mitschleppt, so entlastet werden, dafl er nicht nur die Zeit, sondern auch die 
Freiheit des Kopfes dafür hat. Es ist deshalb notwendig, eine Organisation 
za schaflen, die es ihm ermöglicht, sich von dem Kleinkram za entlasten and 
so diesen neaen Aufgaben, die immer mehr an ihn herantreten werden, gerecht 
za werden. Eine solche Organisation haben wir in Hamm, in einem west¬ 
fälischen Kreise, der sich aas einer Mittelstadt von etwa 40000 Einwohnern 
and einem Landkreise von 93000 Einwohnern zasammensetzt, geschaffen. Ich 
mochte mir erlauben, Ihnen die Grundsätze, ans denen heraas diese Organi¬ 
sation geschaffen warde, in Kürze darzalegen. 

Ich darf vielleicht hei der Taberkalose anfangen. Wir müssen ans 
bei deren Bekämpfung von dem Beispiel der Bispensaires frei machen. Wir 
müssen dem preofiischen Koltnsministeriam zwar dafür dankbar sein, daß es 
ans die Kenntnis der Dispensaires vermittelt hat; aber sie sind geschaffen in 
einem Lande, in dem es keine Versicherungspfiicht gibt and in dem der größte 
Teil der Bevölkerung des Arztes entbehrt. Bei ans sind sie nicht nötig. In 
der Tat sind mit dem Begriff der Taberkalosefürsorge eigener Arzt and eigene 
SprechBtande nicht anmittelbar verknüpft. Das Beispiel von Mühlheim, das 
bereits geschildert wurde, das Beispiel von Hamm and selbst von Königsberg 
and verschiedenen ostpreaßischen Kreisen beweisen, daß es möglich ist, 
Taberkalosefürsorge darchsaführen, ohne einen eigenen Arzt anzastellen and 
eine eigene Sprechstande vorzasehen, Einrichtungen, die den größten Teil der 
geringen Mittel absorbieren würden. Man maß, wie wir es getan haben, jedem 
Arzt das Vertrauen entgegenbringen, daß er auch Vertrauensarzt ist. Was 
könnte er im schlimmsten Falle darch eine unrichtige Diagnose schaden ? Viel¬ 
leicht, daß wir in einem Falle etwa mehr Mittel geben, als wir es sonst getan 
hätten. Aber das sind immerhin bescheidene Mittel, die noch lange nicht dem 
Gehalt eines Arztes and den Kosten einer eigenen Sprechstunde entsprechen. 
Wenn wir ein Batt geben, werden wir doch immer noch fragen, ob der Ver¬ 
dächtige aach Taberkelbazillen im Aaswarf hat. Das ist eine Aufgabe, die 
am besten Medizinalantersachangsämtern oder ähnlichen Steilen überlassen 
bleibt; and da ist vielleicht das Beispiel von Westfalen belehrend, wo die 
Landesversicherangsanstalt den Medizinalantersachangsämtern einen gewissen 
Beitrag hierfür leistet. Wenn wir die Taberkalosefürsorge aal das nötige 
Maß reduzieren, haben wir drei Pankte: Erstens Belehrang, zweitens Ver¬ 
teilung kleiner Unterstützungen, am diese Belehrang wirksam za machen, 
and drittens Beschaffang von Heilbehandlung. Zar Belebrang brauchen wir 
Helfer, and diese müssen wir daher nehmen, wo wir sie bekommen. Ich habe 
bereits in Königsberg mit Arbeitern gearbeitet, mit gebildeten and weniger 
gebildeten. Am liebsten sind mir gebildete Leate. Wo sie nicht za haben 
sind, nehmen wir aach die Kräfte, die Bich freiwillig zur Verfügung stellen, 
and die aas allen Kreisen der Bevölkerung genommen werden können. So 
haben wir in Hamm einen Gesandheitsbeamten, der von der Stadt später als 
Schatzmann angestellt worden ist, der Sanitätsanteroffizier war, lür die 
Sache vorbereitet worden ist and aasgezeichnete Dienste geleistet hat. Wir 
haben daneben eine Hilfsdame angestellt. Aaf dem Lande nehmen wir Ge¬ 
meindeschwestern; wo diese nicht vorhanden sind, haben sich die Geistlichen 
für die Sache zar Verfügung gestellt and führen nicht nar diese, sondern 
nach die noch za schildernden anderen Fürsorgesachen darch.' 

Wenn wir dieses Beispiel: Belehrang, Gewährung von|kleinen 
Unterstützungen and Heilbehandlung durchführen, so werden 
wir sehen, daß wir den größten Teil der Fürsorgebehandlang darauf reduzieren 
können. 

Nehmen Sie weiter den Alkoholismns. Aach hier wieder Belehrang, 
eventaell mit der nötigen kleinen Unterstützung, and Heilbehandlung. Aach 
hier kann wieder die Fürsorgestelle, die einmal dafür eingerichtet ist, mag 
sie organisiert sein wie sie will, die Sache mit übernehmen. 

Nan kommt die Säaglingsfürsorge. Wir haben in der Stadt 
Hamm zwei Mütterberatungsstellen and aaf dem Lande aach noch zwei, die 
von Aerzten abgehalten werden. Sie bestehen im wesentlichen aas einer 
großen Kinderwage uni einem kleinen Fonds für Milch. Alle Woche einmal 
übernimmt einer der praktischen Aerzte freiwillig — natürlich immer viertel¬ 
jahrsweise — die Beratung; ich selbst stehe als Reserve zar Verfügung. 
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Hier bat sieh wieder gezeigt, dafi freiwillige Helfer, die für die Einführung 
der Sache Ton großem Vorteil sind, doch in Tersehiedenen Fällen vertagen. 
Im Sommer nämlich gehen die meisten Aerzte weg, und da ist es notwendig, 
sie durch eine bezahlte Kraft zu ergänzen. 

Non kommt außer Tuberkulosenfürsorge, Alkoholfflrsorge, Sänglings- 
fürsorge noch die Kinderfürsorge. Hier müssen wir uns die Lehrer 
heranzoziehen suchen, und da haben wir jetzt ein Verfahren eingeführt, das 
wir mit Hilfe der königlichen Regierung in Arnsberg durcbzuiühren im Begriff 
sind. Wir führen in allen Schulen Gesundheitsbogen ein und stellen einmal 
im Jahre durch Maß und Gewicht fest, wieviel Kinder unter dem Durchschnitt 
ihres SoUgewichtes bleiben. Wir nehmen das Durchschnittsgewicht und sehen 
nach, wieviel ein Kind von einer gewissen Länge eingentlich haben müßte. 
Wenn es 10% darunter bleibt, soll es in Fürsorge genommen werden. Auch 
hier wieder Belehrung, eventuell Unterstützung und dann erst Heil¬ 
behandlung. Das läßt sich alles mit ganz geringen Mitteln machen. Es 
handelt sich nur darum, daß wir einen großen Plan haben. Für die Kinder¬ 
fürsorge sind wir auf die Lehrer angewiesen, die mit uns arbeiten. Wir 
haben auch Schulärzte, deren Tätigkeit jetzt von ihrem bisherigen Schema, 
das im wesentlichen eine Nachbildung der Tätigkeit des Kreisarztes war, in¬ 
sofern abweicht, als ihnen nur noch die gesundliche Fürsorge der Schüler 
obliegt, während Baulichkeiten und andere Einrichtungen der Kreisarzt bei 
seinen Besichtigungen zu kontrollieren hat. Dadurch ist ihre Tätigkeit freier 
geworden; sie können nun auch auf diesem Gebiet intensiver arbeiten. 

Die einzelnen Medizinalbeamten, selbst wenn sie einen großen Stab von 
Beamten unter sieh haben und man ihnen nicht nacbsagen kann, daß eie rein 
schematisch Vorgehen, brauchen Hilfskräfte; diese können wir aber nur 
durch die Fürsorgetätigkeit, durch ein solches Fürsorgeamt — an dem Be¬ 
griff „Amt" braucht man sich nicht zu stoßen, man kann es auch anders 
nennen, wenn 8ie wollen — bekommen. Als wir im vorigen Jahre in Hamm 
daran herangingen, für die Tuberkulosenfürsorge einen Beamten zu beschaffen, 
traten wir mit der Stadt in Verbindung. Wir haben keinen Verein gegründet, 
sondern nur eine kleine lose Kommission, namentlich aus Vorständen der 
Krankenkassen, weil diese durch einen Jahresbeitrag von 10 Pf. pro Kopf 
und Jahr — was ich Ihnen zur Nachahmung sehr empfehle — sich sehr nütz¬ 
lich gezeigt haben. Der erwähnte Beamte wurde entsprechend ausgebildet 
und von der Stadt übernommen, sobald ein Scbutzmannsposten frei geworden 
war; demzufolge mußte er auch in körperlicher Hinsicht Bedingungen erfüllen, 
die ein Schutzmann zu erfüllen hat. Er war vorher Sanitätsunterolfizier und 
hat dadurch, daß er in der Fürsorgestation ausgebildet worden ist, nicht nur 
gelernt Krankheiten zu bekämpfen, sondern mit kranken Menschen umzugehen. 
Das halte ich für wichtig, daß ein solcher Mann erst einmal weiß, daß das 
Objekt seiner Tätigkeit der Mensch ist. 

Ich resümiere mich dahin: Wenn Sie nach dem von mir kurz ge¬ 
schilderten Plan Vorgehen, glaube ich, werden Sie mit ganz bescheidenen 
Mitteln nicht nur eine Fürsorgetätigkeit für die Tuberkulose ausüben, sondern 
sich für die weiteren Aufgaben eine wertvolle Hilfe schaffen. (Beifall.) 

Vorsitzender: Wünscht sonst noch jemand das Wort? — 
Es ist nicht der Fall. Ich schließe nunmehr die Diskussion über 
die beiden Vorträge und eröffne diese über den von den beiden 
Referenten aufgestellten Schlußsatz, der folgendermaßen lautet: 

„Der beamtete Arzt muß sich als staatlicher Ge¬ 
sundheitsbeamter an allen Aufgaben der öffentlichen 
und privaten Wohlfahrtspflege beteiligen. Seine Pflicht 
ist es, den Schäden nachzuforschen, die die Volks¬ 
wohlfahrt fortdauernd bedrohen, damit er recht¬ 
zeitig und mit Erfolg auf ihre Beseitignng hinwirken 
kann.“ 

Auch hierzu meldet sich Niemand zum Wort; ich glaube 
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auch, daß wir wohl alle diesem Schlußsatz, den ich jetzt zur Ab¬ 
stimmung bringe, zustimmen können. Ich bitte diejenigen, die 
damit einverstanden sind, sich von ihren Plätzen zu erheben, 

(Geschieht.) 

Sie haben sich alle erhoben, der Schlußsatz ist somit ein¬ 
stimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zum letzten Gegenstände unserer 
heutigen Tagesordnung. 


IV. lieber gerichtliche Leichenöffnungen. 

Herr Prof. Dr. Richter, Vorstand des gerichtlich-medizin. 
Institutes und Landgerichtsarzt in München: M. H.! Unter den 
verschiedenen Aufgaben, die dem ärztlichen Sachverständigen auf 
seiner oft recht dornenvollen Laufbahn erwachsen, kann unter 
Umständen die gerichtliche Leichenöffnung eine sehr schwere und 
verantwortungsvolle Aufgabe darstellen. Ich betone das „kann“ 
besonders deshalb, weil von Autoren, die mit unserem Fach direkt 
nichts zu tun haben, den Schwierigkeiten und der Verantwortung 
bei der Vornahme gerichtlicher Leichenöffnungen im allgemeinen 
keine Übergroße Rolle zugeschrieben wurde mit Konsequenzen, auf 
die ich später noch zu sprechen komme. 

Wir alle oder wohl die meisten von nns haben gerichtliche 
Leichenöffnungen gemacht, die, ich möchte sagen, im Handumdrehen 
erledigt waren. Wenn irgend ein Mensch einen Stich ins Herz 
bekommt, wenn er dann nach ein paar Schritten tot zusammen- 
stürzt, ist ja eigentlich die Leichenöffnung mehr eine Formalität. 
Man kann nach den Umständen allein schon sagen, daß der Tod 
mit der Handlung des Täters in Zusammenhang steht, und wenn 
doch eine Leichenöffnung gemacht wird, so hängt das mit den for¬ 
malen Bestimmungen der Strafprozeßordnung zusammen. Ander¬ 
seits ist es aber gewiß nicht zu leugnen, daß unter Umständen 
die gerichtliche Leichenöffnung an das Pflichtgefühl und an die 
Verantwortung, an das Wissen und Können der Sachverständigen 
Anforderungen stellt, die ganz beträchtlich sind, und über solche 
Fälle wollen wir hier reden. 

Die Schwierigkeiten, die bei Leichenöffnungen sich er¬ 
geben im Vergleiche zu sonstigen Sparten der gerichtsärztlichen 
Tätigkeit, resultieren aus verschiedenen Umständen. Erstens ein¬ 
mal ist bei den Sektionen eine besondere Untersuchungstechnik 
notwendig, während bei Untersuchungen an lebenden Personen 
doch in der Regel eine besondere Technik nicht nötig ist. Weiter¬ 
hin ist bei der verhältnismäßigen Häufigkeit der Untersuchungen 
an lebenden Personen der Arzt mehr oder weniger in Uebung, 
während Sektionen seltener Vorkommen und der Arzt, der bei 
erlangter Approbation an und für sich keine sehr große Erfahrung 
und Uebung auf diesem Gebiete hat — bei dem allgemei 
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Mangel, der heute an den größeren Universitäten bezüglich des 
Leichenmaterials herrscht —, im Jahre vielleicht 4 oder 5 mal 
dazn kommt, eine Sektion zu machen; seine Uebnng nnd Erfahrung 
ist demgemäß vielfach nur gering. 

Zn diesen Schwierigkeiten kommen noch Umstände, die in 
den äußeren Verhältnissen liegen. Wer je im Leben nnter ungün¬ 
stigen Verhältnissen in irgend einer kleinen Leichenkammer oder 
gar in der Wohnung des Getöteten die Sektion gemacht hat, bei 
ungenügender Beleuchtung, bei einer ganz ungenügenden oder viel¬ 
leicht direkt gefährlichen Assistenz, der weiß, welche Schwierig¬ 
keiten dem Sachverständigen, namentlich auf dem Lande, bei der 
Vornahme von Sektionen erwachsen. Nicht zu unterschätzen ist 
auch das Bewaßtsein der großen Verantwortung, die dem Sach¬ 
verständigen bei einer gerichtlichen Leichenöffnung unter Um¬ 
ständen erwächst. Von seinem Gutachten hängt in vielen Fällen 
die Freiheit oder die unmittelbare Inhaftnahme eines Individuums 
ab, im weiteren Verlauf kann auch ein Leben davon abhängen. 
Ich erinnere hier besonders an die Fälle des Eindesmords. Da 
steht die Sache so, daß nur die Angaben der Beschuldigten vor¬ 
handen sind, Tatzeugen aber fehlen. Auf der anderen Seite steht 
der Sachverständige, der mit seinem Gutachten zu sagen hat, ob 
die Person das Kind getötet hat; denn eine andere Person kommt 
ja in der Regel nicht in Frage. Kann er sagen, daß der Tod 
gewaltsam eingetreten und daß er auf ein Eingreifen zurückzu¬ 
führen ist, so ist das Schicksal der Beschuldigten schon be¬ 
siegelt; gehen dann die Geschworenen auf sein Gutachten ein, so 
hängen von diesem einige Jahre eines Menschenlebens ab. Dieses 
Gefühl der Verantwortung hat gewiß jeder Sachverständige schon 
gehabt, namentlich in jüngeren Jahren, wo man noch nicht eine 
gewisse Routine hat und nicht weiß, worauf es bei dem Gutachten 
Di solchen Fällen ankommt oder sich wenigstens nicht immer da¬ 
rüber klar ist. In solchen Fällen ist das Gefühl der Verant¬ 
wortung außerordentlich groß; ihm hat auch v. Hofmann in 
der Einleitung seines Lehrbuches sehr treffend Ausdruck gegeben. 

Wenn wir uns nun fragen, welche Irrtümer und welche 
Fehler bei derartigen Untersuchungshandlnngen Vorkommen 
können, so wären zunächst Fehler der Technik zu erwähnen. 
Ich möchte jedoch darauf hinweisen, daß diese Fehler der 
Technik, die uns theoretisch immer als sehr wichtig hingestellt 
werden und die auch zu besonderen Vorschlägen bezüglich der 
Wahl des Sachverständigen geführt haben, eine recht unterge¬ 
ordnete Rolle spielen. Es hat allerdings Ungar im vorigen 
Jahre auf der Tagung der Deutschen Gesellschaft für gerichtl. 
Medizin in Königsberg, wie ich aus dem Berichte 1 ) entnehme, 
einen Fall berichtet, wo Aerzte beim Aufschneiden des Herz¬ 
beutels das Herz aDgescnnitten und dann geglaubt haben, es wäre 
eine Ruptur des Herzens. Das soll freilich nicht Vorkommen; 


') Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin etc.; Jahrgang 1911. 
II. Sapplementheft, S. 3. 
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denn das ist gewiß ein grober Fehler. Aber im großen und 
ganzen spielt die Technik doch nicht eine so große Bolle, wie 
man ihr znschreibt. 

Nehmen wir znm Beispiel den Fall irgend eines Herzstichs 
an. Gewiß haben viele von den Herren derartige Sektionen schon 
gemacht. Daß da die Technik außerordentlich schwer wäre, daß 
man durch irgend welche Fehler der Technik ein Unheil anrichten 
könnte oder bei einem Stich in ein Gefäß oder bei einem Schädel, 
der durch einen Schlag zertrümmert wurde, das ist nicht anzu¬ 
nehmen. Ich kann auch nach meinen Erfahrungen bei der Ueber- 
Prüfung zahlreicher Sektionsbefunde von Landgerichtsärzten in 
Bayern nicht zugeben, daß grobe, für die Sache bedeutungsvolle 
Fehler infolge von Mängeln der Technik Vorkommen. Es ist ja 
natürlich: wer geübt ist, wird mit einer Sektion schneller fertig 
werden; er wird schneller wissen, was er zu tun hat; er wird 
sich auch früher klar werden Über den Fall. Aber daß derjenige, der 
weniger geschickt ist von Natur aus, oder weil er weniger in die 
Lage kommt, Sektionen zu machen, durch Fehler der Technik 
großes Unheil anrichten kann, glaube ich nicht. 

Das Merkwürdige ist allerdings, daß in den Vorschriften, die 
ich später erwähnen werde, gerade auf diese technischen Details, 
auf die sonst so viel Gewicht gelegt wird, und die namentlich bei 
den gewaltsamen Todesarten Besonderheiten erheischen, nicht 
genügend eingegangen wird. 

Die zweite Gruppe von Irrtümern kommt vor bei der Dia¬ 
gnose, das heißt bei der Auffassung eines Leichenbefundes; 
da ist die Sache allerdings schon etwas prekärer. Derartige Irr- 
tümer kommen tatsächlich vor; sie können auch recht verhängnis¬ 
voll werden. Es ist mir aus den Befunden, welche ich überprüft 
habe, ein Fall bekannt, wo die Obduzenten eine Pachymeningitis 
haemorrhagica interna nicht erkannt und auf ein unmittelbar dem 
Tode vorangegangenes Schädeltrauma bezogen haben. Es hat 
sich da um einen Mann gehandelt, der einen Schuß in die Brust 
bekommen hatte mit einer zweimaligen Durchbohrung der Aorta 
descendens, ans welcher Verletzung er sich verblutete. Da haben 
die Kollegen keine Blutung in den Schädeldecken gefunden, auch 
keine Verletzung des Schädels, aber einen 3 cm dicken, aus derbem 
faserstoiiigen peripheren und flüssigem zentralen Anteil bestehen¬ 
den Bluterguß an der Innenseite der harten Hirnhaut mit mulden¬ 
förmiger Vertiefung der Oberfläche einer Großhirnhälfte, so daß 
man nach der genauen Beschreibung sagen konnte, es hat eine 
Pachymeningitis interna Vorgelegen. 

Nun kann man diesen Fehler von zwei Seiten betrachten. 
Erstens einmal vom rein naturwissenschaftlichen Standpunkt kann 
man sagen: es ist ja begreiflich, daß die Herren das nicht erkannt 
haben, denn eine Pachymeningitis haemorrhagica sieht man nicht 
häufig. Es kann deshalb dem einen oder dem anderen passieren, 
daß er eine Pachymeningitis haemorrhagica nicht gesehen hat 
und daher an der Leiche nicht kennt. Aber da komme ich nun 
auf etwas anderes, was bei unserer Tätigkeit eine große Rolle 
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Mangel, der hente an den größeren Universitäten bezüglich des 
Leichenmaterials herrscht —, im Jahre vielleicht 4 oder 5 mal 
dazu kommt, eine Sektion zn machen; seine Uebnng nnd Erfahrung 
ist demgemäß vielfach nur gering. 

Zn diesen Schwierigkeiten kommen noch Umstände, die in 
den äußeren Verhältnissen liegen. Wer je im Leben unter ungfln- 
stigen Verhältnissen in irgend einer kleinen Leichenkammer oder 
gar in der Wohnung des Getöteten die Sektion gemacht hat, bei 
ungenügender Beleuchtung, bei einer ganz ungenügenden oder viel¬ 
leicht direkt gefährlichen Assistenz, der weiß, welche Schwierig¬ 
keiten dem Sachverständigen, namentlich auf dem Lande, bei der 
Vornahme von Sektionen erwachsen. Nicht zu unterschätzen ist 
auch das Bewußtsein der großen Verantwortung, die dem Sach¬ 
verständigen bei einer gerichtlichen Leichenöffnung unter Um¬ 
ständen erwächst. Von seinem Gutachten hängt in vielen Fällen 
die Freiheit oder die unmittelbare Inhaftnahme eines Individuums 
ab, im weiteren Verlauf kann auch ein Leben davon abhängen. 
Ich erinnere hier besonders an die Fälle des Eindesmords. Da 
steht die Sache so, daß nur die Angaben der Beschuldigten vor¬ 
handen sind, Tatzeugen aber fehlen. Auf der anderen Seite steht 
der Sachverständige, der mit seinem Gutachten zu sagen hat, ob 
die Person das Kind getötet hat; denn eine andere Person kommt 
ja in der Regel nicht in Frage. Kann er sagen, daß der Tod 
gewaltsam eingetreten und daß er auf ein Eingreifen zurückzu¬ 
führen ist, so ist das Schicksal der Beschuldigten schon be¬ 
siegelt; gehen dann die Geschworenen auf sein Gutachten ein, so 
hängen von diesem einige Jahre eines Menschenlebens ab. Dieses 
Gefühl der Verantwortung hat gewiß jeder Sachverständige schon 
gehabt, namentlich in jüngeren Jahren, wo man noch nicht eine 
gewisse Routine hat und nicht weiß, worauf es bei dem Gutachten 
in solchen Fällen ankommt oder sich wenigstens nicht immer da¬ 
rüber klar ist. In solchen Fällen ist das Gefühl der Verant¬ 
wortung außerordentlich groß; ihm hat auch v. Hofmann in 
der Einleitung seines Lehrbuches sehr treffend Ausdruck gegeben. 

Wenn wir uns nun fragen, welche Irrtümer und welche 
Fehler bei derartigen Untersuchungshandlungen Vorkommen 
können, so wären zunächst Fehler der Technik zu erwähnen. 
Ich möchte jedoch darauf hinweisen, daß diese Fehler der 
Technik, die uns theoretisch immer als sehr wichtig hiDgestellt 
werden und die auch zu besonderen Vorschlägen bezüglich der 
Wahl des Sachverständigen geführt haben, eine recht unterge¬ 
ordnete Rolle spielen. Es hat allerdings Ungar im vorigen 
Jahre auf der Tagung der Deutschen Gesellschaft für gerichtl. 
Medizin in Königsberg, wie ich aus dem Berichte 1 ) entnehme, 
einen Fall berichtet, wo Aerzte beim Aufsebneiden des Herz¬ 
beutels das Herz angescünitten und dann geglaubt haben, es wäre 
eine Ruptur des Herzens. Das soll freilich nicht Vorkommen; 
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■ .^iven Befundes, sich ein Urteil za bilden. Dieser Stand* 
i u.it des gesunden Menschenverstandes 1 ) in der Be- 
.. uxiaiig der Grundlagen für unser Gutachten, in der Benrteilnng 
...ci Umstände ist, glaube ich, für uns als Sachverständige viel 
.. . :.c ^mäßiger, als wenn man sich auf einen rein naturwisssen- 
.x liehen Standpunkt stellt und nur durch die objektive Be- 
•^..oiiug sich ein Urteil bilden will. 

G erade bezüglich der Unterscheidung zwischen Bißquetsch- 
scharfen Wunden habe ich als junger Arzt — es ist ca. 20 Jahre 
. — ein äußerst lehrreiches Beispiel erlebt, und zwar unter 
r h v. Maschka, der ja eine Kapazität ersten Ranges war. 
.. \.it es sich um folgendes gehandelt: 

Ei wurde mir eines Tages gemeldet, es wäre ein neugeborenes Kind 
'Efort, das habe eine gans merkwürdige Verletsnng, einen durchschnittenen 
'rkiefer. Ich ging gleich in den Leichenkeller hinunter; da lag das 
. u-borene Kind mit einer gewaltigen, 4—5 cm langen, anscheinend sebarf- 
uiieu Wunde, die sich yom rechten Mundwinkel nach hinten oben erstreckte. 
■■vxt der Meinung, die Matter habe eine Scheere oder ein Messer genommen 
1 dem Kinde den Mandwinkel auf geschnitten; in diesem Sinne äußerte ich 
ü zu dem alten Herrn, der die Leiche noch nicht gesehen hatte. Da kam 
^iileeht an mit meiner Diagnose, v. Maschka meinte: Das kenne ich 
i, das ist kein Messer und keine Schere gewesen. Die Mutter ist dem 

• mit ein paar Fingern in den Mund hineingefahren und bat ihm den 

• aiiiwinkel aufgerissen; was hätte denn das für einen Sinn gehabt, wenn sie 
. .a runde mit einem scharfen Werkzeug den Mandwinkel sufgsebnitten bitte? 

war natürlich sehr gekränkt darüber, daß der alte Herr, der das Kind 
' t gesehen hatte, es besser wissen wollte als ich, der das Kind mit eigenen 
4»~r>n gesehen hatte; am anderen Tage hat sich aber herausgestellt, daß er 
iaoh Recht gehabt hat und nicht ich, denn bei der Sektion hat sich ergeben, 
.«u der Mundboden zerwühlt und der Gaumen eingerissen war. Die Mutter 
tatsächlich, wie sie später gestand, dem Kinde mit einigen Fingern in 
J - Mund hineingefahren und hatte auf diese Weise die Zerreißung herbei- 
r "‘ffthrt. 

In diesem Falle hatte ich mich also auf Grund der rein natur¬ 
wissenschaftlichen Beobachtungsweise geirrt, während v. Maschka 
Q, *f Grund seiner langjährigen Erfahrung und logischen Schluß- 
f<i, gerung die richtige Diagnose gestellt hatte. 

So geht es vielfach. Namentlich wenn man schleunigst zu 
ö inem Augenschein geholt wird, wenn Gericht, Staatsanwalt, Poli¬ 
zei wissen wollen: Mit was für einem Instrument sind die Ver¬ 
letzungen zugefügt worden? Da kann man sich sehr stark täuschen, 
falls man sich nur auf Grund des (^scheinbar) objektiven Befundes 
äußern wollte. Ist es mir doch vorgekommen, daß ein Arzt be¬ 
hauptet hat, die getötete Person wäre mit einem scharfen Instrument 
gestochen und geschlagen, dann auch noch mit einem stumpfen 
Werkzeug verletzt worden, während alle Verletzungen mit einem 
stumpfen Instrument zugefügt worden waren, nur zeigten die einen 
mehr, die anderen weniger zackige und gequetschte Ränder, je 
nach den verschiedenen anatomischen Verhältnissen und der ver¬ 
schiedenen Richtung der Hiebe. Auch hier wäre es durch die 
einfache Ueberlegung, wie unwahrscheinlich die Anwendung so 


l ) Wir brauchen uns seiner nicht zu schämen; s. Goethe: Gespräche 
mit Eck er mann, 4. Februar 1829. 



42 


Dr. Biohter. 


spielt, das ist nämlich die logische Bearbeitung der Fälle 
nnd nicht bloß das naturwissenschaftliche Betrachten. Hätten sich 
die Herren bei der Sektion gesagt: Wie kommt denn das, wir 
wollen eine derartig kolossale Blutung in die Schädelhohle an¬ 
nehmen infolge eines Schlages unmittelbar vor dem Tode, und 
dabei hat der Mann doch nicht die geringste Blutung in den 
Schädeldecken und zwei LOcher in seiner Aorta descendens ge¬ 
habt, aus welchen das Blut in die linke Brusthöhle ftbergegangen 
ist. Hätten sie sich auf diese Weise geholfen, so hätten sie die 
naturwissenschaftliche Betrachtung, nämlich die Diagnose auf Grund 
einer vorangegangenen Kenntnisnahme der Pachymeningitis interna, 
gar nicht gebraucht, sondern sie wären auf dem Wege einer 
logischen Schlußfolgerung dahin gekommen, zu sagen: das kann 
nicht eine Blutung infolge eines Traumas sein, das hat mit dem 
betreffenden Delikt nichts zu tun, das muß etwas anderes sein, 
und wären vielleicht darauf gekommen, daß es sich um einen zu¬ 
fälligen Nebenbefund gebandelt hat. So wäre in diesem.Falle der 
Fehler zu vermeiden gewesen. 

Andere Fehler, die Vorkommen, sind, daß z. B. eine Ver¬ 
giftung nicht erkannt oder daß eine solche fälschlicherweise 
angenommen wird. Allerdings muß man da einige Kenntnisse haben. 
Wenn z. B. in einem Falle, den ich vor einigen Monaten gehabt 
und selbst seziert habe, der zuerst gerufene Arzt gemeint hat, 
die hellroten Totenflecke an der Frau rühren von einer Wurstver¬ 
giftung her, weil er gemeint hat, hellrote Totenflecke seien charak¬ 
teristisch für Wurstvergiftung, so ist das wohl ein Fehler, der 
eine gewisse Unwissenheit verrät. Aber auch dieser Fehler wäre, 
ganz abgesehen von der Diagnose, auf Grund der Inspektion zu 
vermeiden gewesen, wenn der Kollege sich überlegt, hätte, daß 
die Frau am Abend schlafen gegangen und am anderen Morgen 
tot aufgefunden worden war. Das soll eine Wurstvergiftung sein, 
weil sie am Abend zwei Würste gegessen hatte? Auch hier 
würde auf dem Wege der logischen Schlußfolgerung zu schließen 
sein: Das kann nach den Umständen des Falles nicht Wurstver¬ 
giftung sein, wie von den Angehörigen behauptet worden ist, 
sondern das muß etwas anderes sein; vielleicht wäre er dann 
auch auf die Idee gekommen, auf die wir beim ersten Anblick der 
Leiche gekommen sind, daß es nämlich eine Kohlenoxydvergiftung 
war und nicht eine Wurstvergiftung. 

Weiter werden Fehler gemacht insofern, als äußere Haut¬ 
wunden bezüglich des Instrumentes, das sie verursacht hat, 
irrig gedeutet werden; da kommen hauptsächlich auch wieder 
Verwechslungen vor zwischen Rißwunden, Quetschwunden und 
scharfen Wunden. Auch da kommt wieder das in Betracht, wo¬ 
rauf ich immer in den Vorlesungen zurückkomme: Sich nicht so 
sehr auf die naturwissenschaftliche Betrachtungsweise zu ver¬ 
lassen, nicht zu glauben, daß, wenn", man ein Präparat eine'.halbe 
Stunde anschaut, dann die Erleuchtung kommen wird, sondern 
alle möglichen Momente heranzuziehen, sie logisch zu verarbeiten 
und auf diese Weise, allerdings auch unter Heranziehung des 
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objektiven Befundes, sich ein Urteil za bilden. Dieser Stand¬ 
punkt des gesunden Menschenverstandes 1 ) in der Be¬ 
urteilung der Grundlagen für unser Gutachten, in der Beurteilung 
aller Umstände ist, glaube ich, für uns als Sachverständige viel 
zweckmäßiger, als wenn man sich auf einen rein naturwissen¬ 
schaftlichen Standpunkt stellt und nur durch die objektive Be¬ 
obachtung sich ein Urteil bilden will. 

Gerade bezüglich der Unterscheidung zwischen Bißquetach- 
und scharfen Wanden habe ich als junger Arzt — es ist ca. 20 Jahre 
her — ein äußerst lehrreiches Beispiel erlebt, und zwar unter 
Joseph v. Maschka, der ja eine Kapazität ersten Ranges war. 
Da hat es sich um folgendes gehandelt: 

Es wurde mir eines Tages gemeldet, es wäre ein neugeborenes Kind 
eingelielert, das habe eine gans merkwürdige Verlegung, einen durchschnittenen 
Oberkiefer. Ich ging gleich in den Leichenkeller hinunter; da lag das 
neugeborene Kind mit einer gewaltigen, 4—5 cm langen, anscheinend scharf- 
randigen Wunde, die sich vom rechten Mandwinkel nach hinten oben erstreckte. 
Ich war der Meinung, die Matter habe eine Scheere oder ein Messer genommen 
und dem Kinde den Mandwinkel aufgeschnitten; in diesem Sinne äußerte ich 
mich su dem alten Herrn, der die Leiche noch nicht gesehen hatte. Da kam 
ich schlecht an mit meiner Diagnose, v. Maschka meinte: Das kenne ich 
schon, dn9 ist kein Messer und keine Schere gewesen. Die Mutter ist dem 
Kinde mit ein paar Fingern in den Mund hineingefahren und hat ihm den 
Mundwinkel aafgerissen; was hätte denn das für einen Sinn gehabt, wenn sie 
dem Kinde mit einem scharfen Werkzeug den Mundwinkel sufgschnitten hätte? 
Ich war natürlich sehr gekränkt darüber, daß der alte Herr, der das Kind 
nicht gesehen hatte, es besser wissen wollte als ich, der das Kind mit eigenen 
Augen gesehen hatte; am anderen Tage hat sich aber herausgestellt, daß er 
doch Hecht gehabt hat und nicht ich, denn bei der Sektion hat sich ergeben, 
daß der Mandboden zerwühlt und der Gaumen eingerissen war. Die Matter 
war tatsächlich, wie sie später gestand, dem Kinde mit einigen Fingern in 
den Mund hineingefahren und hatte auf diese Weise die Zerreißung herbei¬ 
geführt. 

In diesem Falle hatte ich mich also auf Grund der rein natur¬ 
wissenschaftlichen Beobachtungsweise geirrt, während v. Maschka 
auf Grand seiner langjährigen Erfahrung und logischen Schluß¬ 
folgerung die richtige Diagnose gestellt hatte. 

So geht es vielfach. Namentlich wenn man schleunigst zu 
einem Augenschein geholt wird, wenn Gericht, Staatsanwalt, Poli¬ 
zei wissen wollen: Mit was für einem Instrument sind die Ver¬ 
letzungen zogefügt worden? Da kann man sich sehr stark täuschen, 
falls man sich nur auf Grund des ^scheinbar) objektiven Befundes 
äußern wollte. Ist es mir doch vorgekommen, daß ein Arzt be¬ 
hauptet hat, die getötete Person wäre mit einem scharfen Instrument 
gestochen und geschlagen, dann auch noch mit einem stumpfen 
Werkzeug verletzt worden, während alle Verletzungen mit einem 
stumpfen Instrument zugefiigt worden waren, nur zeigten die einen 
mehr, die anderen weniger zackige und gequetschte Ränder, je 
nach den verschiedenen anatomischen Verhältnissen und der ver¬ 
schiedenen Richtung der Hiebe. Auch hier wäre es durch die 
einfache Ueberlegung, wie unwahrscheinlich die Anwendung so 
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verschiedenartiger Werkzeuge sei, das Einfachste gewesen, ein 
einziges Werkzeug anzanehmen und damit der Wahrheit am nächsten 
zu kommen. 

Ich will anf diese Fehler bezüglich der Diagnose nicht weiter 
eingehen — Ungar (1. c.) hat ja noch mehrfache anderweitige 
Beispiele gebracht — und will gleich eine weitere Groppe von 
Fehlern besprechen, die auch forensisch eine Rolle spielen, das 
sind nämlich Fehler bezüglich der Aufnahme und Proto¬ 
kollierung des Befundes. Auch die schriftlichen Befunde 
lassen viel zu wünschen übrig. Wir sind ja natürlich in Deutsch¬ 
land und ziemlich in allen Eulturstaaten so weit, daß der Befand 
ordnungsmäßig anfgenommen werden mnß, daß er von dem Schrift¬ 
führer protokolliert und wiedergegeben wird. Vor Jahren hat ein 
älterer Kollege den Vorschlag gemacht, es sollte ein Gerichtsarzt 
— und zwar nur einer — während oder nach der Sektion ein 
paar Notizen machen und dann zu Hause den Befund nieder¬ 
schreiben. Das war in einer Arbeit, wo er auch über angeblich 
überflüssige Sektionen sich anfgehalten hat. Ich habe mich damals 
dagegen ausgesprochen, und wohl mit Recht; denn zu welchen 
Konsequenzen ein derartiger Vorschlag führen würde, haben wir 
erst vor einigen Monaten ersehen aus einer Arbeit von Cor in 1 ) 
in Lüttich. In Belgien ist es nämlich so, daß sich kein Mensch 
darum kümmert, wie die gerichtliche Sektion gemacht wird. Das 
Gericht bestellt zwei Sachverständige, die in irgendeiner Wohnung 
die Leiche inspizieren; da kommt es nun, wie Cor in berichtet, 
tatsächlich vor, daß die Obduzenten an demselben Tage, häufig 
auch erst nach mehreren Tagen aus dem Gedächtnis ein Protokoll 
niederschreiben. Diese Protokolle sollen wunderschön aussehen. 
Wenn es aber nachher zu einer zweiten Obduktion kommt, zeigt 
sich, daß das Protokoll mit dem Befand nicht übereinstimmt. Es 
wurden z. B. Schädelbrüche bei einem Neugeborenen genau be¬ 
schrieben ; nachher wurde dann festgestellt, daß der Schädel gar- 
nicht seziert worden war. (Heiterkeit.) Oder es wurde bei einem 
Familienmord ein Kind seziert, aber nur der Schädel, weil er 
verletzt war; das Protokoll umfaßte fünf Zeilen! Später ergab 
sich, daß es wichtig gewesen wäre, festzustellen, wann die Tat 
geschehen sei, ob das Kind an dem Tage schon etwas gegessen 
hatte, ob noch unverdaute Speisereste im Magen waren. Das war 
nachträglich nicht festzastellen, weil seit dem Morde läDgere Zeit 
verflossen war. Nun hat sich der Herr Sachverständige mit einer be¬ 
wundernswerten Schlauheit herausgeholftn; er hat gesagt: Wir 
hätten aus dem Sektionsbefande ohnedies nichts schließen können; 
denn die Kinder essen bekanntlich den ganzen Tag. (Heiterkeit.) 

Wenn nun auch in Deutschland und in fast allen Kultur- 
staaten derartige Vorkommnisse nicht möglich sind, soll doch nicht 
geleugnet werden, daß die Protokolle manchmal viel zu wünschen 
übrig lassen. Ich verkenne nicht die großen Schwierigkeiten. Es 


l ) Cor in: Reforme de l’expertise medico-judiciaire en Belgiijne. Bulletin 
de l’Acadt mie R. de U^decine de Belgique; UHU. 
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kommt mir auch heute, nachdem ich 7 bis 8000 Protokolle diktiert 
habe, noch vor, wenn ich schließlich znm Zwecke des ausführ¬ 
lichen Gutachtens mein Protokoll wieder lese, daß ich mir sage: 
das hättest du wohl etwas anschaulicher diktieren können. Ich 
sehe auch die Schwierigkeiten bei den jungen Aerzten, wenn sie 
nach zwei bis drei Jahren der Praxis die Prüfung für den ärzt¬ 
lichen Staatsdienst machen wollen und in den Kurs kommen; 
wenn man da beim Diktieren des Befundes nicht ausgiebig nach¬ 
hilft, dann bleiben sie einfach stecken; es ist ganz unmöglich, 
irgend etwas weiteres herauszubekommen, so daß ich immer sage, 
man sollte eigene Diktatkurse oder eigene Kurse für die Auf¬ 
nahme von Befunden einrichten. Das hätte gewiß seine großen 
Schwierigkeiten; auch wäre der Erfolg bei mangelnder (Jebung 
doch zweifelhaft. Vorläufig muß von den Aerzten der ältere 
den Befund diktieren, und der muß das können. Viele helfen sich 
in der Weise, daß sie irgend ein Schema zu Rate ziehen. Es ist 
das natürlich kein günstiger Ausweg, eher ein Umweg, da ja diese 
„Hilfe“ nie auf den konkreten Fall paßt. Aber was von Wichtig¬ 
keit ist, die Befunde, auf die es ankommt, z. B. bei einer Ver¬ 
letzung ihre Lage, Größe, Tiefe, die Beschaffenheit der Wundränder, 
den Wundkanal usw. genau zu beschreiben, das kann auch der 
weniger Geübte. Wenn einer etwa beschreibt: an der Vorder¬ 
seite des rechten Oberschenkels befindet sich eine Wunde — wo, 
weiß man nicht — und dann handbreit davon eine gleiche Wunde 
— wo, weiß man wieder nicht —, dann ist damit nichts zu machen. 
Das ist keine Beschreibung, die in ein Protokoll hineingehört. Er 
müßte sie nach einem fixen Punkt, nach der Spina anterior su- 
perior, nach der Schamfuge oder nach der Kniescheibe irgendwie 
lokalisiert haben, so daß man weiß, wo die Verletzungen gelegen 
waren. In dieser Beziehung kommen wirklich zahlreiche Fehler 
bei Protokollen insofern vor, als die Protokollierung undeutlich 
ist. Ich gebe den Herren immer den Rat, wenn sie ein der¬ 
artiges Protokoll diktiert haben, dann sollen sie es nach¬ 
träglich noch einmal durchlesen und sollen sich denken, ob 
sie sich nach dem Protokoll, das da diktiert worden ist, eine Vor¬ 
stellung bilden können, wie das gewesen ist; denn das ist ja der 
Zweck des Protokolls, daß ein Befund, der durch die Sektion ein 
für alle mal zerstört ist, auch ein für alle mal festgelegt wird. 
Man möchte sagen: es ist eine Beweisaufnahme zum ewigen Ge¬ 
dächtnis, weil eine spätere Beweisaufnahme in solchen Fällen nicht 
mehr möglich ist. 

Wenn nun bei der Technik keine Fehler gemacht worden 
sind, wenn die Diagnose sichergestellt, wenn auch der Befund mehr 
oder weniger vollständig und gut niedergelegt worden ist, dann 
kommt etwas, wobei wieder die logische Denkarbeit in Betracht 
kommt und die naturwissenschaftliche Beobachtung eine geringere 
Rolle spielt: Das ist nämlich die Verarbeitung des Befundes 
zum Gutachten. Gerade auch bei diesem Teil der gerichts¬ 
ärztlichen Tätigkeit möchte ich darauf hinweisen, daß wir hier 
auf die logische Verarbeitung aller in Betracht kommenden Um- 
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stände Gewicht legen müssen. Es geht nicht an, daß jemand sich 
einbildet: Ich habe da irgend etwas gesehen, und nnn maß sich 
der ganze Fall nach dem richten, was ich gesehen habe. Es sind 
ja die Befände nicht immer so eindeutig; es sind auch unsere 
Sinnesorgane nicht derartig, daß wir ans mit aller Sicherheit nnd 
in allen Fällen auf sie verlassen können. Außerdem wissen wir 
die ganzen Umstände in vielen Fällen nicht, und wenn irgend¬ 
welche Umstände bekannt sind, so ist es bei nicht ganz klaren, 
eindeutigen Befanden höchst gefährlich, sich rein auf Grund der 
Beobachtung mit den Umständen in Widersprach setzen zu wollen. 
Kurz, ich möchte auch da bei der Bearbeitung des Befundes zum 
Gutachten dringend raten, alle Umstände heranzuziehen, die für 
den Fall eine Bedeutung haben können nnd nicht bloß den Befand 
za berücksichtigen. 

Wenn wir ans weiter fragen: welche Maßnahmen können 
wir treffen, um nns vor irgend welchen Irrtümern gerade bei den 
gerichtlichen Sektionen zu hüten? so sind zunächst mehr formelle 
Kautelen anzutühren, die schon gegenwärtig bestehen. Die eine 
formelle Eautele besteht darin, daß regelmäßig zwei Aerzte zu 
einer Sektion zagezogen werden. Es ist ja nach der deutschen 
Strafprozeßordnung für alle gerichtlichen Leichenöffnungen vorge¬ 
schrieben, daß zwei Aerzte die Sektionen machen müssen; die 
österreichische Strafprozeßordnung geht sogar so weit, daß für alle 
ärztlichen Sachverständigenhandlungen, also auch für die Unter¬ 
suchung von Körperverletzungen an Lebenden zwei Sachverständige 
vorgeschrieben sind, auch für die psychiatrischen Untersuchungen. 
Diese Bestimmung ist gewiß ganz gut, und ich habe sie seiner¬ 
zeit anch gegenüber einem schon oben erwähnten Aufsatz von 
Kornfeld 1 ) über gerichtliche Sektionen verteidigt*). Vier Augen 
sehen mehr als zwei Augen. Es ist immer gut, wenn ein älterer 
nnd ein jüngerer Arzt dabei sind, die sich gegenseitig ergänzen; 
die reifere Erfahrung des älteren ergänzt durch das frischere 
Wissen des jüngeren, das allzu rasche Urteil des letzteren ge¬ 
hemmt und gemildert durch die Bedachtsamkeit des Alters. — 
Schließlich ist auch eine Sektion auf dem Lande bei den oft 
schwierigen Verhältnissen keine Kleinigkeit. Man denke nur 
an die physischen Unannehmlichkeiten bei den langwierigen Sek¬ 
tionen. 

Was die zweite tormelle Kautele anlangt, so besteht sie in 
dem Erlaß gewisser Vorschritten, die früher Regulative hießen 
und gegenwärtig in Bayern und in den andereren Bundesstaaten 
heißen: „Vorschriften für das Verfahren der Aerzte bei den 
gerichtlichen Untersuchungen von Leichen.* Der Wert solcher 
Vorschriften ist nicht zu unterschätzen. Sie können natürlich man¬ 
gelnde Uebung und mangelnde Erfahrung nicht ersetzen; immer¬ 
hin sind sie für den, der wenig Uebung hat, doch wertvoll, insofern 
sie ihm einen Führer geben, ihn darauf aufmerksam machen, auf 


') Kornfeld: Ueberflassige Sektionen; Groß’Archiv, Bd. VIII, S. 194. 
*) Richter: Ueberfldssige Sektionen; ibid., Bd. VIII, S. 3ö3. 
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was er achten muß, nnd insofern sie ihn vor Unterlassangen be¬ 
wahren können. Allerdings muß ich von den Vorschriften, wie 
sie jetzt — in Bayern seit 1908, in Preußen seit 1905 — be¬ 
stehen nnd die im wesentlichen gleichlautend sind, sagen, daß sie 
mir nicht sehr praktisch erscheinen. Ich will auf eine ausführ¬ 
liche Kritik der Vorschriften nicht eingehen, da eine solche in 
einer der nächsten Nummern der Münchener Medizinischen Wochen¬ 
schrift erscheinen wird. Was ich an den Vorschriften zu be¬ 
mängeln habe, ist nicht anf Grund irgend welchen Besserwissen- 
wollens, sondern einfach auf Grund jahrzehntelanger Erfahrung: 
daß sie höchst unnötig kompliziert sind. Ich sehe gar 
nicht ein, warum im Deutschen Reich derartige komplizierte und 
vielfach unpraktische Vorschriften nötig sein sollen, wenn man 
andernorts mit einfachen Sektionsmethoden auskommt, und wenn 
man doch immer mit Rücksicht darauf, daß viele Sektionen auf 
dem Lande Vorkommen, unter schwierigen Verhältnissen, von wenig 
geübten Obduzenten gemacht werden, an dem Grundsatz festhalten 
muß, daß sie so einfach wie möglich zu gestalten sind. Da 
müssen Sie z. B. nach den Vorschriften bald mit dem Kopf, 
bald mit der Brust oder dem Bauch anfangen, was manchmal zu 
komischen Konsequenzen führt. Ich will Ihnen das an einem 
Beispiel erläutern: 

Ein junges Mädchen war in der Nacht plötzlich verstorben. Sie hatte 
ein Verhältnis mit einem Lehrer gehabt, der ihr wahrscheinlich irgend ein 
Mittel verabfolgte, um einen Abortus herbeizutühren. Kurz, es wurde die 
gerichtliche Sektion veranlaßt, teils wegen des Verdachts einer Wurstvergif¬ 
tung, teils wegen des Verdachtes einer Fruchtabtreibung. Demnach vor¬ 
schriftsmäßig zunächst Eröffnung der Brust- und Bauchhöhle. Geruch nach 
bitteren Mandeln. Die Obduzenten sehen in den Vorschriften nach, da steht: 
Handelt es sich nm den Verdacht auf Blausäurevergiftung, so empfiehlt es 
sich, vorher die Oeffnung der Kopfhöhle vorzunehmen. Natürlich hätten sie 
jetzt weiter sezieren können; aber infolge dieser Vorschrift wurde der Kopf 
aufgemacht. Richtig, da hat es auch wieder nach Blausäure gerochen, also 
war der Vorschrift genügt (Heiterkeit). Dann warde die Sektion weiter vor¬ 
genommen; schließlich wurden die Organe zur chemischen Untersuchung ein¬ 
geschickt; natürlich war es keine Blausäurevergiftung, sondern eine Nitro- 
bensolvergiftung. Der ganze umständliche Sektionsmodus war überflüssig 
gewesen. 

Dann erinnere ich an die umständliche, unzureichend be¬ 
gründete Sektionstechnik bei neugeborenen Kindern. 
Virchow hat vor vielen Jahren gesagt 1 ), wie wichtig bei Neu¬ 
geborenen der Stand des Zwerchfells wäre; ich habe gewiß 
allen Respekt vor der Autorität Virchows, aber ich kann Ihnen 
auf Grund von Hunderten von Sektionen bei Neugeborenen sagen: 
der Stand des Zwerchfells ist etwas höchst Gleichgiltiges bei 
Neugeborenen wie auch zumeist bei Erwachsenen. Ich habe mir 
das auch notiert aus Sektionsbefanden von Kollegen, die ich zu 
überprüfen hatte, das Zwerchfell steht einmal an der dritten Rippe 
bei lafthaltigen Lungen, das andere mal an der vierten Rippe bei 
luftleeren Lungen. Das ist ohne jeden Zusammenhang mit dem 
Luftgehalt der Lungen. Der Zwerchfellstand hängt nämlich von 

*) Virchow: Die Sektionstechnik. 4. Aufl., S. 7. 
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der Totenstarre des Zwerchfellmuskels ab, die merkwürdigerweise 
immer ignoriert wird, dann von anatomischen Verhältnissen, näm¬ 
lich von der Breite der Rippen and der Breite der Zwischen- 
rippenräame, vielleicht auch von der Starre der Interkostalmnskeln 
and der Baach wandmaskein. Der Lnftgehalt der Langen hat 
sicherlich den geringsten Einfluß auf den Zwerchfellstand. Wir 
haben Hunderte von Kindern seziert and haben regelmäßig mit 
dem Kopf angefangen, and es ist aach so gegangen. Dagegen 
enthalten die Vorschriften etwas nicht, was ich schon 1905 in 
meiner Gerichtsärztlichen Diagnostik and Technik 1 ) 
aaseinandergesetzt habe and was wenigstens in die bayrischen 
Vorschriften hätte hineinkommen können, da sie erst 1908 erschienen 
sind. Das ist nämlich der besondere Sektionsmodas, wenn der 
Arzt einen Verdacht auf Luftembolie hat; es ist dies tat¬ 
sächlich der einzige Fall, wo man nicht mit dem Kopf anfangen, 
wo man nicht das Brustbein vollständig heransnehmen darf, wenn 
man nicht Täuschungen durch postmortales Eindringen von Luft 
in das Herz erleben will. Wie man dann solche Fälle von Luft¬ 
embolie seziert, daß man die rechte Herzkammer unter Wasser 
einsticht, daß man anf Luftblasen in den Gefäßen osw. achtet, 
das ist alles nicht in den Vorschriften enthalten, trotzdem gerade 
in forensischen Fällen — Verletzungen, Abortus, Kunstfehler, 
NarkosetodesfäUe — der Tod durch Luftembolie sehr in Betracht 
zu ziehen ist. 

Wie gesagt, ich will mich auf eine weitere Kritik der Vor¬ 
schriften nicht einlassen, weil das eine Sache für sich ist. Wenn 
solche Vorschriften aber wirklich einen praktischen Wert haben 
sollen — für Kollegen, die nicht sehr viel Gelegenheit zur Uebung 
haben —, dann müssen sie anders abgefaßt werden als die 
gegenwärtig bestehenden. 

Nun kann man sich fragen: Gibt es nicht neben diesen mehr 
formellen Kautelen gegen Irrtümer, die schon gegenwärtig bestehen, 
irgendwelche sachliche oder persönliche Momente, die man da mit 
heranziehen könnte, um Irrtümer bei der Vornahme von Sektionen 
und bei der Verwertung von Sektionsbefanden zu vermeiden? Ich 
will hier nur en passant erwähnen, daß die Annahme, es wären 
viele Justizmorde oder Justizirrtümer auf ärztliche Sachverständige 
zurückzuführen, nicht zutrifft. Ich erinnere hier an den berüch¬ 
tigten Fall Har bäum: Hier hat es sich um ein Bahnwärter¬ 
kind im Alter von 9 Monaten gehandelt, das wahrscheinlich an 
einer Sommerdiarrhöe gestorben war — es war in der heißen 
Jahreszeit —; die Leiche ist dann von Ameisen benagt worden 
und hat — was im Sommer fast die Regel bei Kinderleichen dar¬ 
stellt — eine postmortale Magenerweichung bekommen. Da haben 
zwei anscheinend ältere Kollegen die Sektion vorgenommen und 
die Ameiseneinwirkung unglücklicherweise für Schwefelsäureein¬ 
wirkung gehalten, ebenso die postmortale Magenerweichung. Es 
wurde auch unglücklicherweise bei diesem Bahnwärter eine Flasche 


') Richter: Gerichtsärztliche Diagnostik und Technik, S. 177. 
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mit Schwefelsäure gefunden — ob diese darauf untersucht worden 
ist, ob am Bande sich Spuren von frischer Entnahme gefunden 
haben und dergleichen, darüber ist nichts bekannt geworden — 
das wäre natürlich Sache des Untersuchungsrichters gewesen. — 
Es wurde noch die chemische Untersuchung der Leichenteile be¬ 
antragt, die ist negativ ausgefallen; trotzdem sind die zwei Aerzte 
bei der Diagnose einer Schwefelsäurevergiftung geblieben, was 
gewiß ein Fehler war. Aber das Medizinalkollegium und dann 
die wissenschaftliche Deputation in Berlin haben sich gegen die 
Annahme einer Schwefelsäure Vergiftung ausgesprochen; gleichwohl 
ist gegen diese Begutachtung die Verurteilung erfolgt. Der Fall 
geht nicht auf das Konto der ärztlichen Wissenschaft und nicht 
zu Lasten unseres Faches, sondern auf das Konto der Juristen 
und zu Lasten der Schwurgerichte, vor denen ich als Unschul¬ 
diger nicht gern stehen möchte nach allen meinen Erfahrungen. 
(Heiterkeit). 

In einem anderen Falle, dem sogenannten Bieder Justizmord, 
der dann von einem Bechtsanwalt Dr. Pollak 1 ) veröffentlicht 
worden ist, wurde uns im Jahre 1898 ein Schädeldach in das 
Wiener Institut zugeschickt aus Bied in Oberösterreich, an der 
bayrischen Grenze, und eine kleine Hacke dazu. An der kleinen 
Hacke waren Blutspuren; das Schädeldach hatte eine kleine De¬ 
pressionsfraktur an der linken Seite dargeboten. Das Gericht 
wollte wissen, ob das Blut an der Hacke Menschenblut sei — es 
war behauptet worden, es handele sich um Vogelblut —, die Sach¬ 
verständigen hätten behauptet, daß das vordere Ende des Eisens 
der Hacke auffallend in die Depressionsfraktur an der linken 
Seite des Schädels hineinpasse. Wir haben in diesen Blutspuren 
an der Hacke — es war damals noch nicht die biologische Blut¬ 
untersuchung eingefübrt — ovale, kernhaltige Blutkörperchen nach¬ 
gewiesen und gesagt: Es handelt sich nicht um Menschenblut, 
sondern um Vogelblut, und wenn der Betreffende sagt, er hat 
Hühner damit geschlachtet, indem er ihnen den Kopf abgeschlagen 
hat, so ist es ganz gut möglich, daß diese Blutspuren dadurch 
bedingt sind; jedenfalls rühren sie nicht von Menschenblut her, 
bis auf eine verwaschene Stelle, wo überhaupt Blutkörperchen 
nicht mehr nachweisbar, eine Diagnose bezüglich der Blutart 
unmöglich war. Bezüglich des Schädeldaches haben wir gesagt: 
Von einem auffallenden Hineinpassen des Eisens der Hacke in die 
Schädelfraktur könne keine Bede sein. Derartige Depressions¬ 
brüche ohne charakteristische Form könnten durch irgend ein 
stumpfkantiges Werkzeug verursacht werden; jedenfalls könne 
man nicht aus dem scheinbaren Passen gerade auf dieses Werk¬ 
zeug schließen. Nun haben die Kollegen im Lande den Fehler 
begangen, daß sie übereinstimmend derartig kühne Behauptungen 
aufgestellt hatten. Die Sache war aber schon wieder paralysiert 
durch unser Gutachten, in dem wir den Fehler in den Schlüssen 


‘) Dr. Po 11 ab: Der Bieder Justizmord. Groß’ Archiv; Bd. 20, 
S. 308 ff. 
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der Kollegen dargelegt hatten. Das alles hat indessen nichts 
genützt, es sind zwei Unschuldige, ein Mann nnd eine Fran, die 
vor den Geschworenen standen — sie waren vielleicht schlecht 
vertreten worden — schuldig gesprochen, zom Tode verurteilt und 
znr Kerkerstrafe begnadigt worden. Der Mann ist 2 Jahre nach 
der Verurteilung im Kerker gestorben. Bald daraut ist das ge- 
raubte Sparkassenbuch der Ermordeten aufgefunden worden; der 
wirkliche Mörder wurde verhaftet und durch dessen Geständnis 
festgestellt, daß die Schädel Verletzung durch Schlag mit einem 
Stein zugefügt worden war. 

Auch in diesem Falle war also das Gutachten der Kollegen 
zu weitgehend und zu bestimmt, aber es war auch wieder zu 
nichte geworden durch unsere Gutachten, und wenn schließlich 
die Verurteilung doch erfolgt ist, kann man sie ebenfalls nicht 
auf das Konto der ärztlichen Sachverständigentätigkeit beziehen, 
sondern aut das Konto des Schwurgerichts und des Gerichtshofes, 
in dessen Macht es stand, den Wahrspruch der Geschworenen zu 
kassieren, wenn er einstimmig der Ansicht gewesen wäre, daß 
sich die Geschworenen bei ihrem Ausspruche in der Hauptsache 
zum Nachteile der Angeklagten geirrt hatten. 

Trotzdem ist es gewiß richtig, daß man sich bestreben soll, 
vor derartigen Irrtümern in der Diagnose und Beurteilung von 
Verletzungen und von gewaltsamen Todesarten irgendwelche 
Kautelen zu schaffen. Ein sehr radikales Mittel hat in dieser 
Hinsicht Orth 1 ) vorgeschlagen, der schon im Jahre 1908 und 
neuerdings wieder den Vorschlag gemacht hat, den beamteten 
Aerzten überhaupt die Leichenöffnung zu nehmen; es 
müsse dahin gestrebt werden, daß alle Sektionen, mögen sie zu 
welchem Zwecke immer ausgeführt werden, nur von spezialistisch 
ausgebildeten und in dauernder Uebung stehenden Aerzten aus¬ 
geführt werden sollten, d. h. von pathologischen Anatomen, 
die heutzutage, wo schon so viele Krankenhäuser ihre eigenen 
Prosektoren haben, nicht allzu schwierig überall zu haben seien. 

Auf den ersten Anblick und für jemand, der die Verhältnisse 
nicht kennt, ist ja dieser Vorschlag sehr bestechend. Man könnte 
sagen: Wenn ich einen Sachverständigen nehmen will, so nehme 
ich mir denjenigen, der in dem Fache das Allerbeste leistet, und 
da könnte man sich weiter vorstellen, für die Vornahme von Sek¬ 
tionen kann man sich wirklich nichts Besseres wünschen, als den 
pathologischen Anatomen. Wenn man aber Erfahrungen hat über 
derartige Begutachtungen, weiß man, daß die Gerichte mit sol¬ 
chen Spezial-Begutachtern meist recht schlechte Erfahrungen 
machen; ich habe schon Gutachten von sehr bewährten Geburts- 


') Orth: Was ist Todesursache? Berliner klin. Wochenschrift; 1908, 
S. 4S5 ff.; 8 . auch Diskussion zu dem Vorträge von Feilchenfeld la der 
Sitzung der Berliner med. Gesellschaft vom 17. Hai 1911 (Münchener med. 
Wochenschrift, 1911, S. 1163), wo Urth allerdings nur von einer „Trennung* 
der Gerichtsärzte von den Kreisärzten spricht,und Liebetrau: Wer soll im 
nfallrentenverfahren die Obduktion machen? Zeitschrift für Medizinalbeamte; 
MO, S. 309. 
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belfern, Chirurgen und Pathologen gelesen, die ihr das Gericht 
vollkommen wertlos waren, v. Hofmann hat dies in seinem 
Lehrbach x ) auch begründet, indem er sagte: Erstens maß der 
Sachverständige wissen, was das Gericht haben will, er maß ein 
volles Verständnis des Zweckes haben, za welchem seine Kennt¬ 
nisse gebraucht werden; zweitens maß er das Gutachten in einer 
gewissen formellen, für das Gericht brauchbaren Weise abgeben 
können, and drittens gibt es infolge der eigentümlichen, durch 
bestimmte Rechtsfälle diktierten Anwendung medizinischen Wissens 
Gesichtspunkte und Fragen, die ganz spezifischer Natur sind, und 
über die ein sonst in seinem Fache sehr tüchtiger Mann garnicht 
orientiert sein kann, weil sie ihn sonst garnicht interessieren und 
beschäftigen. Ich erinnere Sie nur an die zahllosen Fragen, die 
sich beim Kindesmord ergeben bezüglich des Lebens und der 
Todesarten der Neugeborenen, über die Dauer des Lebens, die 
Sturzgeburt, die Selbsthilfe etc. — alles Fragen, die eben nur 
in forensischen Fällen interessieren. Ich erinnere Sie an die 
Fragen betreffend die Leichenveränderungen, die Identifikation, 
die Virginität, den Nachweis erfolgter Entbindungen usw. — 
kurz, es gibt auf diesem Gebiete eine ganze Menge von Gesichts¬ 
punkten und Fragen, die besonders gelernt und gelehrt werden 
müssen. 

Gegen den Vorschlag von Orth ist aber auch sonst ver¬ 
schiedenes einzuwenden, z. B. daß die Prosektoren doch an und 
für sich schon genug zu tun und kaum Zeit hätten, um auch 
auswärtige Sektionen noch zu machen, da man ihnen natürlich 
nicht alle Leichen in ihre Prosekturen schaffen könnte, daß sie 
ferner auch Zeit haben müßten, um nicht bloß die ausführlichen 
Gutachten abzugeben, sondern auch tagelang bei irgend welchen 
Verhandlungen, bei Schwurgerichts- oder bei Stralkammersitzungen 
zu sitzen und ihre Termine abzuwarten. 

Das alles geht uns allerdings nichts weiter an; denn die 
Prosektoren können mit Recht sagen: das werden wir in unserem 
Machtbereich schon machen wie wir wollen. Wichtiger ist jedoch 
daß man sich tragen muß: Erstens, hat ein Prosektor wirklich 
die nötige Erfahrung, daß er sich über derartige Fragen, nament¬ 
lich des gewaltsamen Todes, äußern kann, und hat er die Er¬ 
fahrung schon in dem Moment, wo er von irgend einem Institut 
herauskommt, wo er vielleicht Assistent war und nun Prosektor 
aut dem Lande wird, oder muß er sich erst an den spärlichen 
Fällen, die er da draußen sieht, die Erfahrung erwerben ? Ferner 
müssen wir uns fragen: Gibt es nicht besondere spezifische Fragen, 
die in der pathologischen Anatomie weiter gar nicht zur Sprache 
kommen und die gerade für die gerichtliche Medizin von Wichtig¬ 
keit sind? Ist nicht zu befürchten, daß die Prosektoren gerade 
die gerichtlich-medizinischen Fragen mehr en bagatelle behandeln 
würden und die Rechtspflege dabei die Leidtragende wäre? 

Die Erfahrungen, die ich gemacht habe, sprechen nicht sehr 


*) v. Hof mann: Lehrbach der gerichtlichen Medizin; 9. AnfJ., 8. 3. 


4 * 
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dafür, jenen Vorschlag irgend wie ins Praktische zu übersetzen, 
ganz abgesehen davon, daß dem auch verschiedene strafprozessuale 
Schwierigkeiten im Wege stehen würden. Ich habe znm Beispiel 
die Erfahrungen mit einem recht bewährten alten pathologischen 
Anatomen gemacht, der früher die Gutachten und die Befunde 
von den Kollegen auf dem Lande zu überprüfen hatte; da ist 
folgendes vorgekommen: 

Die Frau eines Bäckermeisters wurde erhängt aufgefunden, und swar 
im August; sie wurde abgeschnitten, die Leiche wurde zweimal beschaut, wie 
das ja Vorschrift ist, es wurde eine 8trangmarke konstatiert. Eine gerichtliche 
LeichenOffoang wurde zunächst nicht veranlaßt, da es sich ja offenbar um 
einen Selbstmord handelte; drei Tage nach dem Tode ist die Frau beerdigt 
worden. Ais dann die voi populi in dem kleinen Ort den Mann beschuldigte, 
daß er die Frau umgebracht und die Leiche aufgehängt habe, wurde die Leiche 
drei Tage später exhumiert, so daß sie im ganzen sechs Tage nach dem Tode 
zur 8ekiion kam. Nun können Sie sich vorstellen, wie die Leiche aussah. Oer 
Obduzent hat noch Beste der Strangmarke, soweit es möglich war, konstatieren, 
aber weiter keinen Befund erheben können, der irgendwie von Bedeutung ge¬ 
wesen wäre; er hat dann erklärt, es handle sich offenbar um eine Strangu- 
lierung, irgendwelche Anhaltspunkte für das Eingreifen einer dritten Person 
hätten sich nicht ergeben, Der Obergutachter bat hierauf an dem Befunde 
folgendes ausgestellt: Der betreffende Landgerichtsarzt müsse schlecht seziert 
haben, denn er habe in seinem Befunde angegeben: die Herzhöhlen seien leer. 
Nun wissen wir aber, daß beim Tode durch Ersticken die rechte Herzkammer 
und die rechte Vorhofkammer mit Blot erfüllt ist. Also entweder habe es 
sich nicht um eine Erstickung gehandelt oder der Obduzent habe einen tech¬ 
nischen Fehler begangen, so daß das Blut aus dem Herzen entfließen konnte. 
Das erstere sei nach den ganzen Umständen ausgeschlossen; denn die Frau 
sei erhängt gefunden, — folglich müsse der Obduzent schlecht seziert haben. 
Diese Ausstellung wurde, wie es praktischerweise üblich ist, dem betreffenden 
Landgerichtsarzt mitgeteilt, der sie sich aber nicht hat gefallen lassen — worin 
er sehr Recht hatte —. Er hat vielmehr alle möglichen neueren Autoren 
zitiert — mich hat er leider nicht zitiert (Heiterkeit) — und angegeben: Wir 
wissen heute, daß auf den Leicbenbefond beim Erstickangstode kein Gewicht 
zu legen sei, sondern daß in dem Nachweise der erstickenden Ursache die 
Diagnose liege, und daß alle die sogenannten Erstickungsbefunde in der Leiche 
sich bei allen plötzlichen Todesfällen finden, weil sie nichts anderes sind, als 
Leicbenerscheinungen nsw.; er habe nicht anders seziert und diktiert, wie in 
anderen Fällen, er wüßte nicht, was er gemacht hätte, um den Vorwurf au 
verdienen. 

Leider hat der Kollege nicht die einzig richtige Antwort 
gefunden, nämlich, dass es sich nm eine fanle Leiche gehandelt 
hat; jeder, der f&nle Leichen seziert hat, weiss aber, dass das 
Blot in solchen ans den Herzhöhlen verschwunden ist, selbst wenn 
es darin war. Das war offenbar etwas, was der Kritiker nicht 
gewusst hat, denn wenn man nicht gezwungen ist, sehr fanle 
Leichen zu sezieren und dabei auf alle Gesichtspunkte achten 
muss, kennt man den Herzbefund in solchen Leichen nicht; 
aphoristisch kann man ihn nicht konstruieren. 

Auch sonst kann man immer wieder — selbst an Gutachten, 
die gewissermassen als Mustergutachten publiziert werden — die 
Beobachtung machen, dass sie den Anforderungen, welche wir an 
ein sachlich begründetes, logisch aufgebautes Gutachten zu stellen 
gewohnt sind, nicht entsprechen, weU den Verfassern jene Eigen¬ 
schaften fehlen, die ich vorher mit den Worten v. Hofmanns 
angeführt habe. Ich verweise z. B. auf ein vor fast 2 Jahren 
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veröffentlichtes Gutachten. 1 ) Es handelte sich hier nm fol¬ 
genden Fall: 

In St. auf der Dorfstraße wurde in der Nacht zum 10. August 1903 der 
52jihrige Arbeiter M. tot aufgefunden. Der Tod war das Ende eines Streites, 
der sirischen dem Verstorbenen und Gästen des GaBthofes (Gastwirt C.) statt* 
gefanden hatte. U. war von verschiedenen Menschen zu verschiedener Zeit 
tätlich angegriffen worden. Im Vordergrund der Anklage stebt der Landwirt 
W. aus G. und der Landwirt F. aus St., die beide alsbald in Haft genommen 
wurden, und als dritter der Schmiedemeister X. 

Da es sich darum handelt, zu entscheiden, welche Bedeutung die ver¬ 
schiedenen Gewalteinwirkungen, die von verschiedenen Angreifern dem M. zu* 
gefügt wurden, an dem Tode des Angegriffenen gehabt haben, so wollen wir 
diese in der Reihenfolge, in der sie zugefügt wurden, hier aulführen: 

1. Nach vorausgegangenen wörtlichen Beleidigungen packte der An¬ 
geklagte W. den M, der auf einem Stuhl saß, so daß dieser zur Erde fiel. 
M. sprang sofort wieder auf und ergriff einen 8chemel, wohl um ihn als Waffe 
zu benutzen. Bei den Bewegungen, die er machte, griff er zufällig dem 
Schmied X. an die Nase. 

2. Schmied X. erwiderte diesen Angriff mit zwei offenbar sehr kräftig 
geführten 8chlägen gegen das Kinn M.’s, der infolge dieser Gewalteinwirkung 
nach rückwärts mit dem Hinterkopf aul den Boden stürzte; es ist unsicher 
geblieben, ob auf die Diele oder auf die hervorragende Schwelle der nach dem 
Flur offenstehenden Tür. 

M. blieb 5—10 Minuten nach diesem Fall regnngslos auf dem Boden 
liegen. Nach dieser Zeit wurde er von dem Wirt C. mit Hilfe des Ange¬ 
schuldigten W. aufgerichtet. Er war bei Bewußtsein, erkannte seinen Hut, 
wurde von den beiden Männern hinausgeführt und ging dann allein nach einer 
Vor dem Gasthaus stehenden Linde (B), wo er sich auf den Boden legte. 

Welche Mißhandlungen noch stattgefunden haben, während M. an der 
Linde (B) und an dem einige Meter davon befindlichen Punkt (D), sowie 
schließlich an dem wohl etwa 70 m weiter gelegenen Punkt, wo er tot anf- 
gefunden wurde, sich befand, das ist nicht mit absoluter Sicherheit festgestellt 
worden. Sicher ist nur, daß er 

3. einen Fußtritt (?) in die Rippen und 

4. einen Schlag in das Gesicht erhielt. 

Diese Gewaltakte wurden ausgeübt, während M. noch an den Punkten 
B und D lag. Anscheinend lagen sie zeitlich etwa 10 Minuten auseinander. 
Einen weiteren Stoß in den Nacken, so daß M. hinfiel, hat dann W. noch 
abgestanden. 

Es bt anzunehmen, daß M. sich von dem Punkt D erhob und b der 
Richtung nach dem Ort hinging, wo er schließlich tot aufgefunden wurde. 
F. und W. wollen ihn hier, der eine stehend, der andere gehend, gesehen 
haben. Was aber an dem Todesort selbst sich ereignet bat, darüber fehlt die 
Kunde. An dem auf dem Gesicht in der Blutlache liegenden Toten fand man 
die Jacke bis zu den Armen über den Kopf gezogen und hbter ihm zeigten 
sbh tan Scbmatz Spuren, daß er geschleift worden war. 

Der Verdacht, bei diesen verschiedenen Mißhandlungen mitgewirkt zu 
haben, trifft die Angeschuldigten F. und W. 

Das motivierte Gutachten der Obdozenten ging dabin, daß wohl alle 
Mißhandlungen zusammen anf den Tod des M. mitgewirkt haben könnten, daß 
der Tod aber durch die von W. herbeigeführten Insnite eingetreten sei. Da¬ 
gegen nimmt das Medizinalkollegium an, daß der Fall auf den Hinterkopf 
wahrscheinlich den Tod herbeigeführt, daß aber sämtliche andere Verletzungen 
dazu mitgewirkt hätten. 

In der 8chwurgerichtssitznng vom 23. Januar 1904 ist gericbtsseitig 
beschlossen worden, die Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen 
zu ebem Obergutachten anfzufordern, das folgende Fragen berücksichtigen soll: 

1. Welcher Ansicht zu pro 3 der in der Schwurgerichtssitzung ab¬ 
gegebenen Gutachten bebutreten sei? 

x ) Obergutaehten der Kgl. Wissenschaftlichen Deputation für das Medi- 
zbalwesen, betreffend Tod durch Kopfverletzung. Ref. König und Orth. 
Viertelj g ,h vQHf»b r ift für gfrlehtliclifl Medizin etc.; 1909, S. 1. 
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2». Für den Fall, daß die Gehirnblutung schon in der Stube 'ent¬ 
standen ist: Haben die spiteren Mißhandlungen, welche M. auf der Straße 
erlitten hat, dam mitgewirkt, daß M. diesen Tod gestorben ist? Hätte er 
ohne dieselben noch länger gelebt? 

2 b. Für den Fall, daß der Fall in der Stabe die Gehirnbiotang nicht 
veranlaßt hat: Welche der Verletzungen des M. haben die Gehirnblutung und 
den Tod desselben herbeigeführt und ferner, hat in diesem Fall der Fall des 
M. in der Stube zu diesem Tode des M. mitgewirkt? 

In dem Gutachten werden dann aus dem Obduktionsprotokoll 
die nachstehenden, für die Beurteilung des Falles wichtigen Angaben mit dem 
Bemerken mitgeteilt, daß die Obduktion am 18. August, also 3 Tage nach dem 
Tode, bei vorgeschrittener Fäulnis der Leiche vorgeaommen sei. 

Aeußere Besichtigung. 

3. Beim Umdrehen der Leiche flössen etwa 30 ccm Blut aus der Nase 

5. Das dunkelbraune, dicht gewachsene Kopfhaar ist 3 cm lang, der 
dunkle Schnurrbart mit schwärzlich-rotem Blut besudelt, die Kopfscbwarte 
von den Augenbrauen nach hinten bis zu den Seitenböckern von blauroter 
Farbe und geschwellt. Beim Betasten erscheint sie verdickt und teigig. 

6. Das Gesicht blaurot, breitgedrückt, etwas nach der rechten Seite 
verschoben, zeigt eine hohe, dunkel - blaurot verfärbte Stirn und geschlossene 
Augen. Die beiden Lider sind geschwollen und dunkelrot verfärbt, das linke 
mehr als das rechte. Nur mit Mühe lassen sich die Lider auseinanderziehen, 
worauf durch die leicht getrübten Hornhäute die Pupillen von mittlerer Weite 
erkannt werden. Die Gefäße der Lidbindehaut und auch die der Augäpfel 
sind strotzend gefüllt, so daß das Weiße im Auge von rötlicher Farbe er¬ 
scheint. Auf dem linken Auge findet sich seine Bindehaut beutelförmig ab¬ 
gehoben in der Größe einer Bohne. Dieser Beutel ist von schwarzroter Farbe 
und ergießt beim Einschnitt ein seiner Größe entsprechendes Maß dunkelroten 
flüssigen Blutes. 

7. Die Ücö'nungen der Nase sind mit schwarz-dunkelrotem Blut be¬ 
sudelt, nach dessen Entfernung die Haut unverletzt erscheint. 

8. Beide Ohren sind geschwollen und blaurot, am rechten findet sich 
nahe dem äußeren Eingang in der kabnförmigen Grube ein kreisrunder braun¬ 
roter Fleck von 1 cm Durchmesser. Derselbe erscheint der Oberhaut beraubt, 
fühlt sich hart an und schneidet Bich ebenso. Dabei findet sich ein geringer 
Blutaustritt in das Unterhautbindegewebe. 

B. Innere Besichtigung. 

I. Kopfhöhle. 

16. Die weichen Kopfbedeckungen werden durch einen von einem Ohr 
quer über den Kopf verlaufenden Schnitt gespalten und zurückgeschlagen. 
Dabei zeigen sich ihre inneren Flächen und das Unterbautbindegewebe mit 
schwarzrotem, teils flüssigem, teils geronnenem Blut stark durchtränkt, so daß 
ihre Dicke 1,26 cm beträgt. Diese blutige Durchtränknng läßt sich nach vorn 
bis zu den Augenhöhlen, auf den Seiten bis in die Wangengegend verfolgen, 
nach hinten reicht sie bis zum Hinterhauptshöcker. 

17. Die Beinhaut des Schädels ist von roter Farbe und läßt sich schwer 
abziehen. Sie erscheint unverletat und mit bis zur Rundung gefüllten Ge¬ 
fäßen durchzogen. 

18. Am Schädel erscheinen die Knochen von dichtem Gefüge und ihre 
Nähte fast verstrichen. 

19. Durch horizontalen Sägescbnitt wird das Dach vom Scbädelgruad 
getrennt. 

20. Der Schädel sägt sich sehr schwer und aus seinem Innern entleerten 
sich 30 ccm dunklen flüssigen Blutes. 

21. Die Schädcldecke kann erst abgehoben werden, nachdem die harte 
Hirnhaut in Höhe des Sägeschnittes durchgetrennt ist. Der Schädel hat auf 
seinem Durchschnitt eine Dicke von 7 mm. In seiner Höhlung finden sich in 
dem Längsblutleiter der Sichel ca. 7 ccm schwarzroten dickflüssigen Blotes. 

22. Die harte Hirnhaut ist so fest mit der Innenwand des Schädels 
verwachsen, daß sie nur mit großer Anstrengung abgezogen werden kann. Ihre 
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äußere Fliehe ist daher rauh, ihre innere glatt, mit dunkelrotem flüssigem 
Blut bedeckt. 

23. Die weiche Hirnhaut ist mit einem etwa 1 mm dicken dunkel- 
roten Blutgerinsel bedeckt, welches nicht bloß die ganse obere Fliehe, 
sondern auch die inneren Seiten, wie auch die iußeren wie die 
Grundiliche bedeckt. Nach dem Abspülen erweisen sich ihre Geliße 
bis zur rollen Rundung strotzend gefüllt. 

24. Ein gleiches Verhalten zeigt sich auch an der Grundiliche, wo die 
Arterien zusammengefallen und leer sind. 

25. Nach Herausnahme des Gehirns zeigen sich in den Schidelgruben 
zusammen etwa 30 ccm dünnflüssiges hellrotes Blut. Die harte Hirnhaut ist 
auch hier ungemein lest mit der knöchernen Unterlage verwachsen, so daß es 
schwer fällt, sie loszutrennen. 

Die Blutleiter des Hirnzeltes sind mit schwarzrotem, dünnflüssigem 
Blut gefüllt. 

Die Untersuchung des Gehirns ergab überall „das Gewebe feucht durch¬ 
trinkt* und blutreich. Im sonstigen wurden Abnormititen, zumal Zertrümme¬ 
rungen oder Blutungen in der Substanz nicht gefunden. 

An den Schideiknochen wurden Brüche nicht gefunden. 

II. Brust- und Bauchhöhle. 

38. Durch einen Lingsschnitt vom Kinn bis zur Schambeinfuge wird 
die Haut gespalten, dabei zeigt sich das Gewebe im Brustteil so 
von flüssigem Blut durchtrinkt, daß sofort 30ccm über den Hals 
abfließen. Das Fettpolster ist 1 cm dick. Der rechte große und kleine 
Brustmuskel sind blutig durchtrankt. 

46. Das Herz hat die Größe der Faust des Obduzierten. Seine Kranz- 

gefiße sind strotzend gefüllt. Vorhöfe und Kammern an ihren Außenflächen 
feucht glinzend. Die derbe Muskulatur Ist von brauner Farbe. Im Verlauf 
der Gefäße reichliche Fettablagerung. «a 

47. Der rechte Vorhof enthält ca. 15 ccm, die rechte Kammer 
ca. 30 ccm Blut in Form derber dunkelroter Gerinnsel. 

48. Die Herzwände erweisen sich beim Aufsebneiden rechts mit Blut¬ 
gerinnseln bedeckt, links sind sie ohne Auflagerung. 

49. Die großen Gefäße der Brnst enthalten schwarzrote Blutgerinnsel. 

50. Am Hals ist die Muskulatur blutig durchtränkt; auf der 
rechten Seite finden sich hinter dem Kopfnicker Blutgerinnsel 
▼on ca. 10 ccm Umfang. Die großen Venen sind bis zur Bundung gefüllt, 
die Arterien leer, die Nerven unverändert. 

Im Schlunde Spuren braunrötlichen Speisebreies. . . . 

52. Der Kehlkopf leer. Schleimhaut braunrot. Im oberen Teil der 
Luftröhre, 3cm unterhalb des Kehlkopf es, findet sich ein rot¬ 
brauner Ballen von ca. 2 ccm Umfang und gleicher Beschaffen¬ 
heit wie der im Schlund angetroffene. Die Schleimhaut braunrot 
bedeckt mit einer dünnen Schicht bräunlich-roten Schaums. 

54. Der untere Teil der Speiseröhre ist leer. 

56. Der untere Teil der Luftröhre, sowie ihre großen Verzweigungen 
zeigen auf ihren Wandungen rötlichen, großblasigen Schleim. 

Beim Eioachneiden zeigen rechts die durch große glatte Schnitte frei¬ 
gelegten Sohnittflächen eine schwarzrote Färbang und ein feuchtes Aussehen. 
Bei leichtem Druck tritt aus dem Lungengewebe schwarz¬ 
roter, flüssiger und kleinblasiger Schaum. Das Organ ist in allen 
Teilen lufthaltig. 

69. Der Magen, durch Gas stark ausgedehnt, zeigt einen fenchten 
braunrötlichen Ueberzng, aut welchem die strotzend gefüllten Venen erkannt 
werden. Aufgeschnitten sinkt die Wandang zusammen. Angetroffen wird ein 
Speisebrei von braunroter Farbe, in welchem deutlich unverdaute Beste von 
Kartoffeln und Fleischstücken unterschieden werden. Nach dem Abspülen er¬ 
scheint die Schleimhaut feucht glänzend und unverletzt, im Grunde von 
schwarzer, in den übrigen Teilen von braunroter Farbe. 

77. Bei Prüfung des leeren Brustkorbs und seiner Wandung ergibt 
sich, daß die zweite rechte Rippe nachgiebiger erscheint und nach EinBchneiden 
und Beiseiteschieben der Knochenhaut erkennt man in einer Ent- 
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fernung von 4cm am Brustbein eine Zusammenhangstrenauag 
der Bippe and zwischen beiden Brachenden teils flüssiges, 
teils neronnenes dunkelrotes Blat. 

78. Darauf wurde die Muskulatur des rechten großen Brustmuskeln 
durchmustert; es fand sich das über dem festgestellten Bippenbruch ge¬ 
legene Maskelbündel zerrissen und gequetscht in einer Ausdehnung von un¬ 
gefähr 2 qcm. 

Das erstattete Obergutachten lautet: 

„Der Arbeiter M. gerät in Streit mit einer Anzahl von Landleuten, in 
welchem er offenbar von mehreren derselben in schwerer Weise mißhandelt 
wird, derart, daß bereits einige Stunden nach dem Beginn des Streites der 
Tod des mißhandelten Mannes eintrat. Der Annahme der verschiedenen Sach« 
verständigen nach war eine oder mehrere Verletzungen, welche den Kopf be¬ 
troffen hatten, die wesentliche Ursache des Todes; denn die Obduktion hatte 
eine Blutung in die Schädelhohle ergeben und angeblich Gehirndruck herbei- 
geführt. 

Während ein Teil der Verletzungen, welche sich in der Gaststube des 
C.schen Gasthauses ereigneten, vollkommen zeugenmäßig auch in Beziehung 
auf die Personenfrage festgestellt ist, während hier der Angeklagte W. und 
der ebenfalls beschuldigte Schmied X. die Angriffe auf M. ausführten, sind 
dagegen begreiflicherweise (es war dunkle Nacht und bereits nach 11 Uhr) 
die Erhebungen des zweiten Teils in Beziehung auf die Personenfrage unsicher. 
Wir müssen uns daher in der Beurteilung dieses Teiles mehr oder weniger 
daran halten, welche Gewalteinwirkungen auf den Körper des M. bis zu seinem 
Tod stattgefunden haben, ohne dabei mit Sicherheit auf die Persoaenfrage 
einzugehen. 

Treten wir unter diesen Voraussetzungen in eine Zergliederung der 
einzelnen Gewalteinwirkungen ein, so muß wohl zunächst die von W. herbei¬ 
geführte Eröffnung des Streites, indem er dem M. einen Stoß gab, so daß 
derselbe zur Erde fiel, als unerbeblich bezeichnet werden, denn M. erhob sich 
sofort zum Angriff. Dagegen müssen wir uns mit dem nun folgenden Akt 
seiner Bedeutung halber genauer beschäftigen. Der Schmied X. gibt dem M. 
zwei Stöße, wie es scheint, von unten herauf gegen das Kinn, mit einer solchen 
Heftigkeit, daß M. rückwärts umfällt und mit dem Hinterkopf (dröhnend, wie 
ein Zeuge bekundet), auf den harten Dielenboden, vielleicht auf die Tür- 
schwelle aufschlägt. 

Nach dem Fall blieb M. 5—10 Minuten sprachlos und be¬ 
wegungslos liegen. Er wurde von W. und dem Wirt aufgerichtet, er¬ 
holte sich dann, erkannte auch seinen ihm gereichten Hut und legte sich unter 
die vor dem Hause stehende Linde, nachdem er von den genannten Männern 
hinausbefördert war, nieder; bis zu der Linde ging er ohne Unterstützung. 

Die Tatsache, daß M. nach zwei mit einer Scbmiedsfauat geführten 
Stößen oder Schlägen auf den Kinnteil des Gesichts rücklings umBchlagend 
auf den hinteren Teil des Kopfes fällt, beweist ohne weiteres die Schwere der 
Gewalteinwirkung, welche den Schädel traf. Der Effekt derselben kann auch 
nicht weggeleugnet werden dadurch, daß an den mannigfach geschundenen, 
durch Fäulnis auch noch veränderten Weicbteilen des Schädels nicht auf der 
Fläche des Hinterhauptes, sondern weit mehr auf den vorderen Gebieten sich 
Schwellung und Bluterguß fand. Schon mancher starb an einer Gehirn¬ 
erschütterung oder Blutung durch Einwirkung stumpfer Gewalt, ohne daß am 
Ort der Gewalteinwirkung mehr gefunden wurde als in unserem Fall. Vollends 
gestützt wird aber die Annahme, daß der Fall auf das Hinterhaupt als Ur¬ 
sache schwerer Gehirnverletzung angesehen werden muß, durch das 
Verhalten des M. nach dem Fall: er blieb längere Zeit (5—10 Minuten) ohne 
Zeichen von Bewegung liegen und maßte dann mühsam erhoben werden. Wir 
haben nirgends gefunden, daß M. schwer trunken gewesen sei; nur vou 
angetrunken ist die Bede, und so können wir nicht umhin, die längere Be¬ 
wußtseinsstörung allein als eine Folge des Falles anzuseben. Eine Gehirn¬ 
erschütterung war die Konsequenz des von X. ausgeübten Angriffs. Ob 
die durch die Obduktion aufgedeckte Blutung gleichzeitig ihren Anfang durch 
den Angriff auf den Kopf nahm, muß dahingestellt bleiben. Die Möglich¬ 
keit muß ohne weiteres zugegeben werden. In den Schädelgruben zeigten 
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sioh nach Herausnahme des Gehirns etwa 80 ccm flüssigen Blutes. Eine 1 mm 
dicke 8cbicht lag auf dem Gehirn. Oie 80 ccm, welche nach Herausnahme 
des Gehirns angeblich noch ausflossen, kamen sicher zum größten Teil aus 
den überall gefüllten Blutadern. Das dünnflüssige Blut könnte sich aber 
in seiner Menge noch erbeblich vermindern mit der Annahme, daß es sich im 
wesentlichen um blutig gefärbten Liquor cerebrospinalis handelte. Man geht 
also wohl nicht an der Wahrheit vorbei, wenn man annimmt, daß höchstens 
etwa 60 ccm freies, über die ganze Gehirnfläche verteiltes Blut 
bei dem Eintritt des Todes vorhanden waren. Wollen wir annebmen, daß das 
Blut allmählich aus den verletzten Gefäßen — das Obdnktionsprotokoll hat 
dieselben nicht nachgewiesen — aussickerte, so widerspricht es durchaus nicht 
der Erfahrung, daß M.s Verhalten bis zu der Zeit, wo wir denselben ans den 
Augen verlieren, sich ganz wohl mit dieser Annahme vereinigen läßt. Es ist 
durchaus Erfahrungen entsprechend, daß Menschen, welche nicht mehr als die 
hier unserer Annahme nach vorhandene Menge Blotes frei verteilt in der 
Scbädelkapsel haben, bis zu dem Grad bewußt- und bewegungsfähig bleiben, 
wie wir das von M. in der fraglichen Zeit wissen. Wir werden darauf zurück¬ 
kommen bei Erörterung der Frage, ob denn M. überhaupt an den direkten 
Folgen der Blutung, an Gehirndruck gestorben ist. Wir halten es also 
für möglich, daß der Fall auf den Hinterkopf den Befund von 
Bluterguß in die Schädelkapsel erklärt. 

Wir wenden uns nun zur Betrachtung des zweiten Aktes, zur Betrach¬ 
tung der Gewalteinwirkungen, welche den Körper des Verstorbenen betrafen, 
nachdem er das Haus verlassen hatte und zunächst sich an der Linde (B) und 
dem nahe liegenden Punkt (D) aufhielt. 

Unter diesen Gewalteinwirkungen ist die eine ja vollkommen erklärt, 
wir meinen den Fußtritt auf die Brust, welcher zu schwerer Zertrümmerung 
der Weich teile an Brust und Hals auf der rechten Seite, sowie zu einem 
Bippenbruch geführt hat. (Vergl. Obduktionsprotokoll Nr. 38, 60, 77, 76.) 
Diese Gewalteinwirkung bat eine chirurgisch sch wer e Körperverletzung 
herbeigeführt. Sie steht aber zu dem Eintritt des Todes, welcher unzweifel¬ 
haft nicht direkt nach diesem Insult eingetreten ist, in keiner direkten 
Beziehung. 

In übrigen wissen wir nach den Zeugenaussagen mit einiger Sicherheit 
nur von Schlägen in das Gesicht (F.), von einem 8toß in das Genick, welcher 
M. zu Fall brachte (W.s eigene Aussage). Es bedarf keiner weiteren Moti¬ 
vierung, warum wir auf die Frage, welchen Einfluß diese Insulte auf den 
Tod des Mannes hatten, nicht eingehen. Da es den Anschein hat, daß während 
der Zeit, daß der Verstorbene in der Nähe des Gasthofes bei den Punkten B 
und D verweilte, auch noch andere bei dem Streit beteiligte Personen ihr 
Mütchen an ihm kühlten, so ist es denkbar, daß alle diese Mißhand¬ 
lungen zusammen den Mißhandelten widerstandsunfähiger 
machten. 

Den Eintritt des Todes an sich erklären sie nicht. Zwei Momente 
kommen aber jetzt der mutmaßlichen Erklärung „warum der Tod des M. ein¬ 
trat“ zu Hilfe. Zunächst die eigentümlichen Verhältnisse am Fundort der 
Leiche. M. ist auf dem Weg von dem Punkte D zu diesem Ort von zwei 
allerdings nicht einwandsfreien Zeugen (F. und W.), von dem einen stehend, 
von dem anderen gehend gesehen worden. Die Mißhandlungen an den beiden 
ersten Punkten (B und D) können ihn also nicht bis zum Tode erschöpft 
haben. Dann fand man ihn tot in der Art liegen, daß man annehmen mußte, 
er war von fremder Hand an diese Stelle geschleppt resp. geschleift worden. 
Er lag auf dem Bauch resp. Gesicht, sein Jackett war ihm hinten über den 
Kopf gezogen, so als wenn er an demselben gefaßt und geschleift worden 
wäre, und hinter dem Körper zeigten sich im Schmutz Spuren, daß der Körper 
in der Tat geschleift worden war. Dazu fanden sich an Obren, Kopf- 
sehwarte und Gesicht (Obduktionsprotokoll Nr. 8, 16) Spuren von kontun- 
dierender Gewalt, welche schwer durch die bis jetzt aufgeklärten Gewalt¬ 
einwirkungen erklärt werden können. Alles dies macht es also durchaus 
wahrscheinlich, daß noch Mißhandlungen, welche sich auf den 
Kopf richteten, in der Nähe des Todesortes stattgefunden 
haben, und daß der Totschläger aus irgendeiner Ursache sein Opfer nooh 
ein Stück Wegs geschleift hat. 
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Wes aber unserer Meinung nach als «weiter Punkt in Betracht kommt, 
das ist der Umstand, daß der Tod des M. mit an Gewißheit greasender 
Wahrscheinlichkeit gar nicht infolge tob Gehlradrnck, 
sondern infolge Ton Erstickung eingetreten ist. 

Die blaurote Färbung des Gesichts, die strotzende Füllung der Gefäße 
der Lidbindehaut (Obduktionsprotoboll 6), die Btarke Füllung der Venen am 
Hals (50), die relative Füllung des rechten Vorhofes und der rechten Kammer 
bei Leerheit der linken (47), die schwarzrote Färbung der Lungen durch 
schwarzrotes flüssiges Blut (57, 5S), die Anfüllung der Lungengefäße, die 
Füllung der Luftröhrenverzweigungen mit kleinhiasigem roten Schaum (59), 
das sind Zeichen, welche alle zusammen wohl zu der Leicbendiagnoee Er¬ 
stickung mit großer Wahrscheinlichkeit berechtigen. Deuten wir aber das 
Obduktionsprotokoll richtig, so ist auch die Ursache für die Erstickung un¬ 
schwer aus 51, 52 des Obduktionsprotokolls zu schließen. Bs fanden sich 
darnach im Schlund Spuren braunrötlichen Speisebreies. Im 
oberen Teil der Luftröhre 3 cm unterhalb des Kehlkopfes 
findet sich ein rotbrauner Ballen von ca. 2 ccm Umfang und 
gleicher Beschaffenheit wie der im 8cblund angetroffene. 

Obwohl die Beschreibung ungenau (2 ccm Umfang ?), so darf man doeh 
wohl aus dem Befund eines obturierenden (verstopfenden) oder fast ver¬ 
stopfenden Klumpens in der Luftröhre zusammen mit dem Leichenbefund 
schließen: 

M. ist an diesem Ballen von 8peisebrei erstickt. Man muß 
sich demnach das Ende des Verstorbenen so vorstellen, daß derselbe sum 
Schluß noch einmal einen oder mehrere Stöße oder Schläge auf den Kopl 
bekam, welche ihn bewußtlos machten. Io dieser Bewußtlosigkeit kam es 
zum Erbrechen. Bewußtlose (Trunkene, Kopfverletste) erbrechen aber öfters, 
so daß sie das Erbrochene nicht aus dem geöffneten Mnnd herautscbleuden. 
Dann aspirieren (ansaugen) sie unter Umständen den 8peisebrei, welcher im 
Schlund zurück behalten wird, und führen dadurch einen Verschluß der Atem¬ 
wege herbei. Da sich im Magen Fleisch und Kartoffelstücke fanden (Ob- 
duktionsprotokoll 69), so ist es wahrscheinlich, daß der in der Luftröhre ge¬ 
fundene Pfropfen ein solcher Brocken war. Es ist sehr bedauerlich, daß die 
Obduzenten bei der Seltenheit des Befundes des fraglichen Körper nicht genauer 
untersucht haben. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, darauf hinzuweisen, daß 
die Wahrscheinlichkeit, daß der Angeklagte W. dieses töd¬ 
liche Ende des M. herbeiführte, eine sehr große ist. Immerhin 
läßt sich sicht abweisen, daß auch die voransgeuangenen anderweiten Miß¬ 
handlungen zusammen dahin gewirkt haben, daß M. weniger widerstandsfähig 
war und daß sie insofern zum Eintritt des tödlichen Endes mitgewirkt baba. 

Sollen wir nach Vorstehendem unsere Ansicht über den Tod des M. und 
die Umstände, welche dabei mit wirkten, zusammenfassen, so würde dieselbe 
folgendermaßen lauten. 

Wir können dabei auf eine Beantwortung der uns gerichtsseitig ge¬ 
stellten Fragen nicht wörtlich eingeben, da unsere Annahme über die Ursache 
des Todes bei M. erheblich von der der vorhergehenden Sachverständigen ab¬ 
weicht, auf Grund welcher die Fragen des Gerichts gestellt waren. 

1. Es maß die Möglichkeit zugegeben werden, daß der Anlaß zu 
der durch die Obdoktion nachgewiesenen Gehirnblutung bereits durch den 
Fall auf den Hinterkopf (X.) gegeben wnrde. Die darnach eingetretene, länger 
dauernde Bewußtlosigkeit begründet die Annahme einer heftigen Gewaltein- 
Wirkung, and die Tatsache der Blutung schließt bei der diffusen Verteilung 
derselben und der nicht sehr großen Menge nicht ans, daß der Verletzte noch 
auf den Beinen blieb, nachdem die die Blutung herbeiführende Gewaltein¬ 
wirkung stattgefanden hatte. 

2. Die sämtlichen übrigen bekannten Verletzungen, als da sind die 
Schläge in das Gesiebt, wozu wir auch den von W. selbst bekundeten Stoß 
mit der Hand in den Nacken, nach welchem Patient angeblich hinfiel, von 
welchem wir aber im übrigen gar nichts wissen, rechnen, kommen nur als 

' wachende Momente in Betracht. Die ebenfalls dahin- 
örige Brost- nnd Bippenverletzung birgt den Charakter einer 
:-gisch schweren Körperverletzung. 
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3. Es spricht dies dafür, daß M. znletat durch schwere Ge- 
walteinwirkang auf den Kopf bewußtlos wurde, möglicher¬ 
weise unter Mitwirkung der vorausgegangenen Gehirn¬ 
erschütterung, daß er in der Bewußtlosigkeit Erbrochenes 
in seine Luftröhre ansaugte und daß er infolge davon an Er¬ 
stickung starb. 

Ob M. bereits durch den sub 1 geschilderten Insult eine Gehirnblutung 
erhalten hatte, oder ob die damaligen direkt nach dem Fall beobachteten Er¬ 
scheinungen nur durch Gehirnerschütterung zu erklären waren, läßt sich nach 
dem objektiven Befund nicht entscheiden. 

MOgiioh ist beides, wahrscheinlicher, daß die letzten Mißhandlungen, 
weiche unserer Annahme nach dem Tod direkt vorausgingen, auch die Gehirn¬ 
blutung bedingt haben. 

Unserer Ausführung nach ist demnach bei dem Eintritt des Todes der 
durch die Angriffe auf den Schädel des M. herbeigeführte Zustand von Be¬ 
wußtlosigkeit für das Erbrechen und für .den durch dasselbe herbeigeftthrtea 
verhängnisvollen Ausgang bestimmend gewesen. Ob auch ohne dies M. an den 
Folgen der im Schädel gefundenen Blutung, an Gehirndruck gestorben wäre, 
darüber enthalten wir uns eines bestimmten Urteils. Auf jeden Fall war die 
Masse des im Schädelraum bei der Obduktion gefundenen Blutes nieht so groß, 
wie man sie bei an Gehirndruck Leidenden oder daran Gestorbenen in der 
Begel findet." 

Die Obduzenten hatten also angenommen, dass wohl alle 
Misshandlungen auf den Tod des M. mit gewirkt haben konnten, 
dass dieser aber durch die von W. ausgeführten Insulte einge¬ 
treten sei. 

Das Medizinal-Kollegium nahm an, dass der Fall auf den 
Hinterkopf wahrscheinlich den Tod herbeigeführt, dass aber sämt¬ 
liche anderen Verletzungen dazu mitgewirkt hätten. Eine Be¬ 
gründung für dies Gutachten liegt nicht vor. 

Die Kgl. Wissenschaftliche Deputation nahm als Todes¬ 
ursache an: Erstickung im Brechakte bei Bewusstlosigkeit infolge 
von schwerer Gewalteinwirkung, die wahrscheinlich dem Tode 
direkt vorangegangen ist. Gerade dies letztere Gutachten, das 
von hervorragenden Fachmännern — einem Chirurgen und einem 
Pathologen — als Referenten gezeichnet ist, gibt aber zu schweren 
Bedenken Anlass. 

Zunächst wird in umständlicher, gezwungener, keineswegs 
einwandfreier und m. E. auch überflüssiger Weise eine neue Todes¬ 
ursache in den Fall gebracht, während doch die umfängliche Blu¬ 
tung in die Schädelhöhle im Vereine mit der sie begleitenden 
Hirnerschütterung den Tod ausreichend erklärt. Als Zeichen des 
Erstickungstodes werden teils verschiedene Leichenerscheinungen 
angeführt — die blaurote Färbung des Gesichtes, die strotzende 
Füllung der Gefässe der Lidbindehaut, die starke Füllung der 
Venen am Hals (bei einer Leiche, die auf dem Gesichte liegend 
gefunden wurde!), die schwarze Färbung der Lungen (bei einer 
im Zustande vorgeschrittener Fäulnis sezierten Leiche) — teils 
agonale Veränderungen, wie die Füllung der Luftröhrenverzwei¬ 
gungen mit kleinblasigem, rotem Schaum (agonales Oedem). Als 
Ursache derErstickung gilt der Ballen von 2 ccm Umfang, der, 
wenn er einen Umfang von 2 cm batte, mit seinem Durchmesser 

von ca. 0,7 cm (nach der Formel 2 r = berechnet), die 1,5—2,0 cm 
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weite Luftröhre garnicht obtarieren konnte, ebensowenig aber 
bei einem Kubikinhalt von 2 cbcm, der ungefähr einem Zy¬ 
linder von 1 qcm Bodenflftche und 2 cm Höhe entsprechen würde; 
der Ballen lag zudem 3 cm unterhalb des Kehlkopfes in der Luft¬ 
röhre, war also nicht in einen Bronchus aspiriert. Dagegen 
spielen in dem Obergutachten die derben dunkelroten Gerinnsel 
im rechten Vorhof und in der rechten Kammer gar keine Bolle; 
sie passen auch nicht zu der Auffassung der Referenten. Die 
Blutmenge in der Schädelhöhle — welche die ganze obere Fläche, 
die inneren und die äusseren Seiten, wie die Grundfläche in einer 
Dicke von 1 mm bedeckte — wird nur auf 50 cbcm bemessen, 
während bei einer freiliegenden Hirnoberfläche von ca. 700 qcm 1 ) 
mindestens 70 cbcm zu berechnen wären; zudem hat diese Berech¬ 
nung gar keinen Wert, weil die konkurrierende Hirnerschfttterung 
in ihrem Eioflass auf das angebliche Erbrechen und den Tod weit 
mehr in Betracht kommt, als die Blutmenge. Während die Er¬ 
stickung zunächst nur mit „ einer an Gewissheit grenzenden Wahr¬ 
scheinlichkeit* angenommen wird — wird später klipp und klar 
gesagt: „Bf. ist an diesem Ballen von Speisebrei erstickt/ Die 
schwere Zertrümmerung der Weichteile an Brust und Hals aut 
der rechten Seite, sowie der Rippenbruch werden ausser Beziehung 
zu dem Eintritt des Todes gebracht, obwohl z. B. die Annahme 
einer Fettembolie mindestens so nahe lag, als die einer Erstickung. 
Zu alle dem kommt, dasB der ganzen Liebe Müh umsonst ist; 
denn jeder Gerichtsarzt weiss, daß wenn der Tod infolge der 
Misshandlungen eingetreten ist — und darüber besteht hier kein 
Zweifel — es ganz gleichgültig ist, ob es sich um Hirndruck, 
Hirnerschütterung oder Erstickung infolge eines Schädeltraumas 
gehandelt hat; der Täter haftet eben für alle Folgen. 

Bedenklich erscheint mir auch das Gutachten in seiner Nei¬ 
gung, die Schuld an dem Tode des M. einer bestimmten Per¬ 
son beizumessen, indem es ausführt: „Es ist nicht unsere 
Aufgabe, darauf hinzuweisen, dass die Wahrschein¬ 
lichkeit, dass der Angeklagte W. dieses tödliche 
Ende des M. herbeiführte, eine sehr grosse ist/)* Ganz 
abgesehen davon, dass wohl kaum ein Sachverständiger die von 
den Gutachtern angenommene Erstickung „mit einer an Gewiss¬ 
heit grenzenden Wahrscheinlichkeit* auf den Nackenstoss beziehen 
dürfte, den W. dem Verstorbenen auf dem Punkte D. zugefügt 
hat, nimmt ja das Gutachten selber an, dass „noch Misshand¬ 
lungen, welche sich auf den Kopf richteten, in der 
Nähe des Todesortes stattgefunden haben.* Nach dem 
TodeBort ist M. noch gegangen (ca. 70 m weit), warum sollen 
denn die dortisren Misshandlungen nicht das Erbrechen nnd die 
Erstickung verursacht haben ? Dass sich aber W. noch am Todes¬ 
orte betätigt hat, dafür fehlt jeder Anhaltspunkt, denn „was an 
dem Todesorte selbst sich ereignet hat, darüber fehlt die Kunde.* 


*) Vierordt: Daten and Tabellen; 1906, S. 88. 
2 ) Im Original gesperrt gedruckt. 
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Das ganze Gutachten ist ein zutreffender Beweis fttr das, 
was ▼. Hof mann (s. o.) Aber die notwendigen Eigenschaften 
eines gerichtsärztlichen Sachverständigen gesagt hat. Der vor¬ 
liegende Fall hätte einem geübten und erfahrenen Gutachter be¬ 
sondere Schwierigkeiten nicht verursacht und wäre von ihm wie 
folgt beurteilt worden: M. hat zu verschiedenen Zeiten und von ver¬ 
schiedenen Personen wuchtige Schläge gegen den Kopf, in das 
Genick und mindestens einen Tritt gegen die Brust erhalten. Er 
ist infolge dieser Misshandlungen gestorben (ob an Hirnerschfttte- 
rang, Hirndruck oder an der bei den Haaren herbeigezogenen 
Erstickung, ist gleichgültig). Es lässt sich nicht feststellen, ob 
eine dieser Misshandlungen für sieb, oder ob mehrere, oder ob 
alle zusammengenommen den Tod des M. bewirkt haben. Dann 
ist aber der Fall des § 227 R.Str.G. gegeben: 

„Ist durch eine Schlägerei oder durch einen von Mehreren gemuhten 
Angriff der Tod eines Menschen .... verursacht worden, so ist Jeder, wel¬ 
cher sich an der Schlägerei oder dem Angriffe beteiligt hat, schon wegen 
dieser Beteiligung mit Gelängnis bis su drei Jahren zu bestrafen. . . .“ 

Die Juristen haben eben, entsprechend ihrer besseren logischen 
Denkfähigkeit und nach dem Sprich Worte: „Der liebe Gott weiss 
alles, der Jurist weiss alles besser“, solche Fälle schon voraus¬ 
gesehen und in der Gesetzgebung berücksichtigt; aber auch der 
medizinische Sachverständige sollte sich dessen bewusst sein, dass 
es Grenzen für unsere Erkenntnis gibt, und dass er durch gewagte 
Spekulationen, durch wissenschaftlich nicht genügend fundieite 
Behauptungen unberechenbaren Schaden anrichten kann, zumal bei 
Geschworenengerichten. 

Im Anschluss hieran möchte ich noch ein weiteres Gutachten 
kurz besprechen, das m. E. gleichfalls durch Nichtberücksichtigung 
längst bekannter gerichtlich-medizinischer Erfahrungen zu irrigen 
Schlüssen kommt. 1 ) Es betrifft einen Lustmord an der 25 Jahre 
alten Emma S., die seit 21. Dezember abends verschwunden war 
und deren zerstückelte Leichenteile am 23., 25. und 27. desselben 
Monats aufgefunden wurden. Die von dem Autor gemeinsam mit 
einem Kreisarzt vorgenommene Leichenöffnung ergab im We¬ 
sentlichen: 

A. Aeußere Besichtigung. 

1. Die ans übergebene zerstückelte Leiche der Emm» S., welche nach 
den Angaben am 21. d. M. verschwanden and 2ö Jahre alt ist, zeigt an der 
Vorderfläche blaßweiße Hautfarbe und mittelstarke Muskulatur. Vorhanden 
sind der abgetrennte Kopf, die abgetrennten Arme, d«r Rumpf im Zusammen* 
hang mit den Oberschenkeln; die Unterschenkel and Fuße fehlen. 

2. Die Rückenfläche des Rumpfes ist vollständig blaß¬ 
weiß, ohne Totenflecke. 

6. Das Jungfernhäutchen blaß, hat eine halbmondförmige Gestalt, glatte 
and anverletzte Ränder. 

7. Der Kopf ist vom Hals getrennt. Der Schnitt ist nahezn horizontal 
geführt, und zwar vorn am Uoterkiefer entlang. Er liegt dann 8 cm anter 
dem Ansatz beider Obren und 6 cm unter dem Hinterhaupttöcker. Die Wund* 
ränder der Haut sind etwas zackig, aber glatt, die durebtrennten Muskeln 
etwas zerfleischt; ein freier Bluterguß in das Gewebe ist nirgends bemerkbar. 

*) Finger: Mord durch Hammelstich. Vierteljahrsschr. f. ger. Me* 
disia; 1911, 8. H., S. 86 ff. 
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Der Schnitt iet zwischen dem 3. and 4. Wirbelkörper darchgeführt, die beiden 
seitlichen Gelenkfl&chen des dritten Wirbels liegen bloß and der Dornfortsatz 
ist anverletzt. Die vorhandenen Wirbel werden beraasgeschält. In der ganzen 
Umgebung der Wirbel findet sich kein Blatergaß and nach die hierbei lrei- 
gelegten Gefäße sind leer. 

8. Das Haupthaar ist dicht and braun, es ist noch in zwei Zöpfe ge¬ 
flochten, die herabhängen und bis 60 cm lang sind. Man bemerkt in der Um¬ 
gebung des rechten Stirnhöckers eine rötlich verfärbte Stelle. Auf Einschnitte 
erweist sich das darunter liegende Gewebe einschließlich der Beinhaat in etwa 
3 cm Durchmesser leicht blutdurchtränkt. 

10. Von beiden Mundwinkeln geht eine Zasammenhangstrennang der 
Haat fast horizontal nach hinten, welche links 8 and rechts 6 cm mißt. Die 
Weichtheile sind naheza vollständig bis in die Mundhöhle darchtrennt. Die 
Wundränder der Haut sowie der übrige Teil der Wundflächen sind glatt, aber 
vielfach eingekerbt, etwa in der Weise, wie sie ein öfters angeaetztes Messer 
hervorbringen kann. 

In der rechten Hälfte kein Blatergaß, dagegen bemerkt man im linken 
Kaumuskel, ihn durchsetzend, einen deutlichen fast schwarzen Blatergaß von 
etwa 3 cm Länge and 2 cm Breite. 

12. Die am Kopf beschriebene Schnittfläche des Halses. Auch hier ist 
der Wandrand mehrfach eingekerbt. Vorn am Hals und hinten nahe der 
Mittellinie hängt je ein kleiner Hautlappen von 3 cm Länge und 1,5 cm Breite, 
an welchem das schneidende Instrament wiederholt eingesetzt bat. 

Am Halsstumpf sind neben Weichteilen sichtbar das Zangenbein, der 
Kehldeckel and der Stampf der Halswirbelsäule. Muskeln and Hant haben 
sich zurückgezogen. Ein deutlicher Blutergaß in oder zwischen 
das zerfetzte Muskelgewebe ist nirgends vorhanden. 

16. Der rechte Arm ist vollständig erhalten and unversehrt, nar aal 
dem Handrücken bemerkt man eine längliche and eine randliche Hautabschür¬ 
fung, von denen die erstere etwa 0,8 cm lang und 0,3 cm breit ist; die letz¬ 
tere hat 3 mm im Darchmesser. Das darunter liegende Unterbaatgewebe 
zeigt einen Blatergaß von entsprechender Größe. 

B. Innere Besichtigung. 

19. Nach Abziehen der weichen Schädeldecke sieht man wie oben schon 
unter Nr. 8 noch zwei solche mäßige Blutergüsse in die Kopf- and Beinhaat, 
von denen der eine links von der Pfeilnaht über der Kranznaht liegt und 
einen Durchmesser von 3,5 cm hat. Ein ganz unbedeutender Bluterguß von 
5 cm Länge und 2,5 cm Breite wird noch am linken Hinterhauptbein gefunden. 

23. Die Gefäße der harten Hirnhaut, wie der Längsblutleiter sind leer. 

40. Das Herz.Kranzgefäße leer. 

41. Beim Eröffnen der Herzkammern, wie Vorkammern, wie beim 
Herausschneiden des Herzens zeigt sich vollständige Blutleere. 

45. Die linke Lunge . . . Die Schnittflächen sind glatt, nur auf Druck 
entleert sich blaßröilicher Schaum. 

Die Langen sind blutleer. 

47. Die Hinterfläche des Kehlkopfes ist zusammen mit der Speiseröhre 
zum großen Teil von der Wirbelsäule losgelöst. Das Gewebe in der Umgebung 
jener Halsorgane ist im allgemeinen verwaschen blaßrötlich. 

Man bemerke noch an verscbiclenen Stellen größere und kleinere Blat- 
aastritte. Nach Entfernung des Kehlkopfes erweist sich das ganze Gewebe 
um die Speiseröhre und das Gewebe vor der Wirbelsäule im Bereiche des 
Halses vollständig und stark blutdurchtränkt. 

48. Die Spitze beider Zangenbeinhörner iet abgebrochen, das Ge¬ 
webe um die Bruchstellen leicht blutdurchtränkt. 

49. Im Kehlkopf befindet sich ein etwa kirsebkerngroßes Kartoffel¬ 
stückchen (siehe den ersten Fall). Der Schildknorpel ist unversehrt. 

54. Die linke Niere . . ., das Gewebe blutleer. 

55. Rechte Niere . . ., wie die linke. 

Die Blutgefäße der Unterschenkel sind vollständig leer. Blutergüsse 
in und neben den Schnittflächen sind nirgends vorhanden. 
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Das vorläufige Gutachten lautete: 

L Der Tod der Emma 8. Ist an Verblutung erfolgt. 

II. Die Verblutung ist hervorgerufen durch die Darcbtrennnng des Halses. 

III. Die Entfernung der Oberarme und Unterschenkel kann erst nach 
dem Tode erfolgt sein. 

IV. Dem Verblutungstod ist ein starkes Würgen vorausgegangen. 

Dieses Gutachten fand weder beim Medizinalkollegium in 

Breslau noch bei der Wissenschaftlichen Deputation Billigung! — 
Ersteres sagte in seinen Revisionsbemerkungen: 

„Dem maßgebenden ersten Satze des vorläufigen Gutachtens vermögen 
wir nicht ohne weiteres beizupflichten. Denn angesichts deB Mangels 
blutiger Unterlaufung der zwischen Hals undKopf Vorhände* 
nen Schnittwunde mußte von vornherein die Möglichkeit offen gehalten 
werden, daß auch diese Durchtrennung erst nach dem Tode erfolgt sei.“ 

Die Wissenschaftliche Deputation führt im maßgebenden 
Teile ihrer Ausführungen aus: 

„Die Brüche des Zungenbeins, die Ablösung des Kehlkopfes samt Speise¬ 
röhre von der Wirbelsäule können nur auf gewaltsame Weise durch von dritter 
Hand ausgeführte Würgebewegungen am Hals entstanden sein. Und daß dies 
Würgen während des Lebens stattgefunden hat, das beweisen unwiderleglich 
die mannigfachen Blutergüsse in der Umgebung von Zungenbein und von dem 
abgelösten Kehlkopf. Der Befund, die breite Ablösung der Weich¬ 
teile von der Wirbelsäule, ist aber um so bedeutsamer, daß 
man mit an Gewißheit grenzender Wahrscheinlichkeit sagen 
darf: Der Tod ist durch das Erwürgen herbeigefübrt. Auch die Blutbeulen 
am Kopf, wie die Abschürfungen und Blutergüsse an einer Hand sprechen 
wenigstens dafür, daß ein Kampf des Mörders mit dem Opfer stattgefunden hat.“ 

„Wann die Schnitte geführt sind, welche zur Ausbietung führten, das 
läßt sich nicht sagen. Aber sicher muß wenigstens ein Teil derselben sehr 
bald nach dem Erwürgungstod geführt worden sein, der den Kopf abtrennende 
8ehnitt vielleicht sofort danach. Sonst würde die Ausblutung nicht so voll¬ 
kommen sein. Läßt sich doch nicht einmal sagen, warum der Mörder die 
Schnitte geführt hat. Denn nur durch die Absicht der Verkleinerung der 
Leiche sind sie nicht zu erklären. Damit bleiben die Schnitte im Gesicht, wie 
am Kehlkopf unerklärt.“ 

Wir halten also für im höchsten Grade wahrscheinlich: 

1. Die Fabrikarbeiterin S. ist an Erwürgen gestorben. 

2. Die Schnitte sind sämtlich nach dem Tode ausgefübrt worden, 
wahrscheinlich der Halsschnitt sofort nach dem Erwürgen.“ 

Mit diesen Urteilen schien der „Verblutungstod* gerichtet 
nnd vernichtet. Die Sachlage änderte sich indeß: 

Nachdem die Gerichtsbehörde längere Zeit zwei falsche 
Spuren verfolgt hatte, lenkte sich der Verdacht anf einen in N. 
angesessenen, sehr gewandten Fleischer. Die infolgedessen an* 
gestellten weiteren Ermittelungen und Beweisaufnahmen brachten 
Klarheit in das bisherige Dunkel und veranlaßten das Gericht, 
auf Grund der ersten Gutachten, dieses neuen Materials sowie der 
vorausgegangenen Ausführungen und an der Hand des Leichen¬ 
befundes ein nochmaliges begründetes Gutachten von den Obdu¬ 
zenten einzufordern, in dem versucht wird, ein Bild über den Her¬ 
gang des Mordes zu geben: 

Die Emma S. ist jedenfalls auf ihrem Wege nach Hoinrichau in der 
Nähe der Erbsgruppe von ihrem Mörder angegriffen worden. Dafür spricht 
der a> dieser 8telle aufgefandene Deckel der Kaffeekanne. Hier hat gewiß 
auch der erste Kampf des Mörders mit der S. stattgefunden. Sehr leicht 
können dabei Im Handgemenge die in der Kopf- und Beinhaut des Schädels 
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sowie an! dem rechten Handrücken (O.-P. Nr. 19, 16 and 7) gefundenen Blut¬ 
ergüsse entstanden sein. 

Bei dem Angriff bat der Mörder sein Opfer fest gewürgt, se daß Ohn¬ 
macht und Bewußtlosigkeit eintreten mußte bezw. eingetreten ist 

Daß ein kräftiges Würgen bei Lebzeiten der 8. stattgefunden hat, be¬ 
weisen die Blutergüsse in der Umgebung des gebrochenen Zungenbeins (O.-P. 
Nr. 48), die in der Umgebung des Kehlkopfes und der Speiseröhre gefundenen 
stärkeren Blutergüsse und daß mißfarbene Gewebe. Auch der Bluterguß im 
Unken Kaumuskel (O.-P. Nr. 10) muß beim Leben der 8. entstanden sein. 

Bezüglich der Ablösung (O.-P. Nr. 47) des Kehlkopfes und der Speise¬ 
röhre von der Wirbelsäule nehmen wir, im Gegensatz zur Wissenschaftlichen 
Deputation, an, daß diese erst nach dem Tode erfolgt ist, vielleicht um nach 
Bloßlegung der Wirbelsäule eine geeignete Stelle für die Durchtrennong der 
Wirbel zu finden. Wir glauben nicht, daß selbst durch den kräftigsten Hände¬ 
druck eine solche Zerstörung möglich ist. Die Blutergüsse hätten wohl auch 
viel stärker sein müssen. Die weiteren Vorgänge denken wir uns folgender¬ 
maßen: 

Die S. ist unmittelbar nach dem Würgen in bewußtlosem, aber noch 
lebendem Zastande — jedenfalls ist das Herz noch tätig gewesen — in das 
nahe Gehölz geschleppt oder getragen worden. Hier ist dann der tödUche 
und zur vollen Aasblatang führende oben beschriebene Stich geführt worden. 
Wir verweisen auf die geschilderten Befunde des Hautschnittes in der Gegend 
der Halsschlagadern. Die gänzliche Aasblutung wird bewiesen durch die 
blaßweiße Haut, den Mangel an Totenflecken, das blutleere Gehirn. Bs waren 
ferner die Herzgefäße zusammengefallen, d. h. blutleer, das Hers war gänzlich 
blutleer, ebenso waren die Unterleibseingeweide blutleer. 

Ihr Schiaßgutachten faßten die Obduzenten dahin zusammen: 

„I. Die Emma S. ist vor dem Tode schwer, bis zur Bewußtlosigkeit und 
Hilflosigkeit gewürgt worden. 

II. Im unmittelbaren Anschluß daran, während noch Leben in ihr und 
das Herz noch tätig war, ist der tödliche Halsstich gemaoht worden, 
der die völlige Ausblutung bewirkt hat. 

III. Die Schnitte am Hals und im Gesicht, die Ablösung der Arme und 
Unterschenkel, der Bruch des Schulterblattes sind nach dem Tode 
der S. erfolgt. 

IV. Die gesamte Schnittführung spricht für einen Täter, der in der 
Handhabung des Messers geübt ist.“ 

Die Königliche Staatsanwaltschaft zu Glatz forderte darauf 
ein Obergatachten vom Medizinalkollegium in Breslau ein, das im 
wesentlichen lautete: 

„Der Widerspruch, der s. Z. besteht, liegt also darin, daß nach dem 
Sacnverständigen • Urteil die Leiche vollkommen ausgeblutet ist, ein Zu¬ 
stand, der nur während der Herspulsation erreicht werden kann. Auf der 
anderen Seite fehlt den Schnitten am Halse jede Reaktion des lebenden 
Gewebes (Blutergüsse), so daß voi der anderen Seite angenommen wird, 
daß die Schnittführung am Halse und auch die anderen Schnitte, nach dem 
Tode oder ganz unmittelbar nach dem Tode angelegt sind.“ 

Wie ist nun aber die Erscheinung zu erklären, daß die Bänder der Haut 
keine Reaktion des lebenden Körpers (Blutergüsse), wie er bei den Hammeln 
immer gefunden wird, aufweisen ? 

Nachdem das Mädchen abgestochen und ausgeblutet war, hat der Mörder 
den zirkularen Halsschnitt mit Darchtrennung der Wirbelsäule vorgenommen. 
Im Sektionsprotokoll steht vermerkt unter Nr. 7: „Die Wandränder sind etwas 
lückig, aber glatt; die durchtrennten Muskeln etwas zerfleischt, aber ein freier 
Bluterguß in das Gewebe ist nirgends bemerkbar.“ Nr. 12: „Die am Kopf 
beschriebene Schnittfläche entspricht derjenigen des Kampfes. Auch hier Ist 
der Wandrand mehrfach eingekerbt. Vorn am Hals und hinten hängt ein 
kleiner Hautlappen von 3 cm Länge und 1,6 cm Breite, an welchem das 
schneidende Iostrument wiederholt eingesetzt hat.“ 

Dieser Befund erscheint sehr wichtig. 

Als der Mörder das Mädchen mit dem Hammelstich abstach, ist wohl 
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mit aller Sicherheit auch in der Muskulatur der typische Bluterguß vorhanden 
gewesen. Als der MOrder dann nach dem Ausbluten das MSdohen zerlegte, 
bst er beim Helsschnitt die Muskulatur zerfetzt und aui diese Weise die 
ehemaligen Hämatome zerstört; diese haben, wie sich Beferent am Hammel 
persönlich überzeugen konnte, bei dem kleinen dünnen Messer nur sehr ge* 
ringe Ausdehnung in der Maskulatur und im Fett. Es ist aber auch gar 
sicht unmöglich, daß der mit den Verhältnissen sehr vertraute Mörder diese 
Blutergüsse absichtlich mit abgetragen hat. Das ungewöhnlich große Hämatom 
zwischen Kehlkopf und Wirbelsäule, das für ein Erwürgungshämatom ganz 
experimentell wäre, faßt Beferent ebenfalls auf Grand seiner Studien nicht als 
eia Erwürgangsphänomen auf, sondern als die Folge des Halsstiches (siehe 
oben). Dieses ausgedehnte Hämatom in dem lockeren Zellgewebe war unter 
keinen Umständen zu eliminieren und blieb auch nach der Zerstückelung der 
Leiche, während die sehr unbedeutenden Hämatome an den Schnittflächen der 
Muskulatur und Haut, wie gesagt, sehr leicht entfernt waren. Daß das Mäd¬ 
chen nicht an Erstickung gestorben ist, gebt weiter daraus hervor, daß im 
8ektionsprotokoli nichts von feinen Blutergüssen (Petechien) auf Herz- und 
Pleuraüberzug vermerkt ist (O.-P. Nr. 37 —47). Gerade diese sind beim Er¬ 
stickungstod des Menschen und auch der Tiere, wie Herr Schlachthofdirektor 
Biek- Breslau bestätigte, häufiger Befand. 

Auf Grund der persönlichen Untersuchungen des Beferenten über das 
Aussehen der Gewebe frisch geschlachteter Tiere und des Aktenstudiums 
ergibt sieh folgendes Schlußgutachten: 

L Die S. ist gewürgt und dadurch, oder vielleicht auch noch durch 
einen Schlag auf den Kopf (frischer Bluterguß am Kopf) besinnungs¬ 
los gemacht worden. In diesem Zastande ist sie, genau wie der 
8chlächter auf dem Schlachthofe verfährt, abgestochen worden. 

IL Der Schnitt am Halse zur Abtrennung des Kopfes, sowie die an den 
anderen Gliedmaßen sind nach dem Tode angelegt. 

IIL Die aufgeführten Widersprüche zwischen dem völligen Ausgeblutet¬ 
sein des Körpers und dem Fehlen der Muskelhämatome finden ihre 
Lösung in den zerfetzten Bändern der Muskeln, indem beim Haut¬ 
schnitt nach dem Tode hier die Hämatome zerstört, oder von dem 
raffinierten Schlächter vielleicht sogar absichtlich entfernt sind/ 

Bei der mündlichen Verhandlung herrschte unter den 3 Sach¬ 
verständigen volle Einstimmigkeit über den Verblutungstod der 
Emma S. 

Die Wissenschaftliche Deputation hatte in dem von ihr 
ebenfalls eingeforderten zweiten Gatachten vom 15. November 
1910 auch den früheren Standpunkt aufgegeben. J ) massgebende 
Satz des Gutachtens lautet: 

„Wir schließen uns dem Vorgutachteu dahin an, daß die S. zunächst 
gewürgt worden ist, und daß ihr dann noch im Leben der Halsschnitt bei¬ 
gebracht worden ist, auf den die Verblatung zarückzaführen ist, während die 
übrigen Schnitte, durch die die Leiche zerstückelt worden ist, erst nach dem 
Tode bewirkt worden sind/ 

Bei den mitgeteilten Obergutachten fällt auf, dass eine so be¬ 
kannte nnd vielfach erörterte Tatsache, wie die geringe Blutung in 
den Rindern von vital enstandenen Schnitt- und Stichwunden 8 ) von 

*) Eine Begründung hierfür ist in der Veröffentlichung Fingers nicht 
angeführt. 

^Blumenstock: Maschkas Handbuch; I. S. 180 (1881). Casper: 
Gerichtliche Leichenöffnungen; I. Hundert, S. 152 (1858). Schulz: Ueber 
dea Wert vitaler Zeichen bei mechanischen Verletzungen. Vierte)jahrrsschr. 
L gerichtl- Medizin; (1876) Sappl., S. 44 ff. v. Hof mann: Lehrbuch der 
gerichtL Medizin; 9. Aufl, von Koliako, S. 369 (1903). Bichter; Ge- 
riehtsärztliche Diagnostik; S. 183 (1905). Poppe: Tod durch Trauma in 
Sehmidtmanns Handbuch; Bd. II, S. 11 (1907). Ko ekel: Die gewalt¬ 
samen Todesarten. Ebenda; Bd. I, S. 367. 
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den Sachverständigen unberücksichtigt geblieben ist, nnd dass die 
postmortale Ablösung des Kehlkopfes „von der Wirbelsäule“ auf 
Würgen zurückgetührt wurde, eine Hypothese, die von den Obdu¬ 
zenten mit Recht zurückgewiesen worden ist. Dagegen wird die 
totale Ausblutung der Leiche anscheinend als postmortale Aus¬ 
blutung bei der Zerstückelung gedeutet. Wenn auch in diesem 
Falle durch die irrigen Anschauungen der Obergutachter nicht 
viel Unheil angerichtet werden konnte, so bleibt doch der Um¬ 
stand bedenklich, dass mit einer Selbstverständlichkeit nnd einem 
Wagemut Dinge vom grünen Tisch aus begutachtet wurden, die 
nur auf Grund grosser Erfahrung und bei Kenntnis der ein¬ 
schlägigen Literatur vorsichtig zu beurteilen sind. Unter Um¬ 
ständen können die Folgen doch recht bedenklich sein. — 

Aehnliche Differenzen in der Deutung des Leichenbefundes 
haben Vorjahren Heller veranlasst, die „Blutverteilung in 
der Leiche“ experimentell studieren zu lassen. 1 ) 

Man wird es begreiflich finden, dass mir nach diesen Erfahrungen, 
sozusagen am grünen Holze, der Vorschlag von Orth bezüglich der 
Uebernahme der Sektionen durch die Prosektoren kein Fortschritt 
zu bedeuten scheint, deswegen, weil die Prosektoren, wenn sie ge¬ 
richtliche Sektionen sachgemäss machen wollen, sich erst ein¬ 
gehend mit gerichtlicher Medizin befassen müssten. Sie müssten 
etwas dazu lernen; mit der blossen pathologischen Anatomie ginge 
es nicht. Ob sie dazu Zeit, Lust und Gelegenheit baben und ob 
sie die nötige Uebung haben werden, ist die Frage. Der Vorschlag 
basiert auf der einseitigen Ueberschätzung der naturwissenschaft¬ 
lichen Beobachtung. Gerade darauf kommt es in schwierigeren 
Fällen, wie es die angeführten waren, weniger an, als aut ein¬ 
schlägige Erfahrung, Sachkenntnis und logische Verarbeitung aller 
Umstände. „Alle Gelehrsamkeit ist noch kein Urteil*).“ Man 
wird also wohl weiterhin bei dem alten Modus bleiben, dass 
nämlich die beamteten Aerzte die gerichtlichen Sektionen vor¬ 
nehmen. Die Frage ist nur die, ob man da nicht etwas machen 
kann, die Verhältnisse zu bessern, soweit es tatsächlich notwendig 
ist. Im grossen nnd ganzen muss man schon sagen — nnd ich kann 
das auch nach zweijähriger Erfahrung in München sagen — ent¬ 
sprechen die Sektionsbefunde doch dem Bedürfnis der Gerichte. Es 
ist ja schliesslich kein Unglück, wenn einmal einer bei einer Ver¬ 
letzung eine Luftembolie Übersieht. Die Leute mit Stichen in die 
Vena femoralis z. B., bei welchen wir oft Luftembolie konstatieren 
konnten, hatten immer auch viel Blut verloren, nnd wenn einer da 
einen Verblutnngstod annahm statt Luftembolie, so ist dies auch 
kein grosses Unelück. Bedeutungsvoll könnte ein solches Ueber- 
sehen in einem Fall von Fruchtabtreibung, bei einem angeblichen 
Narkosetod, einem angeblichen geburtshilflichen Kunstfehler werden; 
wenn aber selbst die „Vorschriften* von der Luftembolie nichts 


') F. Krieg: Inang.-Dissertat. Kiel 1897. 

*) Goethe: Gespräche mit Eckermann; 28. März 1827. 
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wissen, wie soll der arme Gerichtsarzt anf dem Lande zn solcher 
Kenntnis kommen P 

Wenn man aber wirklich etwas tan will für die Aasbildang 
der Gerichtsärzte and am allen Ansprüchen der Justizpflege ent* 
gegenzukommen, dann soll man erstens einmal die gerichtliche 
Medizin nicht noch weiter schädigen durch derartige Vorschläge, 
wie sie von Orth geschehen sind; denn was bleibt von der ge¬ 
richtlichen Medizin schliesslich übrig, wenn man ihr noch die 
Sektionen and etwa aach noch die psychiatrischen Untersuchungen 
nehmen wollte P Es ist schwer za begreifen, dass speziell in 
Deatschland die gerichtliche Medizin eine derart inferiore Stellnng 
einnimmt, wie es der Fall ist. Solange ich nicht im Deutschen 
Reiche war, habe ich mir einen richtigen Begriff von dieser in¬ 
ferioren Stellung nicht gemacht. In Oesterreich, Russland, Italien, 
Frankreich, England, Schweden, überall hören die Stadenten ge¬ 
richtliche Medizin and überall werden sie in gerichtlicher Medizin 
geprüft, nar im Deutschen Reiche gibt es das nicht. Seit ein 
paar Jahren ist der Stadent — nicht etwa verpflichtet, gericht¬ 
liche Medizin za hören — er ist verpflichtet, sie za belegen, 
aber was das besagt, wissen wir ja alle; von den Studierenden 
wird die ansinnige, schon von Billroth 1 ) gegeisselte Lernfreiheit 
aufgefasst als Freiheit, so wenig wie möglich zn lernen. Solange 
man nicht das Mittel hat, darch die Prüfung festzustellen, ob die 
Studierenden wirklich etwas gelernt haben, ist mit dem Fach 
weiter nichts anzufangen. Es besteht allerdings eine quasi wohl¬ 
wollende Bestimmung in den Prüfungsvorschriften, wonach die Pro¬ 
fessoren anderer Fächer bei der Prüfung Fragen stellen sollen, 
soweit sie auf ihr Fach Bezug haben. Das ist ein Danaergeschenk! 
Dafür möchte ich mich bedanken, dass ein Internist oder ein 
Chirarg irgend welche Fragen aus der gerichtlichen Medizin stellt. 
Da mögen dann die alten Lehren von Erstickungsbefunden und 
dergleichen eine schöne Rolle spielen; damit kann höchstens Unheil 
angerichtet werden. Ich habe einen bewährten Chirurgen gekannt, 
der sich für anser Fach interessiert und die Studenten beim Prak¬ 
tizieren über die Qualifikation von Verletzungen gefragt hat. Wenn 
ich daran denke, steigen mir manchmal noch jetzt die Haare zu 
Berge (Heiterkeit). Also damit ist nicht geholfen. Wenn der 
junge Mann wirklich etwas wissen soll, muss man die gericht¬ 
liche Medizin zum Prüfungsgegenstand machen und sämt¬ 
liche Studierenden verpflichten, im Staatsexamen die Prüfung 
abzalegen. Wenn jeder Arzt verpflichtet ist, einem Ruf als Sach¬ 
verständiger Folge zu leisten und das Gericht jeden Arzt, der 
da herkommt, als Sachverständigen vernehmen und sich von ihm 
etwas erzählen lassen kann, ohne dass es imstande ist, seine 
Aussagen zu überprüfen — denn auch die Weisheit der Juristen 
hat ihre Grenzen — dann muss man auch auf der Forderung be¬ 
harren, dass durch eine Prüfung seine Fähigkeit als Sachver¬ 
ständiger festgestellt werde. 


') Billroth: Aphorismen. Wien 1S%, S. 10. 
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ijaoen 'Wir il Beyern eine eiLneiiacbe Prüfung liü die AnTCßLrzLfc, 
cbe men sowon. auf Cit T«rwfc;tuiirnLrzit. tut auf die Eanure- 
ricid.wtrzue v*iZi+L\. Int TerurunLLg ist ieiaer vor ucli 
ianger Zelt neil «TJfcftben WOJQeL, BO CBÜE *tS ItlZZ Wühl 
Jaur« dauern wi-l um Bit geändert wird. Aner Bit ist mach 
Txtitr xticntung n:ii veroeBberungükiiig. Zunächst vtroi die mm- 
Btändiieneii T w'i»beubenafi’.icnen 4 ' Arbeiten auzuficnufem die leider 
jetzt c.jt Eandiuaten aidertigen müssen und il qm Er-gel ams 
Eeaefr Letten o**«>*n**n oo.tr a:te Sachen wieaerbringen m ßiarkar 
Atienuung an 7ergangen**: an ihre »teile soi:te tut R-arbeanuig 
yraatiacner Y alle unter fDauBur vo’gesenen werden. TTahTscbfcin- 
h»eh wird üi'.'b f vs cae anderen Fkcner etwas kLniicneß enjutiLien. 
Da« Ze/t, di« du-cu den Wegfall dieser langwierigen Arbeit ge¬ 
wonnen vird. könnte nh.n dazu verwert*-n. qkbb tu« Eerren sich 
längere Zeit ilu geriet tiider Medizin beschäftigen. ckbe Elf bei 
Obduktionen anwesend bjlI. dass Eie, soweit es möglich ißt, auch 
»ejotrt sezieren und Eich ein#* Erfahrung il der Begutachtung und 
Technik erwerben. Dann wäre Latünich darauf zu sehen. dass 
für die Fortbildung d*-r Gericht särzte etwaB geschieht. Das ißt 
ja in Bayern und in Preub&en schon durcbgeruhrt, indem Fort- 
biJduug«knrB« abgeb* iten werden. 

Endlich wkre eine EnrieLtutg zu erwägen, die in Bayern 
und in anderen BundeBetaaten m gehr verschiedener Weise ans- 
geführt worden ist, nämlich die Ueberprüfnng von Sektions- 
gutachten durch irrend ein Kollegium. ln B*vem bestehen 
M ediziualkoijjtteeB an den einzelnen Universitäten. Da können 
derartige .Sektion»befunde nnd Gutachten auch Baut den Akten 
binkominen, damit das M^oizinaikomitee ein Gutachten darüber 
aoziot. Aber von dieser EJfJ^icntuEg• wii’d wenip Gebrauch ge- 
ina'-üt. Ob inan dies ir?*-nd wie ot.-iifiratorisch n^arhe-n sollte — 
in Preuesen »et ja die Ueberprcjunff ßkmthcher Sektionsculachten 
durch d;e MeOizmalkoUezi^n obligatoiisch — will ich dahin- 
geeteilt **•;« lassen. Jei*-nfa.liB w&re die Idee zu erwägen, ob 
inan nicht beratende Kollegien schaf-n sollte, die etwaige 
Jrn-ütner rt'h’/xtig cns^Lädlich machen. Natürlich müssten die 

»h'-yu m diesen K'ill*-eien entsprechend ausgebildete, nnd 
pr aktis'h erfahrene A«-rzte ('?ericht,särzte. Psychiater usw.) sein, 
was nach mir ^machten Mitteilungen bisher nicht immer der 
FajJ zu Sun scheint. 

Jta Gross**» und Ganzen sind ja schon jetzt weitgehende 
ZautHen g<*schaffen, um die gerichtlichen Lnchsnbdoungen zu 
einer verlasfelxhen und sicheren Basis für ein eventuelles Gerichte- 
▼erfabreri zu machen: Die Ausführung der Sektionen fast ans- 
ucbliesslich durch beamtete Aerzte, die besondere Ansbildarg und 
Prüfung der letzteren, die Zuziehung von zwei Aerzten, die Vor- 
Bchnft-n lür die Vornahme der Obduktionen, endlich die Möglich¬ 
keit einer Überprüfung durch eine odrr, wie in Prenssen. dnrch 
zwei Fachbehörden. Das daif uns aber natürlich nicht abhalten, 
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soweit es die Unzulänglichkeit aller menschlichen Einrichtungen 
möglich macht, an Verbesserungen auf diesem Gebiete zu arbeiten, 
im Interesse der Allgemeinheit ebensowohl, wie im Interesse 
unseres Standes und unseres Faches. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion. 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Strassmann • Berlin. M. H.! Der Inhalt des 
Vortrages, den wir eben gehört haben, ist ein so reichhaltiger, daß es nicht 
möglich ist, in der Diskussion auf alle Punkte einzngeben, die eventuell zu 
Bemerkungen Anlaß geben könnten. Ich möchte mich daher auf einiges 
Wenige beschränken. 

Der Herr Vortragende hat eine wenig freundliche Stellung eingenommen 
zu den Bestimmungen über die Leichenöffnung, die bei unB in Preußen 1905 
eingeftthrt und seitdem in den meisten deutschen Staaten in ziemlich Über¬ 
einstimmender Form akzeptiert worden sind. Da ich an der Abfassung dieser 
Vorschriften nicht ganz unbeteiligt bin, mögen mir ein paar Verteidigungs¬ 
worte für dieses hart angegriffene Werk gestattet sein. Ich verkenne nicht, 
daß eine solche technische Vorschrift niemals etwas Ideales leisten wird, und 
daß irgendwelche Wttnsche immer übrig bleiben werden. Es ist vielleicht 
ganz berechtigt, wenn seinerzeit Ungar es getadelt hat, daß die Magendarm- 
probe nur mit den Worten „sie kann“ statt „sie soll“ in geeigneten Fällen 
angewendet werden, angeführt wird; auch hat der Vortragende Becht, daß 
es wünschenswert gewesen wäre, wenn über die Sektionsmethode bei der Luft¬ 
embolie Bestimmungen gegeben wären. Allerdings wäre durch solche Ergän¬ 
zungen die Anweisung noch komplizierter geworden, als sie schon ist, und 
gerade diese Kompliziertheit, die Fülle der Vorschriften, hat er ja getadelt. 
Dabei muß man doch aber bedenken, daß in der Praxis von solchen Vorschriften 
immer schon ein gehöriger Abzug gemacht wird, und daß es vielleicht ganz 
gut ist, wenn als Ideal etwaB hingestellt wird, was vielleicht mehr ist, als für 
gewöhnlich verlangt werden kann. 

Ich glaube, daß der Herr Beferent bei der Beurteilung dieser kompli¬ 
zierten Vorschriften und der Schwierigkeiten, die sie machen, einen Punkt 
nicht genügend berücksichtigt hat, in dem ich ein wesentliches Verdienst der 
Vorschriften sehe: Die Bestimmung im § 9, in der es ausdrücklich heißt: 

„Die folgenden technischen Vorschriften über den Gang der Unter¬ 
suchung sollen nicht schablonenmäßig angewandt, sondern nur als allgemeiner 
Leitfaden betrachtet werden, von dem je nach der Eigentümlichkeit des Falles 
auch abgewichen werden kann.“ 

Wenn die Obduzenten sich diese Vorschrift klar machen, dann werden 
sie von derartigen Seltsamkeiten absehen können, wie die, daß sie erst mit 
der Brusthöhle anfangen und, weil sie da einen Geruch nach Blausäure wahr¬ 
nehmen, zwischendurch wieder die Kopf höhle vornehmen. 

Ebenso habe ich es immer für noen großen Fortschritt unserer Sek¬ 
tionsbestimmungen gehalten, daß im § 26 ausdrücklich gesagt wird: 

„So notwendig für den Zweck der Leichenöffnnng die genaue nnd be¬ 
stimmte Wiedergabe der wichtigen Befunde ist, um so weniger erforderlich 
erscheint die umfangreiche Wiedergabe der Befunde, die für den Bicbter ohne 
Bedeutung sind. Für solche Befände genügt eine zusammenfassende Be¬ 
handlung.“ 

Ich kann wenigstens aus meinem Wirkungskreise sagen, daß gerade 
durch diese Bestimmung unsere Protokolle gegen früher an praktischer Ver¬ 
wertbarkeit wesentlich gewonnen haben, daß mancher unnütze Ballast, der sie 
vordem füllte, jetzt verschwunden ist, und daß die wesentlichen, wichtigen 
Befunde viel mehr hervorireten. Ich glaube, die Herren, die früher mit dem 
alten Begulativ gearbeitet haben nnd die jetzt die neuen Vorschriften an- 
wenden, werden nicht verkennen, daß, wenn diese Vorschriften auch hier und 
da Mängel haben dürften, sie doch einen wesentlichen Fortschritt für uns 
gebracht haben. 

Ebenso gestatten Sie mir vielleicht kurz zu bemerken, daß die ober- 
gutachtliche Tätigkeit der Wissenschaftlichen Deputation für das 
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weite Luftröhre gereicht obtarieren konnte, ebensowenig aber 
bei einem Kubikinhalt von 2 cbcm, der ungefähr einem Zy¬ 
linder von 1 qcm Bodenfl&che und 2 cm Höhe entsprechen würde; 
der Ballen lag zadem 3 cm unterhalb des Kehlkopfes in der Luft¬ 
röhre, war also nicht in einen Bronchus aspiriert. Dagegen 
spielen in dem Obergutachten die derben dankeiroten Gerinnsel 
im rechten Vorhof and in der rechten Kammer gar keine Bolle; 
sie passen auch nicht zu der Auffassung der Referenten. Die 
Blutmenge in der Schädelhöhle — welche die ganze obere Fläche, 
die inneren and die äusseren Seiten, wie die Grundfläche in einer 
Dicke von 1 mm bedeckte — wird nur auf 50 cbcm bemessen, 
während bei einer freiliegenden Hirnoberfl&che von ca. 700 qcm 1 ) 
mindestens 70 cbcm zu berechnen wären; zudem hat diese Berech¬ 
nung gar keinen Wert, weil die konkurrierende Hirnerschütterang 
in ihrem Eioflass auf das angebliche Erbrechen und den Tod weit 
mehr in Betracht kommt, als die Blutmenge. Während die Er¬ 
stickung zunächst nur mit „einer an Gewissheit grenzenden Wahr¬ 
scheinlichkeit* angenommen wird — wird später klipp und klar 
gesagt: „Bf. ist an diesem Ballen von Speisebrei erstickt.* Die 
schwere Zertrümmerung der Weichteile an Brust und Hals aut 
der rechten Seite, sowie der Rippenbruch werden ausser Beziehung 
zu dem Eintritt des Todes gebracht, obwohl z. B. die Annahme 
einer Fettembolie mindestens so nahe lag, als die einer Erstickung. 
Zu alle dem kommt, dass der ganzen Liebe Müh umsonst ist; 
denn jeder Gerichtsarzt weiss, daß wenn der Tod infolge der 
Misshandlungen eingetreten ist — und darüber besteht hier kein 
Zweifel — es ganz gleichgültig ist, ob es sich um Hirndruck, 
Hirnerschütterung oder Erstickung infolge eines Schädeltranmas 
gehandelt hat; der Täter haftet eben für alle Folgen. 

Bedenklich erscheint mir auch das Gutachten in seiner Nei¬ 
gung, die Schuld an dem Tode des M. einer bestimmten Per¬ 
son beizumessen, indem es ansführt: „Es ist nicht unsere 
Aufgabe, darauf hinzuweisen, dass die Wahrschein¬ 
lichkeit, dass der Angeklagte W. dieses tödliche 
Ende des M. herbeiführte, eine sehr grosse ist. 1 )* Ganz 
abgesehen davon, dass wohl kaum ein Sachverständiger die von 
den Gutachtern angenommene Erstickung „mit einer an Gewiss¬ 
heit grenzenden Wahrscheinlichkeit* auf den Nackenstoss beziehen 
dürfte, den W. dem Verstorbenen auf dem Punkte D. zugefügt 
bat, nimmt ja das Gutachten selber an, dass „noch Misshand¬ 
lungen, welche sich auf den Kopf richteten, in der 
Nähe des Todesortes stattgefunden haben.* Nach dem 
Todesort ist M. noch gegangen (ca. 70 m weit), warum sollen 
denn die dortigen Misshandlungen nicht das Erbrechen und die 
Erstickung verursacht haben ? Dass sich aber W. noch am Todes¬ 
orte betätigt bat, dafür fehlt jeder Anhaltspunkt, denn „was an 
dem Todesorte selbst sich ereignet hat, darüber fehlt die Kunde.* 


*) Vierordt: Daten and Tabellen; 1906, S. 83. 
-) Im Original gesperrt gedruckt. 
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Das ganze Gatachten ist ein zutreffender Beweis für das, 
was t. Hofmann (s. o.) Aber die notwendigen Eigenschaften 
eines gerichtsärztlichen Sachverständigen gesagt hat. Der vor¬ 
liegende Fall hätte einem geübten and erfahrenen Gutachter be¬ 
sondere Schwierigkeiten nicht verursacht und wäre von ihm wie 
folgt beurteilt worden: M. hat zu verschiedenen Zeiten und von ver¬ 
schiedenen Personen wuchtige Schläge gegen den Kopf, in das 
Genick und mindestens einen Tritt gegen die Brust erhalten. Er 
ist infolge dieser Misshandlungen gestorben (ob an Hirnerschfltte- 
rang, Hirndruck oder an der bei den Haaren herbeigezogenen 
Erstickung, ist gleichgültig). Es lässt sich nicht feststellen, ob 
eine dieser Misshandlungen für sieb, oder ob mehrere, oder ob 
alle zusammengenommen den Tod des M. bewirkt haben. Dann 
ist aber der Fall des § 227 R.Str.G. gegeben: 

„Ist durch eine 8chlägerei oder durch einen von Hehreren gemachten 
Angriff der Tod eines Menschen .... verursacht worden, so ist Jeder, wel¬ 
cher sich an der Schlägerei oder dem Angriffe beteiligt hat, schon wegen 
dieser Beteiligung mit Geiängnis bis su drei Jahren zu bestrafen. . . .“ 

Die Jaristen haben eben, entsprechend ihrer besseren logischen 
Denkfähigkeit und nach dem Sprichworte: „Der liebe Gott weise 
alles, der Jurist weiss alles besser“, solche Fälle schon voraus¬ 
gesehen und in der Gesetzgebung berücksichtigt; aber auch der 
medizinische Sachverständige sollte sich dessen bewusst sein, dass 
es Grenzen für unsere Erkenntnis gibt, nnd dass er durch gewagte 
Spekulationen, durch wissenschaftlich nicht genügend fundierte 
Behauptungen unberechenbaren Schaden anrichten kann, zumal bei 
Geschworenengerichten. 

Im Anschluss hieran möchte ich noch ein weiteres Gutachten 
kurz besprechen, das m. E. gleichfalls durch Nichtberücksichtigung 
längst bekannter gerichtlich-medizinischer Erfahrungen zu irrigen 
Schlüssen kommt. 1 ) Es betrifft einen Lustmord an der 25 Jabre 
alten Emma S., die seit 21. Dezember abends verschwanden war 
und deren zerstückelte Leichenteile am 23., 25. und 27. desselben 
Monats aufgefunden wurden. Die von dem Autor gemeinsam mit 
einem Kreisarzt vorgenommene Leichenöffnung ergab im We- 
sentlichen: 

A. Aeußere Besichtigung. 

1. Die uns Übergebene zerstückelte Leiche der Emmn 8., welche nach 
den Angaben am 21. d. M. verschwunden und 25 Jabre alt ist, zeigt an der 
Vorderfläche blaßweiße Hautfarbe und mittelstarke Muskulatur. Vorhanden 
aind der abgetrennte Kopf, die abgetrennten Arme, d*r Rumpf im Zusammen¬ 
hang mit den Oberschenkeln; die Unterschenkel und Füße fehlen. 

2. Die Rückeniläche des Rumpfes ist vollständig blaß¬ 
weiß, ohne Totenflecke. 

6. Das Jungfernhäutchen blaß, hat eine halbmondförmige Gestalt, glatte 
und unverletzte Ränder. 

7. Der Kopf ist vom Hals getrennt. Der 8cbnitt Ist nahezu horizontal 

J eführt, und zwar vorn am Unterkiefer entlang. Er liegt dann 8 cm unter 
em Ansatz beider Ohren und 6 cm unter dem Hinterhauptböcker. Die Wund- 
ränder der Haut sind etwas zackig, aber glatt, die durebtrennten Muskeln 
etwas zerfleischt; ein freier Bluterguß in das Gewebe ist nirgends bemerkbar. 


*) Finger: Mord durch Hammelstich. VieTteljabrsschr. f. ger. Me¬ 
dizin; 1911, 8. H., 8. 86 ff. 
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Der Schnitt ist zwischen dem 3. and 4. Wirbelkörper durchgeführt, die beiden 
seitlichen Gelenkflächen des dritten Wirbels liegen bloß and der Dornfortsnts 
ist unverletzt. Die vorhandenen Wirbel werden bernasgeschUt. ln der gönnen 
Umgebung der Wirbel findet sich kein Blatergaß and nach die hier bä frei¬ 
gelegten Gefnße sind leer. 

8. Das Haupthaar ist dicht and braun, es ist noch in swei Zöpfe ge* 
flochten, die herabhäogen and bis 60 cm lang sind. Han bemerkt in der Um¬ 
gebung des rechten Stirnhöckers eine rötlich verfärbte Stelle. Auf Einschnitte 
erweist sich das darunter liegende Gewebe einschließlich der ßeinhant in etwa 
3 cm Durchmesser leicht blutdurchtr&nkt. 

10. Von beiden Mundwinkeln geht eine Zusammenhangstreanong der 
Haut fast horizontal nach hinten, welche links 8 und rechts 6 cm mifiu Die 
Weichtheile sind nahezu vollständig bis in die Mundhöhle durchtrennt. Die 
Wundränder der Haut sowie der übrige Teil der Wundflächen sind glatt, aber 
vielfach eingekerbt, etwa in der Wehse, wie sie ein öfters angesetztes Messer 
hervorbringen kann. 

In der rechten Hälfte kein Blatergaß, dagegen bemerkt man im linken 
Kaumuskel, ihn durchsetzend, einen deutlichen fast schwarzen Blatergaß von 
etwa 3 cm Länge und 2 cm Breite. 

12. Die am Kopf beschriebene Schnittfläche des Halses. Auch hier ist 
der Wandrand mehrfach eingekerbt. Vorn am Hals and hinten nahe der 
Mittellinie hängt je ein kleiner Hautlappen von 3 cm Länge and 1,5 cm Breite, 
an welchem das schneidende Instrament wiederholt eingesetst hat. 

Am HaUstampf sind neben Weichteilen sichtbar das Zangenbein, der 
Kehldeckel and der Stampf der Halswirbelsäale. Muskeln and Haut haben 
sich sarttckgezogen. Ein deutlicher Blutergaß in oder zwischen 
das zerfetzte Muskelgewebe ist nirgends vorhanden. 

16. Der rechte Arm ist vollständig erhalten and unversehrt, nar auf 
dem Handrücken bemerkt man eine längliche and eine rundliche Hautabschür¬ 
fung, von denen die erstere etwa 0,8 cm lang und 0,3 cm breit ist; die letz¬ 
tere hat 3 mm im Darchmesaer. Das darunter liegende Unterhaatgewebe 
zeigt einen Blatergaß von entsprechender Größe. 

B. Innere Besichtigung. 

19. Nach Abziehen der weichen Schädeldecke sieht man wie oben schon 
unter Nr. 8 noch zwei solche mäßige Blatergüsse in die Kopf- and Beinhaut, 
von denen der eine links von der Pfeilnaht über der Kranznaht liegt and 
einen Darchmesser von 3,5 cm hat. Ein ganz unbedeutender Bluterguß von 
5 cm Länge und 2,5 cm Breite wird noch am lioken Hinterhauptbein gefunden. 

23. Die Getaße der harten Hirnhaut, wie der Längsblutleiter sind leer. 

40. Das Hers.Kranzgefäße leer. 

41. Beim Eröffnen der Herzkammern, wie Vorkammern, wie beim 
Herausschneiden des Herzens zeigt sich vollständige Blutleere. 

45. Die linke Lunge . . . Die Schnittflächen sind glatt, nur auf Druck 
entleert sich blaßröilicher Schaum. 

Die Lungen sind blutleer. 

47. Die Hinterfläche des Kehlkopfes ist zusammen mit der Speiseröhre 
zum großen Teil von der Wirbelsäule losgelöst. Das Gewebe in der Umgebung 
jener Halsorgane ist im allgemeinen verwaschen blaßrötlicb. 

Man bemerkt noch an verscbielenen Stellen größere und kleinere Blut- 
austritte. Nach Entfernung des Kehlkopfes erweist sich das ganze Gewebe 
um die Speiseröhre und das Gewebe vor der Wirbelsäule Im Bereiche des 
Halses vollständig und stark blutdurchtränkt. 

48. Die Spitze beider Zungenbeinhöroer ist abgebrochen, das Ge¬ 
webe um die Brachstellen leicht blutdurchtränkt. 

49. Im Kehlkopf befindet sich ein etwa kirschkerngroßes Kartoffel¬ 
stückchen (siehe den ersten Fall), l'ar Schildknorpel ist unversehrt. 

54. Die linke Niere . . ., das Gewebe blutleer. 

55. Rechte Niere . . ., wie die linke. 

Die Blutgefäße der Unterschenkel sind vollständig leer. Blutergüsse 
in und neben den Schnittflächen sind nirgends vorhanden. 
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Das vorläufige Gutachten lautete: 

L Der Tod der Emme 8. ist an Verblutung erfolgt. 

n. Die Verblatnog ist hervorgerufen darch die Darcbtrennnng des Heises. 

III. Die Entfernung der Oberarme and Unterschenkel kenn erst nach 
dem Tode erfolgt sein. 

IV. Dem Verblatangstod ist ein starkes Würgen voransgegangen. 

Dieses Gutachten fand weder beim Medizinalkollegium in 

Breslan noch bei der Wissenschaftlichen Deputation Billigung! — 
Ersteres sagte in seinen Revisionsbemerkungen: 

„Dem maßgebenden ersten 3atze des vorläufigen Gutachtens vermögen 
wir nicht ohne weiteres beiznpflichten. Denn angesichts des Mangels 
blutiger Unterlauf an g der zwischenHals undKopf vorhande¬ 
nen Schnittwunde mußte von vornherein die Möglichkeit offen gehalten 
werden, daß auch diese Durchtrennung erst nach dem Tode erfolgt sei.“ 

Die Wissenschaftliche Deputation ftthrt im maßgebenden 
Teile ihrer Ausführungen ans: 

„Die Brüche des Zungenbeins, die Ablösung des Kehlkopfes Bamt Speise¬ 
röhre von der Wirbelsäule können nur auf gewaltsame Weise durch von dritter 
Hand aasgeführte Würgebewegungen am Hals entstanden sein. Und daß dies 
Würgen während des Lebens stattgefunden hat, das beweisen unwiderleglich 
die mannigfachen Blutergüsse in der Umgebung von Zungenbein und von dem 
abgelösten Kehlkopf. Der Befand, die breite Ablösung der Weich¬ 
teile von der Wirbelsäule, ist aber um so bedeutsamer, daß 
man mit an Gewißheit grenzender Wahrscheinlichkeit sagen 
darf: Der Tod ist durch das Erwürgen herbeigeführt. Auch die Blutbeulen 
am Kopf, wie die Abschürfungen und Blutergüsse an einer Hand sprechen 
wenigstens dafür, daß ein Kampf des Mörders mit dem Opfer stattgefunden hat.“ 

„Wann die Schnitte geführt Bind, welche zur Ausblutnng führten, das 
läßt sich nicht sagen. Aber sicher muß wenigstens ein Teil derselben sehr 
bald nach dem Erwürgungstod geführt worden sein, der den Kopf abtrennende 
Schnitt vielleicht sofort danach. Sonst würde die Ausblutung nicht so voll¬ 
kommen sein. Läßt sich doch nicht einmal sagen, warum der Mörder die 
Schnitte geführt hat. Denn nur durch die Absicht der Verkleinerung der 
Leiche sind sie nicht zu erklären. Damit bleiben die Schnitte im Gesicht, wie 
am Kehlkopf unerklärt.“ 

Wir halten also für im höchsten Grade wahrscheinlich: 

1. Die Fabrikarbeiterin S. ist an Erwürgen gestorben. 

2. Die Schnitte sind sämtlich nach dem Tode ausgefübrt worden, 
wahrscheinlich der Halsschnitt sofort nach dem Erwürgen.“ 

Mit diesen Urteilen schien der „Verblatangstod* gerichtet 
and vernichtet. Die Sachlage änderte sich indeß: 

Nachdem die Gerichtsbehörde längere Zeit zwei falsche 
Sparen verfolgt hatte, lenkte sich der Verdacht anf einen in N. 
angesessenen, sehr gewandten Fleischer. Die infolgedessen an- 
gestellten weiteren Ermittelungen and Beweisaufnahmen brachten 
Klarheit in das bisherige Dunkel and veranlaßten das Gericht, 
auf Grand der ersten Gutachten, dieses neuen Materials sowie der 
vorausgegangenen Ausführungen und an der Hand des Leichen¬ 
befundes ein nochmaliges begründetes Gutachten von den Obdu¬ 
zenten einzufordern, in dem versucht wird, ein Bild über den Her¬ 
gang des Mordes zu geben: 

Die Emms S. ist jedenfalls auf ihrem Wege nach Heinrichau in der 
Nähe der Erbsgruppe von ihrem Mörder angegriffen worden. Dafür spricht 
der ea dieser Stelle aufgefandene Deckel der Kaffeekanne. Hier hat gewiß 
auch der erste Kampf des Mörders mit der S. stattgefunden. Sehr leicht 
können dabei im Handgemenge die in der Kopf- und Beinhaut des Schädels 
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sowie snf dem rechten H&ndrttcken (O.-P. Nr. 19, 16 und 7) gehudenen Blut¬ 
ergüsse entstunden sein. 

Bei dem Angriff hat der Mörder sein Opfer fest gewürgt, so daß Ohn¬ 
macht und Bewußtlosigkeit eiatreten mußte besw. eingetreten ist. 

Daß ein kräftiges Würgen bei Lebzeiten der 8. stattgefunden hat, be¬ 
weisen die Blutergüsse in der Umgebung des gebrochenen Zangenbeins (O.-P. 
Nr. 48), die in der Umgebung des Kehlkopfes und der Speiseröhre gefundenen 
stärkeren Blutergüsse und daß mißfarbene Qewebe. Auch der Bluterguß im 
linken Kaumuskel (O.-P. Nr. 10) muß beim Leben der 8. entstanden sein. 

Besüglich der Ablösung (O.-P. Nr. 47) des Kehlkopfes und der Speise¬ 
röhre von der Wirbelsäule nehmen wir, im Gegensatz zur Wissenschaftlichen 
Deputation, an, daß diese erst nach dem Tode erfolgt ist, vielleicht um nach 
Bloßlegung der Wirbelsäule eine geeignete 8telle für die Durchtrennong der 
Wirbel zu finden. Wir glauben nicht, daß selbst durch den kräftigsten Hände¬ 
druck eine solche Zerstörung möglich ist. Die Blutergüsse hätten wohl auch 
viel stärker sein müssen. Die weiteren Vorgänge denken wir uns folgender¬ 
maßen: 

Die 8. ist unmittelbar nach dem Würgen in bewußtlosem, aber noch 
lebendem Zustande — jedenfalls ist das Herz noch tätig gewesen — in das 
nahe Gehölz geschleppt oder getragen worden. Hier ist dann der tödliche 
und zur rollen Ausbietung führende oben beschriebene Stich geführt worden. 
Wir verweisen auf die geschilderten Befunde des Hautscbnittes in der Gegend 
der Halsschlagadern. Die gänzliche Ausbietung wird bewiesen durch die 
blaßweiße Haut, den Mangel an Totenflecken, das blutleere Gehirn. Bs waren 
ferner die Hersgefäße zusammengefallen, d. h. blutleer, das Herz war gänzlich 
blutleer, ebenso waren die Uaterleibseingeweide blutleer. 

Ihr Schlußgutachten faßten die Obduzenten dahin zusammen: 

„I. Die Emma 8. ist vor dem Tode schwer, bis zur Bewußtlosigkeit und 
Hilflosigkeit gewürgt worden. 

II. Im unmittelbaren Anschluß daran, während noch Leben in ihr und 
das Hers noch tätig war, ist der tödliche Halsstich gemacht worden, 
der die völlige Ansblutnng bewirkt hat. 

III. Die Schnitte am Hals und im Geeicht, die Ablösung der Arme und 
Unterschenkel, der Bruch des Schulterblattes sind nach dem Tode 
der S. erfolgt. 

IV. Die gesamte Schnittführung spricht für einen Täter, der in der 
Handhabung des Messers geübt ist.“ 

Die Königliche Staatsanwaltschaft zu Glatz forderte darauf 
ein Obergutachten vom Medizinalkollegium in Breslau ein, das im 
wesentlichen lautete: 

„Der Widerspruch, der s. Z. besteht, liegt also darin, daß nach dem 
Sachverständigen-Urteil die Leiche vollkommen ansgeblutet ist, ein Zu¬ 
stand, der nur während der Herspulsaiion erreicht werden kann. Anf der 
anderen Seite fehlt den Schnitten am Halse jede Reaktion des lebenden 
Gewebes (Blutergüsse), so daß voi der aoderen Seite angenommen wird, 
daß die Schnittlührang am Halse and nach die anderen Schnitte, nach dem 
Tode oler ganz unmittelbar nach dem Tode angelegt sind.“ 

Wie ist nun aber die Erscheinung zu erklären, daß die Ränder der Hant 
keine Reaktion des lebenden Körpers (Blutergüsse), wie er bei den Hammeln 
immer gefunden wird, aafweisen t 

Nachdem du Mädchen abgestechen und ansgeblutet war, hat der Mörder 
den zirkulären Halsschnitt mit Darchtrennung der Wirbelsäule vorgenommen. 
Im Sektionsprotokoll steht vermerkt unter Nr. 7: „Die Wundränder sind etwas 
lttckig, aber glatt; die darchtrennten Muskeln etwas zerfleischt, aber eia freier 
Bluterguß in das Gewebe ist nirgends bemerkbar.* Nr. 12: „Die am Kopf 
beschri-oene Schnittfläche entspricht de’j-nigen des Rumpfes. Auch hier ist 
der Wundrand mehrfach eingekerbt. Vorn am Hals und hinten hängt eia 
kleiner Htuilappen tob 3 cm Länge und 1,5 cm Breite, aa welchem das 
schneidende Instrument wiederholt eingesetzt hat.“ 

D.eser Befund erscheint sehr wichtig. 

Als der M::ier das Mädchen mit dem Hamm eis tich abstach, ist wohl 
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mit aller Sicherheit auch in der Muskulatur der typische Bluterguß vorhanden 
gewesen. Als der Mörder dann nach dem Ausbluten das M&dchea serlegte, 
hat er beim Halsschnitt die Moskulatur zerfetst und auf diese Weise die 
ehemaligen Hämatome zerstört; diese haben, wie sich Beferent am Hammel 
persönlich überzeugen konnte, bei dem kleinen dünnen Messer nur sehr ge¬ 
ringe Ausdehnung in der Muskulatur und im Fett. Es ist aber auch gar 
nicht unmöglich, daß der mit den Verhältnissen sehr vertraute Mörder diese 
Blutergüsse absichtlich mit abgetragen hat. Das ungewöhnlich große Hämatom 
zwischen Kehlkopf und Wirbelsäule, das für ein Erwürgungshämatom ganz 
experimentell wäre, faßt Beferent ebenfalls auf Grund seiner Studien nicht als 
eia Erwürgungsphänomen auf, sondern als die Folge des Halsstiches (siehe 
oben). Dieses ausgedehnte Hämatom in dem lockeren Zellgewebe war unter 
keinen Umständen zu eliminieren und blieb auch nach der Zerstückelung der 
Leiche, während die sehr unbedeutenden Hämatome an den Schnittflächen der 
Muskulatur and Haut, wie gesagt, sehr leicht entfernt waren. Daß das Mäd¬ 
chen nicht an Erstickung gestorben ist, gebt weiter daraus hervor, daß im 
8ektionsprotokoll nichts von feinen Blutergüssen (Petechien) auf Herz- und 
Pleuraüberzug vermerkt ist (O.-P. Nr. 37—47). Gerade diese sind beim Er¬ 
stickungstod des Menschen und auch der Tiere, wie Herr Schlachthofdirektor 
Biek-Breslau bestätigte, häufiger Befund. 

Auf Grund der persönlichen Untersuchungen des Beferenten über das 
Aussehen der Gewebe frisch geschlachteter Tiere und des Aktenstudiums 
ergibt sich folgendes Schlnßgutachten: 

I. Die S. ist gewürgt und dadurch, oder vielleicht auch noch durch 
einen Schlag auf den Kopf (frischer Bluterguß am Kopf) besinnungs¬ 
los gemacht worden, ln diesem Zustande ist sie, genau wie der 
Schlächter auf dem Schlachthofe verfährt, abgestochen worden. 

II. Der Schnitt am Halse zur Abtrennung des Kopfes, sowie die an den 
anderen Gliedmaßen sind nach dem Tode angelegt. 

HL Die aufgeführten Widersprüche zwischen dem völligen Ausgeblutet¬ 
sein des Körpers und dem Fehlen der Muskelhämatome finden ihre 
Lösung in den zerfetzten Bändern der Muskeln, indem beim Haut¬ 
schnitt nach dem Tode hier die Hämatome zerstört, oder von dem 
raffinierten Schlächter vielleicht sogar absichtlich entfernt sind." 
Bei der mündlichen Verhandlung herrschte unter den 3 Sach¬ 
verständigen volle Einstimmigkeit über den Verblutungstod der 
Emma S. 

Die Wissenschaftliche Deputation hatte in dem von ihr 
ebenfalls eingeforderten zweiten Gutachten vom 15. November 
1910 auch den früheren Standpunkt aufgegeben. 1 ) massgebende 
Satz des Gutachtens lautet: 

„Wir schließen uns dem Vorgutaohten dahin an, daß die S. zunächst 
gewürgt worden ist, und daß ihr dann noch im Leben der Halsschnitt bei¬ 
gebracht worden ist, auf den die Verblutung zurückzufUhren ist, während die 
übrigen Schnitte, durch die die Leiche zerstückelt worden ist, erst nach dem 
Tode bewirkt worden sind." 

Bei den mitgeteilten Obergutachten fällt auf, dass eine so be¬ 
kannte und vielfach erörterte Tatsache, wie die geringe Blutung in 
den Bändern von vital enstandenen Schnitt- und Stichwunden 8 ) von 

*) Eine Begründung hierfür ist in der Veröffentlichung Fingers nicht 
angeführt. 

*) Blumenstock: Maschkas Handbuch; 1,8.180(1881). Casper: 
Gerichtliche Leichenöffnungen; I. Hundert, S. 152 (1853). Schulz: Ueber 
den Wert vitaler Zeichen bei mechanischen Verletzungen. Vierteljahrrsschr. 
1 gerichtl Medizin; (1876) Sappl., S. 44 ff. v. Hof mann: Lehrbuch der 
gerichü. Medizin; 9. Aafl, von Kolisko, S. 369 (1903). Bichter: Ge¬ 
richtsärztliche Diagnostik; S. 183 (1905). Puppe: Tod durch Trauma in 
Schmidtmanns Handbuch; Bd. II, S. 11 (1907). Kockel: Die gewalt¬ 
samen Todesarten. Ebenda; Bd. I, S. 867. 
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den Sachverständigen unberücksichtigt geblieben ist, nnd dass die 
postmortale Ablösung des Kehlkopfes „von der Wirbelsäule“ auf 
Würgen zurüctgeftihrt wurde, eine Hypothese, die von den Obdu¬ 
zenten mit Recht zurückgewiesen worden ist. Dagegen wird die 
totale Ausrufung der Leiche anscheinend als postmortale Aus- 
blutung bei der Zerstückelung gedeutet. Wenn auch in diesem 
Falle durch die irrigen Anschauungen der Obergntachter nicht 
viel Unheil angerichtet werden konnte, so bleibt doch der Um¬ 
stand bedenklich, dass mit einer Selbstverständlichkeit und einem 
Wagemut Dinge vom grünen Tisch aus begutachtet wurden, die 
nur auf Grund grosser Erfahrung nnd bei Kenntnis der ein¬ 
schlägigen Literatur vorsichtig zu beurteilen sind. Unter Um¬ 
ständen können die Folgen doch recht bedenklich sein. — 

Aehnliche Differenzen in der Deutung des Leichenbefundes 
haben Vorjahren Heller veranlasst, die „Blutverteilung in 
der Leiche“ experimentell studieren zu lassen. 1 ) 

Man wird es begreiflich finden, dass mir nach diesen Erfahrungen, 
sozusagen am grünen Holze, der Vorschlag von Orth bezüglich der 
Uebernahme der Sektionen durch die Prosektoren kein Fortschritt 
zu bedeuten scheint, deswegen, weil die Prosektoren, wenn sie ge¬ 
richtliche Sektionen sachgeraäss machen wollen, sich erst ein¬ 
gehend mit gerichtlicher Medizin befassen müssten. Sie müssten 
etwas dazu lernen; mit der blossen pathologischen Anatomie ginge 
es nicht. Ob sie dazu Zeit, Lust und Gelegenheit haben und ob 
sie die nötige Uebung haben werden, ist die Frage. Der Vorschlag 
basiert auf der einseitigen Ueberschätzung der naturwissenschaft¬ 
lichen Beobachtung. Gerade darauf kommt es in schwierigeren 
Fällen, wie es die angeführten waren, weniger an, als aut ein¬ 
schlägige Erfahrung, Sachkenntnis und logische Verarbeitung aller 
Umstände. „Alle Gelehrsamkeit ist noch kein Urteil*).“ Man 
wird also wohl weiterhin bei dem alten Modus bleiben, dass 
nämlich die beamteten Aerzte die gerichtlichen Sektionen vor¬ 
nehmen. Die Frage ist nur die, ob man da nicht etwas machen 
kann, die Verhältnisse zu bessern, soweit es tatsächlich notwendig 
ist. Im grossen und ganzen muss man schon sagen — und ich kann 
das auch nach zweijähriger Erfahrung in München sagen — ent¬ 
sprechen die Sektionsbefunde doch dem Bedürfnis der Gerichte. Es 
ist ja schliesslich kein Unglück, wenn einmal einer bei einer Ver¬ 
letzung eine Luftembolie übersieht. Die Leute mit Stichen in die 
Vena femoralis z. B., bei welchen wir oft Luftembolie konstatieren 
konnten, hatten immer auch viel Blut verloren, und wenn einer da 
einen Verblutnngstod annahm statt Luftembolie, so ist dies auch 
kein grosses Unglück. Bedeutungsvoll könnte ein solches Ueber- 
sehen in einem Fall von Fruchtabtreibnng, bei einem angeblichen 
Narkosetod, einem angeblichen geburtshilflichen Kunst fehler werden; 
wenn aber selbst die „Vorschriften* von der Luftembolie nichts 


*) F. Krieg: Inaug.-Dissertat. Kiel 1897. 

*) Qoethe: Gespräche mit Eckermann; 28. März 1S27. 
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*J Billroth: Aphorismen. Wien IW,, s 10. 
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Zweitens könnte irgend eine Aenderong stattfinden bezüglich 
der speziellen Ausbildung der Gerichtsärzte. Vorläufig 
haben wir in Bayern eine einheitliche Prüfung iür die Amtsärzte, 
die sich sowohl auf die Verwaltungsärzte, als auf die Landge¬ 
richtsärzte bezieht. Die Verordnung ist leider vor nicht 
langer Zeit neu erlassen worden, so dass es jetzt wohl einige 
Jahre dauern wird, bis sie geändert wird. Aber sie ist nach 
vieler Richtung hin verbesserungsfähig. Zunächst wären die um¬ 
ständlichen „wissenschaftlichen“ Arbeiten abzuschaffen, die leider 
jetzt die Kandidaten anfertigen müssen und in der Regel aus 
Lesefrüchten bestehen oder alte Sachen wiederbringen in starker 
Anlehnung an Vergangenes; an ihre Stelle sollte die Bearbeitung 
praktischer Fälle unter Klausur vorgesehen werden. Wahrschein¬ 
lich wird sich für die anderen Fächer etwas ähnliches empfehlen. 
Die Zeit, die durch den Wegfall dieser langwierigen Arbeit ge¬ 
wonnen wird, könnte man dazu verwerten, dass die Herren sich 
längere Zeit mit gerichtlicher Medizin beschäftigen, dass sie bei 
Obduktionen anwesend sind, dass sie, soweit es möglich ist, auch 
selbst sezieren und sich eine Erfahrung in der Begutachtung und 
Technik erwerben. Dann wäre natürlich darauf zu sehen, dass 
für die Fortbildung der Gerichtsärzte etwas geschieht. Das ist 
ja in Bayern und in Preussen schon durchgefuhrt, indem Fort¬ 
bildungskurse abgehalten werden. 

Endlich wäre eine Einrichtung zu erwägen, die in Bayern 
und in anderen Bundesstaaten in sehr verschiedener Weise aus¬ 
geführt worden ist, nämlich die Ueberprüfung von Sektions¬ 
gutachten durch irgend ein Kollegium. Io Bayern bestehen 
Medizinalkomitees an den einzelnen Universitäten. Da können 
derartige Sektionsbefunde und Gutachten auch samt den Akten 
hinkommen, damit das Medizinalkomitee ein Gutachten darüber 
abgibt. Aber von dieser Einrichtung wird wenig Gebrauch ge¬ 
macht. Ob man dies irgend wie obligatorisch machen sollte — 
in Preussen ist ja die Ueberprüfung sämtlicher Sektionsgutachten 
durch die Medizinalkollegien obligatorisch — will ich dahin¬ 
gestellt sein lassen. Jedenfalls wäre die Idee zu erwägen, ob 
man nicht beratende Kollegien schaffen sollte, die etwaige 
Irrtümer rechtzeitig unschädlich machen. Natürlich müssten die 
Referenten in diesen Kollegien entsprechend aosgebildete und 
praktisch erfahrene Aerzte (Gerichtsärzte, Psychiater usw.) sein, 
was nach mir gemachten Mitteilungen bisher nicht immer der 
Fall zu sein scheint. 

Im Grossen und Ganzen sind ja schon jetzt weitgehende 
Kautelen geschaffen, um die gerichtlichen Leichenöffnungen zu 
einer verlässlichen nnd sicheren Basis für ein eventuelles Gerichts¬ 
verfahren zu machen: Die Ausführung der Sektionen fast aus¬ 
schliesslich durch beamtete Aerzte, die besondere Ausbildung und 
Prüfung der letzteren, die Zuziehung von zwei Aerzten, die Vor¬ 
schriften für die Vornahme der Obduktionen, endlich die Möglich¬ 
keit einer Ueberprüfung durch eine oder, wie in Prenssen. durch 
zwei Fachbehörden. Das darf uns aber natürlich nicht abhalten, 



.rSttr 


r?r..v.L;a^ \ > 

snw*~r « dt* r‘-rx^:•. ^: 

mlijriiüi waa—» sx nr - , ":tft»rt ,, T:nrsi ku ;:^^sr: r: »-v tsv 

m 2l Ti.^^S4r £ts£ W^ 4 1> IU 

rrwwr wi flLfallLbS ÜLL / mm 

^ ursraHiiiMir; äj. riiw ä*t 1 >iih m. 

X rr-L liü Lw ?^cu In Srwioati 1. f , 

Tir* : MI wr er-^W ^ ö^n-i m eit <r >*i 'Titr*:; i^T #**> ^ ¥wh 

jn‘>iüi-3. h; h I.^-im-r^Ti si_ _ r 'ai.*:t* e.;v :; % ' dt* +\ 

3v^m^3nmrÄ f ti;m! jci nw-fc** tr.ict tf*:**'- *v- j*t*if4* 

V BLp ms drin:!: ex. 

.Ire* X±r- ^ifirurenai Hä: siw wftii r-wndl’.'hr ^•'’h'ni p»<nr^ \* ** m 
%t Mt irÄinmmmr^ rmr m* l*eid^ -rrrnr uv «t 4> -m k^ *« . v 

uraretum uni neuagn n ret nu^ 51 r.:a ;*,•!> u ft «i.r.iv't t*K.^ 

f ntHrrrrn n giDy J in w£s? Titel Wmod *irr. 1% vi nt n«*' » Mto^U'-n« tfv****- 

TDTBiarrfcei mdr irtnr crr^f»::^ fc** n >r*r tm" *m **m*' > 
wmt 5tr diata n&~i miir?£~:z .‘itt * vi «* w?»n. ^ nv** 

tet «nw Butzbf ^ß^rnwzl« * n-»uA~;?; n nt • r>£>*.i»tM *»» %m»a «>»^ 

bd :j-£”mrwtiidif * linsd»? iu.it fr r r r;£ Ji-^'hw wo'-oor. V> 1 ^ vv^.^.'h* 
{Kg tHnKanun vm mumür.ßu I x 1 k r » ce > e,M, hv* rK^ du 1 «* 

pri»i* mr um oer “v"atlst ^si* t wr «?-x ; % stf «r ** tt cwv*-*'*'» 
SO^eWflllbSl Wfi w üäa. kfcltCtCLl. - ! Wr?L . ifctuil 1-w t»lC * <V% K s'hv 

m wtomfEMnrvtr* rpwessi wart wem 1 i*i? x>\ ^?wn^ ^*vt^ H* #*t>fr- 

{SZLUüjlÜ ie»UlLILUI;r3L ffff-Ma Wi.-ßn A.*e-ii.r.^ avi e<» l oive S *i*r- 

mna Clit ^rvfttttnr Diel i:nn 1 .::£jt*r;tc rrr/^^»K tt* sw n* K>t 
parkM Cjäfit £utti^isif**-LI»«rL Itt f l.w ne? V /<n;1. n t*» e? »k 

HiLi m*A 01*11. l^LfiLlSL 4.^1 it Cß? : ’kVfs vet X ^*^1 . *w*H 

jjuMsr Bdien sä r^i»i* aiisxi r^ir^x; £*m 

|H MO, wann isii lotüw eiwns w.rn, nt «-et% 4^4. ri.* 

gewIOin^tcn Tfir^tri w-riät XiJin 

Ist tii ctr tr: be: nr*r Iset^ie^r »,^ V^trr.> 

zaerua VnrfcX'irien mc öti Snw>«*;iii^^ <.:f Y*.rki 

nickt ftalLesnc i»trti£fjni:ri Ul a irir >;1 m nvs'M *, ^ \ < *v v rw^ am 
Y ürbCLS ^ts* ntlt. I it r^uniiLi^ n. ^ ^ .1 irr ** iiAsv t, k.s). ) / , v i 

y i)£t lilretien lecLt^iicx thrr ien v'mri 

»nckung nillei ticll scikt.jt-ftni^.:^ n?cfwnrit > rr*? kis n‘ 

Leiilnlea nearncLiet nerien. töä üriL jt Cix Y^cku\.v,.^ ll+u av* 

nnck ibfenuei werien kkxr. 4 

Wenn die 0&3*te£;en **:k d;r<e Yo^c>.ntt V'nr trn%>fn % d*** nv 
nie Ton demütigen Scii*nz.kenen n^ctc.n kirrer,. w;e d;f\ 3^.e rvM r/\i 

der BrosttM^e nnfnagen und. weil <ie dt e.aer* ,vrr,;^h ntch '\itr.^Xv.iO nntiv- 
nekmen, xwikcteniurch wieder die Kejf^hie To-rt^ir^n 

Ebenso btbe ich ea imtcer fnr onon gr,'Cvr« V.'UKViii ww^etev SA 
ttontbentimmüssen eetslten, d»b im § 2i> n;;sd:n k -k u*h mvd 

,3o noiwrniig far den Z^eck der l.oKbere^euv.g die £o*trte nnd ^e 
nthnmte Wiedergäbe der wi.'hiicrn Befände i<t. mn j*o weniger o»fo*drtBeh 
erscheint die umfangreiche Wiedergabe der Befunde, die f^r dm Kubier ebne 
Bedeutung sind. Für solche Betaulo genügt eine nn*ammonta»»eiuie l^e 
handlang.* 

Ich kann wenigstens aus meinem Wirkungskreise sagen, da(\ getad* 
durch diese Bestimmung unsere Protokolle go^on fnlher an vrakHsoher Vei- 
Wtrtbarkeit wesentlich gewonnen haben, dati mtnehor unnüioo Btllaal, »Km sie 
Tordem füllte, jetzt verschwunden Ist, und daß die wesen«lieben, wleliiige«i 
Befunde Viel mehr hervortreten. Ich glaube, die Honon, die ft über mit dem 
alten Regulativ gearbeitet bähen und die iom die neuen Verschilften an 
wenden, werden nicht verkennen, datl, wenn diese Vorschriften auch hiei und 
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Medisinal wesen, za der zach ich gehöre — was dem Herrn Kollegen Richter 
nicht bekannt za sein scheint, dz er meinte, es säße kein gerichtlicher Medi¬ 
ziner darin —, von denen, die sie verfolgen, wohl eine höhere Wertschätzung 
erfahren wird, als sie nach diesen beiden Beispielen, die hier angeführt worden 
sind, and nach der Kritik, die hier geübt worden ist — ich kann aaf die Fälle 
selbst im einzelnen nicht eingehen — bei dem Herrn Vortragenden gefunden 
zu haben scheint. 

Und dann noch eine dritte Bemerkung: Der Herr Vortragende ist anf 
den Fall Haarbanm eingegangen and hat speziell gemeint, daß die Sebald 
an jenem Fehlurteil, das damals ergangen ist, nicht die medizinischen Sach¬ 
verständigen trifft, sondern die Richter und die Geschworenen; denn es hätten 
abweichende Obergatachten damals schon Vorgelegen. Es ist richtig, daß diese 
abweichenden Obergntachten Vorgelegen haben; aber sie waren dem Gericht 
und den Geschworenen nicht zar Kenntnis gebracht worden. Infolge eines 
Fehlers der Organisation, der inzwischen beseitigt worden ist, wurden damals 
noch diese Bemerkungen bei der Revision and Saperrevision, zach wenn 
sie für den richterlichen Zweck von Bedeatang waren, den richterlichen Be¬ 
hörden nicht mitgeteilt. Es entfällt also jedenfalls dieser Vorwarf gegen die 
Geschworenen, den der Herr Vortragende erhoben hat; ich wollte nicht ver¬ 
fehlen, dies hervorznheben and zagleich za bemerken, daß aach sein Urteil 
über das Schwurgericht im ganzen wohl nicht einhellige Zustimmung finden 
wird. Ich wenigstens möchte diese Bemerkungen nicht so, wie er sie ausge¬ 
sprochen hat, ohne weiteres unterschreiben. (Beifall.) 

H. Prof. Dr. Rlebter (Schlußwort): M. H.l Was die Bemerkung des 
Herrn Geheimrates Strassmann bezüglich der Obduktions-Vor¬ 
schriften anlangt, so ist ja zweifellos, daß die neuen Vorschriften gegen¬ 
über den früheren einen großen Fortschritt bedeuten. Namentlich den Para¬ 
graphen, in dem es heißt, daß Abweichungen gestattet sind, benutze ich sehr 
ausgiebig, indem ich z. B. bei Sektionen von Kindern immer so vorgehe, daß 
ich am Kopf anfange. Ich müßte allerdings dies irgendwie im Protokoll be¬ 
gründen entsprechend der Vorschrift, daß wesentliche Abweichungen im 
Protokoll begründet werden müssen. Aber ich halte es eben für unwesentlich, 
ob man am Bauch oder am Kopf anfängt. 

Was dann die obergutachtliche Tätigkeit der Wissenschaftlichen De¬ 
putation betrifft, so unterschätze ich die Bedeutung einer derartigen Institution 
gewiß nicht; ich habe im Gegenteil in meinen Schlußsätzen darauf hingewiesen, 
daß sie eine große Bedeutung haben kann. Mit Rücksicht auf die Fälle, die 
ich aus Publikationen kenne — ich verweise auch auf den oben erwähnten 
Rieder Fall — habe ich allerdings auch darauf hingewiesen, daß die rich¬ 
tigen Leute derartige Gutachten machen müssen, und daß es nicht angeht, 
jedem Mitgliede einer solchen Deputation, nur weil er in dieser sitzt, eine 
Begutachtung zu überlassen, die dann mit der ganzen Autorität einer solchen 
Körperschaft in die Wagschale eines Urteils geworfen wird. 

In dem Falle Har bäum möchte ich doch bei meiner Behauptung 
bleiben. Wenn die Bedenken des Medizinalkollegiums und der Königlichen 
Wissenschaftlichen Deputation dem Gerichte nicht zur Kenntnis gebracht 
worden, so lag ein Mangel der Organisation vor, für den die medizinische 
Wissenschaft nicht verantwortlich zu machen ist. 

Hinsichtlich der Auffassung über die Schwurgerichte verhehle ich 
nicht, daß ich die schlechteste Meinung von ihnen habe, und verrate auch 
kein Geheimnis, wenn ich sage, daß heute die Meinungen vieler Juristen 
über die Schwurgerichte sehr geringschätzig sind; hat doch vor Jahren in 
dem Archiv von Groß ein preußischer Richter sie öffentlich eine Lotterie 
genannt; auch Groß selbst, der bekannte Strafrechtslehrer, macht aus seiner 
Abneigung kein Hehl. Wenn Schwurgerichte geständige Raubmörder frei- 
sprechen, weil ihnen nicht die Fragen gestellt werden, die sie haben wollen, 
wenn sie Kindsmörderinnen jahrelang durch die Bank freisprechen, um end¬ 
lich irgendeine, die ihnen mißfallt, schuldig zu sprechen, wenn man hört, daß 
Angeklagte von den Geschworenen freigesprochen oder schuldig gesprochen 
werden zum größten nachträglichen Erstaunen dieser selben Geschworenen, 
welche die Fragen nicht verstanden hatten, dann kann man wohl sagen: Als 
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Uuchaldiger möchte Ich eicht vor dei Geschworeeee stehee, eher eis Schuldiger, 
weil ich diu miedestees 60 ®/ 0 Cheecee fftr Freisprech aeg hebe. (Heiterer Beil eil.) 

Torsitzender: M. H.! Es bleibt mir non noch die ange¬ 
nehme Pflicht, dem Herrn Referenten unseren verbindlichsten Dank 
auszusprechen. Der Umstand, daß die Versammlung bis znletzt 
fast vollzählig geblieben ist, wird für ihn der beste Beweis sein, 
wie sehr seine vorzüglichen Ausfahrungen d&s Interesse der Teil¬ 
nehmer geweckt and deren Aufmerksamkeit gefesselt haben. 

Ich schließe nunmehr die heutige Sitzung und bitte, sich 
morgen früh, möglichst am 10 Uhr, wieder hier einznfinden. 

Sehlaß der Sitzung: 2 Uhr nachmittags. 


Nach Schluß der Sitzung wurde von den meisten Teil¬ 
nehmern ein einfaches Mittagessen im Konzertgarten der 
Ausstellung eingenommen und diese dann besichtigt. 

Abends 7 Uhr fand das Festessen im H&nptrestaurant 
der Ausstellung statt, das die größte Zahl der Teilnehmer mit 
ihren Damen vereinigte nnd diesen sicherlich durch seinen glän¬ 
zenden Verlauf in angenehmer Erinnerung bleiben wird. Den 
Schlnß bildete dann für einen großen Teil ein recht vergnügtes 
Zusammensein im Alpenpanorama, Restaurant „Altbayern*. 



Zweiter Sitzungstag. 


Dienstag, den 12. September 1911, vormittags 10 Ubr 

im Kongreßsaal der Internationalen Hygiene- Ausstellung. 


I. Pockeischutz und Impfschutz. 

H. Med.-Rat Dr. Flinzer, Bezirksarzt in Planen: M. H.! 
Sie wissen alle, daß in der letzten Reichstagssitzung das Impf¬ 
gesetz einen heftigen Ansturm hat anshalten müssen, der allein 
dnrch die überzeugenden Ausführungen des Herrn Geheimrat 
Dr. Kirchner abgeschlagen worden ist. Der Deutsche Medizinal¬ 
beamten-Verein hat es für eine Ehrenpflicht gehalten, die Frage 
des Impfschutzes anf die Tagesordnung seiner diesjährigen 
Hauptversammlung zu setzen, um zu beweisen, daß sämtliche 
deutsche Medizinalbeamten einstimmig hinter Herrn Gebeimrat 
Dr. Kirchner stehen und mit Begeisterung seinen vortrefflichen 
Entgegnungen gefolgt sind. 

Obwohl ich weiß, daß ich Ihnen nur Bekanntes vorführen 
kann, bin ich doch nicht ungern dem Auftrag, das Impfgesetz 
hier zu verteidigen, nachgekommen, einmal weil mir selbst großes 
Material zur Verfügung steht — ich habe gegen 70000 Impfun¬ 
gen ausgeführt, Versuche mit Impf verbänden im Großen gemacht 
und alle existierenden Impftechniken durcbprobiert — ferner weil 
ich einen großen Medizinalbezirk zu verwalten habe, der an der 
Grenze eines Landes liegt, das kein Impfgesetz hat, und der 
jährlich Tausende von fremdländischen Arbeitern teils durchziehen 
sieht, teils auch beschäftigt und daher auch Invasionen sehr aus¬ 
gesetzt ist, und endlich weil mein Vater wohl eine der beweis¬ 
kräftigsten Statistiken für den Impfschutz geliefert hat. 

Die Geschichte der Pocken ist mehr als lückenhaft; ihre 
Heimat ist wahrscheinlich Indien. Von Indien aus sind sie nach 
den Forschungen von Moore und Shmith schon im 3. Jahr- 



Dr. Flinzer: Pockenachuti und Impischats. 


73 


hundert ▼. Chr. nach China eingeschleppt worden und haben dort 
große Verheerungen angerichtet. Ebenso scheinen sie von Indien 
aus nach Afrika gekommen zu sein. Im Abendlande werden die 
Pocken das erste Mal andeutungsweise von dem zur Zeit Trajann 
98—117 n. Chr. lebenden römischen Arzt Herodot, ferner von 
Galen erwähnt, der eine über das ganze ost- und weströmische 
Reich verbreitete Seuche zurZeit Antonius (160—168) schildert. 
Der Name „Variola“ kommt das erste Mal in den Chroniken von 
Marius von Avenches und Gregor von Tours vor. Diese bei¬ 
den erzählen, daß 570 und 580 im ganzen südlichen Europa 
Blattern geherrscht haben. Die erste wissenschaftliche Schilde¬ 
rung hat der im 10. Jahrhundert lebende arabische Arzt Rhazes 
geliefert in seiner Schrift „de variolis et morbillis“; erwähnt sei 
auch, daß der alexandrinische Arzt Ahron, der ums Jahr 620 
n. Chr. lebte, die Blatternkrankheit gekannt hat. 

Seit den Ereuzzügen ist die Krankheit im südlichen Europa 
heimisch geworden, in Deutschland dagegen erst seit etwa Ende 
des 15. Jahrhunderts. Beschreibungen der Seuche aus dieser Zeit 
sind selten, sie mehren sich erst im 16. Jahrhundert. 

Die ersten amtlichen Aufzeichnungen über Pockenfälle hat 
man in London bereits im Jahre 1629, in Schweden 1774 be¬ 
gonnen und fortgesetzt. In Deutschland hat der Ober- 
konsistorialrat Johann Peter Süß milch in den Jahren 1741—76 
brauchbare Mitteilungen über die Zahl der Pockentodesfälle ge¬ 
macht und später der Professor der Medizin an der Universität 
Halle Johann Christian Wilhelm Juncker, der nachwies, daß 
die Zahl der Todesfälle an Scharlachfieber, Masern, Keuchhusten, 
Typhus weitaus geringer war, als die an Pocken. Er schätzte 
die jährliche Sterbeziffer am Ende des 18. Jahrhunderts für Eu¬ 
ropa auf etwa 400000 Todesfälle. Für das Jahr 1796 bat Juncker 
Nachweise von 65220 Pockentodesfällen im Deutschen Reich gehabt. 

Cless hat die Zahl der Pockentodesfälle für Württem¬ 
berg für die Jahre 1780—1810 festgestellt und gefunden, daß 
sich in dieser Zeit 67315 ereignet haben. Von 100 Erkrankten 
starben nach Kußmaul durchschnittlich 29, nach anderen 20—50, 
in manchen Epidemien sogar 60—70. 

Aus den amtlichen Listen für London bat Jurin für die 
Jahre 1767—86 und 1801—22 berechnet, daß 7,2 °/ 0 aller Todes¬ 
fälle, Lettsam auf die Jahre 1731—1772, daß 8,8°/ 0 aller 
Todesfälle auf die Pocken entfielen. — In Schweden sind 
1774—1801 12°/ 0 der Todesfälle solche durch Blattern gewesen. — 

Am meisten wurden in jeder Epidemie Kinder im ersten 
Lebensjahr befallen. Mir liegt eine nicht anzufechtende Be¬ 
arbeitung der Pockenerkrankungen in Baden-Baden von dem 
Physikus Dr. Schaffroth für 1794—1802 vor, der feststellte, 
daß in diesen Jahren bei einer BevölkerungsziflVr von nur 
4000 Einwohnern insgesamt 320 Kinder der Seuche erlagen. 
Würden wir diese Zahlen auf unsere Städte über 100000 Ein* 
wohner berechnen, wo sollten wir Soldaten herbekommen und von 
welcher Ausdehnung müßten unsere Friedhöfe sein?! Auch der 
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schon erwähnte Juncker stellte fest, daß in Halle im Jahre 
1790: 132 Kinder bis zn 5 Jahren gestorben sind, dagegen im 
Poekenjahr 1791: 290, im Jahre 1792: 120, 1793: 135, 1794: 
123, im Poekenjahr 1795: 192 und im Pockenjahr 1796: 201. 

Diese Zahlen sind namentlich von dem impfgegnerischen 
Rechtsanwalt Martini in Leipzig bestritten worden, indem er 
behauptete, es seien Maserntodesf&lle vielfach mit eingerechnet 
worden. Daß dies nicht der Fall, geht schon daraus hervor, daß 
in den betreffenden Arbeiten die Maserntodesf&lle nebenbei noch 
mit aufgez&hlt sind. 

Aber nicht allein die zahlreichen Todesfälle machten die 
Senche zn einer der gefflrchteteten, sondern auch die Schädigungen, 
die sie denen eintrag, bei denen sie gutartig verlief. Ganz ab¬ 
gesehen von den äußeren Entstellungen blieben zahlreiche Per¬ 
sonen siech oder fielen anderen Krankheiten, namentlich der 
Tuberkulose anheim; viele erblindeten einseitig und manche auch 
vollständig; 35°/ 0 aller Erblindungen in den Blindenanstalten 
konnten noch in der Mitte vorigen Jahrhunderts anf die Pocken 
zurückgeführt werden. Zahlreich waren auch die Nachteile, die 
das Gehörorgan betraf; nicht unerwähnt dürfen die vielen chro¬ 
nischen Nasengeschwftre bleiben, die die Pocken hinterließen. 

Die Blattern machten vor keinem Hause halt. Zahlreich 
sind die Todes- und Erkrankungsf&lle in fürstlichen Familien ge¬ 
wesen, die doch für damalige Zeiten in besten hygienischen Ver¬ 
hältnissen gelebt haben. Ich erinnere nur daran, daß Ludwig XV., 
Joseph I., Vater und Mutter Wilhelms des HI. von England, 
ein Kurfürst von Sachsen, ein Kurfürst von Bayern an den Pocken 
gestorben sind, während Wilhelm III. von England daran erkrankte 
und zeitlebens an den Folgen der Erkrankung zu leiden hatte. Auch 
die Kaiserin Maria Theresia erkrankte in hohem Alter an 
Pocken und trug erhebliche Entstellungen davon. Es würde zu 
weit führen, wollte ich noch mehr auführen. Das englische Blau¬ 
buch enthält eine von John Shmiths verfaßte reichhaltige Zu¬ 
sammenstellung von solchen Erkrankungs- und Todesfällen. 

Man hat mit allen möglichen Mitteln versucht, die Blattern¬ 
krankheit zu behandeln; man hat Medikamente aller Art, Schwitz¬ 
kuren, Brechmittel, Abführmittel, Blutentziehuugen und dergleichen 
angewendet, alles war umsonst. Man hat auch sanitätopolizeiliche 
Maßnahmen ergriffen; man hat die Häuser, in denen Blatternkranke 
waren, abgesperrt, mit Warnungstafeln versehen, man hat die 
Wohnräume, die Kleidungsstücke, die Betten der Kranken des¬ 
infiziert, ohne auch nur den geringsten Erfolg zu erzielen. 

Man ergab sich allmählich darein und stellte die Behaup¬ 
tung anf, „daß jeder Mensch die Blattern gehabt haben müsse"; 
gewissermaßen zum Trost machte sich die Meinung geltend, 
durch das Ueberstehen der Krankheit werde man gesünder. Be¬ 
stärkt wurde diese Auffassung dadurch, daß einmal Geblätterte 
nur selten wieder an Blattern erkrankten. 

Auch heute findet man Anklänge an diese früher allgemein 
verbreitete Ansicht. Ich habe bei den diesjährigen öffentlichen 
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Impfungen festgestellt, daß nur eise tos 100 Matten weiß, wa¬ 
nn ihr Kind geimpft wird. Die meisten erklären, damit ihr 
Kind gesund bleiben soll oder damit es nicht von ansteckenden 
Krankheiten befallen wird oder damit das Gift heranskomme. 
Wieder andere sagen, weil es gesetzlich vorgeschritten ist. 
Mir sind gestern von Kollegen Dr. Dohrs in Hannover ähnliche 
Aeußerungen von Wiederimpflingen sagegangen, die ich Ihnen 
mitteilen möchte: 

Ami di« Frzgeo: warmm werde« wir geimpft, an t wo rtete dar dm« : .Do- 
mtt di« schlechte Simre mos dem Blote hermoageholt werde*, der modere: .daß 
es oicht heißt, wir wireo Heide», dms Impfen ist eime sehr nötige Sache*, 
wieder ein anderer: .Wir werden geimpft, wenn wir eia Jahr ond zwölf 
Jahre alt sind, ich wüßte tatsächlich nicht, welchen Zweck es hot, denn es 
iM mir nie geengt, weshalb and warum wir geimpft werden.* 

Vor jeder Wiederimpfung erkläre ich deshalb stets den 
Schulkindern den Grund der Impfang, indem ich ihnen die 
Schrecken der Seuche gans besonders schildere. Es sollte dies 
jeder Impfarzt ton. 

Während man noch vor 40 Jahren in allen Schichten der 
Bevölkerung die Pocken kannte, trifft man jetzt nur noch wenige 
Personen, die wissen, warum die Impfung geschieht. Es gibt 
auch eine Menge Aerzte, die nie einen Pockenfall zu sehen Ge¬ 
legenheit hatten. 

Ende des 17. and Anfang des 18. Jahrhunderts hatte man 
die Beobachtang gemacht, daß die Krankheit leichter verlief, 
wenn sie von außen durch eine Wunde in den Köf per ein gedrun¬ 
gen war. Man ritzte die Haut und strich sie mit Pockeneiter 
ein. In Indien and China scheint dieses Vei fahren schon im 14. 
and 15. Jahrhundert von den Priestern geübt worden zu sein. Es 
gelangte über Kleinasien allmählich nach Griechenland und der 
Türkei In Konstantinopel hat damals die Gemahlin des englischen 
Botschafters Lady Montague die Sache ergriffen and ihren Sohn 
im Jahre 1717 impfen lassen. Nach ihrer Rückkehr nach London 
im Jahre 1720 ließ sie auch ihre Tochter impfen. Von dieser 
Zeit ab verbreitete sich die Variolation oder Inokulation, wie 
man die Operation zu nennen pflegte, sehr bald über ganz Europa. 

Der Erfolg konnte als ein günstiger nicht bezeichnet werden, 
denn von 300 Inokulierten starb einer an der dadurch hervor¬ 
gerufenen Erkrankung; außerdem bildeten, was die H&nptsacbe 
war, die Inokulierten eine Gefahr für die Gesunden, denn es ist 
mehrfach vorgekommen, daß durch sie Pockenepidemien hervor- 
gerufen wurden. 

Ende des 18. Jahrhunderts war die Pockennot auf das höchste 
gestiegen. Da kam von England die Nachricht von der Ent¬ 
deckung der Schutzimpfung durch Jenner, einen Dorfarzt, 
der nach eingehenden Versuchen am 14. Mai 1796 das erste Kind 
mit Kuhpockenlymphe impfte. Schon vor ihm hatte der hol¬ 
steinische Volksschullehrer Pie tt Versuche mit Knbpockenlymphe 
gemacht, indem er im Jahre 1791 3 Kinder des Landwirtes Martin 
ti Hasselburg impfte und darauf beobachtete, daß sämtliche 3 von 
den Blattern verschont blieben, während die anderen Geschwister 
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um Jahre 1794 ia d-a Biaur^n erkrankten. Auch Alexander 
f. Ho* bol dt berkLurt. daß trbon Luge vor Jens er einige 
liidieneretfoixe Suiamenku die Schutzkrait der Kuhpoekenlymphe 
gekannt ofcd nutzbar gemacht haben. 

Wie Jenner auf die Idee kam and wie er wissenschaft¬ 
liche und praktische Versiehe anstellte, ist so allgemein bekannt, 
daß ich wohl darüber hinweggehen kann. Nur das möchte ick 
erwähnen, daß er nicht nor Störungen im Impfverlaufe kannte 
und sie keineswegs verhehlte, sondern anch. daß er schon die 
Beobachtung machte, daß der Impfschutz nach einer Reilie von 
Jahren geringer wird and selbst erlöschen kann. 

Wie ein Lauffeuer verbreitete sich die Kunde von Jenners 
Entdeckung in Europa. In Wien wurde bereits 1799 die eiste 
Impfung vorgenommen, in Hannover durch Strohmeyer in dem¬ 
selben Jahre, 1800 in Italien und Frankreich; 1801 traten in 
Berlin 9 Aerzte, unter diesen Heim und Grapengießer, zu¬ 
sammen and nahmen anentgeltlich Impfungen vor. Im König* 
reich Bayern wurden bereits 18<>7 Zwangsimpfangen einreffUirt, 
in Baden 1815, in Schweden 1816 and Württemberg 1818. In 
Preußen worden 1803 bei 8'i00 Geimpften Anstecknngsversnche 
mit Blattern mit negativem Erfolg unternommen and an 17 741 Ge¬ 
impften naebgewiesen, daß nachteilige Folgen für die Gesundheit 
der Geimpften nicht eingetreten waren. 

Die Tatsache, daß nach EinfQhrnng der Impfang die Blattern 
zeitweise ganz verschwunden sind, kann nicht weggeleugnet 
werden; sie wird aoeh von den Impfgegnern zugegeben, von ihnen 
jedoch die Impfang nar als mitwirkender Faktor anerkannt. Als 
Hauptnrsache führt Dr. Böing das psychologische Moment, die Er¬ 
kenntnis von der bisher für anmöglich gehaltenen Vermeidbarkeit 
der Pocken, an. Diese Erkenntnis bat sich aber erst durch den 
Erfolg der Schotzpockenimptnng Bahn gebrochen; sonach kann 
sie anmöglich als Hauptarsache in Ansprach genommen werden. 

In den ersten Dezennien des 19. Jahrhunderts ging die Zahl 
der Blatternerkrankongen gewaltig zurück; anch der Verlauf 
wurde ein milderer; das Exanthem wurde weniger intensiv; es 
traten meist nar einzelne Pocken auf, die nicht so tiefe und aus¬ 
geprägte Narben hinterließen. Man nannte diese Form „Variolois“. 
Mit dem Rückgang der schweren Erkrankungen nahm anch all¬ 
mählich der Enthusiasmus für die Impfung ab, das Publikum wurde 
wieder indolenter und die Zahl der Ungeimpften nahm von Jahr zu 
Jahr wieder zu. Nichts destoweniger blieben in neu aofiretenden 
Epidemien die Geimpften teilweise ganz verschont oder der Verlauf 
der Kraukheit war bei ihnen, wenn sie erkrankten, mit wenigen 
Ausnahmen ein günstiger. 1818 brach in Norwich eine Epidemie 
aus, wobei 3000 Personen, der 13. Teil der Bevölkerung, erkrankten, 
von diesen starben 530 ; bis auf 2 waren alle Gestorbenen nnge- 
impft, wahrend von 10000 Geimpften nur 30 von der Krankheit 
ergritlen wurden Nach einer Statistik eines Dr. Croß zu Cam¬ 
bridge sind 1800—1824 dort 2207 Personen an Blattern erkrankt, 
darunter 284 Vakzinierte; im ganzen starben in diesem Zeitraum 
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aa des Poeken 192, darunter nur 3 Geimpfte. — Nach des Be¬ 
richt des Präsidenten der Gesellschaft der Aerzte in Marseille 
Dr. Sne erkrankten in der Zeit vom 1 Januar bis 15. August 1S28 
3330 Personen an Pocken, darunter 2289 Ungeimpfte, 1041 Ge¬ 
impfte; von den Cngeimpften starben 420 = 18,3° o; von den 
Geimpften nur 18 = 1,7 0 o. 

ln Schweden starben von 100000 Einwohnern in den 
Jahren 1792—1801, also vor der Einführung-der Impfung-, 191,4, 
1802—1811: 62,3, 1812—1816: 19.7 an Pocken, dagegen nach 
Einführung der Zwangsimpfang 1817—1821 nur 7.0. Man hat 
diese Zahlen seitens der Impfgegner heftig angegriffen und be¬ 
hauptet, daß der Abfall der Erkrankungsfalle schon vor Beginn 
der Impfungen eingesetzt habe. Das ist aber nicht der Fall; denn 
die Sterblichkeitsziffer des Jahres 1801 übertrifft noch bei weitem 
die der Jahre 1797/98. Es war ferner der Abfall nach Beginn der 
Impfangen ein andauernder, ständiger und vorher nie beobachteter, 
wie aus Zeichnung Tafel I (s. Anhang) deutlich zu ersehen ist. 

Es ist weiterhin gesagt worden, daß der Rückgang der 
Pockenerkrankungen lediglich dem Aufhören der Inokulation zn 
danken sei; diese habe das Aassterben and Erlöschen der Seuche 
hintenangehalten. Dieser Einwand trifft aber auch nicht zu; denn 
einmal haben die Inokulationen nicht sofort nach dem Bekannt¬ 
werden der Schutzimpfung aufgehört, und zweitens sind diese wohl 
hier und da an der Verbreitung Schuld gewesen, jedoch nicht in 
dem Maße, daß man den dauernden Abfall mit den seltener wer¬ 
denden Inokulationen erklären könnte. 

Nicht übergehen möchte ich die von impfgegnerischer Seite 
ausgesprochene Ansicht, die Pocken seien von der Schafpocken- 
seuche auf die Menschen übertragen worden; nach den Unter¬ 
suchungen von Bollinger können aber niemals aus Schafpocken 
Menschenpocken oder umgekehrt aus Menschenpocken Schafpocken 
werden. 

Wie überall so machte man im 2. Jahrzehnt des vorigen 
Jahrhunderts die Beobachtung, daß die Pocken trotz der Impfung 
sich wieder mehr und mehr aasbreiteten and daß verbältuisn äßig 
gegen früher mehr dem Eindesalter entwachsene Personen be¬ 
troffen worden. Nach einer von Heim für das Königreich Württem¬ 
berg auf die Jahre 1831—1836 bearbeiteten Statistik der Pocken- 
erkrankungs- und Todesfälle erkrankten z. B.: 
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Auch in der Stuttgarter Epidemie, die von 1861—1865 herrschte, 
zeigte sich, daß kein an den Pocken erkranktes geimpftes Kind 
unter 14 Jahren starb, dagegen starben von 88 einmal in der 
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frühesten Kindheit mit Erfolg geimpften Personen 8 im Alter von 
14—30 Jahren, 8 im Alter von 31—40 Jahren, 11 im Alter yon 
41—50 Jahren, 7 im Alter von 51—60 Jahren, 9 im Alter von 
61—70 Jahren. Man zog daraus den Schloß, daß die Schatz¬ 
impfang individuell verschieden lange, selten aber über 15 Jahre 
Schatz gewähre. 

Aas diesen Beobachtungen and der Erkenntnis, daß einmal 
Geimpfte nach einiger Zeit wieder empfänglich für den Impfstoff 
werden, folgerte man, daß eine mehrmalige Impfang einen bei 
weitem besseren Schatz gewähren müsse, als die einmalige. So 
entstanden die Wiederimpfungen, die zuerst in den Armeen 
eingeführt worden. Hier war es wieder Württemberg, das mit 
gutem Beispiel voranging, indem am 7. Februar 1833 die Wieder¬ 
impfung sämtlicher Bekruten angeordnet wurde. Ihm folgte Preußen 
im darauf folgenden Jahre. In der dortigen Armee sind in den 
5 Jahren 1829—1833 im ganzen 372 Soldaten an den Pocken 
gestorben, dagegen in den Jahren 1834—1869, also in 36 Jahren 
nur 105, demnach vor der Wiederimpfung jährlich 74, nach der 
Wiederimpfang jährlich nur 2. 

Leider bürgerte sich die Wiederimpfung nicht in dem ge¬ 
wünschten Maße ein. In Bayern kamen in der Zeit von 1857 bis 
1866 auf 100 Erstimpfangen 14, in Württemberg 26 Wieder¬ 
impfungen. Nar in Anhalt, Nassau und Sachsen-Meiningen wurden 
Zwangswiederimpfungen eingeführt Eine Epidemie mußte also 
nahezu überall noch in Deutschland reichliche Nahrung finden, 
zumal auch in den Bundesstaaten, die schon lange Zwangserst- 
impf äugen hatten, noch etwa 15—17 °/ 0 Ungeimpfte vorhanden 
waren. 

Man hat vielfach angenommen, daß die letzte große Epidemie 
der Jahre 1870, 71 und 72 hauptsächlich durch französische 
Kriegsgefangene in Deutschland verbreitet worden sei. Es mag 
dies wohl für einige Städte, vielleicht auch für Belgien und die 
Schweiz zutreffend sein, für Deutschland im allgemeinen jedoch 
nicht; denn in den Jahren 68/69 waren bereits Epidemien in ein¬ 
zelnen Medizinal - Bezirken des Königreichs Sachsen aufgetreten, 
die sich bis Anfang 1870 ausdehnten und von denen ebenso gut 
die große Epidemie 1870 ausgegangen sein kann, wie von den 
französischen Kriegsgefangenen So hatte die Stadt Freiberg 
1869 eine Epidemie von 359 Erkrankungen und 34 Todesfällen, 
der Medizinal bezirk Bautzen 169 Erkrankungen mit 16 Todes¬ 
fällen; auch in Cuemnitz hatte die Epidemie lange vor Beginn 
des Krieges ihren Anfang genommen. 

Die Epidemie 1870 breitete sich beinahe über ganz Europa 
aus und wurde auch nach Amerika verschleppt. Frankreich hat 
gegen 90 000 Menschen durch sie verloren; Belgien 1870: 4163, 
1871: 21315, 1872: 8074, im ganzen 32552; Preußen 1870: 4200, 
1871: 59839, 1872: 62109, im ganzen 129148; Bayern 1871: 
5070, 1872: 2992, im ganzen 8062. 

Ich will Sie nicht länger mit Zahlen aufhalten, möchte nur 
noch anführen, daß in Ländern ohne Impfgesetz die Zahl der Opfer 
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frühesten Kindheit mit Erfolg geimpften Personen 3 im Alter von 
14—30 Jahren, 8 im Alter von 81—40 Jahren, 11 im Alter Ton 
41—50 Jahren, 7 im Alter Yon 51—60 Jahren, 9 im Alter Yon 
61—70 Jahren. Man zog daraus den Schloß, daß die Schutz- 
itnpfong individuell Yerschieden lange, selten aber Aber 15 Jahre 
Schutz gewahre. 

Ans diesen Beobachtungen and der Erkenntnis, daß einmal 
Geimpfte nach einiger Zeit wieder empfänglich für den Impfstoff 
werden, folgerte man, daß eine mehrmalige Impfang einen bei 
weitem besseren Schatz gewähren müsse, als die einmalige. So 
entstanden die Wiederimpfungen, die zaerst in den Armeen 
eingeführt worden. Hier war es wieder Württemberg, das mit 
gatem Beispiel voranging, indem am 7. Februar 1833 die Wieder¬ 
impfang sämtlicher Rekruten angeordnet wurde. Ihm folgte Preußen 
im darauf folgenden Jahre. In der dortigen Armee sind in den 
5 Jahren 1829—1833 im ganzen 372 Soldaten an den Pocken 
gestorben, dagegen in den Jahren 1834—1869, also in 36 Jahren 
nur 105, demnach vor der Wiederimpfung jährlich 74, nach der 
Wiederimpfang jährlich nur 2. 

Leider bürgerte sich die Wiederimpfung nicht in dem ge¬ 
wünschten Maße ein. In Bayern kamen in der Zeit von 1857 bis 
1866 anf 100 Erstimpfungen 14, in Württemberg 26 Wieder¬ 
impfungen. Nar in Anhalt, Nassau und Sachsen-Meiningen wurden 
Zwangs Wiederimpfungen eingeführt Eine Epidemie mnßte also 
nahezu überall noch in Deutschland reichliche Nahrung finden, 
zumal auch in den Bundesstaaten, die schon lange Zwangserst- 
impfungen hatten, noch etwa 15—17 °/ 0 Ungeimpfte vorhanden 
waren. 

Man hat vielfach angenommen, daß die letzte große Epidemie 
der Jahre 1870, 71 nnd 72 hauptsächlich dnrch französische 
Kriegsgefangene in Deutschland verbreitet worden sei. Es mag 
dies wohl für einige Städte, vielleicht anch für Belgien nnd die 
Schweiz zutreffend sein, für Deutschland im allgemeinen jedoch 
nicht; denn in den Jahren 68/69 waren bereits Epidemien in ein¬ 
zelnen Medizinal - Bezirken des Königreichs Sachsen anfgetreten, 
die sich bis Anfang 1870 aasdehnten and von denen ebenso gut 
die große Epidemie 1870 ausgegangen sein kann, wie von den 
französischen Kriegsgefangenen So hatte die Stadt Freiberg 
1869 eine Epidemie von 359 Erkrankungen nnd 34 Todesfällen, 
der Medizinalbezirk Bantzen 169 Erkrankungen mit 16 Todes¬ 
fällen; auch in Cuemnitz hatte die Epidemie lange vor Beginn 
des Krieges ihren Anfang genommen. 

Die Epidemie 1870 breitete sich beinahe über ganz Europa 
ans und wurde auch nach Amerika verschleppt. Frankreich hat 
gegen 90 000 Menschen durch sie verloren; Belgien 1870: 4163, 
1871: 21315, 1872: 8074, im ganzen 32 552; Preußen 1870: 4200, 
1871: 59839, 1872: 62 109, im ganzen 129148; Bayern 1871: 
5070, 1872: 2992, im ganzen 8062. 

Ich will Sie nicht länger mit Zahlen anfhalten, möchte nur 
noch anführen, daß in Ländern ohne Impfgesetz die Zahl der Opfer 
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weitaus größer war, als in Ländern mit Impfgesetzen, so starben 
in Oesterreich 1872: 39368, 1873: 65274,1874: 36442, im ganzen 
während dieser Epidemie also 141084 Menschen. 

Diese große Epidemie hat, so sehr sie zn bedauern war, 
doch den Vorteil mit sich gebracht, daß man allgemein einsehen 
lernte, daß gegen die Pocken etwas geschehen müsse, nm solchen 
enormen Schädigungen künftighin energisch entgegentreten zn 
können. Gleichzeitig hat die Epidemie auch unumstößliche Be¬ 
weise für den Nutzen der Schutzpockeuimpfung gebracht. Wäre 
unsere Armee nicht so gut durchgeimpft gewesen, wieviel Ver¬ 
luste hätte sie durch die Pocken gehabt? Die deutsche Armee 
hatte 1870/71 nur 4991 Erkrankungen und 297 Todesfälle, während 
die französische Armee, in der die Revakzination der Rekruten 
nur teilweise vorgenommen wurde, so daß nur zirka 35°/ 0 mit 
Erfolg wiedergeimpfte Soldaten vorhanden waren, 51 mal soviel 
Leute, etwa 15000, an den Pocken verlor, wie die deutsche. Von 
den ianzösischen Kriegsgefangenen erkrankten 14178 an den 
Pocken, davon starben 1963. Besser als durch diese Vergleichung 
der Erkrankungs- und Sterblichkeitsziffer der beiden Armeen kann 
die Schutzkraft der Impfang wohl kaum bewiesen werden. Ein 
durch enorme Strapazen, durch Nässe und erhebliche Kälte, dnrch 
oft mangelhafte Verpflegung zweifellos zu Infektionskrankheiten 
disponiertes Heer widersteht so glänzend einer Seuche, die um 
sie herum die zahlreichsten Opfer forderte! 

Von den statistischen Arbeiten über diese Epidemien ist 
ihrer Genauigkeit wegen besonders die meines Vaters zu nennen, 
der die Stadtgemeinde von Chemnitz veranlaßt hatte, von jedem 
Einwohner das Impfverhältnis genau festzustellen. Es stellte sich 
heraus, daß in Chemnitz von 64 255 Einwohnern 53 891 = 83,87 °/ 0 
geimpft, 5712 = 8,89 °/ 0 ungeimpft und 4652 = 7,24 °/ 0 geblättert, 
1928 = 3 °/ 0 re vakziniert waren. Es erkrankten im ganzen 
3596 Personen = 5,6 °/ 0 der Bevölkerung. Von 53891 einmal Ge¬ 
impften erkrankten 751 = 1,39 °/ 0 , von 5712 Ungeimpften 2603 = 
45,6°/ 0 , von 4652 Geblätterten erkrankten 2 = 0,005°/ 0 , von 
1928 Re vakzinierten 0,83 °/ 0 . Die im Kaiserlichen Gesundheits¬ 
amte im Jahre 1896 bearbeitete Denkschrift über Blattern und 
Schutzpockenimpfung sagt von dieser Statistik: Deutlicher als an 
dem Beispiel von Chemnitz kann der Nutzen der Schutzpocken¬ 
impfung kaum erwiesen werden. 

Der erste Beschluß des Reichstages des Norddeutschen 
Bundes, der die Impfung zum Gegenstand hatte, datiert vom 
6. April 1870; er ging dahin, daß statistische Erhebungen über 
den Einfluß der einmaligen und wiederholten Einimpfung der 
Schutzpocken auf die Verbreitung der Menschenpocken, sowie auf 
die Gesundheit des Geimpften innerhalb der Staaten des Nord¬ 
deutschen Bandes und tunlichst auch der übrigen Staaten ange¬ 
stellt werden sollten. Am 22. März 1872 wurde ein vom Verein 
für wissenschaftliche Heilkunde in Königsberg eingereichter Ent¬ 
wurf eines Impfgesetzes dem Reichskanzler als Material für ein 
Reichsimpfgesetz überwiesen und am 23. April 1873 der Reicht* 
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kanzler ersucht, „für die baldige einheitliche Regelung des Impf- 
Wesens für das Deutsche Reich auf Grundlage des Vakzinations¬ 
zwanges Sorge zu tragen.“ Bereits am 5. Februar 1874 wurde 
ein vom Bandesrat genehmigter Entwurf dem Reichstage vor¬ 
gelegt, den dieser am 18. Februar in Beratung nahm und am 
14. März mit einigen Abänderungen genehmigte; am 8. April 1874 
wurde das Gesetz dann vom Kaiser sanktioniert. 

Wie jedes Gesetz seine Widersacher hat, so hat auch das 
Impfgesetz von Anfang an eine zahlreiche Gegnerschaft ge¬ 
habt, dieses um so mehr, als es bereits vor dem Erscheinen des 
Gesetzes zahlreiche Impfgegner, und zwar in allen Ständen gab; 
zu denken muß jedoch Veranlassung geben, daß so wenig Aerzte sich 
unter den Gegnern befanden. Unter den Aerzten, die den Arbeiten 
Kochs, Pasteurs, Behlings, Ehrlichs, Metschnikoffs 
usw. gefolgt sind, und von denen, die diese Anschauungen schon 
auf der Universität gelernt und begriffen haben, gibt es meines 
Wissens keinen einzigen Impfgegner und kann es auch keinen geben. 

Die Zahl der Impfgegner hat allmählich Schritt für Schritt 
mit der Abnahme der Erkenntnis, welche Gefahren, welche pe¬ 
kuniären Schäden die Pockenepidemien gebracht haben, zuge¬ 
nommen; während im Jahre 1877 die Zahl der Unterschriften der 
an den Reichstag gelangten Petition zirka 80000 betrug, war sie 
1891 schon auf über 90000 angewachsen; dazu muß jedoch be¬ 
merkt werden, daß viele von den Petitionen einfach Wieder¬ 
holungen schon früher einmal abgegebener und viele Unterschriften 
von ein und derselben Hand geschrieben waren. 

Wie groß die wirtschaftlichen Nachteile einer Epi¬ 
demie werden können, davon gibt uns ein Bild die im Jahre 1895 
in Gloucester ausgebrochene Epidemie; sie hat der Stadt ungefähr 
800000 Mark Kosten verursacht. Darunter ist der Schaden, der 
dem einzelnen durch Arbeite Verlust etc., der Allgemeinheit durch 
Darniederliegen des Handels nnd Verkehrs erwachsen ist, nicht 
mit eingerechnet. Eine kleine Epidemie von 25 Erkrankungen, 
die sich im Jahre 1900 in Frankfurt a. M. ereignete, hat der Stadt 
zirka 25000 Mark gekostet. Man kann daraus ersehen, was für 
Werte bei einer allgemeinen Epidemie verloren gehen würden. 

Der Hauptgrund, den die Impfgegner immer wieder an- 
führen, daß es keine wissenschaftliche Begründung des Impf¬ 
schutzes gäbe, ist durch die Arbeiten der oben angeführten Autoren 
längst widerlegt. Es dürfte daher den Impfgegnern nur anzuraten 
sein, sich erst zu informieren, ehe sie, wie der Rechtsanwalt 
Spohr in seiner erst kürzlich erschienenen Broschüre über das 
Impfgesetz, sagen, «daß der Impfschutz auf eine abscheuliche Not¬ 
lüge, geboren aus Pockenfurcht und Impfwaho, gestützt sei, wäh¬ 
rend jeder Schimmer eines wissenschaftlichen Beweises fehlt.“ Auch 
der gemäßigte impfgegnerische Arzt Dr. Böing scheint sich mit 
den ImmuniUtsforschungen noch nicht beschäftigt zu haben. 

Die Impfung ist wie bekannt eine aktive Immunisierung. 
Das sehr infektiöse Kontagium der Menschenpocken verwandelt 
sich bei dem Durchgang durch den Körper des Rindes in das 
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beim Menschen nur lokal wirkende Virus der Rinderpocke, läßt 
aber im Körper des Menschen Stoffe, sogenannte Antikörper, 
zurück, die den Menschen unempfänglich für das Kontaginm der 
Men sehenpocken machen. 

Seit dem Inkrafttreten des Impfgeaetzes sind im 
Deutschen Reiche die Poeken nahezu verschwunden. 
Die kleineren Epidemien in Ratibor. Metz, in den Reg.-Bez. Arns¬ 
berg und Münster sind lediglich isoliert geblieben. Die meist» 
Erkrankungen, die seit dem Impfgesetz vorgekommen sind, sind 
überwiegend durch den Grenzverkehr, durch fremdländische 
Arbeiter, durch den Fluß- und Seeverkehr sowie durch Lompes- 
und Warensendungen aus dem Auslande herbeigeiührt worden. 
In den Jahren 1591 bis 1900 sind durchschnittlich jährlich 53, 
in der Zeit von 1901 bis 1910 jährlich 33 Todesfälle an Pocken 
im Deutschen Reiche vorgekommen. Das sind gegen früher 
ganz verschwindend kleine Zahlen. Ich habe zur Vergleichung, 
wie sich die Pockentodesfälle seit Einführung des Impfgesetzes 
in einer großen Stadt des Deutschen Reiches za einer ähnlich 
großen Stadt in einem Staate, wo kein Imprgesetz vorhanden ist, 
verhalten haben, die Städte Dresden ( Tat II) nnd Prag iTaf.ni) 1 ) 
gewählt, die beide in lebhaftem Verkehr zueinander stehen. Der 
Unterschied ist so groß and so ins Aage fallend, daß wohl jeder, 
der objektiv zn urteilen sich in der Lage befindet, den Erfolg 
des Impfgesetzes zugeben maß. Wie Herr Dr. Böing sich an¬ 
gesichts dieser Tabellen mit dem psychologischen Moment, der 
Erkenntnis der Vermeidbarkeit der Pocken, abfinden wird, weiß 
ich nicht. Ich habe ferner die Pockentodesfälle in der Stadt 
Planen L Vogtl. (Taf. IV) 1 ) für die Jahre 1810 bis 1910 fest- 
gestellt, seit dem Impfgesetz sind hier Todesfälle an Poeken 
so gut wie nicht vorgekommen, obwohl die Stadt dicht an der 
österreichischen Grenze liegt nnd eine fortwährend über die 
Grenze hin and her fluktuierende Bevölkerung hat. Ana dies» 
Tabelle ist ferner zu ersehen, wie vor dem Impfgesetz die Pocken 
nach 8, 13, 6, 8, 6, 7, 7 nni 7 Jahren regelmäßig wiedergekehrt 
sind, allemal za dem Zeitpunkt, an dem genügend ungeimptte 
Personen sich ansresammelt hatten. Die Impfung hatte in Planen 
vor dem Imprgesetz nur wenig Anklang gefunden. 

Daß die Impfang nicht absolut gefahrlos ist, weiß jeder von 
uns. Aber die Gefahren haben sich dnreh die Fortschritte, die 
die Technik gemacht hat, dnreh die seit dem Jahre 1SS5 im 
Deutschen Reiche allgemein eingefihrte Verwendung von Tier¬ 
lymphe bis a n f ein Minimum reduziert. Sie werden immer 
mehr verschwinden, je mehr sich die Ansicht Bahn bricht, daß 
Reinlichkeit jeden Impfling vor Schaden bewahren 
kann. Den Imptärzten möchte ich ans Herz legen, jeder Matter, 
dis ihr Kind hat impfen lassen, größte Reinlichkeit besonders zu 
empfehlen; die mündliche Mahnung haftet oft besser wie die ge¬ 
druckte. Trotz der jeder Matter übergebenen Verhaltungsvor- 
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Schriften kommen immer noch Kinder zur Nachschau, bei denen 
die Impfpnsteln mit einem schmutzigen, ölgeti änkten Lappen be¬ 
deckt sind. Ganz abgesehen, daß wenigstens nach meiner Be¬ 
obachtung Fette die Abheilung der Pusteln verzögern, wird da¬ 
durch zu Entzündungen und Verschwärungen der Pusteln leicht 
Gelegenheit gegeben. 

Von den Krankheiten, die namentlich von impfgegneri¬ 
scher Seite als solche ausgebeutet werden, die auf den Impfling 
übertragen werden können, ist hauptsächlich die Syphilis zu 
nennen; es sind jedoch im Deutschen Reich nur 19 Uebertragnngen 
dieser Krankheit vor der allgemeinen Einführung der Tierlymphe 
vorgekommen, naeh dieser ist kein einziger Fall mehr be¬ 
obachtet. Es ist dies jetzt anch als völlig ausge¬ 
schlossen zu bezeichnen. 

Weiterhin ist vielfach behauptet worden, durch die Impfang 
könnte Tuberkulose übertragen werden; zurZeit als noch von 
Arm zu Arm geimpft wurde, war diese Möglichkeit zwar nicht ganz 
auszuschließen; sie ist jedoch einwandfrei nie bewiesen. Bei den 
Impfungen mit Tierlymphe ist eine solche Ueber- 
tragung aber völlig unmöglich, da die Lymphe nicht 
eher zur Verwendung kommt, als bis das Tier, von dem die 
Lymphe stammt, nach der Schlachtung als völlig gesund erklärt ist. 

Man sagt weiter, durch die Impfung könne ein latentes 
Leiden ausgelöst werden. Wenn auch ein Beweis dafür bis¬ 
her durchaus nicht erbracht ist, so hat das Impfgesetz im § 2 
den Impfärzten ein wirksames Mittel in die Hand gegeben, jenes zu 
vermeiden. Es werden denn auch im ganzen Deutschen Reich 
durchschnittlich 9,5 °/ 0 der Kinder jährlich von der Impfang vor¬ 
läufig zarückgestellt; in Industriebezirken wächst diese Zahl so¬ 
gar bis auf 15 und 16°/ 0 . 

Die Uebertragung von Lepra durch die Impfang ist gleich¬ 
falls ausgeschlossen, da niemals von einem leprösen Rinde 
Lymphe zur Erzeugung von Lymphe verwendet werden kann; 
denn die Rinder sind für Lepra völlig unempfänglich. 

Wundstarrkrampf ist nur einmal in Amerika im Anschluß an 
die Impfung vorgekommen. Bei uns sind die Vorsichtsmaßregeln 
so vortrefflich, daß diese Erkrankung ebenfalls ausgeschlossen 
erscheint. Auch an eine Uebertragung von Genickstarre ist nicht 
zu denken, da die Rinder für Genickstarre nicht empfänglich sind* 

Von der spinalen Kinderlähmung, die zweifellos durch 
pathogene Keime entsteht, sagt die Wissenschaftliche Deputation 
für das Medizinalwesen, daß die Erkrankung mit an Sicher¬ 
heit grenzender Wahrscheinlichkeit außer Zusam¬ 
menhang mit dem Vakzineverlauf steht. 

Nach Frosch, der zahlreiche bakteriologische Unter¬ 
suchungen von Lymphe vorgenommen hat, sind in der Lymphe 
für den Menschen virulente Keime nicht enthalten. 

Krankheiten des Nervensystems können ebenfalls durch 
die Impfuog nicht übertragen werden. 

Daß Kinder nach deren Impfung an Krämpfen sterben, 



Pockenschutz und Impfschutz. 88 

kommt wohl alljährlich vor, doch trägt die Impfang keine Schuld 
daran. Ich habe vielfach Gelegenheit gehabt, Leichen solcher 
Kinder za besichtigen; in allen Fällen war von einem abnormen 
Verlauf der Impfang nicht die Rede, sogar bei längst verheilten 
Impfpasteln behaupteten die Eltern, die Impfang trage die Schald. 

Ohnmachtsanfälle kommen bei Wiederimpfangen sowohl 
karz vor der Impfang, wie gleich nach der Impfang nicht allzu* 
selten vor. Sie schaden nichts and ereignen sich auch bei anderen 
Schnittwanden, karz vor oder nach kleinen operativen Eingriffen 
ohne jeden Schaden für den Betreffenden. 

Daß gelegentlich der öffentlichen Impfang andere Infek¬ 
tionskrankheiten, Scharlach, Masern, Diphtherie, Typhus und 
dergleichen, übertragen werden können, ist zwar möglich; diese 
Gefahr ist aber bei weitem nicht so groß, wie sie auch sonst für die 
Kinder darch den Schalbesach, Verkehr auf der Straße etc. be¬ 
steht. Außerdem bestimmt die in den Verhaltungsvorschriften 
enthaltene Vorschrift, daß aas einem Hanse, in dem ansteckende 
Krankheiten wie Scharlach, Masern etc. herrschen, Impflinge zu 
einem allgemeinen Termin nicht gebracht werden dürfen. Wird 
diese Vorschrift allgemein eingehalten, dann werden derartige 
Uebertragangen auch vermieden werden. 

Von Hautkrankheiten ist Impetigo contagiosa zu 
nennen, eine Infektionskrankheit, deren Erreger wir noeh nicht 
kennen, die jedoch seit dem Jahre 1887, wo sie in der Rhein¬ 
provinz and aaf der Insel Rügen beobachtet warde, nicht wieder 
vorgekommen ist. Die Lymphe, die damals diese Erkrankungen 
hervorgerafen hatte, stammte aus einer Privatlymphanstalt. Die 
meisten Fälle gingen sehr bald in Heilung über; nar zwei Kinder 
starben an interkurrenten Erkrankungen innerer Organe. 

Aach Herpes tonsarans, eine übertragbare Flechte, ist 
nur einmal nachweislich darch Impfang im Jahre 1890 in Württem¬ 
berg in größerer Anzahl verbreitet worden; sämtliche Fälle sind 
aber binnen kurzer Frist völlig geheilt. 

Ganz selten hat man Psoriasis, die stets schon vor der 
Impfang bei dem betreffenden Kinde vorhanden gewesen ist, durch 
die Impfung sich steigern sehen; man tat daher gut, mit Psoriasis 
behaftete Kinder nicht za impfen. 

Etwas häufiger treten nach der Impfang qaaddelartige, rote 
Flecke auf, die sehr bald wieder, ohne Nachteil za hinterlassen, 
verschwinden. In den letzten Jahren habe ich sie jedoch seltener 
gesehen als früher; ich glaube, daß dies auf die Einführung 
der elektrischen Zentrifugierung der Lymphe znrückzuführen ist. 

Daß übertragbare Tierkrankheiten bei der Impfung über¬ 
tragen werden könnten, ist darch die genaue Untersuchung der 
geschlachteten Impftiere als an möglich za bezeichnen. 

Die einzigen Krankheiten, die nach der Impfang auftreten 
können, sind Wnndkrankheiten mit ihren Folgen, sowie 
Uebertragangen der Vakzine darch Kratzen auf andere Körper¬ 
stellen; dadurch können auch die Bindehäute der Augen in 
Mitleidenschaft gezogen werden. Das bald nach der Impfung 
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entstehende Früherysipel, das man der Impfang zar Last legen 
kann, kommt nnr sehr selten vor und verschwindet in der Hegel 
bald, ohne Nachteil za hinterlassen. Bei 70000 Impfangen, die 
ich vorgenommen habe, ist es nicht ein einziges Mal za meiner 
Kenntnis gekommen. Dagegen habe ich öfters Späterysipele 
za beobachten Gelegenheit gehabt, die unter Umständen gefähr¬ 
lich werden können, aber ausnahmslos anf unsaubere Behandlung 
der Impfstelle oder auf mechanische Insulten zurückzuführen waren. 
Bei uns war früher unter dem Volke die Meinung verbreitet, inan 
dürfe geimpfte Kinder nicht baden und nicht mit reiner Wäsche 
versehen; daß natürlich durch solche Unreinlichkeiten Wund¬ 
krankheiten entstehen können, liegt klar auf der Hand, siekönnen 
nur der Impfung nicht in die Schuhe geschoben wer¬ 
den. Auch die von dem Naturheilkundigen Bilz und Dr. phil. 
Majas empfohlenen Methoden, gleich nach der Impfung die Impf¬ 
stellen auszusaugen oder mit Weingeist und dergleichen abzu¬ 
reiben, sind geeignet, Wundkrankheiten hervorzurufen. 

Die durch die Impfang mitunter hervorgerufene Anschwellung 
der Lymphdrüsen geht in der Regel sehr bald ohne Eiterung 
zurück. Die vereinzelt auftretende Verschwärung der Impf¬ 
pusteln heilt in der Regel bei genauer Befolgung der hierfür ge¬ 
gebenen ärztlichen Vorschriften ziemlich schnell. Wenn mir bei 
der Nachschau ein Kind mit aufgekratzten oder aufgescheuerten 
Impfpusteln vorgestellt wird, so pudere ich etwas Xerolormpulver 
auf, wodurch der Schmerz oder Juckreiz sehr bald verschwindet und 
eine rasche Eintrocknung der Pusteln bewirkt wird. Ich kann dieses 
Verfahren nur jedem Impfarzt dringend empfehlen. Auch die Ver¬ 
schwärung der Impfpusteln behandle ich mit raschem und sehr 
gutem Erfolg mit Xeroform. Von Salben, obwohl sie dem Publi¬ 
kum besser gefallen, habe ich nie eine baldige Besserung gesehen. 

Wie die in den Petitionen an den Reichstag aufgeführten 
ImpfBchädigungen zustande kommen, darüber gibt die Arbeit 
des Generalarztes Dr. Gähde die beste Auskunft, die ich jedem 
zum Studium empfehlen kann. Auch die in der Denkschrift des 
Kaiserlichen Gesundheitsamtes erwähnte Altenburger Petition, bei 
der der Verfertiger der Petition zugeben mußte, daß er etwas 
Ungehöriges geschrieben habe, was er keinesfalls beweisen könne, 
gibt ein anschauliches Bild, wie fahrlässig bei solchen Aufzählungen 
verfahren wird. Ich habe öfter Gelegenheit gehabt, die unerhörtesten 
Behauptungen über angebliche Impfschädigungen anzuhören und 
ihnen nachzugehen, ohne daß ich nur ein einziges Mal eine Be¬ 
rechtigung gefunden hätte. Erst kürzlich wurde mir ein Wieder¬ 
impfling mit einem angeschwollenen Auge vorgestellt, das Folge 
der Impfung sei. Ich fand eine zweifellos durch einen Fremd¬ 
körper hervorgerufene minimale Verletzung der Cornea, die schon 
am zweiten Tage wieder vollständig geheilt war; trotzdem ließen 
sich die Eltern nicht überzeugen. 

M. H.l Sie werden mir alle beistimmen, daß die wirk¬ 
lichen Schädigungen nach derlmpfung fast alle ver¬ 
mieden werden können und daß sie so selten sind, 
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Kind die Impfstelle mit Speichel oder irgendwie, so rennte ich 
selbstverständlich die Imptstelle. 

Ich habe weiterhin bei 4TS Impfungen verschiedene Ver¬ 
binde angelegt und bin zn dem Resultat gekonuueu, dad sie 
durchaas nicht akzidentelle Schädlichkeiten verhindern können, 
daß sie diese vielmehr begünstigen, indem die Abheilung der 
Pastein ganz bedeutend verzögert wird. Per ehemalige Fraeideut 
des Landes-Medizinal-Kollegiums, Herr Geheimrat Pr. P rtnt her, 
hat sich persönlich von den unbefriedigenden Ki folgen der Ver¬ 
binde überzeugt und mir in jeder Beziehung beigestnmnt. tUiws 
abgesehen von den Mehrkosten müßte auch eine viel häudgeve 
und mindestens auf 14 Tage sich erstreckende ärztliche l'eber- 
wachung der Imptlinge statttinden, die ihren Angehörigen erheb¬ 
lichen Zeitaufwand verursachen würde. Pie Impthmtei/lehmigen 
würden sich dann zweifellos ganz erheblich mehren. 

Ich halte die Impfung mit dem Platiniridi uni me «Her 
für die beste und sicherste, und bedauere, daß sie nicht allgemein 
vorgeschrieben ist. 

Die erste Waffe der Imptgegner war die Statistik; sie iwi 



86 


Dr. Plinset. 


etwas eingerostet, zumal ihnen vielfach ihre Irrtümer bewiesen 
worden sind. Ich verweise nur auf die vortrefflichen Arbeiten 
von Joseph Körösi, der sich eingehend mit den von impfgegne- 
rischer Seite aufgestellten Statistiken beschäftigt hat. Jetzt führen 
die Impfgegner andere Gründe an, ohne sie jedoch näher bewiesen 
zu haben. Sie sagen, die Gesamtsterblichkeit habe znge- 
nommen. Das ist jedoch nicht wahr; denn während im Jahre 1875 
auf je 1000 Lebende 29 Sterbefälle kamen, ist diese Zahl im Jahre 
1905 auf 21 Sterbefälle gesunken. Auch aus der Berechnung der 
mittleren Lebensdauer ist zu ersehen, daß diese nicht unwesent¬ 
lich, beim männlichen Geschlecht um 5, beim weiblichen um 
5 1 /, Jahre, seit 1871 zugenommen hat, wie Sie aus der Tafel 
(Taf. V) *)hier ersehen können, auf der die mittlere Lebensdauer von 
1871 bis 1880, 1881 bis 1890 und 1891 bis 1900 dargestellt ist T 

Auch die Behauptung, die Abnahme der Pockensterblichkeit 
sei eine Folge der größeren Verbreitung anderer In¬ 
fektionskrankheiten, ist unhaltbar. Es ist ganz natürlich, 
daß bei epidemischer Ausbreitung von Scharlach, Masern und 
Diphtherie mehr Kinder erkranken und auch sterben, wenn mehr 
da sind; es würde jedoch ein großer Fehler sein, wollte man die 
Pockensterblichkeit wieder einführen, lediglich damit die anderen 
Infektionskrankheiten geringere Erkrankungs- und Sterblichkeits¬ 
ziffern aufweisen können. Außerdem kann von einer allgemeinen 
Zunahme der Erkrankungs- und Todesfälle an solchen Krankheiten 
durchaus nicht gesprochen werden, ihre Zahl weist nur erhebliche 
Schwankungen auf. Nach Behla ist z. B. in Preußen die Sterblich¬ 
keit (auf 10000 Lebende berechnet) an Diphtherie seit 1876 von 
16,33 auf 2,52, die von Typhus abdominalis von 6,61 auf 0,49 zu¬ 
rückgegangen. Auch die Sterblichkeit an Tuberkulose bat sich 
erfreulicher Weise vermindert und nicht, wie die Impfgegner be¬ 
haupten, vermehrt. Ich habe die Tuberkulosesterblichkeit für die 
Stadt Plauen von 1800—1910 festgestellt; Sie sehen aus der hier 
aufgehängten Tabelle (Tafel VI) *), wie sie sich in den letzten Jahr¬ 
zehnten vermindert hat. Man muß im Gegenteil behaupten, seit der 
Abnahme der Pockensterblichkeit hat auch dieTuberkulosesterblich- 
keit abgenommen; denn viele von denen, die an den Pocken erkrankt 
und genesen waren, erwarben sich dadurch die Disposition zur Er¬ 
krankung an Tuberkulose. Nach Behla ist die Tuberkulose- 
Sterblichkeit in Preußen von 80000 Gestorbenen im Jahre 1876 
auf 60215 im Jahre 1909 zurückgegangen, oder von 80,15 auf 
10000 Lebende auf 15,59. 

Im Anschluß daran möchte ich — aus begreiflichen Gründen 
jedoch ohne Kommentar — einen kürzlich mir in die Hände ge¬ 
langten Ausspruch des impfgegnerischen Arztes Dr. v. Nießen 
in Frankfurt a. M. erwähnen, der wie folgt lautet: 

„Es ist durchaus nichts Unerhörtes, wenn ich, auf neue in der Technik 
forigeschrittene bakteriologische Untersuchungen gestützt, behaupte, daß die 
Pocken auf das engste ursächlich verwandt, wenn nicht gleich sind mit der 
Taberknlose, Gonnorhoe und Syphilis. Diese Tatsache dürfte ausschlaggebend 


) Siehe Anlagen 5 und 6. 
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sek, am aber ein derart unnützes, unwissenschaftliche«, geUhrliches and 
widerwärtiges Verfahren, wie die Impfang, den 8ub za brechen.* 

Die weiteren Behauptungen der Impfgegner, daß die Pocken 
genau so wie die Pest und Cholera nach großen epidemischen 
Aasbreitungen wieder verschwunden seien, ist ebenfalls und zwar 
schon aus dem Grunde nicht stichhaltig, weil diese Krankheiten 
bei uns nicht heimisch nnd nur durch eingeschleppte Fälle ver¬ 
breitet worden sind. Die Pocken sind jedoch bis zum Jahre 1875 
bei ans vollkommen heimisch gewesen und sind es noch in klima¬ 
tisch gleichgestellten Ländern, in denen kein Impfzwang besteht. 

Auch die Behauptung der Impfgegner, die besseren hygie¬ 
nischen Verhältnisse, die bessere Lebenshaltung der Bevölkerung 
hätten die Abnahme der Pockenepidemien bewirkt, läßt sich erst 
jetzt als mitwirkender Faktor antühren, kann aber bei dem Bäck- 
gang der Pockenepidemien im Anfang des vorigen Jahrhunderts 
unmöglich eine Bolle gespielt haben; denn damals war die Lebens¬ 
haltung der Bevölkerung durch die fortwährenden Kriege alles 
andere, nur nicht gut; auch die hygienischen Verhältnisse konnten 
nicht anders denn als traurige bezeichnet werden. 

Wenn ferner behauptet worden ist, die Schutzimpfung sei 
überflüssig, da die Pocken in das Seuchengesetz des Beiches auf¬ 
genommen seien, so ist dem entgegenznhalten, daß bei einer Nicbt- 
aufnahme der Pocken in das Seuchengesetz die znr Bekämpfung 
der alljährlich durch Ausländer eingeschleppten Fälle angeordneten 
Vorsichtsmaßregeln nicht mit der nötigen Strenge durchgeführt 
werden könnten. Außerdem liegt klar auf der Hand, daß sich bei 
einer großen Epidemie die Absperrmaßregeln nicht mit dem Erfolg 
wie bei einzelnen Erkrankungsfällen durchführen lassen, zumal 
wir den Erreger der Pocken noch gar nicht kennen, also auch mit 
einem spezifischen Desinfektionsmittel noch nicht bewaffnet sind. 
Man vergegenwärtige sich die Chemnitzer Epidemie von 1870—1871, 
wo in manchen Straßen die Pocken über ein Jahr genaust haben; 
wozu würde die Sperre geführt haben? Ich erinnere nochmals an 
die Epidemie 1895 in Gloucester, wo die Absperrungsmaßregeln 
mit der Niederbrennung des Pockenhospitals von der Bevölkerung 
beantwortet wurden. 

Die vornehmste Aufgabe der Hygiene ist die rechtzeitge 
Prophylaxis; in der Schutzimpfung haben wir aber 
das vorzüglichste Prophylaktikum gegen diePocken, 
nnd müssen es deshalb auch zur Anwendung bringen. 

Man wird noch einwenden, daß in anderen Ländern, die 
ebenfalls ein Impfgesetz haben, doch die Pocken nicht in dem 
Maße zurückgegangen sind, wie in Deutschland; die Schuld daran 
trägt zweifellos, namentlich in Frankreich, die mangelhafte Durch¬ 
führung der Impfgesetze. 

Zam Schluß komme ich noch mit einigen Worten auf die 
englische Gewissensklausel zu sprechen, die im .fahre 1898 
eingeführt wurde. Im Anfang haben die Impfungen nicht abge¬ 
nommen; seit 1904 stieg jedoch alljährlich die Zahl der Kinder, 
die auf Grund der Gewissensklausel nicht geimpft wurden, von 
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4,1 °/ 0 im J&hre 1899 auf 9,1 °/ 0 und ist auch in den letzten 
Jahren, namentlich in den größeren Städten, noch weiter in die 
Hohe gegangen. Da diese Kinder ffir das ganze Leben von der 
Impfang befreit sind, wächst allmählich die Gesamtzahl der Un- 
geimpften ganz beträchtlich; es wird also alljährlich der Nähr¬ 
boden fftr Pockenepidemien erweitert. England liegt ja insofern 
günstig, als die Einschleppung nur auf dem Seeweg erfolgen 
kann. Wenn die Einschleppung aber nicht durch strenge Maß¬ 
regeln verhütet wird, werden die Engländer sicher in nicht zu 
langer Zeit wieder eine große Pockenepidemie in ihrem Lande 
erleben. 

Deutschland liegt viel ungünstiger; es wird begrenzt von 
Ländern ohne Impfgesetz oder von solchen, in denen die Durch¬ 
führung der bestehenden Impfgesetze eine mangelhafte ist. Außer¬ 
dem ist auf dem Landweg und im kleineren Grenzverkehr eine 
Einschleppung zweifellos weniger leicht zu verhüten wie im See¬ 
verkehr. Würde bei uns die Gewissensklausel eingeführt, so 
würde binnen wenig Jahren die Zahl der Ungeimpften eine ganz 
erhebliche sein, der Segen, den das nunmehr 36 Jahre bestehende 
Impfgesetz gebracht hat, würde durch eine einzige größere Epi¬ 
demie zu nichte gemacht werden, unermeßliche wirtschaftliche 
Nachteile würden über Deutschland hereinbrechen; alle Stände, 
Handel, Industrie würden zu leiden haben, und unsere Wehrfähig¬ 
keit würde gewaltig abnebmen. 

Die Gründe der Impfgegner, unter denen es nur wenige 
Personen gibt, die sich ernstlich mit der Sache beschäftigt haben, 
wenige, die auf fachwissenschaftlichen Unterlagen sich ein Urteil 
bilden können, sind durchgängig nicht stichhaltig, die von ihnen 
aufgeführten Schäden entweder übertrieben oder gar nicht nach¬ 
weisbar oder völlig erfunden. 

M. H. 1 Ich bin am Schlüsse meiner Ausführungen und bitte 
Sie, folgende Resolution anzunehmen und den Vorstand zu beauf¬ 
tragen, diese dem Reichsamt des Innern zu übermitteln: 

„Der Deutsche Medizinalbeamteh-Verein hält die 
Aufrechterhaltung des Impfgesetzes vom 8. April 1874 
für unbedingt notwendig und ist der festen Ueber- 
zeugung, daß eine Aenderung desselben, insbeson¬ 
dere die Einführung der englischen Gewissens¬ 
klausel, die größten Gefahren für das deutsche Volk 
mit sich bringen würde. 0 

(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender :* Ich eröffne die'Diskussion sowohl überden 
Vortrag des Herrn Referenten, als über die von ihm vorgeschlagene 
Resolution. 

H. Qeh.Med.-Bat Dr. Hecker, Reg.- u. Med .-Bat in Straßborg (Elsaß): 
Der Herr Vortragende hat in überzengender, erschöpfender ond übersichtlicher 
Weise alles gesagt, was über die Notwendigkeit der Schatzpockenimpfang an¬ 
geführt werden kann, and hat dabei den Standpunkt vertreten, den wir wohl 
alle nach jeder Richtnag hin billigen. Ich halte es deshalb lür zweckmfißig, 
wenn wir anf eine Diskussion verzichten and ohne eine solche die von 
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ihm Torgesehlagene Besolntion einstimmig annehmen. Es dürfte auch 
nach außen hin einen eindringlicheren nnd größeren Eindruck machen, wenn 
wir in dieser Weise unsere Herzensmeinung zum Ausdruck bringen. (All- 
seitiger Beifall!) 

Vorsitzender: M. H.! Der Antra; des Vorredners, die vor¬ 
geschlagene Resolution ohne Diskussion anzunebmen, ist nach 
unserer Geschäftsordnung nur zulässig, wenn gegen diesen Antrag 
kein Widerspruch erhoben wird. Ich frage also, ob jemand das 
Wort dazu nehmen willP — Es ist nicht der Fall. Dann bringe 
ich die Resolution zur Abstimmung nnd bitte diejenigen Herren, 
die damit einverstanden sind, aufzustehen. 

(Geschieht.) 


Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Im Namen des Vereins darf ich wohl dem Herrn Referenten 
für sein vorzügliches Referat unseren verbindlichsten Dank ans¬ 
sprechen. 

(Beifall.) 


II. Bericht der Kasseirevisoren. Vorstandswakl. 

Vorsitzender: Ich erteile zunächst Herrn Med.-Rat 
Dr. Oßwald das Wort zur Erstattung des Berichts Üb er die 
Kassenrevision. 

H. Med.-Rat Dr. Oßwald, Bezirksphysikus in Arnstadt: Die 
Kassen-Abrechnung nebst den dazu gehörigen Belegen ist vom 
Herrn Kollegen Dr. Löer und mir geprüft und für richtig 
befunden. Der augenblickliche Kassenbestand im Betrage von 
10417 Mk. 4 Pfg. ist ebenfalls vorhanden. Dem Herrn Kassen¬ 
führer kann daher Entlastung erteilt werden. 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion darüber. — Es 
meldet sich niemand zum Wort, dann stelle ich den Antrag der 
Herren Kassenrevisoren, unserem Kassenführer Entlastung zu 
erteilen, zur Abstimmung und bitte diejenigen Herren, die dafür 
sind, sitzenzubleiben. — Es erhebt sich niemand. Die Entlastung 
ist einstimmig erteilt worden. 

Ich daif wohl in Ihrem Namen unserem Herrn Kassenführer 
für die mühsame Arbeit der Kassenführung, der Einziehung der 
Beiträge usw., unseren besten Dank aussprechen. 

(Beifall.) 

Wir kommen nunmehr zur Vorstandswahl. 

H. Geh. Reg.- u. Obermedizinalrat Dr. Philipp - Gotha: Ich 
beantrage die Wiederwahl des Vorstandes durch Zuruf. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: M. H., es ist ja für den Vorstand sehr ehren¬ 
voll, wenn Sie eine Wiederwahl durch Zuruf beantragen; aber 
nach der Geschäftsordnung ist dies nur dann zulässig, wenn von 
keiner Seite Widerspruch erhoben wird. Ich frage also zunächst 
an, ob jemand dagegen Widerspruch erhebt? — Es ist dies 
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nicht der Fall, dann bringe ich den Antrag des Herrn Kollegen 
Dr. Philipp zur Abstimmung und bitte diejenigen Herren, die 
damit einverstanden sind, sitzenzubleiben. — Es erhebt sich nie¬ 
mand. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Im Namen des Vorstandes und speziell auch in meinem 
Namen spreche ich Ihnen für das Zatrauen, daß Sie uns durch 
den Antrag auch in bezog auf die kttnitige Leitung des Vereins 
geschenkt haben, unseren verbindlichsten Dank aus. Soweit ich 
Aber die Ansichten der anderen Vorstandsmitglieder unterrichtet 
bin, sind sie sicherlich alle bereit, das nicht allzu schwierige Amt 
eines Vorstandsmitgliedes wieder zu fibernehmen. 

(Lebhafter Beifall.) 


III. Oie ReichsversiciieruNgsordnaag und der 
beamtete Arzt. 

H. Bezirksarzt Dr. Graßi-Lindau: M. H.! In Mitte des 
vorigen Jahrhunderts suchte die anfblfihende Industrie die Schfiden, 
die sie ihren Arbeitern schlug, durch die Haftpflicht des Einzelnen 
zu mindern. Diese Haftung erwies sich bald als eine Fessel der 
fortschreitenden Industrie. Sie, im Verein mit der alten Obaritas, 
vermochten aber auch nicht aus den Arbeiterkreisen das Massen¬ 
elend zu nehmen. Es waren also Gründe genug vorhanden ffir 
die Reichsverwaltung, die soziale Ffirsorge gesetzmäßig zusammen- 
zufa8sen. Aber es fehlte jedes Vorbild. Weder die jetzige Welt, 
noch die Geschichte wies einen brauchbaren£Maßstab auf ffir die 
größte aller Evolutionen auf wirtschaftlichem und humanitärem 
Gebiete. Bei der Unsicherheit des Erfolges konnte sich der 
Staat mit der sozialen Ffirsorge nicht derart eng verbinden, daß 
das Fehlschlagen der sozialen Ffirsorge auch den Staat in seiner 
Existenz bedroht hätte. Er überwies daher die Finanzierung den 
einzelnen Versicherungsgruppen. Hierbei fehlte allerdings der 
einheitliche Gedanke. Die Krankenkassen waren demokratisch 
organisiert, die Berufsgenossenschatten plotokratisch und die Ver¬ 
sicherungsanstalten bureankratisch. Das Spartenschiedsgericht 
vollendete die Buntfarbigkeit. Mit der Lokalisierung der Schieds¬ 
gerichte war der erste Schritt zur Vereinheitlichung gemacht. 
Unterdessen hatten sich die Krankenkassen als ein Staat im Staate 
entwickelt und drohten, auch auf bürgerliche Kreise die Vertretung 
ihrer Sonderinteressen hinüberzutragen. Sie alle kennen noch 
den ächten Kulturkampf, den die ärztliche Welt gegen ihre 
Proletarisierung kämpfen mußte. So drängte dies alles znr Um¬ 
arbeitung, zur Vereinheitlichung. Auch ich habe 1898 in der 
Münchener Medizinischen Wochenschrift der Vereinheitlichung und 
der Errichtung der von mir „Versichernngsämter“ benannten 
Stellen das Wort geredet. Sie wissen, daß der erste Entwurf 
der neuen Versicherungsordnung diesen Weg gehen wollte, und 
Sie kennen auch die Gründe, weshalb er nicht zum Ziele führte. 
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Die Reichsversieherun gsordn ung ist ein Kompromiß and 
maß als solches bewertet werden; sie läßt die En t Wickel an gs- 
richtung deutlich erkennen und ist ein Werk, um das uns andere 
Staaten beneiden. Schon die bisherigen Reicbsversicherungen 
griffen stark in das öffentliche Leben ein: Sie befruchteten die 
medizinische Wissenschaft, fährten eine große Menge der Be¬ 
völkerung in ärztliche Behandlung, gewöhnten dadurch auch den 
Mittelstand an den Arzt; sie deckten die Lebens Verhältnisse der 
Arbeiter auf und verbesserten diese; sie verlängerten dadurch 
die Lebensaussicht des Einzelnen und waren in der öffentlichen Hy¬ 
giene ein mächtiger . Faktor. Von der neuen Reichsversicherungs- 
Ordnung wird alles dies im erhöhten Maße gelten. Sie wird eines 
der tragfähigsten Säulen der Staatsmedizin werden, deren recht¬ 
zeitige Belastung der beamtete Arzt vornehmen kann und muß; 
sie wird sich als der stärkere Teil erweisen gegenüber der abwei¬ 
chenden Organisation des Medizinalwesens einzelner Bundesstaaten. 

M. H.! Den bisherigen Vers ich er ungs trägem, Kranken¬ 
kassen, Berufsgenossenschaften, Versicherungsanstalten hat der 
Staat als Gegengewicht seine Organe gegenübergestellt, die 
Träger der Staatsgewalt. Es sind dies die Versicherungs¬ 
ämter in unterer, die Oberversicherungsämter in mittlerer und 
die Landesversicherungsämter sowie das Reichsversicherungsamt 
in höchster Instanz. 

Den beamteten Arzt berühren am meisten die Ver¬ 
sicherungsämter. 

Der Vorstand des Versicherungsamtes ist der Leiter 
der unteren Verwaltungsbehörde, bei der das Amt errichtet 
wird. Als Vertreter kann eine Person genommen werden, die 
nach ihrer Vorbildung und Erfahrung auf dem Gebiete der 
Arbeiterversicherung dazu geeignet ist. Nach dem Wortlaute 
des Gesetzes ist also nicht verlangt, daß es ein Jurist ist. 
Voraussichtlich werden aber die meisten Bundesstaaten die 
juristischen Hilfspersonen der politischen Verwaltungsbehörde als 
Stellvertreter aufstellen und diesen die eigentliche Arbeit über¬ 
tragen. Die Tätigkeit des Vorstandes besteht nicht bloß in 
Bureauarbeit, sondern vor allem in Spruch- und Beschluß¬ 
tätigkeit. Für die Beschluß- und Spruchtätigkeit werden aus 
der Reihe der Versicherungsvertreter eigene Ausschüsse gebildet. 
Für die Beschlußtätigkeit kann ihm außerdem ein „Beirat* 
beigegeben werden. Im § 58 heißt es: 

„Die oberste Verwaltungsbehörde kann bestimmen, wie weit das Ver- 
sieherungsamt technische, staatliche und gemeindliche Beamte seines Bezirkes 
als Beiräte mit beratender Stimme zum Beschlußverfahren zuziehen darf.“ 

M. H.! Diese „technischen staatlichen Beamten“ sind wir 
beamtete Aerzte! Der Ton in dem § 58 ist auf das Wort „darf“ 
zu legen. Erläßt der betreffende Bundesstaat keine Bestimmungen, 
so ist der beamtete Arzt zur Teilnahme an dem Beschlußverfahren 
des Versicherungsamtes nur in soweit verpflichtet, als bisher 
schon das Verhältnis zwischen beamtetem Arzt und sozialer Ver¬ 
sicherung geregelt ist. Es gibt Staaten, die bisher ihren Amts¬ 
ärzten die Beteiligung an dem Vollzüge der sozialen Gesetzgebung 
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völlig freigestellt haben und zu diesen Staaten gehört Bayern. 
In diesen Staaten würde ohne Regelung nach § 58 der beamtete Arzt 
dem Versichernngsamte gegenüber lediglich Privatarzt sein. Dieser 
Znstand wird aber sicher nicht lange dauern. Nach § 59 *) trägt 
nämlich der Bandesstaat die Gesamtkosten des Versichernngsamtes 
nnd darf sie nicht auf die Versichernngsträger und Versicherten 
abwälzen. Dieser Zustand der Nichtregelang der Verhältnisse 
zwischen beamtetem Arzt and Versicherangsamt würde also dem 
Staate Kosten auferlegen, die er leicht vermeiden kann. Außerdem 
braucht das Versicherangsamt einen in Verwaltangsangelegen- 
heiten erfahrenen Arzt. Es werden Angelegenheiten zam Beschloß* 
verfahren kommen, die am besten der beamtete Arzt begutachtet. 
Zudem muß der Arzt des Versicherungsamtes für dieses Amt 
stets erreichbar sein. Kurz, in absehbarer Zeit werden wahr¬ 
scheinlich sämtliche Bandesstaaten den beamteten Arzt als den 
Amtsarzt im Beschlußverfahren des Versicherungsamtes aufstellen 
nnd sein Verhältnis zu diesem dienstlich regeln. 

Jetzt schon kann ausgesprochen werden, daß es für uns 
beamtete Aerzte dann mißlich wäre, wenn der Vorstandsstellver- 
treter dem mittleren Beamtenstand angehören würde. 

Welches sind nun die Aufgaben des Beschlußver- 
fahrens? 

§ 1780 sagt: 

„Soweit das Gesetz nicht das Sprachyerfahren vorschreibt, ergehen die 
Entscheidangen der Versicherungsbehörden im Beschlußverfahren.“ 

Um also die RechtsdiDge, die im Beschlußverfahren erledigt 
werden, auszuscheiden, müßten wir die Spruchsachen von den 
aämtlichen Amtshandlungen abziehen; das würde aber nicht mehr 
in den Rahmen eines Referates passen. Es dürfte vielmehr 
genügen, wenn wir nur einzelne der hier am meisten interessierenden 
Gegenstände des Beschlußverfahrens herausheben. 

Für die Versicherung neu ist zunächst die Behandlung der 
Trunksüchtigen. Die Versicherungsordnung sagt in dieser 
Hinsicht: 

„§ 120, Trunksüchtigen, die nicht entmündigt sind, können ganz oder teil¬ 
weise Sachleistungen gewährt werden. Auf Antrag eines beteiligten Armenver¬ 
bandes oder der Gemeindebehörde des Wohnorts des Trunksüchtigen maß dies 
geschehen. Bei Trunksüchtigen, die entmündigt sind, ist die Gewährung der 
Sachleistungen nur mit Zustimmung des Vormundes zulässig. Auf seinen 
Antrag muß sie geschehen. 

Die Sachleistungen gewährt die Gemeinde des Wohnorts. Der Anspruch 
auf Barleistungen geht im Werte der 8achbezüge anf die Gemeinde über. 
Die Sachleistung kann auch durch Aufnahme in eine Trinkerheilanstalt oder 
mit Zustimmung der Gemeinde durch Vermittlung einer Trinkerfürsorgestelle 
gewährt werden. 

Ein Best der Barleistungen ist dem Ehegatten des Bezugsberechtigten, 
seinen Kindern oder seinen Eltern und, falls solche nicht vorhanden Bind, der 
Gemeinde zur Verwendung für ihn zu überweisen. 

') § 59 lautet: „Sämtliche Kosten des Versicherungsamts trägt der 
Bundesstaat. Ist das Versicherangsamt bei einer gemeindlichen Behörde 
errichtet, so trägt sie der Gemeindeverband, dessen Bezirk den des Ver- 
sichörangHamts umfaßt. Ist ein Versicherungsamt für die Bezirke mehrerer 
unterer Verwaltungsbehörden gemeinsam errichtet, so bestimmt die oberste 
Verwaltungsbehörde die Kostenverteilung.“ 
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§ 191. Das Versichernngenmt (Bezchlußnuazchnß) erläßt die Anordnong 
nach Anhören der Gemeindebehörde und des Bezagaberecbtigten and teilt sie 
ihnen and dem Vereicherangsträger schriftlich mit. Es entscheidet bei Streit 
zwischen der Gemeinde and dem Bezugsberechtigten. 

Aaf Beschwerde entscheidet das Ooerrersicherangsamt endgültig. 

Ist der Ansprach aaf Barieistangen endgültig aaf die Gemeinde ttber- 
gegangen, so benachrichtigt der Versicherungsträger die Post, wenn es sich 
um Barleistungen aas der Unfall- oder aas der Invaliden- und Hinterbliebenen- 
Versicherung handelt.“ 

Bei dem berühmten altgermanischen Durst unserer Brüder 
wird die Behandlung der Trunksüchtigen öfters Gegenstand des 
amtsärztlichen Gutachtens sein. Es trägt sich, wer ist 
trunksüchtigP Im §6 des Bürgerlichen Gesetzbuches kommt 
ebenfalls der Begriff „Trunksüchtiger“ vor; es ist deshalb nahe¬ 
liegend, die Kommentatoren des B. G.-B. zu befragen. Aber diese 
weichen von einander sehr ab, nicht bloß die medizinischen, auch 
die juristischen. So erklärt Endemann nur den Gewohnheits¬ 
trinker mit Delirium für trunksüchtig; Rehbein verlangt als 
Motiv der Trunksucht den Alkohol, schließt also pathologische 
Trinker ans; Löwenfeld-Staudinger erklären jeden für 
trunksüchtig, der unter gewöhnlichen Umständen nicht die Kraft 
hat, den Anreiz zum übermäßigen Alkoholgenuß zu widerstehen. 
Bekannt ist die Definition Kräpelins, der jeden für trunksüchtig 
erklärt, der Alkohol za sich nimmt, obwohl der vorher genossene 
Alkohol noch nach wirkt. Die Erklärung Kräpelins erfaßt also 
nicht die Quartalstrinker. 

M. H.! Sie sehen, daß wir mit der wissenschaftlichen Er¬ 
klärung des Trunksüchtigen nicht weit kommen. Am besten 
werden wir wohl fahren, wenn wir uns an den vulgären Begriff 
halten. Das Volk sieht jeden als trunksüchtig an, der soviel 
Alkohol gewohnheitsmäßig zu sich nimmt, daß er dadurch die 
Führung über seine Person und seine Angelegenheiten verliert. 
Jedenfalls müssen wir uns vor den zwei Extremen hüten. Wir 
dürfen nicht jeden Trinker als trunksüchtig erklären, wir dürfen 
dem Antialkoholismus keinen Eintritt in den Beschlußsaal gewähren; 
anderseits dürfen wir auch nicht so lange warten, bis ein Delirium 
vorliegt, oder bis der Trunksüchtige unrettbar verloren ist. Die 
Reichsversicherungsordnung ist ein Woblfahrtsgesetz und muß als 
solches gefaßt werden. Man hat gefragt, ob auch der Aethertrinker 
als trunksüchtig gilt; ich glaube, weder das Bürgerliche Gesetz¬ 
buch noch die Rnichsversicherungsordnung hindern diese Einreihung. 

Die §§ 120 und 121 sind Mantelbestimmungen; sie gelten 
also für alle Versicherungssparten: für die Krankenkassen, für 
die Unfallverletzten, für Invalidenanstalten, für Männer und Frauen, 
Witwen und Angehörige der auf- und absteigenden Linie. Als 
beamtete Aerzte haben wir die Pflicht der Für- und Vorsorge für 
Kranke und Hilfsbedürftige. Wir werden also in gegebenen 
Fällen die Armenpfleger zur Stellung eines Antrages auf Sach¬ 
leistung an Trunksüchtige veranlassen. 

Eine weitere Tätigkeit im Beschlußverfahren erwartet uns 
in der Ablösungsfrage der Kassenleistungen beiAus- 
ländern. Die maßgebenden Bestimmungen darüber lauten: 
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.§ 217. Gibt ein Versicherter nach Eintritt des Versicherun gefalle seinen 
AufeaUalt im Inland auf, ohne daß die Krankenhilfe rnht, so kann ihn die 
Krankenkasse dafür durch einmalige Zahlung abfinden. Diese muß dem Werte 
der Kassenleistangen entsprechen, auf die er im Inland nach der voran s- 
•ichllichen Daner der Krankheit Anspruch haben würde; hierbei sind für 
Krankenpflege drei Achtel des Grondiohns anssusetsen. 

Für die Abfindung ist anch bei Streit das Gutachten des Arztes maß¬ 
gebend, über den die Beteiligten sich einigen, sonst das des beamteten 
Arztes. 

§ 218. Die §§ 216'), 217 gelten entsprechend bei Wocheahilfe sowie 
in den Fallen des § 205 Nr. 1, 2*> für die berechtigten Familienmitglieder. 4 

Es ist dies das einzige Mal, daß der beamtete Arzt als 
solcher in der Beichsversichernngsordnnng genannt ist. 

Die Ablösung kleinerer Renten, geringer Zasatzrenten, ferner 
die Ablösung der Aasländer ist in der Reichsversichernngsordnnng 
eine sehr weite; ja sie ist nach Artikel 62 des Einfflhrangs- 
gesetzes sogar rückwirkend. 

Ferner wird das Versichernngsamt den beamteten Arzt 
heranziehen nicht nur bei der Verwaltung der Mittel (§ 367) 3 ), son¬ 
dern anch in der Beaufsichtigung der Krankenkassen (§§ 30—34*) 

*) § 216 betrifft das Buhen der Beate. 

i ) § 205 Nr. 1 u. 2 betreffen die Familieahilfe und lauten: 

„Die datzang kann zubilligen 

1. Krankenpflege an versicherungsfreie Familienmitglieder der Versicherten, 

2. Wochonhilfe an versicherungsfreie Ehefrauen der Versicherten.“ 

•) § 367 : „ Die Kasse bat dem Versicherungsamt einen Bechnungsabschluß 
einzuretcbeo sowie Nachweisungen über die 

1. Mitglieder, 

2 . Kr&okheita-, sonstigen Leistungs- und Sterbefälle, 

3. eingegangenen BeitrSge, 

4. gewährte» Leistungen, 

5. Art und Höhe des Entgelts für die ärztlichen Leistungen, 

0. Zahl der für die Kasse tätigen Aerzte, Spezialärzte, Zahnärzte, Zahn¬ 
techniker, Apotbekenbesitzer nnd .Verwalter und anderen solchen 
Personen, welche Arzneimittel feilhalten. 

Der Band es rat stellt Master und Emsendungsfristen fest; er kann den 
Inhalt der Nachweisungen ausdehnen. Mindestens von Tier zu Tier Jahren 
sind die Nachweisungen und Abschlüsse einheitlich für das Beich zusammen- 
zustellen.“ 

*) „§ 80. Das Aufsichtsrecht der Aufsichtsbehörde erstreckt sich darauf, 
daß Gesetz und Satzung beobachtet werden. 

§ 81. Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit die Geschäfts- und Rech- 
nungsfuhrung des Versicberungsträgers prüfen. 

Die Mitglieder seiner Organe, seine Vertrauensmänner, Beamten und 
Angestellten haben der Aufsichtsbehörde oder ihren Beauftragten auf Ver¬ 
langen alle Bilcher, Rechnungen, Belege nnd Verhandlungen sowie die von 
ihnen verwahrten Urkunden, Wertpapiere und Bestände vorzalegen und alles 
mitsuteilen, was zur Ausübung des Aufsichtsrechts gefordert wird. 

Die Aufsichtsbehörde kann die im Abs. 2 Bezeichneten, vorbehaltlich 
des § 985 Abs. 2, durch Gellstrafen bis zu eintausend Mark anhalten, das 
Gesetz nnd die Satzung zu befolgen. 

§ 32. Die Aufsichtsbehörde kann verlangen, daß die Organe su Sitzungen 
einberufen werden; wird dem nicht entsprochen, so kann sie die Sitzuzgeu 
selbst anberaamen und die Verhandlungen leiten. 

§ 33. Die Aufsichtsbehörde entscheidet, unbeschadet der Bechte 
Dritter und soweit das Gesetz nichts anderes vorschreibt, bei 8treit über 
Rechte und Pflichten der Organe nnd ihrer Mitglieder, über die Auslegung 
der Satzung und Uber die Gültigkeit der Wahlen. 

§ 34. Der Aufsicht unterstehen auch die vom Versicherungsträger er¬ 
richteten oder unterhaltenen Genesungsheime, Heil- und Pflegeanstalten. 
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and § 377) *); namentlich das Verhältnis zwischen Kassen einesteils 
Afrzten, Zahnärzten, Apothekern, Drogisten, wie den Hilfspersonen 
aller Art anderseits, wie die § 122, 123, 258, 368 u. ff. 1 ) festlegen, 

Die Aufsichtsbehörde kann za ihren Besichtigungen Vertreter der Arbeit* 
geber and der Versicherten zaziehen.* 

*) Die betreffenden Paragraphen lauten: 

„§ 122. Die Örtliche Behandlung im Sinne dieses Gesetzes wird durch 
approbierte Aerzte, bei Zahnkrankheiten auch durch approbierte Zahnärzte (§ 29 
der Gewerbeordnung) geleistet. 8ie umfaßt Hilfeleistung anderer Personen, wie 
Bader, Hebammen, Heildiener, Heilgehilfen, Krankenwärter, Masseure u.d gl. sowie 
Zahntechniker, nur dann, wenn der Arzt (Zahnarzt) sie anordnet oder wenn in 
dringenden Fallen kein approbierter Arzt (Zahnarzt) zugezogen werden kann. 

Die oberste Verwaltungsbehörde kann bestimmen, wieweit auch sonst 
Hilfspersonen innerhalb der staatlich anerkannten Befugnisse selbständige Hilfe 
leisten können. 

§ 123. Bei Zahnkrankheiten mit Ausschluß von Mund* und Kiefern* 
krankheilen kann die Behandlung außer durch Zahnärzte mit Zustimmung des 
Versicherten auch durch Zahntechniker gewährt werden. oberste Vor* 

walinngibehörde bestimmt, wieweit auch sonst Zahntechniker bei solchen 
Krankheiten selbständige Hilfe leisten können. Sie kann bestimmen, wieweit 
dies nach Heildiener und Heilgehilfen tan können. 8ie bestimmt ferner, wer 
als Zahntechniker im Sinne dieses Gesetzes anzusehen ist. 

§ 258. Entsteht zwischen Krankenkassen Streit darüber, welcher von 
ihnen Betriebe oder Betriebsteile angehören, so entscheidet das Versicherungs* 
amt (Beschlaßaas8chaß). Auf Beschwerde entscheidet das Oberversicherungs* 
amt endgültig. 

Das Gleiche gilt, wenn die beteiligten Kassen die Kassenzugehörigkeit 
ablehnen. 

Weist die Entscheidung Betriebe oder Betriebsteile einer anderen Kasse 
zu, so muß sie auch bestimmen^ wann das neue Versicherusgsrerhältnis in 
Kraft tritt. 

Endgültige Entscheidungen über die Kassenzugehörigkeit sind für alle 
Behörden and Gerichte bindend. 

§ 368. Die Beziehungen zwischen Krankenkassen and Aerzten werden 
durch schrutiichen Vertrag geregelt; die Bezahlung anderer Aerzte kann die 
Kasse, Ton dringenden Fällen abgesehen, ablehnen. 

§ 369. Soweit es die Kasse nicht erheblich mehr belastet, soll sie ihren 
Mitgliedern die Auswahl zwischen mindestens zwei Aerzten freilassen. Wenn 
der Versicherte die Mehrkosten selbst übernimmt, steht ihm die Auswahl unter 
den von der Kasse bestellten Aerzten frei. Die Satzung kann jedoch be* 
stimmen, daß der Behandelte während desselben Versicherungefalle- oder Ge¬ 
schäftsjahrs den Arzt nur mit Zustimmung der Vorstandes wechseln darf. 

§ 370. Wird bet einer Krankenkasse die ärztliche Versorgung dadurch 
ernstlich gefährdet, daß die Kasse keinen Vertrag zu angemessenen Bedin¬ 
gungen mit einer ausreichenden Zahl yon Aerzten schließen kann, oder daß 
die Aerzte den Vertrag nicht einbalten, so ermächtigt das Oberversicbeiungs- 
amt (Beschlaßkammer) die Kasse auf ihren Antrag widerruflich, statt der 
Krankenpflege oder sonst erforderlichen ärztlichen Behandlung eine bare 
Leistung bis zu zwei Dritteln des Darchschnittsbetrags Ihres gesetzlichen 
Krankengeldes za gewärhren. 

Das Oberversicherungsamt (Beschlußkammer) kann zugleich bestimmen, 

1. wie der Zustand dessen, der die Leistungen erhalten soll, anders als durch 
ärztliche Bescheinigungen nacbgewiesen werden darf, 

2. daß die Kasse ihre Leistungen so lange einstellen oder zurückbehalten 
'darf, bis ein ausreichender Nachweis erbracht ist, 

3. daß die LeistungRpflicht der Kasse erlischt, wenn binnen einem Jahre 
nach Fälligkeit des Anspruchs kein ausreichender Nachweis erbracht ist, 

4. daß die Kasse diejenigen, denen Bie ärztliche Behandlung zu gewähren 
hat, in ein Krankenhaus verweisen darf, auch wenn die Voraussetzungen 
des § 184 Abs. 3 nicht vorliegen. 

Gegen den Beschluß des Oberversicherungsamts (Abs. 1, 2) hat der 
Kassenvorstand die Beschwerde bei der obersten Verwaltungsbehörde. 
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wird wiederholt Gutachten des beamteten Arztes anslösen. Die 
Einrichtung und der Fortbestand der Landkrankenkassen h&ngt 

§ 371. Die Setzung kenn den Vorstand ermächtigen, die Krankenhaus- 
behnndlnng nur durch bestimmte Krankenhäuser za gewähren and, wo die 
Kasse Krankenhansbehandlong an gewähren hat, die Bezahlung anderer 
Krankenhäuser, von dringenden Fällen abgesehen, abzolehnen. 

Dabei dürfen Krankenhäuser, die lediglich za wohltätigen oder gemein* 
ntttzigea Zwecken bestimmt oder von öffentlichen Verbänden oder Körper¬ 
schaften errichtet und die bereit sind, die Krankenhauspflege zu den gleichen 
Bedingungen wie die im Abs. 1 bezeichneten Krankenhäuser za leisten, nar 
nas einem wichtigen Grande mit Zustimmung des Oberversicherangsnmts aus¬ 
geschlossen werden. 

§ 372. Genügt bei einer Krankenkasse die-ärztliche Behandlung oder 
Krankenhaospflege nicht den berechtigten Anforderungen der Erkrankten, so 
kann, vorbehaltlich des § 370, das 0 herversicher tu gsamt nach Anhören der 
Kasse jederzeit anordnen, daß diese Leistungen noch durch andere Aerzte 
oder Krankenhäuser zu gewähren sind. 

Diese Anordnung soll nur auf so lange getroffen werden, wie es ihr 
Zweck fordert, imd bedarf, wenn sie über ein Jahr gelten soll, der Geneh¬ 
migung der obersten Verwaltungsbehörde. 

§ 373. Wird die Anordnung nicht binnen der gesetzten Frist befolgt, 
so kann das 0 oerversicherungsamt selbst das Erforderliche auf Kosten der 
Kasse veranlassen. Verträge, welche die Kasse mit Aerztea oder Kranken¬ 
häusern bereits geschlossen hat, bleiben unberührt. 

Die Kasse hat gegen diese Anordnungen und Maßnahmen binnen einer 
Woche die Beschwerde bei der obersten Verwaltungsbehörde. 

§ 374. Für die Beziehungen zwischen den Krankenkassen und den 
Zahnärzten gelten die §§ 368, 872, 373 entsprechend. 

§ 375. Die Satzung kann den Vorstand ermächtigen, innerhalb des 
Kassenbereichs oder mit Genehmigung des Versicherungsamts darüber hinaus 
wegen Lieferung der Arznei mit einzelnen Apothekenbesitzera oder -verwal¬ 
te» oder, soweit es sich um die dem freien Verkehr überlassenen Arsneimittel 
handelt, auch mit anderen Personen, die solche feilhalten, Vorzugsbedingungen 
zu vereinbaren. Alle Apothekenbesitzer und -Verwalter im Bereiche der Kasse 
können solchen Vereinbarungen beitreten. Der Vorstand kann dann, von 
dringenden Fällen abgesehen und vorbehaltlich des § 76 Abs. 3, die Bezahlung 
der voa anderer Seite gelieferten Arznei ablehnen. 

Genügt die Arznei Versorgung, die eine Kasse gewährt, nicht den be¬ 
rechtigten Anforderungen der Erkrankten, so gelten die §§ 372, 873 ent¬ 
sprechend. 

§ 376. Die Apotheken haben den Krankenkassen für die Arzneien einen 
Abschlag von den Preisen der Arzneitaxe zu gewähren. Die oberste Verwal¬ 
tungsbehörde bestimmt seine Höbe; sie kann ihn für die einzelnen Apotheken 
davon abhängig machen, daß die Kasse aus ihnen mindestens zu einem be¬ 
stimmten Betrage bezieht. 

Die höhere Verwaltungsbehörde setzt unter Bücksicht auf die örtlichen 
Verhältnisse und die im Handverkauf üblichen Preise die Höchstpreise von 
solchen einfachen Arzneimitteln fest, welche sonst ohne ärztliche Verschrei¬ 
bung (im Handverkauf) abgegeben zu werden pflegen. Diese Höchstpreise 
dürfen einen Betrag nicht überschreiten, der sich nach Abs. 1 ergibt. Die 
oberste Verwaltungsbehörde kann näheres anordnen. 

Beziehen die Berechtigten die im Abs. 2 bezeichneten Arzneimittel zu 
einem Preise, der die Festsetzung nicht übersteigt, aus einer Apotheke, so 
kann die höhere Verwaltungsbehörde anordnen, daß die Kasse die Bezahlung 
nicht deshalb ablehnen darf, weil sie nach § 375 mit Personen, die nicht Apo¬ 
theken be«iuer oder -Verwalter sind, niedrigere Preise vereinbart hat. 

§ 377. Die Aufsicht über die Krankenkassen führt, vorbehaltlich der 
§§ 872 bis 375, das Versicherungsamt. Sie erstreckt sich auch auf die Beob¬ 
achtung der Dienst- und Krankenordnung. 

Wird die Beschwerde gegen eine Anordnung des Versicherungsamts 
darauf gestützt, daß die Anordnung rechtlich nicht begründet sei und den 
Beschwerdeführer in einem Bechte verletze oder mit einer rechtlich nicht be- 
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Tom Bedürfnis ab (§ 229 n. § 269') and unterliegt dem Beschlußaus¬ 
schuß des Versicherangsamtes, das den beamteten Arzt hören wird. 

Die Hanpttätigkeit des beamteten Arztes wird aber bei 
Errichtung der Satzungen in Frage kommen: 

„§ 320. Für jede Krankenkasse ist, bevor sie ins Leben tritt, eine 
Satzung za errichten. 

Sie wird errichtet für 

Orts- nnd Landkrankenkassen von dem Gemeindeverband nach An¬ 
hören beteiligter Arbeitgeber and Versicherter, 

Betriebskrankenkas8en von dem Arbeitgeber oder seinem Vertreter 
nach Anhören von Beschäftigten, 

Innangakrankenkassen von der Innungsversammlung unter Beteiligung 
des Gesellenaasschasaes nach § 95 der Gewerbeordnung. 

Wird eine Kasse nicht in der endgültig an geordneten Frist errichtet (§ 283 
Abs. 2, § 249 Abs. 4), so errichtet für sie das Versicherungsamt die Satzung.“ 

Hier ist also za erwähnen, daß nicht die Kasse über die 
Höhe ihrer Kassenleistnng entscheidet, sondern bei Orts- und 
Landkrankenkassen der Gemeindeverband, also der Distrikt oder 
Bezirk. In den meisten Bundesstaaten gehört der Verwaltungs¬ 
arzt zu den beratenden Organen der Distrikts- oder Bezirksver- 
tretung; in einzelnen Bandesstaaten, z. B. in Bayern, ist der 
Bezirksarzt in gewissen Angelegenheiten stimmberechtigt. Dazu 
kommt noch der Umstand, daß der Verwaltungsarzt die Folgen 
der aus der Satzung sich ergebenden Leistungen in wirtschaft¬ 
licher, hygienischer,, therapeutischer Beziehung wohl am besten 
beherrscht, daß er also wahrer Sachverständiger in dieser Ange¬ 
legenheit ist. Kein vorsichtiger Gemeindeverband wird seine 
Satzung ohne Zuziehung des Amtsarztes errichten. 

Um nun die Satzungsleistungen der Krankenkassen 
übersichtlich zu gestalten, ist es notwendig, die Kassenleistungen 
zu schematisieren: (Siehe Tabelle auf folgender Seite.) 

Wir haben, wie Sie aus dem nebenstehenden Schema ent¬ 
nehmen, 4 Arten der Krankenkassenleistangen: die Krankenhilfe, 
die Wochenhilfe, das Sterbegeld und die Familienhilfe. 
Die Krankenpflege ist eine Unterabteilung der Krankenhilfe. Das 
Schema, glaube ich, ist genügend durchsichtig, um die Besprechung 
unterlassen zu können. 

Die rechtlichen Grundlagen der Krankenkassenleistungen 
können dreifach sein. Es bestimmt das Gesetz die Höhe der 


gründeten Verbindlichkeit belaste, so entscheidet darüber das Oberversicherungs¬ 
amt (Beschlußkammer). 

Bei Betriebskrankenkassen für Beichs- oder Staatsbetriebe kann die 
oberste Verwaltungsbehörde Aufgaben des Versieherungsamts, die nicht der 
Spruchausschuß wahrzunehmon hat, anderen Behörden übertragen. 

§ 229. Die Errichtung einer Landkrankenknsse neben der allgemeinen 
Ortskrankenkasse kann mit Genehmigung des Oberversicherungsamts unter¬ 
bleiben, wo das Versicherungsamt (Beschlußausschuß) nach Anhören betei- ■ 
ligter Arbeitgeber und Versicherungspflichtiger das Bedürfnis verneint. 

§ 269. Eine besondere Ortskrankenkasse kann auf Beschluß ihres Aus¬ 
schusses aufgelöst werden. 

8ie wird geschlossen, wenn 

1. sie nicht den Anforderungen der §§ 240 bis 242 entspricht, 

2. sie nach § 267 Nr. 2 leistungsunfähig wird, 

3. sich herausstellt, daß sie nicht hätte zugelasscn werden dürfen. 


7 
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Sohema der KrankenkaMenleietangen. 

Die fettgedruckten sind Zwangsleistangen, die mittels Karsivdrucks gekennseichneten sind Sstzangsleistangen, die flbrigen 

können von der Kasse ohne Satsangsbestimmnsgen geleistet werden. 
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Leistang, was darch Fettdruck ausgedrückt ist; es bestimmt die 
Satzung die Leistung, was durch Kursivdruck kenntlich gemacht 
ist, und es ist von dem Ermessen der Kassenverwaltung abhängig, 
was durch gewöhnlichen Druck gegeben wurde. 

Wir nehmen nun die rechtliche Grundlage zum Ausgangs- 
punkt unseres Referates und erwähnen hier nur das, was den 
beamteten Arzte berührt. 

I. Die gesetzlichen Zwangsleistungen. 

Hier sind hauptsächlich 2 Leistungen zu besprechen: die 
Krankenhauspflege und das Wöchnerinnengeld. 

a. Die Krankenhauspflege. 

§ 184 lautet: 

„An Stelle der Krankenpflege and des Krankengeldes kann die Kasse 
Kar and Verpflegung in einem Krsnkenhaase (Krankenhnaspflege) gewähren. 
Hat der Kranke einen eigenen Haasbalt oder ist er Mitglied des Hanshaltes 
seiner Familie, so bedari es seiner Zostimmong. 

Bei einem Minderjährigen Aber sechszehn Jahre genügt seine Za> 
Stimmung, i) 

Der Zustimmung bedari es nicht, wenn 

1. die Art der Krankheit eine Behandlung oder Pflege verlangt, die in der 
Familie des Erkrankten nicht möglich ist, 

2. die Krankheit ansteckend ist, 

3. der Erkrankte wiederholt der Krankenordnung (§ 437) oder den Anord¬ 
nungen des behandelnden Arztes zuwidergehandelt hat, 

4. sein Zastand oder Verhalten eine fortgesetzte Beobachtung erfordert. 

In den Fällen des Abs. 3, Nr. 1, 2, 4 soll die Kasse möglichst Kranken¬ 
hauspflege gewähren . . . .“ 

Bei den Landkrankenkassen sind §§ 426—430 einschlägig, 
die die Krankenhauspflege etwas abändern.*) 

Aus diesen gesetzlichen Bestimmungen geht hervor, daß die 


*) Nach konstanter Entscheidung des Beichsgerichts bedarf es zur Vor¬ 
nahme von Operationen an Minderjährigen der Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters. Es wird sich zeigen, ob das Beichsgericht im Falle der B. V. 0. 
eine Aenderung seiner Ansicht eintreten läßt; namentlich im Hinblick auf 
§ 606, der bei Nichtbefolgung der Anordnung Entzug der Bente vorsieht. 

*) Die betreffenden Paragraphen lauten: 

„§ 426. Die oberste Verwaltungsbehörde kann für das Qebiet des Bundes¬ 
staats oder Teile davon den Landkrankenkassen gestatten, durch die Satzung 
für arbeitsunfähig Erkrankte erweiterte Krankenpflege (§ 429) einzuführen. 

§ 427. Die Satzung darf dies nur gewähren, wenn im Bezirke der 
Landkranken kasse 

1. sonst die Leistungsfähigkeit der in der Landwirtschaft Beschäftigten oder 
ihrer Arbeitgeber beeinträchtigt werden würde, und 

2. eine ausreichende Zahl von Krankenhäusern und ähnlichen Heilanstalten 
die Durchführnng der erweiterten Krankenpflege sichert. 

§ 428. Die Bestimmung bedarf der Zustimmung des Oberversicherungs¬ 
amts, jedoch in Bezirken, in denen die in der Landwirtschaft Beschäftigten 
bereits nach den allgemeinen Vorschriften dieses Buches oder nach dem 
Krankenversicherungsgesetze versichert sind, derjenigen der obersten Verwal¬ 
tungsbehörde. 

§ 429. Als erweiterte Krankenpflege wird statt der Krankenpflege 
und des Krankengeldes Kur und Verpflegung in einem Krankenhause oder 
einer ähnlichen Heilanstalt gewährt. Diese Leistung gilt als Begelleistung. 

g 430. Der arbeitsunfähig Erkrankte braucht nicht ln eine Heilanstalt 
gebracht zu werden, wenn es nach ärztlichem Qntachten die Heilung nicht 
fördern würde. 

Wenn der arbeitsunfähig Erkrankte ohne sein Verschulden in keine 
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Krankenhausbehandlung in Zoknnft eine vermehrte sein wird, 
besonders wenn wir noch in Erwägung ziehen, daß der Kreis der 
Versicherten stark erweitert wurde. Es sei betont, daß die zwangs¬ 
weise Ueberftthrung nach § 184 nur bei arbeitsnnlähigen Kranken 
geschehen dari and nicht bei bloßer Gefahr einer Ansteckung. 

Für den beamteten Arzt ergeben sich aus den Bestimmungen 
zwei Folgerungen: a. die Behandlung der Infektions¬ 
krankheiten wird eine viel wirksamere sein, da wir 
gerade diejenigen Bevölkerungskreise, die den ansteckenden Krank¬ 
heiten am meisten ausgesetzt sind, dem Krankenhaus überweisen 
können und dadurch eine Unmenge Infektionsstoff aus dem Umsatz 
ansschalten können, und b. die erhöhte Anspruchnahme 
der Krankenhäuser bedingt vermehrten Kranken- 
hausbau. 

Was eine ansteckende Krankheit im Sinne des § 184 der 
Reichsversicherungsordnung ist, ist nicht so einfach. Zweifellos 
hat der Gesetzgeber nicht jene Infektionskrankheiten gemeint, die 
klinisch leicht verlaufen, wie Grippe, Influenza leichteren Grades, 
leichte Wundinfektionskrankheiten. Aber er hat auch nicht jene 
treffen wollen, deren Ansteckung gewisse, im Leben nnr selten 
vorhandene Bedingungen voraussetzt; z. B. kruppöse Pneumonie, 
Polyarthritis rheumatica, geschlossene Tuberkulose, gewisse Arten 
von Wundinfektionskrankheiten, auch Febris puerperalis nsw. Die 
Ueberweisung solcher „ansteckenden" Krankheiten könnte bei 
strenger Durchführung den Ruin der Krankenkasse herbeiführen. 
Ich erinnere nur an die Tatsache, daß Tuberkulöse, selbst solche, 
die virulente Keime absetzen, noch Jahre lang arbeitsfähig sind. 

Die Tatsache, daß Krankenhauspflege nur an Stelle von 
Krankenpflege und Krankengeld treten darf, beweist, daß bei 
kurzdauernden ansteckenden Krankheiten, bei denen wegen der 
Kürze der Erkrankung Krankengeld nicht gewährt wird, Kran¬ 
kenhauseinweisung nicht zwangsmäßig stattfinden darf. 

Der Begriff „ansteckend" ist also beschränkt. Auch arbeits¬ 
fähige Gonorrhoiker etc. können nicht zwangsweise eingewiesen 
werden. Das ist Sache der politischen Behörde. 

Die Frage, ob die vorhandenen Krankenbetten dem Andrang 
genügen werden, sollte bei Zeiten von den beamteten Aerzten 
in Angriff genommen werden. Wir in Bayern rechnen auf 
100 Kassenmitglieder 40°/ 0 Erkrankungsfälle im Jahr. Von den 
Kassenmitgliedern dürften 20°/ 0 dem Krankenhaus zugeführt wer¬ 
den und je 14—18 Tage dort verbleiben. Die Spannung zwischen 
der höchsten und niedrigsten Belegziffer ist bei größeren Kranken¬ 
häusern 1 : 2,5, bei kleineren 1: 3,5— 4,0. Genügen die vorhandenen 
Krankenbetten voraussichtlich nicht, so müssen wir den Vollzug 
des Gesetzes dadurch ermöglichen, daß wir rechtzeitig die Betten¬ 
vermehrung beantragen. 

Heilanstalt gebracht wird, so hat die Landkrankenkasse die gesetzliche 
Krankenhilfe za gewahren. Die Satzung kann bestimmen, daß unter den 
Voraussetzungen der §§ 420, 421 das Krankengeld ganz oder teilweise nicht 
aasgezahlt, sondern aal die demnächst fälligen Beiträge Ihr die Versicherten 
verrechnet wird.“ 
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Es taucht weiter die Frage auf: Wer soll die Krankenhäuser 
bauen: Die Krankenkassen oder die politischen Gemeinden? Bei 
großen Krankenkassen mag es unter Umständen zweckmäßig sein, 
wenn diese die Gründung von Spezialanstalten in die Hand 
nehmen; den Bau der eigentlichen Krankenhäuser sollte man aber 
den politischen Gemeinden zuweisen. Die Erbauung eines Kranken¬ 
hauses ist wirtschaftlich ein schlechtes Geschäft; man muß auf 
das Bett einen Bauverlust von 2000—8000 Mark rechnen; die 
Krankenkassen würden deshalb durch Errichtung von Kranken¬ 
häusern so sehr belastet, daß sie ihren übrigen Aufgaben nur 
noch mangelhaft nachkommen könnten. Die Kassenkrankenhäuser 
werden von den Nichtkrankenkassenmitgliedern nnr selten oder 
gar nicht benutzt, verlieren dadurch für die öffentliche Hygiene 
an Wert und verhindern nicht die Erbauung allgemeiner Kranken¬ 
häuser. Die Kassenkrankenhäuser scheiden die Kranken nach 
der Gesellschaftsordnung stark aus und tragen dadurch nicht bei 
zur Ueberbrückang der sozialen Gegensätze, wirken also der 
Absicht des Gesetzgebers entgegen. Da, wo Kassenkranken¬ 
häuser von den Kassen erbaut werden sollen, ist ungesättigter 
Machthunger das gewöhnlichste Motiv; da, wo die Gemeinden 
die Erbauung der Kassenkrankenhäuser befürworten, ist es 
lediglich der Ausdruck mangelhafter Durchführung der den Ge¬ 
meinden obliegenden Fürsorge für die öffentliche Hygiene. 

Der Verwaltungsarzt wird daher gut tun, dieser Seiten¬ 
strömung der Reichs Versicherungsordnung von Anfang an das 
Wasser abzugraben. 

b. Das Wöchnerinnengeld. 

Der § 195 J ) setzt das Wöchnerinnengeld als eine gesetzliche 
Zwangsleistang fest. Das Wöchnerinnengeld schwankt nach der 
Zugehörigkeit zu den Kassen. Ortskrankenkassen-Wöchnerinnen 
haben längere Zeit das Wöchnerinnengeld als die Mitglieder der 
Landkrankenkassen. Vor allem aber interessiert uns der Begriff 
»Wöchnerin*. Er setzt eine Frucht voraus, die infolge der Länge 
ihres Fötallebens das Leben außerhalb des Tragapparates fort¬ 
setzen könnte. Ob das Kind lebt oder tot ist, hat keinen 
Einfluß auf die »Wöchnerin*. Als die Zeit der Lebensmöglichkeit 
wird der vollendete sechste Monat anzunehmen sein. Zwar ist 
die Mehrheit der Gerichtsärzte für den vollendeten siebenten Monat, 
aber es gibt auch angesehene Aerzte, die den sechsten Fötalmonat 
annehmen; dann ist der Mann nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
(§ 1717 Abs. 2 des B.G.B., 181. bis 302. Tag) nach dem sechsten 
Fruchtmonat der gesetzmäßige Vater für das in Frage stehende 
Kind, und wo ein Vater ist, muß auch eine Mutter und somit eine 


*) § 195 besagt: 

„Wöchnerinnen, die im letzten Jahre vor der Niederkunft mindestens 
sechs Monate hindarch auf Grund der Beichsversicherung oder bei einer 
knappschaftlichen Krankenkasse gegen Krankheit versichert gewesen sind, 
erhalten ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes für 8 Wochen, von denen 
mindestes sechs in die Zeit nach der Niederkanft fallen.“ 
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Wöchnerin sein; endlich nimmt der § 195 als Wartezeit vor der 
Niederkunft mindestens sechs Monate an. 

Die Wochen können aber mit einer Krankheit konkurrieren, 
sie können von einer Krankheit veranlaßt sein. Wenn sich patho¬ 
logische Gründe ergeben, welche die Geburt vor dem normalen 
Ende der Schwangerschaft veranl&ßten, so haben wir dies dem 
Verwaltungsbeamten eingehend zu begat&chten; denn er fragt sich 
dann, ob die Mutter als „Kranke“ oder als „Wöchnerin* zu be¬ 
handeln ist. Es scheint, daß das Gesetz der Wöchnerin den Vorzug 
geben will, da Abs. 3 des § 195 lautet: „Neben Wochengeld 
wird Krankengeld nicht gewährt.* 

Noch eingehender werden wir uns aaslassen müssen, wenn 
eine Krankheit zum normalen Wochenbett hinzukommt, worüber 
sich die R. V. 0. sonderbarerweise völlig ausschweigt Auch in 
der Bewertung der ärztlichen Geburtshilfe ist eine Verschlechte¬ 
rung eingetreten. Bisher haben geburtshilfliche Operationen von 
vornherein die Annahme ausgelöst, daß eine Krankheit vorlag; 
es wurde deshalb die geburtshilfliche Operation als eine Leistung 
für einen Krankheitszustand stets honoriert, in Zukunft soll die 
geburtshilfliche ärztliche Heilkunde als eine Leistung für nor¬ 
male Zustände den Hebammendiensten gleichgestellt und von der 
Satzungsbestimmung abhängig sein (§ 198) 1 ). 

Auch sonst findet man manche tiefe Lücke im Gesetz, z. B. 
im § 183*), der das Krankengeld festsetzt. Hier wird für das 
krankheitsfreie Intervallum keine Vorkehrung getroffen,' obwohl 
doch die Rechtsprechung in den verschiedenen Bandesstaaten gerade 
hierin verschieden ist, manchmal zam Schaden des Versicherten. 
Die Durchführung des Begriffs „Wöchnerin* im Einzelfall wird 
auf Schwierigkeiten stoßen, da nns als Unterlage in der Regel 
bloß die Angaben der Hebammen zur Verfügung stehen. Wir 
werden also infolge der R. V. 0. auch unsere Hebammen ein¬ 
gehender über Symptome der Dauer des Fötallebens der Früchte 
zu belehren haben. 

II. Die Ermessensleistungen. 

Hier ist die ambulante Krankenpflege einschlägig, die 
eine größere Anzahl Berufskrankenpflegerinnen bringen wird. Auch 
hier empfiehlt es sich, daß der VerwaltuDgsarzt sich rechtzeitig 
um die Ausbildung und Niederlassung geeigneter Personen umtut, 
und auch hier wäre es nicht wünschenswert für die Allgemein¬ 
hygiene, wenn die Krankenkassen Berufspflegerinnen für sich auf- 


') § 198: „Die Setsang kenn versicherangspflichtigen Ehefrauen oder 
allen weiblichen Versicherongspliichtigen unter der Voraussetzung des § 195 
Abs. 1 Hebammendienste und ärztliche Geburtshilfe, die bei der Xiederfcuntt 
erforderlich werden, zubilligen.“ 

*) § 1S3: .Die Krankenhilfe endet spätestens mit Ablauf der secbsund* 
zwanzigsten Woche nach Beginn der Krankheit, wird jedoch Krankengeld erst 
▼on einem späteren Tage an bezogen, nach diesem. Fällt in den Krankengeld* 
bezug eine Zeit, in der nur Krankenptlege gewährt wird, so wird diese Zeit 
auf die Dauer des Krankengeldbczugs bis zu dreizehn Wochen nicht an¬ 
gerechnet/ 
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stellen würden. Die sanitäre und hygienische Bedeutung der 
Krankenpflege scheint nicht von allen Bundesstaaten genügend 
erfaßt zu sein. Es gibt Bundesstaaten, welche sich um die Be¬ 
rufspflegerinnen bisher gar nicht kümmerten. Ueberhaupt wird 
die R. V. 0. die Bundesstaaten zwingen, den Heilhilfspersonen 
größere Aufmerksamkeit zu schenken. 

III. Die Satzungsleistungen. 

Den Satzungsleistungen hat das Gesetz einen großen Spiel¬ 
raum eingeräumt, wie wir aus dem Schema entnehmen können, 
und eine große Bewegungsbreite in der einzelnen Leistung, be¬ 
sonders bei den Landkrankenkassen. Man hat dies als einen 
Fehler der R. V. 0. bezeichnet. Mit Unrecht! Die wirtschaftliche 
und kulturelle Differenz besonders der Landgemeinden in Deutsch¬ 
land ist so groß, daß eine zielbewußte, auf der Tatsächlichkeit sich 
aufbauende Gesetzgebung diese nicht vernachlässigen durfte. Die 
den Arbeitnehmern aus den Kassen geleisteten Wohlfahrtsein- 
richtungen dürfen nicht größer sein, als die Fürsorge, die ein 
Bürger des gleichen Kassenbezirks im Durchschnitt sich leisten 
kann. Nun haben wir aber in Deutschland noch immer Gegenden, 
namentlich agrarische, in denen der Besitzende nur mit größter 
Entbehrung sich durchschlagen kann. Die Krankenkassenleistungen 
müssen daher den örtlichen Verhältnissen stark angepaßt sein, 
und wir Verwaltungsärzte werden bei der Beratung der Satzungen 
diesem Grundsätze Rechnung tragen müssen. 

Daza kommt, daß die Landkrankenkassen neu sind und das 
versicherungstechnisch schlechteste Menschenmaterial umfassen. 
Den Landkrankenkassen gehören nämlich an: die landwirtschaft¬ 
lich Beschäftigten, die Dienstboten, die unständig Beschäftigten, 
die im Wandergewerbe und die im Hausgewerbe Beschäftigten 
und die Lehrlinge. Von den Versicherungsanstalten mit größten¬ 
teils agrarischer Grundlage wissen wir, daß sie mangelhaft ge¬ 
deihen, weil Leute mit reduzierter Gesundheit sich noch der Land¬ 
wirtschaft widmen können, die in der Industrie unbrauchbar sind, 
und weil dann diese Leute erhöhte Kranke und Invalide liefern. 
Dazu kommt der starke Maschinengebrauch mit ungeschulten Per¬ 
sonen und daher erhöhte Verletzungsgefahr. 

Bei den Haus- und Wandergewerbetreibenden kommt die 
Schwierigkeit der Ueberwachung in der An- und Abmeldung, in 
Krankheitsfällen hinzu, obwohl ja gerade die Hausindustrie ohne¬ 
hin schon geringwertiges Menschenmaterial zu beschäftigen pflegt. 
Die unständig Beschäftigten haben von jeher jede Kasse stark 
mitgenommen. Dazu*kommt, daß gerade bei ihnen die Anwendung 
des § 214 l j eine gehäufte sein wird. Dieser Paragraph schreibt 
nämlich vor, daß unter Umständen der aus der Kasse Austretende 
Mitglied bleibt, ohne daß er Kassenbeiträge leistet. 

') § 214 lautet: „Scheiden Versicherte wegen Erwerbslosigkeit aas, die 
in den vorangegenen zwölf Monaten mindestens sechsnndzwanzig Wochen oder 
anmittelbar vorher mindestens sechs Wochen versichert waren, so verbleibt 
ihnen der Ansprach auf die Regelleistangen der Kasse, wenn der Versicherangs- 
fall während der Erwerbslosigkeit and binnen drei Wochen nach dem Aas* 
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Es ist gar kein Zweifel, daß die Landkrankenkassen finanziell 
schlechter abschneiden, als die Ortskrankenk&ssen und daß daher 
gerade bei Landkrankenkassen die Satznngsleistnngen anfangs 
vorsichtig anfgestellt werden müssen. Da werden wir z. B. in 
Gegenden, wo ohnehin viel gestillt wird, das Stillgeld nicht 
empfehlen, oder in Gegenden, in denen die Wöchnerin des Mittel¬ 
standes sich nicht länger als 6 Wochen schont, keine Verlänge¬ 
rung des Wöchnerinnengeldes beantragen; wir werden auch an¬ 
fangs die Lieferung größerer Heilmittel, z. B. über 20 M., nicht 
empfehlen; denn viele der Landkrankenkassenmitglieder werden 
sich erst daran gewöhnen müssen, daß die Krankenkasse mit 
ihren Geldmitteln anch beschränkt ist. Wir müssen die Ver¬ 
sicherten sich erst einarbeiten lassen, wie dies ja auch in den 
bisherigen Kassen nötig war. 

IV. Einfluss auf das medizinische Hilfspersonal. 

Die Apotheken müssen Gehilfen wie Lehrlinge in die Kran¬ 
kenkassen, in die Invalidenversicherung und in die Unfallberufs¬ 
genossenschaft anfnehmen lassen. Das Personal der Leichen¬ 
bestattung gehört in die Landkrankenkasse. 

Von großer Wichtigkeit für die öffentliche Hygiene kann 
der § 176 Ziff. 3 *) werden. Demgemäß können Gewerbetreibende, 
die in ihren Betrieben keinen oder höchstens zwei Versicherungs¬ 
pflichtige beschäftigen, der Versicherung freiwillig beitreten, 
wenn nicht ihr jährliches Einkommen zweitausendfünfhundert 
Mark übersteigt. Bisher war die Rechtslage so, daß die Satzungen 
solchen Personen den Eintritt gewähren konnten oder auch nicht. 
In Zukunft müssen die Kassen die Freiwillig-Versicherungsnehmer 
aufnehmen, sie können aber den Eintritt von einer Altersgrenze 
und der Vorlage eines ärztlichen Gesundheitszeugnisses abhängig 
machen (§ 176 Abs. 3). Diese einschränkende Bestimmung in 
bezug auf die freiwillige Versicherung wird ebenfalls zu Differenzen 
Veranlassung geben, über die der Beschlußausschuß (§1789) 1 ) zu 


scheiden eintritt. Die Kasse hat dem Berechtigten auf Antrag seinen An* 
sprach aaf diese Leistangen za bescheinigen. 

Sterbegeld wird nach nach Ablauf der drei Wochen gewährt, wenn die 
Krankenhilfe bis zam Tode geleistet worden ist. 

Der Ansprach fällt weg, wenn der Erwerbslose sich im Ausland aufhält 
uid die Satzung nichts anderes bestimmt.“ 

') § 176 lautet: 

„1. Versicherungsfreie Beschäftigte der im § 165 Abs. 1 bezeichnten Art, 

2. Familienangehörige des Arbeitgebers, die ohne eigentliches Arbeitsver- 
h&ltnis und ohne Eatgeld in seinem Betriebe tätig Bind. 

3. Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer, die in ihren Betrieben 
regelmäßig keine oder höchstens zwei Versicherungsptiichtige beschäftigen, 

können der Versicherung freiwillig beitreten, wenn nicht ihr jährliches Ge¬ 
samteinkommen zweitausendftlnfhnndert Bark übersteigt. 

Der Bandesrat bestimmt, wieweit unter der gleichen Voraussetzung Per¬ 
sonen, die nach § 16S versicherungsfrei sind, der Versicherung freiwillig bei¬ 
treten können. 

Die Satzung der Krankenkasse kann das Hecht zum Beitritt von einer 
bestimmten Altersgrenze und von der Vorlegung eines ärztlichen Gesundheits- 
zeugnisses abhängig machen. Die Festsetzung der Altersgrenze bedarf der 
Zustimmung des uoerversicherungsamts.“ 



Die Reiehsveraicherugtordaung and der beamtete int. 105 

entscheiden hat; sie werden also dem beamteten Arzt zur Begut¬ 
achtung anheimfallen. Die zur freiwilligen Krankenversicherung 
berechtigten Personen können sich auch gegen Invalidität ver¬ 
sichern (§ 1243*)). 

In diese Kategorie von Gewerbetreibenden fällt die weitaus 
größte Zahl der unteren Medizinalpersonen. Wenn non die Auf¬ 
sichtsbehörden anf ihre unteren Medizinalpersonen einen 
Druck ausftben würden und aus beruflichen Gründen die Aufnahme 
der Hebammen, Bader, Berufspflegerinnen, Masseure und 
dergleichen in Kassen und Invaliditätsversicherung erzwingen 
würden, so könnte der Verwaltungsarzt manche niedere Medizinal¬ 
person ausschalten, die jetzt noch zum Schaden und zur Gefahr 
des Ganzen der kranken Menschheit ihre Hilfe anbietet. 

V. Die Beschlusskammern der Oberversicherungsämter, 
die Beschlnsssenate der Landesversicherungsämter und das 

Reichsversicherungsamt 

haben keinen ärztlichen Beirat. Wenn man die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen für die Versicherungsoberbehörden durchgeht, so findet 
man, daß namentlich die Oberversicherungsämter sehr viel mit 
der Verwaltung zu tun haben und daß auch hier wiederholt ärzt¬ 
liche Gutachten eingezogen werden müssen. Es wird sich daher 
auch hier das Bedürfnis nach einer Art Amtsarzt herausstellen. 

Sie sehen also, daß den beamteten Arzt aut dem Gebiete 
des Beschluß verfahrene ein Feld reicher Tätigkeit erwartet, und 
daß dieser Mehrarbeit wohl von keinem Bundesstaat eine Mehr¬ 
besoldung entgegengestellt werden wird. Deshalb dürfte es wohl 
billig sein und es wird die Ansprüche der Kollegen der Individual¬ 
therapie kaum beeinträchtigen, wenn die beamteten Aerzte sieh 
der Hoffnung hingeben, daß ihnen auch die Begutachtung im 
Spruchverfahren übertragen wird. Die Tätigkeit im Spruchver¬ 
fahren kann nämlich nach dem Wortlaute der gesetzlichen Be¬ 
stimmungen der Bandesstaat nicht als Offizialaufgabe der beamteten 
Aerzte erklären; die beamteten Aerzte müssen daher, wenn sie zum 
Spruchverfahren zugezogen werden, ebenso entlohnt werden, als 
die praktischen Aerzte. Bei der Auswahl der Sachverstän¬ 
digen haben nach § 1686 s ) die Aerztevertretungen das Recht, 

') § 1789: „Für Ausschluß and Ablehnung von Personen, für die Klar¬ 
stellung des Sachverhalts sowie für die Beweiserhebung gelten die gleichen 
Vorschriften wie für das Spruchverfahren.“ 

*) § 1243 lautet: 

„Zum freiwilligen Eintritt in die Versicherung (Selbstversicherung) sind 
bis num vollendeten vierzigsten Lebensjahre berechtigt 

1. die im § 1226 unter Nr. 2 bis 5 Bezeichneten und Schiffer, wenn ihr 
regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst mehr als zweitausend Hark, aber 
nicht über dreitausend Uark beträgt, 

2. Gewerbtreibende und andere Betriebsunternehmer, die in ihren Betrieben 
regelmäßig keine oder höchstens zwei Versicherungspflichtige beschäftigen, 
sowie Hausgewerbetreibende, 

3. Personen, die nach den §§ 1227, 1232 versicherungsfrei sind. 

Die Berechtigten können die Selbstversicherung beim Ausscheiden aus 
dom Verhältnis, das die Berechtigung begründet hat, fortsetzen oder sp"* 
nach § 1283 erneuern.“ 

3 ) § 1686 lautet: „DaB Oberversicherungsamt (Beschlußkammer) 
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daß man sid bei der Aufstellung der Sachverständigen für das 
Ober-Versicherungsamt anhört, dagegen haben sie kein Recht 
auf Gehört werden bei der Wahl der Sachverständigen durch das 
Versicherungsamt. Nach Art. 98 des Einföhrnngsgesetzesbe¬ 
stimmt die oberste Verwaltungsbehörde die Zeit, zu welcher die 
neuen Sachverständigen am Ober-Versicherungsamt ihre Tätigkeit 
beginnen; bis dorthin fungieren die bisher gewählten Aerzte fort. 

Der behandelnde Arzt oder der von dem Versicherungs¬ 
nehmer benannte Arzt muß gehört werden, wenn der Versiche¬ 
rungsnehmer die Kosten trägt. 

Wenden wir uns nun noch mit einigen Worten der 

VI. Unfallversicherung 

zu. Das Gesetz kennt eine Teilung in gewerbliche und land¬ 
wirtschaftliche Unfälle. 

Gewerbliche Unfälle: 

Nach § 546*) sind häusliche und andere Dienste der Unfall¬ 
versicherten, die im Aufträge des Unternehmers vollzogen werden, 
als Berufsarbeit mit Versicherungszwang anzusehen. Wenn also 
ein Lehrjunge zur häuslichen Arbeit herangezogen wird und 
durch die häusliche Arbeit verunglückt, so erhält er Unfallent¬ 
schädigung. 

Der nächste § 547 s ) bestimmt, daß der Bundesrat die Unfall¬ 
versicherung auf die Berufskrankheiten ausdehnen kann. Wir 
kennen zwar bei einzelnen Gewerben und Indnstriebeschäftigungen 
die besonders hervorstechenden Berufskrankheiten; die Mehrzahl 
derselben ist der medizinischen Wissenschaft noch eine terra in- 
cognita, und den Trägern der medizinischen Wissenschaft, den 


jo für vier Jahre am Sohl aase des lotsten, in der Regel nach Anhören der 
zuständigen Aerstevertretnng, aas seinem Bezirke die Aerzte aas, die es als 
Sachverständige nach Bedarf zazieht. In Sachen der Unfallversicherung dürfen 
keine Aerzte als Sachverständige zagezogen werden, die in einem Vertrags¬ 
verhältnisse za Trägern der Unfallversicherung stehen oder von ihnen regel¬ 
mäßig als Gutachter in Ansprach genommen werden. Das Entsprechende gilt 
für die Invaliden- and Hinterbliebenenversicherang. Mindestens zur Hälfte 
müssen sie am Sitze des uberversicherungsamts wohnen. 

Die Namen der Gewählten sind öffentlich bekannt za machen. 

Den Sachverständigen ist vor Abgabe ihres Gutachtens Einsicht in die 
Akten za gewähren. 

Die oberste Verwaltungsbehörde regelt die Durchführung dieser 
Vorschrift.“ 

') Art. 98 des Einführungsgesetzes bestimmt: „Die oberste Verwaltungs¬ 
behörde bestimmt, zu welcher Zeit das Oberversicherungsamt zum ersten Male 
nach § 1686 der Heichsversicherungsordnung aus seinem Bezirke die Aerzte 
auswählt, die es als Sachverständige nach Bedarf zuziehen will. Bia zu diesem 
Zeitpunkt werden die bisher gewählten Aerzte als Sachverständige auch zu 
denjenigen Sachen hinzugezogen, welche nach den Vorschriften der Reichs¬ 
versicherungsordnung zu beurteilen sind.“ 

*) § 546 „Die Versicherung erstreckt |sich auf häusliche und andere 
Dienste, zu denen Versicherte, die hauptsächlich im Betrieb oder bei ver¬ 
sicherten Tätigkeiten beschäftigt Bind, von dem Unternehmer oder dessen 
Beauftragten herangezogen werden.“ 

s ) § 547: „Üarch Beschluß des Bundesrats kann die Unfallversicherung 
auf bestimmte gewerbliche Berufskrankheiten ausgedehnt werden. Der Bandes¬ 
rat ist berechtigt, für die Durchführung besondere Vorschriften zu erlassen.“ 
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Aerzten, erst recht. Namentlich liegt die Vergiftungslehre noch 
darnieder. Macht der Bandesrat von dieser Erlaubnis Gebrauch, 
so ist es zweifellos, daß wir zum Vollzüge des Gesetzes viel 
intensiver, als bisher geschehen, mit den gewerblichen Berufs¬ 
krankheiten uns abgeben müssen; es ist dann vorauszusehen, daß 
sich um die Definition dieses Begriffes viel größere und intensivere 
Kämpfe zwischen Juristen und Medizinern abspielen werden, als 
dies bei der Begriffsentwicklung des Unfalles der Fall war. Aber 
auch die Tätigkeit des Verwaltungsarztes als solcher wird da¬ 
durch stark berührt. Jetzt schon ziehen einzelne Landesgewerbe¬ 
ärzte, denen die Erforschung der Gewerbekrankheiten hauptsächlich 
zufällt, mit Erlaubnis der einschlägigen Ministerien die Bezirks¬ 
ärzte zu Untersuchungen und statistischen Arbeiten heran. Dies 
wird, wenn die Gewerbekrankheit als Unfall erklärt wird und 
dadurch erhöht entschädigungspflichtig ist, in noch größerem Grade 
der Fall sein. Die Ueberwachung der Gewerbebetriebe wird 
ebenfalls eine intensivere werden; der amtliche Arzt wird mehr 
oder minder damit betraut werden. Auch hier würde also die 
B. V. 0. auf die allgemeine Verwaltung und dadurch auf die be¬ 
amteten Aerzte zurückwirken. 

Die Bestimmungen über die Krankenhilfe decken sich 
oft mit den Vorschriften der Krankenkassen. 

Bei den Kenten unterscheiden wir in Zukunft Voll-, Teil-, 
Hilflosen- und Arbeitslosen-Rente (§§ 559—562)*). Der 
letztere Begriff ist meines Wissens gesetzlich neu. Es erhält 
auch jener Vollrente, der nach einem Unfall unverschuldet keine 
Arbeit bekommt, obwohl er arbeitsfähig ist. 

Der Arzt, welcher sich mit der Begutachtung der Unfälle 
abgibt, wird die neuen Vorschriften durchstudieren müssen. In 
den ersten zwei Jahren nach dem Unfälle kann die Rente jeder¬ 
zeit gekürzt werden, nach zwei Jahren nur nach einjähriger Pause. 
Nach zwei Jahren muß also ein Schlußurteil gefällt werden und 
ist nur mehr die durch die Zeit bewirkte Veränderung der Un¬ 
fallfolgen Gegenstand der späteren Begutachtung. 

Nach § 727 und § 1384 kann jeder, der ein öffentliches 
Siegel führt, die zur Abhebung der eingewiesenen Gelder nötigen 


*) Die §§ 559 bis 562 lauten: 

„§ 559: Die Bente beträgt, solange der Verletzte infolge des Unfalls 

1. völlig erwerbsunfähig ist, zwei Drittel des nach den §§ 563 bis 570 be¬ 
rechneten Jahresarbeitsverdienstes (Vollrente), 

2. teilweise erwerbsunfähig ist, den Teil der Vollrente, der dem Maße der 
Einbuße an Erwerbsfähigkeit entspricht (Teilrente). 

§ 560. Solange der Verletzte infolge des Unfalls so hilflos ist, daß er 
nicht ohne fremde Wartung und Pflege bestehen kann, ist die Bente ent¬ 
sprechend, jedoch höchstens bis zum vollen Jahresarbeitsverdienste, za erhöben. 

§ 561. War der Verletzte schon zur Zeit des Unfalls dauernd völlig 
erwerbsunfähig, so ist nur KrankcnbehandlungJ§ 558 Nr. 1) za gewähren. 

Solange er infolge des Unfalls so hilflos^t, daß er nicht ohne fremde 
Wartung and Pflege bestehen kann, ist eine 1 4 .e bis' zar Hälfte der Voll¬ 


rente za gewähren. 

§ 562. Solange der Verletzte infolge ( S * Mona a ^ 8 unyer8C ^°^ e ^ 
arbeitslos ist, kann die Genossenschaft auf £crrSnJ^Teilrente bis zur Voll¬ 


rente erhöhen.“ 
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Bestätigungen abgeben, also auch wir beamtete Aerzte. Und wir 
können diese Bestätigung uns selbst abgeben, d. h. unser Siegel 
genügt für unsere Quittungen. Die Forderung einiger Sektionen 
von Beidruck des Siegels der politischen Behörden ist nicht mehr 
berechtigt. 

Von der landwirtschaftlichen Unfallversicherung ist 
für uns wichtig der § 917 ‘J, der den Friedhof betrieb zur Land¬ 
wirtschaft einweist. Unsere Haus- und Ziergärten sind nicht ver- 
sicherungspflichtig. Die Badeanstalten sind Gewerbebetriebe mit 
UnfallversicheruDgszwang. Dagegen unterliegen die Kranken¬ 
anstalten nicht dem Zwange der Unfallversicherung. Auch bei 
der Landwirtschaft sind die häuslichen Arbeiten mitversichert. 
Wir alle, m. H., haben ja die Zeit miterlebt, in der sich die ent¬ 
scheidenden Instanzen abmühten, zwischen den häuslichen und 
landwirtschaftlichen Arbeiten charakteristische Unterschiede auf¬ 
zustellen. Das ist nun glücklich vorbei. Dagegen ist die Ueber- 
nahme der landwirtschaftlichen Berufskrankheiten nicht ermöglicht. 

Die landwirtschaftlichen Unfallverletzten können auch Sach¬ 
leistungen erhalten (§§ 953 und 954) *), über die bei Streitigkeiten 
der Beschlußausschuß des Versicherungsamtes entscheidet, zu dem 
der beamtete Arzt als Beirat gehört. Auch der § 888 kann Arbeit 
bringen, er lautet: 

„Das Versicherungsamt kann die Genossenschaften mit ihrer Zustim¬ 
mung and anter Vereinbarung über die Kosten bei der Ueberwachung der 
Bentenempfänger unterstützen. Hierüber beschließt der Beschlußaussschuß. 
Lehnt er ab, so beschließt auf Beschwerde das Oberrersicherungsamt end¬ 
gültig.“ 

Bei der Begutachtung der 

TU. Invalidität 

müssen wir uns erinnern, daß nunmehr die abgeschwächte Be- 
rnfsinvalidität maßgebend ist; § 1255 Abs. 2 bestimmt nämlich: 

„Als invalide gilt, wer nicht mehr imstande ist, durch eine Tätigkeit, 


*) § 917: „Als landwirtschaftlicher Betrieb im Sinne des § 915 Abs. 1 
gilt auch die Gärtnerei, die Park- und Gartenpflege, sowie auch der Friedhofs¬ 
betrieb, soweit er nicht der gewerblichen Unfallversicherung unterliegt. 

Klebe Haus- und Ziergärten, die nicht regelmäßig und ln erheblichem 
Umfang mit besonderen Arbeitskräften bewirtschaftet werden und deren Er¬ 
zeugnisse hauptsächlich dem eigenen Haushalt dienen, gelten nicht ab land¬ 
wirtschaftlicher Betrieb.“ 

2 ) § 958: „Gemeinden oder Gemeindeverbände können mit Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde statutarisch bestimmen, daß Renten bis zu 
zwei Dritteln nicht bar gezahlt, sondern in Sachen gewährt werden. Dies gilt 
nar für Bentenempfänger, die im Bezirke wohnen, wenn sie oder ihre Ernährer 
dort ab landwirtschaftliche Arbeiter nach Ortsgebrauch ganz oder teilwebe 
in Sachen gelohnt worden und mit der Sachleistung statt Benten einver¬ 
standen sind. 

Den Wert der Sachen setzt die höhere Verwaltungsbehörde nach Durch¬ 
schnittspreisen fest.“ 

§ 954: „Die Sachbezüge gewährt die Gemeinde des Wohnorts. Der An¬ 
spruch auf Rente geht im W„ t te der Sachbezüge auf die Gemeinde über. 

Das Versicherungsam) e ' r ^ I eschlaßau98chuß) entscheidet bei Streit zwischen 
der Gemeinde und dem f^] a ßUgten. Auf Beschwerde entscheidet das Ober- 
versicherangsamt endgt} ,J Heruftt 

Ist der Anspruch „*v «“'nte endgültig auf die Gemeinde übergegangeo, 
benachrichtigt die Rt\u[\ 8 °l^»enschaft die Post.“ 

• f t> 


so 
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die seinen Kräften and Fähigkeiten entspricht und ihm anter billiger Berück¬ 
sichtigung seiner Ausbildung und seines bisherigen Berufes xugemutet werden 
kann, ein Drittel dessen zu erwerben, was körperlich und geistig ge¬ 
sunde Personen derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in 
derselben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen." 

Bisher war die Anleitang an die begutachtenden Aerzte von 
seiten der Invalidenanstalten folgende: 

„Das bisherige Arbeitsfeld allein ist nicht maflgebend; es kommt viel¬ 
mehr darauf an, was dem Versicherten unter billiger Berücksichtigung seiner 
Ausbildung und bisherigen Berufstätigkeit auf dem gesamten wirtschaft¬ 
lichen Erworbsgebiete noch xugemutet werden kann. Eine Berufsinvalidität 
kennt dos Gesetz nicht." 

Die neue Fassung erfordert ein tieferes Eingehen in die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der za Begutachtenden. Ueberhanpt 
hat ans sowohl die frühere Versicherungsgesetzgebung als ins¬ 
besondere die neue ft. V. 0. die Aufgabe, die wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse unseres Bezirks kennen und beurteilen zu müssen, ge¬ 
bracht: Der gute Verwaltungsarzt muß in Zukunft noch mehr als 
bisher wirtschaftliche Kenntnisse haben. 

Zu den alten Aufgaben der Invalidenversicherung, der In- 
validitäts- und Altersrente, hat das Gesetz als Gegenstand der 
Versicherung noch hinzugefügt die 

VIII. Renten, Witwengeld nnd Waisenaassteuer für 

Hinterbliebene, 

und zwar tritt diese Erweiterung mit dem 1. Januar 1912 in 
Kraft. Witwenrente erhält die dauernd invalide Witwe nach 
dem Tode ihres versicherten Mannes (§ 1258) 1 ). Auch Krank¬ 
heitswitwenrenten gibt es. Die Witwenrente bemißt sich nach: 
der Invalidenrente des Mannes, und zwar zahlt das Reich als 
Grundlage 50 M. und die Anstalt drei Zehntel ihres Anteiles an 
der Invaliditätsrente des Mannes. Wenn also dem verstorbenen 
Mann 240 Mark Invalidenrente zugekommen wären, bo erhält die 
invalide Witwe 105 M. Jahresrente; bei 360 M. Rente des 
Mannes 143 M. 

Diese Jahresrente erhält sie außerdem beim Tode ihres 
Mannes als Witwengeld ohne Unterschied, ob die Witwe invalid 
ist oder nicht (§ 1296) 8 ). Da anch Sterbegeld bezahlt wird, 


*) § 1258: „Witwenrente erhält die dauernd invalide Witwe nach 
dem Tode ihres versicherten Hannes. 

Als invalide gilt die Witwe, die nicht imstande ist, durch eine Tätig¬ 
keit, die ihren Kräften und Fähigkeiten entspricht und ihr unter billiger Be¬ 
rücksichtigung ihrer Ausbildung und bisherigen Lebensstellung zugemutet 
werden kann, ein Drittel dessen zu erwerben, was körperlich und geistig ge¬ 
sunde Frauen derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend 
durch Arbeit zu verdienen pflegen. 

Witwenrente erhält auch die Witwe, die nicht dauernd invalide ist, 
aber während sechsundzwanzig Wochen ununterbrochen invalide gewesen ist, 
oder die nach Wegfall des Krankengeldes invalide ist, für die weitere Dauer 
der Invalidität (Witwenkrankenrente)." 

*) § 1296: „Als Witwengeld wird der zwölffache MonatBbetrag der 
Witwenrente, als Waisenaussteuer der achtfache Monatsbetrag der bezogenen 
Waisenrente gewährt." 
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bekommt die Witwe eines Arbeiters beim Tode ihres Mannes un¬ 
gefähr 200 bis 256 Mark ansbezahlt. 

Die Waisenrente, die bis zum 15. Lebensjahr dauert, 
setzt sich zusammen aus 25 Mark des Reiches und s /, 0 des An¬ 
teiles der Anstalt für eine Waise und V 40 für jede weitere 
Waise (§ 1292) 

Es bekommt also die Waise eines Rentners mit 240 Mark 
jährlich 54,50 Mark; bei 360 Mark Rente des Vaters 71,50 Mark; 
jedes weitere Kind unter 15 Jahren 29,75 M. resp. 32,75 M. 

Als Waisenaussteuer bekommt jedes Kind mit dem 
vollendeten 15. Jahr 16*/ s Mark vom Reich und 8 Monatsbeiträge 
der Waisenrente von der Anstalt. Beim Abgang einer Waise 
durch Alter tritt das nächste Kind in den erhöhten Genuß. 

Das Gesetz hat keine Bestimmungen getroffen, wie es bei 
Zwillingen zu halten ist, weshalb bei Mehrlingen eine genaue 
Beurkundung der Minute der Geburt des einzelnen Kindes in 
Zukunft nötig sein wird! Wir werden vornehm: Das Majorat 
in der Arbeiterstube! 

Der Kinderparagraph (§ 1291)') bestimmt, daß der Invalide 
für jedes Kind unter 15 Jahren um ein Zehntel bis zu dem 
höchstens anderthalbfachen Betrage mehr bekommt. Auch die 
Invalidenrente kann unter Umstäden in einer Sachleistung be¬ 
stehen (§ 1275)*). Auch hier entscheidet bei Streit der Beschluß¬ 
ausschuß desVersicherungs&mtes unter Beirat des beamteten Arztes. 

Die Invalidenanstalt kann nicht nur den Versicherten, sondern 
auch dessen Witwe zur Verhütung der Invalidität einer Anstalt 
zuführen. Also eine gegen früher wesentlich erweiterte Kranken¬ 
pflege. 

Zum Schluß noch einige Worte über das Verfahren. Bei 
der Vornahme der Unfalluntersuchung (§ 1564) 9 ) sind auf Antrag 


*) „§ 1291. Hat der Empfänger der Invalidenrente Kinder unter fünf¬ 
zehn Jahren, so erhöht sieh die Invalidenrente für jedes dieser Kinder am 
ein Zehntel bis za dem höchstens anderthalbfachen Betrage. 

§ 1292. Der Anteil der Versicherungsanstalt beträgt 
bei Witwen- and Witwerrenten drei Zehntel, 

bei Waisenrenten für eine Waise drei Zwanzigstel, für jede weitere Waise 

ein Vierzigstel 

des Grandbetrags and der Steigerangssätze der Invalidenrente, die der Er¬ 
nährer zar Zeit seines Todes bezog oder bei Invalidität bezogen hätte.“ 

2 ) § 1275: „Gemeinden oder Gemeindeverbände können mit Genehmigang 
der höheren Verwaltungsbehörde statutarisch bestimmen, daß Kenten bis za 
zwei Dritteln nicht bar gezahlt, sondern in Sachen gewährt werden. Dies gilt 
nur für die Kentenempfänger, die im Bezirke wohnen, wenn sie oder ihre Er¬ 
nährer dort als landwirtschaftliche Arbeiter ganz oder teilweise in Sachen 
gelohnt worden und mit der Sachleistung statt Kenten einverstanden sind. 

Bei Waisenrenten bedarf es außerdem der Zustimmung des Vormundes. 
Dieser bedarf der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Den Wert der Sachen setzt die höhere Verwaltungsbehörde nach Durch¬ 
schnittspreisen fest.“ 

3 ) § 1564: Die Ortspolizeibehörde stellt den Sachverhalt fest. Sie kau 
Ermittlungen jeder Art mit Ausschluß eidlicher Vernehmungen anstellen. 

Auf Antrag der Versicherungsträger oder des Berechtigten sollen Sach¬ 
verständige zugezogen werden, die Kosten trägt der Antragsteller. 

Soll im Dienstraum einer Behörde oder in einem Fahrzeug der Kaiser- 
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Sachverständige beizuziehen. Dieses Beiziehen von Aerzten ist 
besonders unerläßlich, wenn eine Sektion vorgenommen werden 
soll. Anch bisher worden mit Vorliebe die amtlichen Aerzte zur 
Vornahme dieser Sektion herangezogen; das wird anch in Zu¬ 
kunft so bleiben. 

Die Zeugen und Sachverständigen erhalten bei den Ver¬ 
nehmungen Geb ühren wie vor dem ordentlichen Gericht in bürger¬ 
lichen Rechtsstreitigkeiten. 

Auf Beschwerde gegen die Festsetzung der Gebühren ent¬ 
scheidet das Oberversicherungsamt endgültig (§ 1579) *). 

Die Tätigkeit des Versicherungsamtes wird eine vielfache 
sein, und wiederholt wird die Beiziehung eines beamteten oder 
eines praktischen Arztes notwendig sein. Da die Sprnchsitznngen 
des Versicherungsamtes öffentlich sind, so wird durch die Sitzung 
nicht bloß die Zeit des begutachtenden Arztes auf eine bestimmte 
Frist festgelegt, sondern seine Anssage unterliegt der allgemeinen 
Kritik; daß diese aber nicht zurückzuhalten pflegt, wissen wir zur 
Genüge. Im allgemeinen glaube ich, daß das Versicherungsamt 
dem beamteten Arzt zweimal soviel Arbeit bringt wie ein kleines 
Amtsgericht. Wir beamteten Aerzte tragen jedoch diese vermehrte 
Arbeit gern, weil das öffentliche Wohl dadurch gefördert wird. 

(Lebhaftei Beifall.)] 

Vorsitzender: Ich eröffne die Diskussion über diesen 
Vortrag nnd bitte diejenigen, die das Wort dazu ergreifen wollen, 
sich zu melden. — Es scheint niemand das Wort nehmen zn 
wollen. Dann spreche ich dem Herrn Referenten für seine 
hochinteressanten Ausführungen den verbindlichsten Dank des 
Vereins ans. 

M. H.! Wir sind am Schlüsse unserer diesjährigen Tagung. 
Als ich sie gestern eröffnete, sprach ich den Wnnsch ans, Sie 
möchten die Verhandlungen nicht der Ansstellung wegen ver¬ 
säumen nnd möchten an den Sitzungen recht fleißig teilnehmen, 
so daß ich in der Lage sein würde, Ihnen am Schlüsse unserer 
Tagung ein recht gntes Zeugnis in dieser Hinsicht auszustellen 
(Heiterkeit). Es freut mich außerordentlich, daß Sie mich durch 
Ihren zahlreichen Besuch unserer Sitzungen in diese Lage ver¬ 
setzt haben, und ich danke Ihnen, daß Sie so brav bis zum Schluß 
ausgehalten haben. Ich verknüpfe damit den Wnnsch, daß wir 
bei der nächsten Versammlung unseres Deutschen Medizinal¬ 
beamten-Vereins ebenso zahlreich wie in diesem Jahre vertreten 
sind — es sind jetzt 210 Teilnehmer in der Präsenzliste ver¬ 
zeichnet — nnd daß diese ebenso fruchtbringend und günstig ver¬ 
laufen möge, wie die diesjährige! 

lieben Marine Augenschein eingenommen werden, so ist die Genehmigung der 
inständigen Dienst- oder Kommandobehörde einzuholen.“ 

*) § 1579: „Die Zeugen und Sachverständigen erhalten Gebühren wie 
bei Vernehmungen vor dem ordentlichen Gericht in bürgerlichen Becht- 
streitlgkeiten. 

Auf Beschwerde''gegen die Festsetzung der Gebühren entscheidet das 
Obarversicherungsamt endgültig.“ 
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Schluß der Sitxug. 


Vor allem wünsche ich aber Ihnen allen, namentlich den 
Herren Kollegen aas Oesterreich, noch recht vergnügte Tage in 
Dresden, damit Sie von Ihrem hiesigen Aufenthalt eine voll be¬ 
friedigende and recht angenehme Erinnerung mitnehmen! 

Damit schließe ich die Sitzung. 

(Lebhafter Beilall.) 

Schluß der Sitzung: nach 12^4 Uhr. 


Nach Schluß der Sitzung trafen sich die meisten Teil* 
nehmer mit ihren Damen im Batskeller des neuen städtischen 
Bathauses zum zwanglosen Mittagessen. Die Nachmittags¬ 
stunden wurden wieder zur Besichtigung der Ausstellung 
benutzt, an die sich dann der Begrüßungsabend des Deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege anschloß. 





Mitglieder "V erzeiehnis 

des 

Deutschen Medizinalbeamten^Vereins 

Abgeschlossen am 20. November 1911 *) 

A. Königreich Preucsen. 

Provinz Ostprenssen. 

1. Dr. Abramo wski, Kreisassistenzarzt in Willenberg. 

2. - Arlart, Kreisassistenzarzt und Assistent am Medizinaluntor- 

sucbungsamt in Gumbinnen. 

3. - Behrendt, Med.-Rat, Kreisarzt in Tilsit. 

4. - Berneick, prakt. Arzt in Gilgenburg, staatsärztl. approb. 

5. - Bernstein, Stabs- u. Bataillonsarzt in Allenstein, staatsärztl. 

approb. 

6. - Börsehmann, Kreisarzt in Bartenstein (Ostpr.). 

7. - Czygan, Kreisarzt in Ragnit. 

8. - v. Decker, Kreisarzt in Osterode (Ostpr.). 

9. - Doepner, Kreiarzt und ständiger 1 lilfsarbeitor bei der Ivünhjl. 

Regierung in Königsberg i. Pr. 

10. - D ec kn er, Kreisarzt in Heydekrug. 

11. - Eborhardt, Med.-Rat, Kreisarzt in Allenstein. 

12. - Ehrhardt, leitender Arzt in der Ileil- und Pflegeanstalt fiir 

Epileptische in Carlshof (Post Rastenburg, Ostpr.), staatsärztl. 
approb. 

13. - Engel, Kreisarzt in Labiau. 

14. - Eischer, Kreisarzt in Neidenburg. 

15. - Eorstreuter, Med.-Rat, Kreisarzt u. Diroktor der Känigl. Impf¬ 

anstalt in Königsberg (Pr.). 

10. - Franz, Kreisarzt in Heinrichswalde. 

17. - Gallien, Kreisarzt in Bischofsburg. 

18. - Ges sn er, Kreisarzt in Memel. 

19. - Glaubitt, Kreisassistenzarzt in Prostkon (Ostpr.). 

20. - Heiden ha in, Mod.-Rat, Kreisarzt in Insterburg. 

21. - Hilbert, San.-Rat u. Stadtarzt in Sensburg, staatsärztl. approb. 

22. - II o 1 t h a u s e n , Oberarzt der Provinzialanstalt fiir Schwachsinnige 

in Rastonburg (Ostpr.), staatsärztl. approb. 

23. - Holz, Kreisarzt in Gerdauen. 

24. - Hoppe, Kreisarzt in Prouß.-Eylau. 

9 Die Namon der Teilnehmer der diesjährigen Hauptversammlung 
in Dresden sind mit einem Stern bezeichnet. 


S 
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104 Dr. Behla, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Charlottenburg, Mitglied u. 

Leiter der Medizinalabteilung des König!. Preuti. Statistischen 
Landesamts. 

*105. - Bürger, Assistont am Institut für Staatsarzneikunde, staats- 
ärztl. approb. 

100. - Dietrich, Prof., Geh. Ober-Med.-Rat u. Vortragender Rat in 
der Med.-Abteilung des Ministeriums des Innnem, Steglitz. 

107. - Dietrich, Med.-Rat, Kreisarzt des Kreises Rixdorf. 

108. - Finger, Geh. Med.-Rat, Vortragender Rat in der Med.-Abteilung 

des Ministeriums des Innern. 

109. - F lütten, Regierungs- u. Med.-Rat a. D., Kreisarzt des IV. Bezirks. 

110. - Flügge, Professor, Geh. Medizinalrat und Direktor des 

hygienischen Instituts. 

111. - Fränckel, Paul, in Charlottenburg, Privatdozent u. Assistent 

am Institut für Staatsarzneikunde. 

112. - Frankel, Arthur, prakt. Arzt, staatsarztl. approb. 

113. - Friedemann, Julius, San.-Rat in Schöneberg bei Berlin, 

staatsarztl. approb. 

114. - Gaffky, Prof., Geh. Ober-Med.-Rat u. Direktor des Instituts für 

Infektionskrankheiten in Berlin. 

115. - Grimm, prakt. Arzt in Charlottenburg, staatsarztl. approb. 

11(5. - Hoilgendorff, prakt. Arzt, staatsarztl. approb. 

117. - Herzberg, Siegfried, prakt. Arzt, staatsarztl. approb. 

118. - Hoffman n, Med.-Rat, Gerichtsarzt und dirigierender Arzt 

des Untersuchungsgefängnisses. 

119. - Hüttig, Oberstabsarzt a. D., Kreisarzt. 

120. - Jacobson, Med.-Rat, Kreisarzt. 

121. - Kasten, Kreisarzt in Charlottenburg. 

122. - Kaup, Prof., Dozent u. Hygieniker an der Zentralstelle für Volks¬ 

wohlfahrt in Berlin. 

123. - Keller, Arzt am Strafgefängnis in Plötzensee, staatsärztl. approb. 

124. - Kirchner, Prof., Wirkl. Geh. Ob.-Med.-Rat u. Direktor der 

Mod.-Abteilung des Ministeriums des Innern. 

*125. - Krohne, Keg.- u. Med.-Kat. Hilfsarbeiter in der Med.-Abteilung 

des Ministeriums des Innern. 

120. - K ii hnem ann, Oberstabsarzt a.D.in Zehlendorf, staatsärztl. approb. 

127. - Kurtz. Stabsarzt a. IX, Oberarzt an Her Anstalt Wuhlgarten 

bei Berlin, staatsärztl. approb. 

128. - Lehn sen, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

129. - Lentz, Prof., Ahteilungsvorsteher bei dem Institut für Infek¬ 

tionskrankheiten in Charlotten bürg. 

130. - Leppmann, A., Med.-Kat, Mitglied des Medizinalkollegiump 

der Provinz Brandenburg, Kreisarzt u. Strafanstaltsarzt. 

131. - Leppmann, Fr., Nervenarzt u. Strafanstaltsarzt, staatsärztl. 

approb. 

132. - Linde mann, Med.-Kat, Kreisarzt. 

133. - Lorenz, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

134. - Mann, Kreisarzt in Lichtenberg b. Berlin. 

135. - Marx, Gern htsarzt und Gefängnisarzt. 

136. - Meyer, Kreisarzt des VI. Bezirks. 
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137. Dr. Merzbach, belgischer u. italienischer Konsulararzt, staatsärztl. 

approb. 

138. - Moeli, Prof., Geh. Med.-Rat u. Direktor der städtischen Heil- 

und Pflegeanstalt Herzberge, Lichtenberg b. Berlin. 

139. - Nesemann, Geh. Med.-Rat, Regierungs- u. Med.-Rat. beim 

Polizeipräsidium. 

140. - Pentz, Frauenarzt in Köpenick, staatsärztl. approb. 

141. - Pflanz, Kreisarzt u. ständ. Hilfsarbeiter beim Polizeipräsidium. 

142. - Pfleger, Med.-Rat u. Gerichtsarzt. 

143. - Podlewski, Kreiswundarzt a. D. in Schöneberg b. Berlin. 

144. - Ritter, Kreisassistenzarzt, Hilfsarbeiter in der Med.-Abteilung 

des Ministeriums des Innern. 

145. - Rogowski, Med.-Rat, Kreisarzt, Nikolassee b. Berlin. 

146. - Salomon, Geh. Med.-Rat, Honorar-Professor an dor tech¬ 

nischen Hochschule in Charlottenburg. 

147. - Sohenk, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

148. - Sc hlegten dal, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Kat. beim Polizei- 

Präsidium. 

149. - Schönstadt, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

150. - Schroeder, Med.-Rat, Kreisarzt des Kreises Teltow. 

151. - Schulz, Rud., Kreisarzt für Niederbarnim, Charlottenburg. 

152. - Schulz, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt, Direktor der Königl. Impf- 

anstalt. 

153. - Stürmer, Med.-Rat, Mitglied des Prov.-Modizinalkollogiums 

und Gerichtsarzt. 

154. - Stoll, Kreisassistenzarzt in Berliu. 

*155. - Strassmann, a. o. Professor, Geh. Mod.-Rat, Gerichtsarzt u. 
Direktor des Instituts für Staatsarzneikunde. 

156. - Strauch, Gerichtsarztu. Privatdozont für gerichtliche Medizin 

und Staatsarzneikunde. 

157. - Stüler, Med.-Rat, Kreisarzt. 

158. - Viereck, Stabsarzt an dor Kaiser Wilhelmsakademie, staats¬ 

ärztl. approb. 

159. - Wagner, Gustav, San.-Rat in Schöneberg bei Berlin, staatsärztl. 

approb. 

160. - Weissenborn, Geh. Mod.-Rat, Kreisarzt. 

Provinz Brandenburg. 

161. Dr. Aust, Kreisarzt in Nauen. 

162. - Barnick, Geh. Med.-Rat, Reg.-u. Mod.-Rat in Frankfurt (Oder). 

163. - Braeutigam, Mod.-Rat, Kreisarzt in Königsberg (Neumark). 

164. - Brasch, prakt. Arzt in Wannsee, staatsärztl. approb. 

165. - Dalichow, prakt. Arzt in Fürstenwaldo a. d. Spree, staats¬ 

ärztl. approb. 

*166. - Deutsch, prakt. Arzt in Rudow, staatsärztl. aon-,.t, 

167. - Doebert, Kreisarzt in Beeskow. 

168. - Drosihn, prakt. Arzt in Cöpenick, stnatsäi 

169. - Friedrich, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in I 

170. - Gebauer, prakt. Arzt in Wittenberge, st 
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25. Dr. Hurwitz, prakt. Arzt in Memel, staatsärztl. approb. 

20. - Israel, Med.-Rat, Kreisarzt in Fischhausen. 

27. - Jankowski, Kreisarzt in Braunsberg. 

*2<S. - Janssen, Regierungs- und Med.-Rat in Gumbinnen. 

29. - Janz, prakt. Arzt in Widminnen, staatsärztl. approb. 

30. - Katluhn, Kreisarzt in Angerburg. 

81. - Kauffmann, prakt. Arzt in Sensburg, staatsärztl. approb. 

32. - Kehler, Kreisarzt und Vorsteher des Medizinal-llntersuchungs- 

amtes in Gumbinnen. 

33. - Kiesow, prakt. Arzt in Bialla, staatsärztl. approb. 

34. - Kirchbach, prakt. Arzt in Lappienen, staatsärztl. approb. 

35. - Klare, Kreisarzt in Johannisburg (Ostpr.). 

30. - Klix, Kreisarzt in Darkehmen. 

37. - Kühnlein, prakt. Arzt in Heydekrug. staatsärztl. approb. 

*38. - Lemhöfer, Kreisarzt in Preuss. Holland. 

*39. - Lemke, Kreisarzt in Sensburg. 

40. - Li pp, Kreisassistenzarzt in Kaukehmen. 

41. - Mer rem, Stabs- u. Bataillonsarzt in Königsberg (Pr.), staatsärztl. 

approb. 

*42. - Meven, Reg.- u. Med.-Rat in Allenstein. 

43. - Müller, Kreisassistenzarzt in Bialla. 

44. - v. Pet ryk owsky, Kreisarzt in Orteisburg. 

*45. - Pulewka, Kreisarzt in Heilsberg. 

40. - Puppe, a. o. Prof., Med.-Rat, Gerichtsarzt, Mitglied des Pro¬ 
vinzial-Medizinalkollegiums und Direktor des gerichtlioh- 
medizinischen Instituts in Königsberg (Pr.). 

47. - Rimeck, Kreisarzt in Mohrungen. 

48. - Sährendt, Kreisarzt in Rastenburg (Ostpr.). 

49. - Schäfer, Med.-Rat, Kreisarzt in Gumbinnen. 

50. - Sc haw aller, Kreisarzt in Pillkallen. 

51. - Scheu, prakt. Arzt in Ileydekrug, staatsärztl. approb. 

52. - Schiller, Med.-Rat, Kreisarzt in Wehlau. 

.53. - Schultz, Kreisarzt in Stallupönen. 

*54. - So Ihrig, Reg.- u. Med.-Rat in Königsberg (Pr.) 

55. - Vossius, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Marggrabowa. 

50. - Winter, Prof., Geh. Med.-Rat u. Direktor der Univ.-Frauenklinik 

in Königsberg i. Pr., Mitglied des Prov.-Medizinalkollegiums. 

57. - Witting, Med.-Rat, Kreisarzt in Königsberg (Pr.). 

58. - W oller mann, Med.-Rat, Kreisarzt in Heiligenbeil. 

59. - W o 11 e r rn a n n, Kreisarzt in Lyck. 

00. - Z (»11 e , Kreisarzt in Lötzen. 


Provinz Wcstprciissen. 

"01. l)r. Banik, Med.-Rat. Kreisarzt in Sehlochau. 

02. - Birnbacher, Kreisarzt in Danzig. 

*03. - Bo egt», Krei.sasMst onzarzt in Sierakowitz (Kr. Karthausi. 

0*1. - Bremer, Kreisarzt in Bereut. 

- B r i n u , Kreisarzt in Pr. St-argard. 
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6ti. Dr. Derbe, Kreisarzt in Dirschau. 

67. - Eschricht, Med.-Rat, Kreisarzt in Danzig. 

68. - Feige, Kreisarzt in Marienburg (Westpr.). 

69. - Gehrke, Kreisarzt in Putzig. 

*70. - G ö h 1 m an n, Kreisarzt in Strasburg (Westpr.). 

71. - Hahn, Kreisarzt in Stuhrn (Westpr.). 

*72. - v. Hake, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Marienwerder. 
*73. - Hasse, Med.-Rat, Kreisarzt in Flatow (Westpr.). 

74. - Hasse, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Neustadt (Westpr.). 

75. - Heynacher, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Graudenz. 

76. - Hoch mann, prakt. Arzt in Marienburg (Westpr.), staatsärztl. appr. 

77. - Hopmann, Med.-Rat u. Kreisarzt in Briesen (Westpr.). 

78. - Howe, Kreisarzt in Culm. 

79. - van Hu eilen, Spezialarzt f. Chirurgie in Thom, staatsärztl. approh. 

80. - Kaempfe, Med.-Rat, Kreisarzt in Karthaus (Westpr.). 

81. - König, Kreisarzt in Könitz. 

82. - Köstlin, Direktor der Prov.-Hebarmnon-Lohranstalt in Danzig. 

83. - Lehr am, Kreisassistenzarzt in Danzig. 

84. - Liedke, prakt. Arzt in Thorn, staatsärztl. approb. 

85. - Maillefert, prakt. Arzt in Culm, staatsärztl. approb. 

86. - Matz, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Deutsch-Krone. 

87. - Ocker, Kreisarzt in Tuchel. 

88. - Pusch, Kreisarzt u. Vorsteher des Modizinaluntersuchungsamtes 

in Danzig. 

89. - Richter, Med.-Rat, Kreisarzt in Elbing. 

90. - Sandhop, Kreisarzt in Marienwerder. 

91. - S c li a b lo w s k i, Kreisassistenzarzt u. Assistent am Medizinal- 

untersuchungsamt in Danzig. 

92. - Schlee, Kreisarzt in Neumark (Westpr.). 

93. - Schröder, Emil, Kreisarzt in Rosenberg < WestpreuUen). 

94. - Seemann, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat in Danzig. 

*95. - Simon, San.-Rat, prakt. Arzt in Jastrow, staatsärztl. approb. 

96. - Steg er, Med.-Rat, Kreisarzt in Thorn. 

97. - Wagner, Med.-Rat, Kreisarzt in Schweiz (Weichsel). 

98. - Zink ei sen, prakt. Arzt in Czersk, staatsärztl. approb. 


Berlin mit den Stadtkreisen 

Charlottenbnrg, Sehöneherg, Kixdorf, Wilmersdorf und Lichtenberg. 

*99. Dr. Abel, Geh. Obor-Mod.-Rat und vertragender Rat in der Medizinal¬ 
abteilung dos Minist, des Innern. 

100. - Adler, Arthur, Spezialarzt für innero und Nervenkrankheiten, 

s t a a ts li rz11. approb. 

101. - Arnheim, prakt. Arzt in Rixdorf, staatsärztl. approb. 

102. - Aschenborn, Geb. Med-Rat, Hilfsarbeiter in der Med.-Abtei¬ 

lung des Minist, des Innern. 1 ) 

103. - Becker, (ich. Medizinalrat, Kreisarzt a. 1). 

J ) Inzwischen verstorben. 


8* 
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104 Dr. Behla, Reg.- u. Geh. Med.-Rat in Charlottenburg. Mitglied u. 

Leiter der Medizinalabteilung des Königl. Preuß. Statistischen 
Landesamts. 

* 105. - Bürger, Assistent am Institut für Staatsarzneikunde, staats- 
ärztl. approb. 

ICK). - Dietrich, Prof., Geh. Ober-Med.-Rat u. Vortragender Rat in 
der Med.-Abteilung des Ministeriums des Innnem, Steglitz. 

107. - Dietrich, Med.-Rat, Kreisarzt des Kreises Rixdorf. 

108. - Finger, Geh. Med.-Rat, Vortragender Rat in der Med.-Abteilung 

des Ministeriums des Innern. 

109. - F latten, Regierungs- u. Med.-Rat a. D., Kreisarzt des IV. Bezirks. 

110. - Flügge, Professor, Geh. Medizinalrat und Direktor des 

hygienischen Instituts. 

111. - Fränckel, Paul, in Charlottenburg, Privatdozent u. Assistent 

am Institut für Staatsarzneikunde. 

112. - Frankel, Arthur, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

113. - Friedemann, Julius, San.-Rat in Schöneberg bei Berlin, 

staatsärztl. approb. 

114. - Gaffky, Prof., Geh. Ober-Med.-Rat u. Direktor des Instituts für 

Infektionskrankheiten in Berlin. 

115. - Grimm, prakt. Arzt in Charlottenburg, staatsärztl. approb. 

116. - Heilgendorff, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

117. - Herzberg, Siegfried, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

118. - Ho ff mann, Med.-Rat, Goriehtsarzt und dirigierender Arzt 

dos Untersuchungsgefängnisses. 

119. - Hüttig, Oberstabsarzt a. D., Kreisarzt. 

120. - Jacobson, Med.-Rat, Kreisarzt. 

121. - Kasten, Kreisarzt in Charlottenburg. 

122. - Kaup, Prof., Dozent u. Hygienikor an der Zentralstelle für Volks¬ 

wohlfahrt in Berlin. 

123. - Keller, Arzt am Strafgefängnis in Plötzensee, staatsärztl. approb. 

124. - Kirchner, Prof., Wirkl. Geh. Ob.-Med.-Rat u. Direktor der 

Med.-Abteilung des Ministeriums des Innern. 

*125. - Kroh ne, Reg.- u. Med.-Kat. Hilfsarbeiter in der Med.-Abteilung 

dos Ministeriums des Innern. 

126. - K ü h nom an n, Oberstabsarzt a.D. in Zehlendorf, staatsärztl. approb. 

127. - Kurtz, Stabsarzt a. IX, Oberarzt an Her Anstalt Wuhlgarten 

bei Berlin, staatsärztl. approb. 

128. - Leb ns en, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

129. - Lentz, Prof., Abloilungsvorsteher bei dem Institut für Infek¬ 

tionskrankheiten in Charlottenburg. 

180. - Le pp mann, A.. Med.-Rat, Mitglied des Medizinalkollogium.® 

der Provinz Brandenburg, Kreisarzt u. Strafanstaltsarzt. 

131. - Leppmann, Fr., Nervenarzt u. Strafanstaltsarzt, staatsärztl. 

approb. 

182. - Lindemann, Med.-Kat, Kreisarzt. 

188. - Lorenz, prakt. Arzt, staatsärztl. approb. 

181. - Mann, Kreisarzt in Lichtenberg b. Berlin. 

135. - Marx, Goriehtsarzt und Gefängnisarzt. 

186. - Meyer, Kreisarzt des VI. Bezirks. 
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149. - S eh 5ns: a dt. prakt. Am, s:aa;.särz;l. approk 

Vß>. - Schroe der. Mei-Rat, Kreisarzt des Kreises Teltow. 

151. - Schulz. Ru2. Kreisarzt für Niederbartv.m. Ckarloner.burc. 

152 - Schulz. Geh. Mrd.-Rut, Kreisarzt, Direktor der Knute;. Impf- 
ansu-iii. 

153. - Stöm:er, Med.-R..:. Mitelic-d des Prov. - Modi.üuulkMlce ums 

und Geri jhisarzt. 

154. - Stoil. KrMsassistenza: zt in Berlin. 

*155. - Strass mann. a. o. Professor. Geh. Med. * Kat, Geriohtsarzt u. 
Direktor des Instituts für Stam.sarznoikunde. 

150. - Strauch. GericLt^arzt u. Privatdozent llir coriehGu ho Medizin 

und Staatsarzneikunde. 

157. - Stüler. Med.-Rat. Kreisarzt. 

1.58. - Viereck. Stabsarzt an der Kaiser Wilhohnsakadonüo. staats- 
ärztl. approb. 

159. - Warner, Gustav. San.-Rut in Sehüneborg bei Berlin, staalsarztb 
approb. 

100. - Weissenborn, Geh. Med.-Rat. Kreisarzt. 
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171. Dr. G e i s s e! e r, Kreisarzt in Potsdam. 

172. - Gottschalk, Med.-Rat, Kreisarzt in Rathenow. 

173. - Gott schalk, Med.-Rat. Kreisarzt in Kalau. 

174. - Groß mann. Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Freieuwaldo (Oder). 

175. - Günther, Med-Rat, Kreisarzt in Krossen. 

17t>. - Ha fe mann, Med.-Rat, Kreisarzt in Luckau (Lausitz.) 

177. - Hechler, Kreisarzt in Züllichau. 

178. - Hoinze, Kreisarzt u. Vorsteher des Medizinal - Cntersuclnmgs" 

aintes hei der König!. Regierung in Potsdam. 

17!). - Hey er, Med.-Kat, Kreisarzt in Anger münde. 

ISO. - Jaenicke, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Spandau. 

181. - Jung mann, Med.-Rat. Kreisarzt in Guben. 

182. - König. Med.-Rat, Kreisarzt in Sold in. 

18J. - Köster. Kreisassistenzarzt. Assistent am Medizinalunter- 

siK'hungsamt in Potsdam. 

184. - Krahn. prakt. Arzt in Landsberg (Warthe), staatsärztl. approb. 

185. - Kiihnt, Geh. Mod.-Rat, Kreisarzt in Neu-Ruppin. 

180. - Lähr, G., San-Kat, Arzt der Irrenanstalt Schweizerhof bei 

Zehlendorf, staatsärztl. approb. 
l s 7. - Lemke, Kreisarzt in Arnswalde. 

1 SS. - Leopold, leitender Arzt an der Heilstätte Blankenfelde hei 
Berlin, staatsärztl. approb. 

18!). - Lummerz he im, prakt. Arzt in Korst (Lausitz), staatsärztl. 

approb. 

100. - Maire, prakt. Arzt in Fürstenbonj (Oder), staatsärztl. approb. 

1-0. - Meyer, H.. Kreisarzt in Holzig. 

T.)2. - Moebius, prakt. Arzt, in Kirchhain (Niederlausitz), staatsärztl. 

approb. 

103. - Nickel. Med.-Rat, Kreisarzt in Perlehonj. 

104. - Nowack. Kreisarzt u. ständiger Hilfsarbeiter bei der Königl. 

Regierung in Potsdam. 

195. - Pannwitz, Chefarzt der Kinderheilstätte in Hohenlwhen 

(Kr. Templin), staatsärztl. approb. 

100. - PI och, Med.-Rat, Kreisarzt in Frankfurt (Oder). 

197. - Plot he. Kreisarzt in Cottbus. 

198. - Prawitz, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Brandenburg. 

199. - Priester, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Heppen. 

2(0. - Rosenthal, prakt. Arzt in Tegel, staatsärztl. approb. 

*2oi. - Roth. Prof.. Geh. Med.-Rat, Re<j.- u. Med.-Rat in Potsdam. 

2°2. - Sander, Geh. Med.-Rat u. Direktor der städtischen Heil- und 

Ptlegeanstalt in Dalldorf Post Wittenau ( Bz. Berlin), Mitglied 
des Prov.-Med.-Kollegiums. 

2 n P - Schäfer. Med.-Kat. Kreisarzt in Sorau (Niederlau>iiz). 

2**4. - Schimmel, prakt. Arzt i. Straubberg b. Berlin, staatsärztl approb. 

2« *5. - So blieben, Kreisarzt in Zidenzig. 

200. - Schneider, Kreisarzt in Prenzlau. 

2 1 >7. - S «:■ h u 1 t z - S c li u 11 z e n s t e i n , Kreisarzt in Kreienw aMo a, O. 

2 , .‘ ;S \ - Seeger, Kreisarzt in Liihhen. 

*J n 0. - St ein borg, Kreisarzt in Friedeherg (Neumark). 

2lo. - Struntz, Geh. Med.-Kat, Kreisarzt in JiiterbiMjk. 
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211. Dr. Voigt, Kreisarzt in Teraplin. 

212. - Wied ner, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Cottbus. 

213. - Wiese, Med.-Rat, Kreisarzt in Spremberg (Lausitz). 

*214. - Wilhelm, Kreisarzt in Kyritz (Prignitz). 

Prorlnz Pommern. 

215. Dr. Arbeit, Med.-Rat, Kreisarzt in Stargard (Pomm.). 

216. - Barten, prakt. Arzt in Platlie, staatsarztl. approb. 

217. - Behrend, Med.-Rat, Kreisarzt in Kolberg. 

218. - Beumer, a. o. Professor, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt u. Direktor 

des gerichtl.-med. Instituts in Greifswald. 

219. - Brinkmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Dramburg. 

220. - Dieterich, Med.-Rat, Kreisarzt in Demmin. 

*221. - Dütschke, Reg.- u. Med.-Rat in Stettin. 

222. - Frank, Kreisarzt in Grimmen. 

223. - Frank, prakt. Arzt in Bergen (Rügen), staatsarztl. approb. 

224. - Frey er, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt u. Mitglied des Provinzial- 

Medizinalkollegiums, Direktor der Königlichen Impfanstalt 
in Stettin. 

225. - Flicke, Kreisarzt in Bublitz. 

226. - Gerl off, Med.-Rat, Kreisarzt in Stralsund. 

227. - Gundlach, Kreisarzt in Ueckermünde. 

228. - Hassenstein, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Greifonberg 

(Pommern). 

229. - Ho che, Reg.- u. Med.-Rat in Köslin. 

230. - Howitz, prakt. Arzt in Dramburg, staatsarztl. approb. 

231. - Hülsmeyer, Kreisarzt in Bütow. 

232. - Kirstein, Kreisarzt und Vorstohor des Medizinal-Unter¬ 

suchungsamtes in Stettin. 

233. - Kurpjuweit, Kreisarzt in Swinomünde. 

234. - Landgrebe, Med.-Rat, Kreisarzt in Neustettin. 

235. - Lew in, prakt. Arzt in Noustottin, staatsiirztl. approb. 

236. - Manke, Kreisarzt in Sclilawe. 

237. - M arg ul io s, prakt. Arzt in Kolberg, staatsarztl. approb. 

238. - Merklin, San.-Rat u. Direktor der Provinzial - Irrenanstalt in 

Treptow (Roga). 

239. - Neumeister, Med.-Rat, oliirur. Medizinalassessor bei dem 

Prov.-Medizinalkollegium in Stettin. 

*240. - Ohrloff, Med.-Rat, Kroisarzt in Anklam. 

241. - Pa ch n io, Kroisassistenzarzt in Stralsund. 

242. - Pallesko, Kreisarzt in Greifenhagen. 

243. - Pioconka, Kreisarzt in Greifenborg. 

*244. - Poddey, Kroisarzt in Lauonburg (Pomm.). 

245. - Revenstorif. Kreisarzt, in Rummelsburg (Pomm.) 

246. - Sachs, San.-Rat in Pollnow, staatsarztl. approb. 

*247. - Sarganeck, Med.-Rat. Kreisarzt in Cöslin. 

248. - Schirmer, Kroisarzt in Naugard. 

249. - Sch lütter, Med.-Rat, Kn'isarzt in Pyritz. 

250. - Schmidt, Kreisarzt in Bergen (Rügen). 

251. - Schröder II. Hermann, Kreisassistenzarzt in Stettin (West). 
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252. Dr. Schröder, prakt. Arzt in Pasewalk, staatsärztl. approb. 

253. - Schultze, Professor u. Direktor der psychiatrischen Klinik in 

Greifswald. 

254. - Schulze-Barnim, Geh. Med.-Rat, Mitglied des Prov.-Medi- 

zinalkollegiums und Kreisarzt in Stettin. 

255. - Siemens, Geh. Med.-Rat, Mitglied des Prov.-Medizinalkolle- 

giums und Direktor der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt 
in Lauenburg (Pomin.). 

256. - Speiser, Kreisarzt in Labes. 

257. - Stumm, Med.-Rat, kommiss. Keg.- u. Med.-Rat in Stralsund. 

258. - Thielow, Kreisarzt in Stolp. 

'250. - Voigt, Med.-Rat, Kreisarzt in Canunin (Pommern). 

200. - Wanke, Med.-Rat, Kreisarzt in Belgard (Persante). 


ProTln* Posen. 

201. Dr. Bokker, Kreisarzt in Wongrowitz. 

202. - Bethge, Kreisarzt in Fraustadt. 

203. - v. Blomberg, Freiherr, San.-Rat, Direktor an der Provinzial- 

Heil- und Ptlegeanstalt in Obrawalde bei Meseritz. 

264. - Bosse, prakt. Arzt in Kosten (Bz. Posen), staatsärztl. approb. 
205. - Brauer, Assistent am hygienischen Institut Posen. 

200. - Brüggemann, Med.-Rat, Kreisarzt in Bromberg. 

267. - Buddee, Kreisarzt in Neutomischel. 

208. - CI aus 8, Kreisarzt in Posen. 

209. - Cohn, Med.-Rat, Kreisarzt in Jarotschin. 

270. - Dembozack, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Krotosehin. 

271. - D oerschlag, Kreisarzt in Strelno. 

272. - Ekke, Kreisarzt in Adelnau. 

273. - Fehrs, Kreisarzt in Czarnikau. 

274. - Friedrich, Kreisarzt in Schubin. 

275. - Guttwein, Kreisarzt in Schwersenz. 

270. - Haack, Kreisarzt in Gneson. 

277. - Hartisoh, Kreisarzt in Rawitsch. 

278. - Herrmann, Kreisarzt in Obornik. 

270. - Huebner, Kreisarzt in Posen (Wost). 

280. - Jäckel, Med.-Rat. Kreisarzt in Samter. 

281. - Jaster, Geh. Med.-Rat, Regierungs- u. Med.-Rat in Bromberg. 

282. - Kleinert, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Lissa (Bez. Posen). 

283. - Klewe, Stabsarzt a. D. u. Kreisarzt in Schmiegel. 

284. - Knospe, Kreisarzt in Schildberg. 

285. - Kose hei, Kreisarzt in Filohne. 

*280. - Lange, Kreisassistenzarzt in Schneidemühl, staatsärztl. approb. 

287. - Larass, Kreisarzt in Koschmin. 

288. - Gaschke, Kreisarzt in Schroda. 

289. - Lewerenz, Kreisarzt in Kolmar (J’osen). 

21*0. - Lissner. Geh. Med.-Rat. Kreisarzt a. I). in Kosten (Bz. Posen). 

*291. - v. Mach, Med.-Rat, Kreisarzt in Bromberg. 

2'.*2. - Mauß, prakt. Arzt in Schneidemühl, staatsärztl. approb. 
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293. Dr. Mennicke, Kreisarzt in Znin. 

294. - Miohaelsohn, Med.-Rat, Kreisarzt in Mesoritz (Bz. Posen). 

295. - Müller, prakt. Arzt in Luschwitz, staatsärztl. approb. 

29ß. - Neuheit, Kreisassistenzarzt in Posen. 

297. - Paulisoh, Med.-Rat, Kreisarzt in Hohensalza. 

298. - Peschei, Kreisarzt in Birnbaum (Bz. Posen). 

299. - Rosenbaum, Stabs- und Bataillonsarzt in Rawitsch, staatsiirztl. 

approb. 

300. - Rubensohn, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Graetz. 

301. - Sauber zweig, Kreisarzt in Wirsitz. 

302. - Schlag, Kreisarzt in Ostrowo (Bz. Posen). 

*303. - Schmidt, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Posen. 

304. - Schmidt, Kreisarzt in Wreschen. 

305. - Schmidt, Kreisarzt in Pieschen. 

306. - Sieber, Kreisarzt in Witkowo. 

307. - Straube, Kreisarzt in Schwerin (Warthe). 

308. - Symanski, Kreisarzt in Gostyn. 

309. - Telschow, Med.-Rat, Kreisarzt in Schlimm. 

310. - Tröger, Kreisarzt in Kempen (Bez. Posen). 

311. - Wege, Kreisarzt in Mogilno. 

312. - Wernicke, Prof., Geh. Mod.-Rat, Prorektor der Akademie, 

Mitglied des Prov.- Medizinalkollegiums und Diroktor dos 
hygienischen Instituts in Posen. 

*313. - Wessi in g, Kreisarzt in Wollstein (Bez. Posen). 

314. - Winc kl er, San.-Kat u. Oberarzt an der Provinzial-Heil- und 

Pllegoanstalt in Owinsk, staatsiirztl. approb. 

315. - Zimmer mann, Kreisassistenzarzt u. Leitor der Modizinal- 

untersuchungsstello in Bromborg. 

Provinz Schlesien. 

316. Dr. Adler, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Brieg (Bz. Breslau). 

317. - Beninde, Koisarzt und ständiger Hilfsarbeiter bei der König]. 

Regierung in Breslau. 

318. - Bergmann, San.-Rat in Neumarkt (Schl.), staatsärztl. approb. 

319. - Bleich, Kreisarzt in Hoyerswerda. 

320. - Blumenreich, San.-Kat in Sohrau (Ob.-Sehl.), staatsärztl. 

approb. 

321. - Bor et ins, Kreisarzt in Rybnick. 

322. - Boss, Kreiswundarzt a. D. in Falkonberg (Ob.-Sehl.). 

323. - Br oll, Geh. Med.-Kat, Kreisarzt a. D. in Floss. 

*324. - Oimbal, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Neisse. 

325. - Co oster, Geh. Med.-Kat, Kreisarzt in Königshütte (Ob.-Sehl.) 

326. - Dioring, prakt. Arzt in Kieferstädtel, staatsärztl. approb. 

327. - Dirska, Geh. Med.-Kat, Kreisarzt in Namslau. 

328. - Duda, Kreisarzt in Nimptsch. 

329. - Dybowski, Med.-Rat, Kreisarzt in Waldenburg (Schics.). 

330. - Erbkam, Med.-Kat, Kroisarzt in Jauer. 

331. - Hrdnor, Geb. Med.-Rat, Kroisarzt in Görlitz. 

332. - Finger, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Münsterberg (Sehles.). 
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333. Dr. Frey, Kreisarzt in Lublinitz (Oberschi.). 

334. - Furch, Med.-Rat, Kreisarzt in Gross-Wartenberg. 

335. - Gebhardt, Med.-Rat, Kreisarzt in Lauban. 

336. - v. Gizycki, Kreisarzt in Brieg (Bez. Breslau). 

337. - Gllrich, prakt. Arzt, Rosenberg (Ob.-Schl.), staatsärztl. approb. 

338. - Hassenstein, Med.-Rat, Kreisarzt in Sagan. 

339. - Hauschild, Med.-Rat, Kreisarzt in Breslau. 

340. - Heidelberg, Geh.Med.-Rat, Kreisarzt in Reichenbach (Schles.). 

341. - Heymann, prakt. Arzt in Brieg (Bz. Breslau). 

342. - Hirschfeld, Med.-Rat, Kreisarzt in Glogau. 

343. - Hoppe, Geh Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Liegnitz. 

344. - Horn, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Löwenberg. 

345. - Hübner, prakt. Arzt in Lüben (Schles.), staatsärztl. approb. 

346. - Käthe, Kreisarzt u. Vorsteher des Modizinaluntersuchungsamtes 

in Breslau. 

347. - Keintoch, Kreisarzt in Grottkau. 

348. - Kley, Kreisarzt in Kreuzburg (Oberschi.). 

349. - Klingmüller, Kreisarzt in Strehlen (Schles.). 

350. - Kloss, Kreisarzt in Stnegau. 

351. - Köhler, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Landoshut. 

352. - Krau, Med.-Rat, Kreisarzt in Schweidnitz. 

353. - Krause, Reg.- u. Med.-Rat in Oppeln. 

354. - Kühn, Med.-Rat, Kreisarzt in Ratibor. 

*355. - Kutzki, Kreisarzt in Steinau (Oder). 

*356. - Lachmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Oels (Schles). 

357. - Langner, Kreisarzt in Frankenstein (Schles.). 

358. - la Roche, Med.-Rat, Kreisarzt in Beuthen (Ob.-Schl.). 

359. - Leers, Gerichtsarzt in Gleiwitz. 

*360. - v. Leliwa, Kreisnssistenzarzt in Waldenburg (Schles.). 

361. - Leske, Kreisarzt in Liegnitz. 

362. - Lesser, Geh. Med.-Rat, a. o. Professor, Gerichtsarzt u. Direktor 

des gerichtl.-med. Instituts in Breslau. 

363. - Lichtwitz, Med.-Rat. Kreisarzt in Ohlau. 

364. - Ludwig, Med.-Rat, Kreisarzt in Haholschwcrdt. 

365. - Müder, Kreisarzt in Xoumarkt (Schles.). 

366. - Malisch, Kreisarzt in PIef>. 

367. - Marmetschke, prakt. Arzt in Breslau, staatsärztl. approb. 

368. - Martini, Med.-Rat, Gerichtsarzt in Breslau. 

369. - Matt lies, Med.-Rat, Kreisarzt in Breslau. 

370. - Mewius, Med.-Rat. Kreisarzt und Direktor der Königl. Impf¬ 

anstalt in Oppeln. 

371. - Mover. Kreisarzt in Muskau. 

372. - Mover. Kreisarzt in Grünberg (Schles.). 

373. - Mühlen bach, Med.-Rat, Kreisarzt in Woblau. 

374. - Müller. Kreisassistenzarzt in Oppeln. 

375. - Xauworck. Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Guhrau. 

376. - Nobler, Med.-Rat, Kreisarzt in Glatz. 

3» 7. - N e u m a n n . Med.-Rat, Kreisarzt in Leobschütz. 

378. - Neu mann. Kreisarzt in Rosenberg (Oh.-Sohl. >. 

3i9. - O e b b o e k e , Stadtarzt in Breslau. 
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880. Dr. Otto, Goh. Med.-Rat, Kreisarzt in Neurode. 

881. - Paulini, Med.-Rat, Kreisarzt in Militsoh (Bet. Breslau). 

382. - Pfeffer, Kreisarzt a. D. in Reiohenbaoh (Oberlausitz). 

383. - Philipp, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat a. D. in Liegnitz. 

384. - Pi et ru 11a, San.-Rat .in Strehlen (Soldes.), staatsärztl. approb. 

385. - Prang, Kreisassistenzarzt u. Assistent am hygienischen Institut 

in Beuthen (Ob.-Schl.). 

380. - Reimer, San.-Rat, Stadtarzt in Görlitz. 

*387. - Reinkober, Med.-Rat, Kreisarzt in Trebnitz. 

388. - Rieger, Med .-Rat, Kreisarzt in Breslau. 

389. - Roth er, Geh. Mod.-Rat, Kreisarzt in Falkenberg (Ob.-Schl.). 

390. - Salzwedel, Kreisarzt in Gleiwitz. 

391. - Sohilling, Kreisarzt in Freystadt (Niederschi.). 

392. - Schmidt, Med.-Rat, Kreisarzt in Neustadt (O.-Sehl.) 

*393. - Scholtz, Kreisarzt in Hirschberg (Scbles.). 

394. - Scholz, San.-Rat in Görlitz, staatsärztl. approb. 

395. - Schreber, Kreisarzt in Bunzlau. 

396. - Schröder, Med.-Rat, Kreisarzt in Sprottau. 

397. - Schubert, prakt. Arzt in Schweidnitz, staatsärztl. approb. 
*398. - Schultz, prakt. Arzt in Saabor, staatsärztl. approb. 

399. - Schweitzer, Kreisarzt in Kattowitz (Ob.-Sohl.). 

*400. - Steiner, Kreisarzt u. ständiger Hilfsarbeiter bei der Königl. 
Regierung in Oppeln. 

401. - Süss mann, Kreisassistenzarzt in Liegnitz. 

402. - Tolke, Geh. Mod.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Breslau. 

403. - Thienel, Med.-Rat, Kreisarzt in Gross-Strehlitz. 

404. - Tracinski, Med.-Rat, Kreisarzt in Zabrze. 

405. - Wagen er, O., Kreisarzt in Lüben (Schles.). 

406. - Wagner, Med.-Rat, Gorichtsarzt in Beuthen (Ob.-Schl.). 

407. - Weczoreck, Med.-Rat, Kreisarzt in Tarnowitz. 

408. - Wende, prakt. Arzt in Kreuzburg (Ob.-Sohl.), staatsärztlioh 

approb. 

409. - Woda, Kreisassistenzarzt in Ratibor. 

410. - Wolff, Mod.-Rat, Kreisarzt in Cosol. 

411. - Wolffberg, Goh. Med.-Rat, Kreisarzt in Breslau. 

412. - Wrobol, Kreisassistenzarzt in Zabrze. 

413. - Zill essen, Kreisarzt in Goldberg. 

Provinz Sachsen. 

414. Dr. Benin de, Kroisarzt in Liobenworda. 

*115. - Birkholz, Kreisarzt in Naumburg (Saale). 

416. - llruni nnind, Kreis- u. Stadtarzt in Magdeburg. 

417. - Hundt, Kreisarzt in Qnerfurt. 

418. - Bur meist er, Kreisarzt in Wanzlobon. 

419. - Gurt ins, Kreisarzt in Stendal. 

420. - Donoke, Geh. Med.-Rat, Regierungs- u. Med.-Rat in Magdeburg. 

421. - Eb har dt, Mod.-Rat, Kreisarzt in Langensalza. 

422. - Ehlers, Kreisarzt in Grotikamsdorf, Post Saalfeld. 

423. - Eilors, Med.-Rat, Kroisarzt in Sehlousingon. 

424. - Eol ge n t r ii ge r , Kreisarzt in Heiligenstadt (Eichsfold). 
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*425. Dr. Fielitz, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Halle (Saale). 

426. - Frankel, ord. Professor, Geh. Med.-Rat, Mitglied des Prov.- 

Medizinalkollegiums und Direktor des hygienischen Instituts 
in Halle (Saale). * 

427. - Fried el, Kreisarzt in Wernigerode. 

428. - Fries, Geh. San.-Rat und Direktor der Prov.-Heil- u. Pflege¬ 

anstalt in Nietleben (Saalkreis). 

429. - Geissler, Med.-Rat, Kreisarzt in Torgau. 

*480. - Grape, Kreisarzt in Salzwedel. 

431. - Häbler, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Nordhausen. 

482. - Heimbucher, Kreisarzt in Liebenwerda. 

433. - Herr mann, Med.-Rat, Kreisarzt in Bitterfeld. 

434. - Herms, Med.-Rat, Kreisarzt in Burg (Bz. Magdeburg). 

435. - Heydloff, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Erfurt. 

436. - Hildebrandt, Prof. u. Privatdozent für Pharmakologie und 

gerichtl. Medizin in Halle (Saale). 

437. - Hillenberg, Kreisarzt in Zeitz. 

438. - Hirsch, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat a. D. in Magdeburg. 

439. - Holthoff, Med .-Rat, Kreisarzt a. D. in Salzwedel. 

440. - Hoppe, Oberarzt an der Provinzial - Heil- u. Pflegeanstalt in 

Uchtspringe, staatsärztl. approb. 

441. - v. Ingersleben, Kreisarzt in Quedlinburg. 

442. - Janert, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Seohausen (Altmark). 

443 - .Jorns, Kreisarzt in Nordhausen. 

444. - Kal ko ff, Med.-Rat, Kreisarzt in Kölloda. 

445. - Ke forstein, Med.-Rat, Gerichtsarzt in Magdeburg. 

*446. - Kluge, Med.-Rat, Kreisarzt in Wolmirstedt. 

447. - Koppen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Hoiligonstadt (Eiehsf.) 

448. - Kornalewski, Med.-Rat, Kreisarzt in Delitzsch. 

449. - Krämer, Kreisarzt in Worbis. 

450. - Kühn, Med.-Rat, Kreisarzt in Calbe (Saale). • 

451. - Lewinsky, Kreisarzt in Mansfeld. 

452. - Lösen er, Generalober- u. Garnisonarzt in Magdeburg, staats¬ 

ärztlich approb. 

453. - Mantey, prakt. Arzt in Elsterwerda, staatsärztl. approb. 

454. - Moyo, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Mansfeld. 

455. - Moritz, Med.-Rat, Kreisarzt in Halberstadt. 

456. - Müller, Med.-Rat, Kreisarzt in Herzborg (Elster). 

457. - Müller, prakt. Arzt in Schleusingen, staatsärztl. approb. 

458. - Ostermann, Kreisarzt in Osehorslobon. 

*459. - Pantzer, Kreisarzt in Sangerhauseu. 

460. - PI an ge, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Stendal. 

4*0. - Probst, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Gardelogen. , 

*402. - Räuber, Reg.- u. Med.-Rat in Erfurt. 

*408. - Rauch, Kreisarzt in ELlebeii. 

404. - Reip, Geh. San.-Rat, Kreisphvs. a. D. in Arendsee (Altmark). 
40;>. - Risel, Geh. Med.-Rat. Kreisarzt u. Direktor der Künigl. Impf- 
anstalt in Hallo (Saale). 

l ,l O. - Rothmaler, prakt. Arzt in Gorbstodt (Mansf. Seekrois), staats- 
iirztl. approb. 



Mitgliederverzeichuis. 


125 


467. Dr. Sohade, Med.-Rat, Kreisarzt in Neuhaldensleben. 

468. - Schröder, Med.-Rat, Kreisarzt in Weissenfels. 

469. - Schulz, a. o. Professor, Gerichtsarzt u. Direktor des gerichtl.- 

med. Instituts in Halle (Saale). 

470. - Schulze, prakt. Arzt in Liebenwerda, staatsärztl. approb. 

471. - Seiffert, Med.-Rat, Kreisarzt in Mühlhausen (Thür.). 

472. - Steinkopff, Med.-Rat, Kreisarzt in Merseburg. 

473. - Strübe, San.-Rat u. Kreiswundarzt a. D. in Halle (Saale). 

*474. - Thomas, Kreisarzt u. Vorsteher des Medizinal-Uutersuchungs- 

amts in Magdeburg. 

475. - Ulrich, prakt. Arzt in Erfurt, staatsärztl. approb. 

476. - Vial, Kreisarzt in Gardelegen. 

477. - Wachs, Med.-Rat, Kreisarzt in Wittenberg. 

478. - Weber, prakt. Arzt in Delitzsch, staatsärztl. approb. 

*479. - Weidenmüller, Arzt an der Provinzial-Heil- u. Pflogeanstalt 
in Uchtspringo, staatsärztl. approb. 

480. - Weinreich, Kreiswundarzt a. D. in Merseburg. 

*481. - Wilcke, Kreisarzt in Genthiu. 

*482. - Wodtke, Geb. Med.-Rat, Regierungs-u. Med.-Rat in Merseburg. 

Provinz Schleswig - Holstein. 

483. Dr. Bahrs, Mod.-Rat, Kreisarzt in Sonderburg. 

*484. - Bartels, Med.-Rat, Kreisarzt in Husum. 

*485. - Bertheau, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Schleswig. 

486. - Bockendahl, Med.-Rat, Kreisarzt in Kiel. 

487. - Bruhn, Med.-Rat, Kroisarzt in Segeberg. 

488. - Busch, prakt. Arzt in Ratzeburg, staatsärztl. approb. 

489. - Cimbal, leitender Arzt der Abteilung für Geisteskranke am 

städtischen Krankenhause in Altona (Elbe), staatsärztl. approb. 

490. - Gold, Med.-Rat, Kreisarzt in Meldorf. 

491. - Ernst, Stadtassistenzarzt in Kiel, staatsärztl. approb. 

492. - von Fischor-Bonzon, Med.-Rat, Kreisarzt in Flensburg. 

493. - Halling, Goh. Med.-Rat, Kreisarzt in Glückstadt. 

494. - Hansen, Med.-Rat, Kreisarzt in Hadersleben. 

495. - Herford, Stadtassistenzarzt in Altona (Elbe). 

496. - Horn, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Tondern. 

497. - Hunnius, Med.-Rat, Kreisarzt in Wandsbek. 

498. - Jahn, Kreisphysikus a. D. in Kappeln (Schlei). 

499. - Knuth, Mod.-Rat, Kreisarzt in Apenrade. 

500. - Krefting, Kreisarzt in Plön. 

501. - Kr ick au, prakt. Arzt in Neumiinstor, staatsärztl. approb. 

502. - Krosz, San.-Rat in Horst (Holstein), staatsärztl. approb. 

503. - Kschischo, Stadtassistenzarzt in Altona (Elbe). 

504. - Lübbe, prakt. Arzt in Wüster, staatsärztl. approb. 

505. - Mencke, Kreisassistenzarzt in Tondern. 

506. - v. M eurer s, Geh. Mod.-Rat, Kroisarzt in Rendsburg. 

507. - Neidhardt, Mod.-Rat, Gerichtsarzt in Altona (Elbe). 

508. - R ei mann, Med.-Rat, Kreisarzt in Neumünster. 

609. - Rohweddor, Mod.-Rat, Kreisarzt in Ratzeburg. 
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510. Dr. Schafft, prakt. Arzt in Sülfeld (Holstein), staatsärztl. approb. 

511. - Sohow, Med.-Rat, Kreisarzt in Neustadt (Holstein). 

*512. - Sohröder, Stadtarzt in Altona (Elbe). 

513. - Schütt, Med.-Rat, Kreisarzt in Eckemförde. 

514. - Sohüler, Kreisarzt in Pinneberg. 

515. - Sommer lad, prakt. Arzt in Schleswig, staatsärztl. approb. 

516. - Suadioani, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Schleswig. 

517. - Vellguth, prakt. Arzt in Niebüll, staatsärztl. approb. 

518. - Wallichs, Geh. San.-Rat, Kreisphysikus a. D. in Altona (Elbe). 

519. - Wandel, Kreisassistenzarzt in Oldesloe. 

520. - Ziemke, a. o. Professor, Gerichtsarzt u. Direktor des gerichtl.- 

med. Instituts in Kiel. 


Provinz Hannover. 


521. Dr. Arbeit, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Hildcsheim. 

522. - Bachmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Harburg (Elbe). 

628. - Barth, Med.-Rat, Kreisarzt in Bassum. 

*524. - Becker, Med.-Rat, Kreisarzt in Hildesheim. 

525. - Behrens, prakt. Arzt in Hildesheim, staatsärztl. approb. 

526. - Beintker, Kreisassistenzarzt u. Assistent am Medizinalunter¬ 

suchungsamt in Hannover. 

527. - Bitter, Stadtarzt in Osnabrück. 

528. - Böhnke, Kreisarzt in Springe. 

529. - Brandt, Med.-Rat, Gerichtsarzt in Hannover. 

530. - Brückmann, prakt. Arzt in Goslar, staatsärztl. approb. 

531. - Buchholtz, Med.-Rat, Kreisarzt in Einbeck. 

532. - ßünting, Kreisarzt in Osterode im Harz. 

533. - Cramer, ord. Prof., Geh. Med.-Rat u. Direktor der Prov.-Heil- 

u. Päegeanstalt, der psychiatr. Universitäts-Klinik u. der 
Poliklinik für psycli. und Nervenkranke in Göttingen. 

534. - Denokmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Burgdorf (Hann.). 

535. - Dieckmann, prakt. Arzt in Schüttorf, staatsärztl. approb. 

536. - Dohrn, Kreisarzt und Direktor der Königl. Impfanstalt in 

Hannover. 

*537. - Dreves, Med.-Rat, Kreisarzt in Hannover-Linden. 

538. - Ehrhorn, prakt. Arzt in Hannover -Herren hausen, staatsärztl. 

approb. 

539. - Elten, Mi«d.-Rat, Kreisarzt in Froiburg (Elbe). 

540. - v. Esmarch, Professor, Goh. Med.-Rat in Göttingen. 

541. - Gaehde, Med.-Rat. Kreisarzt in Blumenthal (Hann ). 

542. - Gerlaob, Kreisassistenzarzt in Güttingen. 

543. - Gerl ach, Kroisarzt in Ufold. 

544. - Grote, prakt. Arzt in Vienenburg, staatsärztl. approb. ' 

545. - (inertler. Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Hannover. 

54b. - Guttmann, Kreisarzt in titado. 

547. - Harmsen, Oborsüibs- und Regimentsarzt in Lüneburg, staats¬ 

ärztl. approb. 



548. 
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549. Dr. Helwes, Kreisarzt in Diepholz. 

550. - Hesse, Med.-Rat, Kreisarzt in Lüneburg. 

551. - Hübner, prakt. Arst in Peine, staatsärztl. approb. 

552. - Hüpeden, Geh. Med.-Rat, Mitglied des Prov. - Medizinalkolle¬ 

giums in Hannover. 

558. - Huntemueller, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Hoya. 

554. - Itzerott, Med.-Rat, Kreisarzt in Uelzen. 

555. - Kahle, Kreisarzt in Dannenberg. 

556. - ‘Kanzler, San.-Rat u. Badearzt in Bad Rothenfelde (Teutoburger¬ 

wald), staatsärztl. approb. 

557. - Kessler, Geh. San.-Rat, Kreiswundarzt a. D. in Salzgitter. 

558. - Kramer, Kreisarzt in Wilhelmshaven. 

*559. - Kuhlemann, prakt. Arzt in Uslar, staatsärztl. approb. 

560. - Langerhans, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Celle. 

561. - Lehmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Hameln. 

*562. - Lemmer, Med.-Rat, Kreisarzt in Alfeld (Leine). 

663. - Liedig, Kreisarzt in Lingen. 

564. - Lindemann, prakt. Arzt in Hildesheim, staatsärztl. approb. 

565. - Lochte, a. o. Profossor, Kreisarzt u. Direktor des gerichtl.- 

med. Instituts in Göttingen. 

566. - Mansholt, Kreisarzt in Leer (Ostfrsld.). 

567. - Meyer, Med.-Rat, Kreisarzt in Hannov.-Münden. 

568. - Mohr mann, Kreisarzt u. Vorsteher des Medizinaluntersuchungs¬ 

amtes in Stade. 

569. - Müller, Kreisarzt in Geestemünde. 

570. - Müller, Kreisarzt in Northeim (Hann.) 

571. - Müller, prakt. Arzt in Gross-Rhüden, staatsärztl. approb. 

572. - Niep er, Med.-Rat, Kreisarzt in Goslar. 

573. - Niewerth, prakt. Arzt in Hildesheim, staatsärztl. approb. 

574. - Nothnagel, Kreisarzt, Oberstabsarzt a. D. in Lehe. 1 ) 

575. - Ocker, Med.-Rat, Kreisarzt in Verden (Aller). 

576. - Olivet, prakt. Arzt in Northeim (Hann.), staatsärztl. approb. 

577. - Opitz, Kreisarzt in Peine. 

578. - Potermöller, Mod.-Rat, Kreisarzt in Meppon. 

579. - Picht, Geb. Med.-Rat, Kreisarzt in Nienburg (Weser). 

580. - P1 i n k e, Kreisarzt in Hannover. 

581. - Proelss, Kreisarzt in Bremervörde. 

*582. - Quentin, Kreisarzt in Bentheim. 

583. - R e i n h o 1 d, Prof., Geh. Med.-Rat u. Mitglied dos Prov.-Medizinal- 

kollogiums in Hannover. 

584. - Ressel, Kreisarzt in Rotenburg (Hannover). 

585. - Riock, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Springe. 

586. - Iiiehn, Med.-Rat, Kreisarzt in Clausthal. 

587. - Ritter, Reg.- u. Med.-Rat in Stade. 

588. - Roohrig, Kreisarzt in Duderstadt (Eiehsf.). 

589. - Schmidt, prakt. Arzt in Hoya, staatsärztl. approb. 

590. - Schnelle, Med.-Rat, Kreisarzt in Hildesheim. 

') Inzwischen verstorben. 
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591. Dr. Schürmeyer, Kreisarzt in Papenburg. 

592. - Seelig, prakt. Arzt in Hannover, staatsärztl. approb. 

*598. - Siemon, prakt. Arzt in Hannov. Münden, staatsärztl. approb. 
*594. - Sorge, Kreisarzt in Lüchow. 

595. - Speckmann, Kreisassistenzarzt in Otterndorf. 

596. - Springfeld, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Osnabrück. 

597. - Stackemann, Kreisarzt in Walsrode. 

598. - Steinebach, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Hameln. 

599. - Strangmeyer, Med.-Rat, Kreisarzt in QuakenbrücK. 

600. - S t uo k e, prakt. Arzt in Bramsohe (b. Osnabrück), staatsärztl. appr. 
001. - Tergast, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Emden. 

002. - Th ölen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Papenburg (Ems). 

003. - Trembur, Marinooberstabsarzt a. D., Kreisarzt in Osnabrück. 
004. - Wagner, Kreisarzt in Aurich. 

005. - Wegener, prakt. Arzt in Clausthal, leitender Arzt der Lungen¬ 
heilstätte „Erbprinzentanne“, staatsärztl. approb. 

006. - W ei mann, prakt. Arzt in Woltorf, staatsärztl. approb. 

607. - Weithoener, Kreisarzt in Gifhorn. 

608. - Wiechers, San.-Rat, Kreisphysikus a. D. in Gronau (Hannov.). 

609. - Will ms, prakt. Arzt in Kirchweyhe, staatsärztl. approb. 

*010. - Winter, Med.-Rat, Kreisarzt in Norden. 

011. - Wolff, Reg.- und Med-Rat in Lüneburg. 

012. - Zibell, Kreisarzt und Vorsteher des Med.-Untersuchungsamts 
in Hannover. 

Provinz Westfalen. 

013. Dr. Angen etc, Kreisarzt in Lübbecke. 

*014. - Ascher, Kreisarzt in Hamm (Wostf.) 

015. - Benthaus, Med.-Rat, Kreisarzt in Paderborn. 

*016. - Besserer, Kreisarzt, Med.-Assessor boim Prov.-Med.-Kollegium 

u. Vorsteher des Med.-Untersuchungsamtes in Münster (Westf.). 
617. - Bickhoff, San.-Rat, prakt. Arzt in Dortmund, staatsärztl. 

approb. 

018. - Bliosener, Kreisarzt in Bochum. 

019. - ßoegershausen, Kreisarzt in Lüdinghausen. 

620. - Br an dis, prakt. Arzt in Bielefeld, staatsärztl. approb. 

021. - B r o e ck erh o f f, Kreisassi&tenzarzt in Dortmund. 

622. - Brümmer, Geh. Med.-Rat, Mitglied des Prov. - Medizinalkolle¬ 

giums in Münster (Westf.). 

623. - Bruns, Prof. u. Direktor des Instituts für Hygiene und Bak¬ 

teriologie in Gelsenkirchon. 

024. - Claus, (ich. Med.-Rat, Kreisarzt in Warburg. 

025. - Deutsch, prakt. Arzt in Neuhaus (Westf.), staatsärztl. approb. 

620. - Dickol, Oberarzt an den v. Bodelsehwinghschen Anstalten in 

Bethel bei Bielefeld, staatsärztl. approb. 

627. - Die min y er, prakt. Arzt in Merklinde (Kr. Dortmund), staats¬ 

ärztl. approb. 

628. - Dorrenb erg, Med.-Rat, Kreisarzt in Soest. 

029. - Dorsch, Kreisassistenzarzt in Bochum. 
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630. Dr. Friedel, Kreisarzt in Schwelm. 

631. - Gäthgens, Kreisassistenzarzt in Gelsenkirchen. 

632. - Georg, Geh. Med.-Kat, Kreisarzt a. D. in Paderborn. 

*833. - Gerlaoh, Geh. Med.-Rat, Mitglied des Prov. - Medizinalkolle¬ 
giums in Münster (Westf.). 

634. - Graeve, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Hagen (Westf.). 

635. - Graeve, prakt. Arzt in Iserlohn, staatsärztl. approb. 

636. - Gruohot, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Hamm (Westf.). 

637. - Guder, Med.-Rat, Kreisarzt in Laasphe. 

638. - Hagemeier, Kreisarzt in Lippstadt. 

639. - Heising, Med.-Rat, Kreisarzt in Borken (Westf.). 

640. - Helming, Med.-Rat, Kreisarzt in Ahaus. 

641. - He ns gen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Siegen. 

642. - Heyne, Kreisarzt in Beckum. 

643. - Hillebrecht, San.-Rat, Kreiswundarzt a. D. in Vlotho. 

644. - Kasemeyer, Med.-Rat, Kreisarzt in Burgsteinfurt. 

645. - Kluge, Med.-Rat, Kreisarzt in Höxter. 

646. - Köttgen, Stadt- u. Eireisarzt in Dortmund. 

647. - Kreoke, Stadtarzt in Münster (Westf.). 

*648. - Krummacher, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Münster 
(Westf.). 

649. - Liebetrau, Kreisarzt in Recklinghausen. 

650. - Li mp er, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Gelsenkirchen. 

*651. - Löer, Kreisarzt in Büren (Westf.). 

*652. - LUttig, Med.-Rat, Kreisarzt in Brilon. 

653. - Mann, Direktor der Prov.-Hebammenlehranstalt in Padorborn 

654. - Matthes, Kreisarzt und Hilfsarbeiter bei der Kgl. Regierung 

in Arnsberg (Westf.). 

655. - Mertens, Oberarzt an der Provinzial-Heil- und Pflegcanstalt 

in Lengerioh (Westf.), staatsärztl. approb. 

656. - Meyer, San.-Rat in Olpo, staatsärztl. approb. 

657. - Meyer, Augenarzt in Hagen (W'estf.), staatsärztl. approb. 

658. - Nauok, Med.-Rat, Kreisarzt in Hattingen (Ruhr). 

659. - Nünninghoff, Med.-Rat, Kreisarzt in Bielefeld. 

660. - Petermöller, prakt. Arzt in Oelde, staatsärztl. approb. 

661. - Pol lack, Kreisarzt in Hörde. 

*662. - Rapmund, Prof., Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Minden 
(Westf.), Ehrenmitglied. 

663. - von Recklinghausen, Kreisarzt in Tecklenburg. 

664. - Rheinen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Herford. 

665. - Röper, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Arnsberg (Westf.). 

666. - Rubarth, Geh. San.-Rat, Direktor der Prov.-Iloil- u. l’tlego- 

anstalt in Niodermarsberg. 

667. - Schäffer, prakt. Arzt in Altena (Westf.), staatsärztl. approb. 

668. - v. Sohoibner, Chefarzt der Heilstätte Ambrock bei Hagen 

(Westf.), Post Dahl (Kr. Hagen), staatsärztl. approb. 

669. - Schlautmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Münster (Westf.). 

670. - Schlüter, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Gütersloh. 

671. - Schmidt, Med.-Rat. Kreisarzt in Warendorf. 

672. - Schneider, Med.-Rat, Kreisarzt in Gelsenkirchen. 

9 
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673. Dr. Schneider, Regierungs- u. Med.-Rat in Arnsberg. 

674. - Scholand, Kreisarzt in Olpe. 

675. - Seitz, Kreisassistenzarzt in Halle (Westf.). 

676. - Spancken, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Meschede. 

677. - Stein, Kreisassistenzarzt, Assistent am Medizinal-Untersuchungs- 

amt in Münster (Westf.*. 

678. - Steinhaus, Stadtassistenzarzt in Dortmund. 

679. - Sudhoelter, Med.-Rat, Kreisarzt in Minden (Westf.). 

680. - Tenholt, Geh. Med.-Rat, Chefarzt der Heilstätte Bering¬ 

hausen hei Meschede. 

681. - Thomalla, Kreisarzt in Altena (Westf.). 

682. - Többen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Recklinghausen. 

683. - Többen, leitender Arzt der Irrenabteilung hei der König¬ 

lichen Strafanstalt in Münster (Westf.). 

684. - v. Trzaska, Kreisarzt in Iserlohn. 

685. - Voigt, prakt. Arzt in Holzwickede, staatsarztl. approb. 

686. - Wegener, Kreisassistenzarzt in Hagen (Westf.). 

687. - Wollenweber, Kreisarzt in Dortmund. 

*688. - Wolters, Kreisarzt in Coesfeld. 

689. Zumwinkel, San.-Rat, Kreiswundarzt a. D. in Gütersloh. 

Provinz Hessen-Nassau. 

690. Dr. Beinhauor, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Höchst (Main). 

691. - Bellinger, Kreisarzt in Usingen. 

*692. - Börnor, Oberstabsarzt a. D. u. Kreisarzt in Eschwego. 

693. - Cauer, Med.-Rat, Kreisarzt in Schlüchtern (Bez. Cassel). 

694. - Dennemark, Stabsarzt in Schmalnau (Röhn). 

695. - Drei sing, Med.-Rat, Kreisarzt in Cassel. 

696. - Eichenberg, Med.-Rat, Kreisarzt in Hanau. 

697. - Ewers, Med.-Rat, Kreisarzt in Uersfeld. 

698. - Faber, Med.-Rat. Kreisarzt in Rotenburg (Fulda). 

699. - Floeck, Kreisarzt in Montabaur. 

700. - Frank, Prof., Kreisassistenzarzt u. Leiter des Mainwasserunter- 

suehungsamtos in Wiesbaden. 

701. - Friedländer, Prof., Bes. d. Privatanstalt Hohe Mark (Taunus). 

702. - Fromm, Kreisarzt in Frankfurt (Main). 

703. - Frotscher, Oberarzt an der Landes-Heil- u. Pflegoanstalt in 

Weilmiinster (Oberlahnkreis), staatsarztl. approb. 

704. - Gloitsmann, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Wiesbaden. 

705. - G r au , Med.-Rat. Kreisarzt jn Gelnhausen. 

706. - Hans, Hospitalarzt in Limburg (Lahn), staatsarztl. approb. 

707. - H e i n e m a n n, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Cassel. 

70S. - Hildebrand, a. o. Professor u. Direktor des gerichtl. - med. 

Instituts, Kreisarzt in Marburg (Bz. Cassel). 

709. - H om in er i e h , prakt. Arzt in Frankfurt a. M., staatsärztl approb. 

710. - Kahl, Kreisarzt in Melsungen. 

711. - Kimpen. Med.-Rat. Kreisarzt in Riidesheim (Rhein). 

712. - König, San.-Rat. Stadtarzt in Frankfurt (Main). 

713. - Kranepuhl. Kreisarzt in Rinteln. 
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714. Dr. Krause, Geh. Med.-Rat und Mitglied des Prov.-Modizinalkolle- 

giutns in Cassel. 

715. - Liedke, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Wiesbaden. 

716. - Malous, Kreisarzt in Hofgeismar. 

717. - Mannes, prakt. Arzt in St. Goarshausen, staatsärztl. approb. 

718. - Marx, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Fulda. 

719. - Mayer, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in St. Goarshausen. 

720. - M e d e r, Kreisarzt u. Direktor der Königl. Impfanstalt in Cassel. 

721. - M.encke, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Weilburg. 

722. - Mumm, Geh. San.-Rat, Kreisphys. a. D. in Gelnhausen. 

723. - Neumann, Kreisarzt in Westerburg (Westerwald). 

724. - N o 11 e, Kreisarzt in Fritzlar. 

725. - Oberstadt, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Langenschwalbach. 

726. - Petschull, Med.-Rat, Kreisarzt in Diez. 

727. - Pfeiffer, Goh. Med.-Rat, Reg - u. Med.-Rat in Wiesbaden. 

728. - PiIf, Kreisarzt in Wiesbaden. 

729. - Rapmund, Erich, Kreisassistenzarzt in Marburg. 

730. - Reinhardt, prakt. Arzt in Rauschenberg, staatsärztl. approb. 

731. - Rockwitz, Reg.- und Med .-Rat in Cassel. 

732. - Roselieb, Kreisarzt in Wolfhagen (Bz. Cassel). 

738. - Roth, Med.-Rat, Gerichtsarzt in Frankfurt (Main). 

*734. - Sc haus, Kreisarzt in Weilburg. 

735. - Schauss, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Dillenburg. 

-736. - Schotten, Geh. Med.-Rat und Mitglied des Prov.-Modizinal- 
kollegiums in Oassei. 

737. - Simon, El., prakt. Arzt in Frankfurt (Main), staatsärztl. approb 

738. - Stadtfeld, prakt. Arzt in Wiesbaden, staatsärztl. approb. 
*739. - Stöltzing, Kreisarzt in Ziegonhain (Bez. Cassel). 

740. - Tenbaum, Kreisarzt in Biedenkopf. 

741. - von Tessmar, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Limburg (Lahm. 

742. - Tuczek, Profossor u. Geh. Med.-Rat in Marburg, Mitglied des 

Prov.-Modizinalkollegiums für die Provinz Hessen-Kassau. 

743. - Vahle, Kreisarzt in Frankenberg (Hessen-Nassau). 

744. - Werner, Kroisarzt in Frankfurt (Main). 

745. - Wittich, Kreisassistenzarzt in Cassel. 

746. - Wittnebon. Arzt an der Anstalt „Hepliata" in Treysa, staats¬ 

ärztl. approb. 

747. - Wolf, Kreisarzt in Witzonliausen. 

748. - Zieho, Med.-Rat, Kreisarzt in Homburg v. d. H. 


Khoinprovinz mul llolicnzollern. 

740. l)r. Albert, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Meisenhrim (Glan). 

750. - All.ondorf, Med.-Rat, Kroisarzt in Prüm. 

751. - Asc h al fon bu r g, Prof, der Psychiatrie in Cäln. 

752. - Bachem-, Kreisarzt in Euskirchen. 

758. - Borg, Goriohtsarzt in Düsseldorf. 

754. - Berger, Krois- u. Stadtarzt in Crefeld. 

755. - B o r n t r ae g e r, Goh. Med.-Rat. Reg.-u. Med.-Rat in Düsseldorf. 

*756. - Braun, Med.-Rat, Kreisarzt in Wetzlar. 

!)* 
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- 

774. 

- 

775. 

- 

776. 

- 

777. 

- 

778. 

- 

779. 

- 

780. 


781. 

- 

782. 

- 

783. 

- 

784. 

- 

*785. 

- 

786. 

- 

*787. 

- 

788. 

- 

789. 

- 

*790. 

- 

791. 

- 

792. 

- 

793. 

- 

794. 

- 

795. 

- 

796. 

- 

797. 

- 

798. 

- 

*799. 

- 

8( X». 

- 

801. 

. 


Braun, Geh. Med.-Rnt, Gerichtsarzt in Elberfeld. 

Brockhaus, Geh. San.-Rat, Kreiswundarzt a. D. in Godesberg. 
Burkharth, Oberamtsarzt in Gammertingen (Hohenzollern). 
Carp, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Wesel. 

C1 a u d i t z, Kreisarzt in Remscheid. 

D a h m, Kreisarzt in Heinsberg. 

Eickhoff, Med.-Rat, Kreisarzt in Siegburg. 

Engels, Kreisarzt in Saarbrücken. 

Esch-Waltrup, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Cöln. 
v. Fewson, Baron, Kreisarzt in Ahrweiler. 

Finkler, ord. Professor, Geh. Med.-Rat in Bonn. 

Fischer, Kreisassistenzarzt in Essen (Ruhr). 

Fr icke, Kreisarzt in Simmern. 

Fritsch, ord. Protessor, Geh. Ober-Med.-Rat in Bonn. 

Gast er s, Kreis- u. Stadtarzt in Mülheim (Ruhr). 

Geißler , praktischer Arzt in Trier, staatsärztl. approb. 
Grisar, Geh. Med.-Rat, Reg. u. Med.-Rat in Coblenz. 
Hagemann, Kreisarzt in Essen a. Ruhr. 

Heinrichs, Med.-Rat, Kreisarzt in Jülich. 

Herbst, Kreisarzt in Kempen (Rhein). 

Herlitzius, Kreisarzt in Erkelenz. 

Herting, Direktor der Prov.-Heil- u. Pflegeanstalt in Galk- 
hausen, Post Langenfeld (Rhld.) 

Hilgermann, Kreisarzt und Vorsteher des Medizinal-Unter- 
suohungsamtes in Coblenz. 

Hillebrand, Med.-Rat, Kreisarzt in Bergheim (Erft). 
Hofacker, Med.-Rat, Kreisarzt in Düsseldorf. 

Hoffa, Theodor, prokt. Arzt in Barmen, staatsärztl. approb. 
Hoffmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Trier. 

Hohn, Leiter des bakteriolog. Laboratoriums in Essen (Ruhr). 
Isfort, Kreisarzt in Call. 

Jannes, San.-Rat, Arzt des Kreispflogehauses in Esohweiler. 
Jannsen, Kreisarzt in Neuwied. 

Kessel, Kreisarzt in Rheinbach. 

Kettler, Gerichtsarzt in Duisburg. 

Kirchgässser, Kreisarzt in Coblenz. 

Kirsch, prakt. Arzt in Kupon, staatsärztl. approb. 

Klein, Kreisarzt in St. Goar. 

Klein, Geriohtsarzt in Essen (Ruhr). 

Knopper, Landes-Medizinalrat in Düsseldorf. 

Koeppe, Med.-Rat, Kreisarzt in Zell (Mosel). 

Ko hl mann, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Coblenz. 
Krause, Kreis- u. Stadtarzt in München - Gladbach. 
Krautwig, ärztlicher Rcigeordnetor in Cöln. 

Kriege, Kreis- u. Stadtarzt in Barmen. 

Krüger, Kreisarzt, Vorsteher des Medizinal -Untorsuchungs- 
amtes in Düsseldorf. 

Kr uso, Professor u. Direktor des hygienischen Instituts in 
Bonn. 
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802. Dr. 

803. - 

804. - 

805. - 

806. - 
*807. - 

808. - 

809. - 

810. - 

811. - 
812. - 
313. - 
814. - 
*816. - 
816. - 

817 . - 

818. - 

819. - 

820. - 

821. - 

*822. - 
823. - 

*824. - 
825. - 
*826. - 

827. - 

828. - 

829 . - 

830 . - 

831. - 

832 . - 

833 . - 

834. - 

835 . - 

836 . - 

837. - 

838 . - 

839 . - 

840. - 

841. - 

842 . - 


Kypke-Burohardi, Kreisarzt in Bitburg (Bz. Trier). 
Ledermann, Med.-Rat, Kreisarzt in Saarlouis. 

Lehmann, Kreisarzt in Bernkastel. 

Lembke, Med.-Rat, Kreisarzt in Duisburg. 

Linok, Kreisarzt in Mörs. 

Litterski, Med.-Rat, Kreisarzt in Mayen. 

Lohmer, Kreisarzt in Cöln-Mitte. 

Longard, San.-Rat, Gerichtsarzt a. D. und Direktor des Fürst 
Carl-Landeshospitals in Sigmaringen. 

Marmann, Kreisassistenzarzt, Assistent am Medizinalunter- 
suohungsamt in Coblenz. 

Marx, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Bonn. 

Mayer, Kreiswundarzt a. D. in Simmern. 

Meder, Kreisarzt u. Direktor der Königl. Impfanstalt in Cöln. 
Meerbeok, Med.-Rat, Kreisarzt in Mülheim (Rhein). 

Meyer, Med.-Rat, Kreisarzt in Lennep. 

Meyer, Wilh., Assistent an der bakteriol. Untersuchungsstelle 
in Saarbrücken, staatsärztl. approb. 

Michels, Med.-Rat, Kreisarzt in Adenau. 

Möller, Kreisassistenzarzt in Saarbrücken. 

Müller, prakt. Arzt in Mettmann, staatsärztl. approb. 
Müller, Aug., prakt. Arzt in München-Gladbach, staatsärztl. 
approb. 

Neuhaus, San.-Rat und leitender Arzt d. Dep.-Anstalt für 
Geisteskranke in Düsseldorf. 

Niemeyer, Med.-Rat, Kreisarzt in Neuss. 

Orthmann, Direktor der Prov.-Heil- und Pflegeanstalt in 
Süchteln. 

Paffrath, Med.-Rat, Kreisarzt in Cleve. 

Peren, Kreisarzt in Montjoie. 

Peretti, Geh. San.-Rat u. Direktor der Heil-u. Pflegeanstalt in 
Düsseldorf - Grafenberg. 

Peters, Kreisassi8tenzarzt in Cöln-Nord. 

Petersen, Kreisphysikus a. D. in Düsseldorf. 

Plempel, Geriohtsarzt in Cöln. 

Pollitz, Direktor der Königl. Strafanstalt in Düsseldorf. 
Prigge, Assistent an der bakteriol. Untersuchungsanstalt in 
Saarbrücken, staatsärztl. approb. 

Racine, Med.-Rat, Kreisarzt in Essen (Ruhr). 

Rath mann, Kreisarzt und ständiger Hilfsarbeiter bei der 
Königl. Regierung in Düsseldorf, Düsseldorf-Grafenberg. 
Reckmann, Kreisarzt in Geldern. 

Ri ecken, Med.-Rat, Kreisarzt in Malmedy. 

Roeder, Med.-Rat, Kreisarzt in Vohwinkel. 

Roller, Med.-Rat, Kreisarzt in Trier. 

Rühs, Stadtassistonzarzt in Barmen. 

Rusak, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Cöln. 
Schelowsky, prakt. Arzt in Sterkrade, staatsärztl. approb. 
Schlecht, Geh. Med.-Rat, Regierungs- u. Med.-Rat in Trier. 
Schmidt, Med.-Rat, Kreisarzt in Neunkirchon (Bez. Trier). 
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848. Dr. Seh mi d t, prakt. Arzt in Überhausen (Rhld.), staatsiirzth approb. 
844. - Schmitz. Geh. Med.-Kat, Kreisarzt in Aachen. 

*845. - Schrakamp, Med.-Rat, Stadt- u. Kreisarzt in Düsseldorf. 

846. - Schrammen, prakt. Arzt in Cöln, staatsiirztl. approb. 

847. - S ch u b o r t, Med.-Rat. Kreisarzt in Cöln. 

848. - Schuohhardt, Kreisarzt in Altenkirchen (Westerwald). 

846. - Schulte, Kreisassistenzarzt und Leiter der Mediziuulunter- 

suchungsstelle in Sigmaringen. 

850. - Schulz, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Coblenz. 

85L - Schumacher, Kreisassistenzarzt in Trior. 

852. - Schwabe, Reg.- u. Med.-Rat in Aachen. 

853. - Schwass, Geh. Med.-Rat u. Hofrat, Regier.- u. Med.-Rat in 

Siymaringen. 

854. - Sohle, Kreisarzt in Waldbröl. 

855. - Stauss, Mod.-Rat. Oberamtsarzt in Hechinyen. 

856. - St ein!) ach, Mod.-Rat, Kreisarzt a. D. in Beuel. 

857. - Stoffels, Kreisarzt in Wipperfürth. 

S5S. - Stoffels, prakt. Arzt in Düsseldorf, staatsarztl. approb. 

850. - Stühlen, Kreisarzt in Aachen. 

860. - Thiele, Med.-Rat, Kreisarzt in Cochem. 

S6L - Thoma, San.-Rat, Kreiswundarzt a. D. in Aachen. 

862. - Trembur, Stabs- u. Bataillonsarzt in Cöln (Rhein), staatsarztl. 

approb. 

863. - Thywiss e n , leitender Arzt der Heil- u. Rilegeanstalt „St. Josef“ 

in Neuss, staatsiirztl. approb. 

864. - Tiotz, Kreisarzt in St. Wendel. 

86)5. - Ueborholz, M»‘l.-Rat, Kreisarzt in Wittlieh. 

866. - Ungar, a. o. Prof., Geh. Med.-Rat. Mitglied des Prov.-Medizi¬ 

nalkollegiums u. Gerichtsarzt in Bonn. 

867. - Yieson, Med.-Rat. Kreisarzt in Merziy. 

868. - Yolkmuth, Med.-Rat, Kreisarzt in Saarburg. 

*866. - Y oll mer, Kreisarzt in Kreuznach. 

870. - Weller, Stadtassistenzarzt in Duisburg. 

871. - Wern, Oberarzt am KnappschafLskrankcnhaiis Pischbachtal 

bei Saarbrücken, staatsarztl. approb. 

872. - Wex. Med.-Rat. Kreisarzt in Düren (Rhid.). 

873. - Wildenratli. prakt. Arzt in Lobberich, staatsarztl. 

approb., 

874. - Windheuser, Kreisarzt in Daun. 

875. - Wirsch, Med.-Rat, Kreisarzt in Bonn. 

876. - Wirtz, prakt. Arzt in Cöln. staatsiirztl. approb. 

877. - Wolff, Med.-Rat, Kreisarzt in Klherfeld. 

878. - Woltemas, Med.-Rat, Kreisarzt in Solingen. 

Ausserdem: 

876. Dr. Bürger, prakt. Arzt in Mehlis (Thüringen), staatsarztl. approb. 
8 sii. - Joeston, Josef, prakt. Arzt in München, staatsiirztl. approb. 
SSL - M ose b ach. Leiter der bakteriologischen Untersuchungsaiistalt 
in Mar. staatsiirztl. approb. 

^2. - R u d o 1 p h y , Hilfsarzt des Hafcnarz«es in Hamburg. 



Mitgliederverzeiohnis 


135 
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883. Dr. Strecker, prakt. Arzt in Waren (Meoklenburg-Sohwerin), staats¬ 

ärztl. approb. 

884. * Wasserfall, Stabs- und Bataillonsarzt in Karlsruhe, staats- 

ärztl. approb. 


B. Königreich Bayern. 

885. Dr. Alafberg, Med.-Rat, Bezirksarzt in Ludwigshafen (Rh.). 

886. - Aldinger, Bezirksarzt in Viechtach. 

887. - Angerer, Bezirksarzt in München. 

888. - Aschenbrenner, ßozirksarzt in Gerolzhofen. 

*889. - Auer, Bezirksarzt in Rosenheiui. 

890. - Au mUller, Bezirksarzt in Garmiscb. 

891. - Bande), Physikatsassistent und Schularzt in Nürnberg. 

892. - Barthel, Theod., Nervenarzt in Nürnberg, staatsärztl. approb. 

893. - Bauer, Karl, bezirksärztl. Stellvertreter u. Bahnarzt in Nord¬ 

halben. 

891. - Bauer, Philipp, Bezirksarzt in Neunburg v. Wald. 

895. - Baumann, Landgerichtsarzt in Fürth (Bayern). 

896. - Baumgart, Bezirksarzt in Miltenberg. 

897. - Bayerl, Landgerichtsarzt in Deggendorf. 

898. - Bayersdörfer, prakt. Arzt in Neustadt (Haardt), staatsärztl. 

approb. 

899. - Becher, prakt. Arzt in Schöllkrippen (Ufr.), staatsärztl. appr. 

900. - Becker, Karl, prakt. Arzt in Speyer, staatsärztl. approb. 

901. - Becker, Karl, Bezirksarzt u. ständiger Stellvertreter des Land¬ 

gerichtsarztes in München. 

902. - Becker, Georg, ßozirksarzt in Kirchheimbolanden. 

903. - Beor, Ernst, Hütten- u. Bahnarzt in Bodenwöhr. 

904. - Behr, Valentin, prakt. Arzt in Würzburg, staatsärztl. approb. 

905. - Beltinger, prakt. Arzt in Nördlingen, staatsärztl. approb. 

906. - Borgmann, Bezirksarzt in Stalfelstein. 

907. - Bernhuber, Bezirksarzt in Landau (Isar). 

908. - Betz, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Beiingries, staatsärztl. approb. 

909. - Beyer, ßozirksarzt in Cham. 

910. - Bi hl er, Bezirksarzt u. Gefängnisarzt in München. 

911. - Bisehoff, Bezirksarzt in Erlangon. 

9(2. - Bitton, ßozirksarzt in Forchhoim (Bayern). 

913. - Bl an alt, Med.-Rat. Bezirksarzt in Würzburg. 

914. - Blesor, prakt. Arzt in Alzenau, staatsärztl. approb. 

915. - Bl ü mm, doli. Ed.. Bezirksarzt in Neustadt (Saalo). 

916. - Bliimm, Hermann, Med.-Rat, u. ßozirksarzt in Obernburg. 

917. - Boeoale, Bezirksarzt in Regensburg. 

918. - Böhm, Med.-Rat, ßozirksarzt in Augsburg. 

919. - Borger, ßozirksarzt in Illertissen. 

920. - Bov£, prakt. Arzt in Kirchheimbolanden, staatsärztl. approb. 

921. - Braun, Adolf, prakt. Arzt in Bergt heim bei VViirzburg, staats¬ 

ärztl. approb. 

922. - Braun. Friedrich, ßozirksarzt u. Bahnarzt in Kulmhaeh. 

923. - Braun. Lorenz. Bezirksarzt in Königshofen i. (irabfeld. 
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924. Dr. Braun, Rud., Bezirksarzt in Kitzingen. 

925. - B red au er, Bezirksarzt in Wolfratshausen. 

926. - Breunig, Bezirksarzt a. D. u. Bahnarzt in Mainburg. 

*927. - Brinsteiner, Bezirksarzt in Landsberg (Lech). 

928. - Brodführer, Krankenhausarzt in Sohliersee (Oberb.). 

929. - Bruglocher, Reg.- u. Med.-Rat in Ansbach. 

930. - B r u s i u s , bezirksärztlicher Stellvertreter iD Erbendorf. 

931. - Bschorer, Bezirksarzt in Memmingen. 

932. - B ü 11 e r, Bezirksarzt in Stadtsteinach. 

933. - Bullinger, prakt. Arzt in Burgkundstadt, staatsärztl. approb. 
904. - Bunz, prakt. Arzt in Regensburg, staatsärztl. approb. 

935. - Burgl, Reg.- und Med.-Rat in Regensburg. 

930. - Burkhardt, landgeriohtl. Phy8.-Assi8tent in Nürnberg. 

937. - CI es sin, Oskar, prakt. Arzt in Glanmünch weiter, staatsärztl. 

approb. 

938. - v. Dall’Armi, Bezirksarzt in München. 

939. - Dehler, Oberarzt der Abteilung für körperliche Kranke der 

Kreiskranken- u. Pflegeanstalt in Frankenthal (Pfalz), staats- 
ärztl. approb. 

940. - Demuth, Reg.- u. Med.-Rat in Speyer. 

*941. - Deppisch, Bezirksarzt in Oberviechtach. 

942. - Desing, prakt. Arzt in Mörnsheim, staatsärztl. approb. 

943. - Detzel, Bezirksarzt in Rockenhausen. 

944. - D i e 1 m a n n, prakt. Arzt in Sohweinfurt, staatsärztl. approb. 

945. - Dietrich, bezirksärztl. Stellvertreter, Bahnarzt u. Postarzt in 

Arnstein (Unterfr.). 

*940. - Dietsch, Bezirksarzt in Hof (Saale). 

947. - Dieudonnö, Prof., Generalarzt u. Ministerialrat im Staats- 

ministerium dos Innern in München. 

948. - Dischinger, Bezirksarzt in Zusmarshausen. 

949. - Doepke, prakt Arzt in Bamberg, staatsärztl. approb. 

950. - Dörfler, Spezialarzt für Chirurgie in Regensburg, staatsärztl. 

approb. 

951. - Dörfler, Bezirksarzt in Weissenburg (Bayern). 

952. - Doll mann, Ohrenarzt in München, staatsärztl. approb. 

933. - D o r f f m e i s to r, Reg.- u. Med.-Rat a. D. in München. 

954. - Dorsch, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Donauwörth, staatsärztl. 

approb. 

955. - Dreyfuss, prakt. Arzt in Kaiserslautern, staatsärztl. approb. 

*9,50. - Drossbach, Bozirksarzt in Mindolheim. 

957. - v. Ebner, Freiherr, Schularzt u. Physikutsassistont in Nürnberg. 

958. - Eccard, Direktor der Kroi.sk ranken- u. Pllogcanstalt in Franken- 

tlial (Pfalz). 

959. - Eckert, Fritz, prakt. Arzt in Oberhausen bei Augsburg, 

staatsärztl. approb. 

909. - Ed en ho f er, Bezirksarzt a. 1). in Regen (Nordbnyern). 

901. - Eder, Bezirsarzt in Grafenau. 

902. - Egger, Reg.- u. Med.-Rat in Würzburg. 

903. - Eidam, Med.-Rat, Bezirksarzt in Günzenhausen. 

904. - Eisenhofer, Bezirksarzt in Parsberg. 
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965. Dr. 

966. - 

967. - 

968. - 

969. - 

970. - 

971. - 

972. - 

973. - 

974. - 

975. - 

976. - 

977. - 

978. - 

979. - 

980. - 

981. - 

982. - 

983. - 

984. - 

985. - 

986. - 

987. - 

988. - 
*989. - 

990. - 

991. - 

992. - 

993. - 

994. - 

995. - 

996. - 

997. - 

998. - 

999. - 

1000 . - 
1001. - 
1002 . - 

1003. - 

1004. - 
*1005. - 

1006. - 
1007. - 


Eller, prakt. Arzt in Grünstadt, staatsärztl. approb. 

End res, Bezirksarzt a. D. in Würzburg. 

Ent res, Josef, Med.-Rat, Landgerichtsarzt in Weiden (Pfalz). 
Enzensberger, Bezirksarzt in Kemnath. 

Erdt, Landgerichtsarzt in München. 

Er har dt, Bezirksarzt in Bogen (Niederbayern). 

Ernst, prakt. Arzt in Hof (Saale), staatsärztl. approb. 

Erras, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Kolbermoor, staatsärztl. 
approb. 

Faber, Landgeriohtsarzt in Zwei brücken. 

Federschmidt, Bozirksarzt in Ansbach. 

Fiedler, prakt. Arzt in Landstuhl, staatsärztl. approb. 

Fink, bezirksärztlicher Stellvertreter in Regenstauf. 

Fischer, Distriktskrankenhausarzt in Hutthurm. 
Fleisohmann, Anstaltsarzt in Lichtenau (Mittelfranken), 
staatsärztl. approb. 

Flierl, Bezirksarzt a. D. in München. 

Fortner, Med.-Rat, Bezirksarzt in Bad Tölz. 

Frank, Bezirksarzt in Zweibrücken. 

Franke, Hans, bezirksärztl. Stellvertreter u. Krankenhausarzt 
in Kirchenlamitz. 

F r a n t z, Richard, bezirksärztl. Stellvertreter u. Bahnarzt in 
Grünstadt. 

Friokhinger, Landgeriohtsarzt in Nürnberg. 

Fritz, Oberarzt der Kreis-Irrenanstalt in Bayreuth. 

Fuchs, Bezirksarzt in Dingolßng. 

Gaill, Bezirksarzt a. D. in München. 

Gast, prakt. Arzt in Immenstadt, staatsärztl. approb. 
Gebhardt, Bezirksarzt u. ständiger Hilfsarbeiter im Ministerium 
des Innern in München. 

Geiger, bezirksärztlicher Stellvertreter in Hemau. 

Gernert, Mich., prakt. Arzt in Nürnberg, staatsärztl. approb. 
Gessele, prakt. Arzt u. Balmarzt in Traunstein, staatsärztl. 
approb. 

G i e r o r, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Wendelstein, staatsärztl. appr. 
Glauning, Bahnarzt in Nürnberg, staatsärztl. approb. 

Glenk, prakt. Arzt in Buchloe, staatsärztl. approb. 

G m e h 1 i n g, Bozirksarzt in Burglengenfold. 

Gö bring, Bozirksarzt in Rothenburg ob d. Tauber. 

Götti ing, Direktor der Entbindungsanstalt und Hebammen¬ 
schule in Bamberg. 

Göt«, llerrrnann, prakt. Arzt in Aichach, staatsärztl. approb.' 
Goppelt, prakt. Arzt in Treuchtlingon, staatsärztl. approb. 
Grab, prakt. Arzt in Hongorsberg, staatsärztl. approb. 

Grab am er, Jakob, Bezirksarzt a. D. in München. 

Grahamor, Karl, Landgeriohtsarzt in Lamlshut. 
v. Grashey, Geheimer Rat, Ministerialrat a. D. in München. 
Grassl, Bezirksarzt in Lindau (Bodensee). 

Grassier, Bezirksarzt in Berchtesgaden. 

Gros, Bozirksarzt u. Bahnarzt in Schwabmünchen. 
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Dr. Grüb, Bozirksarzt u. Bahnarzt in Freising. 

- Gruber, Med.-Rat, Bezirksarzt u. Gefängnisarzt in München- 

Giesing. 

- Grundier, Med.-Rat, Bezirksarzt in Neumarkt (Oberpfalz). 

- Günther, Bezirksarzt in Höchstadt (Aisch). 

- Gutermann, Bozirksarzt in Alzenau. 

- H aa ss, bezirksärztl.Stollvertr. u.Bahnarztin Altdorf b.Nürnberg. 

- Härtl, Mod.-Rat, Bozirksarzt. a. D. und Hofarzt in Wasser¬ 

burg (Inn). 

- Hagen, bezirksärztl. Stellvertreter und Oberstabsarzt a. D. in 

Windsheim. 

- Hahn, prakt. Arzt in Niedorkirohen b. Kaiserslautern, staats¬ 

ärztlich npprob. 

- Harder, Bezirksarzt in Nürnberg. 

- Hart mann, Bezirksarzt in Pfaffenhofen (Um). 

- Hausladen, prakt. Arzt in Schäftlarn, staatsärztl. approb. 

- Hausmann, Bezirksarzt in Dachau. 

- H eil m ei er, Oskar, prakt. Arzt in Würzburg, staatsärztl. appr. 

- Heim, Professor der Hygiene in Erlangen. 

- Heinsen, Nervenarzt in Augsburg, staatsärztl. approb. 

- Heiss, Adolf, Krankonhausarzt in Starnberg, staatsärztl. appr. 

- H e i s s 1 e r, Bezirksarzt in Bayreuth. 

- Held, Heinr., Bozirksarzt u. Hausarzt a. Zuchth. in Straubing. 

- Henkel, Med.-Rat, ordentl. Mitglied des Obermodizinalaus- 

schusses u. Bezirksarzt in München. 

- Honnig, bezirksärztl. Stellvertreter in Winnweiler. 

- llerberich, Arzt der Idiotenanstalt in Gemünden, staatsärztl. 

approl). 

- 11 errieh-Schüfer, prakt. Arzt in Kegensburg, staatsärztl. 

approb. 

- Hermann, Friedrich Anton, Landgerichtsarzt in München. 

- Herr mann, Franz, Bezirksarzt in Germersheiin. 

- Hertel, Beziiksarzt in Scheinfeld. 

- Heydner, prakt. Arzt in Obernzonn, staatsärztl. approb. 

- flinker, bezirksärztl. Stellvertreter in Rotthalmünster. 

- Hock, prakt. Arzt in Wörth (Main), staatsärztl. approb. 

- II o e c li s t ii 11 o r , bezirksärztl. Stellvertreter und Bahnarzt in 

Stadtprozelten. 

- lloopfol. Bezirksarzt in Rottcnhunj (Niederbayern). 

- lloerger, Bozirksarzt in Markthoidenfeld. 

- Huermann v. Hörbach, Med.-Rat, Bezirksarzt, in Speyer. 

- Husch, Hugo, Oberarzt am I »ist rikts - Krankenhaus in Pasing. 

- Husch, Paul, Assistenzarzt am Distrikts-Krankenhaus in Pasing. 

- v. Hüsslin, Med.-Rat, Landgerichtsarzt in Landau (Pfalz). 
Hofmann. A., Bezirksarzt in Naila. 

Hofmann. Franz, Med-Rat. Bezirksarzt in Würzburg. 
Hufmann. Heinr.. Bozirksarzt in Idenheim. 

Hufmann, Thoud.. Bezirksarzt in M'dlrichstudt. 
Hofmeister, prakt. Arzt in Schlciflheim. staatsärztl. approb. 
H o h e n b o r i; r r , Bczirksar/t in Hatilurt. 
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1030. Dr. Hollaender, prakt. Arzt in Arzberg (Bz.-Amt Wunsiedel), 
staatsärztl. approb. 

1051. - Horelt, Hausarzt an der Gefangenanstalt in Sulzbaeh (Oberpfalz), 

staatsärztl. approb. 

1052. - Huber, Richard, prakt. Arzt in Brand b. Markt-Redwitz, 

staatsärztl. approb. 

1053. - Hug, Bezirksarzt in Donauwörth. 

1054. - Illing, bezirksärztlicher Stellvertreter in Neustadt (Aisch). 

1055. - Imhof, prakt. Arzt in Schellenberg, staatsärztl. approb. 

1056. - Jourdan, prakt. Arzt in München, staatsärztl. approb. 

1057. - Kahlert, prakt. Arzt in Hof (Saale), staatsärztl. appiob. 

1058. - Karl, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Deggendorf, staatsärztl. approb. 

1059. - Karrer, Med.-Rat u. Direktor der Kreisirrenanstalt in Klingen¬ 

münster. 

1060. - Kaspar, Bezirksarzt in Neustadt (W.-N.). 

1061. - Kaufmann, Veit, Hofrat und Bezirksarzt a. D. in Bad 

Dürkheim. 

1062. - Kaufmann, Sally, Hofrat in Bad Dürkheim, staatsärztl. 

approb. 

1063. ’- Keller, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Heimenkirch, staatsärztl. 

approb. 

1064. - Kern, prakt. Arzt in Pirmasens, staatsärztl. approb. 

1065. - Kerschensteiner, Bahnarzt in Holzkirchen (Oberbayern), 

staatsärztl. approb. 

1066. - Kettorl, Poter, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Cham, staatsärztl. 

approb. 

1067. - Kionningors, Bezirksarzt u. Bahnarzt in Sonthofen. 

1068. - Kihn, Bezirksarzt in Schweinfurt. 

1069. - K i r s c h, Christian, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Aubing b. München, 

staatsärztl. approb. 

1070. - Klemz, Landgerichtsarzt in Memmingen. 

1071. - Klingel, prakt. Arzt u. städt. Schularzt in Nürnberg. 

1072. - Knelir, Heinrich, Landgerichtsarzt in Nürnberg. 

1073. - Knorz, prakt. Arzt u. Krankenhausarzt in Prion, staatsärztl. 

approb. 

1074. - Koch, Phil., prakt. Arzt in Waldmohr (Pfalz), staatsärztl. approb. 

1075. - Köhl, prakt. Arzt in Naila, staatsärztl. approb. 

1076. - Körbe r, Medizinalrat, Bezirks- u. Zuchthausarzt in Würzburg. 

1077. - Krämer, Bozirksarzt in Nördlingen. 

1078. - Kraus, Landgerichtsarzt in Sclnvoinfurt. 

1079. - Kraus, Kranz, prakt. Arzt in Pfakofen, staatsärztl. approb. 

1080. - Krebs, Bezirksarzt in Bad Aibling. 

1081. - Krembs, Krankenhaus-und Bahnarzt in Schongau, staatsärztl. 

approb. 

1082. - Kreuz, Bezirks- u. Landgerichtsarzt in Frankenthal (Pfalz). 

1083. - Krüh!, bozirksärztl. Stellvertreter in Schesslitz. 

1084. - K ü h n, Bezirksarzt u. Landgerichtsarzt in Kaiserslautern (Pfalz). 

1085. - Kul'ner. Landgerichtsarzt in Passau. 

1086. - Kundmiiller, Bezirksarzt in Hofheim. 

1087. - Kundt, Direktor der Kroisirremmstalt in Deggendorf. 
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1088. Dr. Laoher, Hofrat u. prakt. Arzt in Berchtesgaden, staatsärztl. 

approb. 

1089. - Lauer, Bezirksarzt in Riedenburg. 

1090. - Lechleuthner, Karl, prakt. Arzt in Rosenheim, staatsärztl. 

approb. 

1091. - Lehn er, prakt. Arzt in Frankenthal (Pfalz), staatsärztl. appr. 

1092. - Löffler, Bezirksarzt in Bamberg. 

1098. - Luokinger, Med.-Rat, Landgerichts- u. Bahnarzt in Regensburg. 

1094. - Löst, Bezirksarzt in Kaufbeuren. 

1095. - Lutz, Hans, Bezirksarzt in Mühldorf (Oberbayern). 

1096. - Maar, Bezirksarzt in Hammelburg. 

1097. - Mädl, prakt. Arzt in Kempten (Algäu), staatsärztl. approb. 

1098. - Maier, Wilh., prakt. Arzt in Augsburg, staatsärztl. approb. 

1099. - Mangelsdorff, Bezirksarzt in Gemünden (Unterfr.) 

1100. - Mann, Bezirksarzt in Pirmasens. 

1101. - Martius, Eduard, prakt. Arzt in Bayreuth, staatsärztl. approb. 

1102. - Marz eil, Bezirksarzt in München. 

1108. - Maul, prakt. Arzt in Rosenheim, staatsärztl. approb. 

1104. - Mayer, Ferdinand, Med.-Kat, Landgerichtsarzt in Amberg. 

1105. - Mayer, Carl, Bezirksarzt und Bahnarzt in Hersbruok. 

1106. - Mayer, Wilhelm, prakt. Arzt in München, staatsärztl. approb. 

1107. - Mayr, Ludwig, Bezirksarzt in Ebermann6tadt. 

1108. - Medious, Franz, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Bobingen, staats¬ 

ärztl. approb. 

1109. - Meixner, prakt. Arzt in Lichtenfels, staatsärztl. approb. 

1110. - v. Merkel, Gottlieb, Ober-Med.-Rat u. Bezirksarzt a. D. in 

Nürnberg. 

1111. - Merkel, Herrn., außerordentl. Professor für gerichtl. Medizin u. 

Suppleant des Medizinalkomites in Erlangen. 

1112. - Merkel, Sigmund, Bezirksarzt in Nürnberg. 

1118. - Miller, Bozirksarzt in Ingolstadt. 

1114. - Mi oder lein, Friodr., prakt.. Arzt in Dittenheim, staats¬ 

ärztl. approb. 

1115. - Moeges, Bozirksarzt u. Bahnarzt in Tirschonreuth. 

1116. - Müller, Jos. Ludwig, prakt. Arzt in Borg a. Laim staatsärztl. 

approb. 

1117. - Müller, Julius, Bozirksarzt in Aichach. 

1118. - Müller, M., Bozirksarzt in Homburg (Pfalz). 

1119. - M ii tzol, prakt. Arzt in Krumbach (Schwab.i, staatsärztl. approb. 

1120. - Neidhardt, Keg.- u. Med.-Itat in Landshut. 

1121. - Neumüller, Bozirksarzt in Laufen. 

1122. - Niedermaior, Bozirksarzt in Pfarrkirchen. 

1128. - Noder, Anton, prakt. Ärztin Miinchon, staatsärztl. approb. 

1124. - Nothaass, Bozirksarzt u. Bahnarzt in Günzburg. 

1125. - Oherhofor, Michael, Krankonhausarzt in Hollfeld, staats¬ 

ärztl approb. 

1126. - Obormayr, Reg.- u. Med.-Rat in Bayreuth. 

1127. - Oberwoilor, Bezirksarzt in Esohonbach. 

1128. - Ochsenkühn, Jos., bozirksärztlieher Stellvertreter in Sohwan- 

dorf. 
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1129. 

Dr. 

1130. 

- 

1131. 

• 

1132. 

- 

1133. 

- 

1134. 

_ 

1t36. 

• 

1136. 

- 

1137. 

- 

1138. 

- 

1139. 

- 

1140. 

- 

1141. 

- 

1142. 

- 

1143. 

- 

1144. 

- 

1145. 

- 

1146. 

- 

1147. 

- 

*1148. 

- 

1149. 


1150. 

- 

1151. 

- 

1152. 

- 

*1153. 

- 

1164. 

- 

1155. 

- 

1156. 

- 

1157. 

- 

1158. 

- 

1159. 


1160. 

- 

1101. 

- 

1102. 

- 

1103. 

- 

1104. 

- 

1105. 

- 

1100. 

- 

1107. 

- 

1108. 

- 

1169. 

- 

1170. 

- 

1171. 

- 


Offensberger, prakt. Arzt in Oggersheim, staatsärztlich 
approb. 

Osohmann, Max, bezirksärztl. Stellvertreter in Euerdorf 
(U nterfranken). 

Pallikan, Paul, Polizeiarzt in München. 

Palmedo, bezirksärztl. Stellvertreter u. Bahnarzt in Roth 
bei Nürnberg. 

Petritschek, Jos., Spezialarzt für Chirurgie in Münohen, 
staatsärztl. approb. 

Pfeiffer, Landgerichtsarzt in Traunstein. 

Pickl, Langerichtsarzt in Eichstätt. 

Plauth, Bezirksarzt in Kusel (Pfalz). 

Preisendoerfer, Bezirksarzt in Lohr. 

Prugger, Bezirksarzt in Ochsenfurt. 

Pürokhauer, Bezirksarzt in Dinkelsbühl. 

Putscher, Bezirksarzt in Schongau. 

Raab, Wilhelm, Bezirksarzt in Schwabach. 

Rauh, Bezirksarzt in Erding. 

Rau so h, prakt. Arzt in Zweibrücken, staatsärztl. approb. 
Redenbaoher, Landgerichtsarzt in Kempten (Algäu). 
Regler, Landgerichtsarzt a. D. in München. 

Re i oh old, bezirksärztl. Stellvertr. u. Bahnarzt in Lauf a.Pegnitz. 
Reinhardt, Bahnarzt u. Krankenhausarzt in Weiden, staats¬ 
ärztl. approb. 

Richter, außerordentl. Professor der geriohtl. Medizin und 
Landgerichtsarzt in München. 

Rittmaver, Gg. Fr., Bezirksarzt in Mainburg. 

Roger, Ober-Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat a. D. in Augsburg. 
Rohm er, Bezirksarzt in Bergzabern. 

Roth, Friedrich, Med.-Rat, Bozirksarzt a. D. in Bamberg. 
Roth, Jos. Herrn., Polizei- u. Bahnarzt in Bamberg. 
Rothhammer, Bezirksarzt in Griesbach. 

RUdinger, bezirksärztl. Stellvertreter in Weissenborn. 
Runk, Physikatsassistent u. Bahnarzt in Ludwigshafon (Rh.). 
Russ, bezirksärztl. Stellvertreter in Eltmann. 

Schäfer, Bezirksarzt u. Hausarzt an der Gefangonanstalt in 
Sulzbach (Oberpfalz). 

Schalk h au sor, Landgerichtsarzt in Augsburg. 

Schar ff, prakt. Arzt in Wunsiedol, staatsärztl. approb. 
Schelle, Bozirksarzt in Noustadt (Aisch). 

Schenk, bezirksärztl. Stellvertr. in Babenhausen (Schwaben). 
Scheppach, prakt. Arzt in Donauwörth, staatsärztl. approb. 
Schirmer, Bozirksarzt in Eichstätt. 

Schlier, Bozirksarzt in Lauf a. Pegnitz. 

Sch meißner, prakt. Arzt in Volkach, staatsärztl. approb. 
Schmid, Anton, Med.-Rat, Bozirksarzt in Vilshofon. 
Schmid, Johann, Bozirksarzt in Altötting. 

Schmid, Otto, prakt. Arzt in Froising, staatsärztl. approb. 
Schmid, Valentin, prakt. Arzt in Augsburg, staatsärztl. approb. 
Schmidt, Georg, Bozirksarzt in Nabburg (Pfalz). 
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1209. - 
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Schmidt. Gottfried, Oberstabsarzt a. D. in Bad Dürkheim, 
staatsiirztl. approb. 

Schmidt, Peter, Med.-Rat, Bezirksarzt a. 1). in Nürnberg. 
Schmitt, Eduard, prakt. Arzt in Edesheim, staatsiirztl. approb. 
S c h m i tt, .Josef, Hausarzt d. Gefangenanstalt in Laufen (Oberhay.). 
Schmitt, Josof, Bezirksarzt in Füßen. 

Schmitz, Bezirksarzt in Starnberg. 

Schneller, Bezirksarzt in Bamberg. 

Schön, Bezirksarzt in Pegnitz. 

Schopp, Max, Med.-Rat, Bezirksarzt in Kronaeh. 

Schöppner, Ludwig, Bezirks-u. Bahnarzt in Friedberg (Bayorn). 
Schrank, Bezirksarzt in Ebersberg. 

Sohröfl, prakt. Arzt in Wertingon. staatsiirztl. approb. 
Schrön, prakt. Arzt in Weidenberg, staatsärztlich approb. 
Schub. Bezirksarzt in Wegscheid (Niodorbnyern). 

Schütz, Bezirksarzt in Vilsbiburg. 

Schultz, Eduard, Bezirksarzt in Teuschnitz. 

Schuster, Physikatsassistent in Augsburg. 

Schwarz, Ernst, prakt. Arzt in Memmingen, staatsiirztl. approb. 
Sch wo i n b ergo r, M., Med.-Rat, Bezirksarzt in Traunstein. 
Sch win k, Landgerichtsarzt in Ansbach. 

Seelos, Bezirksarzt in Markt-Oberdorf (Schwaben). 
Seiderer, Bahnarzt in Ingolstadt, staatsiirztl. approb. 

Seidl, Ludwig. Bezirksarzt in Hilpoltstein. 

Seil, Josef. Med.-Rat, Bezirksarzt a. 1). in Dillingon (Donau). 
Sendtner, Bezirksarzt in Augsburg. 

Sitzborger, Alois. Bezirksarzt in Eggenfelden. 

Sülch, Bezirksarzt in Münchberg (Oberfranken). 

Solbrig, Mod.-Rat, Bezirksarzt a. D. in Bayreuth.' 

Spaotli, Franz, Bezirksamt in Fürth (Bayern). 

Späth, Josof, Med.-Rat, Bezirksarzt in Landshut. 
Spenkuch, Bezirksarzt in Neustadt (Haardt). 

Spiogol, prakt. Arzt in Oberhausen bei Augsburg, staatsürztl. 
approb. 

Spies, Bezirksarzt in Bad Dürkheim. 

Stadl or, prakt. Arzt in Dinkolsbühl, staatsiirztl. approb.') 

St ap p e 1. Wilhelm, prakt. Ärztin Langguaid, staatsiirztl. approb. 
Stark. Friedrich, prakt. Arzt in Neustadt (Haardt I. staatsiirztl. 
approb. 

Stark, Emil, Stadtarzt in Fürth (Bayern). 

Steichelo, Bezirksarzt u. Bahnarzt in Arnberg. 

Stoidlo. prakt. Arzt u. Bahnarzt in Kempten (Algäu), staats- 
ärztl. approb. 

Steigeimann. Lud., prakt. Arzt in Rhodt (Pfalz), staatsärztl. 

approb. 

Steindl. prakt. Arzt u. Anstaltsarzt in Rain a. Lech, staats- 
iirztl. approb. 

Stüinh über. Bezirksarzt in l’assau. 


I InzwiM'hen ver>torben- 
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1214. Dr. Steininger, Bezirksarzt in Stadtamhof. 

1215. - Stengel, Hans, Physikatsassistent in Wiirzburg. 

1216. - Steudel, prakt. Arzt u. Bahnarzt in Regensburg. 

1217. - Stiokl, Bezirksarzt in Ebern. 

1218. - Stölzl, Physikats-Assistent in Ludwigshafen (Pfalz). 

1219. - Stummer, Otto, Bezirksarzt in Dillingon. 

1220. - Stritzl, prakt. Arzt in Dorfen, staatsärztl. approb. 

1221. - Stumpf, Universitäts-Prof. u. Landgerichtsarzt in Wiirzburg. 

1222. - Thenn, Med.-Rat, Bezirksarzt in Beilngries. 

1223. - Thiel, prakt. Arzt in Karlstadt, staatsärztl. approb. 

1224. - Tischler, Bezirksarzt in Deggendorf. 

1225. - Frhr. v. Thon-Dittmor, Bezirksarzt in Feuchtwangen. 

1226. - Trzetziak, Bezirksarzt in Karlstadt. 

1227. - Uebl, Bezirksarzt in Berneok (Oberfranken). 

1228. - Utz, Christian, Reg.- u. Med.-Rat in Augsburg. 

1229. - UtzSchneider, Knappsdhafts-, Krankenhaus- u. Bahnarzt in 

Unterpeißenberg, Post: Peißenberg. 

1230. - Vanselow, Med.-Rat, Bezirksarzt in Kissingen. 

1231. - Viernstein, prakt. Arzt u. Hausarzt der Strafanstalt in Kais- 

heim, staatsärztl. approb. 

1232. - Vogl, prakt. Arzt in Kottern, staatsärztl. approb. 

1233. - Vogler, Bezirksarzt in Krumbach (Schwaben). 

1234. - Vogt jun., Heinrich, prakt. Arzt in Kandel, staatsärztl. approb. 

1235. - Voll, bezirksärztl. Stellvertreter in Schwarzenfold. 

1236. - Waibel, Med.-Rat, Bozirksarzt a. D. in Kempton (Algäu). 

1237. - Wan der, bezirksärztl. Stellvertreter in Dettelbach. 

1238. - Weber, Emanuel, Bezirksarzt in Kelheim. 

1239. - Weber, Jakob, prakt. Arzt in Burghaslach, staatsärztl. approb. 

1240. - W e>b e r, Jakob, prakt. Arzt in Kaiserslautern, staatsärztl. approb. 

1241. - Weber, Klemens, Bezirksarzt in Kötzting. 

1242. - Weckerle. Bezirksarzt in Mallersdorf. 

1243. - Weigl, prakt. Arzt u. Schularzt in München, staatsärztl. appr. 

1244. - Weikard, Bozirksarzt in Kempten. 

1245. - Weiss, August, Med.-Rat, Laudgorichtsarzt in Bayreuth. 

1246. - Weiss, Theobald, Bezirksarzt in Miesbach. 

1247. - Welte, prakt. Arzt in Saal (Saale), staatsärztl. approb. 

1248. - Werner, Paul, bezirksärztlicher Stellvertreter, (ieisenfold 

b. Pfaffenhofen. 

1249. - Westermayor, Bozirksarzt in Freyung v. Wald. 

1250. - Wotzel, Med.-Rat, Bezirksarzt in Nürnberg. 

1251. - Wiede mann, Bozirksarzt in Neu-Ulm. 

1252. - Wiest, Franz, prakt. Arzt u. Krankenhausarzt in Lenggries, 

staatsärztl. approb. 

*1253. - Wild, Bezirksarzt in Wunsiedol. 

1254. - Wille, bezirksärztl. Stellvertreter in Obergünzburg. 

1255. - Winsauor, Bahnarzt und Hofarzt in Kleinheubach, staatsärztl. 

approb. 

1256. - Winterstoin, Willi., prakt. Arzt u. Bahnarzt in Brückenau, 

staatsärztl. approb. 

1257. - Wollen weber. Med.-Rat. Landgerichtsarzt in Neuburg (Donau). 
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Dr. Würth, Fritz, prakt. Arzt in Jettingen, staatsärztl. approb. 

- Wunder, bezirksärztl. Stellvertreter in Wolfstein. 

- Wurm, Stephan, bezirksärztl. Stellvertr. in Haag (Oberbayern). 

- Zängerle, prakt. Arzt in Landshut. staatsärzll. approb. 

- Zantl, Bezirksarzt in Weiiheim. 

- Zeitler, Conrad, Med.-Rat, Bezirksarzt und Arzt an der 

Königl. Strafanstalt in Ebrach. 

- Zeitler, Fritz, prakt. Arzt in Wörth (Donau), staatsärztl. appr. 

- Zimmer, Ernst, Hausarzt an der Königl. Strafanstalt in 

Altenglan, staatsärztl approb. 

- Zinn, Med.-Rat, Landgerichtsarzt in Bamberg. 

- Zoellner, Bezirksarzt in Bruck (Fürstenfeld). 

- Zorn, Friedrich, Bezirksarzt in Lichtenfels. 

- Zorn, Ludwig, Bezirks- und Landgerichtsarzt in Franken¬ 

thal (Pfalz). 

- ZWecker, bezirksärztl. Stellvertreter in Waldfischbach. 

- Zwicknagl, Max, prakt. Arzt in Deggendorf, staatsärztl. 

approb. 

O. Königreich Sachsen. 

Dr. Boeters, Bezirksarzt in Döbeln. 

- Böttcher, Anstaltsbezirksarzt in Hohnstein (Sachs. Schweiz) 

- Brink, Bezirksarzt in Frankenberg (Sachsen). 

- En dl er, Bezirksarzt in Dippoldiswalde. 

- Erler, Ober-Med.-Rat, Bezirksarzt in Meissen. 

- Facilides, San.-Rat u. Geriehtsarzt in Plauen (Vogtland). 

- Fickert, Bezirksarzt a. D. in Marienberg (Sachsen). 

- Flinzer. Med.-Rat. Bezirksarzt in Plauen (Vogtland). 

- Gelb ko, Ober-Med.-Rat u. medizinischer Beirat bei der 

Kreishauptmannschaft in Chemnitz. 

- Geyer, Landgerichtsarzt in Zwickau (Sachsen). 

- Hansel, Gerichtsarzt in Chemnitz. 

- Harms, Bezirksarzt in Annaberg (Erzgeb.), 

- Hauffe, Stadtbezirksarzt in Chemnitz. 

- Hertzseh, Ober-Med.-Rat, Reg.- u. Mod.-Rat in Leipzig. 

- Heyn, Bezirksarzt in Kamonz. 

- Holz, Bezirksarzt in Leipzig-Gohlis. 

- Ilberg, Ober-Med.-Rat, Direktor der Heil- u. Pflegeanstalt 

Sonnenstein bei Pirna. 

- Kindt, Ober-Med.-Rat, Bezirksarzt in Grimma. 

- Klotz, Bezirksarzt in Zwickau. 

- Ko ekel, a. o. Professor, Direktor des Instituts für geriehtl. 

Medizin in Leipzig. 

- Kuschel, stellvertretender Stadtbezirksalzt und Stadtarzt in 

Chemnitz. 

- Lehmann, Chefarzt der Pi er souseben Privat-Heilanstalt 

in Coswig (Sachsen). 

- Lehmann, Geh. Med.-Rat, Direktor der städtischen Heil-und 

Pflegeanstalt in Dösen bei Leipzig, Post: Probstheida. 

- Leon har dt, Stadtbezirksarzt in Dresden. 

- Lutze, Bezirksarzt in Osehatz. 
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*1297. Dr. v. Mücke, Ober-Med.-Rat, Bezirksarzt in Zittau (Sachsen). 
1298. - Müller, Anstaltsbezirksarzt in Stollberg (Erzgob.). 

*1299. - Neumeister, Bezirksarzt in Borna (Bz. Leipzig). 

1300. - Petzholdt, Med.-Rat, Bezirksarzt in Pirna. 

1301. - Perthen, Med.-Rat, Bezirksarzt a. D. in Oelsnitz (Vogtl.). 

1302. - Pö'tter, Med.-Rat, Stadtbezirksarzt in Leipzig, Leipzig-Lindenau. 

1303. - Rechholtz, Med.-Rat, Bezirksarzt in Freiberg (Sachsen). 

1304. - Richter, San.-Rat, Gerichtsassistenzarzt in Leipzig. 

1305. - Sauer, Bezirksarzt in Bautzen. 

1306. - Schmidt, Bezirksarzt in Oelsnitz (Vogtl.). 

*1307. - Schroeter, Ober-Med.-Rat, Bezirksarzt in Auerbach. 

1308. - v. Schroeter, Bezirksarzt in Rochlitz. 

1309. - Stahl, Bezirksarzt in Großenhain. 

*1310. - v. Stieglitz, Med.-Rat, Bezirksarzt in Lübau (Sachsen). 

1311. - Streit, Ober-Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat bei der Kreishaupt¬ 
mannschaft in Dresden. 

*1312. - Thiersch, Med.-Rat, Bezirksamt in Dresden. 

*1313. - Tietze, Bezirksarzt in Schwarzenberg (Sachsen). 

1314. - Weber, Geheimer Rat in Dresden. 

1315. - Wen gl er, Bezirksarzt in Glauchau. 

*1816. - Werner, Bezirksarzt in Blasowitz bei Dresden. 

1317. - Zehlert, Med.-Rat, Bezirksarzt in Chemnitz. 

D. Königreich Württemberg. 

1318. Dr. Andrassy, Oberamtsarzt in Böblingen. 

1319. - Baur, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Blaubouren. 

1320. - Beck, Stadtarzt u. Oberamtswundarzt in Ludwigsburg. 

1321. - Bi 1 finger, Oberamtsarzt in Neckarsulm. 

1322. - Blezinger, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Cannstadt. 

*1323. - Breit, Med.-Rat, O! >eramtsarzt in Stuttgart. 

1324. - Bubenhofer, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Vaihingen (Enz). 

1325. - Buder, Oberarzt an der Königl. Heil- u. Pllegeanstalt, in 

Winnental, Post Winnenden. 

132(3. - Camerer, Med.-Rat, Mitglied des Medizinalkollogiums in 
Stuttgart. 

1327. - Cless, Sanitäts-Rat, stellvertr. Stadtdirektionsarzt a. I). in 

Stuttgart. 

1828. - Cu borst, OberamtsWundarzt in Kiinzelsau. 

1329. - Daiber, Oberarzt an der Königl. Heil- u. Pllegeanstalt Weins¬ 

berg. 

182)0. - 1) rächt er, Oberunitsarzt in Crailsheim. 

1331. - Engel ho rn, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Göppingen. 

1382. - Essig, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Ravonsburg. 

132)8. - F auser, San.-Rat, dirig. Arzt am Biirger-11 < »sj > i t ;il in Sl ut \ gart. 

1384. - Finckli, Oberamtsarzt in Teltnang. 

1835. - Foelir jr., Oberamtsarzt in Marbach. 

133(3. - Fricker, San.-Rat, Oberamtsarzt in Nagold. 

1337. - Gastpar, Prof., Stadtarzt in Stuttgart. 

1338. - Gau pp, Mod.-Rat, oberamtsarzt in Srliormlorf. 

1339. - Gau pp, Oberamtswundarzt in Göppingen. 
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1340. 

1341. 

1342. 

1343. 


1344. 
, 1345. 

1346. 

1347. 

1348. 
*1349. 
*1H50. 

1351. 

1352. 

1353. 

1354. 

1355. 

1356. 

1357. 

1358. 

*1359. 

1360. 


1361. 

1362. 
1303. 
1364. 


1365. 


1366. 

1367. 

1308. 

1309. 

1370. 

1371. 

1372. 

1373. 

1374. 

1375. 

1376. 

1377. 
1318 . 
1379. 

* 1 OSO. 


Dr. Georgii, Oberamtsarzt in Geislingen (Steige). 

- Gnant, Oberamtsarzt in Ellwangen. 

- Groß, Med.-Rat, Direktor der Königl. Heil- u. Pflegeanstalt 

Sckussenried. 

- Gutekunst, Oberarzt an der Kgl. Heil- u. Pflegeanstalt in 

Zwiefalten (Wiirtt.). 

- Haag, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Heilbronn (Neckar). 

- Habermaas, Med.-Rat, ärztl. Vorstandsmitglied der Vor-* 

Sicherungsanstalt Württemberg in Stuttgart. 

- Haffner, Oberamtsarzt in Langenburg. 

- Härlin, Oberamtsarzt in Neuenbürg. 

- Hardt, Distriktsarzt in Weinsberg, staatsarztl. approb. 

- Heller, Med.-Rat. Oberamtsarzt in Backnang. 

- Herr mann, Oberamtsarzt in Sulz (Neckar). 

- Höring, Hofrat, Oberamtsarzt in Weinsberg. 

- Hoff mann, Oberarzt an der Königl. Heil- u. Pflegeanstalt 

Zwiefalten (Württemberg). 

- Hopf, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Balingen. 

- Jäger, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Ulm (Donau). 

- Kästle, Oberamtsarzt in Wangen (Allgäu). 

- Komm ler, Med.-Rat, Direktor der Königl. Heil- u. Pflege¬ 

anstalt in Weinsberg. 

- Kern, Oberamtsarzt in Kiinzelsau. 

- Koch, Oberarzt an der Königl. Heil- u. Pflegeanstalt in 

Schussonried. 

- Kost 1 in, Ober-Med.-Rat, Stadtdirektionsarzt in Stuttgart. 

- Kohlhaas, Med.-Rat, Mitglied des Medizinal - Kollegiums in 

Stuttgart. 

- Kommereil, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Waiblingen. 

- Kräh m er, Oberamtswundarzt in Geislingen (Steige). 

- Kr au ss, Med.-Rat, Überamtsarzt in Kirchheim- Teck. 

- K re user, Med.-Kat und Direktor der Königl. Heil- u. Pfloge- 

anstalt in Winnental, Post Winnenden. 

- Krimmel, Med.-Rat, Direktorder Königl. Heil-u. Pliegoanstalt 

Zwiefalten { Württemb.) 

- Kurrer, Oberamtsarzt in Horb (Neckar). 

- Lang, Hofrat, Oberamtsarzt in Besigheim. 

- Lang, Oboramtswundarzt in Rottweil. 

- Lee hl er, Oberamtsarzt in Herrenherg. 

- Lieb, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Kroudonstadt. 

- Ludwig, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Leonberg (Wiirtt.). 

- Luib, Oboramtsarzt in Mergentheim. 

- Lutz, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Saulgau. 

- Maier, Oberamtswundarzt in Sulz (Neckar). 

- Maiseh, Oboramtsarzt in Oehringen. 

Mayer, OberamtsWundarzt in Tcttnamj. 

- Mayer, Viktor, Oberamtsarzt in Münsingen (Wiirtt.). 

- Mi ss mahl, Med.-l\at., Oberamtsarzt in Riedlingen (Wiirtt.)- 
Müller, Mod.-Rat. Oboramtsarzt in Calw. 

M u n t s c h , Oberamtsarzt in Neivshoim. 
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1381. 


1882. 

1383. 

1384. 

1385. 
1380. 
1387. 

1338. 

*1389. 

1390 . 

1891. 

1392. 

1393. 

1394. 

1395. 

1396. 


1397. 

1398. 

1399. 

1400. 


1401. 


1402. 

1403. 
*1404. 

1405. 

1400. 

1407. 

1408. 
*1409. 

1410. 

1411. 

1412. 


1413. 

1414. 

1415. 

1410. 

1417. 


1418. 

1419. 


Dr. Obermiller, Oberarzt an der König!. Heil- u. Pflegeanstalt 
Weissenau (Württemb.) 

- Palmer, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Biberach (Riss). 

- Paulus, Oberamtsarzt in Heidenheim (Brenz). 

- Pfäfflin, Oberamtsarzt in Urach. 

- Pfeilsticker, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Gmünd (Schwab.). 

- Pfleiderer, Oberamtswund- u. Stadtarzt in Knittlingen. 

- Rank, Med.-Rat, Direktor der Königl. Heil- u. Pflegeaustalt in 

Weissenau (Württemb.) 

- Ray, Med.-Rat, Oboramtsarzt in Ehingen. 

- v. Rembold, Medizinaldir. dos Med.-Kollegiums in Stuttgart. 

- Rembold, Oberamtsarzt in Waldsee (Württ.). 

- Romberg, Med.-Rat, Oboramtsarzt in Nürtingen. 

- Russ, Med.-Rat, Oboramtsarzt in Rottwoil. 

- Sattler, Oberamtswundarzt in Cannstadt. 

- Sautter, San.-Rat, Oberamtswundarzt in Laupheirn. 

- Scheef, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Rottonburg (Neckar). 

- Soheurlon, Obor-Med.-Rat, Mitglied des Medizinalkolle¬ 

giums in Stuttgart. 

- Schmid, Med.-Rat, Oboramtsarzt in Brackenheim. 

- Schmidt, Oberamtswundarzt in Rottonburg (Noekar). 

- Schnekonburgor, Med.-Rat, Oboramtsarzt in Tuttlingen. 

- Schott, leitender Arzt der Anstalt für Schwachsinnige und 

Epileptiseho in Stetten i. Remstal. 

- Schwarzkopf, stelle. Stadtdirektionsarzt in Stuttgart, staats- 

ürztl. approb. 

- Seegor, Oberamtsarzt in Welzheim. 

- Sigmund t, San.-Rat, Oberamtsarzt a. D. in Spaiehingen. 

- Späth, Med.-Rat, Oboramtsarzt in Esslingen (Neckar). 

- Staiger, San.-Rat, I.eitor der Irronabteilung an der Straf¬ 

anstalt Hohonasperg in Asporg (Württemb.) 

- Staudenmayor, Med.-Rat. Oberamtsarzt in Ludwigsburg. 

- Stein brück, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Reutlingen. 

- Stell, Oboramtsarzt in Tübingen. 

- Süsskind, Med.-Rat, Oboramtsarzt in Hall (Schwäbisch). 

- Teufel, Oberamtsarzt in Gaildorf. 

Vottelcr, San.-Rat, Oboramtswumlarzt in Esslingen (Neckar). 

- Walcher, Med.-Rat. Direktor der Landes-Hebammen-Lohr- 

anstalt in Stuttgart. 

W alz, Obor-Med.-Rat, Mitglied dos Med.-Kol legi ums in Stuttgart. 

- Woinland, G.. Oberarzt an der Königl. 11 eil- u. Pllegeanstalt 

Weissenau (Württemb.) 

- Woinland, Aug, Oberarzt an der Königl. Heil- u. Ptlogo- 

anstalt Schussenried. 

- W o i s s e n r i e d e r, Oberamtsarzt, in Maulbronn. 

Werner, Assistenzarzt an der Königl. Heil- u. Pllegeanstalt 
Winnental. Pust: Winnenden. 

E. Grounherzogtum Baden. 

Br. Baader, Med.-Rat. Be/.irksarzt in (Ulenburg (Baden). 

- Bau mann, Bezirksas.-dslenzarzt in Walldürn i Baden 1 . 


IIP 
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*1420. 

1421. 

*1422. 

1423. 

1424. 

1425. 

1426. 

1427. 

1428. 

1429. 

1430. 

1431. 

1432. 

1433. 

1434. 

1435. 

1436. 

1437. 

1438. 

1439. 

1440. 

1441. 

1442. 
1413. 

*1444. 

1445. 

1446. 
*1447. 

1448. 

1449. 

1450. 

1451. 

1452. 

1453. 

1454. 

1455. 

1456. 

1457. 
* 1458. 

1459. 

1460. 

1461. 

1462. 

1463. 

1464. 

1465. 

1466. 
14i 17. 
14* iS. 


Dr. Becker, Med.-Rat, Bezirksarzt in Freiburg (Breisgau). 

- B o p p, Bezirksarzt in Boxberg (Baden). 

- Compter, Med.-Rat, Bezirksarzt a. D. in Rastatt. 

- Dörner, Bezirksarzt in Sphopfheim. 

- Eckert, Med.-Rat, Bezirksarzt in Waldkirch (Breisgau). 

- Ernst, Bezirksarzt in Wiesloch. 

- Greiff, Geh. Ober-Mod.-Rat in Karlsruhe (Baden). 

- Guttenberg, Bezirksarzt in Freiburg (Breisgau). 

- Hauser, Geh. Ober-Med.-Rat in Karlsruhe (Baden). 

- Heine mann, Med.-Rat, Bezirksarzt in Konstanz. 

- Henrici, Med.-Rat, ßozirksarzt in Schwetzingen. 

- Herzog, Bezirksarzt in Weinheim (Bergstraße). 

- Hoche, Professor, Geh. Hofrat, Direktor dor psychiatrischen 

Klinik in Freiburg (Breisgau). 

- Holl, Bezirksarzt in Heidelberg. 

- Kaiser, Mod.-Rat, Bezirksarzt in Karlsruhe (Baden). 

- Kamm, Med.-Rat, Bezirksarzt in Bretten. 

- Kautz mann. Bozirksarzt in St. Blasien. 

- Kl ehe, Geh. Mecf.-Rat, Bozirksarzt in Bruchsal. 

- Kossel, Professor der Hygiene in Heidelberg. 

- Kramer, Med.-Rat, Bezirksarzt in Ettlingen (Baden). 

- Kroell, Geh. Hofrat, Bezirksarzt in Lahr (Baden). 

- Kürz, Med.-Rat, Bezirksarzt, Privatdozent u. Direktor des go- 

richtl.-medizinischen Instituts in Heidelberg. 

- Lofholz, Med.-Rat. Bezirksarzt in Emmeudingen. 

- Manz, Bezirksarzt in Triberg. 

- Mayer, Med.-Rat, Bozirksarzt in Pforzheim. 

- Meess, Bezirksarzt in Wertheim. 

- Mittormaier, Geh. Med.-Rat in Heidelberg. 

- Xitka, Bezirksarzt in Mannheim. 

- Popp, Bezirksarzt in Siiokingen. 

- Riffel, Bozirksarzt in Neustadt (Schwarzwald). 

- Roth. Bezirksarzt in Reilingen. 

- Sartori, Bezirksarzt in Bonndorf (Schwarzwald). 

- Schleid, Mod.-Rat. Bozirksarzt in Mannheim. 

- Schmid. Bezirksarzt in Meßkireh. 

- Schneider, Med.-Rat. Bozirksarzt in Acliorn (Baden). 

- Schöning. Mod.-Rat, Bozirksarzt in Donaueschingon. 

- Seitz, Bezirksarzt in Eberbach (Baden). 

- Stark, Med.-Rat. Bezirksarzt in Lörrach. 

- Stengel. Bozirksarzt in Lahr. 

- Stöcker, Bezirksarzt in Villingon. 

- Stofer, Mod.-Rat, Bezirksarzt in Kehl. 

- Th o mann, Med.-Rat. Bozirksarzt in Baden-Baden. 

- Themen, Med.-Rat, Bezirksarzt in Wolfach. 

- Walther. Mod.-Rat, Bozirksarzt in Ettenhoim. 

- Warth, Mod.-Rat. Bezirksarzt in Müllheim (Baden). 

- Wipper mann, Mod.-Rat, Bozirksarzt in Mosbach (Baden). 

- Werner, Bezirksarzt in Uehorlingen. 

Wohlfahrt, Mod.-Rat, Bezirksarzt in Bühl (Baden'. 

- Zix, Med.-Rat. Bezirksarzt in Mannheim. 
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F. CfroMheriogtnm Heuen. 

1469. Dr. Baiser, Med.-Rat, Kreisarzt in Mainz. 

1470. - Best, Kreisassistenzarzt in Darmstadt. 

1471. - Drescher, Kreisassistenzarzt in Mainz. 

1472. - Fertig, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Worms. 

1473. - Fresenius, Kreisassistenzarzt in Worms. 

1474. - Groos, Med.-Rat, Kreisarzt in Bensheim. 

1475. - Haberkorn, Med.-Rat, Kreisarzt in Giessen. 

1476. - Hauser, Geh. Ob.-Med.-Rat in Darmstadt. 

1477. - Heinricy, Kreisarzt in Lauterbaoh (Hessen). 

1478. - Jaup, Kreisassistenzarzt in Heppenheim (Bergstraße). 

1479. - Koeniger, Med.-Rat, Kreisarzt in Schotten. 

1480. - Langer man n, Kreisassistenzarzt in Giessen. 

1481. - Lehr, Med.-Rat, Kreisarzt in Darmstadt. 

1482. - Lindenborn, Med.-Rat, Kreisarzt in Gross-Gerau. 

148& - Nebel, Med.-Rat, Kreisarzt in Friedberg (Hessen). 

1484. - Neidhart, Geh. Obormedizinal-Rat in Darmstadt. 

1485. - Pfannmüller, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Offenbach (Main). 

1486. - Schaffer, Med.-Rat, Kreisarzt in Alzey. 

1487. - Schaffer, Med.-Rat, Kreisarzt in Bingen (Rhein). 

1488. - Schenk, Kreisassistenzarzt in Gedern (Hessen). 

1489. - Schwan, Kreisarzt in Dieburg. 

1490. - Stigell, Med.-Rat, Kreisarzt in Oppenheim. 

1491. - Walger, Med.-Rat, Kroisarzt in Krbacli (Odenwald). 

1492. - Walther, Professor, Lehrer an der Hebammen - Lehranstalt in 

Giessen. 

1493. - Wengler, Med.-Rat, Kreisarzt in Alsfeld. 

1494. - Wiessner, Med.-Rat, Kreisarzt in Büdingen (Oberhessen). 

O. Orouherzogtümer Mecklenburg-Schwerin n. Mecklenburg- 

Strelitz. 

1495. Dr. Bartsch, Med.-Rat. Kreisarzt in Parchim. 

1496. - Buschmann, Kreisarzt in Gnoien. 

1497. - Dannien, San.-Rat, Kreisarzt in Malchin. 

1498. - Dugge, San.-Rat, Kreisarzt u. Privatdozent in Rostock (Mocklb.). 

*1499. - Flfeldt, Med.-Rat, Kreisarzt in Gadebuseh. 

15(X). - Günther, Med.-Rat, Kreisarzt in Hagenow (Meeklh.). 

1501. - Müller, Geh. Med.-Rat, Medizinal-Roforont bei dem Justiz¬ 

ministerium (Abt. f. Medizinal -Angelegenheiten) in Schwerin 
(Meeklh.). 

1502. - Mul er t, Med.-Rat, Kreisarzt in Waren. 

1503. - Roggen bau, Ober-Med.-Rat in Neustrelitz. 

1504. - Schrakamp, Med.-Rat, Kreisarzt in Schön borg (Mocklb.). 

1505. - Schuehardt, Professor, Geh. Med.-Rat, Mitglied der Modiz.- 

Kommission in Gohlshoim, Post: Göhlsdorf (Mocklb.). 

1506. - Stephan, Med.-Rat, Kreisarzt in Güstrow. 

*1507. - (Jnruli, Med.-Rat, Kreisarzt in Wismar. 

1508. - Viereck, Med.-Rat, Kreisarzt in Ludwigslust. 

1509. - Wilhelmi, Mod.-Rat, Kreisarzt in Schwerin (Meeklki. 
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XL GroMherzogtum Oldenburg. 

1510. Dr. Barnstedt, Amtsarzt in Oldenburg (Grhzgt.). 

1511. - Giesler, Med.-Rat, Physikus in Eutin. 

1512. - Lübbers, Med.-Rat, Amtsarzt in Löningen. 

*1513. - Heinz, Amtsarzt in Vechta. 

1514. - Möhlfeld, Amtsarzt in Delmenhorst. 

1515. - Rosenow, Amtsarzt in Westerstede. 

1516. - Schlaeger, Med.-Rat, Landphysikus u. Landgerichtsarzt in 

Oldenburg (Grhzgt). 

1517. - Schmidt, Med.-Rat, Landesarzt in Idar. 

I. Grossherzogtum Saohsen - Weimar. 

1518. Dr. Auch. Bezirksarzt in Neustadt (Orla). 

*1519. - Brauns, Med.-Rat, Bezirksarzt in Eisenach. 

1520. - Flemming, Med.-Rat, Bezirksarzt in Auma. 

1521. - Giese, a. o. Professor, Bezirksarzt in Jena. 

*1522. - v. d. Goltz, Bezirksarzt in Dornburg. 

1523. - Gumprecht, Prof., Geh. Med.-Rat in Weimar. 

1524. - Knopf, Med.-Rat, Bezirksarzt in Weimar. 

1525. - Löber, Med.-Rat, Bezirksarzt in Vacha. 

*1526. - Michael, Bezirksarzt in Ilmenau. 

*1527. - Pfeifer, Med.-Rat, Bezirksarzt in Weida. 

1528. - Rö liier, Med.-Rat, Bezirksarzt in Apolda. 

*1529. - Rauch, Mod.-Rat, Bezirksarzt in Allstedt. 

*1530. - Rudel, Bezirksarzt in Weimar. 

1531. - Sarnow, San.-Rat, Bezirksarzt in Eisenach. 

1532. - Sartorius, stollvertr. Bezirksarzt in Großrudestedt. 

1533. - Schultheiß, Bezirksamt in Gerstlingen. 

1534. - Stapff, Bezirksarzt in Dermlnich (Feldabahn). 

1535. - Starcke, Med.-Rat, Bezirksamt a. D. in Vieselbach. 

*1536. - Starcke, Ernst, Bezirksarzt in Vieselbach. 

K. Herzogtum Anhalt. 

1537. Dr. Esloben, Med.-Rat, Kreisarzt in Bernburg. 

1538. - Eitzau, Med.-Rat, Kreisarzt in Ballenstedt. 

1539. - Kl au der, prakt. Arzt in Dessau, staatsarztl. approb. 

1540. - Oelimko, Med.-Rat, Kreisarzt in Dessau. 

*1541. - Richter, Reg.- u. Gell. Med.-Rat in Dessau. 

1542. - Kobitzsch, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Zerbst. 

1543. - Weinberg, Kreisarzt in Göthen (Anhalt). 

*1544. - Schulze, prakt. Arzt in Zerbst, staatsärztl. approb. 

I«. Herzogtum Br&unsohwelg. 

1545. Dr. Bock haus, San.-Rat, Physikus in Königslutter. 

*15 95. - ('reite, Sanitiitsrat, Physikus in Srböningen. 

1547. - Engel, San.-Rat, Plnsikus in Wnlfenbiittel. 

*1548. - Engelhrceht, Geb. Med.-Rat. Mitglied des Lnndesmedizinal- 

knllrgiums in Braunsrhweig. 

‘‘1549. - Klooppel, San.-Rat, Plnsikus in Blankenburg t Harzt. 

1550. - Müller. R«>h., Mrd.-Rai. Physikus in Braunschweig. 
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- T. Fürstentum Sohw&rzburg - Rudolstadt. 

*1587. Dr. Biedermann, Polizeiarzt in Rudolstadt. 

1588. - Graef I, Geh. San.-Rat, Physikus in Frankenhausen (Kyfl'h.). 
*1589. - Hel hach, Med.-Rat und Med.-Referent in Rudolstadt. 

1590. - Sorge, Bezirksphysikus in Königsee (Thür.). 

U. Fürstentum Bohwarzburg-Sondershausen. 

1591. Dr. Bayer, Geh. Med.-Rat, vortrag. Rat im Ministerium u. Bezirks¬ 

physikus in Sondershausen. 

1592. - Müller, Med.-Rat, Bezirksphysikus in Gehren (Thür.). 

*1598. - Oss wald, Med.-Rat, Bezirksphysikus in Arnstadt. 

V. Fürstentum Waldeok. 

1594. Dr. Deetz, Oherlandphysikus in Arolsen. 

*1595. - Hartwig, San.-Rat, Kreisphysikus in Corbaeh. 

1599. - Kompe, San.-Rat in Arolsen, staatsärztl. apqrob. 

1597. - Krüger, Kreisphysikus in Bad Wildlingen. 

1598. - Vogt, prakt. Arzt in Arolsen, staatsärztl. approb. 

W. Freie und Hansast&dte. 

1599. Dr. Becker, Gerichtsarzt in Bremen. 

1900. - Borkhan, Amtsphysikus in Borgodorf. 

1901. - (’runemcyer, leitender Arzt am St. Joseph - Hospital und 

stell vor tr. Kreisarzt in Bremerhaven. 

*1902. - Ewald, Stadtarzt in Bremerhaven. 

1908. - Harmsen, prakt. Arzt in Hamburg-Winterhude, staatsärztl. 

approb. 

1904. - H a s c h o - K 1 ii n d e r, Abteilungsarzt an der Irrenanstalt Frie- 

drichsberg bei Hamburg. 

1905. - Kister, Prof., Abteilungsvorstoher am hygienischen Institut in 

Hamburg. 

1909. - Maes, Physikus. Mitglied des Medizinalkollegiums in Hamburg. 

1907. - Xocht, Prof., Med.-Rat in Hamburg. 

1908. - Otto, Gerichtsarzt in Hamburg. 

1909. - Poltzor, Hafenarzt in Bremen. 

1910. - Reuter, Gorichtsarzt in Hamburg, 

*1911. - Riedel, Med.-Rat, Physikus in Lübeck. 

1912. - Sanne mann, Reg.-Rat, Hafenarzt in Hamburg. 

1918. - Schwarz, Physikus in Hamburg. 

1914. - Sievoking, Physikus u. Stadtarzt, Mitglied des Medizinal- 

kolleqiums in Hamburg. 

1915. - Spät li e, Arthur, prakt. Arzt in Hamburg, staatsärztl. approb. 

191(5. - Stade, Hilfsarbeiter am Gesundheitsamt in Bremen. 

M917. - T jaden, Prof., Geschäftsführer des Gesundheitsamts u. Direktor 

des bakteriologischen Instituts in Bremen. 

191S. - Weidanz, Kreisarzt, stellvortredender Geschäftsführer des 

< iesundheitsamts in Bremen. 

X. Reichsland Elsas« - Lothringen. 

19,19. Dr. de Hary, Reg.- u. Med.-Kat in Metz, Salden (Kr. Metz». 

0*20. - Bel in, Kreisarzt in Straßburg (Eis). 
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1621. Dr. Dietz, Med.-Rat, Kreisarzt in Barr. 

1622. - Eyles, Med.-Rat, Kreisarzt in Metz. 

1623. - Giß, Kreisarzt in Diedonhofen. 

1624. - Haag, Kreisarzt in Rappoltsweiler. 

*1625. - Hecker, Geh. Med.-Rat, Reg.-und Med.-Rat in Straßburg (Eis.). 

1626. - Hoeffel, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Buchsweiler (Untor-Els.). 

1627. - Holtzmann, Reg.- u. Med.-Rat, Landesgesundheitsinspektor 

in Straßburg (Eis.). 

1628. - Köster, Med.-Rat, Kreisarzt in Metz. 

1629. - Krimke, Kreisarzt in Sohirmeck. 

1630. - Kuhn, Kreisassistenzarzt» Vorsteher der Landes-Impfanstalt 

in Straßburg (Elsaß). 

1631. - Levy, Kreisassistenzarzt in Metz. 

*1632. - Meyer, Kreisarzt in Saarburg. 

1633. - Meyer, Kantonalarzt in Oberehnheim. 

1634. - Mosser, Kreisarzt in Mühlhausen (Eis.). 

1635. - Müller-Herrings, Reg.- u. Med.-Rat in Colmar (Els.b 

1636. - Pawolleck, Geh. Med.-Rat, Landosmedizinalrat in Straß¬ 

burg (Eis.). 

1637. - Ransohhoff, San.-Rat, Direktor der staatl. Irrenanstalt in 

Stephansfeld, Post: Brumath. 

1638. - Sandner, Direktor der Bezirks - Heil- und Pfiogeanstalt in 

Lörchingen. 

1639. - Sorgius, Kreisarzt in Schilt igheim. 

1640. - Schache, Med.-Rat, Kreisarzt in Saargemünd. 

1641. - Spiegel, Med.-Rat, Kreisarzt in Gebweiler. 

1642. - Sutter, Kantonalarzt in St. Avold. 

1643. - Wal eher, Med.-Rat, Kreisarzt in Erstein. 

1644. - Weber, Kantonalarzt in Weißonburg (Eis.), staatsarztl. appr. 

1645. - Wollenberg, Geh. Med.-Rat Direktor der psychiatr. Klinik 

in Straßburg (Eis.). 

Ausserdem: 

1616. - Hadlich, Oberarzt im Garde Feld-Art.-Rog Nr. 3 in Beeskow, 
staatsarztl. approb. 

1947. - Wesche, Goh. Med.-Rat in Charlottonburg 2. 


Als Gäste nahmen an der VITT. Haupt-Versammlung teil: 

Dr. Baron, Vorsitzender des ärztlichen Bezirksvereins Dresden-Stadt. 

- Battmann, Hofrat und Stadtrat in Dresden. 

- Chalybäus, Geh. San.-Kat in Dresden. 

Droßlor, Stadtrat in Dresden. 

Dr. Luftt, Ober-Mod.-Rat im Ministerium des Innern in Dresden. 

Dr. jur. May. Bürgermeister in Dresden. 

Dr. Osterloh. Geh. San.-Rat, Vorsitzender der Gesellschaft für Naiur- 
und Heilkunde in Dresden. 

Dr. Renk, Geheimer Rat, Präsident des Landesmedi/inalkollogiums in 
Dresden. 



154 


Mitgliedervcrzeichnis. 


Außerdem die nachstehenden 

Mitglieder des Reiunsverbandes österreichischer Amtsärzte. 
Dr. Ambrozic, Bezirksarzt, Leibnitz (Steiermark). 

- Arnstein, Oberbezirksarzt, Budweis (Böhmen). 

- Beck, Oberbezirksarzt, Plan (Böhmen). 

- Bilinski, Sanitätskonzipist, Peczenizvn (Galizien). 

- Bloch, Oberbezirksarzt, Cäslau (Böhmen). 

- Bouz, Sanitätskonzipist, Prestitz (Böhmen). 

- Brezina, Landessanitätsinspektor, Graz (Steiermark). 

- Ceipek, Edler von, Bezirksarzt, Innsbruck (Tirol). 

- Czyzewicz, Oberbezirksarzt, Jaroslaw (Galizien). 

- Danielski, Oberbezirksarzt, Rzeszow (Galizien). 

- Eber st aller, Prof., Stadtphysikus, Obersanitätsrat, Graz (Steier¬ 

mark). 

- v. Eysselt, Bezirksarzt, Littau (Mähren). 

- Franke, Bezirksarzt, Salzburg. 

- Friedl, Oberbezirksarzt, Zizkow (Böhmen). 

- Gottlieb, Oberbezirksarzt, St. Joachimstal (Böhmen). 

- Graeffe, Oberbezirksarzt, Görz (Küstenland). 

- Gr oh, Sanitätskonzipist, Sohüttenhofen (Böhmen). 

- Habit, Bezirksarzt, Efending (Oberösterreich). 

- Haimel, Bezirksarzt, Graz (Steiermark). 

- Hlinecky, Bezirksarzt, Jicin (Böhmen). 

- Hof mann, Bezirksarzt, Wien. 

- Horst, Sanitätskonsulent im Ministerium für öffentliche Arbeiten, 

Wien. 

- Kaan, Oberbezirksarzt, Mährisch-Ostrau (Mähren'. 

- Klima, Bozirksarzt. Chrudim (Böhmen). 

- Klocek, Bezirksarzt, Seieth (Bukowina). 

- Koowa, Bezirksarzt, Bobrka (Galizien). 

- Kokall, Sanitätsrat, Stadtphysikus, Brünn (Mähren). 

- Kolben, Polizeibezirksarzt, Wien. 

- K ramarzynski, Landessanitätsinspektor, Lemberg. 

- Krejci, Oberbezirksarzt, Boskowitz (Mähren). 

- La n des mann, Polizeibezirksarzt, Wien. 

- Licmann, Oberbezirksarzt. Amstetten (Niederösterreich). 

- Loowy, Sanitätskonzipist. Grybow (Galizien). 

- Malkovsky. Oberbezirksarzt, Pisek tBöhmen). 

- Melzer. Oberbezirksarzt. St. Pölten-(Niederösterreich). 

- Morunowiez, Sanitätskonzipist, Myslenice (Galizien). 

Motzl. Oberbezirksarzt, Friedland (Böhmen). 

Müller, Oberbezirksarzt, Reichenberg (Böhmen). 

Müller, jun., Sanitätskonzipist, Feldkirch (Vorarlberg). 

- Müller W„ Sanitätskonzipist. Podersam (Böhmen). 

- Nowotny, Oberbezirksarzt, Freistadt (Schlesien). 

- Obtulowiez, Oberbezirksarzt. Lemberg. 

- Orth ner, Landessanitätsinspektor. Linz (Oborösterreich). 

- Orth ner jun., Sanitätskonzipist, Ried (Oberöst erreich). 

- Paul. Direktor der Staatsimpfanstalt. Wien. 

- Plaehetsky, Bezirksarzt. Podebrad (Böhmen). 
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Dr. Pollack, Polizeibezirksarzt in Wien. 

- Popper, kais. Rat, Polizeibezirksarzt, Wien. 

- Porges, Oberbezirksarzt, Neutitschein (Mähren). 

- Pusohnig, Sanitätsassistent, Klagenfurt (Kärnten). 

- Pustovka, Bezirksarzt, Te6chen (Schlesien'. 

- Reibmayr, Sanitätskonzipist, Innsbruck (Tirol). 

- R e i s c h e r, Polizeibezirksarzt, Wien. 

- R o b , Bezirksarzt, Prag. 

- Rosenberg, Polizeiarzt, Czernowitz (Bukowina). 

- v. Rositzky, Landessanitätsinspektor, Sanitätsrat, Troppau 

(Schlesien). 

- Ryback, Oberbezirksarzt, Neuhaus. 

- Sagasser, Ritter von, Sanitätskonzipist, Gänserndorf (Nieder¬ 

österreich). 

- Schaffrann, städt. Bezirksarzt, Wieu. 

- Schmid, Stadtphysikus, Klagenfurt (Kärnten). 

- Schrenckh, Sanitätskonzipist, Wien. 

- Singer, Oberbezirksarzt, Znaim (Mähren). 

- Sorg er, städt. Amtsarzt, Graz. 

- Spitzer, Statthaltereirat, Landessanitätsreferent, Brünn. 

- Stadler, Regierungsrat, österr. Regierungskommissär für die 

intern. Hygiene-Ausstellung, Wien. 

- Straub, Oberbezirksarzt, Triest (Küstenland). 

- Tainaro, Oberbezirksarzt, Triest (Küstenland). 

- T auber Bezirksarzt, Brünn. 

- Theimer, Oberbezirksarzt, Trautenau (Böhmen). 

- Tlusty, Sanitätskonzipist, Mühlhausen (Böhmen). 

- Urbauer, Oberbezirksarzt, Neunkirchen (Niederöstorreioh). 

- V a r d a, Bezirksarzt, Luttenberg (Steiermark). 

- V e z w a 1 d , Polizeiarzt, Pribram. 

- Vodnansky, Oberbezirksarzt, Brüx (Böhmen). 

- W o 1 f f, Oberbezirksarzt, Dux (Böhmen). 

- Wozelka, Oberbezirksarzt, Hartberg (Steiermark). 

- Würffel, Polizeibozirksarzt in Wien. 
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Eröffnung der Versammlung. 

Med.-Rat Dr. Henkel - München, Vorsitzender: 

M. H.! Als Landesvorsitzender eröffne ich die Versammlung 
und heiße alle Anwesenden herzlich willkommen. Ich erfülle 
die ehrenvolle Pflicht za begrüßen die Herren Ministerialrat 
Prof. Dr. Dieudonnö, Ober-Reg.-Rat Haber and Bezirksarzt 
Dr. Gebhardt als Vertreter des K. Staatsministeriams des 
Innern, die Herren Reg.- a. Med.-Räte Prof. Dr. Messerer, 
Dr. Utz, Dr. Bnrgl, Dr. Obermayer, Dr. Egger and Med.- 
Rat Dr. Böhm als Vertreter der Kreisregierangen, die Herren 
Oberbürgermeister Latz and Stadtbanrat Schmitz als Vertreter 
der Stadt Bamberg. 

Wir tagen heute in dem ehren- and Sagenreichen, blühenden 
Bamberg, einer Perle im Kranze unserer schönen Bayernstädte, 
in dem alten siebenhügeligen Bischofssitz des Frankenlandes, reich 
an Gaben der Natar and der Kunst. Wir freaen ans, in Bamberg 
und noch daza in der Harmonie versammelt za sein. Mögen wir 
ans in Eintracht za ernstem and heiterem Tan heate zasammen- 
gefanden haben! 


I. Entwurf einer Dienstanweisung für die Bezirksärzte. 

Med.-Rat Dr. Henkel-München: M. H.! Es ist zwar oft 
erwähnt worden, indessen noch nicht allgemein bekannt, in welch 
hohem Maße vor 100 Jahren die Regierang des jangen bayerischen 
Königreiches sich des Medizinalwesens angenommen hat. 

Das sogenannte organische Edikt vom 9. September 1808 
nennt das Medizinalwesen einen der wichtigsten Teile der Staats¬ 
polizei and äußert: 

„Darch eine gate Beateilang desselben können allein die ersten Beding¬ 
nisse zam individuellen Wohle eines jeden einzelnen Staatsbürgers im Zu- 
sammenbang mit dem allgemeinen Woble erreicht and dauerhaft erhalten 
werden. Wir haben beschlossen, das Ganze in eine zweckmäßige Ver¬ 

bindung and einen der notwendigen Ordnung günstigen Zusammenhang zu 
bringen und zugleich den übrigen Verwaltungszweigen anzupassen. Die ärzt¬ 
lichen Staatsbürger befassen sich offenbar mit dem mühevollsten und gefähr¬ 
lichsten Teile der Dienstleistungen im gesellschaftlichen Verbände; es ist ihre 
Würde und Sabsistenz zu sichern.“ 
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Entwarf einer Dienstanweisung für dio Bezirkffirzto. 


In § 11 sind die Pflichten, Obliegenheiten and Rechte der 
Gerichtsftrzte zusammengestellt; sie sind in Kürze genannt: 

a) Die Aafgabe, die ergangenen Verordnungen zu befolgen und dem ärzt¬ 
lichen Personal zur Kenntnis zu geben mittels Zirkulares durch die 
Polizeibehörde des Distriktes. Bei Verstößen ärztlicher Individuen gegen 
Verordnungen hat der Gerichtsarzt zuerst zu erinnern, dann dem Kreis¬ 
kommissariat Anzeige zu erstatten. 

b) Aerztlicbe Individuen haben sich unter Vorlage ihrer Papiere beim Ge¬ 
richtsarzt anzumelden. 

c) Listenftthrung des ärztlichen Personals mit Notizen. 

d) Erholung der Listen und Entgegennahme der Anzeigen, welche dem ärzt¬ 
lichen und niederärztlichen Personal, auch den Apothekern pflichtgemäß 
obliegen. Bei mangelhafter Würdigung von Klagen und dergl. von seiten 
der Gerichtsärzte steht Bekers zum Kreiskommissariate offen. 

e) Aus den eingesandten Geburts- und Sterbelisten revidiert der Gerichtsarzt 
Populationstabellen. Anzeigepflicht der Aerzte über gehäufte und kon- 
tagiöse Krankheiten und medizinische Merkwürdigkeiten. 

f) Besondere Aufzeichnungen des Gerichtsarztes über gewöhnliche und 
außergewöhnliche Krankheiten; unverzügiiehe Meldung beim Kreis- 
Kommissariat über Epidemien und Epizootien. 

g) Witterungsbeobachtungen, Materialsammlung zur medizinischen Topo¬ 
graphie des Bezirkes; Monatsbericht darüber an das Kreiskommissariat. 

h) Die den Gericbtsärzten obliegende gesetzliche Schutzpockenimpfung. 

i) Aufsicht auf Krankenhäuser, Pfründe, Gebär-, Irrenhäuser, Schul-, Leichen¬ 
häuser, Friedhöfe, Gefängnisse, auf die Verpflegung der dem Staate an- 
gehörigen Waisen, auf die Badeanstalten, Materialienhändler. 

k) Apothekenaufsicht, Visitationen, Bechnungsrevisionen. 

l) Ueberwachung der Befolgung der Taxordnung durch das übrige medi¬ 
zinische Personal. 

m) Aufsicht auf medizinische Pfuscherei. 

n) Auswahl der Bewerber um Aufnahme auf Gemeindekosten in den Unter¬ 
richt als Landärzte, Tierärzte, Karschmiede, dann der Apothekerlehrlinge 
und Hebammenkandidatinnen. 

o) Irrenaufsicbt. 

p) Ausstellung von Zeugnissen für Arme, Kranke, Unterstützungsbedürftige. 

q) Abgabe von Gutachten über sanitäre Verhältnisse, z. B. Nahrungsmittel¬ 
untersuchungen, Beziehen von Neubauten und dergl. 

r) Untersuchung auf Militärtauglickeit. 

s) Gerichtlich-medizinische Tätigkeit zunächst für die Untergerichte. 

Gleich der nächste § 12 verspricht: 

„Für alle Gerichtsärzte des ganzen Beiches werden wir unverzüglich 
umfassende, die vorgezeichneten ßechte, Pflichten und Obliegenheiten genauer 
bestimmende Instruktionen entwerfen und Formularien und Normen ver¬ 
zeichnen lassen.“ 

Es muß ans mit Befriedigung and Hochschätzung ei füllen, 
wenn wir erfahren, wie vor 100 Jahren bereits die Bedeutung der 
amtsärztlichen Stellung und Aufgaben bis ins Detail erkannt 
wurden. Wie auch aus anderen in die ersten Jahrzehnte des 
vorigen Jahrhunderts fallenden gesetzlichen Vorschriften und Er¬ 
lasse — ich erinnere nur an die Hebammeninstruktion, worüber 
ich in früherer Versammlung berichtet habe — läßt sich aus dem 
organischen Edikt erkennen, mit welch warmem, verständnisvollem 
Streben die Staatsbehörde das Gesundheitswesen behandelt hat. 

Freilich die in Aussicht gestellten umfassenden Amts¬ 
instruktionen sind nicht erlassen worden. 

Unser sozial - hygienischer Kollege, Bezirksarzt Dr. Grassl, 
hat in ärztlichen Vereins-Sitzungen darauf Bezog genommen, wie 
die Kriegszeiten im Anfänge des 19. Jahrhunderts dem Staate 
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die Notwendigkeit nahelegten, auf das Menschenmaterial nnd 
dessen Gedeihen zn achten, wie späterhin, als sich im Frieden 
unsere deutschen Stämme wieder rasch vermehrten, der Eiter iflr 
die sanitären Maßnahmen mehr abflaute. Er hat auch eines Um¬ 
standes erwähnt, der charakteristisch und zutreffend bezeichnet 
wurde: 

Die Initiative des Herrn Gerichtsarztes, des Herrn Physikus, 
war in unserem Vaterlande Jahrzehnte lang auf keiner sonder¬ 
lichen Höhe. Der ehrengeachtete Mann blieb eine Respektsperson, 
die zu einer Zeit, da es noch nicht viele Spezialisten gab, da die 
Verkehrs Verhältnisse noch schwieriger waren, auch als Praktikus 
und Konsiliarius eine bedeutende Rolle spielte. „D&t Galenus opes 
justinianusque honores“ paßte sehr, wenn der bayerische Amtsarzt 
auf das Erträgnis blickte, das ihm eine Aurea-Praxis eintrug, 
gegenüber dem nicht zu unterschätzenden Titel des Land- 
gerichtspbysikus mit seiner spärlichen Besoldang von 600 Gulden. 
In dieser Zeit ließ sich aber der Gerichtsarzt immer mehr 
die Bedeutung seiner amtlichen Stellung entwinden; die Forde¬ 
rungen der Hygiene waren noch nicht sehr laut geworden und 
insbesondere die Einführung der gesonderten Verwaltungsbeamten 
der Bezirksämter, stellte den umsichtigen, tätigen Bezirksamts- 
Vorstand auch sachlich über den Bezirksamtsarzt. 

Unserer Zeit war es Vorbehalten, wieder das gesunde Gleich¬ 
gewicht herzustellen. Die Aufgabe unserer Zeit ist es, dieses 
Ebenmaß zu wahren und dadurch ein ersprießliches, freies und 
freudiges Zusammenwirken von Staats-, Verwaltungs- und Ge¬ 
sundheitsbeamten zu gewährleisten. 

Bei der vorjährigen Versammlung unseres Vereins in der 
schwäbischen Kreishauptstadt hielt ich es für meine Pflicht, darauf 
hinzuweisen, daß die Amtsärzte Bayerns gemeinsame Gesichts¬ 
punkte und Bestimmungen als Richtschnur und Anleitung ihrer 
amtlichen Tätigkeit haben sollten, und Anstoß zu Beratungen über 
Form und Inhalt unserer Amtsführung, zur Schaffung einer gemein¬ 
samen Grundlage zu geben. 

Eine Fülle von Anregungen hat schon der Beck er sehe 
Vortrag über den amtsärztlichen Dienst in Bayern gegeben. Ich 
brachte nun unseren Wunsch zum Ausdruck, daß die Staats¬ 
regierung im Benehmen mit dem Medizinalbeamtenstande eine 
solche Anweisung, einen Geschäftsplan mit näherer Bezeichnung 
der amtlichen Aufgaben und der Dienstführung aufstellen möge. 
Und jetzt haben wir bereits eine Dienstanweisung in mehrtägigen 
Beratungen im Entwürfe durchgenommen, den uns die K. Staats¬ 
regierung überwiesen hat. 

Am 1. September 1909 kam eine neue Dienstanweisung für 
die Kreisärzte im Königreich Preußen heraus. Bei der Haupt¬ 
versammlung des Preußischen Medizinalbeamtenvereins im April 
laufenden Jahres wurde nach Besprechung der neuen Dienst¬ 
anweisung geäußert: Bei einer etwaigen späteren Neufassung 
empfiehlt es sich, den Entwarf einige Zeit vorher behufs all¬ 
gemeiner Erörterung in den amtlichen Konferenzen der Medizinal- 
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beamten bekanntzageben. Unser Medizin&lbeamtenverein erhielt 
zn eingebender Beratung durch Delegierte unter Mitwirkung tob 
Ministerialbeamten und zum Vortrage in der Landesvers&mmlung 
den Entwarf zugeleitet. Wir haben daher allen Grund, hierfür 
dem E. Staatsministerium unseren ehrerbietigsten Dank zum Aus¬ 
drucke zu bringen mit der Bitte, unsere Wünsche und Anträge 
einer wohlwollenden Prüfang unterziehen und zürn Vollzüge ge¬ 
deihen zu lassen. 

Wir tragen die einzelnen Teile des Entwurfes der Dienst¬ 
anweisung vor, wie ihn die Delegierten in den beiden letzten 
Tagen durchberaten haben. 

I. Abteilung. 

Dienstverhältnisse des Bezirksarztes im allgemeinen. 

Allgemeine Amtspflichten. 

Der Bezirksarzt ist der technische Gesundheitsbeamte für 
den Bezirk der Distrikts Verwaltungsbehörde. Er ist der Gerichts¬ 
arzt für die zugehörigen Amtsgerichte, sofern nicht der gerichts¬ 
ärztliche Dienst von einem anderen hierzu bestellten Arzte 
versehen wird; er hat auch in den zur Zuständigkeit der Land¬ 
gerichte gehörigen Strafsachen auf Ersuchen der staatsanwalt- 
schaftlichen und gerichtlichen Behörden gerichtsärztliche Dienste 
zu leisten. 

Zu diesem Paragraph wurde die Anregung gegeben, statt 
„technischer Gesundheitsbeamte 11 einfach „der Gesundheitsbeamte 11 
zu setzen. Es wurde der Antrag angenommen: „Der Bezirksarzt 
ist die Medizinalbehörde für den Bezirk der Distriktsverwaltungs¬ 
behörde. 11 Ferner wurde die Anregung angenommen, den gerichts¬ 
ärztlichen Dienst an Sitzen von Landgerichtsärzten dem Land¬ 
gerichtsarzte zu übertragen. 

Amtsbezirk. % 

Bezüglich der Einteilung der Amtsbezirke und Amtssitze 
verbleibt es wie bisher. 

Der Bezirksarzt führt die Amtsbezeichnung: E. Bezirks¬ 
arzt des Bezirksamtes N., der Stadt N., des Bezirksamts und der 
Stadt N., je nachdem er bei einem Bezirksamt und einem kreis¬ 
unmittelbaren Stadtmagistrat aufgestellt ist. Der Bezirksarzt 
führt ein der Amtsbezeichnung entsprechendes Dienstsiegel. 

Von den Delegierten wird der Antrag angenommen: 

„An den Amtssitzen, an welchen nur ein Bezirksarzt ist, 
soll es bei der bisherigen Bezeichnung verbleiben.“ 

Der Bezirksarzt trägt eine Galauniform und eine Geschäfts¬ 
uniform nach den bisherigen Vorschriften. 

Der Bezirksarzt wird im Aufträge der Regierung durch 
den Vorstand der Distriktsverwaltungsbehörde, in München durch 
den Präsidenten der Polizeidirektion verpflichtet und in den 
Dienst eingewiesen. 

Der Bezirksarzt hat bei der Verpflichtung den Diensteid 
und, sofern dies nicht schon früher geschehen ist, den Verfassungs- 
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eid zu leisten. Mit der allgemeinen Verpflichtung wird die 
besondere Verpflichtung als Impfarzt verbunden. 

Zu diesem Paragraph wird der Antrag angenommen: 

„Verpflichtung und Dienstleistung soll durch die K. Regierung 
erfolgen.“ 

Das Diensteinkommen des Bezirksarztes setzt sich zu¬ 
sammen : 

1. aus dem Gehalte der Klasse XII der Gehaltsordnung, 

2. aus den ihm verordnungsgemäß zugewiesenen Gebühren, 

nämlich: 

a) den Impfgebtthren, 

b) den besonderen Gebühren für amtsärztliche Dienstleistungen 
bei Behörden nach der Gebührenordnung. 

Die Berechnung von Tagegeldern und Reisekosten 
bemißt sich nach den für auswärtige Dienstgeschäfte der Be¬ 
amten des Zivilstaatsdienstes geltenden Bestimmungen. Inso¬ 
weit der Bezirksarzt selbständig Verwaltungsgeschäfte erledigt, 
Gemeinde- und Distriktsverwaltungsbehörden auf dem Gebiete 
der Gesundheit berät, insoweit er ferner in sonstigen Verwaltungs¬ 
geschäften tätig wird und die Kosten dem Staate zur Last fallen, 
sind Tagegelder und Reisekosten auf eine Bauschsumme zu ver¬ 
rechnen, deren Höhe vom Ministerium des Inneren festgesetzt wird. 

Zur Bestreitung der Kosten für die Anschaffung der vor¬ 
geschriebenen Amtsblätter und wissenschaftlichen Zeitschriften, 
das Einbinden dieser Blätter und für sonstige Regiebedürfnisse 
bezieht der Bezirksarzt ein Aversum, dessen Höhe vom Ministerium 
des Innern festgesetzt wird. Für außerordentliche Anschaffungen, 
Obduktionsinstrumentarium usw. kann ein besonderer Kredit 
eröffnet werden. 

Hierzu wird eingehend die Anregung begründet, die beträcht¬ 
lichen Auslagen für Raummiete, Beheizung, Beleuchtung, Unter¬ 
suchungsapparate, Schreibhilfe, Bücher, Telephon als Amtsunkosten 
zu entschädigen. 

Stellvertretung. 

Bei Beurlaubung oder Erkrankung des Bezirksarztes, ferner 
bei Erledigung einer Bezirksarztstelle kommen als Vertreter in 
Betracht: 

1. ein am gleichen Orte befindlicher Bezirksarzt, 

2. ein am gleichen Orte befindlicher Landgerichtsarzt, 

3. ein benachbarter Bezirksarzt, 

4. ein dem Bezirksarzt zugeteilter Assistenzarzt, wenn ein 

solcher zur Uebernahme der Stellvertretung in der Lage ist, 

5. ein gegen Vergütung besonders aufzustellender praktischer 

Arzt, der womöglich aus den für den Staatsdienst geprüften 

Aerzten zu wählen ist. 

Die Uebertragung der Stellvertretung erfolgt in der Regel 
in der angegebenen Reihenfolge. 

Soweit Amtsärzte Vertreter sind, erhalten sie für die Ver¬ 
tretung keine Vergütung, dagegen (Antrag: mit Ausnahme der 
Assistenzärzte) die anfallenden Gebühren für amtsärztliche Dienst- 
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leistungen. Tagegelder und Reisekosten sind, soweit die Kosten 
ans dem Ayersnm zu bestreiten sind, durch sämtliche Vertreter 
aus der Bauschvergütung des zn vertretenden Bezirksarztes zu 
decken. 

Die Bezirksärzte sind verpflichtet, den Dienst der Land¬ 
gerichtsärzte bei Beurlaubung oder Erkrankung eines Landgerichts¬ 
arztes und Erledigung einer Landgerichtsarztetelle zu versehen; 
sie beziehen für die Dauer der Vertretung die den Landgerichts¬ 
ärzten zukommenden besonderen Gebühren und Entschädigungen 
für auswärtige Dienstreisen. 

Dem Bezirksarzt ist die Ausübung der ärztlichen 
Praxis gestattet, soweit sie mit der ordnungsgemäßen Erfüllung 
seiner Dienstaufgaben vereinbar ist. 

Zur Uebernahme der Stelle eines Krankenhausarztes 
oder Kassenarztes ist die Genehmigung der Vorgesetzten 
Dienststelle erforderlich. 

§ 12 bespricht die Fortbildung des Bezirksarztes. 
Hierzu kam die Anregung, auch die Vorschriften und Ent¬ 
schließungen der einzelnen Kreisregierungen sollen gesammelt 
werden. 

Der Bezirksarzt ist dem Staatsministerium des Innern und 
der Regierung, Kammer des Innern, unterstellt. Eingaben an 
das Staatsministerium sind der Regierung, Kammer des Innern, 
vorzulegen. Der Bezirksarzt verkehrt mit der Regierung, Kammer 
des Innern, unmittelbar in jenen Angelegenheiten, die ihm zur 
selbständigen Erledigung überwiesen sind. Im übrigen sind die 
Berichte des Bezirksarztes, vor allem der Jahresbericht, an die 
Vorgesetzte Dienstaufsichtsstelle durch die Distriktsverwaltungs¬ 
behörde zu leiten. Anderseits sind Berichte der Distriktsver¬ 
waltungsbehörde an die Vorgesetzte Dienststelle, soweit sie 
gesundheitliche Angelegenheiten im Bezirke betreffen, vor ihrer 
Absendung dem Bezirksarzt zur Kenntnisnahme mitzuteilen. Dem 
Bezirksarzt steht es frei, solchen Berichten eine besondere 
Aeußerung beizufügen. 

Dienstaufsicht über den Bezirksarzt übt die Regierung, 
Kammer des Innern, ans. Sie läßt die Amtsführung des Bezirks¬ 
arztes durch den Regierungs- und Medizinalrat in mehrjährigen 
Zwischenräumen einer Prüfung an Ort und Stelle unterziehen. 

Die Qualifikation des Bezirksarztes erfolgt durch die Regie¬ 
rung, Kammer des Innern. 

§ 16 bespricht das Verhältnis zu anderen Behörden und 
Beamten, mit welchen der Bezirksarzt in steter Fühlung und 
Wechselbeziehung sein soll, die auch ihn wiederum in seinem 
Amte unterstützen sollen. 

Hierzu kam die Anregung, es wollen sämtliche in das 
bezirksärztliche Fach einschlägige Ministerial- und Regierungs- 
entscbließungen den Bezirksärzten in eigener Abschrift zugestellt 
werden. 

§ 17 bespricht das Verhältnis zu den Privatpersonen. 
Soweit die Ausstellung amtsärztlicher Zeugnisse nicht zu den 
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Obliegenheiten des Bezirksamtes gehört, hat er sich ihrer zu 
enthalten. Für Privatpersonen, die nicht in seinem Amtsbezirke 
wohnen, darf die Ausstellung amtsärztlicher Zeugnisse nur in 
dringenden Fällen oder mit Genehmigung der Dienstaufsichts- 
behörde erfolgen. 

Im übrigen bemessen sich die dienstlichen Verhältnisse 
des Bezirksarztes nach den allgemeinen Vorschriften des Beamten* 
gesetzes für etatsmäßige Beamte. 

Anhang: Dienstverhältnisse der Assistenzärzte 
der Bezirksärzte. 

Bei Bedarf können dem Bezirksarzte vom Staatsmini- 
sterium des Innern ein oder mehrere für den Staatsdienst ge¬ 
prüfte Aerzte als Assistenten beigegeben werden. Die Assistenten 
sind Beamte im Sinne des Beamtengesetzes und unterstehen der 
Dienstaufsicht der Regierung, Kammer des Innern. Sie werden 
durch die Distriktsverwaltungsbehörden eidlich verpflichtet nnd 
durch den Bezirksarzt in ihr Amt eingewiesen. 

Die Dienstaufgaben der Assistenzärzte werden von der Regie¬ 
rung in einer Dienstordnung, im übrigen durch die Anordnung des 
Bezirksarztes bestimmt. Die Assistenzärzte haben im allgemeinen 
die ihnen zugeteilten Dienstgeschäfte unter Aufsicht und Verant¬ 
wortung des Bezirksamtes zu erledigen; es kann ihnen auf Antrag 
des Bezirksarztes von der Regierung ein Teil der bezirksärzt¬ 
lichen Geschäfte zur selbständigen Erledigung übertragen werden. 
Die Assistenzärzte beziehen für ihre Dienstleistung eine vom 
Ministerium des Innern festzusetzende Vergütung; die Ausübung 
der ärztlichen Praxis kann den Assistenzärzten in der Anstellungs¬ 
entschließung oder Dienstordnung untersagt werden (vom 
Ministerium bezw. von der Regierung). 

Den Assistenzärzten kann von der Regierung, Kammer des 
Innern ein Urlaub von 3 Wochen bewilligt werden. 

Es wurde hierzu bemerkt, daß für besondere Fälle, z. B. die 
Gewährung längeren Urlaubes, das K. Staatsministerium andere 
Bestimmung treffen könne. 

II. Abteilung. 

Art und Umfang der Obliegenheiten des Bezirksarztes. 

Bezirksarzt Dr. Grassl-Lindau: Diese Abteilung wird in 
äußerst durchsichtiger und vollkommener Weise behandelt. Sie 
unterscheidet einen allgemeinen und einen speziellen Teil. Die 
Tätigkeit, welche in Zukunft der Bezirksarzt auszuüben hat, be¬ 
steht in der selbständigen Erledigung von Verwaltungsgeschäften, 
in der Beratung und Unterstützung der Gemeinde- und Distrikts- 
Verwaltungsbehörden auf dem Gebiete des Gesundheitswesens; in 
der Ueberwachung des Vollzugs der einschlägigen Gesetze, Ver¬ 
ordnungen und Verwaltungsanordnungen; dann in der Beratung 
und Unterstützung sonstiger öffentlicher Behörden und Beamten 
auf dem Gebiete des Gesundheitswesens; in der Ausstellung der 
amtsärztlichen Zeugnisse, Gutachten an Behörden; in der Wahr- 
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nehmung des gerichtsärztlichen Dienstes bei den Amtsgerichten 
seines Bezirkes; ferner ist ihm zugeteilt die öffentliche Impfung 
und die Leistung der ärztlichen Hilfe in Notfällen. Der bisher 
bestehende Zwang, die Armen zu behandeln, ist weggef&llen. 
Bei dem Begriffe „Impfung“ hat sich in der Delegierten-Ver¬ 
sammlung eine sehr eingehende Diskassion ergeben, und zwar 
hat man sich zum Schlüsse darüber einstimmig geeinigt, an die 
Königl. Staatsregierung den Antrag zu stellen, die Bezirksamt- 
Stellvertreter aufzuheben. Die Gründe, welche die Delegierten¬ 
versammlung zu diesem Votum veranlaßten, waren verschieden¬ 
artige. Man sagte, daß der Bezirksarztstellvertreter an die Stelle 
der Bezirksärzte 2. Klasse getreten sei, und während die Bezirks¬ 
ärzte 2. Klasse noch Verwaltungsgeschäfte ausgeführt haben, tut 
das der jetzige Bezirksarztstellvertreter nicht mehr. Dann hat 
sich seit der Einführung der Bezirksarztstellvertreter eine wesent¬ 
liche Veränderung sowohl bei den Amtsgerichten, als auch bei 
den Bezirksämtern ergeben. Es haben sich die Verkehrsverhält- 
nisse geändert; die Bedeutung der kleinen Amtsbezirke ist zurück¬ 
gegangen, indem sie relativ nicht mehr mit der Bevölkerung mit¬ 
gingen, weil sie in der Regel ferne von dem Geschäfts-Zentrum 
liegen. Dann ist die Besorgnis, warum man die Bezirksarzt¬ 
stellvertreter gelassen hat, nämlich, daß man in den kleinen Amts¬ 
gerichten keinen Arzt mehr finden könne, nicht mehr gültig bei 
dem großen Andrang zum ärztlichen Studium. Ferner hat man 
die Aushilfsgefängnisse, die früher bei den Amtsgerichten waren, 
größtenteils aufgehoben; der gerichtsärztliche Dienst ist auch an 
und für sich ein anderer geworden, weil die Beweisführung eine 
freiere wurde und dadurch die Tätigkeit des Amtsarztes in der 
Straf-Rechtsprechung bei Verletzungen zurückgegangen ist, 
während die des behandelnden Arztes zugenommen hat. 

Die Aenderung für die Bezirksärzte besteht auch darin, daß 
die Bezirksärzte, deren freie Praxis immer mehr eingeschränkt 
wurde — in größeren Bezirken ist sie sicher sehr wenig, viel¬ 
leicht auch ganz unmöglich — nun durch die neue^Dienstordnung 
wieder einen großen Zeitraum frei bekommen zur Versehung der 
Geschäfte des entfernten Amtsgerichtes. 

Dann hat sich auch die Hygiene vollständig geändert. 
Während früher es nicht so notwendig war, daß entlegene Orte 
auch mit der allgemeinen Hygiene des Landes mitgingen, ist dies 
Erfordernis heutzutage unerläßlich bei der Fluktuation der Bevölke¬ 
rung. Bei dem Hineindrängen der Bevölkerung des Landes in 
die Stadt und dem zeitweiligen Zurückströmen aus der Stadt auf 
das Land ist es absolut notwendig, daß eine gewisse Gleich¬ 
heit herrscht, und daß auch das entlegenste Amtegericht mit der 
allgemeinen Hygiene gleichen Schritt hält. 

Eine weitere Aenderung hat sich seit der'Aufstellong der 
Bezirksarztstellvertreter ergeben dadurch, daß früher alle Aerzte 
das Staatsexamen hatten, während heute'das^ Pbysikatsexamen 
abgelegt werden muß, wodurch die Auswahl verringert wurde. 
Die Beurteilung der Geisteskrankheiten und der Jugendlichen 
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erfordert spezielle Kenntnisse und große Erfahrung, wie sie der 
oft selbst fast noch jagendliche und noch dazu ungeprüfte Stell¬ 
vertreter in manchen Fällen nicht bat. Ferner hat sich auch 
das Objekt der Rechtsprechung verändert. Die Fälle der Gewerbe¬ 
hygiene, sowie der allgemeinen Hygiene, die Gegenstand der 
Rechtsprechung sind, haben sich durch die moderne Gesetzgebung 
ganz entschieden vermehrt; es ist deshalb unerläßlich nach meiner 
Anschauung und nach der der Herren, die sich hierüber geäußert 
haben, daß der Bezirksarzt die polizeiliche Begutachtung in solchen 
Strafrechtsfällen bekommt, damit er einen Einblick in die Ver¬ 
hältnisse des entlegenen Teiles des Bezirksamtes erhält. Ferner 
wird man nicht umhin können, in Entmündigungsfällen die Bezirks- 
ärzte heranzaziehen, da sie ja auch die Beaufsichtigung der Ent¬ 
mündigten haben, wie es anch in Norddeutschland der Fall ist. 
Dieselben Gründe, die in Norddeutschland für die Begutachtung 
der Entmündigung durch den Amtsarzt maßgebend waren, haben 
anch wir. Ferner wird bei der Verurteilung von Kurpfuschern 
der Bezirksarzt der regelrechte Sachverständige sein und^ nicht 
der exponierte Amtsgerichtsstellvertreter, da sie ja die Aufsicht 
über die Pfuscher bekommen. Die Tätigkeit des Amtsarztes des 
Amtsgerichtes hat sich entsprechend der Aenderung der Straf¬ 
handlangen von den Körperverletzungen auf gewerbliche, hygieni¬ 
sche und sonstige polizeiliche Fälle verschoben, wofür der Ver- 
waltungsarzt der zuständige Begutachter ist. Dann, meine Herren, 
ist es kein Zweifel, und es wurde, soviel ich mich erinnere, auch 
in der Delegiertenversammlung vor 3 Jahren besprochen, daß die 
kleinen Bezirke, wie wir sie in Bayern haben, nicht im Einklang 
stehen mit unseren modernen sozialen und politischen Beziehungen, 
mit unseren großen Verkehrsverhältnissen. Es ist auch wünschens¬ 
wert, daß der Bezirksarzt seinen ganzen Bezirk beherrscht. Der 
Bezirksarzt kann zweifellos gerade bei der Impfung die Bevölke¬ 
rung gut kennen lernen; es ist dies die einzige Gelegenheit, wo 
die ganze Bevölkerung an ihm vorbeimarschiert, wo er anthro¬ 
pologische Beobachtungen machen kann. Alle anderen amtsärzt¬ 
lichen Tätigkeiten, die ebenfalls eine Annäherung an die Bevöl¬ 
kerung ermöglichen, geben uns keine solche Möglichkeit, mit 
den zukünftigen Anempfohlenen des Bezirkes so nahe in Beziehung 
zu treten, wie gerade die Impfung. Es ist zweifellos, daß gerade 
bei der Impfang ein außerordentlicher Einfloß auf die Bevölkerung 
ausgeübt werden kann. Wir könnnen sowohl das Säuglingswesen, 
wie alle anderen anthropologischen Beziehungen bei der Impfang 
am besten wahrnehmen. 

Das waren die Gründe, welche die Delegiertenversammlung 
dazu bestimmten, den Antrag za stellen, einstimmig, es mögen 
die Bezirksarztstell Vertreter aufgehoben werden. Wir Bezirks¬ 
ärzte haben keinen Grand zu verlangen, daß der Gefängnisdienst 
zu uns kommt, und wünschen es auch gar nicht, daß wir in Fällen, 
wo nicht polizeiliche Angelegenheiten Gegenstand der Beurteilung 
des Amtsgerichtes sind, zagezogen werden; allein ob es sich dann 
noch lohnt, eigene Beamte aufzastellen und diese Stellen beizu- 
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behalten, müssen wir dem höheren Ermessen unserer Dienstbehörde 
überlassen. 

Dann, meine Herren, hat sich bei dem Worte «Notfall* eine 
Besprechung: ergeben, die Ihnen später erläutert wird. 

' Nach § 21 werden zur selbständigen Erledigung dem Be¬ 
zirksarzte überwiesen: die Entgegennahme der An- nnd Ab¬ 
meldungen der Medizinalpersonen; die Ueberwachung des ärzt¬ 
lichen Hilfspersonals (Bader, Hebammen), der nichtärztlichen 
Leichenschauer usw. in bezug auf die technische Seite ihrer 
Berufsausübung; die Ueberwachung der Apotheken und des Ver¬ 
kehrs mit Heilmitteln und Giften außerhalb der Apotheken; die 
Ueberwachung der Pflege der Kostkinder, Epileptischen, Blöden 
und Geisteskranken, die nicht in öffentlichen Anstalten unter¬ 
gebracht sind; die vorläufigen unverschieblichen Ermittelungen 
und Anordnungen zur Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten, 
letzteres eine alte Forderung der Hygiene, die nun die Königliche 
Staatsregierung uns gewährt hat. Die weiter folgenden kleinen 
Bestimmungen über die verwaltungsärztliche Tätigkeit vorzu- 
fuhren, ist wohl nicht nötig; es ist darin nur das verlangt, was 
ein guter Amtsarzt bisher ohnehin schon befolgt hat. 

In der zweiten Abteilung, Abschnitt I, gehen hier die Vor¬ 
schriften mehr ins einzelne. Es ist hier gesagt: Der Bezirksarzt 
hat die An-und Abmeldungen der Medizinalpersonen seines 
Bezirkes nach den darüber bestehenden Vorschriften entgegenzu- 
nehmen; ferner hat er über alle in seinem Bezirke wohnenden und 
praktisch tätigen Medizinalpersonen ein Verzeichnis auf dem Lau¬ 
fenden zu erhalten und dafür zu sorgen, daß die Medizinalpersonen 
die Befugnisse in ihrem Berufe nicht überschreiten, endlich hat er 
nach § 28 auf Ansuchen von Staatsbehörden, Armenpflegschaftsräten, 
Verwaltungen von Wohltätigkeitsstiftungen, Vorständen von 
Krankenkassen, zu prüfen, ob die Rechnungen von Medizinal¬ 
personen den Gebührenordnungen entsprechen. Es war nun all¬ 
gemeine Ansicht der Delegiertenversammlung, daß diese Be¬ 
stimmung in bezog auf die Vorstände von Krankenkassen heraus¬ 
zunehmen sei, weil es, namentlich in großen Bezirken unmöglich 
sei, dieser Bestimmung nachzukommen. 

Von den im Abschnitt II besprochenen Dienstobliegen¬ 
heiten bezüglich der Aerzte ist nur zu erwähnen, daß 
die Qualifikation geblieben ist. Neu ist, daß der Bezirksarzt 
ältere, nicht im Staatsdienst befindliche Aerzte, welche sich 
durch rege Anteilnahme an gemeinnützigen Bestrebungen verdient 
gemacht haben, der Distriktsverwaltungsbehörde für eine Aus¬ 
zeichnung vorschlagen kann. Es war dies ein alter Wunsch der 
Bezirksärzte. 

Zu den Dienstobliegenheiten in bezug auf die 
Hebammen ist in Abschnitt III wesentlich Neues nicht ge¬ 
kommen. Die unvermutete Untersuchung bei den Hebammen ist 
ja bis jetzt schon durehgeführt worden. Die Hebamme ist nur 
intensiver unter die Aufsicht des Bezirksarztes gestellt, als es 
bisher der Fall war. 
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Der Abschnitt IV: Dienstobliegenheiten bezüglich 
der Bader, Krankenpfleger, Masseure, Desinfektoren, 
hat wesentlich Neues ebenfalls nicht gebracht; nnr sind auch sie 
schärfer znsammengefaßt worden. 

Neues ist wieder bei Abschnitt V: Dienstobliegen¬ 
heiten bezüglich der Kurpfuscher, zu finden. Wir sollen, 
wie es früher schon bestanden hat, in Zukunft ein Verzeichnis 
derjenigen Personen führen, die, ohne staatlich anerkannt zu werden, 
die Heilkunde gewerbsmäßig ausüben. 

In Abschnitt VI: Dienstobliegenheiten bezüglich 
der Apotheken, ist neu, daß die Apothekenvisitationen in Zu¬ 
kunft uns direkt unterstellt werden sollen. 

In § 46 heißt es: Der Bezirksarzt führt ein Verzeichnis der 
im Bezirke vorhandenen Apotheken, ihrer Besitzer und der in 
diesen Betrieben beschäftigten Personen nach Anlage S, und nach 
§ 47 hat der Bezirksarzt den Geschäftsbetrieb in den Apotheken 
selbständig zu überwachen, und es hat eine Besichtigung alljähr¬ 
lich stattzufinden. Die chemische Untersuchung fällt weg. Dazu 
kommt noch die Prüfung der Lehrlinge und die Verpflichtung und 
Oberaufsicht über die Hilfspersonen Wesentlich Neues ist außer¬ 
dem wenig dazu gekommen. 

In Abschnitt VII über die Kleinkinderfürsorge ist 
etwas Neues gebracht, den modernen Ansichten entsprechend. 
Hier hat sich die hohe Staatsregierung in sehr richtiger Weise 
auf die Hauptsache beschränkt, auf die natürliche Ernährung der 
Säuglinge, und hat die weiteren Vorkehrungen den örtlichen Ver¬ 
hältnissen überlassen. Die Kostkinder sind nicht mehr alle Jahre, 
sondern alle 3 Jahre zu besuchen, was den Verhältnissen voll¬ 
ständig entsprechen wird. 

In Abschnitt VIII: Fürsorge für Gebrechliche, hat 
die Staatsregierung bestimmt, daß der Bezirksarzt ein Verzeichnis 
der in seinem Bezirke wohnenden Gebrechlichen (Blinden, Taub¬ 
stummen, Krüppel, Epileptischen, Blöden, Idioten, Kretinen) zu 
führen habe und daß er sie spätestens im nächsten Geschäftsjahre 
nach der Anmeldung zu untersuchen hat. Die Delegierten waren 
sich nun darüber einig, daß dieses Verzeichnis in der Praxis wohl 
nicht geführt werden könne, weil die Bewegung der Bevölkerung 
viel zu groß ist und weil es namentlich eine Anzeigepflicht lür 
derartige Personen gar nicht gibt und besonders auch, weil bei 
dem Begriffe „Krüppel“ eine Definition, welche prägnant ist, gar 
nicht zu geben ist. Es wurde in dieser Beziehung keine Ab¬ 
stimmung herbeigeführt; doch ist der Wunsch der Delegierten 
dahin gegangen, daß die §§ 55 und 56 als undurchführbar über¬ 
haupt fallen sollen. Die Beaufsichtigung der zur Aufnahme von 
Gebrechlichen dienenden Anstalten hat in Zukunft alle 3 Jahre 
stattzufinden. In der ganzen Dienstanweisung ist überhaupt 
überall die 3 jährige Besichtigung durchgeführt. 

Im Abschnitt IX folgt die Fürsorge für Kranke. 
§ 59 sagt: „Der Bezirksarzt ist zur Leistung ärztlicher Hilfe 
(auch bei Armen) nur in Notfällen verpflichtet. Notfall ist ge- 
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geben, wenn die Leistung ärztlicher Hilfe unverschieblich und 
ein Privatarzt nicht erreichbar ist, oder seine Hilfe ablehnt.* 
Ueber das Wort Notfall hat sich eine ansgedehnte, sehr in das 
Detail gehende Diskussion eröffnet. Ueber die Einzelheiten glaube 
ich hinweggehen zu dürfen. Zum Schlüsse hat sich die Dele¬ 
giertenversammlung auf folgende Definition geeinigt: 

„Notfall ist gegeben, wenn eine andere Hilfe nicht erreichbar 
und durch Verweigerung der Hilfe das Leben und die Gesundheit 
in ernster Weise gefährdet wird.“ 

Der Wunsch der Delegierten, daß dieser Paragraph ganz 
weggelassen werden möge und ein Hilfezwang dem Bezirksarzte 
gar nicht mehr auferlegt werden solle, ist gescheitert an der 
allgemeinen Staatsraison, daß doch immer ein Arzt da sein muß 
für gegebene Fälle. 

Die Bestimmnngen über die Errichtung neuer Anstalten 
bringen nichts wesentlich Neues, ebenso nicht die Ueber- 
wachung von Krankenanstalten, die Beaufsichtigung der in 
Privatpflege nntergebrachten Kranken, der Privatirrenanstalten 
usw. Das sind alles mehr oder weniger die gleichen Bestimmnngen 
wie früher. 

Von der Fürsorge für die Armen in Abschnitt X ist 
zu erwähnen, daß die Besichtigungen alle 3 Jahre stattznfinden 
haben und daß nunmehr der Bezirksarzt mit der Armenpflege 
direkt ins Benehmen zu treten hat. Der Bezirksarzt hat nach 
§ 70, sobald ihm durch eigene Beobachtung oder auf andere 
Weise bekannt wird, daß in Privatpflege untergebrachte Arme 
in grober Weise vernachlässigt werden, den Vorstand der Armen¬ 
pflege zu benachrichtigen und, wenn dieser keine Abhilfe schafft, 
bei der Distriktsverwaltungsbehörde Antrag auf anderweitige 
Unterbringung zu stellen. 

Soweit der mir zugeteilte Teil des Referates. 

Med.-Rat Dr. Henkel-München: 

Abschnitt XI. Dienstobliegenheiten bezügl. der 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten. 

Dieser Abschnitt bedarf noch näherer Beratung der Staats¬ 
behörden, der Vereinbarung einzelner Ministerien. Es wurden 
folgende Pankte ins Auge gefaßt. 

Die Pläne von Neubauten oder größeren Umbauten von 
Schulen, Lehr- und Erziehungsanstalten. Der Bezirksarzt hat 
innerhalb eines dreijährigen Zeitraumes jede Schule seines Bezirkes 
in bezug auf Baulichkeit und Einrichtungen wie auch auf den 
Gesundheitszustand der Schüler zu untersuchen, insofern nicht 
durch besondere Bestimmungen und Verhältnisse (Schulärzte) eine 
andere Art der Ueberwachung gegeben ist. 

Die Mittelschulen hat der Bezirksarzt alljährlich einer 
Besichtigung zu unterziehen, desgleichen die Pensionate und 
Erziehungsanstalten. 

Der Bezirksarzt ist zu den Ortsschulkommissionen mit Sitz und 
Stimme beizuziehen, soweit es sich um Fragen der Gesundheits- 
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pflege oder Gesundheitspolizei handelt. Gemeinnützige Bestre¬ 
bungen anf dem Gebiete des SchalgesnndheitsWesens bat der 
Bezirksarzt in jeder Weise za unterstützen. Das Verhältnis za 
den Schulärzten und die Wirksamkeit bei Bekämpfung der 
ansteckenden Krankheiten ist besonders zu regeln. 

Abschnitt XII. Verhütung und Bekämpfung an¬ 
steckender Krankheiten. 

Der Bezirksarzt hat die Erfüllung der Anzeigepflicht seitens 
der gesetzlich hierzu verpflichteten Personen zu überwachen. Er 
hat insbesondere darauf zu achten, daß die zur unmittelbaren 
Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten notwendigen Abson¬ 
derungsräume (in Krankenhäusern), die Desinfektionseinrichtungen 
(in Krankenhäusern), Desinfektionsmittel (in Krankenhäusern, 
Apotheken, bei den Hebammen), endlich die zur Versendung der 
Untersuchung88toffe vorgeschriebenen Gefäße (in Apotheken) in 
ausreichender Menge zur Verfügung und bereit stehen. Er hat 
ferner dafür zu sorgen, daß ausgebildete Desinfektoren in einer 
der Größe des Bezirks entsprechenden Anzahl vorhanden sind 
und daß Desinfektoren sowie die berufsmäßigen Krankenpfleger 
und Krankenpflegerinnen in angemessenen Zwischenräumen An¬ 
leitungen über das Wesen und die Methoden der Desinfektion 
erhalten. 

Nach § 78 hat der Bezirksarzt den Verlauf der gemeldeten 
ansteckenden Krankheiten genau zu verfolgen, er hat in jedem 
einzelnen Falle mit tunlichster Beschleunigung, wenn angezeigt, 
nach Ermittelung an Ort und Stelle die nach den geltenden 
gesetzlichen und oberpolizeilichen Bestimmungen vorgeschriebenen 
Maßnahmen zur Verhütung des Eintrittes und der Weiter Ver¬ 
breitung der Krankheit bei der Verwaltungsbehörde zu beantragen 
und bei Gefahr auf Verzug vorläufig selbst anzuordnen. 

Als wichtigste Maßnahmen kommen in dieser Beziehung in 
Betracht: Veranlassung der bakteriologischen Untersuchung oder 
der Leichenöffnung, Beobachtung krankheitsverdächtiger und 
Absonderung kranker und krankheitsverdächtiger Personen in 
Krankenhäusern, Schulschließung, fortlaufende und Schlußdesinfek¬ 
tion. In Vorbereitung ist die wichtige Ministerialbekanntmachung 
über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 

Nach § 79 hat der Bezirksarzt über die der Polizeiaufsicht 
unterstellten, gewerbsmäßige Unzucht treibenden Weibspersonen 
ein Verzeichnis zu führen. Er hat die ihm von der Polizeibehörde 
Ueberwiesenen regelmäßig zu untersuchen und die vorgenommenen 
Untersuchungen, soweit es sich um die der Polizeiaufsicht unter¬ 
stellten Dirnen handelt, im Verzeichnis vorzutragen. Dirnen, 
welche sich der vorgeschriebenen Untersuchung entziehen, sind 
der Polizeibehörde anzuzeigen. Wird bei der Untersuchung einer 
solchen eine ansteckende Geschlechtskrankheit entdeckt, so ist 
die unverzügliche Ueberführung der Erkrankten in ein geeignetes 
Krankenhaus bei der Distriktsverwaltungsbehörde zu beantragen. 

Abschnitt XIII. Dienstobliegenheiten bezüglich 
der öffentlichen Impfung. 
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Es ist keine Aenderang der bestehenden gesetztlichen Be¬ 
stimmungen nnd Vorschriften veranlaßt oder in Vorschlag gebracht. 

Abschnitt XIV. Dienstobliegenheiten bezüglich 
der Ortsgesnndheitspflege. 

Nach § 85 hat der Bezirksarzt bei Bescheidung von Gesuchen 
um Einleitung schädlicher Stoffe in öffentliche Wasserläufe sich 
über die gesundheitliche Seite der Frage za äußern. Er hat, 
sobald in einer Gemeinde die Errichtung einer Anlage zur 
Reinigung nnd Beseitigung von Abwässern in Frage kommt, die 
Gemeindebehörde daran! aufmerksam zn machen, daß sie sich 
schon vor Ausstellung eines Projektes an das Hydrotechnische 
Bureau oder die Biologische Versuchsstation wenden solle, damit 
ihr die Grundsätze mitgeteilt werden, anf die ein einwandfreier 
Entwarf aufgebaut werden kann. 

Der Bezirksarzt hat bei Ortsbesichtigungen anf die Art der 
Beseitigung der flüchtigen, festen and flüssigen Abfallstoffe, auf 
die Beschaffenheit der Abzugskanäle, der Aborte, Dungstätten nsw. 
sein Angenmerk zn richten, vor allem auch den Betrieb öffent¬ 
licher Klärarlagen nnd ihre Wirkung zn beobachten. Nach 
§ 86 hat der Bezirksarzt Baupolizeiverordnungen, deren Tüchtig¬ 
keit sich über seinen Amtsbezirk oder einen Teil derselben 
erstreckt, vor dem Erlaß, sowie Bebauungspläne und die Fest¬ 
setzung bestimmter Bauarten vor der endgültigen Entscheidung 
vom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege aus zn 
begutachten. 

Er hat gemeinnützige Bestrebungen anf dem Gebiete der 
Wohnungshygiene anzuregen and tunlichst za fördern. Er hat 
jedes neue, dem Staate, einer Gemeinde oder einer öffentlichen 
Stiftung gehörige Gebäude, bevor es dem Wohngebrauch übergeben 
wird, zu untersuchen. Mißstände in bezug auf das Wohnungs¬ 
wesen hat er der Distriktsverwaltungsbehörde mit geeigneten 
Vorschlägen zur Abhilfe anzuzeigen. 

Der Bezirksarzt hat nach § 87 durch fortgesetzte Belehrung 
und Anregung auf die Beseitigung mangelhafter, vor allem der 
nicht genügend gegen Verunreinigung geschützten Trink¬ 
wasserversorgungsanlagen und auf Ersatz durch zweck¬ 
mäßige Einrichtungen hinzuwirken. 

Er hat ein Veizeichnis der öffentlichen Trinkwasserver- 
sorgungsanlagen seines Bezirks zu führen. Er hat diese Anlagen 
mindestens alle drei Jahre zu besichtigen; hierzu sollte die An¬ 
regung auf Quellenschutz besonders beachtet werden. 

Abschnitt XV. Dienstobliegenheiten bezüglich 
der Gewerbehygiene. 

Für diesen Abschnitt sind noch nähere Beratungen unter 
Vereinbarungen zwischen den Staatsbehörden vorgesehen. 

Für den bezirkeärztlielien Dienst werden insbesondere 
3 Punkte: die Mitwirkung bei der Genehmigung gewerblicher 
Anlagen, die Beaufsichtigung besonderer Betriebe, die Unter¬ 
stützung der Tätigkeit des Landgewerbearztes in Betracht kommen. 

Abschnitt XVI. Dienstobliegenheiten bezüglich 
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des Verkehrs mit Nahrungsmitteln, Genaßmitteln and 
Gebrauchsgegenständen. 

Der Bezirksarzt hat die für die Ueberwachung des Ver¬ 
kehrs mit Nahrangsmitteln, Genaßmitteln and Gebrauch sgegen- 
ständen zuständigen Behörden in ihrer Tätigkeit za unterstützen. 
Dem Bezirksarzt steht es frei, die Nahrnugsmittelchemiker auf 
ihren Dienstreisen innerhalb seines Amtsbezirkes za begleiten. 

Nach § 92 soll der Bezirksarzt bei Gelegenheit der Orts- 
besichtigungen auch Geschäfte, welche sich mit der Herstellung 
und dem Verkauf von Nahrangs- oder Genußmitteln befassen, 
einer Besichtigung unterziehen. 

Dem Verkehr mit Milch hat der Bezirksarzt besondere 
Aufmerksamkeit zuzowenden. Die Beaufsichtigung soll sich nicht 
nur auf den Milchverkauf, sondern auch auf die Milchgewinnung 
erstrecken und ist tunlichst mit dem beamteten Tierarzt (Milch¬ 
inspektor) gemeinschaftlich durchzuführen. 

Nach § 94 obliegt die Ueberwachung der Schlachthäuser 
und Metzgereien in erster Linie dem beamteten Tierarzt. Doch 
scheint es wegen der in Betracht kommenden gesundheitspolizei¬ 
lichen Fragen angezeigt, daß der Bezirksarzt sich von Zeit zu 
Zeit an den Besichtigungen solcher Betriebe beteiligt. 

Der Bezirksarzt hat bei der Beaufsichtigung der Fabrika¬ 
tion von Mineralwässern und kohlensäurehaltigen Getränken 
mitzu wirken. 

Nach § 96 hat er sein Augenmerk aaf die Erscheinungen 
des Alkoholmißbrauches in seinem Bezirke za richten und Be¬ 
strebungen za dessen Eindämmung anzuregen und zu unterstützen, 
die Bevölkerung zu belehren, insbesondere durch Verteilung von 
Merkblättern, durch Vorträge und Bestrebungen zur Gründung 
von Trinkerfürsorgestellen. 

Abschnitt XVII. Dienstobliegenheiten bezüglich 
der öffentlichen Bäder und Kurorte. 

Der Bezirksarzt hat die Errichtung von öffentlichen Bädern und 
Schwimmanstalten, von Volks- und Schulbrausebädern zu fordern. 

Er hat in zweifelhaften Fällen sein Gutachten abzugeben, 
ob eine Quelle als öffentlich benützte Heilquelle zu erachten ist. 
Er hat ihm bekannt werdende Tatsachen, aus denen die Unzu¬ 
verlässigkeit des Besitzers oder Leiters eines Heilbades in bezug 
auf den Betrieb hervorgeht, zur Kenntnis der Aufsichtsbehörde 
zu bringen. , 

Der Bezirksarzt hat die im Privatbesitz befindlichen Heil¬ 
quellen, die Kurorte und größeren Sommerfrischen, insbesondere 
jene, in denen Kurtaxen erhoben werden, in gesundheitlicher 
Beziehung za überwachen und jährlich mindestens einmal zu 
besichtigen. 

Abschnitt XVIII. Dienstobliegenheiten bezüglich 
des Leichen- und Begräbniswesens. 

Diese richten sieb nach den bestehenden oberpolizeilichen 
Vorschriften und Bekanntmachungen. Eine wesentliche Aenderung 
oder Neuerung ist nicht vorgeschlagen. 
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III. A.bteilung. 

Geschäftsführung 

bringt die bestehenden Weisungen über einfachen und klaren 
schriftlichen Verkehr ausdrücklich in Erinnernng. 

Nach § 108 hat der Bezirksarzt alljährlich einen das abge¬ 
laufene Kalenderjahr umfassenden Bericht über die Gesundheits- 
Verhältnisse seines Amtsbezirks und über seine Amtstätigkeit zu 
erstatten und durch die Distriktsverwaltungsbehörde rechtzeitig 
der Regierung vorzulegen. 

An Geschäftsbüchern hat der Bezirksarzt zu führen: ein 
Geschäftstagebach, ein Reisetagebuch, ein Zeugnisbuch, einen 
Terminkalender, ein Verzeichnis der übernommenen Gegenstände. 

Außerdem trifft der Abschnitt kurze Bestimmnngen über die 
Registratur. 

Bezirksarzt Dr. Schneller-Bamberg: Mir liegt die Aufgabe 
ob, über den Entwurf einer Vorschrift für den amtsärztlichen 
Jahresbericht zu referieren. Wie Sie wissen, mußte bisher der 
amtsärztliche Jahresbericht nach den Bestimmungen der Ministerial- 
Entschließung vom 28. Juli 1897 gefertigt werden. 

Die neue Vorschrift schließt sich im allgemeinen an die 
bisherige an. Neu hinzugekommen sind nur wenige Abschnitte, 
z. B. Säuglingsfürsorge, Desinfektionswesen, die erst in letzteren 
Jahren besondere Bedeutung gewonnen haben. Anderseits sind 
einige Abschnitte weggefallen, auf deren Bearbeitung offenbar 
weniger Wert gelegt wird. 

Bezüglich der Form des Jahresberichts tritt deutlich das 
Bestreben hervor, an Stelle eines ausführlichen Textberichtes eine 
größere Zahl von Tabellen treten zu lassen. Diese Tabellen sind 
im allgemeinen sehr einfach gehalten, so daß deren Ausfüllung 
keine besonderen Schwierigkeiten bereiten dürfte. 

Im Texte soll nur über besondere Mißstände oder wesent¬ 
liche Verbesserungen berichtet Werden. Wiederholungen aus 
früheren Jahresberichten, Bestätigungen darüber, daß auf diesem 
oder jenem Gebiete keinerlei Veränderungen während des Berichts¬ 
jahres eingetreten sind, dürfen und sollen vermieden werden. 
Selbstverständlich steht der Inhalt des Jahresberichts in engster 
Ifühlung mit dem Entwurf der Dienstanweisung. 

Bezüglich der Zeit der Einsendung soll es bei der alten 
Bestimmung bleiben. Was die Mitwirkung der praktischen 
Aerzte aubelangt, so war die Mehrzahl der Delegierten der An¬ 
schauung, daß die Berichte der praktischen Aerzte für den amtsärzt¬ 
lichen Jahresbericht häufig von untergeordneter Bedeutung sind. 

Weuu ich nun auf die Einzelheiten der Vorschriften über 
den Jahresbericht in Kürze eingehe, so behandelt Abschnitt A 
wiederum wie früher die Sterblichkeitsstatistik. In den hier¬ 
hergehörigen Tabellen I und II, sind die Sterbefälle nach Todes¬ 
ursache, Alter und Geschlecht bezw. nach Todesursache, Geschlecht 
und Monaten vorzutragen. Wir werden hier darauf aufmerksam 
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gemacht, daß diese Tabellen nnr dann richtig aasgefüllt sind nnd 
daß über Geburtsttberschuß und über die Säuglingssterblichkeit 
nnr dann richtige Schlußfolgerungen gezogen werden können, 
wenn die Leichenschauscheine mit den standesamtlichen Sterbe- 
nnd Geburtsregistern genau verglichen worden sind. 

Die Tabellen III und 17 geben Ausweis über tödliche Ver¬ 
unglückungen und Selbstmorde. Im Berichte sind hier nähere 
Umstände, unter denen die Verunglückungen bezw. Selbstmorde 
vorgekommen sind, nicht mehr vorzutragen. 

Abschnitt B behandelt die Infektionskrankheiten. Hier 
ist zu bemerken, daß wir in nächster Zeit eine oberpolizeiliche 
Vorschrift über die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten 
zu erwarten haben, und daß der Bezirksarzt in Zukunft alle ihm 
amtlich gemeldeten Fälle dieser Krankheiten am Schlüsse des 
Jahres in einer Tabelle zusammenzutragen hat. Auch über die¬ 
jenigen übertragbaren Krankheiten, für die eine Meldepflicht nicht 
eingeführt ist, z. B. Keuchhusten, von deren Auftreten aber der 
Amtsarzt auf irgendeine andere Weise Kenntnis erhalten hat, ist 
Bericht zu erstatten, wofern sie in größerer Zahl aufgetreten 
sind. Zugleich hat der Amtsarzt die getroffenen Maßnahmen nnd 
den Erfolg derselben mitzuteilen. 

Die Tuberkulose muß im Jahresberichte stets besonders 
besprochen werden. Bei der großen Wichtigkeit, welche diese 
Krankheit für die ganze Menschheit hat, ist diese Anordnung 
gewiß nnr zu begrüßen. Im Anschluß hieran ist über den Stand 
des Desinfektions Wesens im Bezirke Aufschluß zn geben, über 
das wichtigste Rüstzeug im Kampfe gegen die Infektionskrank¬ 
heiten. 

Im Abschnitt C ist über gehäuftes Auftreten von 
Krebs, Geschwülsten und allen jenen Krankheiten, welche 
nach der Erfahrung des Arztes in seinem Bezirke auffallend 
häufig Vorkommen, Bericht zu erstatten. Der Amtsarzt soll wo¬ 
möglich die Gründe für das gehäufte Auftreten obiger Krankheiten 
aufzudecken suchen. 

Abschnitt D handelt von der Geburtshilfe. Zur Tab. VII 
ist zanächst die Gesamtzahl der von den Hebammen des Bezirks 
geleiteten Geburten vorzutragen. Dies setzt voraus, daß, wie 
bisher, die Bezirksärzte die vorgeschriebenen gegenseitigen Be¬ 
nachrichtigungen der von Hebammen des anderen Bezirkes ge¬ 
leiteten Geburten fortsetzen. Die künstlichen Entbindungen 
sind, wie bisher, in einer Tabelle vorzutragen, die jedoch 
eine wesentliche Besserung einer Vereinfachung erfahren wird. 
Die meisten der Delegierten waren der Anschauung, daß die für 
diese Tabelle nötigen Aufschlüsse aus den Monatstabellen der 
Hebammen genommen werden müssen, da eine Verpflichtung der 
praktischen Aerzte zur Ausfüllung solcher Tabellen zurzeit 
nicht besteht. 

Abschnitt E. handelt von der Ortshygiene. Hier ist zu be¬ 
richten über die Zahl der vorgenommenen Gemeindebesichtigungen 
und über wichtige Aenderungen auf dem Gebiete des Wohnungs- 
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wesens, der Wasserversorgung and der Beseitigung der Ab¬ 
fallstoffe. 

Abschnitt F. verlangt Mitteilung über einschneidende Aende- 
rong in der Ernährungsweise der Bevölkerung, über den Einfluß 
des Molkereiwesens auf die Ernährungsweise, über Mißbrauch 
der Genußmittel und Aber Bekämpfang dieser Mißbräache. 

Bezüglich der Gewerbehygiene ist im Abschnitte G zu 
berichten über die Arbeitszeit, besonders der jagendlichen Arbeiter 
und der Frauen, über Wohlfahrtseinrichtungen für die Arbeiter, 
über Gesandheitsachädigungen durch gewisse Gewerbebetriebe 
und durch die Hausindastrie. 

Abschnitt H handelt von der Gefängnishygiene, 

Abschnitt I von Kurorten, Sommerfrischen nnd 
Badeanstalten. 

Etwas ausführlicher wird sich wohl in unseren künftigen 
Jahresberichten die vorgeschriebene Berichterstattung über die 
Säuglingsfürsorge und das Kostkinder wesen im Bezirke 
gestalten. Ist ja dochgerade auf diesem Gebiete in letzter Zeit 
eine rege Tätigkeit al enthalben entfaltet worden. Die bisher 
geführte Tabelle der Klostkinder soll bleiben. 

Bezüglich der Unterrichts- nnd Erziehungsanstalten ist 
festznstellen, ob nnd wieviel nene Anstalten errichtet wurden, ob 
wichtige hygienische Einrichtungen neu geschaffen wurden nsw. 
Das Ergebnis der Besichtigung dieser Anstalten ist vorzutragen; 
auch hat sich der Amtsarzt darüber zu äußern, ob die'Aufstellung 
der etwa vorhandenen Schulärzte sich bewährt hat. 

Im weiteren Abschnitt ist zu berichten über die hygienischen 
Zustände oder über Neueinrichtung von Pflegeanstalten für 
Arme, Gebrechliche, körperlich oder geistig Kranke. 
Auch hier ist über das Ergebnis der Besichtigung dieser Anstalten, 
besonders über etwa zur Kenntnis des Bezirksarztes gelangte 
Verwahrlosung kranker und armer Personen in der Privatpflege 
Aufschluß zu geben. 

Die Tabelle der Leichenschauer ist beibehalten. Ueber 
Friedhöfe ist zn berichten, wo eine Nenanlage notwendig er¬ 
scheint oder durchgeführt wurde. 

Die im Bezirk tätigen Medizinalpersonen sind nach ihrer 
Zahl in einer besonderen Tabelle anfzuführen. Dabei hat der 
Bezirksarzt sich auch über .die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Medizinalpersonen, wie auch der im Bezirke befindlichen Apotheker 
zn äußern, welch letztere ja unter der Zunahme der Drogen¬ 
geschäfte zu leiden haben. 

Die im Bezirke vorhandenen Apotheken, Drogerien 
und Geschäfte mit Gifthandel sind in einer [besonderen Ta¬ 
belle zn erwähnen. Besondere Ergebnisse der Besichtigungen der 
Apotheken und Drogenhandlungen sind mitzuteilen. 

Den Schluß des Jahresberichtes bildet die Statistik der 
vorgenommenen Amtshandlungen. Diese Tabelle (XIV) unter¬ 
scheidet sich von der bisherigen, deren richtige^ Ausfüllung wohl 
keinem Amtsärzte gelungen ist, ganz besonders durch ihre Ein- 
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fachheit. Die neue Tabelle gibt ein klares Bild über die Geschäfts¬ 
belastung der einzelnen Amtsärzte. Ich möchte den Vordruck 
dieser Tabelle seiner Wichtigkeit wegen Ihnen in Kürze vortragen: 

Der Amtsarzt hat nur anzageben: 

A. Bezüglich seiner Tätigkeit in Verwaltnngsangelegenheiten 
die Zahl: 

der vorgenommenen ordentlichen Gemeindebesichtigangen, 

der außerordentlichen Besichtigungen am Wohnort and außer¬ 
halb des Amtssitzes, 

der ausgestellten amtsärztlichen Zeugnisse, 

der sonstigen Gutachten and Berichte. 

B. Bezüglich seiner Tätigkeit in Angelegenheiten der Rechts¬ 
pflege ist anzuiühren die Zahl: 

der Untersuchungen an Leichen, 

der schriftlichen Gutachten über den Körper- oder Geisteszustand 

lebender Personen, 

der sonstigen schriftlichen Gutachten, 

der mündlichen Vernehmungen am Amtsgerichte, Land- und 

Schwurgerichte. 

Wenn ich die Anforderungen, welche die Erstattung des 
Jahresberichtes nach den neuen Vorschriften an den Amtsarzt 
stellt, vergleiche mit den Anforderungen der bisherigen Vor¬ 
schriften, so bin ich überzeugt, daß wir in dieser Beziehung eine 
wesentliche Geschäftsvereinfachung erwarten könnnen. Ich bin 
somit in der angenehmen Lage sagen zu dürfen, daß die zu er¬ 
wartende Neuregelung auch Ihren vollen Beifall finden wird. 

Schloss des Berichtes über die Dienstanweisung 
für die Bezirksiirzte. 

Med.-Rat Dr. Henkel: M. H.! Wir sind mit dem Vortrag 
des Entwurfes zu Ende. Sie werden gewiß die Ueberzeugung 
gewonnen haben, daß es ein ernstes Stück Arbeit war, diesen 
Entwarf zu beraten. Ihn za fertigen war noch schwieriger, ihn 
so zu fertigen, wie er zustande kam, eine große Aufgabe, für deren 
Lösung wir den anwesenden Herren Vertretern des K. Staats¬ 
ministeriums den verbindlichsten Dank nochmals zum Ausdruck 
bringen. 

Das Arbeitsfeld des bayerischen Bezirksarztes erweitert sich 
durch Iakrafttreten dieser Dienstanweisung außerordentlich. 

Die selbständige Listenführuug der Medizinalpersonen, die 
Ueberwachung des niederärztlichen Personales, der Apotheken, 
Drogerien, der Pfuscherei, die regelmäßigen Besichtigungen der 
Gemeinden, der Hebammen am Wohnsitz, die Unterweisung, Be¬ 
aufsichtigung, Nachpräfang von Pflegepersonal und Desinfektoren, 
die Ueberwaehung und Prüfung der Gifthäudler, die regelmäßigen 
Besuche der Kostkinder, der Anstalten für Kranke und Gebrech¬ 
liche, der Geisteskranken, die Aufsicht und Besichtigung der 
Trinkwasseiwersorgungsanlagen, von Heilquellen und gewerblichen 
Anlagen, die Aufsicht auf Nahrungsmittel und deren Betriebe, 



20 


Entwarf einer Dienstanweisung für die Bezirksärete. 


die Besichtigung der Begräbnisplätze, die Führung neuer Amts¬ 
bücher vermehren die amtsärztliche Tätigkeit gewaltig. 

Wollen Sie nun im Anschluß an unsere Vorträge sich zu 
den Pankten äußern, wofür Sie besonderes Interesse haben. Wir 
wollen es durchaas vermeiden, unseren Vereinsmitgliedern die 
Gelegenheit zur Aussprache über jeden Punkt zu versagen. Frei 
von allem Persönlichen wollen wir der Sache dienen. Wenn es 
geboten erscheint, wollen wir durch Beschlußfassung des Plenums 
über einen wichtigen Punkt Klärang der Ansichten herbeiführen. 

Der beste Beweis dafür, daß die ärztliche Wissenschaft 
fortschreitet, daß der ärztliche Stand seine Weltaufgabe immer 
deutlicher erkennt, ist, daß wir, angeleitet von den Forschungen 
und Ergebnissen der Hygiene, der Volksgesundheitspflege, von 
der therapeutischen zur prophylaktischen Aera vorgeschritten sind, 
daß wir nicht nur Krankheiten heilen, daß wir Bie auch verhüten 
wollen, daß wir die Menschheit schützen wollen vor Not und 
Seuchen. Allenthalben regt es sich und wie sich die Heilkunst, 
die Heilkünstler in stets zahlreichere Spezialitäten verzweigen 
und vertiefen, so hat auch schon die ärztliche Fürsorge sich nach 
allen Richtungen gedehnt und erstreckt in voller Erkenntnis, daß 
nur auf diesem Wege die Menschheit zu körperlicher und geistiger 
Vervollkommnung gelangen kann. 

Ich hebe hier nur die tatkräftige Säuglingsfürsorge her¬ 
vor, die sich der Kleinsten, der werdenden Menschheit, annimmt. 
Wie stand es da Jahrhunderte, Jahrtausende lang! Weise und ernst¬ 
haft Denkende sprachen und schrieben von einer Art Selbstzucht und 
Selbstreinigung des Menschengeschlechtes. Die Schwächlichen der 
Nation sollten sterben, die Kräftigen allein durchkommen und einen 
gesunden Stamm fortpflanzen. Wie irrig waren solche Ansichten! 
Die hohe Kindersterblichkeit zehrte am Marke des Lebensbaumes 
der Völker. Infolge des mangelhaften Verständnisses schlechter 
Nahrung, Pflege und Wohnung starben Tausende im ersten Lebens¬ 
jahre, und es waren häufig gar nicht die schwächsten, die dem 
Unverstand und der Ungunst der Lebensbedingungen zum Opfer 
fielen. Tausende Schwächliche blieben wiederum am Leben und 
pflanzten Elend und Gebrechen zahllos fort. 

Ich erwähne die Wohnungsfürsorge, die kräftig eingesetzt 
hat und von ganz eigenartiger Bedeutung ist. Nur eine menschen¬ 
würdige Wohnung gewährt auch ein menschenwürdiges Dasein. 
Sie befreit den Menschen vom Schmutze, sie verhütet die Schmutz¬ 
krankheiten, sie mindert die Tuberkulose und geht erfolgreichst 
dem Alkoholismus zu Leibe, indem sie das schädliche Wirtshaus¬ 
leben eindämmt und mit anderen feineren Sitten auch die ge¬ 
meinen Triebe und Neigungen bekämpft. 

Ich erwähne die Fürsorge gegen Seuchen, die große soziale 
Fürsorge, welche Gesetze schuf für Krankheiten und Unfall, für 
Gebrechlichkeit und Alter. 

An dieser B’ürsorge beteiligen sich und müssen sich beteiligen 
alle Aerzte. 
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Aber 4er berufene, der Öffentliche Spezialist dieser Fürsorge 
ist der Amtsarzt, der Gesandheitsbe&mte! 

Er hat sonach die höchste, die erhabenste Aufgabe des ärzt¬ 
lichen Standes; er hat aucü die meisten Schwierigkeiten zu be¬ 
kämpfen. Mit der Unreinlichkeit, mit der Unwissenheit, der 
Dummheit, gegen welche Götter vergebens stritten, muß er fertig 
werden; ja er hat noch einen schlimmeren Feind, die Indolenz, 
die Faulheit und Gleichgültigkeit, einen Feind, der um so schäd¬ 
licher ist, je mehr er in gebildeten Kreisen sich einbürgert. Der 
ärztliche Stand muß sich davon ganz frei machen. 

Das Amt eines tätigen Medizinalbeamten nimmt heutzutage 
fast überall den ganzen Mann in Anspruch. Damit erledigt sich wohl 
die Frage der ärztlichen Praxis des Bezirksarztes ohne 
besondere Vorschriften. Der Gesundheitsbeamte muß unausgesetzt 
die Gesundheitsverhältnisse des ganzen Bezirkes beobachten und 
studieren. Das kann er nicht tun, wenn er nur gelegentlich 
arbeitet. 

Man braucht aber diese Praxis nicht zu verbieten. In vielen 
großen Amtskreisen verwehrt es sich von selbst. Die stetig 
wachsenden Aufgaben haben aus dem Medizinalbeamten eine ganz 
andere Gestalt gemacht, wie sie noch vor SO und 40 Jahren war. 
Daneben gibt es aber in unserem engeren Vaterlande noch kleine, 
wenig bevölkerte Amtsbezirke, in denen sich der Bezirksarzt 
ohne Nachteil seines Ansehens der praktischen Tätigkeit gar nicht 
entschlafen kann. Eine Konkurrenz der praktischen Aerzte soll 
das Institut der Amtsärzte nicht mehr sein. Es soll aber einem 
Manne eine richtige, gute und angesehene Stellung und auch ein 
Recht der Initiative geben, einer Initiative, welche auf Grund 
reicher Erfahrung Erreichbares zum Angriff und zum Vollzüge 
bringt. Nie aber entrate der Amtsarzt der Hilfe der Kollegen in 
der Praxis. Die Dienstanweisung empfiehlt daher dringend ein 
Zusammenwirken auf dem gemeinsamen Boden des Vereinslebens. 
Der Bezirksarzt soll im Bezirksverein mit den Aerzten stets in 
Fühlung bleiben, belehrend, beratend und lernend, erfahrend deren 
Umgang nützen. 

Daß meine Darlegungen zutreffend sind, beweisen die Be¬ 
stimmungen der neuen Dienstanweisung. Mögen die ernsten, 
hohen Pflichten auch berufsfreudige Männer finden! 

Diskassion: 

Med.-Rat Dr. Vaneelow-Bad Eissingen: Wenn ich im allgemeinen sn 
diesem Entwarfe einige Worte sprechen darf, so habe ich beate den Eindruck 
gewonnen, als ob das, was von der K. Staatsregiernng beabsichtigt ist, im 
großen and ganzen sich von dem, was jeder Bezirksarzt, der es ernst mit 
seinem Amte genommen hat and nimmt, bisher getan hat, nicht unterscheidet. 
Ich gebe gern za, daß die örtlichen Besichtigungen etwas detaillierter 
gemacht werden müssen and daß auch das, was im Amte verlangt wird, etwas 
genauer gefaßt ist, aber wie gesagt, diese Anforderungen überschreiten nicht 
das, was man als recht and billig verlangen kann. 

Non habe ich ganz kleine Anfragen. Sie werden entschuldigen, vielleicht 
habe ich Sie nicht ganz richtig verstanden. . 

Was heißt das, daß die praktischen Aerzte sich anmelden müssen be 1 
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dem betreffenden Bezirksamt«. Ich weiß nicht recht, ist dadurch die alte 
Bestimmung, daß sie sich bei der Distriktspolizeibehörde au melden haben, 
aufgehoben oder nicht. Füllt die Bestimmung der Anmeldung bei der 
Distriktspolizeibehörde weg oder muß der Amtsarzt die Anmeldung weiter 
berichten ? Das wäre in manchen Bezirken, wie bei mir z. B., wo 60 und mehr 
Aerzte sind, eine große Belastung. 

Bezirksarzt im Staatsministrium des Innern Dr. Gebhardt: Es ist beab- 
sichtigt, anzuordnen, daß Aerzte, die sich in einem Bezirk niederlassen wollen, 
dies wie bis jetzt bei der Distriktspolizeibehörde anseigen, gleichzeitig aber 
auch bei dem Bezirksamt sich vorstellen müssen. 

Med.-Bat Dr. Vauselow-B&d Kissingen: Ich bin mit dieser Bestimmung 
vollkommen einverstanden; denn ich kenne in meinem Bezirke praktische 
Aerzte, die ich überhaupt nicht kenne (Heiterkeit). 

Dann ist noch mir etwas unklar. Es heißt, der Bezirksamt habe die 
Aufsicht über die Masseure. Eine Unzahl von Masseuren und Masseusen ist 
alljährlich in meinem Bezirke und zwar nicht bloß aus unserem engeren 
Vaterlande, sondern auch aus Bußland und weiß Gott woher. Nun existiert 
ja in Bad Kissingen die Einrichtung eines Vorberichts des K. Bade¬ 
kommissariates, also einer Staatsbehörde, und ich habe bisher den Grundsatz 
verfolgt, daß ich im Einverständnisse der K. Begierung nur solche Masseure 
zur Aufnahme in diesen amtlichen Vorbericht empfahl, die die Vorbedingungen 
erfüllt haben, die ich als billig erachte. Diese Vorbedingungen stützen sich 
selbstverständlich auf die Vorbedingungen anderer Staaten; denn was andere 
Staaten (Hamburg) verlangen können, kann ich in dem internationalen Kur¬ 
orte erst recht verlangen. Nun sind aber außer diesen sehr wenigen Leuten, 
die diese Vorbedingungen erfüllt haben und infolgedessen in die königliche 
Kurliste aufgenommen werden, noch eine Unmasse von solchen da, die etwa 
mit 14 tägiger Ausbildung dahergeflogen kommen und vielleicht auch wieder, 
wenn sie ihre Nahrung nicht finden, alsbald wieder davonfliegen. Grund¬ 
bedingung ist meiner Ansicht nach, daß von seiten des Staates Bestimmungen 
den Begriff Masseur und Masseuse genau festlegen. 

Bezirksamt im Staatsministerium des Innern Dr. Gebhardt: In § 41 des 
Entwurfs der Dienstvorschriften beißt es: „Der Bezirksamt hat die Bader, 
Krankenpfleger und Masseure nach den jeweils hierüber bestehenden Vor¬ 
schriften zu beaufsichtigen.* Solche Vorschriften gibt es zurzeit nur über 
die Bader; der Bezirksarzt bat also die übrigen Personen überhaupt nicht zu 
beaufsichtigen. Die Masseure sind nur deshalb in die Bestimmung aufge¬ 
nommen worden, weil in absehbarer Zeit solche Vorschriften zu erwarten 
sind. Dabei werden die Anregungen des Herrn Vorredners gewiß berücksich¬ 
tigt werden. 

Med.-Bat Dr. Vanselow-Bad Kissingen: Ich habe nun noch etwas: Trink¬ 
wasseranlagen sollen von den Bezirksärzten beaufsichtigt werden. Dis ist 
sollte man glauben, selbstverständlich. Aber ich habe die Erfahrung gemacht, 
daß, solange ich Amtsarzt bin, — und ich habe schon ein ziemliches Alter, — mir 
keine Kenntnis über dieselben von der Distriktspolizei gegeben wurde. Wenn 
ich es nicht bei meiner Anwesenheit in diesem oder jenem Orte erfahren 
hätte, daß eine Trinkwasserzentrale angelegt und dem Betriebe übergeben 
worden ist, von seiten der Distrikspolizeibebörde hätte ich nichts erfahren. 

Bezirksamt im Staatsministerium des Innern Dr. Gebhardt: Es bandelt 
sich hier nur um öffentliche Trinkwasserversorgungsanlagen. Dazu gehören 
auch Anlagen, die öffentliche Gebäude, also zum Beispiel Krankenhäuser, Schulen 
versorgen. Daß das bisher nicht gemeldet wurde, ist bekannt. Es werden 
beim Iakrafttreten der neuen Dienstanweisung die Bezirksämter angewiesen 
werden, bei allen sanitären Einrichtungen, wie dies ja schon größtenteils ge¬ 
schieht, sich mit den Bezirksärzten ins Benehmen zu setzen. Uebrigens ist 
nach meiner Erfahrung die Zahl der zentralen öffentlichen Trinkwasserver¬ 
sorgungsanlagen eine sehr geringe, so daß sich der Bezirksamt auch dnrch ein¬ 
fache liunlfrage ziemlich leicht Aufschluß verschaffen kann. Diese Bundfrage 
wird sich im ersten Jahre auf keine Weise vermeiden lassen. Beim Inkraft¬ 
treten der neaen Dienstanweisung wird eine der wichtigsten Aufgaben der 
Bezirksamts sein, die vorgeschriebenen Verzeichnisse anzulegen. Ich stelle 
mir aber das so vor, daß der Bezirksarzt für jede Gemeinde einen besonderen 
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Bogen anfertigt, in dem alle der Beaufsichtigung unterstellten Anstalten, 
Personen etc. verzeichnet werden. Aehnlich haben es wohl schon vorher die 
meisten Herren gemacht. 

Med.-Rat Dr. Tanselow - Bad Eissingen: Es gibt einen anfierordentlich 
hohen Prozentsatz von Pumpbrunnen, auch fttr öffentliche Zwecke, — schließ- 
lieh ist jeder Brunnen öffentlich — die nicht ganz einwandfrei sind. Zum Beispiel: 
es ist hier ein Pampbrunnen, der seit Jahren geschlossen ist, weil in ihn ein 
unterirdischer Zuflafi, der von irgendwoher organische Verunreinigungen mit 
sich fährt, hineingeht, der auch trotz aller Verbesserungen und Versicherungen, 
daß alles dagegen geschehen ist. verunreinigt ist im Sinne der gesundheit¬ 
lichen Auffassung. Vor wenigen Tagen sah ich auf eiger Radtour unmittelbar 
daneben einen anderen Brunnen erbohren. Ich bekam also zufällig hiervon 
Kenntnis. Es ist wahrscheinlich, daß auch dieser Brunnen verunreinigt ist. 
Ich möchte hier anregen, alle Pumpbrunnenanlagen hygienisch zu prüfen 
vor Anlage und nach Fertigstellung. Ich wttrde die E. Staatsregierung 
auch ersuchen, zu betonen, daß jeder Pumpbrunnen als öffentlicher Brunnen 
angesehen werden möge. Spätere Schließungen führen zu Verdrießlichkeiten 
und Feindschaften. 


II. Zur Schularztfrage. 

Med.-Rat Dr. Henkel-Manchen: M. H.! Anch dieser 
Pankt der Tagesordnung soll zn keinem Beschlasse, za keiner 
bestimmten Formalierang führen. Er warde deshalb dem großen 
Ganzen noch beigegeben, weil einerseits der Stoff von Wichtigkeit 
and Aktuellität ist, anderseits gerade in Bayern staatliche and 
gemeindliche Erlasse, wie anch ärztliche Abhandlangen and Be¬ 
sprechungen darüber erschienen sind, auch vielfach schalärztliche 
Einrichtungen geschaffen wurden. 

Man kann sich zum Eingang in dieses Thema eng an die 
Aasffthrongen anschließen, die am Schlösse des Referates Aber 
die Dienstanweisung fttr die Bezirksärzte zam Ausdrucke ge¬ 
langt sind. 

Die Fürsorge fttr die Schale fügt sich ungezwungen ein in 
die große allgemeine und besondere ärztliche Vor- und Fürsorge 
für die Volksgesundheit überhaupt. Man hat erkannt, wie wichtig 
der Arzt als Rater und Helfer des Eindesalters ist, wie man seine 
Fürsorge in dieser Richtung nicht entbehren kann. Der Arzt soll 
nun anch das Kind in die Schale führen, seine Schulperiode be¬ 
obachten und überwachen. Er erhält Einsicht in die verschiedenen 
Krankheitsformen dieses Alters im Wachstum, in den körperlichen 
Organen und Systemen, in die Gebrechen, in die Schäden, welche 
aus dem Schalbetrieb erwachsen können. 

Niemand kann in dem Grade wie der Arzt die Tuberkulose 
in der Schule bekämpfen, Ansteckung und Verbreitung von Krank¬ 
heiten verhüten. Der Schularzt erhält besondere Einsicht in die 
örtlichen Verhältnisse, das endemische und epidemische Auftreten 
von gewissen Krankheiten. Die Wechselwirkung von Gewohn¬ 
heiten und Schäden des Volkes wird er genauer verfolgen können. 
Der Schularzt untersucht die ein- und austretenden Schüler; sein 
Befand kann für die Berufswahl entscheidend sein. Es werden 
auf diese Weise Grundlagen geschaffen für wesentliche Beob- 
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Achtungen am heranwachsenden Geschlechte, bis znm militär¬ 
pflichtigen Alter der Knaben, dem heiratsfähigen der Mädchen. 

Man hat die Schulhygiene nicht unpassend in 4 Abteilungen 
geschieden: Hygiene des Schulhauses, der Schulkinder, des Unter¬ 
richtes, des Lehrers; es entsteht nun eine wichtige Frage, die 
auch bereits verschiedene Antworten gezeugt hat: Welche 
schulhygienische Arbeiten sind Sache des Amtsarztes? 

Es ist festzuhalten, daß die Bezirksärzte die natürlichen 
Oberschulärzte sein und bleiben müssen. Bei dem Umfang unserer 
bayerischen Städte mit Ausnahme der größten, bei dem Umfang 
unserer Bezirksämter im Durchschnitte sollte der Bezirksarzt 
jedes Schulhaus seines Bezirkes im Bau und Betrieb genau kennen 
und in seiner Registratur haben. Es muß ihm auch die Hygiene 
des Unterrichts vertraut sein. Er muß der ordentliche öffentliche 
Gesundheitsbeamte für die Schule sein. Er soll ein Bild der 
Gesundheits- und Krankheitsverhältnisse der Schule und Schüler 
seines Bezirkes gewinnen können, von dem Auftreten ansteckender 
Krankheiten umgehend Kenntnis bekommen, um die amtlichen 
Vorkehrungen rechtzeitig veranlassen zu können. 

Die Gesundheitsverhältnisse des einzelnen Schülers — ich 
möchte das die individuelle Hygiene nennen — sind zunächst nicht 
Sache des Amtsarztes. Hierfür ist der Schularzt zu bestellen. 

In meinem Vortrage über die Schulärzte, den ich in der 
oberbayerischen Kreisversammlung unseres Vereines vor einem 
Jahre erstattete (Münchener Med. Wochenschrift vom 15. Januar 
1910), worauf ich, um unnötige Wiederholungen zu vermeiden, 
verweisen darf, habe ich des näheren begründet, warom die 
schulärztliche Untersuchung und Ueberwachung der Kinder allent¬ 
halben ein Gebot der öffentlichen Gesundheitspflege und der Volks¬ 
wohlfahrt ist, und mit folgenden Sätzen geschlossen: 

1. Eine schulärztliche Einrichtung soll an allen Orten bestehen, 

wo nur immer ein Arzt ist. 

2. Die Aufgabe des Schularztes im allgemeinen ist die indivi¬ 
duelle Hygiene des Schulkindes. 

3. Die Grundarbeiten des Schularztes sind: 

a) die Untersuchung der eintretenden und austretenden 
Schulkinder, 

b) die Führung der Sanitätsliste, des Gesundheitsbogens, 
welcher für das ganze Reich eine Fassung erhalten sollte, 

c) die Ueberwachung der Kinder während der Schulzeit, 

d) eine einfache, gleichartige Berichterstattung nach Schloß 
jedes Schuljahres. 

M. H.! Mit diesen Sätzen wollte ich das Mindeste fest¬ 
setzen, was man vom idealen Standpunkte als Forderung einer 
zweckmäßigen Schulhygiene zu stellen hat, und ich maß noch 
heute daran festhalten. Je näher man diesen Forderangen 
kommt, desto besser wird es sein. Je mehr man sich davon ent¬ 
fernt, desto mangelhafter wird die Einrichtung, und selbst die 
sorgfältigste schulärztliche Wirksamkeit in Städten und einzelnen 
Orten kann keine Lücke ausfüllen, die durch den Mangel der 
schulärztlichen Einrichtungen auf dem Lande weit klaffend ist. 
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Lieber bescheiden Anfängen, in stillen Verhältnissen, als 
nichts tan oder nichts Richtiges durchfuhren! 

Ich kann also von diesen Sätzen nichts abhandeln lassen. 
Die Kollegen werden auch damit einverstanden sein. 

Etwas abweichend waren und sind aber die Meinungen Uber 
den Anteil, der dem Bezirksarzt am schulärztlichen Wirken 
zusteht. Kollege Schütz hat sich näher darüber geäußert in einem 
Vortrage auf der Versammlung des niederbayerischen Kreis¬ 
verbandes im März heurigen Jahres. Ich kann ihm nur bei¬ 
pflichten in der Aufzählung der Schwierigkeiten, die sich meinen 
Forderungen entgegenstellen. Ich kann ihm auch rückhaltlos zu¬ 
stimmen, daß der Vollzog der Einführung von Schulärzten in ver¬ 
schiedenen Bezirken verschieden sein muß. 

Aber sowohl seine Darlegungen von Vilsbiburg, wie der 
interessante Bericht des verdienstvollen Kollegen Gross von 
Schwabmünchen über die umfassende Tätigkeit als Schularzt in 
seinem Amtsbezirk führen mir deutlich vor Augen, daß es trotz 
größter Bemühungen einfach unmöglich ist, daß ein Bezirksarzt 
selbst in kleineren Bezirken ständig der Schularzt seines ganzen 
Bezirkes oder auch nur eines größeren Teiles sein kann. 

Es fehlt ihm bei dem großen Arbeitsfelde (denken Sie nur 
an unsere neue Dienstanweisung) die Zeit. Ferner möchte ich 
nicht unerwähnt lassen, daß der Bezirksarzt nicht in gleicher Art 
wirken kann wie jener Arzt, welcher mitten unter der Schul¬ 
gemeinde lebt, der ihr körperliches Wohl und Wehe, ihre Lebens¬ 
führung, der Alt und Jang der Gemeinde im täglichen Verkehr 
kennen gelernt hat. Gewisse beschränkte Ausnahmen können nur 
die Wahrheit der Regel bestätigen. 

Man könnte auf dem Lande auch nicht, wie in der Stadt, 
die Tätigkeit des Schularztes von der des behandelnden Arztes 
trennen, so wenig wie dies auf dem Gebiete der Säuglingsfürsorge 
möglich ist. 

Daß der Bezirksarzt trotzdem noch sehr viel in Schulhygiene 
zu tun hat, braucht nicht weiter dargelegt zu werden. 

Auch hier zeigt sich wieder das enge Band, welches den 
Amtsarzt und den praktischen Arzt verbindet. Beide vereint 
müssen die Verhütung und die Bekämpfung der menschlichen 
Uebel betätigen; nicht der geringste Teil der hygienischen 
Pflichten betrifft die Schule, in welcher sich beide begegnen. 

Freilich soll der praktische Arzt nicht, wie es heutzutage 
manchen Ortes, besonders in Großstädten Sitte wurde, alles dem 
Spezialisten zuweisen; im Drange der größten Praxis soll er nicht 
des größten ärztlichen Fortschrittes vergessen, der Prophylaxe 
der Krankheiten. Wer sie vernachlässigt, ist ein schlechter Haus¬ 
arzt, selbst wenn er hundert Rezepte an einem Tage verschreibt. 

Wer Gelegenheit hat, in der Großstadt an schulärztlicher 
Tätigkeit teilzunehmen, staunt, wie sehr mit der Vertiefung in 
die Aufgaben die Ziele wachsen. An jedem Orte, wo es auch sei, 
ist es unsere Pflicht, alle Kräfte einzusetzen von großen Gesichts- 
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pankten auazagehen, am auch in kleineren das Bestmögliche zn 
erreichen. 

Diskussion. 

Bezirksarzt Neidhardt- Augsburg wünscht, daß der praktische and für 
die betreffenden Orte zuständige behandelnde Arzt ond Hausarzt mit zu der 
schulärztlichen Tätigkeit herangezogen wird. Er möchte als Hauptgrnnd den 
anfübreo, daß bei daa getändenen Gebrechen nnd Krankheiten für ihn die 
Ueberwacbung and notwendige Behandlung viel leichter durchführbar ist, nnd 
woraaf auch von den Eltern lieber eingegangen wird, als dieses der Fall ist, 
wenn der oft weit entfernt wohnende Bezirksarzt sie feststellt, dem es nicht 
möglich ist, dafür auch za sorgen, daß seine Anordnungen hinsichtlich der 
Zuführung zur ärztlichen Behandlung wirklich ausgeführt werden. Das ist 
der Hauptgrund, warum die schulärztliche Tätigkeit nicht in die Hände den 
Bezirksarztes allein gelegt werden darf, was ja auch bei größeren Bezirken 
gar nicht durchführbar ist und sich mit den übrigen reichlich bemessenen 
Amtsgeschäften kaum vertragen dürfte. 

Med.- Rat Dr. Yanselow, Bezirksarzt in Bad Kissingen: Ich habe die 
Schalarztfrage mit einem Medizinal beamten, einem Schulärzte, der alle Jahre 
4 Wochen in Bad Kissingen ist, ausführlich durchbesprochen. Ich verfolge 
seit Jahren alle Berichte in dem Fachblatte über Schulgesundheitspflege. Es 
bat mich recht gefreut, daß der Herr Vorsitzende so viel Wert darauf legt 
und betont: Den Schulärzten gehört nur die individuelle Sorge für die Kinder. 
Ich habe die Berichte über die Tätigkeit der Schulärzte in Norddeutschland 
aufmerksam gelesen und finde mehr oder weniger die den Amtsärzten zugehörigen 
hygienischen Gebiete gestreift. Wo soll denn das hinaus. Wir sind sozusagen 
von der Regierung die beauftragten hygienischen Berater und Begutachter der 
Schulen. Ich gebe von vornherein gern zu, daß der Schularzt vielleicht 
manche hygienische Nachteile eher sieht, als wir bei unserer schließlich doch 
immerhin flüchtigen Beaufsichtigung, wenigstens in manchen Schulen, sehen 
können. Wenn der Schularzt das ihm zugewiesene, ganz richtig charakteri¬ 
sierte individuelle Gebiet des Kindes nicht überschreitet, so gut! — Wenn er 
aber die individuelle Aufgabe überschreitet, insofern als er das Schulgebäude, die 
Hygiene des Schulgebäudes, des Lehrers und dergl. in den Kreis Beiner Be¬ 
trachtungen zieht und schließlich Anweisungen allgemein hygienischer Art 
gibt, dann glaube ich, daß ein Konflikt zwischen dem Sphul- und dem Amts¬ 
ärzte nicht ausbleibt. Warum sollen die Verhältnisse nicht gerade so, wie 
wir sie bei den Zahn-Schulärzten haben, auch bei den Schulärzten sein können? 
Der Zahnarzt untersucht die Schulkinder, beratet sie und kümmert sich um 
die Hygiene der Schule nicht. Ich bin dankbar, wenn der Schnlarzt den Amts¬ 
arzt kollegial auf die hygienischen Nachteile aufmerksam macht, nicht aber 
der Behörde oder dem Lehrer hygienische Anweisungen über die Abschaffung 
eventueller Mißstände erteilt. Die Ordnung dieser Materie halte ich nicht für 
zu schwierig, obwohl auch hier eine genaue Präzisierung in der Dienst¬ 
anweisung nötig ist. Ich möchte nnr betont wissen, daß der Schularzt über 
die individuelle Auffassung Beiner Tätigkeit nicht hinausgehen möge. 

Reg.- und Med.-Rat I)r. Obermayr-Bayreuth: Ich arbeite seit mehr als 
einem halben Jahre an der Lösung der Schnlarztfrage im Bezirke. Ich wollte 
die Sache ähnlich, wie Herr Med.-Rat Dr. Henkel sie beantragt bat, durch¬ 
führen: Das Amt des Schularztes sollte in die Hände der praktischen Aerzte 
gelegt wordon; die Schulärzte sollten mit dem Bezirksarzte gemeinsam arbeiten, 
dor Amtsarzt aber sollte die Aufsicht über die Schalärzte haben; an ihn müssen 
aach die Listen nnd die Berichte eingeliefert werden. Es sollte aber nicht 
für joden Ort, sondern für jeden Praxisbezirk ein Schularzt anfgestcllt werden, 
and es sollte das der Arzt sein, dor in der betreffenden Gegend praktiziert. 
Nun wurde mir von den Amtsärzten cntgegengehaltcn, daß das nicht gehe 
aus dem einfachen Grunde, weil die. betreffenden Aerzte, die sich in der Praxis 
gegenseitig berühren, in Konflikte kommen würden. Diesen Einwand wollte 
ich jedoch nicht gelten lassen, weil ich annahro, daß sich dies durch behörd¬ 
liche Mithilfo regeln ließe. Dann wurde noch geltend gemacht, daß die Amts¬ 
ärzte damit eigentlich die Anfsicht über die Schule verlieren. Es kam hierauf 
zur Abstimmung, wobei mein Antrag fiel. Die Schalarztstellen sollen nunmehr 
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Amtsärzten Übertragen werden. lob erklärte mich nach mit dieser Regelung 
einverstanden, bemerkte aber zam voraus, daß wir mit sehr geringen Mitteln 
rechnen mttssten. Wir konnten in Oberfranken nicht viel Geld ausgeben, und 
müßten unter möglichst günstigen Bedingungen die Sache machen. Die an¬ 
wesenden Amtsärzte sagten dies zu. Verlangt wurde jedes Jahr in jeder 
Schale Untersuchung der am Anfang eintretenden und am Schluß austretenden 
Kinder. Die Amtsärzte sollen pro untersuchtes Kind 50 Pfennig bekommen, 
womit sich sämtliche Anwesende zufrieden erklärten. Sie konnten immerhin 
2—3 Ortschaften an einem Tage absolvieren und würden so mit der Bevölke¬ 
rung und den sanitären Verhältnissen mehr bekannt werden. Ich war damit 
einverstanden und werde mich nächstens mit dem Schul - Referenten ins Be¬ 
nehmen setzen. Ich will die Meinung der Medizinalbeamtenvereinigung noch¬ 
mals gelegentlich zur Sprache bringen und dann (rächten, in der angegebenen 
Weise Schalarztstellen in einem oder dem anderen Orte zur Einführung zu 
bringen. Ich verhehle mir nicht, daß die gemachten Zusagen für die Durch¬ 
führung schwierig sind, allein das weitere muß event. der Regierung zur 
Regelung anheimgegeben werden, so z. B. ob in einem Bezirke, wo der Amts¬ 
arzt die Sache nicht machen kann, nicht doch ein anderer Arzt, vielleicht ein 
Bezirksarztstellvertreter oder auch zwei Schulärzte anzustellen sind. Zunächst 
hoffe ich, die Schularztfrage auch in der in unserem Medizinalbeamtenverein 
beschlossenen Weise regeln zu können. 

Med.-Rat Dr. Henkel - München: Ich danke Herrn Regierungs-Medizinal- 
Rat für seine Ausführungen. 

Ich möchte schon jede Schule mit einem Arzt versorgt wissen; ich meinte, 
überall dort, wo ein Arzt ist, soll auch ein Schularzt sein. Er soll nicht nur 
etwa an seinem Wohnsitze, sondern auch in dessen nächster Mähe die Funktion 
des Schularztes übernehmen, so daß das ganze Land versorgt würde; es 
ist das ein Standpunkt, dem wir immer näher kommen sollen. Ich weiß 
wohl, daß hier die Geldfrage eine große Rolle spielt; aber auch in dieser 
Richtung wird sich die Sache noch regeln, wenn gegen eine entsprechende 
mäßige Entschädigung, die die Gemeinden im allgemeinen wenig belastet, die 
praktischen Aerzte hierfür gefunden werden. 

Dr. Medicus • Bobingen: Ich möchte meiner Freude Ausdruck geben, 
daß in der Auffassung der Schalarztfrage eine Aenderung eingetreten ist. Im 
vorigen Jahre habe ich in Augsburg die Frage zur Sprache gebracht und 
hauptsächlich betont, daß es zweckmäßiger wäre, eine Dezentralisation ein- 
treten zu lassen. Ich wurde damals noch sehr energisch zurückgewiesen und 
namentlich mit der Begründung, daß Streitigkeiten entstehen könnten. Nun 
gibt es aber viele Orte, an welchen überhaupt nur ein Arzt ist; hier sind 
Streitigkeiten schon ausgeschlossen. Dann gibt es andere Orte, wo die 
Scheidung sich dadurch gibt, daß der eine Arzt schon mehrere Funktionen 
hat, der eine pro physicatu geprüft ist, der oder die anderen nicht, der eine 
als der ältere zu bevorzugen ist und schließlich der eine oder andere sich gar 
nicht um den Schularztposten bewirbt. Immer aber läßt sich die Sache so 
leichter machen, als wenn der betreffende Bezirksarzt nach den Schulen hin- 
ausfahren und um eine geringe Bezahlung den Dienst machen müßte, 
während der Arzt in loco die Sache viel billiger machen kann, da er auch 
viel leichter arbeitet. Namentlich aber ist es von Bedeutung, daß die Leute 
ihm viel günstiger gegenüberstehen. Ich weiß, wie bei uns draußen die Sache 
in Anregung kam, haben sich viele Ortschaften deshalb geweigert, dem ganzen 
näherzutreten, weil der Bezirksamt in Aussicht genommen war. Jedenfalls 
ist es mir sehr erfreulich, daß nunmehr die Sache in dieser Weise eine Aende¬ 
rung erfahren hat. 

Dr. Dollmann-München: Ich habe die Auffassung gehört, der Schularzt 
solle nur rein individuell Vorgehen und solle sich nicht um die Schule selbst 
kümmern, weil er dadurch in den Amtskreis des Bezirksarztes eingreife. Ich 
glaube nun, daß Bich ein Ausweg in der Weise finden lassen würde, daß man 
sagt, der «Schularzt ist angestellt, um alles vom Standpunkte der Hygiene 
aus zu begutachten, alles, was ihm zur Beobachtung kommt, zu verfolgen und 
alle Punkte, die zu einer Beanstandung Anlaß geben, rechtzeitig an den Amts¬ 
arzt zu melden, damit der Amtsarzt seine Verfügungen treffen kann. Der 
8chularzt soll den Amtsarzt unterstützen, nicht aber vom Amtsarzt als Gegner 
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betrachtet werden. Wenn der Amtsarzt nur alle 8 Jahre die Scholen za be¬ 
suchen hat, so kann es sein, daß er unter Umständen an Mißstände kommt, 
die schon 3 Jahre existieren, die sa beobachten aber der Schularzt inzwischen 
genügend Gelegenheit hatte. Auch wird durch die Berichte der Schulärzte 
über ihre Beobachtungen den Bezirksärzten eine Arbeitslast erspart. 

Bezirksarzt Dr. Grassl • Lindau: Diese Frage ist nicht generell zu be¬ 
antworten. Es ist das sehr verschieden, je nach den lokalen Verhältnissen, 
und man geht zu weit, diese jetzt schon generell regeln zu wollen. Wir 
in Schwaben haben in einer größeren Anzahl von Landbezirken die Schul¬ 
ärzte eingeftthrt und uns in unseren Ereisversammlungen eingehend aus¬ 
gesprochen. Wir sind zu der Ueberzeugung gekommen, daß es nicht möglich 
ist, einheitlich vorzugehen. In einem Bezirke ist es besser, es macht der 
Amtsarzt allein die Untersuchungen, in einem anderen ist es besser, sie werden 
von mehreren praktischen Aerzten aasgeführt. In einem Bezirke habe ich nur 
einen Teil übernommen, um in die Schulpraxis hineinzukommen und eine ge¬ 
wisse Konformität in die Untersuchungen hineinzubringen. Im Bezirke Lindau 
hat sich die merkwürdige Tatsache ergeben, daß sich einzelne Gemeinden 
weigerten, ihren praktischen Arzt als Schularzt anzustellen. Es mag das 
ein Ausnahmetall sein, aber er mußte berücksichtigt werden. Ebenso ist es 
mit der Uebernahme der allgemeinen hygienischen Aufsicht durch den Schul¬ 
arzt. Auch dies werden wir nach den einzelnen örtlichen Verhältnissen regeln 
müssen. Wir bezahlen die Schulärzte zur Hälfte durch die Gemeinde und zur 
Hälfte aus Distriktsmitteln. Und nun haben sich einige Gemeinden geweigert, 
den Schularzt anzuBtellen, wenn ein praktischer Arzt das Recht bekommt, in 
die Schulhygiene im strengsten Sinne des Wortes hineinzureden, weil sie eich 
sagen, daß, wenn dem prakt. Arzt die Hygiene übertragen wird, er auch mit 
Anträgen kommen wird, die sehr kostspielig sind, und daß dann nicht nur die 
Kosten für den Schularzt, sondern auch große Kosten für Bauten etc. kommen 
werden. Wir waren dadurch gezwungen, in die Dienstesinstruktion die Be¬ 
stimmung hineinzusetzen, daß die hygienische Beaufsichtigung des Schulhauses 
nicht Aufgabe des Schularztes sei. Ich glaube also, daß es auch noch zu früh 
ist, allgemeine Haßregeln zu beraten und durchzuführen. Vorerst muß jeder 
Bezirk für sich allein versuchen, durcbzukommen; erst wenn wir in einigen 
Jahren Erfahrungen gesammelt haben, wird es gelingen, gemeinsam vor- 
zugehen. 

Hed.-Bat Dr. Wetzel- Nürnberg: Aus dem, was ich gehört habe, gebt 
hervor, daß die Verhältnisse, unter welchen die Schularztfrage zu lösen ist, 
in den einzelnen Bezirken außerordentlich verschieden gestaltet sind. Sie sind 
schon verschieden in bezug auf die Bevölkerung; dann aber ist es ein großer 
Unterschied, ob eine Schularztstelle auf dem Lande oder in der Stadt zu ver¬ 
sehen ist. Man kann meiner Ansicht nach keine allgemeinen Bestimmungen 
darüber aufstellen, ob die Erledigung des schulärztlichen Geschäftes dem 
Privat- oder dem Bezirksarzt zu übergeben ist. Unsere Erfahrungen sind zur¬ 
zeit noch nicht ganz abgeschlossen und die Verhältnisse zu'sehr verschieden. 
Aber eines möchte ich betonen: Es geht, wie ich aus den Beratungen gemerkt 
habe, im allgemeinen die Tendenz der Kollegen dahin, ihren Wirkungskreis 
möglichst zu erweitern. Es ist das vollständig zu erklären und zu begreifen; 
aber ich möchte davor warnen, die Ausdehnung der Geschäfte allzuweit zu 
erstrecken. Der Bezirksarzt wird nach Einführung der neuen Dienstanweisung 
so viel Neues zu tun haben, daß es außerordentlich zweifelhaft ist, ob er, 
auch in verhältnismäßig kleinen Bezirken, imstande sein wird, die Schnlarzt- 
stelle richtig zu versehen. Außerdem kommen doch auch hier die Verhält¬ 
nisse der praktischen Aerzte in Betracht. Wenn ein praktischer Arzt zur 
Erledigung einer Schularztstclle geeignet ist, soll man sie ihm ruhig geben 
und soll nicht wieder die Konkurrenz der Bezirksärzte den praktischen Aerzten 
gegenüber heraufbeschwören. Wir sind ja im Begriff, wenigstens haben wir 
den Wunsch ausgesprochen, daß die Bezirksarztstellvertreter aufgehoben 
werden sollen. Wir sollen daher nicht einen Teil der Tätigkeit der praktischen 
Aerzte uns auch noch zu verschaffen suchen. 

Ferner möchte ich noch bezüglich der Aufsicht auf die Hygiene des 
Schulhauses und des Unterrichtes bemerken: Wir in Nürnberg haben die 
Einrichtung der Schulärzte seit längerer Zeit und die Einrichtung funktioniert 
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ausgezeichnet; aber eines habe ich immer in den Berichten der Schulärzte 
bemerkt, das ist das, daß, wenn die Schulärzte lediglich darauf angewiesen 
sind, über ihre Untersuchungen Mitteilung zu machen, die Berichte zwar 
aus wertvollem Zahlenmaterial bestehen, aber aus ihnen nur nach einer längeren 
Beihe von Jahren und Vergleichung der Jahre etwas zu ersehen ist, aus dem 
einzelnen Berichte jedoch gar nichts. Dagegen können die Berichte außer¬ 
ordentlich wertvoll sein, um ans ihnen Anregungen bezüglich der Hygiene des 
Unterrichtes und des Schulgebäudes zu bekommen. Es ist natürlich, daß vom 
Schularzt alle Mißstände eher erkannt werden können, als von seiten des 
Bezirksarztes, der seine Untersuchungen alle 3 Jahre vorzunehmen hat. Es 
ist eine Wirksamkeit dieser Institution auch nur dann zu erzielen, wenn in 
allen Dingen der Bezirksarzt und der praktische Arzt Zusammenarbeiten, und 
ich glaube, wir dürfen uns nicht einfach auf den Standpunkt stellen, daß der 
Schularzt mit der Hygiene des Schulhauses gar nichts zu tun habe. Wie er 
seiner Aufgabe gerecht wird, wird von dem Takte des einzelnen abhängen. 
Es wird auch davon abhängen, wie es der Bezirksarzt versteht, mit seinen 
Schulärzten zu verkehren; ich glaube, wenn der Bezirksarzt darauf bedacht 
ist, mit seinen Schulärzten&Fühlung zu haben und besonders nicht dies und 
jenes ihnen wieder abnehmen will, wird die Sache zur allgemeinen Befriedigung 
erledigt werden können. 

Med. • Bat Dr. Alafberg • Ludwigshafen: Wir haben in Ludwigshafen 
auch schon seit einigen Jahren die Schulärzte. Nach der Dienstordnung be¬ 
sprechen die Schulärzte unter sich etwa alle Vierteljahre gegenseitig ihre 
Erfahrungen, WüaBche usw. Alljährlich findet unter dem Vorsitze des Bürger¬ 
meisters mindestens eine gemeinsame schulhygienische Sitzung statt, um die 
von den Schulärzten gemachten Erfahrungen zu besprechen. An dieser Be¬ 
ratung nehmen teil: der Bezirksarzt, der Schulinspektor, der Stadtbaurat und 
Vertreter der Lehrerschaft, ln diesen Versammlungen legen die Schulärzte 
die Erfahrungen, die sie im letzten Jahre gemacht haben, dar und bringen 
ihre Wünsche und Anregungen zum Ausdruck. Wir haben aus diesen Befe- 
raten und Beratungen schon wiederholt recht beherzigenswerte Anregungen 
erhalten. Dieser Weg ist sehr zu empfehlen. Niemand hat die ihm gesteckten 
Grenzen überschritten, und wir haben das, was wir erfahren sollen, rechtzeitig 
erfahren. Es macht auch einen ganz anderen Eindruck, wenn diese Anregungen 
den beteiligten Behörden in der richtigen Weise vorgelegt werden. Dieser 
Weg, der wie gesagt als sehr gut empfohlen werden kann, ist jedoch nur in 
größeren Städten gangbar. 

Ministerialrat Prof. Dr. Dleudonne: Die heutige Tagesordnung war 
wohl eine der wichtigsten des Bayerischen Medizinalbeamtenvereines, und es 
war von Interesse, Ihre Ansichten und Anschauungen zu dem Entwurf der 
Dienstanweisung und zu der Schularztfrage zu hören. Das Ministerium legte den 
Entwurf der Dienstanweisung dem Medizinalbeamtenverein vor, damit 
Sie selbst Gelegenheit haben sollen, aus der Praxis heraus Anregungen oder Be¬ 
denken vorzubringen und so Mitarbeiter an dieser Dienstanweisung zu werden. 
Zu unserer großen Befriedigung haben wir gesehen, auch aus der heutigen 
Verhandlung, daß dieser Gedanke mit Freuden aufgenommen wurde, und ich 
möchte nicht verfehlen, Ihnen allen zu danken, insbesondere den Herren 
Delegierten, welche sich der Mühe unterzogen haben, den Entwurf durchzu¬ 
arbeiten und hier noch einmal mit den Vertretern des Ministeriums gründlich 
durchzusprechen. Auf diese Weise werden wir, hoffe ich, eine Dienstanwei¬ 
sung bekommen, die allen billigen Anforderungen entspricht, und Sie dürfen 
überzeugt sein, daß Ihre Anregungen nach Tunlichkeit berücksichtigt werden. 
Zunächst wird der Eatwurf den verschiedenen beteiligten Ministerien zur 
Aeußerung zagoleitet werden, so daß noch manches verändert werden wird. 
Infolgedessen wird es erst möglich sein, die Dienstanweisung im Laufe des 
Jahres 1911 za veröffentlichen, so daß sie voraussichtlich im Jahre 1912 in 
Tätigkeit treten wird. Da jedoch der Jahresbericht für das Jahr 1911 schon 
nach den neuen Bestimmungen abgefaßt werden soll, wird dieser Teil der 
Dienstanweisung schon vorher veröffentlicht, damit die Vorbereitungen 
hierfür im Laufe des Jahres 1911 getroffen werden können. 

Die Dienstanweisung, meine Herren, bringt vermehrte, aber auch be¬ 
friedigende Arbeit, insbesondere auf dem (Jebieie der sozialen Hygiene und 
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der äsachesbekämpfong. Wir sisd ab-erK^gt. dnß die bewährte Arkeitakrmft 
and die F&chUrece naserer Acui'iu nach hier nicht Terjaeea wird, and 
daß da« Ansehen, welches diese allenthalben genießen, darck die neae Tätig¬ 
keit weiter gehoben and gefestigt wird. 

schlie&lien hatte ich noch eines Wanseh: Es wäre ans tob besonderer 
Wichtigkeit, ihre Anschnaangen über einen Pasht kennen za lerne«, der nicht 
zar L«ua5«iion stand, der nber doch tob ziemlich eins ch neiden der Bedeutung ist; 
das ist die Präge der bezirksirztliehea Stellvertreter. Nack des 
AoSasiungen, die ich gehört habe, geht die Ansicht einstimmig dahin, soweit 
wenigstens DelegiertenrersaiazLiarg sich geäußert hat, daß die bexirksäm- 
liehen Steilrertreter aufgehoben werden sollen. Ich wäre aber dem Herrn Vor¬ 
sitzenden sehr dankbar, wenn er ror Schluß der Verhandlang diesen wichtigen 
Pankt nochmal im Plenom zar Diskussion bringen wollte. 


III. Geschäfts- nad Kasseabericht. 

Vorsitzender: Nach § 10 der Satzungen hat die Versamm¬ 
lung zu beschließen nber den Rechenschaftsbericht nnd die 
Entlastang des Schriftführers. Ich ersuche Herrn Dr. Pallikan 
seinen Geschäftsbericht za erstatten. 

Polizeiarzt Dr. Pallikan - München: Der Verein zählte im Vor¬ 
jahre 410 Mitglieder; 22 Herren traten seit der letzten Landes 
Versammlung aus, größtenteils wegen Pensionierung; einige nicht¬ 
beamtete Aerzte erklärten, ant die Medizinalbeamtenlantb&hn 
nicht mehr za reflektieren; dem stehen 17 Neuaufnahmen gegen¬ 
über. Leider hat auch wieder der Tod eine empfindliche Lücke 
in unsere Reihen gerissen; es sind gestorben: 

Med.-Rat Dr. Hess-Wunsiedel, Kreisvorsitzender von Ober¬ 
franken, 

Med.-Rat Prof. Dr. Hofman n- München, 

Bezirksarzt Dr. Mayer- Pfarrkirchen, 

Bezirksarzt Dr. v. Pracher-Freyang, 

Bezirksarzt Dr. Ott-Garmisch, 

Med.-Rat Dr. Z ah n- Kaiserslautern. 

Ich darf wohl den Herrn Vorsitzenden bitten, veranlassen 
zu wollen, es möge sich die Versammlung zum Zeichen der Trauer 
von den Sitzen erheben. 

Vorsitzender: Verehrte Kollegen! Herr Med.-Rat Dr. Hess 
hat als Kreisvorsitzender von Oberfranken unserem Vereine lange 
seine reiche Erfahrung in echt kollegialer Weise zur Verfügung 
gestellt; Herr Med.-Rat Prof. Dr. Hof mann ist gewiß fast allen 
bekannt als gesinnungstüchtiger, gewissenhafter und liebens¬ 
würdiger Arzt und Kollege, und in den Kollegen Dr. Zahn- 
Kaiserslautern, Dr. 0 tt-Garmisch, Dr. May er-Pfarrkirchen und 
Dr. v. Pracher-Freyung verlieren wir liebe, treue Freunde und 
Kollegen. Ich ersuche Sie, sich zu deren Andenken von den Sitzen 
zu erheben. 

(Geschieht.) 

Polizeiarzt Dr. Pallikan: Die Za ’ e- 

träj't heute 399. 
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Der Abschluß des Kassa buch es ergibt: 

Somme der Einnahmen:.M. 6536,75 

„ , Ausgaben: . » 5602,75 

verbleiben., . . . M. 934,— 

dazu kommt der Baarbestand vom 19. Juni 1909 ... „ 71,— 

auf der Dresdener Bank befindensich... „ 994 — 

Vereinsvermögen.M. 1999,— 

Med.-Rat Dr. Wetzel und Bezirksarzt Dr. Graßl prüfen 
das Kassabnch and befinden es richtig. 


IV. Sonstige Wünsche. Beibehaltung oder Abschaffung 
der bezirksärztlichen Stellvertreter. 

Heg.- und Med.-Rat Dr. Burgl]-'Regensburg: Zugunsten 
der Erhaltung der Dienstesstellen der Bezirksarztstellvertreter 
kann ich leider nichts Vorbringen, im Gegenteil muß auch ich mit 
den Herren vollständig darin übereinstimmen, daß das Institut der 
Bezirksarztstellvertreter nicht lebensfähig sei. Herr Kollege 
Graßl hat eine ganze Reihe von Punkten vorgebracht, die datür 
sprechen, daß diese Funktion in Wegfall kommen soll und hat 
auch die Sache genugsam begründet. Allein einen Hauptpunkt, 
der für die Beseitigung der Bezirksarztstellvertreter spricht, hat 
er nicht erwähnt, und das ist der Umstand, daß vielleicht die 
Hälfte der bezirksärztlichen Stellvertreter das Staatsexamen nicht 
gemacht hat, also pro physicatu gar nicht geprüft ist. Ich glaube, 
wir treten den letztgenannten Herren da nicht zu nahe, wenn wir 
annehmen, daß manche von ihnen doch nicht so ganz in der Lage 
sind, den Bezirksarzt in entsprechender Weise wirklich zu ver¬ 
treten. Es können sich auch die Herren, die StellVertreter wurden, 
ohne daß sie das Examen gemacht haben, nicht beklagen, wenn 
ihnen die Stelle entzogen wird, weil sie die Vorbedingungen nicht 
erfdlit haben, die sie dazu berechtigen würden, die Stelle anzu¬ 
nehmen. Anderseits haben jene Herren, welche pro physicatu 
geprüft sind und trotzdem ihre Posten als Stellvertreter aufgeben 
müssen, die Anwartschaft, daß sie wirkliche Bezirksärzte werden. 
Ich glaube also, daß von einer großen Härte nicht gesprochen 
werden kann, wenn diese Stellen nunmehr aufgegeben werden. 

Reg.- und Med.-Rat Dr. Bruglocher-Ansbach: Ich möchte mir er¬ 
lauben, nach meiner Erfahrung in Mittelfranken mich dahin zu äußern, daß 
das Institut der bezirksärztlichen Stellvertreter, wenn wir von der Impfarzt- 
tätigkeit und von der Tätigkeit als Gefängnisarzt absehen, ziemlich in der 
Luft hängt. Ich kann Ihnen dies durch zwei Tatsachen beweisen. Der Bezirks- 
arztstellvertreter hat alljährlich die Jahresbericht-Tabelle 5 über seine Amts¬ 
handlungen vorzulegen; seit einer langen Reihe von Jahren, solange ich die 
Ehre habe, meiaer derzeitigen Stelle vorzustehen, fand ich meist nur 1 oder 2 
Einträge. Das ist die ganze Tätigkeit, die gewiß eine außerordentlich 
minimale zu nennen ist. Und welcher Art diese Tätigkeit ist, das zeigt die 
andere Tatsache, die meine Erfahrung bezüglich der Liquidationen der bezirks¬ 
ärztlichen Stellvertreter betrifft. Diese Liquidationen laufen alle durch meine 
Hände. Da bekommt ab und zu einmal ein Stellvertreter 3 Mark für ein Gut- 
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achten, das er ausgestellt hat in der Eigenschaft als Oefängnisarst, wenn es 
sich darum handelt, ob jemand, der zurzeit inhaftiert ist. tauglich ist zur 
Einschaffang ins Arbeitshaus. Keiner Ansicht nach üt das eine Tätigkeit, 
die auszuüben im groben and ganzen von sehr geringer Bedeutong ist and die 
nach dem künftigen Gef&ngnisarzt bleiben wird. Weiter kann ich die Mit¬ 
teilung, die Herr Kollege Burg) eben gemacht hat, vollständig bestätigen. 
Man muß, ohne den Herren irgendwie zu nahe treten za wollen, sie eben 
nehmen, wie man sie bekommt, ln der Begel kommt der einzige Arzt in Be¬ 
tracht, der am Amtsgerichtssitz wohnt. Von den 14 BezirksarztstellVertretern 
Mittelfrankens haben nur 7 das Physikatsexamen gemacht. Sie werden sich 
nicht beschweren können, wenn ihnen diese Funktion wieder abgenommen 
wird. Wenn ich vielleicht aus meiner 13 jährigen bezirksärztlichen Tätigkeit 
noch eines anführen darf, so möchte ich noch sagen, daß ich in diesen 13 
Jahren nar wenige von den 22 Gemeinden des entfernteren Amtsgerichts- 
bezirkes aas eigener Anschauung kennen za lernen Gelegenheit gehabt habe. 

Daß die Impfang Gelegenheit geben würde, auch mit diesem Teil der 
Bevölkerung in Berührung zu kommen, ist einleuchtend. 

Dr. Dollmann* Manchen: Gestatten Sie, daß ich zaganBten der bezirks¬ 
ärztlichen Stellvertreter einige Worte bemerke. Ich spreche jedoch nicht pro 
domo. Das Institut der bezirksärztlichen Stellvertreter ist seinerzeit hervor¬ 
gegangen aas den Bezirksärzten 1L Klasse, weil sich herausgestellt hatte, 
daß die Honorierung des Bezirksamtes II. Klasse in keinem Verhältnisse sa 
den Leistangen desselben steht. Man hat das Fixum mit 1400 Mark aufge¬ 
hoben and sich darauf beschränkt, den Herren ihre amtliche Tätigkeit von 
Fall za Fall za entschädigen; nar in einzelnen Bezirken, in denen man befürchten 
maßte, daß man überhaupt keinen Arzt bekommen würde, hat man honorierte 
Stellen eingeführt. Es sind darunter verschiedene, die im allgemeinen recht 
gut and daher nicht remuneriert sind, und solche, die ärztlich überhaupt nicht 
mehr versorgt wären, wenn nicht ein bestimmtes Fixum, and wäre es noch so 
gering, garantiert würde. Umgekehrt gibt es nach Stellen, bei denen die 
Praxis derartig günstig ist. daß sie gar nicht tauschen würden selbst mit 
einem vollen Amtsarzt. Io Bäcksicht darauf, daß doch einzelne von derartigen 
Stellen in Bayern sind, die gewissermaßen vom Staate unterstützt werden 
müssen, möchte ich es immerhin anheimgeben, die Versammlung wolle über¬ 
legen, ob denn alle Bezirksarzt-Stellvertreter-Stellen ohne weiteres aufgehoben 
werden sollen. Natürlich überhaupt nicht am nächsten 1. Januar, sondern 
vielleicht so, daß mit der Erledigung eines derartigen Postens der betreffende 
Posten eben neuerdings nicht mehr besetzt wird. Dann käme nach noch in 
Frage, wie ist es später mit der Tätigkeit an den Amtsgerichten, wenn an 
dem Sitze eines solchen keine dauernd verpflichtete Medizinalperson mehr ist ? 

Bezirksärztlicher Stellvertreter Dr. Kröhl • Scheßlitz: Gestatten Sie, 
meine sehr verehrten Herren, daß ein bezirksärztlicher Stellvertreter selbst 
dazu das Wort ergreifr. Ich für meine Person muß offen sagen, daß ich, bo 
oft ich mich als bezirksärztlicher Stellvertreter betitelt höre, eigentlich gar 
nicht recht weiß, was ich mit diesem Titel anfangen soll. Wir sind ja nur 
für die Amtsgerichte da; für Verwaltungsgeschäfte werden wir nicht verwendet. 
Ueberhaupt ist unsere Stellang sehr unklar. Bei Zeugnissen für gewisse 
Behörden gelten wir nicht als Amtsärzte, da muß es das Zeugnis eines 
ßciirksarztes sein; dagegen für manche Behörden und gewisse Schulen gelten 
unsere Zeugnisse als amtsärztliche. Bei der Seuchengesetzgebung gelten wir 
wieder als Amtsärzte, so namentlich in der Verkehrsverwaltung. Also kurz 
und gat, wir wissen eigentlich nicht: Sind wir Amtsärzte oder sind wir es 
nicht. Der eine Kollege von den praktischen Aerzten respektiert unsere 
Stellang, der andere sagt, wir seien auch nichts anderes als praktische Aerzte. 
Ich wäre im Grunde froh, wenn ich diese Bezeichnung ablegen könnte; denn 
sie ist wirklich nur ein Titel ohne Mittel. In meinem Jahresberichte ist sogar 
bei der Berichterstattung über gerichtsärztliche Tätigkeit oft ein Strich 
(Fehlanzeige) zu finden, oder ich muß mühsam einen Fall hervorsuchen, in 
dem ich nicht gerade als Privatarzt tätig war, und ich glaube, daß ich fast 
in allen Fällen auch als nur praktischer Arzt zugezogen worden wäre. Ich 
kann mich erinnern, daß ich ein paar Jahre auch in der gerichtsärztlichen 
Tätigkeit überhaupt nichts zu tan hatte. Die Sektionen macht der Land- 
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gerichtsarzt selbst oder er bringt einen geschulten Assistenten mit; wir sind 
deshalb auch nicht mehr so eingeschult. Die Untersuchung der Geistes¬ 
kranken nimmt der Bezirksarzt vor usw. usw. Es ist für mich also ziemlich 
gleich, ob diese Stellung in Wegfall kommt; nur möchte ich bitten, wenn 
es geschieht, dann nicht gerade am 1. Januar 1912, sondern vielleicht erst, 
wenn ich einmal von Scheßlitz fortgehe. 

Bezirksarzt Dr. Wiedeuiaim-Neu-Ulm : Bezüglich der remunerierten 
Stellen möchte ich mir eine Anregung erlauben. Ich war früher selbst auf 
einer solchen tätig und glaube, daß es zeitgemäß wäre, wenn eine Revision 
der mit diesen Stellen verbundenen fixen Bezüge erfolgen würde. Die wirt¬ 
schaftliche Lago hat sich bei manchen dieser Stellen derartig geändert, daß 
z. B. ein früher schlechter Posten durchaus kein solcher mehr ist. Anderseits 
wird wohl mancher Posten eine Remuneration weiter erfordern. Ich glaube, 
daß diese Regulierung gerade jetzt zeitgemäß wäre, wenn die Bezirksarzt¬ 
stellvertreter abgeschafft werden. 

Med.-Rat Dr. Vanselow-Bad Kissingen: Ich war in meinen jungen 
Jahren bezirksärztlicher Stellvertreter und solange ich Amtsarzt bin, habe 
ich sowohl in meinem ersten, als in dem jetzigen Bezirke bezirksärztliche 
Stellvertreter gehabt bezw. habe sie jetzt noch. Ich möchte dem Kollegen 
von Scheßlitz vollkommen beistimmen; ich weiß auch nicht, was sie als solche 
zu tun haben. Ich gebe ganz gern zu, daß es vielleicht für das betreffende 
Amtsgericht sehr angenehm sein mag, bei in gesundhf3itlicher Beziehung nicht 
ganz klar liegenden Fällen einen autorisierten ärztlichen Sachverständigen 
zu haben; das mag sein. In bezag auf die Verwaltung ist aber die Tätigkeit 
gleich null, während anderseits durch die Aufhebung für die Tätigkeit des 
Amtsarztes viel gewonnen ist. Insbesondere möchte ich hier auf die Tatsachen 
hinweisen, welche Kollege Wiedemann betont hat. Ich kenne Praxis- 
Bezirke, bei welchen die Kgl. Staatsregierung im Jahre 800 Mark zugelegt 
hat, damit der betr. praktische Arzt in seinem Bezirke leben konnte, damit 
diese Gegend überhaupt einen praktischen Arzt bekam; außerdem haben auch 
noch die Distrikte zugelegt. Die Verhältnisse haben aber wirklich sich sehr 
geändert. Wenn aber noch ein Amtsgerichtssitz sein sollte, bei welchem es 
notwendig ist, eine Remuneration eintreten zu lassen, so mögen eben diese 
singulären Zuschüsse gegeben werden. Daraus folgert aber noch lange nicht, 
daß diese Institution haltbar wäre. Ich für meine Person plaidiere dafür, daß 
die Bezirksarztstellvertreter keine Berechtigung mehr haben. 

Vorsitzender: Es hat niemand mehr das Wort gewünscht. 
Ich möchte min den Herren mitteilen, daß gestern angeregt wurde, 
die nächste Landesversammlung in Landshut abzuhalten. 
Es wäre uns angenehm, wenn wir aus der Reihe der Vereins¬ 
mitglieder eine Anregung bekommen würden. Dem Gebrauche 
entspricht es, stets zu wechseln. Nim ist es im Königreich Bayern 
schwer, einen Ort zu finden, der für die einen oder anderen nicht 
zu weit entlegen ist, und in dieser Beziehung ist natürlich Lands¬ 
hut nicht besonders günstig. Wir haben aber stets zwischen 
Norden and Süden abgewechselt, und sind auch durchaus nicht 
immer auf eine Kreishauptstadt angewiesen. 

Med.-Rat Dr. VanseJow - Bad Kissingen: Ich bin zwar nicht autorisiert, 
aber vielleicht dürfte ich doch zu erwägen geben, ob nicht einmal Bad Kissingen 
in Betracht gezogen werden könnte. leb gebe gern za, daß es, ebenso wie 
Landshut, an der Grenze liegt, aber anderseits habe ich die feste Ueberzeugung, 
daß Sie von einer Tagung in Bad Kissingen außerordentlich angenehm berührt 
sein werden. Von seiten der Königl. Regierung und der Stadt dürfte alle3 
geschehen, um Ihren Aufenthalt dort zu einem außerordentlich angenehmen 
zu machen. Außerdem weiß ich, daß es sehr viele Kollegen gibt, die über 
die Bideverhältnisse viel zu wenig unterrichtet sind. Es iöt das ein Mangel 
des Universitäts - Unterrichts. Ich glaube daher, daß, wenn die Herren sich 
entschließen könnten, nach Bad Kissingen zu kommen, dies außerordentlich 
instruktiv für Sie sein würde. 4 l /2 Millionen sind, bezw. werden in aller- 

3 
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nächster Zeit verbaut. Es sind Einrichtungen, die wirklich wert sind, daß 
man sie besucht. 

Vorsitzender: Wir danken Herrn Med.-Rat Dr. Van sei ow 
für die Anregung nnd Einladung und werden den Vorschlag im 
Auge behalten. 

Dr. Dollmann-München: Es wurde von verschiedenen Seiten der Wunsch 
geäußert, es möge der Turnus nicht so strikte eingehalten werden, daß die 
8 Kreise der Reihe nach genommen werden müssen, sondern es möchten doch 
in nicht allen großen Zeiträumen inswischen Orte mit Hochschulen berührt 
werden. Es ist der Wunsch namentlich ausgesprochen worden von ver¬ 
schiedenen Herren, welche draußen in Tätigkeit sind; es könnten speziell in 
München gleichzeitig andere Zwecke mit verfolgt werden. Es ließen sich hier 
wissenschaftliche Studien mit der Landesversammlung verbinden oder auch 
persönliche Angelegenheiten in der Hauptstadt erledigen. Aus diesem rein 
praktischen Gründe erlaube ich mir nahezulegen, ob nicht für das nächste 
Jahr Mftnche> in Frage kommen könnte. 

Vorsitzender: Die Herren Delegierten haben gestern Lands¬ 
hut vorgeschlagen und ich möchte deshalb diesem Anträge zu¬ 
nächst Ausdruck verleihen. 

„Landshut“ wird angenommen. 

Ich habe nun noch eventuelle Wünsche und Anregungen in 
Empfang zu nehmen. Es meldet sich niemand zum Wort. 

Wir sind am Schlüsse unserer Landesversammlung. Ich 
spreche im Namen aller Kollegen, aller Mitglieder unseres Vereins, 
wenn ich nochmals der höchsten Stelle für das uns bewiesene 
Entgegenkommen den aufrichtigsten Dank zum Ausdrucke bringe, 
zugleich den wärmsten Dank den Herren Vertretern der Staats¬ 
regierung. Dank allen verehrten Kollegen für ihr Erscheinen, 
womit sie das Wohlwollen, das Interesse an den Bestrebungen 
unseres Vereins bekundet haben. 

In der vorjährigen Versammlung habe ich betont, daß wir 
erst beim Beginne der Lösung unserer Aufgaben stehen, daß wir 
diese aber in treuer Gemeinschaft mit idealer Begeisterung lösen 
wollen. In diesem Sinne haben wir begonnen, wir schreiten mit 
vereinten Kräften dem Ziele entgegen. Auf glückliches Wieder¬ 
sehen im nächsten Jahre! 


(Lebhafter Beifall.) 
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Teilnehmer an der VU. Landesversammlung 

des 

Bayerischen Medizinalbeamfenvereins 

za 

Bamberg. 


Herr 


,! 


als Vertreter des K. Staats- 
ministeriams. 


Ministerialrat Prof. Dieudonne, 

Ober-Eegierangsrat L. Haber, 

Bezirksarzt Dr. Gebhardt (Mitglied), 

rÄtLff,'"} * *■«■—*• 

Heg.- u. Med.-Eat Prof. Dr. Messerer, als Vertreter der K. Kreis¬ 
regierang von Oberbayern. 

„ Dr. Utz, als Vertreter der K. Kreisregierang Ton 

Niederbayern (Mitglied). 

„ „ Bar gl, als Vertreter der K. Kreisregierung der 

Oberpfalz (Mitglied). 

„ „ Obermayr, als Vertreter der K. Kreisregie¬ 

rang von Oberfranken (Mitglied). 

„ „ Braglo eher, als Vertreter der K. Kreisregierang 

Ton Mittelfranken (Mitglied). 

„ „ Egger, als Vertreter der K. Kreisregierang Ton 

Unterfranken (Mitglied). 


Außerdem folgende Mitglieder: 

I. Oberbayern. 

. Dr. Angerer, Ernst, Bezirksarzt in München. 

. „ Dollmann, prakt. Arzt in München. 

. „ Henkel, Med.-Eat, Bezirksarzt in München. 

. „ Pallikan, Polizeiarzt in München. 

II. Niederbayern. 

. Dr. Schmid, Med.-Eat, Bezirksarzt in Vilshofen. 

„ Schütz, Bezirksamt in Vilsbibarg. 

„ Weber, Emanael, Bezirksarzt in Kelheim. 

III. Pfalz. 

. Dr. Alafberg, Med.-Eat, Bezirksarzt in Ladwigshafen a. Eh. 
. „ Kühn, Landgerichts- a. Bezirksarzt in Kaiserslautern. 

. „ Müller, Max, Bezirksarzt in Hombarg. 

IV. Oberpfalz. 

. Dr. Boecale, Bezirksarzt in Stadtamhof. 

. „ Deppisch, Bezirksarzt in Ober- Viechtach. 

. „ Grand ler, Bezirksarzt in Neamarkt. 

. „ Laaer, Bezirksarzt in Biedcnbarg. 
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5. Dr. Schmidt, Felix, Bezirksarzt in Nenstadt a. W.-N. 

6. „ Schmidt, Georg, Bezirksarzt in Nabbnrg. 

Y. Oberfranken. 

1. Dr. Bitton, Bezirksarzt in Forchheim. 

2. „ Braun, Friedrich, Bezirksarzt in Kolmbach. 

3. * BUller, Bezirksarzt in Stadtsteinach. 

4. „ ßullinger, Bahnarzt in Burgkunditadt. 

5. „ Ernst, Bahnarzt in Hof. 

6. „ Göttiing, Direktor der Entbindungsanstalt und Hebammenschule 

Bamberg. 

7. „ Hofman, Alban, Bezirksarzt in Naila. 

S. „ Kröhl, bezirksärztl. Stellvertreter in Scheülitz. 

9. „ Löffler, Franz, Bezirksarzt in Bamberg. 

10. „ Meixner, Bahnarzt in Lichtenfcls. 

11. „ Both, Friedrich, Med.-Rat, Bezirksarzt a. D. in Bamberg. 

12. „ Roth, Job. Herrn., Bahnarzt in Hamborg. 

13. „ Schneller, Bezirksarzt in Bamberg. 

14. „ Schultz, Bezirksarzt in Tcuscbnitz. 

15. „ Solch, Bezirksarzt in Münchberg. 

10. „ Uebl, Bezirksarzt in Berneck. 

17. „ Zinn, Med.-Rat, Landgerichtsarzt in Bamberg. 

18. „ Zorn, Bezirksarzt in Lichtenfola. 

YI. Mittel franken. 

1. Dr. Baudel, Physikatsassistent in Nürnberg. 

2. „ Bischof, Bezirksarzt in Erlangen. 

3. „ Bschorer, Bezirksamt in Neustadt a. A. 

4. „ Dörfler, Bezirksamt in Weiöeuburg i. B. 

5. „ v. Ebner, Freiherr, Physikatsassistent in Nürnberg. 

6. „ Frickhinger, Landgericbtsarzt in Nürnberg. 

7. n Glauning, Bahnarzt in Nürnberg. 

8. „ Göhring, Bezirksarzt in Rothenburg o. T. 

9. „ Hofmann, Heinrich, Bezirksarzt in liffenkcim. 

10. „ Kn ehr, Landgerichtsarzt in Nürnbe rg. 

11. „ Merkel, Sigmund, Bezirksamt in Nürnberg. 

12. „ Raab, Bezirksarzt in Schwabacb. 

13. „ Schlier, Bezirksarzt in Lauf. 

14. „ .Fürth, Bezirksarzt in Furth. 

15. n Weber, prakt. Arzt in Burghaslach. 

16. * Wetzel, Med.-Rat, Bezirksarzt in Nürnberg. 

YII. Unterfranken. 

1. Dr. Raumgart, Bezirksarzt in Miltenberg a. M. 

2. „ Bl an alt, Bezirksarzt in Wnmburg. 

3. n Bl es er, prakt. Arzt in Alzenau. 

4. „ Hohenberger, ßczirksarzt in Haüfurt. 

5. „ Hock, prakt. Arzt in Wörth a. M. 

6. „ Kihn, Bezirksarzt in Scbweinfurt. 

7. „ Maar, Bezirksarzt in Hammel'ourg. 

8. „ Marzoll, ßczirksarzt in Kitzingen. 

9. „ RuÜ, bezirksiirztl. Stellvertreter in Eltmann. 

10. „ Stickl, Bezirksarzt in labern. 

11. „ Vanselow, Mcd.-Rat, Bezirksarzt in Kissingen. 

VIII. Schwaben. 

1. Dr. Böhm, Med.-Rat, Bezirksamt in Augsburg. 

2. „ Borger, Bezirksarzt in ülcrtissen. 

3. „ Gralil, Bezirksamt in Lindau. 

4. , Medicus, Bahnarzt in Böbingen. 

5. „ Neidhardt, Bezirksarzt in Augsburg. 

6. „ Sreindl, bezirksärztl. Stellvertreter in Rain. 

7. „ Wiedemann, Bezirksarzt in Neu-l'lm. 
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1911. 16. Jan. : Verkauf von Borsalbe. 49 

„ 6.Febr.: Verbot der Ankündigung der dem freien Verkehr ent* 

zogenen Heilmittel. 49 

„ 13. März: Abgabe von Arzneimitteln durch homöopathische Vereine 

(Oberlandesgericht Düsseldorf).117 

„ 15. „ : Gebühren für Obduktion, die 2 Tage dauert (Landger. 

Guben). 62 

„ 30. „ : Destillate.152 

„ 8. April: Frostseife ist dem freien Verkehr überlassen (Ober¬ 
landesgericht Naumburg).111 

„ 21. „ : Reisekosten der Medizinalbeamten in gerichtsärztlichen 

Angelegenheiten. 61 

„ 1. Mai : Siran (Mittel gegen Krankheiten der Luftwege) . . . 119 

„ 8. „ : Phantasiebezeichnungen auf den Umhüllungen von 

Arzneimitteln.119 

„ 8. Juni : Ankündigung eines dem Johannistee Brockhaus ähn¬ 
lichen Tees. 151 


13. „ : Johannisbeersaft, Malzpulver mit Eisen, Fenchelwasser, 

Pferdefreßpulver (Oberlandesgericht Breslau) .... 152 

3. Juli : Bezeichnung der Arzneimittel in Drogenhandlungen 151 

4. „ : Verbot der Ankündigung von Heilmitteln . . , . . 150 

11. Sept.: Probeentnahme zum Zwecke der Nahrungsmittelunter¬ 


suchung .206 

12. Okt. : Ankündigen nicht freigegebener Arzneimittel .... 189 

2 . Nov.: Ankündigung eines Mittels durch Hinweis auf zu er¬ 
teilende Auskunft...189 


3. Entscheidungen der Oberluadesgerlohte und Landgerichte 
anderer dentsohen Bondesstaaten. 

1910. ll.Aug.: Begriff Großhandel mit Arzneien (Oberlandesger. Stuttgart) 117 

„ 3. Dez.: Mimosatropfen sind Destillate (Oberstes Landesgericht 

München) . . . 152 

„ 29. „ : Feilhalten und Verkauf von Kunsthonig (Oberstes Landes¬ 
gericht München). 27 

1911. 27. Febr.: Apothekenbetrieb ohne Genehmigung durch einen Dro¬ 

gisten (Oberlandesgericht Hamburg). 71 

„ 4. April: Arztähnlicher Titel (Oberstes Landesgericht München) 63 

„ 4. Mai : Kräftigungsmittel (Oberlandesgericht Dresden) . . . 152 

1911. 13. Juni : Abgabe freigegebener Arzneimittel durch Bader (Ober¬ 
stes Landesgcricbt München).149 


') Wo kein besonderer Vermerk angegeben, sind die Urteile solche des 
Königl. Preuß. Kammergerichts. 
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1911. 16 Juli : Vorbeugu gsmittel sind den Heilmitteln zuaurechnen 

(Oberstes Landesgericht).151 


4. Entscheidungen des Könlgl. Preass. Oberverwaltungsgerlohts. 

1910. 7. Febr. u. 1. Jali: Steuerpflicht öffentlicher Krankenanstalten 

und milder Stiftungen.208 

„ 25. „ : Verpflichtung zur Anlegung einer Wasserleitung . . 111 

„ 5. April: Versagung eines ehrlichen Begräbnisses. 11 

* 28. „ : Exklusivprivileg bei Errichtung einer zweiten Apotheke 1 

* 24. Hai : Einrichtung von Trinkwasserentnahmestellen für Schiffer 17 

„ 2. Nor.: Beseitigung gesundheitsgefährdender Zustände durch 

den Grundstücksbesitzer. 25 

„ 21. Dez. : Beseitigung gesundheitsgefährdender Zustände durch 

den Grundbesitzer. 40 

1911. 17. Jan. : Von einem Grundstück ausgehende Gefahren für die 

Nachbarschaft.. . 57 

„ 24. Febr. : Zwangsweise Vorführung eines Impflings zur Unter¬ 
suchung .119 

„ 22. Mai : Versagen der Genehmigung zur Errichtung einer Pri¬ 
vatkrankenanstalt .209 

„ 6. Juli : Zurücknahme der Genehmigung zum Gifthandel . . . 152 


5. Entscheidungen der Verwaltungsgeriohtshdfe anderer 

Bundesstaaten. 

1910. 17. Jan. : Behandlung eines Armen im Aufträge des Gemeinde¬ 

vorstehers (Bayer. Verwaltungsgerichtshof). 11 

„ 12. März: Privatklinik eines Arztes als notwendiges Mittel zur 

Ausübung seines Berufs (Sächs. Oberverwaltungsger.)“. 208 

„ 6. April: Einweisung ins Krankenhaus zur Beobachtung (Bad. 

Verwaltungsgerichtshof) . 11 

„ 13. „ : Unberechtigte Krankenhauseinweisung (Bad. Verwal¬ 
tungsgerichtshof) . 11 

„ 6. Aug.: Ansteckende Krankheit im Sinne des Krankenversiche- 

rungsgesetzes (Sächs. Oberverwaltungsgericht).... 152 

1911. 3. April: Verzicht auf Kasaenleistungen. Walderholungsstätte 

als Krankenhaus (Bayer. Verw.-Ger.).153 

„ 28. Jani : Unberechtigte Einsprüche gegen die Erweiterung einer 

Privatklinik (Sächs. Oberverwaltungsgericht) .... 197 


6. Entscheidungen des Relchsversicherungsamts. 

1910 14. Okt. : Bei Abgabe schriftlicher Gutachten ist auch für Unter¬ 
suchung besondere Vergütung zu zahlen. 9 


7. Urteile und Besohl&sse des preusstsohen ärztllohen 
Ehrengerichtshofes. 

1910. 5. April: Reklame von Heilanstalten. 27 

1911. S. Mai : Tragung der Gerichtskosten durch den Anzeigenden 

wegen grandioser Anzeige.181 

„ 8. „ : Küssen einer Patientin durch den Arzt.181 

„ 8. „ : Vorwarf des Braches des Ehrenwortes.182 

„ 8. „ : Strafbarkeit der Fernbehandlung.182 

„ 9. „ : Untersuchungen unter einer Kampftaxe.183 


II Medizinalgesetzgebung-. 


A. DoiitNchca Reich. 

1910. 7. Dez. : Prüfungsordnung für Apotheker. 12 

1911. 28. Febr.: Benachrichtigung Her Militär- und Polizeibehörden beim 

Auftreten Krankheiten. 42 
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1911. 24. Mftra u. 6. April: Beurteilung dar Erwerbsunfähigkeit der Kriegs* 

teils ehmer. 58 

„ 81. „ : Verkehr mit Arzneimitteln. E8 

„ 22. April: Prüfung tob Tbermometera. 65 

„ 9. Joni : Ablehnung tob MedizlaalpraktikaateB aus konfessionellen 

Gründen.. . . . . 165 

„ 17. „ : Beseitigung tob TierkadaTera. 114 


B. Königreich Preuasen. 

1. Oeselse ud Ministerialerlasse. 

1910. 12. Not. : Eisenbahnflskalische Wasserwerke. 21 

„ 30. , u. 80. März 1911: Uebergaag der MedizlBalTerwaltang 

aa das Ministerium des Innern. 49 

* 14. „ : TodesursachenTerselchnis für größere Städte .... 13 

„ 5. Des. : Erkrankungen und Todesfille an übertragbaren Krank¬ 
beiten 1909 . 3 

„ 9. „ : Verkehr mit Ferrosiliziom. 31 

„ 16. „ : Einführung des Deutschen Arsaeibuches, V. Ausgabe 1910 4 

„ 17. „ : Keine Gebühr für empfangene Vorbesuche. 43 

„ 20. „ : Verhütung Ton Gesundheitsbeschädigungen durch den 

Verkehr mit Rohbauten. 22 

„ 28. „ : Strafrerfahren wegen Verfälschung tob Nahrungsmitteln 12 

„ 29. „ : Untersuchung der Pflegepersonen in Irrenanstalten . . 13 

„ 30. „ : Fahrkostenentschädigungen an Reg.- u. Medizinalr&te . 21 

„ 31. „ : Gebühren für Rerision von Schiffsapotheken .... 21 

1911. 8. Jan. : Unzulässige Abgabe Ton Giften an Zahntechniker . . 16 

„ 9. v u. 9. Febr.: Untersuchung des Geisteszustandes der Fttr- 

sorgezöglinge. 60 

„ 9. „ : Körperliche Untersuchungen durch Schulärzte . . . 138 

„10. „ : Mitwirkung der Schulärzte bei Bekämpfung des Lupus 27 

„ 13. „ : Jugendpflege. 28 

„ 19. „ : Benutzung der Kresolseifenlösung durch Hebammen . 32 

„ 23. „ : Anwendung physischen Zwanges bei der Impfung . . 27 

„ 26. „ : Abführung tob Gebühren an die Staatskasse .... 43 

, 6. Febr.: Arbeiterwohnungen auf dem Lande. 34 

„ 8. „ : Merkblatt über Rachitis. 33 

„ 11. „ : Abgabe von Gutachten durch die Wissenschaftliche De¬ 
putation für das Medizinalwesen. 51 

„ 13. „ : Anmeldung entlassener Soldaten, die Keimträger sind, 

bei der Ortspolizeibehörde.*. 44 

„ 20. „ : DienataufwaadsentschädigUBg für Kreisärzte .... 33 

„ 23. „ : Reisekosten des Vertreters eines Kreisarztes .... 44 

„ 27. „ : Verkehr mit glasiertem Kaffee. 52 

„ 7. März: Reisekostenbauschvergütungen der Kreisärzte . ... 54 

„ 10. „ : Durchführung des Impfgeschäfts. 51 

„ 21. „ : Morbiditätsstatistik in den Heilanstalten. 59 

n 30. „ : Leitfaden für erste Hilfe. <>t> 

„ 8. April: Gemeinschaftliche Benutzung yon Fuhrwerk .... 122 

„ 24. „ : Anrechnung des zahnärztlichen Studiums bei der ärzt-^ . 

liehen Vorprüfung. 77 

„26. „ : Schutzpockenimpfung und Impfgesetz. 69 

„ 26. „ : Tuberkulose unter dem Personal in Krankenanstalten . 73 

„ 29. „ Vertrauensärztliche Tätigkeit der Kreisärzte . . .' . <>. r > 

„ 5. Mai : Abgabe Ton Arzneimitteln aus Dispensieranstalten . . 77 

„ 8. „ : Wasseruntersuchungen durch die Medjzinalunter- 

suchungsämter. 77 

„ 22. „ : Fürsorge für nicht Tersicherungspflichtige Lungenkranke 142 

„ 29. „ : Die Zahnpflege in den Schulen. 124 

„ 30. „ : Warnung vor dem Trunksuchtsmittel Alcola .... 114 

12. Juni : Schutzimpfung ausländische' Arbeiter.133 

*9 : Aufgaben für die Prüfen;::, der Apotkekergchi |, ‘ >r 115 
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1911. 21. Juni: Biß Verletzungen dorch tolle Tiere.. . . 124 

„ 24. „ : Zeagaisse rar Führung von Kraftfahrzeugen .... 132 

„ 26. „ : Führung einer Apotheke durch einen Kandidaten der 

Pharmasie.138 

„ 29. „ : Ausbildung von Krankenschwestern als Hebammen . . 139 

„ 29. „ : Feilhalten mehlhaltiger Warst.139 

, 30. „ : Beschäftigung mit Chemie seitens der Studierenden der 

Pharmasie.138 

„ 30. „ : Personenwechsel tei den Medizinaluatersuchungeämtern 159 

„ 3. Juli : Reisekosten zwecks Untersuchung eines Kriegsteilnehmers 122 

„ 4. „ : Bekämpfung der Mtlckenplage.128 

n 6. „ : Untersuchungen auf Syphilis durch die Medisinalunter- 

suchungsämter.123 

„ 6. „ : Bekämpfung der Cholera.124 

» 8. „ : Bau und Einrichtung von Krankenanstalten 133 

„ 13. „ : Gebühr für Zu- und Abgang bei Dienstreisen .... 160 

„ 14. „ : Mietsentschädigung bei Versetzung . 141 

n 15. „ : Orthopädische Turnkurse.. . . 145 

n 22. „ : Beihälfen zum Bau von Wasserleitungen.160 

„ 25. . : Uebertragbare Genickstarre 1910. 141 

„ 7. Aug.: Beschulung blinder und taubstummer Kinder .... 161 

„ 22. „ : Gemeinverständliche Belehrung Uber Krätze .... 165 

, 28. „ : Untersuchung der Arbeiter bei Bahnbauten .... 184 

, 6. , : Krankenhausapotheken.167 

„ 5. Sept.: Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs.185 

ft 7. „ : Gebühren für Teilnahme an den Hebammenprüfungen . 165 

„ 8. „ : Gebühren für vertrauensärstüche Verrichtungen ... 169 

, 14. „ : Feuerbestattung. 169 

„ 27. „ : Ueberwachung der Margarine- u. Kunstspeisefettfabriken 203 

« 29. „ : Aasführungsanweisung zum Feuerbestattungsgesetz 170 

, 29. „ : Ausstellung von Leichenpässen.180 

ft 3. Okt. : Fahrkosten bei Dienstreisen mit Kraftwagen .... 189 

, 7. „ : Prämien für Wiederbelebungsversuche.185 

„ 7. „ : Verlegung von Apotheken.191 

„ 9. „ : Nachweisung der übertragbaren Krankheiten .... 185 

, 13. „ : Pauschvergütungen für Dienstreisen nach nahe gele¬ 
genen Orten.. 190 

„ 14. „ : Mitführung von Chemikalien durch die Desinfektoren 

bei Eisenbahnfahrten. . 191 

„ 23. „ : Einreichung der Entscheidungen der ärztl. Ehrengerichte 211 

„24. „ : Ausstellung von Leichenpässen.204 

„ 25. „ : Strafunterbrechung bei tuberkulösen Gefangenen . . 211 

„ 31. „ : Anzeige der Aufnahme geisteskranker Ausländer in 

Heil- und Pflegeanstalten.204 

„ 1. Nov.: Geheimmittel Natürlicher Gesundheitshersteller usw. . 211 

„ 3. „ : Desinfektionswesen in Preußen.199 

„ 7. „ : Gebühren für Prüfang der Ausrüstung von Kauffahrtei¬ 
schiffen mit Arznei- usw. Mitteln ..191 

„ 9. „ : Beteiligung der Medizinalbeamten und praktischen 

Aerzte bei der Jugendpflege.202 

„ 9. „ : Gebühren der Kreisärzte für Leichenschau zwecks 

Feuerbestattung.210 

„ 4 Dez. : Staatliche Prüfung für Heilgehilfen und Masseure . . 211 

„ 9. „ : Anwendung des Portoablösungsvermerks bei Sendungen 

für die Hufelandscben Stiftungen.210 


2. Verfügungen u Polizeiverordnungen ln den einzelnen Regierungsbezirken. 

1911. 9. Jani : Verbreitung von übertragbaren Krankheiten durch Ge¬ 
meindeschwestern .ISO 


C. Königreich Bayern. 

1911. 29. März: Bekämpfung der Tuberkulose. 65 
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1911. 14. April: Einführung des Fingerabdruckverfahrens. 67 

* 15. „ : Filachung tob Nahrungs- and Genußmitteln .... 67 

„ 9. Mai : Bekämpfung Übertragbarer Krankheiten. 78 

„ 9. „ : Dienstanweisung für die Hebammen. 89 

„ 26. „ : Wechselseitige Benachrichtigung der Militär- and Polizei¬ 
behörden über libertragbare Krankheiten. 89 

„ 22. Joni : Verhandlungen der Aerstekammern 1911.145 

„ 8 . Juli : Anlage von Friedholen, Leichenhiusern und Grüften 146 

* 14. „ : MetallbeUereien.167 


X>. Königreich Sachsen. 

1910. 14. Dez.: Gebühren für Impfung fremdlündischer Arbeiter ... 8 

1911. 21. Juni: Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten .... 128 


E. Königreich Württemberg. 

1911. 25. Jan. : ['Anstalten zur Untersuchung tob Nahrungsmitteln . . 76 

„ 6. Febr.: Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst. 44 

„ 14. Mirz: Milzbrand in Gerbereien.153 


P. Grossherzogtnm Badem 

1911. 9. Mai : Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 90 

„ 29. Juni: Berufspflichten der Zahnlrzte.192 


G. Groneherzogtum Hennen. 

1911. 8. Juli : Verleihung von Apothekenkonzessionen an Gemeinden 163 

„ 4. Aug.: Staatliche Prüfung von Wochenpflegerinnen .... 192 


H, Grossherzogtnm Oldenburg. 

1911. 3.April: Anschluß der Aerzte der Fürstentümer Lübeck und 

Birkenfeld an preuß. Aerstekammern. 155 


I. Herzogtum Braunschweig. 

1910. 19. Dez.: Feuerbestattung . 35 


K. Herzogtum Anlialt. 

1911. 26. Jan. : Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken . 32 


L. Herzogtum Sachsen« Coburg«Gotha. 

1911. 19. April: Bekämpfung übertragbarer Krankheiten.103 


M. Fürstentum Lippe. 

1911. 10. April: Verbot des Verabfolgens geistiger Getränke an Betrunkene 212 
„ 21 . „ : Maßregeln gegen Trunkenbolde. 212 


N. Fürstentum Reuss j. T. 

1911. 6. Juni : Bekämpfung übertragbarer Krankheiten.140 


O. Freie und Hansestadt Hamburg. 

1911. 1. Sept.: Schlußdesinfektion bei Diphtherie und Scharlach ... 190 


P. Eisass • Lothringen. 

1910. 29. Okt. : Anmeldung von übertragbaren Krankheiten. 24 
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Sach ^Register. 

Abdeckerei (Deutsches Beleb) 114. 

Abtreibung, Verkauf unwirksamer Mittel als Betrug (Bspr.)89, Aufforderung 
strafbar (Rspr.) 110, Ankündigung der Mittel dasu (Rspr.) 19,20,48,110,207. 

Alkoholismus, Warnung vor dem Trunksuchtsmitte] Alcola (Preußen) 114, 
Bek&mpfung (Preußen) 185, (Lippe) 212. 

Ankündigung, Müllers Busen*£mulsion (Rspr.) 1, antikonzeptioneller Artikel 
(Rspr.) 19, 20, 48, 110, 207, Verbot der Ankündigung dem freien Verkehr 
entzogener Mittel (Rspr.) 49,189, wertloser Mittel als unlauterer Wettbewerb 
und Betrug (Rspr.) 132, Verbot der Ankündigung durch Kurpfuscher und 
andere Personen (Rspr.) 150, von Mitteln, die den auf der Geheimmittel¬ 
liste stehenden gleich sind (Rspr.) 151, Busencreme Alyija (Rspr.) 152, An¬ 
kündigung durch Hinweis auf eine zu erteilende Auskunft, Lupinapulyer 
(Rspr.) 189. 

Apotheken, Exlusiyprivileg (Rspr.) 1, Gebühren für Revision von Schiffsapo« 
theken (Preußen) 21, Erteilung der Konzession an einen noch nicht appro¬ 
bierten Kandidaten der Pharmazie (Preußen) 138, Verleihung von Konzessio¬ 
nen an Gemeinden und Kreise (Hessen) 163, Verlegung (Preußen) 191. 

Apotheker, üebertretung der Ausgehezeit (Rspr.) 1, Prüfungsordnung (Deut¬ 
sches Reich) 12, Aufgaben für die Vorprüfung (Preußen) 115, Beschäftigung 
mit Chemie während des Studiums (Preußen) 138. 

Arbeiter, Impfung ausländischer (Sachsen) 8, (Preußen) 183. 

Arbeiterschutz, Verkehr mit Rohhäuten (Preußen) 22, Ferrosilizium (Preußen) 
31, Einrichtung von Metallbeizerelen (Bayern) 167, Untersuchung der Ar¬ 
beiter bei Bahnbauten (Preußen) 184. 

Arzneibuch (Preußen) 4, für die Beschaffenheit der Arzneimittel in Drogen¬ 
handlungen nicht maßgebend (Rspr.) 151. 

Arzneimittel, Verkehr außerhalb der Apotheken (Anhalt) 32, (Deutsches Reich) 
58, Verbot der Ankündigung (Rspr.) 49, Borsalbe (Rspr.) 49, unbefugter Apo¬ 
thekenbetrieb (Rspr.) 71, mit Methylalkohol hergestellte (Preußen) 75, Ab¬ 
gabe aus Dispensieranstalten (Preußen) 77, Frostseife (Rspr.) 111, Begriff 
.Großhandel“ (Rspr.) 117, Abgabe durch Vereine an ihre Mitglieder (Rspr.) 
117, Phantasiebezeichnungen (Rspr.) 119, Abgabe durch Bader (Rspr.) 149, 
Beschaffenheit in Drogenhandlungen (Rspr.) 151, Vorbeugungsmittel [Crescentj 
(Rspr.) 151, Kräftigungsmittel (Rspr.) 152, Destillate (Rspr.)152, Mimosa- 
tropfen (Rspr.) 152, Johannisbeersaft, Malzpulyer. Fenchelwasser, Pferde- 
freßpulver (Rspr.) 152, Untersagung des Handels (Rspr.) 152, für Kranken- 
hausapotheken (Rsp.) 167. 

Aerzte, Gebühren für Behandlung Armer (Rspr.) 11, für Behandlung mit Hoch¬ 
frequenzströmen (Rspr.) 205, Anmeldung übertragbarer Krankheiten (Elsaß- 
Lothringen) 24, Beilegung arztäbnlicber Titel (Rspr.) 27, 63, Reklame von 
Heilanstalten (Rspr.) 27, Schadenersatz wegen Ausstellung unrichtigen Zeug¬ 
nisses (Rspr.) 37, wegen unrichtiger Behandlung (Rspr.) 46, Verkauf der 
Praxis (Rspr.) 69, Erkrankungen an Tuberkulose (Preußen) 73, Anrechnung 
des zahnärztlichen Studiums auf die ärztliche Studienzeit (Preußen) 77, Ver¬ 
antwortlichkeit für Auswahl des Vertreters (Rspr.) 109, Haftpflicht bei Vor¬ 
nahme einer Operation an Minderjährigen (Rspr.) 129, 157, Mitwirkung bei 
der Jugendpflege (Preußen) 202. 

Aerztekammer, Verhandlungen (Bayern) 145, Anschluß der Aerzte in Birken¬ 
feld und Lübeck (Oldenburg) 155. 

Aerztekommission, bei Versicherungen (Rspr.) 70, Unrichtigkeit ihres Gut¬ 
achtens (Rspr.) 130. 

Bader, Abgabe von Arzneimitteln (Rspr.) 149. 

Beamte, Mietsentschädigung bei Versetzungen (Preußen) 141. 

Begräbnis, unzulässige Versagung eines ehrlichen (Rspr.) 11, Anlage von Fried¬ 
höfen, Leichenhäusern usw. (Bayern) 146. 

Blinde Kinder, Beschulung (Preußen) 161. 

Chemie, Beschäftig:! g 'amit beim pharmazeutischen Studium (Preußen) 139. 

Ci.iUirä. baktr tollung (Preußen) 124. 
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Sach-Register. 


Desinfektion, Mltftthrnng yon Chemikalien bei Eisenbahnfahrten (Preußen) 
191, bei Diphtherie und Scharlach (Hamburg) 196, in den Jahren 1909 und 
1910 (Preußen) 199. 

Dienstaufwandsentschädigung der Kreisärzte (Preußen) 33. 

Diphtherie, Schlußdesinfektion (Hamburg) 196. 

Ehrengericht, Auferlegung der Kosten bei unrichtiger Anzeige (Rspr.) 181, 
Einreichung der Urteile in Berufungs- usw. Sachen (Preußen) 211. 

Entbindungsanstalten, Vorschriften über Anlage usw. (Preußen) 133. 

Erwerbsunfähigkeit, Begriff bei Bewilligung yon Beihilfen an Kriegsteil¬ 
nehmer (Deutsches Rdch) 58. 

\ 

Fernbehandlung (Bspr.) 182. 

Ferrosilizium, Vorsicht beim Verkehr (Preußen) 31. 

Feuerbestattung, (Braunschweig) 35, (Preußen) 169, 171. 

Fingerabdruckrerfahren (Bayern) 67. 

Fürsorgezöglinge, Untersuchung des Geisteszustandes (Preußen) 60. 

Fuhrkostenentschädigungen (Preußen) 21. 

Gebühren, für Impfung fremdländischer Arbeiter (Sachsen) 8, für empfan¬ 
gene Vorbesuche (Bspr. )9, (Preußen) 43, bei ärztlicher Behandlung Armer 
(Bspr.) 11, für Revision von Schiffsapotheken (Preußen) 21, Abführung amt¬ 
licher durch die vollbesoldeten Kreisärzte an die Staatskasse (Preußen) 48, 
210, für Prüfung ärztlicher Thermometer (Deutsches Reich) 65, der Kreis¬ 
ärzte bei den Prüfungen der Hebammenschttlerinnen (Preußen) 165, für ver¬ 
trauensärztliche Verrichtungen (Preußen) 169, für Prüfung von Schiffsapo¬ 
theken (Preußen) 191, Unterbietung einer Kampftsxe (Bspr.) 183, für Be¬ 
handlung mit Hochfrequenzströmen (Bspr.) 205, für Leichenschau zwecks 
Feuerbestattung (Preußen) 210. 

Gefangene, tuberkulöse, Strafunterbrechung (Preußen) 211. 

Geheimmittel, Müllers Busen-Emulsion (Bspr.) 1, Solitänia, Donzon (Bspr.) 
49, Alcola (Preußen) 114, Siran (Bspr.) 119, Phantasiebezeichnungen (Bspr.) 
119, Ankündigung wertloser als nnlanterer Wettbewerb und Betrug (Bspr.) 
132, Verbot der Ankündigung (Bspr.) 150, den auf der Geheimmittelliste 
stehenden (Johannistee Brockhaus) ähnliche Mittel (Bspr.) 151, Busen- 
creme Alvija (Bspr.) 152, natürlicher Gesundheitshersteller, Nalther Tabletten 
(Preußen) 211. 

Geisteskranke, Untersuchung der Fürsorgezöglinge (Preußen) 60, widerrecht¬ 
liche Befreiung (Bspr.) 71. 

Gemeindeschwestern, Verbreitung übertragbarer Krankheiten (Minden) 180. 

Genickstarre, epidemische, im Jahre 1910 (Preußen) 141. 

Geräuschbelästigung durch Viehhaltung (Bspr.) 57. 

Gerichtliches, Fingerabdruckverfahren (Bayern) 67. 

Gesundheit, Beseitigung gesnndheitsgefährdender Zustände (Bspr.) 25, 40. 

Gift, unzulässige Abgabe an Zahntechniker (Preußen) 16, Zurücknahme der Ge¬ 
nehmigung zum Handel (Bspr.) 152. 

Grundbesitzer, Beseitigung gesundbeitBgefährdender Zustände (Bspr.) 25, 40. 

Häute, Verkehr mit Rohhäuten (Preußen) 22. 

Hebammen, Verwendung von KreBolseifenlösung (Preußen) 32, Dienstanweisung 
(Bayern) 89, Zulassung von Krankenschwestern zur Prüfung (Preußen) 139. 

Heiigehülfen, Prüfung (Preußen) 211. 

Heilungskosten, suggestive Einwirkungen als begründete Heilfaktoren (Bspr.) 64. 

Honig, Kunsthonig (Bspr.) 27. 

Hufelandsche Stiftungen, Verwendung des Portoablösungsvermerks (Preußen) 210. 

Impfung, fremdländischer Arbeiter (Sachsen) 8, (Preußen) 133, Anwendung 
physischen Zwanges (Preußen) 27, Durchführung des impfgeschäfts (Preußen) 
51, Schutzpockenimpfung und Irapfgesetz (Preußen) 5',),<5 zwangsweise Vor¬ 
führung zur Untersuchung des Gesundheitszustandes eines Impfpllichtigen 
(Bspr.) 119. 

Irrenanstalt, ärztliche Untersuchung der Pthgepersonen (Preußen) 8 , Anzeige 
der Aufaahme von Ausländern (Preußen) 204. 
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Jugendpflege (Preußen) 28, Mitwirkung der Medisinalbennten (Preußen) 202. 


Kaffee, Glasiermittel (Preußen) 52. 

Kinder, Beschulung blinder und taubstummer (Preußen) 161. 

Körperverletzung, durch Kurpfuscher (Bspr.) 88,130, durch Hinterlassen eines 
Spritsenansatses in der Blase (Bspr.) 45, durch Spesialarst (Bspr.) 62. 

Krätze, gemeinverständliche Belehrung (Preußen) 165. 

Kraftwagenfflhrer, ärztliche Zeugnisse stempelpflichtig (Preußen) 132. 

Krankenanstalten, Beklame (Bspr.) 27, Morbiditätsstatistik (Preußen) 59, Ab¬ 
gabe von Arzneien aus Dispensieranstalten (Preußen) 77, Vorschriften über 
Anlage, Bau und Einrichtung (Preußen) 133, Ablehnung von Medizinalprak¬ 
tikanten aus konfessionellen Gründen (Deutsches Beich) 165, Beschaffung der 
Arzneien für die Dispensieranstalten (Preußen) 167, Einsprüche gegen die 
Erweiterung einer Privatklinik (Bspr.) 197, Steuerpflicht öffentlicher Kranken¬ 
anstalten und milden Stiftungen (Bspr.) 208, Privatkliniken (Bspr.) 208, Kon- 
zessionierung (Bspr.) 209. 

Krankenkassen, Einweisung ins Krankenhaus (Bspr.) 11, Begriff „ansteckende 
Krankheit“ (Bspr.) 152, Verzicht auf Kassenleistungen (Bspr.) 153. 

Krankenpflegepersonen, ärztliche Untersuchung in Privatirrenanstalten (Preußen) 
13, Erkrankungen an Taberkulose (Preußen) 73, Zulassung von Kranken¬ 
schwestern zur Hebammenpiüfung (Preußen)139, Prämien für Wiederbele¬ 
bungsversuche (Preußin) 185. 

Krankheiten, übertragbare, Nachweisung der gemeldeten (Preußen) 3, 185, 
Anmeldung seitens der Aerste (Elsaß-Lothringen) 24, wechselseitige Benach¬ 
richtigung der Polizei- und Militärbehörden (Deutsches Beich) 42, (Bayern) 89, 
Bekämpfung (Bayern) 78, (Baden) 90, (Sachsen-Coburg-Gotha und andere 
thüringische {Staaten) 103, (Beuß j. L.) 140, Verpflichtung zur Anlage einer 
Wasserleitung auf Grund des Beichsseuchengesetzes (Bspr.) 111, Anzeige- 
pflicht (Sachsen) 128, Verbreitung durch Gemeindeschwestern (Minden) 180. 

Kreisärzte, Ueberwachung eisenbahnfiskalischer Wasserleitungen (Preußen) 21, 
Jugendpflege (Preußen) 28, 202, Dienstaufwandsentschädigung (Preußen) 33, 
Beisekosten bei Vertretungen (Preußen) 44, Beisekostenbauschvergütungen 
(Preußen) 54, vertrauensärztliche Tätigkeit (Preußen) 65, Personenwechsel 
bei den Medizinaluntersnchungsämtern (Preußen) 159. 

Kresolseifenlösung, Benutzung durch Hebammen (Preußen) 82. 

Kriegsteilnehmer, Begriff Erwerbsunfähigkeit (Deutsches Beich) 58, Beisekosten 
für deren Untersuchung (Preußen) 122. 

Kurpfuscher, Körperverletzung durch unrichtige Behandlung (BBpr.) 38, fahr¬ 
lässige Tötung oder Körperverletzung infolge nicht rechtzeitiger Zuziehung 
eines Arztes (Bspr.) 53, 130, Betrug (Bspr.) 131, Sympathiemitte], Beten 
(Bspr.) 205. 

Lelehenplsse (Preußen) 180, 204. 

Lupus, Mitwirkung der Schulärzte bei der Bekämpfung'(Preußen) 27. 

Margarine- und Kunstspeisefettfabriken, Ueberwachung (Preußen) 203. 

Medizinalbeamte, Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst (Württemberg) 44, 
Mitwirkung bei der Jugendpflege (Preußen) 202. 

Medizinalpraktikanten, Ablehnung aus konfessionellen Gründen (Deutsches 
Beich) 165. 

Medizinalverwaltung, Uebergang an das Ministerium des Innern (Preußen) 49. 

Medizinaluntersuchungsämter, Untersuchung von Wasser (Preußen) 77, auf 
Syphilis (Preußen) 123, Personenwechsel (Preußen) 159. 

Medizinalwesen, Einholung von Gutachten der Wissenschaftlichen Deputation 
(Preußen) 51. 

Metallbeizereien, Arbeiterschutz (Bayern) 167. 

Methylalkohol, Verbot der Benutzung zu Heilmitteln (Preußen) 75. 

Mietsentschädigung bei Versetzung (Preußen) 141. 

Milzbrand, Verkehr mit Rohhäuten (Preußen) 22, Schadenersatz bei Uebertra- 
gung infolge Hilfeleistung bei einer Obduktion (llspr.) 47, Bekämpfung in 
Gerbereien (Württemberg) 153. 

Morbiditätsstatistik in den Heilanstalten (Preußen) 59. 
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Mückenplage, Beklopfung (Preußen) 128. 

Nahrangs« a. Genassmittel a. Gebreachsgegenstinde, gefärbter Himbeersaft 
(Bspr.) 1, Verfälschung (Preußen) 12, (Beyern) 67, Kunsthonig (Bspr.) 27, 
glasierter Kaffee (Preußen) 52, Öffentliche Untersuchurgsaustalten (Wirt« 
temberg) 76, mehlhaltige Wurst (Preußen) 139, Ueberwachung der Marga¬ 
rine- u. Kunstspeisefettfabriken (Preußen) 203, Bezahlung der entnommenen 
Proben (Bspr.) 206, in Zersetzung begriffene (Bspr.) 206, Herstellung gesund¬ 
heitsschädlicher (Bspr.) 207. 

Operation) Notwendigkeit der Einwilligung (Bspr.) 129, 157. 

Orthopädische Tarnkurse (Preußen) 145. 

Prüfung, Ton Apothekern (Deutsches Reich) 12, für den ärztlichen Staatsdienst 
(Württemberg) 44, von Thermometern (Deutsches Reich) 65, Anrechnung 
des zahnärztlichen Studiums auf die ärztliche Studienzeit (Preußen) 77, 
Aufgaben für die Vorprüfung der Apothekergehülfen (Preußen) 115, Zulassung 
von Krankenschwestern zur Hebammenprüfung (Preußen) 139, von Woeben¬ 
pflegerinnen (Hessen) 192, von Heilgehülfen und Masseuren (Preußen) 211. 

Raehitls, Merkblatt (Preußen) 33. 

Reisekosten, in gerichtlichen Angelegenheiten (Bspr.) 10, 87, 61, bei Vertre¬ 
tung des Kreisarztes (Preußen) 44, Bauschvergütungen der Kreisärzte 
(Preußen) 54, Anspruch auf Tagegelder, wenn die Rückreise nicht am Tage 
der Obduktion angetreten werden kann (Bspr.) 62, bei gemeinschaftlicher 
Benutzung von Fuhrwerk (Preußen) 122, für Untersuchung Ton Kriegsteil¬ 
nehmern (Preußen) 122, Gebühr für Zu- und Abgang (Preußen) 160, bei 
Dienstreisen mit Kraftwagen (Preußen) 189, für Dienstreisen nach nahe 
gelegenen Orten (Preußen) 190. 

Bettungswesen, Leitfaden für erste Hilfe (Preußen) 66. 

Säuglingsheime, Vorschriften über Anlage usw. (Preußen) 133. 

Scharlach, Schiaßdesinfektion (Hamburg) 196. 

Schulärzte, Mitwirkung bei Bekämpfung des Lupus (Preußen) 27, körperliche 
Untersuchungen der Schulkinder (Preußen) 138. 

Schulen, Zahnpflege (Preußen) 124, orthopädische Turnkurse (Preußen) 145, 
Beschulung blinder und taubstummer Kinder (Preußen) 161. 

Standesehre der Aerzte, Verkauf der Praxis (Bspr.) 69, Küssen einer Patientin 
im Sprechzimmer (Bspr.) 181, Vorwurf des Bruches des Ehrenworts (Bspr.) 
182, Fernbehandlung (Bspr.) 182, Unterbietung einer Kampftaxe (Bspr.) 183. 

Stempelpflicht, Zeugnisse für Kraftwagenlührer (Preußen) 132. 

Syphilis, Schadenersatz wegen Uebertragung durch ein Kind auf die Pflege¬ 
mutter (Bspr.) 39, Untersuchungen durch die Medizinaluntersuchungsämter 
(Preußen) 123. 

Taubstumme Kinder, Beschulung (Preußen) 161. 

Thermometer, Gebühren für Prüfang (Deutsches Beicb) 65. 

Tierkadaver, Beseitigung (Deutsches Beicb) 114. 

Todesursachenverzeichnis (Preußen) 13. 

Tötung, fahrlässige durch Kurpfuscher (Bspr.) 53, infolge schadhafter Ab¬ 
deckung einer Grube (Bspr.) 32. 

Tollwut, Bißverletzungen durch tolle Tiere (Preußen) 124. 

Tuberkulose, Bekämpfung (Bayern) 55, Erkrankungen des Aerzte- und Pflege¬ 
personals in Krankenhäusern (Preußen) 73, Fürsorge für nichtversicherungs- 
pflichtige Kranke (Preußen) 141, Strafunterbrechung bei tuberkulösen Gefan¬ 
genen (Preußen) 211. 

Tarnen, orthopädische Turnkurse (Preußen) 145. 

Typhus, Anmeldung beurlaubter oder entlassener Soldaten, die Daueraus¬ 
scheider sind (Preußen) 44. 

Unfall, suggestive Einwirkungen als begründete Heilfaktoren, Anspruch auf 
Erstattung der Kosten (Ktpr.) 64, fahrlässige Tötung infolge tchadhafter 
Abdeckung einer Grube (Bspr.) 132. 
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UnglttcksfäUe, Leitfaden für erste Hilfe (Preußen) 66 . 

Unzüchtig, Begriff (Rspr.) 20, Kinematographenfilms (Rspr.) 40. 

Versicherungen, Gutachten der Aeratekommission (Rspr.) 70, dessen Unrichtig¬ 
keit (Rspr.) 130. 

Warnungen, öffentliche, Zulässigkeit (Rspr.) 158. 

Wasser, Bereitstellung von Trinkwasser für Schiffer (Rspr.) 17, Waaserver- 
sorgangsanlagen der Eisenbahnen (Preußen) 21, Wasseruntersuchungen in 
den Medisinaluntcrsnchungsämtern (Preußen) 77, Verpflichtung zur Anlage 
einer Wasserleitung (Preußen) 111, Anlage Ton Wasserleitungen in leistungs¬ 
schwachen Gemeinden (Preußen) 160. 

WiederbelebungsTersuche, Prämien (Preußen) 185. 

Wochenpflegerinnen, Prüfung (Hessen) 192. 

Wohnungswesen, Arbeiterwohnungen bei Fabriken auf dem Lande (Preußen) 

34. 

Wurst, mehlhaltige (Preußen) 139. 

Zahnärzte, Berufspflichten (Baden) 192. 

Zahnpflege in den Schulen (Preußen) 124. 

Zeugnis, Schadenersatz, wegen Ausstellung unrichtigen Zeugnisses (Rspr.) 37, 
für Kraftwagenführer stempelpflichtig (Preußen) 132. 






Rechtsprechung und Me flizin al- 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift iür Medizinal-Beamte, 
Nr 1. 5. Januar. 1911. 


Rechtsprechung. 

Die Ankündigung ron Dr. Hüllers Bosen*Emulsion als unüber¬ 
treffliches Mittel) einen üppigen Busen hervorzurufen, Ist wegen unlauteren 
Wettbewerbs strafbar. Urteil des Beichsgericbts (Str.-S.) vom 17. De* 
zembjer 1910. 


Gefärbter Himbeersaft Ist, aucb wenn die Färbung dureb einen un¬ 
schädlichen Teerfarbstoff erfolgt ist, als strafbare Vortäuschung des Publi¬ 
kums lm Sinne des Nahrungsmittelgesetzes ansusehen. Urteil des Ober- 
laudsgericbts in Breslau (Str.-8.) vom 29. November 1910. 


Ein Apotheker, der die lbm von der Aufslehtsbehürde bewilligte 
„Ausgehezett“ länger ausdehnt, macht sich wegen Uebertretung des 
§40 der Preussl8chen Apothekenbetriebsordnung strafbar. Urteil des 
Preußischen Kammergerichts (I. 8tr.-S.) vom 12. Dezember 1910. 


Das Exklusivprlvlleg einer Apotheke bet Errichtung einer zweiten 
Apotheke an demselben Orte. Erkenntnis des Königlichen Ober¬ 
verwaltungsgerichts vom 28. April 1910. 

Das Oberverwaltungsgericht hat bereits in der Entscheidung vom 
2. Dezember 1907, zu einem ähnlichen Anträge auf Festsetzung der Ent¬ 
schädigung für Aufhebung eines mit einer Apothekengerechtigkeit verbunden 
gewesenen Exklusivrechts Stellung genommen. An den dort ausgesprochenen 
Grundsätzen ist festzuhalten. Danach ist das Verwaltungsstreitverfahren 
auch im vorliegenden Falle zulässig. Für die Entschädigungspflicht und für 
die Festsetzung der Entschädigung sind nicht die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 17. Januar 1875 maßgebend, sondern ihre Begulierung erfolgt nach 
§§ 34 ff. des Gesetzes vom 7. September 1811, § 8 der Verordnung vom 
24. Oktober 1811 und § 8 ff. der Deklaration vom 11. Jali 1822. Das vor¬ 
liegende Verfahren hat sich auf die Ermittelung und Feststellung der Ent¬ 
schädigung, einschließlich der Festsetzung der näheren Modalitäten der Aus¬ 
zahlung (Tilgung) und der Verzinsung des Eatschädigungskapitals zu be¬ 
schränken. Ueber die Aufbringung der einzelnen Zins- und Tilgnngsbeträgo 
ist im Verwaltungsstreitverfahren nicht Entscheidung zu treffen. Hierbei sind 
die genannten gesetzlichen Bestimmungen unmittelbar maßgebend. Danach 
sind die jeweilich fällig werdenden Zins- und Tilgungsraten von denjenigen 
Personen aufzabringen, die während des jeweilig in Frage kommenden Zeit¬ 
raums in St. das Apothekergewerbe betrieben haben oder betreiben und zwar 
maagels anderweiter Vereinbarung der Beteiligten nach Maßgabe der für die 
betreffenden Apotheker veranlagten Gewerbesteuer. Solange Kläger selbst 
eine Apotheke in St. betreibt, hat er zur Aufbringung dieser Kosten anteilig, 
jedoch unter Beachtung der Bestimmune in § 5 Abs. 2 der Deklaration vom 
11. Juli 1822, beizutragen. Sache des Magistrats ist es, die Beiträge unter 
Aufsicht der Kommunalaufsichtsbehörde einzuziehen und an den Kläger, 
gegebenenfalls an dessen Erben abzaführen. Soweit durch die Beiträge ein 
Verpflichteter ,außer Nahruneszustand gesetzt“ wird, muß gemäß §§ 5 ff. der 
Deklaration vom 11. Juli 1822 die Stadtgemeinde St. die notwendigen Zu¬ 
schüsse leisten. 
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Es kommt also im vorliegenden Verfahren zunächst darauf an, die 
Hohe der dem Kläger zustehenden Entschädigung, d. b. den Wert des 
klägerischen Exklusivrechts am 1. November 1810 (§ 34 des Gesetzes vom 
7. September 1811) zu ermitteln. Zu Unrecht nimmt der Bezirksausschuß an, 
daß auch jetzt noch die von der Stadtverordnetenversammlung festgesetzte 
Taxe die Grundlage des Verfahrens bilden müsse. Nachdem § 133 des Zu- 
ständigkeitsgesetzes die Zuständigkeit des Verwaltungsrichters begründet hat, 
kommt eine Taxe der Stadtverordnetenversammlung, wie sie nach früherem 
Rechte vorgeschrieben war, als Teil der Grundlage des Verfahrens überhaupt 
nicht mehr in Betracht. Immerhin können eine vorausgegangene Taxe der 
Stadtverordnetenversammlung und das von dieser etwa herbeigeschaffte 
Material bei freier Beweiswürdigung (§ 79 des Landesverwaltungsgesetzes) 
auch von dem Verwaltungsrichter berücksichtigt werden, ln diesem Sinne 
können auch die Ermittelungen der Stadtverordneten Versammlung zu St. hier 
verwertet werden. 

Die Stadtverordnetenversammlung ist auf Grund eingehender Ermitte¬ 
lungen zu folgender Entschädigungsfestsetzung gelangt. Es ist von den 
Kaufpreisen ausgegangen, die für die Apotheke nebst dem Grundstück und 
allem Zubehör bei den Verkäufen im Jahre 1779 und 1819 gezahlt sind. 
Andere Verkäufe unter nicht verwandten Personen, also mit einem dem ver¬ 
mutlichen Werte entsprechenden Kaufpreise, hätten in dem zwischen beiden 
Jahren gelegenen Zeitraum nicht stattgefunden. Nach dem Inhalt der Grund¬ 
akten haben der Kaufpreis im Jahre 1799 = 1900 Taler und 1819 = 13500 
Taler betragen, was auf das Jahr gerechnet, einer Wertsteigerung von 870 Mark 
entspreche. Danach ist der Wert der ganzen Apotheke im Jahre 1810 be¬ 
rechnet auf 32670 Mark. Hiervon sind zunächst in Abzug gebracht (§§ 6 ff. 
des Gesetzes vom 7. September 1811) '/ 5 *1« Wert des Hauses = 6534 Mark 
und 1000 Mark als Wert der mit der Apotheke verbunden gewesenen Brannt¬ 
weinbrennereigerechtigkeit, von dem Ueberrest von 25 136 Mark dann weiter 
noch 3 /7 als Wert alles Beilasses, sodaß sich als Wert der Apothekergerechtig¬ 
keit und des Exklusivrechts ein Betrag von 14363,44 Mark ergibt. Hiervon 
entfalle auf das letztere Recht allein die Hälfte = 7181,72 Mark. Dem ist 
hinzugesetzt der kapitalisierte Betrag einer auf dem Realrecht lastenden 
Kämmereiabgabe von 4 Taler 20 Silbergroseben = 311 Mark, sodaß sich die 
Gesamtentschädigung auf 7492,72 Mark beläuft. 

Dieser Betrag ist jetzt von beiden Beklagten nicht mehr bemängelt 
worden. Nur Kläger will ihn wesentlich hinaufgesetzt wissen. Er hat aber 
irgendwelche brauchbaren Beweismittel dafür, daß der Betrag zu niedrig 
bemessen sei, nicht vorgebracht. Seine Bezugnahme auf die Preise von 
Apothekergrundstücken und -Gerechtigkeiten in anderen Städten ist nicht 
geeignet, die Taxe der Stadtverordnetenversammlung zu widerlegen, da nicht 
ersichtlich ist, daß die maßgebenden Verhältnisse denjenigen St.’s gleich oder 
mit ihnen vergleichbar sind. Auch eine Anhörung der von dem Kläger vor¬ 
geschlagenen Sachverständigen konnte unterbleiben; da es an jedem Anhalt 
dafür fehlt, daß ihnen eine Sachkunde darüber beiwohnt, welchen Wert die 
kl&geriscbe Apotheke und speziell das streitige Exklosivrecht im Jahre 1310 
hatte, und daß ihnen ein größeres Gewicht beizulegen ist. als der in ein¬ 
gehender und sachkundiger Weise begründeten Schätzung der Stadtverordneten¬ 
versammlung und ihrer Kommission. Insofern die Schätzung zu Bedenken 
Anlaß gibt, könnten diese nur zu einer Herabsetzung der Tsxe führen. So 
s. B. erscheint es nicht angängig, mit einer gleichmäßigen Wertsteigerung 
von 1779 bis 1819 zu rechnen. Nach den politischen Verhältnissen im Jahre 
1810 läßt eich ohne weiteres annebmen, daß der Wert der Apotheke in diesem 
Jahre niedriger war, als der Betrag, der einer gleichmäßigen Weitsteigerung 
innerhalb des Zeitraumes von 1779 bis 1819 entsprechen würde. Gegen die 
Schätzung des Wertes der Branntweinbrennereigerechtigkeit (= 1000 Mark) 
und des Hauses (= '/5 des Wertes der ganzen Apotheke nebst Zubehör) ist 
nichts zu erinnern. Auch die Annahme, daß der Beilaß aut 3 /: des Wertes 
der Apotheke (ohne das Grundstück) zu bemessen sei, erscheint zumal im 
Hinblick auf ähnliche frühere Schätzungen hinsichtlich der Apotheken su 
0. und zu Sch. begründet. Selbst wenn man aber den Wert des Hauses und 
des Bellasses noch etwas herabsetzen will, so wird dies zunächst dadurch 
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ausgeglichen, daß, wie bemerkt, der Wert der ganzen Apotheke zu hoch 
angenommen ist. Hierzu kommt, daß es kaum gerechfertigt ist, von dem 
Werte der ganzen Apothekengerechtigkeit je die Hälfte auf das Exklusivrecht 
und auf das bestehen gebliebene Realrecht oder gar, wie der Bezirksausschuß 
ohne nähere Angabe von Gründen will, für letzteres nur V 8 und für ersteres 
Recht 2 / 3 zu rechnen. Der Wert des Rechtes, andere von dem Gewerbe eines 
Apothekers zu St. auszuschließen, hängt wesentlich mit davon ab, ob in dem 
maßgebenden Jahre 1810 mit der Möglichkeit der Errichtung einer zweiten 
Apotheke daselbst für absehbare Zeit überhaupt zu rechnen war. Hierbei 
kommen allein die Verhältnisse der Stadt St. in Betracht, auf die das 
klägerische Recht beschränkt war. Berücksichtigt man, daß St. damals eine 
kleine Landstadt mit mäßiger Einwohnerzahl und geringem Verkehr war, so 
war die Wahrscheinlichkeit der Errichtung einer zweiten Apotheke dort im 
Jahre 1810 für lange Zeit hinaus eine sehr geringe. Tatsächlich ist mit der 
Errichtung einer solchen erst lange Jahrzehnte nachher vorgegangen. Hieraus 
läßt sich der Schluß ziehen, daß der Wert des Exklusivrecbts im Jahre 1810 
nicht die Hälfte des Wertes der ganzen Apothekergerechtigkeit ausmachte. 
Berücksichtigt man auf der andern Seite, daß beide Beklagte mit der Fest¬ 
setzung des Wertes auf 7492,72 Mark einverstanden sind, so muß bei freier 
Würdigung aller maßgebenden Verhältnisse dieser Betrag als angemessen 
angesehen werden. Die Entschädigung war also in dieser Höhe ifest- 
zusetzen. 

Nach den mehrfach angegebenen, hier anwendbaren gesetzlichen Bestim¬ 
mungen hat Kläger keinen Anspruch darauf, den Entschädigungsbetrag sofort 
in einer Samme ausgezahlt zu erhalten. Er muß sich vielmehr eine Amorti¬ 
sation des Kapitals bei 4 1 /* prozentiger Verzinsung in 27 Jahren gefallen 
lassen, in der Weise, wie dies in dem Ablösungsplan der Stadtverordneten¬ 
versammlung vom 19. Juni 1905 zutreffend und angemessen festgesetzt ist. 
Tilgung und Verzinsung haben erst nach Erlaß dieser Entscheidung, also 
rund vom 1. Juli 1910 ab zu beginnen. Außerdem steht dem Kläger aber die 
landesübliche Verzinsung (4 Prozent) des Entschädigungsbetrages für die Zeit 
seit Errichtung der zweiten Apotheke, d. h. vom 25. August 1901 bis zum 
30. Juni 1910 zu. Diese Zinsbeträge sind sofort einzuziehen. Zu einer Ver¬ 
teilung auf mehrere Jahre gemäß § 9 der Deklaration vom 11. Juli 1822 liegt 
keine ausreichende Veranlassung vor. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Nachweisung der 1m Jahre 1909 amtlich gemeldeten Erkrankungen 
und Todesfälle an übertragbaren Krankheiten. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 5. Dezember 1910 — 
M. d. g. A. Nr. 12545 II — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Euerer pp. übersende ich in der Anlage ergebenst eine Nachweisuug der 
im Jahre 1909 amtlich gemeldeten Erkrankungen und Todesfälle an übertrag¬ 
baren Krankheiten, welche aut Grund der seinerzeit eingereichten berichtigten 
Jahresnachweisung zusammengestellt worden ist, zur gefälligen Kenntnisnahme. 
In einer besonderen Spalte sind auch die Zahlen der Todesfälle verzeichnet, 
welche von dem statistischen Landesamt auf Grund der standesamtlichen 
Sterbekarten ermittelt worden sind. 

Aus ihrem Vergleich geht hervor, daß die sanitätspolizeilichen Zahlen 
wiederum vielfach, besonders bei Diphtherie, Tuberkulose und Scharlach, er¬ 
heblich hinter den standesamtlichen zurüchbleiben. Es ist daher in geeigneter 
Weise erneut darauf aufmerksam zu machen, daß auch die Todesf alle an 
übertragbaren Krankheiten, wenngleich die Erkrankung bereits an gezeigt war, 
gemäß den Allgemeinen Ausführungsbestimmnngen zu § 1 des Gesetzes, be¬ 
treffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vem 28. August 1905, 
amtlich zu melden sind. 
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„ Einführung des Deutschen Arzneibuches, T. Ausgabe 1910. Erlaß 
v d Bekanntmachung des Ministers der usw. Medizinal^ 
n clegenheiten vom 15. Dezember 1910. 

Die beiliegende Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Deutschen 
Arzneibuchs, 5. Ausgabe 1910, ersuche ich sofort durch das Amtsblatt zu ver- 
öffentlichen und dabei zu bemerken, daß das Arzneibuch in R. von Deckers 
Verlag (G. Schenck) zu Berlin erschienen und im Wege des Buchhandels 
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Bacbbandiang von A„ Hirsch «rnld h Barlin erschient® and dort nass Preis« 
von 60 Pi za haben. '• ‘ / - . 
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Von hier aus vermag ich Exemplare des Arzneibuchs und des Arznei- 
mittelVerzeichnisses wie bei den früheren Ausgaben nicht mehr zur Verfügung 
zu stellen. Den Kreismedizinalbcamten ist die Anschaffung aus ihren Dienst- 
aufwandsentschädigUDgen auf zu geben. 

Bekanntmachung: 1 ) 

Gemäß dem Bandesratsbeschluß vom 3. November d. J. (Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 6. November d. J., Zentralbl. f. d. D. R. 8 . 644) tritt 

l ) Mehr oder weniger gleichlautende Bekanntmachungen sind in allen 
leren Bundesstaaten erlassen z. B. in Bayern (24. 12. 1910), Baden (18.12. 
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das Deutsche Arzneibuch, 5. Auflage 1910, vom 1. Januar 1911 ab an Stelle 
des zurzeit geltenden Arzneibuchs für das Deutsche Reich, vierte Ausgabe. 
Hierzu bestimme ich zugleich ln Ergänzung der Apothekenbetriebs* 
Ordnung vom 18. Februar 1902 (§§ 6, 16, 21, 22 und 26) und der Anweisung 
für die amtliche Besichtigung der , Apotheken von demselben Tage (§§ 14 und 
15) was folgt: 

1. Vom 1. Januar 1911 ab mufi in jeder Voll*, Zweig*, Krankenhaus* 
und ärztlichen Hausapotheke mindestens ein Arzneibuch für das Deutsche 
Beleb, 5. Ausgabe 1910 (erschienen in B. von Deckers Verlag (G. Schenck) 
in Berlin) und in jeder Voll- und Zweig-Apotheke außerdem ein (bei 
A. Hirschwald in Berlin erschienenes) Arzneiverzeichnis vorhanden sein. 
Dieses Verzeichnis ist bei Apothekenbesichtigungen vorzulegen; die mit einem 
Stern bezeichneten Arzneimittel müssen in jeder Voll- oder Zweigapotheke 
vorrätig sein, 

2. zu den nach § 6 der Apothekenbetriebsordnung für die Rezeptur 
erforderlichen Geräten tritt fortan noch der im Arzneibuchs (allgemeine Be¬ 
stimmungen Nr. 13) erwähnte, bei der Anfertigung von Arzneien zu ver¬ 
wendende Normaltropfenzähler, 

3. in dem Vorratsraum für die trocken aufzubewahrenden Mittel oder 
an einer sonst geeigneten Stelle muß eine Vorrichtung zum Austrocknen der 
Drogen über gebranntem Kalk vorhanden sein, 

4. im Abs. 6 des § 21 der Apothekenbetriebsordn. muß es künftig heißen: 
„Die in dem Arzneibuche zur Prüfung der Arzneimittel vorgeschriebenen 

Beagentien und maßanalytischen Losungen nebst den dazu gehörigen Geräten, 
nämlich mindestens: 

ein Meßkolben zu 1 1, 

ein „ „ 500 ccm, 

ein „ „ 100 ccm Inhalt, 

ein KOlbchen zu 50 ccm Inhalt mit engem, in l / 10 ccm gefeiltem Hals, 
vier Vollpipetten von 5, 10, 20, 25 ccm, 

zwei Meßpipetten zu 5 und 10 ccm Inhalt, in */ io ccm abgeteilt, 
zwei Büretten zu 25 bis 60 ccm Inhalt, in */io ccm abgeteilt, mit Glas¬ 
verschluß versehen, nebst Stativ, ferner 
drei Scheidetrichter zu etwa 200 ccm Inhalt, 

zwei Glaszylinder zu 100 und 200 ccm Inhalt mit Glasstöpsel, ohne Tülle, 
in */i ccm abgeteilt, 
zwei ührgläser mit Klemme, 

eine Wage zur Bestimmung des spezifischen Gewichts und für feinere 
Wägungen, die bei 100 g Belastung noch 0,001 g mit Sicherheit er¬ 
kennen läßt, 
ein Exsikkator, 
ein Luftbad, 
ein Siedethermometer, 

eine Einrichtung zur Bestimmung des Schmelzpunktes und des Siede¬ 
punktes nebst den erforderlichen Kapillarröhrchen, 
mehrere Tiegel zur Ermittelung des Verbrennungsrückstandes, 
mehrere mindestens 75 cm lange, etwa 5 mm weite Glasrohre aus Kaliglas, 
mehrere Siedekölbchen, Kölbchen aus Jenaer Glus, Bechergläser und 
Probierrobre von ungefähr 20 mm Weite, 
ein Mikroskop, das eine mindestens 350fache Linearvergrößerung leistet 
und mit einem Okularmikrometer ausgestattet ist, 
ein Perkolator 

Bind vorrätig zu halten und sachgemäß in den Geschäftsräumen aufzubewahren. 

Für diejenigen Beagentien, die ln gebrauchsfertigem Zustand im Ver¬ 
kaufsräume aufgestellt Bind, oder die nur bei Bedarf hergestellt werden sollen, 
sind besondere Standgefäße nicht erforderlich. 

Die Beagentien und volumetrischen Losungen fOr ärztliche Unter- 
suctungea (Anlage III des Arzneibuchs) brauchen nicht vorrätig gehalten 
zu werden." 


1910,) Hessen (22. 12. 1910), Mecklenburg-Schwerin (16. 12. 1910), Sachsen- 
Mciningea (14. 12.1910), Hamburg (19. 12. 1910), Bremen (23./2S. 12. 1910), 
Waldeck (22. 12. 1910). 
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5. Die Verwendung von Sieben ans Kopier', Messing- oder Bronzedraht 
ist nicht gestattet. 

6. Der Absatz 2 des § 14 der Anweisung für die amtliche Besichtigung 
der Apotheken hat künftig zu lauten: 

„ Der pharmazeutische Bevollmächtigte führt unter Beachtung der Vor¬ 
schriften des Arzneibuchs die chemische und physikalische Prüfung der dazu 
geeigneten, im Arzneimittelverzeichnis mit einem Stern bezeichneten, sowie 
auch anderer vorrätiger, namentlich solcher Mittel, aus, welche erfahrungs- 
mättig oft verfälscht werden oder verderben. Er stellt auch die spezifischen 
Gewichte der in der Anlage IV des Arzneibuchs aufgeführten und anderer 
geeigneter Flüssigkeiten fest.“ 

Ferner bestimme ich: 

1. Zur Anschaffang der Wage und des Mikroskops nach den neuen An¬ 
forderungen wird eine Frist bis zum 31. Dezember 1911 festgesetzt. 

2. Arzneimittel, die bei dem Inkrafttreten der 6. Ausgabe des Deutschen 
Arzneibuchs in den Apotheken vorhanden sind und den neuen Anforderungen 
noch nicht entsprechen, dürfen bis zum 31. Dezember 1911 vorrätig gehalten 
und verabfolgt werden. 

3. Die in der 5. Ausgabe des Arzneibuchs neu eingeführten Bezeich¬ 
nungen der Arzneimittel sind auf den Behältnissen in allen Apothekenräumen 
bei Neueinrichtungen sogleich, in bestehenden Apotheken spätestens bis zum 
31. Dezember 1913 herzusteilen. 

4. Die auf Grund der Vorschriften über die Abgabe stark wirkender 
Arzneimittel, sowie die Beschaffenheit und Bezeichnung der Arzneigläser und 
ätandgefäße in den Apotheken (Bundesratsbeschlaß vom 13. Mai 1896) erforder¬ 
lichen Aufschriften auf den Behältnissen für solche Arzneimittel, die in der 

5. Ausgabe des Arzneibuchs in den Verzeichnissen der vorsichtig (Tabelle C) oder 
sehr vorsichtig (Tabelle B) aufzubewahrenden Mittel anfgeführt sind, müssen 
in den vorgeschriebenen Farben spätestens bis zum 31. Dez. 1911 angebracht sein. 

5. In bestehenden Apotheken dürfen die Gefäße der Reagentien, die 
die bisher übliche Bezeichnung des Reagens mit dem lateinischen Namen 
tragen, bis auf weiteres beibehalten werden. 

6. Die in den Apotheken bereits vorhandenen Siebe (sofern sie nicht 
aus Kupfer-, Messing- oder Bronzedraht gefertigt sind) dürfen bis zum 31. De¬ 
zember 1915 verwendet werden, auch wenn sie hinsichtlich der Maschenweite 
den Anforderungen der 5. Ausgabe des Arzneibuches nicht entsprechen. 

Alle entgegenstehenden Bestimmungen sind mit dem 1. Januar 1911 
aufgehoben. _ 


B. Königreich Sachsen. 

Gebühren für Impfung fremdländischer Arbeiter. Verordnung 
des Ministerium des Innern vom 14. Dezember 1910. 

Für die Impfungen, die in Gemäßheit der Ministerialverordnung vom 

7. Dezember 1894 an fremdländischen Arbeitern vorznnebmen sind, haben die 
Aerzte seither ihre Gebühren verschieden berechnet. Während der anscheinend 
größere Teil der Aerzte diese Gebühren nach § 4 der Verordnung, die ander¬ 
weite Verordnung, die anderweite Ausführung des Reichsimpfgesetzes betreffend, 
vom 14. Dezember 1899 — Gesetz- und Verordnungsblatt 1899 Seite 623 — 
berechnet hat, haben andere Aerzte ihrer Berechnung die ärztliche Gebühren¬ 
taxe vom 28. März 1889 zugrunde gelegt. 

Um diese Ungleichheit zu beseitigen, ordnet das Ministerium des Innern 
an, daß fttr die Impfang fremdländischer Arbeiter, dafern sie nicht in Öffent¬ 
lichen Impfterminen mit vollzogen wird, in Zakunft, falls nicht etwa wegen 
der Entschädigung mit dem impfenden Arzte eine abweichende Vereinbarung 
getroffen ist, das Doppelte der Sätze zu berechnen ist, die in § 4 Abs. 2 der vor¬ 
erwähnten Ausführungsverordnung vom 14. Dez. 1899 festgesetzt worden sind. 1 ) 

( ) Die Gebühr beträgt demnach 2 Mark für Impfung (einschl. Nachschau 
und Ausstellung eines Impfscheins) am Wohnorte des Arztes und 8 Mark 
außerhalb desselben. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in Minden i. W. 

J. 0 . C. Brom, Herzogi. Sicht, o. FQrvtl. Sch.-L. Hofbucbdruokercl in Minden. 



Rechtsprechung und Medizinal- 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 2. 20. Januar. 1911. 

Rechtsprechung. 

B«i Abgabe schriftlicher Gatachten steht dem ärztlichen Sachver¬ 
ständigen für Untersuchung in seiner Wohnung noch eine besondere Ter. 
gfitung au. Entscheidung des Reichs-Versicherungsamts vom 
14. Oktober 1910. 

Grundlegend für die Entscheidung sind die Vorschriften des preußischen 
Gesetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Gesetzsammlung S. 625), insbesondere die Bestimmungen unter A Ziffer 13,17 
Abs. 1 und Ziffer 3 seines Tarifs. Ziffer 13 bemißt die Gebühr für ein schritt, 
liches, ausführliches, wissenschaftlich begründetes Gutachten, insbesondere 
über den körperlichen oder geistigen Zustand einer Person oder über eine 
Sache auf 10 bis 30 M. Ziffer 17, Abs. 1 bestimmt: „Außer der Gebühr zu 
13 erhält der Kreisarzt im Falle der Wahrnehmung eines Termins die zu 1 
bestimmte Gebühr, dagegen ist die zu 4 bestimmte Gebühr (für eine Akten¬ 
einsicht) in den Gebühren zu 13 bis 15 mit einbegriffen. Sind zur Ausstellung 
des Gutachtens Vorbesuche erforderlich, so treten die Gebühren zu 3 hinzu“. 
Nach Ziffer 3 beträgt die Gebühr für eine Untersuchung behufs Vorbereitung 
eines in einem Termine zu erstattenden Gutachtens: a) wenn die Untersuchung 
in der Wohnung des Kreisarztes oder, falls dieser Anstaltsarzt ist, in der 
Anstalt stattfindet: 3 M.; b) wenn die Untersuchung außerhalb der Wohnung 
oder Anstalt stattfindet: 5 M. usw. 

Bei Beantwortung der hier streitigen Frage kommt es somit hauptsäch¬ 
lich auf die Auslegung des Begriffs „Vorbesuche“ im Sinne der Ziffer 17 Abs. 1 
Satz 2 des Tarifs an. Das Schiedsgericht meint, daß hier unter „Vorbesuche“ 
lediglich Besuche oder Untersuchungen außerhalb der Wohnung des Arztes 
zu verstehen seien. Es hält Bich somit an die Auslegung des Begriffs „Vor- 
besuch“ im § 6 des preußischen Gesetzes vom 9. März 1872. Diese Auslegung 
trifft aber für das neue Gesetz vom 14. Juni 1909 nicht zu. Denn wenn der 
Gesetzgeber hier den Begriff „Vorbesuche“ so eng hätte fassen wollen, so hätte 
er im Satze 2 der Ziffer 17 Abs. 1 nicht sagen dürfen: „so treten die Gebühren 
zu 3 hinzu“, es hätte vielmehr heißen müssen: „so tritt die Gebühr zu 3 b 
hinzu“, oder es hätte wie in Ziffer 17 Abs. 2 lediglich für die Untersuchung 
außerhalb der Wohnung oder Anstalt eine Zusatzgebühr festgelegt werden 
müssen. Gerade jene Fassung, welche auf die sämtlichen unter Ziffer 3 be¬ 
stimmten Gebühren, nicht bloß auf eine einzelne, hinweist, läßt erkennen, daß 
nunmehr nicht nur die vom Arzte „gemachten“ Besuche, d. h. Untersuchungen 
außerhalb der Wohnung des Arztes, sondern auch die von ihm „empfangenen“ 
Besuche, d. h. Untersuchungen in der Wohnung des Arztes, und fernerhin 
auch die ohne Verschulden des Arztes „vereitelten“ Besuche unter den All¬ 
gemeinbegriff „Vorbesuche“ fallen sollen. 

Das Gesetz vom 9. März 1872 enthielt keine Bestimmung, wonach die 
zur Vorbereitung eines schriftlichen Gutachtens notwendigen Untersuchungen 
in der Wohnung des Arztes hätten besonders vergütet werden können. Dies 
wurde vielfach, insbesondere bei schwierigeren Fällen der Begutachtung, 
welche wiederholte Untersuchungen oder Anstaltsbeobachtungen erforderten, 
als ein Mangel empfanden. Dieser Mangel konnte auch nach der Entscheidung 
des Reichsgerichts vom 19. Januar 1900, welche die besondere Vergütung 
mehrerer Untersuchungen in der Wohnung des Arztes in gewissen Grenzen 
als statthaft erklärte, nicht als behoben gelten. Erst das Gesetz vom 14. Juli 
1909 füllt hier die Lücke aus. Einmal dadurch, daß es in Ziffer 2 Abs. 1 der 
Allgemeinen Bestimmungen des Tarifs bei ausnahmsweise schwierigen und 
umfangreichen Verrichtungen eine Ueberschreitung der Höchstgebühr zuläßt 
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and für besonders schwierige and qualifizierte Untersuchungen die Gebühren 
za Ziffer 14 bis 16 des Tarifs festsetzt. Dann aber auch, indem es darch die 
Vorschrift der Ziffer 17 Abs. 1 Satz 2 der ersuchenden Behörde die Möglichkeit 
bietet, alle anderen gewöhnlichen Untersuchungen, welche zor Ausstellung 
eines schriftlichen Gutachtens (Ziffer 13) notwendig sind and — bei mehr als 
drei Untersuchungen mit Zustimmung der ersuchenden Behörde — berechnet 
werden, besonders zu vergüten, und zwar ebenso, als wenn die Untersuchungen 
zor Vorbereitung eines in einem Termine zu erstattenden Gutachtens vor* 
genommen worden wären. 

Es kann daher auch die Aulfassung, daß nicht schon eine einmalige 
Untersuchung in der Wohnung des Arztes, sondern allenfalls nnr eine wieder¬ 
holte Untersuchung oder Besichtigung als Vorbesuch zu gelten habe and be¬ 
sonders zu vergüten sei, nicht für zutreffend erachtet werden. Diese Auf¬ 
fassung findet Übrigens in dem Gesetze vom 14. Juli 1909 nirgends eine Stütze. 
Hier wird vielmehr in Ziffer 17 Abs. 1 des Tarifs nor bestimmt, daß die Gebühr 
für eine Akteneinsicht in der Gebühr für das Gutachten mit einbegriffen ist. 
Aach der Umstand, daß Ziffer 17 Abs. 1 von „Vorbesuchen* and nicht von 
einem oder mehreren Vorbesuchen spricht, kann für jene Auffassung nicht 
herangezogen werden. Denn aus der vom Gesetzgeber angewendeten Mehr¬ 
heitsform läßt sich eine Ausnahmestellung für den einmaligen „empfangenen* 
Vorbesuch ebensowenig herleiten wie für den einmaligen „gemachten* Vorbesuch. 

Nach alledem muß vielmehr angenommen werden, daß die zu Ziff. 13 des 
Tarifs bestimmte Gebühr (10 bis 30 M.) nur für das schriftliche, ausführliche, 
wissenschaftlich begründete Gutachten und für die Akteneinsicht gilt, und daß 
der ärztliche Sachverständige für jede zur Ausstellung des Gutachtens erforder¬ 
liche gewöhnliche Untersuchung in der Wohnung oder, falls er Anstaltsarzt ist, 
in der Anstalt eine besondere Gebühr von 3 M. und für jede Untersuchung 
außerhalb der Wohnung oder Anstalt eine solche von 5 M. zu beanspruchen hat. 


Die König!. Verordnung vom 14. Juli 1909 über die Tagegeldern. Reise¬ 
kosten der Medlslnalbeamten ist durch das Reisekostengesets vom 16. Juli 
1910 nleht aufgehoben. Beschluß des Landgerichts (I. Str.-Kamm.) 
in Halberstadt vom 31. Dezember 1910. 

Gegen die Festsetzung der Reisekosten unter Zubilligung eines Satzes 
von nur 7 P/g. für den Kilometer Weg und von 1,50 Mark für den Zu- und 
Abgang entsprechend dem am 1. Oktober 1910 in Kraft getretenen Gesetz 
betr. die Reisekosten der Staatsbeamten haben beide Kreisärzte Beschwerde 
eingelegt; sie sind der Ansicht, daß auf sie nicht das erwähnte Gesetz, sondern 
die Verordnung betr. die Tagegelder und Reisekosten der Medizinalbeamten 
in gerichtlichen Angelegenheiten vom 14. Juli 1909 mit den dort angegebenen 
Sätzen von 9 Pfg. Kilometergeldern und 3 Mark für Zu- und Abgang zur 
Anwendung komme. Diese Ansicht ist zutreffend. Da es sich bei der Tätig¬ 
keit beider Kreisärzte um eine gerichtliche Angelegenheit, nicht um eine 
amtliche Verrichtung handelte (vergl. § 3 und 5 des Gesetzes vom 14. Juli 
1909i, so kommt an sich die vorerwähnte Verordnung vom 14. Juli 1909 im 
vorliegenden Falle zur Anwendung. Nach § 17 des Reisekostengesetzes vom 
26. Juli 1910 bleibt diese Verordnung auch in Kraft nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Nach Absatz 2 daselbst dürfen allerdings nicht höhere als 
die im § 1 Absatz 1 und § 3 des Gesetzes bestimmten Vergütungon gewährt 
werden. Nach Satz 2 des Absatz 2 können die früher ergangenen Vorschriften 
bezüglich der Reisekosten durch Königliche Verordnung abgeändert werden. 
Wie sich aus diesem Zusammenhang ergibt, bat deshalb Absatz 2 nur die 
Bedeutung, daß, falls eine solche abändernde Königliche Verordnung ergeht, 
darin keine höheren Vergütungen als die des Reisekostengesetzes gewährt 
werden dürfen. Da eine solche Verordnung nicht ergangen ist, so verbleibt 
die Verordnung vom 14. Juli 1909 mit ihren Vergütungen für Rechnung und 
Zu- und Abgang in Kraft. 

Die Reisekosten beider Beschwerdeführer waren deshalb nach dieser 
Verordnung festzusetzen.') 

') Ob von anderen Gerichtshöfen in gleicher Weise entschieden wird, 
dürfte nach dem Wortlaut des Reisekostengesetzes (§ 17 Abs. 2) doch sehr 
zweifelhaft sein, so sehr es im Interesse der Medizinalbeamten zu wünschen ist. 



Rechtsprechung and Medizinal-Gesetzgebung. 


11 


UniuUUsigc Yersagnng eines ehrlichen Begräbnisses gegenüber 
einer sog. Gastleiche. Entscheidung des preuß. Oberverwal¬ 
tungsgerichts (I. Sen.) vom 5. April 1910. 

Der im § 1881111 preuß. Allgem. Landrechts enthaltene Grundsatz, 
daß niemandem das ehrliche Begräbnis versagt werden darf, ist in Geltung 
geblieben und findet auch in den durch § 189 daselbst vorgesehenen Fällen 
Anwendung. 

Eine Versagung des ehrlichen Begräbnisses gegenüber einer sog. Gast¬ 
leiche liegt schon dann vor, wenn die Beerdigung auf einer Stelle verweigert 
wird, auf die der Verstorbene nach dem Brauche der Kirchengesellschaft, der 
er selbst angehörte, Anspruch gehabt haben würde. 

Die Verpflichtung der Kirchengemeinden, unter den in § 189 a. 0. 
angegebenen Voraussetzungen Angehörigen einer anderen Konfession das 
Begräbnis nicht zu versagen, erschöpft sich in der Zuweisung angemessener 
Begräbnisstellen. Ist ohne die Verweigerung dieser Zuweisung die Beerdigung 
an einer nicht gehörigen Stelle erfolgt, so kann die Kirchengemeinde nur 
dazu angehalten werden, daß sie zur Beseitigung des unvorschriftsmäßigen 
Zustandes und zur Herstellung ordnungsmäßiger Verhältnisse auf dem Kirchhof 
andere, den gesetzlichen Anforderungen entsprechende Stellen zur Verfügung 
stellt und die Beerdigung an den neuen Stellen durch diejenigen, denen die 
Beerdigung obliegt, gestattet. (Preuß. Verw.-Bl.) 


Einer Anzeige seitens des Arztes (Art. 18 Abs. 4, & Armenges.) be¬ 
darf es nicht, wenn der Bürgermeister einer Gemeinde — als stellver¬ 
tretender Armenpflegschaftsratsvorstand — dem Arzte aus Anlass eines 
Auftrages der Aufsichtsbehörde die Behandlung eines Erkrankten über¬ 
tragen hat, gleichgültig, ob die betreffende Gemeinde ihre Ersatzpfllcht 
vorher anerkannt hat oder nicht. Entscheidung des bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofes (III. Sen.) vom 17. Januar 1910.) 

Die Anzeigepflicht als gesetzliche Voraussetzung des öffentlichrechtlichen 
Ersatzanspruches einer Privatperson für geleistete Armenhilfe fällt dann weg, 
wenn die Hilfe von dem anzeigeempfangsberechtigten gemeindlichen Organe 
oder auch mit dessen Einverständnis geleistet worden ist. Diese in der Recht¬ 
sprechung anerkannte Ausnahme von der Anzeigepflicht hat ihre Begründung 
in der Natur der Sache; denn es müßte als eine leere Förmlichkeit erscheinen, 
in solchem Falle noch eine eigene Anzeige zu verlangen. 

In vorliegender Sache hat der Bürgermeister N. von M. auf eine Ver¬ 
fügung des kgl. Bezirksamtes M. dahingehend, „daß das Kostkind M. K. sofort 
in ärztliche Behandlung zu geben sei“ den prakt. Arzt Dr. Z. in M. veranlaßt, 
diesem schwerkranken Kinde die erforderliche ärztliche Hilfe zu leisten. Damit 
war eine Anzeige des Dr. Z. nach Art. 18 Abs. 4 und 5 des Armengesetzes 
entbehrlich geworden. _ 


Einweisung lu das Krankenbans zur Beobachtung. Entscheidung 
des badischen Verwaltungsgerichtshofes vom 6. April 1910. 

Wenn der Kassenarzt erklärt, er könne einen objektiven Befund der 
Krankheit (Rheumatismus) nicht feststellen, aber auch nicht beweisen, daß 
der Kranke die von ihm angegebenen Schmerzen nicht habe, so ist begründeter 
Anlaß zur Einweisung ins Krankenhaus gegeben, weil nur durch fortgesetzte 
Beobachtung daselbst za ermitteln ist, ob der Kranke wirklich infolge von 
Rheumatismus an Schmerzen leidet, die ihn erwerbsunfähig machen. Die 
Einweisung des verheirateten Versicherten ist in diesem Falle von seiner 
Zustimmung unabhängig. (Bad. Verw.-Zeitschrift.) 


Unberechtigte Krankenhauseinweisung. Entscheidung des 
badischen Verwaltungsgerichtshofes vom 13. April 1910. 

Dem Urteil des behandelnden Kassenarztes ist in Bezug auf die Frage 
der Angemessenheit oder Notwendigkeit der Krankenhausbehandlung mehr 
Gewicht beizulegen als der auf eine einmalige Untersuchung sich gründenden 
und mit den individuellen Verhältnissen des Kranken nicht bo vertrauten 
Meinung eines zweiten Kassenarztes. Wenn daher jener die von diesem 
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Abs. 2 dieses Gesetzes im Hauptberuf Angestellten Weinkontrolleure als 
besonders geeignete Sachverständige für Fragen der Herstellung und des 
gewerbsmäßigen Verkehrs mit Wein und weinähnlichen Getränken in Betracht 
kommen werden. Werden gutachtliche Aeußerungen Aber Fragen des Wein¬ 
baues erforderlich, so werden wegen Benennung geeigneter Sachverständiger 
vorzugsweise die Landwirtschaftskammer in Anspruch zu nehmen sein. 

Sind in dem Strafverfahren Waren, die dem Verderb ausgesetzt sind, 
in Beschlag genommen worden, so ist stets darauf zu achten, daß die Beschlag¬ 
nahme nicht Aber die durch das Verfahren gebotene Zeitdauer hinaus aufrecht¬ 
erhalten und daß Inzwischen der Verderb oder eine Wertminderung der Waren 
durch geeignete Maßregeln, bei Weinen namentlich durch eine fachmännische 
Kellerbehandlung, tunlichst verhAtet wird. Auch versteht es sich von selbst, 
daß hieraus ein besonderer Anlaß zu möglichster Beschleunigung des Straf¬ 
verfahrens entnommen werden kann. 

Die RnndverfAgungen vom 5. Juni 1883 — I. 2367 —, vom 22. Februar 
1889 — 1. 465 —, vom 24. März 1903 — I. 1618 — und vom 14. April 1904 
— I. 9043/03 — werden aufgehoben. 


Aerstllohe Untersuchung der Pflegepersonen in Prtvatlrreu- usw.* 
.Anstalten. Erlaß der Minister der Justiz, der usw. Medizinal- 
s angelegenheiten und des Innern vom 29. Dezember 1910 — 
J. M. I Nr. 344, M. d. g. A. M. Nr. 8207 ü HI A, M. d. I. II a Nr. 2774 — 
an die Herren Regierungspräsidenten. 

Auf den gefälligen Bericht vom 19. November 1910 — 111/7 M. Nr. 2208 — 
erwidern wir ergebenst, daß die nach § 20, Ziffer 1, Absatz 2 der Anweisung 
Aber Unterbringung in Privatanstalten fAr Geisteskranke, Epileptische und 
Idioten vom 26. März 1901 vor der Einstellung vorzunehmende ärztliche Unter¬ 
suchung der Pflegepersonen sich zunächst auf deren körperliche Beschaffenheit 
au beziehen haben wird. Durch die Untersuchung soll der allgemeine Ge¬ 
sundheitszustand, die Tätigkeit der Sinnesorgane, die Beweglichkeit des KOrpers, 
sowie das Nichtvorhandensein irgendwelcher Abertragbarer Krankheiten und, 
soweit möglich, anch von frAheren psychischen oder nervOsen Erkrankungen 
(Krämpfen usw.) festgestellt werden, bevor die zum Eintritt sich meldende 
Person in der zu den Personalakten (zu vergl. § 21 Ziffer 2 a. a. 0.) zu 
nehmenden schriftlichen Aenßerung von dem leitenden Arzt als zum Pfleger 
(zur Pflegerin) geeignet bezeichnet wird. Nach entsprechender Dienstzeit auf 
eine Bemerkung Aber die Ausbildung und die Leistungen der Pflegepersonen 
in die bezeichneten Akten aufzunehmen, kann als zweckmäßig angesehen 
werden. 

Eine ärztliche Untersuchung der an den genannten Anstalten tätigen 
Lehrer und Lehrerinnen, deren Gesundheitszustand bereits festgestellt ist 
wird nur in besonderen Fällen in Frage kommen können. 


Todesursachen Verzeichnis für grossere Städte pp. Erlaß des Mi- 
^histers der usw. Medizinalangelegenheiten vom ld.November 
1910 — M. Nr. 2671 — an die Herren Regierungspräsidenten. 

Nach Mitteilung des Herrn Reickskanzlers hat das Kaiserliche Gesund¬ 
heitsamt auf Anregung und im Benehmen mit dem Verbände deutscher 8tädte- 
statistiker für den Gebrauch in größeren Städten pp., die bei der Anschreibung 
der Todesursachen Aber den Rahmen des „Kurzen Todesursachenverzeichnissea“ 
hinausgehen, das beifolgende erweiterte Verzeichnis ansgearbeitet. Dasselbe 
steht dem Umfang nach zwischen dem „Kurzen Todesursachenverzeichnis“ und 
dem „Ausführlichen Verzeichnis von Krankheiten und Todesursachen“ und ist 
deshalb als „Todesnrsachenverzeichnis mittleren Umfangs“ bezeichnet worden. 
In der Einteilung lehnt es sich an die beiden älteren Verzeichnisse eng an, 
so daß die danach geführten Anschreibungen ohne weiteres mit den An¬ 
schreibangen nach jenen, insbesondere also mit dem vereinbarten „Ausweis 
Aber die Geburts- nnd Sterblichkeitsverhältnisse“ vergleichbar bleiben. An 
dieser vereinbarten Anschreibung, welche die Grundlage für die im Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamt bearbeitete JahreszusammensteUung bildet, soll auch 
nichts geändert werden. Die Absicht geht vielmehr lediglich dahin, ohne 
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über'die Im Preußischen Staate im Jahre 1909 
aalgestellt aal Grand der von den Begierangsprisidenten aal 
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Magdeburg . —-: — - 4063! 16o 339!• —J — 11 — 1 153; 30i 48 
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Cmführong des Deutschen Arzneibuches) T. Ausgabe 1910. Erlaß 
Bekanntmachung des Ministers der nsw. Medizinal- 
gelegenheiten vom lö.Dezember 1910. 

Die beiliegende Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Deutschen 
Arzneibuchs, 5. Ausgabe 1910, ersuche ich sofort darch das Amtsblatt za ver¬ 
öffentlichen and dabei zu bemerken, daß das Arzneibach in B. von Deckers 
Verlag (G. Sehenck) zu Berlin erschienen and im Wege des Buchhandels 
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Weitung 

amtlich gemeldetes Fälle von Aber tragbaren Krankheiten, 

den Erlaß vom 4. März 1908 — M. Nr. 12544/07 — eingereichten 
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xam Ladenpreise von 3 M 90 Pt Ihr ein broschiertes and von 5 M. 70 Pt Ihr 
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Naohweisung Uber die im Preußischen Staate im Jahre 1909 amtlich 
gemeldeten Fälle von Übertragbaren Krankheiten. 
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Von hier aus vermag ich Exemplare des Arzneibuchs und des Arznei* 
mittelverzeichoisses wie bei den früheren Ausgaben nicht mehr zur Verfügung 
zu stellen. Den Kreismedizinalbeamten ist die Anschaffung aus ihren Dienst* 
auf Wandsentschädigungen aufzugeben. 

Bekanntmachung: 1 ) 

Gemäß dem Bundesratsbeschluß vom 3. November d. J. (Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 6. November d. J., Zentralbl. f. d. D. R. 8. 614) tritt 

') m r oSr.. gleichlautende Bekanntmachungen sind in allen 

" r ' n 1 - n z. in Ravnir i (24. 12. 1910), Baden (13.. 
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das Deutsche Arzneibuch, 5. Auflage 1910, vom 1. Januar 1911 ab an Stelle 
des zurzeit geltenden Arzneibuchs für das Deutsche Reich, vierte Ausgabe. 
Hierzu bestimme ich zugleich in Erginzong der Apothekenbetriebs¬ 
ordnung vom 18. Februar 1902 (§§ 6, 16, 21, 22 und 26) and der Anweisung 
für die amtliche Besichtigung der .Apotheken von demselben Tage (§§ 14 und 
15) was folgt: 

1 . Vom 1. Januar 1911 ab muß in jeder Voll-, Zweig-, Krankenhaus- 
und ärztlichen Hausapotheke mindestens ein Arzneibuch für das Deutsche 
Beleb, 5. Ausgabe 1910 (erschienen in B. von Deckers Verlag (G. Schenck) 
in Berlin) und in jeder Voll- und Zweig-Apotheke außerdem ein (bei 
A. Hirschwald in Berlin erschienenes) Arzneiverzeichnis vorhanden sein. 
Dieses Verzeichnis ist bei Apothekenbesichtigungen vorzulegen; die mit einem 
Stern bezeichneten Arzneimittel müssen in jeder Voll- oder Zweigapotheke 
vorrätig sein, 

2. zu den nach § 6 der Apothekenbetriebsordnung für die Rezeptur 
erforderlichen Geräten tritt fortan noch der im Arzneibache (allgemeine Be¬ 
stimmungen Nr. 13) erwähnte, bei der Anfertigung von Arzneien zu ver¬ 
wendende Normaltropfenzähler, 

3. in dem Vorratsraum für die trocken auf zubewahrenden Mittel oder 
an einer sonst geeigneten Stelle muß eine Vorrichtung zum Austrocknen der 
Drogen über gebranntem Kalk vorhanden sein, 

4. im Abs. 5 des § 21 der Apothekenbetriebsordn. muß es künftig heißen: 
„Die in dem Arzneibache zur Prüfung der Arzneimittel vorgeschriebenen 

Reagentien und maßanalytischen Losungen nebst den dazu gehörigen Geräten, 
nämlich mindestens: 

ein Meßkolben zu 1 1, 

ein „ „ 500 ccm, 

ein „ „ 100 ccm Inhalt, 

ein Kölbchen zu 50 ccm Inhalt mit engem, in ’/ 10 ccm gefeiltem Hals, 
vier Voilpipetten von 5, 10, 20, 25 ccm, 

zwei Meßpipetten zu 5 und 10 ccm Inhalt, in */io ccm abgeteilt, 
zwei Büretten zu 25 bis 50 ccm Inhalt, in ‘/io ccm abgeteilt, mit Glas¬ 
verschluß versehen, nebst Stativ, ferner 
drei Scheidetrichter zu etwa 200 ccm Inhalt, 

zwei Glaszylinder zu 100 und 200 ccm Inhalt mit Glasstöpsel, ohne Tülle, 
in '/1 ccm abgeteilt, 
zwei Ohrgläser mit Klemme, 

eine Wage zur Bestimmung des spezifischen Gewichts und für feinere 
Wägungen, die bei 100 g Belastung noch 0,001 g mit Sicherheit er¬ 
kennen läßt, 
ein Exsikkator, 
ein Luftbad, 
ein Siedethermometer, 

eine Einrichtung zur Bestimmung des Schmelzpunktes und des Siede¬ 
punktes nebst den erforderlichen Kapillarröhrchen, 
mehrere Tiegel zur Ermittelung des Verbrennungsrückstandes, 
mehrere mindestens 75 cm lange, etwa 5 mm weite Glasrohre aus Kallglas, 
mehrere Siedekölbchen, Kölbchen aus Jenaer Glus, Bechergläser und 
Probierrohre von ungefähr 20 mm Weite, 
ein Mikroskop, das eine mindestens 350facbe Linearvergrößerung leistet 
und mit einem Okularmikrometer ausgestattet ist, 
ein Perkolator 

sind vorrätig zu halten und sachgemäß in den Geschäftsräumen aufzubewahren. 

Für diejenigen Reagentien, die in gebrauchsfertigem Zustand im Ver¬ 
kaufsräume aufgestellt sind, oder die nur bei Bedarf hergestellt werden sollen, 
sind besondere Standgefäße nicht erforderlich. 

Die Reagentien und volumetrischen Lösungen für ärztliche Unter- 
suctäugen (Anlage III des Arzneibuchs) brauchen nicht vorrätig gehalten 
zu werden.* 


1910,) Hessen (22. 12. 1910), Mecklenburg-Schwerin (16. 12. 1910), Sacbsen- 
Mciningea (14. 12. 1910), Hamburg (19. 12. 1910), Bremen (23-/28. 12. 1910), 
Waldeck (22. 12. 1910). 




v.ra-ii'.riiita i: 1 xaü Maß- 

se* v*r.'i*i :-i / c: >, w : l : n i-lz-rtiiem 

d.vics -;: ar.-:i :i**r ki-üirrurtiis Ttrji.Mi-iz Inner 

**~*.s!n* !.*.;; : .**: t^-r ä4i:r?*££i:* Ttrii-^iizag 

4.*ri ti'.r.z ov $*t 0 : i i.t y.:r:!? >i«=r l iv-riaitaTg ~HAlea- 

&»4 Aa^a* 3 :« ai *;**/ <L* YorjtB-aguag für 

dj* iuWiU-i:^ " yr^Tcri^iri au *G:rea Sieben sci:l 

Vitlstir a; *-:i i:.tr s.* f:r d.t Biiarfziise d^= ^verkehr« 

t'iLzs.rt t*n. uzd >i* :.t; i:.i: zu r^Earg^r. d*i> durch Einweisung 

d*r zzL.ütr tos *:* v,r einer I*au-; r ::i:i:ie irrer Fürsorge- 

piictt fctwabrt w*n*. btz.ztz.iä h:o sie auf •;. , :il d ^5 ? Sö a. a. 0 . ge- 
aVt.gt werde«, au/.:. für d:e /! i h*r im Gerreirdegt:;e;e lb le::r; erreictnaren 
hu^ea T/.nk- am Wira^rifi^krtcr an:L;i:t.:ar ri:e::zuii*L*n. Denn eia 
allgemeiner Gebrauch im une der geaSUaihea muß auch da 

angenommen werden, w> Oie L-lzizzl g durch eine gewirse Kia^-e der Be- 
Tvikerong allein oder Verzug 5 . w-Be in Betracht kommt, uni Gt nur da für 
aa>geitcLi r /fc>en za eraohtec. wo die Einrichtung far einet indiviiu-ilen Ptr«onen- 
kreu benimmt i±t. E? macht di.ce: auch keinen Unterschied, ot die betreffende 
Bevölke/ang?klai>e zur sehnaften Orc^inwoknercckalt geh.-M, cier ob ihre ein¬ 
zelnen Mitglieder «ich nur mehr oder weniger vorüberg-:tend im v/:e *u f zukalten 
pflegen. Die Frage, ob und inwieweit die Gemeinden rechtlich oder tatsächlich 
in der Lage bind, für die Brnctzcng der Ton ihnen auf Grand von 5 : 5 des 
lieichsseaca&ngesetzes gescha:;-nen Anlagen Entgelt zu verlangen, scheidet hier 
völlig aus. K -i kommt daher auch nicnt darauf an, ob eventuell. wie die 
Klägerin darzatan sucht, die ortsfremden Schiner in bezug anf die Trink¬ 
wasserversorgung durch die Gemeinde besser gestellt sein würden, wie die 
ortseingesessene Bevölkerung. 

Die Pflicht der Gemeinde, für die Schiffer Trinkwasser za beschaffen 
and bereitzastellen, findet dag^g^n ihre Schranken darin, daß es sich auch bei 
den durch § .% a. a. ‘ 1 . vorgesehenen Einrichtungen stets nur um Angelegen¬ 
heiten handelt, welche ihrem Wesen nach zu den Aufgaben der Gemeinde¬ 
verwaltung gehören. Eine Fürsorge der Gemeinde für die Schiner ist deshalb 
nur insoweit geboten, als diese zur oasaulhdl samen, am allgemeinen wrts- 
verkehr teilnehmenden Bevölkerung zu rechnen sind, für die allein die Gemeinde 
einzatreten bat. Soweit die Schiner das Gemeindegebiet lediglich durchfahren 
oder in ihm nur aus Anlab des öchiilafcrtsbunebes allein Aufenthalt nehmen, 
treten sie weder in die örtliche Gemeinschaft noch in den allgemeinen Orts¬ 
verkehr ein, sondern verbleiben im Schiiuhrtsverkehr, der vermöge seiner 
Eigenart, die sich auch in der Regelung der polizeilichen Zuständigkeit zeigt, 
dem allgemeinen Ortsverkehr gesondert gegcntibersteht und deshalb ebenso¬ 
wenig der Fürsorge der Gemeinde, wie der x\uf&icht der «»rtspolizei unterliegt, 
ln gleicher Weise ist die Fursorgepfiicht der Gemeinde auch bei einem Auf¬ 
enthalt der Schiller zwar im Gemeindegebiet, aber außerhalb der bebauten 
Ortslage zu verneinen, weil auch in diesem Falle der Schiflsbevölkerung im 
allgemeinen der örtlichen Gemeinschaft und dem allgemeinen ortsverkehre 
fernbleibt. Jofolgedessen läßt sich eine Verpflichtung der Gemeinde, die 
Schiffer mit Trinkwasser zu versorgen, regelmäßig nur lür die im Urtsbereiche 
belegenen Scbifisliegeplätze und auch hier nur dann anerkennen, wenn diese 
Liegeplätze dauernd und bestimmungsgemäß die Schiflsbevölkerung in un¬ 
mittelbare Beziehung zum <>rte uu«l seinem allgemeinen Verkehre setzen. 
Dauernde Verhältnisse sind dabei nicht in dem Sinne erforderlich, daß jedes 
einzelne Fahrzeug dauernd dort liegen müsse, sondern nur so, daß dauernd 
an der botrefteoden Sudle Schiffe anlegen. Die Liegestelle muß aber hierzu 
ausersehon und allgemein freigegeben, insbesondere von der Schiflahrtspolizei- 
bekördo dazu bestimmt sein, weil das freie Belieben einzelner Personen im 
Landen and auch die bloße Duldung dessen die Fürsorgepflicht der Gemeinde 
noch nicht zu begründen vermag. 

Aus diesen Erwägungen erweisen sich im vorliegenden Falle die polizei» 
lieben Forderungen rnit Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse an den in 
Frage stehenden Stellen nur zum Teil als berechtigt. 

So besteht für die Klägerin keine rechtliche Verpflichtung, am Ver- 
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bisdangskanal in der Nähe der K. Fabrik and an der Cb. Schleuse Trinkwasser¬ 
anlagen für Schiffer zu schaffen, weil beide Stellen ganz außerhalb des be¬ 
bauten Ortsgebiets und allgemeinen Ortsverkehrs liegen. Bei der C. Schleuse 
kommt außerdem hinzu, daß die Schiffer hier außerhalb der kalten Jahreszeit, 
während deren die Schiffahrt Überhaupt ruht, Aufenthalt nur nehmen, wenn 
und soweit sie auf ihr Durchschicusen warten müssen, so daß ihr Verweilen 
an dieser Steile lediglich aus Gründen des Schiffahrtsverkehrs erfolgt. Letz¬ 
teres gilt auch für die Spreestrecke am T. Weg. Auch hier findet ein Lüsch- 
und Ladeverkehr, von vereinzelten, nicht in Betracht kommenden Aasnahmen 
abgesehen, nicht statt und ist das Anlegen und Stilliegen von Schiffsf&hr- 
zeugen und Flößen sogar grundsätzlich verboten. Nur Schleppdampfer legen 
sich daselbst regelmäßig zu vorübergehendem Aufenthalt fest. Dies geschieht 
aber nicht aus dem Grunde, ihrerseits Verkehr mit dem Lande in suchen, 
sondern ist in erster Linie darauf zurückzuführen, daß die Eigenart des Schlepp¬ 
betriebes sie zu zeitweiligem Warten veranlaßt, und ist deshalb in den be¬ 
sonderen Verhältnissen des Schiffahrtsverkehrs begründet. Infolgedessen fehlt 
es am T.weg an denjenigen Voraussetzungen, welche eine Fürsorgepflicht der 
klagenden Gemeinde zu begründen vermöchten. Zu demselben Ergebnis führen 
schließlich die örtlichen Verhältnisse der Spreestrecke zwischen der Einmündung 

des Verbindungskanals und der G. brücke. 

Von den polizeilichen Forderungen bleiben sonach nur noch die beiden 
Wasserentnahmestelten am Verbindungskanal in der Nähe seiner Einmündung 
in die Spree und in der Nähe der städtischen Gasanstalt, ferner die Wasser¬ 
entnahmestellen an dem S.steg und an der Brücke übrig. Bezüglich ihrer 
ist die Fürsorgepflicht der klagenden Gemeinde zu bejahen. Sie liegen sämt¬ 
lich innerhalb der bebauten Ortslage und werden beständig in starkem Maße 
von den Schiffern zum Zwecke des Entladens und Bcladens ihrer Schiffe auf¬ 
gesucht, wobei die Liegezeit des einzelnen dnrchschnittlich etwa fünf Tage 
beträgt. Ueberall befinden sich zahlreiche staatliche oder öffentliche städtische 
Lösch- und Ladestellen, die sich am S.steg anf der rechten Spreeseite, im 
übrigen an beiden Ufern entlang ziehen. Oeffentliche Straßen, Uferwege mit 
Laderampen und Ladetreppen, an der G. Brücke auch eine besondere Ladestraße 
vermitteln einen allgemeinen Verkehr zwischen Schiff und Land. Diese Ver¬ 
hältnisse bringen die Schiiisbevölkerung an jenen Stellen in einen näheren 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit der übrigui Ortsbevölkerung und machen 
die dortigen Liegestelleii zu PJätzen des allgemeinen Ortsverkehrs, so daß hier 
die < »rtsgemeindo auch für die Trinkwasserbedürfnisse der Schilfer einzutreten 
hat. Die geschilderten Verhältnisse entziehen zugleich dem allgemeinen Ein- 
wände der Klägerin den Boden, daß die ihr aufgegebenen Einrichtungen nicht 
so sehr den Ort C., wie die von den Schiffern späterhin zu durchfahrnnden 
Gebiete gegen übertragbare Krankheiten schützen würden. Die Angaben der 
Klägerin über das Vorhandensein von Trinkwasserstcllen in der Nähe der vor¬ 
genannten Wasserstrecken sind nicht dazu angetan, jedes Bedürfnis nach den 
angeforderten neuen Anlagen derart auszuschließen, daß dadurch das Vor¬ 
handensein der tatsächlichen Voraussetzungen des polizeilichen Verlangens in 
Frage gestellt wäre. Ob darch die Verweisung der Schiffeibevölkerung an 
diese Stellen dem Bedürfnisse der ersteren in vollem Maße Rechnung getragen 
wird oder nicht, ist eine Frage, die wesentlich anf dem Gebiete der Not¬ 
wendigkeit und Zweckmäßigkeit liegt, dem der Vcrwaltungsrichter nicht näher 
zu treten hat. Soweit hiernach die Verpflichtung der Stadt zur Schaffung von 
Trinkwasserentnahmestellen für die Schiffer anzuerkennen ist, kann ihr endlich 
nicht entgegengehalten werden, daß die an der Wasserstraße entlang führenden 
Straßen weder im Eigentume noch in der Unterhaltung der Stadt ständen 
und letztere deshalb auch nicht in der Lage sei, die Entnahmestellen an den 
verlangten Orten einzurichten. Abgesehen davon, ob der Stadt nach dieser 
Richtung hin überhaupt Schwierigkeiten erwachsen würden, ist es lediglich 
ihre Sache, die geeigneten Schritte zu unternehmen, um die Errichtung der 
Entnahmestellen darchzuführen. Eine rechtliche oder tatsächliche Unmöglich¬ 
keit der Ausführung liegt nicht vor. 

Strafbare Ankündigung hygienischer Bedarfsartikel (antikonzeptio¬ 
neller Mittel) durch Versendung von Preislisten. Urteil des Reichs¬ 
gerichts (Str.-S.) vom 21. Dezember 1910. 
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und fttr besonders schwierige und qualifizierte Untersuchungen die Gebühren 
zu Ziffer 14 bis 16 des Tarifs festsetzt. Dann aber auch, indem es durch die 
Vorschrift der Ziffer 17 Abs. 1 Satz 2 der ersuchenden Behörde die Möglichkeit 
bietet, alle anderen gewöhnlichen Untersuchungen, welche zur Ausstellung 
eines schriftlichen Gutachtens (Ziffer 13) notwendig sind und — bei mehr als 
drei Untersuchungen mit Zustimmung der ersuchenden Behörde — berechnet 
werden, besonders zu vergüten, und zwar ebenso, als wenn die Untersuchungen 
zur Vorbereitung eines in einem Termine zu erstattenden Gutachtens vor* 
genommen worden wären. 

Es kann daher auch die Auffassung, daß nicht schon eine einmalige 
Untersuchung in der Wohnung des Arztes, sondern allenfalls nur eine wieder¬ 
holte Untersuchung oder Besichtigung als Vorbesuch zu gelten habe und be¬ 
sonders zu vergüten sei, nicht für zutreffend erachtet werden. Diese Auf¬ 
fassung findet übrigens in dem Gesetze vom 14. Juli 1909 nirgends eine Stütze. 
Hier wird vielmehr in Ziffer 17 Abs. 1 des Tarifs nur bestimmt, daß die Gebühr 
für eine Akteneinsicht in der Gebühr für das Gutachten mit einbegriffen ist. 
Auch der Umstand, daß Ziffer 17 Abs. 1 von „Vorbesuchen* und nicht von 
einem oder mehreren Vorbesuchen spricht, kann für jene Auffassung nicht 
herangezogen werden. Denn aus der vom Gesetzgeber angewendeten Mehr¬ 
heitsform läßt sich eine Ausnahmestellung für den einmaligen „empfangenen* 
Vor besuch ebensowenig herleiten wie fttr den einmaligen „gemachten* Vorbesuch. 

Nach alledem muß vielmehr angenommen werden, daß die zu Ziff. 18 des 
Tarifs bestimmte Gebühr (10 bis 30 M.) nur für das schriftliche, ausführliche, 
wissenschaftlich begründete Gutachten und für die Akteneinsicht gilt, und daß 
der ärztliche Sachverständige für jede zur Ausstellung des Gutachtens erforder¬ 
liche gewöhnliche Untersuchung in der Wohnung oder, falls er Anstaltsarzt ist, 
in der Anstalt eine besondere Gebühr von 3 M. und fttr jede Untersuchung 
außerhalb der Wohnung oder Anstalt eine solche von 5 M. zu beanspruchen hat. 


Die König!. Verordnung vom 14. Juli 1909 über die Tagegeldern. Reise¬ 
kosten der Medlsinalbeamten ist durch das Reisekostengesets vom 16. Juli 
1910 nicht aufgehoben. Beschluß des Landgerichts (I. Str.-Kamm.) 
in Halberstadt vom 31. Dezember 1910. 

Gegen die Festsetzung der Reisekosten unter Zubilligung eines Satzes 
von nur 7 P/g. für den Kilometer Weg und von 1,50 Mark für den Zu- und 
Abgang entsprechend dem am 1. Oktober 1910 in Kraft getretenen Gesetz 
betr. die Reisekosten der Staatsbeamten haben beide Kreisärzte Beschwerde 
eingelegt; sie sind der Ansicht, daß auf sie nicht das erwähnte Gesetz, sondern 
die Verordnung betr. die Tagegelder und Reisekosten der Medizinalbeamten 
in gerichtlichen Angelegenheiten vom 14. Juli 1909 mit den dort angegebenen 
Sätzen von 9 Pfg. Kilometergeldern und 3 Mark für Zu- und Abgang zur 
Anwendung komme. Diese Ansicht ist zutreffend. Da es sich bei der Tätig¬ 
keit beider Kreisärzte um eine gerichtliche Angelegenheit, nicht um eine 
amtliche Verrichtung handelte (vergl. § 3 und 5 des Gesetzes vom 14. JuU 
1909), so kommt an sich die vorerwähnte Verordnung vom 14. Juli 1909 im 
vorliegenden Falle zur Anwendung. Nach § 17 des Reisekostengesetzes vom 
26. Juli 1910 bleibt diese Verordnung auch in Kraft nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Nach Absatz 2 daselbst dürfen allerdings nicht höhere als 
die im § 1 Absatz 1 und § 3 des Gesetzes bestimmten Vergütungen gewährt 
werden. Nach Satz 2 des Absatz 2 können die früher ergangenen Vorschriften 
bezüglich der Reisekosten durch Königliche Verordnung abgeändert werden. 
Wie sich aus diesem Zusammenhang ergibt, hat deshalb Absatz 2 nur die 
Bedeutung, daß, falls eine solche abändernde Königliche Verordnung ergebt, 
darin keine höheren Vergütungen als die des Reisekostengesetzes gewährt 
werden dürfen. Da eine solche Verordnung nicht ergangen ist, so verbleibt 
die Verordnung vom 14. Juli 1909 mit ihren Vergütungen für Rechnung und 
Zu- und Abgang in Kraft. 

Die Reisekosten beider Beschwerdeführer waren deshalb nach dieser 
Verordnung festzusetzen. *) 


') Ob von anderen Gerichtshöfen in gleicher Weise entschieden wird, 
dürfte nach dem Wortlaut des Reisekostengesetzes (§ 17 Abs. 2) doch sehr 
zweifelhaft sein, so sehr es im Interesse der Medizinalbeamten zu wünschen ist. 
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Unzulässige Versagung eines ehrlichen Begräbnisses gegenüber 
einer sog. Gasreiche. Entscheidung des preuß. Oberverwal¬ 
tungsgerichts (I. Sen.) vom 5. April 1910. 

Der im § 1881111 preuß. Allgem. Landrechts enthaltene Grundsatz, 
daß niemandem das ehrliche Begräbnis versagt werden darf, ist in Geltung 
geblieben und findet auch in den durch § 189 daselbst vorgesehenen Fällen 
Anwendung. 

Eine Versagung des ehrlichen Begräbnisses gegenüber einer sog. Gast¬ 
leiche liegt schon dann vor, wenn die Beerdigung auf einer Stelle verweigert 
wird, auf die der Verstorbene nach dem Brauche der Kirchengesellschait, der 
er selbst an gehörte, Anspruch gehabt haben würde. 

Die Verpflichtung der Kirchengemeinden, unter den in § 189 a. 0. 
angegebenen Voraussetzungen Angehörigen einer anderen Konfession das 
Begräbnis nicht zu versagen, erschöpft sich in der Zuweisung angemessener 
BegrkbnissteUen. Ist ohne die Verweigerung dieser Zuweisung die Beerdigung 
an einer nicht gehörigen Stelle erfolgt, so kann die Kirchengemeinde nur 
dazu angehalten werden, daß sie zur Beseitigung des unvorschriftsmäßigen 
Zustandes und zur Herstellung ordnungsmäßiger Verhältnisse auf dem Kirchhof 
andere, den gesetzlichen Anforderungen entsprechende Stellen zur Verfügung 
stellt und die Beerdigung an den neuen Stellen durch diejenigen, denen die 
Beerdigung obliegt, gestattet. (Preuß. Verw.-Bl.) 


Einer Anzeige seitens des Arztes (Art. 18 Abs. 4, 5 Armenges.) be¬ 
darf es nicht, wenn der Bürgermeister einer Gemeinde — als stellver¬ 
tretender Armenpflegschaftsratsvorstand — dem Arzte aus Anlass eines 
Auftrages der Aufsichtsbehörde die Behandlung eines Erkrankten fiber¬ 
tragen hat, gleichgültig, ob die betreffende Gemeinde ihre Ersatzpflleht 
vorher anerkannt hat oder nicht. Entscheidung des bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofes (III. Sen.) vom 17. Januar 1910.) 

Die Anzeigepflicht als gesetzliche Voraussetzung des öffentlichrechtlichen 
Ersatzanspruches einer Privatperson für geleistete Armenhilfe fällt dann weg, 
wenn die Hilfe von dem anzeigeempfangsberechtigten gemeindlichen Organe 
oder auch mit dessen Einverständnis geleistet worden ist. Diese in der Recht¬ 
sprechung anerkannte Ausnahme von der Anzeigepflicht hat ihre Begründung 
in der Natur der Sache; denn es müßte als eine leere Förmlichkeit erscheinen, 
in solchem Falle noch eine eigene Anzeige zu verlangen. 

In vorliegender Sache hat der Bürgermeister N. von M. auf eine Ver¬ 
fügung des kgl. Bezirksamtes M. dahingehend, „daß das Kostkind M. K. sofort 
in ärztliche Behandlung zu geben sei u den prakt. Arzt Dr. Z. in M. veranlaßt, 
diesem schwerkranken Kinde die erforderliche ärztliche Hilfe zu leisten. Damit 
war eine Anzeige des Dr. Z. nach Art. 18 Abs. 4 und 5 des Armengesetzes 
entbehrlich geworden. _ 


Einweisung in das Krankenhaus zur Beobachtung. Entscheidung 
des badischen Verwaltungsgerichtshofes vom 6. April 1910. 

Wenn der Kassenarzt erklärt, er könne einen objektiven Befund der 
Krankheit (Rheumatismus) nicht feststellen, aber auch nicht beweisen, daß 
der Kranke die von ihm angegebenen Schmerzen nicht habe, so ist begründeter 
Anlaß zur Einweisung ins Krankenhaus gegeben, weil nur durch fortgesetzte 
Beobachtung daselbst zu ermitteln ist, ob der Kranke wirklich infolge von 
Rheumatismus an Schmerzen leidet, die ihn erwerbsunfähig machen. Die 
Einweisung des verheirateten Versicherten ist in diesem Falle von seiner 
Zustimmung unabhängig. (Bad. Verw.-Zeitschrift.) 


Unberechtigte Krankenhauseinweisung. Entscheidung des 
badischen Verwaltungsgerichtshofes vom 13. April 1910. 

Dem Urteil des behandelnden Kassenarztes ist in Bezug auf die Frage 
der Angemessenheit oder Notwendigkeit der Krankenhausbehandlung mehr 
Gewicht beizulegen als der auf eine einmalige Untersuchung sich gründenden 
und mit den individuellen Verhältnissen des Kranken nicht so vertrauten 
Meinung eines zweiten Kassenarztes. Wenn daher jener die von diesem 
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empfohlene Krankenhausbett an dlnng der verheirateten Versicherten widerraten 
hat, weil nicht nur die Belassnng der Kranken in ihrer Familie nach der Art 
der Krankheit (Anämie and Hysterie) angängig, sondern die Trennung von 
der Familie bei dem gemütlichen Depressionszastande der Kranken geradezu 
schädlich für sie gewesen wäre, so läßt sie nicht die Ueberzeugung gewinnen, 
daß eine der in § 7 Abs. 1 Ziffer 1 KrVG. bezeichneten Voraussetzungen 
gegeben und die Weigerung der Kranken, in ein Krankenhaus einzutreten, 
grandios war. _ (Bad. Verw.-Zeitschr.) 

Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutnohen Belob. 

Abänderung der Prüfungsordnung für Apotheker. Bekannt¬ 
machung des Reichskanzlers vom 7.Dezember 1910. 

Auf Grund des § 29 der Gewerbeordnung hat der Bandesrat beschlossen, 
daß der § 38 Abs. 1 der Prüfungsordnung für Apotheker vom 18. Mai 1904 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich 8.150) folgende Fassung erhält: 

„Von den Vorschriften im § 6 Ziffer 1 und 2, § 17 Abs. 4 Ziffer 2, 
g 28 Abs. 2, § 32 Abs. 1 uni § 35 Abs. 1 kann der Reichskanzler in Ueber- 
einstimmung mit der zuständigen LandeszentralbehOrde Ausnahmen zulassen.“ 


B. Königreich Preunsen. 

Strafverfahren wegen Verfälschung von Nahrungs- und Genuss¬ 
mitteln. Verfügung des Justizministers vom 28. Dezember 1910. 

Die Kriminalstatistik läßt erkennen, daß die in der Oeffentlichkeit häufig 
erhobenen Klagen über eine Zunahme der Verfälschung von Nahrungs- und 
Genaßmitteln nicht unbegründet sind. Je mehr die Fälscher die Fortschritte 
der Wissenschaft mißbrauchen, um die Arten und die Mittel der Verfälschungen 
zu vermehren, um so mehr erscheint es geboten, diesem gemeingefährlichen 
Treiben mit größtem Nachdruck entgegenzuwirken. Ich erwarte, daß die 
Strafverfolgungsbehörden nach wie vor in jedem Falle mit tunlichster Be¬ 
schleunigung einschreiten und durch Stellung geeigneter Anträge bei Gericht 
darauf hinwirken werden, daß eine strenge Bestrafung namentlich der gesund¬ 
heitsschädlichen und aus Gewinnsucht begangenen Verfälschungen eintritt. 

Die Strafverfolgungsbehörden werden sich indessen vor Augen halten 
müssen, daß die Erhebung derartiger Anklagen und die öffentliche Gerichts¬ 
verhandlung für die Gewerbetreibenden auch dann mit großen wirtschaftlichen 
Nachteilen verbanden za sein pflegt, wenn das Strafverfahren schließlich mit 
einem Freisprach endigt. Zar Vermeidung ungerechtfertigter Härten muß 
verlangt werden, daß schon die Anklagen wegen Verfälschung von Nahrungs¬ 
und Genußmitteln, wegen Feilhaltens verfälschter oder verdorbener Nahrungs¬ 
und Genußmittel, wegen Zuwiderhandlungen gegen die Gesetze, betreffend 
den Verkehr mit Ersatzmitteln für Butter, den Verkehr mit Wein, künstlichen 
Süßstoffen, Bier usw. von vornherein auf eine möglichst sichere Grundlage ge¬ 
stellt werden. Die Untersuchung der Nahrangs- oder Genußmittel ist daher von 
den Strafverfolgnngsbehörden grundsätzlich nur solchen Sachverständigen 
au übertragen, die eine ausreichende Erfahrung auf dem jeweils in Betracht 
kommenden Gebiete der Chcmio besitzen. Besteht der Verdacht, daß die 
verfälschten Nahrungs- und Genußmittel geeignet sind, die menschliche Ge¬ 
sundheit zu schädigen, oder daß eine solche Gesundheitsschädigung bereits 
eingetreten ist, so wird in der Regel auch das Gutachten ärztlicher Sach¬ 
verständiger nicht zu entbehren sein. Kommen Fragen des Handelsbrauchs in 
Betracht, z. B. bei der Feststellung, ob eine Ware zum Zwecke der 
Täuschung im Handel und Verkehr hergestcllt oder ob ihr eine zur Täuschung 
geeignete Bezeichnung gegeben ist usw., so werden hierüber Sachverständige 
zu hören sein, die mit den Bräuchen des betreffenden Industrie- oder Han¬ 
delszweigs besonders vertraut sind. Stehen Sachverständige der letztbe- 
zeichneten Art nicht ohne weiteres zur Verfügung, so empfiehlt es sich, 
die zuständigen Handelsvertretungen um die Benennung solher Sachverstän¬ 
digen zu ersuchen. 

Hinsichtlich der Anwendung des Weingesetzes vom 7. April 1909 
(Reichs-Gesotzbl. S. 393) wird noch darauf hingewiesen, daß die gemäß § 21 
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Abs. 2 dieses Gesetzes im Hauptberuf Angestellten Weinkontrolleure als 
besonders geeignete Sachverständige für Fragen der Herstellung und des 
gewerbsmäßigen Verkehrs mit Wein und weinähnlichen Getränken in Betracht 
kommen werden. Werden gutachtliche Aeußerungen über Fragen des Wein« 
baues erforderlich, so werden wegen Benennung geeigneter Sachverständiger 
vorzugsweise die Landwirtschaftskammer in Anspruch zu nehmen sein. 

Sind in dem Strafverfahren Waren, die dem Verderb ausgesetzt sind, 
in Beschlag genommen worden, so ist stets darauf zu achten, daß die Beschlag¬ 
nahme nicht über die durch das Verfahren gebotene Zeitdauer hinaus aufrecht¬ 
erhalten und daß inzwischen der Verderb oder eine Wertminderung der Waren 
durch geeignete Maßregeln, hei Weinen namentlich durch eine fachmännische 
Kellerbehandlung, tunlichst verhütet wird. Auch versteht es sich von selbst, 
daß hieraus ein besonderer Anlaß zu möglichster Beschleunigung des Straf¬ 
verfahrens entnommen werden kann. 

Die Rundverfügungen vom 5. Juni 1883 — I. 2367 —, vom 22. Februar 
1889 — I. 466 —, vom 24. März 1903 — I. 1618 — und vom 14; April 1904 
— I. 9043/03 — werden aufgehoben. 


Aerstllehe Untersuchung der Pflegepersonen in Privatirren- usw.« 
. Anstalten. Erlaß der Minister der Justiz, der usw. Medizinal¬ 
angelegenheiten und des Innern vom 29. Dezember 1910 — 
J. M. I Nr. 344, M. d. g. A. M. Nr. 8207 U III A, M. d. I. Ha Nr. 2774 — 
an die Herren Regierungspräsidenten. 

Auf den gefälligen Bericht vom 19. November 1910 — 111/7 M. Nr. 2208 — 
erwidern wir ergebenst, daß die nach § 20, Ziffer 1, Absatz 2 der Anweisung 
über Unterbringung in Privatanstalten für Geisteskranke, Epileptische und 
Idioten vom 26. März 1901 vor der Einstellung vorzunehmende ärztliche Unter¬ 
suchung der Pflegepersonen sich zunächst auf deren körperliche Beschaffenheit 
zu beziehen haben wird. Durch die Untersuchung soll der allgemeine Ge¬ 
sundheitszustand, die Tätigkeit der Sinnesorgane, die Beweglichkeit des Körpers, 
sowie das Nichtvorhandensein irgendwelcher übertragbarer Krankheiten und, 
soweit möglich, auch von früheren psychischen oder nervOsen Erkrankungen 
(Krämpfen usw.) festgestellt werden, bevor die zum Eintritt sich meldende 
rerson in der zu den Personalakten (zu vergl. § 21 Ziffer 2 a. a. 0.) zu 
nehmenden schriftlichen Aeußerung von dem leitenden Arzt als zum Pfleger 
(zur Pflegerin) geeignet bezeichnet wird. Nach entsprechender Dienstzeit auf 
eine Bemerkung über die Ausbildung und die Leistungen der Pflegepersonen 
in die bezeichneten Akten aufzunehmen, kann als zweckmäßig angesehen 
werden. 

Eine ärztliche Untersuchung der an den genannten Anstalten tätigen 
Lehrer und Lehrerinnen, deren Gesundheitszustand bereits festgestellt ist 
wird nur in besonderen Fällen in Frage kommen können. 


/Todesursachen Verzeichnis für grossere Städte pp« Erlaß des Mi¬ 
nisters der usw. Medizinalangelegenheiten vom 14.November 
1910 — M. Nr. 2671 — an die Herren Regierungspräsidenten. 

Nach Mitteilung des Herrn Reickskanzlers hat das Kaiserliche Gesund¬ 
heitsamt auf Anregung and im Benehmen mit dem Verbände deutscher Städte¬ 
statistiker für den Gebraach in größeren Städten pp., die bei der Anschreibung 
der Todesursachen über den Rahmen des „Kurzen Todesursachenverzeichnisses“ 
hinausgehen, das beifolgende erweiterte Verzeichnis aus gearbeitet. Dasselbe 
steht dem Umfang nach zwischen dem .Kurzen Todesursachenverzeichnis“ und 
dem „Ausführlichen Verzeichnis von Krankheiten und Todesursachen“ und ist 
deshalb als „Todesursachenverzeichnis mittleren Umfangs“ bezeichnet worden. 
In der Einteilung lehnt es sich an die beiden älteren Verzeichnisse eng na, 
so daß die danach geführten Anschreibungen ohne weiteres mit den An- 
Schreibungen nach jenen, insbesondere also mit dem vereinbarten „Ausweis 
über die Geburts- und Storblichkeitsverhältnisse* vergleichbar bleiben. An 
dieser vereinbarten Anschreibung, welche die Grundlage für die im Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamt bearbeitete JahressnsammensteUung bildet, soll auch 
nichts geändert werden. Die Absicht geht vielmehr lediglich dahin, ohne 
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jeden Zwang zur Benutzung, denjenigen größerer St&dte pp., die selbst das 
Bedürfnis fühlen, ihre Anschreibangen genau zu gestalten, eine brauchbare 
und die Vergleichung mit den entsprechenden Anschreibuugen anderer Städte pp. 
ermöglichende Unterlage an die Hand zu geben. 

Mit dieser Maßgabe ersuche ich ergebenst, den für den dortigen Bezirk 
zurzeit in Betracht kommenden, aus dem nachstehenden Verzeichnis ersicht¬ 
lichen Städten pp. mit mehr als 40000 Einwohnern den Gebrauch des neuen 
Todesursachenverzeichnisses zu empfehlen. Je ein Stück desselben liegt bei. 
Das Kaiserliche Gesundheitsamt ist bereit, den genannten und auch anderen 
Gemeinden auf Wunsch weitere Abdrücke zum Selbstkostenpreis von 5 Pfg. 
für das Stück zu liefern. 

Todesursachenverzeichnis mittleren Umfangs. 

Neben jeder Nummer dieses Verzeichnisses werden die ihr entsprechenden 
Nummern der beiden anderen deutschen Verzeichnisse, nämlich des „Kurzen 
Todesursachenverzeichnisses“ und des „Ausführlichen Verzeichnisses von 
Eirankheiten und Todesursachen“ angegeben. Zur Erleichterung der Ein¬ 
tragungen wird außerdem auf die im Kaiserlichen Gesundheitsamte bearbeitete 
„Alphabetische Liste von Krankheiten und Todesursachen“ und insbesondere 
auf die in dieser (S. 3 und 4) enthaltenen 8 Hegeln, die bei Angabe mehrerer 
Krankheiten als Todesursachen zu beobachten sind, hingewiesen, desgleichen 
auf die ebendort (S. 4) unter a und b bezüglich der Totgeborenen and der 
Gestorbenen gemachten Bemerkungen. 
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Angeborene Lebensschwäche ') einschließlich 
Bildungsfehler *) und Zellen gewebever- 

härtung der Neugeborenen 1 ) (im 1. Lebens¬ 
monat) . 
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1 

1 bis 3 

2 

Altersschwäche (im Alter über 60 Jahre) 3 ) . 

2 

7 

8 

Kindbettfieber. 

3a 

42 

4 

Andere Folgen der Geburt (Fehlgeburt) und 
Schwangerschaft. 

3b 

8 bis 19 

& 

Scharlach. 

4 

22 

6 

Masern und Röteln. 

5 

23, 24 

7 

Diphtherie und Krupp. 

6 

27 

8 

Keuchhusten. 

7 

28 

9 

Typhus ausschließlich Paratyphus .... 

8 

34 

10 

Akuter Gelenkrheumatismus. 

(22) 

43 

11 

Uebertragbare Tierkrankheiten 4 ): Tollwut, 
Milzbrand, Botz, Trichinose. 

9 

52 bis 54, 58 

12 

Bose. 

10 a 

39 

13 

Starrkrampf. 

} 10b 

40 

14 

Blutvergiftung. 

41 


') Nach Ablauf des 1. Lebensmonats erfolgte Todesfälle sind 
besonders hervorzuheben. 

2 ) Nach Ablauf des 1. Lebensmonats erfolgte Todesfälle sind 
unter 1, und zwar unter besonderer Hervorhebung, nur dann einzutragen, 
wenn ein örtliches Leiden nicbt angegeben ist, sonst unter der diesem Leiden 
entsprechenden Nummer, z. B. bei der Angabe „angeborener Darmverschluß" 
unter 39. 

3 ) Im Alter bis zu 60 Jahren erfolgte Todesfälle sind besonders 
hervorzuheben. Wenn ein bestimmtes Leiden yorliegt, erfolgt die Eintragung 
unter dor diesem Leiden entsprechenden Nummer; so gehört Altersbrand zu 
29, Altersblödsinn zu 31, Altersschwäche mit Druckbrand zu 49. 

’) Die davon vorgekommenen Krankheiten sind einzeln aufzuführen js 
mit Angabe der Zahl der Todesfälle. 
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Nummern des 

Todesursachen 

SS 

ausführlichen Ver- 

B ff 

B S 

O Q. 

nn 

zeichnisses yon 


s-8 s g 

Krankheiten und 

N (D 


o ® 

m 

i 

Todesarsachen 

15 

Taberkolose der Langen (Langenschwind* 




sacht) 5 ). 

Ha 

31a . 

16 

Tuberkulose *utiorer Organe einschließlich 

_• 



Skrofalose. 

Ub 

31 b bis 31 m, 31 o 

17 

Akute allgemeine Miliartuberkulose . . . 

11 c 

31 n 

18 

Lungenentzündung (Pneumonie), kruppöse, 




katarrhalische usw. 

12 

29, 157 bis 159 

19 

Influenza. 

13 

30 

20 

Venerische Krankheiieu. 


49 bis 51 

21 

Andere übertragbare Krankheiten 4 ) 6 ): Pocken, 




Fleckfieber, Bahr, Genickstarre, Strahlen- 

14 

20, 21, 26, 82, 37, 


pilzkrankheit, Lepra, asiatische Cholera, 

38, 44, 45, 47, 48, 


Wechselfieber, Pest, Bttckfallfieber, Wind¬ 
pocken . 

Zuckerkrankheit ausscuhehlich Diabetes 


67 

22 

) 



insipidos. 

(22) 

80 

23 

Alkoholvergiftung, AlkohoiismoB. 

(22) 

91 

24 

Entzündungen and Katarrhe des Kehlkopfes, 



der Luftröhre und der Bronchien .... 

15 

149, 153 bis 155 

25 

Sonstige Krankheiten der Atmnngsorgane 

140 bis 148,150 bis 


ausschließlich 7, 8, 15, 16, 18, 19, 42, 43 . 
Organische Herzleiden. 


152,156,160 bis 168 

26 


172 bis 176, 178 

27 

Herzschlag, Herzlähmang ohne nähere Angabe 



28 

Arterienverkalkung (arteriosklerotische Er- 

116 

184r 


weichangsherde des Gehirns s. 33) . . . 


169 bis 171,177,179 

29 

Sonstige Herz- and Blatgefaßkrankheiten 


bis 183,185 bis 190 

30 

Gehirnschlag. 

17 a 

104 

31 

Geisteskrankheiten. 

| 17b 

109 bis 113 

32 

Krämpfe 7 ). 

183 

33 

Sonstige Krsnhheitea aes Nervensystems . . 

1 17b 

101 bis 108,105 bis 
108,114 bis 132,134 




bis 189 

34 

Atrophie (Abzehrung) der Kinder ohne nähere 




Angabe (Unterleibs-, Gekrösschwindsucht, 


206 


Phthisis mesenterica, Tabes mesaraica s. 16) 

18a 

205 d 

35 

Brechdarcbfall. 

46, 198, 205 a bis 

36 

Magenkatarrh, Darmkatarrh, Durchfall, 


205 c 


Cholera nostras. 



37 

Blinddarmentzündung. . 

18 c 

211 

38 

Krankheiten der Leber and Gallenblase aus¬ 
schließlich 16, 20, 42, 43 (Leberegeln und 
Leberechinokokken s. 49). 

> 18b 

221 bis 227 

191 bis 197, 199 bis 

39 

Sonstige Krankheiten der Verdauongsorgane 


204,207 bis 210,212 
bis 220,228,229,230 

. 

ausschließlich 16, 42, 43 . 



5 ) Beim Zusammentreffen von Taberkolose der Langen and anderer 
Organe ist die Eintragung unter 15 za machen. 

6 ) Nicht hierher, sondern za 49 gehören: Frieseln, Mumps, Paratyphas, 
Weitsche Krankheit, Schwämmchen, Warmkrankheiten. 

7 ) Jedoch gehören Eklampsie der Schwangeren, der Gebärenden und der 
Wöchnerinnen zu 4, Starrkrampf za 13, Stimmritzen-, Langenkrampf zu 25, 
Herzkrampf za 29, Veitstanz za 33, epileptische, hysterische Krämpfe zu 33 
(bezw. 31), Darmkrampf za 36, Gallensteinkolik za 38, Magenkrampf zu 39, 
Blasenkrampf za 41, Zahnkrämpfe za 49. Krämpfe bei Kindern neben ange- 
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41 


42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 


50 


Nierenentzündung. 

Sonstige Krankheiten der Harn- and Ge¬ 
schlechtsorgane ausschließlich 3, 4, 16, 20, 

42, 43 . 

Krebs. 

Sonstige Neubildungen (Kropf s. 30, Ly.mpho 
sarkom and Lymphon 49) ... 

Krankheiten der hofieren Bedeckungen aas 
schließlich 11,12,14,16,20,42,43,46 bis 48 
Krankheiten der Bewegungsorgane aasschließ' 

lieh 16, 42, 43, 46 bis 48. 

Selbstmord 8 ) . . . . . ...... 

Mord and Totschlag, sowie Hinrichtung 9 ) 
Verunglückung oder andere gewaltsame Ein 

wirkaog 10 ). 

Andere benannte Todesursachen .... 


Todesursache nicht angegeben oder unbekannt 
aosschliefilich def Fälle von gewaltsamem 
Tod . . . 


r 

231 bis 261 

) 

20 a 

96 

20 b 

97 bis 100 

(22) 

262 bis 280 

(22) 

281 bis 294 

21 a 


21 b 

, 89 b, 90, 92 bis 
95, 317 bis 334 

21 c 


(22) 

4 bis 6, 25, 33, 35, 
36, 55 bis 57, 59 bis 
66 , 68 bis 79, 81 bis 
88,89 a, 295 bis 316, 
(335) 

23 

(335) 


Ueberwaehang der unzulässigen Abgabe von Giften aus Glfthand- 
,,•''langen und Dental-Depots an Zahntechniker. Erlaß des Ministers 
der usw. Medizinalangelegenheiten vom 3. Januar 1911 — M. 
Nr. 8280 — an die Herren Regierungspräsidenten. 

Nachdem bereits in meinem Erlasse vom 27. Oktober 1906 — M. 7014 — 
auf das Unzulässige der Lieferung von Giften aus den Gifthandlangen an die 
Zahntechniker hingewiesen worden und zugleich die Aufmerksamkeit auf das 
Treiben der sogenannten Dental - Depots gelenkt worden War, sind wiederum 
verschiedene Ankündigungen und Preislisten derartiger Handlungen bekannt 
geworden, aus denen hervorgeht, daß seitens dieser Depots sowohl an Zahn¬ 
techniker, wie an Zahnärzte Gifte und Arzneimittel abgegeben werden, die 
nach der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 den Apotheken Vor¬ 
behalten sind. 

Ew. pp. ersuche ich ergebenst, der Geschäftspraxis der sogenannten 
Dental • Depots und ähnlichen Handlangen erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen. 
Sofern nicht feststeht, daß sie ausschließlich Großhandel (Verkauf an Wieder- 
verkääufer) betreiben, sind sie gemäß Ziffer 1 des Erlasses vom 22. Dezember 
1902 (M.-Bl. f. Med.-Ang. S. 4) in Verbindung mit dem Erlasse vom 13. Januar 
1910 (M.-BL f. Med.-Ang. S. 65) alljährlich in gleicher Weise, wie die Drogen¬ 
handlangen, einer Besichtigung zu unterziehen. 

Einem Berichte über das Ergebnis dieser Maßnahmen sehe ich bis zum 
15. Januar 1912 entgegen. 


borener Lebensschwäche bezw. Atrophie der Kinder, Darmkatarrh oder Brech¬ 
durchfall sind unter angeborener Lebensschwäche bezw. Atrophie der Kinder, 
Darmkatarrh oder Brechdurchfall einzutragen. 

®) Einschließlich der Selbstmordversuche, die nach einiger Zeit den Tod 
zur Folge hatten. 

9 ) Hinrichtungen sind besonders zu bezeichnen. 

10 ) Einschließlich derjenigen Fälle, bei denen gegen die Annahme eines 
Selbstmords oder eines Mords erhebliche Zweifel bestehen, sowie aller ein¬ 
schlägigen Todesfälle, wenn sie auch erst nach einiger Zeit eingetreten waren. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in Minden L W. 

0. C. Bruns, Hersofl. Sachs, n. Fürst]. Sch.-L. Hofbachdrackerel ln Mlndan. 
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die Verpflichtung der Gemeinde regelmäßig auch auf die Herrichtung Ton 
unmittelbaren Wasserentnahmestellen (Straßenbrunnen und dergl.) nach Haß* 
gäbe des bestehenden Bedürfnisses, weil diese Zapfstellen dem allgemeinen 
Gebrauch dienen und bezüglich ihrer eine konkurrierende Verpflichtung Dritter 
gemeinhin nicht besteht. Insbesondere liegt eine dahingehende Verpflichtung 
demjenigen nicht ob, der durch die Schaffung oder Unterhaltung von Hafen- 
und hafenähnlichen Anlagen an einer Schifffahrtsstraße die Vorbedingung für 
die Entwicklung eines öffentlichen Ortsverkehrs an solchen Stellen schafft. 
Vielmehr hat auch hier die Gemeinde für die Bedürfnisse des Ortsverkehrs 
einzutreten, nnd sie ist nicht berechtigt, zu verlangen, daß durch Fortweisung 
der Schiffer von jenen Stellen sie vor einer Inanspruchnahme ihrer Fürsorge¬ 
pflicht bewahrt werde. Demgemäß kann sie auf Grand des § 35 a. a. 0. ge¬ 
nötigt werden, auch für die Schiffer im Gemeindegebiete an leicht erreichbaren 
Stellen Trink- und Wirtschaftswasser unmittelbar bereitzustellen. Denn ein 
allgemeiner Gebrauch im Sinne der gesetzlichen Bestimmung muß auch da 
angenommen werden, wo die Benutzung durch eine gewisse Klasse der Be¬ 
völkerung allein oder vorzugsweise in Betracht kommt, und ist nur da für 
ausgeschlossen zu erachten, wo die Einrichtung für einen individuellen Personen- 
kreis bestimmt ist. Es macht dabei auch keinen Unterschied, ob die betreffende 
Bevölkerungsklasse zur seßhaften Ortseinwohnerschaft gehört, oder ob ihre ein¬ 
zelnen Mitglieder sich nur mehr oder weniger vorübergehend im Orte aufzuhalten 
pflegen. Die Frage, ob und inwieweit die Gemeinden rechtlich oder tatsächlich 
in der Lage sind, für die Benutzung der von ihnen auf Grund von § 35 des 
Beichsseuchengesetzes geschaffenen Anlagen Entgelt zu verlangen, scheidet hier 
völlig aus. Es kommt daher auch nicht darauf an, ob eventuell, wie die 
Klägerin darzutun sucht, die ortsfremden Schiffer in bezug anf die Trink¬ 
wasserversorgung durch die Gemeinde besser gestellt sein würden, wie die 
ortseingesessene Bevölkerung. 

Die Pflicht der Gemeinde, für die Schiffer Trinkwasser zu beschaffen 
und bereitzustellen, findet dagegen ihre Schranken darin, daß es sich auch bei 
den durch § 35 a. a. 0. vorgesehenen Einrichtungen stets nur um Angelegen¬ 
heiten handelt, welche ihrem Wesen nach zu den Aufgaben der Gemeinde¬ 
verwaltung gehören. Eine Fürsorge der Gemeinde für die Schiffer ist deshalb 
nur insoweit geboten, als diese zur ortsaufhali samen, am allgemeinen Orts¬ 
verkehr teilnehmenden Bevölkerung zu rechnen sind, für die allein die Gemeinde 
einzutreten hat. Soweit die Schiffer das Gemeindegebiet lediglich durchfahren 
oder in ihm nur aus Anlaß des Schiffahrtsbetriebes allein Aufenthalt nehmen, 
treten sie weder in die örtliche Gemeinschaft noch in den allgemeinen Orts¬ 
verkehr ein, sondern verbleiben im Schiffahrtsverkehr, der vermöge seiner 
Eigenart, die sich auch in der Regelung der polizeilichen Zuständigkeit zeigt, 
dem allgemeinen Ortsverkehr gesondert gegtnübersteht und deshalb ebenso¬ 
wenig der Fürsorge der Gemeinde, wie der Aufsicht der <»rtepolizei unterliegt, 
ln gleicher Weise ist die Fürsorgepflicht der Gemeinde auch bei einem Auf¬ 
enthalt der Schiffer zwar im Gemeindegebiet, aber außerhalb der bebauten 
Ortslage zu verneinen, weil auch in diesem Falle der Schiffsbevölkerung im 
allgemeinen der örtlichen Gemeinschaft und dem allgemeinen Ortsverkehre 
fernbleibt. Infolgedessen läßt sich eine Verpflichtung der Gemeinde, die 
Schiffer mit Trinkwasser zu versorgen, regelmäßig nur für die im Ortsbereiche 
belegenen Schiffsliegeplätze und auch hier nur dann anerkennen, wenn diese 
Liegeplätze dauernd und bestimmungsgemäß die Schiffsbevülkernng in un¬ 
mittelbare Beziehung zum Orte uud seinem allgemeinen Verkehre setzen. 
Dauernde Verhältnisse sind dabei nicht in dem Sinne erforderlich, daß jedes 
einzelne Fahrzeug dauernd dort liegen müsse, sondern nur so, daß dauernd 
an der betreffenden Stelle Schiffe anlegen. Die Liegestelle muß aber hierzu 
ausersehen und allgemein freigegeben, insbesondere von der Schiffahrtspolizei¬ 
behörde dazu bestimmt sein, weil das freie Belieben einzelner Personen im 
Landen and auch die bloße Duldung dessen die Fürsorgeptlicht der Gemeinde 
noch nicht zu begründen vermag. 

Aus diesen Erwägungen erweisen sich im vorliegenden Falle die polizei¬ 
lichen Forderungen mit Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse an den in 
Frage stehenden Stellen nur zum Teil als berechtigt. 

So besteht für die Klägerin keine rechtliche Verpflichtung, am Ver- 
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bindungskanal in der Nähe der K. Fabrik und an der Ch. Schleuse Trinkwasser¬ 
anlagen für Schiffer zu schaffen, weil beide Stellen ganz außerhalb des be¬ 
bauten Ortsgebiets und allgemeinen Ortsverkehrs liegen. Bei der C. Schleuse 
kommt außerdem hinzu, daß die Schiffer hier außerhalb der kalten Jahreszeit, 
während deren die Schiffahrt überhaupt ruht, Aufenthalt nur nehmen, wenn 
und soweit sie auf ihr Darchschleusen warten müssen, so daß ihr Verweilen 
an dieser Stelle lediglich aus Gründen des Schiffahrtsverkehrs erfolgt. Letz¬ 
teres gilt auch für die Spreestrecke am T. Weg. Auch hier findet ein Lösch¬ 
end Ladeverkehr, von vereinzelten, nicht in Betracht kommenden Ausnahmen 
abgesehen, nicht statt und ist das Anlegen und Stilliegen von Schiffsfahr¬ 
zeugen und Flößen sogar grundsätzlich verboten. Nur Schleppdampfer legen 
sich daselbst regelmäßig zu vorübergehendem Aufenthalt fest. Dies geschieht 
aber nicht aus dem Grunde, ihrerseits Verkehr mit dem Lande zn suchen, 
sondern ist in erster Linie darauf zurückzuführen, daß die Eigenart des Schlepp¬ 
betriebes sie zu zeitweiligem Warten veranlaßt, und ist deshalb in den be¬ 
sonderen Verhältnissen des Schiffahrtsverkehrs begründet. Infolgedessen fehlt 
es am T.weg an denjenigen Voraussetzungen, welche eine Fürsorgepflicht der 
klagenden Gemeinde zu begründen vermöchten. Zu demselben Ergebnis tühren 
schließlich die örtlichen Verhältnisse der Spreestrecke zwischen der Einmündung 

des Verbindungskanals und der G. brücke. 

Von den polizeilichen Forderungen bleiben sonach nur noch die beiden 
Wasserentnahmeatelten am Verbindungskanal in der Nähe Beiner Einmündung 
in die Spree und in der Nähe der städtischen Gasanstalt, ferner die Wasser- 
entnahmestellen an dem S.steg und an der <’. Brücke übrig. Bezüglich ihrer 
ist die Fürsorgepflicht der klagenden Gemeinde zu bejahen. Sie liegen sämt¬ 
lich innerhalb der bebauten Ortslage und werden beständig in Btarkem Maße 
von den Schiffern zum Zwecke des Entladens und Beladene ihrer Schiffe auf¬ 
gesucht, wobei die Liegezeit des einzelnen durchschnittlich etwa fünf Tage 
beträgt. IIeberall befinden sich zahlreiche staatliche oder öffentliche städtische 
Lösch- und Ladestellen, die sich am S.steg auf der rochten Spreessite, im 
übrigen an beiden Ufern entlang ziehen. Oeffentliche Straßen, Uferwege mit 
Laderampen und Ladetreppen, an der C. Brücke auch eine besondere Ladestraße 
vermitteln einen allgemeinen Verkehr zwischen Schiff und Land. Diese Ver¬ 
hältnisse bringen die Schiffsbevölkerung an jenen Stellen in einen näheren 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit der übrigen Ortsbevölkerung und machen 
die dortigen Liegestellen zu Plätzen des allgemeinen Ortsverkehrs, so daß hier 
die Ortsgemeinde auch für die Trinkwasserbedürfnisse der Schiffer einzutreten 
hat. Die geschilderten Verhältnisse entziehen zugleich dem allgemeinen Ein- 
wande der Klägerin den Boden, daß die ihr aufgegebenen Einrichtungen nicht 
so sehr den Ort C., wie die von den Schiffern späterhin zu durchfahrnnden 
Gebiete gegen übertragbare Krankheiten schützen würden. Die Angaben der 
Klägerin über das Vorhandensein von Trinkwasserstellen in der Nähe der vor¬ 
genannten Wasserstrecken sind nicht dazn angetan, jedes Bedürfnis nach den 
angeforderten neuen Anlagen derart auszuschließen, daß dadurch das Vor¬ 
handensein der tatsächlichen Voraussetzungen des polizeilichen Verlangens in 
Frage gestellt wäre. Ob durch die Verweisung der Schifferbevülkerung an 
diese Stellen dem Bedürfnisse der ersteren in vollem Maße Rechnung getragen 
wird oder nicht, ist eine Frage, die wesentlich auf dem Gebiete der Not¬ 
wendigkeit und Zweckmäßigkeit liegt, dem der Vcrwaltungsrichter nicht näher 
zu treten hat. Soweit hiernach die Verpflichtung der Stadt zur Schaffang von 
Trinkwasserentnahmestellen für die Schiffer anzuerkennen ist, kann ihr endlich 
nicht entgegengehalten werden, daß die an der Wasserstraße entlang führenden 
Straßen weder im Eigentume noch in der Unterhaltung der Stadt ständen 
und letztere deshalb auch nicht in der Lage sei, die Entnahmestellen an den 
verlangten Orten einzuriebteu. Abgesehen davon, ob der Stadt nach dieser 
Richtung hin überhaupt Schwierigkeiten erwachsen würden, ist es lediglich 
ihre Sache, die geeigneten Schritte zu unternehmen, um die Errichtung der 
Entnahmestcllen durchzuführen. Eine rechtliche oder tatsächliche Unmöglich¬ 
keit der Ausführung liegt nicht vor. 


Strafbare Ankündigung hygienischer Bedarfsartikel (antikonzeptio¬ 
neller Mittel) durch Versendung von Preislisten« Urteil des Reichs¬ 
gerichts (Str.-S.) vom 21. Dezember 1910. 
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Der Angeklagte, der in seiner Apotheke in der Hauptsache Artikel für 
Krankenpflege vertreibt, hatte am 4. Januar 1910 durch Vermittlung der 
Ineeratenezpeditioa Mosse ein Ioaerat in der Frankfurter Zeitung er¬ 
scheinen lassen, durch das er hygienische Bedarfsartikel, Mittel zur Verhütung 
der Konzeption, Gummiwaren etc. ankündigte. An Kunden, die auf solche 
Inserate hin bestellten, richtete er zunächst die Bflckfrage, welche spezielle 
Artikel sie wünschten, und sandte ihnen dann seine Spezialpreislisten. 
Vom Landgericht in Frankfurt war er wegen Vergehens des g 184,3 8tr. G. B. 
zu einer Geldstrafe von 3 Mark verurteilt; nach der Judikatur des Beichige- 
richts seien solche sogenannte hygienische Bedarfsartikel dann als zu un¬ 
züchtigem Gebrauche bestimmte Gegenstände zu betrachten, wenn sie beim 
auflerehelichen Verkehre Verwendung finden; ihre Anpreisung sei deshalb 
auch strafbar, wenn eine solche Verwendung durch Unverheiratete vom An- 
preisenden vorausgesehen worden sei. Der Angeklagte habe sich mit seiner 
Anpreisung an den Leserkreis seiner Zeitung, an dne unbegrenzte Vielheit 
von Personen, also an das Publikum gewendet und habe an jeden, der es ge* 
wollt habe, nach einer Bflckfrage seine Spezialpreislisten geschickt. Dabei 
habe der Angeklagte Erkundigungen unterlassen, ob die Besteller ausschließ- 
Uch verheiratete Personen gewesen seien. Bis zur sicheren Feststellung die¬ 
ser Tatsache aber habe der Angeklagte mit der Möglichkeit rechnen müssen, 
dafl viele Besteller unverheiratet gewesen seien und die Artikel demnach zum 
außerehelichen, d. h. unzüchtigem Gebrauche haben wollten. Strafmildernd 
solle jedoch in Betracht gezogen werden, daß die Annoncen weder auffällig noch 
anstößig gewesen und auch nicht beanstandet worden seien. Die gegen dies 
Urteil eingelegte Bevision wurde vom Beichsgericht verworfen. Zutreffend gehe 
das Landgericht davon aus, daß solche hygienische Bedarfsartikel dann als zu 
unzüchtigem Gebrauche bestimmte Gegenstände zu gelten haben, wenn ihre 
Verwendung auch zum außerehelichen Verkehre vorausgesehenr werden müsse. 
In dem Inserat liege zwar noch keine strafbare Anpreisung, wohl aber in der 
Versendung von Spezialpreislisten an jeden Beliebigen des unbegrenzten 
Leserkreises der Zeitung. 1 ) (Sächsische Korrespondenz.) 


Begriff „Unzüchtig“ ln bezug auf Druckschrift („Weniger Kinder 
and glücklichere Eltern“) Im Sinne des $ 184 8tr.-6.-B. Urteil des 
Beichsgeriehts (Str.-S.) vom 3. Januar 1911. 

Das Landgericht Breslau hatte im Strafverfahren durch Urteil vom 
30. Juli auf Unbrauchbarmachung der Druckschrift: „Weniger Kinder 
und glücklichere Eltern“ erkannt, da deren Inhalt nichts gemein mit 
wissenschaftlicher Bearbeitung habe. Der marktschreierische Untertitel des 
Buches: „ein Notschrei der Menschheit“, die Phrasen über gesundheitliche 
Verhältnisse sowie die übermäßig breite Darstellung des geschlechtlichen 
Lebens ließen zu deutlich den „offenbar unzüchtigen Endzweck“ 
des Werkes erkennen, das Gescblechtsgefühl zu reizen. Die in einigen Kapiteln 
mit wissenschaftlichem Anstriche angegebenen Mittel zur Menstruationsver- 
eitelung seien nur Deckmantel, den wahren Charakter des Buches als einer 
unzüchtigen Schrift zu verhüllen. Za diesem objektiv unzüchtigen Inhalt des 
Werkes komme, daß auch die auf demselben und auf den Prospekten auf¬ 
gedruckten Titelbilder objektiv unzüchtige seien. Das Titelblatt des Werkes 
selbst zeige zwei vollständig nackte Menschen beiderlei Geschlechts und einen 
weinenden Storch, dem die abgebildete weibliche Figur eine Nase ziehe. Dan 
Prospekten sei gleichfalls ein Storch aufgedrückt, der betrübt das Buch des 
Verfassers betrachte. Beide Bilder seien geeignet, geschlechtliche Lust¬ 
erregung zu bewirken. Hierzu komme, daß das Buch und die Prospekte bei 
ihrer Auslage in der Buchhandlung nicht nur Eheleuten, sondern auch Unver¬ 
heirateten zugänglich gewesen seien. Die Bevision des Angeklagten rügt 
Verkennung des Begriffes unzüchtig; dies gehe schon daraus hervor, daß 
gerade die Stellen, aus denen das Landgericht den „unzüchtigen Endzweck“ 
des Werkes herleite, „wissenschaftlichen“ Werken Häckels und Manto- 
gazzas entnommen seien. Die bildlichen Darstellungen seien gleichfalls 


‘) In nwel anderen ähnlichen Fällen hat das Beichsgericht durch die 
Urteile vom 18. Februar und 13. Dezember 1910 in gleicher Weise entschieden. 
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nioht unzüchtig, da ne nur aui den Inhalt des Buches hindeuten, ohne ihrer* 
seits geschlechtliche Lusterregung herbeizuführen. Das Reichsgericht verwarf 
jedoch die Revision, trotz der Versicherung des Interessenten, daß damit sein 
„Lebenswerk* vernichtet werde. Die tatsächlichen Feststellungen des Vorder¬ 
richters über den unsüchtigen Charakter des Werkes seien bedenkenfrei. Auch 
darin liege kein Rechtsirrtum, daß das Landgericht die Unzüchtigkeit gerade 
aus einer Reihe von Stellen herleite, die aus anderen, nicht unzüchtigen, weil 
wissenschaftlichen Werken entnommen seien. Entscheidend sei, in welcher 
Verbindung und zu welchem Zwecke diese Stellen übernommen worden seien. 

(Sichsische Korrespondenz.) 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A . Königreich Preussen. 

Zahlung von Fubrkostenentscbädigungen, an Regierungs* und Medi* 
sinalrlte. Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegen¬ 
heiten vom 30. Dezember 1910 — M.^3252 — an simtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen mache ich darauf aufmerksam, 
daß den Regierungs- und Medisinalräten die Fuhrkostenentschädigung von 
1,60 M., die ihnen nach § 1 des Gesetzes vom 9. März 1892 für medizinal- 
oder sanitätspolizeiliche Verrichtungen an ihrem Wohnorte oder in geringerer 
Entfernung als 2 Kilometer von diesem zu zahlen war, nach dem Gesetze, 
betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909, nicht 
mehr zusteht. Die etwa zu Unrecht gezahlten Beträge sind zur Staatskasse 
wieder einzuziehen. Hinsichtlich der Dienstgeschäfte am Wohnorte pp. gilt 
jetzt auch für die Regierungs- und Medizinalräte, abgesehen von den Apothe¬ 
kenbesichtigungen, (vgl. § 14 Absatz 1 des Gesetzes vom 14. Juli 1909) die 
Vorschrift im § 7 des Gesetzes, betreffend die Reisekosten der Staatsbeamten, 
vom 26. Juli 1910, wonach dem Beamten gegebenenfalls die verauslagten 
Fahrkosten erstattet werden. 


Abführung von Gebühren für die Revision von Schiffsapotheken an 
/die Staatskasse* Erlaß des Ministers der usw. Medizinalenge- 
S egenheiten vom 31. Dezember 1910 — M. 2871. II. — an sämtliche 
' Herren Regierungspräsidenten. 

Nach der mit Bericht vom 4. November d. J. — Pr. A. VI. 4594 — 
vorgelegten Nachweisung hat der vollbesolldete Kreisarzt Dr. N. in St. in den 
Etatsjahren 1908 und 1909 die Gebühren für die Revision von Schiffsapotheken * 
für sich vereinnahmt. 

Nach der von mir in Gemeinschaft mit dem Herrn Minister für Handel 
und Gewerbe erlassenen Bekanntmachung vom 11. Juni 1906 (Min. Blatt für 
Med. Ang. 8. 291) ist für die Revision der Ausrüstung von Kauffahrteischiffen 
mit Arznei- und anderen Hilfsmitteln zur Krankenpflege der Kreisarzt zu¬ 
ständig. Diese Tätigkeit ist mithin als eine amtliche anzusehen, und die Ge¬ 
bühren dafür sind von dem vollbesoldeten Kreisarzt an die Staatskasse abzu¬ 
führen (§ 4 des Gesetzes vom 14. Juli 1909). Auch vor der Einführung des 
angesogenen Gesetzes und der neuen Dienstanweisung für die Kreisärzte 
unterlagen die Gebühren, da es sich um Verrichtungen handelt, für die der 
Kreisarzt ausschließlich zuständig ist, der Ablieferungspflicht. 

Ew. pp. ersuche ich ergebenst, hiernach das Erforderliche gefälligst zu 
veranlassen. 


X Mitwirkung der Kreisärzte und der Landespolizelbehürde bei Neu- 
/ an lagen und Ueberwachuug der elsenbahnflskallschen Wasserversorgung«- 
anlagen* Erlaß der Minister der usw. Angelegenheiten und 
des Innern vom 12. November 1910 — M. d. g. A. M. Nr. 20 107, 
10; M. d. Inn. II d. Nr. 2456 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 
Auf den Bericht vom 8. Januar v. Js. — IE. 6119 — erwidern wir 



^2 

Leerer E v-iw^Llgeboren im EinverneiimfcÄ mit dem Eem Kiriner der cffest- 
üu.e* Artete» erget/CErt foigende«: 

Lt Lax* dax.BgcruJ.1 ut-iea, ob die ei s ertim -kaliftten Einrichtungen 
zur V*r*org5og Oec reifsten Put. itn5 n^t Ir:tK- und Grbranctrwnsser 
tauä'.z.lich iea n..gerüeirea G*b r au'h diesen in Eine de? § io Ab?. 1 des 
Ktiu L^e^eizes. beirtr-sd die Bekämpfung gcrLeingefür. eher Krankheiten 
vom i.» Jaii IV » \ uud demgemäß fortlaufend durcn staatliche Beamte zu 
ßea&UicLt:g*;a ts:ad. Jedenfa^t kann aner weder aus dieser G-?etzesvof5ckrift, 
noch au« den ganz allgemein gefaßten Bei-timmungen des § r * des Preußischen 
Gesetzes, betreff*nd die D;en£t«:e:iuEg des Kreisarztes xvom 16. September 
1EG, und der, Dritten gegenober ni.ht zw.ng^idea Vorschrift im § 74 der 

23. März IrOl 

Djenttanweuung für die Kreisärzte vom j- **£.*^^7 TcT^ gefolgert werden, 

daß die eisetbaLßf-.kalucten Wasserve^sorgung-anlag« n notwendig einer 
Kündigen Ueberwachurg dnrch die Kreisärzte unterliegen. Wenn auch 
fnr die E.eeobahaoet/lrlen die von den zuständigen Landesbetörden auf dem 
Gebiet der Gc=un iLeil-phege erlassenen Anordnungen alig-meiner Art maß¬ 
gebend und ver r jindu:b sind, so bleiot ihnen doch die Ausführung der danach 
zu treffenden Vorbeugung*- uni Sjhnt m*oregeln gemäd £ 4 r » des Erichs- 
gesetzt« vom 90 Juni IVr.» innerhalb ihres Ressorts selbständig überlassen- 
Der Herr Minister der Amtlichen Arbeiten hat sich aber veranlagt gesehen, 
die von ihm in Ausübung vorerwähnter Befugnis unter dem 27. März 1907 
aufgertellten r Orandzüge für die Errichtung von Bdbnwasserwerkcn und Vor¬ 
schriften für die WasserantersnchuLg* <E. N. Bl. S. 197* dthin zn ergänzen, 
daß den EisenOahnbehorden far gewisse Fälle die Zuziehung der Kreisärzte 
nahe gelegt oder vorgeschrieben wird. Euere Hoehwohlgeooren wollen die 
Kreisärzte Ihres Bezirks mit entsprechender Anweisung versehen und gleich¬ 
zeitig anorduen, daß von ihnen etwa bemerkte Mängel oder za machende 
Abänderungsvorschläge nur durch die Lande=polizeibehdrdc zur Kenntnis der 
zuständigen Eisenbahndirektion zn briogen sind. 

Ein Druckcx^mplar der neagefabten Grundzuge. auf deren Bestimmungen 
zu II A. 1 letzter Satz; II B. eroter Absatz: IV. 1. 1 letzter Satz; V. 2. 
letzter Harz und VI. IL Ziffer 4 Abs. 3 letzter Satz wir besonders hmweisen. 
ist ergebenst beigefügt. 

Die Mitwirkung der Landespolizeibehörde wird sich im übrigen auf die¬ 
jenigen lalle der N^uaniage bahneigener Wasserwerke zu beschränken haben, 
in denen durch diese Anlagen öffentliche Interessen berührt werden. Die 
Eisenbahnbehörden sind angewiesen worden, in solchen Fallen vor Ausführung 
der Pläne die Zustimmung der Landespolizeibehurdcn einzuholen. (Erlab des 
Herrn Minifciers der öffentlichen Arbeiten vom 9. Juli 1910, Eisenb-Verord.- 
Bl. 8. 17 E) 


Verhütung von Ge&undheitsbe^chädignngen durch den Verkehr mit 
/ Kohhiluten. Erlab des Ministers für Handel und Gewerbe vom 
‘JO. Dezember 1910 — Nr. III 1U223 — an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Durch diesen Erlaß ist angeordnet, daß die in den ^ 09-99. 90 u. 91 
der nachstehend neuen Enfüllverhütungsvorschriften der Lederindustrie-Berufs- 
gcnojHcnschaft vom JE Mai und 9. September 1910 enthaltenen Vorschriften an 
Stelle der früheren vom 0. Juni 1891 gegeberen Anweisung und der Ver¬ 
fügungen vom 0. Juli 1S97 und 12. Dezember 1*98 treten sollen. 

Enfallvcrhütungsvorschriften. 

fj 09. Rohe Schaf- und Ziegenfelle sowie trockene ausländische Roh- 
häute Mnd in besonderen, verschließbaren Lagerräumen aufzubewahreu, die 
nur zu diesem Zweck dienen und mit Wohnräumen, Stallungen oder Räumen 
zur Aufbewahrung von Viehfutter nicht in unmittelbarer Verbindung stehen. 

S 94. Die Lagerräume sind mit einem aus Zement, Asphalt oder einem 
ähnlichen, undurchlässigen Material fngendicht hergestellten Fußboden zu ver¬ 
sehen. Bestehende Anlagen dürfen für einen Zeitraum von zehn Jahren weiter 
benutzt werden, soweit sie mit einem dichten und festen Fußboden versehen sind. 

Di* Lagerräume sind mindestens einmal wöchentlich nach Beendigung 
der Arbeit feucht zu reinigen, z. B. durch Auskehren mit feuchtem Sagemehl 
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oder feuchter Lohe. Außerdem hat nach Leerung des Lagerraumes oder ein¬ 
seiner Teile desselben regelmäßig ihre Desinfektion durch Anstreichen mit 
einer Lösung yon 1 Gewichtsteil frischem Chlorkalk in 20 Gewichtsteilen 
Wasser mit der Maßgabe zu erfolgen, daß mindestens alle Jahr einmal der 
ganse Lagerraum in dieser Weise desinfiziert wird, Wände und Decken aber 
nur insoweit, als sie mit Rohhäuten in Berührung gekommen sind. Der An¬ 
strich darf frühestens nach Ablauf von 24 Stunden entfernt werden. 

Kehricht und wertloses Packmaterial (Strohseile, Baststricke u. dergl.) 
sind zu verbrennen. 

§ 05. Rohe Schaf- und Ziegenfelle sowie trockene ausländische Rohhäute 
sind mit besonderer Vorsicht zu behandeln; sie dürfen insbesondere nicht 
unnötig Erschütterungen ausgesetzt oder geworfen werden. 

Für die Beförderung der Häute empfiehlt es sich dringend, besondere 
Einrichtungen (Wagen oder dergleichen) zu verwenden. 

Zum Tragen der Häute sind den Arbeitern Schutzkappeu, die Kopf, 
Nacken und Schulterblätter bedecken, zum Hantieren mit trockenen auslän¬ 
dischen Häuten Arbeitskittel in ausreichender Zahl und guter Beschaffenheit 
zur Verfügung zu stellen. 

Der Arbeitgeber hat durch geeignete Anordnungen und Beaufsichtigung 
dafür Sorge zu tragen, daß die Arbeitskittel und Schutzkappen nur von den¬ 
jenigen Arbeitern benutzt werden, denen sie zugewiesen sind, und daß sie 
nach je ein wöchigem Gebrauch mindestens einmal desinfiziert werden. Die 
Desinfektion muß nach Wahl des Arbeitgebers geschehen entweder durch 
mindestens einhalbstündige Einwirkung strömenden Wasserdampfes bei einem 
Ueberdruck von nicht unter 0,15 Atmosphären oder durch mindestens einBtün- 
diges Kochen im Wasser. 

§ 66. Die Arbeiter, die mit rohen Schaf- und Ziegenfellen oder trockenen 
ausländischen Rohhäuten in Berührung kommen, sind beim Antritt des Arbeits¬ 
verhältnisses auf die ihnen drohende Milzbrandgefahr aufmerksam zu machen 
und es ist ihnen der Abdruck der Unfallverhütungsvorschriften und einer Be¬ 
lehrung über Milzbranderkrankung auszubändigen. Außerdem ist in den Be¬ 
triebsräumen an geeigneten Stellen die Belehrung auszuhängen. Die nötige 
Anzahl der Belehrung wird den Betriebsunternehmern von der Genossenschaft 
zur Verfügung gestellt. 

§ 67. In einem staubfreien Teil der Anlage müssen an geeigneten 
Stellen für die Arbeiter Wascheinrichtungen und, soweit Arbeiter im Betriebe 
ihre Mahlzeiten einzunehmen pflegen, ein Speiseraum vorhanden sein. Der 
Raum muß sauber und staubfrei gehalten und während der kalten Jahreszeit 
geheizt werden. 

Es müssen Wasser, Seife und Handtücher sowie Einrichtungen zur Ver¬ 
wahrung der Kleidungsstücke in ausreichender Menge vorhanden sein. 

§ 68. Der Arbeitgeber hat darauf zu halten, daß Arbeiter mit wunden 
Hautstellen, insbesondere an Hals, Gesicht, Händen und Armen, zur Beschäfti¬ 
gung in den im § 63 bezeichneten Lagerräumen und zu Arbeiten nicht zuge¬ 
lassen werden, bei denen sie mit rohen Schaf- und Ziegenfellen oder trockenen 
Rohhäuten, welche die Kalkäscher noch nicht durchlaufen haben, in Berührung 
kommen. 

§ 69. Weiter hat der Arbeitgeber darauf zu halten, daß jeder milz¬ 
brandverdächtige Arbeiter sofort ärztliche Hilfe in Anspruch nimmt, und daß 
jeder milzbrandkranke Arbeiter in das von der Berufsgenossenschaft als zu¬ 
ständig bezeichnete Krankenhaus verbracht wird. 

§ 90. Arbeiter, welche mit der Verarbeitung von rohen Schaf- und 
Ziegenfellen sowie trockener ausländischer Rohhäute beschäftigt sind, dürfen 
erst dann den Speiseraum betreten, Mahlzeiten einnebmen oder die Anlagen 
verlassen, wenn sie zuvor die vorgeschriebenen Arbeitskleider abgelegt und 
Gesicht, Kopf- und Barthaare, Hals, Hände und Arme sorgfältig gewaschen 
haben. 

Die Arbeiter dürfen Getränke in offenen Gefäßen und Nahrungsmittel 
nicht in die Arbeitsräume mitnehmen. Das Einnehmen von Speisen ist ihnen 
nur außerhalb der Arbeitsräume gestattet. 

§ 91. Spürt der Arbeiter auf der Haut ein verdächtiges Jucken oder 
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Bimm oder einen 8chmerz, welcher tob einem aaiaaga Uahn, bell größer 
werdeadea duaklea Bläschen entgeht, so bet er bierroa sofort der zuständigen 
Betriebestelle Anzeige zu machen and sieb unverzüglich ia kxstlicbe Behsnd- 
lug oder ia das vorgeschriebeae Kreskeahens za begeben, de eine Ver¬ 
zögerung die Kraakbeit leicht gefibrlicb meebea and ia wenigen Tagen zmm 
Tode führen km, 


B. Eteua »Lothringen. 

Verpflichtung der iente rar Anmeldung tu ibertragbarea Krank* 
helfen. Kaiserliche Verordnung Tom 29. Oktober 1910. 

Wir Wilhelm, tob Gottes Gnaden Deutscher Karner, König tob 
Preußen ete. verordnen im Namen des Reichs für Elsaß-Lothringen, auf Grund 
des Dekrets vom 22. Dezember 1789 Abteilug 3 Artikel 2 Ziffer 9 und des 
Gesetzes vom 16. 24. August 1790 Titel XI Artikel 3 Ziffer 5 hiermit, 
was folgt: 

Die Aerzte sind verpflichtet, abgesehen tob der ihnen nach dea §§ 1 
und 2 des Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krank¬ 
heiten vom 30. Juni 1900 obliegenden Anzeigepflicht — bei Aussatz (Lepra), 
Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Pest 
(orientalische Beulenpest), Pocken (Blattern) ud gemäß der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 28. September 1909 bei Milzbrand — von jedem Falle 
folgender Krankheiten, deren Behandlung ihnen anvertraut ist oder ihnen au 
ihrer Berufstätigkeit (s. B. bei der Leichenschau) bekaut wird, längsten 
binnen 24 Stunden nach Feststellug der Krankheit dem Kreisärzte des¬ 
jenigen Kreises, ia welchem sich der Kranke befindet, schriftlich Anzeige zu 
erstatten: 

Diphtherie (Rachenbräune); 

Genickstarre (übertragbare); 

Kiadbettfieber (Wochenbett — Puerperalfieber); 

Körnerkrankheit (Trachom), weusie gehäuft auftritt; 

Botz; 

Bückfallfieber (Febris recurrens); 

Ruhr (übertragbare Dysenterie); 

Scharlac 1 (Scharlachfieber); 

Tollwut (Lyssa) sowie Bißverletzuagea durch tolle oder der Tollwut 
verdächtige Tiere; 

Trichinose; 

Tuberkulose, in jedem Falle von offener Lungen und Kehlkopf¬ 
tuberkulose 

a) bei bekannt gewordenen Wohnungswechsel des Kranken, 

b) bei hochgradiger Gefährdung der Umgebung des Kranken in Rücksicht 
auf seine Wohnungsverhältnisse, 

c) bei jedem in einer Schule oder Erziehungsanstalt, in Privatkraakeahäusern, 
Waisen-, Armen-, Siechenhäusern und sonstigen Anstalten feetgestelltea 
Falle, 

d) bei jedem Todesfälle; 

Typhus (Unterleibstyphus), sowie von jeder Erkrankung, welche den 
Verdacht des Typhus erweckt oder ihm ähnlich ist, wie Paratyphus (Fleisch-, 
Fisch-, Wurstvergiftungen). 

Ortspolizeiverorduungen, welche weitergehende Bestimmungen enthalten, 
insbesondere die Erstattung der Anzeige statt an den Kreisarzt an die Ört¬ 
liche Polizeiverwaltung vorschreiben, werden von der gegenwärtigen Verord¬ 
nung nicht berührt. 

Das Ministerium ist ermächtigt, die Anzeigepflicht erforderlichen Falles 
auch anf andere übertragbare Krankheiten vorübergehend auszudehnen, wenn 
und solange solche gehäuft auftreten. Auch erläßt es die zur Ausführung der 
Verordnung erforderlichen Bestimmungen. 

Die Verordnung tritt am 1. Januar 1911 in Kraft 
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Rechtsprechung. 

Verpflichtung zur Beseitigung gesundheitsgefährdender Zustände 
durch Grundstücksbesitzer. Urteil des preuß. Oberverwaltungs¬ 
gerichts vom 2. November 1910. 

Die angefochtene polizeiliche Verfügung vom 23. April gibt dem Kläger 
auf, entweder die Tonnen von dem Grundstück Sophienstraße 42 zu entfernen 
oder sie in einem geruchsundarchlässigen, von der Straße entfernten Baum 
unterzubringen. Wenn der Kläger behauptet, daß ihm die Erfüllung der 
zweiten Alternative nicht möglich sei, weil infolge besonderer baupolizeilicher 
Beschränkungen für die in Frage kommende Stadtgegend die Bauerlaubnis 
für die fiernchtuag des verlangten geruchsundurchlässigen Baumes nicht er* 
teilt werden könne, so kann dahingestellt bleiben, ob diese Behauptung zutrifft. 
Denn auch wenn es dem Kläger nicht möglich sein sollte, auf seinem Grund* 
stück geruchsundurchlässige Bäume herzustellen, so liegt doch eine zur Auf¬ 
hebung der polizeilichen Verfügung führende Unmöglichkeit, ihr nachzu¬ 
kommen, nicht vor, wenn nur eine Alternative gestellt werden kann. Daher 
kommt es auf die Erfüllbarkeit der anderen Alternative nicht an. 

Die angefochtene polizeiliche Verfügung findet ihre gesetzliche Stütze 
in § 10 Titel 17 Teil II des Allg. Landrechts, wonach es zu den Aufgaben 
der Polizei gehört, Maßnahmen zur Abwendung der dem Publikum oder ein¬ 
zelnen Mitgliedern desselben drohenden Gesundheitsgefahr zu treffen. Npch 
dieser Bestimmung erscheint die Polizeibehörde befugt, der Verbreitung übler 
Gerüche, wenn diese die menschliche Gesundheit gefährden, entgegenzutreten. 
Diese Voraussetzung für das Einschreiten der Polizei ist hier gegeben. Nach 
dem auf Grund zweimaliger persönlicher Information an Ort und Stelle erstat¬ 
teten Gutachten des Regierungs- und Medizinalrats vom 11. August 1909 
lagern auf dem Grundstück des Klägers mehrere tausend Tonnen, an denen 
zersetzungsfähige Beste ihres früheren, aus Fett, Oel, Petroleum, Heringen, 
Sauerkohl nnd anderen Nahrungsmitteln bestehenden Inhalts haften. Die 
Zersetzung dieser Stoffe erzeugt bei warmer, wenig bewegter und feuchter 
Luft üble Gerüche von solcher Stärke, daß die Bewohner der an den angren¬ 
zenden Straßen gelegenen Häuser gezwungen sind, sich dagegen abzuschließen 
und den Luftzutritt in ihre Wohnungen zu verhindern. Mit diesen Bekun¬ 
dungen des Sachverständigen stimmt das Ergebnis der Zeugenvernehmung im 
wesentlichen überein. Am meisten ins Gewicht fallen die Aussagen der 
Zeugen von J., Frau von B., L. und von Scb., da diese dem Tonnenlager des 
Klägers am nächsten — in der W.straße zirka 15 m vom Lager entfernt — 
wohnen und daher am ehesten in der Lage sind, die hier in Betracht kom¬ 
menden Wahrnehmungen zu machen. Nach ihren übereinstimmenden Aus¬ 
sagen tritt der üble Geruch des Tonnenlagers recht häufig und in großer 
Stärke besonders an schwülen Tagen und nach Begenfall auf und wird von 
ihnen als durchdringender Gestank, als fürchterlich, unhaltbar und unerträg¬ 
lich bezeichnet. Die Zeugen sind an den Geruchstagen völlig an dem Genuß 
frischer Luft verhindert und genötigt, die Fenster zu schließen; sie können 
infolgedessen auch nur selten im Sommer den Garten am Hause benutzen. 
Zwei der Zeugen (r. J. und von Sch.) haben die Wohnung nur auf die Ver¬ 
sicherung der Vermieters hin gemietet, daß die Entfernung des Tonnenlagers 
mit größter Wahrscheinlichkeit in Aussicht stehe. Uebereinstimmend haben 
diese 4 Zeugen keinen Zweifel darüber gelassen, daß dieser überaus starke, 
häufig auftretende Gestank dem Tonnenlager des Klägers entstamme, und daß 
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eine Verwechselung mit anderen üblen Gerüchen, etwa aas der nahegelegenen 
Tongrube oder aus landwirtschaftlichen Betrieben, ausgeschlossen sei. Aus 
diesen Zeugenaussagen geht ferner hervor, daß es keinen Unterschied dabei 
gemacht habe, ob die Tonnen im Schuppen des Klägers, oder außerhalb des¬ 
selben lagen. Das letztere hat auch der Zeuge St. mit der Begründung be¬ 
kundet, daß der Schuppen nicht dicht und nach einer Seite offen sei und die 
Tonnnen zu* und abgefahren würden. Dieser Zeuge hat ebenfalls stets an 
schwülen und heißen Tagen den üblen Geruch des Tonnenlagers wahrge¬ 
nommen; wenn er dadurch nicht in demselben Maße wie die vorgenannten 4 
Zeugen an dem Genuß frischer Luft behindert worden ist, so ist der Grund 
hierfür in der größeren Entfernung seiner Wohnung, die einige hundert Meter 
vom Tonnenlager entfernt liegt, zu finden. Die Zeugenaussagen bestätigen 
durchweg die Ergebnisse, zu denen das Gutachten des Sachverständigen vom 
11. August 1909 gelangt. 

Demgegenüber erscheinen die weiteren Ausführungen des Klägers be¬ 
langlos. Daß auch aus anderen Quellen üble Gerüche kommen, wie die Zeugen 
G., H. und S. bekundet haben, vermag das Endergebnis der Beweisaufnahme 
nicht zu entkräften. Denn durch die Zeugenaussagen ist in Verbindung mit 
dem Gutachten der Sachverständigen überzeugend dargetan, daß dem Tonnen¬ 
lager des Klägers an der S.straße üble Gerüche von zeitweise gesundheits¬ 
gefährdender Stärke entströmen und daß hier eine Verwechselung mit üblen 
Gerüchen aus anderen Quellen nicht vorliegt. Damit sind die tatsächlichen 
Voraussetzungen für den Erlaß der polizeilichen Verfügung gegeben; das Vor¬ 
handensein noch weiterer Erzeugungsstätten übler Gerüche ändert an der ge¬ 
sundheitsgefährdenden Beschaffenheit des klägerischen Tonnenlagers nichts 
und kommt nur für polizeiliche Erwägungen in Betracht, ob gegen diese ein 
Einschreiten geboten erscheint. Wenn der Kläger weiter geltend macht, es 
fehle der Beweis, daß die üblen Gerüche zur Zeit der polizeilichen Verfügung 
vorhanden gewesen seien, so ist es zwar richtig, daß die Aussagen der 
Zeugen von J., Frau von B., L. und von Sch. sich nur auf ihre Wahrnehmungen 
nach Erlaß der polizeilichen Verfügung beziehen. Vom Kläger ist jedoch 
nichts davon vorgebracht, daß das Tonnenlager zu der Zeit, welche die Zeugen 
und der Sachverständige im Auge haben, von anderer Beschaffenheit als vor 
Erlaß der angefochtenen Verfügung gewesen sei. Es kann daher nicht zwei¬ 
felhaft sein, daß die üblen Gerüche schon damals in derselben Weise geherrscht 
haben, wie es von den Zeugen bekundet worden ist. 

Gegenüber dem Einwand des Klägers, daß eventuell nur die Reinigung 
der Tonnen verlangt werden könne, ist darauf hinzu weisen, daß sich die Ver¬ 
fügung nur auf die Tonnen, wie sie auf dem Grundstück bisher gelagert 
haben, d. b. auf ungereinigte übelriechende Tonnen bezieht. Ob es überhaupt 
ausführbar ist, die in Frage kommenden Tonnen derart zu reinigen, daß ihnen 
üble Gerüche nicht entströmen, kann dahingestellt bleiben, weil gereinigte 
Tonnen, die nicht mehr Übel riechen, von der Verfügung ebensowenig ge¬ 
troffen werden, wie solche, deren früherer Inhalt nicht aus den in dem Gut¬ 
achten des Sachverständigen vom 11. August 1909 aufgeführten, der Zersetzung 
unterliegenden Stoffen besteht. 

Unerheblich ist endlich noch der Einwand des Klägers, daß das Tonnen¬ 
lager schon eher auf seinem Grundstücke vorhanden gewesen sei, als die 
Bauten an der W.straße, deren Bewohner sich durch die üblen Gerüche be¬ 
schwert fühlten, errichtet worden seien. Wenn früher infolge der entfernten 
Lage des Tonnenlagers von bewohnten Gebäuden ein gesundheitsgefährdender 
Zustand auf dem Grundstück des Klägers nicht vorhanden war, so wird da¬ 
durch seiner ihm als Eigentümer obliegenden Pflicht, das Nötige vorzukehren, 
sobald Schaden durch die polizeiwidrige Beschaffenheit seines Grundstücks 
entsteht, nichts geändert. Für die Grundstücksbesitzer an den benachbarten 
Straßen bestand keine Verpflichtung, mit Rücksicht auf die Benutzung des 
klägerischen Grundstücks ihre Grundstücke unbebaut oder unbewohnt zu 
lassen, wohl aber ist der Kläger verpflichtet, sein Grundstück jederzeit 
in einem Zustande — auch hinsichtlich seiner Benutzung — zu halten, daß 
daraus Gefahren für die Nachbarschaft nicht entstehen. Tut er dies nicht, 
so kann er dazu im Polizeiwege angehalten werden. 

Hiernach konnte das Vorbringen des Klägers nicht für stichhaltig er- 
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achtet werden und war der Berufung der Erfolg zu versagen. Oie Entschei¬ 
dung hinsichtlich der Kosten rechtfertigt sich nach § 108 des Gesetzes Aber 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883. 


f Feilhalten und Verkauf tos Kunsthonig, hergestellt aus amerika¬ 
nischem Bienenhonig, der gleichen Menge Stärkesirup und einem Zusatz 
tou Glykose, unter der Bezeichnung „Frübsl nrk - Verschnitt - Hotelhonig“, 
„Verschnitthonig“, „Melitase“, „Honig ron feinstem Aroma“ ist als eine 
auf Täuschung des Publikums beruhende NahrungsmlttelTerfllschung 
anzusehen. Urteil des Obersten Landesgerichts (Str.-S.) in 
Manchen vom 29. Dezember 1910. 


f Die Bezeichnung als Arzt oder Zahnarzt ohne eine im Inlande 
erworbene Approbation (mit dem Zusatz in ... . approbiert) ist nur 
dann strafbar, wenn sich der Täter der Unzulässigkeit dieser Bezeichnung 
bewusst gewesen bezw. sie trotz darüber ihm von der zuständigen Orts* 
Polizeibehörde gewordenen Belehrung auch weiterhin gebraucht hat. 
Urteil des Reichsgerichts (Str.-S.) vom 20. Dezember 1910. 


Reklame von Heilanstalten. Beschluß des preuß. ärztlichen 
Ehrengerichtshofs vom 5. April 1910. 

Das Ehrengericht hat den Umstand, daß die Anzeigen, soweit auf Grund 
des vorliegenden Materials festgnstellt werden kann, nur innerhalb knapp 
l’/s Monaten (vom 30. Dezbr. 1908 bis 10. Febr. 1909) wöchentlich, insgesamt 
sechsmal, erschienen sind, nicht hinreichend gewürdigt. Ueber diesen Zeitraum 
hinaus sind die Anzeigen nicht mehr erschienen und zwar unabhängig vom 
Eingreifen des Ehrengerichts, das erst Ende März 1909 erfolgt ist. Bei diesem 
Umfang der Reklame kann, zugleich mit Rücksicht darauf, daß der Inhalt 
der Anzeige an sich nicht beanstandet ist und daß es sich um eine Heilanstalt 
in einer Großstadt handelt, welche nicht ganz ohne gelegentliche Anzeigen 
wird bestehen können, von einem standesunwürdigen und ehrengerichtlich 
strafbaren Verhalten des Angeschuldigten noch nicht gesprochen werden. Die 
Voraussetzungen des § 3 des Ehrengerichtsgesetzes sind hiernach nicht erfüllt. 
Der Angeschuldigte war daher kostenlos (§ 46) freizusprechen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Prenzzen. 

/ r Anwendung physischen Zwanges bei der Impfung. Erlaß des 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 23. Januar 
1911 — M. d. g. A. M. Nr. 10102 — an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

In der Tagespresse sind mehrfach Fälle, in denen Impfpflichtige durch 
Polizeiorgane zum Impfarzt geführt und nnter Anwendung physischen Zwanges 
geimpft worden sind, nicht zutreffend wiedergegeben und zu Angriffen gegen 
das Impfgesetz ansgenützt worden. Um von allen solchen Vorkommnissen 
Kenntnis zn erhalten, ersuche ich Euere pp. ergebenst, gefälligst in die 
Begleitberichte zu den Jahresübersichten über die Impfungen und Wieder¬ 
impfungen entsprechende Angaben, insbesondere auch über die Umstände auf¬ 
zunehmen, die im einzelnen Falle die Anwendung physischen Zwanges zur 
Durchführung der Impfung notwendig erscheinen ließen. 



./ Mitwirkung der Schulärzte bei Bekämpfung des Lupus. Er läß'd es 
Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 10. Januar 
1911 — M. d. g. A. M. Nr. 13 256 ü. III. A. — an sämtliche Hönigliche 
Regierungen. 

Das Präsidium des Deutschen Zentralkomitees zur Bekämpfung! der 
Tuberkulose hat mit Rücksicht auf die große Verbreitung des Lupus im Deut¬ 
schen Reiche und die Schwierigkeit der Behandlung dieser Krankheit in vor- 
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geschritteneren Fällen es als erwünscht bezeichnet, dafi namentlich im jugend¬ 
lichen Alter an! beginnende Krankheitsfälle geachtet werden mochte. Es hat 
mir die Bitte vorgetragen, zu veranlassen, daß bei allen Scbüleruntersuchungen 
auf alle verdächtigen Hautausschläge, namentlich aber auf Lupusfälle geachtet 
werden möchte, und mit Rücksicht auf die Schwierigkeit der Diagnose des 
Lupus empfohlen, daß in irgend zweifelhaften Fällen die verdächtigen Kinder 
Hautärzten vorgeführt werden möchten. Die von dem Zentralkomitee einge¬ 
setzte Lupuskommission — Vorsitzender Geheimer Obermedizinalrat Prof. Dr. 
Kirchner, Generalsekretär Oberstabsarzt Prof. Dr. Nietner — welche in 
allen Teilen des Reiches mit solchen Aerzten in Verbindung steht, ist nach 
Mitteilung des Zentralkomitees gern bereit hierbei behilflich zu sein. 

Die Königliche Regierung benachrichtige ich hiervon mit dem Ersuchen, 
die Leiter sämtlicher in ihrem Amtsbereich befindlichen Schulen auf die Ge¬ 
fahren des Lupus und die Notwendigkeit seiner frühzeitigen Erkennung und 
sachgemäßen Behandlung hinzuweiten. Die Schulärzte sind anzuweisen, hei 
Einstellung der Schulrekruten und bei dem im Verlauf der Schulzeit regelmäßig 
stattfindenden Scbüleruntersuchungen auf den Lupus besonders zu achten und 
Lupusfälle unverzüglich zur Kenntnis des Schulleiters und der betreffenden 
Eltern zu bringen, anch ihnen geeigneten Falls die Befragung eines Haus¬ 
arztes anzuraten. 


Jugendpflege. Erlaß des Ministers der geistlichen, Unter¬ 
richts und Medizinalangelegenheiten vom 18. Januar 1911 — 
U. Ul B. 6088 — an sämtliche Herren Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, 
Königl. Regierungen und Provinzialschulkollegien. 

Die in den letzten Jahrzehnten erfolgte Veränderung der Erwerbs¬ 
verhältnisse mit ihren nachteiligen Einflüssen auf das Leben in Familie und 
Gesellschaft hat einen großen Teil unserer heranwachsenden Jngend in eine 
Lage gebracht, die ihr leibliches und noch mehr ihr sittliches Gedeihen aufs 
schwerste gefährdet. Immer ernster wird daher die allgemeine Durch¬ 
führung von Maßnahmen gefordert, welche dem heranwachsenden Geschlecht 
ein fröhliches Heranreifen zu körperlicher und sittlicher Kraft ermöglichen. 
Diese Forderung wird besonders dringend gerade auch von solchen erhoben, 
welche selbst seit geraumer Zeit sich um die Pflege der Jugend verdient 
gemacht und eigene Erfahrungen auf diesem Gebiete gesammelt haben. 

Auch die Königliche Staatsregierung betrachtet die Jugendpflege 
wegen ihrer hohen Bedeutung für die Zukunft unseres Volkes als eine der 
wichtigsten Aufgabe der Gegenwart und hat deren Förderung dem mir unter¬ 
stellten Ministerium übertragen. 

Um über den Geist, in dem ich die Sache behandelt zu sehen und ihr 
zu dienen wünsche, von vornherein keinen Zweifel aufkommen zu lassen, be¬ 
merke ich, deß die Jugendpflege die Anwendung irgendeiner bureaukratischen 
Schablone nicht verträgt. Tunlichst freie Entfaltung aller geeig¬ 
neten Kräfte innerhalb des durch das Ziel gegebenen Rahmens und unter 
Fühlungnahme mit den dasselbe Ziel Erstrebenden ist unentbehrlich. Wenn 
irgendwo, so hängt hier der Erfolg der Arbeit von der selbstlosen Hingebung 
der Personen ab, die sie treiben, sowohl bei dem unmittelbaren Dienste an 
der Jugend selbst, wie bei den besonders wichtigen Bemühungen, der Jugend- 
aache Freunde zu werben. 

Die Stadtverwaltungen und Schuldeputationen finden hier ein weites 
Feld aus8icbtsvoller Tätigkeit, und ich stelle gern fest, daß der Anbau des¬ 
selben bereits vielerorts — teilweise in mustergültiger Weise — in Angriff 
genommen worden ist. Auf dem Lande und für kleinere Städte erscheint es 
als der sicherste Weg zu befriedigenden Ergebnissen, wenn die Kreisver¬ 
waltungen die Sache zum Gegenstände ihrer besonderen Fürsorge machen, 
wie es bereits mehrfach in vorbildlicher Weise erfolgt ist. 

Das Werk der Jugendpflege bedarf aber vor andern des 
Wohlwollens und der opferwilligen Mithilf e aller Vaterlands¬ 
freunde in allen Ständen und Bernfsklassen. Es ist daher dringend 
erwünscht, daß die warmherzige Liebe und opferwillige Begeisternng, die ihr 
von Einzelpersonen und freien Vereinigungen, wie den zahlreichen kirchlichen 
Vereinen, den großen Tarn-, Spiel- und Sportvereinigungen, Vereinen für Volks- 
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Wohlfahrt u. a., bisher schon angewandt worden ist, ihr nicht bloß erhalten 
bleibe, sondern an Umfang und Stärke znnehme. 

Das Königliche Staatsministerinm legt Wert darauf, daß alle staatlichen 
Behörden, soweit sie dazu geeignete Räumlichkeiten, Mittel und Kräfte be¬ 
sitzen, diese nach aller Möglichkeit fttr die Förderung der Sache dienstbar 
machen. Nicht minder rechne ich anf die wertvolle Hilfe der Geistlichen aller 
Bekenntnisse. 

Schließlich darf ich mich der Mitwirkung der mir nachgeordneten Be¬ 
hörden, Beamten und Lehrer bei der erzieherischen Jugendpflege auch 
außerhalb der Schulzeit versichert halten. Ich weiß, daß ich die Be¬ 
teiligten damit vor eine Aufgabe stelle, deren Schwierigkeit schon deshalb 
nicht gering ist, weil ihre Lösung nicht schulmäßig erfolgen darf und die 
Möglichkeit eines Zwanges fehlt. Ich weiß aber auch, wie bisher schon sehr 
viele Lehrer und Lehrerinnen bei den Bestrebungen fttr allgemeine Jugend¬ 
wohlfahrt in vorderster Reihe gestanden haben, wie ferner die Königlichen 
Regierungen bereits mit Erfolg anf diesem Gebiete tätig sind und besonders 
in den letzten Jahren teilweise umfassendere Vorbereitungen fttr eine Aus¬ 
dehnung ihrer Fürsorge getroffen haben. Ich vertraue daher, daß die Schul¬ 
verwaltung mit'allen ihren Organen, sowie die Lehrerschaft an Volks-, Mittel¬ 
und höheren Schulen diesem Werke ihre Mitarbeit mit derjenigen Hingebung 
und Einmütigkeit zuwenden werden, ohne welche gerade hier ein dauernder 
Erfolg nicht zu erreichen ist. 

Damit diese mannigfaltigen Kräfte sich nicht gegenseitig hemmen, 
sondern planmäßig auf das gemeinsame Ziel hinarbeiten, ist, wo es nicht be¬ 
reits geschehen ist, tunlichst bald innerhalb jedes Regierungsbezirks auf die 
Bildung geeigneter Organisationen hinzuwirken. Diese werden sich 
bei der Verschiedenheit der Verhältnisse in den einzelnen Bezirken nicht über¬ 
einstimmend gestalten lassen. Was z. B. fttr Oppeln mit seiner dichtgedrängten, 
vorwiegend in der Industrie beschäftigten und mit fremdsprachigen Bestand¬ 
teilen durchsetzten Bevölkerung geeignet ist, kann nicht ohne weiteres auf 
jeden anderen Bezirk übertragen werden, zumal da es von besonderer Wichtig¬ 
keit ist, auch die bereits vorhandenen organisatorischen Anätze zu berück¬ 
sichtigen und zu pflegen. 

Die Grundlage und die erste Vorbedingung fttr den gedeihlichen Fort* 
gang des Werkes bildet die sorgsame Tätigkeit der örtlichen Organe mit ihre' 
unmittelbaren Arbeit von Person zu Person. Es empfiehlt sich, sie in „Stadt* 
bezw. Ortsausschüssen fttr Jugendpflege“ zusammenzufassen. Ich 
bemerke dabei, daß der Ausdruck Jugend fttr sorge besser zu vermeiden ist 
da unter dieser im Volke vielfach irrtümlich nur Zwangserziehung ver¬ 
standen wird. Den örtlichen Organisationen und — insoweit es angezeigt 
erscheint — auch den Schulvorständen und Schuldeputationen liegt die erste 
Sorge fttr die erforderlichen Mittel, Fiätze und Räumlichkeiten sowie deren 
Ausstattung ob. Vor allem haben sie die Männer und Frauen ausfindig zu 
machen und zu gewinnen, welche fähig und bereit sind, der eigentlichen Haupt¬ 
arbeit, dem persönlichen Dienst an der Jugend, sich zu widmen. Die 
richtige Wahl ist hier fttr den Erfolg entscheidend. Bei dem Vorhandensein 
von mehreren der Jugendpflege dienenden Vereinigungen an einem Orte haben 
sie diese tunlichst zusammenzufassen, Reibungen vorzubeugen, ihr Zusammen¬ 
wirken bei Vorträgen, festlichen Veranstaltungen und dergl. zu erstreben. 

Um die Leistungsfähigkeit der in ländlichen Orten und nicht kreisfreien 
Städten einzurichtenden Organisationen zu erhöhen, können „Kreisaus¬ 
schüsse fttr Jugendpflege“ geschaffen werden, welchen einflußreiche 
oder besonders erfahrene und tatkräftige Privatleute, Gewerbetreibende, Land¬ 
wirte, Geistliche, Lehrer, Turnlehrer, Kreisärzte, Richter, Offiziere usw. als 
Mitglieder angehören, und in denen es besonders Sache der Landräte und 
Kreisschulinspektoren sein wird, die Sammlung der geeigneten Kräfte, die 
Aufbringung der erforderlichen Mittel und die Bereitstellung der nötigen Ein¬ 
richtungen zu fördern. 

Wenn auf diese Weise in Kleinarbeit der örtlichen Instanzen in An¬ 
knüpfung an vorhandenen Organisationen das Interesse weiterer Kreise wach¬ 
gerufen ist, wie dies schon vielfach geschehen ist, so empfiehlt es sieb, für 
den Bezirk eine einheitliche Stelle zu schaffen, welche als „Bezirksaus- 
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schaß für Jugendpflege“ unter Vermeidung jedes Anscheins bureau- 
kratischer Regelang die gesamten Bestrebongen für Jugendpflege innerhalb 
eines Bezirks zusammenfaßt. Sie vereinigt in sich unter der Leitung des 
Regierungspräsidenten die in den einzelnen Zweigen der Jugendpflege hervor« 
ragend erfahrenen oder für ihre Verbreitung besonders einflußreichen Persön- 
icbkeiten. Außer den Gewerbe*, Medizinal-, Schul« und Gewerbeschulräten, 
sowie anderen geeigneten Beamten wird es sich empfehlen, nach Möglichkeit 
Vertreter aller Berufsklassen und Stände, insonderheit auch der ausschließlich 
oder teilweise der Jugendpflege dienenden Vereine heranzuziehen. Es wird 
ohne Bedenken bis zu einer Zahl von etwa 20 Mitgliedern gegangen werden 
können. 

Zu den wichtigsten Aufgaben des Bezirksausschusses wird es gehören, 
die erforderlichen Mittel beschaffen zu helfen, in allen Kreisen und Ständen 
der Bevölkerung Verständnis und werktätige Teilnahme zu wecken für die 
Jugendpflege als eine nationale Aufgabe ersten Ranges und als unabweisbare 
Pflicht vornehmlich auch der oberen Schichten der Gesellschaft, die örtlichen 
Organisationen durch besonders erfahrene Personen, Tum* und Spielpfleger 
(nicht Inspektoren!), Büchereikundige u. a., mit Rat und Tat zu unterstützen, 
die hier und da bei der Einzelarbeit gewonnenen Erfahrungen auch für andere 
Stellen nutzbar zu machen, zur persönlichen Arbeit an der Jugend geeignete 
und bereite Männer und Frauen nötigenfalls durch Kurse usw. für ihre Auf¬ 
gabe noch besonders auszubilden. 

Innerhalb der Stadt- (Orts-), Kreis- und Bezirksausschüsse können be¬ 
sondere Arbeitsauschüsse für bestimmte Aufgaben gebildet werden. 

Es besteht, wie ich zusammenfassend bemerke, nicht die Absicht, staat¬ 
liche Einrichtungen mit Besuchszwang für die schulentlassene Jugend zu 
schaffen. Es handelt sich vielmehr darum, die bestehenden Veranstaltungen 
Dritter und Vereinigungen aller Art, welche sich bisher schon mit Erfolg der 
Pflege der schulentlassenen Jagend annehmen, tunlichst zu fördern, nach Bedarf 
die Bildung neuer Einrichtungen anzuregen, alle an der Jugendpflege Beteiligten, 
namentlich auch die auf diesem Gebiete tätigen Vereinigungen — bei voller 
Wahrung ihrer Selbständigkeit — unter sich mit den staatlichen, den Kreis- 
und Gemeindeorganen zu einheitlichem, planvollem Wirken zusammenzuschließen 
und ihnen innerhalb der sich daraus ergebenden größeren örtlichen, Kreis- 
und Bezirksorganisationen durch Rat und Tat, auch durch Zuwendung staat¬ 
licher Mittel als Beihilfen eine an Umfang und Kraft gesteigerte Wirksamkeit 
zu ermöglichen. 

Ueber Ziel, Umfang und Mittel der Jugendpflege ist das 
Erforderliche in den anliegenden „Grundzügen und Ratschlägen“ 1 ) 
enthalten, welche in einer hier abgehaltenen Zusammenkunft in der Jugend¬ 
pflege erfahrener Männer beraten worden sind. An dieser Stelle will ich noch 
wiederholt auf die Notwendigkeit hinweisen, daß die bereits vorhandenen 
gesunden Ansätze der Jagendpflege erhalten und sorgsam weiter entwickelt 
werden. Als Neuschöpfungen, wo solche nötig werden, sind neben anderen 
bewährten Formen auch Jagendvereine in Anlehnung an Schulen ins Auge zu 
fassen, wie sie an verschiedenen Orten bereits mit gutem Erfolge erprobt sind. 

Da es darauf ankommt, eine Zersplitterung der Staatsmittel zu ver¬ 
meiden, ist das Nebeneinanderbestehen mehrerer, gleichen Zwecken dienenden 
Einrichtungen für einen und denselben örtlichen Bezirk, soweit sie nicht nach 
den Verhältnissen des Ortes notwendig sind, nicht zu fördern; jedenfalls ist 
die Gewährung staatlicher Beihilfen auf die unbedingt notwendigen Fälle zu 
beschränken. Uoberall ist darauf Bedacht zu nehmen, auch die von anderen 
Verwaltungen geschaffenen Einrichtungen für die allgemeine Jugendpflege 
nach Möglichkeit nutzbar zu machen. In Betracht kommen dabei namentlich 
die staatlichen Betriebs- (Berg-, Eisen bahn-) Verwaltungen sowie Einrichtungen, 
welche in Verbindnngsscholen bereits vorhanden sind. Anderseits haben die 
für die allgemeine Jagendpflege getroffenen Veranstaltungen auch den Zwecken 
der anderen Verwaltungen zu dienen. 


*) Von einem Abdruck der Grundsätze ist abgesehen. 
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Um hier überall dea wünschenswerten Zusammenhang herzustellen, 
werden die Herren Regierungspräsidenten nicht nur mit dea bexeichnetea 
Verwaltungen Fühlung zu nehmen und dauernd zu halten, senden neben der 
Abteilung für Kirchen- und Schulwesen, welche Abschrift dieses Erlasses 
erhalten hat, namentlich auch die Gewerbeschul- und Gewerbeauisichtsbeamtea 
an den zu treffenden Maßnahmen zu beteiligen haben. 

Oie Königliche Staatsregierung hat lür den vorliegenden Zweck einen 
besonderen Fonds zu Beihilfen für Veranstaltungen Dritter zwecks 
Förderung der Pflege der schulentlassenen männlichen Jugendpflege geeigneten 
Personen bei Kap. 121 Tit. 49 in den Etat meines Ministeriums eingestellt. 
Vorbehaltlich seiner Bewilligung durch den Landtag wird daraus ein Betrag 
für den dortigen Bezirk überwiesen werden. 

Bezüglich der Verwendung ist zu beabachtea, daß der erwähnte Betrag 
nur für die Förderung der Pflege der schulentlassenen männlichen Jugend 
bestimmt ist. Für die schulentlassene weibliche Jagend dürfen Mittel 
daraus nicht verwendet werden, es können aber die für die männliche Jugend 
aus diesem Fonds unterstützten Einrichtungen auch für die weibliche mit¬ 
benutzt werden, soweit dies ohne staatliche Beihilfen möglich ist. 

Soweit ausnahmsweise besondere für die weibliche Jagend bestimmte 
Einrichtungen unterstützt werden sollen, sind die im Einzelfalle unvermeid¬ 
lichen staatlichen Beihilfen bei mir zu beantragen. Handelt es sich um die 
Gewährung staatlicher Mittel für die Einrichtung besonderer Näh- oder Haus- 
haltungskur8e, so sind die Anträge an die Herren Minister für Handel und 
Gewerbe oder für Landwirtschaft, Domänen oder Forsten zu richten. 

Der Schwerpunkt aller Maßnahmen ist nach der Absicht des Staats- 
ministeriums auf die Heranziehung der männlichen Jagend za legen. 

Euer Darchlaucht, Hochgeboren, Hochwohlgeborea ersuche ich ergebenst, 
hiernach das Erforderliche gefälligst bald in die Wege zu leiten und mir über 
das Geschehene demnächst zn berichten. 


Verkehr mit Ferreslllzium. Erlaß des Ministers für Handel 
und Gewerbe vom 9. Dezember 1910 an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Beim Verkehr mit Ferrosiliziam, namentlich dem auf elektrischem Wege 
hergestellten, haben sich besonders auf Schiffen schwere Unfälle ereignet. 
Hierbei handelt es sich in erster Linie um Vergiftungen, in einigen Fallen 
auch um Explosionen. Dies hat Veranlassung gegeben, über die Beförderung 
von Ferroaüizium auf der Eisenbahn (vergl. Abschn. IV der Anlage C zur 
Eisenbahnverkehrsordnung vom 23. Dezember 19"'', BGBl. 1909, Nr. 3 ) und 
auf Rheinschiffen (vergl. Polizeiverordnung, betreffend die Beförderung ätzender 
und giftiger Stoffe auf dem Kheine, vom 39. September d. J.j besondere Vor¬ 
schriften zu erlassen. 

Die Beförderung der Eerrosiliziums auf Seeschiffen wird demnächst 
besonders geregelt werden. 

Da jene Gefahren überall da bestehen, wo in engen oder schlecht 
gelüfteten Baumen Ferrosiliziam gelagert oder damit hantiert wird, so erscheint 
es zur Vermeidung von Unfällen geboten, die beteiligten Gewerbekreise auf 
die Gefahren und die zu ihrer Abwendung geeigneten Vorsichtsmaßregeln 
hinzuweisen. Das Nähere hierüber enthält das anliegende Merkblatt. 

Ich ersuche Sie, den an der Herstellung. Verwendung oder Beförderung 
von Ferrosiliziam beteiligten Gewerbetreibenden Ihres Bezirkes von diesem 
Merkblatt Kenntnis zu geben. Die erforderlichen Abdrucke des Merkblatts 
sind von Carl Hermanns Verlag hier W anzufordern. 

Anlage. Merkblatt, 

betreffend die beim Verkehr mit Ferrosiliziam möglichen 
Gefahren und die zu beobachtenden Vorsichtsmaßregeln. 

Ferrosiliziam. namentlich da* auf elektrischem Wege hergestellte, pflegt 
Verunreinigungen zu enthalten, die nei Zutritt von Feuchtigkeit gefährliche 
Gase entwickeln. Diese Gase, besonders Pto<pr.orwassersto5 und Arsenwaseer- 
toff, sind breav>ar and können daher Exp.osionen verursachen. Viel gr her 
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ist aber die Qefahr der Vergiftung, denn diese Oase, besonders der Arsen¬ 
wasserstoff, geboren su den heftigsten Giften. 

Bis ist daher notwendig, das Ferrosilisitun vor Nässe nu bewahren, 
sowohl bei der Lagerung, wie bei der Beförderung. Bei der Verpackung ist 
darauf nu achten, daß sowohl das Ferrosilinium, wie die Packgefäße und,Ver- 
packung88toffe völlig trocken, d. h. frei von Wasser (Eis) sind. Dies ist be¬ 
sonders dann von Bedeutung, wenn die Verpackungsbehälter aus Metall her¬ 
gestellt und luftdicht sind, so daß die etwa durch Feuchtigkeit entwickelten 
Gase in den Behältern sich verdichten und dadurch zur Explosion führen 
können. Die Packgefäße müssen wasserdicht und [so haltbar sein, daß 
ihre Beschädigung bei der Beförderung nicht nu befürchten ist. Unverpacktes 
Ferrosilinium ist trocken aufzubewahren. 

Da indessen die Entwickelung der giftigen Gase schon durch den 
Wassergehalt feuchter Luft hervorgerufen wird, so ist weiter darauf zu 
achten, daß die trotz aller angewandten Vorsicht etwa entwickelten Gase in 
unschädlicher Weise beseitigt werden. Die Bäume, in denen Ferrosilizium 
gelagert oder befördert wird, müssen deshalb ausgiebig gelüftet werden, und 
zwar so, daß die abgeführten Gase nicht in bewohnte oder sonst zum 
dauernden Aufenthalte von Menschen bestimmte Bäume gelangen können; 
derartige Bäume dürfen nicht in der Nähe von Bäumen liegen, in denen sich 
FerrosUizinm, verpackt oder unverpackt, befindet, es sei denn, daß diese und 
die vorher bezeichneten Blume durch dichte Wände ohne irgend welche 
Oeffauugen von einander getrennt sind und auch keine mittelbare Verbindung 
durch Türöffanngen haben, die auf einen gemeinsam überbauten Verbindungs¬ 
gang oder Verbindungsraum führen. 


/ Anwendung der Kresolseifenlösung des Deutschen Arzneibuchs 
Seitens der Hebammen. Erlaß des Ministers der usw. Medizinal¬ 
angelegenheiten vom 19. Januar 1911 — M. d. g. A. M. Nr. 8485 UI 

— an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Nachdem mit dem Inkrafttreten des neuen Deutschen Arzneibuchs, 
6. Ausgabe 1910 (zu vgl. den Erlaß vom 15. Dezember 1910 — M. 8372 —) 

— Minist. Bi. für 1911 8. 2 — ein neues Kresolseifenpräparat allgemein ein¬ 
geführt worden ist, bestimme ich unter Aufhebung des Bunderlasses vom 
19. Oktober 1907») — M. 7698 — (Min. Bl. für Med. Ang. 8. 375), daß an 
Stelle der „Kresolseife“ künftig die „Kresolseifenlösung“ des Deutschen Arznei¬ 
buchs (Seite 309/10) seitens der Hebammen zur Anwendung zu gelangen hat. 

Ich ersuche ergebenst, die Kreisärzte und Hebammen des dortigen 
Bezirks mit entsprechender Anweisung zu versehen, ferner auch den Aerzten 
und Apothekern des Bezirks in geeigneter Weise Kenntnis zu geben. 

Eine Aenderung des Hebammenlehrbuchs bleibt der nächsten Neuaus 
gäbe Vorbehalten. 


B. Herzogtum .Anhalt. 

Verkehr mit Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken. Polizei- 
Verordnung der H, ! erzogl. Begierung, Abteilung des Innern 
vom 26. Januar 1911. 

Die Bestimmungen der Polizeiverordnung stimmen genau mit den für 
Preußen durch den Minist.-Erlaß vom 13. Januar 1910 (s. Beilage „Recht¬ 
sprechung und Medizinal-Gesetzgebung“ zu Nr. 3 dieser Zeitschrift, 1910, S. 24) 
eingeführten überein. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

y A. Königreich Freumen. 

Erhöhung der DienstaBfw&ndgentscbädigung für die KreisBrzte* 
Erlaß deB Ministers der nsw. Medizinalangelegenheiten vom 
20. Februar 1911 — M. Nr.298 — an sämtliche Herren Regierungsprä¬ 
sidenten. 

Durch den Staatshaushaltsetat für das Etatsjahr 1910 sind die Amts- 
nnkostenent8chädigungen für die Tollbesoldeten Kreiaärte anf durchschnittlich 
900 Mark und für die nicht Tollbesoldeten Kreisärzte einschließlich der Oe- 
richtsärzte auf durchschnittlich 400 Mark jährlich erhöht worden. Demgemäß 
habe ich mit Wirkung Tom 1. April 1910 ab die gedachten Entschädigungen 
für den dortigen Bezirk anderweit auf die in der beifolgenden Nachweisung 
Terzeichneten Jahresbeiträge festgesetzt. 

Hierbei sind die infolge des Erlasses Tom 20. Mai 1908 — M. Nr. 1429 — 
eingereichten Vorschläge tunlichst berücksichtigt. Ueber die obige Oesamt¬ 
summe hinaus können Mittel für den dortigen Bezirk nicht überwiesen werden. 
Für den Fall, daß Ew. pp. ausnahmsweise in dem einen oder anderen Falle 
aus besonderen Gründen eine anderweite Bemessung der Entschädigung für 
angezeigt erachten sollten, ermächtige ich Sie, innerhalb des Rahmens des für 
den dortigen Bezirk überwiesenen Anteils kleinere Verschiebungen Torzunehmen. 
Die für Tollbesoldete Kreisärzte bewilligten Mittel dürfen indessen nicht für 
nicht Tollbesoldete Kreisärzte und Qerichtsärzte und ebenso dürfen die für 
nicht Tollbeaoldete Kreisärzte einschließlich der Oerichtsärzte bereitgestellten 
Beträge nicht für Tollbesoldete Kreisärzte Terwendet werden. Von den etwa 
Torgenommenen Aenderungen ersuche ich mir bis zum 1. April dieses Jahres 
Mitteilung zu machen. 

Die neuen Amtsunkostenentschädigungen sind an Stelle der bisherigen 
Beträge Tom 1. April 1910 ab monatlich im Toraus, für die Vergangenheit als¬ 
bald zu zahlen und in der Rechnung Ton der Medizinal - Verwaltung des 
dortigen Bezirkes für 1910 bei Kapitel 125 Titel 5, soweit erforderlich als 
Mehrausgabe, Tom Etatsjahre 1911 ab bei Kapitel 97 a Titel 6 nachzuweisen. 
Für die Tollbesoldeten Kreisärzte sind in den laufenden Etats durchweg die 
Durchschnittsbeträge Ton 900 Mark ansgebracht. Soweit einzelne Tollbesoldete 
Kreisärzte eine geringere, als die durchschnittliche Entschädigung erhalten, 
sind die überschießenden Beträge bis auf weiteres dort als erspart in Abgang 
zu stellen. 

Bei der Benachrichtigung der Kreismedizinalbeamten Ton der Neu¬ 
bewilligung der Amtsunkostenentschädigungen sind die Beamten darauf auf¬ 
merksam zu machen, daß eine anderweitige Festsetzung je nach den Umständen 
jederzeit Torbehalten bleibt. _ 


/ Merkblatt über Rachitis. Erlaß der Minister der usw. Medi¬ 
zi zinalangelegenheiten und des Innern Tom 8. Februar 1911 — 
M. d. g. pp. A. Nr. M. 144, M. d. I. II d Nr. 128 — an sämtliche Herren Regie¬ 
rungspräsidenten. 

Auf die Vorstellung des Vereins „Jugendfürsorge“ in Plauen i. V. 
ersuchen wir Ew. Hochwohlgeboren unter Bezugnahme auf den Erlaß Tom 
18. Januar 1909 — M. d. I. IId 114, M. d. g. A. M. 22236 — ergebenst, die 
Landräte, Bürgermeister der kreisfreien Städte und Medizinalbeamten des 
dortigen Regierungs-(Landespolizei-) Bezirks gefälligst zu Teranlassen, die 
BeTölkerung Ton Zeit zu Zeit in geeigneter Weise auf das Merkblatt über 
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die englische Krankheit (Rachitis) erneut aufmerksam za machen, auch die 
unentgeltliche Abgabe and die sonstige Verbreitung des Merkblattes darch 
die Kommanalbebörden and Wohifahrtsorganisationen nach Möglichkeit za 
fördern. Das Merkblatt ist wie bisher von Otto Reis in Planen, Ltttzow- 
strafie 54 za beziehen. Der Preis beträgt für 10 Stück 40 Pfg., für 100 Stück 
2,60 Mark and lür 1000 Stück 22,60 Mark. 


✓ ' Arbeiterwohnungen hei industriellen Anlagen auf dem platten Lande. 
Verhinderung des Baues von Mietskasernen. Erlaß des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten vom 6. Februar 1911 — IIIB 8. 749 D 
ID 2L709 — an sämtliche Herren Begierangspräsidenten. 

Die immer mehr zunehmende Ausbreitung der Industrie aaf dem platten 
Lande and die damit in Verbindang stehende Ansiedlang gewerblicher Arbeiter 
ln ländlichen Ortschaften und in solchen Teilen ländlicher Gemarkungen, in 
denen bisher eine Bebauung überhaupt nicht stattgefunden hatte, macht es 
notwendig, die Aufmerksamkeit der nachgeordneten Behörden auf die Ver¬ 
hütung der sich hierbei leicht ergebenden Mißstände zu richten. Begelmäßig 
werden in den hier in Betracht kommenden Gebieten keine Vorkehrungen für 
eine ordnungsmäßige Beseitigung der Abfallstoffe and Abführung der Abwässer 
getroffen sein. Wo dies aber nicht der Fall ist, muß das Entstehen viel* 
geschossiger Mietskasernen, welche einer großen Anzahl von Familien Unter¬ 
kunft bieten, aas gesundheitlichen Bücksichten verhindert werden. Hierza 
liegt zameut da ein Bedürfnis nicht vor, wo die Arbeitgeber für die wohnliche 
Unterbringung der Arbeiterfamilien selbst sorgen, weil erstere in ihrem eigenen 
Interesse auf eine angemessene Gestaltung der Wohngebäude Bedacht nehmen 
müssen und — wenigstens neuerdings — dabei die Errichtung von Ein- und 
Zweifamilienhäuser bevorzugen. Dagegen tritt das Bestreben, für die Arbeiter¬ 
familien größere Mietskasernen zu erbauen, regelmäßig da hervor, wo das 
spekulative Unternehmertum aas der Errichtung von Fabriken and anderen 
gewerblichen Aolagen in noch anbebauten Gebieten Vorteile zu ziehen sucht. 
Selbst die Bauvereine sind nicht selten dem Baa von Einzelhäusern abgeneigt 
und Sachen eine Erhöhung der Dividenden durch die Errichtung von größeren 
Mietshäusern herbeiznfübren. Auch wo für die Herstellung von Mietskasernen 
eine wirtschaftliche Notwendigkeit vorzuliegen scheint, mnß bedacht werden, 
daß ihr gleichwertig die Rücksicht auf die öffentliche Gesundheit gegenüber¬ 
steht. Zudem kann dem Grund und Boden in der Umgebung industrieller 
Anlagen, der bis vor kurzem noch landwirtschaftlich genutzt worden ist, 
billigerweise noch nicht ein derartiger Wert zugesprochen werden, daß hieraus 
ein Grund zu einer intensiveren baulichen Ausnutzung herzuleiten wäre. Es 
kann daher von Baupolizeiwegen ohne Schädigung berechtigter Interessen mit 
Fag und Recht eine möglichst geringe Bebauung der einzelnen Bauparzellen 
in Ansehung der Höhe, der Geschoßzahl und der Flächenausdehnung der 
Baulichkeiten vorgeschrieben werden. Da in solchen Gebieten rein ländliche 
Verhältnisse nicht mehr als vorhanden anzuerkennen sind, steht dem der 
Bunderlaß vom 11. Oktober 1909 Ziff. 4 nicht entgegen. Wie weit in dieser 
Beziehung gegangen werden muß, ferner, ob die offene Bauweise zu fordern 
oder der Reihenhausbau zuzulassen ist, hängt von den besonderen örtlichen 
Verhältnissen ab. Gegebenenfalls wird auch zu erwägen sein, ob, wo die 
Gestaltung des Grundbesitzes dies gestattet, nicht eine Mindestgröße der 
Bauparzellen zu normieren ist, um für jedes einzelne Wohngebäude die Gewähr 
zu schaffen, daß ein hinreichendes Areal zur Aufnahme der Abwässer vor¬ 
handen ist. 

Für die von der Baupolizei zu stellenden Forderungen ist die Grundlage 
durch den Erlaß von Sonderbauordnungen für einzelne Ortschaften, Orts- oder 
Kreisteile zu schaffen. Nach einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 
vom S. Januar d. Ja. ist in der Verschärfung einer von der höheren Instanz 
erlassenen polizeilichen Vorschrift durch eine ortspolizeiliche ein nach dem 
Gesetz unzulässiger Widerspruch nicht zu erblicken, wenn die höhere Instanz 
in ihrer Verordnung die Verschärfung selbst für zulässig erklärt. Hiernach 
bedarf es, um den Souderbauordnungen, welche gegenüber Bezirks- oder 
Provinzial-ßauordnungen die bauliche Ausnutzung der Grundstücke in höherem 
Maße beschränken, nur einer Ergänzung der Bauordnung der höheren Inntaa» t 
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durch welche dies ausdrücklich gestattet wird, sofern eine solche Vorschrift 
noch nicht besteht. Unter Umstünden wird es, wenn es gilt, den ländlichen 
Charakter eines Qemarkongsteiles za wahren, oder wenn sonstige auf dem 
Gebiete des sogenannten Veranstaltongsgesetzes vom 15. Jali 1907 liegende 
Gesichtspunkte mit in Betracht kommen, angängig sein, den erstrebten Zweck 
darch den Erlaß von Ortstatuten im Sinne des § 4 a. a. o. zu erreichen. Ferner 
kann in den allerdings wohl ziemlich seltenen Fällen, in denen für Land¬ 
gemeinden Ortsstatate im Sinne des § 12 des Straßen- und Baufluchtengesetzes 
Tom 2. Juli 1871 erlassen sind, die entsprechende Handhabung des orts- 
statutarischen Bauverbotes ein geeignetes Mittel zar Herbeiführung einer 
einwandfreien Bebauung des den industriellen Anlagen benachbarten Ge¬ 
bäudes bieten. 

Hinsichtlich der Festsetzung von Fluchtlinien und der Zulassung yon 
konstruktiven Erleichterungen für Eieinbauten verweise ich auf meinen Bund¬ 
erlaß vom 24. April 1906 (M.-B1. S. 198) and vom 20. Dezember 1906 (M.-B1. 
1907, S. 65) Insoweit die Errichtung von Wohnhäusern nicht außerhalb einer 
im Zusammenhänge gebauten Ortschaft oder in den Grenzen eines ordnungs¬ 
mäßig festgestellien Bebauungsplanes erfolgt, finden im übrigen die Bestim¬ 
mungen der Ansiedlungsgesotze Anwendung. 

Ew. Hochwohlgeboren usw. ersuche ich, geil, zu prüfen, in welchen Teilen 
des dortigen Bezirkes etwa Grund zu einem Eingreifen nach Maßgabe der 
vorstehenden Hinweise gegeben ist. Je nach dem Ausfälle der Prüiung wollen 
Sie das Erforderliche veranlassen. 


B. Herzogtum Branngchweig. 

Feuerbestattung. Gesetz vom 19. Dezember 1910. 

§ 1. Die Feuerbestattung darf erfolgen, wenn sie von dem Verstorbenen 
oder, falls er minderjährig war, von dem Elternteile, dem znr Zeit des Todes 
des Kindes die Sorge für dessen Person oblag, angeordnet und von der OrtB- 
Polizeibehörde des Bestattungsortos genehmigt ist. 

§ 2. Das Recht der Anordnung der Feuerbestattung steht nur voll¬ 
jährigen, unbeschränkt geschäftsfähigen Personen zu. 

§ 3. Minderjährige, deren Eitern verstorben sind, können mit vollendetem 
16. Lebensjahre ihre Feuerbestattung anordnen; erfolgen darf dieselbe erst mit 
Zustimmung des Vormundes. 

§ 4. Der Nachweis, daß der Verstorbene die Feuerbestattung angeordnet 
hat, muß durch eine der Form der Tcstameute entsprechende Urkunde oder 
durch eine öffentlich beglaubigte schriftliche Erklärung oder durch ein ge¬ 
richtlich oder notariell oder von der Ortspolizeibehörde des Sterbe- oder Wohn¬ 
ortes beurkundetes Zeugnis zweier glaubwürdiger Personen erbracht werden. 

§ 5. Die Ortspolizeibehörde des Bestattungsortes darf die Feuer¬ 
bestattung nur genehmigen, wenn außer der Beibringung des Nachweises der 
Anordnung folgende Urkunden vorgelegt werden: 

1. die standesamtliche Urkunde über die Eintragung des Todesfalles in 
das Sterberegister oder bei Personen, die außerhalb des Deutschen Reichs 
gestorben sind, eine amtlich beglaubigte Sterbeurkunde; 

2. ein von dem behandelnden Arzte und dem für den Sterbeort zu¬ 
ständigen beamteten Arzte ausgestelltes Zeugnis, in dem die Todesursache 
angegeben und übereinstimmend erklärt ist, daß der Verdacht der Herbei¬ 
führung des Todes durch eine strafbare Handlung nicht vorliegt. Ist der Ver¬ 
storbene in der letzten Zeit vor seinem Tode nicht ärztlich behandelt oder ist 
der zuständige beamtete Arzt der behandelnde Arzt gewesen, so muß ein von 
der Ortspolizeibehörde des Sterbeortes zu bestimmender zweiter Arzt zu- 
gezogen werden. 

Wenn der Bestattungsort nicht der Sterbeort ist, muß außerdem eine 
Bescheinigung der Ortspolizeibehörde des Sterbeortes darüber beigebracht 
werden, daß ihr Umstände, die den Verdacht der Herbeiführung des Todes 
durch eine strafbare Handlung begründen, nicht bekannt sind. 

Die Genehmigung ist schriftlich zu erteilen. 

§ 6. Das in § 5 Absatz 1 Ziffer 2 vorgeschriebene ärztliche Zeugnis 
ist nur nach erfolgter Leichenschau und, falls einer der Aerzte es für not¬ 
wendig hält, nach vorheriger Leichenöffnung zu erteilen. 



36 Rechtsprechung and Medizinal • Gesetzgebung. 

§ 7. Liegt der Verdacht vor, daß der Tod des Verstorbenen darch eine 
strafbare Handlang verursacht oder daß an seinem Körper za Lebzeiten ein 
Verbrechen vorgenommen ist, dessen Nachweis ohne Leichenöffnung nicht er¬ 
bracht werden kann, so darf die Feaerbestattnng von der Ortspolizeibehörde 
des Bestattangsortes nnr genehmigt werden, wenn außer der Beibringung des 
Nachweises über die Anordnang der Feaerbestattnng nnd der Vorlegnng der 
im § 6 Absatz 1 Ziffer 1 bezeichnten Urkunde die zuständige Staatsanwalt¬ 
schaft oder das zuständige Amtsgericht nach vorgängiger Leichenöffnung die 
schriftliche Erlaubnis zur Feaerbestattnng erteilt hat. 

§ 8. Anlagen zar Leichenverbrennung dürfen nar mit Genehmigung des 
Staatsministeriams, Abteilang des Innern, errichtet and in Gebrauch genommen 
werden. Der Betrieb der Anlagen einschließlich der Festsetzung der Ge¬ 
bühren untersteht der Aufsicht dieser Behörde oder der von ihr bestimmten 
Landespolizeibehörde. In dem Rechte der Aufsicht ist auch die Befugnis ent¬ 
halten, den Betrieb za antersagen, wenn es das öffentliche Interesse erfordert. 
Ein Anspruch auf Entschädigung wird für den Betriebsinhaber durch die 
Untersagang nicht begründet. 

§ 9. Das Grandstück der Verbrennungsanlage muß mit einer ange¬ 
messenen Leichenhalle versehen and so eingerichtet sein, daß die Aschenreste 
auf ihm entweder in einer Urnenhalle bezw. in einem Urnenhaine oder in der 
Erde beigesetzt werden können. Von diesen Erfordernissen kann abgesehen 
werden, soweit die Benutzung der Einrichtungen eines benachbarten Friedhofes 
für die Daaer sichergestellt ist. 

Die Benutzung des Grundstücks za einem anderen als dem in diesem 
Gesetze vorgesehenen Zwecke ist nicht statthaft. 

§ 10. Im Falle der Einstellung des Betriebes einer nicht von einer 
Ortsgemeinde betriebenen Verbrennungsanlage ist das Eigentum an dem Grund¬ 
stück mit Zubehör, ohne daß ein Anspruch auf Entschädigung besteht, auf 
die Ortsgemeinde za übertragen, soweit es za angemessener Verwahrung der 
auf dem Grundstücke bereits bestatteten Aschenreste erforderlich ist. Die 
Ortsgemeinde ist zur Uebernahme und Unterhaltung des übertragenen Grund¬ 
stücks verpflichtet. 

Wenn sich die Beteiligten über den Umfang des abzutretenden Grund¬ 
stücks nicht einigen, entscheidet das Staatsministerium, Abteilung des Innern, 
unter Ausschluß des Rechtsweges endgültig. 

§ 11. Mit der Genehmigung der Verbrennungsanlage tritt das Grund¬ 
stück außer Verkehr. Die Inverkehrsetzung des Grundstücks erfolgt durch 
das Staatsministerium, Abteilung des Innern. 

Das Außerverkebrtreten und die Inverkehrsetzung des Grundstücks sind 
von der Aufsichtsbehörde dem Grandbachamte zum Zwecke der Eintragung 
in das Grundbuch mitzuteilen. 

§ 12. Wenn eine Ortsgemeinde eine Anlage zur Feuerbestattung er¬ 
richten und betreiben will, sind die näheren Bestimmungen in einem Statut 
za treffen. 

§ 13. Wer eine Leiche zum Zwecke der Verbrennung nach einem Orte 
außerhalb des Herzogtums überführen will, hat hierzu die schriftliche Ge¬ 
nehmigung der Ortspolizeibehörde des Sterbeortes einzuholen. Die Erteilung 
der Genehmigung ist von der Beibringung der in den §§ ö and 7 bezeichneten 
Urkunden abhängig. 

§ 14. Dio Beisetzung der Aschenreste verbrannter Leichen in der Erde 
ist auf den Friedhöfen aller Religionsgemeinschaften und den sonstigen Fried¬ 
höfen zu gestatten, wenn die Beerdigung der Leiche auf ihnen hätte bean¬ 
sprucht werden können. 

§ 15. Die zar Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen 
werden von dem Staatsministeriam, Abteilung des Innern, getroffen. 

§ 16. Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz und dessen Ausführungs¬ 
vorschriften werden mit Geldstrafe bis zu 150 Hark oder mit Haft bestraft. 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Beerdigung von Leichen finden, 
soweit nicht in diesem Gesetze abweichende Bestimmungen enthalten sind, auf 
die Verbrennung der Leichen entsprechende Anwendung. 

§ 17. Dieses Gesetz tritt am 1. April 1011 in Kraft. 

Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Bapmnnd, Reg.- u. Med.-Rat in Minden LW. 

J. C. 0. Bruns. Hersogl. Sachs, n. F. Sch.-L. fl ofbuch druck erd ln Minden. 
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Rechtsprechung. 

Bemtsraig der Reisekosten In gerichtsäritliehen Geschäften. Be¬ 
schluß des Königl. Landgerichts in Gnesen (III. Str.-K.) vom 
21. Februar 1910. 

Die Königl. Verordnung vom 10. Juli 1909 behält allerdings naoh § 17 
des Raisekostengesetzes vom 26. Juli 1910 neben diesem Gesetze ihre GUI* 
tigkeit. Allein nach der unzweifelhaften Vorschrift des Abs. 2 des § 17 mit 
der Einschränkung, daß nicht höhere als die in dem § 1 Abs. 1 und § 3 
des Gesetzes bestimmten Gebühren (nicht mehr als 7 PI. für das Kilometer 
und nicht mehr als 1,50 Mark für jeden Zu* und Abgang bei Benutzung der 
II. Wagenklasse auf der Eisenbahn) gewährt werden dürfen. 1 ) Die angeb¬ 
liche gegenteilige Entscheidung des Landgerichts Halberstadt ist hier nicht 
bekannt, würde aber, falls sie in der Tat zu anderem Ergebnis kam, nicht als 
zutreffend anerkannt werden können. 


Unberechtigte Klage eines Arztes gegen einen Arzt auf Schadenersatz 
wegen Ausstellung eines angeblich unrichtigen ärztlichen Zeugnisses. 
Urteil deB Eeichsgerichts (Vl.Z.-S.) vom 5. Januar 1911. 

Der praktische Arzt Dr. Sch. hatte sich seit Ende des Jahres 1902 von 
dem mit ihm befreundeten Augenarzt Dr. 8t. an einem Augenleiden behandeln 
lassen. Mit dem Einverständnis des Dr. St. ließ er das Auge im März 1904 
von dem Geh. Med.-Bat Dr. X. untersuchen; im September 1905 nahm dieser 
eine Operation vor. Dr. Scb. steht auf dem Standpunkte, Dr. St. wie der 
Geheimrat X. seien verpflichtet gewesen, ihn über die Natur seines Augen¬ 
leidens, das sie bereits im Marz 1904 als Glaukom erkannt gehabt hätten, zu 
unterrichten; statt dessen hätten sie ihn getröstet mit der Versicherung, es 
handele sich nur um nervöse Störungen. Auch treffe beide der Vorwurf, daß 
die Operation zu spät vorgenommen worden sei, eine zeitigere Operation würde 
einen günstigeren Erfolg gehabt haben. Nach der Behaaptung des Dr. Sch. 
hat der Geheimrat X. von Anfang an die Diagnose des Dr. St. als eine irrige 
erkannt und die Operation im Bewußtsein ihrer Verspätung vorgenommen. 
Bewußt wider die Wahrheit habe er dann in dem „Zeugnisse" nicht allein 
Von Prodromalanfällen — anstatt von einem offenbaren Glaukom — gesprochen, 
sondern auch die Operation als keineswegs verspätet hingestellt nnd die 
„Verschweigungspraxis“ des Dr. St. gebilligt. Durch die Erteilung dieses 
„Zeugnisses" sei ihm bedeutender Schaden entstanden; dieser schädigenden 
Wirkang sei sich der Beklagte bei der Ausstellung auch bewußt gewesen, 
seine Handlungsweise verstoße gegen die guten Sitten. Dr. Sch. erhob deshalb 
KUge mit dem Antrag, daß der beklagte Geheimrat X. das Zeugnis widerrufe 
und daß festgestellt werde, Geheimrat X. sei zum Ersätze desjenigen Schadens 
verpflichtet, der aus der Erteilung der „Zeugnisse" erwachse. Die Klage wurde 
abgewiesen vom Landgericht und Oberlandesgericht in Dresden 
und dies Urteil vom Reichsgericht unter folgender Begründung bestätigt: 

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß, wenn der Beklagte in dem 
vom Kläger „Zeugnis" genannten Schreiben vom 28. Oktober 1905 eine 
tatsächliche Angabe bewußt wider die Wahrheit gemacht haben sollte, ein 
Verstoß gegen die guten Sitten vorliegen würde, der die Anwendung des 


*) In gleicher Weise, also entgegengesetzt dem in der Beilage Recht¬ 
sprechung und Gesetzgebung zu Nr. 2, 1910, S. 10 der Zeittschrift mitgeteilten 
Beschluß des Landgerichts in Halberstadt, hat auch das Landgericht in 
Insterburg vor kurzem entschieden. 
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§ 826 B. G. B. (Schadensersatz) beim Vorhandensein der sonstigen Voraus- 
setsnagen rechtfertigen würde. Jene Voraussetzung erachtet es aber nicht 
für erwiesen, in einigen Punkten sogar für widerlegt. Die Revision macht 
geltend, daß das Berufungsgericht zu dieser Ueberzeugung durch prozessuale 
Verstöße gelangt sei. Hauptsächlich rügt sie, daß der auf Abhörung des 
Geh. Med.-Rats Dr. S. in Leipzig als Sachverständiger gerichtete Beweis- 
besehluß nicht erledigt worden ist. Der Kläger hatte eine Reihe von auf 
ärztlich • wissenschaftlichem Gebiete liegenden Behauptungen auf gestellt, aus 
denen er folgerte, daß, wie Dr. St., so auch der Beklagte sein Leiden falsch 
beurteilt und die Operation zu spät vorgenommen habe, weiter aber auch, 
daß der Beklagte sich dessen bei Ausstellung des Zeugnisses bewußt gewesen 
sei. Hierfür hatte er sich auf das Gutachten eines Sachverständigen berufen, 
das Berufungsgericht hatte auch die Abhörung des Dr. S. als solchen ange¬ 
ordnet, diese Anordnung aber wieder zurückgenommen. In den Entscheidungs- 
Bünden wird dies, nachdem dargelegt worden, daß der Beklagte auf seinem 
Wissenschaftsgebiet eine Autorität ersten Ranges ist, ln folgender Weise 
begründet. Darüber, was Prodrom oder manifestes Glaukom, sowie was ein¬ 
faches oder entzündliches Glaukom sei, und zu welchem Zeitpunkt ein Glaukom 
operiert werden müsse, beständen auch zwischen Autoritäten der Augenheil¬ 
kunde Meinungsverschiedenheiten; selbst wenn eine derartige Autorität von 
ihrem Standpunkt aus bestätigen würde, der Beklagte oder Dr. St. habe das 
Leiden des Klägers falsch beurteilt, oder der Beklagte habe die Operation 
verspätet vorgenommen, so würde dadurch für die Ueberzeugung des Gerichts 
weder erwiesen noch wahrscheinlich gemacht sein, daß der Beklagte vor oder 
bei der Abfassung des sogenannten „Zeugnisses* nach der einen oder anderen 
Richtung sich eines ärztlichee Fehlers bewußt geworden sei. Bei dieser Auf¬ 
fassung bewegt es sich lediglich auf dem Boden tatsächlicher Würdigung. 

(Sächsis. Korrespondenz.) 


Fahrlässige Körperverletzung durch einen Kurpfuscher. Urteil 
des Reichsgerichts vom 23.Desember 1910. 

Der frühere Schuhmacher und jetzige Heilpraktiker 0. in E. preist sich 
an zur Heilung von Verrenkungen, Verstauchungen und Knochenbrheben. 
Eines Tages kam eine Frau H. zu ihm, da sie an ihrem einen kleinen Finger 
starke Schmerzen hatte und dieser angeschwollen war. 0. begann, ohne 
genauer zu untersuchen, sofort mit seiner Behandlung, massierte die schmerz¬ 
hafte Stelle und drehte den Finger. Sodann legte er einen Verband an, goß 
Schnaps darüber und entließ die Frau mit der Weisung, bald wieder zu ihm 
zu kommen. Da die Schmerzen stärker wurden und der Finger immer mehr 
anschwoll, begab sich Frau H. zum zweiten Male zu 0., der sie wieder In 
derselben Weise behandelte. Nach ihrer Heimat W. zurückgekehrt ging Frau 
H. zu dem Heilpraktikanten W., da die Entzündung offensichtlich forischritt. 
W. wies sie an einen Arzt, da sie an einer tuberkulösen Erkrankung des 
Fingers leide. Dieser bestätigte die Annahme des W. und erklärte eine Ampu¬ 
tation des Fingers für nötig. Es wurde daraufhin Klage gegen den Heil¬ 
praktiker 0. wegen fahrlässiger Körperverletzung erhoben. Das Gericht ver¬ 
trat die Ansicht, daß in der Tätigkeit des 0. tatsächlich eine Behandlung des 
kranken Fingers zu erblicken sei. Ferner habe sich nach dem ärztlichen Gut¬ 
achten die Erkrankung nach dieser Behandlung verschlimmert und es könne 
dahingestellt bleiben, ob sich die Amputation erst infolge der Behandlung 
durch 0. nötig gemacht habe. Endlich liege auch Fahrlässigkeit auf seiten 
des 0. vor; denn er habe, zumal er das Gewerbe als Heilpraktiker bereits seit 
30 Jahren betrieb, mit der Möglichkeit rechnen müssen, daß die Erkrankung 
anderer Natur sein konnte, als eine bloße Verrenkung. Daher wäre es seine 
Pflicht gewesen, eine genaue Untersuchung vorsunehmen. Da er das nicht 
tat, habe er die erforderliche Sorgfalt und die Aufmerksamkeit, zu der er 
vermöge seines Gewerbes besonders verpflichtet war, aus den Augen gesetzt 
nnd dadurch fahrlässig die Körperverletzung der Frau H. verursacht. Das 
Gericht erachte eine Geldstrafe von 150 M. für angemessen. 0. legte Re¬ 
vision beim Reichsgericht ein uod rügte, ihm sei zu Unrecht Fahrlässigkeit 
'ur Last gelegt worden. Der höchste Gerichtshof verwarf indessen das 
-echtsmlttel als unbegründet. Münchener med. Wochenschrift; 1910, Nr. 11. 
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Infektion durch ein uns dem städtischen Krankenhaus erhaltenes 
syphilitisches Pflegekind. Urteil des Reichsgerichts (III. Z.-8.) 
Tom 10. Februar 1911. 

Der Hamburger Staat war als Inhaber der Entbindungsanstalt Ton 
einer Hamburger Ehefrau auf 15 000 M. Schadenersats verklagt worden, indem 
die Klägerin behauptete, durch ein aus der Entbindungsanstalt abgeboltes 
Pflegekind, das sie er. spater als eigen habe annehmen wollen, syphilitisch 
geworden zu sein. Der Vater des Kindes war nachweislich an Syphilis er* 
krankt gewesen. Die Aerzte hatten deshalb auch die junge Mutter nebst 
ihrem Kinde zur Beobachtung und er. Heilung nach der Station für Infek¬ 
tionskrankheiten bringen wollen, das hatte aber die Mutter der Eotbundenen 
nicht zugegeben. Die Klägerin machte nun geltend, die Aerzte der Anstalt 
hätten sie trotzdem warnen müssen, das Kind in Pflege zu nehmen. In der 
unterlassenen Warnung bestehe das Verschulden, für das der Hamburger 
Staat aufzukommen habe. Das Landgericht Hamburg hatte auch der Klage 
entsprochen und ausgeführt, die Aerzte dürften solche Kinder, die syphilis- 
verdächtig seien, nicht herausgeben, ohne die Annehmenden zu warnen. Ganz 
besonders hätten die Schwestern die Pflicht gehabt, die Klägerin aufzuklären, 
nachdem sie ausdrücklich gefragt worden seien, ob die Mutter des Kindes 
auch eine „ordentliche“ Person sei. Eine Mitteilung über den begründeten 
Syphilisrerdacht würde durchaus keine „unbefugte* Einmischung in fremde 
Privatverhältnisse gewesen sein, sondern vielmehr eine pflichtgemäfie 
Handlung. Das 0berlandesgericht Hamborg hatte jedoch die Klägerin 
abgewiesen, da keinerlei Fahrlässigkeit vorliege. Unbeachtlich sei zunächst 
die bejahende Aeußerung der Schwestern, die Mutter des Kindes sei eine ordent¬ 
liches Mädchen. Die Schwestern hätten nicht annehmen können, daß die 
Fragestellerin ihrer Frage einen auch auf die Krankheit des Kindes bezüg¬ 
lichen Sinne habe unterlegen wollen. Eine Haftung des Staates aus § 831 
B. G. B. sei vor allem aber deshalb nicht begründet, weil die Schwestern bei 
Herausgabe des Kindes nicht in Ausführung einer ihrer Verrichtungen ge¬ 
handelt hätten. Die Behauptung der Klägerin, der Vorstand Dr. D. des 
Krankenhauses und Dr. St. der Entbindungsanstalt hätten Mitgliedern des 
Frauenvereins gegenüber erklärt gehabt, nur gesunde Kinder würden in Pflege¬ 
hände gegeben, sei unbewiesen und außerdem unbeachtlich, da im vorliegenden 
Falle das Kind nicht durch Vermittlung des Frauen Vereins abgegeben worden 
sei. Eine Spezialvorschrift dahin, daß solche kranke oder verdächtige Personen 
nicht in Pflege gegeben werden dürften, ohne die Pflegenden zu warnen, be¬ 
stehe nicht, auch nach allgemeiner Rechtspflicht könne eine solche Verpflich¬ 
tung nicht angenommen werden. Auch gesetzliche Vorschriften, wonach etwa 
ein Beamter Dritte zu warnen hätte, welche Gefahren ihm drohten, existierten 
nicht. Im vorliegenden Falle wären Mutter und Kind ärztlichem Bat zuwider 
aus der Beobachtung und Behandlung entzogen worden, da die Mutter der 
Entbundenen anf deren Entlassung in einem Reverse bestanden habe. Damit 
seien die Verpflichtungen der Anstalt beendet gewesen. Die Revision der 
Klägerin machte geltend, Bchon nach allgemeiner Rechtspflicht, der ohne Mühe 
und ohne Verletzung von Rechten Dritter genügt werden könne, hätten die 
Aerzte vor der Pflege des Kindes warnen müssen, sofern eine Gefahr der An¬ 
steckung bestand. Das Reichsgericht wieB jedoch die Revision zurück. 

(Sächs. Korrespondenz.) 


Verabfolgung unwirksamer Abtreibungsmittel als Betrug. (Plenar- 
beschluß des Strafsenats des Reichsgerichts vom 24. Dezbr 
1910 und Urteil des Reichsgerichts (II. Str.-S.) vom 24. Fe¬ 
bruar 1911. 

Vom Landgericht I Berlin war am 18. Oktbr. 1909 der Chemiker L. wegen 
Betruges zu drei Monaten Gefängnis und 1000 M. Geldstrafe verurteilt worden. 
Er hatte au Frauen und Mädchen ein „Blutstockungsmittel“ verkauft und den 
Glauben hervorgernfen, als sei dies geeignet, eine Abtreibung herbeizuführen, 
während es diese Eigenschaft, wie er wußte und wie er selbst zugab, nicht 
besaß. Dieses Urteil stand mit der bisherigen Rechtsprechung des Reichs¬ 
gerichts in Widerspruch, nach der derjenige, der eine Ware zu einem sitt¬ 
lich nicht erlaubten Zwecke erwirbt, keinen Anspruch auf Schutz durch den 
Betrugsparagraphen hat. L. erhob deshalb Revision. Der betreffende Straf- 
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senat, der den bisherigen Standpnnkt des Reichsgerichts nicht für zutreffend 
hielt, holte die Entscheidung des vereinigten Strafsenats ein, die am 14. De* 
zember v. J. zu dem Beschluß führte, daß eine VermOgenssch&digung durch 
Irrtumserregung im Sinne des Betrugsparagraphen auch dann anznnehmen ist, 
wenn jemand glaubt, ein wirksames Abtreibungsmittel zu kaufen, aber ein 
unwirksames erhalten hat. Unter dem 24. Februar d. J. hat dann der 2. Straf¬ 
senat unter^Hinweis auf diesen Plenarbeschlnß die Revision als unbegründet 
verworfen. (Apotheker-Ztg.; 1911, Nr. 17) 


Die unzüchtigen Ktnemntographenfllms. Urteil des Reichs¬ 
gerichts (IV. Str.-S) vom 14. Februar 1911. 

Den Kaufleuten D. und £. in Dresden war zur Last gelegt worden, 
fortgesetzt objektiv unzüchtige Films im Bewustsein ihrer Unzüchtigkeit zum 
Zwecke der Verbreitung hergestellt, feilgehalten oder zu demselben Zwecke 
vorrätig gehalten zu haben; das Landgericht Dresden hatte sie deshalb 
wegen Vergehens gegen § 184 Abs. 1 Str. Q. B. zu je 5 Monaten Gefängnis 
verurteilt, da ihre Schuld dargetan erschien. Dem Einwande der Angeklagten, 
daß bei verschiedenen Bildern der humoristische Ton vorwiege, wurde nicht 
stattgegeben, da dieser nicht der Grundton sei, vielmehr ausschlagebend ledig¬ 
lich die geschlechtliche Beziehung gewesen war. Alle inkriminierten Films 
erschienen geeignet, das Schamgefühl dritter Personen, insbesondere von Min¬ 
derjährigen und Frauen, zu verletzen. Ferner wurde der Einwand, die Bilder 
wü<den nur auf Herrenabenden vorgefübrt, wo Frauen und Kinder nicht zu¬ 
gelassen seien, als unbeachtlich verworfen, da das Strafgesetz schon die Her¬ 
stellung solcher Films verbiete, es also gleichgültig sei, wie und wo sie später 
in Gebrauch genommen würden. In der Revision vor dem Reichsgericht 
rügte der Angeklagte D., daß sein Einwand, die Films seien nur zum Zweck 
der Verbreitung im Ausland hergestellt gewesen, nicht hinreichend von der Vor¬ 
instanz gewürdigt worden wäre; er habe auch nicht das Bewußtsein des unzüch¬ 
tigen Charakters der Films gehabt; desgleichen fehle die Feststellung, daß seine 
Handlung in den in Frage kommenden Ländern (Frankreich und Rußland 
insb.) strafbar sei; in Deutschland habe man keinen einzigen Film verkauft. 
Hiezu führte der Reicbsanwalt aus, daß der Vorderrichter die Absicht, im 
Iolande zu verbreiten, hinreichend festgestellt habe, ebenso die Herstellung, 
das Vorrätigbalten und das Feilhalten. Auch die begonnene Verbreitung sei 
strafbar, da das Vorgericht ohne Rechtsirrtum dargetan habe, daß der Ab¬ 
satz auch in Hamburg und Dresden erfolgt sei; im übrigen enthalte das 
Urteil der Vorinstans keinen Rechtsirtum. Dem Anträge des Reichsanwalts 
gemäß erkannte das Reichsgericht auf Verwerfung der Revision beider Auge- 
geklagten. _ (Sachs. Korrespondenz.) . 


Verpflichtung der Grundbesitzer zur Beseitigung gcsnndhheltfge¬ 
fährdender Zustände. Urteil des preuß. Oberverwaltungsgerichts 
vom 21. Dezember 1910. 

Veranlaßt sind die beiden angefochtenen Verfügungen durch die Miß¬ 
stände, die infolge der Ableitung der Wirtschaftswässer aus dem Hause des 
Klägers in einen zu ihrer unschädlichen Weiterfübrung nicht geeigneten Kanal 
entstanden sind. Außer den Haus- und Küchenabwässern fließt zwar auch 
noch das Tages (Niederschlags-) Wasser dem Kanal zu ; Zweck der Verfügungen 
ist aber, wie die Vorgänge ergeben, nur die Bekämpfung der Gesundheit*- 
gefahr, die in der Stagnation des schmutzigen Wirtschaftswassers auf 
den Grundstücken, insbesondere auf dem Hofe des Klägers, und in der Durch¬ 
seuchung des Bodens mit den Scbmutzstoffen erblickt wird. Dementsprechend 
wurde der Kläger in der ersten Verfügung mit dem Vorschläge zur Sammlung 
der Schmutzwässer in einer gemauerten Grube zur Beseitigung des Uebel- 
Standes aufgefordert und ihm in der zweiten aufgegeben, die Weiterbenutzung 
des auf seinem Grundstück zur Abführung der Wirtschaftswässer angelegten 
Schachts und der Abfloßleitung einzusteilen. In der zweiten Verfügung wird 
zwar noch geltend gemacht, daß der auf dem Grundstück des Klägers ange¬ 
legte Schacht ohne baupolizeiliche Genehmigung ausgeführt sei; Veranlassung 
und Zweck dieser Verfügung sind aber dieselben wie bei der am Tage vorher 
erlassenen. Es liegen daher hier nicht zwei von einander unabhängige Ver- 
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fügungen vor, von denen jede für sich an! ihre Becbtsgültigkeit za prüfen 
ist, sondern die zweite Verfügung ergänzt nur die erste, und beide sind unter 
dem einheitlichen Gesichtspunkt zusammenzufassen, daß die Beseitigung des 
nach Ansicht der beklagten Polizeiverwaltung polizeiwidrigen Zustandes durch 
Verbot der Weiterbenutzung der auf dem klägerischen Grundstück vorhan¬ 
denen Anlage zur Abführung dzr Wirtschaftswässer herbeigeführt werden sollte. 

Das Fehlen einer baupolizeilichen Genehmigung zu der Anlage des 
Klägers fällt nicht ins Gewicht, da, auch wenn eine solche bei ihrer Einrich¬ 
tung erforderlich gewesen wäre, nur dann polizeilich gegen die Anlage einge¬ 
schritten werden könnte, wenn diese gegen das geltende Baurecbt verstößt. 
Daß dies hier zutrifft, ist nicht behauptet worden und kann auch nach dem 
Gutachten der Sachverständigen nicht angenommen werden. Vielmehr ergibt 
sich aus diesen Gutachten, daß der Kanal auf dem Grundstück des Klägers 
den geltenden Bestimmungen (§ 30 Ztff. 1, § 32 Ziff. 2 der Banpolizeiordnung 
vom 28. April 1904) entspricht. Dadurch wird aber die Polizeibehörde nicht 
gehindert, gegen die Anlage einzuschreiten, wenn ihre Benutzung im öffent¬ 
lichen Interesse wegen der damit verbundenen Gefahren nicht geduldet werden 
kann. Es folgt dies aus der Aufgabe der Polizei, der in § 10 Tit. 17 Teil II 
des Allgem. Landrecbts ganz allgemein der Schutz und die Sorge für Leben 
und Gesundheit des Publikums übertragen worden ist. Nach dem Akteninhalt, 
insbesondere nsch den beiden Gutachten des Kreisarztes vom 11. Mai 1908 
und vom 19. Aogost 1909, unterliegt es keinem Zweifel, daß die Benutzung 
der in Bede stehenden Anlage zur Ableitung der Wirtschaftswässer aus dem 
Hause des Klägers eine Gesundheitsgefahr bildet. Denn danach steht es fest, 
daß bei Benutzung die Anlage das Wirtschaftswasser nicht abgefübrt wird, 
sondern auf den Hof des klägerischen Grundstücks tritt und dort sowohl, wie 
auch auf dem Nachbargrundstücken, durch Stagnation und Verseuchung des 
Untergrundes, namentlich in der wärmeren Jahreszeit, zufolge der Zersetzung 
der ia den Abwässern enthaltenen SchmutzBtoffe gesundheitsgefährliche Zu¬ 
stände herbeiführt. Die Beseitigung dieses polizeiwidrigen Zustandes auf 
seinem Grundstück zu verlangen, ist die Polizeibehörde befugt, weil jeder 
Eigentümer selbständig für. sich sein Grundstück fn einem polizeigemäßen Zu¬ 
stande zu erhalten und das dazu Nötige selbst vorzukehren hat. Der Kläger 
Ist auch als Urheber des polizeiwidrigen Zustandes anzusehen, insofern als er 
die Schmutzwässer seines Hauses dem zu ihrer Aufnahme ungeeigneten Kanal 
angeführt hat. 

Hiergegen kann der Kläger nicht geltend machen, daß die Polizeibehörde 
sich an den Grundstückseigentümer P. zu halten und diesem aufzugeben habe, 
durch Herstellung des Kanals auf seinem GrnndHück und Beseitigung der 
dort vorhandenen Verstopfung für die ordnungsmäßige Abführung der ihm 
vom Grundstück „des Klägers znfließenden Wirtschafte wässer Sorge zu tragen. 
Dieser Einwaid greift schon deshalb nicht Platz, weil eine ößentlich-recht¬ 
liche Verpflichtung des P. hierzu nicht ersichtlich ist. Aus den Bestimmungen 
der Banpolizeiordnung vom 28. April 1904 läßt sich eine solche Verpflichtung 
nicht berleiten, da §§ 29 und 30 a. a. O. nur von der Abführung der eigenen 
WirtschafiBwässer handeln und keine Handhabe bieten, dem Grundstückseigen¬ 
tümer die Herstellung eines Kanals zur Abführung der Haus- und Wirtschafts- 
Wässer anderer Grandslücke aufzuerlegen. Auch im Wege einer Bänmongs- 
Verfügung auf Grund des § 66 des Zaständigkeitsgesetzes konnte die Her¬ 
stellung des Kanals gegen P. nicht erzwungen werden, weil eine öffentlich- 
rechtliche Bäamnngspflicht — und nur zur Erzwingung einer derartigen Pflicht 
ist die Polizeibehörde nach der genannnten Gesetzes Vorschrift zuständig — 
behufs Ermöglichung des Abflusses von Haus- nnd Wirtschaftswässern nicht 
besteht. Daß es sich hier aber nur um die unschädliche Beseitigung von Ab¬ 
wässern handelt, ist oben bereits dargelegt worden. Andere Gründe öffentlich- 
rechtlicher Natur, aus denen eine Verpflichtung des P. zur Herstellung des 
Kanals gefolgert werden könnte, sind nicht ersichtlich, und in privatrechtliche 
Streitigkeiten einzagreifen, stand der Polizeibehörde hier kein Recht zu. Der 
Kläger konnte daher der polizeilichen Auflage gegenüber sich nicht anf eine 
öffentlich-rechtliche Verpflichtung des P. zur Aufnahme und ordnungsmäßigen 
Weiterleitung der von dem klägerischen Grundstück stammenden Hans- und 
Wirtschaftswasser berufen. Da die angefochtenen Verfügungen weder auf 
unrichtiger Bechts&nwendung beruhten, noch der tatsächlichen Voraussetzungen 
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entbehrten, die die Polizeibehörde za ihrem Erlaß berechtigten, maßte antei 
Abänderung der Vorentscheidung die Klage abgewiesen werden. 


Medizinal • Gesetzgebung. 

A. Dentsohes Reich. 

y Wechselseitige Benachrichtigung der Militär- nnd Polizeibehörden 
Tiber das Auftreten übertragbarer Krankheiten. Bekanntmachang des 
Reichskanzlers vom 28. Februar 1911. 

Aal Grand des § 39 Abs. 3 des Gesetzes, hetr. die Bekämpfung gemein¬ 
gefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (Reichsgesetzbl. 8. 306) hat der 
Bandesrat nachstehendes bestimmt: 

A. Mitteilangen der Polizeibehörden an die Militär¬ 

behörden. 

1) Zar Mitteilang der in ihrem Verwaltangsbezirke vorkommenden Er¬ 
krankungen an die Militärbehörden sind verpflichtet 

die von den Landesregierungen za bezeichnenden Behörden oder Beamten 
der Garnisonorte, einschließlich der Orte, welche lediglich Sitz eines Be¬ 
zirkskommandos sind, nnd derjenigen Orte, welche im Umkreis von 20 km 
von Garnisonorten oder im Gelände für militärische Debungen gelegen 
sind. 

2) Die Mitteilangen haben alsbald nach erlangter Kenntnis za erfolgen 
and sich za erstrecken aaf 

a. jede Erkrankung an Aassatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken 
and Unterleibstyphus sowie jeden Fall, welcher den Verdacht einer dieser 
Krankheiten erweckt, ferner jede Erkrankung an über tragbar er Genick¬ 
starre (Meningitis cerebrospinalis) oder an Rttckfallfieber, 

b. jedes gehäufte (epidemische) Auftreten der übertragbaren Ruhr (Dysen¬ 
terie), der Diphtherie, des Scharlachs sowie jedes neue Vorkommen von 
Massenerkrankungen an der KOrnerkrankbeit (Trachom). 

Ueber den weiteren Verlauf der übertragbaren Ruhr (Dysenterie) sind 
wöchentlich Zahlenübersichten der neufestgestellten Erkranknngs- and Todes¬ 
fälle einzusenden. Ferner ist eine Mitteilung zu machen, sobald Diphtherie, 
Scharlach sowie Körnerkrankheit (Trachom) erloschen sind oder nar noch ver¬ 
einzelt anftreten. 

Jede Mitteilang betreffs der unter a bezeichnten Krankheiten sind An¬ 
gaben über die Gebäude and die Wohaangen, in welchen die Erkrankungen 
oder der Verdacht aafgetreten sind, beizafügen. 

3) Die Mitteilungen sind za richten 

für Garnisonorte and für die in ihrem Umkreis von 20 km gelegenen Orte 
an den Kommandanten oder, wo ein solcher nicht vorhanden ist, an den 
Garnisonältesten, 

für Orte im militärischen Uebungsgelinde an das Generalkommando, 
für Orte, die lediglich Sitz eines Bezirkskommandos sind, and für die in 
ihrem Umkreis von 20 km gelegenen Orte an den Bezirkskommandeur. 

B. Mittellangen der Militärbehörden andie Polizei¬ 

behörden. 

1) Zar Mitteilung der in ihrem Dienstbereiche vorkommenden Erkran¬ 
kungen an die Polizeibehörden sind verpflichtet die Kommandanten oder, wo 
solche niaht vorhanden sind, die Garnisonältesten der Garnisonorte, die Bezirks- 
kommandeare, ferner die Kommandobehörden der im Uebangsgelände sich be¬ 
findenden Truppenteile. 

2) Die Mitteilungen haben alsbald nach erlangter Kenntnis 'zu erfolgen 
und 'sich zu erstrecken auf 

a. jede Erkrankung an Aassatz, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken 
und Unterleibstyphus sowie jeden Fall, welcher den Verdacht einer dieser 
Krankheiten erweckt, ferner jede Erkrankung an übertragbarer Genick¬ 
starre (Meningitis cerebrospinalis) oder an Rttckfallfieber, 
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b. jedes gehäufte (epidemische) Auftreten der Übertragbaren ßahr (Dysenterie), 
der Diphtherie, des Scharlachs und der Körnerkrankheit (Trachom). 

üeber den weiteren Verlauf der übertragbaren Ruhr (Dysenterie) sind 
wöchentlich Zahlenübersichten der neu festgestellten Erkrankung- und Todes- 
älle einsusenden. Auch ist eine Mitteilung zu machen, sobald Diphtherie, 
Scharlach sowie Körnerkrankheit (Trachom) erloschen sind oder nur noch 
vereinzelt auftreten. 

Jeder Mitteilung betreffs der unter a bezeichneten Krankheiten sind 
Angaben über das Militärgebäude oder die Wohnungen, in welchen die 
Erkrankungen oder der Verdacht aufgetreten sind, beizufügen. 

3) Die Mitteilungen sind an die für den Aufenthaltsort des Erkrankten 
zuständige, von den Landesregierungen zu bezeichnende Behörde zu richten. 

4) Von dem Aasbrach und dem späteren Verlaufe der unter 2 a be¬ 
zeichneten gemeingefährlichen Krankheiten (Aussatz, Chorlera, Flecklieber, 
Pest, Pocken) ist das Kaiserliche Gesundheitsamt sofort auf kürzestem Wege 
zu benachrichtigen. 

C. Maßnahmen in besonderen Fällen. 

Den Landeszentralbehörden oder den von diesen bestimmten Behörden 
bleibt Vorbehalten, 

a. allgemein oder für einzelne Orte weitergehende Vorschriften zu erlassen, 

b. bei starker Häufung der unter A 2 a und B 2 a bezeichneten Erkrankungen 
für die davon betroffenen Orte die Form des Nachrichtenaustausches zu 
vereinfachen, besonders an Stelle schriftlicher Mitteilung des einzelnen 
Falles das Auflegen von Listen zur Einsichtnahme oder mündlichen 
Austausch der Nachrichten zur bestimmten Stunde am vereinbarten Orte 
zu gestatten. 

Die vorstehenden Bestimmungen treten an die Stelle der Bekanntmachung 
vom 22. Juli 1902 (Reichsgesetbl. S. 257). 


B. Königreich Freuswen. 

? Abführung der Gebühren an die Staatskasse seitens der vollbesol« 
deten Kreisärzte für Gutachten im Aufträge des Schiedsgerichts für die 
Arbelterversieherung und für gericbtsäretliche Tätigkeit. Erlaß der 
Minister des Innern und der usw. Medizinalangelegenheiten 
vom 26. Januar 1911 an den Herrn Regierungspräsidenten in D. 

Durch diesen Erlaß ist entschieden, daß von den vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzten die Gebühren für Gutachten im Aufträge von Schiedsgerichten an 
die Staatskasse abzuftthren sind, desgleichen die Gebühren für gerichtsärzt¬ 
liche Tätigkeit aach in denjenigen Kreisen, in denen ein besonderer Gerichts¬ 
arzt angestellt ist. _ 


v Bei Erstattung schriftlicher Gutachten ist eine besondere Gebühr 
dfr eine Untersuchung in der Wohnung oder in der Anstalt (also für sog. 
empfangene Yorbesnche) nicht zulässig. Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheiten vom 17. Dezember 1910 an den 
Herrn Regierungspräsidenten in Str. 

Darch diesen Erlaß ist die Frage, ob bei der Erstattung von schrift¬ 
lichen Gatachten für eine Untersuchung in der Wohnung oder Anstalt eine 
besondere Gebühr (für Vorbesuch) berechnet werden kann, verneint. Es 
ist nur für gemachte, aber nicht für empfangene Vorbesuche eine 
solche Gebühr zulässig. 1 ) 


‘) Es wird sich fragen, ob das Reichs-Versicherungsamt dieser Ent¬ 
scheidung gegenüber bei Beider bisherigen entgegengesetzten Ansicht ver¬ 
bleibt (siehe Boilage Rechtsprechung und Gesetzgebung zu Nr. 12, 1910 der 
Zeitschrift S. 90). 



44 


Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


r Relsekostenentsehädlgung für die Vertretung eines Kreisärzte» 
durch den benachbarten. Erlaß des Ministers der uszr. Medizinal¬ 
angelegenheiten vom 23. Febrnar 1911 — M. d. g. A. M. Nr. 79 
— an den Herrn Regierungspräsidenten in D. 

Die dortseitige Auffassung ist zutreffend. Der einen benachbarten 
Kreisarzt vertretende Medizinal beamte erhält nur fttr Dienstreisen nach dem 
Wohnort des zu Vertretenden Reisekosten aus der Staatskasse. Hat er ledig¬ 
lich an dem Wohnorte des zu vertretenden Kreisarztes oder außerhalb des¬ 
selben in geringerer Entfernuog als 2 km von ihm dienstliche Verrichtungen 
vorsunehmen. so sind ihm Tagegelder und Fuhrko 3 ten aus der Staatskasse 
zu zahlen. Ist in Verbindung mit einer Dienstreise nach dem Wohnorte des 
zu Vertretenden zugleich an einem anderen Orte in dessen Amtsbezirk ein 
Dienstgeschäft zu erledigen, so erhält der stellvertretende Kreisarzt aus dar 
Staatskasse nur die Fuhrkosten für die Reise nach dem Wohnorte des zu 
Vertretenden und zurück. Hat der Stellvertreter dagegen in dem Amtsbezirke 
des zu Vertretenden ein Dienstgeschäft erledigt, ohne daß er dabei den Wohn¬ 
ort des Vertretenen berühren mußte, so ist aus der Staatskasse keine Ver¬ 
gütung zu zahlen. _ 


r Anmeldung der beurlaubten oder entlassenen, au Typhus usw. er¬ 
krankt gewesenen Unteroffiziere und Mannschaften bei der Ortspolizei- 
behdrde, falls diese sogenannte Dauerausscheider oder Keimträger sind. 
Erlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
13. Februar 1911 — M. d. g. A. M. Nr. 10089 — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Auf Qrund unserer Vereinbarung mit dem Herrn Kriegsminister sind 
die Ortspolizeibehörden seitens der zuständigen militärischen Dienststellen 
über etwa erforderlich werdende Beurlaubungen und Entlassungen solcher 
Unleroffisiere und Mannschaften in Kenntnis zu setzen, die entweder nach 
dem Ueberstehen einer übertragbaren Krankheit (namentlich Typhus, Para¬ 
typhus, übertragbarer Ruhr, Diphtherie, übertragbarer Genickstarre) zurzeit 
der Beurlaubung bezw. Entlassung noch Krankheitskeime ansscheiden (Dauer¬ 
ausscheider) oder aber dies tun, nachdem sie infolge Berührung mit 
Kranken die Krankheitskeime aufgenommen haben, ohne selbst zu erkranken 
(Keimträger). Von einer Anzeige solcher Personen, die nur ansteckungsver¬ 
dächtig sind, bei denen aber die Ausscheidung von Krankheitskeimen nicht 
nachgewiesen wurde, ist abzusehen. Die Nachrichten sind an die Ortspolizei¬ 
behörde des Ortes zu richten, nach welchem die Beurlaubung oder Entlassung 
stattfindet. 

Ew. Hochwohlgeboren, Hochgeboren, Durchlaucht ersuche ich ergebenst, 
die OrtspolizeibehOrden gefälligst mit entsprechender Nachricht zu versehen, 
damit sie erforderlichenfalls die nötigen Anordnungen zur Vermeidung einer 
Weiterbreituog der in Frage kommenden Krankheit rechtzeitig treffen können. 


C. Königreich Württembergs. 

Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst oder für die Anstellung 
als Gerichtswundarzt. Königliche Verordnung vom 6 . Februar 1911. 

Die Küaigl. Verordnung vom 17. Juli 1876, betr. die Prüfung für den 
ärztlichen Staatsdienst oder für die öffentliche Anstellung als Gerichtswund¬ 
arzt (Reg.-Bl. S. 287) wird in den nachstehenden Punkten geändert: 

1. Der § 1 Abs. 2 erhält folgende Fhssung: 

„Die Prüfung wird vor einer Kommission abgelegt, die für die Regel aus 
dem Vorstand des Medizinalkoll-giums als Vorsitzt nden und dentärstlichen 
Mitgliedern des Medizinaikollegiums besteht. Eine abweichende Zusammen¬ 
setzung der Prüfungskommission bleibt dem Ministerium des Innern für be¬ 
sondere Fälle Vorbehalten.“ 

2. In § 2 Abs. 1 und 4, § 4 Abs. 3 und § 8 Abs. 2 werden die Worte: 
„Ministerium des lauern“ durch das Wort: „Medizinalkollegium“ ersetzt. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in Minden LW 

J. C. C.B nu, Herxofl. 81 eh«. u. FQrttl. 8ch.-L. Hofbucbdruokere! In Minden. 
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letzung des J. in Gestalt einer Gesnndheitsbeschädigang schuldig gemacht. 
Das Urteil lautete aut 100 Mark Geldstrafe. — B. legte Revision beim Reichs* 
gericht ein nnd rügte Verletzung des formellen wie des materiellen Rechts. 
In letzterer Beziehung hob sein Verteidiger unter anderem hervor, das Gericht 
mache dem Angeklagten zum Vorwurf, daß er sich bei dem Aoffioden des 
„Steines“ nicht mehr der vorherigen Vorgänge erinnert habe, würdige aber 
nicht hinreichend die Aussagen vieler Sachverständigen, welche Angaben, sie 
würden sich gleichfalls nicht erinnert haben. Außerdem habe das Reichs¬ 
gericht in vielen Entscheidungen ausgesprochen, daß sich das Gedächtnis nicht 
num Funktionieren zwingen lasse. Das Urteil sage selbst an einer Stelle, daß 
sich der Angeklagte bei der Durchleuchtung der Blase nach Verlust des 
Metallansatzes habe beruhigen dürfen. Das Reichsgericht verwarf indessen 
das Rechtsmittel. Die prozessualen Rügen seien ohne weiteres hinfällig. 
Bezüglich der Untersuchungspflicht des Angeklagten stehe im Urteil lediglich, 
daß er sich bei der vorgenoinmenen Untersuchung „zunächst“ habe beruhigen 
dürfen. Bei der Anifiodung des „Steines“ hätte der Angeklagte rückwärts 
denken and sich fragen müssen, wie der Stein so plötzlich in die Blase hinein¬ 
gekommen sein könne. Dabei hätte er an das Ereignis mit dem Spiitzennnsats 
vor 14 Tagen denken müssen. Es handle sich also keineswegs um einen 
Zwang des Gedächtnisses, losgelöst von allen äußeren Verhältnissen. Nur in 
diesem Sinne sei der vom Reichsgericht nufgestellle Satz zu verstehen. Dnrch 
sein Verhalten habe B. einen Zastand geschaffen, der gefährlich sei, der ako 
eine Gesundheitsbeschädigang enthalte. Das Verschulden des Angeklagten 
liege darin, daß er nicht erkannt habe, daß der Patient keinen Stein, sondern 
den Spritzenznsatz in der Blase gehabt habe. (Sächs. Korrespondenz.) 


Schadenersatzpflicht des Arztes für unsachgemäße Behandlung. 
Urteil des Reichsgerichts 111 (Z.-S.) vom 14. März 1911. 

Ein minderjähriges, an einer Drüsenentzündung leidendes Fräulein H. 
in München hatte sich 1907 mit Einwilligung ihrer Eltern in die Behandlung 
des praktischen Arztes Str. in München begeben. Dieser versprach, das 
Drüsenleiden zu heilen and zwar nach der Bog. neuen galvano-kaustischen 
Methode darch Aasbrennen der Drüsengänge. In drei Sitzungen behandelte 
der Arzt die Patientin nach diesem Verfahren. Nach erfolgter Ausheilung 
der Drüsengäoge zeigte aber das Gesicht der Kranken etwa linsengroße, 
pockenartige Narben, die nach ihrer und ihrer Eltern Behauptung durch 
falsche regelwidrige Behandlung durch den Arzt entstanden seien. Die 
Eitern machten geltend, daß durch diese Verunstaltung ihrer Tochter die 
Gelegenheit zur Heirat erschwert würde und forderten auf Grund von § 847 
B. G. B., wonach im Falle einer Körperverletzung der Verletzte auch wegen 
des Schadens, der nicht Vermögens-cbaden ist, eine billige Entschädigung in 
Geld verlangen kann, Zahlung von 45000 Maik. Das Landgericht München 
halte den Klägern diesen Anspruch für gerechtfertigt erklärt; auf die Berufung 
des Arztes aber hatte das Oberlandosgericht München den immateriellen 
Schaden der Verletzten, die sich nach Klageerhebung doch noch mit einem 
Zahnarzte verlobt hatte, auf 14000 Mark festgesetzt, ln der Berufungsinstanz 
hatte der Beklagte das persönliche Erscheinen der Klägerin verlangt, die 
keineswegs so erheblich entstellt Bei; außerdem hatte er geltend gemacht, er 
hafte nur vertraglich, so daß weder Schmerzensgeld noch Ersatz des 
immateriellen Schadens verlangt werden könne. Das Berufungsgericht hatte 
aber angenommen, daß der Arzt neben seiner vertraglichen Hnfuing auch aus 
unerlaubter Htudlang ersatzpflichtig sei und deshalb gemäß § 847,1 billiger- 
weise auch den nicht vermögensrecbtlicbrn Schaden zu tragen habe. Die 
Behauptung der Klägerin, worauf sie ihre Klage stütze, daß nämlich der 
Arzt sie widerrechtlich körperlich verletzt habe, sei durch die Beweisaufnahme 
erwiesen. Nach dem Gutachten des ärztlichen Sachverständigen sei die 
Annahme gerechtfertigt, daß der Beklagte bei seiner Behandlung einen 
Kaastfebler begangen habe. Die von dem Arzte angewendete Heilungsmethode 
sei danach ungeeignet und fehlerhaft gewesen, sodaß die körperliche Integrität 
der Klägerin dadurch verletzt worden sei. Selbst ein Laie habe sich sagen 
müssen, daß durch tiefeB Ausbrennen der Drüsengäoge Narben entstehen 
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würden; der Arzt habe daher nicht nnr seine Berufs-, sondern nach die 
allgemeine Verkehrssorgfalt verletzt and damit fahrlässig gehandelt. Die 
Widerrechtlichkeit dieser Handlungsweise des Beklagten sei nicht dadurch 
aufgehoben, daß die Verletzte selbst and deren Eltern in die Behandlung 
durch Aasbrennen eingewilligt hätten. Denn diese hätten sie nur in der 
Annahme getan, daß diese Art der Behandlung unschädlich sein würde. Aach 
nicht einmal ein Mitverschulden der Verletzten könne aas ihrer Einwilligung 
hergeleitet werden. Der Arzt habe erst einen Versuch mit seiner neaen 
Methode abwartea müssen, ehe er diese im ganzen Gesicht der Klägerin 
angewendet habe. Wäre dieser Versuch nicht befriedigend ausgefallen, so 
würde die Einwilligung za weiterer Behandlung sicherlich versagt worden 
sein. Das pockenartige Aassehen habe bei der Klägerin eine seelische Ver¬ 
stimmung hervorgerafen, außerdem seien ihr darch die Behandlung nutzlos 
Schmerzen bereitet worden, sodaß sie mit Recht auch hierfür eine billige 
Entschädigung verlangen könne. Der Beklagte hafte nicht nar vertraglich 
auf Grund seines Arbeitsertrages, sondern auch wegen der in der widerrecht¬ 
lichen Körperverletzung begangenen unerlaubten Handlung. Die Revision des 
Arztes rügte, die Anwendung des § 847 setze eine unerlaubte Handlung 
voraas, die aber bei Einwilligung der Verletzten selbst and deren E tern 
ausgeschlossen erscheinen müsse. Das Reichsgericht war aber mit den 
Vorderrichtern der Ansicht, daß trotzdem eine rechtswidrige Körperverletzung 
vorliege, and daß deshalb der Anwendbarkeit des § 847 B.G. B. Bedenken 
nicht entgegenstäaden and aach wegen des nicht vermögensrechtlichen Schadens 
ein billiger Ersatz verlangt werden könne. Die Revision des Dr. Str. warde 
deshalb zarückgewiesen. (Sachs. Korrespondenz.) 


Uehertragang des Milzbrandes bet Hilfeleistung; Schadenersatzpflicht 
des Auftraggebers and l'nterbrectiang des ur-äehUcnen Zusammenhangs 
durch Aufklärung über die Gefährlichkeit dieser DUnstlelstong. Urteil 
des Reichsgerichts (III. Z.-8.) vom 4. November 1910. 

In der Gemeinde B. war ein an Mdzbraod erkranktes Pferd gefallen* 
Das Tier sollte antersacht and beseitigt werden. Hierzu zog die Gemeinde 
den Privatmetzger B. herao, der darauf ebenfalls an Mdzbraod erkrankte und 
starb. Seine Hinterbliebenen forderten von der Gemeinde Scbadenersats, weil 
deren Vertreter den Verstorbenen auf die Gefährlichkeit der Hilfeleistung nicht 
genügend aufmerksam gemacht hätten. 

Das Landgericht Essen wies die Klage ab während das Oberlandes¬ 
gericht Hamm die Gemeinde verurteilte; das Reichsgericht erkannte da¬ 
gegen auf Abweisung unter folgender Begründung: 

Das Berufungsgericht hat zunächt angenommen, daß die beklagte Ge¬ 
meinde dem an Milzbrand verstorbenen Ehemann und Vater der Kläger, mit 
dem sie einen Dienstvertrag behufs H lfeleiatung eines an Milzbrand gefallenen 
Pferdes geschlossen hatte, auf die Gefährlichkeit der übernommenen Verrich¬ 
tungen aufmerksam za machen verpflichtet gewesen sei und daß die Unter¬ 
lassung dieser Pfl cht eine Fahrlässigkeit enthalte. Dieser Ansicht ist mit 
Rücksicht auf § 618 des Bürgerlichen Gesetzbachs beizatreten. Beklagte 
konnte sich in dieser Hinsicht auch nicht auf den Kreistierarzt, dem die Ob¬ 
duktion oblag, verlassen, sondern hatte eine selbständige aas dem Dienst¬ 
vertrag entspringende Vorpflichtung. Daß diose Verpfl chtung in keiner Weise 
erfüllt worden ist, ist bewiesen durch die Feststellung des Berufungsgerichts, 
nach der dem Ehemanne und Vater der Kläger bei dessen Annahme zur Hilfe¬ 
leistung nur gesagt worden ist, es handle sich nm die Obduktion eines ge¬ 
fallenen Pferdes. Es braucht deshalb in dieser Hinsicht aach nicht erörtert 
za werden, in welchem Umfange diese Aufklnrung-ipflicht za betätigen war. 
Dagegen kann dem Berufungsgericht darin nicht beigetreten werden, daß der 
anzunehmenie ursächliche Zusammenhang zwischen jener Fahrlässigkeit und 
dem Tole dos Ehemannes und Vaters der Kläger durch die von seiten des 
Kreistierarztes dom Verstorbenen gewordene Aafklärang nicht unterbrochen 
worden sei. Das Borafangsgericht stellt in dieser Beziehung fest, daß der 
Kreistierarzt dem Verstorbenen Hände und Arme auf das Vorhandensein von 
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Wauden untersucht und gesagt hat, wenn er Wanden habe, so könne er sich 
inllsieren und wenn er sich initiiere, so sei sein Leben gefährdet. Das Be¬ 
ruf nngsgericht hält dies aber zur Unterbrechung des ursächlichen Zusammen¬ 
hanges Ihr ungenügend, weil nach medizinischem Gutachten die Ansteckung 
an Milzbrand auch durch unsichtbare Gewebetrennungen in der Haut des 
menschlichen Körpers erfolgen könne (eine Art der Infektion, die Torliegend 
ansunehmen sei) hierüber aber eine Belehrung durch den Kreistierarzt nicht 
geschehen sei. Eine derartige Aufklärung war aber nicht nötig; denn der 
ursächliche Zusammenhang war schon dann unterbrochen, wenn dem Ver¬ 
storbenen eine Aufklärung über die Gefährlichkeit der Tätigkeit in einem 
Umfange gegeben warde, wie solche der Beklagten oblag. Letztere aber war 
jedenfalls nur yerpflichtet, den Verstorbenen auf die Gefahr in einer Weise 
hinzuweisen, daß dieser insoweit im allgemeinen erkennen konnte, es handle 
sich um eine gefährliche Hilfeleistung. Eine ganz spezielle Belehrung 
in medizinischer Besiehungüber die Möglichkeit der Ueber- 
tragung des Milzbrandes, die Beklagte darch ihre Organe auch gar 
nicht selbst, sondern lediglich bei Hinsuzitbnng eines Sachverständigen hatte 
geben können, lag außerhalb des Bahmens der vertraglichen 
Verpflichtung der Beklagten. Hiernach ist die erforderliche Aufklä¬ 
rung den Verstorbenen durch den Kreistierarzt zuteil geworden und hier¬ 
durch der ursächliche Zusammenhang unterbrochen worden. 

Das Reichsgericht hob deshalb das Urteil des Oberlandesgerichts auf 
und stellte das abweisende Erkenntnis des Landgerichts wieder her. 


Die Indirekte Ankündigung antikonzeptioneller Mittel als hygie¬ 
nische Bedarfsartikel unter Hinweis auf einen einzufordernden Katalog 
stad strafbar, aaeh wenn dessen .Zusendung nur an Ehelente erfolgt. 
Urteile des Reichsgerichts (Str.-Sen.) vom 18. Januar (a) und 
7. März 1911 (b). 

a. Der Friseur M. in B. erließ in gelesenen Tageszeitungen Annoncen 
folgenden Inhalts: .Hygienische Bedarfsartikel! Verlangen Sie neuesten Katalog 
Tom Versandhaus Meissner in Berlin W. 61.* Die Interessenten erhielten dann 
einen Katalog, in dessen vier Abteilungen nacheinander Schutzmittel für Männer, 
für Frauen, Artikel zur Gesundheitspflege und ähnliches angepriesen worden. 
Das Landgericht Berlin I verurteilte den Angeklagten anf Grund des § 184, 
3 Str. G. B. zu 10 M. Geldstrafe, da er erwiesenermaßen nicht nur Gesundheits¬ 
artikel, sondern auch Gegenstände zu unzüchtigem Verkehr angepriesen 
habe. In seiner beim Beichsgoricht eingelegten Bevision rügte M. Verletzung 
materiellen Rechts: Er habe die Kataloge nur auf besondere Bestellung hin 
geliefert, also nur an eine Mehrzahl von bestimmten Personen, und daher nicht 
dem Publikum angepriesen; ferner sei seioe Annonce keine strafbare .An¬ 
kündigung*, weil er tatsächlich mit hygienischen Bedarfsartikeln handle, und 
die Versendung von Preislisten bedeute keine .Ankündigung* im Sinne des 
Gesetzes, welches verlange, daß man aus eigenem Antriebe ohne Zntnn des 
Empfängers, etwas anpreise, im Bestellen der Kataloge liege aber ein Zutun 
des Empfängers. Demgegenüber führte der Reichsanwalt ans, daß die Revision 
insofern fehlgehe, als die .Ankündigung* ja vom Vordergericht nicht in der 
Annonce, sondern in der im Anschluß an die Ann onee erfol gten 
Uebersendung des Katalogs gefunden worden. Durch die Ka¬ 
taloge werde auf die Gelegenheit zum Beziehen solcher Ar¬ 
tikel aufmerksam gemacht. Des weiteren liege auch eigener Antrieb 
des Handelnden ohne Zutun des Empfängers vor, weil durch die Kataloge 
gleichzeitig zum Bezug der einzelnen Bedarfsartikel anfgefordert werde. 
Sowohl die Annahme einer .Ankündigung*, als auch diejenige einer .An¬ 
preisung“ sei ohne Rechtsirrtum erfolgt, diese, weil lobend die Eigenschaften 
der einzelnen Artikel angepriesen würden. Das Reichsgericht erkannte gemäß 
dem Anträge des Reichsanwalts auf Verwerfung der Revision. 

b. Der Kaufmann Sch., Inhaber dos hygienischen Versandhauses A. & Co. 
zu Leipzig • Lindenau, hatte in verschiedenen hygienischen Zeitschriften 
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Annoncen veröffentlicht des Iohalts: „Frauen sollen bei Störung bestimmter 
Vorg&nge das Or. La rische Bach lesen etc.*, ferner Zasendang von Kata¬ 
logen nur an Eheleate gegen Einsendung von 80 Pf. Porto angeboten. Die 
Interessenten erhielten dann seine gelbe Spesialpreisliste ingesandt, welche 
fast ausschließlich Gegenstände, die sur Verhütung der Empfängnis bestimmt 
waren, enthielt. Sch. gab selbst za, daß eine nähere Nachprüfung, ob die 
Besteller der Preisliste tatsächlich verheiratet seien, ihm unmöglich gewesen 
sei; es ihm z. B. genügend gewesen sei, wenn der Zasats „Frau“ vor dem 
Namen gestanden habe. Da dargetan erschien, daß er stillschweigend gebilligt 
habe, daß auch Unverheiratete den Katalog bekamen, ferner eine Anpreisung 
und Ankündigung von zur Verhütung der außerehelichen Empfängnis, mithin 
zu unsüchtigem Gebrauche bestimmten Gegenständen gegenüber dem Publikum, 
als einer durch kein erkennbares Band zasammengehaltene Mehrzahl von 
Leuten erfolgt sei, warde Scb. vom Landgericht Leipzig wegen Vergehens 
gegen § 184, Abs. 3 Str. G. B. zu 60 Mark Geldstrafe verurteilt. In seiner 
heute beim Reichsgericht anstehenden Revision rügte Sch., daß Gegen¬ 
stände, die zar Verhütang der Konzeption bestimmt seien, nur unsittlich seien, 
wenn zum außerehelichen Verkehr bestimmt. Ihm aber sei kein einziger Fall 
nachgewiesen worden, daß er an unverheiratete Leute geliefert habe. Ferner 
sei nicht eine Verbreitung an das Pablikam erfolgt, da er nur an einen be¬ 
stimmten PersonenkreU versandt habe. Gemäß dem Anträge des Reichs¬ 
anwalts erkannte jedoch der höchste Gerichtshof auf Verwerfung der Revision, 
da im angefochtenen Urteil ein Rechtsirrtum nicht erkennbar sei. 


Die öffentliche Ankündigung der dem freien Verkehr entzogenen 
Heilmittel kann durch Poltselverordnung verboten werden. Beltllnln 
(Bandwurmmittel) und Donton gehören zu diesen Arzneimitteln. Urteil 
des Kammergerichts (Str.-Sen.) vom ß.Februar 1911. , 

Die Rechtsgültigkeit der Polizeiverordnung von 1902 fiadet, wie die 
Verordnung im § 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts und in § 6 
der Verordnung über die Poliseiverwaltung in den nea erworbenen Landes¬ 
teilen vom 20. September 1867, der mit § 6 des für die älteren Provinzen 
geltenden Gesetzes vom 11. März 1850 übereinstimmt, ihre Grundlage. Die 
landrechtliche Bestimmung, nach der es das Amt der Polizei ist, bevorstehende 
Gefahren von dem Pablikum und einzelnen seiner Mitglieder abzuwenden, bildet 
einen Grundsatz des preußischen Staatsrechts und gilt daher im gesamten 
Staatsgebiet. Die Polizeiverordnung will den Gefahren begegnen, die daraus 
entstehen können, daß infolge der Anzeige das Pablikum in Krankheitsfällen 
das Mittel kauft und bei seiner Anwendung unmittelbar oder dadurch ge¬ 
schädigt wird, daß es verabsäumt, zur rechten Zeit einen Arzt zu Rate zu 
liehen. 8oliiänia fällt unter Nr. 4 der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Ok¬ 
tober 1901; Donzol gehört zu den Salben der Nr. 10 dieser Verordnung. 


f» 


f Borsalbe ist zu kosmetischen Zwecken dem freien Verkehr über¬ 
lassen. Urteil des preaß. Kammergerichts (Str.-S.) vom 16. Ja- 
auarl911. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

j Ueberwelsnng der M**dizlnalverwaltung von dem Ministerium der 
^Mltllcheo, Unterrichts- und Medtrlnal-Angelegenhelten an das Minlste- 
rlam des Innern. Allerhöchster Erlaß vom 30. Novembe- 
1910 (A) nnd Erlaß der Minister des Innern und der geist¬ 
lichen nsw. Medizin alangelegenheiten vom 30. März 1911 — 
Mio. d. Inn. I. A. Nr. 3542, M. d. g. Ang. B. 5fi7 M. ü. I. U. I. K. — an 
sämtliche Herren Regierungspräsidenten (B). 
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A. 

Auf den Bericht des Staatsministeriums vom 23. November 1910 ge¬ 
nehmige Ich die üeberweisaBg der Medtzinnlverwaltung von dem Ministerium 
der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenbeiten an das Ministerium 
des Innern. Das erstgenannte Ministerium bat demnächst die Bezeichnung 
„Ministerium der geistlichen und Unterrichts-Angelegenheiten“ zu führen. 
Dieser Erlaß ist durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen. Mit der 
Ausführung sind die Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medisinal-An- 
gelegenheiten und des Innern beauftragt. 

B. 

Zufolge der Allerhöchsten Eabinetsorder vom 30. November 1910 (Ge- 
setzsamml., 1911, S. 2t), betreffend die Ueberweisung der Medizinalverwaliung 
an das Ministerium des Ianern, geht vom 1. April d. J. ab die Zaxtändigknit 
fdr die Angelegenheiten, welche unter „M-dizinalwesen“ die im Kapitel 97 a 
des S'aatshausbaltsetats aufgeführten Behörden, Anstalten und Einrichtungen 
betreff «n, aut das Mioisteriam des Ianern Ubsr. Das Gleiche gilt von allen 
anderen Angelegenheiten des öffentlichen Gesundheitswesens, insbesondere von 
dea Heilanstalten und sonstigen Einrichtungen der Fürsorge für Kranke und 
Gebrechliche mit Ausnahme der Universitätsanstalten und ihres Personals, von 
der Gesundheitspolizei, sowie von den Angelegenheiten der beamteten and 
nicht beamteten Aerzte und ihrer Hinterbliebenen, der Zahnärzte, der Apotheker 
und des Arzncimiitelverkehrs. der Hebammen und des niederen Heilpersonals, 
des Krankenpflege personale, der Desinfektoren und der Leichenschauer, sowie 
der Gesundbeitskommissionen, soweit unten nichts anderes bestimmt ist. 

Im besonderen bemerken wir folgendes: 

I. Es verbleiben dem Ministerium der geistlichen und Unterrichts-An¬ 
gelegenheiten : 

1. Die Angelegenheiten des medizinischen, des zahnärztlichen und des phar¬ 
mazeutischen Stadiums, sowie der ärztlichen und der zahnärzt¬ 
lichen Vorprüfung. 

2. Die Verleihung des Professortitels, sowie die Erteilung der Erlaubnis 
zur Fuhruog eines außerdeutschen Doktortitels und eines außer- 
preußidchen Protessonitels an Aerzte, Zahnärzte, Apotheker und sonstige 
Angehörige der Medizinalverwaltung. 

8. Das Institut für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. 

II. Zu dem an das Ministerium des Innern übergehenden Geschäfts¬ 
bereich gehören insbesondere auch: 

1. Die Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen, 
der Apothekenrat und die technische Kommission für 
pharmazeutische Angelegenheiten. 

2. Das Institut für Infektionskrankheiten in Berlin, die Ver¬ 
suchs- und Prüf ungsanstalt f üc^ Wasserversorgun g und 
A b wäss er besei ti g u n g in Berlin, die Hygienischen Institute 
ln Posen, Beuthen (Ooerscblesien) und Saarbrücken, die Medi- 
sin al-U nt ersu chun g s am t er und-stellen, die Impf anstalten. 

3. Die Inanspruchnahme des Instituts für experimentelle Therapie in Frank¬ 
furt a. M., sowie der Uaiversitäts- und sonstigen Institute, soweit sie 
Aufgaben der Medizinalverwaltung erfüllen. 

4. Die Bearbeitung der Vorschriften über die Prüfungen der Kreisärzte, 
Aerzte, Zahnärzte, Apotheker und Nahrnngsmittelchemiker, die Angelegen¬ 
heiten dieser Prüfungen, das Praktische Jahr der Mediziner nnd die 
Erteilung der Ermächtigung zur Beschäftigung von Mcdizinalpraktikanten 
an Krankenanstalten nnd Institute; die Erteilung der Approbation 
als Arzt, Zahnarzt oder Apotheker, auch in den Fallen, in denen sie unter 
Befreiung von den ärztlichen, den zahnärztlichen oder den pharmazeu¬ 
tischen Prüfungen erfolgt, sowie die Erteilung des Ausweises ala 
Nahrungsmittelchemiker. 
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&. Die Angelegenheiten des ärztlichen, des zahnärztlichen and des pharma¬ 
zeutischen Berufen, die Fortbildung derAerzte, Zahoträte and 
Apotheker, einschließlich der Akademien für praktische Medisin 
in Cdln and Düsseldorf, sowie die Zentralkomitees für das 
ärztliche and für das zahnärztliche Fortbildangswesen in 
Preußen. 

6. Die Angelegenheiten, betreffend Anlage, Baa, Einrichtung and Betrieb* 
der Kranken*, Irren*, Entbindangs* asw. Anstalten, ein* 
schließlich der Säuglings*, Wöchnerinnen* und Krüppel* 
h e i m e. 

7. Die staatliche PrUfang der Krankenpflegepersonen, die Kranken* 
pflegeschalen and Prüfungskommissionen, der Schatz des Genfer Kon* 
yentionszeichens and der Tracht von Krankenpflegepersonen, sowie die 
Auszeichnung von solchen Personen. 

8. Alle sonstigen Angelegenheiten der gesundheitlichen Fürsorge 
and der Kranken*, Irren!*, Krüppel* und Säaglingsfürsorge. 

9. Die Aas* and Fortbildung der Hebammen, besonders die Hebammen* 
lehranstalten. 

10. Die Nahrangsmittelkontrolle (mit Ausnahme der Fleischbeschau) 
and die Bekämpfang des Alkoholmißbrauchs. 

11. Das öffentliche Bade wesen, die gesundheitlichen Angelegenheiten der 
Kar- and Badeorte, sowie die Anerkennung von Mineral* und 
Thermalquellen als „gemeinnützige" im Sinne des Qaellenschatz* 
gesetzes. 


Gatachten der KSnlgllchen Wissenschaftlichen Deputation für das 
/ Medizinalwesen. Allgemeine Verfügung des J ustizministers 
vom 11. Febraar 1911 an die nacbgeordneten Behöid n. 

Alle Anträge auf Erstattung von Gutachten der Königlichen Wissen* 
scbaftlichen Deputation für das Medizinal«esen sind bei dem Justizminister 
zu stellen. Das Gleiche gilt, wenn gemäß § 255 Abs. 2 Sir. Pr. 0. die 
mündliche Vertretung solcher Gutachten in der Haopiverhandlung bean¬ 
tragt wird. 

Die Anträge sind unter Darlegung der besonderen Wichtigkeit des 
Falles oder der zar Einholung des Gutachtens nötigen Zweifel zu begründen. 

Die Allgemeinen Verfügungen vom 6. Juli 1887 und 17. Februar 1891 
werden aufgehoben. 


jp Durchführung des Impfgeschäfts. Erlaß des Ministers der 
.tfsw. Mfldizinalangelegenoeiten vom 10. März 1911 — M. 

/Nr. 13 465/10 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Im Hinblick auf die bevorstehenden öffentlichen Impfangen ersoche ich 
Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, die nacbgeordneten Behörden mit Anweisung 
dahin za versehen, d*ß sie der Durchführung des Impfgeschäfts ihre besondere 
Aufmerksamkeit zuwenden. 

Den Impfärzten ist zur Pflicht za machen, bei der Ausführung der 
Impfung die aseptischen Vorsichtsmaßregeln mit tunlichster Sorgfalt zu beob- 
actiten. Kinder, welche mit unsauberer Wäsche und ungewaschenem Körper 
zum Impftermine erscheinen, sind, soweit sich dieser Mangel nicht im Termin 
selbst noch beheben läßt, von der Impfang zarückzaweisen. Jedem Kinde ist 
unmittelbar vor Anlegung der Impfscbnitte der betreffende Oberarm mit einem 
mit Alkohol getränkten Bausch steriler Watte abzareiben nnd erst za impfen, 
nachdem der Alkohol vollkommen verdunstet ist* Die Impfschnitte sind mit 
frisch sterilisierten Instrumenten anzulegen nnd dürfen unter keinen Umständen 
länger als 1 und näher aneinander als 2 cm sein. Auch ist jeder Schnitt bei 
Anspannung der Haut des Oberarmes so seicht anzulegen, daß keine Blutung 
erfolgt. Nach der Imprang sind die Kinder so lange unter Aufsicht zu halten, 
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bis die Lymphe vollkommen getrocknet ist, nach ist dar »ul za achten, daß 
die Angehörigen nicht etwa die Wanden nassnagen oder nbwiscben, wie es 
von impfgegnerischer Seite anempfohlen wird. Die Angehörigen der Kinder 
sind sowohl beim Impf*, als aach beim Nacbscbaatermin daran! aalmerksam 
so machen, daß sie von jedem angewöhnlichen Verlauf der Impfung and von 
jeder Erkrankung, die in den an! diese folgenden 14 Tagen sich ereignen 
sollte, dem Iopfarzt Mitteilang machen. 

Aaf Sauberkeit und ausreichende Lüftung der Impflokale ist za achten. 
Aach ist Sorge dafür za tragen, daß den Angehörigen der Impflinge die Ver- 
haltangsvorschriften nicht erst beim Impftermin selbst, sondern eine ange¬ 
messene Zeit vorher aasgehändigt werden. 

Es ist streng darauf za halten, daß der Impftermin im Verhältnis zu der 
za impfenden Zahl der Kiader nicht za karz bemessen and daß, wenn mehrere 
Termine an demselben Tage and Ort statt finden, sie nicht za schnell anfein¬ 
ander folgen, damit genügead Zeit zor Lüftung des Impflokals verbleibt. 

Sie wollen sich die Listen der Impftermine vorlegen and möglichst viele 
durch die zuständigen beamteten Aerzte revidieren lassen. 


/ Deberwaehnng des Verkehrs mit glasiertem Kaffee und mit Kaffee- 
glasarmitteln. Erlaß der Minister für Medizinalangelegenheiten 
für Handel and Gewerbe and des Innern vom 27.Febraar 1911 
- M. f. H. a. G. II b Nr. 1573, M. d. g. A. M. Nr. 5271, M. d. I. II d. Nr. 616 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Bei einer Gntersacbang von Kaffeeglasarmitteln hat das Hygienische 
Institut in Hambarg ein anter der Bezeichnung „Simal* von der Firma Max 
Simon jr. m Hambarg in den Verkehr gebrachtes Kaffeeglasarmittel ange¬ 
troffen, weiches erhebliche Mengen Arsen enthält and daher geeignet ist, den 
damit behandelten Kaffee eine gesundheitsschädliche Beschaffenheit zu 
erteilen. 

Wie die weitere, darch das genannte Institut vorgenommene Unter¬ 
suchung ergeben hat, besteht das Erzeugnis za einem Drittel aus Kolophonium 
und za zwei Dritteln aus Schellack, der, wahrscheinlich zum Zwecke der Auf- 
färbang, mit Arsentrisalfid, einem unter der Bezeichnung Aaripigment be¬ 
kannten gelben Mineralfarbstoffe, versetzt worden ist. Der Gehalt des Schellacks 
an Arsen ergab sich za 0,12 °/o, während Bich das verwendete Kolophoniam 
als arsenfrei erwies. 

Im Hinblick daranf, daß viele Kaffeeglasurmittel zam Teil oder aus¬ 
schließlich aus Schellack bestehen and die Möglichkeit somit vorliegt, daß za 
ihrer Herstellung mehrfach arsenhaltiger Schellack verwendet wird, ist es 
erwünscht, daß seitens der mit der NahrnngsmittelkontroUe beauftragten Unter- 
sachungsanstalten dem Verkehre mit glasiertem Kaffee und KaffeeglaNurmittela 
auch nach dieser Richtang bin Beachtung zugewendet wird. Nach § 1 des 
Farbengesetzes vom 6. Juli 18S7 (Reichs-Gesetzblatt S. 277) „dürfen gesund¬ 
heitsschädliche Farben zur Herstellung von Nahrungs* und Genoß mittein, 
welche zum Verkaafe bestimmt siod, nicht verwendet werden. Gesundheits¬ 
schädliche Farben im Sinne dieser Bestimmung sind diejenigen Farbstoffe and 

Farbzabereitangen, welche.Arsen.enthalten“. Danach ist die 

Verwendung des in Rede stehenden Glasurmiltels gemäß § 12 des genannten 
Gesetzes strafbar, and das Inverkehrbringen eines mit Hilfe dieses Mittels 
glasierten Kaffees würde auf Grund des § 12 des Nahrungsmittelgesetzes 
veifolgbar sein. 

Wir ersuchen ergebenst, die mit der Kontrolle des Nahrungsmittel- 
Verkehrs betrauten Stellen, insbesondere die Nahrungsmittel-Untersachungs- 
Anstalten mit entsprechender Weisung za versehen. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- a. Med.-Rat in Minden L W. 

J. C. C. Brau, Heriojl Siebs, a. FQrstl. Bch.-L. Hofbocbdrookerel In Klnd«a. 
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Gesetzgebnng. 

Beilage zur Zeitschrift für Medirinal - Beamte. 

Nr. 8. 20. ApriL 191L 


Rechtsprechung. 

Ftkrltoi^e TSIu; dirch eieei Kirpft^ker infolge lifkt recht¬ 
zeitiger Zuiehug eines Arztes bennfo Vtrulme einer Operetten bei 
Brest k re Urteil des Reichgerichts (V. Sir.-Sem.) Ton 7. Fe¬ 
bruar 1 911. 

Für die weiter gerügte Verletzung der §§ *244, 245 der Strafprozeß- 
img fehlt jede Unterlage; nach der eigenen Darstellung der Revision sind 
die Sachverständigen und Zeugen, über deren Kichtvernehmung Beschwerde 
geführt wird, zur Hanptverhandlong nicht geladen gewesen, es kann sich also 
nicht um einen Verstoß gegen § 244 der Strafprozeöordsung handeln. Das 
Gericht hat auch die Beweiseiheounz nicht deshalb abgelehnt, weil die Be¬ 
weismittel oder die zu beweisenden Tatsachen za spät vorgebracht seien; die 
Voraussetzungen des § 245 der Strafprozebordnung lagen überhaupt nicht vor. 

Die Revisionsbesch werde ist aber dahin zu verstehen, daß die Vertei¬ 
digung darch die Ablehnung der in der Hauptverhnndlusg gestellten Beweis¬ 
anträge unzulässig beschfäLkt worden sei. mithin eine Geseizesverletzncg im 
Sinne des § 377 Nr. 8 der btrafprozeßordnung Vorlage, und deshalb war zu 
prüfen, ob die Ablehnung der Beweisanuäge ohne Schmälerung der Verteidi¬ 
gung erfolgen durfte. 

Was zunächst die Sachverständigen anlangt, so sollten vier vom Ver¬ 
teidiger namhaft gemachte Personen gehört werden, ob nach dem heutigen 
Stande der Wissenschaft Krebs ohne operativen Eingriff heilbar sei. Das 
Gericht, das in der Haoptverhandlung bereits fünf Sachverständige vernommen 
hatte, hat die Vernehmung dieser weiteren Sachverständigen mit der Begrün¬ 
dung abgelehnt, daß die Vernehmung für die Entscheidung nicht erforderlich 
erscheine. Ergänzend ist in der Urteilsbegründung ausgefuhrt, der Brweis- 
antritt sei nacn den eigenen Schutzbehaupiuogen des Angeklagten gegenstands¬ 
los gewesen, weil er selbst im vorliegenden Falle eine Operation für erfor¬ 
derlich gehalten und stets anfs eindringlichste dazu geraten haben wolle. 
Diese Erwägung labt keinen Bechtsirrtnm erkennen: wenn Angeklagter, wie 
die Crteilsfestat^llungen bestätigen, sich damit verteidigt hat, dab er von 
vornherein das Leiden als Krebs erkannt und vom ersten Augr-nthck an zu 
einer Operation geraten habe, so war eine Feststellung darüber, ob Krebs 
ohne Operation heilbar sei, im Interesse der Verteidigung nicnt erforderlich. 
Ueberdies war es lediglich Sache des richterlichen Ermessens, ob aur>er oen 
bereits vernommenen noch weitere Sachverständige zugezogen werden sollten 
(§§ 73, 53 Str. P. 0.). Hiernach kann in der Ablehnung des Antrages auf 
Vernehmung der Sachverständigen keine unzulässige Beschränkung der Ver¬ 
teidigung gefunden werden. 

Der weitere Antrag war auf Vernehmung einer Anzahl von Zeuzen ze- 
richtet, die bekunden sollten, dab sie durch die behanclong des Angeklagten 
Vom Krebs und anderen Krankneitea geheilt worden sei^n. t»as Gericht h-t 
die Vernehmung dieser Zeugen aozeiehnt, da sie als Tatsache nur zu be¬ 
kunden imstande seien, dab sie geheilt seien, nachdem sie vom Angeklagten 
behandelt waren, diese Tatsache aber als richtig unterstellt werde. Die Re¬ 
vision macht nicht ohne Grund zeltend, dab das Gericht vor der Vernetmurg 
der Zeugen nicht habe wissen können, welche Tatsachen sie zu bekunden im¬ 
stande sein wurden, und dab deshalb die Zeugen hätten vernommen werden 
müssen, wenn nicht die in ihr Wissen gestellten Tatsachen im vollen Umfange 
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»ls wahr hätten unterstellt werden sollen. Die hiernach in der Bescheidung 
des Antrages enthaltene unzulässige Vorwegnahme des Ergebnisses der Beweis- 
erhebung gefährdet aber den Bestand des Urteils nicht; denn die Frage, ob 
andere Personen vom Angeklagten ohne Operation geheilt worden 
sind, konnte vom Gericht als unerheblich für die Entscheidung 
angesehen werden, da der Angeklagte im vorliegenden Falle selbst erklärt 
hat, er habe das Leiden sofort als Krebs erkannt nnd eine Operation für 
erforderlich gehalten. Die Urteilsbegründung spricht auch keineswegs gegen die 
Annahme, daß das Gericht bei seiner Entscheidung mit der Wahrheit der vom 
Angeklagten anfgestellten Behauptung in ihrem vollen Umfange gerechnet 
hat. Mithin ist die Verteidigung jedenfalls nicht in einem für die Ent¬ 
scheidung wesentlichen Pnnkte beschränkt worden. 

Materiell ist die Verurteilung gerechtfertigt. Es ist sowohl das fahr¬ 
lässige Verscbulden, als auch der Kausalzusammenhang mit genügender 
prozessualer Begründang und rechtsirrtamfrei nachgewiesen. Das Gericht geht 
davon ans, daß bei sachgemäßer Behandlung, insonderheit durch einen recht¬ 
zeitigen operativen Eingriff eine Heilung der Frau Kl. hätte erzielt, mindestens 
aber ihr Tod hätte erheblich hinansgeschoben werden können. Der Ange¬ 
klagte hat nach Annahme des Gerichts eine Operation selbst für erforderlich 
gehalten und trotzdem unterlassen, die Patientin zur Vornahme einer solchen 
zu bewegen, Bogar von der Operation abzuraten, bis es zu Bpät war. In diesem 
Verhalten konnte unbedenklich eine Versäumung der ihm als Heilkundigen 
obliegenden Pflichten und darüber hinaus eine positive schuldhafte Handlung 
gefanden werden. Es ist festgestellt, daß die von ihm verordneten Medikamente 
für die Krebsbehandlung völlig wirkungslos sein mußten und auch waren, 
und ferner als erwiesen angenommen, daß er die eingetretene Folge, nämlich 
den beschleunigten letalen Ausgang der Krankheit, als möglich und sogar 
wahrscheinlich erkennen muß. 

Die Behauptungen, die in der Bevisionsbegründungsschrift zum Nach¬ 
weise dafür aufgestellt sind, daß das Gericht einen Kausalzusammenhang 
zwischen der Behandlung des Angeklagten und dem Tode der Frau KL. hätte 
verneinen müssen, stehen durchweg im Widerspruch zu den tatsächlichen Fest¬ 
stellungen. Hinsichtlich der Stellungnahme der Patientin selbst zu der Frage 
der Operation ist im Urteil gesagt, Frau Kl. habe ein blindes Vertrauen au 
dem Aaguklagten besessen und gerade mit Rücksicht darauf, daß dieser eine 
Operation für nicht erforderlich erklärte, davon abgestanden; sie würde sich, 
wenn sie auch Farcht vor einer Operation hatte, dieser unterzogen haben, 
wenn der Angeklagte nicht direkt davon abgeraten und Heilung ohne Ope¬ 
ration versprochen hätte. 

Dieser Feststellung gegenüber ist die Bevisionsbehauptung, daß die 
Patientin sich auch dann nicht hätte operieren lassen, wenn der Angeklagte 
ihr noch energischer, als er es getan, zur Operation geraten hätte, nicht be¬ 
achtlich. 

Da auch die Voraussetzungen für die Anwendung des § 21 Abs. 2 des 
Strafgesetzbuches in der Urteilsbegründung hinreichend nachgewiesen sind, 
und eine sonstige Rechtsverletzung nirgends zutage tritt, war die Revision 
zu verwerfen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Gewährung von ReisekostenbaaschrergUtnngen an die Krelsmedizinal- 
beamten. Erlaß des Ministers der ns w. Medizinalen gelegen- 
heitcn vom 7. März 11)11 — M. Nr. 483 — an sämtliche Herren Regie¬ 
rungspräsidenten. 

Zar Gewährung von Reisekostenbauschvergiltungen an die Kreis- 
medizinalbeamten des dortigen Regierungsbezirkes für die von ihnen innerhalb 
ihres Amtsbezirkes anf Staatskosten auszuiubrenden Dienstreisen stelle ich 
für das Etatsjahr 11)11 die gleiche Summe wie für das Etatsjahr 11) 10 zur 
Verfügung. 

Ich ersuche ergebenst, den überwiesenen Betrag auf die einzelnen 
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Kreismedizinalbeamtenstellen des dnrt'gm Bezirkes naffi Maßgabe der In dem 
Erlasse vom 10. März 1908 — M. 535 - (Minist.-Blatt S. 132 ff.) bezeichnten 
Gesichtspunkte and anter Berücksichtigung der in den letzten Jahren hin¬ 
sichtlich der Beisetätigkeit der Kreisärzte gemachten Erfahrungen za ver¬ 
teilen. Die Baaschvergütangen sind in der Rechnung der dortigen Regierangs- 
baaptkasse von der Medizinalverwaltong für 1911 bei Kap. 97 a Tit. 8 in 
der Medizinalverwaltang des dortigen Bezirkes zngesetzt «erden. 

Sofern die überwiesene Summe für das Etatsjahr 1911 nicht in der 
gleichen Weise wie für 1910 verteilt wird, ersuche ich, mir von der Festsetzung 
der einzelnen Bauschvergatongen Mitteilang za machen. 


B. Königreich Bayern. 

Bekämpfung der Tuberkulose. Bekanntmachang des Staats- 
ministerinms des Innern vom 29.März 1911. 

Am 20. November v. J. wurde der Bayerische Landesverband zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkalo8e als eingetragener Verein mit dem Sitze in München 
gegründet. 

Der Verband verfolgt nach seiner Satzung den Zweck, im Königreiche 
die Taberkalose als Volkskrankheit in planmäßiger and einheitlicher Weise, 
jedoch anter Wahrang der Sei -ständigkeit der einzelnen, der Taberkulose- 
bekämpfang dienenden Einrichtungen zu bekämpfen. Er sammelt insbesondere 
die Ergebnisse wissenschaftlicher Forschung and praktischer Erfahrung auf 
dem Gebiete der Taberkalosebekämpfang und sucht die hienach geeigneten 
Bekämpfaugsmaßnahmen im Zusammenwirken mit staatlichen and gemeind¬ 
liches Behörden, mit Vereinen, Gesellschaften and Einzelpersonen durchzu- 
führen and za diesem Zwecke Geldmittel aafzabringen. 

Der Verein besitzt in seinem Arbeitsausschüsse, der aus Hochschallehrern, 
Spezialärzten für die Taberkalose, amtlichen Aerzten, Verwaltungsbeamten 
and sonstigen sachkundigen Personen besteht nnd dessen Mitglieder sich 
satzangsgemäß aas den Angehörigen der 8 Kreise zaBammensetzen, ein be¬ 
ratendes Organ für alle einschlägigen Fragen. 

Die Bestrebnngen des Landesverbandes verdienen dio tunlichste För¬ 
derang. 

Dem Kampf gegen die Taberkalose kommt für die Wirtschaft und die 
Wehrkraft des Volkes eine ähnliche Bedeutung wie der Bekämpfung der Säug¬ 
lingssterblichkeit za. Die Zarückdämmang der Taberkalose liegt anßerdem 
im unmittelbaren Interesse der Träger der Arbeiterversicherung and der aa 
der Tragung der Armflolasten beteiligten öffentlichen Körperschaften, da die 
weitaus Überwiegende Zahl der Todesfälle an Taberkalose aal das arbeitsfähige 
Alter entfällt und der meist langwierige Verlauf der Krankheit eine erhöhte 
Einbuße an der Gesamtarbeitskraft des Volkes nnd damit große Aufwendungen 
aus Mitteln der Arbeiterversicherang and der Armenpflege zur Folge bat. 

Nach dem Ergebnis der zu Anfang dieses Jahres dnrchgeführten Er¬ 
hebungen ist in Bayern der Kampf gegen die Tuberkulose bereits in an¬ 
erkennenswertem Umfange aufgenommen worden. Hierauf darf auch neben 
der Besserung der allgemeinen wirtschaftlichen und hygienischen Verhältnisse 
der fortschreitende Rückgang der Todesfälle an Taberkalose, sowie die Ver¬ 
schiebung der Todesfälle in ein höheres Alter zurückgelührt werden. 

Es bestehen znrzeit in Bayern: 

12 Heilstätten für Langekranke mit zusammen 1034 Betten, 

2 Anstalten für skrofulöse und an der Taberkalose bedrohte Kinder mit zu¬ 

sammen 223 Betten, 

3 Walderholungsstätten für Erwachsene mit zusammen 350 Plätzen und 

2 Walderholungsstätten für Kinder mit zusammen 90 Plätzen und 45 Betten. 
76 Fürsorgestellen für Lungenkranke. 

Im Ban begriffen sind 2 weitere Walderholungsstätten; die Errichtung 
von 3 Walderholungsstätten und 13 Fürsorgestellen ist in Aassiebt genommen. 

So erfreulich das Bild ist, daß hiernach die Erhebungen hauptsächlich 
dank einer durch Versicherungsanstalten und Gemeinden unterstützten, privaten 
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Vereinstätigkeit ergeben haben, so bed&rfen doch die bestehenden Einrichtungen 
noch eines weitgehenden Ans bau es, wenn die Bekämpfung der Tuberkulose 
sa einem allgemeineren and rascheren Erfolge führen soll. Dies gilt nament¬ 
lich von den Fürsorgestellen. Diese lehlen nochjn vielen Bezirken, in 
denen die TuberkaiOBe eine große Verbreitung besitzt oder die Gefahr einer 
Verbreitung der Krankheit nach der Zusammensetzung, den Wohnungs- und 
Beschäfugungsverhaltnissen der Bevölkerung besteht. Der Landesverband hat 
in der Erkenntnis, daß ein über das ganze Land verbreitetes, dichtes Netz 
von Fdrsorgestellen und eine planmäßige einheitliche Tätigkeit der Fttrsorge- 
Btellen eines der wisksamsten Mittels zur Minderung der Taberkolose ist, ln 
seiner ernten Beratung des Arbeitsausschusses Leitsätze lür die Errichtung 
und den Betrieb von Fürsorgestellen aufgestellt. Aus den Leitsätzen, die in 
der Anlage abgedruckt sind, geht hervor, daß die Fürsorgestellen mit ver¬ 
hältnismäßig geriogem Aalwande errichtet und bettieben werden können. 

Die Regierungen werden nach gutachtlicher Einvernahme der Kreis¬ 
medizinalräte, die Distriktsverwaltungsbehörden im Benehmen mit den ßezirks- 
ärzten darauf hinwirken, daß dort, wo ein Bedürfnis besteht, Fürsorgestellen 
errichtet werden und daß bestehende Fürsorgestellen ihren Betrieb tunlichst 
den Leitsätzen anpassen. Für die Bemessung des Bedürfnisses wird auch die 
Veröffentlichung in Heft 2 — Jahrgang 1910 — der Zeitschrift des K. Bayer. 
Statistischen Landesamts „Die Lungentuberkulose und ihre Bedeutung in 
Bayern“ eine Handhabe bilden. Wo praktische Aerzie lür die Uebernahme 
der Beratung in den Fürsorgestellen nicht zu gewinnen sind, kann die Beratung 
auch von den Bezirksäizten in Erfallang ihrer allgemeinen, auf die Besserung 
der gesundheitlichen Verhältnisse ihres Amtsbezirkes gerichteten Dienstes- 
aufgabea übernommen werden. 

Hierbei wird darauf hingewiesen, daß die Vorschriften über die Be¬ 
kämpfung übertragbarer Krankheiten, die demnächst erlassen werden, eine 
beschränkte Anzeigeptlicht lür Taberkulose — namentlich lür Todesfälle an 
offener Langen- und Kehlkopftuberkalose und für den Wohnungswechsel von 
Personen, die an offener Lungen- oder Kehlkopltuberkulose erkrankt sind — 
bringen und den Regierungen sowie den Distriktsverwaltungsbehörden die 
Ermächtigung einrauuien werden, eine weitergehende Anzeige für Erkrankungen 
an offenen Langen- und Kehlkopftuberkulose in Fallen vorzuschreiben, in 
denen die Krauken infolge ungünstiger Wohnungs Verhältnisse ihre Umgebung 
erheblich gefährden. Der diesen Vorschriften za Grande liegende Zweck, 
darch geeignete Maßnahmen eine Verbreitung der Krankheit zu verhüten, 
wird eine wesentliche Förderung erfahren, wenn die Distriktsverwaltungs- 
behörden in geeigneten Fällen die unterstützende Tätigkeit von Fürsorgestellen 
in Anspruch nehmen können. 

Die Regierungen und Distriktsverwaltungsbehörden werden weiter 
darauf hinwirken, daß die Kreise, Distrikte und Gemeinden in ihren Haushalts¬ 
plänen angemessene Mittel zur Bekämpfung der Tuberkulose, namentlich zur 
Unterstützung von Fürsorgestellen und anderen der Tuberkulostbekämpfung 
dienenden Anstalten und Einrichtungen bereitstellen und daß diese Körper¬ 
schaften, ferner Vereine, Gesellschaften and Einzelpersonen, die sich aal diesem 
Gebiete betätigen, dem Landesverbände als Mitglieder beitreten und in sonstiger 
Weise dessen Bestrebungen unterstützen. 

Beitrittserklärungen sind an den Vorsitzenden des Landesverbandes, 
Herrn Hofrat Dr. May in Müuchen, Prinz Ludwigstraße 14, oder an die 
Geschäftsstelle des Verbandes „Manchen“, Herrnstiaße 10, zu richten. Die 
Mitgliederbeiträge, die jährlich lnr natürliche Personen 3 Mark, lttr Körper¬ 
schaften, Vereine und Gesell ichaften 5 Mark betragen, sind an den Schatz¬ 
meister des Verbandes, H rrn Kommerzienrat Bankdirektor Seitz in München, 
Dresdener Bauk, Filiale Müacben, Promenadeplatz G, einzusenden. 

Die Emfofderuug eiues Berichts über den Erfolg der im Vollzüge dieser 
Bekanntmachung entfalteten Tätigkeit bleibt Vorbehalten. 

*) Von einem Abdruck der Anlage ist abgesehen. 


Redaktion: Geb. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in Minden L W. 

J. C. C. Bruns, Herzogi. 8ach>. a. Pdrstl. Sch.-L. Hofbuchdruckerei ln Minden. 
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Rechtsprechung. 

Verpflichtung eines Eigentümers, sein Grundstück ln einem solehen 
Znstande zu erhalten, dass daraus Gefahren, Insbesondere auch durch 
einen gewerblichen Betrieb(Viehbandel nnd damit verbundenes übermBsslges 
Geräusch der Rinder) für die Nachbarschaft nicht entstehen. Urteil des 
preuß. Oberverwaltungsgerichts (IX. S.) vom 17. Januar 1911. 

Gegenstand des Streitverfahrens ist die Anordnung der angefochtenen 
Verfügung, wonach dem Kläger aufgegeben worden ist, schalldämpfende Ein¬ 
richtungen an seinem Stalle zu treffen. Der Kläger ist alB Eigentümer ver¬ 
pflichtet, sein Grundstück in einem solchen Zustande zu erhalten, daß daraus 
Gefahren für die Nachbarschaft nicht entstehen können. Aach seinen gewerb¬ 
lichen Betrieb darf er nicht so ausüben, daß dadurch eine Gefährdung der 
Nachbarn eintritt. Von dieser Verpflichtung kann er Bich nicht durch den 
Hinweis darauf befreien, daß die Nachbargrundstücke erst nach Errichtung 
seines Viehstalles bebaut und bewohnt worden seien und der behauptete ge¬ 
fahrdrohende Zustähd erst durch diese Bebauung und Bewohnung entstanden 
sein könne. Denn es besteht für die Besitzer der Nachbargrundstücke keine 
Verpflichtung, mit Rücksicht auf die Benutzung des Grundstücks des Klägers 
ihre Grundstücke unbebaut oder unbewohnt zu lassen oder besondere Vor¬ 
kehrungen gegen die aus dem polizeiwidrigen Zustande des klägerischen 
Grundstücks entstehenden Gefahren zu treffen. Demnach ist zu prüfen, ob 
durch die jetzige Art der Benutzung des Grundstücks des Klägers, was von 
diesem bestritten wird, ein für die Gesundheit der Nachbarn gefahrdrohender 
Zustand hervorgerufen wird, der die angegriffene Anordnung rechtfertigt 
Unstreitig wird der Stall des Klägers zum Betriebe seines Viebhandels und 
der damit verbundenen Unterbringung von Vieh benutzt, das auch zur Nacht¬ 
zeit durch sein Gebrüll Lärm verursacht. Daß durch laute Geräusche eine 
Gesundheitsgefahr entstehen kann, zu deren Bekämpfung die Polizei auf Grund 
des § 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts einzuschreiten befugt 
ist, ist anerkannten Rechts. Es handelt sich demnach nur darum, ob der 
Lärm, der von dem Grundstück des Klägers ausgeht, ein derartiger ist, daß 
dadurch die menschliche Gesundheit gefährdet wird. Dies muß nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme bejaht werden. In erster Linie werden von dem 
Lärm im Viebstall des Klägers die Bewohner des nahe gelegenen Hauses des 
Professors W. und vor allem er selbst betroffen, da er nach seiner eidlichen, 
vom Kläger nicht bemängelten Aussage sehr häutig in der Nachtruhe durch 
das Gebrüll der Binder im Stalle gestört wird. Gleiche Klagen über Störung 
der Nachtruhe durch das Brüllen der Binder sind von der Tochter und den 
beiden Dienstmädchsn des Prof. Dr. W. erhoben worden, und auch andere 
Nachbarn haben sich mehrfach darüber bei der Polizeibehörde beschwert. Daß 
der Zeuge Prof. Dr. W. zu den besonders empfindlichen Personen gehört, oder 
daß der nächtliche Lärm im Stall nur auf besonders reizbare Personen ge¬ 
sundheitsschädigend wirkt, kann nach seiner Aussage und dem Gutachten des 
Geh. Medizinalrats B. nicht angenommen werden. Der Sachverständige hat 
sich auf Grund der Ortsbesichtigung und der Aussage des Prof. Dr. W. dahin 
ausgesprochen, daß dessen Gesundheit durch die häufig wiederholte Störuhg 
der Nachtruhe infolge des Lärms im Stalle des Klägers gefährdet ist, und 
daß diese Störung der Nachtruhe unter den jetzigen Verhältnissen auch dann 
eintritt, wenn Türen und Fenster des Stalles geschlossen gehalten werden. 
Diesem Gutachten ist beizutreten. Denn auch ohne technisch medizinische 
Kenntnis ist es klar, daß eine wenn auch nicht alle Nächte, so doch in häufiger 
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Wiederholang fortgesetzt eintretende Störung der Nachtrahe nach bei Menschen 
mit normalen Nerven zn einer Gesnndheitsschädignng fahren kann. Die znm 
Schatz dagegen anter Ziffer 2 der Verfägang angeordneten Maßnahmen sind 
nach den Bekundungen der beiden Sachverständigen, denen ohne Bedenken 
gefolgt werden kann, ein wirksames Mittel, um das Geräusch nach außen hin 
erheblich abzuschwächen. Ob die angeordneten schalldämpfenden Einrichtungen 
an den Oeffaungen des Stalles genügen werden, nm jede Störung der Nacht- 
ruhe auszaschlieöen — welche Frage die Sachverständigen offen lassen —, ist 
für die Rechtsgültigkeit der Verfügung ohne Bedeutung, da offenbare Sach- 
widrigkeit, die zu ihrer Aufhebung führen könnte, nach den getroffenen Fest* 
Stellungen nicht vorliegt. Die angefochtene Verfügung beruht daher weder 
auf unrichtiger Rechtsanwendung, noch entbehrt sie der tatsächlichen Voraus¬ 
setzungen, die die Polizei zu ihrem Erlaß berechtigten, so daß sie aufrecht 
zu erhalten ist. Daraus ergibt sich die Bestätigung der Vorentscheidung. 
Die Entscheidung hinsichtlich der Kosten gründet sich auf § 108 des Gesetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 80. Juli 1883, wobei der Wert des 
Streitgegenstaades mit Rücksicht auf die Zurücknahme der Anordnungen zu 
la und b von der mündlichen Verhandlung in erster Instanz auf 300 M. für 
beide Instanzen angemessen bestimmt worden ist. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsehen Relola. 

Verkehr mit Arzneimitteln. Kaiserliche Verordnung vom 
, 31. März 1911. 

§ 1. Der § 4 der Verordnung, betr. den Verkehr* mit Arzneimitteln 
vom 22. Oktober 1901 (Reichs-Gesetzbl. 1901, S. 380) wird aufgehoben. 

§ 2. Zu den Stoffen, die nach § 2 der Verordnung vom 22. Oktober 
1901 und dem zugehörigen Verzeichnis B außerhalb der Apotheken nicht feil¬ 
gehalten oder verkauft werden dürfen, treten hinzu: 

Acidum acetylosalicylicum (Aspirinum), Acetylsalicylsäure (Aspirin), 
Eukalyptusmittel Heß' (Eukalyptol und Eukalyptusöl Heß ), 

Homeriana (auch als Brusttee Homeriana oder russischer Knöterich (Poly- 
gonum aviculare Homeriana), 

Johannistee Brockhaus (auch als Galeopsis ochroleuca vulcania der Firma 
Brockhaus), 

Knöterichtee, russischer, Weidemanns (auch als russischer Knöterich- oder 
Brusttee Weidemanns), 

Stroopal (auch als Heilmittel Stroops gegen Krebs-, Magen- und Leber¬ 
leiden, auch Stroops Palver), 

Urea diaetbylmalonylica, Acidum diaethylbarbituricum (Veronalum), Diä- 
thylmalonylharnstoff Diäthylbarbitursäure (Veronal). 

§ 3. Diese Verkündigung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Feststellung und Beurteilung der «Erwerbsunfähigkeit“ mit Rtiek- 
tuif die Gewährung von Beihilfen an Kriegsteilnehmer. 1 ) Bekannt¬ 
st h un g des Reichskanzlers vom 24. März 1911 (a)-) nebst Erlaß 
ie8 Ministers des Innern vom 6. April 1911, III 1323 (b). _ 

a) § 3. Eine unterstützungsbedürftige Lage des Kriegsteilnehmers wegen 
dauernder gänzlicher Erwerbsunfähigkeit (Artikel I Nr. 3) ist als vorhanden 
anznsehen, wenn er infolge von Alter, schwerem Siechtum, unheilbarer Krank¬ 
heit oder anderen Gebrechen dauernd außerstande ist, durch eine seinen Kräften 
und Fähigkeiten entsprechende Tätigkeit, die ihm unter billiger Berücksichti¬ 
gung seiner Ausbildung und seines bisherigen Berufs zugemutet werden kann, 
den notwendigen, nicht durch sonstige Einkommensbezüge oder Leistungen 
urfterhaltungspüichtiger Verwandten gedeckten Lebensunterhalt zu verdienen. 


') Auszug aus den von dem Bandesrat genehmigten Ausführungs¬ 
bestimmungen zum Gesetz vom 22. Mai 1895 betr. Gewährung usw. (B. G. BL 
Seite 237). 

-) Die Ausführungs-Bestimmungen vom 24. April 1905 sind dadurch 
: - *• 'flVu-,b(n (8. ] le'l»'« ■ip’htsnret hung. 1905. 8.2 '). 
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Bei Prttfang der Frage, was zum notwendigen Lebensunterhalte gehört, 
ist ohne Bindung an eine bestimmte Einkommensgrenze unter gewissenhafter 
Würdigung der gesamten Umstände des Eiuzelfalles auf die persönlichen und 
die Familienverhältni8se des Kriegsteilnehmers, sowie auf die wirtschaftlichen 
Lebensbedingungen an seinem Wohnorte Rücksicht zu nehmen. Für die 
Würdigung dieser Lebensbedingungen kann die von der höheren Verwaltungs¬ 
behörde für die reichsgesetzliche Krankenversicherung getroffene Festsetzung 
des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter zum Anhalt dienen. 

Vorübergehende Erwerbsunfähigkeit, z. B. infolge von Krankheit, 
genügt nicht. 

§ 4. Wird zur Prüfung der Erwerbsunfähigkeit das Gutachten eines 
Arztes als notwendig erachtet, so soll die Entscheidung möglichst nur auf 
Grund der Bescheinigung eines beamteten Arztes erfolgen. 

b) Die Einholung einer ärztlichen Bescheinigung über die Erwerbs¬ 
unfähigkeit wird sich erübrigen, wenn zweifellos feststeht, daß der Kriegs¬ 
teilnehmer außerstande ist, den notwendigen Lebensunterhalt zu verdienen. 
Andernfalls ist, soweit nicht einwandfreie privatärztliche Zeugnisse dies bereits 
genügend dartun, von Amts wegen, unabhängig von einem etwa schwebenden 
anderen Renten verfahren, ein amtsärztliches Gutachten einzuziehen, das, in 
Prozenten angegeben, zum Ausdruck bringen muß, welcher Grad der Erwerbs¬ 
fähigkeit bei dem Kriegsteilnehmer noch besteht, und ob dieser Zustand ein 
dauernder ist. Die allgemeine Angabe, daß der Veteran nicht erwerbsunfähig 
im Sinne der Ausführungsbestimmungen sei, genügt nicht. Den Kreisärzten 
ist hiervon Kenntnis zu geben. Die amtsärztlichen Gutachten sind nach meinem 
Erlasse vom 8. November 1909 — III. 2862 — gebührenfrei. Unter Zugrunde¬ 
legung des Prozentsatzes der noch bestehenden Erwerbsfähigkeit ist der Betrag 
zu ermitteln, den der Kriegsteilnehmer noch zu verdienen imstande ist. Beicht 
dieser Betrag unter Hinzurechnung anderweiter Einkommensbezüge oder der 
Leistungen unterhaltspflichtiger Verwandten zum notwendigen Lebensunterhalt 
nicht aus, so kann die Voraussetzung der Unterstützungsbedürftigkeit wegen 
Erwerbsunfähigkeit als erfüllt angesehen werden. 

B. Königreich Preussen. 

Schutzpockenimpfang und Impfgesets. Erlaß des Ministers des 
Innern vom 26. April 1911 — M. d. Ion. M. 110341. — an sämtliche 
Herren Regierungspräsidenten. 

Der Vortragende Bat in meinem Ministerium, Geheime Obermedizinalrat 
Dr. Kirchner hat unter Benutzung amtlicher Qaellan eine Arbeit „Schutz¬ 
pockenimpfang und Impfgesetz“ verfaßt, die in zusammenfassender Darstellung 
die einschlägigen Fragen erörtert und bei der Durchführung des Impfgeschäfts, 
wie im Hinblicke auf die lebhafte Agitation der Impfgegner den beteiligten 
Dienststellen usw. eine geeignete Handhabe bieten dürfte. Euere Hochwohl¬ 
geboren (Hochgeboren) übersende ich ergebenst eine Anzahl Exemplare des 
Werkes mit dem Ersachen, je ein Stück dem Regierungs- und Medizinalrat, 
den Kreis- und Gerichtsärzten, den Landräten, den Polizeiverwaltungen der 
Stadtkreise und den Königlichen Polizeiverwaltungen gefälligst zazustellen. 

Es würde von Wert sein, wenn das Buch auch den Impfärzten zugängig 
gemacht werden könnte. Die Verlagsbuchhandlung Richard Schoetz in 
Berlin SW. 48 liefert das Stück zu 1 M. Der Preis ermäßigt sich bei Ab¬ 
nahme von 100 Stück auf 80 Pfg., von 200 Stück auf 70 Pfg. 

y - 

Zollpapiere zur Morbiditätsstatistik in den Heilanstalten. Erlaß 

/■'der Ministerderusw. Medizinalangelegenheiten und des Innern 
vom 21. März 1911 — M. d. g. A. M. Nr. 215, M. d. Inn. I b Nr. 3479 — 
^ an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

In den Berichten auf den Erlaß vom 7. November 1910 — M. 2429 —, 
betreffend die Zählpapiere zur Morbiditätsstatistik in den Heilanstalten, haben 
die Mehrzahl der Oberpräsidenten und alle Regierungspräsidenten sich für die 
Wiedereinführung des Zählkartensystems ausgesprochen. Wir haben daher 
beschlossen, von einer weiteren Beibehaltung der mit dem Bunderlaß vom 
22. Dezember 1908 (Min.-Bl. f. Med.-Ang. 1909, S. 64) versuchsweise eingeführten 
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Tabellenformulare abznsehen and ordnen hiermit an, daß von dem kommenden 
Kalenderjahre ab unter Verwendung der früheren Zählkarten wieder nach 
denselben Vorschriften zu verfahren ist, wie sie zuletzt im Jahre 1908 in 
Geltung waren. Die nötigen Zählkartenformulare werden den Heilanstalten 
von dem hiesigen Königlichen Statistischen Landesamt alljährlich rechtzeitig 
zugesandt werden. Eine Sammlung der ausgefüllten Erhebungsformulare durch 
die Regierungspräsidenten gemäß § 101 der Dienstanweisung für die Kreis* 
ärzte (vergl. auch den Erlaß vom 8. April 1910. M. 805 — Min.-Bl. für Med.- 
Ang. S. 186) findet künftig nicht mehr statt. Das Zählungsmaterial ist viel* 
mehr nach Maßgabe des Erlasses vom 12. Januar 1902 (Min.-Bi. f. Med.-Ang. 
S. 21) von den Kreisärzten bis zum 1. März j. J. dem Königl. Statistischen 
Landesaint hier S.W. 68, Lindenstraße 28, unmittelbar einzureichen. Eine ent* 
sprechende Aenderung des § 101 der genannten Dienstanweisung bleibt deren 
nächster Neuausgabe Vorbehalten. 

Ew. pp ersuchen wir ergebenst, das hiernach Erforderliche gefälligst 
zu veranlassen. 


/ Aerztllehe Untersuchung des Geisteszustandes der Minderjährigen im 
£aufe eines gerichtlichen Fftrsorgeersiehungsverfahrens. Verfügungen 
des Justizministers vom 9. Januar 1911 an die Gerichte (a) und 
des Ministers des Innern vom 9. Februar 1911 an sämtliche Herren 
Oberpräsidenten (b). 

a. In der Allgemeinen Verfügung vom 24. Juni 1909 (Just.-Miii.-Bl. 8.281) 
ist es als erwünscht bezeichnet, daß die Vormundschaftsgerichte auch in 
denjenigen Fällen, in welchen es die Beschlußfassung über die Fürsorge¬ 
erziehung an sich nicht erfordert, die Ermittlungen auf die Gesundheitsver- 
hältnisse des Minderjährigen ausdehnen. Es darf jedoch, wie dazu einschränkend 
bemerkt ist, dadurch weder eine Verzögerung des gerichtlichen Verfahrens 
eintreten, noch dürfen der Staatskasse Kosten erwachsen, die nach § 15 F. R. G. 
der Kommunalverband zu tragen hat. 

Um die aus der Kostenfrage sich ergebende Beschränkung tunlichst zu 
beseitigen und eine möglichst allgemeine Feststellung des Geisteszustandes 
der Minderjährigen zu erreichen, haben sich nach Mitteilung des Herrn 
Ministers des Innern die sämtlichen zur Auslührung der Fürsorgeerziehung 
verpflichteten Kommunalverbände Preußens bereit erklärt, in allen geeigneten 
Fällen dem Vormundschaftsgericht einen zur Vornahme der Untersuchung 
befähigten Arzt zu benennen und die dem Kommunalverbande von dem Arzte 
unmittelbar einzusendende Kostenrechnung zu begleichen. Die Zahlung soll 
auch dann erfolgen, wenn es nicht zur Anordnung der Fürsorgeerziehung 
kommen sollte. 

Indem ich diese Entschließung der Kommunalverbände zur Kenntnis 
der Justizbehörden bringe, spreche ich die Erwartung aus, daß mit Rücksicht 
auf die in der Allgemeinen Verfügung vom 24. Juni 1909 dargelegte hohe 
Bedeutung einer zuverlässigen und rechtzeitigen Erforschung des Gesundheits¬ 
zustandes der zur Fürsorgeerziehung Ueberwiesenen die Vormundschafts¬ 
gerichte nunmehr in allen geeigneten Fällen eine ärztliche Untersuchung des 
Geisteszustandes der Minderjährigen im Laufe eines gerichtlichen Fürsorge¬ 
erziehungsverfahrens herbeiführen werden. Eine Verzögerung des gerichtlichen 
Verfahrens darf dadurch zwar nicht eintreten; eine solche wird sich jedoch, 
wenn rechtzeitig die geeigneten Anordnungen getrofl'cn werden, regelmäßig 
vermeiden lassen. 

Ist die ärztliche Untersuchung zur Beschlußfassung über die Fürsorge¬ 
erziehung erforderlich, so fallen, wie zur Vermeidung etwaiger Mißverständnisse 
ausdrücklich bemerkt wird, die Kosten der Untersuchung, wie bisher, den 
Justizfonds zur Last. 

b. Abschrift übersende ich unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 
5. August 1909 (Min.-Bl. f. d. i. V., 1909, S. 179) zur gefälligen Kenntnisnahme 
und Benachsichtigung des Kommunalverbandes der dortigen Provinz. Die 
Kosten der ärztlichen Untersuchung sind Kürsorgeerziehungskosten. 

Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Mcd.-Rat in MindenLW. 

J. C. C. Brun«, Herzogi. 8£chs, u. Fümtl. Sch.-L. Ilofbuchdruckcrci ln Minden. 
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Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal - Beamte. 

Nr. 10. SO. Mai. 1911. 


Rechtsprechung. 

Für die Reisekosten der Mediziualbeamten sind auch in gerichts- 
ärztlichen Angelegenheiten die Bestimmungen des Reisekosten gesetzes Tim 
26. Juli 1910 massgebend. Beschlaß des preaß. Kammergerichts 
(II. Str.-S.) vom 21. April 1911.*) 

Der Beschwerdeführer beansprucht iür die Wahrnehmnng eines gericht¬ 
lichen Termins Tagegelder and Reisekosten nach den Sätzen der Königlichen 
Verordnung vom 14. Jali 1909 betreffend die Tagegelder and Reisekosten der 
Medizinal beamten in gerichtlichen Angelegenheiten. Dieser Ansprach ist von 
der Strafkammer mit Recht sarückgewiesen worden, weil Reisekosten 
jetzt nar nach den durch das Gesetz betreffend die Reise¬ 
kosten der Staatsbeamten vom 26. Jali 1910 bestimmten 
Sätzen bewilligt werden dürfen. Der Beschwerdeführer hält das lür 
unzutreffend, weil die Verordnung vom 14. Jali 1909 noch in Kraft sei and 
ihre Vorschriften nar darch eine neae Königliche Verordnung abgeändert 
werden könnten. Diese Ansicht geht fehl. 

Nach § 17 des Gesetzes vom 26. Jali 1910 bleiben die gesetzlichen and 
sonstigen Vorschriften, die für einzelne Dienstzweige oder Dienst geschälte 
über die Tagegelder and Fahrkosten der Beamten ergangen sind, in Kraft, 
jedoch mit der Einschränkung, daß — abgesehen von hier nicht in Betracht 
kommenden Einzellallen — höhere als die im Reisekostengesetz bestimmten 
Vergütungen nicht gewährt werden dürfen. Daraas folgt, daß überall, 
wo nach älteren Bestimmungen höhere Sätze, namentlich 
höhere Kilometergelder za zahlen waren, eine Ermäßigung 
dieser Sätze anf die Beträge des ReiBekostengesetzes ein- 
treten maß. So wird das Gesetz nach in der Verfügung der Minister des 
Innern and der Finanzen vom 22. September 1910 (Min .-Bl. i. V. S. 249) ans¬ 
gelegt. Wenn in § 17 Absatz 1, Gesetz vom 26. Jali 1910 bestimmt wird, 
daß die in Kraft bleibenden Vorschriften über Tagegelder asw. darch König¬ 
liche Verordnung abgeändert werden könnten, so bezieht sich diese Ermächtigung 
zam Erlaß neaer Anordnungen nar auf die allgemeinen Voraassetzangen, 
anter denen Reisekosten überhaupt bewilligt werden dürfen. Das ergibt sich 
einmal aus der Stellung dieser Vorschrift im Gesetz, wo sie sich anmittelbar 
an den aaf die weitere Fortdaaer älterer Bestimmangen bezüglichen Satz 
anschließt. Erst dann folgt die Vorschrift über die Beschränkung älterer 
höherer Sätze aaf den Stand nach dem neuen Gesetz. Diese Vorschrift wäre 
nicht erforderlich gewesen, wenn nach dem Willen des Gesetzgebers auch die 
Abänderung höherer Gebührensätze nar darch Königliche Verordnung hätte 
erfolgen sollen. Daß das Erfordernis einer Königlichen Verordnung sich nur 
auf die Voraussetzungen für Bewilligung von Reisekosten beziehen kann, 
ergibt weiter der Absatz 3 des § 17, der eine etwaige neue Anordnung aaf 
die Gebührensätze des Gesetzes beschränkt. 


') In gleichem Sinne haben in jüngster Zeit das Oberlandesgericht in 
Posen (Str.-S.; Beschluß vom 18. März 1911) und das Landgericht in Königs¬ 
berg i. Pr. (Str.-S.; Beschluß vom 7. März 1911) entschieden; während das 
Landgericht in Cleve (Z.-K.; Beschluß vom 8. April 1911) noch den entgegen¬ 
gesetzten Standpunkt vertreten hat. Durch das obenstehende Urteil des Kammer¬ 
gerichts ist die strittige Frage nunmehr endgültig entschieden, was im 
Interesse der Sache nur erwünscht ist, wenn die Entscheidung auch, wie 
übrigens aus dem Wortlaut des Gesetzes za erwarten stand, za Ungansten 
der Medizinalbeamten ausgefallen ist. 
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Anspruch auf Tagegelder, falls die Rückreise nach Vorn ahme einer 
Obduktion erst am folgenden Tage beendet werden konnte. Beschlaß 
des Königlichen Landgerichts (Strafkammer I) Gaben vom 
15. März 1911. 

Dem Beschwerdeführer sind als ärztlichem Sachverständigen für eine 
am 10. September 1910 za Bremsdorf aasgeführte Obduktion insgesamt 62,90 M. 
Entschädigung, darunter 9 M. Tagegelder, gezahlt worden. Letztere sind 
demnächst auf Erinnerung des Rechnangsamts beim Kammergericht durch das 
zahlende Amtsgericht zu Fürstenberg a. 0. als durch das Gesetz yom 14. Juli 
1909 — G.-S. S. 625 — nicht begründet wieder eingezogen worden. Hier¬ 
gegen richtete sich die früher zurückgewiesene Beschwerde des Kreisarztes. 
Bei nochmaliger Prüfung der Sach' und Rechtslage gelangt das Beschwerde¬ 
gericht zu anderweitigem Ergebnis. Der Tagegeldanspruch wird geltend 

f emacht, weil die zur Vornahme des Geschäfts benötigte Dienstreise erst am 
olgenden Tage, dem 11. September 1910, beendet werden konnte. 

Dem Sachverständigen stehen nach § 7 obigen Gesetzes und A. II Nr. 6 
des Tarifs demnach zu 
a) für den 10. September: 24 Mark, sowie 

b) nach § 1 der Verordnung yom 14. Jali 1909 — G.-S. 8 . 6S5 — für den 
11. September 1910: 9 Mark. 

Eine Anrechnung der Tagegelder für den 11. auf die amtliche Ver¬ 
richtung am 10. September Ist nach diesen Vorschriften nicht zulässig. 

Hiernach war in der Sache von Amtswegen anderweitig wie geschehen 
zu entscheiden. ______ 

Fahrlässige Körperverletzung doreh einen 8peslalnrzt. Urteil des 
Reichsgerichts (IV. Str.-S.) yom 28. März 1911. 

Der praktische Arzt und Spezialarzt für Frauenleiden Dr. Is. K. zu 
Graudenz hatte sich bei der Behandlung der Hebamme Ehefrau H., einer ge¬ 
sunden kräftigen Frau, die über Schmerzen im Unterleib klagte, mehrere 
Verstöße gegen die einfachsten Regeln der Aseptik zuschulden kommen lassen, 
indem er beim ersten und zweiten Besuche weder seine Instrumente, die, 
Spritzer von schwärzlicher Farbe zeigten, noch die Hände gewaschen hatte, 
auch eine weitere notwendige Waschung nicht von ihm vorgenommen worden 
war. Ferner hatte er bei der Behandlung mehrfach gegen Regeln der ärzt¬ 
lichen Kunst verstoßen, indem er eine erste Auskratzung ohne vorherige 
Untersuchung und ferner in Längslage vorgenommen hatte; eine zweite von 
ihm vorgenommene Auskratzung war nach Aussago der Sachverständigen un¬ 
sachgemäß und gefährlich, da die H. damals bereits fieberte. Ferner war die 
Behandlung der H. auf Rheumatismus falsch; Dr. K. hätte dies spätestens 
erkennen müssen, als bei einer Sektion sich schwärzlicher Eiter zeigte. Dr. K. 
hatte, als der Ehemann seine Frau hatte ins Krankenhaus bringen wollen, ihm 
abgeraten mit den Worten: „Sie müssen viel Geld haben, daß sie ihre Frau 
in diese Mördergrube bringen wollen, von der keine Frau herauskommt.“ Als 
der Mann den Arzt Dr. v. K. hinzuziehen wollte, meinte er: „Sie werden Ihre 
Frau doch nicht in die Mördergrube bringen wollen.“ Im Krankenhaus wurde 
dann festgestellt, daß die Patientin an einer sehr weit vorgeschrittenen Eite¬ 
rung in der Lendengegend litt, später dann noch, daß sich Blasensteine ge¬ 
bildet hatten. Durch sein Verhalten bei der Operation batte Dr. K. nach dem 
überwiegenden Gutachten der Sachverständigen eine Infektion nnd durch seine 
spätere Behandlung schweres Siechtnm der Frau H. verursacht; Frau H. ist 
heute noch nicht geheilt, muß auf Krücken gehen, and es ist sehr fraglich, 
ob sie überhaupt jemals wieder ihren Beruf wird ausüben können. Dr. K. war 
deshalb vom Landgericht Graudenz wegen fahrlässiger Körperverletzung zu 
sechs Monaten Gefängnis verurteilt worden, da er durch sein Verhalten die 
ihm als Spezialarzt im besonderen Maße obliegende Pflicht zur besonderen 
Aufmerksamkeit verletzt habe. In seiner beim Reichsgericht anstehenden 
Revision rügte I'r. K. insbesondere, daß ein von ihm gestellter Antrag auf 
Einholung eines Obergutachtens des Obermedizinalkollegiums vom Gericht zu 
Unrecht abgclchnt, ferner der Kausalzusammenhang zwischen der Vereiterung 
des Bockonzellgewebes und der ihm zur Last gelegten Fahrlässigkeit nicht 
genügend festgcstcllt und Fahrlässigkeit, sowie Voraussehbarkeit der Folgen 
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nicht hinreichend begründet worden sei. Gemäß dem Anträge des Reichs¬ 
anwalts erkannte jedoch der höchste Gerichtshof anf Verwerfang der Revision, 
da die erhobene Prozeßbeschwerde unbegründet sei and die Verurteilung 
materiell in keiner Weise zu Bedenken Anlaß gebe. 


Beilegung eines „arztähnlichen“ Titels. „Biol. med. Ambulatorium 
fttr Harn- und Geschlechtskrankheiten, W. H., Dir.“. Urteil des 
bayerischen Obersten Landesgerichts München vom 4. April 
1911. 

Im Frühjahr 1910 erüffneten zwei Eaufleute in München eine Anstalt 
für naturgemäße Behandlung Ton Krankheiten, insbesondere Geschlechtskrank¬ 
heiten. Sie hatten keinerlei ärztliche Prüfnng bestanden; der eine von ihnen 
war Bachhalter bei einem Arzte gewesen, der in der Schweiz eine Heilanstalt 
besitzt; er richtete zuerst mit dem anderen Kaufmanne in der Schweiz eine 
ähnliche Anstalt ein und gründete dann in Deutschland, in Frankfurt, München 
und an anderen Orten Filialen. Die Behandlung der Kranken geschah nicht 
nach den Grundsätzen der medizinischen Wissenschaft, sondern nach dem 
sogenannten Naturheilverfahren. Von April bis Juni 1910 war der Heilkundige 
W. H. Direktor der Münchener Anstalt, vom Juni ab trat ein approbierter 
Arzt an seine Stelle. H. war früher Techniker und Kaufmann; er besuchte 
später eine Fachschule für Naturheilkunde und übt seit 10 Jahren die Heil¬ 
kunde aus. Während er noch Direktor der Münchener Heilanstalt war, 
erschienen in verschiedenen Zeitungen Inserate, in weichen H. seine Anstalt als 
„biol. med. Ambulatorium“ für Harn- und Geschlechtsleiden anpries; 
in den Annoncen waren die Sprechstunden angegeben, war von mikroskopisch- 
chemischen Untersuchungen die Rede usw. Seinem Namen setzte H. in diesen 
Inseraten die abgekürzte Bezeichnung „Dir.“ vor. Die Inserate wurden von 
der Polizei beanstandet, späterhin aber gleichwohl beibehalten. Das Amts¬ 
gericht erließ gegen H. einen auf 30 Mark lautenden Strafbefehl unter der 
Beschuldigung, H. habe, ohne als Arzt approbiert zu sein, sein Heilinstitut 
in einer Weise bezeichnet, daß der Glaube erweckt wurde, er sei eine im 
Inland geprüfte Medizinalperson. H. erhob Einspruch und wurde vom 
Schöffengericht zu der im Strafbefehl ausgesprochenen Strafe verurteilt. Zur 
Begründung seiner gegen das Urteil des Schöffengerichts eingelegten Berufung 
brachte H. vor, er habe sich nur als Direktor bezeichnet, und das sei 
er tatsächlich gewesen; der Direktor einer Heilanstalt müsse noch keine 
Medizinalperson sein. Er habe seinen Patienten immer erklärt, daß er nicht 
Doktor, sondern Direktor sei. Das Berufungsgericht erachtete einen Nachweis 
dafür, daß sich H. als Arzt ausgab, nicht fttr erbracht, teilte jedoch die 
Anschauung des Vorderrichters, daß er sich einen arztähnlichen Titel beigelegt 
habe; es führte in seinen Urteilsgründen aus, schon die mit Wissen und 
Willen des Angeklagten gewählte Bezeichnung der Anstalt als biol. med. 
Ambulatorium müsse den Anschein erwecken, als handle eB sich um ein nach 
den Grundsätzen der wissenschaftlichen Schulmedizin geleitetes Institut; aus 
der ganzen Aufmachung der Sache habe das Gericht die Ueberzeugung 
gewonnen, daß die tatsächlich vorgekommene Verwechslung des Direktortitels 
mit der allgemein üblichen Bezeichnung des akademischen Doktorgrades 
erwünscht und erstrebt war. Zur Begründung der gegen das Strafkammer¬ 
urteil eingelegten Revision führte der Verteidiger aus, der Direktortitel stehe 
in keinerlei Zusammenhang mit dem Begriff „medizinisches Institut“; die 
Anschauung, daß sich H. einen arztäbnlichen Titel beilegte, indem er sich als 
Direktor bezeicbnete, sei nicht haltbar. Die Revision wurde jedoch vom 
Obersten Landesgericht als unbegründet kostenfällig verworfen; der Straf¬ 
senat billigte die rechtlichen Anschauungen, auf denen das angefochtene 
Urteil beruht. 


„Dr. med. X., Zahnarzt, approbiert ln Wien“, Ist kein unzulässiger 
arztäbnlfcher Titel. Urteil des Reichsgerichts (Str.-S.) vom 20. De¬ 
zember 1910. 

Was die Frage betrifft, ob sich der Angeklagte der Bezeichnung als 
„Zahnarzt“ bedient hat, so bestand kein Anlaß, der Rechtsanschauung entgegen- 



64 


Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung 


zutreten, die der III. Strafsenat dem in Bd. 38 S. 168 der Entscheidungen 
veröffentlichten Urteile angrunde gelegt bat. Danach lat der objektive Tat¬ 
bestand der ersten Alternative des § 147 Ziffer 3 a. a. 0. nicht gegeben. Die 
ohne erkennbaren Rechtsirrtum getroffene Feststellung, 1 ) der Angeklagte sei 
ohne Fahrlässigkeit sich nicht bewußt gewesen, daß die von ihm gebrauchte 
Bezeichnung zur Irreführung in dem vom Gesetz naher bezeichneten Sinne 
geeignet sei, schließt aber auch nach § 59 des Strafgesetzbuchs seine Ver¬ 
urteilung nach Maßgabe der zweiten Alternative des § 147 Ziffer 3 aus; denn 
wie das Reichsgericht in zahlreichen Fällen ausgesprochen hat, findet der § 69 
des Strafgesetzbuchs auf strafbare Handlungen jeder Art, daher auch auf die¬ 
jenigen Anwendung, deren Strafbarkeit auf polizeilichen Erwägungen beruht, 
es sei denn, daß das Gesetz selbst die Strafbarkeit nur von dem Vorhandensein 
des objektiven Tatbestandes abhängig macht. Letzteres trifft hier nicht zu. 
Die gegenteilige Auffassung ist auch der früheren Entscheidung des Reichs¬ 
gerichts (I. Str.-S.) nicht zu entnehmen. Dort wird der von der Revision ver¬ 
mißte besondere Nachweis dafür, daß der Angeklagte den Willen oder auch 
nur das Bewußtsein gehabt habe, sich einen arztäbnlichen Titel beizulegen, 
durch den der Glaube erweckt werde, er sei eine geprüfte Medizinalperson, 
mit der Begründung für nicht erforderlich erklärt, es habe einer be¬ 
sonderen Feststellung in dieser Richtung nicht bedurft, weil diese Merkmale 
eines vorsätzlichen oder mit dem Bewußtsein der Rechtswidrigkeit vor¬ 
genommenen Handelns im Tatbestände des § 147 Ziffer 3 a. a. 0. gar nicht 
enthalten seien. Damit wird nur dem Grundsatz Ausdruck gegeben, daß 
die vom Gesetze nicht ausdrücklich geforderten, sondern als selbstverständ¬ 
lich vorausgesetzten Tatbestandsmerkmale keiner ausdrücklichen Feststellung 
bedürfen, wenn sie der Angeklagte nicht beBtritten hat. 


Suggestive Einwirkungen als begründete Hellfaktoren hei den Er¬ 
hebungen von Ansprüchen anf Heilnngskosten. Urteil des Reichs¬ 
gerichts (III. Z.-S.) vom 4. April 1911. 

Der Lokomotivführer W. war im Jabre 1894 mit dem gesetzlichen 
Ruhegehalte pensioniert worden. Die Dienstunfähigkeit des Beamten war ein¬ 
getreten, nachdem er im Jahre 1890 mit seltener Geistesgegenwart die Ent¬ 
gleisung eines auf falsche Weiche gestellten Zuges vermieden hatte. Als 
Folgen dieses Vorganges hatten sich bei W. traumatische Neurose und Rücken- 
marksschwindsucht gebildet. Der Eisenbahnfiskus hatte deswegen W. 14 Jabre 
hindurch, von 1894—1907, jährlich 1200 M. Heilnngskosten zugebilligt, die 
dieser stets zu einer achtwöchigen Kur in dem Bade Oeynhausen verwendet 
hatte. Diese jährlichen Badereisen in ein und demselben Bade hatten dem 
Beamten nachweislich auch genützt, so daß sich bei ihm die Idee gebildet 
hatte, dieses Bad und nur dieses könne ihm Heilung bringen. Im Jahre 1908 
kamen dem Fiskus Bedenken, ob eine Kur auch weiterhin zweckmäßig sei; 
er weigerte sich, abermals 1200 Mark zu zahlen. W. besuchte das Bad 
aber trotzdem und klagte jetzt gegen den Fiskus auf Zahlung der früheren 
Summe. Das Landgericht Stettin wies seine Klage ab mit der Ausführung, 
eine weitere Kur würde dem Beamten zwar subjektiv eine Linderung des 
Leidens bringen, dasselbe aber obj ektiv weder völlig noch teilweise bessern 
können. Auf die Berufung des Klägers erklärte dann das Oberlandesgericht 
Stettin seine Ansprüche insoweit als gerechtfertigt, als ihm durch einen vier- 


t) Die Strafkammer hatte festgestellt, daß der Angeklagte bei der Wahl 
der Aufschrift im wesentlichen einem Bat oder Aufschluß des Polizeipräsidenten 
entsprochen hatte, an den er sich mit der Bitte um Auskunft über die zu¬ 
lässige Bezeichnung gewandt hatte, und daß er von der ihm dnreh die Behörde 
als „einwandfrei“ bezeichneten Fassung nur insofern abgewichen war, als 
er statt der Worte „österreichischer Zahnarzt“ oder „als Zahnarzt in Wien 
approbiert“ die Bezeichnung Zahnarzt, „approbiert in Wien“ gewählt hatte. 
Auf Grund der ihm gemachten amtlichen Eröffnung hatte sich der Angeklagte 
daher für berechtigt gehalten, die gebrauchte Bezeichnung zu führen und 
war sich deshalb der Möglichkeit einer Irreführung des Publikums nicht bewußt 
gewesen, daß ihm deswegen der Vorwurf der Fahrlässigkeit nicht gemacht 
werden könne. 
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wöchigen Aufenthalte in einem anderen Bade besondere Kosten entstanden sein 
würden. Angesichts des Widerspruchs der bis dahin vernommenen Sachver¬ 
ständigen hatte das Oberlandesgericht noch den Dr. 0.-Berlin gehört und dessen 
Gutachten seinem Urteile zugrunde gelegt: Danach leide der Kläger außer an 
einer Arterienverkalkung an traumatischer Neurose und an Ruckenmarksschwind- 
sucht. Die traumatische Neurose sei eine direkte Folge der bei der drohenden 
Zagentgleisang erlittenen nervösen Ueberspannung, das Bttckenmarksleiden, 
wenn auch nicht direkt dadurch entstanden, doch beschleunigt und verstärkt 
worden. Das Bttckenmarksleiden sei durch die langjährigen Kuraufenthalte 
nachweislich zum Stillstände gekommen oder doch nur noch unwesentlichen 
Schwankungen unterworfen. Die traumatische Neurose dagegen könne objektiv 
durch weitere Kuren weder völlig noch auch teilweise gebessert werden. Die 
in dem Kranken festgewurzelte Idee, daß nur eine achtwöchige Kur in dem 
früheren Bade ihm Heilung bringen könne, beeinflusse das Leiden wesentlich. 
Ihre Verwirklichung würde dem Kläger sicherlich suggestiv eine Linderung 
seines Leidens bedeuten. Da aber die eingebildete Idee ein Teil der Neurose 
des Kranken sei, die geheilt werden solle, so würde es zweckmäßig sein, dem 
Wnnsche des Klägers nur insoweit nachzukommen, als ihm ein Kuraufenthalt 
in einem anderen Bade und nur ein solcher von vierwöchiger Dauer zuzu- 
billigen sei. Von den hierfür aufznbringenden Kosten müsse sich der Kläger 
aber die Aufwendungen abziehen lassen, die er notwendig auch sonst für sich 
nötig gehabt haben würde. Das Reichsgericht verwarf den Einwand des be¬ 
klagten Emenbahofiikus, daß suggestive Einwirkungen nicht als spezifische 
Heilfaktoren in Betracht kommen könnten, die allein für den Anspruch auf 
Zahlung von Heilnngskosten maßgebend seien; es wies deshalb die Revision 
des Eisenbahnfiskus zurück. 
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Prüfungsgebühren für ärztliche Thermometer. Bekanntmachung 
des Staatssekretärs des Innern vom 2 2. April 1911. 

Ueber die Höhe der Gebühren für die Prüfung ärztlicher Thermometer 
bestehen in Interessentenkreisen irrtümliche Annahmen. Es sollen daher die 
festgesetzten Gebührensätze, an die die amtlichen Prüfnngsstellen gebunden 
sind, nochmals bekannt gemacht werden. 

Nach den Prüfnngsvorschriften für Thermometer vom 28. April 1909 
(veröffentlicht im „Zentralblatt für das Deutsche Reich“, Jahrgang 1909, 
8. 194 ff.) sind an Gebühren zn erheben: 

a) für die Prüfung eines gewöhnlichen ärztlichen Thermometers 

an 3 Stellen.0,50 M. 

• b) für die Prüfung eines ärztlichen Maximumthermometers an 

r- 3 Stellen.0,60 „ 

! c) für die PrUfang eines ärztlichen Minutenmaximumthermometers 

f«? an 3 Stellen. 0 80 „ 

d) für die Prüf ang jeder weiteren Skalenstelle mehr.0,15 „ 

e) für die Prüfang von Zeigerthermometer je Stück.1,00 „ 

Außerdem werden für Aufätzen je einer Strichmarke 0,10 M. berechnet. 

Das Aufätzen von Strichmark^n geschieht in den Prüfnngsstellen indes 
nur dann, wenn Thermometer zur Prüfang eingereicht werden, welche mit den 
nach § 15, Abs. 2 der Prüfangsvorschriften vorgeschriebenen Strichmarken in 
den Fabriken ausnahmsweise noch nicht versehen worden sind. 




B. Königreich Prenssen. 

Abänderung der Dienstanweisung für die Kreisärzte In bezug auf 
ihre vertrauensärztliche Tätigkeit. (Ausstellung von amtsärztlichen Zeug¬ 
nissen für die Führer von Kraftfahrzeugen und bei Naturallsterungs- 
anträgen über die Militärtauglicbkeit der Antragsteller, sowie für Prü- 
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faag 4er Ausrüstung der Kauffahrteischiffe alt Arzneimittels ete.)> 
Erlaß des Ministers des Innern vom 29. April 1911 — M. Nr. 3168 
— an simtliche Herren Regierangspräsidenten. 

Bei den Anträgen aaf Erteilung der Erlaubnis sum Führen eines 
Kraftfahrzeuges ist nach Ziffer I, Abs. 1 Nr. 3 der „Anweisung über die 
Prüfung der Führer von Kraftfahrzeugen* (R. G. Bl. 1910, S. 437) ein Zeugnis 
eines beamteten Arztes darüber beizubringen, daß der Antragsteller keine 
körperlichen Mängel hat, die seine Fähigkeit, eia Kraftfahrzeug sicher zu 
führen, beeinträchtigen können, insbesondere Mängel hinsichtlich des Seh- und 
Hörvermögens. 

In Ergänzung der Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 1. September 
1909 bestimme ich im Einverständnis mit den sonst beteiligten Herren Mi* 
nistern, daß dis Ausstellung dieser Zeugnisse zur vertrauensärztlichen Tätig¬ 
keit des Kreisarztes (§ 115 der Dienstanweisung) gehört. 

Das Gleiche gilt hinsichtlich der nach dem Erlasse des Herrn Ministers 
des Innern vom 30. Juni 1900 — II b 716 — bei Naturalisierungsanträgen 
in bestimmten Fällen erforderlichen Zeugnisse über die voraussichtliche Mi¬ 
litärtauglichkeit des Antragstellers. 

Es hat sich ferner als wünschenswert herausgestellt, auch die Prüfung 
der Ausrüstung von Kauffahrteischiffen mit Arznei- und an¬ 
deren Hilfsmitteln sowie mit Lebensmitteln zur Kranken¬ 
pflege im Sinne des § 15 der Bekanntmachung vom 3. Juli 1905 (R. G. 
BL 8. 568) unter die vertrauensärztliche Tätigkeit einsureihen. Nach der 
bisherigen Rechtslage stellt sich diese Tätigkeit als rein privatärztlich dar, 
und es würde daher mit Rücksicht auf § 3 Abs. 4 des Kreisarztgesetzes 
Bedenken unterliegen, daß vollbesoldete Kreisärzte sie übernehmen. Es er¬ 
scheint aber im allgemeinen wünschenswert, daß diese Tätigkeit von beamteten 
Aerzten aasgeübt wird, die hierfür nach ihrer Ausbildung besonders geeignet 
erscheinen. 

Der Absatz 2 des § 115 der Dienstanweisung für die Kreisärzte „(Als 
vertrauensärztliche Verrichtungen kommen ... in Betracht*) erhält hiernach 
folgende Zasätze: 

o. Die Ausstellung der bei Naturalisierengsanträgen erforderlichen Zeugnisse 
über die voraussichtliche Militärtauglichkeit des Antragstellers. 

p. Die Ausstellung der Zeugnisee über die Körperbeschaffenheit von Per¬ 
sonen, welche die Erlaubnis zum Führen eines Kraftfahrzeuges nach¬ 
suchen (Anweisung über die Prüfang der Führer von Kraftfahrzeugen 
— R. G. Bl. 1910, 8. 437 —). 

q. Die Prüfung der Ausrüstung der Kauffahrteischiffe mit Arznei- und 
anderen Hilfsmitteln sowie mit Lebensmitteln zur Krankenpflege (vgl. 
§ 15 in Verbindung mit §§ 1—5, 7—12 der Bekanntmachung vom 3. Juli 
1905, Min.-Bl. f. Med.-Ang. 1906, 8. 16 und Bekanntmachung vom 21. Mai 
1909, Min.-Bl. f. Med.-An g., 8. 331). 

Ich ersuche ergebenst, die Medizinalbeamten hiervon zu verständigen. 


Leitfaden für Erste Hilfe usw. Rund-Erlaß des Ministers der 
usw. Medizinalangelegenheitenvom30. März 1911 — M. Nr. 5076 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

In dem Verlage von August Hirschwald, hier, N. W. 7, Unter den 
Linden 68, ist ein in meinem Aufträge von der Medizinal-Abteilung des 
Ministeriums herausgegebener „Leitfaden für Erste Hilfe bei plötzlichen Er¬ 
krankungen und Unglücksfällen* erscheinen. Das in Ganzleinen gebundene 
Exemplar des Werkes wird zum Preise von 2 M. — ausschließlich Porto — 
geliefert. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, für die Verbreitung des 
Werkes, von dem 1 Exemplar beigefügt ist, in geeigneter Weise gefälligst 
Sorge zu tragen. 
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C. Königreich Bayern. 

Filsehung toh Nahrungs* und Genussmitteln. Bekanntmachung 
der Staatsministerien der Justin und des Innern vom 
15. April 1911. 

Die häufigen Klagen über die Fälschung von Nahrungs« und Genuß« 
mittein sind nach der Kriminalstatistik begründet. Die Fälschungen nehmen 
hauptsächlich um deswillen zu, weil Bich die Fälscher die fortschreitenden 
Errungenschaften der Wissenschaft und Technik dienstbar zu machen wissen. 
Den Polizeibehörden und den Staatsanwaltschaften erwächst hieraus die Auf¬ 
gabe, diese Art von strafbaren Handlungen mit gesteigerter Wachsamkeit 
und mit vermehrtem Nachdrucke zu verfolgen. Besonders gilt dies von den 
gesundheitsschädlichen Fälschungen; gegen sie ist um so mehr mit Strenge 
vorzugehen, als sie meistens aus Gewinnsucht begangen werden. 

Erfahrungsgemäß knüpfen sich aber schon an die Tatsache allein, daß 
gegen einen Hersteller von Nahrungs- oder Genußmitteln oder gegen einen 
Händler mit solchen ein Strafverfahren wegen Fälschung schwebt, wirtschaft¬ 
liche Nachteile für ihn; häufig wirken diese Nachteile selbst dann noch nach, 
wenn das Verfahren mit Einstellung oder Freisprechung endete. 

Es sollen daher sowohl die Polizeibehörden bei ihren Ermittelungen 
und bei der Erstattung von Anzeigen als auch die Staatsanwaltschaften bei 
der Vorbereitung und der Erhebung von Anklagen mit größter Vorsicht und 
peinlicher Sorgfalt zu Werke gehen. Insbesondere sollen sie schon alsbald 
erfahrene Sachverständige zuziehen. Dies sind, wenn es sich um die Frage 
handelt, ob ein Nahrungs- oder Genußmittel gesundheitsschädlich ist oder 
nicht, die beamteten Aerzte. Steht zunächst nur die Beschaffenheit oder die 
Zusammensetzung eines Nahrungs« oder Genufimittels in Frage, so kommen 
die Beamten der öffentlichen Untersuchungsanstalten für Nahrungs- und 
Genußmittel als Sachverständige in Betracht. Vermöge ihrer ständigen Fühlung 
mit den beteiligten Kreisen werden Bie gewöhnlich auch in der Lage sein, 
Auskunft darüber zu gehen, welche Anforderungen im redlichen Geschäfts¬ 
verkehr an die Beschaffenheit und Zusammensetzung eines Nahrungs- oder 
Genußmittels gestellt werden, und welche Gepflogenheiten, Gebräuche und 
Auffassungen bei Herstellern, Wiederverkäufern und Abnehmern bestehen. 
In wichtigen oder besonders zweifelhaften Fällen wird es nützlich und zur 
erschöpfenden Aufklärung dienlich sein, auch Hersteller oder Handeltreibende 
als Sachverständige zu hören. Dies kann sich namentlich dann empfehlen, 
wenn das Entstandensein eines neuen Brauches behauptet wird. Die Handels¬ 
kammern und die Handwerkskammern sind alsdann zu ersuchen, Handel- und 
Gewerbetreibende als Sachverständige namhaft zu machen. 

Für Fragen des Weinbaues und des Weinhandels eignen sich als Sach¬ 
verständige vorzugsweise die im Hauptberuf angestellten Weinkontrolleure. 
Es kann auch Falle geben, in denen es sich empfiehlt, einen Weinbau¬ 
treibenden oder einen Weinhändler als Sachverständigen zu hören. Es sind 
alsdann die Vereinigungen für Weinbau und Weinhandel um Vorschläge zu 
ersuchen. 

Alle Strafverfahren wegen Fälschung von Nahrungs- und Genußmitteln 
sind so rasch als möglich dnrchzuführen; dies gilt namentlich dann, wenn 
dem Verderb ausgesetzte Nahrungs- oder Genußmittel beschlagnahmt sind. 
In solchen Fällen sind Maßregeln zu treffen, dnrch die dem Verderben oder 
der Wertminderung der beschlagnahmten Nahrungs- oder Genußmittel ent¬ 
gegengewirkt wird; bei Weinen ist für fachmännische Kellerbehandlung 
zu sorgen. 

Sobald die Beschlagnahme nicht mehr nötig ist, soll ihre Aufhebung 
veranlaßt werden. 


Elufiihrung des Fingerabdruckverfahrens. Verfttgung des Staats¬ 
ministeriums des Innern vom 14. A ■ ri 11911 an die K. Regierungen, 
Kammern des Innern, die Magistrate der kreisunmittelbaren Städte und die 
Ortspolizeibehörden der übrigen Gemeinden^ mit mehr als 10000 Einwohnern, 
so wie an die K. Polizeidirektion München. 

Das Fingerabdruckverfahren hat sich zur Erkennung und Feststellung 
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▼ob Personen, die wegen des Verdachts strafbarer Handlangen festgenommen 
werden and über ihre persönlichen Verhältnisse keine oder eine falsche Aus¬ 
kunft geben, sowie zar Ermittlung gewohnheitsmäßiger Verbrecher überhaupt 
als sehr zweckmäßig und zuverlässig erwiesen. Bis jetzt ist das Fingerab¬ 
druckverfahren in Bayern eingeführt bei der K. Polizeidirektion in München, 
bei einer geringen Anzahl größerer Gemeinden und bei den Arbeitshäusern St. 
Georgen-Bayreuth nnd Rebdorf. Um aber die Vorteile dieses Verfahrens noch 
mehr als bisher nutzbar zu machen, ist die Ausbreitung eines Metzes von 
Aufnahmestellen über das ganze Königreich und die Errichtung einer Sammel 
stelle, die zugleich Auskunitsstelle für die übrigen Behörden ist, notwendig 

Als Sammel- und Auskunftsstelle wird hiermit die K. Polizeidirektion 
München bestimmt. Aufnahmestellen sind tunlichst in den kreisunmit- 
telbaren Städten und den übrigen Gemeinden mit mehr als 10000 Einwoh¬ 
nern, soweit dies noch nicht geschehen ist, einzurichten. 

Das Abnehmen von Fingerabdrücken ist auf bestimmte 
Kreise der Polizeigefangenen zu beschränken. Als solche Personen 
kommen in Betracht: 

1. alle Zigeuner ohne Rücksicht auf Strafmündigkeit, 

2. alle Festgenommenen, an deren Identität Zweifel bestehen, 

8. alle Frauenspersonen, die unter sittenpolizeilicbe Kontrolle gestellt sind, 

4. alle diejenigen, die wegen der Art der Verbrechen und Versehen (Taschen- 
und Ladendiebe, Hochstabler, Münzfälscher, Falschspieler, Hotelschwindler, 
Päderasten, Kuppler, Zuhälter, Schmuggler u. dergl.) oder wegen des 
Verdachts der Rückfälligkeit als gewohnheitsmäßige Verbrecher zu 
erachten sind, 

5. die wegen Uebertretung der §§ 361 ZtfF. 3, 4, 6 oder 363 des Reichs¬ 
strafgesetzbuches Festgenommenen. 

Die Abnahme von Fingerabdrücken von einheimischen bekannten Bettlern 
wird in der Regel unterlassen werden können. 

Die in den Fällen 1 und 2 aufgenommenen Fingerabdrücke sind jeweils 
sofort, die übrigen wochenweise samt den ausgefttllteu Personalkarten an die 
K. Polizeidirektion zu senden. Die Einrichtung eigener Registraturen für die 
Fingerabdrücke bei den Aufnahmestellen außerhalb Münchens ist nicht nötig; 
die bestehenden können beibehalten werden. 

Ersuchen umAuskunftserteilung sind unmittelbar an die K. Polizei¬ 
direktion zu richten. Falls gewünscht wird, daß diese die Feststellung des 
Festgenommenen durch Ermittelungen bei außerbayeriscben Behörden des In- 
und Auslands übernimmt, hat die ersuchende Behörde 20 Stück der Finger¬ 
abdrücke (Originale oder photographische Vervielfältigungen) einzusenden. 

Die Kosten, die den Gemeinden durch diese Einrichtung erwtchsen, 
sind nur geringfügig. Die Apparate, die am besten durch die K. Polizei¬ 
direktion bezogen werden, kommen auf etwa 3 Mark 36 Pfg. Die Anschaffang 
einer einzigen Apparates wird auch für die größten Gemeinden genügen. 
Ebenso vermittelt die K. Polizeidirektion die Fingerabdruckblätter 
und Personalkarten für den ersten Bedarf, eventuell auch für später um 
billigen Preis. Bei Lieferung der Apparate legt die K. Polizeidirektion eine 
Gebrauchsanweisung und einen mit guten Fingerabdrücken versehenen Master¬ 
bogen bei. 

Die Erlernung des Verfahrens bietet keine Schwierigkeiten. 

Die Magistrate der kreisunmittelbaren Städte und die obengenannten 
Ortspolizeibehörden werden veranlaßt, der baldigen Einrichtung und dem 
Betriebe von Aufnahmestellen im Sinne dieser Entschließung, soweit es nicht 
bereits geschehen ist, näher zu treten. Zur Vervollständigung des Netzes 
der Aufnahmestellen ist die Einführung des Fingerabdruckverfahrens auch 
boi den Ucndarmerichauptstationen und bei den Gendarmeriestationen am 
Sitze eines Amtgerichts angeordnet worden. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in Minden i. W. 

O. C. Brunn, Henoffl. HÄr.hs. u. Kümtl. Rch.-L. Hofbochdrockfred in Minden. 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinal - Beamte. 

Nr 11. 5. Juni. ~~ 1911. " 

Rechtsprechung. 

Ob der Verkauf einer ärztlichen Praxis den guten Sitten wider« 
spricht und demaufolge der Vertrag dann nichtig Ist) kommt anf die be¬ 
sonderen Dmstfinde des Falles an. Der Anspruch anf Rückforderung des 
Kaufpreises wird aber hinfällig, wenn der Käufer die Sittenwidrigkeit 
des Vertrages gekannt hat. Urteil des Reichsgerichts (IV. Z.-S.) 
Tom 23. März 1911. 

Der Priratdoient Dr. R. hatte seine bis dahin in P. betriebene zahn¬ 
ärztliche Praxis zum Preise Ton 30000 Mark an den Zahnarzt W. verkauft 
nnd sich dabei dem Verbote unterworfen, während der nächsten 10 Jahren 
in einem Umkreise von 10 Meilen mit dem Käufer in Wettbewerb zu treten. 
W. hatte in Erfüllung dieses Vertrages nach und nach 17 000 Mark und 
600 Mark Zinsen an den Dr. R. bezahlt. Er behauptete Nichtigkeit des Ver¬ 
trags, weil er gegen die guten Sitten verstoße und forderte Ton den geleisteten 
Zahlungen 3000 Mark zurück. 

Die vom Landgericht zuM. und Tom Oberlandesgericht zuC. 
erfolgte Abweisung der Klage wurde TomIV. Zivilsenat des Reichsgerichts 
unter folgender Begründung bestätigt: 

Nach Annahme des Berufungsrichters verstößt es grundsätzlich gegen 
die guten Sitten, wenn Angehörige der sogen, idealen Berufe, z. B. Aerzte, 
Rechtsanwälte, ihre durch persönliche Tüchtigkeit und das hierauf gegründete 
Vertrauen des Publikums geschaffene günstige Erwerbslage behufs Erzielnog 
materiellen Gewinns und unter Gefährdung eben jenes Vertrauens zum Gegen¬ 
stand eines Veräußerungsgeechäftes machen. Nur ausnahmsweise, beim 
Vorliegen besonderer, im Streitfälle nicht gegebener Umstände sei die Sitten¬ 
widrigkeit zu Terneinen. Diese Auffassung steht im Einklänge mit der 
bisherigen, im Berafungsurteil eingezogenen Rechtsprechung des Reichsgerichts. 
Aber auch wenn entsprechend einer neueren, zum Ausdruck in Bd. 75, S. 120 
der offiziellen Sammlung bestimmten Entscheidung deB zweiten Zivilsenats die 
Frage der Sittenwidrigkeit immer nur aus der besonderen Lage des Falles 
heraus zu beantworten wäre, so gewähren doch die Feststellungen des 
Berufungsrichters genügende Unterlagen, um gerade auch den im Streit 
befangenen Verkauf der zahnärztlichen Praxis auf Grund von § 138 Abs. 1 
für -nichtig erklären können. Uebrigens würde, wenn das streitige Kauf¬ 
geschäft zu Recht bestände, dem Klageanspruch von vornherein jeder Boden 
entzogen sein. Mit Recht erachtet aber der Berufungsrichter die Rückforderung 
des bezahlten Kaufpreises für ausgeschlossen, weil auch dem Kläger bei 
Abschluß des Kaufvertrages ein Verstoß gegen die guten Sitten zur Last 
falle (Bürgerliches Gesetzbuch § 817 Satz 2). Der Revision kann zugegeben 
werden, daß beim gegenseitigen Vertrag deshalb, weil mit dom Abschluß der 
eine der beiden Vertragsschließenden sittenwidrig handelt, nicht notwendig 
auch das Verhalten des anderen Vertragschließenden mit dem gleichen Makel 
behaftet ist. Vielmehr wird nicht selten, so in dem besonders hervorgehobenen 
Falle des Wachors («j 138 Abs. 1) eine verschiedenartige Beurteilung geboten 
sein. Wenn aber der Berufangsrichter für den Streitfall hervorhebt, daß auch 
der Käufer bei dom Vertragsschluß darauf aosgegangen sei, daß der Person 
des Verkäufers bisher entgegengebrachte Vertrauen der Patienten zor 
Erzielung eigenen materiellen Vorteils für sich auszunützen und sich damit 
zugleich in die Gefahr gebracht habe, die Praxis mit Rücksicht auf die 
beträchtliche, von ihm zu leistende Entschädigung zur Erzielung möglichst 
hoher Honorare zu mißbrauchen, so ist es nicht rechtsirrtümlicb, wenn darin 










ao-ck all Jf*:b*i des Killen eis VerncS gegen die gsun Sutern eib.ickt tid 
gemäß § >17 Sau 2 asi Abweisung ttixes Bz-ürfordercagsverlaxgeas erkaut 
worden ut. (SiiLiiszze, Korrespondenz.; 


Dm Gataehten der AerrtekommD-ion bei Teriieiensgea. Urteil 
des Reichsgerichts fVII. Z.-S.; ton 21.Februar 1911. 

Der Riuergutspicbter v. H. war bei der Mannheimer Versickerung** 
gesellKbaft gegen Unfall versickert. An 17. April 1 /.7 rauchte er im Yieh- 
tull au and zog »ich o. a. eine Qzeuctutg des Hohen Ellenbogens oad des 
liakea Daumen« za. Am 7. September 1 .-.•7 erlitt er eioeo zweitea Unfall, der 
eine druckempfindliche. spindelförmige Auftreibung des EJlennerTes des liakea 
Ellenbogens mit Aomagerang der Ma*kaiatur der lickea Hand zur Folge batte. 
Aaf Grand eines ärztlichen Oatacbtes?, du -vo'- t Erwerbäverminderung fest- 
ttellte, kam es za einer schriftlichen Vereinbarung zwischen den Parteien des 
Inhalts, daß t. H. gegen eine Acrinlacg von .77>9 M., die er nach dem Wort- 
laate des SchrifiStacks .wegen des Unfalls Tom 5. September 1905* für bleibende 
Invalidität verlangte, aaf jeden weiteren Anspruch verzichtete. Einige Monate 
später verlangte v. H. eine weitere Entscb&Egang wegen des Unfalls vom 
17. April. Das Verlangen lehnte die Versicherungsgesellschaft nb. Der Ver¬ 
sicherte v. H. beantragte die Einberufung der Aerztekommission i§ 6 der All¬ 
gemeinen Bedingung;, weichem Anträge die Gesellschaft stattgab. Noch vor 
dem Zuammentreten der Kommission erhob v. H. aber Klage. Wenige Wochea 
darnach entschied die Kommission dahin, daß, wenn nach möglicherweise in¬ 
folge des UnfnlLs vom 17. April 19c5 noch gewisse Beschwerden vorhsndea 
Wären, diesen doch bei Würdigung der speziell versicherten Tätigkeit (Ritter¬ 
gatspächter; ein prozentmäßig abzaschätzender Einfluß auf die Erwerbsfähig- 
Seit des v. fl. nicht beigelegt werden könne. Diese Entscheidang, die dann 
schriftlich abgefaßt warde, weigerte sich aber später Dr. Sch., einer der Gut¬ 
achter, za anterschreiben, weil ihm nachträgl.ch Bedenken gekommen seiea. 
Das Landgericht and das Ooerlandesgericht in fi. erkannten auf Abweisung 
der Klage. Anderer Meinung war der VII. Zivilsenats des Reichsgerichts, der 
nasführte: Ein Bedenken gegen die Feststellang des Berafangsrichters kana 
nicht daraus hergeleitet werden, daß sich die Beklagte aaf die vom Klüger 
geforderte Entscheidang der Kommission eingelassen hat. Die Kommission 
hatte nach g 6 der Allgemeinen Bedingungen nur Über Grad and Dauer der 
Erwerbsunfähigkeit oder Invalidität za entscheiden, and diese Entscheidang 
sollte, wie in Abs. 4 ausdrücklich bestimmt ist, keinen Einfluß aaf die Frage 
haben, ob überhaapt eine Entschäiligangsverpflichtang vorliege. Balte die 
Kommission also za angansten der Bt klagten entschieden, so hätte diese vor 
Gericht immer noch geltend machen können, daß Kläger wegen des Unfalls 
vom 17. April 190.9 bereits abgefanden sei. Dagegen müssen einige weitere 
Rügen für begründet erachtet werden. Im Gegensatz zum Bernfangsrichter 
ist anzanebm> n, daß der Ausspruch der Kommission dem Kläger nicht ent- 
gegenstoht, da er sowohl an formellen, als auch an materiellen klingeln leidet. 
Der Ausspruch ist nur von 2 Mitgliedern unterschrieben; das dritte Mitglied, 
der Dr. Sch., hat seine Unterschrift verweigert. Er hat zwar in einem Schreiben 
vom 2'i. Dezember 1906 anerkannt, daß das Gutachten in der Sitzung vom 
10. Dezember 1906 einmütig lestgestellt worden sei; in demselben Schreiben 
hat er aber erklärt, daß ihm nachträglich Bedenken gekommen seien, die ihn 
veranlaßt hätten, die ursprünglich in Aussicht gestellte Unterschrift „wieder 
zuruckzuziehen“. Der Berufungsrichter ist der Meinung, daß das Kommissiona- 
gatachten formell nicht zu beanstanden sei. Dies ist rechtlich unhaltbar. 
Für die Form des Schiedsgutachtens sind in erster Linie die Allgemeinen Be¬ 
dingungen maßgebend. Wenn nun der $ 6, Abs. 4 vorschreibt, daß der Aus¬ 
spruch schriftlich zu begründen ist, so folgt daraus ohne weiteres, daß er 
auch von allen Mitgliedern, die an der Feststellung mitgewirkt haben, unter¬ 
schrieben werden muß, und daß er, solange auch nur eine Unterschrift fehlt, 
eine rechtliche Existenz überhaupt nicht hat. Die Eventualannahme des Be- 
rufungsrichtors, daß dio Unterschrift des Dr. Sch. in Wirklichkeit gar nicht 
fehle, ist un/.utreücnd. Die Unterschrift des Dr. Sch. befindet sich nur anter 
einer Erklärung, in welcher die Unterzeichnung des Spruches ausdrücklich 
abgclcbnt wird. Daß der Sprach einstimmig gefaßt wird, ist weder er- 
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forderlich, noch ausreichend. Für Dritte, also auch fttr das Gericht, kommt es 
nur darauf au, ob ein von allen Beteiligten unterschriebener 8pruoh 
vorliegt. Was ferner den Inhalt anbelangt, so besteht nach § 6 Abs. 4 der All* 
gemeinen Bedingungen die Aufgabe der Kommission nur darin, Grad und 
Dauer der Erwerbsunfähigkeit oder Invalidität festzustellen. Für diese Fest¬ 
stellung sind aber, wie sich von selbst versteht, die Grundsätze maßgebend, 
die nach der Polize überhaupt in dieser Beziehung Geltung haben, also Ins¬ 
besondere die Vorschriften des § 5. Das Landgericht ist freilich der Meinung, 
daß die Kommission selbständig und ohne Rücksicht auf die Bestimmungen 
des § 5 zu entscheiden habe, und zwar deshalb, weil nach § 6 der Verletzte 
die Entscheidung der Kommission in allen Fällen anrufen könne, eine solche 
Anrufung aber in vielen Fällen zwecklos sein würde, wenn die Kommission 
an das in § 5 aufgestellte Schema gebunden wäre. Dabei ist aber übersehen, 
daß in allen Fällen des § 5 auch die Frage streitig sein kann, ob und inwie¬ 
weit eine vorhandene Erwerbsunfähigkeit als Folge des Unfalls anzusehen 
ist, und daß auch die Entscheidung dieser Frage zur Zuständigkeit der 
Kommission gehört. Gerade im vorliegenden Falle bat die Kommission selbst 
ihre Aufgabe so auf gef aßt, denn sie bat entschieden, daß die tatsächlich vor¬ 
handene Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit des Klägers keine Folge des 
Unfalls vom 17. April 1905 sei, daß dieser Unfall vielmehr einen prozentmäßig 
abzuschätBenden Einfluß auf die Erwerbsfähigkeit des Klägers nicht gehabt 
habe. Die Kommission ist nun aber zu diesem Ergebnis gelangt „bei W ttrdi- 
gung der speziell versicherten Tätigkeit als Rittergutspächter, der lediglich 
oberaufsicbtführend, aber nicht selbst mitarbeitend tätig wird.“ Eine solche 
Mitberücksichtigung des Berufes war jedoch nach § 5 im vorliegenden Falle, 
wo es sich um teilweise Gebrauchsunfähigkeit eines Armes handelte, unzulässig. 
Wie sich aus dem letzten Absätze des § 5 ergibt, hat eine Berücksichtigung 
des Berufes bei Feststellung des Invaliditätsgrades nur in den Fällen statt¬ 
zufinden, die in den vorhergehenden Absätzen nicht besonders erwähnt sind; 
die Gebrauchsunfähigkeit eines Armes ist aber vorher erwähnt. Hat sonach 
die Kommission die Dir gesetzten Schranken überschritten, so ist ihr Ausspruch 
auch aus diesem Grunde für den Kläger nicht verbindlich. — Die Sache wurde 
deshalb zur anderweiten Verhandlung an das Oberlandesgericht zurück- 
verwiesen. _ (Sächsische Korrespondenz.) 


Ein ln einer Irrenanstalt wegen Gemeingefährlichkeit unter- 
, gebrachter Geisteskranker ist als Gefangener und seine widerrechtliche 
Befreiung daher als strafbare Gefangenenbefreinng im Sinne der §§ 120 
und 121 des Str.-G.-B. ansusehen. Urteil des Reichsgerichts (I. Str.-S.) 
vom 5. Dezember 1910. 


Äpothekenbetrleb ohne Genehmigung durch elnen^Droglsten. Urteil 
de8 Oberlandesgerichts Hamburg vom 27. Februar 1911. 

Die Ausführungen der Revision, 1 ) daß in denjenigen Fällen, in welchen 


*) Das Landgericht hatte festgestellt, daß der Angeklagte im Keller¬ 
geschoß eines seiner beiden Geschäfte unterhalb zweier Schaufenster durch 
Ausbau der vorhandenen Hohlräume mittels Holzverkleidung an den Keller¬ 
wänden Verstecke angebracht und zur Aufbewahrung von im Verkehr nicht 
freigegebenen Arzneimitteln benutzt hat, daß er ferner in seinem zweiten 
Geschäft einen Keller zam Lagern von solchen Arzneimitteln benutzt hat und 
daß er weder jenes Versteck noch den Keller in den der Polizeibehörde einge- 
retchsen Anmeldungen und Lagerplänen kenntlich gemacht hat. Es ist weiter 
festgestellt, daß der Angeklagte in nicht rechtsverjährter Zeit fortgesetzt, ohne 
polizeiliche Erlaubnis, Gifte und Arzneien, mit denen der Handel nicht freige¬ 
geben ist, feilgehalton und verkauft hat. Das Landgericht hatte deshalb sowohl 
ein Vergehen gegen §§ 29, 147,1 der Gew.-Ordnung (Apothekenbetrieb ohne 
Genehmigung), wie einen Verstoß gegen §867,3 Str.-G.-B. (unerlaubter Arznei¬ 
verkauf) angenommen und den Angeklagten zu einer Gesamtstrafe von 
450 Mark, event. 30 Tagen Haft, und zur Tragung der Kosten beider Instanzen 
verurteilt. Außerdem hatte es die Einziehung der von der Polizeibehörde 
beschlagnahmten Medikamente ausgesprochen. 
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eine Uebertietung des § 367,3 Str.-G.-B. (Verkauf von Giften und nicht frei- 
gegebenen Arzneimitteln) voriiegt, eine Zuwiderhandlung gegen § 147,1 G.-O. 
(unbefugter Betrieb einer Apotheke) nicht vorliegen könne, sind rechtsirrig; 
ebensowenig aber trifft. die Ansicht des Landgerichts zu, daß zwischen den 
beiden Vorschriften Idealkonkurrenz im Sinne des § 73 Str.-G.-B. bestehe. 
Es findet vielmehr zwischen beiden Vorschriften der begangenen Straftat 
gegenüber das Verhältnis der sogen. Gesetzeskonkurrenz statt. Der § 367,3 
des Str.-G.-B. enthält die umfassendere Norm; der durch diesen Paragraphen 
getroffene Tatbestand ist neben anderen Merkmalen in dem von § 147,1 der 
G.-O. erforderten Tatbestand vollständig enthalten. Es kann niemand den 
Betrieb einer Apotheke unbefugt unternebmen und fortsetzen, ohne gleich¬ 
zeitig der Vorschrift des Str.-G.-B. zuwider Gifte oder nicht freigegebene 
Arzneimittel zuzubereiten, feilzubalten und zu verkaufen. Keineswegs aber 
wird durch jedes Zabereiten, Feilhalten und Verkaufen solcher Waren ohne 
Hinzutreten weiterer Voraussetzungen der Tatbestand des Apothekenbetriebes 
erfüllt. Es muß vielmehr hierzu das Moment der Gewerbsmäßigkeit 
hinzukommen. Nicht erforderlich ist dagegen, und hierin ist dem Urteil der 
Strafkammer beizutreten, daß der Zuwiderhandelnde sein Geschäft als Apotheke 
bezeichne oder daß er Rezepte, die ihm von Kunden übergeben werden, zur 
Ausführung bringe. 

Liegt Gesetzeskonkurrenz vor, so hat dasjenige Gesetz Anwendung zu 
finden, welches dem spezieller umschriebenen Tatbestand entspricht, hier also 
der § 147,1 G.-O., welchen Paragraph die Strafkammer tatsächlich zur An¬ 
wendung gebracht hat. Würde, wie die Strafkammer angenommen hat, 
Idealkonkurrenz stattfinden, so hätte die Strafandrohung des Str.-G.-B., als 
die schwerere, Anwendung finden müssen, weil § 367,3 die Haftstrafe unbedingt 
zuläßt, § 147,1 G.-O. sie nur für den Unvermögensfall androht. 

Ohne Rechtsirrtum hat ferner das Landgericht die Strafbarkeit des 
Angeklagten auf Grund der Hamburger Verordnung vom 11. April 1904 
angenommen. Wie das angefochtene Urteil zutreffend ausführt, ist die Vor¬ 
schrift, daß vor Eröffnung dos Betriebes ein Lageplan und eine genaue Angabe 
der Betriebsräume einzureichen sei, nicht eine so enge Auslegung zu geben, 
daß lediglich die Zahl der verwendeten Räumlichkeiten mitzuteilen und ihre 
Lage durch Zeichnung der Umfassungswände in den L&geplan darzustellen 
sei. Es ist vielmehr auf den Zweck des Gesetzes zu achten und aus ihm za 
folgern, daß die Pläne geeignet sein müssen, den Revisionen der Polizeibehörde 
als Grundlage zu dienen. Danach aber war der Angeklagte nicht nur ter- 
pflichtet, den Kellerraum des einen Geschäftes anzugeben und in den Lageplan 
einzuzeichnen, sondern auch diejenigen Hohlräume, die er in dem anderen 
Geschäft angebracht hatte und zur Aufbewahrung von Medikamenten benutzte, 
auf dem eingereicbten Plane erkennbar zu machen. 

Nicht beizaBtimmen ist den Ausfübrogen der Revision, die dahin gehen, 
daß die vorgedachten Uebertretungen straflos bleiben müßten, weil sie lediglich 
als Mittel gedient hätten, um die Zuwiderhandlung gegen die Gewerbeordnung 
und das Strafgesetzbuch zu ermöglichen, daher in den Tatbestand dieser 
Straftaten als Bestandteil aufgingen. Das ist unrichtig. Nicht jedes Mittel, 
das zum Zweck der Begebung einer Straftat angowendet wird, bildet gleich¬ 
zeitig ein Tatbestandsmerkmal dieser Straftat. Steht unter verschiedenen 
Mitteln die Wahl offen, so kann die Wahl eines bestimmten Mittels eine 
selbständige Zuwiderhandlung gegen eine Strafvorscbrilt bilden. Es ist 
denkbar, daß jemand gewerbsmäßig verbotenen Handel mit Arzneimitteln 
betreibt, ohne von seinen Geschäftsräumen derartig falsche Lagerpläne ein¬ 
zureichen, wie es der Angeklagte getan hat. 

Auch darin ist der Revision nicht beizutreten, daß die Zuwiderband* 
lungen gegen die Verordnnng verjährt seien. Zwar soll nach § 3 der Ver¬ 
ordnung der Lageplan vor Eröffnung des Geschäftsbetriebes der Polizeibehörde 
eingereicht werden, diese Bestimmung ist aber nicht so zu verstehen, daß die 
darin angeordnete Pflicht erloschen sei, wenn der Betrieb eröffnet wird, ohee 
daß ihr vorher genügt sei, vielmehr besteht die Verpflichtung fort, solang« 
der Geschäftsbetrieb dauert. Die Unterlassung der Anzeige stellt sich alt 
ein Dauerdelikt dar, bei welchem die Verjährung nicht beginnen kann, solang« 
die Unterlassung dauert. 
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Oie Einziehung der beschlagnahmten Arzneimittel Ist, da sie zur Be* 
gehnng eines vorsätzlichen Vergehens bestimmt waren and dem Angeklagten 
gehörten, gemäß § 40 Str.-G.-B. gerechtfertigt.“ 

(Pharmazeutische Zeitung; 1911, Nr. 25). 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preansen. 

Fragebogen über Erkrankungen an Tnberkniose nnter dem Aerzte- 
nnd Pflegepersonal in Krankenanstalten. Erlaß des Ministers des 
Innern vom 26. April 1911 — M. 13139/10, 11030/11 — an sämtliche 
Herren Regierangspräsidenten. 

Um den Erkrankungen an Tuberkulose unter dem Aerzte und Pflege* 
personal in Krankenanstalten durch geeignete Maßnahmen mehr als bisher 
Vorbeugen zu können, ist es erwünscht, Uber die Häufigkeit und die Ursachen 
dieser Erkrankungen näher unterrichtet zu sein. 

Ew. pp. ersuche ich daher ergebenst, von den Krankenanstalten Ihres 
Bezirks je einen Fragebogen nach anliegendem Muster ausfüllen zu lassen 
und nach Prüfung durch den zuständigen Kreisarzt und den Regierungs* und 
Medizinalrat mir bis znm 1. Juni d. J. eiazureichen. Der Fragebogen umfaßt 
den fünfjährigen geitraum vom 1. Januar 1906 bis Ende Dezember 1910. 

Bezüglich des Umfangs der Umfrage wird es hinreichen, wenn der 
Fragebogen außer an die Spezialanstalten für tuberkulöse Langenkranke 
(öffentliche und private Lungenheilstätten für Erwachsene, Heilstätten für 
Kinder mit Lnngentnberknlose, Invaliden* and Pflegeheime für Tuberkulöse usw.) 
nnr an die allgemeinen Krankenhäuser mit 100 and mehr Betten versandt wird. 
Wegen der der Aufsicht des Oberpräsidenten unterstehenden Heilanstalten und 
der inneren Kliniken der Universitäten ist besonderer Erlaß ergangen. 

Sollten einige Krankenanstalten nicht Uber den vollen Zeitraum, sondern 
nur Uber einen Teil berichten können, so ist dies unter Angabe des Grundes 
anmerkungsweise auf dem Fragebogen aasgeführt. 

Fragebogen über die ln der Zelt vom 1. Januar 1900 bis 81. De- 
aember 1910 festgeetellten Taberkuloeeerkrankungen unter dem 
Aerate- und Krankenpflege -Personal in Krankenanstalten. 

Bezeichnung der Krankenanstalt:. 

Anzahl der vorhandenen Krankenbetten:. 

Sind die Einrichtungen der Krankenanstalt der Neuzeit entsprechend oder schon 

älteren Ursprunges?. 

Ist eine Sonderabteilang 1 ) für Langen- und Kehlkopfschwindsüchtige vor¬ 
handen ?. 

Wenn ja, in welchem Jahre wurde sie eröffnet? 

Wie viele Betten enthält sie?. 

Findet ein regelmäßiger Austausch dos der Sonderabteilueg für Schwindsüchtige 
zugewiesenen Krankenpflege*Personals statt und zutreffendenfalls in welchen 
Zeitabständen?. 

I. Tuberk ulos e orkr an kun gen des Aerzte-Personals. 

1. Durchschnittliche Zahl der leitenden Aerzte im Jahre 1910. 

2. Durchschnittliche Zahl der im Jahre 1910 in der Krankenanstalt be¬ 
schäftigten Assistenzärzte., desgleichen der Medizinal- 

praklikanten . 


') Das Bestehen einer Sonderabteilung für Schwindsüchtige ist in allen 
Fällen anzunchmcn, in denen diese Kranken in besonderen Räumen, welche 
ausschließlich mit Schwindsüchtigen belegt werden, untergebracht sind. — Für 
Spezialanstalten für Lungenkranke kommt die Beantwortung dieser und der 
anschließenden Vorfragen nicht in Betracht. 
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Davon entfielen: 

a) anf die innere Abteilung 1 ).Assistenzärzte und . . . . 

Medizin alpraktikanten, 

b) auf die Sonderabteilnng ffir Schwindsüchtige .... Assistenzärzte 

and.Medizinalpraktikanten. 

3. Sind bei den unter I Nr. 1 und Nr. 2 beseichneten ärztlichen Personal* 
Gruppen in der Zeit vom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1910 Er¬ 
krankungen an Lungen- oder Kehlkopftuberkulose beobachtet worden? 


Welche Fälle waren dies im einzelnen und aui welchen Abteilungen 

ereigneten sich die Erkrankungen? 2 ). 

4. Waren die unter I Nr. 3 nufgeführten erkrankten Personen vor ihrem 
Eintritt in die Anstalt durch eine ärztliche Untersuchung als frei Ton 

Tuberkulose befunden worden?. 

Oder für welche von ihnen trifft dies nur zu? 9 ). 

mit Tuberkulose begünstigt haben ? Welche waren dies in jedem ein¬ 
zelnen Falle?. 

7. Worauf wird bei den übrigen unter I Nr. 3 auf geführten erkrankten 
Personen, deren tuberkulöse Erkrankung nicht als eine im Berufe er¬ 
folgte Ansteckung angenommen wird, die Erkrankung im einzelnen Falle 
zurflekgeführt?. 

II. Tuberkulose-Erkrankungen des Krankenpflege- 

Personals. 

1. Durchschnittliche Zahl der Im Krankenpflegedienste im Jahre 1910 be¬ 
schäftigten Schwestern... 

davon gehörten an 

a) einem religiösen Verbände 

a) einem evangelischen. 

ß) einem katholischen. 

b) einem weltlichen Verbände 4 ) ...... 

2. Von den im Krankenpflegedienst im Jahre 1910 durchschnittlich beschäf¬ 
tigten Schwestern (II Nr. 1) entfielen 

a) auf die innere Abteilung 5 ). 

b) auf die Sonderabteilung für Schwindsüchtige. 


>) Einschließlich der etwa vorhandenen Sonderabteilung für Schwind¬ 
süchtige. 

*) Die erkrankten Personen sind einzeln unter fortlaufender Nummer 
aufzuführen, unter Angabe des Vornamens und des Anfangsbuchstabens des 
Zunamens; auch ist die von ihnen zur Zeit der Erkrankung oder Ansteckung 
bekleidete Stellung zu bezeichnen. Also z. B.: 

Nr. 1. Dr. Fritz A., Assistenzarzt, war z. Z. der Erkrankung auf der 
inneren Abteilung beschäftigt. 

Nr. 2. Dr. Werner N., Medizinalpraktikant, war z. Z. der Ansteckung 
auf der Sonderabteilung für Schwindsüchtige beschäftigt. 

3 ) Zur Kenntlichmachung der Personen genügt hier die Angabe des Vor¬ 
namens und des Anfangsbuchstabens des Zunamens unter Einzufügung der 
dazu gehörigen Nummern, z. B.: Werner N. (Nr. 2). 

5. Welche von den unter I Nr. 3 angegebenen Erkrankungsfällen sind ver¬ 
mutlich auf eine Ansteckung im Krankendienst zurückzuführen ? . . . 

6. Lassen sich irgendwelche Ursachen angeben, welche bei den unter I 
Nr. 5 aufgeführten Personen die im Krankendienst zugezogene Ansteckung 

4 ) Unter II, lb und 3 b fallen nur solche Verbände, welche vorwiegend 
zur Förderung der Krankenpflege gebildet sind. Angehörige von Verbänden, 
die nur wirtschaftliche Interessen ihrer Angehörigen verfolgen, mithin nur 
als wirtschaftliche Vereinigungen von Krankenpflegern, nicht als Verbände 
für Krankenpflege angesehen werden müssen, kommen nicht in Betracht. Za 
den lediglich wirtschaftlichen Vereinigungen von Krankenpflegern zählen z. B. 
auch solche Schwesternheime, die ihren Angehörigen nur Wohnung und Be¬ 
köstigung geben. 

6 ) Einschließlich der etwa vorhandenen Sonderabtoilung für Schwind¬ 
süchtige. Siehe auch die Fußnote 1 auf S. 73. 
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3. Durchschnittliche Zahl der im Krankenpflegedienste im Jahre 1910 be¬ 
schäftigten Wärter .. 

davon gehörten an 

a) einem religiösen Verbände 

a) einem evangelischen. 

ß) einem katholischen. 

b) einem weltlichen Verbände 1 ). 

4. Von den im Krankendienste im Jahre 1910 durchschnittlich beschäftigten 
Wärtern (II Nr. 3) entfielen 

a) auf die innere Abteilung 2 ) 

b) auf die Sonderabteilung für Schwindsüchtige. 

5. Durchschnittliche Zahl der im Krankenpflegedienste im Jahre 1910 be¬ 
schäftigten Wärterinnen. 

davon entfielen 

a) auf die innere Abteilung 2 ). 

b) auf die Sonderabteilung für Schwindsüchtige. 

6. Sind bei den unter II Nr. 1—5 bezeichneten Gruppen des Krankenpflege- 
Personals in der Zeit vom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1910 Er¬ 
krankungen an Lungen- oder Kehlkopftuberkulose beobachtet worden? 


Welche Fäile waren dies im einzelnen und auf welchen Abteilungen er¬ 
eigneten sich die Erkrankungen? 1 ). 

7. Waren die unter II Nr. 6 aufgeführten erkrankten Personen von ihrem 

Dienstantritt sämtlich durch eine ärztliche Untersuchung als frei von 
Tuberkulose befunden worden ?. 

Oder für welche von ihnen trifft dies im einzelnen zu? 4 ). 

8. Welche von den unter II Nr. 6 angegebenen Erkrankungsfällen sind ver¬ 
mutlich auf eine Ansteckung im Krankendienst zurückzufübren ? . . . 

9. Lassen sich irgendwelche Ursachen angeben, welche bei den unter II 

Nr. 8 aufgeführten Personen die im Krankendienst zugezogene Ansteckung 
mit Tuberkulose begünstigt haben? Welche waren dies in jedem ein¬ 
zelnen Falle ?. 

10. Worauf wird bei den übrigen unter II Nr. 6 auf geführten erkrankten 
Personen, deren tuberkulöse Erkrankung nicht als eine im Berufe er¬ 
folgte Ansteckung angenommen wird, die Erkrankung im einzelnen Falle 
zurückgeführt ?. 

III. Maßnahme zur Verhütung der Tuberkulose-Uebertragungen. 

Werden zur Verhütung von Ansteckungen des Aerzte- und Kranken¬ 
pflege-Personals in der dortigen Krankenanstalt besondere Maßnahmen ge¬ 
troffen und welche sind dies?. 

(Ort).. den. 


-—- leitender Arzt. 

*) Siehe Note 4 auf Seite 74. 

2 ) Siehe Note 5 auf 8eite 74. 

8 ) Die erkrankten Personen sind einzeln unter fortlaufender Nummer 
aufzuführen, unter Angabe des Vornamens und des Anfangsbuchstabens des 
Zunamens und unter Hinzufügung einer Bemerkung, aus welcher hervorgeht, 
welchen Grup en von II Nr. 1—5 der Person angehört. Also z. B.: 

Nr. 1. Klara J., Schwester, einem katholischen Verbände angehörend, 
war zur Zeit der Erkrankung auf der Sonderabteilung für Schwindsüchtige 
beschäftigt. 

Nr. 2. Joseph H., Krankenwärter, keinem Verbände angehörend, war zur 
Zeit der Ansteckung auf der inneren Abteilung beschäftigt. 

4 ) Zur Kenntlichmachung der Personen genügt hier die Angabe des 
Vornamens und des Anfangsbuchstabens des Zunamens unter Hinzufügung der 
dazu gehörigen Nummer. Also z. B.: Joseph H. (Nr. 2). 

Unzulässigkeit der Abgabe von mit Methylalkohol und methylal¬ 
koholhaltigen Präparaten hergestellten Heilmitteln sowohl ln, als ausser¬ 
halb der Apotheken« Erlaß des Ministers des Innern vom 12. Mai 
1911 — M. Nr. 6208 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 
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Im Anschluß an den Erlaß vom 13. Februar 1906 — M. 5150 — (Min.* 
Bl. f. Med.- pp. Angel. 8. 98) weise ich daran! hin, daß nach mit Methylalkohol 
and metbylalkoholhaltigen Präparaten (Spritol, Spiritogen nsw.) hergestellte 
Heilmittel, selbst wenn sie nnr zum äußerlichen Gebrauche bestimmt sind, 
als echt im Sinne der Ziffer 8 der „Grundzhge Uber die Regelung des Ver¬ 
kehrs mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken“ und zum Gebrauche ge¬ 
eignet nicht anzusehen sind. Sie dürfen daher außerhalb der Apotheken 
ebensowenig wie in diesen selbst abgegeben werden. 


B. Königreich Württemberg. 

Die zur technischen Untersuchung von Nahrungs- und Genussmitteln 
bestimmten öffentlichen Anstalten. Verftiguung der K. Ministerien 
der Justiz und des Innern vom 25. Januar 1911. 

Die Verfügung der Ministerien der Justiz und des Innern vom 9. Mai 
1910 in obigem Betreff (Amtsblatt des Justizministeriums S. 113, Amtsblatt 
des Ministeriums des Innern S. 325) wird wie folgt ergänzt: 

1. Die Ziff. IV erhält folgende Fassung: 

„Anträge auf Anerkennung einer Anstalt als einer öffentlichen Anstalt 
zur technischen Untersuchung von Nahrungs- und Genußmitteln im Sinne 
des § 17 des Nahrungsmittelgesetzes sind unter Anschluß der erforder¬ 
lichen Belege bei dem Ministerium des Innern anzubringen. Von diesem 
wird die Besichtigung der Anstalt durch eine Kommission herbeigeführt 
werden, die aus dem chemisch technischen Berichterstatter des Medizinal- 
kollegium8 als Vorsitzendem, sowie dem Oberamtsarzt und Oberamts¬ 
tierarzt des Bezirks, in dem die Anstalt gelegen ist, besteht; der Vor¬ 
sitzeode der Kommission wird im Falle seiner Verhinderung durch den 
Vorstand der Anstalt für chemische Untersuchungen bei der Zentralstelle 
für Gewerbe und Handel vertreten, für die übrigen Mitglieder werden 
die etwa erforderlichen Stellvertreter von Fall zu Fall auf Antrag des 
Medizinalkollegiums durch das Ministerium des Innern bestellt werden. 

Ueber die Anträge wird durch gemeinschaftliche Entschließung der 
Ministerien der Jastiz und des Innern entschieden werden. Die getroffene 
Entschließung wird im Staatsanzeiger und in den Amtsblättern beider 
Ministerien bekannt gemacht.“ 

2. Hinter Ziff. IV werden folgende Bestimmungen eingestellt: 

„V. Die als öffentlich anerkannten Anstalten werden durch die in Ziff. IV 
bestimmte Kommission in der Regel bei der ärztlichen Visitation der 
Gemeinde in Absicht auf die Gesundheitspflege (vergl. Erlaß des 
Ministeriums des Innern vom 20. Oktober 1875, Amtsblatt des Ministeriums 
des Innern S. 317) besichtigt werden. Das Medizinalkollegium wird über 
den Zeitpunkt dieser Visitation in den mit einer solchen Anstalt versehenen 
Gemeinden vom zuständigen Oberamt Bericht einziehen und den Vor¬ 
sitzenden der Kommission jeweils mit der Besichtigung beauftragen. 
Dieser wird sich sodann mit dem Oberamt und mit den Mitgliedern der 
Kommission unmittelbar ins Benehmen setzen. Ueber daB Ergebnis der 
Besichtigung ist durch Vermittlung des Medizinalkollegiums dem 
Ministerium des Innern zu berichten, das dem Justizministerium von den 
etwa zu treffenden Verfügungen Mitteilung machen wird. 

Außerdem wird das Ministerium des Innern die Besichtigung einzelner 
Anstalten anordnen; wenn hierzu ein besonderer Anlaß (z. B. bei wesent¬ 
lichen Aenderungcn in den Einrichtungen einor Anstalt, beim Wechsel 
ihres Leiters usw.) vorliegen sollte. 

VI. Die Anstalten erstatten Uber ihro Tätigkeit Jahresberichte, die in drei¬ 
facher Ausfertigung auf 1. März jeden Jahres durch Vermittlung des 
Medizinalkollcgiums dem Ministerium des Innern vorzulegen sind. Die 
Berichte worden, soweit sie sich dazu eignen, dem Reichsgesundheitsamt 
zur Aufnahme in die von ihm bearbeitete „Uebersicht über die Jahres¬ 
berichte der öffentlichen Anstalten zur technischen Untersuchung von 
Nahrungs- und Genuömitteln im Deutschen Reich“ mitgeteilt werden.“ 


Redaktion: Geh. Mcd.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in Minden i. W 

J. 0. 0. Bruns. Herzog!. Sich*, m. F. 9ch.-L. Hofbuch dm cktrel ln Minden. 
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A. Königreich Prencfsen. 

/ Anrechnung des zahnärztlichen Stadiums aaf die für die Zalassang 
zur ärztlichen Vorprüfung nachzuweisende Studienzeit. Erlaß des 
Ministers der geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten 
▼ om 24. April 1911 — U. I. 642 —. 

Wenn ein Studierender der Zahnheilkunde sein Stadium aufgibt und 
sich dem medizinischen Stadium widmet, kann die Anrechnung des zahnärzt¬ 
lichen Studiums auf die für die Zulassung zur ärztlichen Vorprüfung nachzu¬ 
weisende Studienzeit nur im Wege des Dispenses gemäß § 7 Abs. 3 Ziffer 1 
der Prüfungsordnung für Aerzte erfolgen; es macht dabei keinen Unterschied, 
ob die Studierenden der Zahnheilkunde bei der Medizinischen oder der 
Philosophischen Fakultät eingetragen werden. 


>tfie : 
JT betel 
r ron 


0 Die Abgabe von Arzneimitteln aus Dispensieranstalten Ist nur an 
ule Pfleglinge und das an deren Behandlung und Pflege unmittelbar 
beteiligte Anstaltspersonal gestattet. Bescheid des Min. des Innern 
yom 5. Mai 1911. 


Auf die Eingabe etc. benachrichtige ich Sie, daß die Berechtigung der 
Dispensieranstalten an einem Erankenhause zur Abgabe von Arzneien sich nur 
auf die Pfleglinge und das an der Behandlung und Pflege der Kranken un¬ 
mittelbar beteiligte Anstaltspersonal erstreckt, und daß alle übrigen zur 
Anstalt gehörigen Personen, wie z. B. Beamte und sonstige Angestellte, mit 
ihrem Arzneibedarf an die öffentlichen Apotheken zu verweisen sind. 


Wasseruntersuehungen seitens der Medizinaluntersuchungsämter. 
Erlaß desMinisters des Innern vom 8. Mai 1911 — M. 20 20S II. — 
an die Herren Regierungspräsidenten in Danzig und Magdeburg. 

Ew. pp. Auffassung, daß das Medizinal-Untersuchungsamt nach den 
Erlassen vom 22. Juli 1903 — M. 3849 — (Minist.-Bl. 8. 302) und 27. März 
1907 — M. 4362 I. U. I. — Wasseruntersuchungen vor allem dann auszu- 
führen hat, wenn sie als Maßnahmen zur Bekämpfung übertragbarer Krank¬ 
heiten notwendig sind, ist zutreffend. Die uneingeschränkte Ucbernahme von 
Wasseruntersuehungen würde über den Aufgabenkreis des Medizinalunter- 
suchungsamts hinausgehen und im übrigen auch nicht durchführbar sein, da 
weder das Personal noch die Ausrüstung des Amtes dazu ausreichen. Dies 
schließt indessen nicht aus, daß Ew. pp. im einzelnen Falle dem Untersuchungs¬ 
amte auch die Vornahme einer nicht der Seuchenbekämpfung dienenden 
Wasseruntersuchung ausnahmsweise gestatten, vorausgesetzt, daß sie im 
sanitätspolizeilichen Interesse erfolgt. Damit die nächstliegenden Aufgaben 
des Unterauchungsamtes nicht beeinträchtigt werden, wird von der Erteilung 
der Genehmigung nur ein vorsichtiger Gebrauch zu machen und jedenfalls 
die Anordnung ständig wiederkehrender, systematischer Untersuchungen zu 
vermeiden sein. Im übrigen wird den Interessenten anheimzugeben sein, sich 
wegen der Wasseruntersuehungen mit der Königlichen Versuchs- und 
Prüfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwässerungs- 
beseitigung in Berlin in Verbindung zu setzen. 

Die im staatlichen Interesse liegenden Untersuchungen sind, soweit sie 
durch die Medizinal-Untersuchungsämter und Medizinal-Untorsuchungsanstalten 









78 


Rechtsprechung und Medizinal-Gesetzgebung. 


ausgeführt werden, nach dem Erlasse vom 27. März 1907 gebührenfrei. Aach 
künnen, soweit die Kreise Pauschalsummen für sanitätspolizeiliche Unter¬ 
suchungen zahlen, bis auf weiteres Wasseruntersuchungen gebührenfrei aus- 
geführt werden. Andernfalls findet Nr. 2 der allgemeinen Bestimmungen zum 
Gebührentarif S. 91 des Ministerialblatts für Medizinal- pp. Angelegenheiten 
1910 oder Nr. II des Tarifs Anwendung. 


B. Königreich Bayern. 

Die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Bekanntmachung 
der K. St-aatsministerien des Innern beider Abteilungen und 
de b K. Staatsministeriums für Verkehrsangelegenheiten vom 
9. Mai 1910. 

Mit der Errichtung der Bakteriologischen Untersuchungsanstalten, mit 
dem Ausbau des Desinfektionswesens und der Bereitstellung von Absonderungs¬ 
räumen in fast allen Distriktspolizeibezirken sind die Grundlagen für die 
Durchführung der Maßnahmen geschaffen worden, die zur wirksamen Be¬ 
kämpfung der übertragbaren Krankheiten erforderlich sind. 

Durch das Beichsgesetz über die Bekämpfung gemeingefährlicher Krank¬ 
heiten und durch die hierzu erlassenen Ausführungs- und Vollzugsvorachriften 
wurden die Maßnahmen vorgeschrieben, die gegen Aussatz, Cholera, Fleckfieber, 
Gelbfieber, Pest und Pocken zu ergreifen sind. 

Zur Bekämpfung weiterer übertragbarer Krankheiten erlassen die 
Staatsministerien des Innern beider Abteilungen und das Staatsministerium 
für Verkehrsangelegenheiten — das StaatBministerium des Innern auf Grund 
des Art. t>7 Abs. 2 des Polizeistrafgesetzbuches und des § 21 Abs. II der 
Zuständigkeitsverordnung vom 4.1.1872 — im Einverständnisse mit den Staats¬ 
ministerien des K. Hauses und des Aeußern, der Justiz, dann der Finanzen 
und dem Kriegsministerium folgende Vorschriften: 

Abschnitt I. Anseigepflloht. 

§ 1. Anzeige. 

a. bei Erkrankungs- und Todesfällen. 

I. Jede Erkrankung und jeder Todesfall an: 

Diphtherie (Krupp, Bachen- und Halsbräune), 

Genickstarre, übertragbarer, 

Kindbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber), 

Buhr, übertragbarer, 

Scharlach (Scharlachfieber), 

Typhus (Unterleibstyphus), 

Warmkrankheit (Anchylostomiasis), 

Milzbrand, 

Botz, 

Tollwut, 

Trichinose, 

sogen. Fleisch-, Fisch-, Wurstvergiftung (Paratyphus), 
jede Erkrankung an übertragbarer Augeneiterung (Ophthalmoblennorrböe) bei 
Neugeborenen und an Körnerkrankheit (Granulöse, Trachom) mit 
Eiterabsonderung, 

jeder Todesfall an offener Lungen- oder Kehlkopftuberkulose (Lungen* oder 
Kehlkopfschwindsucht), 

jede Erkrankung an offener Lungen- oder Kehlkopftuberkulose, wenn der 
Kranke in einer Unterrichts- oder Erziehungsanstalt oder in dazu 
gehörigen Räumlichkeiten wohnt oder eine solche Anstalt besucht, 
ist der für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zuständigen 
Distriktspolizeibebörde (in München der Polizeidirektion) anzuzeigen. 

b. bei Verdachtsfällen. 

II. Der gleichen Behörde ist weiter anzuzeigen: 

Jede Erkrankung und jeder Todesfall, die den Verdacht von Kindbettfieber, 
übertragbarer Ruhr, Typhus, Milzbrand, Rotz begründen, 
jede Bißverletzuug durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere, 
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c. bei Wechsel des Aufenthaltsortes and der Wohnung 
jeder Wechsel des Aufenthaltsortes und der Wohnung bei Personen, die an 
einer der in Abs. I genannten Krankheiten leiden. 

Liegt der neue Aufenthaltsort in dem Bezirk einer anderen Distrikts« 
Polizeibehörde, so ist der Wechsel der für den bisherigen Aufenthaltsort 
anständigen Distriktspolizeibehörde anzuzeigen. Der Distriktspolizeibehörde 
des neuen Aufenthaltsortes ist nach Abs. 1 eine neue Anzeige zu erstatten. 

III. Die Anzeige bei Todesfällen ist auch zu erstatten, wenn die Krank* 
heit, die Anzeige bei Erkrankungen auch dann, wenn der Verdacht der 
Erkrankung nach Abs. II angezeigt worden ist. 

Anzeige! riBt. 

IV. Die Anzeigen nach Abs. I und II sind binnen 24 Stunden zu 
erstatten. 

Die Frist beginnt mit der Kenntnis des Todes*, Erkrankungs-, Verdachts- 
falles und für die neue Anzeigeerstattung bei Verlegung des Aufenthaltsortes 
in den Bezirk einer anderen Distriktspolizeibehörde mit der Ankunft des 
Kranken an dem neuen Aufenthaltsorte, die Frist für die Anzeige des Wechsels 
des Aufenthaltsortes oder der Wohnung mit dem Zeitpunkte des Auszuges 
des Kranken. 

V. Die Regierungen, Kammern des Innern, und die Distriktspolizei* 
behörden werden ermächtigt, in ihren Bezirken oder in Teilen yon solchen 
durch polizeiliche Vorschriften die Anzeigepflicht auch einzuführen 

1. für Erkrankungsfälle an offener Langen- und Kehlkopftuberkulose, wenn 
die Kranken infolge ungünstiger Wohnungsyerhältnisse ihre Umgebung 
erheblich gefährden. 

2. für ErkrankungB* und Todesfälle an Masern und Keuchhusten, wenn die 
Krankheiten mit besonderer Bösartigkeit auitreten. 

§ 2. Zur Anzeige verpflichtete Personen. 

I. Zur Anzeige verpflichtet sind : 

a) bei Verdachts- oder Erkrankungsfälleo, sowie bei Wechsel des Aufent¬ 
haltsortes und der Wohnung 

1. der zugezogene Arzt, 

2. jede sonst mit der Behandlung des Erkrankten beschäftigte Person, 

3. der HaushaltungsVorstand, 

4. jede mit der Pflege des Erkrankten berufsmäßig beschäftigte Person, 

5. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Verdachts* oder 
Erkrankungsfall sich ereignet hat. 

b) bei Todesfällen 

der Leichenschauer. 

II. Die Verpflichtung der unter a Ziffer 2—5 genannten Person tritt 
nur dann ein, wenn ein in einer vorausgehenden Ziffer genannter Verpflichteter 
nicht vorhanden ist. Die Verpflichtung der Aerzte zur Anzeigeerstattung 
besteht nur gegenüber der Distriktspolizeibehörde, in deren Bezirk sie tätig 
werden. 

Ili. Zur Anzeige von Erkrankungen an offener Lungen- und Kehlkopf* 
tuberkulöse nach § 1 Abs. I und Abs. V Ziffer 1 Bind nur die in § 2 Abs. 1 
und 2 genannten Personen verpflichtet. 

IV. Die unter Abs. I Ziffer 3—5 bezeichneten Personen können die 
Anzeige auch der für den Aufenthaltsort des Erkrankten zuständigen Orts¬ 
polizeibehörde erstatten. Diese hat die Anzeige sofort der Distriktspolizei¬ 
behörde zu übersenden. 

V. Die Anzeigepflicht der Hebammen bei Fieber der Wöchnerin bemißt 
sich nach ihrer Dienstanweisung. 

§ 3. Anzeigepflicht in Anstalten und auf Schiffen. 

I. Bei Krankheits- und Todesfällen, die sich in öffentlichen Kranken-, 
Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, obliegt 
die Erstattung der Anzeige nach § 1 ausschließlich dem Vorsteher der Anstalt 
oder der von der zustänligen Stelle bestimmten Person. 

II. Auf Schiffen oder Flößen gilt der Schiffer oder Floßführer oder 
deren Stellvertreter als der zur Anzeige verpflichtete Haushaltungsvorstand; 
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die Anzeige ist an die für die nächstgelegene bayerische Anlandestelle zu- 
stlndige Orts* oder Distriktspolizeibehörde za erstatten. 

§ 4. Form and Inhalt der Anzeige. 

I. Die Anzeige ist mündlich oder schriftlich za erstatten. Die schrift* 
liehe Anzeige gilt mit der Aufgabe zur Post als erstattet. Erfolgt die Mit¬ 
teilung durch den Fernsprecher, so hat binnen der Anzeigepflicht nach noch 
die schriftliche Benachrichtigung stattzafinden. 

II. Die Anzeige soll enthalten: 
die Bezeichnung der Krankheit, 
des Erkrankten oder Oestorbenen 
Rnf* and Familiennamen, 

Geschlecht, 

Alter, 

Familienstand (ob ledig, verheiratet oder verwitwet), 

Beruf oder Gewerbe, 

Stelle der Beschäftigung, 

gegenwärtigen Wohnort and bei Wechsel: neuen Wohnort, 
gegenwärtige Wohnung und bei Wechsel: neue Wohnung, 
bei Kindern auch: 
den Namen und Stand der Eltern, 
die Angabe der besuchten Anstalt und Klasse, 
den Tag der Erkrankung, — des Todes, 

die Angabe, ob schulpflichtige Kinder im Hausstande vorhanden sind 
und weiche Schale sie besuchen, 

den Namen und Wohnort des, zugezogenen Arztes, bei Kindbettfieber 
der zugezogenen Hebamme, 

etwa veranlaßte besondere Bemerkungen: über die Quelle der An- 
Stockung, ferner darüber, ob, wann und woher der Erkrankte (Ge¬ 
storbene) zugereist war, über die Verbringung des Kranken ln ein 
Krankenhaus, über den Grund der Anzeige bei Tuberkulose (Woh¬ 
nungswechsel, Wohnen in einer Unterrichts- oder Erziehungsanstalt, 
Besuch einer solchen Anstalt usw.), 

den Ort und den Tag der Anzeigeerstattung, die deutliche Unter¬ 
schrift des Anzeigenden mit Angabe des Standes und der Wohnung. 

III. Die schriftlichen Anzeigen können mittels Formblättern und Um¬ 
schlägen, die mit entsprechenden Vordruck versehen sind, ohne Kosten für die 
Anzeigenden erstattet werden. Die Formblätter mit Umschlägen sind bei den 
Orts- und Distriktspolizeibehörden erhältlich. 

IV. Zur Aufnahme einer mündlichen Anzeige hat die Ortspolizeibehörde 
in den Fällen des § 2 Abs. IV und die Distriktspolizeibehörde ein Formblatt 
zu benutzen. 

V. Die Distriktspolizeibchörde hat die eingelaufenen oder aufge¬ 
nommenen Anzeigen sofort durch einen eigenen Boten dem Bezirksarzte gegen 
Rückgabe zu übermitteln. Ebenso hat sie, wenn sie auf andere Weise einen 
anzeigepflichtigen Eikrankungs- oder Todesfall erfährt, hiervon ungesäumt den 
Bezirksarzt zu benachrichtigen. 

Abschnitt II. Ermittelung der Krankheit. 

§ 5. 

I. Wird eine Erkrankung oder ein Todesfall an übertragbarer Genick¬ 
starre, übertragbarer Ruhr, Typbus (Unterleibstyphus), Warmkrankheit 
(Anchylostomiasis), Milzbrand, Rotz, Trichinose, Fleisch-, Fisch-, Wurstvergiftung 
(Paratyphus), eine Erkrankung an Körnerkrankheit mit Eiterabsonderung oder 
eine Erkrankung oder ein Todesfall, die den Verdacht einer Erkrankung an 
übertragbarer Ruhr, Typhus, Milzbrand, Rotz begründen, aus einer bis dahin 
von der Krankheit freien Gemeinde angezcigt, so hat der Bezirksarzt alsbald 
an Ort und Stelle Ermittelungen über die Art, den Stand und die Ursache der 
Krankheit vorzunebmen, eine bakteriologische Untersuchung durch die Bakte¬ 
riologischen Untersuchungsanstalten herbeizuführen, wenn dies zur Sicher¬ 
stellung der Diagnose nötig ist, und bei Gefahr im Verzüge die zur Verhütung 
der Verbreitung der Krankheit zunächst erforderlichen Maßregeln selbständig 
anzuordnen, soweit nicht die Anordnung in Abschnitt III einor Behörde vor. 
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behalten ist. Wenn bei Todesfällen zur Sicherung der Diagnose (zur bakte¬ 
riologischen Feststellung der Krankheit) die Leichenöffnung notwendig ist, 
ist vorher eine genehmigende Anordnung der Distriktspolizeibehörde zu ver¬ 
anlassen. 

II. Das gleiche Verfahren hat stattzufinden: 

a) bei Anzeigen von Erkrankungen an Diphtherie und Scharlach, wenn die 
Anzeige der ersten Erkrankung nicht durch einen Arzt erfolgt ist oder 
diese Krankheiten in besonders großer Verbreitung oder bösartiger Form 
auf treten, 

b) wenn in einer Gemeinde eine Krankheit in größerer Verbreitung auf tritt, 
deren Art nicht festgestellt ist, aber den Verdacht einer übertragbaren 
Krankheit begründet. 

III. Auch ohne Anzeige kann der Bezirksarzt in dringenden Fällen 
nach Abs. I und II tätig werden, wenn er von den dort bezeichneten Er¬ 
krankungen, Todes- oder Verdachtsfällen auf andere Weise Kenntnis erhält. 
Ebenso kann er verfahren, wenn er von Erkrankungen oder Todesfällen, die 
den Verdacht einer Erkrankung an Trichinose, Fleisch-, Fisch-, Wurstvergiftung 
(Paratyphus) begründen, Kenntnis erhält. 

IV. In Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern, in denen das Auf¬ 
treten einer der in Ab9.1 genannten Krankheiten festgestellt ist, hat das 
Ermittelungsverfahren auch dann einzutreten, wenn neue Erkrankungsfälle in 
einem räumlich abgegrenzten, bis dahin von der Krankheit verschont gebliebenen 
Teile der Gemeinde Vorkommen. 

V. Das Ministerium des Innern behält sich vor, besondere Sachver¬ 
ständige zur Vornahme der Ermittelungen und zur Beratung über die Schutz¬ 
maßregeln an Ort und Stelle zu entsenden. 

VI. Die in §§ 2 und 3 aufgeführten Personen sind verpflichtet, über 
alle für die Entstehung und den Verlauf der Krankheit wichtigen Umstände 
dem Bezirksarzte, den nach Abs. V entsandten besonderen Sachverständigen, 
der Orts- und der Distriktspolizeibehörde auf Befragen Auskunft zu geben. 

VII. Die Ortspolizeibehürde hat dem Bczirksarzte, soweit es zur Durch¬ 
führung seiner Anordnungen nötig ist, die erforderliche Hilfe zu leisten. 

VIII. Das Ergebnis der Ermittelungen und die bereits getroffenen 
Anordnungen sind von dem Bezirksarzte solort der Distriktspolizeibehörde 
unter Rückgabe der Anzeige und mit gutachtlicher Aeußerung über die etwa 
noch zu treffenden Anordnungen schriftlich mitzuteilen. 

IX. Die vom Bezirksnrzte erlassenen vorläufigen Anordnungen bleiben 
solange in Kraft, bis von der Distriktspolizeibehörde die veranlaßten Ver¬ 
fügungen getroffen werden. 

§ 6 - 

I. Soweit der Bezirksarzt oder der entsandte besondere Sachverständige 
zur Feststellung der Krankheit es für erforderlich und eine Schädigung des 
Kranken für ausgeschlossen hält, ist ihm der Zutritt zu dem Kranken und die 
Vornahme von Untersuchungen zu gestatten. Wenn der Kranke sich in ärzt¬ 
licher Behandlung befindet, hat sich der Bezirksarzt und der besondere Sach¬ 
verständige vorher mit dem behandelnden Arzte ins Benehmen zu setzen. 
Sollte ein vorgängiges Benehmen ausnahmsweise nicht möglich sein, so ist der 
behandelnde Arzt von der Untersuchung nachträglich zu verständigen. 

II. Der Zutritt zur Leiche ist in allen Fällen zu gestatten. 

III. Bei übertragbarer Genickstarre, übertragbarer Ruhr, Typhus, 
Milzbrand, Rotz, Fleisch-, Fisch-, Wurstvergiftung (Paratyphus) kann ein 
Oeffnen der Leiche durch die Distriktspolizeibehürde an geordnet werden, in¬ 
soweit der Bezirksarzt oder der besondere Sachverständige es zur Sicherung 
der Diagnose für erforderlich hält. 

Wenn der Gestorbene in Behandlung eines Arztes stand, soll der Be¬ 
zirksarzt oder der besondere Sachverständige den Arzt von dem Zeitpunkt 
und dem Orte der Leichenöffnung rechtzeitig benachrichtigen und ihn zur 
Teilnahme einladen. 

IV. Bei Milzbrand und Rotz hat der Bezirksarzt oder der besondere 
Sachverständige sich im Ermittelungsverfahren, soweit erforderlich, mit dem 
Bezirkstierzrzt ins Benehmen za setzen. 
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Abschnitt III. S oh u tarn assregeln. 

§ 7. Allgemeines. 

I. Zar Verhütung der Weiterverbreitung der in § 1 genannten Krank¬ 
heiten kommen für die Dauer der Krankheitsgefahr Schutzmaßregeln nach 
den §§ 8—23 in Betracht. Dabei gelten im Sinne dieser Vorschriften als 
„krankheitsverdächtig“ solche Personen, die anter Erscheinungen erkrankt 
sind, die den Aasbrach einer der in § 1 aufgeführten Krankheiten befürchten 
lassen, als „anBteckungsverdächtig“ solche Personen, bei denen zwar Krank¬ 
heitserscheinungen noch nicht Torliegen, bei denen aber infolge ihrer nahen 
Berührung mit Kranken die Annahme gerechtfertigt ist, daß sie den An- 
steckangs8toff in sich anfgenommen haben.- 

II. Weitergehende Maßregeln als sie nach den §§ 8—23 zulässig sind, 
künnen im einzelnen Falle yon den Distriktspolizeibehörden nach Antrag des 
Besirksarztes auf Grund des Art. 67 Abs. II PStrGB. angeordnet werden, so¬ 
weit die Zuständigkeit hierzu nicht anderen Behörden Vorbehalten ist. 

III. Die Distriktspolizeibehörde hat von ihren Anordnungen in mittel¬ 
baren Gemeinden die Ortspolizeibehörde zu verständigen. 

IV. Der Bezirksarzt hat sich bei den vorläufigen Anordnungen und bei 
seinen Anträgen, die Distriktspolizeibehörde bei ihren Anordnungen auf die¬ 
jenigen Maßregeln zu beschränken, die nach Lage des Falles unbedingt not¬ 
wendig sind, um eine Weiterverbreitung der Krankheit zu verhindern. Unter 
keinen Umständen darf durch Anwendung zu weit gehender Maßregeln unnötig 
in die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Bevölkerung ein¬ 
gegriffen werden. In allen Fällen ist zunächst durch geeignete Belehrung 
darauf hinzuweisen, daß die Betroffenen freiwillig den Anordnungen Folge 
leisten; auch ist die Mitwirkung der behandelnden Aerzte anzustreben. 

V. Beschwerden gegen die von dem Bezirksarzt oder der zuständigen 
Behörde erlassenen Anordnungen haben keine aufschiebende Wirkung, doch 
kann die entscheidende Behörde den Vollzug schon vor Bescheidung der Be¬ 
schwerde vorläufig cinstellen. 

VI. Soweit sich die Distriktspolizeibehörde nicht durch die Berichte 
der Ortspolizeibehörde, die Mitteilungen der behandelnden Aerzte usw. von 
dem Verlauf und dem Ablauf der Krankheit, sowie von der Durchführung nnd 
Wirksamkeit der zur Bekämpfung getroffenen Maßnahmen überzeugen kann, 
hat der Bezirksarzt auf ihr Ersuchen Erhöhungen an Ort und Stelle vor¬ 
zunehmen. 

§ 8. Beobachtung. 

I. Krankheitsverdächtige und ansteckungsverdächtige Personen können 
bei übertragbarer Bahr, Typhus, Botz, Fleisch-, Fisch-, Wurstvergiftung (Para¬ 
typhus) einer Beobachtung unterworfen werden. 

II. Die Beobachtung wird in der Begel darin bestehen, daß durch 
einen Arzt oder durch eine sonst geeignete Person in angemessenen Zwischen¬ 
räumen Erkundigungen über den Gesundheitszustand der krankheits- oder 
ansteckungsverdächtigen Personen eingezogen werden; außerdem können auch 
bakteriologische Untersuchungen herbeigeführt werden. 

III. Eine Beschränkung in der Wahl des Aufenthaltsortes oder der 
Arbeitsstätte zum Zweck der Beobachtung kann, soweit nicht eine Absonde¬ 
rung nach § 10 Abs. II zu verfügen ist, nur gegenüber Personen angeordnet 
werden, die obdachlos oder ohne lesten Wohnsitz sind oder berufs- oder ge¬ 
wohnheitsmäßig umherziehen. 

IV. Die Anordnungen sind sofort wieder aufzuheben, sobald sich der 
Ansteckangs- oder Krankheitsverdacht als unbegründet erwiesen hat, bei Ver¬ 
dacht einer Erkrankung an übertragbarer Ruhr oder an Typhus insbesondere 
dann, wenn mindestens zwei Stahlproben des Kranken, die in einem Zwischen¬ 
räume von je einer Woche entnommen worden sind, bei der bakteriologischen 
Untersuchung als frei von den Krankheitserregern befunden worden sind. 

§ 9. Meldepflicht. 

I. Die Regierungen, Kammern des Innern, können für den Umfang des 
Regierungsbezirkes oder einzelne Teile des Regierungsbezirkes anordnen, daß 
zureisende Personen, die sich innerhalb vier Wochen vor ihrer Ankunft in 
Gegenden aufgebaltcn haben, in denen übertragbare Ruhr oder Typhus aus- 
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gebrochen oder Köraerkrankheit einheimisch war, sich nach ihrer Anknnit der 
Ortspolizeibehörde za melden haben. 

II. Der Meldepflicht anterliegen auch ortsangehörige Personen, die sich 
innerhalb Tier Wochen vor ihrer Rückkehr in Gegenden auf gehalten haben, 
in denen übertragbare Ruhr oder Typhus aasgebrochen waren. 

§ 10. Absonderang. 

I. Für Personen, die an Diphtherie (Krapp), übertragbarer Genickstarre, 
übertragbarer Rohr, Scharlach, Typhus, Rotz erkrankt sind, ist ohne Verzag 
die Absonderang anzaordnen, ebenso für Personen, die an Warmkrankheit 
(Anchylostomiasis), Milzbrand oder an Körnerkrankheit mit Eiterabsonderang 
erkrankt sind, wenn nach den besonderen Verhältnissen des Falles eine Ueber- 
tragung der Krankheit auf andere Personen zu befürchten ist. 

II. Bei übertragbarer Ruhr, Typhus können auch krankheitsverdächtige 
Personen abgesondert werden, wenn eine große Wahrscheinlichkeit für das 
Vorliegen der Krankheit besteht; es ist jedoch durch bakteriologische Unter- 
suchung sobald als möglich festzustellen, ob die Erkrankung yorliegt. 

III. Die Absonderung hat derart za erfolgen, daß eine Verbreitung der 
Krankheit tunlichst aasgeschlossen wird. Der Kranke darf mit anderen Per¬ 
sonen als den zo seiner Pflege bestimmten, dem Arzte and dem Seelsorger 
nicht in Berührang kommen. Angehörigen and Urkandspersonen ist der Zu¬ 
tritt za dem Kranken anter Beobachtung der erforderlichen Vorsichtsmaß¬ 
regeln gestattet. 

IV. Die Absonderang ist, wenn möglich, in der Behaasang des Kranken 
darchzaführen. Nur dort, wo ln der Behaasang des Kranken eine aasreichende 
Absonderang nach den besonderen Verhältnissen nicht möglich ist, oder die 
Absonderang oder die angeordnete fortlaufende Desinfektion nicht entsprechend 
dorchgeführt wird, ist die Ueberführung des Kranken in ein geeignetes 
Krankenhaus oder in einen geeigneten Unterkunftsraum anzuordnen, sofern 
sie nach dem im Benehmen mit dem behandelnden Arzte abzugebenden Gut¬ 
achten des Bezirksarztes ohne Schädigung des Kranken ausführbar ist. 

Die Anordnung der Ueberführung wird hiernach besonders dann za 
erwägen sein, wenn der Kranke in einer Unterrichts- oder Erziehungsanstalt 
wohnt oder wenn in seiner Behausung eine Wirtschaft oder ein sonstiges 
Nahrangs- and Genußmittelgewerbe betrieben wird. 

V. Personen, die zn offener Langen- oder Kehlkopftaberkalose erkrankt 
sind, sollen derart abgesondert werden, daß jedenfalls eine erhebliche Ge¬ 
fährdung der Umgebung des Kranken vermieden wird. Die nach § 7 Abs. IV 
gebotene Rücksichtnahme auf die persönlichen und wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse der Bevölkerung wird hier anter Umständen daza führen, daß die Bereit¬ 
stellung eines eigenen Bettes als genügend erachtet werden darf. 

Die Absonderang von Personen, die in einer Unterrichts- oder Er¬ 
ziehungsanstalt oder in daza gehörigen Räumlichkeiten wohnen, ist so einzu¬ 
richten, daß eine Gefährdung der Besucher der Anstalt ausgeschlossen ist. 

VI. Die Absonderung kranker, krankheitsverdächtiger and solcher 
Personen, die nach Abs. VII und § 15 Abs. III als Träger von Krankheits¬ 
erregern abzasondern sind, hat in gesonderten Räumen zu erfolgen. 

VII. Die Absonderung ist anfzaheben, sobald die Gefahr einer Weiter¬ 
verbreitung der Krankheit beseitigt ist, bei Erkrankungen an übertragbarer 
Ruhr oder Typhus jedoch erst dann, wenn zwei Stunlproben, die nach Ablauf 
des Fiebers in einem Zwischenräume von einer Woche entnommen worden sind, 
bei der bakteriologischen frei von den Krankheitserregen befanden worden sind. 
Ergeben die bakteriologischen Untersuchungen die fortdauernde Ausscheidung 
von Krankheitserregern, so ist die Absonderung gleichwohl aufzuheben, wenn 
10 Wochen vom Beginne der Erkrankung ab verflossen sind; doch ist in diesem 
Falle die Person aaf die Gefahr, die sie für ihre Umgebung bildet, aufmerk¬ 
sam za machen and zur Befolgung der erforderlichen Vorsichtsmaßregeln 
anzahalten. 

§ 11. Fortlaufende Desinfektion. 

Bei Erkrankungen an Diphtherie (Krapp), übertragbarer Genickstarre, 
Kindbettfieber, übertragbarer Ruhr, Scharlach, Typhus, Warmkrankheit 
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(Anchylostomiasis), Milzbrand, Rotz, Fleisch-, Fisch* and Warst rer gif tang 
(Paratyphus), Körnerkrankheit mit Eiterabsonderang, ferner bei Erkrankungen 
an offener Langen* oder Kehlkopftaberkalose, die der Anzeigepflicht unter¬ 
liegen, and bei Erkrankungen von Neugeborenen an übertragbarer Augen- 
eiterang ist eine fortlaufende Desinfektion nach Maßgabe der Desinfektions- 
anweisung vom 31. März 1909 (MAB1. S. 287) anzuordnen. 

Die gleiche Anordnung hat bei Verdacht einer Erkrankung an über¬ 
tragbarer Ruhr, Typhus, Fleisch-, Fisch- oder Wurstvergiftung (P«ratyphus) 
zu erfolgen. 

§ 12. Beschränkung der Krankenbeförderung. 

I. Zur Beförderung von Personen, die an Diphtherie (Krupp), übertrag¬ 
barer Genickstarre, übertragbarer Ruhr, Scharlach, Typhus oder Rotz oder 
unter Erscheinungen erkrankt sind, die den Verdacht der Erkrankung an 
übertragbarer Ruhr oder Typhus begründen, dürfen dem allgemeinen öffent¬ 
lichen Verkehre dienende Beförderungsmittel (Eisenbahnen, Postfahrzeuge, 
Strassenbahnen, Droschken und dergl.) nicht benutzt werden, wenn andere 
geeignetere Beförderungsmittel (eigenes Fuhrwerk, Krankenwagen) zur Ver¬ 
fügung stehen. 

II. Vor der Benutzung eines Beförderungsmittels, das dem allgemeinen 
öffentlichen Verkehre dient, ist der Leiter des Beförderungsmittels, vor der 
Benutzung der Bahn die Station des Abgangsortes von der Erkrankung oder 
dem Krankheitsverdachte zu verständigen. Die Beförderungsmittel sind vor 
ihrer Wiederbenutzung nach Maßgabe der Desinfektionsanweisung vom 31. März 
1909 (11 ABI. S. 287) zu desinfizieren. 

§ 13. Verkehrsbeschränkung für das berufsmäßige 

Pflegepersonal. 

I. Die berufsmäßigen Krankenpfleger und Krankenpflegerinnen haben 
bei der Pflege von Personen, die an Diphtherie (Krupp), Kindbettfieber, über¬ 
tragbarer Ruhr, Scharlach, Typhus oder offener Tuberkulose erkrankt sind, 
und bei der Pflege von Neugeborenen, die an übertragbarer Augeneiterung 
erkrankt sind, ein waschbares Ueberkleid zu tragen und die Vorschriften der 
Desinfoktionsanweisung vom 31. März 1909 (M ABI. S. 237) genau zu befolgen; 
sie dürfen insbesondere Personen, die an anderen Krankheiten leiden, gleich¬ 
zeitig nur pflegen, wenn sie vor dem jedesmaligen Zutritt zu solchen Personen 
sich selbst und die bei der Pflege gebrauchten und wieder benötigten Gegen¬ 
stände gründlich reinigen und desinfizieren und das Ueberkleid wechseln. 

II. Für Hebammen sind die besonderen Bestimmungen der Dienst¬ 
anweisung maßgebend. 

§ 14. Fernhaltung vom Besuche dor Unterrichts- und Er¬ 
ziehungsanstalten einschließlich der Anstalten für Kinder 
im vorschulpflichtigen Alter. 

I. Jugendliche Personen, die an Diphtherie (Krupp), übertragbarer 
Genickstarre, übertragbarer Hahr, Scharlach, Typhus, Milzbrand, Rotz, Fleisch-, 
Fisch-, Wurstvergiftung (Paratypbus) erkrankt sind, müssen solange vom Be¬ 
suche von Unterrichts- und Erziehungsanstalten ferngehalten werden, bis 
nach einer Bescheinigung des behandelnden Arztes oder in Ermangelung einer 
solchen nach dem Gutachten des Bezirksarztes eine Uebertragung der Krank¬ 
heit durch sic nicht mehr zu befürchten ist. 

II. Außerdem sind vom Besuche von Unterrichts- und Erziehungsan¬ 
stalten jugendliche Porsonen fernzuhalten, 

die an offener Lungen- oder Kehlkopftuberkulose leiden, 
die an Körnerkrankheit leiden, solange deutliche Eiterabsonderung 
der Augenbindehäute vorhanden ist, 
die an Masern leiden, bis zu drei Wochen nach Beginn der Krankheit, 
die an Keuchhusten leiden, solange krampfhafte üustenanfalle vor¬ 
handen sind, 

die an Mumps (Parotitis epidemica) oder an Windpocken (Varicellen, 
Schafblattern) leiden, solange die äußeren Kraukheitserscheinungen 
vorhanden sind. 

III. Jagendliche Personen aus Wohnungen, in denen eine der im 
Abs. 1 genannten) Krankheiten ausgebrochen ist, müssen vom Besuche von 
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Unterrichts- und Erziehungsanstalten soweit und solange ferngehalteo 
werden, als eine Verschleppung der Krankheit durch sie nach Bescheinigung 
des behandelnden Arztes oder nach dem Gutachten des Bezirksarztes zu be¬ 
fürchten ist; ohne ärztliche Bescheinigung oder amtsärztliches Gutachten sind 
sie zu dem Besuche der Anstalten nur dann wieder zuzulassen, wenn die Er¬ 
krankten genesen oder aus der gemeinschaftlichen Wohnung entfernt oder 
gestorben sind, und wenn nach Ablauf von 8 Tagen, bei Typhus Ton 3 Wochen 
ein weiterer Erkrankangsfall in der Wohnung nicht mehr vorgekommen ist. 

Im übrigen ist darauf hinzuwirken, daß während der Ansteckungsgefahr 
der Verkehr dieser Personen mit anderen auf Straßen, öffentlichen Plätzen 
und in Kirchen, sowie ihre Besuche in anderen Familien möglichst einge¬ 
schränkt werden. 

IV. Auf Lehrer und Erzieher, die an einer der in Absatz I und II 
genannten Krankheiten erkrankt sind, finden die Vorschriften in Abs. I und II 
entsprechende Anwendung. 

Lehrer und Erzieher, in deren Wohnung eine der in Absatz I genannten 
Krankheiten ausgebrochen ist, haben im Verkehre mit Schülern und Zöglingen 
die nach Anhörung deB beamteten Arztes angeordneten Vorsichtsmaßregeln 
zu beobachten. 

V. Die Vorschriften des Abs. IV gelten auch für Anstaltsbedienstete, 
die mit Schülern, Zöglingen, Lehrern oder Erziehern in Berührung kommen. 

VI. Die Vorschriften der Abs. I—V finden auch auf den Besuch von 
Kirchen, der Christenlehre und des Kommunions- und Konfirmandenunterrichts 
entsprechende Anwendung. 

VII. ' Die Anordnungen zum Vollzug und im Sinne der Abs. IV—VI 
kommen bei Anstalten, die dem Staatsministerium des Innern für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten unmittelbar unterstehen, diesem Staatsministerium, 
bei Anstalten, die in Bezug auf die äußeren Schulverhältnisse den Begierungen, 
Kammern des Innern unterstehen, den Kammern des Innern, im übrigen den 
Distriktpolizeibehörden zu. 

VIII. Die Distriktspolizeibehörden haben von ihren Anordnungen im 
Sinne der Abs. I—VI die beteiligten Schulbehörden unverzüglich zu benach¬ 
richtigen. 

§ 15. Schließung von (Unterrichts- und Erziehungsanstalten 
einschließlich der Anstalten für Kinder im vorschulpflichti¬ 
gen Alter. Aussperrung von Schülern und Zöglingen. 

I. Für Gemeinden, in denen Diphtherie (Krupp), übertragbare Genick¬ 
starre, übertragbare Ruhr, Scharlach, Typhus epidemisch oder Masern, Keuch¬ 
husten besonders bösartig auftreten, kann nach Anhörung des Bezirksarztes 
die Schließung aller oder einzelner Unterrichts- und Erziehungsanstalten oder 
Anstaltsabteilungen angeordnet werden. 

II. Soweit die genannten Krankheiten in einem räumlich abgegrenzten 
Bezirk auftreten, können sämtliche Schüler und Zöglinge aus diesem Bezirke 
vom Anstaltsbesuch ausgeschlossen werden, wenn begründete Aussicht besteht, 
daß hierdurch eine Uebertragung der Krankheit auf andere Anstaltsbesucher 
verhütet wird. 

III. Wenn eine im Anstaltsgebäude selbst wohnende Person an 
Diphtherie (Krupp), übertragbarer Genickstarre, Masern, übertragbarer Buhr, 
Scharlach, Typhus, Botz erkrankt ist und nicht wirksam abgesondert werden 
kann, so ist die Anstalt zu schließen. 

Internate, Pensionate und ähnliche Anstalten, in denen eine dieser 
Krankheiten auf tritt, sollen wegen der Gefahr einer Verschleppung der Krank¬ 
heit nach Auswärts im Allgemeinen nicht ausgeschlossen werden. Während 
der Dauer und unmittelbar nach dem Erlöschen der Krankheit dürfen Zöglinge 
nur dann entlassen werden, wenn sie nach dem Gutachten des Anstaltsarztes 
oder des Bezirksarztes gesund sind und wenn soweit erforderlich eine Desin¬ 
fektion vorgenommen worden ist. Kranke und krankheitsverdächtige Zöglinge 
können nur dann entlassen werden, wenn die nach dem Gutachten des Be¬ 
zirksarztes zur Verhütung einer Verschleppung der Krankheit notwendigen 
Vorsichtsmaßregeln getroffen werden. Zöglinge, die an Diphtherie erkrankt 
waren, müssen solange in den Anstalten abgesondert oder von den Anstalten 
fern gehalten werden, bis durch bakteriologische Untersuchung festgestellt 
ist, daß sie frei von den Krankheitserregern sind. Das Gleiche gilt von Zog- 
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lingen, die 10 Wochen nach Beginn der Erkrankung an übertragbarer Ruhr 
oder an Typhus noch die Krankheitserreger ausscheiden. 

IV. Die Wiedereröffnung von Anstalten und Anstaltsabteilungen sowie 
die Zulassung ausgesperrter Schüler und Zöglinge eines Bezirkes darl nur 
auf Grund eines Gutachtens des Bezirksarztes, die Wiedereröffnung von An¬ 
stalten und Anstaltsabteilungen ferner nur nach gründlicher Reinigung und 
Desinfektion der in Betracht kommenden Anstalts- und Nebenräume erfolgen. 

V. Die Vorschriften der Abs. I—IV finden auf den Besuch von Kirchen, 
auf die Christenlehre, den Kommunions- und Konfirmationsunterrieht ent¬ 
sprechende Anwendung. 

VI. Die Anordnung der Schließung und Wiedereröffnung kommt bei 
Anstalten, die dem Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulan¬ 
gelegenheiten unmittelbar unterstehen, diesem Staatsministerium, bei Anstalten, 
die in Bezug auf die äußeren Verhältnisse den Regierungen, Kammern des 
Innern, unterstehen, den Regierungen, Kammern des Innern, im Debrigen den 
Distriktspolizeibehörden zu; bei Gefahr im Verzüge kann die Schließung von 
Volksschulen sowie die Ausschließung von Volksscbülern nach Abs. II auch 
dnreh die Ortsschulbehörde vorläufig angeordnet werden; die Distriktspolizei¬ 
behörde ist hiervon sofort zu benachrichtigen. 

VII. Die Distriktspolizeibehörden haben von der Anordnung der 
Schließung und Wiedereröffnung unverzüglich die beteiligten Schulbehörden zu 
verständigen. 

§ 16. Beschränkung des Gewerbebetriebs und des Verkehrs 
mit Gegenständen, die geeignet sind, die Krankheiten zu 

verb r eiteu. 

I. Beim Auftreten von Diphtherie (Krupp), übertrsgbarer Genickstarre 
übertragbarer Ruhr, Scharlach, Typhns, Milzbrand, Trichinose, Fleisch-, Fisch-, 
Wurstvergiftung (Paratyphus) kann von der Distriktspolizeibehörde insolange, 
die gewerbsmäßige Herstellung, Behandlung und Aufbewahrung oder der 
gewerbsmäßige Vertrieb von Nahrungs- und Genußmitteln oder von sonstigen 
Gegenständen, die geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, einer gesund¬ 
heitspolizeilichen Ueberwachung unterstellt oder der Betrieb des Gewerbes 
ganz oder teilweise untersagt werden, als die Gefahr der Verschleppung der 
Krankheitserreger durch den Geschäftsbetrieb besteht. 

Für Nahrungs- und Genußmittel, bei denen der Verdacht begründet ist, 
daß sie mit den Krankheitserregern behaltet sind, kann die Vernichtung un¬ 
geordnet werden. 

II. Weitergehende Maßnahmen, insbesondere die vorübergehende Aus¬ 
schließung solcher Gegenstände vom Gewerbebetriebe im Umherziehen, können 
von den Regierungen, Kammern des Innern, für den Regierungi bezirk oder 
Teile des Regierungsbezirkes angeordnet werden. 

§ 17. Beschränkung der Wasserben ützung. 

In Ortschaften, die von übertragbarer Ruhr oder von Typhus befallen 
sind, sowie in deren Umgebung kann die Benutzung von Brunnen, Teichen, 
Seen, Wasserläufen, Wasserleitungen, ferner der dem öffentlichen Gebrauch 
dienenden Bade-, Schwimm- und Waschanstalten insolange verboten oder be¬ 
schränkt werden, als die Annahme tegittcdet ist, daß durch das Wasser die 
Krankheitserreger verschleppt werden. 

§ 18. Vorschriften für öffentliche Bedürfnisanstalten. 

In Ortschaften, die von übertragbarer Ruhr oder von Typbus befallen 
sind, können von der Distriktspolizeibehörde für öffentliche Bedürfnisanstalten 
auf die Dauer der Gefahr besondere Vorschriften über Reinigung, Desinfektion 
usw. erlassen werden. 

§ 19. Vorsichtsmaßregeln bei der Behandlung von Leichen- 

T. Für die Aufbahrung, Einsargung, Beförderung und Bestattung der 
Leichen von Personen, die an Diphtherie (Krupp), übertragbarer Ruhr, Schar¬ 
lach, Typbus, Milzbrand, Rotz gestorben sind, können besondere Vorsichtsmaß¬ 
regeln angeordnet werden. 

II. Als solche Vorsichtsmaßregeln kommen neben den für die Beför¬ 
derung von Leichen allgemein vorgoschriebcnen Maßnahmen in Betracht: 

Unterlassung der Waschung der Leiche, soweit nicht religiöse Vor- 
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Schriften entgegen stehen, Einhüllen der Leiche in Tücher, die 
mit einer desinfiiierenden Flüssigkeit getr&nkt sind, baldige 
Eins&rgang. 

Bedeckung des Sargbodens mit einem aufsaugenden Stoffe (88g* 
spähnen), 

baldige Schließung des Sarges, 
baldige Bestattung, 

Beschränkung des Zutritts aum Sterbehaus und der Teilnahme an 
der Beerdigung (besonders für Schulkinder), 

Desinfektion der Personen, welche die Einsargung Torgenommen 
haben, nach Maßgabe der Desinfektionsanweisung vom 31. Mira 
1909 (MAB1. S. 287). 

§ 20. Schlußdesinfektion. 

I. Bei Diphtherie (Krupp), übertragbarer Genickstarre, übertragbarer 
Buhr, Scharlach, Typhus, Milzbrand, Botz, offener Lungen* oder Kehlkopf¬ 
tuberkulose ist in der Regel yon der Distriktspolizeibehörde nach Ablauf der 
Krankheit und nach Eatfernung des Kranken oder Gestorbenen aus der Woh¬ 
nung (auch aus Schulräumen und dergl.) für Gegenstände und Bäume, yon 
denen ansunehmen ist, daß sie mit dem Krankheitsstoffe behaftet sind, die 
Desinfektion nach Maßgabe der Desinfektionsanweisung vom 81. März 1909 
(MAB1. S. 287) und für Gegenstände, bei denen die Desinfektion nicht aus¬ 
führbar oder im Verhältnis zu ihrem Werte zu kostspielig ist, die Vernichtung 
anzuordnen. 

II. Kleidungsstücke, Leibwäsche und Bettzeug oder sonstige bewegliche 
Gegenstände, die Ton Kranken während einer derartigen Erkrankung gebraucht 
oder die bei ihrer Behandlung und Pflege benützt worden Bind, dürfen nicht 
an andere überlassen oder sonst in Verkehr gebracht werden, beyor sie vor¬ 
schriftsmäßig desinfiziert wurden. 

§ 21. Bekanntmachung der Anzeigepflicht. 

Sobald in einer Gemeinde Diphtherie (Krupp), übertragbare Genickstarre, 
übertragbare Ruhr, Scharlach, TyphuB, Wurmkrankheit (Anchylostomiasis) 
epidemisch aultritt, hat die Distriktspolizeibehörde durch öffentliche Bekannt¬ 
machung die Verpflichtung zur Anzeige in Erinnerung zu bringen und die 
Bevölkerung in geeigneter Weise über das Wesen, die Verhütung und Be¬ 
kämpfung der Krankheit zu belehren. Dabei ist jede unnötige Beunruhigung 
der Bevölkerung zu vermeiden. Die Bekanntmachung ist, wenn veranlaßt, zu 
wiederholen. 

§ 22. Verbot oder Beschränkung von Menschenansammlungen. 

Für Gemeinden odeT Gemeindeteile, in denen übertragbare Genickstarre, 
übertragbare Ruhr oder Typhus epidemisch, Diphtherie oder Scharlach beson¬ 
ders bösartig auftritt, kann von den Regierungen, Kammern des Innern, die 
Abhaltung von Märkten (Messen) oder anderen Veranstaltungen, die eine 
Ansammlung größerer Menschenmengen -mit sich bringen, verboten oder 
beschränkt werden. 

§ 23. Herbeiführung ärztlicher Behandlung. 

I. Für Personen, die an Körnerkrankheit mit Eiterabsonderung leiden 
und nicht glaubhaft nachweisen, daß sie sich in ärztlicher Behandlung 
befinden, 

für Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben und an einer über¬ 
tragbaren Geschlechtskrankheit (Syphilis, Tripper, weichem Schanker) leiden, 

für Neugeborene, die an übertragbarer Angeneiterung (Ophthalmo¬ 
blennorrhoe) erkrankt sind, kann von der Distriktspolizeibehörde eine ärztliche 
Behandlung, wenn erforderlich in einem Krankenhaase, angeordnet werden. 

II. Personen, die von einem tollen oder der Tollwat verdächtigen Tiere 
gebissen worden sind, sind nach den hierüber geltenden besondern Vorschriften 
zu veranlassen, sich sofort einer Behandlung in dem Institut für Infektions¬ 
krankheiten in Berlin zu unterziehen. 

Abschnitt IV. Sonstiges. 

§ 24. Zuständigkeit der Polizeibehörden. 

I. Die Anordnung der Schutzmaßnahmen, sowie deren Aufhebung 
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steht, soweit nicht anderes in einzelnen Paragraphen bestimmt ist, den 
Distriktspolizeibehörden, in München der Polizeidirektion — soweit die allge¬ 
meine Znstindigkeit des Scadtmagistrats berührt wird, im Benehmen mit 
diesem — za. 

II. Die Distriktspoliseibehörden haben in steter Fühlung mit dem 
Amtsarzt and den entsandten besonderen Sachverständigen vorzagehen. 

III. Die Regierangen, Kammern des Innern, können an Stelle der 
Distriktspolizeibehörden anmittelbare Anordnungen treffen; die gleiche Befugnis 
behält sich das Statsministeriam des Innern and soweit der Geschäftskreis 
des StaatsminiBteriams des Innern für Kirchen- and Schalangelegenheiten 
berührt ist, dieses Staatsministeriam vor. 

IV. Die Ortspolizeibehörden, in München die Poliseidirektion, haben 
— die Polizeidirektion, soweit die allgemeine Zuständigkeit des Stadtmagiatrats 
München berührt ist, im Benehmen mit diesem — für die Darchführong der 
Anordnungen za sorgen, insbesondere den Vollzag za überwachen. 

§ 25. Zuständigkeit der Eisenbahnbehörden. 

Für den Eisenbahn- and Postbetrieb, sowie für Schiffahrtsbetriebe, die 
im Anschluß an den Eisenbahnverkehr geführt werden and der Eisenbahn- 
aafsichtsbehörde unterstellt sind, obliegt die Anordnang and Darchführong 
der Schatzmaßregeln ausschließlich der Verkehrsverwaltang. 

§ 26. Zuständigkeit der Militärbehörden. 

I. Die Anordnang and Darchführong von Schatzmaßregeln zur Be* 
kämpfang der in § 1 genannten Krankheiten obliegt den Militär- and Marine, 
behörden, insoweit davon 

1. dem aktiven Heer oder der aktiven Marine angehörende Militärpersonen- 

2. Personen, die in militärischen Dienstgebäuden antergebracht sind, 

8. marschierende oder aaf dem Transporte befindliche Militärpersonen und 
Trappenteile des Heeres and der Marine, sowie deren Ausrüstung und 
Gebrauchsgegenstände, 

4. ausschließlich von der Militärverwaltung benutzte Grundstücke and Ein¬ 
richtungen betroffen werden. 

§27. Wechselseitige Benachrichtigungen der Militär- und 

Polizeibehörden. 

Für die wechselseitigen Benachrichtigungen der Militär- und Polizei¬ 
behörden sind die besonderen Vorschriften maßgebend. 

§ 28. Verfahren bei Nichtbefolgang der Anordnangen. 

Wenn die nach Abschnitt III erlassenen Anordnungen nicht oder nicht 
entsprechend befolgt werden, so ist nach Art. 20 Abs. I and IV des PStrGB. 
za verfahren. 

§29. Kosten der Bekämpfung. 

I. Die Kosten der Tätigkeit der Bezirksärzte und der besonderen 
Sachverständigen nach § 5 und 7 Abs. VI werden von der Staatskasse ge¬ 
tragen; hierzu gehören nach die Kosten der von den Bezirksärzten, von den 
besonderen Sachverständigen oder von den behandelnden Aerzten für die 
Bezirksärzte and mit deren Zustimmung herbeigeführten bakteriologischen 
Untersnchangen. 

II. Die Kosten, die auf die Tätigkeit der Ortspolizeibehörden und der 
Polizeidirektion München nach § 5 Abs. VII and § 24 Abs. IV erwachsen, 
haben die Gemeinden nach Art. 95, 142 bezw. 76 der beiden Gemeindeordnan- 
gen, in München die Staatskasse, zu tragen. 

III. Soweit die Kosten der Bekämpfang nicht aas öffentlichen Mitteln 
za bestreiten sind, insbesondere nach nicht armenpflegliche oder versicherungs¬ 
rechtliche Obliegenheiten in Frage kommen oder eine freiwillige Uebernahme 
von seiten der Gemeinden oder Distrikte beschlaßm&ßig erfolgt ist, sind die 
Kosten von den Betroffenen za tragen. 

IV. Bei besonderen Verhältnissen, namentlich bei Ueberbttidang von 
Gemeinden durch Leistungen zar Bekämpfung der in § 1 benannten Krank¬ 
heiten, können Beihilfen aus Staatsmitteln gewährt werden. 

V. Zweifels- und Streitfälle sind beschlußmäßig auszutragen. 

§30. Strafvorschriften. 

I. Soweit nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine 
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höhere Strafe verwirkt ist, werden mit Geldstrafe bis an 90 M. oder mit 
Haft bis sn 4 Wochen bestraft: 

Zuwiderhandlungen gegen die Anseigepflicht (§§ 1, 2, 3, 4 Abs. I) 
gegen die Auskunftspflicht (§ 5 Abs. VI), gegen die Pflicht sar Gestattung 
des Zutrittes (§ 6 Abs. I and II), gegen die Schatzvorschriften nach 
Abschnitt III and die von den anständigen Behörden oder Beamten (§ 5 
Abs. I, §§ 9, 14 Abs. VII, § 15 Abs. VI, § 16 Abs. II, §§ 22 and 24) 
nach Abschnitt III getroffenen Schatsanordnangen. 

II. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften von Seite der mH dem 
Vollzage der Vorschriften befaßten Beamten and Behörden, ferner Zuwider¬ 
handlungen von Beamten und Bediensteten in öffentlichen Erziehungs- and 
Unterrichtsanstalten gegen die Vorschriften in § 14 and 15 unterliegen nicht 
der Strafvorsohrift nach Abs. I, sondern werden im dienstaufsichtlichen and 
-strafrechtlichen Verfahren abgewandelt. 

§ 31. Zeitpunkt des Inkrafttretens; Aufhebung bestehender 

Vorschriften. 

I. Diese Vorschriften treten am 1. Juli 1911 in Kraft. 

II. Vom gleichen Zeitpunkt an wird die Verordnung vom 22. Juli 1891 
(QVßl. S. 229) mit Allerhöchster Ermächtigung aufgehoben. 

Ober- und distriktspolizeiliche Vorschriften Aber die Bekämpfung der in 
§ 1 und § 14 genannten Krankheiten treten, soweit ihr Inhalt mit den Vor¬ 
schriften dieser Bekanntmachung in Widerspruch steht, außer Wirksamkeit; 
weitergehende Vorschriften können mit Genehmigung des Staatsministeriums 
des Innern aufrecht erhalten oder erlassen werden. 


Dienstanweisung für die Hebammen* Bekanntmachung des 
Staatsmisteriums des Innern vom 9. Mai 1911. 

An Stelle der §§ 34 und 35 der Dienstanweisung für die Hebammen — 
s. die Ministerialbekanntmachung vom 9. Juni 1899 (GVB1. S. 416 ff.) — treten 
folgende Vorschriften. 

V. Von der Möglichkeit, Ansteckungen zu übertragen. 

§ 34. Wenn die Körperwärme einer Wöchnerin, unter der Achsel 
gemessen, 38° Celsius übersteigt, bo ist die Wöchnerin als krank zu erachten. 

Die Hebamme hat deshalb sofort die Beiziehung eines Arztes zu ver¬ 
anlassen. Gleichzeitig hat sie der Distriktspolizeibehörde den Fall anzuzeigen, 
hierbei zu berichten, ob ein Arzt und welcher Arzt beigezogen wurde oder 
wird, und sieb der Berufsausübung bei anderen Gebärenden und Wöchnerinnen 
so lange zu enthalten, bis ihr diese von der Distriktspolizeibehörde oder dem 
Bezirksarzte gestattet wird. 

§ 35. Die Anzeigepflicht bei festgestelltem Kindbetlfieber bemißt sich 
nach dir Ministerialbekanntmachung Uber die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 9. Mai 1911 (GVB1. S. 426). 


Wechselseitige Benachrichtigung der Militär- und Polizeibehörden 
über das Auftreten übertragbarer Krankheiten betr. Erlaß desStaats- 
ministeriums des Innern vom 26. Mai 1911. 

Zum Vollzüge der Beichskanzlerbekanntmachung vom 28. Februar 1. Js. 
(B.-G.-Bl. S. 63)*) wird im Einverständnisse mit dem K. Kriegsministerium 
unter Aufhebung der Ministerialentschließung vom 15. Oktober 1902 (M.-A.-Bl. 
S. 505) folgender angeordnet und bemerkt: 

I. Zu Al und B3 der Bekanntmachung. 

Die in der Bekanntmachung bezeichneten Erkrankungen sind den 
Militärbehörden von den Distriktspolizeibehörden, in München 
von der K. Polizeidirektion, mitzuteilen. An diese Behörden richten 
auch die Militärbehörden die vorgeschriebenen Mitteilungen. 

II. Zu Ca der Bekanntmachung. 

1. Die Distriktspolizeibehörden haben — außer den in der Bekannt¬ 
machung bezeichneten Erkrankungen — jede Erkrankung an Kindbett¬ 
fieber und jede Erkrankung, die den Verdacht an Kindbettfieber begründet, 


') Siehe Beilage zu Nr. 6 dieser Zeitschrift; 1911, S. 42. 
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bei Personen, die in militärischen Dienstgebäuden antergebrnobt sind and 
in zivilftrztlicher Behandlung stehen, den zuständigen Militärbehörden 
mitsuteilen. 

2. Die Militärbehörden zeigen den DistriktspolizeibehOrden »Ile Er« 
krankungen und Todesfälle an Kindbett lieber an, die in militärischen 
Dienstgebänden nntergebrachte, nicht in zivilärstlicher Behandlung 
stehende Personen betreffen. 

Ferner teilen die Militärbehörden die Entlassung von Unter¬ 
offizieren und Mannschaften, die an offener Lungen- oder Keblkopftuber- 
kulose leiden, und die Beurlaubung oder Entlassung solcher Unteroffiziere 
und Mannschaften, die zur Zeit der Beurlaubung oder Entlassung Krank¬ 
heitskeime — als Dauerausscheider oder Keimträger — ausscheiden, der 
DistriktspolizeibebOrde des Aufenthaltsortes der entlassenen oder be¬ 
urlaubten Unterolfi eiere und Mannschaften mit. 

III. Zu Cb der Bekanntmachung. 

Die Begierungen, Kammern des Innern, werden ermächtigt* 
bei starker Häufung der unter A2a und B2a der Bekanntmachung be- 
zeichneten Erkrankungen ffir die davon betroffenen Orte im Benehmen mit 
den zuständigen Generalkommandos die Form des Nachrichtenaustausches zu 
vereinfachen. 


C. Grossherzogtum Baden. 

Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Verordnung des Mi¬ 
nisteriums des Innern vom 9. Mai 1911. l ) 

Zum Vollzug des Reichsgesetzes vom 30. Juni 1900, betreffend die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten (Reichsgesetzblatt Seite >306 ff.), 
und auf Grund der §§ 85, 87a des Polizeistrafgesetzbuchs wird verordnet: 

I. Anzeigepflioht. 

§ 1. a. Bei gemeingefährlichen Krankheiten und bei 
Milzbrand. 1. Bei Erkrankungen, Verdacht von Erkrankungen und Todes¬ 
fällen an einer der gemeingefährlichen Krankheiten — Aussatz (Lepra), 
Cholera (asiatischer), Feckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Pest (orientalischer 
Beulenpest), Pocken (Blattern) — sind Anzeigen nach Maßgabe der §§ 1 bis 4 
des Reichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
zu erstatten. Das gleiche gilt nach der Bekanntmachung des Reichskanzlers 
vom 28. 8eptember 1909, betreffend die Anzeigepflicht bei Erkrankungen und 
Todesfällen an Milzbrand (Reichsgesetzblau Seite 933), bei Erkrankungen und 
Todesfällen an Milzbrand, sowie bei Erkrankungen und Todesfällen, die den 
Verdacht dieser Krankheit erwecken. 

b. Bei sonstigen ttbertragbaren Krankheiten. 2. Außerdem 
ist innerhalb 24 Stunden nach erlangter Kenntnis dem fttr den Aufenthaltsort 
des Erkrankten oder den Sterbeort zuständigen Bezirksamt anzuzeigen: 
a. jeder Erkrankungs- und jeder Todesfall an: 

Diphtherie (Kehlkopfkrupp, Rachen- oder Halsbräune), 

Genickstarre, übertragbarer, 

Kindbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber), 

Körnerkrankheit (Granulöse, Trachom), 

Rotz, 

Rückfallfieber (Febris recurrens), 

Ruhr, übertragbarer (Dysenterie), 

Schälblasen der Neueei orenen (Pemphigus neonatorum), 

Scharlach (Scharlachlieber), 

Tollwut (Lyssa), sowie Iiißverletzungen durch tolle oder der Tollwut 
verdächtige Tiere, 

Trichinose, 

Typhus (Unterleibstyphus, auch in der Form des Para- und Metatyphus), 
Vergiftung durch Nahrungsmittel (Fleisch-, Fisch- und Wurstvergiftung, 
sowie Vergiftung durch andere Nahrungsmittel); 

') Vom Abdruck der Anlagen: Meldekarte und Desinfektions¬ 
ordnung, ist wegen Mangels an Raum Abstand genommen. 
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b. jeder Erkrankangsfall, der den Verdacht von Kindbettfieber, Rota oder 
Typhus za erwecken geeignet ist; 

c. jeder Todesfall an Lungen- oder Kehlkopf Schwindsucht, sowie Erkrankungs- 
fälle an Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht dann, wenn der Erkrankte 
mit Rücksicht auf seine Wohnungsverhältnisse seine Umgebung hoch¬ 
gradig gefährdet, wenn ein an offener Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht 
(bei der im Auswarf Taberkelbazillen nachweisbar sind) Erkrankter seine 
Wohnung wechselt, endlich, wenn es sich um die Erkrankung an Lungen¬ 
oder Kehlkopfschwindsucht bei Personen handelt, die in einer Schule oder 
Erziehungsanstalt und den dazu gehörigen Räumlichkeiten wohnen oder 
durch Teilnahme am Unterricht ihre Umgebuog gefährden; 

d. gehäufteres Auftreten von Erkrankungen an Masern (Flecken, Röteln) 
und Keuchhusten, sobald eine epidemische Verbreitung der Krankheit zu 
befürchten ist. 

3. Todesfälle an einer der in Absatz 2 Buchstabe a und b genannten 
Krankheiten sind auch dann anzuzeigen, wenn die Erkrankung der Verstorbenen 
bereits an gezeigt war. 

4. Bei den unter Absatz 2 Bachstabe a und b fallenden Erkrankungen 
ist jeder Wechsel der Wohnung oder des Aufenthaltsorts des Erkrankten 
innerhalb 24 Standen nach erlangter Kenntnis dem Bezirksamt, gegebenenfalls 
auch dem für den neuen Aufenthaltsort zuständigen Bezirksamt anzuzeigen. 
Diese Bestimmung gilt nicht für Erkrankungen an Trichinose und Vergiftung 
durch Nahrungsmittel. Als Wohnungswechsel im Sinne dieser Bestimmung 
ist auch die Verbringung in ein Krankenhaus oder eine sonstige Pflege- oder 
Heilstätte zu betrachten. 

§ 2. Anzeigepflichtige Personen. 1. Zar Erstattung der vor- 
geschriebenen Anzeigen sind bei den in § 1 Absatz 2 Buchstabe a und b auf¬ 
geführten Krankheiten verpflichtet: 

1. der zagezogene Arzt, 

2. der Haashaltungsvorstand, 

3. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten berufsmäßig 
beschäftigte Person, 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankangs- oder 
Todesfall sich ereignet hat, sowie 

5. bei Todesfällen an einer dieser Krankheiten der Leichenschauer. 

2. Zar Anzeige der in § 1 Absatz 2 Bachstabe c erwähnten Krankheits¬ 
fälle sind nur die in Absatz 1 unter Ziffer 1 und 3, bei Todesfällen auch die 
unter Ziffer 5 genannten Personeo, zur Anzeige der in § 1 Absatz 2 Buch¬ 
stabe d erwähnten Krankheitsfälle die unter Ziffer 1 und 3 genannten Personen 
verpflichtet. 

3. Die Verpflichtung der in Absatz 1 unter Ziffer 2 bis 5 genannten 
Personen tritt nur dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht 
vorhanden ist; nur bei den in § 1 Absatz 2 Bachstabe d erwähnten Krank¬ 
heitsfällen sind die in Ziffer 3, bei Todesfällen an Langen- und Kehlkopf- 
Schwindsucht die in Ziffer 5 genannten Personen stets zur Anzeige ver¬ 
pflichtet. 

4. Die Anzeigepflicht des Arztes tritt auch dann ein, wenn er die 
Unterbringung des Kranken in einem Krankenhaus oder einer sonstigen Pflege¬ 
oder Heilstätte veranlaßt. 

§3. Anzeigepflicht in Anstalten und auf Schiffen. 
1. Für Krankheits- und Todesfälle, die sich in Öffentlichen Kranken-, Ent- 
bindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, ist der 
Vorsteher der Anstalt oder die von der zuständigen Stelle damit beauftragte 
Person ausschließlich zur Anzeige verpflichtet. 

2. Auf Schiffen und Flößen gilt als der zur Erstattung der Anzeige 
verpflichtete Haashaltungsvorstand der Schiffer oder Floßführer oder dessen 
Stellvertreter. Die Anzeige hat an das für die nächstgelegene Anlandestolle 
zuständige Bezirksamt zu erfolgen. 

§4. Form der Anzeige. 1. Die Anzeige ist sowohl bei gemein¬ 
gefährlichen wie sonstigen anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten an 
das Bezirksamt zu erstatten. 

2. Sie kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. Die schriftliche 
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bei Personen, die in milUamcben £>le»alg«bäaden nntergebracht sind and 
in zlrilftrztlicher Bchsodlcag stehen, den .«wt&ndjgen Militärbehörden 
mitznteileu. 

2. Die Militärbehörden zeigen de» DistriktspoikelbebÖrden «11s Er* 
kraeknngen and Todesfälle m Kindbett Siebes so« die io rnittürlscbea 
Dienstgebäaden nntorgebracbte, nicht in zivüämlichex Bebzndlaog 
stehende Personen betreffen. 

Ferner teilen die Militärbebörden die EnUaasangvon Unter¬ 
offizieren and Mannschaften, die «n offener fangen- oder Kehikepüober* 
kuloae leiden, und die Booriaabung oder Entlassung Bolr-her Urner Müdere 
aaa Mannschaften, die Bar Zeit der BeaxHabung oder Entlassung Krank* 
heitftkeiiäe —• als Dauerausscheider oder Keimträger — »oasnbeiden, 4er 
DistriktspaUzeibebördß des Aufenthaltsortes der entlassenen oder be* 
briaabte» Unter Offiziere and Manaöchal'ten mit. 

iß. Za Cb der Bekanntmachung, 

Die EegiCran gen, Ka mmern dos Innern, worden ermächtigt» 
bei market Biafaug der unter A2g and Bäa der Bekanntmachung be* 
zeichneten Erkrankungen für die daran - betroffenen Orte im Benehmen mit 
den bastkadigon Öeneraür&m mendos di» Form dos Nachrichtenaustausches zu 
vereinfache«. _ 

C, i&rossborzsogtum Baden. 

Gefcärapfang übertragbarer Krankheiten. Verordnung de« Mi- 
niBteriuma doH Innern vom o. Mai 1911.') 

ZtM Vollzog des Beicksgeeetzes vom 30. Job» 1000, betreffend die 
Bekhmpfang gemeingefäbrlifibcr Krankheiten (Keicfcsgfsetzblatt Seite ff.^ 

and auf Grund der §§- So, 87 a. des Foiizeistraigeseisbuchä wird verordnet: 

1 Änselgepflioht. 

5 1. n. B»f Bsmeiögef äh riieben Krankheiten and bei 
Milzbrand. 1 Bpi Erkrankntsgen, Verdacht von Erkrankaogca und Tod ea- 

' .4n9s»U (t,epre\ 



Todesfälle» bf* Mr'ebraoö’ < 3£*iicd*g'##ei*b l >.»z Seite hri Q*d 

Todesfälle» »a Mi)«t»*nd,' sowie' M Erkra/iirnngez tfed .^AdMlilUe«.'' vdiitr d^o: 
Vetdac&i d’osvr Sree&lic'ö. erwecken, ■ 
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b. jeder ErkranknngBfall, der den Verdacht Ten Kindtjetififiber, Rot* oder 
Typhus za erwecken geeignet ist i 
«. jeder Todesfall an Langen* oder 

teile an Laagen* oder SLchlkopfachwindgocht dann, wenn der Erkrankte 
mit BOckrlcht na! se!#ß WohnangsverhäUniaBe seine Omgefcung hoch¬ 
gradig gefährdet, Won» ei» «o offener Lungen oder Kfiblkoplscbryindsacüt; 
{bei der im Answstf TaherkelbazBlen aachwatehar sind) Erkrankter seine 
Wohnung wechsslt, endlich. wenn es sich am die Erkrankung an Lsagen- 
oder Kehlkopfach wind sucht bei Personen handelt, die in einer Schate öder 
Erziehungsanstalt Und 4m da*e gehörigen BSaaiHehkeBea wahnen oder 


beidrehten ist. 

3. Todesfälle an einer der in Absatz £ Bach&t&be a and b genannten 
Krankheiten sind auch daun anzaaeigeo, wenn die Erkrankung der Verstorbenen 
bereits uageaeigi war. 

4. .Bei de« unter Absatz 2 Baefastabö » und b falkadcn Erkrankungen 

ist jeder Wechsel der Wohnung oder des Aalen tb*Usöits des Erkrankten 
innerhalb 24 Stunden nach erlangter Kenntnis dem Bezirkuarat, gegebenenfalls 
auch dem fflr den neuen Auteatbaitsoit suitändlgcn Bezirksamt «nzuzejgeö, 
Biese Bestimmung gilt nicht fffr Erferankttogen an Trichinose and Vergiftung 
durch ^Nihruagsmittel. Als Wohnungswechsel im Sinne dieser Bestimmung 
?»fc auch die Verbringung ln ei» KraskeisbauB oder eine sonstige Pflege* oder 
Heilstätte uu betrachten, "p" f'-V v /•' V‘- 

§ 2 . jkajreigepiUcb ttg» Petaone«. 1. Zur Erstattung der rot* 
geschriebenen Anzeigen sind bet den in § 1 Absatz 2 Buchstabe a und b aal* 
geführten Krankheiten verpflichtet: r . 

1. der zu gezogene Arzt, 

3. der HanffhaltungsTnrataBd, 

3. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten berufsmäßig 
beschäftigte Person, 

4, derjenige, fa desse» Wohaung oder Behausung der Erkrankung?.' oder 


Todesfall steh ereignet hat, sowie . 1 . i .. ■■. 

5, bei Todesfällen an "einer dieser. Kjankheitc« der Leichenechaner, 

2. .Zar Anzeige dar in § 1 Absatz 2 Buchstabe c erwähnten Krankheite* 
töte, sind nur die ta AbBalz i Unter Ziffer 1 und 3. net Todegfätteo auch die 
unter Ziffer 5 genannten. Personen, est Anzeige der In | t Absats 2 Hoch* 
stabe d erwähnten Krankheitsfälle die unter Ziffer 1 und i? genannten Personen 
verpflichtet. 

•i Die Verpflich t äug du» ia Absatz 1 umter Ziffer 2 bis ö genanntes 
t»..• • «fn ?r*ih--r genannter Verpflichteter rächt 

bhr vhef Öfcb. In Jl'i * ^uchstatie d erwähnte« Krank* 

;r. • • --Ilten' 40 Lungen- U»d Kehlkopf* 

echwiw4sttc!i.t 'Sie.&• .fi'tnteöutan; i rrsooen stets zur Anzeige vc-r- 
.jf&iÜ&tßi. ; ’ ’’ ’ -C'’ v. 

5. Die Aaibfftbpfliüirt d'-.- ivn?vr' {.uts2«uch dann ein, wenn er die 
U oletbriagung de* Kranken ln «Wfum4E^|d«kaite:'''hd0ir cftHfc biwMÜi*# Piteg*. 

(»der Heilstätte veranlaßt. / y- ' 'Äv.;*£; .>V *'/* 

■ hl 1« At-ißtaHe» und auf Schiffe«, 

lätMtev in $ffentlicfc*a Kränke«--, Ent* 

n Cf.il ihuÖrtii«B Anstalten crci|'Ocn, ts| de? 
ia Vh« -itev.'Ehatäadigsa Steife damit beauftragte 
affffe Vs-o UdtehtOS - ' ,"'y r . 

t>60. ste *N r zur Erstattung der Anzeige 
iW^4 der ^aSeif oder Fteßfilhrar oder dessen 
rsi rig dto fgr die nächstgelegene AnUndentclle 

“BiilÄ' : AnEßlgs ist sowohl bei gemein- 

i*n#gC'p'öfßiit%öb Übertragbaren Krankheiten an 

att dubfiltilch erstattet werden. Die schriftliche 
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Anzeige gilt mit Aufgabe zur Post als erstattet; sie kann mittels Karten¬ 
briefen erfolgen, die den ans der Anlage I ersichtlichen Vordruck aufweisen 
and an das Sanitätspersonal Ton den Bezirksärzten, an sonstige Personen in 
8tädten mit staatlicher Verwaltung der Ortspolizei vom Bezirksamt, in den 
übrigen Gemeinden vom Bürgermeisteramt unentgeltlich verabfolgt werden. 

3. Das Bezirksamt hat die bei ihm einkommenden oder bei mündlicher 
Erstattung der Anzeige von ihm aufznnehmenden Anzeigen sofort dem Bezirks¬ 
amt an übermitteln. 

4. Wenn das Bürgermeisteramt von dem Ausbrach einer gemeingefähr¬ 
lichen Krankheit oder aem Verdacht des Ausbruchs einer solchen Kenntnis 
erhält, bat es hiervon dem Bezirksamt unverzüglich telegraphisch (telephonisch) 
oder durch besonderen Boten Mitteilung zu machen. 

§ ö. Linienführung. Ueber die zur Anzeige kommenden Fälle 
einer der im § 1 aufgeführten Krankheiten haben die Bezirksämter fortlaufende 
Verzeichnisse nach Anlage 11 zu führen. 

II. Ermittelung der Krankheit, 
a. Bei gemeingefährlichen Krankheiten. 

§ 6. 1. Bei gemeingefährlichen Krankheiten hat die Ermittelung der 
Krankheit nach Maßgabe der §§ 6 bis 8 des Beichsgesetzes, betreffend die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, und der zu diesem Gesetze 
erlassenen Ausführungsbestimmungen und Anweisungen zu erfolgen. 

2. Die bei Verdacht des Ausbruchs einer gemeingefährlichen Krankheit 
zur Feststellung der Krankheit erforderlichen bakteriologischen Untersuchungen 
sind durch die an den Universitäten Heidelberg und Freiburg bestehenden 
Untersuchungsämter für ansteckende Krankheiten vorzunshmen. Oertlich 
zuständig ist das Untersuchungsamt in Heidelberg für die Kreise Karlsruhe, 
Heidelberg, Mannheim und Mosbach, das Untersuchungsamt in Freibnrg für 
die Kreise Konstanz, Villingen, Waldshut, Lörrach, Freiburg, Offenburg 
und Baden. 

3. Die endgültige Feststellung des ersten Cholera- und Pestfalles in 
einer Ortschaft hat durch das zuständige Untersuchungsamt zu erfolgen, das 
bei Pestverdacht auf die telegraphische Benachrichtigung durch den Bezirks¬ 
amt sogleich einen Vertreter an Ort und Stelle zu entsenden hat. 

4. Die Leichenöffnung bei Cholera-, Gelbfieber- und Pestverdacht ist 
auf den — nötigenfalls telegraphisch zu stellenden — Antrag des Bezirks¬ 
amtes vom Bezirksamt anzuordnon. Bei Pestverdacht hat die Oeffnung der 
Leiche durch den Vertreter des Untcrsuchungsamts zu erfolgen. 

5. Die in § 6 Absatz 3 des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, den höheren Verwaltungsbehörden vorbe¬ 
haltenen Ermittelungen über jeden einzelnen Krankheits- oder Todesfall 
werden erforderlichenfalls vom Ministerium des Innern angeordnet. Untere 
Verwaltungsbehörde im Sinne der angeführten Bestimmung ist das Berzirksamt. 

b. Bei sonstigen übertragbaren Krankheiten. 

§ 7. 1. Der Bezirksarzt hat jeweils auf die Anzeige des ersten in 
einer bis dahin von der Krankheit freien Gemeinde auftretenden Erkrankungs¬ 
oder Todesfalles an Genickstarre, Milzbrand, Rotz, Rückfallfieber, Ruhr, 
Tollwut, Trichinose, Typhus, Vergiftung durch Nahrungsmittel, sowie im Falle 
des Verdachts von Milzbrand, Botz und Typhus alsbald an Ort und Stelle 
Ermittelungen über die Art, den Stand und die Ursache der Krankheit vor- 
Zunahmen und die bakteriologische, gegebenenfalls auch die serodiagnostische 
Feststellung der Krankheit durch das zuständige Untersuchungsamt für 
ansteckende Krankheiten zu veranlassen, falls dies zur Sicherstellung der 
Diagnose nötig ist. Bei Gefahr im Verzüge hat er die alsbaldige Durch¬ 
führung der zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit zunächst erforder¬ 
lichen Maßregeln anzuordnen; diese Anordnungen bleiben solange in Kraft, 
bis vom Bezirksamt anderweite Verfügung getroffen wird, ln denjenigen 
Gemeinden, in denen die Ortspolizei vom Bürgermeister verwaltet wird, bat 
der Bezirksamt dem Bürgermeisteramt von dem Ergebnis der Ermittelung und 
den getroffenen Anordnungen Mitteilung zu machen ; der Bürgermeister hat 
' Anordnungen zu vollziehen. Ueber das Ergebnis der Erhebungen, die 
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bereits getroffenen Maßnahmen und die noch na treffenden Anordnungen hat 
der Bezirksarzt dem Bezirksamt sofort schriftliche Mitteilung zu machen. 

2. Gleiches gilt in den Fällen des § 1 Absatz 2 Buchstabe c dann, 
wenn nach dem Ermessen des Bezirksarztes die diagnostische Richtigkeit der 
nicht von einem Arzt erstatteten Anzeige oder die Art der zu ergreifenden 
Schutzmaßregeln zweifelhaft ist. 

3. Bei Anzeigen von Erkrankungen oder Todesfällen an Kindbettfieber 
und von Verdacht der Erkrankung an dieser Krankheit hat die Ermittelung 
an Ort und Stelle durch den Bezirksarat dann zu erfolgen, wenn sie nach dem 
Ermessen des Bezirksarztes für die Bestimmung der Schutzmaßregeln erforder¬ 
lich erscheint. 

4. Auf die Anzeige von Erkrankungen an Diphtherie, Körnerkrankheit, 
Schälblasen der Neugeborenen und 8charlach, sowie von gehäufteren Erkran¬ 
kungen an Masern und Keuchhusten hat die Ermittelung an Ort und Stelle 
durch den Bezirksarzt nur dann zu geschehen, wenn 

a. die Anzeige der ersten Erkrankung nicht durch einen Arzt erfolgt ist, 

b. die genannten Krankheiten in besonders großer Verbreitung oder in 
besonders bösartiger Form auftreten, oder 

c. aus sich häufenden Anzeigen Ton Erkrankungen die Unzulänglichkeit der 
getroffenen Schutzmaßregeln hervorgeht. 

5. In Ortschaften mit mehr als 10000 Einwohnern, in denen das Auf¬ 
treten einer der in Absatz 1 genannten Krankheiten bereits festgeBteilt ist, 
haben die Ermittelungen und Feststellungen durch den Bezirksarzt auch dann 
zu erfolgen, wenn neue ErkrankungBfälle in einem räumlich abgegrenzten, bis 
dahin von der Krankheit verschont gebliebenen Teil der Ortschaft Vor¬ 
kommen. 

6. Die in den §§ 2 und 3 anfgeftthrten Personen sind verpflichtet, über 
alle für die Entstehung und den Verlauf der Krankheit wichtigen Umstände 
dem Bezirksarzt und dem Bezirksamt auf Befragen Auskunft zu erteilen. 

§ 8. Zutrittsrecht des beamteten Arztes. Leichen¬ 
öffnung. 1. Soweit es nach dem Ermessen des Bezirksarztes zur Feststellung 
der Krankheit erforderlich ist und ohne Schädigung des Kranken zulässig 
erscheint, ist dem Bezirksarzt der Zatritt zu dem Kranken oder zur Leiche 
und die Vornahme der zur Ermittelung über die Krankheit erforderlichen 
Untersuchungen zu gestatten. 

2. Befindet sich der Kranke in ärztlicher Behandlung, so ist dem 
Bezirksarzt der Zutritt untersagt, wenn der behandelnde Arzt erklärt, daß 
von dem Zutritt des Bezirksarztes eine Gefährdung der Gesundheit oder des 
Lebens des Kranken zu befürchten ist. Vor dem Zatritt des Bezirksarztes 
ist dem behandelnden Arzt Gelegenheit zu dieser Erklärung zu geben, sofern 
nicht Gefahr im Verzug vorliegt. Außerdem ist bei Kindbettfieber oder Ver¬ 
dacht desselben dem Bezirksarzt der Zutritt nur mit Zustimmung des Haus¬ 
haltungsvorstandes gestattet. 

3. Bei Genickstarre, Rotz, Typhus und Vergiftung durch Nahrungs¬ 
mittel kann eine Oeffnung der Leiche durch das Bezirksamt angeordnet 
werden, insoweit der Bezirksarzt dies zur Feststellung der Krankheit für 
erforderlich hält. 

4. Der behandelnde Arzt ist berechtigt, den Untersuchungen, insbe¬ 
sondere auch der Leichenöffnung anzuwohnen. Der Bezirksarzt hat ihn von 
dem Zeitpunkt und dem Ort der Untersuchung tunlichst rechtzeitig zu 
benachrichtigen. 

5. In Fällen von Milzbrand, Rotz, Tollwut und Trichinose hat der 
Bezirksarzt die Ermittelungen, soweit erforderlich und möglich, im Benehmen 
mit dem Bezirkstierarzt vorzunehmen. 

III. Schutzmansregeln. 
a. Bei gemeingefährlichen Krankheiten. 

§ 9. Anordnung der Schutzmaßregeln bei gemeingefähr¬ 
lichen Krankheiten. 1. Zar Verhütung der Verbreitung der gemein¬ 
gefährlichen Krankheiten sind für die Dauer der Krankheitsgefahr Absperrnngs- 
und Aufsichtsmaßregeln nach Maßgabe der §§ 12, 14, 16 bis 21 des Reichs¬ 
gesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, und 
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unter Beachtung der vom Bundesrat erlassenen Ausführungsbestimmungea 
und Anweisungen durch das Bezirksamt anzuordnen, sobald nach dem Gutachten 
des Bezirksarztes der Ausbruch einer gemeingefährlichen Krankheit testgestellt 
oder der Verdacht des Ausbruchs einer solchen begründet ist. 

2 . Bei Gefahr im Verzug kann der Bezirksarzt schon vor dem Ein¬ 
schreiten des Bezirksamts die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit 
zunächst erforderlichen Maßregeln anordnen. In denjenigen Gemeinden, in 
denen die Ortspolizei 70 m Bürgermeister verwaltet wird, hat dieser die 70 m 
Bezirksarzt getroffenen Anordnungen zu yolltiehen. Von den Anordnungen 
hat der Bezirksarzt dem Bezirksamt sofort schriftliche Mitteilung zu machen; 
sie bleiben solange in Kraft, bis vom Bezirksamt anderweite Verfügung 
getroffen wird. 

3. Anordnungen auf Grund der §§ 18 und 15 des genannten Reichs¬ 
gesetzes bleiben der Entschließung des Ministeriums des Innern Vorbehalten, 
die nötigenfalls telegraphisch einzuholen ist. 

4. Die Bestimmungen des § 19 dieser Verordnung über Schließung von 
Schulen und sonstigen Unterrichtsanstalten finden auch bei gemeingefährlichen 
Krankheiten Anwendung. 

b. Bei sonstigen übertragbaren Krankheiten. 

§ 10. Umfang der Anordnungen. 1. Zur Verhütung der Ver¬ 
breitung der anderen in § 1 Absatz 2 genannten übertragbaren Krankheiten 
haben für die Dauer der Krankheitsgefahr Absperrungs- und Aufsichts¬ 
maßregeln nach Maßgabe der Bestimmungen der §§ 11 bis 26 dieser Ver¬ 
ordnung stattzutiaden und zwar bei: 

1. Diphtherie: Absonderung (§ 18), Kennzeichnung der Wohnungen (§ 14), 
Maßnahmen hinsichtlich der KrankenbefOrderung (§ 16), Verkehrs¬ 
beschränkungen für das Pflegepersonal (§ 17), Maßregeln für Schulen 
(§§ 18 und 19), Beschränkungen des Gewerbebetriebes (§ 20), Vorsichts¬ 
maßregeln bezüglich der Leichen (§ 22), Desinfektion (§ 23); 

2. Genickstarre: Absonderung ($ 13), Kennzeichnung der Wohnungen (§ 14), 
Räumung von Wohnungen (§ 15), Maßnahmen hinsichtlich der Kranken¬ 
beförderung (§ 16), Maßregeln für Schulen (§£ 18 und 19), Beschränkungen 
des Gewerbebetriebes (§ 20), Desinfektion (§ 23), Verbot von Menschen¬ 
ansammlungen (§ 25); 

3. Kindbettfieber: Verkehrsbescbränkungen für das Pflegepersonal (§ 17), 
Desinfektion (§ 23); 

4. Körnerkrankheit: Beobachtung (§ 11), Meldepflicht Zareisender (§ 12), 
Maßregeln für Scholen (§§ 18 und 19), Desinfektion (§ 23), zwangsweise 
ärztliche Behandlung und Einweisung in ein Krankenhaus (§ 26); 

5. Milzbrand: Maßnahmen hinsichtlich der Krankenbeförderurg (§ 16), Maß¬ 
regeln für Schulen (£§ IS und 19), Beschränkungen des Gewerbebetriebs 
(§ 20), Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 22), Desinfektion 
(§ 23); 

0 . Rotz: Beobachtung (§ 11), Absonderung (§ 13), Maßnahmen hinsichtlich 
der Krankenbeförderung (§ 10), Maßregeln für Schulen (§§ 18 und 19), 
Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 22), Desinfektion (§ 23); 

7. Bückfallfiebcr: Beobachtung (§ 11), Meldepflicht Zareisender (§ 12), 
Absonderung <§ 13), Kennzeichnung der Wohnungen (§ 14), Räumung 
von Wohnungen (§ 15), Maßnahmen hinsichtlich der Krankenbeförderung 
(§ 16), Verkehrsbescbränkungen für das Pflegepersonal (§ 17), Maßregeln 
lür Schulen (SS 18 und 19), Desinfektion (§ 23), Verbot von Menschen¬ 
ansammlungen (§ 25); 

8. Ruhr: Absonderung (§ 13), Kennzeichnung der Wohnungen (§ 14), 
Räumung von Wohnungen (S 15), Maßnahmen hinsichtlich der Kranken¬ 
beförderung (§ 10), Verkehrsbescbränkungen für das Pflegepersonal (§ 17), 
M ißregeln für Schulen (SS IS und 19), Beschränkungen des Gewerbe¬ 
betriebs (§ 20), Beschränkungen der Wasscrbenützung (<5 21), Vorsichts¬ 
maßregeln bezüglich der Leichen (jj 22), Desinfektion (S 23), Verbot von 
Menschenansammlungen <§ 25); 

9. Scharlach: Absonderung (S 13), Kennzeichnung der Wohnungen (§ 14), 
Maßnahmen hinsichtlich der Krankenbeförderung (§ 16), Verkehrs- 
boschränkangon für das Pflegepersonal (§ 17), Maßregeln für Schulau 
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(§§ 18 and 19), Beschränkungen des Gewerbebetriebs (§ 20), Vorsichts¬ 
maßregeln bezüglich der Leichen (§ 22), Desinfektion (§ 23); 

10. Tollwat: Beobachtang (§ 11), Absonderang (§13), Maßregeln für Schulen 

(§§18 and 19); 

11. Typbas: Beobscbtang (§ 11), Meldepflicht Zareisender (§ 12), Absonderang 
(§ 18), Kennzeichnung der Wohnungen (§ 14), Räumung von Wohnungen 
(§ 15), Maßnahmen hinsichtlich der Krankenbeförderung (§ 16), Verkehrs¬ 
beschrankungen fttr das Pflegepersonal (§ 17), Maßregeln für Schalen 
(§§ 18 and 19), Beschränkungen des Gewerbebetriebes (§ 20 ), Beschränkung 
der Wasserbenützung (§ 21), Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen 
(§ 22), Desinfektion (§ 23), Verbot von Menschenansammlungen (§ 25); 

12. Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht: Absonderung (§ 13), Maßregeln für 
Schulen (§§ 18 and 19), Desinfektion (§ 23), Maßregeln fttr Bade- and 
Laftkarorte (§ 27); 

13. Keuchhusten und Masern: Verkehrsbeschränkungen fttr dos Krankenpflege¬ 
personal (§ 17), Maßregeln fttr Schulen (§§ 18 und 19). 

Bei Geschlechtskrankheiten kann zwangsweise ärztliche Behandlung 
and Einweisung in ein Krankenhaus (§ 26) angeordnet werden. 

2. Weitergehende Maßregeln können im Einzelfalle aus besonderen 
Gründen vom Bezirksamt auf Antrag des Bezirksarztes auf Grund des § 85 
Ziffer 2 des Polizeistrafgesetzbachs angeordnet werden. 

3. Bei den vom Bezirksamt za t reuenden Anordnungen ist einerseits 
nichts za unterlassen, was zur Verhütung der Ausbreitung der Krankheit 
nötig ist, anderseits aber dafür Sorge za tragen, daß nicht durch Anwendung 
einer nach Lage des Falls za weit gehenden Maßregel unnötig in die persön¬ 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Bevölkerung eingegiiffen wird 
oder vermeidbare Kosten entstehen. 

4. Die getroffenen Anordnungen sind wieder aufzuheben, sobald der 
Kranke genesen, in ein Krankenhaus überführt ist, seinen Aufenthaltsort 
wechselt oder gestorben ist, die vorschriftsmäßige Schlußdesinfektion durch- 
geftthrt und nach Ablauf der entsprechenden Ansteckungsfrist (Inkubation) 
ein weiterer Erkrankangsfall in der Wohnung nicht mehr aufgetreten ist. 

5. Die Ueberwachang der Durchführung der getroffenen Maßregeln liegt 
dem Bezirksamt im Benehmen mit dem Bezirksarzt ob; letzterer hat, auch 
nachdem das Auftreten einer der in § 7 genannten übertragbaren Krankheiten 
festgestellt ist, durch regelmäßige Besuche der Ortschaften in angemessenen 
Zwischenräumen sich über den Verlauf der Krankheit sowie die Wirksamkeit 
der za ihrer Bekämpfung getroffenen Maßregeln zu verlässigen, geeignetenfallB 
weitere Anträge zu stellen, sowie den Zeitpunkt zu bezeichnen, von dem an 
die getroffenen Maßregeln aufgehoben werden können. 

§ 11. Beobachtung. 1. Personen, welche unter Erscheinungen 
erkrankt sind, die den Aasbruch der Kömerkrankheit, des Botzes, des Rttckfall- 
Hebers oder des Typhus befürchten lassen, sowie Personen, welche von tollen 
oder der Tollwut verdächtigen Tieren gebissen wurden, können einer Beob¬ 
achtung unterworfen werden. 

2 . Die Beobachtang wird — abgesehen von den bei Verdacht auf Botz 
und Typhus erforderlichen bakteriologischen und sonstigen Untersuchungen, 
denen bei Typhasverdacht auch die Bazillenträger unterworfen werden 
können — in der Begel darauf beschränkt werden können, daß darch einen 
Arzt oder eine sonst geeignete Person in angemessenen Zwischenräumen 
Erkundigangen über den Gesaadheitssustand der za beobachtenden Person 
eingezogen werden. 

3. Eine verschärfte Art der Beobachtung, verbanden mit Beschränkungen 
in der Wahl des Aufenthalts nnd der Arbeitsstätte, ist nur solchen Personen 
gegenüber zulässig, die obdachlos oder ohne festen Wohnsitz sind oder berufs- 
und gewohnheitsmäßig nmherziehen. 

4. Die getroffenen Anordnungen Bind wieder aufznheben, wenn sich der 
Krankheitsverdacht als unbegründet erwiesen hat, bei Verdacht auf Typhus 
insbesondere, wenn sich die 8tahl- und Urinentleerangen des Kranken bei 
mindestens zwei durch einen Zeitraum von einer Woche von einander getrennten 
bakteriologischen Untersuchungen als frei von Typhusbakterien erwiesen haben 
und auch die serologische Untersuchung negativ ausgefallen ist. 
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§ 12. Meldepflicht Zareisender. In Fällen dringender Gefahr 
kann durch das Ministerium des Innern angordnet werden, daß zureisende 
Personen, sofern sie sich innerhalb 4 Wochen vor ihrer Ankunft in Ortschaften 
oder Bezirken aufgehalten haben, in denen Typhus oder Rückfallfieber ausge¬ 
brochen oder die Körnerkrankheit heimisch ist, nach ihrer Ankunft der Orts¬ 
polizeibehörde schriftlich oder mündlich zu melden sind. 

§ 13. Absonderung. 1. Personen, die an Diphtherie, Genickstarrei 
Rotz, Rückfallfieber, Ruhr, Scharlach, Tollwut oder Typhus erkrankt sindi 
sind ohne Verzug abzusondern. 

2. Die Absonderung hat derart zu erfolgen, daß der Kranke mit anderen 
als den zu seiner Pflege bestimmten Personen, seinen nächsten erwachsenen 
Angehörigen, dem Arzt und dem Seelsorger nicht in Berührung kommt; 
sonstigen Angehörigen und Urknndspersonen ist, insoweit es zur Erledigung 
wichtiger und dringlicher Angelegenheiten erforderlich ist, der Zutritt zu dem 
Kranken gestattet. Beim Zutritt aller dieser Personen sind jeweils die er¬ 
forderlichen Maßregeln gegen eine Weiterverbreitung der Krankheit zu 
beachten. 

3. Wo die Absonderung des Kranken in seiner Wohnung Schwierigkeiten 
bietet, ist durch entsprechende Belehrung dafür zu sorgen, daß der Kranke 
sich freiwillig in ein Krankenhaus überführen läßt. Dies gilt namentlich von 
solchen Kranken, die sich in engen, dicht bewohnten Räumen, in öffentlichen 
Gebänden, Schulen, Kasernen, Gefängnissen usw. oder in Räumen neben Milch- 
und Speisewirtschaften, Eß- und Delikateßwarenhandlungen, oder auf Gehöften, 
aus denen Mllchlieferung stattfindet, befinden, sowie von Personen, die kein 
besonderes Pflegepersonal zur Verfügung haben, sondern von ihren zugleich 
anderweitig in Anspruch genommenen Angehörigen gepflegt werden müssen, 
von Dienstboten, Zieh- and Pflegekindern. 

4. Bei Personen, die an offener Langen- oder Kehlkopfschwindsucht 
(§ 1 Absatz 2 Bachstabs c) erkrankt sind, kann eine Absonderung in der 
Weise angeordnet werden, daß für dieselben, wenn möglich, ein besonderes 
Schlafzimmer, mindestens aber ein besonderes von den übrigen Betten tunlichst 
weit abzurückendes Bett verlangt wird. 

5. Werden anf Erfordern des Bezirksamts in der Behausung des Kran¬ 
ken die nach dem Gutachten des Bezirksarztes zam Zwecke der Absonderung 
nötigen Einrichtungen nicht getroffen, so kann, falls der Bezirksarst es für 
unerläßlich and der behandelnde Arzt es ohne Schädigung des Kranken für 
zulässig erklärt, die Ueberführung des Kranken in ein geeignetes Krankenhaus 
oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum angeordnet werden. 

6. Die Ueberführung von an Diphtherie oder Scharlach erkrankten 
Kindern in ein Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkunfts- 
raum darf jedoch gegen den Willen der Eltern nur bei dringender Gefahr der 
Weiterverbreitung der Krankheit angeordnet werden. 

7. Bei Erkrankung an Ruhr oder Typhus ist im Falle der Genesung 
die Absonderang nicht eher aafzaheben, als bis sich die Stuhl- und Urinent¬ 
leerungen des Kranken bei zwei durch einen Zeitraum von eine Woche von ein¬ 
ander getrennten bakteriologischen Untersuchungen als frei von Rahrbazillen 
oder Typhusbakterien erwiesen haben. Ist dies jedoch nach Ablauf von sehn 
Wochen, vom Beginn der Erkrankung ab gerechnet, noch nicht der Fall, so 
ist die Absonderang zwar aafzaheben, der Kranke aber auf die Gefahr auf¬ 
merksam zu machen, die er für seine Umgebung bildet, und zur Befolgung 
der erforderlichen Desinfektionsmaßnahmen anzuhalton. 

8. Bei Rotz und Typhus können auch krankheitsverdächtige Personen 
der Absonderung unterworfen werden. Es ist jedoch dafür Sorge an tragen, 
daß durch Anwendung der wissenschaftlichen Hilfsmittel sobald als möglich 
festgestellt wird, ob der Verdacht der Krankheit begründet ist. 

9. Auch soweit eine förmliche Absonderung nicht ungeordnet ist, haben 
die HaushaltungsVorstände dafür zu sorgon, daß die an einer der in § 1 
genannten Krankheiten — mit Ausnahme von Trichinose and Vergiftung durch 
Nahrungsmittel — Erkrankten soweit möglich von anderen Personen getrennt 
gehalten werden. 

§ 14. Kennzeichnung der Wohnungen Erkrankter und Be¬ 
schränkung des Zutritts zu denselben. Boi gehäufterem Auftreten 
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von Erkrankungen an Genickatarre, Bttcklallfieber, Bahr and Typhus, bei 
besondere bösartigem Auftreten von Diphtherie and Scharlach, sowie beim 
Vorkommen mehrerer Erkrankungen in einem and demselben Hanse kann auf 
Antrag des Bezirksarztes vom Bezirksamt angeordnet werden, daß Häuser 
und Wohnungen, in denen an diesen Krankheiten erkrankte Personen sich be¬ 
finden, durch einen leicht sichtbaren und bei Nacht genügend zu beleuchtendne 
Anschlag kenntlich gemacht werden; auch kann der Zutritt für alle nicht im 
Hause Wohnenden — außer Aerzten, dem Krankenpflegepersonal, Geistlichen 
und Urkundspersonen — untersagt werden. 

§16. Räumung von Wohnungen. 1. Insoweit es der Bezirksarzt 
zur wirksamen Bekämpfung der Krankheit für unerläßlich erklärt, kann vom 
Bezirksamt angeordnet werden, daß aus Wohnungen, in denen Erkrankungen 
an Genickstarre, Bttckfallfieber, Bohr oder Typhus vorgekommen sind, die 
Gesunden entfernt werden und die Absonderung der Kranken in der Wohnung 
durchgeftthrt wird. 

2. Unter der gleichen Voraussetzung kann ausnahmsweise in Fällen 
dringender Gefahr die ganze oder teilweise Bäumung von Gebäuden oder 
Wohnungen, in denen Erkrankungen an Genickstarre, Bttckfallfieber, Bohr 
oder Typhus vorgekommen sind, insbesondere dann vom Bezirksamt angeordnet 
werden, wenn die betreffenden Gebäude oder Wohnungen so schlecht gehalten 
oder so überfüllt sind, daß sie die Bildung eines Seuchenherdes veranlaßt 
haben oder befürchten lassen. 

3. Den ausgewiesenen Bewohnern ist anderweitig geeignete Unterkunft 
unentgeltlich zu bieten. 

4. Wohnungen und Häuser, dieVgeräumt worden sind, dürfen erst nach 
vorschriftsmäßiger Desinfektion zur Wiederbenutzung freigegeben werden. 

§16. Krankenbeförderung. 1. Zur Beförderung von Personen, 
die an Diphtherie, Genickstarre, Milzbrand, Botz, Rttckfallfieber, Bohr, Schar¬ 
lach oder Typhus erkrankt sind oder bei denen Verdacht der Erkrankung an 
Botz oder Typhus vorliegt, sollen dem öffentlichen Verkehr dienende Beför¬ 
derungsmittel (Droschken, Eisenbahnen, Straßenbahnwagen und dergleichen) 
in der Begel nicht benutzt werden. 

2. Soll ein solcher Kranker dennoch ausnahmsweise mit der Eisenbahn 
befördert werden, so darf dies von dem Bezirksamt nur unter Einhaltung der 
nötigen Vorsichtsmaßregeln gestattet werden; insbesondere muß dem Kranken 
ein zuverlässiger Begleiter mitgegeben werden. Auch sind die Bahnbehörden 
von dem Transport durch das Bezirksamt rechtzeitig zu verständigen. 

3. Dem öffentlichen Verkehr dienende Beförderungsmittel sind vor ihrer 
Wiederbenutzung der Desinfektion zu unterwerfen, falls dieselben aus Mangel 
an besonderen zur Krankenbeförderung dienenden Wagen zur Beförderung 
von Kranken der obenbezeichneten Art benutzt werden. 

§17. Verkehrsbeschränkungen für das Pflegepersonal. 

1. Bei Erkrankunden an Diphtherie, Keuchhusten, Kindbettfieber, Masern, 
Bttckfallfieber, Ruhr, Scharlach und Typhus können für das berufsmäßige 
Pflegepersonal Verkehrsbeschränkungen angeordnet werden; insbesondere kann 
vorgeschrieben werden, daß Pflegepersonen, die einen mit dieser Krankheit 
behafteten Kranken pflegen, nicht gleichzeitig eine andere Pflege übernehmen 
dürfen, daß sie während der Pflege ein waschbares Ueberkleid zu tragen, die 
Desinfektionsvorschriften gewissenhaft zu befolgen und den Verkehr mit 
anderen Personen und in öffentlichen Lokalen tunlichst zu vermeiden haben. 

2. Geben sie die Pflege des Kranken auf, so dürfen sie die Pflege eines 
anderen Kranken erst übernehmen, nachdem sie sich selbst, ihre Wäsche, 
Kleidung und die bei der Pflege gebrauchten Gegenstände einer gründlichen 
Reinigung und Desinfektion unterzogen haben. 

3. Für die Hebammen sind die besonderen Bestimmungen ihrer Dienst¬ 
anweisung maßgebend. 

§ 18. Fernhaltung vom Schul- und Unterrichtsbesucb. 
1. Schüler ohne Unterschied des Alters und der von ihnen besuchten Schule, 
die an Diphtherie, Genickstarre, Milzbrand, Botz, Rückfallfieber, Ruhr, Schar¬ 
lach, Tollwut oder Typhus leiden oder gelitten haben, sind solange vom 
UnterrichtBbesuch und den Schulräumen fernzuhalten, bis nach einer Be- 
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scheinigung des behandelnden Arztes oder — in Ermangelung eines solchen — 
des Bezirksarztes eine Uebertragong der Krankheit duck sie-nicht mehr an 
befürchten ist. Bei Scharlach darf diese Bescheinigung nicht Tor Ablanf der 
tierten Woche, bei Diphtherie nicht yor Ablauf von 14 Tagen nach Ausbruch 
der Krankheit erteilt werden. 

2. Ferner sind Schüler vom Unterrichtsbesuche und den Schulriumen 
fernzuhalten bei Erkrankung an: 

a. Lungen* oder Kehlkopfschwindsucht, wenn und solange im Auawurf 
Taberkelbazillen nachweisbar sind; 

b. Körnerkrankheit, solange deutliche Eiterabsonderungen der Augenbinde* 
häute vorhanden sind; 

c. Masern bis zu 3 Wochen nach Beginn der Krankheit; 

d. Keuchhusten, solange krampfhafte Hustenanfälle vorhanden sind. 

3. Schüler aus Behausungen, in denen eine Erkrankung an einer der in 
Absatz 1 genannten Krankheiten vorgekommen ist, müssen vom Schulbesuche 
und den Schulränmen ferngehalten werden, soweit und solange eine Weiter- 
verbreitung der Krankheit durch sie zu befürchten ist. Es ist ferner darauf 
hinzuwirken, daß der Verkehr dieser Schüler mit anderen Kindern anf Straßen, 
öffentlichen Plätzen und sonstigen öffentlichen Orten oder durch Besuche ln 
anderen Familien möglichst eingeschränkt wird. Die Wiederzulassung zum 
Schulbesuche ist erst dann zu gestatten, wenn eine Weiterverbreitung der 
Krankheit durch diese Schüler nach Bescheinigung des behandelnden Arztes 
oder des Bezirksarztes nicht mehr zu befürchten ist, insbesondere, wenn die 
gesunden Schüler nach Entfernung aus der Behausung des Erkrankten bis zum 
Abläufe der Ansteckungsfrist gesund geblieben sind oder wenn die Erkrankten 
genesen, aus der Behausung entfernt oder gestorben sind, die Ansteckungsfrist 
abgelaufen ist und die vorgeschriebene Desinfektion stattgefunden hat. Bei 
Scharlach und Diphtherie sind die in Absatz 1 Satz 2 vorgeschriebenen Fristen 
einzuhalten, wenn der Schüler in der gleichen Behausung wie der Erkrankte 
verblieben ist. 

4. Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 finden auch auf Lehrer ent¬ 
sprechende Anwendung, die an einer der in Absatz 1 und 2 genannten Krank¬ 
heiten leiden oder in deren Behausung eine Erkrankung an einer der in 
Absatz 1 genannten Krankheiten vorgekommen ist. 

5. Das Bezirksamt hat von jeder zu seiner Kenntnis gelangten Er¬ 
krankung eines Schülers oder eines Lehrers an einer der in Absatz 1 und 2 
genannten Krankheiten, sowie von jeder Anordnung der Fernhaltung einer 
solchen Person vom Schulbesuche dem Vorsteher der Schule unverzüglich 
Mitteilang za machen. 

<>. Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 6 finden anch auf die Erziehungs¬ 
anstalten, Kleinkinderbewahranstalten, Kinderschulen und Krippen, sowie auf 
den Religion-, Konfirmation- und Erstkommunionnnterricht, die Bestimmungen 
der Absätze 1 bis 3 auf den Besuch des Gottesdienstes und sonstiger kirch¬ 
licher Veranstaltungen Anwendung. 

§ 19. Schließung der Schulen. 1. In Ortschaften, in denen eine 
der in § 18 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b, c und d genannten Krank¬ 
heiten epidemisch auftritt, kann die Schließung aller oder einzelner Schulen 
oder einzelner Klassen derselben angeordnet werden. 

2. Wenn eine im Schulgebäude selbst wohnende Person von einer der 
in § 18 Absatz 1 und Absatz 2 Bachstabe b, c und d genannten Krankheiten 
befallen wird, so ist die Schule unverzüglich zu schließen, falls die erkrankte 
Person nicht aus dem Schulgebäude entfernt oder in ihrer Wohnung nach 
Ansicht des Bezirksarztes wirksam abgesondert werden kann. 

3. Die Schließung der Schule gemäß Absatz 1 und 2 erfolgt durch die 
Ortsscbulbehörde oder den Anstaltsrorstand in der Regel erst nach Unter¬ 
suchung an Ort und Stelle durch den Bezirksarzt auf dessen Antrag. Aus¬ 
nahmsweise dürfen an Orten, die nicht Sitz eines Bezirksarztes sind, die 
Ortsschulbehörden und Anstaltsleiter nach zuvor eingeholter Zustimmung des 
Schularztes — wo ein besonderer Schularzt bestellt ist — oder des ärztlichen 
Mitgliedes des Beirats den einstweiligen Scbulschluß — vorbehaltlich der 
sofortigen Anzeige an den Bezirksarzt — dann von sich aus anordnen, wenn 
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durch die Torherige Einholung der Aeußerung des Bezirkssrztes eine Gefahr 
verbundene Verzögerung bewirkt würde. 

4. Die Wiedereröffnung der Schule oder Schulklasse darf nur nach 
vorheriger Zustimmung des Bezirksarztes, sowie nach gründlicher Reinigung 
und Desinfektion der in Betracht kommenden Schul- und Nebenräume ange¬ 
ordnet werden. 

6. Die Bestimmungen in Absatz 1 bis 4 finden auch auf die in § 18 
Absatz 6 genannten Unterrichtsveranstaltungen Anwendung. 

6. Beim Auftreten einer der in § 18 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b, 
c und d genannten Erkrankungen in Internaten, Pensionaten und dergleichen 
sind die erkrankten Zöglinge alsbald in ein Krankenhaus zu überfuhren oder 
in sonstiger, nach Ansicht des Bezirksamtes genügender Weise abzusondern. 
Wenn dies nicht möglich ist, muß die Anstalt für Neuaufnahmen nnd außer¬ 
halb der Anstalt wohnende Zöglinge geschlossen werden. Eine Entlassung 
von Zöglingen aus der Anstalt darf während der Dauer und unmittelbar nach 
dem Erlöschen der Krankheit nur dann erfolgen, wenn die zu entlassenden 
Zöglinge nach dem Gutachten des behandelnden Arztes oder des Bezirksamtes 
gesund sind und eine Weiterverbreitnng der Krankheit durch sie nicht zu 
befürchten ist. Die Wiedereröffnung einer wegen des Auftretens einer über¬ 
tragbaren Krankheit geschlossenen Anstalt der bezeichneten Art darf erst 
erfolgen, wenn der Bezirksarzt dieselbe für zulässig erklärt und eine gründ¬ 
liche Reinigung und Desinfektion der in Betracht kommenden Bäume stattge¬ 
funden hat. 

§20. Beschränkungen des Gewerbebetriebes und des 
Verkehrs mit Gegenständen, die geeignet sind, die Krank¬ 
heiten zu verbreiten. 1. Beim Auftreten von Diphtherie, Genickstarre, 
Milzbrand, Buhr, Scharlach oder Typhus in Häusern, in denen die Herstellung, 
Aufbewahrung oder der Vertrieb von Gegenständen statt findet, welche geeignet 
sind, die Krankheit zu verbreiten, insbesondere von Nahrungs- und Genuß¬ 
mitteln, kann auf Antrag des Bezirksarztes der weitere Betrieb des betreffen¬ 
den Gewerbes in diesem Hause durch das Bezirksamt insolange untersagt 
werden, als die Gefahr der Verschleppung von Krankheitsstoffen besteht. Die 
Anordnung ist aufzuheben, sobald nach der Genesung, dem Tode oder der 
Entfernung des Erkrankten aus der Wohnung die Desinfektion derselben nach 
Maßgabe der vom Bezirksamt zu treffenden Anordnung erfolgt ist. 

2. Weitergehende Maßnahmen hinsichtlich der gewerbsmäßigen Her¬ 
stellung, der Aalbewahrung und des Vertriebs solcher Gegenstände können 
für Ortschaften und Bezirke, die von einer der genannten Krankheiten befallen 
sind, von dem Ministerium des Innern angeordnet, auch können von dem 
Ministerium Gegenstände der bezeichneten Art vorübergehend vom Gewerbe¬ 
betriebe im Umherziehen ausgeschlossen werden. 

8. Bei Typhus können für ausgesprochene Bazillenträger Beschränkungen 
hinsichtlich der Beschäftigung im Nahrangs- und Genußmittelgewerbe ange¬ 
ordnet werden. 

§21. Beschränkung der Wasserbenutzung. In Ortschaften, 
die von Buhr oder Typhus befallen oder bedroht sind, sowie in deren Umge¬ 
bung, kann auf Antrag des Bezirksarztes vom Bezirksamt die Benützung von 
Brunnen, Teichen, Seen, Wasserläufen, Wasserleitungen sowie der dem öffent¬ 
lichen Gebrauch dienenden Bade-, Schwimm-, Wasch- und Bedürfnisanstalten 
verboten oder beschränkt werden, soweit die betreffende Anlage ihrer Lage, 
Bauart und Einrichtung nach geeignet ist, zur Verbreitung der Krankheit 
beizutragen; in Zweifelsfällen hat eine chemische und bakteriologische Unter¬ 
suchung des Wassers stattzufinden. 

§22. Vorsichtsmaßregeln für die Behandlung von Leichen. 
1. Für die Aufbewahrung, Einsargung, Beförderung und Bestattung der 
Leichen von Personen, die an Diphtherie, Milzbrand, Botz, Buhr, Scharlach 
oder Typhus gestorben sind, können besondere Vorsichtsmaßregeln ange¬ 
ordnet werden. 

2. Der Zutritt, zu Leichen der an diesen Krankheiten Gestorbenen ist 
tunlichst zu beschränken. Die Leichen sind, ohne daß sie vorher gewaschen 
wurden, in mit einer desinfizierenden Flüssigkeit getränkte Tücher einzubüllen 
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and alsbald einzasargen; soll mit Rücksicht auf religiöse Vorschriften das 
Waschen der Leiche ausnahmsweise stattfinden, so darf es nar unter den Tom 
Bezirksamt ungeordneten Vorsichtsmaßregeln und nur mit desinfizierenden 
Flüssigkeiten ausgeführt werden. Der Sarg soll wasserdicht yerpicht sein 
und, wenn tunlich, nicht getragen, sondern gefahren werden. Die Aufbe* 
Währung solcher Leichen in Räumlichkeiten, die sonst anderen Zwecken 
dienen, wie Spritzenhäuser und dergleichen, ist nicht statthaft. 

3. Bei Todesfällen an Diphtherie und Scharlach ist Schulkindern das 
Betreten des Sterbehauses nicht zu ge 8 tatten. 

§23. Desinfektion. 1. Bei Erkrankungen an Diphtherie, Genick* 
starre, Kindbettfieber, Körnerkrankheit, Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht, 
Milzbrand, Rotz, Rückfallfieber, Ruhr, Scharlach und Typhus ist für Gegen¬ 
stände und Räume, von denen anzunehmen ist, daß sie infolge ihrer Berührung 
und Benützung durch den Erkrankten mit dem Krankheitsstoffe behaftet sind, 
eine Desinfektion und, wenn die Desinfektion nicht ausführbar oder im Ver¬ 
hältnis zum Werte der Gegenstände zu kostspielig ist, die Verniehtung anzu¬ 
ordnen. Die Vornahme der Desinfektion ist Ton dem Haushaltungsyorstand 
und in Ermangelung eines solchen von dem Hausbesitzer, in dessen Haus die 
Desinfektion vor genommen werden soll, zu veranlassen. 

2. Für die Ausführung der Desinfektion sind die Bestimmungen der 
Verordnung vom 9. Mai 1911, das Desinfektionsverfahren bei übertragbaren 
Krankheiten betreffend, (Desinfektionsordnung, Gesetzes- und Verordnungsblatt 
Seite 297) maßgebend. 

3. Die Desinfektion hat sich insbesondere auf diel Wäsche (Leib- und 
Bettwäsche), Bettzeug, Kleidungsstücke, die persönlichen Gebrauchsgegenstände 
und Wohnräume des Erkrankten, Wasch- und Badewasser, etwaige Verbands¬ 
mittel, ferner bei Ruhr und Typhus auf die Ausleerungen (Stuhlgang und 
Drin), bei Diphtherie, Genickstarre, Körnerkrankheit, Milzbrand, Rotz und 
Scharlach auf die krankhaften Absonderungen (Nasen- und Rachenschleim, 
schleimige Absonderungen der Augenbindehäute) und dos Gurgelwasser, end¬ 
lich bei Kindbettfieber auf den Wochenfluß und andere Absonderungen zu 
erstrecken; sie ist sowohl während der Dauer der Krankheit als auch nach 
der Genesung, der Entfernung deB Kranken aus der Wohnung oder nach 
seinem Tode (Schiaßdesinfektion) durchzuführen. Gegebenenfalls hat das Be¬ 
zirksamt auch eine weitergehende Desinfektion, insbesondere eine solche des 
Abwassers anzuordnen. 

4. Kleidungsstücke, Leibwäsche und Bettzeug oder sonstige bewegliche 
Gegenstände, welche von Personen, die an einer der in Absatz 1 genannten 
Krankheiten litten, während der Erkrankung gebraucht oder bei deren Be¬ 
handlung und Pflege benützt worden sind, dürfen nicht in Gebrauch genommen, 
an andere überlassen oder sonst , in Verkehr gebracht werden, bevor sie vor¬ 
schriftsmäßig desinfiziert worden sind. Ebenso dürfen Fahrzeuge und sonstige 
Gegenstände, die zur Beförderung von an einer dieser Krankheiten erkrankten 
oder gestorbenen Personen gedient haben, vor Ausführung der Desinfektion 
nicht benützt oder an andere zur Benützung überlassen werden. 

§ 24. Bekanntmachung der Anzeigopflicht. 1. Sobald in 
einer Ortschaft oder in einem Bezirke eine der in § 1 genannten Krankheiten 
in epidemischer Verbreitung auftritt, kann das Bezirksamt durch öffentliche 
Bekanntmachung die Verpflichtung zur Anzeige dieser Krankheit in Erinne¬ 
rung bringen und die Bevölkerung durch Vorteilung von Belehrungen oder 
in sonst geeigneter Weise über das Wesen, die Verhütung und Bekämpfung 
der Krankheit belehren, soweit dies ohne unnötige Beunruhigung der Bevölke¬ 
rung geschehen kann. 

2. Die Bekanntmachungen sind während der Dauer der Epidemie ge- 
eignetenfalls zu wiederholen. 

§25. Verbot oder Beschränkung von Menschenansamm¬ 
lung e n. Für Ortschaften und Bezirke, in denen Genickstarre, Rückfallfieber, 
ltahr oder Typhus in epidemischer Verbreitung auftritt, kann das Ministerium 
des Innern, bei Gefahr im Verzag vorläufig auch das Bezirksamt, die Ab¬ 
haltung von Märkten, Messen oder anderen Veranstaltungen, die eine An- 
ammlung größerer Menschenmengen mit sich bringen, verbieten oder be- 
chränken. 
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§ 26. Zwangsweise ärztliche Behandlung. 1. Personen, die 
an Körnerkrankheit leiden, können, wenn sie nicht glaubhaft nachweisen, daß 
sie sich in ärztlicher Behandlung befinden, zu einer solchen zwangsweise an* 
gehalten, nötigenfalls in ein Krankenhaus eingewiesen werden. 

2. Bei Übertragbaren Geschlechtskrankheiten (Syphilis, Tripper und 
weichem Schanker) ist eine zwangsweise Behandlung der erkrankten Personen, 
sofern sie gewerbsmäßig Unzucht treiben, gegebenenfalls deren Einweisung in 
ein Krankenhaus anzuordnen, wenn dies zur wirksamen Verhütung der Aus* 
breitung der Krankheit erforderlich erscheint. 

§ 27. Maßregeln für Bade- und Luftkurorte. Durch orts* 
oder bezirkspolizeiliche Vorschrift bann ftlr Badeorte, klimatische und sonstige 
Kurorte die in § 1 Absatz 2 Buchstabe c vorgesehene Anzeigepflicht auf 
sämtliche Erkrankungsfälle an Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht ausgedehnt 
werden. Auch können in gleicher Weise für die Unterbringung von an Lungen¬ 
oder Kehlkopfschwindsucht erkrankten Gästen in Gasthöfen, Pensionen und 
Privathäusern nähere Vorschriften insbesondere über Beschaffenheit und Ein¬ 
richtung der Unterkunftsräume, ärztliche Ueberwachung, Verkehr der Kranken 
an öffentlichen Orten usw. getroffen werden. Ferner kann durch orts- oder 
bezirkspolizeiliche Vorschrift für solche Orte und deren Umgebung die Auf¬ 
nahme von an Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht erkrankten Gästen außer¬ 
halb der öffentlichen Krankenanstalten und der nach § 30 der Gewerbeordnung 
genehmigten Privatkrankenanstalten allgemein oder für gewisse Ortsteile 
verboten werden. 

IY. Allgemeine Yornclirifteii. 

§ 28. Ueberwachung der Wasserversorgungsanlagen, des 
Wohnungswesens und dergleichen. 1. Die in § 35 des Reichs¬ 
gesetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vor¬ 
geschriebene Ueberwachung der Wasserversorgungsanlagen und der Fort¬ 
schaffang der Abfallstoffe hat durch das Bezirksamt im Benehmen mit dem 
Bezirksarzt und den technischen Staatsbehörden (vergleiche die Verordnung 
vom 16. Juli 1909, die Mitwirkung der technischen Behörden beim Wasser¬ 
versorgungswesen betreffend, Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 382) zu 
erfolgen. Die in der Anweisung über die Bekämpfung der Cholera vorgesehene 
Beaufsichtigung der Wohnungen, der Abführung der Schmutzwasser und der 
Entleerung der Abtrittgruben, sowie die Beaufsichtigung des Verkehrs mit 
Nahrungs- und Genußmitteln liegt den Bezirksärzten und Ortspolizeibehörden 
ob, desgleichen in Zeiten von Pestgefahr die Beaufsichtigung der Wohnungen 
und der Maßnahmen zur Vertilgung von Batten, Mäusen und sonstigem 
Ungeziefer. 

2. Soweit sich bei dieser Ueberwachung Mißstände ergeben, ist für 
deren alsbaldige Beseitigung Sorge zu tragen. 

3. Die Bezirksämter haben gegebenenfalls die Gemeinden zur Durch¬ 
führung der zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten notwendigen Ein¬ 
richtungen, insbesondere zur Beschaffung von Beobachtungs- und Absonderungs- 
räumen, von Unterkunftsstellen und Beförderungsmitteln für Kranke, sowie 
von .Desinfektionseinrichtungen anzuhalten (vergleiche §§ 23 und 35 des er¬ 
wähnten Reichsgesetzes). 

§29. Gesundheitskommissionen. 1. Zur Unterstützung des 
Behörden bei der Durchführung der zur Bekämpfung der Cholera, der Pest 
und des Fleckfiebers angeordneten Maßnahmen sind an den von diesen Krank¬ 
heiten bedrohten oder ergriffenen Orten — soweit nicht ständige Kommissionen 
für die öffentliche Gesundheitspflege bestehen — von den Gemeinderäten be¬ 
sondere GesundheitBkommissionen zu bilden. Auch in Ortschaften, in denen 
Diphtherie, Genickstarre, Körnerkrankheit, Ruhr oder Typhus in epidemischer 
Verbreitung auftritt, können geeignetenfalls Gesundheitskommissionen ein¬ 
gerichtet werden. 

2. Wo Ortsgesundheitsräte bestehen, gelten diese als Gesundheits- 
kommissionen. 

§ 30. Zuständigkeit der Eisenbahnbehörden. Für den 
Eisenbahnverkehr, sowie lür die Bodenseedampfschiffahrt liegt die Ausführung 
der zu ergreifenden Schutzmaßregeln ausschließlich den Eisenbahnbehörden ob. 
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§ 81. Zuständigkeit der Militärbehörden. 1. Die Ausführung 
der zur Bekämpfung der gemeingefährlichen, wie auch der sonstigen Über¬ 
tragbaren Krankheiten zu ergreifenden Schutzmaßregeln liegt den Militär¬ 
behörden ob, insoweit davon 

a) dem aktiven Heere angehörende Miiitärpersonen, 

b) Personen, die in militärischen Dienstgebäuden untergebracht sind, 

c) marschierende oder auf dem Transport befindliche Militärpersonen und 
Truppenteile des Heeres, sowie deren Ausrüstungs- und Gebrauchs¬ 
gegenstände, 

d) ausschließlich von der Militärverwaltung benützte Grundstücke und Ein¬ 
richtungen 

betroffen werden. In nicht fiskalischen Gebäuden gemietete Räume, die zu 
einem militärischen Dienstzweck benützt werden, sind zu den ausschließlich 
von der Militärverwaltung benützten Einrichtungen zu rechnen. 

2. Auf Truppenübungen finden die nach dieser Verordnung zulässigen 
Verkehrsbeschränkungen keine Anwendung. 

§32. Benachrichtigungen. 1. Die in dem Reichsgesetz, betreffend 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, und den Anweisungen zur 
Bekämpfung dieser Krankheiten vorgeschriebenen Mitteilungen an das Kaiser¬ 
liche Gesundheitsamt haben durch das Bezirksamt zu erfolgen. Gleichzeitig 
ist auch dem Ministerium des Innern von dem Ausbruch und dem Verlaufe 
einer gemeingefährlichen Krankheit durch das Bezirksamt Nachricht zu geben. 

2. Von dem epidemischen Auftreten einer der in § 1 genannten Krank¬ 
heiten hat der Bezirksarzt dem Ministerium des Innern unter kurzer Angabe 
der getroffenen Schutzmaßregeln Anzeige zu erstatten. 

3. Die in der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 28. Februar 1911, 
betreffend die wechselseitige Benachrichtigung der Militär- und Polizeibehörden 
über das Auftreten übertragbarer Krankheiten (Reichsgesetzblatt Seite 63), 
vorgeschriebenen Mitteilungen sind durch die Bezirksärzte zu erstatten; 
diese Mitteilungen haben auch dann zu erfolgen, wenn die Krankheit an 
einem Orte auf tritt, der mehr als 20 Kilometer von einem Garnisonsorte ent¬ 
fernt liegt. 

4. Die Zählkarten für Erkrankungen und Todesfälle an Pocken sind 
von dem Bezirksarzt dem Ministerium des Innern vorzulegen. 

5. Von dem Ergebnis der bakteriologischen Untersuchung bei Cholera- 
und Pestverdacht, sowie von der Feststellung eines Erkrankungsfalles an 
Genickstarre hat das Untersuchungsamt sowohl dem zuständigen Bezirksarzt 
als auch dem Ministerium des Ianern und dem Kaiserlichen Gesundheitsamt 
unverzüglich telegraphische Mitteilung zu machen. 

§ 33. Kosten. 1. Werden beim Auftreten von gemeingefährlichen 
oder sonstigen übertragbaren Krankheiten durch polizeiliche Anordnungen zur 
Verhütung der Verbreitung der Krankheit, insbesondere durch Einweisung von 
Kranken in Krankenhäuser, Anordnung der Absonderung von Kranken, der 
Räumung von Wohnungen und Häusern, Vorsichtsmaßregeln hinsichtlich der 
Aufbewahrung und des Transportes von Leichen, Anordnung der Desinfektion 
oder der Vernichtung von Gegenständen und dergleichen Kosten verursacht, 
so hat im Zweifelsfalle das Bezirksamt darüber zu bestimmen, wer diese 
Kosten zu tragen hat. Mangels anderweiter Verpflichteter fallen sie als Kosten 
der örtlichen Gesundheitspolizei gemäß §§ 65 und 66 der Gemeinde* und 
Städteordnung (in der Fassung vom IS. Oktober 1910, Gesetzes- und Verord¬ 
nungsblatt Seite 597) der Gemeinde zur Last. 

2. Soweit es sich um Maßregeln der Landespolizei handelt, insbesondere 
um Maßnahmen, die angeordnet werden, um die Einschleppung einer gemein¬ 
gefährlichen oder sonstigen übertragbaren Krankheit über die Landesgrenze 
zu verhüten, werden die Kosten auf die Staatskasse übernommen. 

3. Die Kosten der behördlichen Ermittelungen zur Feststellung einer 
gemeingefährlichen oder sonstigen übertragbaren Krankheit, sowie die Kosten 
der Anordnung, Leitung und Uebcrwachang der Schutzmaßregeln, soweit sie 
durch die Mitwirkung der staatlichen Polizeibehörden und der beamteten oder 
der mit deren Stellvertretung beauftragten sonstigen Aerzte verursacht werden, 
werden von der Staatskasse getragen. 
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4. Denjenigen Gemeinden, welche durch die ihnen obliegenden Leistungen 
bei Bekämpfung einer gemeingefährlichen oder eonatigen übertragbaren Krank¬ 
heit in einem ihre Kräfte übersteigenden Maße in Anspruch genommen werden, 
können nach Maßgabe der Bewilligung im 8taatavoranschlag besondere Bei¬ 
hilfen aus Staatsmitteln gewährt werden. 

§34. Zeitpunkt des Inkrafttretens. Aufhebung früherer 
Vorschriften. 1. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1911 in Kraft. 

2. Von diesem Zeitpunkt an treten außer Wirksamkeit: 

1. die Verordnungen des Ministeriums des Innern vom 30. Dezember 1881 
uni vom 8. Dezember 1894, die Anzeige von ansteckenden Krankheiten 
betreffend, 

2. die Verordnung des Ministeriums des Innern yom 27. Juni 1872, die Maß¬ 
regeln gegen die Blattern betreffend, 

3. die Verordnung des Ministeriums des Innern yom 26. August 1893, die 
Maßregeln gegen die Cholera betreffend, 

4. die Verordnung des Ministeriums des Innern yom 28. Oktober 1899, die 
Maßregeln gegen die Pest betreffend, 

5. die Verordnung des Ministeriums des Innern yom 18. November 1893, 
Maßregeln gegen den Typhus betreffend, 

6. die Verordnungen des Ministeriums des Innern yom 8. Dezember 1894 und 
6. Mai 1897, Maßregeln gegen Diphtherie und Scharlach betreffend, 

7. die Verordnungen des Ministeriums des Innern yom 8. Dezember 1894 und 
6. Mai 1897, Maßregeln gegen Masern und Keuchhusten betreffend, 

8. die Verordnung des Ministeriums des Innern yom 30. Januar 1902, die 
Bekämpfung der Tuberkulose der Menschen betreffend. 


I>. Herzogtum Sachsen - Coburg - Gotha. 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Gesetz yom 19. April 

1911 0 

1J11 h Erster Abschnitt. 

Anseigepflioht. 

§ 1. Außer den in § 1 des Beichsgesetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten yom 30. Juni 1900 (Reichsgesetzblatt S. 306 ff.) 
aufgeführten Fällen der Anzeigepflicht — bei Aussatz (Lepra), Cholera 
(asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Pest (orientalischer Beulen¬ 
pest), Pocken (Blattern) — ist jede Erkrankung und jeder Todesfall an: 
Diphtherie (Rachenbräune), 

Genickstarre, übertragbarer, 

Kinderlähme (Poliomyelitis anterior acuta), 

Kindbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber), 

Körnerkrankheit (Granulöse, Trachom), 

Rttckfallfieber (Febris recurrens), 

Ruhr, übertragbarer (Dysenterie), 

Scharlach (Scharlachfieber), 

Typhus (Unterleibstyphus), 

Milzbrand, 

Rotz, 

Tollwut (Lyssa) sowie Bißrerletzungen durch tolle oder der Tollwut ver¬ 
dächtige Tiere, 

Fleisch-, Fisch- und Wurstvergiftung, 

Trichinose, 

sowie jeder Fall, der den Verdacht von 
Genickstarre, 

Kindbettfieber, 

Typhus (Unterleibstyphus, 

Milzbrand 


*) In den übrigen thüringischen Staaten ist den betreffenden Landtagen 
ein gleichlautender Gesetzentwurf entweder schon vorgelegt und von diesen 
bereits angenommen, aber noch nicht veröffentlicht (Sachsen-Weimar und 
Reuß j. L.) oder er wird den Landtagen bei ihrer nächsten Tagung yorgelegt 
werden. 
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erweckt, der für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterheort an 
ständigen Polizeibehörde innerhalb vierundzwanzig Standen nach erlangter 
Kenntnis anaozeigen. 

Wechselt der Erkrankte die Wohnung oder den Aufenthaltsort, so ist 
dies innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis bei der zu¬ 
ständigen Polizeibehörde, im Falle eines Wechsels des Aufenthaltsortes auch 
bei der zuständigen Polizeibehörde des neuen Aufenthaltsortes anzuzeigen. 

Gemäß Absatz 1 ist auch jeder Todesfall an Lungen- oder Kehlkopf¬ 
tuberkulose anzuzeigen, die Erkrankung jedoch nur, wenn ein an offener 
Lungen- oder Kehlkopftuberkulose Erkrankter die Wohnung wechselt. 

§ 2 . Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. der zugezogene Arzt, 

2. der Haushaltungsvorstand, 

3. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beschäftigte 
Person, 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 
Todesfall sich ereignet hat, 

6. der Leichenschauer, 

6. die Leichenfrau. 

Die Verpflichtung der unter 2—6 genannten Personen tritt nur dann 
ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist. 

§ 8. Für Krankheits- und Todesfälle, die sich in öffentlichen Kranken-, 
Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, ist der 
Vorsteher der Anstalt oder die von der zuständigen Stelle damit beauftragte 
Person ausschließlich zur Erstattung der Anzeige verpflichtet. 

§ 4. Die Anzeige kann mündlich oder schriftlich erstattet werden. 
Mit Aufgabe zur Post gilt die schriftliche Anzeige als erstattet. Die Polisei- 
behörden haben auf Verlangen Meldekarten für schriftliche Anzeigen unent¬ 
geltlich zu verabfolgen. 

Zweiter Abschnitt. 

Ermittelung der Krankheit. 

§ 5. Auf Erkrankungen, Verdacht der Erkrankung und Todesfälle an 
Genickstarre, übertragbarer, 

Kindbettfieber, 

Typhus (Unterleibstyphus), 

Milzbrand, 

sowie auf Erkrankungen und Todesfälle an 
Bückfallfieber, 

Buhr, übertragbarer, 

Botz, 

Tollwut, Bißverletzungen durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere 
Fleisch-, Fisch- und Wurstvergiftung, 

Trichinose 

finden die in den §§ 6—10 des Beichsgeselzes enhaltenen Bestimmungen über 
die Ermittelung der Krankheit sowie die zu diesen Paragraphen erlassenen 
Ausführungsbestimmungen entsprechende Anwendung. Der beamtete Arzt 
soll den behandelnden Arzt zuziehen, ^wenn der Erkrankte sich in ärztlicher 
Behandlung befindet. 

Außerdem ist bei Kindbettflieber oder Verdacht von Kindbettfieber 
dem beamteten Arzte dor Zutritt nur mit Zustimmung des Haushaltungsvor- 
standes gestattet. 

Auch kann bei Typhus- oder ‘Botzverdacht eine Oeffnung der Leiche 
polizeilich angeordnet weiden, insoweit der beamtete Arzt dies zur Feststellung 
der Krankheit für erforderlich hält. 

Bei Diphtherie, Kürnerkrankheit und Scharlach hat die Behörde nur 
die ersten Fälle ärztlich feststeilen zu lassen und dies auch nur dann, wenn 
sie nicht von einem Arzte angezcigl sind. 

Dritter Abschnitt. 

Schutnmassregeln. 

S 6. Zur Verhütung der Verbreitung der nachstehend genannten Krank¬ 
heiten können für die Dauer der Krankheitsgefahr die Absperrungs- und Auf- 
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slchtsmaßregeln der §§ 12—19 und 21 des Reichsgesetzes gemäß des nach* 
stehenden Bestimmungen polizeilich angeordnet werden. Die za diesen Para¬ 
graphen erlassenen Ausftthrungsbestimmungen finden Anwendang. Es können 
angeordnet werden bei: 

1. Diphtherie (Bachenbr&ane): Absonderung kranker Personen (§ 14 Absatz 2), 
jedoch mit der Maßgabe, daß die Ueberführung von Kinder in ein Kran- 
[kenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkanltsraum gegen den 
Widersprach der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der 
Ansicht des beamteten oder des behandelnden Arztes eine aasreichende 
Absonderang in der Wohnung sichergestellt ist, Beobachtang ansteckungs¬ 
verdächtiger Personen (§ 12), Kennzeichnang der Wohnangen und Häuser 
(§ 14 Absatz 4), Yerkehrsbeschränkungen fttr das berufsmäßige Pflege¬ 
personal (§ 14 Absatz 5), Ueberwachang der gewerbsmäßigen Herstellung, 
Behandlung and Aufbewahrung sowie des Vertriebs von Gegenständen, 
welche geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, nebst den zur Ver¬ 
hütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln (§ 15 
Nr. 1 und 2), mit der Maßgabe, daß diese Anordnungen nur für Ort¬ 
schaften zulässig sind, in denen die Krankheit aufgetreten ist, Fernhaltung 
von dem Schul- und Unterrichtsbesuche (§ 16), Desinfektion (§ 19 Absatz 1 
und 8), Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

2. Genickstarre, übertragbarer: Beobachtung ansteckungsverdächtiger Per¬ 
sonen (§ 12), Absonderung kranker Personen (§ 14 Absatz 2), Kenn¬ 
zeichnung der Wohnangen und Häuser (§ 14 Absatz 4), Fernhaltung auch 
der Hausangeh&rigen vom Schul- und Unterrichtsbesuch (§ 16), Desin¬ 
fektion (§ 19 Absatz 1 und 3); 

3. Kindbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber): Verkehrsbeschränkungen 
für Hebammen und Wochenbettpflegerinnen (§ 14 Absatz 5), Desinfektion 
(§ 19 Absatz 1 und 3). 

Aerzte sowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Personen 
haben in jedem Falle, in dem Bie zur Behandlung einer an Kindbett¬ 
fieber Erkrankten zugezogen werden, unverzüglich die bei Ihr tätige oder 
tätig gewesene Hebamme zu benachrichtigen. 

Den Hebammen und Wochenbettpflegerinnen, die bei einer an Kind¬ 
bettfieber Erkrankten während der Entbindung oder im Wochenbette 
tätig sind, ist während der Dauer der Beschäftigung bei der Erkrankten 
jede anderweite Tätigkeit als Hebamme oder Wochenbettpflegerin unter¬ 
sagt. Eine Wiederaufnahme der Tätigkeit ist nur nach gründlicher 
Beinigung und Desinfektion ihres Körpers, ihrer Wäsche, Kleidung und 
Instrumente nach Anweisung des beamteten Arztes gestattet. 

4. Körnerkrankheit (Granulöse, Trachom): Beobachtung kranker und krank¬ 
heitsverdächtiger Personen (§ 12), Meldepflicht (§ 13), Desinfektion (§ 19 
Abs. 1 und 3); 

5. Lungen- und Kehlkopftuberkulose: Desinfektion (§ 19 Abs. 1 ond 3);| 

6. Rückfallfieber (Febris recurrens): Beobachtung kranker Peisonen (§ 12), 
Meldepflicht (§ 13), Absonderung kranker Personen (§ 14 Abs. 2 und 3), 
Kennzeichnung der Wohnungen und Häuser (§ 14 Abs. 4), Verkehrs- . 
beschränkungen für das berufsmäßige Pflegepersonal (§ 14, Abs. 5), Verbot 
oder Beschränkung dor Ansammlung größerer Menschenmengen (§ 15, 
Nr. 3), sobald die Krankheit einen epidemischen Charakter angenommen 
hat, Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbesuche (§ 16). Räumung 
von Wohnungen und Gebäuden (§ 18), Desinfektion (§ 19 Abs. 1 und 3); 

7. Ruhr, übertragbarer (Dysenterie): Beobachtung ansteckungsverdächtiger 
Personen (§ 12), Absonderung kranker Personen (§ 14 Abs. 2), Verbot 
oder Beschränkung der Ansammlung größerer Menschenmengen (§ 15 
Nr. 3), sobald die Krankheit einen epidemischen Charakter angenommen 
hat, Fernhaltung von dem Schul- und Unteriichtsbesuche (§ 16), Verbot 
oder Beschränkung der Benutzung von Wasserversorgungsanlagen usw. 

(§ 17), Räumung von Wohnungen und Gebäuden (§ 18), Desinfektion (ij 19 
Abs. 1 und 3), Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

8. Scharlach: wie zu Nr. 1; 

9. Syphilis, Tripper und Schanker, bei Personen, welche gewerbsmäßig Un¬ 
zucht treiben oder bezüglich deren Tatsachen vorliegen, welche den Ver- 
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dacht der gewerbsmäßigen Unsacht rechtfertigen: Beobachtang kranker, 
krankheits- oder ansteckungsverdächtiger Personen (§ 12), Absonderung 
kranker Personen (§ 14, Abs. 2); 

10. Typhus (Unterleibstyphus): Beobachtung kranker und ansteckun gsverdäch- 
tiger Personen (§ 12), Meldepflicht (§ 13), Absonderung kranker Personen 
(§ 14 Abs. 2 und 3 Satz 1), Kennzeichnung der Wohnungen und H&user 
(§ 14, Abs. 4), Verkehrsbeschränkungen für das berufsmäßige Pflege¬ 
personal (§ 14 Abs. 5), Ueberwachung der gewerbsmäßigen Herstellung, 
Behandlung und Aufbewahrung sowie des Vertriebs von Gegenständen, 
die geeignet sind, die Krankheit zu verbreiten, nebst den zur Verhütung 
der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln (§ 15 Nr. 1 und 2), 
mit der in Nr. 1 bezeichneten Maßgabe, Verbot oder Beschränkung der 
Ansammlung größerer Menschenmengen (§15 Nr. 3), sobald die Krankheit 
einen epidemischen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem 
Schul- und Unterrichtsbesuche (§ 16), Verbot oder Beschränkung der Be¬ 
nutzung von Wasserversorgungsanlagen usw. (§ 17), Räumung von Woh¬ 
nungen und Gebäuden (§ 18), Desinfektion (§ 19 AbB. 1 und 3), Vorsichts¬ 
maßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

11. Milzbrand: Ueberwachung der gewerbsmäßigen Herstellung, Behandlung 
und Aufbewahrung sowie des Vertriebs von Gegenständen, die geeignet 
sind, die Krankheit zu verbreiten, nebst den zur Verhütung der Ver¬ 
breitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln (§15 Nr. 1 und 2), mit 
der in Nr. 1 bezeichneten Maßgabe, Desinfektion (§ 19 Abs. 1 und 3), 
Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

12. Rotz: Beobachtung kranker Personen (§ 12), Absonderung kranker Per¬ 
sonen (§ 14 Abs. 2 und 3 Satz 1), Desinfektion (§ 19 Abs. 1 und 3), Vor¬ 
sichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 

13. Tollwut: Beobachtung gebissener Personen (§ 12), Absonderung kranker 
Personen (§ 14 Abs. 2). 

Erkrankungsfälle, in denen Verdacht von Genickstarre (Nr. 2), Kindbett¬ 
fieber (Nr. 3), Rückfallfieber (Nr. 6), Typhus (Nr. 10), Milzbrand (Nr. 11) und 
Botz (Nr. 12) vorliegt, sind bis zur Beseitigung dieses Verdachts wie die 
Krankheit selbst zu behandeln. 

§ 7. Personen, die an Körnerkrankheit leiden, können, wenn sie nicht 
glaubhaft nachweisen, daß sie sich in ärztlicher Behandlung befinden, zu einer 
solchen zwangsweise angehalten werden. 

Bei Syphilis, Tripper und Schanker kann eine zwangsweise Behandlung 
der erkrankten Personen, sofern sie gewerbsmäßig Unzucht treiben oder, sofern 
Tatsachen gegen sie vorliegen, welche den Verdacht der gewerbsmäßigen Un¬ 
zucht rechtfertigen, angeordnet werden. 

§ 8. Die Gemeinden sind verpflichtet, nach Maßgabe ihrer Leistungs¬ 
fähigkeit die zur Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten (§ 6) notwen¬ 
digen Einrichtungen zu treffen und ordnungsmäßig zu unterhalten. Sie können 
hierzu im Wege des § 224 Abs. 1 des Gemeindegesetzes angehalten werden. 

Vierter Abschnitt. 

Ausdehnung des Gesetzes auf andere Krankheiten. 

§ 9. Das Staatsministerium ist ermächtigt, die in dem gegenwärtigen 
Gesetze gegebenen Bestimmungen betreffend Anzeigepflicht, Ermittelung der 
Krankheit und Schutzmaßregeln für einzelne Teile oder den ganzen Umfang 
des Herzogtums auch auf andere hier nicht erwähnte übertragbare Krankheiten 
vorübergehend auszudehnen. 

Fünfter A bschnitt. 

Entschädigungen. 

§ 10. Die Bestimmungen der §§ 29—34 Satz 1 des Reichsgesetzes 
finden auf diejenigen Fälle entsprechende Anwendung, in denen auf Grund der 
);§ 6 und 9 dieses Gesetzes die Desinfektion oder Vernichtung von Gegen¬ 
ständen polizeilich angeordnet worden ist. Der Anspruch auf Entschädigung 
fällt jedoch weg, wenn der Antragsteller den Verlust ohne Beeinträchtigung 
des für ihn und seine Familie notwendigen Unterhalts zu tragen vermag. 

§ 11. Die Festsetzung der Entschädigung erfolgt durch die zuständige 
Polizeibehörde. 
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Gegen die Entscheidung findet unter Ausschluß des Rechtsweges inner¬ 
halb einer Frist von einem Monat die Beschwerde an die Vorgesetzte Behörde 
(Landratsamt, Staatsministerinm) statt. Gegen die Entscheidung dieser Be¬ 
hörde ist die Klage beim Verwaltungsgerichtshof zulässig. 

§ 12. Entschädigungen fttr vernichtete oder infolge der Desinfektion 
beschädigte Gegenstände werden nur auf Antrag gewährt. 

Der Antrag ist bei Vermeidung des Verlustes des Anspruchs binnen 
einer Frist von einem Monat bei der zuständigen Polizeibehörde, welche die 
Vernichtung oder Desinfektion angeordnet hat, zu stellen. Die Frist beginnt 
bei vernichteten Gegenständen mit dem Zeitpunkt, in dem der Entschädigungs¬ 
berechtigte von der Vernichtung Kenntnis erhalten hat, bei Gegenständen, die 
der Desinfektion unterworfen sind, mit der Wiederaushändigung. 

Bei unverschuldeter Versäumnis der Antragsfrist kann Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gewährt werden. Zuständig hierfür sind die Bezirks- 
Verwaltungsbehörden. 

§ 13. Wenn Gegenstände auf polizeiliche Anordnung vernichtet werden 
sollen, so ist vor der Vernichtung der gemeine Wert abzuschätzen. 

Sind bei einer polizeilich angeordneten und überwachten Desinfektion 
Gegenstände derart beschädigt worden, daß sie zu ihrem bestimmungsmäßigen 
Gebrauch nicht weiter verwendet werden können, so ist sowohl der Grad der 
Beschädigung, wie der gemeine Wert der Gegenstände vor ihrer Rückgabe 
an den Empfangsberechtigten abzuschätzen. 

Bei den Abschätzungen sollen die Berechtigten tunlichst gehört werden. 

§ 14. Die Abschätzung erfolgt nach den Vorschriften des 6. Abschnitts 
2. Titels des Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 23. Oktober 
1899 (Gemeinschaftliche Gesetzsammlung (Nr. 612). Den Auftrag zur Ab¬ 
schätzung erteilt die Behörde, welche die Vernichtung oder die Desinfektion 
anordnet. 

Von der Zuziehung von Schätzern nach den in Absatz 1 bezeichneten 
Vorschriften kann abgesehen werden, wenn es sich um geringwertige Gegen¬ 
stände handelt oder wenn eine Einigung mit dem Geschädigten über die Höhe 
der Entschädigung stattgefunden hat. 

§ 15. Es bedarf der Abschätzung nicht, wenn feststeht, daß ein Ent¬ 
schädigungsanspruch gesetzlich ausgeschlossen ist oder wenn der Berechtigte 
auf eine Entschädigung verzichtet hat. 

Sechster Abschnitt. 

Kosten. 

§ 16. Die Kosten, die durch die amtliche Beteiligung des beamteten 
Arztes oder des an seiner Stelle herangezogenen Arztes bei der Ausführung 
des gegenwärtigen Gesetzes entstehen, sowie die Kosten für die amtliche Er¬ 
mittelung der Krankheit (§ 5) fallen der Staatskasse zur Last. 

§ 17. Die sonstigen aus dem gegenwärtigen Gesetze erwachsenden 
Kosten lallen der Gemeinde, bei den vom Gemeindebezirk ausgeschlossenen 
Grundstücken den Eigentümern der Grundstücke zur Last. 

§ 17. Die Gemeinde und die Eigentümer können die Erstattung der 
Kosten von den beteiligten Privatpersonen und ihren Unterhaltungspflichtigen 
verlangen, soweit diese die Kosten ohne Beeinträchtigung des für sie und 
ihre Familie notwendigen Unterhalts zu tragen vermögen. 

§ 18. Wenn über die Verpflichtung, Kosten nach § 17 Absatz 2 zu 
erstatten, zwischen den Beteiligten Streit entsteht, so entscheidet auf An¬ 
rufen eines Teiles die der Gemeinde Vorgesetzte Behörde, bei den vom Ge¬ 
meindebezirk ausgeschlossenen Grundstücken die Bezirksverwaltungsbehörde. 

Gegen die Entscheidungen der Bezirksverwaltangabehörden findet inner¬ 
halb der Frist von einem Monat die Beschwerde an das Staatsministerium, 
gegen die Entscheilangen des Staatsministeriams findet die Klage beim Ver- 
waltungsgerichtshof statt. 

Siebenter Abschnitt. 

Strafvorschrlften. 

§ 19. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
sechshundert Mark wird bestraft: 
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1. wer wissentlich bewegliche Gegenstände, für die auf Grand der §§ 6 and 
9 des gegenwärtigen Gesetzes eine Desinfektion polizeilich angeordnet 
war, vor Ausführung der angeordneten Desinfektion in Gebrauch nimmt, 
an andere überläßt oder sonst in Verkehr bringt; 

2. wer wissentlich Kleidungsstücke, Leibwäsche, Bettzeug oder sonstige be¬ 
wegliche Gegenstände, welche von Personen, die an Diphtherie, Genick« 
starre, Kindbettfieber, Langen* oder Kehlkopftuberkulose, Rückfallfieber, 
Ruhr, Scharlach, Typbus, Milzbrand and Rotz litten, während der Er¬ 
krankung gebraucht oder bei deren Behandlung und Pflege benutzt sind, 
in Gebrauch nimmt, an andere überläßt oder sonst in Verkehr bringt, 
bevor sie den zn erlassenden Bestimmungen entsprechend desinfiziert 
worden sind; 

3. wer wissentlich Fahrzeuge oder sonstige Gerätschaften, die zur Beförderung 
von Kranken oder Verstorbenen der in Nr. 2 bezeichneten Art gedient 
haben, vor Ausführung der polizeilich angeordneten Desinfektion benutzt 
oder anderen zur Benutzung überläßt. 

§ 20. Mit Geldstrafe bis zu einhundertundfttnfzig Mark oder mit Haft 
wird bestraft: 

1. wer die ihm nach den §§ 1—3 oder 9 des gegenwärtigen Gesetzes 
obliegende Anzeige schuldhaft unterläßt. Die Strafverfolgung tritt nicht 
ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von dem zunächst Verpflichteten, 
doch rechtzeitig gemacht worden ist; 

2. wer bei den in § 5 aufgeführten Krankheiten dem beamteten Arzte den 
Zutritt zum Kranken oder zur Leiche oder die Vornahme der erforder¬ 
lichen Untersuchungen verweigert; 

3. wer bei den übertragbaren Krankheiten, auf welche die Bestimmungen 
des § 7 Absatz 3 des Reichsgesetzes für anwendbar erklärt worden sind 
(§§ 5 und 9 des gegenwärtigen Gesetzes), diesen Bestimmungen zuwider 
über die daselbst bezeichneten Umstände dem beamteten Arzte oder der 
zuständigen Behörde die Auskunft verweigert oder wissentlich unrichtige 
Angaben macht; 

4. wer den auf Grand der §§ 6 und 9 des gegenwärtigen Gesetzes in Ver¬ 
bindung mit § 13 des Reichsgesetzes über die Meldepflicht erlassenen 
Anordnungen zuwiderhandelt. 

§ 21. Mit Geldstrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft 
wird, sofern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine 
höhere Strafe verwirkt ist, bestraft: 

1. wer bei den in § G des gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Krankheiten 
sowie in den Fällen des § 9 den nach § 9 des Reichsgesetzes getroffenen 
vorläufigen Anordnungen oder den nach § 10 des Reichsgesetzes von der 
zuständigen Behörde erlassenen Anordnungen zawiderhandelt; 

2. wer bei den in § G des gegenwärtigen Gesetzes aufgeführten Krankheiten 
sowie in den Fällen des § 9 den nach § 12, § 14 Absatz 5, §§ 15, 17, 
19 und 21 des Reichsgesetzes getroffenen polizeilichen Anordnungen 
zuwiderhandelt; 

3. Aerzte sowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Personen, 
Hebammen oder Wochenbettpflegerinnen, die den Vorschriften in § 6 Nr. 8 
Absatz 2 und 3 des gegenwärtigen Gesetzes zuwiderhandeln. 

Achter Abschnitt. 

SchlussbeBtlmmungen. 

§ 22. Wegen der beamteten Aerzte findet § 36 des Reichsgesetzes 
Anwendung. 

§ 23. Sofern das Gesetz nicht besondere Bestimmungen enthält, gelten 
als Polizeibehörden die zuständigen Ortspolizeibehörden, bei den vom 
Gemeindebezirk ausgeschlossenen Grundstücken die zuständigen Bezirksver- 
waltungsbchörden. 

8 24. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seinor Verkündung in Kraft. 

Mit der Ausführung des Gesetzes ist das Staatsministerium betraut. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in Minden i.W, 

J’ 0. 0. Bruns. Herxofl. Bichs. «. F. Sch.-L. Hofbuchdrucksrsl ln Mlndtm. 
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Rechtsprechung. 

Verantwortlichkeit des Arztes bei nicht sorgfältiger Auswahl eines 
Vertreters. Urteil des Beichsgerichts (I. Str.-S.) vom 22. Mai 1911. 

Der praktische Arzt Dr. Bl., der seit längerer Zeit eine ausgedehnte 
Praxis in G. hat und sich auf allen Gebieten ärztlicher Konst, noch in dem 
der Chirurgie, betätigt, sachte einen Vertreter aaf kurze Zeit, um seine 
außerhalb wohnende kranke Mutter besuchen zu können. Gemäß den in 
Bayern für die ärztliche Vertretung geltenden Vorschriften suchte B. einen 
approbierten Arzt, erhielt aber lediglich die Offerte eines gewissen B. 
aus H., der behauptete, im zehnten Studiumsemester zu stehen, im Begriffe 
zu sein, sein Examen zu machen und bereits sechs Wochen vertreten zu 
haben. In Wirklichkeit stand B. bereits im 14. Semester und im 4. klinischen 
Semester. Dr. B. bot nun, ohne weitere Nachforschungen anzusteilen, dem 
B. die Stelle an, der am 12. August 1910 in G. eintraf und von Dr. B., soweit 
es möglich war, mit dessen Patienten bekannt gemacht wurde. Als kurz 
nach der Ankunft des B. an ihn gerichtete Postsachen eintrafen, die an Dr. B. 
adressiert waren, erklärte B. auf Befragen des Dr. B., daß er zwar sein 
Doktorexamen noch nicht gemacht habe, sich diesen Titel aber beilege, um 
das Exterieur zu wahren; Dr. B. war auch damit einverstanden. Vom 
16. bis zum 29. August war Dr. B. dann bei seiner Matter, nicht ohne den B. 
vor seiner Abreise darauf aufmerksam gemacht zu haben, nicht mit dem 
zweiten Arzt in G., Dr. T., gesellschaftlich zu verkehren. Am 27. August 
1910 erhielt B. vom Bezirksamt die Aufforderung, Beine Vertretung anzuzeigen 
und seine Approbation einzaschicken. Beides unterblieb aber, nachdem B. 
sich mit Dr. B. in Verbindung gesetzt hatte. Kurz vor der Bttckkunft des 
Dr. B. kam ein Mann aus der Umgegend mit seinem dreijährigen Knaben, 
dessen Faß von einem Göpelwerk zermalmt worden war, zu B. in die Sprech« 
stunde. Dieser legte zunächst, um das Blut zu stillen, am Oberschenkel einen 
Esmarch’schen Verband an, sodann den Faß in eine Schiene und entließ 
den Patienten, nachdem er den Oberschenkelverband wieder entfernt und ein 
Bezept ausgestellt hatte, mit der Weisung, nach Hause zu fahren; er werde 
am folgenden Tage kommen. In einer Gastwirtschaft, in der der Vater mit 
dem Knaben eingekehrt war, bemerkte er, daß sein Kind durch den Verband 
blutete und begab sich zu dem zweiten Arzt Dr. T., der jedoch unter Hinweis 
auf den unter Aerzten bestehenden Brauch die Behandlung ablehnte und den 
Patienten wieder an „Dr. R.“ verwies zwecks sofortiger Anlegung eines neuen 
Verbandes (B. hatto sich dem Dr. T. kars zuvor als Dr. B. vorgestellt und 
in diesem gleichfalls den Glauben erweckt, er sei ein approbierter Arzt). 
B. legte nunmehr, nachdem er den alten Verband gelöst und einige Sehnen 
an dem verletzten Fuße durchtrennt hatte, in gleicher Weise wie vorher zwei 
Verbände an, beließ aber diesmal auch die Esmarch’sche Binde am Ober* 
Schenkel und wies den Vater an, G. nicht zu verlassen, da er noch an demselben 
Abend nach der Rückkehr des Dr. B. mit diesem zu einer Operation schreiten 
werde. Der Vater begab sich mit dem Kinde in die Wohnung einer Kranken¬ 
schwester. Auf dem Rückwege zum Arzte am Abend verstarb dann das Kind 
infolge Verblutung; schon das Bett war beim Heraasnehmen des Kindes von 
Blut darchtränkt gewesen. N un wurde Klage beim LandgerichtinL. gegen 
den Vater, den Vertreter B. und Dr. B. wegen fahrlässiger Tötung erhoben. 
Ersterer wurde zu 14 Tagen Gefängnis verurteilt, B. zu 4 Wochen Gefängnis 
sowie wegen unaulässiger Führung des Doktortitels zu einer Geldstrafe und 
Dr. B. zu einer Woche Gefängnis. Dr. B. habe, wie in der Anklage ansgeflUirt 
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wurde, die Vertretung entgegen den für Bayern geltenden getzlichen Vorschriften 
einem nicht approbierten Arzt Oberlassen, ohne dessen Qualifikation zu prüfen; 
er habe geduldet, daß R. za Unrecht den Doktortitel führte, and dzdarch »ach 
veranlaßt, daß der zweite Arzt Dr. T., am nicht in die Behandlung seines ver¬ 
meintlich erfahrenen stellvertretenden Kollegen einzagreifen, die weitere 
Behandlung des Knaben ablehnte. In der Haaptverhandlang bestritt Dr. B., 
daß der Tod des Knaben anbedingt darch Verblutung eingetreten sein müsse. 
Dies warde aber als widerlegt erachtet und festgestellt, daß der Verband in 
ungenügender Weise angelegt worden war and daß das Eintreten des Todes 
hätte verhindert werden können, wenn bei Anlegung des zweiten Verbandes 
eine Operation vorgenommen wäre and die Adern unterbanden worden wären. 
Weiter bestritt Dr. B., sich hei Bestellung des B. einer Fahrlässigkeit schuldig 
gemaoht zu haben. Das Gericht war jedoch der Ansicht, daß jeder Arzt sich 
vor Anstellung eines Vertreters vergewissern müsse, ob er die nötigen 
Fähigkeiten besitze. Das entspreche einer beruflichen SorgfaltBpflicht. Dr. B. 
hätte Zeugnisse verlangen müssen oder bei dem Arzt, den B. schon vertreten 
haben wollte, Erkundigungen einziehen oder aber selbst die Fähigkeiten des 
B. prüfen müssen. Er habe aber alles dies unterlassen und so grob fahrlässig 
gehandelt einmal durch die Anstellung des R., sodann dadurch, daß er Ihm 
nicht ermöglichte, in schweren Fällen einen erfahrenen Arzt hinzuzuziehen 
und endlich dadurch, daß er zugelassen habe, daß B. den Doktortitel führte 
und so das Publikum wie Dr. T., den zweiten Arzt in G., täuschte. Damit 
Labe Dr. B. eine der wesentlichsten Bedingungen für den Tod des Kindes 
gesetzt, der durch die unsachgemäße Behandlung seines Vertreters herbei« 
geführt worden sei. Da auch der eingetretene Erfolg vom Angeklagten hätte 
vorausgesehen werden können, sei er wegen fahrlässiger Tötung zu einer 
Woche Gefängnis zu verurteilen. Dr. B. legte Revision gegen dieses Urteil 
beim Reichsgericht ein und rügte Verletzung des formellen wie des materiellen 
Rechts. Der höchste Gerichtshof verwarf indessen das Rechtsmittel als 
unbegründet. Wenn ein Arzt mit seinem Kollegen am Orte nicht gut stehe 
und diesem seine Vertretung nicht überlassen wollte, müsse er für einen 
vollwertigen Vertreter sorgen und dieser müsse mindestens das Examen 
bestanden haben und dürfe nicht das Publikum durch unrechtmäßige Führung 
des Doktortitels täuschen. 


Die Annahme einer Aufforderung zur Vernähme einer Abtreibung 
ist alz Versnob der Abtreibung strafbar, auch wenn diese selbst unter« 
bleibt. Urteil des Reichsgerichts (II. 8tr.-8.) vom 28. März 1911. 

Die bereits vorbestrafte Ehefrau Berta K. hielt sich im September 1910 
in Rixdorl bei Berlin auf, wo sie angeblich das Gewerbe einer Masseurin be¬ 
trieb, und ließ allenthalben auf den Straßen Zettel verteilen, auf denen sie 
sich als „geprüfte Masseurin* anpries und für einen von ihr vertriebenen 
hygienischen Artikel zum Frauenschutz Reklame machte. Wegen dieser 
letzteren Ankündigung wurde gegen sie beim Landgericht Berlin II wegen 
dem Publikum gemachter Anpreisung von Gegenständen, die zu unzüchtigem 
Gebrauche bestimmt sind, Klage erhoben. Gleichzeitig war das Strafverfahren 
gegen sie und zwei andere Angeklagte — einen Handelsschüler, wie einen 
Reisenden — eröffnet worden. Da die EL sich eines Vergehens gegen den 
sogenannten Duchesne- Paragraphen (§ 49 a des Strafgesetzbuches) schuldig 
gemacht habe, indem sie die Aulforderung zur Vornahme einer Abtreibung an 
der Geliebten des Handelsschülers annahm und dafür sich Vorteile, nämlich 
die Zahlung von 170 Mark gewähren ließ. Trotzdem die Abtreibung selbst 
unterblieb und die K. später BOgar davon abriet, ja selbst den Eltern des 
Mädchens Mitteilung machte, nahm das Gericht auf Grund der Beweisaufnahme 
doch an, daß es der Angeklagten zunächst mit der Uebernahme der Abtreibung 
Ernst gewesen sei und verurteilte sie wegen der beiden ihr zur Last gelegten 
Delikte zu einer Gesamtstrafe von 10 Monaten Gefängnis. Ihre Revision beim 
Reichsgericht wurde vom höchsten Gerichtshof als unbegründet vert 
worfen. Es sei tatsächlich festgestellt, daß sie zur Vornahme der Abtreibung 
ernstlich entschlossen gewesen sei; auch die Verurteilung wegen der An¬ 
preisung der zu unzüchtigem Gebrauche bestimmten Gegenstände lasse keinen 
Rechtsirrtum erkennen. 
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Frosteelfe lat dem freien Verkehr fiberlauen. Urteil dea Ober- 
landeagericbta (Str.-S.) in Nanmbnrg vom 8. April 1911. 

Der Vorderrichter nimmt an, daß die Frostseile nicht ala „Seile* oder 
ala „Zubereitung“ zur Herstellung ron „Bädern* angesehen werden könne, 
da die Seile den in der Flüssigkeit enthaltenen Medikamenten nur zu dem 
Zwecke hinzugesetzt sei, um das Gesetz zu umgehen, und da du Mittel 
nicht bloß zur Herstellung von Bädern, sondern anch durch Aufstreichen 
aul die schadhalten Körperstellen verwendet werden könne, anch hier also 
die Anlachrilt nur zur Umgehung des Gesetzes dienen solle. Da aber alle 
flüssigen Gemische, auch wenn sie heilkräftige Stoffe enthalten, als Heilmittel 
dann außerhalb der Apotheken yertrteben werden können, wenn sie als Zube¬ 
reitungen zur Herstellung von Bädern oder als Seilen znm äußerlichen 
Gebrauche in den Handel gebracht werden, so würde im vorliegenden Falle 
von einer Umgehung des Gesetzes nur dann die Bede sein können, wenn der 
Angeklagte die Frostseile ausdrücklich zu einer anderen Verwendungsart 
verkault hätte. Daß dies aber geschehen ist, dalür liegt kein Anhalt vor. 
Nach dem lestgestellten Sachverhalte liegt daher die dem Angeklagten zur 
Lut gelegte Uebertretung nicht vor. Deshalb mußte du angefochtene Urteil 
aulgehoben werden. Apothekerzeitung; 1911, Nr. 48. 


Verpflichtung einer Gemeinde zur Anlegung einer zentralen Wasser¬ 
leitung. Urteil des preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 
25. Februar 1910. 

Die angelochtene Verlügung 1 ) stützt sich auf § 85 du Reichsgesetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 80. Juni 1900, 
nach dessen Abs. 2 die Gemeinden verpflichtet sind, für die Beseitigung der 
gesundheitsgefährlichen Mißstände Sorge zu tragen, welche sich bei ihren 
Einrichtungen für Versorgung mit Trink- oder Wirtschaftswasser finden, und 
ferner nach Maßgabe ihrer Leistungsfähigkeit zur Herstellung von Einrichtungen 
zur Versorgung mit Trink- oder Wirtschaftswuser jederzeit angehalten werden 
können, sofern solche Einrichtungen zum Schutze gegen übertragbare Krank¬ 
heiten erforderlich sind. Nach § 12 des Preußischen Gesetzes, betreffend die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1905, sind die im 
Reichsgesetze und in dem Preußischen Gesetze den Polizeibehörden über¬ 
wiesenen Obliegenheiten von den Ortspolizeibehörden wahrcunebmen. Der 
Bürgermeister, dem nach § 108 der Gemeindeordnung für die Bheinprovinz 
vom 23. Juli 1845 die Polizeiverwaltung im Bttrgermeistereibezirke zusteht, 
war hiernach zu der Verfügung vom 31. Juli 1907 unter der Voraussetzung 
berechtigt, daß die Einrichtung einer Wasserleitung in M. zum Schutze gegen 
übertragbare Krankheiten erforderlich ist und daß die Auflage der Leistungs¬ 
fähigkeit der Gemeinde entspricht. Gegen seine Anordnung steht der in 
Anspruch genommenen Gemeinde nach § 12 Abs. 3 des Gesetzes vom 28. August 
1905 die Anfechtung mit den in den § 127 ff. des Landesverwaltungsgesetzes 
vom 30. Juli 1888 bezeichneten Rechtsmitteln zu. Die Gemeinde behauptet 
nun nicht, daß sie durch unrichtige Anwendung des bestehenden Hechtes 
verletzt sei, sondern stellt in Abrede, daß die tatsächlichen Voraussetzungen 
vorhanden seien, welche die Polizeibehörde zum Erlasse der Verfügung 
berechtigt haben würden. Nach feststehendem Grundsätze liegt der Klägerin 
der Beweis dafür ob, daß die Voraussetzungen Ihr ihre Inanspruchnahme 
fehlen; sie muß also dartun, daß die Wasserleitung nicht erforderlich ist und 
daß, wenn die3 dennoch angenommen wird, die Kosten dalür nicht ihrer 
Leistungsfähigkeit entsprechen. 

Der Versuch der Klägerin,' zu beweisen, daß in M. der Typhus, eine 
der nach § 6 des Gesetzes vom 28. August 1905 zu bekämpfenden übertrag¬ 
baren Krankheiten, nicht herrsche, muß nach dem Inhalte der vom Beklagten 


*) Der Gemeinde war durch die Ortspolizeibehörde aul Grund des § 35 
des Reichsseuchengesetzes vom 30. Juni 1900 bei Vermeidung der Zwangs¬ 
etatisierung die sofortige Anlegung einer zentralen Wasserleitung wegen 
endemischen Herrscbens des Typhus aufgegeben. Die dagegen erhobenen 
Beschwerden waren sowohl vom Landrat als vom Regierungspräsidenten 
als unbegründet zurückgewiesen. 
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eingereichten Akten als verfehlt bezeichnet werden. Selbst wenn die Zeugen, 
welche in der Klageschrift benannt sind, bestätigen würden, daß die dort 
erörterten Krankheitsfälle nicht Typhns gewesen seien, könnte dies gegenüber 
dem Ergebnisse der von sachkundiger Seite angeatellten Ermittelungen nicht 
berücksichtigt werden. Nach dem Berichte des Kreisarztes stebt fest, daß in 
den Jahren 1900 bis 1904 nach den Meldekarten zusammen 27 Typhusfälle in 
M. vorgekommen sind, nnd für 1907 sind nach dem Berichte des Landrats 
wiederum zwei Fälle nachgewiesen. Hierzu kommt, daß auch der Regierungs- 
und Medizinalrat der Regierung in T. auf Grund seiner örtlichen Ermittelungen 
im Jahre 1904 berichtet hat, M. sei seit Jahren Typhusort, und daß der 
Beichskommissar für die Typbusbekämpfung im Südweaten des Reiches im 
Jahre 1906 M. als einen Ort bezeichnet, in welchen der Typhus endemisch sei. 
Mögen auch, wie die Klägerin versichert hat, in den letzten Jahren Typhus- 
fälle nicht mehr vorgekommen sein, so läßt sich daraus nicht im Gegensätze 
zu den Gutachtern folgern, daß keine Gefahr der Wiederholung des Auftretens 
der Krankheit mehr vorliege. Danach bedürfen die Einwohner von M. des 
Schutzes gegen den Typhus, dessen Oebertragbarkeit notorisch ist. 

Weiter war zu prüfen, ob dieser Schutz wirksam nur gewährt werden 
kann durch Herstellung einer Einrichtung zur Versorgung der Gemeinde mit 
Trink- oder Wirtschaftswasser. Auch dies ist in der Klage mit Unrecht 
bestritten worden. Sowohl der Medizinalreferent der Regierung in T. als auch 
der Kreisarzt haben die Versorgung Ms. mit Trinkwasser wegen der schlechten 
Beschaffenheit der Brunnen als sehr bedenklich bezeichnet und der Kreisarzt 
findet darin die Erklärung für das Herrschen des Typhus. Ueber die Be¬ 
schaffenheit der Brunnen ergibt der Bericht des Bürgermeisters vom 31. August 
1907 die charakteristische Tatsache, daß von 175 Häusern nur 16 Brunnen 
haben, welche abgesehen von Regenzeiten meist genießbares Wasser geben, 
und daß die Bewohner einer großen Zahl von Häusern darauf angewiesen 
sind, ihren Bedarf an Trinkwasser aus offenen Wasserläufen (dem Enzbache, 
Seitenbächen und ungefaßten Quellen) zu decken. Der Reichskommissar für 
die Typhusbekämpfung hat sich deshalb überzeugend dahin ausgesprochen, 
daß auf eine Ausrottung des endemischen Typhus nicht zu rechnen sei, ehe nicht 
die jetzt zur Trinkwassergewinnung dienenden offenen Ziehbrunnen verschwänden. 

Daß der hiernach unzweifelhaft notwendige Schatz degen die Typhus¬ 
gefahr nur durch eine an die Stelle der Brunnen und sonstigen Wasser, 
entnahmestellen tretende Zentralwasserleitung wirksam gewonnen werden 
kann, durch die vom Gemeinderat angebotene Errichtung von vier bis fünf 
öffentlichen Kesselbrunnen aber nicht zu erreichen ist, ergeben die in den 
Vorgängen betindlichen Darlegungen des Bürgermeisters. Die Ortschaft M. 
dehnt sich etwa 1500 m weit aus nnd besteht aus zerstreut liegenden Häuser- 
gruppen, so daß nur vier bis fünf Kesselbmnnen dem Bedürfnisse der Wasser¬ 
versorgung schon darum nicht entsprechen würden, weil die Entfernung 
zwischen den Wohnstätten und den Wassorentnahmcstellen bei weitem zu 
groß wäre. Da die Gemeinde innerhalb der Ortschaft keine verfügbaren 
Grundstücke besitzt, käme außerdem in Frage, ob die für die Anlegung der 
Brunnen geeigneten Stellen überhaupt beschafft werden können. Nach Be¬ 
seitigung dieses Hindernisses würden endlich die eigentümlichen Boden- und 
Grundwasserverhältnisse es zweifelhaft machen, ob mit Hilfe von Kesselbrunnen 
einwandfreies Trinkwasser zu gewinnen wäre. Das Grnndwasser hat, besonders 
im Oberdorf, einen sehr hohen Stand; über der Geröllschicht, in der sich das 
Grundwasser findet, lagert eine auf manchen Stellen sehr dünne durchlässige 
Humusschicht, so daß die Verunreinigung des Orundwassers iufolge des 
Durchsickerns der Humusschicht wahrscheinlich ist. Die Kesselbrunuen müßten 
daher sehr tief in die Grundwassersehicht hineingebant werden, bis eine 
undurchlässige Bodenschicht erreicht wäre; sie müßten ferner undurchlässig 
hergestellt werden, was bei dem überstarken Andrang und Drucke des Grund¬ 
wassers schwor ausführbar sein würde. Unter diesen Umständen läßt sich 
nicht die Ueberzeugung gewinnen, daß Kesselbrunuen, selbst wenn sie in aus¬ 
reichender Anzahl angelegt wttrden, dieselbe Gewähr für die Versorgung des 
ganzen Ortes mit gesundem Trinkwasser bieten würden, wie die Errichtung 
einer Quellwasserleitung und daß der Klägerin geringere Kosten erwachsen 
wttrden, wenn an Stelle der letzteren die Anlegung von Kesselbrunnen 
gestattet würde. 
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Die Klägerin hat freilich gemeint, auch die geförderte Zentralwasser- 
leitang werde kein einwandfreies Wasser liefern, ein Einwand, der rechtlich 
von Belang sein würde, weil er darauf hin ans läuft, daß die poliseiliche Auf* 
läge geraden sachwidrig sei. Indessen sind die geäußerten Bedenken tat« 
sächlich unbegründet; denn die Qaelle, welche die Zentralleitung su speisen 
bestimmt ist, führt nach dem Gutachten des Kreisarztes vom 12. Dezember 
1904 ein nach seinen physikalischen und chemischen Eigenschaften „sehr gutes* 
Wasser; sie entspringt 1400 m vom Dorfe entfernt aus dem Sandsteingebirge 
und ist nach ihrem Ursprünge wie nach ihrer Umgebung der Gefahr einer 
Verunreinigung nicht ausgesetzt. Auch die vom Apotheker K. in B. vorge¬ 
nommene Untersuchung des Wassers hat ergeben, daß es färb- und geruchlos, 
klar und ohne Bodensatz ist, an Schwefelsäure, Ammoniak, Salpetersäure 
keine, an Chlor nur quantitativ nicht zu bestimmende Spuren und an 
organischen Substanzen nur geringe Mengen, weder Eisen noch sonst schwere 
Metalle enthält und nach seinem chemischen Befund als ein gutes Trinkwasser 
für Menschen und Vieh zu bezeichnen ist. Was die Ergiebigkeit der Qaelle 
betrifft, so beläuft sie sich nach der Feststellung des Kreisarztes selbst in 
der trockenen Jahreszeit auf 3 Liter für die Sekunde, mithin auf 259200 Liter 
für den Tag, während der tägliche Wasserbedarf in M. höchstens auf 75000 
Liter zu schätzen ist. Der Ueberschuß an Wasser würde, wie der Bürger¬ 
meister erklärt hat, für die beiden Mühlen hinreiche», die zwar nicht nach 
seiner Ansicht, wohl aber nach dem Standpunkte der Klägerin Anspruch auf 
die Zuflüsse aus der Qaelle haben. Somit ergeben sich nach keiner Bichtuag 
Bedenken gegen die Beschaffenheit und Ergiebigkeit der für die Zentralleitung 
in Aussicht genommenen Qaelle im Konert. 

Dennoch würde die Gemeinde zur Herstellung der ZentralwaBserleitung 
nicht angehalten werden dürfen, wenn es richtig wäre, daß diese Auflage, wie 
sie behauptet, über ihre Leistungsfähigkeit hinausgeht. Im allgemeinen hat 
zwar der Verwaltungsrichter bei der Entscheidung über die Bechtmäßigkeit 
polizeilicher Verfügungen nicht zu prüfen, ob der Pflichtige nach seiner Ver¬ 
mögenslage imstande ist, der polizeilichen Auflage Genüge zu leisten, weil 
diese Frage wesentlich dem im Verwaltungsstreitverfahren nicht zu erörternden 
Gebiete der Zweckmäßigkeit der Anordnung angehört. Anders liegt dagegen 
die Sache bei den auf § 35 des Bcichsgesetzes vom 30. Jani 1900 gestützten 
polizeilichen Anforderungen, weil hier aus der Entstehungsgeschichte des 
Gesetzes folgt, daß die Leistungsfähigkeit der in Anspruch genommenen 
Gemeinde eine besondere tatsächliche Voraussetzung für ihre Inanspruchnahme 
sein soll. Nach der Begründung des Gesetzentwurfes ist das in § 35 Abs. 3 
vorgesehene, dem Landesrechte vorbehaltene Verfahren, in welchem über die 
gegen die Gemeinden znlässigen Anordnungen entschieden werden soll, auch 
dazu bestimmt, die Gemeinden vor einer etwaigen Ueberlastung zu bewahren 
und ihnen volles Gehör zu gewähren; darum soll die Entscheidung nicht 
lediglich nach medizinalpolizeilichen Gesichtspunkten, sondern nach Maßgabe 
der gesamten, durch die Frage berührten Interessen gefällt werden. Die 
Reichstagskommission schob in den Abs. 1 den Zusatz, „nach Maßgabe ihrer 
Leistungsfähigkeit“ in der Absicht ein, die Gemeinden vor Ueberbürdung zu 
schützen. Der so ergänzte § 35 wurde dann ohne Debatte nach den Be¬ 
schlüssen der Kommission angenommen. Niemals ist zur Sprache gekommen, 
daß das Verfahren gemäß Abs. 3 nicht bestimmt sei, anch die Frage zu 
entscheiden, ob die in Anspruch genommene Gemeinde die ihr angesonnene 
Herrichtung zu leisten vermöge. Da das Verfahren ihr ausdrücklich auch 
zum Schutze gegen Ueberbürdung gewährt worden ist, mnß daher angenommen 
werden, daß die Leistungsfähigkeit neben den sonstigen tatsächlichen Voraus¬ 
setzungen für das Verlangen der Polizeibehörde als eine besondere selbst¬ 
ständig zu prüfende Voraussetzung betrachtet worden ist nnd nunmehr vom 
Verwaltungsrichter festzustellen ist. Uebrigens stehen die Beschwerdeinstanzen 
offenbar gleichfalls auf dem Standpunkte, daß die klagende Gemeinde nur 
unter der Voraussetzung ihrer Leisungsfähigkeit für verpflichtet erachtet 
werden kann, die geplante Zentralwasserleitung herzustellen, da sie die 
Finanzierung des Unternehmens und deren Verhältnis zur Vermögenslage 
der Gemeinde eingehend erörtert und mit zur Grundlage der Entscheidung 
gemacht haben. 
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In tatsächlicher Beziehung haben die vom Gerichtshöfe veranloßten 
Erhebungen schließlich dazu geführt, daß entgegen dem Vorbringen der 
klagenden Gemeinde ihre Leistungsfähigkeit bejaht werden mußte. 

Da somit nach allen Richtungen hin die tatsächlichen Voraussetzungen 
für die an sich rechtlich zulässige Verfügung des Bürgermeisters vom 81. Juli 
1907 vorliegen, mußte die Eloge zurückgewiesen und die Klägerin noch § 103 
des Landesrerwoltungsgesetzes Tom 30. Juli 1883 zur Tragung der Kosten 
verurteilt werden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutnohez Belob. 

. Beseitigung von Tierkadavern. Gesetz vom 17. Juni 1911. 

/ § 1. Die Kadaver oder Kadaverteile aller gefallenen oder getüteten 

Pferde, Esel, Maultiere, Maulesel, Tiere des Rindergeschlechts, 8chweine, 
Schafe und Ziegen sind, soweit nicht ihre Verwertung -zugelassen wird, 
unschädlich zu beseitigen. 

Inwieweit und in welcher Weise eine Verwertung von Kadavern und 
Kadaverteilen zulässig ist, bestimmt der Bandesrat. 

g 2. Die unschädliche Beseitigung hat durch Vergraben an geeigneten 
Stellen za erfolgen, soweit sie nicht durch hohe Hitzegrade (Kochen oder 
Dämpfen bis zum Zerfalle der Weichteile, trockene Distillation, Verbrennen) 
oder auf chemischem Wege bis zur Auflösung der Weichteile geschieht. In 
letzteren Fällen künnen die gewonnenen Erzeugnisse als Futtermittel für 
Tiere, Düngemittel oder oder in anderer Weise, jedoch nicht zum Genosse für 
Menschen, verwendet werden. 

§ 3. Dem Landesrechte bleibt Vorbehalten, für die unschädliche Be* 
seitigung weitergehende Vorschriften als im § 1 Abs. 1 und im § 2 enthalten 
sind, za erlassen, sowie das Abdeckereiwesen einschl. des Betriebs der An¬ 
lagen zur gewerbsmäßigen Beseitigung oder Verarbeitung von Kadavern und 
tierischen Teilen in Abweichung von der Gewerbeordnung zu regeln. 

§ 4. Die Landesregierungen sind befugt, Vorschriften zur Ausführung 
der §§ 1, 2 za erlassen. Dabei können sie bestimmen, daß die Vorschriften 
dieses Gesetzes auch auf die Kadaver totgeborener Tiere und anderer Tier¬ 
arten als der im § 1 genannten Anwendung finden. 

§ 5. Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz sowie gegen die auf 
Grund der §§ 1, 8, 4 dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften werden mit Geld¬ 
strafe bis za einhandertfttnfzig Mark oder mit Haft bestraft. 

§ 6. Die Vorschriften über die Beseitigung von Tierkadavern, die 
in den Reichsgesetzen über die Bekämpfung der Rinderpest und anderer 
Viehseuchen sowie Über die Schlachtvieh- und Fleischbeschau und in den dam 
erlassenen oder noch zu erlassenen Ausführungsbestimmungen enthalten sind, 
bleiben unberührt. 

§ 7. Dieses Gesetz tritt gleichseitig mit dem Viehseuchengesetze vom 
26. Juni 1909 (Reichsgesetsbl. S. 519) in Kraft. 


B. Königreich Preassen. 

/ Warnung vor dem Trunksuchtamlttel Alcola. Erlaß des Ministers 
des Innern vom 30. Mai 1911 — M 1139 — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Der Kaiserlich Deutsche Konsul in Chicago hat neuerdings auf ein von 
der Firma Physicians Cooperatioe Association in Chicago ver¬ 
triebenes angebliches Truaksachtsheilmittel „Alcola* aufmerksam gemacht. 
Die zar Heilung der Trunksucht empfohlenen Präparate „Alcola* werden in 
aufdringlicher Weise angeboten. Ein Teil der Präparate besteht nach einer 
Analyse des Prof. Carl Th. Mörner in Stockholm aas Brecbsteinwein; nach 
einer Warnung des Stadtpolizeiamts in Stuttgart vom 17. Oktober 1910 
(Veröffentl. des Kaiserlichen Gesundheitsamts 1911, S. 24) enthält „Alcola* 
neben anderen Stoffen auch Strychnin. Der für das Trunksuchtsmittel geforderte 
Preis von 20 Mark ist übertrieben hoch. 

Euere pp. ersuche ich ergebenst, die Bevölkerung von dem Ankauf und 
m Gebrauch der Alkoholpräparate öffentlich zu warnen. 
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' Zusammenstellung m Aufgaben für die Prüfungen der Apotheker* 
gehllfen. Erlaß des Ministers des Innern vom 19. Juni 1911 
— M. 17338. II. Ang. — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Das am 1. Januar 1911 in Geltung getretene Deutsche Arzneibuch, 
6. Ausgabe 1910, hat eine Aen/lerung der Aufgabensammlung notwendig ge¬ 
macht, welche gemäß §§ 9 und 10 der Prüfungsordnung für Apotheker vom 
18. Mai 1904 in der pharmazeutischen Vorprüfung zu benutzen ist. 
Zusammenstellung von Aufgaben für die Prüfung der Apotheker* 

gehilfen. 

L Pharmazeutische Chemie. 


Acetum et Acidum aceticum. 

Aqua chlorata et Chloralum hydratum. 

Acidum arsenicosum et Liquor Kalii 

Bismutum et ejus salia. 

arsenicosi. 

Calcium et ejus salia. 

Acidum benzo'icum. 

Chinin um et ejus salia. 

Acidum boricum et Borax. 

Chloroformium et Jodoforulium. 

Acidum carbolicum et Kreosotum. 

Cuprum et ejus salia. 

Acidum hydrochloricum. 

Emplastra et 8aponea. 

Acidum hydrocyanicum, Apua Amyg- 

Ferrum et ejus salia. 

dalarum amararum et Oleum Amyg- 

Glycerinum. 

dalarum aethereum. 

Hydrargyrum et ejus salia. 

Acidum nitricum. 

Jodum et ejus salia. 

Acidum phosphoricum. 

Kalium et ejus salia. 

Acidum salicylicum. 

Lithargyrum et Minium. 

Acidum sulforicum. 

Magnesium et ejus salia. 

Acidum tartaricum et Tartarus depu- 

Natrium et ejus salia. 

ratus. 

Plumbum et ejus salia. 

Aether et Aether aceticus. 

Spiritus. 

Ammonium bromatum, Kalium broma* 

Sulfur. 

tum, Natrium bromatum. 

Zincum et ejus salia. 

IL Botanik und Pharmakognosie. 

Adeps st Sebum. 

Myrrha. 

Amylum et Dextrinum. 

Oleum Amygdalarum. 

Baisamum peruvianum. 

Oleum Jecons Aselli. 

Benzoe. 

Oleum Bidni. 

Camphora. 

Oleum Sinapis. 

Cetaceum. 

Opium. 

Cortex Chinae. 

Badix Althaeae. 

Crocus. 

Badix Gentianae. 

Flores Arnicae. 

Badix Ipecacuanhae. 

Flores Chamomillae. 

Badix Lipuiritiae. 

Flores Koso. 

Badix Sarsaparillae. 

Flores SambucL 

Badix Senegae. 

Flores Verbasd. 

Badix Valerianae. 

Folia Digitalis. 

Bhizoma Calami. 

Folia Hyoscyami. 

Bhizoma Filids. 

Folia Menthae piperitae. 

Bhizoma Bhei. 

Folia Sennae. 

Saccharum et Saccharum Lactis. 

Foliae üvae Ursi. 

Secale cornutum. 

Fructus Anisi et Fruct-Foeniculi. 

Semen Lini. 

Fructus Juniperi. 

Semen Sinapis. 

Gummi arabicum. 

Semen Strychni. 

Lycopodium. 

Tubera Jalapae. 

Manna. 

Tubera Salep. 

III. Physik. 

Thermometer. 

Adhäsion. Kohäsion. 

Barometer. 

Mikroskop. 

Wagen. 

Dampfmanchine. 

Spezifisches Gewicht. 

Luftpumpe. 

Freier Fall der Kürper. 

Aggregatzustände der Kürper. 

Elektrizität. 

Polarisation. 

Magnetismus. 

Apparate zur Maaß*Analyse. 

Wärme. 

Telephon und Telegraph. 
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IV. Galenisch 

Aqua Calcariae. 

Aqaa Foeniculi. 

Aqaa Menthae piperitae. 

Caprum alaminatum. 

Electuarium e Senna. 

Emplastrum Cantharidom ordinarium. 
Emplastrum Cantharidom perpetuum. 
Emplastrum fuscum camphoratum. 
Emplastrum Hydrargyri. 

Emplastrum Lithargyri. 

Emplastrum Lithargyri compositum. 
Emplastrum saponatum. 

Emulsio Olei Jecoris Aselli. 

Infusum Sennae compositum. 

V. Pharmazeutisch- 
Acidum benzo'icum. 

Aqua chlorata. 

Aqaa hydrosulfurata. 

Bismutum subgallicum. 

Bismutum subnitricum. 

Ferrum sulfuricum. 

Hydrargyrum bjjodatum. 

Hydrargyrum ozydatum via humida 

paratum. yL chemische Pri 
Acetanilidum. 

Acidum aceticum. 

Acidum benzo'icum. 

Acidum boricum. 

Acidum carbolicum. 

Acidum citricum. 

Acidum hydrochloricum. 

Acidum nitricum. 

Acidum phosphoricum. 

Acidam salicylicum. 

Acidum sulfuricum. 

Acidam tannicum. 

Acidam tartaricum. 

Aether. 

Aether aceticus. 

Ammonium bromatum. 

Ammonium chloratum. 

Aqua Amygdalarum amararum. 

Aqaa chlorata. 

Baisamum Copaivae. 

Baisamum peruvi&num. 

Bismutum subgallicum. 

Bismutum subnitricum. 

Bismutum subsalicylicum. 
Bromoformium. 

Calcaria chlorata. 

Calcium phosphoricum. 

Chininum ferro-citricum. 

Cbininom tannicum. 

Chloratum formamidatum. 

Chloralum hydratum. 

Chloroformium. 

Coca'inam hydrochlocicum. 

Codeinum phosphoricum. 

Ferrum lacticum. 

Ferrara pnl*eratuin. 


e Zubereitungen. 

Liquor Ammonli anisatus. 

Sirupus Althaeae. 

Sirupus Amygdalarum. 

Tinctura Jodi. 

Tinctura Bhei aqaosa. 

Unguentum diachylon. 

Unguentum QlycerinL 
Unguentum Hydrargyri rubrum. 
Unguentam Kalii jodati. 

Unguentum leniens. 

Unguentum Paraffin!. 

Unguentam Zind. 

Vinum camphoratum. 

Chemi8che-Praeparate. 

Hydrargyrum praecipitatum album. 
Liquor Kalii acetici. 

Liqaor Kalii arsenieosi. 

Liquor Kalii carbonid. 

Liqaor Plambi sabacetid. 

Miztura sulfuria adda. 

Sapo kalinus. 

Sirupus Ferri jodati. 

iparate nur Prüfung. 

Ferrum reductum. 

Glycerinum. 

Hydrargyrum bi jodatum. 

Hydrargyrum chloratum. 

Hydrargyrum ozydatum. 

Hydrargyrum praedpitatum album. 
Jodoformium. 

Kalium bromatum. 

Kalium carbonicum. 

Kalium chloricum. 

Kalium jodatum. 

Kalium nitricum. 

Kreo 80 tum. 

Liqaor Ammonii caustid. 

Liqaor Ferri seeqaichlorati. 

Liqaor Kalii arsenieosi. 

Magnesia usta. 

Magnesium carbonicum. 

Morphium hydrochloricum. 

Natrium bicarbonicum. 

Natricum bromatum. 

Natrium nitrienm. 

Natrium sulfuricum. 

Phenacetinnm. 

Phenylum salicylicum. 

Pyrazolonnm phcnyldimethylicum. 
Pyrazolonum phenyldimetbylicum sali- 
cylicura. 

Stibiam snlfuratum aurantiacum. 
Sulfur praecipitatum. 

Tartarus depuratus. 

Tartarus natroDatus. 

Tartarus stibiatus. 

Zincum ozydatum. 

Zincum sulfuricum. 


Redaktion: Geh. Med.*Bat Prot i)r.Bapmaod, Beg.- a. Med.-Bat in MindenL W. 
J. 0. 0. Brom, Heriofl. flichj. n. r&rtll. Sch.-L. Hofbnobdrackere! in Minden. 
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Rechtsprechung. 

Begriff Sronkudel mit Arzneien. Urteil des Oberlandes¬ 
gerichts Stuttgart vom 11. August 1910. 

»Die Beurteilung des EinielfaUes hat unter Berücksichtigung aller 
Umstände, spezieU der Verhältnisse in dem betreffenden Warenzweig, der 
Qaaatität und Beschaffenheit der Ware, der Form des Geschäftes, der Art 
und des Umfanges des Handelsbetriebes, des Gesamtcharakters, des Gewerbe¬ 
betriebes des Verkäufers, z. B. in Absicht auf Ausdehnung des Absatzes über 
ein größeres oder ein kleineres Gebiet, auf SteUung der Preise als Engros* 
oder Endetailpreise, auf Halten eines Magazins oder Ladens, weiterhin unter 
Berücksichtigung der Wiederverwendung der gelieferten Ware, ebenso der 
Eigenschaft oder des Berufs der Abnehmer usw. in der Bichtung zu erfolgen, 
ob die gewöhnlichen Kriterien des Großhandels oder die des Kleinhandels' 
vorwiegend vorhanden sind. ZweifeUos kann nicht jeder zum alleinigen Zweck 
des Zwischenhandels erfolgte Verkauf an einen Zwischenhändler als erlaubter 
Großhandel gelten und ebensowenig etwa jeder Verkauf an die zum Vertrieb 
berechtigten Apotheken, vielmehr dieser auch nur dann, wenn der Handel 
wirklich im großen betrieben wird. 

Auch ist zu beachten, daß dieselbe Person gleichzeitig Groß* und Klein* 
handel treiben kann. 

Ein Großhandel mit Arzneien wird allerdings hiernach im allge¬ 
meinen und in der Hegel vorliegen bei einem Handel zwischen Verkäufer und 
Zwischenhändler, nicht zwischen Verkäufer und Konsumenten mit größeren, 
d. h. mit solchen Warenmengen, welche von den Konsumenten zur Befriedigung 
eines augenblicklichen Bedürfnisses nicht gekauft zu werden pflegen. Allein 
der Absatz an Konsumenten kann sich nach der Besonderheit des Falles, in 
Beachtung der oben erwähnten verschiedenen Umstände auch als Großhandel 
darstelien, wie dies ebenso in einem preußischen Ministerialerlaß vom 29. Sep¬ 
tember 1881 und in einem sächsischen Ministerialerlaß vom 19. Januar 1889 
ausgesprochen ist; aber dies trifft nicht ohne weiteres bloß deshalb zu, weil 
der kaufende Konsument mit einer sein augenblickliches Bedürfnis über¬ 
sehreitenden Quantität auch einen künftigen Bedarf seines Haushalts deckt. 

Der gesetzgeberische Zweck, der den Kleinhandel mit Arzneien und 
Heilmitteln den Apotheken Vorbehalten hat, aber anch nur ihn unter Frei¬ 
lassung des Großhandels, war zweifellos auf den Schutz des Publikums vor 
den Gefahren gerichtet die aus einer sachunkundigen oder nur auf schwindel¬ 
hafte Ausbeutung des Publikums berechneten Behandlung arzneilich wirksamer 
Stoffe und Zubereitungen erwachsen können, ln der für den Beruf des Apo¬ 
thekers erforderlichen Ausbildung wurde die wünschenswerte Garantie gegen 
jene Gefährdung vom Gesetzgeber gesehen und wohl als Aujuivalent für die 
Erwerbung jener Garantien die in solchem Monopol liegende pekuniäre Bevor¬ 
zugung der Apotheker gewährt, wobei zugleich durch Freigabe des Groß¬ 
handels ausgesprochen wurde, daß bei diesem die erforderlichen Garantien für 
den Schutz des Publikums nicht ermangeln und der Großhandel mit Arzneien 
ohne Schaden auch Nichtapothekern überlassen bleiben könne. 

Von denselben Grundsätzen, wie vorstehend vertreten, ist nun aber der 
Vorrichter bei seiner Auslegung des Rechtsbegriffs Großhandel und bei der 
Anwendung auf den vorliegenden Fall ersichtlich ausgegangen. 


Die allgemeine Abgabe von Arzneimitteln) die dem freien Verkehr 
entzogen sind, auch Arzneimittel von homöopathischen Yerelnea an Ter- 
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elnsmltglieder Ist unzulässig; dagegen ist die Vermittelung tob Be¬ 
stellungen an eine Apotheke and die vorläufige Aufbewahrung der 
besogenen Armelmitteln bis lum Mitnehmen seitens der Besteller nicht 
strafbar. Urteil des Oberlandesgerichts (Str.-S.) Düsseldorf vom 
13. Mars 1911. 

Mach den Feststellungen des Vorderrichters 1 ) sind die Angeklagten 
Vorstandsmitglieder oder „Schrankverwalter “ eines Homöopathischen Vereins, 
dessen Zweck es ist, jedem Mitglied den für seinen Hausbedarf erforderlichen 
Vorrat an homöopathischen Arzneimitteln za verschaffen. Die Mitglieder 
bestellen ihren Bedarf beim Vorstand unter gleichzeitiger Entrichtung des 
Kaufpreises. Der Vorstand sammelt die Bestellungen und laßt die Gesamt¬ 
lieferung aus der Zentral-Apotheke in Leipzig oder aus der Dr. M a u c k sehen 
Apotheke in Göppingen fttr den Verein kommen. Jeder Verein hat einen 
Arzneischrank, in welchem der Schrankverwalter — d. b. ein mit der Ver¬ 
waltung der Arzneien .beauftragtes Vorstandsmitglied — die Heilmittel unter¬ 
bringt, ohne sie mit dem Namen der Besteller zu versehen oder sie in sonstiger 
Weise nach den Bestellern abzugrenzen. Er ist beauftragt, den Bestellern 
diese Mittel in den von ihnen gewünschten Mengen je nach Bedarf absugeben. 
Werden Mittel nicht abgeholt oder scheiden Mitglieder ans dem Verein aus, 
so werden die hiernach Übrig gebliebenen Mittel an andere Mitglieder gegen 
Bezahlung geliefert. 

Weiter hat der Vorderrichter festgestellt, daß alle Angeklagten Mittel 
auch an solche Vereinsmitglieder abgegeben haben, die das betreffende Mittel 
nicht bestellt haben. 

Endlich ist festgestellt, daß su den verabreichten Mitteln große Mengen 
solcher Heilmitteln gehören, die unter die Nr. 4, 5, 9 und 10 Verzeichnisses A 
der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 fallen und demnach außer¬ 
halb der Apotheken nicht feilgehalten oder verkauft werden dürfen, wie die 
sämtlichen Angeklagten auch angegeben haben, solche Heilmittel den Vereins¬ 
mitgliedern geliefert zn haben. 

Hiernach konnte ohne Bechtairrtnm angenommen werden, daß alle 
Angeklagte dem § 367 Nr. 3 Str.-G.-B. zuwider ohne polizeiliche Erlaubnis 
Arzneien mit denen der Handel nicht freigegeben ist, an andere überlassen 
zu haben. 

Wie der Vorderrichter zutreffend auBführt, ist es allerdings erforderlich, 
daß durch die Ueberlassung der tatsächlichen Verfügungsgewalt an den 
Anderen das den fraglichen Handel entzogene Heilmittel bei dem arznei- 
bedürftigen Publikum zu dessen Gebrauch in Verkehr gebracht wird. Richtig 
ist auch, daß einem Inverkehrbringen durch die Angeklagten der Umstand 
nicht entgegensteht, daß Mittel durch den vorherigen Bezug im Großen aus 
den Zentralapotheken schon in Verkehr gebracht seien, dies schließt ein 
weiteres Inverkehrbringen derselben Heilmitteln im Kleinen nicht aus. Mit 
Recht ist weiter hervorgehoben, daß ein Verein der hier in Betracht kommenden 
Art keinen besonders engen, anf persönliche Fürsorge und Hülfe angewiesenen 
Kreis bildet, wie Ihn znm Beispiel eine Familie darstellt; diese Vereine sind 
vielmehr, wie die große Zahl der Mitglieder erkennen läßt, Zweckver¬ 
bände, die dem Gesetz zuwider die Abgabe von Arzneien im 
Kleinen an möglichst viele Personen unter Umgehung der 
Apotheken erstreben, wenn sie die Mittel im Großen auch von 
einer Apotheke beziehen. Grade dies will das Gesetz, wie 
der Vorderrichter mit Recht betont, verhindern. 


') Bei der Revision der Arzneiniederlagen von 9 homöopathischen 
Vereinen in Elberfeld wnrde festgestellt, daß ans den dortigen Beständen 
alle möglichen homöopathischen and allopathischen Arzneimittel auf Verlangen 
an die Mitglieder abgegeben worden. Der Bezog der Arzneimittel erfolgt 
engros von Schwabe-Leipzig, Manck-Göppingen nsw. — Der Amtsanwalt 
erließ zunächst einen Strafbefehl in Höhe von je 9 Mark eventl. 3 Tagen Haft. 
Hiergegen erhoben die verantwortlichen Leiter der einzelnen Drogenschränke 
beim Kgl. Schöffengericht Einspruch; gegen das anf Freisprechung lautende 
Orteil legte der Amtsanwalt Bernfang ein, die zur Verurteilung der Ange¬ 
klagten führte. 
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Iasofera geht der Vorderrichter allerdings za weit, als er ein in Ver¬ 
kehrbringen auch dann schon annimmt, wenn der Schrankyerwalter des Vereins 
ein Heilmittel lediglich demjenigen Vereinsmitglied verabfolgt, daß das 
betreffende Mittel bei ihm bestellt hat. In diesem Falle kann der Schrank- 
Verwalter doch wohl nar als Mittelperson angesehen werden, dessen sioh das 
Mitglied bedient, am das gewünschte Mittel aas der Zentralapotheke za 
erhalten. Hätten sieh die Vereine darauf beschränkt, die Heilmittel, wie sie 
von den einzelnen Mitgliedern bestellt waren, für diese kommen za lassen, 
and sie für so lange aufzubewahren, bis der jeweilige Bedarf eintritt, so wäre 
ihr Verhalten strafrechtlich nicht za beanstanden, da hierin noch kein Inver¬ 
kehrbringen erblickt werden kann. Denn alsdann lagen die Arzneien nicht 
zar Abgabe an ein beliebiges Vereinsmitglied im Schranke bereit, sondern sie 
standen nar dem jeweiligen Bestellern zar Verfügung, and dieser hat dann 
sein Mittel nicht vom Verein, sondern aas der Zentralapotheke bezogen. Eine 
Beschränkung der Abgabe lag allerdings des in Frage kommenden Vereins 
grundsätzlich fern; ihre Absicht war, wie aas den Feststellungen des Vorder¬ 
richters za entnehmen ist, darauf gerichtet, die Mittel auch an andere Mit¬ 
glieder als die Besteller abzageben. Diese Absicht ist nach bei allen Vereinen 
zar Ausführung gekommen. 

Die anderen Angeklagten, die solche Mittel nach an Nichtbesteller — 
und zwar gegen besondere Bezahlung, wie festgestellt ist, — verabfolgten, 
sind aber mit Recht bestraft worden. Wenn auch vielleicht der vom Vorder¬ 
richter aufgestellte Satz, daß alle Fragen zivilrechtlicher Natur aaszascheiden 
seien, so kann es doch im vorliegenden Falle die Angeklagten nicht entlasten, 
daß die Vereine zur Umgebung der gesetzlichen Schutz Vorschriften ein zivil¬ 
rechtliches Verhältnis geschaffen haben, dem zufolge die vom Vereine in 
Großen angeschafften Heilmittel im Miteigentum aller Vereinsmitglieder standen. 

Man braucht nicht anzunehmen, daß dieses Miteigentum etwa nur zom 
Scheine bestanden hätte. Auch wenn es, wie anzunehmen ist, zivilrechtlioh 
einwandfrei begründet worden war, hindert es nicht, daß der Vorstand des 
Vereins, insbesondere der Schrank Verwalter, die Heilmittel, die er verwaltet, 
dadurch in Verkehr brachte, daß er sie an Mitglieder abgab, wenn sich die 
Abgabe nicht auf die Besteller der einzelnen Mittel beschränkte. Das 
Miteigentum macht die Vereinsmitglieder nicht zu einem besonders engen, auf 
persönliche Fürsorge und Hülfe angewiesenen Kreis; anch ist unter Verkehr 
nicht nar ein handelsmäßiger Verkehr za verstehen, woraaf der Vorderrichter 
ebenfalls mit Recht hingewiesen hat. 



Slran (Mittel gegen Krankheiten der Luftwege) ist ein flüssiges 
Gemisch im Sinne des Verzeichnisses A. Nr. & der Kaiserlichen Verordnung 
über den Verkehr mit Arzneimitteln und seine Ankündigung daher in 
den Bezirken, in denen die Ankündigung der dem freien Verkehr nicht 
überlassenen Heilmitteln verboten ist, strafbar. Urteil des Prenß. 
Kammergerichts (I. Str.-S) vom 1. Mai 1911. 
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Phautasiebezelchnangen auf den Umhüllungen und Abgabegefüssen 
Arzneimitteln, s. B. Hustenstiller bei Fenchelhonig usw., sind neben 
der richtigen deutlichen deutschen Bezeichnung des Inhalts zulässig. Urteil 
Preuß. Kammergerichts (I. Str.-S.) vom 8. Mai 1911. 


Zwangsweise Vorführung eines Impflings vor den Impfarzt behufs 
Feststellung, ob die Impfung ohne Gefahr für sein Leben und seine 
Gesundheit erfolgen kann. Urteil des Königl. Oberverwaltungen 
chts vom 24. Februar 1911. 

Die angefochtene Verfügung') gründet sich auf § 2 Abs. 2 des Reichs¬ 
impfgesetzes vom 8. April 1874, wonach in zweifelhaften Fällen der zustän- 


l ) Die Verfügung des Pölizeipräsidenten lautete: „Nachdem Sie meinem 
Ersuchen vom 14. d. Mts. nicht nachgekommen sind, werden Sie nunmehr auf 
Grund der §§ 12, 14 des Impfgesetzes vom 8. April 1874 in Verbindung mit 
§ 132 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1888 
aufgefordert, entweder Ihr am 5. Mäzr 1902 geborenes Kind B. impfen zu 
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dige Impfarzt endgültig za entscheiden hat. ob die Impfang ohne Gefahr für 
Leben and Gesundheit des Impflings ausgerührt werden kann. Verlangt wird 
für den Fall, daß der Kläger sein bisher nicht geimpftes, am 5. März 1902 
geborenes Kind B. nicht impfen lassen will, der darch Attest des zuständigen 
Impfarztes za erbringende Nachweis, daß das Kind ohne Gefahr für sein 
Leben oder seine Gesundheit nicht geimpft werden kann. Sofern der Kläger 
dieser Auflage nicht nacbkommt, wird ihm anmittelbarer Zwang darch zwangs¬ 
weise Vorführung des Kindes vor dem Impfarzt angedroht. 

Diese Androhung kann nicht anders verstanden werden, als daß die 
Vorführung des Kindes vor den Impfarzt lediglich zur Untersuchung and Ent¬ 
scheidung darüber, ob die Impfgefahr noch fortbesteht, erfolgen soll. Dies 
ergibt sich aas der im Eingänge der angefochtenen Verfügung erfolgten Be¬ 
zugnahme auf die Verfügung vom 14. März 1910, in welcher vom Kläger 
allein verlangt worden war, durch ein Zeugnis des zuständigen Impfarztes 
nachzuweisen, daß dos erwähnte Kind ohne Gefahr für sein Leben und seine 
Gesundheit nicht geimpft werden könne. Ein mehreren, etwa die sofortige 
zwangsweise Impfung, anzudrohen, war auch die Polizeibehörde gesetzlich 
nicht befugt, da nach § 2 Abs. 2 des Beichsimpfgesetzes ein Impfling, der 
nach ärztlichem Zeugnis nicht ohne Gefahr geimpft werden konnte, erst binnen 
Jahresfrist nach Authören der Gefahr za impfen ist Die Polizeibehörde 
konnte daher zut zwangsweisen Vorführung erst dann schreiten, wenn fest¬ 
stand, daß eine Gefahr für das impfpflichtige Kind seit Jahresfrist nicht 
mehr bestand. Diese Feststellung darch das Zeugnis des zuständigen Impf¬ 
arztes maßte mit Bücksicht auf das vorliegende Attest des Dr. N. vom 9. Fe¬ 
bruar 1907, in welchem das Vorhandensein einer Impfgefahr zufolge schwerer 
chronischer Hautausschläge konstitutioneller Art bescheinigt wird, der zwangs¬ 
weisen Ausführung der Impfung vorangehen. Za diesem Zweck ist die ange- 
fochtene Verfügung erlassen worden. Daß im übrigen die Einführung eines 
Impfzwanges für Kinder der Absicht des Gesetzes entspricht, und daß die Orts- 
poUzeibehörden zur Durchführung ihrer, den Vorschriften des Beichsimpfgesetsee 
entsprechenden Anordnungen betagt sind, die in § 132 des Landesverwalungs- 
geretzes beseichneten Zwangsmittel und insbesondere auch die zwangsweise 
Vorführung von Kindern vor den Impfarzt zur Anwendung zu bringen, ist in 
ständiger Bechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts anerkannt worden. 
Von dieser Bechtsauffassung abzuweichen, bieten die beiden vom Kläger vor¬ 
gelegten Drucksachen keine Veranlassung. 

Die Angriffe gegen der Anordnung wäre begründet, wenn die Vorschrift 
in § 2 Abs. 2 bereits genügt wäre, weil in diesem Falle eine Forderung ge¬ 
stellt sein würde, die der Kläger schon erfüllt hätte. Die Entscheidung hier¬ 
über hängt zunächst davon ab, ob das Attest des Dr. N. vom 8. Pebruar 
1907 als eine Entscheidung des zust ändigen Impfarstes im Sinne des § 2 
Abs. 2 des Beichsimpfgesetzes anzusehen ist. Dies ist zu verneinen. In den 
vorgelegten Geiichtsakten befindet sich eine auf Ersuchen des Amtsgerichts 
erteilte Auskunft des Magistrats zu W. vom 24. August 1908 über die Or¬ 
ganisation des Impfwesens daselbst. Danach bildet die Stadt einen Impfbe¬ 
zirk und hat nach § 6 des Reichsimpfgesetzes auch nur einen Impfarzt, damals 
Dr. S., den die übrigen als Impfärzte fungierenden Stadtärzte — darunter 
auch der Aussteller des Attestes Dr. N. lediglich als Gehilfen bei der Aus¬ 
führung der öffentlichen Impfung zu unterstützen haben. Der Magistrat führt 
dann weiter aus: 

„Für alle Handlungen, welche nach dem Gesetz von dem zuständigen 
Impfarzt vorzunebmen sind, ist nur Herr Dr. S. zuständig. Diese Zustän¬ 
digkeit bezieht sich vor ollem auch auf § 8 V (irrtümlich heißt es dort IV) 
der Bundesratsbeschlüsse vom 28. Juni 1899. In dem dort gegebenen Falle 
kann die Impfung nur durch den zuständigen Impfarzt erfolgen (§ 2 Abs. 2 
des Impfgesetzes)“. 


lassen oder durch Attest des zuständigen Impfarztes den Nachweis an er¬ 
bringen, daß das erwähnte Kind ohne Gefahr lür sein Leben oder für seine 
Gesundheit nicht geimpft werden kann. 

Sollten Sie dieser Aufforderung bis zum 10. April d. Js. nicht 
pünktlich nachkommen, dann haben Sie außer Ihrer Bestrafung die zwangs¬ 
weise Vorführung des Kindes vor den genannten Impfarzt zu gewärtigen.* 



Rechtsprechung and Medizinal-Gesetzgebung. 


121 


Mit dieser Auskunft stimmt das Schreiben des Kreisarztes an den 
Königlichen Polizeipräsidenten Tom 18. März 1907 (Blatt 13 der Polizeiakten) 
tiberein, wo gesagt wird: 

„Die Stadt W. bildet einen einzigen Impfbezirk, und dieser ist also 
einem Impfarzt unterstellt. Dieser Impfarzt ist der sogenannte erste Impf* 
arzt (z. Zt. Herr Dr. S.). Er ist für das ganze Impfgeschäft verantwortlich, 
unterschreibt die Impflisten und erstattet den Jahresbericht. Die anderen 
4 Aerzte sind seine Gehilfen, die ihn bei der Ausführung der Impfung 
unterstützen. Der zuständige Impfarzt im Sinne des § 2 des Impfgesetzes 
und des § 8 Abschnitt IV (nicht V) der Bnndesratsbeschlüsse vom 28. Juni 
1899 ist also nicht irgend einer der fünf die öffentliche Impfung hier aus* 
führenden Aerzte, sondern ausschließlich Dr. S.“ 

Diese Regelung des Impfwesens in W. entspricht dem Gesetz, das in 
seinem § 6 Absatz 1, lautend: 

„In jedem Bundesstaate werden Impfbezirke gebildet, deren jeder einem 
Impfarzte unterstellt wird,“ 

nur einen für das öffentliche Impfwesen im Impfbezirk verantwortlichen Impf¬ 
arzt kennt. Das ergibt die Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift. Der 
§ 6 Abs. 1 des ursprünglichen Entwurfs hatte folgende Fassung: 

„Es sind öffentliche Impfstellen einzurichten, an welchen für sämtliche 
Einwohner der ihnen zugewiesenen Bezirke Impfungen unentgeltlich bewirkt 
werden“ (vergl. Stenographische Berichte des Reichstages, 2. Legislatur¬ 
periode, I. Session 1874, 3. Band Seite 22). 

Die Umgestaltung zu der jetzigen Fassung beruht auf einem vom Reichs¬ 
tag angenommenen Vorschlag der freien Kommitsion. „Die Absicht ist dabei 
gewesen — so führte der Berichterstatter Dr. Löwe aus — die Verantwort¬ 
lichkeit für alles das, was bei dem Impfgeschäft vorgenommen wird, bei einer 
bestimmten Person zu belassen, also nur zu dem Zweck, um den abstrakten 
Begriff von einer Behörde, wie sie die Impfstelle ist, zu ersetzen, ist der 
Impfarzt hier in das Gesetz eingeführt“ (vergl. Stenographische Berichte des 
Reichstages, 2. Legislaturperiode, I. Session 1874, Bd. I, S. 242). Nach der 
Absicht des Gesetzgebers ist also jeder Impf bezirk einem für das öffentliche 
Impfgeschäft verantwortlichen Impfarzt unterstellt, und dieser ist der im § 2 
Abs. 2 genannte zuständige Impfarzt, wie der Hinweis daselbst auf § 6 
ergibt. Auch dieser Abs. 2 zu § 2 ist auf Vorschlag der freien Kommission 
„damit — wie der Berichterstatter ausführte (S. 241 a. a. 0.) — die Kontrolle 
über das Impfen nun auch wirksam ausgeübt werden kann“ gleichzeitig mit 
dem Abs. 1 zu § 6 dem Entwurf vom Reichstag zugefügt worden. Demnach 
kann die in § 2 Abs. 2 des Reichsimpfgesetzes genannte Entscheidung nicht 
von jedem bei dem öffentlichen Impfgeschäft beteiligten Arzt, sondern nur von 
dem für den Impfbezirk gemäß § 6 a. a. 0. bestellten verantwortlichen Leiter 
des Impfgeschäfts getroffen werden. Dies war nach vorerwähnten Angaben 
des Magistrats und des Kreisarztes zur Zeit der Ausstellung des AttesteB vom 
9. Februar 1907 Dr. S., woraus sich ergibt, daß das von Dr. N. ausgefertigte 
Attest nicht von dem zuständigen Impfarzt herrührt und der Kläger dieses 
Attest der angefochtenen Verfügung gegenüber nicht mit Erfolg geltend 
machen kann. 

Aber selbst wenn man annehmen wollte, das Attest wäre vom zuständigen 
Impfarzt ausgestellt worden, so würde auch diese Annahme nicht zur Auf¬ 
hebung der angefochtenen Verfügung führen können, weil in diesem Falle der 
zuständige Impfarzt ein Zeugnis ausgestellt hätte, das eine gänzliche Be¬ 
freiung von der Impfung nicht zur Folge haben und daher die Polizeibehörde 
nicht hindern konnte, eine nochmalige Entscheidung des zuständigen Impf¬ 
arztes herbeizuführen. Den Ausführungen des Amtsgerichts und der Straf¬ 
kammer zu W. in den Einstellungsbeschlüssen, auf die sich der Kläger beruft, 
kann nur darin beigetreten werden, daß das Reichsimpfgesetz eine gänzliche- 
Befreiung von der Impfung kennt, nicht aber darin, daß das liecht auf gänzs 
liehe Befreiung aus jedem beliebigen, in der körperlichen Beschaffenheit den 
impfpflichtigen Kindes liegenden Grunde durch die in § 10 a. a. 0. erwähntee 
Zeugnisse nachgewiesen werden kann. Diese Vorschrift lautet, soweit si 
hier in Betracht kommt: 

„In den ärztlichen Zeugnissen, durch wc’"he die gänzliche oder vorläu¬ 
fige Befreiung von der Impfung (§§ 1, 2) " ' 'wieson werden soll“ p.sw. 
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Die darin enthaltene Klammer — (§§ 1,2) — weist unzweideutig darauf 
hin, daß nur solche ärztliche Zeugnisse, die sich auf die in § 1 und § 2 des 
Gesetzes bezeichneten Fälle gänzlicher (§ 1) oder vorläufiger (§ 2) Befreiung 
beziehen, in Betracht kommen. § 1 a. a. 0. führt aber nur zwei Fälle gänz- 
lieber Befreiung auf, nämlich das Deberstehen der natürlichen Blattern und 
die erfolgreiche Impfung in den letzten lttnf Jahren vor Eintritt der Impfpflicht 
der unter Ziff. 2 daselbst genannten Zöglinge; andere Gründe für eine gänz¬ 
liche Befreiung, z. B. Krankheit, kennt das Gesetz nicht (vergl. Bapmund, 
die gesetzlichen Vorschriften über die Schutzpockenimpfung, Leipzig 1900, 
8. 6, Anm. 3 zu § 2 des Beichsimpfgesetzes). Daraus folgt, daß ärztliche 
Zeugnisse, die andere als die gesetzlichen Gründe für eine dauernde Be¬ 
freiung geltend machen, gesetzlich nicht als gültiger Nachweis für die gänz¬ 
liche Befreiung in Betracht kommen können. Aerztliche Zeugnisse dieser Art 
können nach den gesetzlichen Vorschriften immer nur als Nachweise für eine 
vorläufige Befreiung in Frage kommen und schließen daher das Becht der 
Polizeibehörde, in zweifelhaften Fällen gemäß § 2 Abs. 2 des Beichsimpf¬ 
gesetzes noch eine Entscheidung des zuständigen Impfarztes herbeizufübren, 
nicht aus. Die in dem Beschluß der Strafkammer zn W. vom 7. April 1909 
angeführte Stelle bei Stenglein (Die strafrechtlichen Nebengesetze des 
Deutschen Reiches, 3. Aufl., Berlin 1903, Seite 333, Anm. zu § 2 des Impf- 
gesetzes) handelt nur davon, ob ein gemäß § 2 des Impfgesetzes für die vor¬ 
läufige Befreiung ausgestelltes ärztliches Zeugnis über ein Jahr hinaus 
Wirkung haben könne, ist also für die hier zu entscheidende Frage ohne Be¬ 
deutung. Mit der Absicht des Gesetzes, nur die erwähnten beiden Fälle als 
Gründe für die gänzliche Befreiung von der Impfpflicht gelten zu lassen, stim¬ 
men auch die gemäß § 11 a. a. 0. vom Bandesrat für die Bescheinigungen 
aus § 10 vorgeschriebenen Formulare überein, von denen das für ein Zeugnis 
für gänzliche Befreiung bestimmte Formular IV nach dem Vordruck auf der 
Vorderseite und der Bemerkung auf der Rückseite nur diese beiden Befrei- 
ungsgrttnde vorsieht (vergl. Bapmund a. a. 0., Seite 16 und 17). Demnach 
würde das Attest des Dr. N. vom 9. Februar 1907, auch wenn es vom zu¬ 
ständigen Impfarzt ausgestellt worden wäre, den Klager nicht von der Ver¬ 
pflichtung befreien, der polizeilichen Auflage nachzukommen. Daß es sich 
hier um einen zweifelhaften Fall im Sinne des § 2 Abs. 2 des Beichsimpfgesetzes 
handelt, ergibt die Sachlage, da der Kläger als prinzipieller Impfgegner 
bekannt ist und es daher zweifelhaft erscheint, ob seinem eifrigen und bisher 
— 8 Jahre lang — auch erfolgreichen Bestreben, sein Kind der Impfang zu 
entziehen, gesetzliche Gründe zur Seite stehen. 

Demnach war die Klage der Erfolg zu versagen. Die Entscheidung 
hinsichtlich der Kosten rechtfertigt sich nach § 103 des Gesetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883. 


Medizinal > Gesetzgebung. 

A. Königreich PreoBSen. 

. Fuhrkosten bei gemeinschaftlicher Benutzung von Fahrwerk. 
Schreiben des Finanzminsters vom 18. April 1911, I 5047, an den 
Minister der öffentlichen Arbeiten. 

Die im § 3 Abs. 5 des Keisekostengesetzos vom 26. Juli 1910 vor¬ 
gesehene Ermäßigung der Fuhrkosten für Landwege muß sinngemäß auch 
dann eintreten, wenn der liquidierende Staatsbeamte das Verkehrsmittel ge¬ 
meinschaftlich benutzt hat mit einem durch Paaschvergütung abgefundenen 
Staatsbeamten, einem Beichsbeamten, einer Militärperson oder einer anderen 
Person, die Reisekosten aus einer Reichs-, Staats-, Kommunal- oder sonstigen 
öffentlichen Kasse erhält. 


^ Etwa erforderliche Reisekosten zwecks Untersuchung eines Kriegs¬ 
teilnehmers fallen der Staatskasse nicht zur Last; sie fallen bei Ersuchen 
des Lnndrats entweder nnter das Reisepnuschale oder sind vom Kriegs* 
lellnehmer zu tragen, wenn sie auf dessen Ersuchen erfolgt. Erlaß des 



Rechtsprechung nnd Medizinal •Gesetzgebung. 


123 


Ministers des Innern vom 3. Juli 1911 — M. 1300 — an sämtliche 
Herren Regierangspräsidenten. 

Die Gebührenfreiheit einer Dienstsendang des Kreisarztes schließt seinen 
Anspruch auf Reisekosten nicht aas.' Eine Zahlung aas der Staatskasse kann 
aber bei Reisen zwecks Untersuchung eines Kriegsteilnehmers anf Erwerbs¬ 
unfähigkeit i. S. des Art. 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 22. Mai 1895 (B. G. Bl. 
S. 237) nicht in Frage kommen. Erfolgt die Reise aaf Ersuchen des Landrats, 
so ist zwar die Staatskasse grundsätzlich kostenpflichtig (vergl. § 1 Abs. 6 des 
Kreisarztgesetzes vom 16. September 1899), doch sind Reisen dieser Art durch 
das Pauschale abgegolten. Erfolgt dagegen die Reise auf Ersuchen des 
Kriegsteilnehmers, so ist eine rechtliche Verpflichtung des Staates zur Schad- 
losbaltung des Kreisarztes nicht gegeben. 

Uebrigens werden Reisen der Kreisärzte zur Untersuchung von Kriegs¬ 
teilnehmern zwecks Ausstellung eines Gutachtens i. S. der Tarifnummer B. 15 
zum Gesetz vom 14. Juli 1909 (Gesetzsamml. S. 625) möglichst zu vermeiden 
sein. Die Kriegsteilnehmer werden im allgemeinen zu veranlassen sein, sich 
zum Kreisarzt zur Untersuchung zu begeben und nur, wenn der Gesundheits¬ 
zustand der Kriegsteilnehmers dies für längere Dauer untunlich macht, kann 
ein Ersuchen des Landrats gemäß § 1 Abs. 6 cit. in Frage kommen. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die Landräte mit ent¬ 
sprechender Weisung zu versehen. 

/ Erweiterung des Aufgabenkreises der Medisinaluntersuchungsflmter 
Jrarch Hlnsunahme der serodiagnostisehen Untersuchungen auf Syphilis. 

'JuErlaß des Ministers des Innern — M. Nr.17305 II — vom 6. Juli 
£ 1911 unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 27. März 1907 — M.-Nr. 43621. U. 1. — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Dar Aufgabenkreis der Medizinaluntersuchungsämter ist auf Grund des 
Erlasses vom 5. August 1910 — M. 18 915 — durch Hinzunahme der soro- 
diagnostischen Untersuchungen auf Syphilis erweitert worden. Die Ausführung 
dieser Untersuchungen fällt insoweit unter die Aufgaben der Medizinalunter¬ 
suchungsämter, als sie im Interesse der gesetzlich geordneten Seuchenbekämpfung 
erfolgt. Gesetzlich geordnet ist die Bekämpfung von Syphilis nur bei den 
Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben. Untersuchung von Material 
anderer Personen auf Syphilis ist nicht Aufgabe der Gesundheitspolizei und 
fällt daher nicht unter die durch die Pauschalbeträge von Kreisen oder Ge¬ 
meinden abgegoltenen Leistungen. Bis auf weiteres kann zwar die Wasser¬ 
mann'sehe Reaktion auch für Material anderer Personen durch die dazu 
ausgestatteten Medizinaluntersuchungsämter ausgeführt werden, es darf jedoch 
nur gegen besondere Gebühr geschehen. Die Höhe der Gebühr muß so be¬ 
messen werden, daß die Ausgaben für die Wasse r mann sehen Untersuchungen 
volle Deckung finden; staatliche Mitte), insbesondere für etwaige Vermehrung 
des Personals, der Räumlichkeiten u. a., können nicht zur Verfügung gestellt 
werden. 

Ew. Hochgeboren pp. ersuche ich ergebenst, sich auf Grund der bis¬ 
herigen Erfahrungen des dortigen Medizinaluntersuchungsamts über die Höbe 
der hiernach festzusetzenden Gebühr gefälligst mit tunlicher Beschleunigung 
zu äußern. 

In dem Erlasse vom 22. Juli 1903 — Min.-Bl. f. Med.-Ang. S. 302 —, 
dessen Gesichtspunkte nach dem Erlasse vom 27. März 1907 — M. 4362,1.U.I. — 
für die Art und den Umfang der Tätigkeit der Medizinaluntersuchungsanstalten 
maßgebend sein sollen, ist bereits darauf hingewiesen, daß die wissenschaftliche 
Forschung nicht zu den Aufgaben der Anstalten gehört. Die bakteriologischen 
Untersuchungen sollen nur nach wissenschaftlich erprobten Methoden statt¬ 
finden. Den an den Untersuchungsanstalten angestellten Medizinalbeamten 
soll es indessen unbenommen bleiben, außerdienstlich wissenschaftliche 
Forschungen in den Räumen des Amtes zu betreiben, soweit die Erledigung 
der Amtsgeschäfte dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Einer über den Anordnungen des Erlasses vom 27. März 1907 Abs. 5 
hinausgehenden Lehrtätigkeit haben sich die Medizinal-Untersuchungsämter 
zu enthalten. 
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Empfehlang der Schrift des Geh. Ob.-Med.-Bats Pref. Dr. Kirchner 
[her „Die Zahnpflege ln den Schalen“. Banderlaß des Ministes des 
Innern Tom 29. Mai 1911 — M. Nr. 1288 — an nämmtliche Herren Be* 
gierungspräsidsnten. 

Eaerer pp. überBende ich anliegend ein Exemplar der Schrift dee vor- 
tragenden Bats in meinem Ministerium, Geb. Ob.-Med.-Rats Prof. Dr. Kirchner 
„Die Zahnflege in den Schulen“ zur Kenntnisnahme. 

Der Preis des Heftes, welches von der Verlagsbuchhandlung yon Bichard 
Scho et s, Berlin, SW. 48, Wilhelmstraße 10 bezogen werden kann, betrigt 
im Einzelverkauf 15 Pf., 100 Exemplare kosten 12,50 M., 200 = 22 M. und 
500 = 50 M. 


Bekämpfung der Cholera. Erlaß des Ministers des Innern 
Tom 6. Juli 1911 — M. Nr. 17305 III — Tom 6. Juli 1911 an sämtliche 
Herren Regierungspräsidenten. 

In den Ausführungsvorschriften za § 16 der Anweisung des Bandesrats 
zur Bekampfang der Cholera sind diejenigen Stellen bezeichnet, denen die 
bakteriologische Feststellung der Cholera übertragen ist. In Ergänzung dieser 
Vorschriften bestimme ich, daß Cholerauntersuchungen auch in den Medizinal* 
untersuchangBämtern in Gumbinnen und Danzig stattfinden können. In den 
Übrigen Medizinaluntersuchungsämtern, auch in denjenigen, die früher die Er* 
mächtigung dazu erhalten haben, ist bis auf weiteres yon der Ausführung yon 
Cholerauntersuchungen abzusehen._ 


Ueberslcht über die lm Jahre 1910 in Preussen zur amtlichen 
Kenntnis gelangten Bissrerletzungen durch tolle oder der Tollwut rer« 
dächtige Tiere. Bunderlaß des Ministers des Innern yom 24. Juni 
1911 — M. Nr. 11099 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Eaer pp. ÜberBende ich in der Anlage ergebenst eine Uebereicht über 
die lm Jahre 1910 amtlich gemeldeten Fälle von Bißverletzungen durch tolle 
oder tollwutverdächtige Tiere, die auf Grund der mir eingesandten Berichte 
zusammengestellt ist, zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Ueberaioht über die im Jahre 1910 in Prenenen nur amtlichen 
Kenntnis gelangten Bissverletzungen durch tolle oder der Toll¬ 
wut verdächtige Tiere. 

Im Jahre 1910 wurden in Preußen 247 Bißverletzungen von Menschen 
durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere amtlich gemeldet. Die Zahl 
ist di6 niedrigste in den letzten 9 Jahren; sie war nämlich: 1902 : 250, 1903: 
307, 1904: 365, 1905: 374, 1906: 367, 1907: 405, 1908: 295, 1909 i 406. 

Von den Verletzten waren 181 = 73,3 v. H. männlichen und 66 = 26,7 
v. H. weiblichen Geschlechts (im Vorjahre 68,2 bezw. 31,8 v. H.). 


Das Lebensalter der verletzten Menschen war folgendes: 


1— 2 Jahre 

bei 

2 Personen. 

21—30 Jahre 

bei 24 Personen. 

2- 3 

ft 

11 

5 

ft 

31-40 

ft 

ft 

29 

11 

3- 4 

ft 

ft 

3 

ft 

41—50 

ft 

» 

28 

ft 

4— 5 

r> 

n 

9 

ft 

51—60 

ft 

ft 

12 

ft 

6—10 

n 

ft 

48 

ft 

61-70 

ft 

ft 

9 

ft 

11—15 

D 

ft 

50 

ft 

71—80 

ft 

ft 

1 

ft 

16—20 

ft 

ft 

26 

ft 

Alter unbekannt 

. 1 

ft 


Von den Verletzungen fielen anf den Monat: 


Januar . 

. 29 

Mai . . 

. 23 

September . 

11 

Februar . 

. 7 

Juni . . 

8 

Oktober . . 

25 

März . . 

. 12 

Juli . . 

. 28 

November . 

18 

April . . 

. 29 

August . 

. 34 

Dezember . 

23 


Somit ereigneten sich in der wärmeren Jahreszeit (April bis September) 
133 = 53,8 v. H. der Fälle, in dpr kälteren (Januar bis März und Oktober 
bis Dezember) 114 = 46,2 v. H. Wie in den Vorjahren ist somit die Zahl 
der Bißverletzungen in der wärmeren Jahreszeit im allgemeinen etwas höher, 
das Gegenteil trifft jedoch für die Regierungsbezirke Marienwerder, Op¬ 
peln, Coblenz und Aachen zu. 
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Auf die einzelnen Provinzen verteilen sieb 1910*(1909) die Fälle 
folgendermaßen: 

Schlesien .... 68 (133) Westprenßen . . 12 (41) 

Posen. 59 (56) Hessen-Nassau . . 9 (10) 

Ostpreußen ... 49 (98) Brandenburg 2 (2) 

Rheinprovinz . . 48 (64) Pommern . . . . — (2) 


zusammen 247 (406) 

ln den 7 (8) betroffenen Provinzen wurden 1910 (1909) in 17 (18) Re¬ 
gierungsbezirken verletzt: 


Oppeln . . 


89 

(75) Menschen in 

6 (18) Kreisen durch 21 (33) Tiere 

Posen . . 


33 

(84) 

ff 

ff 

10 (8) 

ff 

ff 

21 (22) 

ff 

Gumbinnen . 


27 

(28) 

ff 

ff 

7 (9) 

ff 

ff 

16 (20) 

ff 

Bromberg . 


26 

(22) 

ff 

ff 

7 (6) 

ff 

ff 

10 (15) 

ff 

Aachen . . 


26 

(-) 

n 

ff 

6 (-) 

ff 

ff 

14 (-) 

ff 

Liegnitz . . 


17 

(19) 

ff 

ff 

6 (8) 

ff 

« 

8 (9) 

ff 

Coblenz . . 


16 

(29) 

ff 

ff 

3 (8) 

ff 

ff 

7 (14) 

ff 

Allenstein 


12 

(66) 

ff 

ff 

4 (8) 

ff 

ff 

7 (21) 

ff 

Breslau . . 


12 

(89) 

»» 

ff 

6 (6) 

ff 

ff 

8 (13) 

ff 

Königsberg . 


10 

(15) 

ff 

ff 

5 (8) 

ff 

ff 

8 (6) 

ff 

Marienwerder 


9 

(37) 

ff 

ff 

3 (10) 

ff 

ff 

4 (31) 

ff 

Wiesbaden . 


9 

(10) 

w 

ff 

1 (2) 

ff 

ff 

7 (4) 

ff 

Danzig 


3 

( 4) 

« 

ff 

2 (4) 

ff 

ff 

2 (4) 

ff 

COln . . . 


3 

(8) 

w 

ff 

1 (1) 

ff 

ff 

1 (2) 

ff 

Trier . . . 


3 

(29) 

ff 

ff 

3 (5) 

ff 

ff 

3 (7) 

ff 

Berlin. . . 


1 

(1) 

ff 

ff 

1 (1) 

ff 

ff 

1 (1) 

ff 

Frankfurt 


1 

(-) 

ff 

ff 

1 (-) 

ff 

ff 

1 (-) 

ff 

Düsseldorf . 


— 

(3) 

ff 

ff 

- (2) 

ff 

ff 

- (2) 

ff 

Stettin . . 


— 

( 2) 

ff 

ff 

- (1) 

T, 

ff 

- (1) 

ff 

Potsdam 


— 

( 1) 

ff 

n 

- (1) 

ff 

ff 

- (1) 

ff 


zsuammen 247 (406) Menschen in 70 (96) Kreisen durch 138 (206) Tiere. 


In 30 von diesen 70 Kreisen wurde nur je 1 Fall gemeldet, in 12 Kreisen 
je 2 Fälle, in 6 je 3, in 3 je 4, in 6 je 5, in einem Kreis 6, in 4 Kreisen je 
7, in 2 je 8, in 2 je 9, in 1 Kreis (Kreis Wreechen, Reg.-Bez. Posen) 11) 
in 2 Kreisen (Kreis Heydekrug, Reg.-Bez. Gumbinnen und Kr. Aachen’ 
Stadt) je 15 und in 1 Kreis (Kr. Leobschütz, Reg.-Bez. Oppeln) 24 F&lle* 
Bei einem Vergleich mit dem Vorjahr ergibt sich eine geringe Zu¬ 
nahme der Falle in der Provinz Posen, im übrigen fast überall eine erheb¬ 
liche Abnahme, die in der Provinz Schlesien (bes. im Reg.-Bez. Oppeln und 
Breslau), Ostpreußen (bes. im Reg.-Bez. Allenstein) und Westpreußen 
(Reg.-Bez. Marienwerder) am beträchtlichsten ist. ln der Rheinprovinz 
ist der Rückgang der Falle im Reg.-Bez. Trier and Coblenz stark, wäh¬ 
rend im Reg.-Bez. Aachen, in welchem zuletzt im Jahre 1906 einige Biß- 
Verletzungen beobachtet waren, 26 F&lle gemeldet wurden. 

Verh&ltnißmäßig geringer als in den beiden letzten Jahren war der An¬ 
teil der Östlichen Grenzprovinzen (Ostpreußen, Westprenßen, Posen und Schle¬ 
sien) an der Zahl der Bißverletzungen. In ganz Preußen und in den genannten 
4 Provinzen wurden 1910 (1909; 1908) verletzt: 

in Preußen 

247 (406 ; 295) Personen in 70(96; 86) Kreisen durch 138 (206; 155) Tiere. 

davon in den Östlichen Provinzen 

188 (328 ; 271) Personen in 55(75 ; 75) Kreisen durch 104(174; 140) „ 

v. H. 

75,7(80,8 ; 91,9)Pers.in 78,6 (78,1; 87,2) Kreisen durch 75,4 (84,5; 80,9) „ 


Die Verletzungen des Berichtsjahres wurden von 138 Tieren zugefügt; 
unter diesen befanden sich 127 Hunde, 6 Katzen, 3 Kühe und 2 Pferde; die 
Hunde verletzten 232 Menschen, die Katzen 9, die Kühe und Pferde je 3. Es 
wurden verletzt: 


Je 1 Mensch von 79 Hunden, 4 Katzen, 3 Kühen, 1 Pferd. . = 87 Fälle 

„ 2 Menschen n 23 „ ,1 Katze, 1 Pferd.= 50 „ 

»3 „ n 9 „ ,1 Katze, ....... .. = 30 „ 
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Je 4 Person«» von 8 Händen.= 32 Fälle 

„ 5 „ n 4 , ~ 20 „ 

,6 , , 1 „ .= 6 „ 

■ 7 n »2.= 14 „ 

„ 8 „ „ 1 „ .. . = 8 , 

zusammen 247 Fälle 

Der Sitz and die Art der Verletzung geht aas folgender Ueber- 
sicht hervor: 

Am Kopf oder Hals warden gebissen. 9 Personen 

„ „ , , „ gekratzt. 1 Person 

An den oberen Gliedmaßen warden geblasen.120 Personen 

« aa» • gekratzt. 3 , 

„ „ n „ gelangte Blat in Hautwandea bei 4 , 

n » • » » Speichel B „ „ 2 9 

n „ unteren „ warden gebissen.77 „ 

n „ * » „ gekratzt. 1 Person 

Am Rumpf wurden gebissen. 7 Personen 

An mehreren Stellen des Körpers warden gebissen.12 „ 

Ort der Bißverletzung nicht angegeben bei.11 „ 

zusammen 247 Personen 


Von diesen 247 Personen warden 213 darch Tiere verletzt, bei denen 
die tierirztliche Obdaktion Tollwatverdacht ergab; bei 2 Personen ließ sich 
aaf Grund der Beobachtung des lebenden Tieres oder des Obduktionsbefundes 
der Tollwatverdacbt ausschließen; in 29 Fällen liegen keine Feststellungen 
vor, da das Tier entlaufen and nicht wieder gefunden oder sofort getötet and 
verbrannt oder vergraben worden war. ln 1 Fall konnte durch die Tollwut* 
erkrankung eines gleichzeitig gebissenen Kindes, in 2 durch die Erkrankung 
eines gebissenen Menschen erwiesen werden, daß der Hund, von dem die Ver¬ 
letzung herrührte, an Tollwut gelitten batte. Soweit Angaben vorliegen, fand 
bei 208 Bißverletzungen eine Einsendung des Kopfes des Tieres zur Unter¬ 
suchung statt; in den übrigen Fällen unterblieb die Einsendung, oder es fehlen 
bestimmte Angaben darüber, ob sie vorgenommen wurde. Von diesen 208 
Fällen konnte durch die mikroskopische Untersuchung oder den Tierversuch 
bei 167 festgestellt werden, daß die Verletzung durch ein tollwalkrankes 
Tier zugefügt war, in 22 Fällen mißglückte dieser Nachweis und zwar einmal 
wegen starker Fäulnis des Untersuchungsmaterials; in 2 Fällen konnte auf 
Grund der Untersuchung das Vorlicgen von Tollwut verneint werden. 

Es warden somit 160 Menschen von sicher tollwatkranken, 4 von 
sicher nicht tollwutkranken Tieren gebissen; in 83 Fällen konnte nicht mit 
Sicherheit nachgewiesen werden, ob die Verletzung durch ein tollwutkrankes 
Tier zugefügt war oder nicht. 

Von den 13S Tieren gelangten 120 zur Obduktion durch einen Tier* 
arzt; nur bei 1 Tier wurde auf Grund des Obduktionsbefundes der Tollwut¬ 
verdacht als unbegründet erklärt. 17 Tiere waren entlaufen oder bei dem 
Eintreffen des Tierarztes getötet und beseitigt worden; in je einem dieser 
Fälle konnte jedoch durch Erkrankung eines Menschen bezw. eines gebissenen 
Kindes der Tollwatverdacht bestätigt werden. Bei 1 Tier ergab längere Be¬ 
obachtung, daß Tollwut bestimmt nicht vorlag. Von 98 Tieren wurden, soweit 
Angaben vorliegen, Leichentcilo zur Untersuchung versandt, und zwar 45 mal 
an das Institut für Infektionskrankheiten in Berlin, 63 mal an das Hygienische 
Universitätsinstitut in Breslau. Hierbei gelang durch die mikroskopische 
Untersuchung oder die Tieriropfung in 82 Fällen der Nachweis der Tollwut, 
in 14 Fällen glückte der Nachweis nicht, davon einmal wegen vorgeschrittener 
Fäulnis des Untersuch an gsmaterials. Bei 2 Tieren wurde auf Grund der 
Untersuchung das Bestehen von Tollwut verneint. 

Von den 138 Tieren waren somit 84 sicher tollwutkrank, 4 sicher nicht 
tollwutkrank; bei 50 Tioren blieb die Diagnose zweifelhaft. 

Von den 247 Verletzten unterzogen sich 237 der Schutzimpfung 
nach Pasteur, das sind 95,9 v. H., mithin verhältnismäßig erheblich mehr 
als in allen vurhergegangenon Jahren, wo es 

1898 . . 29,0 v. H. 1901 . . 78,1 v. H. 

1899 . . 80,5 „ 1902 . . 90,8 „ 

1900 . . 82,3 „ 1903 . . 91,5 „ 
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1004 . . 91,7 v.H. 1907 . . 94,3 v. H. 

1905 . . 87,8 u 1908 . . 94,6 „ 

1906 . . 91,7 „ 1909 . . 92,1 „ waren. 

Von 4 Personen, die von sicher nicht tollwatkranken Tieren gebisssen 
waren, ließ sich 1 nicht impfen, von 160, bei denen die Tollwat des Tieren 
nachgewiesen warde, 7; bei 5 von diesen ist angegeben, daß es sich nar am 
eine ganz leichte Verletzung oder Qaetschang handelte. 

Der Impfang unterzogen sich 124 Personen im Institut für In¬ 
fektionskrankheiten in Berlin, 123 im Hygienischen Univer- 
sitltsinstitat in Breslaa. Nach Breslaa wandten sich alle Personen 
aas den Provinzen Schlesien and Posen mit Ausnahme je 1 Person aas den 
Beg.-Bez. Posen, Bromberg and Breslaa, nach Berlin alle übrigen Personen. 
Von den Behandelten wurden geimpft: 


1906 

1907 

1908 

1909 

1910 


24,0 v. H. in Breslaa, 76,0 v. H. in Berlin 


65.8 
66,3 
45,7 

51.9 


34.2 
32,6 

54.3 
48,1 


Von den 247 verletzten Personen ist eine an Tollwut erkrankt. Ferner 
starb eine Person zwar einige Zeit nach der Bißverletzang and der Durch¬ 
führung der Schatzimpfang, doch lag bei ihr bestimmt nicht Tollwat vor; 
dies war ein 53jähriger Mann im Beg.-Bez. Marienwerder; er erkrankte 
5 Tage nach der Beendigung der Schutzimpfung unter den typischen Erschei¬ 
nungen einer schweren linksseitigen Lungenentzündung; bis zu seinem Tode, 
der nach 8 Tagen eintrat, bot er keinerlei tollwutverdächtige Erscheinungen 
dar; er war völlig ruhig und zeigte keine Scheu vor Getränken oder Läh¬ 
mungserscheinungen, so daß von einer Leichenöffnung Abstand genommen wurde. 

Die Tollwuterkrankung betrifft einen 26jährigen Mann M. in 
Frankfurt a. M., der am 28. Juli von seinem eigenen Hunde in den rechten 
Oberarm und Zeigefinger gebissen wurde. M. kümmerte sich zunächst nicht 
um die Verletzungen und ließ den Hund erst töten, als dieser Anfang August 
auch seine Frau gebissen hatte. So konnte erst 10 Tage nach der Verletzung 
die spezifische Behandlung in Berlin begonnen werden. Nach der 13. Ein¬ 
spritzung erkrankte M. am 19. August unter Fieber und Schmerzen im Kopfe 
und Bücken und unter Halluzinationen an Schwäche in den Beinen, aus der 
sich am 20. eine schlaffe Lähmung entwickelt hatte. Weiterhin trat Blasen- 
lähmung, Gefühllosigkeit des Bumpfes bis zu den Brustwarzen und Schwäche 
und Gefühlsstörungen in den Armen auf. Während die Gefühlsstörungen am 
Bumpfe bald zurückgingen, bildeten sich am 13. September geschwürige Stellen 
am Kreuzbein und in der Hackengegend der Füße. Im Anschluß hieran trat 
Blutvergiftung auf, der M. am 24. Oktober erlag. Die Leicheneröffnung ergab 
eine seröse Entzündung der weichen Bückenmarkshäute der Lendenanschwel- 
lang. Darch den Tierversuch konnte nacbgewiesen werden, daß die Lähmung 
des M. durch den Erreger der Tollwut verursacht worden war und demnach 
bei M. eine leichte Tollwuterkrankung Vorgelegen hatte. 

Es ist somit von 237 geimpften Personen 1 = 0,42 v. H. an Tollwut 
erkrankt; sie hatte sich zu spät in Behandlung begeben und erkrankte vor 
Durchführung des Schutzimpfungsverfahrens. Der Tod trat über 2 Monate 
nach der Tollwuterkrankung an Blutvergiftung ein. In den Vorjahren er¬ 
krankten und starben trotz der Schutzimpfung an Tollwut: 

“ = 2.13 v. H. 1905 „ 323:3 = 

= 0,67 „ 1904 „ 330: 5 = 

= 0,52 „ 1903 „ 281: 4 = 

= 1,14 

man nur die Personen, die von sicher tollwutkranken 


1909 von 374: 8 
1908 - 279: 2 
1907 - 382: 2 
1906 „ 342: 4 
Berücksichtigt 


0,93 

1,5 

1,42 


v. H. 


Tieren gebissen worden waren, so erkrankten an Tollwut: 


1910 von 153 schutzgeimpften Personen 1 = 0,65 v. H. 


1909 

„ 230 

91 

„ 8 = 3,48 

1908 

„ 190 

99 

* 2 = 1,05 

1907 

» 266 

fl 

ji 2 = 0,75 

1906 

„ 236 

n 

» 4 = 1,69 


zusammen von 1075 schatzgeimpften Personen 17 = 1,58 v. H. 
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/ Die Möckenplagd und Ihre Bekämpfung. Erlaß des Ministers 
^fes Innern — M. 1336 II — vom 4. Juli 1911 an sämtliche Herren 
Regierangspräsidenten. 

Das Kaiserliche Gesundheitsamt hat anter dem Titel „Die Mttckenplsge 
and ihre Bekämpfung“ eine gemeinverständliche Beschreibang der Schädigangen, 
die in wirtschaftlither and hygienischer Hinsicht darch die massenhaft an 
einzelnen Orten aaftretenden Mücken verursacht werden, and eine Zusammen¬ 
stellung der Mittel, welche gegen die Mttckenplage zum Teil bereits mit Erfolg 
zar Anwendung gebracht worden sind, heraasgegeben. Die Denkschrift, Ton 
der ich ein Exemplar beifüge, ist im Verlage von Julias Sp ring er, Berlin N.24 
Monbijoaplatz 3 erschienen und kostet 30 Pfg. das Stück. Der Preis ermäßigt 
sich beim Besage ron mindestens 

10 Exemplaren auf 28 Plg-, 500 ExosipltifiD Alll 22 Pfg. 

60 „ „ 26 „ 1000 „ „ 20 „ 

100 „ „ 24 „ 

Ew. Hochgeboren pp. ersache ich ergebenst, gefälligst die nacbgeord- 
neten Behörden aaf die Denkschrift aufmerksam za machen. 

Es ist für mich von Wert, über die praktische Anwendbarkeit and den 
Erfolg der an den einzelnen Orten etwa gegen die Mückenplage zur An¬ 
wendung gebrachten Mittel unterrichtet zu werden. Ich will daher hierüber 
alljährlich zam 1. Janazr einen zasammenfassenden Bericht ergebenst ent¬ 
gegensehen. _ 


B. Königreich Sachsen. 

Abänderung and Ergänzung der Vererdaang Uber die Anzeigepllleht 
bei ansteckenden Krankheiten vom 29. April 1906. Verordnung des 
Ministeriums des Innern vom 21. Jani 1911. 

Die Verordnung über die Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten 
vom 29. April 1905 (Gesetz- and Verordnungsblatt S. 149) wird mit Wirkung 
vom 1. Juli 1911 an abgeändert und ergänzt, wie folgt: 

Der behandelnde Arzt hat die Anzeige nach § 2, die ihm bei 
jedem Erkrankungs- und Todesfall an Krupp, Diphtherie und Scharlach, sowie 
bei jedem Verdachts-, Erkrankungs- und Todesfall an Genickstarre und Typhus 
obliegt, nicht mehr an den Bezirksamt, sondern, wie die nach § 8 Anzeige¬ 
pflichtigen, an die Polizeibehörde des Aufenthaltsortes des Erkrankten 
oder des Sterbeortes zu erstatten. 

Bei schriftlichen Anzeigen haben die Aerzte auch künftighin einheit¬ 
liche Vordrucke za benutzen, die sie nunmehr aber von den Polizei¬ 
behörden kostenlos erhalten. Die Polizeibehörden können diese Vordrucke 
jederzeit unentgeltlich vom Ministerium des Innern beziehen, das ihnen um- 

J ehend eine Anzahl davon sofortigen wird. Den Vorrat an' solchen Vor¬ 
racken, den die Bezirksärzte am 1. nächsten Monats noch besitzen, haben sie 
an die Polizeibehörde ihres Amtssitzes abzugeben. 

Die Bestimmung im Schlußsätze yon § 2 , wonach keine Frankierung 
der mit der Post gesandten ärztlichen Anzeigen verlangt wird, 
bleibt unverändert. Es dürfen jedoch diese Anzeigen nach neuerdings ge¬ 
troffener Entschließung des Reichspostamtes nicht mehr, wie es nach einer 
früheren Vereinbarung mit den Postbehörden bisher nachgelassen war, als 
„Portopflichtige Dienstsachen* bezeichnet werden, da sie nicht länger vom 
Zuschlagporto befreit sein sollen, wenn sie unfrankiert geschickt werden. 

Die Polizeibehörde hat alle Anzeigen der Aerzte sofort nach ihrem 
Eingang an den Bezirksamt weiterzugeben. Dabei hat sie ihn ebenso 
wie die Mitteilung der nach § 3 bei ihr eingehenden Anzeigen von den 
Abwehrmaßregeln zu benachrichtigen, die sie aus Anlaß des Erkrankungs- oder 
Todesfalles schon selbst getroffen hat oder zu treffen beabsichtigt. 

Vorstehende Verordnung ist sofort in den Amtsblättern abzudrucken. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in MindenLW, 

J. 0. 0. Bruns. Harsofl. Blohs, i. F. Soh.-L. Hofhaehdncksrsl Im Mlilu. 
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Die Unrichtigkeit eines Gutachtens der Aerztekommission ln Lebens- 
Verslcherungssachen macht die auf dessen Grnnd getroffene Entscheidung 
nicht su einer „offenbar unbilligen“ und auf Grund des § 319 des B. G. B. 
anfechtbaren. D rteil des Reichs ge richts (VII. Z. S.) vom 5. Mai 1911. 

Der bei der „Albingia“ gegen Unfall versicherte Gastwirt und Fuhr- 
halter W. kam am 9. Oktober 1908 beim Pflügen zu Fall, es stellten sich 
infolge dieses Falles Schmerzen in der Kreuzbeingegend eia, die seine Erwerba- 
f&higkeit beeinträchtigten. Die Versicherungsgesellschaft erkannte ihre 
Schadensersatzpflicht an. Ueber die Höhe des Schadens war indessen eine 
Einigung nicht zu erzielen. Die nach den Versicherungsbedingongen zur Er¬ 
mittelung der Schadenshöhe berufene Aerztekommission billigte dem W. für 
Herabminderung seiner Erwerbsfähigkeit während der Zeit vom 9. Oktober 
1908 bis 31. Mai 1909 313 Mark 20 Pf. zu, die ihm von der Gesellschaft ge¬ 
zahlt wurden. W. erklärte das Gutachten der Aerzte für olfenbar un¬ 
billig im Sinne des § 319 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und forderte mit 
der Klage eine jährliche Rente von 38S M. 89 Pf. seit dem 5. Januar 1909. 
Die Klage wurde, in beiden Vorinstanzen und auf die Revision des Klägers 
W. auch vom Reichsgericht (VII. Z.-S.) aus folgenden Gründen abgewiesen. 

Die Revision rügt, der Berufungsrichter habe hei der rechtlichen Bo* 
urteilung des Aerztebescheides den Begriff der offenbaren Unbilligkeit im Sinne 
des 9 319 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verkannt. Das am 10. März 1910 
erstattete Gutachten stelle fest, daß die Untersuchung des Klägers irgend¬ 
welche objektiven Krankheitserscheinungen nicht ergeben habe, und folgere 
aus diesem Befunde, daß der Kläger vom 1. Juni 1909 ab in seiner Erwerbs- 
fähigkeit nicht mehr beeinträchtigt gewesen sei; nun habe aber der Prof. 
Dr. S. den Kläger am 1. April 1910 mit Röntgenstrahlen durchleuchtet und 
dabei eine abnormale Knochenwucherung zwischen dem dritten und vierten 
Lendenwirbel gefunden, welche möglicherweise das Residuum einer Verletzung 
der Wirbelsäule und der Anlaß der Beschwerden sei, über die der Patient 
klage; dieses Gutachten werde unterstützt durch die Atteste der Aerzte Dr. FL 
Tom 10. Dezember 1909 und Dr. F. vom 24. März 1910. Der Kläger habe sich 
auf das Gutachten dieser drei Sachverständigen berufen zum Beweise dafür, 
daß seine Erwerbsfähigkeit auch über die Zeit vom 31. Mai 1909 hinaus 
dauernd auf die Hälfte herabgemindert, daß mithin der angegriffene Aerzte 
bescheid völlig unzutreffend sei; seine Unrichtigkeit schließe aber seine 
offenbare Unbilligkdit in sich, weil die Untersuchung einer Wirbelsäulen- 
Verletzung ohne Röntgenapparat einen Kunstfebler darstelle. Die Rüge ist nicht 
begründet. Wie das Reichsgericht schon mehrfach ausgesprochen bat, bedeutet 
die Unrichtigkeit des Bescheides noch nicht dessen offenbare Unbilligkeit; 
letztere kann vielmehr erst dann festgestellt werden, wenn die Entscheidung 
dem sachverständigen Beurteiler, der sich in die Zeit vor deren Abgabe 
zurückversetzt, ohne weiteres als verfehlt erscheinen muß. Von diesen Ge¬ 
sichtspunkten durfte der Berufungsrichter das bemängelte Aerztegutachten 
ohne Rechtsirrtum vor dem Vorwurf der offenen Unbilligkeit in Schutz nehmen. 
Die drei vom Kläger vorgelegten ärztlichen Atteste ergeben, wie der Berufnngs- 
ricbter einwandfrei feststellt, nicht einmal die Unrichtigkeit des angegriffenen 
Aerztebescheides; aber selbst wenn das beantragte Sachverständigengutachten 
erweisen sollte, daß die Aerztekommission zu falschen Ergebnissen gelangt 
sei, weil sie eine Untersuchungsmethode außer acht gelassen habe, die nadi 
den jeweiligen Anschauungen der Wissenschaft als die zuverlässigste galt, so 
würde daduroh nach dem Gesagten noch nicht der Nachweis erbracht sein, 
daß der irrige Bescheid ein offenbar unbilliger ist. 

_ (Sächsische Korrespondenz.) 

Bestrafung eines Kurpfuschers wegen fahrlässiger Körperverletzung 
Infolge Unterlassung der rechtzeitigen Zuziehung eines Arztes. Urteil 

des Reichsgerichts (IV. Str.-S.) vom 20. Juni 1911. 

Der Vertreter der Naturheilknnde Sch. zu Freiburg i. S. hatte die Be¬ 
handlung einer Frau, die an Gebärmutterblutnngen litt, übernommen. Die 
Frau starb nach einigen Tagen an Verblutung. Dem Naturheilkundigen wurde 
nno zur Last gelegt, den Tod der Patientin dadurch verschuldet zu haben, 
er sie, trotzdem, wie er wußte, eine Operation die einzige Rettung war, 
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auoh der opeiationsloaen Methode durch Leibumschläge etc. behandelt habe; er 
habe die weitere Behaudlung ablehoeo und sie nachdrücklich an eisen Frauen* 
arzt verweisen müssen. Daß er dies nicht getan habe, sei ihm als Fahrlässig¬ 
keit zuzurechnen. Das Landgericht in Fr. erachtete es für iestgestellt, daß 
die Frau zur Zeit, als sie sich in Sch. Behandlung begab, noch nicht verloren 
war; es verurteilte diesen deshalb wegen fahrlässiger Tötung zu Gefängnis, 
ln seiner beim Reichsgericht eingelegten Revision führte Sch. insbesondere 
aus, daß es sich im vorliegenden Falle um den Widerstreit zwischen der ope- 
rationslosen Heilmethode und der Richtung, welche die Anwendung einer 
Operation befürworte, handele. Daraus, daß er nach ersterer Methode habe 
heilen wollen, könne ihm ein Verschulden nicht konstruiert werden; das Ver¬ 
halten der Frau selbst, die die Behandlung durch einen Arzt entschieden ab¬ 
gelehnt und ihm mehrfache Blutungen verschwiegen habe, Bei vielmehr Ursache 
des Todes. Auch ihr Ehemann habe ihm unrichtige Auskunft gegeben und 
somit Grund zum Tode Beiner Frau gelegt. Auch lasse das Urteil mehrfach 
Widersprüche erkennen. — Der höchste Gerichtshof verwarf jedoch das 
Rechtsmittel. Die Teilnahme des Ehemannes an der fahrlässigen Tötung sei 
ausdrücklich vom Vorderricbter verneint worden. Darin, daß Sch. die Behand¬ 
lung der Frau übernommen und ihr nicht nachdrücklich ärztliche Behandlung 
anempfohlen habe, liege sein Verschulden. (8ächs. Korrespondenz. 


Kurpfuseherelbetrug. Urteil des Reichsgerichts (III. 8tr.-S.) 
vom 11. Mai 1911. 

Der Chemiker H. in A. batte sich in einer Seifenseitung zur rationellen 
Nervenbehandlung erboten und an die Besteller ein wertloses Pulver gegen 
Nachnahme von 6,40 M. versandt. Das Schöffengericht war zu einem Freispruch 
gekommen, da dem Beklagten das Bewußtsein der Recbtswidrigkeit gefehlt habe. 
Später wurde H. jedoch vom Schöffengericht Magdeburg wegen un¬ 
lauteren Wettbewerbs und vom Landgericht Altona wegen Betrugs zu 
längeren Gefängnisstrafen verurteilt, da das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit 
seines Handelns nunmehr als vorliegend erachtet wurde. H. ließ sich aber 
durch seine Bestrafungen nicht abhalten, weiter in den verschiedensten 
Zeitungen Annoncen zu erlassen, in denen er ankündigte, daß er „Nerven¬ 
schwäche, Schwindel, Rheumatismus etc. auf Grund 30 jähriger Erfahrungen 
ohne Berufsstörung in kürzester Zeit beseitige/ Interessenten erhielten auf 
ihre Bestellung hin für teilweise recht hohe Beträge aus Magnesium, Kohlen¬ 
säure, Schwefelsäure, Rhabarber etc. bestehende Medikamente zugesandt, 
die nur einen Wert von 20—30 Pfg. hatten und denen eine Heilwirkung 
nicht zuzusprechen war. Eine Fernbebandlung von Rheumatismus z. B., wie 
sie H. den Patienten angedeihen ließ, hatte nach Sacbverständigenaussagen 
einen Wert ebenfalls nicht, sodaß sein Eiowand, daß der Wert der gesamten 
Behandlung bei den versandten Medikamenten mitzurechnen sei, vom Gericht 
als unerheblich abgelehnt werden konnte. H. wurde deshalb vom Landge¬ 
richt Altona wegen sogen. Kurpfaschereibetrugs in 6 Fällen im wieder¬ 
holten Rückfalle zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt, da dargetan erschien, 
daß die Patienten die Mittel nicht bestellt haben würden, wenn sie ihre 
Wertlosigkeit gekannt hätten; durch seine Manipulationen seien Bie folglich 
in ihrem Vermögen beschädigt worden. Die von dem Verurteilten beim 
Reichsgericht eingelegte Revision, in der er insbesondere rügte, daß die 
Behandlung von Leiden seitens der Aerzte auch nur in Erteilung von An¬ 
weisungen und Ratschlägen und Verabreichung von Medikamenten bestehe, 
uni daß ferner die ln Magdeburg bestraften Handlungen mit der jetzt zur 
Abarteilang stehenden Fällen eine fortgesetzte Handlung bildeten, wurde alä 
unbegründet verworfen. Kurpfuschereibetrug sei vom Vorderrichter ohne 
Rechtsirrtum festgestellt. Auch Medizinalpersonen würden gleichfalls wegen 
Betrags bestraft, wenn sie wertlose Mittel für solche unangemessene Preise 
ihren Patienten verabreichten. Der Annahme von sechs selbständigen Hand¬ 
langen aas dem Grunde, daß die einzelnen Betrugsfälle gegen 6 verschiedene 
Personen, und zwar mit Verschiedenheiten in der Begehungsform, verübt 
worden seien, könne nicht widersprochen werden. Ein dem Gericht unterge- 
laufener Irrtum bei der Strafzumessung sei lediglich zu Gunsten des Ange¬ 
klagten erfolgt und könne ihn nicht beschweren. (Sächs, Korrespondenz.) 
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Anpreisung wertloser Heilmittel (Syphillstrepfen) durch einen 
Drogisten als unlauterer Wettbewerb und Betrug* Urteil des Reichs* 
gerichts (II. Str.*8.) vom 19. Mai 1911. 

Der Drogist H. ln B. pries in verschiedenen Zeitungen ein billiges 
Heilmittel gegen 8ypbilis — „8yphllistropfen“ — an. Da es sich um 
einen verdünnten Wachholdereztrakt handelte, der als Heilmittel wirkungslos 
war, wurde Klage gegen H. beim Landgericht Berlin I wegen Vergehens gegen 
das Gesetz betr. den unlauteren Wertbewerb erhoben und er verurteilt, 
da er schaldig sei, in der Absicht, den Anschein eines besonders günstigen 
Angebots hervorzurufen, wissentlich unwahre Angaben über die Beschaffenheit 
von Waren gemacht zu haben. Gleichzeitig habe sioh H., durch den Verkauf 
von drei Flaschen dieser Tropfen an einen Kunden des Betruges schuldig 
gemacht, da das Mittel diesem keine Linderung seines Leidens gebracht habe 
und er bekundete, daß er die Tropfen nicht gekauft haben würde, wenn er 
über deren wirkliche Beschaffenheit nicht getiuscht worden wäre. Das 
Gericht erkannte auf zwei Monate Gefängnis. H. legte Revision beim 
Reichsgericht ein und rügte, die Auffassung des Vorderrichters, schon die 
Bezeichnung des Extrakts als „Syphilistropfen“ sei die Anpreisung eines 
Heilmitteis, sei rechtsirrtümlich. Auch bei anderen Erzeugnissen, wie s. B. 
„Choleratropfen“ liege eine ganz andere Benennung vor, während das Mittel 
selbst nur ähnliche Krankheitserscheinungen bekämpfen wolle. Durch die 
Namensnennung allein könne der Tatbestand des Wettbewerbsgesetses nicht 
erfüllt werden. Der Begriff der „Beschaffenheit“ einer Ware sei mithin ver¬ 
kannt. Der höohste Gerichtshof verwarf indessen das Rechtsmittel als unbe* 
gründet. Zur Beschaffenheit einer Ware gehöre auch deren Brauchbarkeit 
Der Anschein eines besonders günstigen Angebotes sei, wenn auch nicht 
mit besonderen Worten, durch den Hinweis auf die kostspielige ärztliche 
Behandlung hervorgerufen worden. Da außerdem durch den Erlaß des 
Bundesrats vom 21. Oktober 1901 der Verkauf derartiger Heilmittel den 
Drogisten verboten sei, sei auch durch die Inserate der Anschein erweckt 
worden, als ob H. eine besondere Stellung gegenüber seiner Konkurrenz ein¬ 
nähme. Auch die Verurteilung wegen Betruges gäbe keinen Anlaß su 
Beanstandungen. Die Vermogensbeschädigung des Käufers sei ausreichend 
festgestellt: Eine Linderung seines Leidens sei objektiv nicht eingetreten. Der 
Kunde habe etwas bekommen, was für ihn nicht verwendbar gewesen sei. 

_ (Sächsische Korrespondenz.) 

Bestrafung eines Hanshesltsers wegen fahrlässiger Tötung durch 
Hineinfallen eines Kindes In eine nicht genügend abgedeckte Abortgrabe 
(Abdeckung war schadhaft). Urteil des Reiohsgerichts (V. 8tr.-8.) 
vom 21. April 1911. _ (8ächs. Korrespondenz.) 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Prenssen. 

Stempelpflicht der amtsärstllchen Zeugnisse zur Führung ven Kraft¬ 
fahrzeugen. Erlaß des Finanzministers vom 24. Juni 1911 — 
Nr. III 10311 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Nach dem allgemeinen Erlaß vom 12. November 1910, III 20928, (Zentral¬ 
blatt 8. 502) unterliegen die amtsärztlichen Zeugnisse, die dem Anträge auf 
Erteilung der Erlaubnis zum Führen eines Kraftfahrzeuges nach der Anlage ß I, 
Nr. 3 der Verordnung des Bundesrats, betreffend die Regelung des Verkehrs 
mit Kraftfahrzeugen vom 8. Februar 1910 beizufügen sind, dem Zeugnisstempel 
von 3 Hark. Diese Zeugnisse können, wie in dem Erlaß ausgeführt ist, als 
stempelfreie Vorseugnisse im Sinne der Befreiungsvorscbrift des Abs. 3 a der 
Tarifstelle 77 des Stempelsteuergesetzes vom 30. Juni 1909 nicht aogesehen 
werden, weil nach der vorerwähnten Anlage B VI Abs. 2 der Führerschein 
nicht auf Grund des ärztlichen Zeugnisses, sondern auf Grund des Berichts 
des Sachverständigen ausgefertigt wird, daß der Prüfling die Prüfung 
bestanden bat. 

Ich habe Anlaß, darauf hinzuweisen, daß der Erlaß vom 12. November 
1910 auf diejenigen amtsärztlichen Zeugnisse keine Anwendung findet, die den 



Rechtsprechung und Medizinal-Gesetzgebung. 


133 



Anträgen nuf Erteilung von Führerscheinen an Stelle der nach den bis* 
hörigen Vorschriften ausgestellten Führerscheine beiznfügen sind. In 
diesen Fällen bedarf es nach § 40 der Verordnung yom 3. Februar 1910 und 
der Nr. VII Abs. 1 der Anlage B dieser Verordnung der Ablegung einer 
Prüfung nicht, so daß die Ausstellung des neuen Führerscheines nicht auf 
Grund eines Prüfungsberichts, sondern unmittelbar auf Grund des amtsärzt¬ 
lichen Zeugnisses erfolgt. Diese amtsärztlichen Zeugnisse sind daher als Vor¬ 
zeugnisse Btempelfrei. Etwa zu solchen Zeugnissen verwendete Stempel sind 
auf Antrag zu erstatten. _ 

Schutzimpfung der ausländischen Arbeiter. Erlaß des Ministers 
des Innern vom 12. Juni 1911 — M. 11025 — an sämtliche Herren 
Regierun gspr äsidenten. 

Mit Rücksicht auf den Stand der Pockenerkrankungen im Auslände, 
insbesondere in Rußland, und die dadurch bedingte Emschlrppungsgefahr muß 
ich entscheidenden Wert darauf legen, daß die ausländischen, besonders die 
ausländisch - polnischen Arbeiter, bei denen die Schutzimpfung gelegentlich 
ihrer Einwanderung unterblieben ist, dieser Impfung in jedem Falle 
nachträglich unverzüglich unterworfen werden. Hiervon kann nur dann 
abgesehen werden, wenn die Betreffenden glaubhaft nacbweisen, daß sie die 
Pocken überstanden haben oder durch Impfung hinreichend geschützt sind. 



Vorschriften über Anlage, Bau und Einrichtung von Kranken-, Heil- 
Pflegeanstalten, sowie von Entbindungsanstalten nnd Säuglingsheimen, 
rlaß der Minister des Innern, der öffentlichen Arbeiten u. für 
Handel und Gewerbe vom 8 . Juli 1911 — M. Nr. 5013, M. d. ö. A. 
III. B. 4. 934, M. f. H. pp. III, 4735 — an die Herren Oberpräsidenten. 

Auf Gmnd der infolge der Erlasse vom 8. Juli 1907 — M. 6521 —, vom 
14. August 1908 — M. 7456 und vom 22. Oktober 1910 — M. 5274 — er¬ 
statteten Berichte sind nunmehr die neuen Vorschriften aufgestellt worden, 
die künftig für Anlage, Bau und Einrichtung von Kranken-, Heil- und Pflege¬ 
anstalten, sowie von Entbindungsanstalten und Säuglingsheimen maßgebend 
sein sollen. 

Ew. pp. übersenden wir 10 Abdrücke des Entwurfes su diesen Vor¬ 
schriften mit dem Ersuchen ergebenst, die Zustimmung des Provinzialrats zu 
einer sich an den Wortlaut dieses Entwurfes anschließenden Polizeiverordnung 
herbeizaführen, die Verordnung sodann für den Bereich der dortigen Provinz 
gefälligst bald za erlassen and mir, dem Minister des Innern, 3 Exemplare 
der Polizeiverordnung einzureichen. 

Im Hinblick auf die großo Bedeutung, welche der Schaffung ordnungs¬ 
mäßiger und der öffentlichen Gesundheitspflege genügend Rechnung tragender 
Kran ken- pp. Anstalten innewohnt, wollen Ew. pp. ferner die Regierungs¬ 
präsidenten veranlassen, den Ortspolizeibebörden anfzugeben, daß sie die Ge¬ 
nehmigung zum Neubau, Umbau oder zur Erweiterung einer nicht unter § 30 
der Gewerbeordnung fallenden Anstalt nicht früher erteilen, als bis sie hierzu 
die Zustimmung des Regierungspräsidenten erhalten haben. 

Zugleich erlasse ich, der Minister des Innern, die in der Anlage be- 
zeichneten Vorschriften als allgemeine Anordnung im Sinne des § 115 Abs. 3 
des Zaständigkeitsgesetzes zur Nachachtang bei der Konzessionierung der 
Privat-Kranken-, Privat-Entbindung«- und Privat-Irrenanstalten. 

Ich ersuche die Regierungspräsidenten zu beauftragen, daß sie den 
Bezirksausschuß entsprechend benachrichtigen. 

Vorschriften über Anlage, Ban- und Einrichtung von Kranken-, 
Hell- und Pflegeanstalten, sowie von Entbindungsanstalten und 

Säuglingsheimen. 

§ 1. Größere Krankenanstalten im Sinne der nachstehenden Vorschriften 
sind Anstalten mit mehr als 50 Betten, kleinere Anstalten solche mit 50 Betten 
nnd darunter. 

Allgemeine Vorschriften« 

5 2. 1. Die Krankenanstalt muß frei nnd entfernt von Betrieben liegen* 
die geeignet sind, den Zweck der Anstalt zu beeinträchtigen. Der Banplatz 
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maß wenigstens 100 qm für das Bett groß, der Baugrund in gesundheitlicher 
Beziehung einwandfrei sein. 

2. Die Frontwände derjenigen Krankenräume, die zam dauernden Auf¬ 
enthalt von Kranken bestimmt sind, müssen von anderen Gebäuden mindestens 
20 m, die Übrigen wenigstens 10 m entfernt sein. 

3. Vor den Fenstern der Krankenzimmer muß mindestens ein solcher 
Freiraum verbleiben, daß die Dmfassuogswände und Dächer der gegenüber¬ 
liegenden Gebäude nicht über eine Luftlinie hinausgehen, die von dem Be¬ 
rührungspunkt der Frontwand mit dem Fußboden der Krankenzimmer aus 
unter einem Neigungswinkel von 30° zu der verlängerten Fußbodenlinie ge¬ 
zogen wird. 

4. Die Anlage von rings durch Gebäude umschlossenen Höfen ist im 
allgemeinen unzulässig. 

5. Jodes Stockwerk, das für mehr als 30 Betten bestimmt ist, muß zwei 
Treppen mit Ausgäagen ins Freie haben. 

6. Bei größeren Krankenanstalten muß für die Aufnahme von Kranken 
eine Beobachtungsabteilung mit besonderem Eingang von außen vorhanden sein. 

§ 3. 1. Flure und Gänge müssen mindestens 1,8 m breit, gut be¬ 
lichtet, lüft- und heizbar sein. 

2. Gänge, an denen Krankenräume liegen, sind einseitig anzulegen. 
Jedoch können an der den Krankenräumen gegenüber liegenden Seite Neben- 
räame (Aurichtekücbe, Bade-, Aborträome, Zimmer für Pflegepersonal ubw.) 
bis zur Hälfte der Läoge des Ganges angebracht werden. 

§ 4. 1. Die für Kranke bestimmten Räume müssen in der ganzen 
Grundfläche gegen das Eindringen von Bodenfeuchtigkeit gesichert sein. 

2. Räume, deren Faßboden nicht mindestens 30 cm über der an¬ 
schließenden Erdoberfläche liegt, dürfen mit Kranken nicht belegt werden. 

3. Krankenzimmer, die das Tageslicht nur von einer Seite erhalten, 
dürfen nicht nach Norden liegen. 

4. Die Wände in allen Krankenzimmern sollen glatt, in Operations- und 
Entbindungszimmern, sowie in solchen Räumen, in denen Personen mit über¬ 
tragbaren Krankheiten untergebracht werden, abwaschbar und mit aus¬ 
gerundeten Ecken hergestellt Bein. 

6. Die Türen und Fenster sollen mit einfacher, abgerundeter Profilierung 
sowie abwaschbar hergerichtet sein. 

§ 5. 1. Die Haupttreppen sollen io Anstalten über 20 Betten feuerfest, 
d. h. aus Beton oder aus Kunststein mit Eiseneinlage unter Ausschluß von 
Naturstein hergestellt und in allen Geschossen einschließlich des Dachgeschosses 
mit massiven Wänden umgebea werden. Für Anstalten bis zu 20 Betten 
genügen Treppen aus Holz mit unterseitigem Verputz, aus unverputztem 
Eichenholz oder aus Eisen und zu ihrer Umschliaßang Wände aus beiderseits 
verpatztem Fachwerk, aus Zement, Gips, Kanststeinplatten, Rabitzmasse und 
dergleichen. 

2 . Die Haupttreppen sollen ohne Wendelstufen und mit geraden, ihnen 
an Breite gleichen Podesten angelegt und mindestens 1,3 m breit sein, die 
Stufen sollen mindestens 30 cm Auftrittsbreite und höchstens 17 cm Steigung 
haben. Die Treppenhäuser müssen Licht und Luft unmittelbar von außen 
erhalten. 

3. Die Fußböden aller von Kranken benutzten Räume sind möglichst 
wasserdicht und so herzustellen, daß die Kranken vor Abkühlung geschützt sind. 

§ 6. 1. Die Krankenzimmer, alle von den Kranken benntzten Neben¬ 
räume, Anriehteküchen, Flore, Gänge und Treppenhäuser müssen mit Fenstern 
versehen weiden, die unmittelbar ins Freieführen, die Fensterfläche soll in 
mehrbettigen Krankenzimmern mindestens ] /t der Bodenfläcbe, in einbettigen 
Zimmern (Einzelzimmern) mindestens 2 qm betragen. 

2. Für Räume, in denen Kranke mit übertragbaren Krankheiten oder 
bettlägerige Sieche untergebracht werden, kann eine größere Fensterfläche 
vorgosehrieben werden. 

3. Die Fenster müssen mit geeigneten Einrichtungen zum Schutz gegen 
Sonnenstrahlen versehen sein. 

§ 7. 1. Bei bettlägerigen Kranken muß in mehrbettigen Zimmern für 

jedes Bett ein Luftraum von wenigstens 30 cbm bei 7,5 qm Bodenfläche and in 
einbettigen Zimmern ein Luftraum von wenigstens 40 cbm bei 10 qm Boden- 
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fliehe vorhanden sein; bei Kindern unter 14 Jahren genügt in mehrbettigen 
Zimmern ein Loftranm von 20 cbm bei 5 qm Bodenfläche für jeden Bett. 

2. Bei Kranken, die nicht bettlägerig sind, genügt in mehrbettigen 
Zimmern ein Luftraum von 24 cbm, bei Kindern unter 14 Jahren ein Lnftranm 
von 15 cbm, wenn ausreichende Tageränme von mindestens 2 qm Bodenfläche 
für den Kranken vorhanden sind. 

3. Mehr als 30 Betten dürfen in einem Krankenraom nicht anfgestellt 
werden. 

§ 8. 1. In jeder Krankenanstalt maß für jede Abteilung oder für jedes 
Geschoß mindestens ein geeigneter, mit der Hanptfensterseite nicht nach Morden 
gelegener Tageranmför zeitweise nicht bettlägerige, in gemeinsamer Pflege 
befindliche Kranke eingerichtet werden, dessen Größe auf mindestens 2 qm 
für jeden Kranken, mindestens aber auf 20 qm sn bemessen ist. Veranden, 
die geschlossen and aasreichend erwärmt werden können, sind als Tageränme 
anznsehen. 

2. Außerdem muß ein mit Gartenanlagen versehener Erbolungsplatz 
von angemessener Größe, in der Regel von 10 qm Fläche für jedes Krankenbett 
vorgesehen werden. 

§ 9. 1. Alle Krankenzimmer und von Kranken benutzten Räume müssen 
in einwandfreier Weise zu heizen, zu lüften und zu beleuchten sein. 

2. Die Fenster der von den Kranken benutzten Räume, der Flure, 
Gänge und Treppen sollen leicht zu öffnen und mit Lüftungseinrichtungen 
versehen sein. 

3. Für alle von Kranken benutzten Räume, Flure und Gänge muß 
eine ausreichende Erwärmung vorgesehen sein. Hierbei ist der Belästigung 
durch strahlende Wärme vorzubeugen, Staubentwickelnng von der Heizeinrich- 
tung aus und Ueberhitzung der Luft an den Heizflächen zu vermeiden, jede 
Beimengung von Rauchgasen auszuschließen. 

§ 10. Für jedes Krankenbett müssen täglich wenigstens 200 1 gesund¬ 
heitlich einwandfreies Wasser geliefert werden können. 

§ 11. 1. Die Entwässerung and die Entfernung der Abfall¬ 
stoffe muß in gesundheitlich unschädlicher Weise erfolgen. 

2. Aaswarfs- und Abfallstoff<*, von denen anzanehmen ist, daß sie 
Krankheitserreger enthalten, müssen sofort unschädlich gemacht werden. 

§ 12. 1. Die Aborträume sind in aasreichendem Umfang mit wenig¬ 
stens einem Abort für je 15 Betten der Männer- und je einem für 10 Betten der 
Frauenabteiluag in der erforderlichen Ausstattung und von den Krankenzimmern 
genügend getrennt anzulegen. Der Abort ist mit einem Vorraum zu ver¬ 
sehen, der wie der Abort selbst mindestens ein ins Freie führendes Fenster 
haben muß, aasreichend hell, ständig gelültet und heizbar sein soll. Für 
Männer sind Pissoire in einem besonderen Abteil des Abortranmes anzu- 
bringen. 

2. Für da3 Pflegepersonal sind besondere, von denjenigen für die Kranken 
getrennte, Aborträume anzubriogen. 

§ 13. 1. Ia jeder Krankenanstalt müssen geeignete Räume und Ein¬ 
richtungen für Vollbäder vorhanden sein. 

2. In größeren Anstalten sollen mindestens ein Raum mit der erforder¬ 
lichen Einrichtung zu Vollbädern für die Aufnahme und Reinignng, einer für 
ansteckende Kranke und einer für das Pflegepersonal anf jeder Abteilung vor¬ 
handen sein, ebenso eine transportable Wanne. 

§ 14. 1. In jeder Krankenanstalt sind je ein Raum für ärztliche 
Untersuchungen, ein Raum znm Abstellen und Erwärmen der 
Speisen mit den erforderlichen Wärmevorrichtungen urd ein Raum für 
die Darreichung der „Ersten Hilfe“, der zugleich als Behandlungs¬ 
zimmer dienen kann, ferner Einzelzimmer vorzuBeben, in denen Kranke, 
deren Absonderung unbeschadet des § 19 erlordeilich wird, untergtbiacht 
werden können. 

2. Bei größeren Krankenanstalten müssen derartige Räume in einer den 
Abteilungen entsprechenden Zahl vorhanden sein. 

§ 15. Ia Krankenanstalten, in denen Operationen ausgeführt zu werden 
pflegen, sind in der erforderlichen Weise ausgestattete Operationszimmer 
einzuriebten, die auch die Vornahme aseptiBcher Operationen gestatten. 

§ 16. Die Wirtschaf tsräume sind so anzulegen, daß Dünste oder Ge- 
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räusche ans Urnen nicht in die Krankenräume dringen können. Bei größeren 
Krankenanstalten sind die Wirtschaf tsräame in einem besonderen Gebinde 
oder Geb&adeteU unterzubringen. 

§ 17. 1. Jede Krankenanstalt maß eine ausschließlich für deren In¬ 
sassen bestimmte Waschküche haben. Infizierte Wische dari ohne vor¬ 
herige Desinfektion nicht gereinigt werden. 

2. Für jede Krankenanstalt ist in einem aasreichend abgesonderten 
Gebinde oder Gebäudeteile eine geeignete Desinfektionseinrichtung vorzaseben, 
sofern nicht am Orte eine öffentliche Desinfektionsanstalt znr Yerlilgnng stebt. 

3. Zur Unterbringung von Leichen ist in jeder Krankenanstalt ein be¬ 
sonderer Raum in erforderlicher Weise einzurichten und auszustatten, der nur 
diesem Zwecke dient und dem Anblick der Kranken möglichst entzogen ist. 
Für größere Anstalten ist ein besonderes Leichenhaas mit einem Raam für 
die Vornahme von Leichenöffnungen erforderlich. 

4. Waschküche, Leichenhaus und Desinfektionshaus dürfen unter einem 
Dach angeordnet werden, wenn die Anlage durch eine massive Wand voll¬ 
ständig getrennt worden. Dagegen darf die reine Seite der Desinfektions- 
einrichtung mit der Waschküche in Verbindung stehen. 

§ 18. In aUen Krankenanstalten müssen männliche and weibliche 
Kranke, abgesehen von Kindern bis za 10 Jahren, in getrennten AbteUungen 
untergebracht werden. 

§ 19. Für Kranke, die an übertragbaren Krankheiten leiden, sind 
die erforderlichen Absonderangsräume nebst Abort und Baderaum entweder 
in einem besonderen Gebäude oder in einer abgesonderten Abteilang mit be¬ 
sonderem Eingang von außen, bei Obergeschossen, wenn möglich nach mit 
besonderer Treppe von außen vorzusehen. 

II. Vorschriften Aber besondere Anstalten, 
a) Anstalten für Geisteskranke, Epileptische und 
Schwachsinnige. 

§ 20. Abteilungen und Räume für dauernd oder zeitweise nach 
am Tage bettlägerige, ferner für erregte oder unruhige oder einer be¬ 
sonderen Pflege bedürftige, für hilf lose oder unsaubere Kranke (Anfnabme- 
häuser, Wachsäle, Lazarette, Siechenabteilungen, Säle für Bettruhe, Stationen 
für Unsaubere usw.) fallen unter die Bestimmungen der §§ 1—19. Doch sind 
Abweichungen von den Vorschriften in den Fallen zulässig, wo durch ihre 
Befolgung eine sichere Bewahrung der Kranken oder die Uebersichtlichkeit 
der Räume verhindert wird. Dies gilt im besonderen von den Vorschriften 
des § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 3, § 9 Abs. 2, § 12 und § 13 Abs. 2. Auf genügende 
Belichtung und Heizung, namentlich aber auf sorgfältige Entlüftung ist in 
diesen Ausnahmefällen besonders zu achten. 

§ 21. 1. Für Kranke, die am Tage den Schlafräumcn ganz lern bleiben, 
körperlich rüstig, nicht störend und völlig sauber sind, ist, ge¬ 
nügend Lüftung und Belichtung vorausgesetzt, eine Verminderung des Luft¬ 
raumes in den Schlafräumen auf 20 cbm und der Grundfläche im Tagesraum 
auf etwa 3 um für den Kranken zulässig (ij 7 und S). Auch kann in bezug 
auf die Grobe der Fensterfläche (§ 6) Disptns gewährt werden. 

2. Die im § 20 aufgeführten Abweichungen von den allgemeinen Vor¬ 
schriften ti iden auch für diese Art Kranken sinngemäße Anwendung. 

3. Arbeitsräume für diese Kranken können auch in hellen, trockenen 
und luftigen Kellerränmen untergebracht werden. 

§ 22. Bei allen nicht unter den § 20 fallenden Abteilungen, besonders 
bei kolonialen Gebäuden, Landhäusern und Villen für ruhige, kör¬ 
perlich rüstige und regelmäßig beschäftigte Kranke bleiben die Vorschriften 
der §5} 2—19 außer Anwendung. Heizung, Lüftung, Belichtung, Wasserver¬ 
sorgung und Beseitigung der Abfälle müssen jedoch sowohl für die eigent¬ 
lichen Krankenräume, als auch für die Bescbäftignngsräume, Arbeitsstätten nnd 
Nebengelasse ausreichend und derart eingerichtet werden, daß jede ungünstige 
Einwirknng auf die Gesundheit ausgeschlossen bleibt. 

§ 23. Die Vorschriften des § 22 gelten auch für Nervenheilan¬ 
stalten, N e r v e n h e i 1 s t ä 11 e n, für E r h o 1 u n g s h e i m o für Nerven¬ 
kranke, Anstalten für Alkoholkranke nnd ähnliche Anlagen. In 
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jeder Neryenheilustalt pp.mtluen jedoch BKame für daaernd bettlägerige, kör- 

S erlich hilflose and geschwächte Kruke sar Verfügug stehen, für welche 
le Vorschriften des § 20 geltu. 

g 24. Bei eilen in den §§ 22 and 28 erwkhntu Ansteltu ud Ab¬ 
teilungen sind easreichende Badeeinrichtugen, die Möglichkeit der Beschäfti¬ 
gung and eine genügende Fliehe rar Bewegung im Frsiu vorzusehen. 

§ 25. ln den Anstalten für Geisteskranke, Epileptische oder 
Schwachsinnige (§§ 20—23) bis zu 20 Betten mnß wenigstens ein passend 
gelegener und eingerichteter Banm Ton 40 cbm Luftraum für die Abson¬ 
derung von Kranken rorhanden sein; in Anstalten von 21 bis 50Betteh 
sind wenigstens zwei solche B&nme yorznsehen. 

In größeren Anstalten dieser Art sind utsprechud erweiterte Anlagen, 
aamutlieh nach sar Absonderang yon Personen mit übertragbaren Krank¬ 
heiten einzurichtu. 

b) Langenheilstitten. 

g 26. Languheilstitten and Abteilungen für Lungenkranke in all¬ 
gemeinen Krankenanstalten fallen unter die Vorschriften der g§ 1—19. In 
solchen Anstalten and Abteilungen sind Gesellschafts- ud Beschäftigugs- 
räume, ferner überdachte Einrichtungen für die Liegekur im Freiu in einer 
der Größe der Anstalt oder Abteilung entsprechenden Art und Zahl vorra- 
sehen. Auf die in § 8 Abs. 1 Torgeschriebenen Tageräume können diese 
Blume ud Einrichtugen in Anrechnug gebracht werden. 

g 27. Für Kranke, die am Tage den Schlafräumu gau fern bleiben« 
ist, genügende Lüftung, Belichtung ud du Vorhandusein ausroichuder Tages- 
rlame vorausgesetzt, eine Verminderung du Luftraumes in den Schlafzimmern 
für mehrere Kranke auf 20 cbm, bei Kindern uter 14 Jahren auf 12 cbm 
zulässig. 

§ 28. Für Erholnngsstfttten, Walderholnngsstätten, 
Heime für Ferienkolonisten ud ähnliche Anstalten gelten die Vor¬ 
schriften der §§ 22 bis 25. 

c) Entbindungsanstalten und Säuglingsheime, 
g 29. In Entbindungsanstalten, Wöchnerinnenasylen, Wöchneriuen- 
ud Säuglingsheimen und ähnlichen Anstalten oder Abteilungen dieser Art in all¬ 
gemeinen Krankenanstalten gelten für diejenigen Bäume, in denen Kreißende, 
Wöchnerinnen und erkrankte Pfleglinge utergebracht werden, die 
Bestimmungen der §§ 1—19 mit der Maßgabe, daß für je eine Wöchnerin mit 
ihrem Kind in Zimmern für mehrere Wöchnerinnen wenigstens 35 cbm ud 
in Zimmern für nur eine Wöchnerin mit Kind wenigsten 45 cbm in Ansatz 
zu bringen sind. 

§ 30. In Entbindungsanstalten mit mehr als 4 Betten ist ein besonderes 
Entbindungszimmer mit der nötigen Einrichtug vorzusehen. In Entbin¬ 
dungsanstalten, die auch frauenärztlichen Zwecken dienen und nicht mehr als 10 
Betten haben, kann du Entbindungszimmer zugleich als Operationszimmer 
benutzt werden. 

§ 31. Für die übrigen Bäume,namentlich für diejenigen der Schwan¬ 
geren, gelten die Bestimmungen des 8 22. 

§ 32. 1. In den Bäumen für Säuglinge soll anf ein Säuglingsbett 
wenigstens ein Luftraum von 12 obm entfallen. 

2. Für erkrankte 8äuglinge muß auf ein Säuglingsbott wenigstens ein 
Luftraum von 20 cbm entfallen. 

d) Sonstige Bestimmungen. 

8 33. In besonders gearteten Fällen kann bei Anstalten für bestimmte 
Kruke, s. B. bei den Augenheilanstalten, von den Vorschriften des 8 17 
abgesehen werden. 

§ 34. Für die Krüppelheilanstalten, Heime and orthopädische 
Anstalten gelten sinngemäß die Vorschriften der §§ 22—25. 

§ 35. Von den Bestimmungen des § 2 Abs. 1—5, § 4 Abs. 2, § 6, 8 8 
Abs. 2 und 8 12 Abs. 2 kann der Begier an gspräsident, im Landespoliseibezirk 
Berlin der Poliuipräsident yon Berlin, für die Provinsialustalten der Ober- 
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Präsident, Ausnahmen zulassen. Diese Behörden sind auch snr (Genehmigung 
▼on Abweichungen nach den Vorschriüen der §§ 20 und 88 befugt 

§ 86. 1. Anf Erweiterungsbauten finden die vorstehenden Vox* 
Schriften gleichmäßige Anwendung. 

2. Bei Umbauten von Anstalten, die den vorstehenden Vorschriften 
nicht entsprechen, können noch weitergehende Dispense, ab im § 85 vorge¬ 
sehen sind, erteilt werden. 

§ 87. Die Vorschriften der Baupolizeiverordnungen bleiben insoweit in 
Kraft, ab sie nicht durch die vorstehenden Bestimmungen versch&rft werden. 

9 88. Zuwiderhandlungen gegen diese Poliseiverordnung werden, sofern 
nach den bestehenden (Gesetzen keine höhere Strafe verwirkt bt, mit (Geld¬ 
strafe bb zu 60 H. oder mit entsprechender Haftstrafe geahndet. 

Daneben bleibt die Polizeibehörde befugt, die Herstellung vorschrifts- 
mäßiger Zustände herbeizuführen. 


f Körperliehe Untersuchungen der Schulkinder dnreh Schulärzte. 
Edrlaß des Ministers der usw. Medizinalangelegenheiten vom 
4TJanuar 1911 — UIIIA 1574 M. 513II. — an die Königliche Regierung 
zu N. 

Mit dem von der Königlichen Regierung beabsichtigten Vorgehen erkläre 
ich mich einverstanden. Es würden die folgenden Anordnungen zu 
treffen sein: 

1. Die Untersuchung von Schulkindern, namentlich solche am entblößten 
Körper, darf nur erfolgen, wenn kein Widerspruch der Eltern erfolgt. Im 
allgemeben wird die Entblößung von Rücken und Brust hierbei aus¬ 
reichend sein. 

2. Bei der Untersuchung der Mädohen soll niemab ein Lehrer, sondern 
stete eine Lehrerb die Aufsicht führen. Wo eine Lehrerin nicht vorhanden 
bt, muß eine andere geeignete weibliche Person (Handarbeitslehrerin, Frau 
des Lehrers) zur Aufsicht herangezogen werden. 

3. Die Untersuchung der Kinder hat einzeln zu erfolgen. Steht ein 
besonderer Raum hierzu nicht zur Verfügung, so ist eine Vorrichtung (spanische 
Wand, Bettschirm) anznbriogen, welche die entkleideten Kinder den Blicken 
der anderen entzieht. 

Za dem Fragebogen bemerke ich noch, daß eine einmalige gründliche 
Untersuchung in jedem Jahre ausreichend erscheint. 


^ Erteilung der Konzession zur Fortführung einer Apotheke an einen 
noch nicht approbierten Kandidaten der Pharmazie. Erlaß des Mi¬ 
nisters des Innern vom 26. Juni 1911 — M. 6581 — an sämtliche 
Herren Regierungspräsidenten. 

Nach Titel I § 3 der Revidierten Apothekerordnung vom 11. Oktober 1801 
konnte der Kandidat der Pharmazie Bernhard A. die Apotheke in S. jederzeit 
erwerben und, ohne daß zugleich eine Neuregelung der Konzessionsfrage zu 
erfolgen brauchte, zunächst durch einen approbierten Apotheker verwalten 
lassen. Er hatte dann in längstens 18 Monaten dafür zn sorgen, daß die 
Apotheke einen zam selbständigen Betriebe befähigten (d. h. als Apotheker 
approbierten) Besitzer torhielt, wobei ihm unbenommen blieb, nach erlangter 
Approbation als Apotheker sich selbst für die Erteilung der Konzession in 
Vorschlag zu bringen. Ihm, wie geschehen, die Konzession zur Fortführung 
der Apotheke schon vor erlangter Approbation zu erteilen, war im Hinblick 
auf § 1 der Rev. Ap.-O. vom 11. Oktober 1801 und g 29 der Reichsgewerbe¬ 
ordnung nicht zulässig. 


Ständige Beschäftigung mit der Chemie seitens der Studierendes 
der Pharmazie« Erlaß des Ministers des Innern vom 30. Juni 1911 
— M. 18410 — an die Herren Vorsitzenden der Pharmazeutischen Prüfungs¬ 
kommissionen. 
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Einer Anregung des Herrn Reichskanzlers (Reichsamt des Innern) ent* 
sprechend, ersache ich Ew. pp. mk Besag aal § 17 Abs. 4 Ziff. 2 der Prflfangs* 
ordnang für Apotheker vom 18. Mai 1904, gefälligst darauf hinzawirken, daß 
die Stadierenden der Pharmazie an der dortigen Universität bei Beginn ihres 
Studiums dahin belehrt werden, daß die ständige Beschäftigung mit der 
Chemie während sämtlicher Studienhaibjahre für eine gründliche Ausbildung 
der Pharmazeuten von besonderem Wert ist, daß ferner die Verteilung der 
vorgeschriebenen praktischen chemischen Uebungen auf die vier Studienhalb* 
jahre als Regel za betrachten ist und endlich die analytisch • chemischen 
Uebungen den pharmazeutisch - chemischen voranzugehen haben. 

Es empfiehlt sich, diese Belehrung in einen Studienplan für Pharmasie* 
studierende aufzunehmen. 


MVl\ 

i flL\ 

JT Hei 


Die Zulassung von Krankenschwestern pp. rar Hebammenprflfang Ist 
r ur nach voller neunmonatiger Ausbildungszeit raläaslg. Erlaß des 
Ministers des Innern vom 29. Juni 1911 — M. 6578 — an sämtliche 
Herren Regierungspräsidenten. 

Das bei der Hebammenlehranstalt in Kiel geübte Vorfahren, daß die 
Krankenschwestern, welche die staatliche Prüfung als Krankenpflegeperson 
abgelegt haben, nur in den letzten 6 Monaten an dem Hebammenlehrkursun 
teilnehmen, kann nicht gebilligt werden. Zur Hebammenprüfang sind dort 
nur solche Anwärterinnen zuzulassen, welche den vollen Kurs von neun¬ 
monatiger Dauer durchgemacht haben. Soll die Ausbildungszeit einer Heb- 
ammenschülerin abgekürzt werden, so ist künftig in jedem Falle, wie dies 
bereits in dem Erlaß vom 1. September 1909 — M. 8282 — zum Ausdruck 
gebracht ist, meine Zustimmung einzuholen. 


Feilhalten von mehlhaltiger Wurst. Erlaß des Ministers des 
Jlvl nern vom 29. Junll911 — M. 6446 — an sämtliche Herren Regierungs* 
_JT Präsidenten. 

' Ew. pp. lasse ich beifolgend Abschrift des Urteils des Oberver* 

waltungsgerichts, ersten Senats, vom 28. April 1911, betreffend das 
Feilhalten von mehlhaltiger Wurst seitens des Fieischermeisters Kl. in H., 
zur Kenntnisnahme zugehen. 

Die Rechtsprechung geht neuerdings dahin, daß das Feilhalten mehl* 
haltiger Warst ohne Andeutung des Mehlgebalts in der Bezeichnung der Wurst 
(s. B. als Semmelleberwarst) auch beim Aashängen eines den Mehlgehalt an¬ 
gebenden Plakats im Laden strafbar ist, und zwar aus § 367 Ziff. 1 des Straf¬ 
gesetzbaches. Ich verweise auf die Urteile des Kammergerichts vom 16. Jan. 
1902 und 28. März 1904, abgedrnckt in den Auszügen aus gerichtlichen Ent¬ 
scheidungen, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln (Beilage zu den 
Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesnndheitsamts; Bd. VI, S. 451 and 458). 
In gleichem Sinne haben z. B. das Landgericht Bochum am 26. Mai 1906 — 
70 Nr. 27/06 — und dos Landgericht Essen am 16. März 1907 — 10 Nr. 14/07 
— entschieden. 

Ew. pp. stelle ich danach ergebenst anheim, in ähnlichen Fällen ein 
Vorgehen aus § 367 Ziff. 7 des Strafgesetzbuchs herbeizuführen. 

Am 29. Mai 1909 richtete die Polizeiverwaltung zu M. an den damals 
am selben Orte wohnhaften Fleischermeister K. folgende Verfügung: 

„Sie haben in Ihrem Fleischerladen Br.-Straße 24 ein Plakat mit der 
Aufschrift: „Meine Fleischwarst wird mit cs. 8°/o Kartoffelmehl und dem 
dazu gehörigen Was'er, ebenso Würstchen, angefertigt und verkauft“ aus¬ 
gehängt. Nach § 867 Ziffer 7 des Deutschen Riicbsstrafgesetzbnches ist 
der Verkauf von verfälschter Wurst verboten. Ihre gerichtliche Bestrafung 
ist dieserhalb beantragt worden. 

Gemäß § 132 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 werden Sie hiermit aufgefordert, dos vorerwähnte Plakat sofort 
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aus Ihres Verkaufsräumen za entfern ea. Kommen Sie dieser Verfügung 
siebt nach, so werden wir eine Geldstrafe Ton 30 M., an deren 8teile im 
Nichtbeitreibungsfalle eine fünftägige Haitstrafe tritt, gegen Sie festsetzen.“ 

Da K. der Aafforderang bis zam 3. Jani nicht entsprochen hatte, setzte 
die Behörde darch Verfügung tos diesem Tage das angedrohte Zwangsmittel 
fest and wiederholte zugleich ihre Aufforderung bei Vermeidung weiterer 
Zwangsmaßregeln. 

Beide Verfügungen hat K., nachdem seine dagegen eingelegten Be¬ 
sehwerden ?on dem Königlichen Regierungspräsidenten und dem Königliches 
Oberpräsidenten, yon letzterem durch Bescheid rom 7. Januar 1910, zurück- 
gewlesen waren, mittels Klage aagefochten. 

Nach mündlicher Verhandlang war, wie geschehen, za erkennen. 

Soweit die Klage sich gegen die in der Verfügung Tom 8. Juni 1909 
enthaltene Straffestsetzung richtet, unterliegt sie ohne weiteres der Abweisung; 
denn gegen die Festsetzung eines Zwangsmittels findet ebenso wie gegen seine 
Ausführung in allen Fällen nur die Beschwerde im Aufsichtswege innerhalb 
zwei Wochen statt (§ 183 Abs. 2 des Landesverwaltungsgesetzes). Im übrigen 
ist die Klage zulässig. Sie Ist auch selbst für den Fall, daß der Kläger, der 
inzwischen seinen Wohnsitz Ton M. nach H. verlegt hat, seinen Laden in M. 
aufgegeben haben sollte, nicht gegenstandslos geworden; denn dem Kläger 
steht ein Recht daraaf za, entschieden za wissen, ob die polizeiliche Anord¬ 
nung zarZeit ihres Erlasses gerechtfertigt war oder nicht (yerg. Entscheidungen 
des Oberyerwaltungsgerichts; Bd. 46, S. 428). 

Soweit die Klage zulässig ist, ist sie auch begründet. Mach der un¬ 
widersprochen gebliebenen Behauptung der Klage handelt es sich bei der Be¬ 
kanntmachung, deren Beseitigung gefordert ist, um ein gedrucktes Plakat, also 
um ein Erzeugnis der Buchdruckerpresse. Auf alle Erzeugnisse der Buch¬ 
druckerpresse findet das Reichsgesetz über die Presse Tom 7. Mai 1874 mit 
der sich aus 9 30 Abs. 2 desselben ergebenden Einschränkung Anwendung. 
Der § 9 des Preußischen Preßgesetzes yom 12. Mai 1851, welcher gemäß dem 
erwähnten § 80 Abs. 2 in fortdauernder Geltung steht, betrifft zwar Plakate, 
aber nicht solche, welche Nachrichten für den gewerblichen Verkehr enthalten. 
Das hier in Rede stehende Plakat ist, da es unzweifelhaft dazu bestimmt war, 
das den Laden besuchende Publikum über die Beschaffenheit der „Fleisch¬ 
wurst“ und der „Würstchen“ aufsuklären, als ein eine Nachricht für den 
gewerblichen Verkehr enthaltendes Plakat anzusehen. Kann daher bei der 
Beurteilung seiner Zulässigkeit lediglich yon den Vorschriften des Reichs- 
gesetzes yom 7. Mai 1874 ausgegangen werden, so folgt daraus, daß ein polizei¬ 
liches Einschreiten zum Zwecke der Beseitigung des Plakats unstatthaft ist; 
denn die Erzeugnisse der Buchdruckerpresse unterliegen nur denjenigen Be¬ 
schränkungen, welche durch das Reichsgesetz (§ 1 daselbst) vorgeschrieben 
oder zugelassen sind. Das Gesetz enthält aber keine Bestimmung, welche die 
Polizei zu ihrem Vorgehen ermächtigte. Hiernach unterliegt die polizeiliche 
Verfügung der Aufhebung (yergl. Entscheidungen des Oberyerwaltungsgerichta 
Bd. 54 S. 242). _ 


B. Fürstentum Reuss ). Linie. 

Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Gesetz yom 6. Juni 

1911. 

Der Wortlaut dieses Gesetzes stimmt fast genau mit den in Beilage 
Nr. 12, S. 103/108 mitgeteilten Gesetze für Sachten-Coburg yom 19. April d. J. 
überein, so daß yon einem Abdruck abgesehen werden kann. Von den geringen 
Abweichungen verdient nur hervorgehoben zu werden, daß den Gemeinden 
behufs Herstellung der zar Bekämpfung übertragbarer Krankheiten erforder¬ 
lichen Einrichtungen (§ 8 ) der Zusammenschluß zu Zweckverbänden empfohlen 
wird; außerdem sind die §§ 14 und 15 in § 14 zusammengefaßt, so daß die 
Ziffern der einzelnen §§ von 15 nicht mehr Ubereinstimmen, sondern § 16 des 
Gesetzes für Reuß j. L. § 16 der Cjbuxger Gesetzes entspricht usw. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in MindenL W. 

J. 0. O Stwm. Harmofl. Sieks, a. 9 . Sek.-I>. Hofbaek4reekerei tn KM«. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Prenssen. 

Mletsentacbädigung bei Versetzung. Erlaß des Finanzministers 
,4fnd des Ministers des Innern vom 14. Juli 1911 — Nr. I. 5651 
y 11. Ang. II 8501, M. d. Inn. Ia Nr. 4418 — an sämtliche Herren Begierungs- 
y Präsidenten. 

Wir genehmigen, daß bei Versetzungen neben den gesetzlichen Ent¬ 
schädigungen den Beamten diejenigen Kosten erstattet werden, welche sie 
vom 1. April d. J. ab für den ortsüblichen Gebräuchen entsprechende Maß¬ 
nahmen zur Weit er Vermietung der Wohnung an dem bisherigen Dienstorte 
aufgewendet haben. Als erstattungslähig können ohne weiteres die Aufwen¬ 
dungen 

a) für zweimalige Bekanntmachung in einer Zeitung oder einmalige Bekannt¬ 
machung in zwei Zeitungen und 

b) für sonstige Gewinnung eines Mieters (Aushang, Annahme eines Ver¬ 
mittlers) angesehen werden. 

Die Verrechnung hat zu Lasten des Fonds Kapitel 58 Titel 16 zu un¬ 
vorhergesehenen und gemischten Ausgaben zu erfolgen, da es sich nicht um 
Vergütungen auf Grund des Umzugskostengesetzes vom 24. Februar 1877 
handelt. _ 

Fürsorge für nicht versicherungspflichtige Lungenkranke. Erlaß 
vom 22. Mai 1911 — M. 11006 — an sämtliche Herren Begierungs- 
pr äsidenten. 

Eaerer pp. übersende ich anliegend eine im Kaiserlichen Gesundheits¬ 
amte zusammengestellte, das Deutsche Beich umfassende Uebersicht über die 
für das Jahr 1907 ermittelten Leistungen zur Unterbringung bedürftiger Lungen¬ 
kranker in Heilstätten oder dergleichen, soweit die Unterbringung nicht auf 
Grund des Invalidenversicherungsgesetzes, des Krankenversicherungsgesetzes 
oder der Unfallversicherungsgesetze erfolgt ist, zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Trotz mehrfacher Mängel, die sich aus der verschiedenartigen Ausfüllung 
der Uebersichten seitens der einzelnen Gemeinden und Kreise ergeben haben, 
und derentwegen von einer Veröffentlichung der Uebersicht abgesehen ist, 
wird diese doch Interesse beanspruchen können. 

Sie läßt keinen Zweifel, daß trotz einzelner bemerkenswerter Leistungen, 
namentlich seitens einiger großer Stadtgemeinden, im allgemeinen eine plan¬ 
mäßige Fürsorge für nicht veraicheruogspflichtige Lungenkranke nur in be¬ 
scheidenem Umfange stattgefunden hat. Inwieweit es angezeigt und möglich 
sein wird, diese Fürsorge auszubauen, stelle ich der dortigen gefälligen 
Erwägung ergebenst anheim. 

Vebertragbare Genickstarre In Preussen lm Jahre 1910. Erlaß 
des M-ini8ters des Innern vom 25. Juli 1911 — M. Nr. 10640 — an 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Uebersicht über das Vorkommen der übertragbaren 
Genickstarre in Preußen im Jahre 1910. 

Im Jahre 1910 gelangten 369 Erkrankungen an Genickstarre zur amt¬ 
lichen Kenntnis gegen 1030 im Jahre 1909. In 37 Fällen ergab der weitere 
Verlauf der Erkrankung, die bakteriologische Untersuchung oder die Leichen¬ 
öffnung, daß übertragbare Genickstarre nicht vorlag; es handelte sich hierbei 
in 10 Fällen um tuberkulöse, in 4 um eine durch Pneumokokken und in 2 > - 
eise durch anderweitige Eitererreger hervorgerufene Hirnhautentz ' 
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In den übrigen Füllen betten septische Erkrankungen, die snr Metastasen* 
bildnng im Gehirn führten, Mittelohreiternngen, Hirnabzesse sowie Erkran¬ 
kungen an spinaler Kinderlähmung, Lungenentzündung, Gehirngeschwülstea, 
Geistesstörungen und Trismus neonatorum den Verdacht auf übertragbare 
Genickstarre erweckt. In 24 Fällen blieb die Diagnose Genickstarre zweifel¬ 
haft; nicht selten bestand hierbei der Verdacht, daß spinale Kinderlähmung 
vorliege. Mit Einschluß dieser Fälle wurden im Jahre 1910: 332 (1909: 957) 
Erkrankungen beobachtet sowie 1 Erkrankung einer Militärperson im Beg.-Bez. 
Marienwerder. 

Oertllehe Verbreitung. Auf die einzelnen Provinzen fielen Erkran¬ 
kungen in den Jahren 1904 bis 1910: 



1910 

1909 

1908 

1907 

1906 

1905 

1904 

Ostpreußen . . 

. 8 

48 

21 

20 

18 

28 

6 

Westpreußen. . 

. 6 

3 

6 

3 

7 

26 

12 

Brandenburg . . 

. 2« 

59 

66 

93 

61 

84 

14 

Pommern . . . 

. 7 

25 

76 

22 

60 

14 

6 

Posen .... 

. 9 

23 

74 

119 

174 

37 

2 

Schlesien . . . 

. 43 

93 

177 

403 

1011 

3317 

26 

Sachsen. . . . 

. 5 

14 

10 

17 

22 

47 

3 

Schleswig-Holstein 

. 10 

14 

28 

74 

15 

21 

8 

Hannover . . . 

. 20 

28 

28 

63 

33 

28 

11 

Westfalen . . . 

. 86 

245 

323 

1059 

263 

70 

8 

Hessen-Nassau 

. 11 

23 

16 

26 

25 

26 

10 

Bheinprovinz . . 

. 101 

382 

459 

692 

340 

66 

12 

Staat 

332 

957 

1284 2591 

2029 

3764 

118 


Die Zahl der Erkrankungen in den einzelnen Begierungsbezirken 

war: 


Königsberg 



1910 
. 6 

1909 

40 

1908 1907 
20 12 

1906 1905 1904 
9 61 

Gumbinnen . 



* 

— 

2 

— 

2 

7 

17 

6 

Allenstein . 




2 

6 

1 

6 

2 

&J 


Danzig . . 




3 

— 

1 

— 

— 


7 

Marienwerder 




3 

3 

5 

3 

7 

26 

5 

Berlin . . 




10 

41 

24 

58 

31 

34 

5 

Potsdam 




7 

9 

20 

23 

25 

39 

8 

Frankfurt . 




9 

9 

22 

12 

5 

11 

1 

Stettin . . 




4 

18 

65 

9 

13 

8 

2 

Köslin . . 




3 

4 

11 

13 

47 

6 

4 

Stralsund 




— 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

Posen . . 




5 

17 

68 

116 

167 

36 

1 

Bromberg . 

, 

, 


4 

6 

6 

3 

7 

1 

1 

Breslau . . 




7 

18 

41 

81 

174 

146 

1 

Liegnitz . . 




4 

3 

9 

2S 

26 

22 

4 

Oppeln . . 




32 

72 

127 

294 

811 

3149 

21 

Magdeburg 




4 

7 

8 

16 

15 

38 

2 

Merseburg . 




1 

6 

2 

1 

6 

9 

1 

Erfurt . . 




— 

1 

— 

— 

1 

— 

— 

Schleswig . 




10 

14 

28 

74 

15 

21 

8 

Hannover 




5 

5 

8 

10 

2 

— 

3 

Hildesheim . 




1 

3 

— 

4 

6 

6 

— 

Lüneburg . 




4 

6 

4 

28 

17 

6 

5 

Stade . . . 




8 

9 

9 

11 

4 

9 

— 

Osnabrück . 




1 

— 

— 

— 

1 

2 

2 

Aurich . . 




1 

5 

7 

10 

3 

5 

1 

Münster . . 




14 

31 

48 

230 

35 

18 

4 

Minden . . 




6 

17 

3 

4 

6 

4 

1 

Arnsberg. . 




60 

197 

272 

825 

223 

48 

3 

Cassel . . 




1 

9 

4 

r- 

i 

14 

17 

3 

Wiesbaden . 




10 

14 

12 

19 

11 

9 

7 

Koblenz . . 




11 

10 

13 

18 

1 

6 

4 

Düsseldorf . 




73 

310 

2SO 

507 

320 

40 

3 

Ci'»ln . . . 




4 

38 

92 

108 

7 

3 

2 
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1910 1909 1908 1907 1906 1905 1904 

Trier. 4 9 47 39 2 7 3 

Aachen. 9 16 27 20 10 5 — 

Sigmaringen ... — — — — — 6 — 

Staat .... 332 957 1284 2591 2029 3764 118 

Es ist demnach nur etwa der dritte Teil der Erkrankungen des Vorjahres 
an verzeichnen. Diese Abnahme verteilt sich ziemlich gleichmäßig an! den 
ganzen Staat, nur in 4 Regierungsbezirken, Danzig, Liegnitz, Osna¬ 
brück and Coblenz, liegt eine geringe Zunahme am eine bis drei Erkraib- 
kan gen vor, in drei anderen ist die Erkrankungszahl unverändert geblieben. 
Wie im Vorjahre sind die meisten Erkrankungen im Reg.-Bez. Düsseldorf 
(73 = 22,0 v. H.; 1909: 197 = 20,5 v. H.), Arnsberg (66 = 19,9 v. H.; 
1909 : 72 = 7,5 v. H.) and Oppeln (32 = 9,6 v. H.) festgestellt; von den 
übrigen Regierangsbezirken liegen nar bei Münster and Coblenz mehr als 
10 Erkrankungen (14 bezw. 11) vor. 

Zeitliche Verteilung. Auf die einzelnen Monate verteilen sich die 
Erkrankungen folgendermaßen: 

19101909 1908 1907 1906 1905 1904 1910 1909 19081907 190619051904 


Jan. 

51 

85 

110 

149 

216 

139 

11 

Aug. 

12 

28 

68 

122 

51 

72 

9 

Febr. 

.46 

82 

199 

260 

313 

320 

11 

Sept. 

18 

86 

36 

102 

43 

44 

5 

März 

35 

187 

206 

362 

370 

759 

11 

Okt. 

8 

20 

45 

120 

61 

47 

3 

April 48 

207 

236 

467 

403 

1010 

14 

Nov. 

17 

31 

42 

64 

56 

60 

17 

Mai 

38 

148 

167 

425 

258 

776 

8 

Dez. 

14 

32 

44 

57 

51 

72 

15 

Juni 

22 

55 

78 

301 

122 

339 

9 

unbe¬ 








Juli 

23 

46 

63 

154 

85 

124 

5 

stimmt 

— 

— 

— 

8 

— 

2 

— 


Jahr 332 957 1284 2591 2029 3764 118 

In den einzelnen Jahreszeiten betrag die Zahl der Erkrankungen: 

1910 1909 1908 1907 1906 1905 1904 


Frühjahr: 

März, April, Mai . . 

121 

542 

609 1254 

1031 

2545 

33 

Sommer: 

Juni, Juli, August . 

57 

129 

199 

677 

258 

535 

23 

Herbst: 

September, Oktober, November 

43 

87 

123 

286 

160 

151 

25 

Winter: 

Dezember, Januar, Februar. 

111 

199 

353 

466 

580 

531 

87 


Die Verteilung der Erkrankungsfälle auf die einzelnen Jahreszeiten ist 
demnach gleichmäßiger als in den Vorjahren; es fielen im Berichtsjahre (Vor¬ 
jahr) auf das Frühjahr 36,4 (56,6), aof den Winter 33,4 (20,8), auf den Sommer 
17,2 (13,5) und auf den Herbst 13,0 (9,1) v. H. aller Erkrankungen. 

Geschlecht und Alter der Erkrankten. Von den Erkrankten waren 
im Jahre: männlichen Qeschlechts: 

1910 1909 1908 1907 

199 = 60,1 v.H; 564 = 58,9 v.H.; 738 = 57,6 V.H.; 1477 = 57,1 v. H.; 
1906 1905 1904 

1078 = 53,2 v. H.; 1945 = 54 v. H.; 67 = 56,8 v. H. 

weiblichen Qeschlechts: 

1910 1909 1908 1907 

132 = 39,9 v. H.; 393 = 41,1 v. H ; 544 = 42,4 v. H.; 1112 = 42,9 v. H.; 
1906 1905 1904 

951 = 46,8 v.H.; 1666 = 46 v.H.; 51 = 43,2 v. H. 

Die Beteiligung des männlichen Geschlechts ist demnach wiederum 
stärker geworden. 

Von den 332 Erkrankten waren alt: 

0- 1 Jahre: 32 = 9,6v.H.6—10Jahre: 51 = 16,4v.H. 31—40 Jahre: 12 = 3,6v.H. 

1— 2 „ : 43 =13,0 „ 11—15 „ : 38 = 11,5 „ 41-50 „ : 11 = 3,3 „ 

2- 3 „ : 35 = 10,6 „ 16-20 „ : 34 = 10,2 „ 51-60 „ : 4 = 1,2 „ 

3- 4 „ : 19= 5,7 ,, 21—25 „ : 18 = 6,4 „ Über70 „ : 4 = 1,2 „ 

4— 5 „ :17= 5,1 v 26—30 „ : 13 = 3,9 „ unbekannt : 1 = 0,3 „ 

Qegen das Vorjahr bat die Beteiligung des Alters von 1—3 Jahren 
zugenommen, während sonst das Kindesalter an den Erkrankungen verhältnis¬ 
mäßig weniger beteiligt ist; von den Erkrankten standen im Alter: bis zu 
5 Jahren 1910: 44,0 v.H.; 1909: 37,8 v.H.; 1908: 42,9 v.H.; 1907 : 48,4 v.H. 
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bis zu 15 Jahren 1910: 70,8 v.H.; 1909: 73,1 v.H.; 1608: 76,0 v.H.; 1907: 
79,7 v.H. 

Aasgang der Erkrankungen. Am Ende des Jahres 1910 befauden'sich 
noch 2 von den 332 Erkrankten in Behandlung; von den 330 Erkrankten, bei 
denen die Krankheit snm Abschluß gekommen war, sind 136 genesen nnd 
194 = 58,8 v. H. gestorben. In den Vorjahren ist die Sterblichkeit 1909: 
52,69, 1908 : 56,2, 1907 : 62,47, 1906 : 63,3, 1905 : 67,2 and 1904: 69,9 v. H. 
gewesen; im Berichtsjahre ist demnach die Sterblichkeit verhältnismäßig 
hoher als in den beiden vorhergehenden Jahren. Es liegt dies daran, daß sie 
ln den am meisten befallenen Bezirken verhältnismäßig hoch war, sam Teil 
sogar den Durchschnitt überstieg; sie war im Beg.-Bez. Düsseldorf 59,7 
Arnsberg 54,5 and Oppeln 59, 4 v. H. 

Bei 128 der Gestorbenen ist der Tag der Erkrankung and der des 
Todes angegeben; bei diesen erfolgte der Tod am: 


1. Tage 8 mal 

1 8. Tage 

3 mal 

15. Tage 

4mal|22. Tage 

0 mal |im 1. Mon. 116 mal 

2. . 10 „ 

9. 

* 

3 . ! 

16. 

7» 

4 , 23. „ 

2 ,1,2. „ 

io , 

3. . 13 , 

10. 

n 

i »; 

17. 

7» 

3 , 24. „ 

1,1.3. , 

1 , 

4. n 13 * 

11. 

n 

4 »i 

18. 

7» 

4 . 25. „ 

1 . » 4. „ 

0 , 

5- n 10 . 

12. 

» 

4 „ ! 

19. 

71 

1 . 26.' „ 

0 „ 1 „ 5. „ 

1 , 

6. , 9 , 

13. 

i» 

0 , 

20. 

7J 

1 n |27. „ 

2 n 


7. , 9 „ 

14. 

r) 

2 „ ' 

21. 

fl 

1 . 128. „ 

1 . i 



in der 


l.Woche 72 mal|2.Woche 17mai;3. Woche 18 mai;4. Woche 7 mal| 

Von 128 Gestorbenen sind demnach 72 = 56,3 (1909 : 54,1; 1908: 
50,3) v. H. in der 1. Woche nach der Erkrankung gestorben, 17 = 13,3 
(1909: 15,1,1908: 14,4) v. H. in der 2. Woche, 18 = 141 (1909: 7,9 1908: 13,1) 
v. H. in der 3. Woche und 7 = 5,5 (1909: 6,5 (1908: 6,9) v. H. in der 4. Woche. 
In den ersten drei Wochen erfolgte der Tod 107 mal, d. i. in 83,6, v. H. der 
Todesfälle, 1909 in 77,1, 1908 in 77,8, 1907 in 73,1, 1906 in 73,8, 1905 in 78,1, 
1904 in 93,8 v. H. Nach Ablauf der 4. Krankheitswoche trat nur in 14 Fällen, 
d. i. 10,9 v. H., der Tod ein, nach dem 3. Monat nur in 1 Fall = 0,8 v. H. 

Dauernde Gesundheitsstörungen haben von 136 Genesenen, 
soweit Angaben darüber vorliegen, nur 2 zurückbebalten; in beiden Fällen ist 
Taubheit eingetreten. 

Bakteriologische Untersuchungen. Zur Sicherung der Diagnose wurde 
fast überall, wo es möglich war, die bakteriologische Untersuchung heran¬ 
gezogen. In einer Beihe von Fällen, die ausgesprochene Erscheinungen der 
Genickstarre geboten hatten, war bei der Vornahme der amtlichen Fest¬ 
stellungen der Tod des Kranken schon erfolgt oder sogar die Leiche bereits 
beerdigt worden; gelegentlich wurde auch die Entnahme von Untersuchungen 
material von den Angehörigen des Kranken nicht gestattet. In 75 Fällen 
stützt sich daher die Diagnose Genickstarre nur auf die klinischen Erschei¬ 
nungen. In 25 Fällen ist die Diagnose durch die Leicheneröfinung bestätigt 
worden. Bei 138 Fällen fiel die bakteriologische Untersuchung positiv, bei 
24 negativ aus, ohne daß die Art der Untersuchung angegeben ist. Soweit 
die Art der Untersuchungsprobe bezeichnet ist, wurde Cerebrospinalflüssigkeit 
48 mal mit positivem und 35 mal mit negativem Ergebnis untersucht; beider 
Untersuchung von Blut auf Agglutinationsfäbigkeit für Meningokokken war 
das Ergebnis 11 mal positiv, 10 mal negativ. Im NaBenrachenschleim glückte der 
Nachweis von Meningokokken 7 mal, 23 mal nicht; in einem Falle waren gleich¬ 
zeitig Meningokokken und Diphtheriebazillen vorhanden. Unter den Angehörigen 
Kranker sind, soweit Angaben vorliegen, 24 gesunde Keimträger festgestellt 
worden. In einem Falle von sicherer Genickstarre agglutinierte das Blutserum 
Typhusbazillen stark, so daß eine Mischinfektion angenommen wurde, in einem 
anderen Fall konnten gleichzeitig Meningokokken und Typhusbazillen nach¬ 
gewiesen werden. Mehrfach waren in der Cerebrospinalflüssigkeit neben Me¬ 
ningokokken Pneumokokken oder Streptokokken verhanden. 

Nur bei 41 Erkrankten ist angegeben, daß eine Behandlung mit Ge¬ 
nickstarreserum stattfand; von diesen genasen 23, es starben 18. Von 24 
Kranken, bei denen nach den Berichten keine Serumbehandlung erfolgte, 
genasen 10, während 14 starben. 
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Orthopädische Turnkurse. Erlaß des Ministers der geist¬ 
lichen and Unterrichtsangelegenheiten— U III B Nr. 6981 — vom 
15. Jnli 1911 an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Im Anschluß an die Erlasse vom 13. Juni 1908, U. III. B. Nr. 2220 M., 
and 24. Januar 1910, U III B Nr. 3846 M, teile ich der Königlichen Regierang 
die anliegende Zusammenstellung der in Preaßen bisher abgehaltenen ortho¬ 
pädischen Tarnkarse unter besonderer Berücksichtigung des Jahres 1909/10 
mit. 1 ) Die Uebersicht gibt ein erfreuliches Zeugnis Ton dem anerkennenswerten 
Bestreben einer zunehmenden Zahl yon Gemeinden, unter Aufwendung teil¬ 
weise recht erheblicher Mittel sich solcher Kinder vorbeugend oder helfend 
anzunehmen, die in Gefahr sind, sich eine RUckgratsverkrümmung zuzuziehen, 
oder an einer solchen schon leiden. Wie die Uebersicht zeigt, können die 
orthopädischen Tarnkarse bei zweckmäßiger Einrichtung und Bachgemäßem 
Verfahren viel Segen stiften. Unerläßliche Voraussetzung dabei ist, daß sie 
unter der Aufsicht eines orthopädisch geschulten Arztes stehen, daß sie sich 
auf die immerhin zahlreichen Fälle beschränken, in denen es sich um Kinder 
mit schwachen Rückenmuskeln, schlechter Haltung und um die leichteren 
Formen von Verkrümmungen der Wirbelsäule handelt, und daß in jedem 
einzelnen Falle von dem zuständigen Arzte sorgsam geprüft wird, ob die be¬ 
treffenden Kinder nach Lage der Verhältnisse zur Teilnahme an einem ortho¬ 
pädischen Turnkursus zugelassen werden können, oder ob sie auf Anstalts- 
behandlung zu verweisen sind. 


B. Königreich Bayern. 

Verhandlungen der Aerztekammern im Jahre 1911. Bekannt¬ 
machung des Staatsministeriums des Innern vom22.Juni 1911. 

Auf die Verhandlungen der Aerztekammern Bayerns vom 7. November 
1910 ergeht nach Einvernahme des K. Obermedizinalausschusses nachstehender 
Bescheid: 

I. Der ständige Ausschuß der Aerztekammer von Oberbayern hat den 
Entwarf einer „Ehrengerichtsordnung ausgearbeitet und sämtlichen 
Bezirksvereinen zur Annahme empfohlen. 

Der Entwurf wurde von 2 Kammern abgelehnt, von den übrigen mit 
Abänderungen angenommen. 

Das K. Staatsministerium des Innern wird das Ergebnis dieser Beratun¬ 
gen würdigen, wenn nach längerer und allgemeiner Erprobung der Standes¬ 
ordnung die gesetzliche Schaffung einer Ehrengerichtsordnung in Erwägung 
gezogen werden kann. 

II. Der Antrag des Bezirksvereins Freising - Moosburg: das Jahr für 
den Jahresbericht der prakt. Aerzte in die Zeit vom 1. Obtober bis 30. Sep¬ 
tember zu verlegen, wurde von 6 Kammern abgelebnt. 

Dem Anträge kann, solange die Berichte der praktischen Aerzte von 
den Bezirksärzten zu den amtlichen Jahresberichten verwertet werden müssen, 
eine Folge nicht gegeben werden. 

III. Der Bezirksverein Hof stellte den Antrag: das Uebereinkommen 
zwischen dem Deutschen Reich und Oesterreich-Ungarn betr. die gegen¬ 
seitige Zulassung der an der Grenze wohnenden Medizinal¬ 
personen zur Ausübung der Praxis vom 30. Septbr. 1882 dahin abzuändern, daß 

1. in den Orten, in denen ein Arzt seinen Sitz hat, die Aerzte des 
Nachbarstaates Praxis nicht ausüben dürfen (außer bei Konsilien) und daß 

2. eine Grenzzone für die Ausübung der Praxis — unter Benennung der 
Orte und mit zulässigem Widerrufe — festgestellt werde. 

Der Antrag wurde von 4 Kammern angenommen. 

Das K. Staatsministerium des Innern kann in den bestehenden Verhält¬ 
nissen einen hinreichenden Grund zur Einbringung eines auf Abänderung des 
Uebereinkommens abzielenden Antrages bei der ReichBleitung nicht erblicken. 

IV. Der von 6 Kammern unterstützte Antrag des Bezirks Vereins Ansbach: 
die K. Staatsregierang wolle (im Interesse des Kampfes gegen die 

‘) Nach dieser Zusammenstellung, von deren Abdruck Abstand ge¬ 
nommen ist, sind im Jahre 1909/10 an 32 verschiedenen Orten orthopädische 
Tarnkarse abgehalten, und zwar mit einer einzigen Ausnahme überall unter 
Leitung von Aerzten. Es haben daran etwa 2500 Kinder teilgenommen; davon 
waren etwa 4 /& Mädchen ‘/s Knaben. 
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Tuberkulose) obligatorischen Unterricht an den Lehrerbildungs¬ 
anstalten über die Grundsüge der TuberkulosebekSmplung 
einführen, wurde dem K. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten zur zuständigen Würdigung übergeben; ebenso 

V. der Antrag der Bezirksvereine Ansbach-Nürnberg: 

der Abs. 3 des § öl der Prüfungsordnung für Aerste solle 
folgendermaßen abgeändert werden: 

Ist ein Abschnitt nicht vollständig bestanden, so kann der Kandidat den 
nicht bestandenen Abschnitt oder Abschnittsteil erst nach mindestens 
6 Wochen wiederholen und während dieser Zeit einen anderen Abschnitt 
nicht beginnen. 

Ferner sei das Examen binnen einer bestimmten, nicht zu lang be¬ 
messenen Frist fertigzustellen. Die jetzige Frist von 8 Jahren erscheine 
viel zu lang. 

Dazu solle die Möglichkeit, die ganze Prüfung zu wiederholen, sehr ein¬ 
geschränkt werden. 

VI. Der Antrag des Ausschusses der mittelfränkischen Aerztekammer, 
die K. Staatsregierung möge den Delegierten zum verstärkten Ober¬ 
medizinalausschuß Tagegelder und Beisekostenentschädigung 
gewähren, wurde von 7 Kammern unterstützt. 

Er wird bei Bevision der Verordnung über den Obermedizinalausschuß 
gewürdigt werden. 

VII. Zum Antrag des Ausschusses der oberfränkischen Aerztekammer 
auf Abänderung der ärztlichen Gebührenordnung kann das K. Staats¬ 
ministerium des Innern erst dann Stellung nehmen, wenn feststeht, daß die zur¬ 
zeit schwebenden Verhandlungen über die Schaffung einer einheitlichen ärzt¬ 
lichen Gebührenordnung für das ganze Beich zu keinem Ergebnis geführt haben. 

VIII. Gegen die von mehreren Apothekerkammern beantragte Einführung 
der abwechselnden Schließung der Apotheken zur Nachtzeit auch an 
Werktagen haben sich 7 Kreismedizinalausscbüsse und Aerztekammern ausge¬ 
sprochen. Der Kreismedizinalausschuß und die Aerztekammer von Oberfranken 
haben begutachtet, die Begelung wegen der Verschiedenartigkeit der örtlichen 
Verhältnisse dem Ermessen der Apothekenbesitzer unter Ausschluß jeden 
Zwanges zu überlassen. 

Der Obermedizinalausschuß empfiehlt, zunächst abzuwarten, welche Er¬ 
fahrungen in den nächsten Jahren mit dem im Vorjahre genehmigten Wechsel- 
weisen Schluß der Apotheken in der Nacht vom Sonntag auf Montag gemacht 
werden. Das K. Staatsministerium tritt diesem Gutachten bei. 


Anlage von Friedhöfen, Leichenhäusern und Grüften* Ent¬ 
schließung des Staatsministeriums des Innern vom 8. Juli 
1911 an die Begierungen, Kammern des Innern, die Distriktsverwaltungs¬ 
behörden und die Bezirksärzte. 

Zur Beurteilung der bei Anlage von Friedhöfen in Betracht kommenden 
gesundheitlichen Fragen wurden in der Ministerialentschließung vom 14. August 
1865 allgemeine Gesichtspunkte aufgestellt. Diese Gesichtspunkte sind zum 
Teil veraltet. An ihre Stelle treten nachstehende Grundsätze, die sich zugleich 
auch mit der Errichtung von Leichenhäusern und Grüften befassen. 

Grundsätze für die Anlage von Friedhöfen, Leiohenhäusern 

and Grüften. 

Vorbemerkung. 

Leichen, die der Erde übergeben werden, fallen für gewöhnlich der 
Zersetzung anheim. Die Zersetzung erfolgt in der ersten Zeit unter dem 
Einfluß der auf der Oberfläche und im Innern der Leiche vorhandenen Bakterien 
und Pilze, später auch unter dem Einflüsse verschiedener Tierarten (Insekten¬ 
larven und Würmer); sie setzt immer eine gewisse Feuchtigkeit des Bodens voraus. 

Die Zersetzung unter reichlichem Sauerstoffzutritt führt zur vollständigen 
Verbrennung dor organischen Bestandteile des Körpers und wird als Ver¬ 
wesung bezeichnet; sie liefert als Endprodukte unschädliche Stoffe. 

Die Zersetzung bei Saucrstoffabscbluß oder mangelhaftem Sauerstoff- 
Zutritt führt zur Fäulnis; die Fäulnis liefert als Endprodukte übelriechende, 
zum Teil auch gesundheitsschädliche Stoffe. 

Wenn die zur Zersetzung nötige Feuchtigkeit fehlt, so tritt Vor- 
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trocknung der Leiche ein. Wenn Leichen unmittelbar im Wasser oder in 
einem ganz mit Wasser durchtränkten Boden liegen, kommt es zur Bildung 
▼on Leichen wachs; za Leichenwacbs amgewandelte Leichen oder Leichen¬ 
teile bilden eine fettige Masse and bedürfen zam Tollständigen Zerfall außer¬ 
ordentlich langer Zeit. 

I. Friedhöfe. 

Der Boden soll so beschaffen sein, daß die Verwesung der Leichen 
möglichst rasch erfolgt. Dies ist bei einem Boden der Fall, der zeitweise 
darch Oberflächenwasser darchfeachtet wird, die Hauptmasse des WasBOis 
aber nur kurze Zeit zurückhält und dann wieder der Luft ungehinderten 
Zutritt gewährt; als völlig einwandfrei ist ein Boden jedoch erst dann zu 
bezeichnen, wenn er auch imstande ist, die Zersetzungsprodukte zurückzuhalten 
und zu verhindern, daß übelriechende gasförmige Stoffe in die Außenluft, 
Krankheitskeime und in Wasser gelöste schädliche Stoffe in die tieferen 
Bodenschichten und das Grundwasser gelangen. 

Diese Bedingungen erfüllt am besten ein Boden, der aus Kies und 
Sand, oder aus Kies und Lehm besteht, oder ein Humus- (Lehm) boden, der 
reichlich mit Kies und Sand gemischt ist. Grober Schotter (ohne Sand oder 
Lehmbeimengung) ist ungeeignet, weil er den GaBen den Weg zur Erdober¬ 
fläche, den in Wasser löslichen Stoffen und den Keimen den Weg ins Grund- 
wasser frei läßt; reiner Lehm- oder Torfboden ist ungeeignet, weil er für 
Luft nicht durchlässig ist. 

Zu berücksichtigen ist, daß ein ursprünglich geeigneter Boden durch 
oftmalige Benutzung immer reicher an feinkörnigen Ueberresten von Leichen 
(Knochenerde) wird und dadurch allmählich undurchlässig und ungeeignet 
werden kann. 

Für die Eignung eines Bodens zur Anlage von Gräbern kommt auch 
sein Grandwasserstand in Betracht. Da der Grundwasserstand nach 
Jahreszeit und Witterung schwankt, ist der höchste vorkommende Grund- 
wasserstand zu ermitteln. Es ist unter allen Umständen zu vermeiden, daß 
die Grabessohle vom Grandwasser erreicht wird oder daß Särge in jene Zone 
zu liegen kommen, bis zu der das Wasser (durch Kapillarität) aufsteigt. Es 
soll vielmehr zwischen der Grabessohle und dem höchsten Grundwasserstande 
eine mindestens 60 cm starke Bodenschicht sich befinden, die einerseits eine 
trockene Lagerung der Särge gewährleistet und anderseits den Uebergang 
gelöster Fäulnisstoffe in das Grandwasser verhindert. Bei sehr großporigem 
Kiesboden soll diese Schicht mächtiger sein, ebenso bei Behr dichtem feinkörnigen 
Boden, in dem erfahrungsgemäß das Kapillarwasser besonders hoch aufsteigt. 

Ein nach seiner Zusammensetzung geeigneter Boden kann ungeeignet 
sein, wenn er Ueberschwemmungen ausgesetzt oder in einer Mulde gelegen 
ist, in der sich die Niederschläge sammeln. Ein an sich nicht verwendbarer Boden 
kann häufig durch Entwässerung oder Aufschüttung geeignet gemacht werden. 

Lage der Friedhöfe. Bei der Wahl des Platzes ist auf die Rich¬ 
tung des Grandwasserstromes zu achten. Das Grundwasser des Friedhofs soll 
besonders in großporigem Boden nicht gegen benachbarte Brunnen, die aus 
dem Grandwasser gespeist werden, fließen. 

Bei Beachtung dieses Grundsatzes und bei einwandfreier Bodenbeschaffen¬ 
heit ist eine Gefährdung der Umgebung durch Anlage eines Friedhofs nicht 
zu befürchten. Immerhin ist es, um jede Beunruhigung der Bevölkerung zu 
vermeiden, zweckmäßig, den Friedhof in einiger Entfernung von Wohngebäuden 
zu errichten. Meist sprechen schon die Interessen des Verkehrs, der baulichen 
Ausdehnung der Ortschaft, die Abneigung der Lebenden gegen alle an den 
Tod erinnernden Vorgänge gegen die Anlage in der Nähe größerer Wohnungs¬ 
komplexe. 

Tiefe der Gräber. Die Tiefe soll von der Erdoberfläche an für die 
Gräber von Erwachsenen wenigstens 1,80 m, für die von Kindern unter 12 Jahren 
wenigstens 1,30 m, für die von Kindern unter 7 Jahren wenigstens 1,10 m, für 
die von Kindern unter 2 Jahren wenigstens 0,80 m betragen. 

Zwischenschicht. Zwischen den einzelnen Gräbern soll eine Erd¬ 
schicht von mindestens 0,6 m Dicke sich befinden. Wo wegen der großen 
Zahl der Leichen sogenannte Reihengräber angelegt werden müssen, kann 
ausnahmsweise von dieser Zwischenschicht abgesehen werden, sofern die vor¬ 
geschriebene Tiefe eingehalten wird. 
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Größe der Gräber. Für den Begräbnisplatz eines Erwachsenen ist 
einschließlich des Zwischenwegs eine Länge von 2,50 m and eine Breite Ton 
1,5Ö m, bei Reihengräbern eine Länge yon 2,20 m and eine Breite yon 0,80 m 
in Ansats za bringen; die Länge und Breite der Gräber für Kinder bemißt 
sich nach der Größe der Särge. 

Rahefrist. Für jeden Begräbnisplatz ist die Zeit, vor deren Ablaaf 
eine schon belegte Grabstelle zam Begraben einer anderen Leiche nicht benutzt 
werden darf, festzasetzen. Diese Rahefrist aiaß der Zeit entsprechen, die 
zam Zerfall der Leiche nötig ist; sie hängt von der Bodenbeschaffenheit und 
dem Alter der Beerdigten ab. Bei sehr günstigen Bodenverhältnissen verwest 
die Leiche eines Erwachsenen in 4—7 Jahren, anter ungünstigen Umständen 
erst in 15—80 und mehr Jahren. Leichen von Kindern anter 10 Jahren 
brauchen etwa */»—*/» dieser Zeit. Welche Rahefrist za wählen ist, maß für 
jeden Friedhof gesondert entschieden werden; aasschlaggebend bleibt dabei 
die bei Eröffnung von Gräbern gemachte Erfahrung. 

Größe der Friedhöfe. Aas der Zahl der nach 10jährigem Darch- 
schnitt oder für die Zakanft voraassichtlich zar Beerdigang gelangenden 
Leichen der verschiedenen Altersklassen, aas der Größe der einzelnen Gräber 
and aas der nach den Erfahrungen festgestellten oder nach der Bodenbeschaffen* 
heit ansanehmenden Rahefrist läßt sich der Raum für die gewöhnlichen Gräber 
berechnen. Für Familiengräber, Grüfte, das Leichenhaas and die größerer 
Wege ist za der berechneten Fläche ein Zascblag za machen, der darch die 
örtlichen Verhältnisse bestimmt wird. Aach für gärtnerische Anlagen, die 
nicht nar einen Schmack des Friedhofs bilden, sondern nach gesundheitliche 
Vorzüge haben, soll ein angemessener Raum vorgesehen werden. Besonders 
ist darauf za achten, daß die Wege, vor allem die Haaptwege, eine dem za 
erwartenden Verkehr entsprechende Breite erhalten. 

II. Leichenhäuser. 

Die baldige Entfernung der Leichen aas der Umgebang der Lebenden 
ist für die öffentliche Gesundheitspflege von großer Wichtigkeit besonders 
dann, wenn es sich am die Leichen von Personen handelt, die an Übertrag* 
baren Krankheiten gestorben sind. Es ist deshalb in größeren Orten die Er¬ 
richtung von Leichenhäasern za fördern. Leichenhäaser sollen außer dem 
Aafbahrangsraam ein heizbares Zimmer und einen Abort für den Wächter, 
ferner einen heizbaren Raam für die Vornahme von Leichenöffnangen ent¬ 
halten. Sie müssen mit Wasser versorgt sein. 

III. Grüfte. 

Aehnlich wie im Erdgrabe vollzieht sich, wenn gewöhnliche Golzsärge 
benutzt werden, die Zarsetzaog in gemauerten Grüften. Da aber kein die 
Zersetzengsgase zurückhaltendes Erdreich den Sarg amgibt, können anter 
Umständen, so besonders bei mangelhafter (schadhafter) Deckaog übelriechende 
and giftige Gase in die Aaßenlaft gelangen. Von diesem Standpunkt aas ist 
die Neaaniage von Grüften in oder anter geschlossenen Räamen, die Menschen 
dauernd oder vorübergehend zam Aufenthalt dienen, gefährlich and ausnahms¬ 
weise nar dann za gestatten, wenn starkwandig, luftdicht abgeschlossene 
Metall- oder Steinsärge benutzt and die Grüfte selbst mit wasserdichtem 
Boden and einem über Dach führenden Entlüftangsrohre versehen and völlig 
dicht eingedeckt werden. 

Aaf offenen Friedhöfen kann aach bei Verwendang durchlässiger Särge 
jede Gefährdang der Besacher aasgeschlossen werden, wenn die Anlage der 
Grüfte in einer Weise erfolgt, daß die gasförmigen und flüssigen Zersetzangs- 
stoffe in den Boden abgeleitet werden. Za diesem Zwecke maß der obere 
Verschloß der Grüfte ein möglichst dichter sein and müssen anderseits die 
Wände gegen das amgebende Erdreich andicht hergestellt werden. Als an¬ 
dicht sind schon die gewöhnlichen Ziegel- and Backsteinmaaern za betrachten, 
aofern sie nicht mit Mörtel verpatzt werden, ln verpatzten Maaern and in 
Baton müssen besondere Luftschlitze angebracht werden, oder es maß die 
Sohle der Graft ein geringes Gefälle and an der tiefsten 8telle eine Oeffnang 
erhalten, darch welche die flüssigen and gasförmigen Stoffe in das amgebende 
Erdreich aastreten können. 
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Nr 17. 5. September._ 1911. 


Rechtsprechung. 

Berechtigung der Bader ln Bayern zur Abgabe freigegebener 
Arzneimittel, nach wenn diese nicht aas der Apotheke beiogen sind. 
Urteil des Obersten Landesgerichts (Str.-S.) vom 13. Janil911. 

Nach § 367 Nr. 3 3t. G. B. ist strafbar, wer ohne polizeiliche Erlaubnis 
Arzneien, soweit der Handel mit diesen nicht freigegeben ist, zabereitet, feil* 
hält, verkaaft oder sonst an Andere überläßt. Nach Ziffer 10 des Verzeich¬ 
nisses A der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 gehört das Heft¬ 
pflaster, za den dem Handel freigegebenen Apothekerwaren. Es kann also nach 
§ 367 Nr. 3 nicht bestraft werden, wer ein Heftpflaster anßerhalb einer 
Apotheke gewerbsmäßig bereitet, leilhält oder verkaaft. Nach § 367 Nr. 5 
ist strafbar, wer bei Ausübang der Befugnis zar Zabereitang oder Feiihaltung 
der Arzneien die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt. Man maß 
annehmen, daß g 367 Nr. 5 Verordnungen im Auge hat, die sich aaf die dem 
Apothekenzwang unterworfenen Arzneien beziehen. JDie Landesgesetzgebung 
kann vorschreiben, daß die Bader bei der Ausübang ihrer Befugnisse nur 
gewisse, dem freien Verkehr entzogene oder nar gewisse, dem freien Verkehr 
überlassene Arzneimittel abgeben and anwenden dürfen, dagegen kann keine 
Landesgesetzgebang verbieten, daß ein Bader neben dem Bader berufe die 
dem freien Verkehr überlassenen Arzneimittel in einem selbständigen Betriebe 
gewerbsmäßig feilhält oder verkauft, gleichwie das beispielsweise Drogisten, 
Friseare and ähnliche Gewerbetreibende anf Grand der Gewerbeordnang za 
tan berechtigt sind and tan. 1 ) Nach § 7 der Verordnung vom 81. März 1899, 
die Verhältnisse der Bader betreffend, fällt in die selbständige Befugnis der 
Bader die Behandlung einfacher Wanden, Abszesse and Geschwüre. Inwie¬ 
weit die Bader zar Abgabe and Anwendung von Arzneimitteln betagt sind, 
and welche Verbände and Verbandstoffe denselben anzawenden gestattet ist, 
wird jeweils darch das Ministerium des Innern bestimmt. Die Min.-Bek. vom 
4. April 1899 gestattet den Badern a. a. die Anwendung von Heftpflaster bei 
Ausübung ihrer Befugnisse, schreibt aber vor, daß sie die Arzneimittel, deren 
Abgabe oder Anwendung ihnen zasteht, aas einer Apotheke beziehen 
müssen. Das Polizeistrafgesetzbach enthält eine auf die Bader bezügliche 
Strafandrohung für den Fall der Ueberschreitang ihrer Befagnisse oder des 
Zawiderhandelns gegen die ihnen anferlegten Berufspflichten nicht. Der § 9 
der Verordnung vom 31. März 1899 begnügt sich mit dem Aussprache: Badern, 
die ihre Befagnisse überschreiten oder den ihnen obliegenden Verpflichtungen 
zuwiderhandeln, kann unbeschadet der etwa verwirkten Strafe die Berechtigung 
zar Führung des Titels „Bader“ entzogen werden. Der Bader handelt gegen 
eine ihm nach Verordnung vom 31. März 1899 und Ziffer 4 der Ministerial¬ 
bekanntmachung vom 4. April 1899 obliegende Verpflichtung, wenn er bei der 
Ausübung der Heilkunde ein ihm verstattetes Arzneimittel anwendet, das er 
nicht aus einer Apotheke bezogen hat; das Polizeistrafgesetzbuch enthält aber 
keine ausdrückliche Bestimmung des Inhalts, daß der Bader wegen der Ver¬ 
letzung dieser Berufsverpflichtung strafbar sein soll. Ein Bader, der bei der 
Ausübang der Heilkunde ein nicht aas einer Apotheke bezogenes Heftpflaster 
abgibt and an wendet, kann daher auch nicht in Anwendung des Art. 72 a 
P. St. G. B. bestraft werden. Die bayerische Landesgesetzgebang war nach 


') Der betreffende Bader hielt 8prechstanden für Beinleidende ab, in 
denen er diesen die Geschwüre reinigte and mit Heftpflaster verklebte, das 
er nicht ans einer Apotheke bezog. 
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§ 6 Abs. 1 G. 0. zur Schaffang des Axt. 72a nid zur Erlassung der Verord¬ 
nung yom 15. März 1901 ttber den Verkehr mit Amei- oder Geheimmitteln 
außerhalb der Apotheken berechtigt. Sie konnte aber im Hinblick auf § 1 
Abs. 1 R. G. 0. nicht bestimmen, daß diejenigen, welche gewerbsmhßig Arznei¬ 
mittel, die reichBgeaetzlich dem freien Verkehr überlassen sind, gewerbsmäßig 
feilhalten oder verkaufen — z. B. Drogisten, Bader, die neben der Ausübung 
der Heilkunde sich mit dem Feilhalten befassen — die Arzneimittel ans einer 
Apotheke beziehen müssen. Daß diese Verordnung nur gewerbsmäßige Be¬ 
triebe der oben bezeichneten Art im Ange hat, ergibt sich ans ihren sämtlichen 
Bestimmungen; sie nimmt auch nirgends auf die besondere, den Badern be¬ 
züglich des Bezuges von Arzneimitteln aus einer Apotheke aoferlegte Berufs¬ 
pflicht bezug. Man kann daher mit gutem Grund bezweifeln, daß sie sich 
auf diese Berufspflicht bezieht, und daß auf Grund ihrer, den Verkehr mit 
Arzneimitteln außerhalb der Apotheken regelnden, das gewerbsmäßige Feil¬ 
halten von Arzneimitteln betreffenden Bestimmungen und in Anwendung des 
Art. 72 a der Bader gestraft werden kann, der unter Nichtbeachtung seiner 
Berufspflicht bei der Ausübung seiner Heilbefognisse ein dem freien Verkehr 
überlassenes, nicht aus einer Apotheke bezogenes Arzneimittel abgibt oder 
anwendet. Im Tan des Angeklagten sind daher die Merkmale einer strafbaren 
Handlung nicht zu erblicken. 


Das Verbot der Ankündigung von Heilmitteln (i. B. Blutrelnlgungi- 
/'mittel „Medice“) ln den Politeiverordnungen über Kurpfuscher erstreckt 
sich nicht nur auf diese, sondern auch auf andere Personen. Urteil 
des preuß. Kammergerichts (II. Str.-S.) vom 4. Juli 1911. 

Der § 4 der Poliseiverordnung des Polizeipräsidenten zu Berlin vom 
21. August 1903 bestimmt im § 4: Die öffentliche Ankündigung von Gegen¬ 
ständen, Vorrichtungen, Methoden und Mitteln, die zur Verhütung, Linderung 
oder Heilung von Menschen- oder Tierkrankheiten bestimmt sind, ist verboten, 
wenn ersteren besondere, über ihren wahren Wert hinausgehende Wirkungen 
beigelegt werden, oder das Publikum durch die Art ihrer Anpreisung irrego¬ 
führt wird. Derartige Vorschriften sind nach § 10 Titel 17 Teil II des All¬ 
gemeinen Landrechts und § 6 zu f des Gesetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 rechtswirksam. Sie sollen die Gesundheit des Publikums 
vor Gefahren schützen, die dadurch entstehen, daß Leser der Anzeigen, durch 
die Anpreisungen veranlaßt, die Mittel kaufen und in Fällen anwenden, wo 
sie schädlich wirken, oder darüber die richtige Zeit zur Besorgung eines 
Arztes versäumen. Der Angeklagte hat folgendes Zeitungsinserat erscheinen 
lassen: »Die meisten Krankheiten haben ihren Ursprung im unreinen Blute, 
deshalb reinige man sein Blut mit Reichels Wachholder-Extrakt „Medico,, 
einem vollkommenen und gründlichen Blutreinigungsmittel zur Auffrischung 
des Blutes und der Säfte. Es wirkt, die Natur unterstützend und den Stoff¬ 
wechsel mäßig anregend, nach allen Richtungen hin und auf alle Teile des 
KOrpers in milder, nur wohltätiger Weise ein . . . In zweiter Instanz ver¬ 
urteilte die Strafkammer den Angeklagten, der hiergegen Revision erhob und 
in dieser geltend machte, daß die Polizeiverordnung von 1903 auf ihn über¬ 
haupt nicht Anwendung finde. Sie wie die für die einzelnen Regierungsbe¬ 
zirke erlassenen Polizeiverordnnngen gleichen Inhalts gingen auf den Ministerial- 
Erlaß vom 28. Juni 1902 zurück. Der Minister habe unterm 7. April 1903 
wiederholt erklärt, daß sich der Erlaß nur auf die Personen beziehe, welche 
die Heilkunde gewerbsmäßig auBÜbten, ohne in Deutschland approbiert zu 
sein. Der II. Strafsenat hat jedoch die Revision mit folgender Begründung 
zurückgewiesen: Allerdings liegt eine Ausübung der Heilkunde in gewerbe¬ 
polizeilicher Beziehung nur dann vor, wenn jemand gewerbsmäßig mit be¬ 
stimmten Personen, die wirklich oder angeblich an Krankheiten, Schäden oder 
sonstigen Uebeln des Körpers leiden oder anderweit zur Regelang körperlicher 
Funktionen sachverständiger Beratung oder Unterstützung bedürfen oder zu 
bedürfen glauben, zu dem Zweck in Verbindung tritt, um nach wirklicher 
oder angeblicher Feststellung ihres körperlichen Zustandes die erforderlichen 
Schritte zur Beseitigung oder Linderung des Uebels zu tun. Immer ist zur 
Annahme des Heilgewerbebetriebes erforderlich, daß der wirkliche oder an- 
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gebliohe Heilkundige zunächst die erwähnte individuelle Feststellung durch 
mündliche oder schriftliche Befragung den Pntlenten oder dritter Personen, 
durch Untersuchung oder auf andere Weise wirklich oder angeblich vornimmt 
und auf Grund dieser Feststellung die betreffende „Behandlung“ übernimmt, 
mag sie in mündlicher oder schriftlicher Raterteilung, in Abgabe oder Empfeh¬ 
lung eines Heilmittels, in unmittelbarer Einwirkung auf den Körper des 
Patienten oder in einer anderen Handlung bestehen. Die bloße Ankündigung, 
Anpreisung und Verabfolgung Ton Heilmitteln ist daher kein Heilgewerbebe¬ 
trieb; hier tritt der Fabrikant oder Händler den Kunden nicht als Heilge¬ 
werbetreibender, sondern als Kaufmann gegenüber, der seine Ware anpreist 
und abgibt. Die vorstehende Unterscheidung entspricht auch durchaus der 
Anschauung des Lebens. Niemand Bagt s. B. von einem Großhändler mit 
Arzneimitteln, daß er die Heilkunde ausübe, wenn er seine Mittel anpreist 
und demnächst ohne weiteres veräußert. Die hier entwickelte Absicht ent¬ 
spricht aber auch der gewerbepolizeilichen Gesetzgebung, die stets den Betrieb 
der Heilkunde auf der einen und die Ankündigung und Verabfolgung von 
Arznei- und Heilmitteln auf der andern Seite getrennt behandelt hat. Wie 
die Gewerbeordnung im § 6 die „Ausübung der Heilkunde“ von dem „Verkauf 
von Arzneimitteln“ trennt und im § 56 Nr. 9 und § 66 a Nr. 1 den Handel 
mit Arzneimitteln im Umherziehen von dem Betriebe der Heilkunde im Um¬ 
herziehen scheidet, so ist das auch in den preußischen medisinalpolizeilichen 
Verordnungen stets geschehen. So muß anerkannt werden, daß das Ergebnis 
ein unbefriedigendes ist, wenn sich jene Polizeiverordnungen nur auf Kur¬ 
pfuscher beziehen. Es blieben alle marktschreierischen Reklamen von Arznei¬ 
mittelhändlern frei, sofern nicht gerade Mittel angekttndigt werden, deren 
Ankündigung nach anderen Polizeiverordnungen verboten ist. Allein die 
Polizei Verordnung vom 21. Angust 1903 entspricht nicht den Ausführungen 
des Ministerialerlasses vom 7. April 1903, sondern hat sich in bewußten 
Gegensatz zu ihnen gesetzt. Sie sagt in der Ueberschriit, daß sie den Ge¬ 
werbebetrieb und die öffentlichen Anzeigen von Personen, die ohne die staat¬ 
liche Approbation die Heilkunde ausüben, sowie die Ankündigung von Heil« 
methoden, Heilmitteln und dergl. betreffe. Der Ministerialerlaß ist ein Inter- 
num der Verwaltung. Es stehen Verwaltungsvorschriften im Gegensatz zu 
Rechtsvorschriften. Nur mit ihnen hat sich der Richter zu befassen. Die 
Polizeiverordnung des Polizeipräsidenten will aber, wie aus der Ueberschrift 
mit voller Deutlichkeit erhellt, ihre Wirksamkeit nicht auf Kurpfuscher be¬ 
schränken, sondern auf alle, gleichviel welchen Standes und Gewerbes, dem¬ 
nach auch auf die Fabrikanten von Arzneimitteln und deren Vertreter er¬ 
strecken. Demnach unterliegt die Verurteilung des Angeklagten keinem recht¬ 
lichen Bedenken. 


/’■' Eine Bestimmung, wonach die In Drogenhundlungen unter der Be¬ 
zeichnung des Deutschen Arzneibuches fellgehaltenen Arzneimittel dessen 
Vorschriften entsprechen müssen, ist rechtlich unzulässig, da das 
Deutsche Arzneibuch ln keiner für Rechtsvorschriften bestimmten Welse 
veröffentlicht ist, und nur für die Apotheker, nicht aber für sonstige Ver¬ 
käufer von Arzneimitteln als gesetzliche, von Ihnen zu beachtende Vor« 
sehrift anzusehen ist. Urteil des preuß. Kammergerichts (8t.-S.) 
vom 3. Juli 1911. 


Verbot der Ankündigung eines Tees gegen Lnngenlelden, der im 
^Wesentlichen ebenso zusammengesetzt ist, wie der auf der Geb elmmittel« 
liste stehende Jobannistee Brockhaus. Urteil des preuß. Kammer¬ 
gerichts (Str.-S.) vom 8. Juni 1911. 


Ausdrücklich als Vorbengnngsmittel fellgehaltene Arzneimittel (z. B. 
Oescent) l ) sind gleichwohl den dem freien Verkehr entzogenen Heilmitteln 


•) C res Cent wird als trockenes Gemenge, Pillen oder in flüssiger Form 
als Mittel gegen die Beschwerden und Störungen der Menstruation angeboten 
und feilgehalten. 
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iinreelan, falls sie la vorbeugender Welse Krankheiten entgegen wir« 
ken seilen« Urteil des Obersten Landesgerichts (Str.*S.) in Miln» 
eben vom 16. Juli 1911. 


Dem freien Verkehr entlegene Mittel snr allgemeinen körperlichen 
Krlftlgung müssen ansdrflcklleh dem Kranken gegenüber sowie ln An¬ 
kündigungen als „Nahrungsmittel* snr Krlftlgung der Konstitution be- 
seiehnet werden, andernfalls sind sie als Heilmittel ansusehen« Urteil 
des Oberlandesgerichts in Dresden (8tr.*S.) von 4. Mai 1911. 


x Destillate sind nur als Zubereitungen dem freien Yerkehr über- 
ffcssen. Urteil des preuß. Kammergericbts (I. 8tr.-8.) rom 
, 80. Mirn 1911. 

\ Destillate sind nach § 1 der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 
1901 mit einigen Ausnahmen den Apotheken nicht Vorbehalten. Durch 
Destillation muß aber eine „Zubereitung“, d. h. etwas Neues entstanden sein; 
nur in ihrer Eigenschaft als Zubereitungen sind die Destillate freigegeben. 
Hat durch die Destillation eine Zubereitung, d. h. eine Veränderung im Wesen 
des Mittels nicht stattgefunden, ist das Mittel nach der Destillation in seintm 
Wesen unverändert geblieben, und die Destillation somit nicht sum Zwecke 
einer Zubereitung, sondern etwa au dem Zwecke erfolgt, um ein Mittel frei 
verkäuflich su machen, so kommt ein freigegebenes Destillat im Sinne der 
Kaiserlichen Verordnung von 1901 nicht in Frage. 


Mlmosatropfen sind als „Destillate* dem freien Yerkehr überlassen. 
Urteil des bayerischen Obersten Landesgerichts (Str.-S) vom 
3. Desemher 1910. 


Johannisbeersaft Ist als Obstsaft, Malspulrer mit Elsen als fester 
/^pulverisierter Auesug von Mals (Malsextrakt mit Eisen), Fenehelwasser 
/ als Dexttllat dem freien Yerkebr Überlassen; dasselbe gilt betreffs Pferde- 
fresspulrer, da dieses nur sur Beförderung der Fresslust, s. B. bei Feuer¬ 
wechsel, und nicht als Heilmittel dient« Urteil des Oberlandesge¬ 
richts in Breslau (Str.S.) vom 13. Juni 1911. 


/ Strafbare prahlerische Ankündigung von Busencreme „klvlja* auf 
Grund des Wettbewerbgesetses. Urteil des Reichsgerichts vom 
12. Juli 1911. 


Erhebliehe Verfehlungen gegen die Vorschriften Uber den Verkehr 
>lt Giften rechtfertigen die Zurücknahme der Genehmigung sum Gift- 
Handel wegen Unsuverlässlgkeit des Geschäftsinhabers, aber nicht die 
Untersagung des Handels mit anderen Drogen und chemischen Präparaten. 
Urteil des preußischen OberverwaltungsgerichtB (111. 8.) vom 
6. Juli 1911. 

Es ist su bedenken, daß, wenn der Beklagte fernerhin den Giflbandel 
nicht betreiben darf, die Gefahr, daß die Handhabung des sonstigen Gewerbe¬ 
betriebs Leben und Gesundheit von Menschen bedroht, sowieso gering ist. 


Jede übertragbare Krankheit ist „ansteckende Krankheit* Im Sinne 
des § 7 Abs. 1 Ziff. 1 des Krankenversieberungsgeseties. Urteil des 
sächsischen Oberverwaltungsgerichts (1. Sen.) vom 6. August 

1910. 

Daß der Beklagte syphilitisch krank war, als er von der Klägerin dem 
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Krankenbause Uber wiesen wurde, steht nach den Gutachten der gehörten 
▲erste außer Zweitel. Die Yorinstaas hat gleichwohl das Vorhandensein einer 
„ansteckenden" Krankheit lediglich deshalb verneint, weil sie davon ausgeht, 
daß die Syphilis unter Umständen zwar „übertragbar“, aber im technischen 
Sinne nicht „ansteckend“ sei. Für die Annahme, daß der Gesetzgeber den 
Begriff „ansteckend“ im § 7 Abs. 1 Ziff. 1 des KrankenverBicherungsgesetzes 
in diesem engeren, medizinisch-technischen Sinne gebraucht und ihm mithin 
eine andere Bedeutung beigelegt habe, als ihm nach dem allgemein üblichen 
Sprach gebrauche zukommt, der hierunter jede Übertragbare Krankheit zu 
verstehen pflegt, bietet der Wortlaut jener Vorschrift auch nicht den geringsten 
Anhalt. Daß dies aber auch nicht der Absicht des Gesetzes entspricht, ergibt 
sich ohne weiteres aus dem Zwecke der Bestimmung. Sie soll den Ver- 
Sicherungsträgern offenbar die Möglichkeit verschaffen, diejenigen Versicherten, 
die wegen der Art ihrer Krankheit alle mit ihnen in Berührung kommenden 
Personen mehr oder weniger gefährden, sowohl zum Schutze der Allgemeinheit 
wie namentlich im eigenen Interesse der Krankenkasse vom Verkehre mit 
Dritten fernsnhalten, um eine Weiterverbreitung der Krankheit zu verhindern. 
Ob die Fortpflanzung durch Uebertragung oder Ansteckung im medizinisch* 
technischen Sinne geschieht, ist hierbei vollkommen gleichgültig; denn es 
kommt nur darauf an, den angegebenen Erfolg zu erreichen. 


Auch ein von einem Versicherten gegenüber einer Versicherung»* 
elnriehtong erklärter Verzicht nnf Kassenleistnngen (hier Krankengeld) 
Ist rechtsgültig, falls dieser Versieht dem Versicherten nicht snm Nach¬ 
teile gereicht; diese Voraussetzung ist gegeben, wenn der Versicherte 
Infolge des Verzichts sonstige, dem anfgegebenen Unterstfltznngsansprnche 
mindestens gleichartige Zuwendungen (z. B. freie Verpflegung ln einem 
Walderbolungsheim, wenn anob nnr mit Tagesbetrieb) erlangt. 

Ob eine derartige Walderbolnngsstfltte als „Krankenhaus“ (im Sinne 
des 9 7 des Krankenversicbernngsgesetzes) erachtet werden könnte, ist 
für die Frage der Gültigkeit des Verzichts belanglos. Entscheidung 
des bayerischen Verwaltungsgerichtshofes (III. Sen.) vom 
3. April 1911. 


. Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Württemberg. 

Bekämpfung des Milzbrandes In Gerbereien. Erlaß des 
Ministeriums des Innern vom 14. März 1911. 

Die mit Erlaß vom 21. Oktober 1909 (Amtsbl. S. 484) angeordnete Auf¬ 
nahme einer Statistik der Milzbrandfälle unter Menschen bat schon im ersten 
Jahr ergeben, daß die Milzbrandgefahr in den Gerbereien viel größer ist, als 
nach den bisher vorliegenden Angaben angenommen werden konnte. In 
Württemberg sind im Jahr 1910 22 Erkrankungen an Milzbrand in Gerbereien 
zur Anzeige gekommen, von denen 2 einen tödlichen Ausgang batten, im 
Deutschen Reich in der Zeit vom 1. Januar bis 80. September 1910 70 Er¬ 
krankungen mit 12 Todesfällen. Den Gewerboaufsichtsbeamten nnd Polizei¬ 
behörden wird deshalb ein nachdrückliches Vorgeben gegen die Milzbrandge- 
fahr in den Gerbereien aufgegeben. Ais Unterlage dafür werden die ein¬ 
gehenden, auf den neuesten Ergebnissen der Wissenschaft beruhenden und den 
Anforderangen des Kaiserlichen Gesundheitsamts entsprechenden Bestimmungen 
zum Schatze der Gerbereiarbeiter gegen Milzbranderkrarkangen, welche die 
Lederindustrie-Berufsgenossenschaft in die $§ 63—69, 90, 91 ihrer vom Rricbs- 
Versichernngsamt unterm 9. September 1910 genehmigten, am 1. Oktober 
desselben Jahres in Kraft getretenen Unfallverhütungsvorschriften vom 31. Mai 
1910 auf genommen hat, 1 ) empfohlen. Der Erlaß des Ministeriums des Ionern 


') Diese Bestimmungen lauten: 

§ 63. Rohe Schaf- und Ziegenfelle sowie trockene ausländische Roh- 
bäute sind in besonderen, verschließbaren Lagerräumen aufzubewahren, die 
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an die K. Stadldirektion Stuttgart und die K. Oberämter, betreffend die Ver» 
arbeitung Ton Wildhäuten in den Gerbereien, Tom 10. Juni 1891 (AmtebL 
S. 146) wird aufgehoben. 


nur zu diesem Zweck dienen und mit Wohnräumen, Stallungen oder Räumen 
zur Aufbewahrung Ton Viehfutter nicht in unmittelbarer Verbindung atehen. 

§ 64. Die Lagerräume sind mit einem aus Zement, Asphalt oder einem 
ähnlichen, undurchlässigen Material fugendicht bergestellten Fußboden zu 
Tersehen. Bestehende Anlagen dürfen für einen Zeitraum Ton zehn Jahren 
weiter benutzt werden, soweit sie mit einem dichten nnd festen Fußboden 
Tersehen sind. Die Lagerräume sind mindestens einmal wöchentlich nach Be« 
endigung der Arbeit feucht zu reinigen z. B. durch Auskehren mit feuchtem 
Sägemehl oder feuchter Lobe. Außerdem hat nach Leerung des Lagerraums 
oder einzelner Teile desselben regelmäßig ihre Desinfektion durch Anstreichen 
mit einer LOsung von 1 Gewichtsteil frischem Chlorkalk in 20 Gewichtsteilen 
Wasser mit der Maßgabe zu erfolgen, daß mindestens alle Jahre einmal der 
ganze Lagerraum in dieser Weise desinfiziert wird, Wände und Decken aber 
nur insoweit, als sie mit Rohhäuten in Berührung gekommen sind. Der An¬ 
strich darf frühestens nach Ablauf Ton 24 Stunden entfernt werden. Kehricht 
und wertloses Packmaterial (Strohseile, Baststricke und dergleichen) sind zu 
Terbrennen. 

§ 66. Rohe Schaf« und Ziegenfelle sowie trockene ausländische Roh« 
häute sind mit besonderer Vorsicht zu behandeln; sie dürfen insbesondere nicht 
unnötig Erschütterungen ansgesetzt oder geworfen werden. Für die Be¬ 
förderung der Häute empfiehlt es sich dringend, besondere Einrichtungen 
(Wagen oder dergleichen) zu verwenden. Zum Tragen der Häute Bind den 
Arbeitern Schutzkappen, die Kopf, Nacken und Schulterblätter bedecken, zum 
Hantieren mit trockenen ausländischen Häuten Arbeitskittel in ausreichender 
Zahl und guter Beschaffenheit zur Verfügung zu stellen. Der Arbeitgeber 
hat durch geeignete Anordnungen und Beaufsichtigung dafür Sorge zu tragen, 
daß die Arbeitskittel und Schutzkappen nur von denjenigen Arbeitern benutzt 
werden, denen sie zugewiesen sind, und daß sie nach je einwDchigem Gebrauch 
mindestens einmal desinfiziert werden. Die Desinfektion muß nach Wahl des 
Arbeitgebers geschehen entweder durch mindestens einhalbstündige Einwirkung 
strömendenWasserdampfes bei einem Ueberdruck von nicht unter 0,15 Atmosphären 
oder durch mindestens einstündiges Kochen in Wasser. 

§ 66. Die Arbeiter, die mit rohen Schaf- und Ziegenfellen oder trockenen 
ausländischen Rohhäuten in Berührung kommen, sind beim Antritt des Arbeits¬ 
verhältnisses auf die ihnen drohende Milzbrandgefahr aufmerksam zu machen, 
und es ist ihnen der Abdruck der UnfallverhütungsVorschriften und einer Be¬ 
lehrung über Milzbranderkrankung auszuhändigen. Außerdem ist in den Be¬ 
triebsräumen an geeigneten Stellen die Belehrung aussohängen. Die nötige 
Anzahl der Belehrung wird den Betriebsunternehmern von der Genossenschaft 
zur Verfügung gestellt. 

§ 67. In einem staubfreien Teil der Anlage müssen an geeigneten 
Stellen für die Arbeiter Wascheinrichtungen und, soweit Arbeiter im Betriebe 
ihre Mahlzeiten einzuaebmen pflegen, ein Speiseraum vorhanden sein. Der 
Raum muß sauber und staubfrei gehalten und während der kalten Jahreszeit 
geheizt werden. Es müssen Wasser, Seife und Handtücher sowie Einrichtungen 
zur Verwahrung der Kleidungsstücke in ausreichender Menge vorhanden sein. 

§ 68. Der Arbeitgeber hat darauf zu halten, daß Arbeiter mit wunden 
Hantstellen, insbesondere an Hals, Gesicht, Händen oder Armen, zur Be¬ 
schäftigung in den in § 63 bezeichneten Lagerräumen nnd zu Arbeiten nicht 
zugelassen werden, bei denen sie mit rohen Schaf- und Ziegeafellen oder 
trockenen ausländischen Robhäuten, welche die Kalkäscher noch nicht durch¬ 
laufen haben, in Berührung kommen. 

§ 69. Weiter hat der Arbeitgeber darauf zu halten, daß jeder mils¬ 
brandverdächtige Arbeiter sofort ärztliche Hilfe in Anspruch nimmt, und daß 
jeder milzbranderkrankte Arbeiter in das von der Berufsgenossenschaft alz 
zuständig bezeichnete Krankenhaus verbracht wird. 

§ 90. Arbeiter, welche mit der Verarbeitung von rohen Schaf- und 
Ziegenlellen sowie trockener ausländischer Robhäute beschäftigt sind, dürfen 
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B. Groasherzogtnm Oldenburg. 

Anschluss der Aerzte des Fürstentums Lübeck 1 ) an die Aerstekammer 
der prensslsehea Provinz Schleswig• Holstein. Gesetz vom 3. April 

1911. 

§ 1. Die im Artikel 1 des Staatsvertrages zwischen Oldenburg und 
Preußen ftber den Anschluß der Aerzte in den Fürstentümern Lübeck und 
Birkenfeld an die Aerztekammern der preußischen Provinzen Schleswig-Holstein 
und Bheinprovinz vom 18. März 1810') aufgeführten preußischen Verordnungen, 
Gesetze und Bechtsvorschriften über die Errichtung einer ärztlichen Standes¬ 
vertretung, die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlagerecht und die Kassen der 
Aerztekammern finden sinngemäße Anwendung auch auf die im Fürstentum 
Lübeck wohnhaften Aerzte, und zwar dergestalt, daß die innerhalb des Fürsten¬ 
tums wohnhaften Aerzte allen Pflichten unterworfen werden, welche nach den 
im Art. 1 des 8taatsvertrages benannten preußischen Bechtsvorschriften den 
innerhalb des Königreichs Preußen wohnhaften Aerztea obliegen. 

§ 2. Zur Durchführung der im § 1 enthaltenen Bestimmungen wird 


erst dann den Speiseraum betreten, Mahlzeiten einnehmen oder die Anlagen 
verlassen, wenn sie zuvor die vorgeschriebenen Arbeitskleider abgelegt und 
Gesicht, Kopf und Barthaare, Hals, Hände und Arme sorgfältig gewaschen 
haben. Die Arbeiter dürfen Getränke in offenen Gefäßen und Nahrungsmittel 
nicht in die Arbeitsränme mitnehmen. Das Einnehmen von 8peisen ist ihnen 
nur außerhalb der Arbeitsräume gestattet. 

§ 91. Spürt ein Arbeiter auf der Haut ein verdächtiges Jucken oder 
Brennen oder einen 8cbmerz, der von einem anfangs kleinen, bald großer 
werdenden dunklen Bläschen ausgeht, so bat er hiervon sofort der zuständigen 
Betriebs stelle Anzeige zu machen und sich unverzüglich in ärztliche Behand¬ 
lung oder in das vorgeschriebene Krankenhaus zu begeben, da eine Ver¬ 
zögerung die Krankheit leicht gefährlich machen und in wenigen Tagen zum 
Tode führen kann. 

‘) Ein gleiches Gesetz ist unter demselben Datum wegen des An¬ 
schlusses der Aerzte des Fürstentums Birkenfeld an die 
Aerztekammer der Bheinprovinz erlassen. 

*) Wegen Anschlusses der Aerzte in den Großherzoglich Oldenburgischen 
Fürstentümern Lübeck und Birkenfeld an Aerztekammern Königlich Preußi¬ 
scher Provinzen ist von beiderseitigen 8taatsregierungen durch die hierzu 

beauftragten Kommissare. 

nachstehender Staatsvertrag vorbehaltlich der landesherrlichen Genehmi¬ 
gung abgeschlossen worden: 

Art. 1. Die Königlich Preußische Staatsregierung gewährt den innerhalb 
der Fürstentümer Lübeck und Birkenfeld wohnhaften Aerzten alle Bechte, 
welche den im Königreich Preußen wohnhaften Aerzten nach folgenden Bechts¬ 
vorschriften zustehen: 

1. Königliche Verordnung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen 
Standesvertretung vom 25. Mai 1887 (G. 8. 8.169), 

2. Königliche Verordnung wegen Abänderung vorstehender Verordnung 
vom 21. Juli 1892 (G. S. 8. 222), 

3. desgl. vom 20. Mal 1898 (G. 8. 8.116), 

4. desgl. vom 23. Januar 1899 (G. 8. 8. 17), 

5. Gesetz, betreffend die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlagerecht und 
die Kassen der Aerztekammern vom 25. November 1899 (G. 8. 8. 665), 

6. Gesetz zur Abänderung des vorstehend genannten Gesetzes vom 
27. Juli 1904 (G. S. S. 182 ff.), 

7. alle etwa noch ergehenden Bechtsvorschriften, welche diese Verord¬ 
nungen und Gesetze abändern oder ergänzen. 

Artikel 2. Die Großherzoglich Oldenburgische Begierung wird nach 
verfassungsmäßiger Zustimmung des Landtages Gesetze erlassen, durch welche 
die innerhalb der Fürstentümer Lübeck und Birkenfeld wohnhaften Aerzte 
allen Pflichten unterworfen werden, welche nach den in Artikel 1 benannten 




166 


Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


das Gebiet des Fürstentums Lübeck der Aerztekammer der Provinz Schleswig- 
Holstein augeschlossen und zum Zwecke der Wahl von Mitgliedern der Aerzte¬ 
kammer dem Regierungsbezirk Schleswig angegliedert. 

§ 8. Die Gerichts- und Verwaltungsbehörden des Fürstentums sind 
verpflichtet, dem Ehrengericht oder seinen beauftragten Mitgliedern Rechts¬ 
hilfe nach Maßgabe des § 11 Abs. 1 des preußischen Gesetzes vom 25. No¬ 
vember 1899, die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlagerecht und die Kassen 
der Aerztekammern betreffend, zu leisten. 

Desgleichen sind die Ortspolizeibehörden des Fürstentums nach Maßgabe 
des § 11 Abs. 2 des vorgedachten Gesetzes verpflichtet, dem Ersuchen des 
Ehrengerichts oder seiner beauftragten Mitglieder um Auskunft oder um 
protokollarische Vernehmung von Personen zu entsprechen. 

§ 4. Die Beiträge zur Aerztekammer und die auf Grund einer ehren¬ 
gerichtlichen Entscheidung festgesetzten Geldstrafen und Kosten unterliegen 
der Beitreibung im Verwaltungswege. 

8 5. Die Bestimmungen dieses Gesetzes treten mit dem Ablauf des 
81. Dezember 1910 in Kraft und bleiben solange in Gültigkeit, als der im § 1 
dieses Gesetzes erwähnte Staatsvertrag nicht außer Kraft gesetzt ist. 


Königlich preußischen Rechtsvorschriften den innerhalb des Königreichs 
Preußen wohnhaften Aerzten obliegen. 

Artikel 3. Für die Durchführung dieser Maßnahmen wird das Fürsten¬ 
tum Lübeck dem Regierungsbezirk Schleswig und das Fürstentum Birkenfeld 
dem Regierungsbezirk Trier dergestalt angescblossen, daß die Aerztekammer 
der Provinz Schleswig - Holstein und ihr ärztliches Ehrengericht für die im 
Fürstentum Lübeck wohnhaften Aerste, die Aerztekammer der Rheinprovinz 
und ihr ärztliches Ehrengericht für die im Fürstentum Birkenfeld wohn¬ 
haften Aerzte, der Ehrengerichtshof zu Berlin für beide Gruppen von Aerzten 
ebenso zuständig sein sollen, wie für die innerhalb der genannten Provinzen 
wohnhaften Aerzte, sowie, daß die ersteren innerhalb der Wahlbezirke der 
genannten Regierungsbezirke ebenso wahlberechtigt und wählbar sein sollen, 
wie die in diesen Regierungsbezirken wohnhaften Aerzte. . 

Die im Artikel 2 erwähnten Gesetze werden die entsprechenden landen» 
gesetzlichen Vorschriften für die Fürstentümer Lübeck und Birkenfeld ent¬ 
halten. Insbesondere werden sie den Behörden der Fürstentümer diejenigen 
Pflichten gegenüber den Aerztekammern auferlegen, welche den Behörden im 
Königreiche Preußen ihnen gegenüber obliegen. 

Artikel 4. Die Aerztekammern der Provinz Schleswig • Holstein und 
der Rheinprovinz sollen befugt sein, nach Maßgabe des 8 2 der Königlich 
preußischen Verordnung vom 25. Mal 1887 Vorstellungen und Anträge an die 
Großherzoglichen Regierungen zu Eatin bezw. Birkenfeld zu richten. 

Desgleichen sollen sie verpflichtet sein, sich auf Erfordern dieser Groß¬ 
herzoglichen Regierungen über Fragen innerhalb ihres Gescbäftekreinea gut¬ 
achtlich zu äußern, wozu ihnen diese in geeigneten Fällen Gelegenheit geben 
werden. 

Artikel 5. Artikel 1, Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 4 treten am 
1. Januar nach Erlaß der durch die Vereinbarungen in Artikel 2 und Artikel 3 
Absatz 2 vorgesehenen Großherzoglich Oldenburgischen Gesetze in Kraft. 
Sollten diese Gesetze nicht spätestens bis zum 1. Juli 1911 erlassen sein, so 
gilt der gegenwärtige Vertrag als aufgehoben. 

Artikel 6. Von diesem Vertrage zurückzutreten soll sowohl der König¬ 
lich Preußischen, als auch der Großherzoglich Oldenburgischen Regierung nach 
einjähriger Kündigung zustehen. 

Jedoch darf das Kündigungsrecht nur zum 1. Januar eines Jahres aua- 
geübt werden. 

Artikel 7. Gegenwärtiger Staatsvertrag soll zweimal ausgefertigt, auch 
soll die Auswechselung der Urkunden möglichst bald bewirkt werden. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr.Rapmund, Reg.-u. Med.-Rat in Minden i.W. 

J. 0. 0. Bruna, Htraogl. Sicks. u. P&nil. 8ch.-L. Hofbuckdruskerel In Minden. 
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Nr. 18. 20. September. 1911 


Rechtsprechung. 

Haftpflicht des Amtes hei Vornahme elaer Operation an einer minder« 
jährigen Person ohne die Einwilligung ihres gesetsllchen Vertreters. 

Urteil des Beichsgerichts (III. Z.-S.) vom 80. Juni 1911. 1 ) 

Oer praktische Arzt Or. O. io B. hatte an der Ellriede Th. in B., die 
damals noch nicht ganz 17 Jahre alt war, ohne Einwilligung ihres Vaters in 
der Chloroformnarkose eine Operation vorgenommen, und zwar hat er ihr in 
die nur kammerlieh entwickelte rechte Brustseite Paraffin eingespritst. Oer 
Zweck der Operation war in der Hauptsache der, der Brust die normale Form 
au geben, nebenbei vielleicht auch der, hysterische Beschwerden der Klägerin 
durch die psychische Einwirkung des Erfolges der Operation zu beseitigen. 
Bei der Operation wurde keinerlei Versehen begangen. Gleichwohl hatten 
sich fttr die Th. nachteilige Folgen herausgestellt; sie hat demnächst auch 
die eingespritzte Paraffinmasse durch andere Aerste auf operativem Wege 
entfernen lassen. Wegen des ihr durch die Operation entstandenen Vermögens* 
und sonstigen Schadens forderte die Th. von Dr. E. Ersatz. Ihre Klage wurde 
vom Landgericht abgewiesen, da Dr. E. ohne Verschulden die Zustisunung des 
Vaters der Th. zur Vornahme der Operation habe als erteilt ansehen können. 
Dagegen erklärte das Kammergericht Berlin den Klageanspruch dem Grunde 
nach fttr gerechtfertigt. Auf die Bevision des Beklagten Dr. E. führte der 
111. Zivilsenat des Beichsgerichts aus: „Mit Becht hat das Berufungsgericht 
die Vornahme der Operation mangels der Zustimmung des gesetzlichen Ver* 
treten der Klägerin fttr eine rechtswidrige Körperverletzung erachtet. Gegen* 
Aber abweichenden Meinungen hält der erkennende Senat an der bereits aus¬ 
gesprochenen Auffassung fest, daß die Berechtigung eines Arztes sur Vor¬ 
nahme einer Operation an einem Minderjährigen grundsätzlich durch die 
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters des Minderjährigen bedingt ist. Daß 
die persönliche Zustimmung des Minderjährigen, auch wenn er eine gewisse 
Verstandsreife erlangt hat, nicht genügt, die Bechtswidrigkeit des Eingriffes 
zu beseitigen, kann einem Zweifel nicht unterliegen, wenn diese Einwilligung 
als ein Bechtsgeschäft aufzufassen, § 107 des Bürgerlichen Gesetzbuches also 
unmittelbar anzuwenden ist. Aber auch wenn man in einer solchen Einwill], 
gung nicht eine rechtliche Willenserklärung, sondern nur eine rein tatsäch¬ 
liche Erklärung erblickt, so wird man bei der schwerwiegenden Bedeutung 
einer solchen Einwilligung und mit Bttcksicht auf das mit der elterlichen 
Gewalt wie mit dem Amte des Vormundes verbundene Becht der Sorge für 
die Person des Kindes oder Mündels gleichfalls zu dem Ergebnis kommen 
müssen, daß die Operation ohne Einwilligung des gesetzlichen Vertreters der 
objektiven Bechtsmäßigkeit entbehrt, mag auch der Minderjährige selbst ihr 
zugestimmt haben. Ob bei besonders gearteter Sachlage, insbesondere in 
Fällen, in denen eine schleunige Vornahme der Operation zur Vermeidung 
unwiderbringlicher Nachteile für die Gesundheit des Minderjährigen geboten 
ist und die Verweigerung der Einwilligung dazu seitens des gesetzlichen.Ver¬ 
treters sich als ein Mißbrauch der elterlichen Gewalt oder der vormundschaft¬ 
lichen Befugnis darstellen würde, die Vornahme der Operation trotz fehlender 
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, ja sogar gegen dessen ausdrückliches 
Verbot objektiv gerechtfertigt sein kann, bedarf der Entscheidung im vor* 


i) Das Urteil ist bereits in der Beilage zu Nr. 15, S. 129 mitgeteilt; 
aber ohne Entscheidungsgrttnde des Beichsgerichts. Bei der Wichtigkeit der 
Frage sind diese nunmehr hier abgedruckt, nachdem ihr Wortlaut bekannt 
gegeben ist. 
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liegenden Falle nicht. Daun der Beklagte hat die Operation an der Klägerin 
vorgenommes, ebne daß eine dringliche Veranlassung dazu verleg, and ob¬ 
wohl er sich ln kürzester Frist öewiBBfichßii darüber verschaffen konnte, oh 
der Vater der Klägerin damit njaveratahden War. Aach die Annahme des 
Berufungsgerichts, d*j& der Beklagte ohne Verschulde» die Einwillsgong des 
Vaters der Klägerin nicht »Ja gegeben aftsehen durfte, ja daß er sich am 
dies» Einwilligung überhaupt nicht gekümmert und somit vörsitalich gehandelt 
habe, unterliegt keinem rechtlichen Bedenken.^ " Dle Revision wurde deshalb 
zurückgewiese». 

Eine Staatsbehörde (z. ft, MedliinalfeemralgsSPBi ist sUtte Erlass r«« 
Warnungen im Interesse der Allgemeinheit hiererbtigt, (Warnung der 
Bremer Madtzinalkömmlsslon vor dem Wasschnüttel; Ding ait sich.) Urteil 
den Beicbsgericbtn <VI. Z.-S,) vom 12. Juni tüli. 

Die tfedisiaaSkommiasiott in Bremen batte in einem öffentlichen Erlasse 
vor dem Waschmittel »Ding an sich* wegen seiner öesundbeHsgetähr- 
ilchkeit gewarnt. Der Kern das Wasch mittels besteht asa einer Röhre mit 
Natriufewaperoxfd; dadurch waren wiederholt in vmchledehew Stidien beim 
Oabrauche des Mittels Verietaungen torgekoffimeh, indem beim, gewaltsamen 
oder unvftrskhtigen Oefoen der Büchse®, in denn« das Mittel verpackt ist, 
durch Venttäubung des Inhaltes AagsasarkrÄnkaages eintJrste«. so *. B. in 
Düsseldorf, Hannover und BrerB-erhaven, so öafi die lokalen PoEzeiprfaidie» 
«in Verbot den WaackaüUeis überhaupt in Erwägung getög«* batte». Nach 
Versashea mit Kaaladheaund Meerschweinchen, die durch da« Mittel veil* 
ständi? erblindet waren, hatte die Medizisaikommlssibn in Bremen in «ioern 
öffoaUicben Erlasse auagofübrt, durch das WaacbmiUel «Ding an sieh* seien 
Fälle von Ufesundheltsheschädigungeu Törgekommeo, es werde deshalb toi 
dem Gebrauche gewarnt. Die Fabrikanten behaupteten, die Medisiaal- 
kommission sei weder objektir noch subjektiv su einer Warnung berechtigt 
gewesen, die bei der heben behördlichen Stellung der Kommission einem Var* 
bote gteichkSme, Der Bremische Staat aber hafte für das Verschulden der 
Kommission. Deshalb «ei die Kl agn berechtigt, dem Staate Wiederholungen 
der Warnung ua terbfeeteu und ihn für die gewerbliche Schädigung ersau- 
pflichtig au erkläre». Vom taadgOrieht Breme* sowohl als tum Oberlandes- 
geriebt Hamburg wo!de die Klage ahgewieseo, *on dem letzteren mH folgen¬ 
der Begründung; Ein allgemeiner gemeinrechtliche? Kechtseeu, wonach der 
Staat in solche® Fallen zu haftirn habe, besteht nicht, auch ein« Haftung des 
Bremischen Staates für das Verschulden der Medrafnalkommjaeion als seiner 
verfassungsmäßig berufenen Vertreterin ist nach Bremischem Partikular rechte 
nicht, anerkannt. Damit, wi ohne K!#ge auf § SSL» (Baftong dos 

Staate« für Vntsnt* oder FdhriäseqjJüfüBl häufte B^amteo) hinfällig. Bei der 
Prüfung der Frage, oh dl« Klage f SäS Bv tjir. B. gerechtfertigt sei, müsse 
dem Kläger dntgegangehalhein werde», daß dj« ton der Kommission erlassene 
War*nag heineo nnmiitelbar«n Eingriff in «Pia Eevki des Klägers bedeute, 
auch eicht einen a»tnit?ölb*?OT Eingriff itt das Recht gewerblicher Bewegungs¬ 
freiheit des fLUgers, das >u steh *le efo onefc § 82$ 8: €h B, geschütztes 
„sonstiges•* fteßst aagwwifcan Witt#«* mflsefc. .Die MeAi*i*3dk«mmi;»k>u sd 
non der Wahrheit dar 0*sua4büti^rA*4ticb8a>l.t 4h* WaäobßiHwis überzeugt 
grwesnic. - 'Deshalb bcstähu auch' **hw Kriufc^ffht&A gfttölö 8 frUß B. O. 
wonach oim* Sr.Ladetaddagb uw hui-' Behauptung.- ?*n 'Patsacfecn de» W *br- 
heit zuwider gewährt tvü Cfta?»» «.>»#'efcb«d<sn^kl»^ft *«* diesem i'TS«ichi«> 
pan hie- «Äütic aber S&-9, B- das heroebttgi * 

interes»*, da# Rio &<anw/f.*jinu- w». dicr Vzkemtonjj'. dor Warneng g.*&*ht 
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Gefährlichkeit des Mittels gefehlt sowie die notwendige Erklärung, die 
Büchsen müßten langsam geöffnet werden. Die Kommission, die jeden nnbe¬ 
tagten Gebrauch eines gesandheitsschädlichen Mittels an 
überwachen and eventl. za verbieten habe, sei deshalb berechtigt ge¬ 
wesen, die Warnung za erlassen, die nar dann beanstandet werden konnte, 
wenn die Warnang die Grenzen überschritten habe, die eine Behörde nach 
Lage der Sache einzuhalten genötigt wäre. Diese Grenzen seien aber nicht 
überschritten. Ebensowenig könne die Klage aal § 826 (vorsätzliche Schädi¬ 
gung durch Verstoß gegen die gaten Sitten) oder aal das Wettbewerbsgesetz 

i estütst werden, denn der beklagte Staat sei kein Konkarrent des Klägers. 

.ach der Vorwarf der Fahrlässigkeit, begangen durch mangelhafte Begrün- 
dang der Warnang, treffe den Beklagten nicht; die tatsächlichen Schädigungen 
darob das Mittel hätten ihm genügen dürfen, insbesondere habe er keine Ver¬ 
anlassung gehabt, nach den verschiedenen Mitteilungen von Polizeibehörden; 
aus Drogistenkreisen and in Artikeln der Seifensiederzeitang über die Gesand- 
heitsschädlichkeit des Mittels noch den Kläger selbst oder etwa nochmals da« 
Gesundheitsamt za hören. Die Revision des Klägers machte erneut geltend, 
die erlassene Warnang der höchsten Behörde aaf dem Gebiete des staatliche« 
Gesundheitswesens wirke ähnlich wie ein Verbot, das direkt and bewaßt den 
Vertrieb des Mittels hindern wolle, ln diesem Sinne sei das Verhalten der 
Medizinalkommission objektiv wie subjektiv rechtswidrig, denn die Behörde 
habe nicht „vor dem Gebrauche" schlechthin, sondern höchstens vor dem un¬ 
vorsichtigen Gebrauche warnen dürfen. Bei Erlaß der Warnung sei der 
Kommission nur ein Fall schädlicher Benutzung durch Augenverletzang be¬ 
kannt gewesen, deshalb sei die gegebene Begründung der Warnang anwahr, 
„es seien Fälle von Gesundheitsschädigungen* vorgekommen. Vom Reichsge¬ 
richt warde jedoch die Revision verworfen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preazsen. 

Personenwechsel bei den Medizlnalantersachaagsämtera. Erlaß 
des Ministers des Innern vom 30. Juni 1911 — M. 18556 — an die 
Herren Regierungspräsidenten in Gumbinnen, Danzig, Potsdam, Stettin, Breslaa, 
Magdeburg, Hannover, Stade, Münster, Coblenz, Düsseldorf. 

Im Anschluß an den Erlaß des Herrn Ministers der geistlichen, Unter¬ 
richts- and Medizinalangelegenheiten vom 3. Mai 1907 — M. 1246, Min.-Blatt 
Seite 146 —. ») 

Die Wahrnehmung, daß wiederholt Vorsteher von Medizinalunter- 
sachangsämtern sieb schon nach kurzer Dienstzeit am Kreisarztstellen der 
allgemeinen Medizinalverwaltung beworben haben, veranlaßt mich, darauf hin- 
zaweuen, daß ein häufiger Wechsel im Personalbestände der Medizinalunter- 
sachungsämter unerwünscht ist. 

Die verantwortungsvolle Arbeit, von deren zuverlässiger Ausführung 
wichtige Entschließungen der Medizinalverwaltung abhängen, verlangt Beamte, 
die nicht nur in der Untersucbungstätigkeit geübt, sondern nach mit den ört¬ 
lichen Verhältnissen ihres Bezirkes vertraut sind. 

Ich verkenne nicht, daß Kreisärzte, die eine Zeitlang in einem Medizlnal- 
antersuchungsamt tätig gewesen sind, unter Umständen gerade auf Grand der 
hier gewonnenen Erfahrungen Kreisarztstellen der allgemeinen Medizinal- 
Verwaltung mit besonderem Erfolge bekleiden werden. Aber auch dies ist 
nar za erwarten, wenn die Zeit ihrer Tätigkeit bei einem Mediainalunter- 
suchungsamt nicht zu kurz gewesen ist. 

Ich beabsichtige daher künftig Bewerbungen von Vorstehern der Medi- 
zinaluntersuchungsämter um Kreisarztstellen der allgemeinen Medizinal¬ 
verwaltung in der Regel nur dann in Betracht zu ziehen, wenn die Vorsteher 
eine längere Zeit in ihrem Amte tätig gewesen sind. Auch ersuche ich, dies 
gefälligst künftig Bewerbern um Vorsteherstellen in geeigneter Weise mit- 
zateilen. 


*) Siehe'*Beilage Rechtsprechung u. Medizinal-Gesetzgebung zu Nr. 11 
der Zeitschrift für Medizinalbeamte; 1907, S. 72. 
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Ein za häufiger Personenwechsel ist nach bei den Assistentenitellen 
der Medlsinaluntersuchungsämter unerwünscht. Damit die Assistenten sieh 
möglichst gründlich in ihre Tätigkeit einarbeiten, and damit diese Tätigkeit 
für das Amt ersprießlich ist, ersnche ich, Gesuche Ton Assistenten am Ver- 
setsang in der Regel an mioh nur dann weitersagehen, wenn sie ihre Stelle 
längere Zelt mit Erfolg verwaltet haben. 


> Die Gebühr für Za* and Abgang bet Dienstreisen (§§ 18 nnd 81 der 
^PRlsekestenvorsebrlften vom 24. September 1910)* Rand-Erlaß des 
jjfrMlnister s deslnnern and des Finanzministers vom 18. Juli 1911 
an die Herren Oberpräsidenten and Regierungspräsidenten. 

Jr Es sind Zweifel darüber entstanden, ob die Gebühr für Za* oder Absan 

ß am Wohnort des Beamten and am auswärtigen Uebernachtangsorte (§ 8 Abs. 

des Reisekostengesetzes vom 26. Jali 1910 — Gesetzsammi. 8.160 —) nur zu 

J ewähren ist, wenn die Eisenbahnstation, die Haltestelle der Kleinbahn oder 
er Anlege* oder Liegeplatz des 8cbiffes sich innerhalb des Ortsberinges des 
Wohnorts des Beamten oder des auswärtigen Uebernachtangsorts befindet oder 
ob sie auch za gewähren ist, wenn die Eisenbahnstation nsw. innerhalb einer 
anderen Ortschaft liegt. Zar Beseitigung dieser Zweifel bemerken wir folgendes: 

Nach der Begründung za dem Entwerfe des Reisekostengesetzes (Druck¬ 
sachen des Abgeordnetenhauses 1910, Nr. 122 S. 9) hat die Za* nnd Abgangs¬ 
gebühr nur an Orten zwischen der Anfangs- and der Endstation eines Reise¬ 
tages beseitigt werden sollen. Deshalb liegt nach g 18 Abs. 1 der Reise¬ 
kostenvorschriften vom 24. September 1910 ein Zugang oder Abgang am Wohnort 
oder am auswärtigen Uebernachtangsorte (§§ 12 und 18 a. a. 0) auch dann 
vor, wenn die Bahnstation nsw. in einer Entfernung von weniger als 2 km von 
der Ortsgruppe außerhalb des Wohnorts nsw. gelegen ist. Somit ist es 
für den Begriff „Zugang am Wohnort usw.“ nur wesentlich, daß der Weg zur 
Bahnstation vom Wohnort nsw. aus angetreten wird. Umgekehrt ist es für 
den Begriff „Abgang am Wohnort usw.“ nur wesentlich, daß der Weg von 
der Bahnstation im Wohnort usw. beendet wird. Gleichgültig ist, wo der 
Zugangsweg, insbesondere ob er außerhalb des Wohnorts usw. endet, und wo 
der Abgangsweg, insbesondere ob er außerhalb des Wohnorts nsw. beginnt. 
Hiernach ist die Zu- oder Abgangsgebühr in den Fällen des § 18 Abs. 1 a. a. 0. 
auch an gewähren, wenn der „Zugang am Wohnort nsw.“ in einer anderen 
Ortschaft endet oder der „Abgang am Wohnort usw.* in einer anderen Ort¬ 
schaft beginnt. 

Entsprechend sind ferner die Worte „am Wohnort“ and „am auswärtigen 
Uebernachtangsort“ in § 31 Abs. 1 a. a. 0. auszalegen, welcher die Berechnung 
der Fahrkosten in denjenigen Fällen regelt, wo der Weg zu oder von der 
Eisenbahnstation usw. nach 8 18 Abs. 2 a. a. 0. nicht als Zu* oder Abgang 
gilt, weil die Eisenbahnstation usw. 2 km oder mehr von der Ortsgrenze ent¬ 
fernt ist. Auch hier bleibt der Weg zur Eisenbahnstation usw. ein Weg „am 
Wohnort usw.“, selbst wenn er außerhalb des Wohnorts innerhalb einer anderen 
Ortschaft endet, und ist nach § 31 Abs. 1 Satz 8 a. a. 0. bei Benutzung der 
Straßenbahn mindestens in Höhe der Vergütung für Zugang za entschädigen. 
Umgekehrt ist ein solcher Weg von der Bahnstation usw. zum Wohnort nsw. 
auch dann als Weg „am Wohnort usw.“ mindestens in Höhe der Vergütung 
für Abgang zu entschädigen, wenn sein Anfangspunkt außerhalb des Wohn¬ 
orts usw. innerhalb einer anderen Ortschaft gelegen und er mit der Straßen¬ 
bahn rarttckgelegt worden ist. _ 


Ä 

A ai 
/ wi 

t in 


Herstellung von Wasserleitungen für leistungsschwache Gemeinden. 
Erlaß des Ministers des Innern vom 22. Juli 1911 — M. 11680 — 
an die Herren Regierungspräsidenten außer Trier. 

Die Herstellung von Wasserleitungen für leistungsschwache Gemeinden 
wird von dem Kreise Ottweiler nach einem neuerdings gefaßten Beschlüsse 
in der Weise gefördert, daß den bedürftigen Gemeinden nicht mehr, wie früher, 
ein Teil der Anlagekosten als Beihilfe gezahlt wird, sondern daß der Kreis 
die Verzinsung und Tilgung eines Teiles der Anlagekosten auf eine Reihe 
von Jahren übernimmt. Der Kreis verpflichtet sich zur teilweisen Verzinsung 
nnd Tilgnog des Anlagekapitals zunächst auf fünf Jahre, vom Ablauf des 
Rechnungsjahres ab gerechnet, in dem die Wasserleitung ln Betrieb genommen 
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worden ist. Fdr einen weiteren fünfjährigen Zeitraum wird die Beihilfe frei 
widerruflich für jedes Jnhr gewährt» 

Dieses Verfahren gewährleistet den bedürftigen Gemeinden, die die 
Kosten der ersten Anlage einer Wasserleitung in der Regel durch eine Anleihe 
decken und nur die Verzinsungen und Tilgungsbeträge mit den ordentlichen 
Einnahmen aufbringen, die gleiche Erleichterung wie die Zahlung einer ein* 
maligen Beihilfe zu den Anlagekosten. Für den Kreis hat das Verfahren vor 
der Gewährung einmaliger Zuschüsse den Vorzug, daß der Kreishaushalt nicht 
in einzelnen Jahren Übermäßig belastet wird. 

Ew. pp. ersuche ich ergebenst, die Kreisverwaltungen auf das gedachte 
Verfahren, das die Durchführung hygienischer. Verbesserungen für arme Ge¬ 
meinden zu fördern geeignet ist, gefälligst aufmerksam zu machen. 


/ Beschulung blinder und taubstummer Kinder. Gesetz vom 
7. August 1911. 

§ 1. Blinde Kinder, die das sechste Lebensjahr, sowie taubstumme 
Kinder, welche das siebente Lebensjahr vollendet haben, unterliegen, sofern 
sie genügend entwickelt und bildungsfähig erscheinen, der Verpflichtung, den 
in den Anstalten für blinde und taubstumme Kinder eingerichteten Unterricht 
su besuchen (Schulpflicht). 

Bei Kindern, welche in ihrer Entwicklung zurückgeblieben sind, kann 
der Beginn der Verpflichtung bis su drei Jahren hinausgeschoben werden. 

Za den taubstummen Kindern im Sinne des Gesetzes gehören auch 
stumme, ertaubte und solche Kinder, deren Gehörreste so gering sind, daß sie 
die Sprache auf natürlichem Wege nicht erlernen können und die erlernte 
Sprache durchs Ohr zu verstehen nicht mehr imstande sind. 

Zu den blinden Kindern gehören auch solche Kinder, die so schwach¬ 
sinnig sind, daß sie den blinden Kindern gleichgeachtet werden müssen. 

Die Verpflichtung der Kinder ruht, solange für ihren Unterricht in aus¬ 
reichender Welse anderweit gesorgt ist. 

§ 2. Die Schulpflicht der blinden Kinder endet mit dem auf die Vollen* 
düng des 14., die der taubstummen Kinder mit dem auf die Vollendung des 
15. Lebensjahrs folgenden Jahresschlüsse. 

§ 8. Kinder, welche das schulpflichtige Lebensalter in der Zeit bis 
einschließlich drei Monate nach dem Beginne des Schuljahres vollenden, können 
ausnahmsweise schon an dem vorhergehenden Aufaahmetermin in die Schule 
aufgenommen werden. In diesem Falle kann ihre Entlassung nach achtjährigem 
Schulbesuch auch schon vor Erreichung des die Schulpflicht beendenden 
Lebensalters stattlinden. 

§ 4. Ueber den Eintritt der Schulpflicht beschließt in kreisfreien 
Städten die Schaldeputation, im übrigen nach Anhörung der Ortsschulbehörde 
die Schulaufsichtsbehörde. 

§ 6. Gegen diesen Beschluß steht den Eltern, dem gesetzlichen Ver¬ 
treter sowie dem Kommunalverbande binnen zwei Wochen nach der Zustellung 
die Beschwerde zu. Ueber die Beschwerde beschließt der Kreis- (Stadt*) 
Ausschuß. Zuständig ist der Kreis- (Stadt-) Ausschuß, in dessen Bezirke die 
Eltern des Kindes ihren Wohnsitz haben, und in Ermangelung eines solchen 
derjenige, in dessen Bezirke sich der Wohnsitz des Kindes oder sein Aufent¬ 
haltsort befindet. 

Der Kreis- (Stadt-) Ausschuß hat vor der Beschlußfassung den Komma- 
naiverband und soweit dies ohne erhebliche Schwierigkeiten geschehen kann, 
die Eltern und den gesetzlichen Vertreter zu hören; er kann auch andere 
Personen, insbesondere den Kreisarzt, den Leiter der zuständigen Taubstummen¬ 
beziehungsweise Blindenanstalt, den OrtSBchulinspektor, den Ortsgeistlichen, 
den Lehrer, den Gemeindevorsteher und andere zur Aeußerung auffordern 
oder als Sachverständige oder Zeugen, nötigenfalls eidlich, vernehmen. Im 
übrigen finden auf das Verfahren des Kreis- (Stadt-) Ausschusses die Be¬ 
stimmungen der §§ 115 bis 126 des Gesetzes, betreffend die allgemeine Landes¬ 
verwaltung, vom 80. Juli 1883 sinngemäß Anwendung. 

Der Beschluß ist den Eltern, dem gesetzlichen Vertreter, der Schulauf¬ 
sichtsbehörde und dem verpflichteten Kommunalverbande zuzustellen. 

Die Beschwerde gemäß § 121 des Gesetzes über die allgemeine Landes¬ 
verwaltung steht den im Abs. 8 Genannten zu, den Eltern und dem gesetzlichen 
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Vertreter jedoch nur dem, wese der Beschluß die E^tscheidng der 8ehsl~ 
deputation beziehungsweise Schulaufsichtsbehörde ssfrecht erhält. Die Be* 
schwerde hat aufschiebeade Wirkung. 

§ 6. Die nach des Bestimmt»gen dieses Gesetzes der Schulpflicht 
unterliegenden taubstummen und blindes Kinder, für deren Unterricht nicht 
sonst in ausreichender Weise gesorgt wird, müssen tob Beginne der Schul¬ 
pflicht an, in den Fällen des § 5 nach Eintritt der Rechtskraft des Beschlusses, 
durch den Kommualverband in einer Blinden- oder Taubstummenanstalt oder 
an einem Orte uatergebracht oder belassen werden, Ton welchem aus sie eine 
uaterrichtliche Veranstaltung der bezeichnetea Art besuchen können. 

Verpflichtet ist der zur Fürsorge ihr das Blinden* und Taubstummen¬ 
wesen allgemein berufene Kommunalferband, in dessen Bezirke die Eltern des 
Kindes ihren Wohnsitz haben oder das Kind seinen Wohnsitz oder in Er¬ 
mangelung eines Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. Verlegen die Eltern des 
Kindes ihren Wohnsitz in den Bezirk eines anderen Kommunalverbanden, so 
geht die Verpflichtung auf diesen über. 

Die Eatscheidung über die Unterbringung oder Belazsung des Kindes 
liegt dem Kommunalrerbaad ob. 

Das Kind ist, soweit das in dem Bezirke desselben Kommunnlrerbanden 
möglich ist, in einer Anstalt seines Bekenntnisses unterzubringen. Wenn es 
nicht in der Anstalt wohnt, muß es tunlichst in einer Familie seines Bekennt¬ 
nisses uatergebracht werden. Dem Anträge der Eltern und des gesetzlichen 
Vertreters des Kindes auf aaderweite Unterbringung ist tunlichst Folge zu geben. 

Gegen die Verfügungen des Komtnuaalverbandes gemäß Abs. 3 und 4 
steht den Eltern und dem gesetzlichen Vertreter die Beschwerde an die Auf¬ 
sichtsbehörde zu. 

§ 7. Zur Ueberführung des Zöglings ist der gesetzliche Vertreter des 
Kindes Terpfiichtet. Erfolgt diese nicht binnen 4 Wochen nach Zustellung 
der Benachrichtigung, so ordnet die Schulaufsichtsbehörde die Ueberführung an. 

§ 8. Von der erfolgten Unterbringung hat der Kommunalrerbaad die 
Behörde, welche die Schulpflicht festgestellt hat, zu benachrichtigen. 

Die Schulaufsichtsbehörde ist berechtigt, gegen Eltern und den gesetz¬ 
lichen Vertreter sowie diejenigen, denen die Obhut über das Kind aayertraut 
ist, sofern sie ein untergebrachtes Kind ohne Erlaubnis der Behörde zurück- 
holen oder zu dem Besuche des Unterrichts der Anstalt nicht ausreichend 
an halten, Strafbestimmungen nach Maßgabe der über die Bestrafung derSchulver- 
Säumnisse bei den öffentlichen Volksschulen bestehenden Vorschriften zu erlassen. 

$ 9. Der Kommonalverband ist berechtigt, die Schulpflicht der blinden 
und taubstummen Kinder auszudehnen bis zu dem Jahresschulschlosse, welcher 
bei den blinden Kindern auf die Vollendung des 17., bei den taubstummen 
Kindern auf die Vollendung des IS. Lebensjahres folgt, wenn die Kinder das 
Lehrziel des Unterrichts noch nicht erreicht haben und nach Lage ihrer kör¬ 
perlichen und geistigen Entwicklung anzunehmen ist, daß sie es bei Fortsetzung 
des Unterrichts erreichen werden. 

Gegen die Verfügung des Kommunalverbandes steht den Eltern und 
dem gesetzlichen Vertreter die Beschwerde an die Schulaufsichtsbehörde zu. 

§ 10. Die Entlassung der blinden und taubstummen Kinder aus der 
Schule darf nur stattfioden, wenn 

1) die Schulpflicht des Kindes nach Maßgabe der Bestimmungen des 
§ 2 oder § 9 beendet ist, 

2) die Erreichung des Zweckes der Unterbringung’in anderer Weise 
sichergestellt ist, 

3) aus anderen Gründen die Voraussetzungen für die zwangsweise 
Unterbringung des Kindes nicht mehr Torliegen. 

4) aus besonderen Gründen die vorzeitige Entlassung gerechtfertigt 
erscheint. 

Auch eine Zurückstellung des Kindes vom Schulbesuche längstens auf 
die Dauer eines Schuljthres kann ausgesprochen werden. 

Ueber die Entlassung und die Zurückstellung befindet der Kommunal- 
verband. Gegen dessen Entscheidung steht binnen 2 Wochen den Eltern und 
dem gesetzlichen Vertreter die Beschwerde an die Schulaufsichtsbehörde au. 

§ 11. Die Kosten, welche darch die Ueberführung des Kindes, durch 

reglementsmäßige erste Ausstattung, durch die Beerdigung des tu der 
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Anstalt verstorbenen und durch die Rückreise des entlassenen Kindes entstehen, 
lallen dem Ortsarmenverband, in welchem es seinen Unteisttttzongswohnsits 
hat, zur Last. Ist ein solcher Ortsarmenverband nicht vorhanden, so lallen 
diese Kosten dem verpflichteten Kommunalverbande zur Last. Die übrigen 
Kosten des Unterhalts, des Unterrichts und der Ersiehung tragen die Kommu¬ 
nalverbände. 

§ 12. Die Kommunalverbände sind berechtigt, die Erstattung der ihnen 
erwachsenen Kosten von dem Kinde selbst oder von dem aul Grund des 
Bürgerlichen Rechts zu seinem Unterhalte Verpflichteten zu lordern. Die 
Kosten der allgemeinen Verwaltung, des Baues und der Unterhaltung der von 
den Kommunalverbänden errichteten Anstalten sowie die Kosten lür den 
Unterricht und die Erziehung bleiben hierbei ander Ansatz. 

Dieselbe Berechtigung steht den Ortsarmenverbänden hinsichtlich der 
ihnen zur Last lallenden Kosten zu. 

Wird gegen den ErstattungBanspruchWiderspruch erhoben, so beschließt, 
darüber aul Antrag des Kommunalverbandes oder Ortsarmenverbandes der 
Bezirksausschuß. Der Beschluß ist vorbehaltlich des ordentlichen Rechts¬ 
weges endgültig. 

Können die nach Abs. 1 erstattungsfähigen Kosten des Unterhalts nicht 
oder nur teilweise aus dem Vermögen des Kindes oder duroh seine unterhalts¬ 
pflichtigen Angehörigen gezahlt werden, so sind die Kommunalverbände be¬ 
rechtigt, Sötern es sich nicht um ein landarmes Kind bandelt, den nicht ge¬ 
deckten Teil dieser Kosten nach den Vorschriften des § 31a des Gesetzes 
vom 11. Juli 1891 (Gesetzsammlung S. 301) von dem endgültig unterstützungs¬ 
pflichtigen Ortsarmen verbände zu verlangen. Die Erstattung erfolgt durch 
Vermittlung des Kreises, welchem dieser Ortsarmenverband angehört. Der 
Kreis ist verpflichtet, dem Ortsarmenverbande mindestens zwei Drittel der von 
letzterem aulzubringenden Kosten als Beihille zu gewähren. 

Streitigkeiten zwischen den Ortsarmenverbänden und den zur Beihilfe 
verpflichteten Kreisen werden nach § 31 c a. a. 0. entschieden. 

§ 13. Die Kommunalverbände haben die erlorderüchen Reglements über 
die Ausführung des Gesetzes zu erlassen, wegen deren Genehmigung die Be¬ 
stimmungen des § 120 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 sinngemäß 
Anwendung finden. In denselben sind auch Bestimmungen über die Höhe der 
zu erstattenden Kosten zu treffen. 

§ 14. Die zuständige Schulaufsichtsbehörde bestimmt der Minister der 
geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten. Im übrigen werden der Minister 
der geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten und der Minister des Innern 
mit der Ausführung des Gesetzes beauftragt. 

§ 15. Alle diesem Gesetz entgegenstehenden Bestimmungen. werden 
aufgehoben. 

§ 16. Das Gesetz tritt am 1. April 1912 in Kraft. 

In den ersten fünf Jahren nach diesem Zeitpunkte können, wenn be¬ 
sondere Gründe vorliegen, Aasnahmen von der Schulpflicht oder ihrer Dauer 
(§§ 1 und 2) von der Schulaufsichtsbehörde nachgelassen werden. 

Die am 1. April 1912 von den verpflichteten Kommunalveibänden bereits 
beschulten blinden und taubstummen Kinder unterliegen von diesem Tage ab 
der Schulpflicht, ohne daß es eines Beschlusses gemäß § 4 dieses Gesetzes bedarf. 


B. Grogsherzogtum Hessen. 

Die Verleihung neuer oder die Wieder Verleihung heimgefallener Apo- 
thekenkonsessionen an Gemeinden oder Kreise» Bekanntmachung des 
Ministeriums des Innern vom 8. Juli 1911. 

Mit Allerh. Genehmigung seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs 
bestimmen wir über die Verleihung neuer oder die Wiedeiverleihung heimge¬ 
fallener Apothekenkonzessionen an Gemeinden oder Kreise das Nachstehende: 

§ 1. Die Verleihung der Konzession für eine neu zu errichtende 
Apotheke und die Wiederverleihung einer heimgefallenen, unentgeltlich ver¬ 
liehen gewesenen Apothekenkonzession kann nach dem Ermessen des Ministeriums 
des Innern, außer an einen Apotheker, auch an eine oder mehrere Gemeinden 
oder an einen Kreis erfolgen, wenn diese darum nachsuchen. 

§ 2. Bei Erteilung einer neuen Apothekenkonzession wird in der Ur¬ 
kunde über die Konzession zur Errichtung der Apotheke der grundbuc^ 
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n beseichnende Platz der neuen Apotheke und die Frist für deren Erüffirang 
bestimmt. Der Eröffnung der Apotheke hat deren Abnahme durch die Auf¬ 
sichtsbehörde vorauszugehen. 

§ 8. Die nach § 1 erteilte Eonaession kann aus Gründen des Öffent¬ 
lichen Interesses ohne Entschädigungsleistung widerrufen werden. 

§ 4. Die mit einer Apothekenkonsession beliehene Körperschaft hat 
die Apotheke an einen approbierten Apotheker zu verpachten. 

Der zwischen dem Konsessionsträger und dem Pächter abzuachließende 
Pachtvertrag bedarf der Genehmigung durch das Ministerium des Innern. 

§ 5. Die Verpachtung wird von der Ministerialabteilung für Offentliehe 
Gesundheitspflege in der „DarmStädter Zeitung* Öffentlich bekanntgegeben mit 
der Aufforderung, Bewerbungen unter Vorlage der erforderlichen persönlichen 
Ausweise bis zu dem in der Bekanntmachung zu bestimmenden Zeitpunkt einzu¬ 
reichen. Spätere Meldungen können nur ausnahmsweise berücksichtigt werden. 

Die vorsulegenden Ausweise sind: 

a. ein eigenhändig geschriebener Lebenslauf; b. die Zeugnisse Aber die 
Lehrlings- und Gehilfenseit; c. die Approbationsurkunde; d. der Nachweis 
über die Beschäftigung nach erlangter Approbation; e. die von den Polizei- 
behOrden der Aufenthaltsorte nach erfolgter Approbation ausgestellten 
Führungszeugnisse; f. ein StaatsangehOrigkeitsausweis. 

Die nach d. aussustellenden Zeugnisse müssen dann eine genaue Angabe 
über die jedesmalige Dauer der Beschäftigung enthalten, wenn der Bewerber, 
abgesehen von den notwendigen und ortsüblichen Erholungspausen, nicht fort¬ 
gesetzt, sondern nur aushilfsweise ^während einzelner Tage im Apothekenhe- 
trieb tätig war. 

Die unter b. bis d. geforderten Ausweise sind in Urschrift oder in be¬ 
glaubigter Abschrift vorsulegea. 

Die in b. und d. beseichneten Zeugnisse und Nachweise sind, nach der 
Zeit geordnet und geheftet, mit einem Inhaltsverzeichnis zu versehen, in dem 
die Zeitdauer ersichtlich gemacht ist, auf die sich jeder Ausweis bezieht. 

§ 6. Von der Bewerbung ist ausgeschlossen: 

a. wer eine gerichtliche Bestrafung erlitten hat, bei der zugleich auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt worden ist; 

h. wer nicht während der letzten fünf Jahre vor der Bewerbung 
mindestens drei Jahre lang in Apotheken des Deutschen Reichs beschäftigt 
gewesen ist. Bei der Berechnung der dreijährigen Beschäftigungszeit bleiben 
Zeitabschnitte unter drei Monaten außer Betracht, sofern nicht die Unter¬ 
brechungen durch Krankheit oder eine andere als entschuldbar ansuseheade 
Veranlassung bedingt waren. 

§ 7. Unter den Bewerbern wählt das Ministerium des Innen den 
Pächter der Apotheke nach freiem Ermessen aus. 

Bei gleicher Befähigung soll in der Regel derjenige den Vorzug erhalten, 
dem die Approbation als Apotheker früher als seinem Mitbewerber erteilt 
worden ist 

Hierbei kann eine mit einwandfreien Zeugnissen belegte Tätigkeit ab 
Assistent an einem pharmazeutischen Institut einer Universität oder einer 
technischen Hochschule des Deutschen Reichs bis zur Dauer von vier Jahren 
auf das Approbationsalter angerechnet werden. 

Diejenige Zeit, während deren der Bewerber außerhalb seines Berufs 
tätig oder in einer Apotheke außerhalb des Deutschen Reichs über die Dauer 
von drei Jahren hinaus beschäftigt war, wird an dem Approbationsalter in 
Abzug gebracht. 

Bewerber, die sich im Besitz einer Apotheke befinden oder befunden 
haben, können nur ausnahmsweise beim Vorhandensein ganz besonderer Um¬ 
stände und sofern jener Besitz mindestens zehn Jahre gedauert hat, berück¬ 
sichtigt werden. 

Falls die Pacht der Apotheke einem Bewerber, der sich im Besitz einer 
Apotheke befindet, übertragen werden sollte, so hat er sich innerhalb einer vom 
Ministerium des Innern festzusetzenden Fast seiner Apotheke za entäufien. 

§ 8. Alle entgegenstehenden älteren Vorschriften werden hiermit auf¬ 
gehoben. 

Redaktion: Geh. Med.-ßat ProLDr.Rapmund, Reg.- u. Med.-Rat in MindenLW. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Dentsohe« Beioh. 

Ablehnung von Medizinalpraktikanten ans konfessionellen Grinden, 
escheid des Beichskanzler s an den preuß. Aerztekammer* 
aasschaß vom 9. Juni 1911. 

Bei Erlaß der Prttfaogsordnnng vom 28. Mai 1901 ist es nicht beab¬ 
sichtigt gewesen, für die zar Annahme von Medizinalpraktikanten ermächtigten 
Anstalten die Verpflichtung zu schaffen, 'der Meldung des Praktikanten im 
Einzelteile za entsprechen. Za einem behördlichen Eingriff in die den Kandi¬ 
daten wie den Anstalten eingeräumte wechselseitige Freiheit von Meldung 
und Annahme scheint mir um so weniger Veranlassung vorzuliegen, als die 
Zahl der in Preußen vorhandenen Praktikantenstellen diejenige der geprüften 
Kandidaten um weit mehr als das Doppelte hbersteigt und es daher jedem 
Kandidaten möglich sein dürite, eineseinen Wünschen entsprechende 
PraktikantenBteUe zu finden. Ein behördliches Vorgehen im Sinne der Eingabe 
würde nur dazu beitragen, auf dem seinem Wesen nach konfessionell 
neutralen Gebiete der ärztlichen Vorbildung konfessionelle Gegensätze 
zu schaffen oder zu beleben. Ich möchte daher von einem Vorgehen in dieser 
Bichtung absehen. _ 



B. K önigreloh Preuzzen. 

Gebühren der Krelsürzte für Teilnahme an den Prüfungen der Heb- 
nmmensehülerlnnen. Erlaß des Ministers des Innern vom 7. Sep¬ 
tember 1911 — M. 1613 — an den Herrn Begierungspräsidenten in Erfurt. 

Nach § 60 Abs. 6 der Dienstanweisung ist der Kreisarzt verpflichtet, 
auf Erfordern an der Prüfang der Hebammenschülerinnen nach Beendigung 
ihrer Ausbildung in der Hebammenlehranstalt als Examinator teilzunehmen. 
Diese Bestimmung stellt sich als eine Erweiterung der dem Kreisärzte als 
solchem obliegenden Aufgaben (§ 34 Abs. 2 der Dienstanweisung) dar. Es 
stehen ihm daher für die Teilnahme an jenen Prüfungen Gebühren aus der 
Staatskasse nach § 1 des Gesetzes vom 14. Juli 1909 nicht zu. 

Ein GebührenanBpruch des Begierungs- und Mediziaalrats für die Leitung 
der gedachten Prüfungen kommt nicht in Frage. 


Gemeinverstflndllche Belehrung über die Krätze. Erlaß des 
Ministers des Innern vom 22. August 1911 — M. 11983 — au 
sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Eaerer Hochwohlgeboren übersende ich anliegend ergebenst zur gefälligen 
Kenntnisnahme 10 Exemplare der hier ausgearbeiteten gemeinverständlichen 
Belehrung über die Krätze. Wegen der Bestellung eines etwaigen Bedarfs 
verweise ich auf die Bestimmungen des Erlasses vom 20. Mai 1908 — M. 11718, 
I. Angl. — Ministerialblatt für Medizinal- pp. Angelegenheiten; S. 243. 


Gemeinverständliche Belehrung Uber die Krätne. 

Die Krätze ist eine übertragbare Hautkrankheit, die durch die Krätz¬ 
milbe, ein Iasekt aus der Klasse der Spinnentiere, verursacht wird. 

1. Die Krätzmilbe (Sarcoptes scabiei) ist mit bloßem Auge als ein 
kleines weißes glänzendes Pünktchen eben erkennbar; schon bei Lupenver- 
größerang sieht man an dem eiförmig gestalteten Tier eine Beihe von Fort¬ 
sätzen, die dem Kopf, den vier teils mit Haftscheiben, teils mit Borsten ver¬ 
sehenen Faßpaaren und den am Hinterende des Tieres befindlichen Borsten 
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entsprechen. Das Minnchen ist nur etwa halb so groß als das Weibchen; es 
bohrt sich in die Haut des Menschen ein und stirbt nach der Begattung bald 
ab. Das Weibchen bohrt sich nach der Begattung durch die verhornte Schicht 
der Oberhaut des Menschen und wtthlt sich in dieser parallel zur Oberfläche 
Gänge, ln diesen Gängen legt es, immer weiter sich iortgrabend, täglich 

1 bis 2, im ganzen bis 60 Eier, aus denen nach 12 Tagen junge Krätzmilben 
auskriechen, die den Gang verlassen und sich in etwa 3 bis 4 Wochen'durch 
mehrfache Häutungen zu geschlechtsreifen Milben entwickeln. 

2. Die erste und hervorstechendste Erscheinung der Krätze ist ein 
äußerst starkes Jucken, das durch den Beiz, den die Milben und ihre Aus¬ 
scheidungen auf die Nervenendigungen ausüben, verursacht wird. Mit der 
Vermehrung der Milben nimmt das Jucken, das zunächst durch leichtes 
Kratzen gelindert werden kann, immer mehr an Ausdehnung und Stärke zu, 
sodaß die Befallenen bald in recht energischer Weise ihre Haut bearbeiten. 
Besonders stark ist das Jucken unmittelbar nach dem Schlafengehen, da sich 
die Milben in der Bettwärme lebhafter bewegen. 

Dem geübten Arzt gelingt es meist, bei Krätzekranken die Milbenginge 
aufzufinden. Sie stellen sich als hellgraue oder infolge des Eindringens von 
Schmutz schwärzliche gekrümmte. schmale Strafen von einer Länge bis zu 

2 cm, selten mehr, dar, an deren Eide manchmal die Milbe als ein kleiner 
weißer Punkt durchschimmert. Ihr Lieblingssitz sind die zarten Hautfalten 
zwischen den Fingern und die Seitenflächen der Finger, die Kleinfingerseite 
der Hand und die Beugeseite des Handgelenks, die vordere Begrenzung der 
Achselhöhle, die Ellbogen, die Gegend um den Nabel und oberhalb des Hüft¬ 
gelenks, die Gesäßfalten, der Faßrücken und innere Fußrand sowie bei Frauen 
die Umgegend der Brustwarzen, bei Männern die Geschlechtsteile, bei kleinen 
Kindern die Handflächen und Fußsohlen. 

3. Durch den Beiz, den die Milben und ihre Ausscheidungen auf die 
Haut ausüben, kommt es in der Umgebung der Gänge za Entzündungen, 
durch welche die Gänge nicht selten über die Haut erhoben weiden und von 
roten Streifen umgeben erscheinen. Oft entstehen unter und neben den Gängen 
sowie auch in der nicht von Gängen durchsetzten Haut Bläschen und Pusteln, 
die mitunter vereitern. Za diesen durch die Milben hervorgerufenen Erschei¬ 
nungen treten noch die mannigfaltigen Hautabschürfungen, Bö tun gen, Ent¬ 
zündungen und Borkenbildungen, die durch das Kratzen der Haut entstehen. 
Bei längerem Bestehen der Krätze kommt es auch zuweilen zu tiefergehenden 
Eiteraugen. In seltenen Fallen entwickelt sich bei Vernachlässigung der 
Krankheit die „Krustenkrätze“ oder „Norwegische Krätze“, bei der die Haut 
stellenweise von dicken Krusten bedeckt ist, die außer der Hautabsonderungea 
und Schmutz aus zahlreichen toten und lebenden Milben und Milbeneiern 
bestehen und unter denen die Haut dicht von Milbengängen durchsetzt ist. 

4. Auch das Allgemeinbefinden und die Leistungsfähigkeit des Menschen 
wird durch die Krätze erheblich beeinträchtigt. Insbesondere bei Kindern 
bewirkt der beständige Juckreiz, daß der Schlaf und Appetit stark leidet und 
sie bald mager und blaß aussehen. Manchmal kommt es bei der Krätze auch 
zu Beitsangen und Erkrankungen der Nieren, die gewöhnlich mit der Be¬ 
seitigung der Milben wieder verschwinden. 

6. Die Uebertragung der Krätze erfolgt meist von einem Menschen auf 
den andern; es ist hierbei weniger eine gelegentliche kurze Berührung, wie 
ein Händedruck za fürchten als vielmehr eine längere und ausgiebigere, wie 
sie insbesondere bei Benutzung derselben Schlafgelegenheit durch mehrere 
Personen zustande kommt. 

Aber auch durch Bettwäsche, Leibwäsche oder Kleidungsstücke können 
Krätzemilben bezw. ihre Eier von einer Person auf die andere übertragen 
werden. Begünstigt wird die Verbreitung der Krankheit in jedem Falle 
durch Unsauberkeit, wie denn auch die Krätze bei unsauberen Personen 
infolge einer weit stärkeren Vermehrung und Ausbreitung der Milben viel 
schwerer auftritt. 

6. Die Krätze ist im Krankenhause in der Begel in 3 bis 6 Tagen 
dauernd zu heilen. Im eigenen Haushalt ist die Durchführung einer Krätze¬ 
kur viel schwieriger und der Erfolg unsicherer, zumal wenn keine BadeeU- 
richtung zur Verfügung steht. Wenn vom Arzt bei einem Krankei Krätze 
fcstgestellt ist, müssen Bogleich alle zur Familie gehörenden oder sonBt in dem- 
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selben Haushalt wohnenden Personen ärztlich auf etwaiges Vorhandensein von 
Krätze untersucht werden. Nach Durchführung der Kor bleibt häufig noch 
längere Zeit Hantjacken bestehen, bis die vielfachen, durch Kratzen erzeugten 
Verletzungen abgeheilt sind. Nur in seltenen Fällen tritt die Krätze nach 
einer gründlichen Behandlung, ohne daß eine neue Ansteckung stattfand, 
wieder auf, wenn einige Milbeneier bei der Kur der Vernichtung entgingen. 

7. Keine an Krätze oder krätzeverdächtigen Erscheinungen erkrankte 
Person darf mit anderen Personen das gleiche Bett benutzen. Jeder Krätze* 
kranke bat nach Möglichkeit die nähere Berührung mit Gesunden zu ver¬ 
meiden und sich insbesondere des geschlechtlichen Verkehrs zu enthalten, da 
durch diesen besonders leicht die Oebertragung der Krätze verursacht wird. 
Die gleichen Vorsichtsmaßregeln sind von Personen zu beachten, die eben erst 
eine Krätzekur durchgemacht haben und noch Jucken verspüren. 

8. Wäsche und Kleidungsstücke Krätzekranker dürfen von Gesunden 
nicht benutzt werden, bevor sie einer gründlichen Reinigung und Desinfektion 
unterworfen sind: Insbesondere ist auch alsbald eine Desinfektion der Bett* 
und Leibwäsche sowie der Kleidungsstücke und Betten vorzunehmen, wenn 
sich ein Krätzekranker zur Behandlung in ein Krankenhaus begibt oder sich 
sonst einer Krätzekur unterzieht, damit er sich nicht aufs neue an seinen 
eigenen Sachen ansteckt. 

Die Desinfektion der Wäsche, Kleidungsstücke und Betten kann durch 
strömenden Dampf oder durch desinfizierende Flüssigkeiten erfolgen; in jedem 
Fall Ist mit der Desinfektion eine gründliche Reinigung und Lüftung zu ver¬ 
binden, da durch die Reinlichkeit die Ansiediung der Milben sehr erschwert 
wird, ln Wäschestücken werden die Milben auch durch Auf kochen mit Wasser 
sicher abgetOtet. 

9. Auch die Krätze der wilden und Haustiere kann gelegentlich auf 
den Menschen übertragen werden; es sind in diesem Falle dieselben Vorsichts¬ 
maßregeln zu beachten. Im allgemeinen verlaufen diese Erkrankungen beim 
Menschen leichter als die Menschenkrätze. 


y Krankenhnusapotheken. Erlaß des Ministers des Innern vom 
September 1911 — M. 7087 — an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Nach § 50 Absatz 2 der Apothekenbetriebsordnung vom 18. Februar 
1902 (Min.-Bl. f. Med.-Ang., S. 63) müssen für Krankenhausapotheken, in denen 
kein approbierter Apotheker tätig ist, sämtliche Arzneimittel aus einer 
Apotheke im Deutschen Reich entnommen werden. 

Ich nehme Veranlassung, diese Vorschrift, die nicht überall Beachtung 
fiadet, in Erinnerung za bringen Ew. pp. za ersuchen, auf ihre genaue Be¬ 
folgung gefälligst hinzuwirken. _ 


C. Königreich Bayern. 

Einrichtung und Betrieb der Metallbeizerelen. Bekanntmachung 
desK. StaatsministeriamB des Königlichen Hauses und des 
Aeußern vom 14. Juli 1911. An die K. Regierungen, Kümmerndes 
Innern, die Distrikts- und Ortspolizeibehörden, sowie an die K. Gewerberäte. 

Zar Herbeiführung einer Verbesserung des Arbeiterschutzes in Metall- 
beizereien (Metallbrennen) werden in der Anlage „Grundsätze für die gewerbe¬ 
polizeiliche Deberwachung der Metallbeizerelen (lletallbrennen)“ bekanntge¬ 
geben, die sich im wesentlichen an die von der K. Preußischen Technischen 
Depatation für Gewerbe aasgearbeiteten Grundsätze anschließen und den K. 
Gewerberäten als Anhalt für ihre Maßnahmen bei Anlage und Kontrolle der 
ihrer Aufsicht unterstehenden industriellen und gewerblichen Betriebe dienen 
sollen. Die K. Gewerberäte sind bei Anwendung dieser Grundsätze keines¬ 
wegs an deren Wortlaut gebunden, haben vielmehr für jeden einzelnen Betrieb 
selbständig zu prüfen, welche Anforderungen darin mit Rücksicht auf die 
Sicherheit der Arbeiter gestellt werden müssen. 

Eine nachahmenswerte Einrichtung zum Schutze der Arbeiter gegen 
nitrose Gase, die sich allerdings nur für größere Betriebe eignen wird, ist in 
der Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure, Jahrgang 1910, 8. 1279 ff. 
beschrieben. 
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Grundsätze für die gewerbepollselllohe Ueberwachung der 
Met&llbeiserelen | Me tallb rennen). 

1. Metallbeizereien (Metallbrennen) som fieiien von Metallen mit Sal¬ 
petersäure müssen von den sonstigen Arbeite- and von Wohnriamen durch 
dichte Wände abgetrennt and so angeordnet sein, daß keine schädlichen Gase 
in andere Arbeite- und in Wohn räume gelangen können. Verbindungsöffoungen 
mit anderen Arbeite- and mit Wohnräamen sind darch selbsttätig anfallende, 
dicht schließende Türen geschlossen an halten. 

2. Der Faßboden der Belaerei ist aas säurebeständigem Stoff (Stein¬ 
platten, harten Klinkern, Asphalt and dergl., nicht Zement) undurchlässig und 

* so hersastellen, daß Säaren and säurehaltige Spülwasser nach Sinklöchern ab- 
laufen müssen. Der Anschluß des Fußbodens an die Umfassengswände ist 
säurefest und so herzustellen, daß letztere von Säure nicht zerstört werden 
können. Der Fußboden und die Seitenwände müssen durch Abspritzen mit 
Wasser dauernd sauber gehalten werden. Die Sinklöcher sind durch säurebe¬ 
ständige Rohrleitungen (glasierte Tonröhren und dergl., nicht Zementröhren) 
mit einem ebenfalls säurebeständigen Sammelbehälter au verbinden, in welchem 
sie vor weiterer Ableitung durch Kalk oder auf andere Weise neutralisiert werden. 

3. Die zum Beizen benutzten Säuregefäße müssen auf säurefestem 
Untergrund und wenn nicht auf andere Weise für den Schutz der Arbeiter 
gesorgt ist, so hoch aufgestellt werden, daß die Arbeiter darch die Säure and 
die Dämpfe möglichst wenig gefährdet werden. 

4. Metallbeizereien müssen durch Tageslicht und bei Dunkelheit durch 
künstliche Beleuchtung so gut erhellt sein, wie es die Sicherheit des Betriebs 
erfordert. 

5. Die Säuredämpfe sind an der Entstehungsstelle in wirksamer Weise 
absufangea und so abzuführen, daß sie nicht in Wohn- oder Arbeitsränme drin¬ 
gen können. 

6. Das Ansetzen der Säure darf nur unter einem gut wirkenden Abzug 
erfolgen. Bei Nichtbenutsung der Beizer ei sind die Säuregefäße dicht ab- 
zudecken. 

7. In der Beizerei selbst dürfen organische Stoffe, wie. Papier, Holz, 
Stroh, Kohlen, Gewebe und dergl., nicht aufbewahrt werden. 

8. Jugendliche Arbeiter dürfen in der Beizerei nicht beschäftigt werden. 
Doch ist in Handwerksbetrieben die Heranziehung jugendlicher Arbeiter zu 
Beizarbeiten insoweit nicht zu beanstanden, als die Lehrlingsausbildung in 
Frage steht und die Beschäftigung unter entsprechender Anweisung und Be¬ 
aufsichtigung durch den Meister erfolgt. 

Den Beizarbeitern sind Schutzmittel, wie Gummihandschuhe und dergl., 
zur Verfügung zu stellen. 

9. Der Genuß von Branntwein ist in der Beizer ei zu untersagen. 
Personen, die su übermäßigem Genüsse von Spirituosen neigen, sind von der 
Beschäftigung in der Beiserei aaszuschließen. 

10. Als Gegenmittel gegen Einatmung von nitrosen Dämpfen ist die 
Möglichkeit der Sauerstoffatmung vorzusehen. Wo Einrichtungen dieser Art 
nicht vorhanden sind, ist eventuell durch Anschlag auf die Sauerstoff- und 
Wiederbelebungsapparate der nächsten Feuerwache hinzuweisen. 

11. In der Beizerei ist auf die Gefahr der Vergiftung durch Einatmung 
nitroser, rotbrauner Dämpfe mittels auffallenden Anschlags eindringlich auf¬ 
merksam zu machen und anzuraten, nach Einatmung größerer Mengen dieser 
Dämpfe, auch bei scheinbarem Wohlbefinden, sofort den Arzt aufzusuchen und 
Gegenmittel anzuwenden. 

12. Für den Anschlag wird folgender Wortlaut empfohlen: 

„Vorsicht! 

Die Dämpfe der Salpetersäure, besonders die rotbraunen, sind giftig. 
Es ist lebensgefährlich, sie einzuatmen, da sie die Lunge angreifen. 

Nicht unter die Abzogshaube beugen 1 

Wer Säuredämpfe in größerer Menge eingeatmet hat, suche, auch 
wenn er sich scheinbar wohlbefindet, sofort den Arzt auf. 

Auslaufende Säure ist sofort mit viel Wasser zu verdünnen und 
fortsuspüleo.* 


Redaktion: Geh. Med.-Rat ProLDr. Rapmund, Reg.- u.Med.-Rat ln MindenL W. 

*• O. O. Brrnnj. Henogl. Biete, m. T. Seh.-L. Hofteek4rmck«r«I In Mnd«. 
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Königreich Preocwen. 

Cfebfihrei der Krels&rite fttr vertrauensärzt liehe Verrichtungen, 
rlaß des Ministers des Innern vom 8. September 1911 — M. 
Nr. 1295 — an den Königl. Kreisarzt in N. 

In dem Erlasse des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts* und 
Medininalangelegeoheiten Tom 10. Dezember 1909 (Mia.-BL 1910, S. 4) ist dar* 
gelegt, daß die vertrauensärztlichen Verrichtungen der Kreisärzte (§ 115 der 
Dienst-Anw.) keine „amtlichen“ im Sinne des Gesetzes, hetr. die Gebühren der 
Medizinalbeamten, vom 14. Joli 1009 sind. Der diesem Gesetze beigegebene 
Tarif gilt aber grundsätzlich nur lür die amtlichen Gebühren (vgl. Nr. 1 der 
allgemeinen Bestimmungen und Ueberschrift za B des Tarif»). Nar wo er, 
über den sonstigen Gesetzesinbalt hinausgehend, Positionen lür Vertrauensärzte 
liehe Verrichtungen ausdrücklich enthält, ist er für solche anwendbar. 


^ Feuerbestattung. Gesetz vom 14. September 1911. 
jr § 1. Die Feuerbestattung darf nur in landespoUzeillch genehmigten 
Anlagen erfolgen. 

§ 2. Die Genehmigung darf nur Gemeinden und Gemeindeverbänden 
oder solchen anderen Körperschaften des öffdntlichen Hechtes, denen die Sorge 
für die Beschaffung der öffentlichen Begräbnisplätze obliegt, erteUt werden, 
sofern die nach den bestehenden Staats* oder Kirchengesetzen erforderliche 
Zustimmung der für die Körperschaft zuständigen Aufsichtsbehörde vorliegt. 

§ 8. Die Genehmigung ist zu versagen: 

1) wenn nicht dafür gesorgt ist, daß neben der Feuerbestattung auch 
die Beerdigung Verstorbener dauernd in bisheriger Weise stattdoden kann; 

2) wenn die Einrichtungen den technischen Anforderungen nicht ent* 
sprechen; 

S) wenn die äußere oder innere Ausgestaltung der dem Zwecke ent* 
sprechenden Würde ermangelt; 

4) wenn sich bei der Anlage geeignete Bäume und Einrichtungen zur 
Unterbringung von Leichen, zur Vornahme von Leichenöffnungen, zur Abbai* 
tung von Trauerteierlichkeiteu und zur Beisetzung der Aschenreste (Omen* 
halle, Urnen grabstellen) nicht btfiaden oder wenn das Grundstück einer ange* 
messenen Einfriedigung entbehrt; 

5) wenn Bedenken in polizeilicher, insbesondere bau-, feuer* oder gesund* 
heitspolizeilicher Hinsicht ent gegenstehen; 

6) wenn Tatsachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß 
durch die örtliche Lage oder Beschaffenheit der Anlage für das Publikum 
oder fttr die Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grundstücke erhebliche 
Nachteile oder Belästigungen entstehen; 

7) wenn nicht von den im § 2 genannten Körperschaften der Antrag 
von mindestens Zweidrittelmehrheit beschlossen worden*ht. 

Die Genehmigung ist zurückzuziehen, wenn einer der im Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 aufgeführten Vers&gangsgrttade nachträglich eintritt. 

§ 4. Die Benutzung der Anlage darf nur nach Maßgabe einer von der 
staatlichen Aufsichtsbehörde der Körperschaft genehmigten Gebrauchsordnung 
erfolgen. Die Gebraachiordouug maß den Gebührentarif für die Benutzung 
der Einrichtungen enthalten; sofern jedoch hinsichtlich der Festsetzung der 
Gebühren fttr die Benutzung der von der Körperschaft im öffentlichen Interesse 
unterhaltenen Veranstaltungen besondere gesetzliche Vorschriften bestehen, 
bleiben diese unberührt. Die Gebühren sind so zu bemessen, daß sie die 
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Kosten der Einrichtung einschließlich Verzinsung und Tilgung, der Erhaltung 
und Verwaltung der Aulage decken. 

§ 5, Der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde bedarf es, 
wenn das Grundstock, aut welchem die Anlage errichtet ist, ganz oder teil¬ 
weise zu einem anderen Zwecke verwendet werden soll. 

§ B. Die Aachenreste von verbrannten Leichen müssen in einem für 
jede Leiche besonderen, behördlich verschlossenen Behältnis entweder in der 
Ornenhalle (Urnengrab) (§ 3 Nr. 4) oder in einer anderen behördlich geneh¬ 
migten BestattungBanlage beigesetzt werden. 

§ 7. Zar Vornahme der Feuerbestattung ist in jedem Falle mindestens 
24 Standen vorher die Genehmigung der Ortspolizeibehörde des Verbrennungs¬ 
ortes einzuholen. 

Antragsberechtigt ist jeder Bestattungspflichtige. 

Die Genehmigung ist schriftlich zu erteilen; sie muß versagt werden, 
/jrenn nicht beigebracht sind: 

1. die amtliche Sterbeurkunde, .. . 

2. die amtsärztliche Bescheinigung über die Todesursache (§ 8), 

3. der Nachweis, daß der Verstorbene die Feuerbestattung seiner Leiche 
ungeordnet bat (§ 9), 

4. die Bescheinigung der Ortspolizeibehörde des Sterbeoris oder des letzten 
Wohnorts des Verstorbenen, daß keine Bedenken gegen die Feuerbestattung 
bestehen, daß insbesondere ein Verdacht, der Tod sei durch eine straf¬ 
bare Handlang herbeigefuhrt worden, nicht vorliegt. 

§ 8. Die amtsärztliche Bescheinigung Über die Todesursache (§ 7 
Abs. 8 Nr. 2) ist auf Gruad der Leichenschau auszastelicn, und muß die Er¬ 
klärung enthalten, daß eia Verdacht, der Toi sei durch eine strafbare Hand¬ 
lang herbeigefuhrt worden, sich nicht ergeben hat. 

War der Verstorbene in der dem Tode unmittelbar voraufgegangenen 
Krankheit ärztlich behandelt worden, so ist der behandelnde Arzt zu der 
Leichenschau zuzuziehen und sein Gatachten über die Todesursache iu die 
Bescheinigung (Abs. 1) aufzunehmen. 

War der zuständige beamtete Arzt zugleich der behandelnde Arzt, so 
ist die Bescheinigung von einem anderen beamteten Arzte auszostellen. 

Vor der Erteilung der Bescheinigung ist die Leichenöffnung vorzu¬ 
nehmen, wenn einer der beteiligten Aerzte sie zur Feststellung der Todes¬ 
ursache für erforderlich hält. 

§ 9. D«r Nachweis, daß der Verstorbene die Feuerbestattung ange¬ 
ordnet hat (§ 7 Abs. 3 Nr. 3) kann erbracht werden: 

‘ 1. durch eine letztwillige Verfügung des Verstorbenen, 

2. durch eine mündliche Erklärung des Verstorbenen, die von einer zur 
Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten Person als in ihrer Gegen¬ 
wart abgegeben beurkundet ist. 

Die Anordnung ist nur wirksam, wenn der Verstorbene sie nach voll¬ 
endetem 16. Leben.«-j»hre getroffen hatte, sie kann nicht durch einen Ver¬ 
treter getroffen werden; stand jedoch der Verstorbene unter elterlicher Gewalt 
und hatte er nicht das 16. Lebensjahr vollendet, so tritt der Antrag des In¬ 
habers der elterlichen Gewalt an die Stelle der Anordnung. 

§ 10. Ueber Beschwerden gegen Verfügungen der Polizeibehörden auf 
Grund des § 7 hat die vorgesetztö Dienstbehörde binnen einer Frist von 
24 Stunden endgültig zu entscheiden. 

§ 11. Mn Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird bestraft, wer 
ohne Beachtung der Vorschriften der ^ 7 bis 9 die Verbrennung einer Leiche 

Vorschrift des § 6 zu widerhandelt. 

reisung zum Fcuerbestattung e gesefz. B.-Erlaß 
nnern vom 29. September 1911 — Ild 2209 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Euer pp. erhallen bcifolgtni die znr Ausführung des Gesetzes betr. 
die Feuerbestattung vom 14. September 1911 (G.-S. S. 193) erlassenen An¬ 
weisungen vom 29. September d. J. io . . . Druc k« xomplaren mit dem Er¬ 
suchen, sie im dortigen Amtsblatt alsbald zu veröffentlichen, auch die betei¬ 
ligten naebge trdueten Behörden unter Hinweis auf das Gesetz und die Aus- 
führuug-tanweisang in geeigneter Weise mit Instruktion za versehen. 

Nach Jahresfrist will ich Ihrem Bericht darüber entgegensehen, ob und 


vornimmt oier wer der 

6 ^*^ $rtfngianM 

f des Ministers des I 



Rechtspreebang and Medizinal-Gesetzgebung. 


m 


für welohe Feuerbestattungsanlageu in Ihrem Bezirk die landespolizeiliche 
Genehmigung n&chgesucht and erteilt worden ist, aach in welcher Zahl in 
solchen Anlagen bereits Feuerbestattungen stattgefunden haben. 

Auf die im Anschlüsse hieran nnterm heuligen Tage erlassene Anord« 
nung wegen der Ausstellung von Leichenpässen für die Beförderung von 
Leichen von im Inlande verstorbenen Personen außerhalb Preußena weise ich 
hiermit noch besonders hin. 

Anweisung nur Ausführung des Gesetzes, betreffend die Feuer¬ 
bestattung, vom 14. September 1911. 

I. 

Das Gesetz erkannt die Feuerbestattung von Leichen als eine in Preußen 
zulässige Art der Totenbestattung neben der bisher allein üblich gewesenen 
Beerdigang an und regelt die Voraussetzungen, unter welchen sie vorgenommen 
werden darf. Er ergibt sich daraus, daß die für die Leichenbestattung jeweilig 
bestehenden allgemeinen gesetzlichen und Verwaltungsvorschrilten auch fttr 
die der Feuerbestattung zuzultthrenden Leichen Geltung haben, soweit nicht 
die der Eigenart der Feuerbestattung reebnungtragenden Sonder bestimmen gen 
dem entgegenstehen. Za diesen allgemeinen, auch für die Feuerbestattung 
platzgreifenden Bestimmungen gehören u. a. die auf die Beerdigung lautenden 
Vorschriften des § 60 des Gesetzes Uber die Beurkundung des Personenstandes 
vom 6. Februar 1876, der §§ 168 und 867 Ziff. 1 und 2 des R. St. G. B. und 
der §§ 87 Abs. 3 und 157 der R. St. P. 0.; ferner die in den Reichs- und Landied- 
gesetzen sowie in den Ausführungsverordnungen und Anweisungen dazu ent¬ 
haltenen Vorschriften hinsichtlich der Behandlung der Leichen von Personen, 
die an einer übertragbaren Krankheit gestorben sind, die Vorschriften im § 9 
des Reichsvereinsgesetzes vom 16. April 1908 und die daraus sich ergebenden 
Folgerungen bezüglich des Haltens von Leichenreden n. a. m. Sinngemäße 
Anwendung auf Privatbestattungsplätze, die für die Beisetzung von Aschen¬ 
rosten von der Feuerbestattung unterliegenden Leicben bestimmt Bind, finden 
auch die Vorschriften wegen der behördlichen Genehmigung von Begräbnis¬ 
plätzen und wegen deren Voraussetzungen. Inwieweit auf diese Vorschriften 
bei der Beurteilung der Anträge auf Genehmigung von Feuerbestattungsanlageny 
insbesondere bei Prüfung der unter den Z.ffern 5 nnd 6 des § 3 des Gesetzes 
erwähnten Bedingungen zurückzogreifen iot, muß sich aus der Natur der Sach» 
und den örtlichen Verhältnissen im Einzelfalle ergeben. 

Nicht zur Anwendung auf die Feuerbestattungsanlagen kommen dagegen 
die in einzelnen Bezirken des Staats bestehenden Vorschrif ten über die Leichen¬ 
schau, soweit diese durch die im Gesetze unter § 8 angeordnete und gemäß 
der Anlage 2 zu dieser Anweisung vorzunebmendo Leichenschau ersetzt werden. 

Unberührt bleiben die Rechtsverhältnisse der Religionsgesellschaften 
und Gemeinden, hinsichtlich der in ihrem Eigentum stehenden Friedhöfe, ins¬ 
besondere auch hinsichtlich deren bestimmungsmäßigen Benutzung und der in 
diesen Beziehungen bestehenden kirchlichen Aufsichtsrechte. 

II. 

' ' ' • fV* 

1. Unter den Anlagen, in welchen gemäß § 1 des Gesetzes die Feuer¬ 
bestattung soll erfolgen können, sind sowohl die Einrichtungen für die Vor¬ 
nahme der Leichenverbrennung, wie auch alle unter Ziffer 4 des § 3 des Ge¬ 
setzes aufgeführten Nebenanlagen, insbesondere auch die lür die Beisetzung 
der Aschenroste bestimmte Anlagen zu verstehen. 

Zuständig für die Erteilung der Genehmigung ist der Regierungspräsi¬ 
dent des Bezirks, in welchem die Anlagen errichtet werden sollen, im Landes¬ 
polizeibezirk Berlin der Polizeipräsi ient von Berlin. 

2. Nach der Bestimmung im § 2 des Gesetzes bann die Genehmigung 
zur Errichtung und Unterhaltung von Feu^rbestattungsanlagen nur den daselbst 
aufgeführten Körperschaften des öffentlichen Rechts erteilt werden. Damit 
sind von dieser Berechtigung ausgeschlossen Privatpersonen, Vereine und Ge¬ 
sellschaften jeder Art und auch solche Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
denen die Beschaffung von öffentlichen Begräbnisplätzen nicht obliegt. Das 
Vorliegen dieser Onliegenheit ist im Emzelfalle an der Hand des allgemeinen 
und des örtlichen Rechts zu prüfen. Nach dem bestehenden Recht kommen 
für die Berechtigung zur Antrag^tellung neben den politischen Gemeinden und 
Gemeindeverbänden im größten Teil der Monarchie die Kirchengcmeinden der 

*, ft* . 1 « m ■ » Tk I • * «II«. V n A 1 TI , t 
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im Gesetze Aber die Verhältnisse der Jaden vom 23. Juli 1847 aaeh die 
jfldisehen Synagogengemeinden in Betracht. 

Die Vorschrift schafft hinsichtlich der als Voraassetsang für die landes- 
polizeiliche Genehmigung <§ 1) erwähnten Genehmigung der Aber die Körper¬ 
schaft zuständige Aufsichtsbehörde nicht nenes Hecht etwa nach der Richtung, 
daß nunmehr allgemein die Genehmigung der Aufsichtsbehörde zur Errichtung 
yon Feaerbestattangsanlagen gefordert werden solle, sondern spricht nar ans, 
daß da, wo eine solche Aafsichtsgenehmigung nach dem bestehenden Hecht 
gefordert wird, ihre Erwirkang die unerläßliche Grandlage fttr die Berechtl- 
gang zar Stellung des Antrages auf Genehmigung einer Feaerbestattnngs- 
anlage bildet; der Antrag also ohne weiteres and ohne materielle Prüfung 
hinsichtlich der Voraassetzangen des § 3 des Gesetzes zarOckzaweisen ist, 
wenn die Genehmigung nicht beigebracht wird. 

Unberührt bleiben hiernach Vorschriften, nach welchen Kirchengemeinden 
der öffentlich aafgenommenen Heligionsgesellscbaften zar Errichtung Ton Neu¬ 
bauten, also aach Ton Krematorien and deren Nebenanlagen, der Zustimmung 
der kirchlichen Aufsichtsbehörden bedürfen. Hier ist also die zuvorige kircben- 
aufsichtliche Genehmigung unerläßliche Voraussetzung für die Erteilung der 
landespolizeilichen Genehmigung. Bei Gemeinden and Gemeinde?erbänden 
wird vornehmlich die für die Aufnahme von Anleihen erforderliche Genehmi¬ 
gung in Frage kommen, während für die jüdischen 8ynogogengemeinden die 
Bestimmung im § 48 des Gesetzes über die Verhältnisse der Jaden vom Jahre 
1847 maßgebend ist. 

8. Aas dem Eingang des § 8 des Gesetzes geht hervor, daß, wenn den 
anter den Ziffern 1 bis 7 vorgesehenen Bedingungen genügt ist, die Genehmi¬ 
gung nicht versagt werden darf. 

Dam Antrag anf Erteilung der Genehmigung sind die zar Erlftaterang 
erforderlichen Zeichnungen and Beschreibungen beizafflgen. 

Zar Erleichterung der Prüfung, insbesondere aach hinsichtlich der anter 
Ziffer 6 a. a. 0. enthaltenen Voraassetzungen, hat der Prüfung ein den Be¬ 
stimmungen im § 17 der Reichsgewerbeordnung entsprechendes Pablikations- 
verfahren voranzngehen. Darauf sind die Vorstände der Kirchengemeinden 
and der Synagogengemeinde, in deren Bezirk die Feaerbestattangsaslagen 
errichtet werden sollen, and, falls die Errichtung an der Grenze einer Kirchen^ 
oder Synagogengemeinde beabsichtigt wird, noch die Vorstände der benach¬ 
barten Kirchen- oder Synagogengemeinden darch besonderes Schreiben hin¬ 
zuweisen. 

Die etwa angebrachten Einwendungen gegen die Anlage sind objektiv 
za prüfen, ohne daß den Anbringern, abgesehen von der Anfaichtsbeschwerde, 
ein Rechtsmittel gegen die getroffene Entscheidung erwächst. 

Hinsichtlich des zu erteilenden Bescheides ist gemäß der Vorschrift im 
letzten 8atze des S 18 der Reicbsgewerbeordnung zu verfahren. 

Die Versagung, die Zurückziehung der Genehmigung, sowie die Erteilang 
derselben unter Bedingungen unterliegt als polizeiliche Verfügung den gegen 
diese gemäß § 130 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltang vom 
80. Jali 1883 gegebenen Rechtsmitteln. 

Was die einzelnen nach § 8 des Gesetzes zu prüfenden Voraussetzungen 
fttr die Genehmigung anlangt, so wird darüber folgendes bemerkt: 

a) Wenn unter Z ffur 1 als Bedingung für die Genehmigung gefordert wird, 
daß zugunsten der Anhänger der Erdbestattung dauernd für die Möglich¬ 
keit der Wahl dieser Bestattungsform gesorgt ist, so bandelt es sich 
dabei nicht darum, in die bestehenden Verpflichtungen hinsichtlich der 
Bescbaffaog von Begräbnisplätzen einzngreifen; es bleibt vielmehr in der 
Regel nur zu prüfen, ob die Fortdauer der bisher als ausreichend an¬ 
erkannten vorhandenen Einrichtungen gesichert oder deren Anihören nicht 
voransznseben ist, anch ihre Benützung im Vergleich zu dem bisheriges 
Zastande voraussichtlich keine Beeinträchtigung erfahren wird. 

Das Vorliegen dieser Bedingung, bis zu dereu Erfüllung die Erteilung 
der Genehmigung ansznsetzen sein wird, muß von Amts wegen geprüft 
und gegebenenfalls herbeigeftibrt, nicht aber darf der die Genehmigung 
uachsuchenden Körperschaft der Nachweis dafür auferlegt werden. 

Im übri?on wird auf die Bestimmung im zweiten Absatz des § 8 selbst, 
wo die Ziffer 1 mitaufgeffihrt ist, verwiesen. 

b) Was die Anforderungen anlangt, die in technischer Hinsicht ÜB die Feuer- 
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beetattungsanlsgen zu stellen sind, so kommen dabei in erster <Linie die 
Verbrennangsanlagen ia Betracht. Bei der Prüfung wird die Genehmi¬ 
gungsbehörde sich der ihr zur Seite stehendea Medizinal*, Bau- und Ge¬ 
werbeaufsichtsbeamten zu bedienen, gegebenenfalls auch anfierhalb des 
Beamtenkreises stehende Sachverständige su hören haben. Für alle Zeiten 
geltende Vorschriften können dafür nicht gegeben werden; die Anforde¬ 
rungen werden sich vielmehr naoh dem jeweiligen Stande der Technik 
und den bei bestehenden Betrieben gemachten Erfahrungen su richten 
haben. Im allgemeinen sind jedoch für die Beurteilung nachstehende 
Gesichtspunkte su beachten. 

Zur Erwärmung der EioäscherungsÖfen dürfen keine Brennstoffe ver¬ 
wendet werden, die zur Bildung von Bauch oder Rufi Anlafi geben — 
also beispielsweise nicht Steinkohlen, Holz und andere unvergaste Brenn¬ 
stoffe, wohl aber Koks oder Gas. 

Die Einäscherung darf nicht durch unmittelbare Einwirkung der Brenn¬ 
stoffe, sondern nur in besonderen EioäscherungskammerU getrennt vom 
Feuerraum erfolgen. Die Verbrennungsprodukte der Feuerung dürfen' 
während der Einäscherung weder in die Einäscherungskammer direkt 
eintreten, noch sie mittelbar beheizen. Die Einäscherung mofi vielmehr 
in der auf genügende Temperatur erhitzten Etnäscherungskammer unter 
Zuführung ausreichender, hoch vorsuwärmender Verbrennungsluft bewirkt 
werden. Die Verbrennung in der Einäscherungskammer mnß vollkommen' 
sein und in ununterbrochener Folge vor sich gehen. Dabei dürfen keine 
die Nachbarschaft belästigende Gerüche in die Atmosphäre entlassen werden. 

Zur Abführung der Verbrennungsprodukte aus der Feuerung und den 
Einäscherungskammern muß ein genügend hoher Schornstein vorge¬ 
sehen werden. 

Was die Beschaffenheit und den Inhalt der mit der Leiche dem Feuer au 
übergebenden Särge anlangt, so sind darüber in die Gebrauchsordnung Vor¬ 
schriften aufzunehmen, wie sie weiter unten bei Nr. 4 näher angegeben werden. 

c) Hinsichtlich der gemäß Ziffer 8 su fordernden Würdigkeit der inneren 
und äofieren Ausgestaltung der Anlagen lassen sich allgemeine Von 
schritten nicht geben. Es wird vielmehr in dieser Hinsicht dem Ermessen 
der Genehmigungsbehörde überlassen, hier das richtige Maß su finden. 

d) Bei Prüfung der unter Zffer 4 vorgesehenen Anforderungen kommt es 
im wesentlichen auf die Bedürfnisse im einzelnen Palle an. Jedenfalls' 
ist darauf zu halten, dafi die nötige Anzahl von ihrer Größe, Belüftung 
und Temperatur nach geeigneten Bäumen zur Unterbringung der der 
Feuerbestattung zuzufübrenden Leichen sowie auch gesonderte Zellen 
für Leichen von Personen, die an einer übertragbaren Krankheit gestorben 
sind, vorgesehen werden; daß der oder die Sektionsräume eine den An¬ 
forderungen der Wissenschaft und der Technik entsprechende Anlage 
und Ausstattung erhalten; dafi feroer angemessene Bäume für dieAerzte, 
für die Geistlichen, für die Leichenträger und die sonstigen Bedienungs* 
mannschaften, sodann Bureanräome für die Führuog der Bureangeschälte, 
insbesondere des Einäscbdrungsregisters, und endlich auch Bäume vor¬ 
handen sind, in welchen das Einbringen der Aschenroste in die gemäß 
§ 6 des Gesetzes bereitsnbaltenden Behälter sowie das vorschriftsmäßige 
Verschließen dieser Behälter vorgenommen werden, auch die einstweilige 
Aufbewahrung der an anderen Orten beiznsetzenden Aschenroste erfolgen 
kann. Endlich sind geeignete Bäume für das der Trauerfeier beiwohaende- 
Publikum sowie Bedürfnisanstalten vorzusehen. 

e) Die Vorschrift unter Ziffer 6 ist dem § 18 der Beichsgewerbeordnong 
nachgebildet und wie diese lediglich dazu bestimmt, die Erledigung der 
Genehmigungsanträge zu erleichtern und zu verhindern, dafi noch weitere 
Prüfungen dieser Anträge durch die mit Wahrnehmung der fraglichen 
polizeilichen Interessen betrauten verschiedenen Behörden notwendig werden. 

f) Es ist zu beachteo, daß die Bestimmung unter Ziffer 6 namentlich auch 
die Interessen etwa öffentlichen Zwecken dienender Nacbbargrundstücke 
(Kirchen, Schnlen und anderer öffentlichen Anstalten) wahren nnd sie 
nicht auf materiellem, sondern auch auf ideellem Gebiete vor Nachteilen 
schützen soll. 

g) Bei der in Ziffer 7 vorgesehenen Bedingung einer qnalifisierten Be- 

schlußmai ndelt es sich um den Beschloß deeieniueu Organs der 
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Körperschaft, weiches neck deren Verfassung über die HemtaUnng 
and UnterhnUang von besonderen Anstalten der Körperschaft st be- 
, tokließen bat. 

b) Die Vorschrift in Abs. 2 des § 8 ist nicht etwa dabin nuszulegen, daß 
die Zurückziehung der Genehmigung bei dem Vorhandensein von gering« 
fügigen and leicht za beseitigenden Mängeln der angegebenen Art ohne 
weiteres za erfolgen bat. Es wird vielmehr, falls es sich nicht am 
schwerwiegende, die Fortsetsang des Betriebes bedenklich and für die 
Allgemeinheit gefährlich machende Mängel bandelt, angebracht sein, za« 
nächst eine Aufforderung zur Beseitigung der Mängel innerhalb einer 
festsasetzenden angemessenen Frist an die betreffende Körperschaft ergeben 
- - za lassen and erst dann zur Zurückziehung der Genehmigung za schreiten, 
wenn die festgesetzte Frist fruchtlos verstrichen and keine Aussicht 
vorhanden ist, daß der gestellten Anforderung Genüge geleistet werde. 

Selbstverständlich ist jedes schikanOse Vorgehen za vermeiden. 

A Im § 4 des Gesetzes ist ausdrücklich die staatliche Aufsicht*» 
behOrde als diejenige bezeichnet, der die Genehmigung der Qebraacbsordnung 
and des Gebührentarifs obliegen soll. Es ist dies geschehen, um einer Ver¬ 
wechselung mit den für die Kirchengemeinden bestehenden kirchlichen 
Aufsichtsbehörden vorzabeagen. Das Erfordernis einer etwaigen kirchenanf- 
dehtiichen Genehmigung von Gebraachsordnangen and Gebührentarifen bleibt 
anbertthrt. 

Welche Behörden die staatliche Aufsicht über die Körperschaften za 
führen haben, ergibt sich aas den diese Körperschaften betreffenden Ver- 
fassasgsgesetzen. 

In die Gebraachsordnang sind Vorschriften über die Beschaffenheit and 
den Inhalt der Särge, in denen die Leichen dem Verbrennungsofen za über¬ 
geben sind, anfsnuehmen. 

In dieser Hinsicht ist folgendes za beachten: 

Die Leichen sind in dem 8arge einsoäscbern, In dem sie zur Ver- 
brennungsstätte gelangen. Die Särge müssen aus düsnem weichen Holz oder 
aas Zinkblech gefertigt and dürfen weder ausgepicht noch angestrichen oder 
lackiert sein, auch keine Eisen- oder Bronzeteile, weder zur Verbindung noch 
ZUr Versierang, enthalten; ihre Größe und Stärke ist den Verbrennnngs- 
einrichtungen entsprechend mit einem Höchstmaß vorzuschreiben. Die Fugen 
sind mit Schellack, Leim oder ähnlichen Stoffen oder mit Kitt na schließen. 

Die Leichen in den Särgen dürfen nur auf Säge- oder Hobelspänen oder 
naf Holzwolle gebettet and nar mit naturfarbenen Leinen- oder Baumwoll¬ 
stoffen bekleidet sein. Etwa in den Sarg hineinaulegende Kissen dürfen weder 
Polster noch Federn oder Watte enthalten und sind mit den gleichen 8toffen 
za besiehen. mit denen die Leiche bekleidet werden darf. 

Die Kontrolle hinsichtlich der Beschaffenheit and des Inhalts der Särge 
erfolgt nicht in der Einäscherungsanlnge, sondern maß dort bewirkt werden, 
wo die Einsargung staufindet. 

8ie ist entweder durch den zuständigen beamteten Arzt (vergl. i 
dieser Anweisung) oder durch einen amtlich bestellten Leichenbescbaner 
sunehmen, welcher eine amtliche Bescheinigung darüber auszustellen hat, dafi 
die E'nsargung den Vorschriften der Gebraochsordnung entsprechend erfolgt 
ist. Diese Bescheinigung, zu der dos in der Anlage 1 angegebene Formaler 
za verwenden ist, muß der Ortspolizeibehörde des Verbrennnngsorts zur 
Kenntnisnahme und Absteinpelnng vorgelegt und der Verwaltung der Feuer- 
bestattangsanlage eingereiebt werden. 

Ia der Gebrauchsordnung ist- ferner vorzuschreiben, daß in jeder Ein¬ 
äscherungskammer jeweilig nur eine Leiche eingeäsebert werden darf, ferner 
daß am Sarge vor dessen Einbringung in den Verbrennungsofen ein dorch die 
Ofenhitze nicht zerstörbares Schild aus genügend starkem feuerfesten Ton an¬ 
zubringen ist, auf welchem die Nummer des EinsscherungsregisterB, unter der 
die Einäscherung erfolgt, deutlich eingescblngen sein muß. 

Die Gebühren für die Benutzung der Anlagen, welche in einem der 
Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde unterliegenden Tarif mssimnea- 
zugteilen sind, stellen eich als Benutzungsgebühren im 8inne des § 4 des 
Kouiiuunalabgabengesetzes vom 14 Juli 1803 dar, hinsichtlich deren Bemeeasng 
die daselbst gegebenen Bestimmungen nicht nur für Gemeinden und Gemeinde- 
Verbünde ausdrücklich aufrecht erhalten* sondern such im leisten.Satze des 
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9 4 dm GewetZes als maßgebend für die übrigen bezüglich der Feu er bestatt ung 
in Frage kommenden Körperschaften ausdrücklich ror geschrieben werden, nad 
swar allgemein — also aoeb für Gemeinden und Gemeind er er bin de — mit der 
Maßgabe, daß das, was im Kommanalabgabengesetse als Begel vorgeschrieben 
ist, für die Feaerbestattangsanlagea aasnabmsios, and zwar anch dann Platz 
greifen soll, wenn etwa für eine Abweichung besondere Gründe vorliegea 
sollten (vergl. Ansfübrangtanweisong som Kreiskommnnalabgabengesetz Art. 6). 
Hierbei ist za bemerken, daß, wenn auch die Fassang in dem gedachten 8etse 
dm Gesetzes der des § 4 des Kommunalabgaberg'setzes nicht vollständig 
konform ist, doch nach den bei den Berat an gen im Landtage gepflogenen Ver¬ 
handlungen kein Zweifel darüber besteben kann, daß das daselbst gewählte 
Wort „Einrichtung“ nichts anderes bedeutet als „Veranstaltung“, daß somit 
die Gebühren nicht nnr die Verwaltnnge- nnd Unterhaltungskosten der An« 
lagen, sondern anch die Kosten decken sollen, die für die Verzinseng und 
Tilgung des Anlagekapitals anfsnwenden sind. 

Die Aufsichtsbehörde hat ihr besonderes Angenmerk darauf in richten, 
daß die Bemessung der Gebühren in einem dem ßinne dieser Vorschrift ent» 
sprechenden angemessenen Verhältnissen sn den Gesamtkosten der Anlage erfolgt. 

Selbstverständlich kann dies snnäcbst nnr auf dem Wege einer nach 
verständigem Ermessen su bewirkenden Schätzung geschehen, de der Umfang 
der Benutzung der Anlage besondere in der ersten Zeit ibree Bestehens im 
voraus nicht übersehen werden kann, eine nachträgliche rav Ziehung der 
Benutzer nur Deckung eines etwaigen Ausfalls aber naturgemäß ausgeschlossen 
ist. Dagegea ist jo nach dem Ergebnis der gemachten Erfahrungen auf eine 
entsprechende Revision des Gebührentarifa binzuwirken, wobei anch, dem 
Zwecke des Gesetzes entsprechend, mit ins Ange so fassen sein wird, daß 
durch zu niedrige Gebührenbemessnng nicht ein direkter Anreiz geschaffen 
werde, die Feuerbestattung der Erdbestattnng vorsuzieben. Es wird deshalb 
bei der Feststellung oder Revision der Tarife darauf Bedacht za nehmen sein, 
daß die Kosten der Feuerbestattung nicht unter die der Erdbestattnng herab» 
aiaken. 8oweit es hierbei auf eine Vergleichung mit kirchlichen Gebühren- 
sätaen ankommt, wird eine Anhörung der zuatändigen KirehenhehOrde von 
Wert sein. 

In der Gebraucbsordnung ist endlich anch die Führung eines Register! 
durch die Anstaltsverwaltang vorsaschreiben. in welchem außer der laufenden 
Kummer Angaben über Vor- und Zanatnen, Stand, Geburtstag und Geburtsort, 
Todestag nnd Todesort, sowie den letzten Wohnort des Verstorbenen, die 
Todesursache, der Tag der Verbrennung nnd die Nommer des Sarges (s.*Nf 
dieser Anweisung), sowie der Verbleib des Ascbenbebälters enthalten sein 
müssen. Dieses Register muß mit dem von der Ortspolizeibehörde zu führenden 
(s. Nr. 10 dieser Anweisung) übereinstimmen. 

Die Gebrauchsordnung nnd der von der Aufsichtsbehörde genehmigte 
Gebührentarif maß vorliegen, bevor der Betrieb der Feaerbestattangesnlsge 
eröffnet wird. Es wird dieserhslb eine beeondere Verfügung an die betreffende 
Körperschaft vorzubebalten sein. 

Für die Ordnnngsmäßigkeit des Betriebes, für die vorschriftsmäßige 
Einbringung der Asche in den Anfbewabrungsbebälter, sowie für den Verschloß 
des Behälters, soiann auch für die korrekte Begisterfttbrung ist die Ver¬ 
waltung der Anstalt, die behördlichen Charakter haben muß, verantwortlich. 

5. Anträge auf Erteilung der nach § 6 des Gesetzes erforderlichen 
Genehmigung zu einer anderen Verwendung des Grundstücks der Fener- 
bestattnngsanlsge sind besonders sorgfältig so prüfen. Die Genehmigung darf 
insbesondere nicht erteilt werden, wenn nicht naebgewiesen ist, daß für die 
anderweitige ordnungsmäßige Unterbringung der vorhandenen Aachenbehälter 
ia ausreichender Weise grsorgt ist. 

6. Die Vorschrift im § 6 des Gesetzes, wonach die Ascbenreste von 
verbrannten Leichen entweder in der Urnenhalle (Urnengrab) (§ 3 Nr. 4 des 
Gesetzes), oder ln einer anderen behördlich genehmigten Bestvttnngsanlage 
beisusetzen sind, ist eine zwingende. 8ie hat den Zweck, die Ascbenreste 
jeder willkürlicbon Verfügung seitens Privater sn entziehen and zn Verbindern, 
daß über die Ascbenreste in einer Weise verfügt wird, welche einerseits dem 
Empfinden der Pietät widerspricht, anderseits sie anch der Nachprüfung im 
Interesse der Strafrechtspflege zn entziehen geeignet ist. Die Aschenrest« 
■olio» hoatatt nt «ardsa • sie sind also ia einer dem Beatsttnaffabeirriff eat- 
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sprechenden Weise beizusOtien. Dinai ergibt sieb, daß des Anbtdlra Int 
Zimmer oder des Mitnehmen eni Reisen, des Verstreuen der Asche in die Loft 
oder deren Versenken im Wasser unstatthaft ist. Deshalb kenn die Anshändi- 
gong der Aschenroste en die Angehörigen ench nnr snm Zwecke der ordnungs¬ 
mäßigen Bsisetsnng en einem behördlich genehmigten Bestettnngsorte gestattet 
werden. Darüber ist ein glenbhafter Nachweis so erbringen. Gegebenenfalls 
hot die Versendaag darch die Verwaltung der Fenerbestettnngsenlege en die 
Verweltnng der betreffenden Bestettnngsenlege direkt an erfolgen. 

Die Beisetzung muß, wenn sie nicht auf einen Kommnnal- oder kireh* 
lieben Begräbsisplatz erfolgen soll, entweder nn der gem&ß § 4 des Gesetsen 
bet der Fdaerbeztattuagsanl&ge des Verbrennnngsortes bereitsnbnltenden Bel- 
setsnngsenlage (Balle, Grab) oder in derartigen Anlagen bei einer anderen 
Fefterbestattnngsanlage oder aber nnf einem behördlich genehmigten Privat- 
bestattungsplatz bewirkt werden. 

Ob die Beisetsnng von Aschenrosten nnf kirchlichen Erdbestattuags* 
plitsen zulässig ist, richtet sich nach den bestehenden privat* und ldrchen- 
rechtlichen Bestimmongen. 

Mit der weiteren Vorschrift, daß die Aschenroste in einem für jede 
Lolche besonderen, behördlich verschlossenen Behältnis beigesstst werden 
sollen, wird der doppelte Zweck verfolgt: 

a) nm hinsichtlich ihrer Identität eine dauernde Gewißheit zu haben und 

b) nm zn verhindern, daß mit den Aschenrosten irgend eine Veränderung 
vorgenommen wird, die es nicht mehr ermöglicht, einem etwa nn dem 
betreffenden Verstorbenen begangenen Verbrechen auf die 8pur zn kommen. 

Diesem Zwecke werden noch die nachstehenden, in der Gebrauehsordanag 
vorznschreibenden Vorsichtsmaßregeln zn dienen beben: 

a) Die Aschenreste sind nach den Nummern, die gemäß der Vorschrift m 
9 8 Ziffer 2 des Gesetses (Nr. 4 dieser Anweisung) den in den Ver¬ 
brennungsofen an bringenden Särgen auf einem Tonschild anznheften sind, 
streng getrennt so halten, nachdem sie unter Anwendung von nnr für 
diesen Zweck bestimmten nnd zn verwendenden Geräten sorgfältig aas 

■ dem Ofen entfernt worden sind. 

b) Unmittelbar ntch der Abkühlung sind die Aschenroste mit dem Tonsehild 
in einem hinreichend großen, widerstandsfähigen, luft- and wasserdichtem 
Metallhehälter zn sammeln. 

c) Der Deckel des Behälters, der auch mit einem Sobranbeagewinde ver¬ 
sehen sein kann, muß in den unteren Teil dichtscbließend eisgreifen. 
Die Trennfage ist nach Schließung des Deckels zn verlöten. Der Deckel 
ist mit einem vor der Benutzung sicher anfsnlötenden haltbaren Köpfer- 
schild zn versehen, snf welchem in deutlicher vertiefter Schrift — durch 
Einschlagen — nachstehende Angaben ansnbringen sind: Die mit dem' 
Eiuäschemngsregister nnd dem Tonscbiid in der Asche übereinstimmende 
Eioäsnhernngsnummer, Vor* nnd Zunamen, sowie Stsnd des Verstorbenen, 
Ort, Tag nnd Jabr seiner Gebart, Ort, Tag nnd Jahr seines Todes nid 
der Tag der Einäscherung. 

7. a) Die für die Genehmigung snatändlge O'tspolizeibehörda ■ (§ 7 Abs. 1 des 
Gesetzes) ist ds, wo die Ortepolisei nicht nngeteilt von einer Behörde 
verwaltet wird, diejenige Behörde, der die Wahrnehmung der Sicherheits¬ 
polizei übertragen ist. 

b) Die Frage, wer im Sinne des Abs. 2 des | 7 als bestattnsgspfl'cbtig 
anzasehen ist, beantwortet sich ausschließlich nseh den Normen des öffen£ 
liehen Rechts. In der Regel wird bestattnngspfliebtig derjenige sein, ln 
dessen Gewahrsnm sich die Leiche des Verstorbenen befindet — also ln 
den meisten Fällen dessen Angehörige —. 

c) Für die Ausstellung der unter Ziffer 2 daselbst geforderten amtsärztlichen 
Bescheinigung ist derjenige heiratete Arzt zuständig, in dessen Amts¬ 
bezirk sich die L-icbe zur Zeit der Anforderung der Rezcbeisigong befindet. 

d) Die ßoscheinignng der Ortspolizeibehörde gemäß Ziffer 4 daselbst ist bei 
Todesfällen auf Reisen von der Oftspolizeicehörde des 8terbeorte«, nötigen¬ 
falls auch von der des letzten Wohnorts des Verstorbenen, bei Todesfällen 
anf hoher See von dem Sch'ffiföbrer oder dessen Vertreter und von der Polizei¬ 
behörde des Eingangshafens, bei solchen auf Schiffen oder Flößen der Binnen¬ 
schiffahrt von der Polizeibehörde der nächste^ Anlegestelle anssustellen. 

e) Sofern die Voraussetzungen das 6 157 Abs. 1 der Str. Pr. O. vorlieaen. 
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dar! die ortspollzeiliche Genebmigiug der Feuerbestattung nicht erfolgen, 
solange nicht die Genehmigung der Staatsanwaltschaft oder des Amts« 
richte» erteilt ist. 

8. Die nach § 8 des Gesetses erforderliche Leichenschau ist nach Maß- 

S ähe der besonderen Vorschriften in Anlage 2 Torsunehmen. Sie ist auch in 
am Falle Torzanehmen, in dem feststeht, daß der zu Bestattende eines nicht 
natürlichen Todes (Selbstmord, Unglticksfall usw.) gestorben ist, in dem aber 
der Verdacht einer strafbaren Handlang noch nicht aufgetreten und deshalb 
ein Einschreiten des Gerichts auf Grund des § 167 der Str. Fr. 0. nicht für 
erforderlich erachtet worden ist. 

Die Vorschrift im zweiten*Absatz dieses Paragraphen ist so sussulegen, 
daß dem behandelnden Arzte Gelegenheit gegeben werden muß, der Leichen* 
schau und auch der etwa notwendig werdenden Leichenöffnung beizuwohnen; 
falls er auf rechtzeitig ergangene Aufforderung nicht erscheint oder sicht 
erscheinen kann, auch eine für diesen Fall zu fordernde schriftliche Kranken« 

S eacbichte nebst Gutachten über die Todesursache nicht einreicbt, kann die 
escheinigung des beamteten Arztes auch ohne das Gutachten des t ehandelnden 
Arztes ausgestellt werden. 

9. a) Letstwillige Verfügungen (§ 9 Z ff er 1 des Gesetzes), durch die der Ver« 
storbene seine Feuerbestattung angeordnet hat, sind nur zu berück« 
sichtigen, wenn sie ln den gesetzlich Torgeschriebenen Formen — ygl. 
insbesondere §§ 2231 *) ff. d. B. G. B. — errichtet sind. Ihre vorherige 
förmliche Eröffnung durch das Gericht (§§ 2260, 2261 des B. G. B.) ist 
nicht erforderlich. Die OrtspolizeibehOrde hat eine ihr Torgelegte letzt« 
willige Verfügung unverzüglich unter Zurückbehaltung einer beglaubigten 
Abschrift an den Vorleger zurücksugeben. 

Wird die letztwillige Verfügung nicht offen vorgelrgt, sondern nur 
behauptet, daß sie sich in einem verschlossenen vor gelegten Umschläge 
befinde, so ist die Oeffnung des Umschlages abzulebnen, es sei denn, daß 
■der Verstorbene auf dem Umschlag oder sonst die OrtspolizeibehOrde um 
die Oeffoung ersucht hat. In diesem Falle ist der Umschlag zu Offnen und 
mit der Verfügung nach Entnahme der beglaubigten Abschrift oder eines 
beglaubigten Auszuges in einem versiegelten Umschläge zurück zngeben. 

Wer Inhaber d««r elterlichen Gewalt ist, bestimmt sich nach den 
Vorschriften der §§ 1626 bis 1704 des B. G. B. 

10. Die Ortsbehörde des Verbrennungsortes hat über alle von ihr ge« 
aehmlgten Feuerbestattungen, beim Vorhandensein mehrerer Feuerbestattungs« 
anlagen im Bezirke für jede dieser gesondert, ein Register zu führen, daß die« 
selben Angaben zu enthalten hat, wie die Einäscherungsregister bei den Be« 
stattungsanlngen (siehe Nr. 4 dieser Anweisung). 

Das für jedes Kalenderjahr abzaschließende Register ist von Zeit zu Zeit mit 
dem Einäscherungsregister zu vergleichen. Etwa dabei sich ergehende Unstim« 
migkeiten sind, sofern dies nach Lage des Falles ohne Bedenken geschehen kann, 
zu berichtigen, anderenfalls bei der Aufsichtsbehörde zur Sprache za bringen. 

Die der Genehmigung zugrunde liegenden Unterlagen, insbesondere die 
im § 7 des Gesetzes geforderten Naohweise sind aktenmäßig au heften und 
sorgsam aufzubewahren. 

Anlage 1. 

Bescheinigung Aber die vornohriftnmAsnlge Blnsargnng. 

Die Leiche d. am .19 zu. 

verstorbenen (Stand) -.(Vorname) 

(Zuname), geboren den..1 zu.., 

Kreis , Regierungsbezirk , ist heute mittag 

. Uhr in meiner Gegenwart eingesargt worden. 

Die Leiche war bekleidet mit einem Leichenhemd aus . 

(Farbe) (Stoff) und lag auf einem mit . gestopften Kopf¬ 
kissen aus - (Farbe) .- (Stoff), einem Laken ans. 

(Farbe) .(Stoff) und war zugedeckt mit einer Decke aus 

(Farbe) (Stoff). 


> ) 9 2231 d. B. G. B. bestimmt, daß ein Testament (letztwillige Ver¬ 
fügung) errichtet werden kann, „darch eine von dem Eri * >tsse« unter Angabe 
des Ortes und Tages eigenhändig und unterschriebene F “ 
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Der Sarg bestand aas hols oder.mm starkem Zink« 

bleck, war weder lackiert noch gestrichen, hatte keine Beschlige oder Ver¬ 
zierungen aas Metall and war cm lang, . cm breit and 

..cm hoch. 

Der Sargbaden war bederkt mit einer. cm hohen 8chicht von 

Sägespänen, Hobelspänen, Holzwolle (das Nicbzatreffende ist za darchstreichen). 

Der Sarg ist in meiner Gegenwart geschlossen and von mir mit einer 
Plombe, die folgendes Zeichen trägt , versehen worden. 

.., den . . 19.. 

Der amtlich bestellte Leichenschaaer. 

(Diese Bescheinigaog kann nach von einem Arzte ausgestellt werden.) 

Anlage 2. 

Yorsohrlften für die Ausführung der Amtlichen Leichenschau 

zwecke Feuerbestattung. 

I* Allgemeine Bestimm nngen. 

§ 1. Die ärztliche Besichtigung (Leichenschau) menschlicher Leichen, 
welche der Feuerbestattung übergeben werden sollen, ist von dem zuständigen 
beamteten Arzte vorzanehmen, welcher nach die amtsärztliche Bescheinigung 
über die Todesursache auszastellen hat. 

§ 2. Als beamteter Arzt im Sinne des Gesetzes, betreffend die Feuer* 
bestättang, vom 14. September 1911 gilt dort, wo ein besonderer Gerichtsarzt 
angestellt ist, dieser, soast der nls Gerichtsarzt tätige Kreisarzt. 

War der zuständige beamtete Arzt zugleich der behandelnde Arzt in 
der dem Tode unmitelbar voraufgegangenen Krankheit, so ist die Leichon* 
schau von einem anderen beamteten Arzte vorzanehmen. 

§ 8. War der Verstorbene in der dem Tode unmittelbar voraafgegangenen 
Krankheit ärztlich behandelt worden, so ist der betreffende Arzt zu der 
Leichenschau zazuziehen. 

§ 4. Die Leichenschau soll sobald als möglich nach dem Tode vorge¬ 
nommen werden. Die amtsärztliche Bescheinigung Uber die Todesursache muß 
auch genauen Aufschluß darüber geben, in welcher Weise der Tod fest gestellt 
worden ist. 

§ 6. Die Leichenschau hat in einem hinreichend hellen Baume stattzu- 
finden; ihre Vorname bei künstlichem Licht ist unzulässig. 

Für völlige Entkleidung und angemessene Lagerung der Leiche and für 
Entfernung störender Umgebung muß gesorgt werden. 

§ 6. Bei allen mit der Leiche vorzunehmenden Bewegungen, nament¬ 
lich bet ihrer Ueberführuag von einer Stelle zur anderen, ist sorgfältig darauf 
zu achten, daß kein zu starker Drack auf einzelne Teile ansgeübt, und daß 
die H»rizontaliage der größeren Höhlen und die durch die Leichenstarre be¬ 
dingte Stellung der Gliedmaßen nicht erheblich verändert werde. 

II. Verfahren bei der Leichenschau. 

§ 7. Bei der Besichtigung der Leiche hat der beamtete Arzt überall 
den Hauptzweck der Leichenschau — Verhütung dar Verschleierung euer 
strafbaren Handlang, durch die der Tod herbeigeführt worden — im Auge au 
behalten und alles, was diesem Zwecke dient, genau und vollständig za 
untersuchen. 

Darcb eingehende Befragung der Angehörigen und des behandelnden 
Arztes hat er sich eia genaues Bild über den Verlauf der dem Tode unmittelbar 
voraafgegangenen Krankheit und über die Umstande, unter denen der Tod 
erfolgt ist, zu verschaflVn. 

Ist der Toi plötzlich oder nach einer auffallend kurzen Krankheit er¬ 
folgt, so hat der beamtete Arzt, soweit tunlich, vor der Leichenschau den Ort, 
wo die Laiche gefunden wurde bezw. der Tod erfolgte, ia Augenschein za 
nehmen, die Lige und Stellang, ia der sich die Leiche befand, zu ermitteln 
und die Kleidungsstücke, die der Verstorbene bei seiner Auffindung trug, za 
besichtigen. 

t? 8. Zunächst sind etwa vorhandene Besudelungen der Leiche mit 
B it, K>\ E ;er, Sihmr.s mi derg eicht», geg jbeienfails nach Entnabmo 
nur Frooe behufs Untersuchung mtt der Lupe oder dem Mikroskop, abiu- 
asehen. 










Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


179 


§ 9. Behufs Feststellung 

1. der Identität der Leiche sind Alter, Geschlecht, Größe, Körperbau, 
allgemeiner Ernährungszustand und etwaige besondere Kennzeichen, wie 
sogenannte Fußgeschwttre, Narben, Mäler, Tätowierungen, Debersahl oder 
Mangel an Gliedmaßen, aozugeben; 

2. des eingetretenen Todes siod die Zeichen derselben und diejenigen 
der etwa schon eingetretenen Verwesung zu ermitteln und anzugeben. 
An- oder Abwesenheit der Muskelstarre, allgemeine Hamfarbe der Leiche, 
Art und Grad etwaiger Färbungen und Verfärbungen einzelner Teiie durch 
die Verwesung sowie Farbe, Art und Ausdehnung der Totenflecke; 

3. der Todesursache ist, soweit dies bei der bloßen Besichtigung der 
Leiche möglich ist, dasjenige Organ zu untersuchen, das nach der Angabe 
der Angehörigen und des behandelnden Arztes Sitz der tödlichen (Krank¬ 
heit gewesen ist; 

4. ob der Tod durch eine strafbare Handlung herbeigeführt 
worden, ist die Leiche auf Zeichen eineB gewaltsamen Todes, einer Ver¬ 
giftung oder des Verhungerns zu untersuchen. 

§ 10. Von gewaltsamen Todesarten kommen namentlich in 
Betracht: 

1. Ersticken durch Einführung fremder Gegenstände in Mund oder Nase; 

2. Erhänge n (Strangmarken), Erdrosseln (Orosselmatken) oder Er¬ 
würgen (Fingereindrttcke, Kratzwunden); 

3. Ein Wirkungen stumpfer, scharler oder spitzer Instru¬ 
mente oder Gewalten (Qietschungen, Wunden, Blasen und dergl.) 
an Kopf, Hals, Brust, Unterleib, äußeren Geschlechtsteilen, Rückei fläche 
und Gliedern, die daraufhin der Reihe nach sorgfältig zu betrachten sind. 

Etwa vorhandene Verletzungen sind nach Gestalt, Lage und Richtung 
mit Beziehung auf feste Pnnkte des Körpers sowie nach Länge und Breite in 
Metermaß anzugeben. Bei Wunden ist ferner die Beschaffenheit ihrer Ränder 
und deren Umgebung festzustellen. Bei Schußwunden ist besonders auf Polver- 
einsprengung und Versengung von Härchen zu achten. Dies gilt auch in Fällen 
von Verbrühung oder von Verbrennung durch die Flamme. 

§ 11. Iasbesondere ist zu achten auf 

1. eine ungewöhnliche Färbung der Haut, namentlich der Totenflecke (hell¬ 
kirschrot bei Blausäurevergiftung, dankelkirschrot bei Kohlenoxyd Ver¬ 
giftung, gelb bei Phosphorvergiftung, graubraun bei Vergiftung durch 
chlorsaures Kali oder andere mctbämoglobinbildende Gifte); 

2. Verfärbungen und Aetsaogen der Mund- und Lippenschleimbaut sowie der 
Haut zunächst den Mundwinkeln (Karbolsäure, Kresole, Lysol, Laugen 
und Säuren); 

3. Farbe, Geruch und Reaktion einer etwa aus Mund oder Nase sich er¬ 
gießenden Flüssigkeit sowie auf einen auffälligen, der Leiche ent¬ 
strömenden Geruch. 

III. Abfassung der amtsärztlichen Bescheinigung Aber die Todesursache. 

§ 12. Das Ergebnis der amtsärztlichen Besichtigung muß von dem 
beamteten Arzt in der Bescheinigung kurz, deutlich und unter tunlichster 
Vermeidung fremder Ausdrücke angegeben werden. 

Er.w*ige für die Beurteilung wichtige Angaben von Angehörigen über 
die dem Tode unmittelbar voraufgegangene Krankheit und das Gutachten des 
behandelnden Arztes über die Todesursache sind in die Bescheinigung auf¬ 
zunehmen. 

Die Bescheinigung hat in jedem Falle die Identität der Leiche, die 
Feststellung des Todes, die Todesursache und die Frage der verbrecherischen 
Veranlagung zu berücksichtigen. Da r Du f—^eiwa^ F iT f fwi t Swwsfrw^ cr u Bbtitni 

§ 13. Erscheint es auf Grund der angestellten Ermittelungen und der 
Leichenschau zweifelsfrei, daß eine natürliche Todesursache vorliegt, so wird 
diese amtsärztlich bescheinigt unter Hinzufügung der Erklärung, „daß ein 
Verdacht, der Tod sei durch eine strafbare Handlang herbeigefühlt worden, 
sich nicht ergeben hat“. 

§ 14. Dt die Todesursache nicht aufgefanden worden oder besteht 
irgend ein Zweifel, ob ein natürlicher Tod voiliegt, besteht namentlich in dieser 
Hinsicht eine aaseinandergohende Meinang zwischen den beiden beteiligten 

Aerzhen. so ist. snfnrn nnf Her fIVnorhpstatf.nncr hpstandpn wird, die nnlizeiliehe 
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LeicheüOffaaag vorzanehmen, nach wenn die gerichtliche Leichenöffnung nicht 
für erforderlich erachtet worden ist. 

Ist durch die Leichenöffnung der Verdacht, der Tod sei durch eine 
strafbare Handlung herbeigeführt, hinweggeräumt, so hat der beamtete Arst 
die Bescheinigung au erteilen. _ 

Ausstellung von Leichenpässen fttr Beförderung von Leichen ansser- 
Ib Preussens. Erlaß des Ministers des Innern Tom 29. 8ep- 
tember 1911 — IId. Nr. 2209 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Im Anschluß an die uaterm heutigen Tage erlassene Anweisung sur 
Ausführung des Gesetzes betreffend die Feuerbestattung Tom 14. September 
d. J. (G.-8. 8. 193) bestimme ich hierdurch in Abänderung des Bunderlasses 
Tom 23. September 1888 — M. d. Inn. II 8649, M. d. g. u. M.-A. M. 7822 — 
(Hin.-Bl. f. d. i. Verw. 8. 184), daß die Erteilung Ton Leichenpässen lür die 
Beförderung Ton Leichen im lalande verstorbener Personen außerhalb Preußens 
nur erfolgen darf, wenn die Bescheinigung des beamteten Arztes über die 
Todesursache eine Erklärung nicht nur darüber enthält, daß seiner Ueberseu* 
gung nsch der Beförderung der Leiche gesundheitliche Bedenken nicht ent- 

S egenstehen (Abs. 2 des vorerwähnten Randerlasses), sondern auch darüber, 
aß bei der von ihm in Gemäßheit des § 8 des genannten Gesetses und der 
Hr. 8 der AusftthrungsanWeisung dazu bewirkten Leichenschau ein Verdacht, 
der Tod sei durch eine strafbare Handlung herbeigeführt worden, sich nicht 
ergeben hat. Außerdem ist als Bedingung fttr die Ausstellung des Leichen* 
passes die Beibringung einer der Ziffer 4 des § 7 jenes Gesetzes entsprechende 
Bescheinigung der Ortspolizeibehörde des Sterbeorts, bei Leichen von Personen, 
die auf der Reise verstorben sind, nötigenfalls auch der des letzten Wohnorts 
des Verstorbenen erforderlich. 

Eaer Hochgeboren (Hochwohlgeboren) ersuche Ich ergebenst, die nach* 
geordneten Behörden, insbesondere die mit der Ausstellung von Leichenpässen 
betrauten Behörden ihres Bezirks mit Anweisung dahin zu versehen, daß die 
vorstehende Bestimmung strengstens beachtet wird. 

Dieser Erlaß ist gleichzeitig mit der Ausftthrungsanweisung zu ver¬ 
öffentlichen. _ 

Verhütung der Weiterverbreitung von übertragbaren Krankheiten 
durch Gemeindeschwestern. Verfügung des Regierungspräsidenten 
in Minden vom 9. Juni 1911. 

Nach den angestellten Ermittelungen erscheint die Annahme des Kreis¬ 
arztes berechtigt, daß die Weiterverbreitung der Diphtherieerkrankungen in 
H. infolge ungenügender Absonderung der in der Kleinkinderschule woh¬ 
nenden Gemeindeschwester begünstigt worden ist. 

Um eine solche Verbreitung zu verhüten, muß grundsätzlich daran 
festgehalten werden, daß die Wohnung von Gemeindeschwestern, falls sie in 
Kielnkinderschulen untergebracht sind, so gelegen ist, daß die Gemeinde¬ 
schwester von der Schulschwester und den die Schule besuchenden Kindern 
ausreichend abgesondert werden kann, falls sie ansteckende Kranke pflegt, 
was im allgemeinen gesundheitlichen Interesse dringend erwünscht i»t. 

Bei Neu- und Umbauten muß daher darauf Rücksicht genommen werden, 
daß durch Anlage besonderer Zagänge usw. im Bedarfsfalls eine vollständige 
Trennung der Schwestern ermöglicht werden kann. Desgleichen müssen die 
Gemeindeschwestern immer wieder darauf aufmerksam gemacht werden, daß 
sie die für das berufsmäßige Pflegepersonal vorgeschriebenen Vorsichtsmaß¬ 
regeln, namentlich in besag auf die Desinfektion ihres Körpers, ihrer Wäsche 
und Kleidung genau beachten und bei derartigen Pflegen möglichst waschbare 
Ueberkleider tragen, die sie beim Verlassen der Wohnung des Kranken ab» 
legen und dort abgesondert verwahren lassen. 

Ist bei vorhandenen Kleinkinderschulen die Durchführung einer solchen 
Abronderung der Gemeindeschwestern nicht möglich, so ist für ihre anderweite 
geeignete Unterbringung, wenigstens solange sie die Pflege von ansteckenden 
Kranken übernommen haben, zu sorgen. 


Redaktion: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Bap m und, Reg.- u. Med.-Rat in Minden i. W, 

f 0. 0. Brans, Htraofl.81ekß. «. Fftretl. 8oh-L, Hofbaokdmokerel In Mlndca. 
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Rechtsprechung. 

Der Angeschuldigte hat keinen Anspruch darauf, dass bei seiner 
Freisprechung die Kosten den Anselgenden wegen grundloser Anselge 
auferlegt werden. Urteil deB preuß. ärztlichen Ehrengerichts 
vom 8. Mai 1911. 

Zwar kann das Ehrengericht nach § 46 Abs. 5 des Gesetzes vom 25. No* 
vember 1899 und 27. Juli 1904 die Kosten des Verfahrens dem Anzeigenden 
auferlegen, wenn die Anzeige als eine auf grober Fahrlässigkeit bombende 
erachtet werden maß. Das Gesetz gibt durch diese dem § 501 der Straf* 
Prozeßordnung nachgebildete Bestimmung dem Ehrengericht die Möglichkeit, 
leichtfertige oder böswillige Denunzianten zu treffen. Es gibt aber nicht dom 
Angeschuldigten einen Anspruch auf die Anwendung dieser Bestimmung durch 
das Ehrengericht. Der von Strafe und Kosten freigesprochene Angeschuldigte 
kann das die Kosten der Kasse der Aerztekammer auferlcgonde Urteil nicht 
mit der Beratung deshalb anfechten, weil die Kosten nicht dem Anzeigenden 
auferlegt seien. Solcher Berufang fehlt die gesetzliche Grundlage. 


Das Küssen einer Patientin seitens des Amtes ln seinem Sprach* 
zlmmer. Urteil des preuß. ärtlichen Ehrengerichtshofes vom 

8. Mai 1911. 

Die Aussage der Zeugin F. ist durchaas glaubwürdig. Sie bekundet, 
daß der Angeschuidigte sie, als sie sich bei einer Untersuchnng im Stuhl auf¬ 
richtete, zarückgeworfen und geküßt und ihr dann Verschwiegenheit zur Pflicht 
gemacht hat. Die auf der Aussage dieser Zcagin ruhenden Feststellungen 
werden unterstützt durch das der Zeugin von der Polizeibehörde, von ihrer 
Matter and vom Dr. B., der das Mädchen und ihre Familie seit Jahren kennt, 
ausgestellte gute Leumundszeugnis, sowie ferner dadurch, daß der Ange¬ 
schuldigte selbst nicht direkt bostreitet, das Mädchen geküßt zu haben. Er 
hat vielmehr selbst die Möglichkeit zugegeben mit dem Zusatz „die Herren 
vom Ehrengericht, auch nicht der Oberpräsident, ist vom Kuß in Ehren eines 
hübschen Mädchens gestorben !* Die Ausführungen des Angeschuldigten über 
den Körperbau des Mädchens sind zur Sache unerheblich, da ihm weitergehende 
Angriffe als das Küssen nicht znr Last gelegt sind. 

Die Verteidigung des Angeschuldigten läßt bedauerlicherweise erkennen, 1 ) 
daß er sich kaum noch bewußt ist, wie schwer sich ein Arzt verfehlt, der sich 
gegen ein im Vertrauen auf die Würde des ärztlichen Berufes Bat und Hilfe 
Bnchendes Mädchen verfehlt. Dazu handelte es sich um ein kaum dem Kindes- 
alter entwachsenes Mädchen. Die schwerste Ehrenstrafe war der Schwere der 
Verfehlung des Angeschuldigten angemessen (Entziehung des Wahlrechts für 
2 Wahlperioden) und ihre Verschärfung durch eine empfindliche Geldstrafe 
(300 Mk.) angebracht, da der Angeschuldigte bereits zweimal mit Verweis und 
Geldstrafe bestraft ist. 

’) In der Berufungsschrift hatte der Angeschuldigte ausgeführt, abge- 
gesehen von einer Beihe nicht zur Sache gehöriger Bemerkungen, das Mädchen 
sei anormal gebaut und ein unsittlicher Angriff sei ausgeschlossen. Die ganze 
Anklage sei lediglich ein Akt der Verfolgung seitens der ihm feindlich ge¬ 
sinnten Aerzte in C . . . . 
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Verletzung der Kelleglalltltspflleht durch den Torwurf des Bruchei 
eines unter Ehrenwort gegebenen Versprechens. Urteil des preufi. 
ärztlichen Ehrengerichtshof es vom 8. Mai 1911. 

Dem ehrengerichtlichen Verfahren liegt der Eröffnungsbeschluß vom 
10. November 1909 zugrunde, demzufolge dem Angeschuldigten zur Last gelegt 
wird, in der öffentlichen Sektionsversammlung des Leiziger Verbandes zu Sch. 
am 15. September 1907 behauptet zu haben, daß der praktische Arzt Dr. Sch. 
ln Angelegenheit der Sperre der Arztstelle in Br. sich ihm gegenüber ehren - 
wörtlich verpflichtet habe, die Sperre zu halten, sein Ehrenwort aber 
gebrochen habe, während er diese Beschuldigung, daß das Versprechen des 
Dr. Sch. ein ohrenwOrtliches gewesen sei, bei seiner eidlichen Vernehmung 
vor dem Amtsgericht in B .... am 12. Februar 1908 nicht aufrecht erhalten 
konnte. 

Der Ehrengerichtshof ist auf Grund des vorliegenden Tatbestandes da¬ 
von Überzeugt, daß der Angeschuldigte von der Richtigkeit des gegen Dr. Sch. 
erhobenen Vorwurfes des Wortbruches fest durchdrungen war. Er hat sich 
ferner auch davon überzeugt, daß der Angeschuldigte aus durchaus uneigen¬ 
nützigen und ehrenwerten Motiven gehandelt hat. Der Ehrengerichtshof hat 
aber nicht verkennen können, daß der An geschuldigte in der Wahl seiner 
Worte zu weit gegangen ist. Der Angeschuldigte zwar stellt den zur Unter¬ 
suchung stehenden Vorgang bo dar, als habe er nur den ihm aus der Ver¬ 
sammlung heraus gemachten Zuruf, „dann habe Dr. Sch. ja sein Ehrenwort 
gebrochen“, bedingt bestätigt. Auf Grund der Beweisaufnahme hat indessen 
festgestellt werden müssen, daß der Angeschuldigte sich hier irrt. Mögen die 
Zeugenaussagen im übrigen, wie es bei dem erregten Verlauf der Versammlung 
erklärlich ist, wenig sicher und nicht ohne Widersprüche sein, so ergeben doch 
zwei ganz bestimmt gehaltene und beeidete Aussagen der einwandsfreien Zeugen 
Dr. L. und Dr. St., daß Angeschuldigter erklärt hat, Dr. Sch. habe sich ihm 
ehrenwörtlich verpflichtet und habe sein Ehrenwort gebrochen. Mag 
man nun auch die Unverbrüchlichkeit eines Manneswortes noch so hoch ein¬ 
schätzen, so wiegt doch der Vorwnrf des Bruchs eines unter Ehrenwort, d. h. 
unter ausdrücklicher Verpfändung des höchsten Mannesguts gegebenen Ver¬ 
sprechens noch ungleich schwerer als der Vorwurf des Wortbruchs schlechthin. 
Wenn der Angeschuldigte nicht ganz sicher wußte, daß Dr. Sch. ihm sein 
Ehrenwort verpfändet hatte, so durfte er keinesfalls so weit gehen, gegen den 
Dr. Sch. den schwerwiegenden Vorwurf des Ehrenwortbruches zu erheben. 
Und das umsomehr, als Dr. Sch. nicht anwesend und zur augenblicklichen 
Verteidigung gegen eine so schwere Anklage nicht in der Lage war. Auch 
bei der an sich ehrenwerten Verteidigung der wirtschaftlichen Existenz eines 
Kollegen, deren Gefährdung den Angeschuldigten tief bewegte, durfte er nicht 
die Ehre des anderen Kollegen durch Wahl eines weitergehenden Wortes ver¬ 
letzen, als es nach seiner eigenen Kenntnis des Tatbestandes gerechtfertigt 
war. Das Urteil des Ehrengerichts mußte deshalb bestehen bleiben. 

Anderseits hat der Gerichtshof keinen Anlaß gefunden, der auf Er¬ 
höhung des Strafmaßes abzielenden Berufung des Vertreters der Anklage 
stattzugeben. Mit Rücksicht auf die ehrenhaften Motive des Angeschuldigten 
und im Hinblick darauf, daß er sich in der verzeihlichen Erregung des Augen¬ 
blicks zu der bedauerlichen über das Ziel hinausschießenden Aeußerung hat 
verleiten lassen, war die vom Ehrengericht festgesetzte mildeste 8trafe der 
Warnung angemessen und ausreichend. 


Inwieweit macht sich ein Arzt durch Fernbehandlung ehren¬ 
gerichtlich strafbar! Urteil des preuß. ärztlichen Ehrengerichts¬ 
hofes vom 8. Mai 1911. 

Mit dem Vorderrichter hat der Ehrengerichtshof aus dem zugunsten der 
Angeschuldigten ergangenen Einstellungsbeschlusse des Ehrengerichts vom 
20. Dezember 1907 und aus der Vorschrift des § 29 Abs. 3 des Ehrengerichts 
gesetzes keine Bedenhen gegen die Bestrafung der Angeschuldigten entnehmen 
können. Jener Beschluß behandelte nur den Einzeltall und der Ehrengerichts¬ 
hof ist mit dem Ehrengericht der Ansicht, daß der Arzt allerdings in verein¬ 
zelten Fällen ausnahmsweise in der Lage sein kann, eine Verordnung für einen 
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Kranken in treffen, nach ohne ihn gesehen na haben. VoUstindlg ändert sieh 
aber das Bild, wenn sich ergibt, daß ein Arzt eine solche Fernbehan01ung ln 
aasgedehntem Maße gewohnheitsmäßig betreibt. Wenn das Ehrengericht 
erkennen maßte, daß die Angeschaldigten dies taten, so lagen neue Tatsachen 
vor, die eine neae ehrengerichtliche Würdigung erforderten. Der von der 
Verteidigung geltend gemachte Einwand einer Verletzung des § 29 Abs. 8 war 
daher als nnbegr&ndet zurückzuweisen. 

Wenn man das Ergebnis der Beweisaufnahme übersieht, so springt zu¬ 
nächst ins Auge, daß die Art und Weise der von den Angeschuldigten be¬ 
triebenen Berufstätigkeit die Bcharfe und übereinstimmende Verurteilung der 
anderen Aerzte des Bezirks hat erfahren müssen. Nach den Aussagen des 
Kreisarztes Dr. B., des Dr. D., des Dr. B. und des Dr. E. ist es die von den 
Aerzten in P. allgemein geteilte Ansicht, daß die Angeschaldigten in einem 
Maße die Fernbehandlung ausüben, die über die Grenzen des Erlaubten weit 
hinausgeht. Das Urteil ihrer Kollegen ging dahin, daß sie schwere Fälle, bei 
denen für jeden gewissenhaften Arzt die Behandlung ohne eigene Untersuchung 
ausgeschlossen sein mußte, aus der Entfernung behandelt und daß sie, was 
besonders bezeichnend ist, die Leute an eine derartige Ausübung des ärztlichen 
Berufs so gewöhnt haben, daß diese, wie Dr. D. bekundet hat, auch zu ihm 
mit dem Urin des Kranken kommen und an ihn das Ansinnen stellen, nach der 
Urinuntersuchung Verordnungen zu geben. Die Leute sagen dabei ausdrück¬ 
lich, das Dr. B. das auch so mache. 

Solches für die Angeschuldigten schwer belastende Urteil aus Kollegen¬ 
kreisen wird bestätigt und im einzelnen ergänzt durch die übereinstimmenden 
eidlichen Aussagen einer großen Beihe von Zeugen, die mit dem Urin Kranker 
zu den Angeschaldigten kamen und mit dem Bezept wieder heimgingen. In 
fast eintöniger Uebereinstimmung, aber mit großer Anschaulichkeit schildern 
sie alle den gleichen Vorgang. Die Angeschuldigten untersuchen den Urin, 
fragen hier und da den ihren Bat nachsuchenden Angehörigen des Kranken 
nach dem Krankheitsbild und geben dann die Verordnung. Dies ergeben die 
im einzelnen in bezug genommenen Aussagen der Zeugen S., M., D., H., J., 
K., E., B., H., H., W., N. Die Aussagen liefern den überzeugenden Beweis, 
daß die Angeschaldigten nicht in Einzelfällen die Fernbehandlung ausübten. 
Die Bewohnerschaft einer ganzen Gegend wußte und nutzte es aus, daß sie 
BOlche Behandlung gewohnheitsmäßig und aller Art von Krankheiten gegen¬ 
über ausilbten und zwar in einer Art und Weise, die vom wissenschaftlich 
ernst denkenden Arzt unmöglich irgendwie gerechtfertigt und als gewissenhaft 
bezeichnet werden kann in Fällen auch, in denen eine gewissenhafte Diagnose 
aus der Urinuntersuchung unmöglich gegeben werden konnte. Besonders be¬ 
zeichnend ist in dieser Beziehung der vom Zeugen K. bekundete Fall. Der 
Zeuge berichtete dem Angeschuldigten Dr. D., daß seine zwei Jahre alte 
Tochter hinterrücks von der Bank gefallen sei, das Bewußtsein verloren-habe 
und über Schmerzen am Hinterkopf klage. Der Angeschnldigte gibt ihm 
Medizin, wiederholt die Verordnung noch zweimal in derselben Woche und am 
Schluß der Woche stirbt das von ihm gehandelte“ Kind, das er niemals ge¬ 
sehen hat. Daß ein solcher Fall von jedem, auch nur mit einiger Gewissen¬ 
haftigkeit seinen verantwortungsvollen Beruf ausübenden Arzt auf das Ernsteste 
verurteilt werden muß, sollte weiterer Ausführung nicht bedürfen. 

Die Art und Weise, in welcher die Angeschuldigten den ärztlichen 
Beruf ausgettbt haben, stellt eine schwere Herabwürdigung dieses Berufs dar, 
dessen ernste Verantwortung sie verkennen. Sie gefährdete die Patienten, die 
von dem laienhaften Vertrauen ihrer Angehörigen in die Hand solcher Aerzte 
gegeben wurden, und sie enthielt schließlich auch eine ernste Gefährdung der 
öffentlichen Gesundheitspflege und damit, über den Kreis der gläubigen Pa¬ 
tienten hinaus, eine Bedrohung der Allgemeinheit, insbesondere im Falle an¬ 
steckender Krankheiten. Die vom Ehrengericht gegen die Angeschuldigten 
festgesetzte Strafe (300 bezw. 100 Mk.) ist daher durchaus angemessen. 


Ein Arzt, der Untersuchungen für Lebensversicherungen lnter einer 
,,Kampftaxe“ vernimmt, verstSsst gegen die Pflichten seines Standes. 
Urteil des preuß. ärztlichen Ehrengerichts vom 9. Mai 1911. 
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Der Ehrengericbtsbof hat zwar die Verteidigung des Angeschnldigten 1 ), 
er habe in völliger Unkenntnis des Streits der Aerzteschaft mit den Lebens¬ 
versicherungen gehandelt, nicht geglaubt and hat es bedauert, daß der 
Angescbuldigte seine Verteidigung in zweiter Instanz aaf einer derartig un¬ 
wahrscheinlichen Behauptung aufgebaut hat. Der Ehrengericbtshof mißbilligt 
es stach, daß der Angeschuldigte es für angemessen hält, allen kollegialen 
Beziehungen zu entsagen und sich mit einer befremdenden Grundsätzlichkeit 
außerhalb aller gemeinsamen Interessen und Bestrebungen seines Standes zu 
stellen, sogar einen bewußten Gegensatz zu ihnen zu betonen. Anderseits 
genügt aber dieser Mangel an kollegialem Sinn, den des Angeschuldigten Ver¬ 
halten erkennen läßt, noch nicht zu seiner ehrengerichtlichen Verurteilung. 
Denn der Angeschuldigte war, eben weil er weder Mitglied eines der in Breslau 
bestehenden Aerztevereine noch des Leipziger wirtschaftlichen Verbandes war, 
zur Forderung des von den organisierten Aerzten beanspruchten besonders 
erhöhten Honorarsatzes nicht verpflichtet. Sein Honorar verlangen unter¬ 
bot nicht den gewöhnlichen ortsüblichen Satz, auch nicht die Grenzen der 
Medizinaltaxe und war an sich, wie auch das Ehrengericht zugibt, nicht standes¬ 
unwürdig. Der Angeschuldigte hat sich auch in den einzelnen Orten auf die 
Erledigung der übernommenen Untersuchungen für Lebensversicherungszwecke 
beschränkt und Sprechstunden nicht abgehalten. Er hat in die Praxis der 
ortsansässigen Aerzte nicht eingegriffen, sondern lediglich die eine ärztliche 
Verrichtung ausgeführt, welche die ortsansässigen Aerzte zum üblichen Satz 
nicht ausftthren wollten. Seine ehrengerichtliche Verurteilung im Rahmen des 
Eröffnungsbeschlusses war daher nicht zu begründen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Königreich Preuawen. 

Untersuchung der bei Bahnbauten von Privatunternehmern beschif- 
tlgten Arbeiter« Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
— VI D. 12972 — vom 28. August 1911 an die Königlichen Elsenbahn¬ 
direktionen. 

Im allgemeinen gesundheitspolizeilichen Interesse, insbesondere zur Ver¬ 
hütung der Einschleppung von Seuchen ist es geboten, daß auch die bei Bahn¬ 
kanten von Privatunternehmern beschäftigten Arbeiter, nameniich die aus 
verseuchten Ländern zureisenden, einer ärztlichen Untersuchung unterzogen 
werden. 

Die Königlichen Eisenbabndirektionen werden daher angewiesen, die 
Unternehmer auf Grund der Bestimmung in § 14, Abs. 2 der „Allgemeinen 
Vertragsbestimmungen für die Ausführung von Erd- pp. Arbeiten bezw. für die 
Ausführung von Staatsbauten“ (E.-V.-Bl. 1899 8.412 und S. 431), wonach sie 
gehalten sind, den zur Sicherung der Gesundheit der Arbeiter getroffenen An¬ 
ordnungen nachzukommen, zu verpflichten, auf ihre Kosten alle neu einzu¬ 
stellenden Arbeiter ärztlich dahin untersuchen zu lassen, ob sie im allgemeinen 
gesund, insbesondere frei von ansteckenden Krankheiten sind. Nur diejenigen 
Arbeiter sind zur Beschäftigung zuzulassen, die keine Gefahr der Ansteckung 
anderer Arbeiter bedeuten, lieber die erfolgte ärztliche Untersuchung haben 
die Unternehmer sich ärztliche Bescheinigungen ausstellen zu lassen, die aul¬ 
zubewahren und den Organen der Eisonbahnverwaltung auf Verlangen zur 


') Der Augeschuldigte hatte nach Feststellung des Ehrengerichts im 
Dezember 19u3 außerhalb seines Wohnortes . . nämlich in N . . als Arzt 
im Umherziehen an urteu, in denen Aerzte vorhanden und bereit waren, ärzt¬ 
liche Untersuchungen vorzunehmen, Untersuchungen für Lebensversicherungen 
zu einem geringeren Satze vorgenommen, als er von den ansässigen Aerzten 
beansprucht wurde, und zwar ohne vertraglich zu diesen Untersuchungen ver- 
ptl ichtet zu sein, und lediglich in der Absicht, sich selbst pekuniäre Vorteile 
auf Kosten der ansässigen Berufsgenossen zu verschaffen. 
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Einsicht yorzulegen sind. Die bauleitenden Beamten sind anzuweisen, die 
Beachtung der getroffenen Anordnung zu überwachen. 

Falls sich Anstände hei der Durchführung dieser Anordnung ergeben 
sollten, Ist zu berichten. 


Bekämpfung des Alkoholismissbrauchs und seiner Folgen. Erlaß 
des Ministers des Innern vom 5-September 1911 — M.1914 — 
an die Herren Regierungspräsidenten. 

Es ist mir von Interesse, über die Fortschritte unterrichtet zu werden, 
die bezüglich der Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs und seiner Folgen im 
dortigen Verwaltungsbezirk während der letzten Jahre gemacht worden sind. 
Demgemäß ersnehe ich ergebenst, zum 1. Januar 1912 mir eine znsammen- 
fassende Darstellung aller im dortigen Bezirk wirksamen entsprechenden Be* 
Strebungen einzureichen. Besonders zu berücksichtigen bitte ich dabei die 
Erfahrungen, die sich bei der Handhabung des Schankkonzessionswesens 
ergeben haben, die Polizeiverordnungen, die zur Einschränkung des Alkohol* 
mfißbrauchs erlassen worden sind, die Unternehmungen zur Einführung alkohol¬ 
freier Wirtschaften und zum Ansschank nicht alkoholischer Getränke, sowie 
zur Verabfolgung alkoholfreier Erfrischungen an Arbeiter in industriellen 
Werken* Ferner ist eingehend zu erörtern die Tätigkeit alkoholgegnerischer 
Vereine nach Ort, Zahl, Umfaog und Wirkung, die Errichtung von Trinker¬ 
fürsorgestellen, von TrinkerheilBtätten (unterhaltende Stelle, Einrichtung, 
Größe, Besuch, Erfolg nnd dessen Feststellung) und die Handhabung der 
sonstigen Maßnahmen zur Heilung Trunksüchtiger und zum Schutze ihrer 
Familien. Auch sind die Bemühungen zur Aufklärung des Vollkes über die 
Schädlichkeit des übermäßigen Alkoholgenusses (Belehrungen durch Vorträge, 
Flugblätter, im Schulunterricht usw.) darzulegen und schließlich die Beob¬ 
achtungen anzugeben, nach denen sich der Qesamterfolg der bisherigen Be¬ 
strebungen ermessen läßt. 


Genehmigung der Prämien für Wiederbelebungsversuche au staatlich 
anerkannte Krankenpflegerinnen. Erlaß des Ministers des Innern vom 
Jy 7. Oktober 1911 — M. 7220 — an sämtliche Herren Regierungspräsi* 
7 denten. 

Zu den Medizinalpersonen im Sinne der Erlasse vom 2. Februar 1821 
— M. d. g. A. 264, M. d. I. 199 — und 9. Juli 1898 — M. d. g. A. M. 2438, 
M. d. I. C. 5826 —, welche bei Wiederbelebungsversuchen Anspruch auf eine 
höhere Prämie haben, sind auch diejenigen Krankenschwestern, die als solche 
staatlich anerkannt sind, zu rechnen. 


Naehweisung der in Preussen im Jahre 1910 amtlich gemeldeten 
Fälle an übertragbaren Krankheiten. Erlaß des Ministers des Innern 
vom 9. Oktober 1911 — M. 12 412 — an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Euer Hochwohlgeboren (Hochgeboren) übersende ich in der Anlage er¬ 
gebenst eine Nachweisung der in Preußen im Jahre 1910 amtlich gemeldeten 
Fälle von übertragbaren Krankheiten, zu&ammengestellt auf Grund der mir 
eingereichten berichtigten Jahresnachweisungen, zur gefälligen Kenntnisnahme. 
In der Nachweisung sind auch die Zahlen der Todesfälle an den einzelnen 
Krankhtiten nach den standesamtlichen Sterbekarten verzeichnet. 

Wenngleich die Zahl der polizeilich gemeldeten Todesfälle bei der 
meisten Krankheiten nicht mehr ganz so weit hinter diesen Zahlen zurück¬ 
bleibt wie in den Vorjahren, so ist der Unterschied doch noch sehr erheblich, 
so daß es notwendig sein dürfte, die Beteiligten erneut darauf hinzuweisen, 
daß die Todesfälle an Übertragbaren Krankheiten auch dann anzuzeigen sind, 
wenn die Erkrankung bereits angezeigt wurde. 
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Rechtsprechung. 

S Polizei Verordnungen, doreh die das Ankündigen nicht freigegebener 
Arzneimittel verboten werden, sind rechtsgültig } Dorman gehört in 
solchen Heilmitteln. Urteil des preaß. Kammergenchts (I. Sir.-S.) 
Tom 12. Oktober 1910. 

Die in Betracht kommende Polizeiverordnung steht nicht mit der Ge¬ 
werbeordnung in Widersprach, Bie fl ade t ihre Grandlage in § 6 des Polizei- 
verwaltangsgesetzes, darch den der Polizei die Sorge lür Leben and Gesund¬ 
heit ttbertrngen ist. Darch die Ankündigung yon Heilmitteln, deren Verkaaf 
beschränkt ist, könoea aber Personen gesundheitlichen Nachteil erfahren, indem 
sie nicht rehtzeitig die Hälfe eines tüchtigen Arztes in Ansprach nehmen. 


/ Die öffentliche Anktlndigang eines Mittels Hegt auch dann vor, 
wenn in der Ankündigung zunächst auf eine za erteilende Auskunft hin¬ 
gewiesen and in dieser dann ein Mittel angegeben wird 1 ); der Hinweis 
wird damit tatsächlich za einem Bestandteil der Ankündigung. 

Luptnapalrer (ausgezeichnetes Mittel gegen Magenbesohwerden nsw., 
bestehend aas Pepsin, Condarango-Extrakt, Menthol, Milchzucker, Weizen¬ 
stärke usw.) ist ein Heilmittel im Sinne der Kalserl. Verordnung vom 
22. Oktober 1901, seine Anktlndigang Ist demnach in den Bezirken verboten, 
ln denen das öffentliche Ankündigen und Anpreisen der dem Verkehr 
nicht überlassenen Arzneimittel untersagt Ist. Urteil des pveaß. 
Kammergerichts (II. Str.-S.) vom 2. November 1911. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Prenssen. 

/ Fakrkosten bet Dienstreisen mit Kraftwagen. Allgemeine Ver¬ 
fügung des Staatsministeriams vom 3. Oktober 1911. 

Auf Grand des § 4 des Gesetzes, betreffend die Beisekosten der Staats¬ 
beamten, vom 26. Jali 1910 (Gesetzsnmml. S. 150) wird folgendes bestimmt: 

Aaf Dienstreisen, die mit Kraftwagen ansgeftthrt werden, fladen die 
Vorschriften des Beisekostengesetzes vom 26. Jali 1910 and der Ansfttbrangs- 
bestimmangen vom 24. September 1910 mit folgender Maßgabe Anwendung: 

§ 1. Hat ein Beamter eine Strecke mit einem Kraftwagen zurückgelegt, 
so werden ihm anf Antrag an Stelle der bestimmungsmäßigen Fahr kosten die 
notwendigen Aaslagen erstattet, wenn 

1. die Benutzung eines anderen Verkehrsmittels nicht möglich war oder 

2. infolge der Benntznng des Kraftwagens die gesamten BeiaekoBten 
sich ermäßigen oder 

3. ein zwingendes dienstliches Interesse, i inbesondere wegen des 
Zweckes der Beise oder der besonderen Dringlichkeit des Falles, die Fahrt 
mit dem Kraftwagen geboten erscheinen läßt oder 

4. wenn in sonstigen Fällen wichtige dienstliche Gründe die Benntznng 
des Kraftwagens ausnahmsweise rechtfertigen — insbesondere, wenn dadurch 

*) In einer Berliaer Zeitung war folgendes Inserat erschienen: Magen- 
verdaunnga- and Stahlbeschwerden kann man sich selbst heilen. Auskunft 
gibt kostenlos gern an Jedermann Krankenschwester Maria-Wiesbaden. Nach 
der gerichtssoiiig erfolgten Feststellung batte dann jeder ein bektograpbiertes 
Schreiben erhalten, in dem Lupinapulvcr empfohlen warde; einigen Personen war 
aach eine Broschüre d tlbor zageschickt. Fdr die Zasondang hatte die An¬ 
geklagte eine Ent- ig von den Herstellern erbalten. 
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eine zweckmäßige Zusammenlegung mehrerer Eeisen ermöglicht wird _ oder 
Uebernachtungen vermieden werden oder eine sonstige erhebliche, im dienst* 
liehen Interesse liegende Zeitersparnis erzielt wird — nnd eine unverh&ltnis- 
mäßige Verteuerung der Reise nicht eintritt. 

Der Antrag ist in der Reisekostenrechnung kurz zu begründen, eine 
Belegung der Auslagen ist nicht erforderlich. Falls die Dienstreise eine Um- 
zugsreise ist, gehören zu den zu erstattenden Auslagen nicht solche Kosten, 
die im Regelfall als Dmsugskosten anzusehen sind. 

Liegen die Voraussetzungen des Absatz 1 nicht vor, so erhält der Be¬ 
amte Fahikosten nach den bestimmungsmäßigen Kilometersitzen. 

§ 2. Die Bestimmung im § 8 Absatz 4 der AuslQhrungsbestimmuagen 
Tom 24. September 1910 gilt nicht in den Fällen des § 1 Absatz 1 dieser 
Verfügung. 

§ 3. Als Kraftwagen im Sinne dieser Verfügung gelten auch Krafträder. 


^ Festsetzung von Pauschrergütungen, für Dienstreisen nach nahe 
gelegenen Orten. Allgemeine Verfügung des Staatsministeriums 
vom 13. Oktober 1911. 

Auf Qrund des § 9 des Gesetzes, betreffend die Reisekosten der Staats« 
beamten, vom 26. Juli 1910 (Gesetzsamml. S. 150) wird folgendes bestimmt: 

§ 1. Für Dienstreisen nach nahe gelegenen Orten und zurück, die mit 
der Eisenbahn, der Kleinbahn oder dem Schiff ausgeführt werden und an dem¬ 
selben Tage angetreten und beendet werden können, werden an Stelle der in 
dem Reisekostengesetz Tom 26. Juli 1910 und den Ausführungsbestimmungen 
Tom 24. September 1910 vorgesehenen Reisekosten die im § 2 festgesetzten 
Pauschvergütungen gewährt. 

Ais nahe gelegen im Sinne dieser Verfügung gilt ein Ort, wenn die bei 
einer Berechnung der Fahrkosten maßgebende Entfernung zwischen ihm und 
dem Wohnort (bei Reisen, die am Orlaubsort angetreten und beendet werden, 
zwischen ihm und dem Drlaubsort) nicht mehr als 30 km beträgt und wenn 
zwischen beiden Orten ein Vorort-, Stadt-, Ring- oder Straßenbahnvetkebr be¬ 
steht oder in sonstiger Weise mit den im AbB. 1 genannten Verkehrsmitteln 
täglich von 6 Uhr Morgens ab in jeder der beiden Reiserichtungen eine min¬ 
destens achtmalige fahrplanmäßige Verbindung vorhanden ist. Werden auf 
einer Reise mehrere Gescbättsorte berührt, so gelten sie als nahe gelegen, 
wenn jeder einzelne Geschäftsort von dem Wohnort (Urlaubsort) wenigstens 
in einer Reiserichtung nicht mehr als 30 km entfernt liegt und wenn zwischen 
den einzelnen Orten in beiden Reiserichtungen die im vorstehenden Satz an¬ 
gegebenen günstigen Verkehrsverbindungen bestehen. 

Die Paaschvergütung nach § 2 wird auch gewährt, wenn die Dienst¬ 
geschälte an einem nahegelegenen Orte nicht an einem Tage beendet weiden 
und der täglichen Rückkehr des Beamten nichts entgegensteht. 

§ 2. Es erhalten die im § 1 des Reisekostengesetzes genannten 
Beamten: 


unter 


I 

II 

III 

IV 


16 M., 

, 

12 „ 
11 . 


unter V 

„ VI 

„ VII 


8 M., 

p» 

' * 
f6 . 
\ö 


Die Pauschvergütung der Beamten unter I bis IV erhöht sich um 2 M., 
wenn für die ganze Strecke der Fahrpreis für die erste Eisenbahnwagenklasse 
bezahlt ist, die der Beamten unter V bis VI um 1 M., wenn für die ganze 
Strecke der Fahrpreis für die zweite Eisenbahnwagenklasse oder die erste 
Schiffskiasse bezahlt ist. 

Sind dem Beamten auf der ganzen Strecke die von ihm benutzten Ver¬ 
kehrsmittel (§ 1 Abs. 1) unentgeltlich zur Verfügung gestellt worden, so be¬ 
trägt die Paaschvergütung: 

‘ ' " - bei V . . . 7.00 M., 

» VI . . . 6.00 „ 

ß 00 „ 

.. .. • * \4,00 . 

Uebersteigen die in den vorstehenden Absätzen festgesetzten Ptnschver- 
gütungen diejenigen Beträge, welche den Beamten nach den sonst aDznwenden* 
den Vorschriften zustehen würden, so erhalten sie nur die geringeren Beträge. 
. § 3. -Die im § 2 Abs. 1 bezeichnetea Pauschvergütungen werden auch 


bei 

I . . 

. 14 50 11., 

» 

II . . 

. 12 50 , 

ff 

III . . 

. 10.50 „ 

ff 

IV . . 

• 9,50 „ 


VII 
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gewährt, wenn der Beamte die Eisenbahn, die Kleinbahn oder das Schiff nicht 
benutzt hat. Hat aber der Beamte dabei statt der Eisenbahn, der Kleinbahn 
oder des Schiffes ein unentgeltlich gestelltes Verkehrsmittel benutzt, dessen 
Kosten aas staatlichen Kassen bestritten werden, so erhält er die im §2 Abs. 2 
bezeichnete Pausch Vergütung. 

§ 4. Auslagen des Beamten für die Beförderung von Akten, Karten, 
Geräten usw., deren er zur Erledigung des Dienstgeschäftes bedarf, sowie 
8chnellzugszaschläge werden gesondert erstattet. 

Hat der Beamte auf der Dienstreise höhere Beträge aufwenden müssen, 
als die Pauschvergütung beträgt, so werden ihm die Mehrauslagen bis zur 
Hohe der Vergütung, welche nach den sonst anzuwendenden Vorschriften zu 
gewähren wäre, erstattet. Der Beamte hat zu diesem Zwecke seine Auslagen 
nach den einzelnen Arten summarisch geordnet anzugeben; eine Belegung ist 
nicht erforderlich. 

§ 5. Diese Verfügung gilt nicht für Beisen, für welche an Stelle der 
in dem Reisekostengesetz und den Ausführungsbestimmungen vom 24. Sep¬ 
tember 1910 vorgesehenen Vergütungen gemäß § 17 oder § 8 Abs. 2 Satz 1 
oder § 9 des Reisekostengesetzes anderweitige Beträge in anderer als der ln 
dieser Verfügung vorgesehenen Weise festgesetzt sind oder festgesetzt werden. 

§ 6 . Diese Verfügung gilt nicht für Reisen, die zum Zweck der Er¬ 
ledigung von Dienstgeschäften im Ausland ganz oder teilweise außerhalb des 
Reichsgebiets ausgeführt werden._ 

/ Die Gebühren für die Prüfung der Ausrüstung von Knuffahrtel- 
schiffen mit Arznei- u«w. Mitteln brauchen von den vollbesoldeten 
Kreisärzten nicht an die Staatskasse abgeführt werden. Erlaß des 
Ministers des Innern — M. 2807 — vom 7. November 1911 an 
sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Nachdem die Prüfung der Ausrüstung von Kauffahrteischiffen mit Arznei- 
und anderen Hilfsmitteln sowie mit Lebensmitteln zur Krankenpflege (§ 15 
der Bekanntmachung vom 8. Juli 1905 — R. G. Bl. S. 568) durch den Erlaß 
vom 29. April 1911 — M. 3168 — unter die vertrauensärztliche Tätigkeit der 
Kreisärzte eingereiht worden ist, für die die Gebühren auch den vollbesoldeten 
Kreisärzten verbleiben, hat der Erlaß vom 31. Dezember 1910 (M. 2871II) seine 
Geltung verloren. 


/ Mitführung von Chemikalien durch die Desinfektoren bei Elsenbahn- 
Tahrton. Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 
14. Oktober 1911 — M 12516 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Der gewerbetechnische Beirat des Reichs-Eisenbahn-Amts hat sich 
gutachtlich dahin geänßert, daß gegen die Beförderung der von den amtlichen 
Desinfektoren mitgeführten Reinigungsmittel (Ammoniak, Formalin und Spiritus) 
in den Personenwagen im Interesse der Sicherheit des Eisenbahnverkehrs keine 
Bedenken beständen, wenn die in dem beiliegenden Bericht des Landrats des 
Saalkreises vom 8. Februar d. J. erwähnten Mengen (insgesamt 9 kg) nicht 
überschritten und die Chemikalien in der dort beschriebenen Wehe verpackt 
würden. 

Hiernach und im Hinblick auf das vorliegende öffentliche Interesse will 
ich ira Einverständnis mit dem Reichs-Eisenbahn-Amt auf Grund des § 2 
Abs. 2 der Eisenbahn-Verkebrsordnung genehmigen, daß die Mitnahme der 
fraglichen Stoffe in die Personenwagen zugelassen wird. 

Die Königlichen Eisenbahndirektionen sind mit Weisung versehen. 


Verlegung von Apotheken. Erlaß des Ministers des Innern 
M 7361 — vom 7. Oktober 1911 an die Herren Oberpräsidenten. 

Der Apothekerkammer-Ausschuß hat an mich die Bitte gerichtet, es 
möchten bei der Verlegung von Apotheken die Besitzer der Apotheken, die 
durch die in Aussicht genommene verluderte Lage betroffen werden, mit ihren 
etwaigen Widersprüchen ebenso gehört, werden, wie es nach dem Erlasse vom 
13. Juli 1840 (Min.-Bl. f. d. L V. 8.310) bei Neuanlagen von Apotheken vor¬ 
geschrieben ist. Da dnrch Verlegung von Apotheken unter Umständen 
wesentliche Verschiebungen der Absatzgebiete der Apotheken herbeigefübrt 
werden können, so ersuche ick Ew. pp. ergebenst, soweit dies nickt sckou 
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bisher geschehen ist, gefälligst die Bestimmung des vorerwähnten Erlasses in 
Anwendung zu bringen, wenn es sich um die Verlegung von Apotheken in 
nahe benachbarten Orten oder in Orten mit mehreren Apotheken handelt. 


B. Groesherzogtum Baden. 

Beruftpfllchten der Zahnärzte. Verordnung des Ministeriums 
des Innern vom 29. Juni 1911. 

Aul Grund des § 134 des Polizeistrafgesetzbuchs wird verordnet: 

Die Zahnärzte sind verpflichtet: 

1. neben der durch die §§ 3 und 4 der Vollzugsverordnung zur Ge¬ 
werbeordnung vom 23. Dezember 1883 vorgeschriebenen Anmeldung des Be¬ 
ginns ihrer Berufstätigkeit bei der Ortspolizeibehörde auch dem Bezirksarzt 
unter Vorlage der Approbationsurkunde schriftliche Anzeige von ihrer Nieder¬ 
lassung zu erstatten; 

2. von jeder Verlegung ihrer Niederlassung sowie von der Einstellung 
der Ausübung der Zahnheilkunde den Bezirksarzt des bisherigen Wohnortes 
in Kenntnis zu setzen; 

3. der OrtBpolizeibebörde die ihnen bei Ausübung ihres Berufes bekannt 
werdenden gewaltsamen Todesfälle, lebensgefährlichen Körperverletzungen, 
Vergiftungen, Verbrechen und Vergehen wider das Leben mitzuteilen; 

4. über die Behandlung einet Verletzten, dessen Verwundung den Gegen¬ 
stand einer gerichtlichen Untersuchung bildet, nach Vorschrift der Dienst¬ 
anweisung für Gerichtsärzte vom 4. Januar 1883 §§ 47, 48 ein Tagebuch zu 
führen und dem Gerichtsarzte vorzulegen, sowie diesen von eintretenden ge¬ 
fährlichen Verschlimmerungen zu benachrichtigen; 

5. der Abgabe von Arzneimitteln, abgesehen von dringenden Fällen oder 
besonderer staatlicher Erlaubnis, Bich zu enthalten. 


C. Grossherzogtum Hessen, 

Vorschriften über die staatliche Prüfung von Wochenpllfgerinnen. 
Bekanntmachung des Ministeriums des Innernvom 4. Au g. 1911. 

Die nachstehenden von uns erlassenen Vorschriften über die staatliche 
Prüfung von Wochenpflegerinnen im Großherzogtum werden hierdurch zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht. 

Vorschriften über die staatliche Prüfung von 
Wochenpflegerinnen. 

§ 1. Prüfungen von Wochenpflegerinnen Anden unter nachfolgenden 
Bestimmungen statt. 

§ 2. Prüfungen werden in den beiden staatlichen Hebammenlehranstalten 
Gießen und Mainz abgehalten. 

Die Prüfungskommission besteht ans dem Direktor der Hebammenlehr¬ 
anstalt als Vorsitzenden, dem Kreisarzt oder dessen Stellvertreter und, sofern 
für den Unterricht in der Wochenpflegerinnenschule ein besonderer Lehrer 
bestellt iBt, aus diesem. 

§ 3. Prüfungen finden nach Bedarf, und zwar in der Hegel am Ende 
eines Wochenpflegerinnen.Lehrgangs siatt. 

§ 4. Zaiassungsgesuche sind bei dem Direktor der Hebammenlebranstalt, 
an der die Prüfang abgelegt werden soll, unter Beischluß der erforderlichen 
Nachweise (§ 5) einzureichen. 

Bewerberinnen, deren Gesuche später als drei Wochen vor dem Beginn 
des in der „Darmstädter Zeitung“ bekannt zu gebenden Prüfungstermins ein- 
gehen, haben keinen Anspruch auf Berücksichtigung. 

§ 5. Dem ZaUssungsgesuch sind beiznftigen: 

1. der Nachweis der Vollendung des 21. Lebensjahres, 

2. ein behördliches Leumundszeugnis; sollte die Bewerberin unehelich 
geboren haben, so ist dies ausdrücklich anzugeben, 

3. das Zeugnis über eine erfolgreich zum Abschluß gebrachte Volka¬ 
schulbildung oder über eine gleichwertige Bildung, 

4. der selbst verfaßte und eigenhändig geschriebene Lebenslauf, 

5. ein kreisärztliches Zeugnis über geistige und körperliche Tauglich¬ 
keit zum Wochenpflflgeberuf; darin ist zugleich zu bescheinigen, daß die Be¬ 
werberin nicht an körperlichen Fehlern oder Krankheiten leidet, die aie au 
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der Aastthang des Wochenpflegeberttfs hindern oder die zu pflegenden Per* 
sonen schädigen könnten, 

6. der Nnchwei8 einer mindestens dreimonatigen erfolgreichen Teilnahme 
an einem zusammenhängenden Lehrgang in einer der in § 2 genannten 
Anstalten, 

7. der Nachweis Aber die Wiederimpfang innerhalb des letzten Jahres. 

Der Nachweis unter Ziffer 6 ist darch das schriftliche Zeugnis des Arztes 

zu erbringen, der den Unterricht im Wochenpflegerinnen-Lehrgang geleitet hat. 

Der Vorsitzende der Prüfungskommission entscheidet über die Zulassung. 

§ 6. Weibliche Krankenpflegepersonen, die im Besitz eines auf Grund 
des Bandesratsbeschlussfls vom 22. März 1906 erteilten Ausweises sind (vergl. 
Bekanntmachung Tom 22. Februar 1908, Reg.-Bl. S. 47), können ausnahmsweise 
schon auf den Nachweis einer mindestens sechswöchigen Teilnahme an dem 
in § 6 Abs. 1 Ziff. 6 vorgeschriebenen Lehrgang zur Prüfung zugelassen werden. 

Ueber die Zulassung entscheidet die Prüfungskommission. 

§ 7. Ausnahmsweise können Personen auch ohne den -in § 5 Abs. 1 
Ziffer 6 geforderten Nachweis zur Prüfung zugelassen werden, wenn sie den 
Nachweis einer mindestens gleichwertigen Ausbildung in der Wochenpflege 
erbringen und im übrigen die in § 5 Abs. 1 Ziffer 1 bis 6 und 7 geforderten 
Zulassungsbedingungen erfüllen. 

Ueber die Zalassung entscheidet die Abteilung für öffentliche Gesund¬ 
heitspflege des Ministeriums des Innern auf Antrag der Prüfungskommission. 

§ 8. Die im Anschluß an einen Lehrgang (§ 5 Abs. 1 Ziffer 6) ab¬ 
gelegte Prüfung ist für dessen Teilnehmer gebührenfrei. 

In allen anderen Fällen ist für die Prüfung, ausschließlich der Kosten 
für Verpflegung (g 11 Abs. 2), eine Gebühr von 10 Mark vor Beginn der 
Prüfung zu entrichten. 

Wer von der Prüfung spätestens zwei Tage vor ihrem Beginn zurück- 
tritt, erhält die bereits entrichteten Prüfungsgebühren zurückerstattet. 

§ 9. Die Ladung der Prüflinge wird von dem Vorsitzenden der 
Prüfungskommission verfügt. Sie soll spätestens acht Tage vor Beginn der 
Prüfung erfolgen. Zugleich mit der Ladung wird der Bewerberin ein Abdruck 
der Prüfungsvorschriften mit der Aufforderung zugeBtellt, sich am Tage vor 
der Prüfung bei dem Direktor der Hebammenlehranstalt (§ 2) zu melden, um 
die Pflege einer Wöchnerin und eines Säuglings, sowie eine Nachtwache zu 
übernehmen. 

§ 10. Zn einem Prüfungstermin werden in der Regel nicht mehr als 
zehn Prüflinge zugelassen. 

§ 11. Der Vorsitzende hat dafür Sorge zu tragen, daß die nötigen 
Prüfungsräume und sachlichen Hilfsmittel bereitgeh alten und die für die prak¬ 
tische Prüfung sich eignenden Wochenbettfälle und Säuglinge ausgesucht werden. 

Der Prüfling tritt für die Dauer der Prüfung in die Verpflegung der 
Hebammenlehranstalt; die Entschädigung hierfür ist an die AnBtaltsverwaltung 
zu entrichten. 

§ 12. Die Prüfang zerfällt in einen mündlichen und in einen praktischen 
Teil; jener wird in der Regel zuerst abgehalten. 

§ 13. Der Vorsitzende leitet die Prüfang und verteilt die Prttfungs- 
gegenstände (§ 14) unter die Prüfenden. 

Die praktische Prüfung wird von dem Direktor der Hebammenlehranstalt 
oder von dem für den Unterricht in der Wochenpflegerinnenscbule etwa be¬ 
sonders bestellten Lehrer in Gegenwart des Kreisarztes abgehalten. 

9 14. Die mündliche Prüfang erstreckt sich auf folgende Gegenstände: 

1. Bau und Verrichtungen des menschlichen KörperB. 

2. Allgemeine Lehre von den Erkrankungen und ihren Erscheinungen, be¬ 
sonders Fieber und Pols, Ansteckung, Wnndkrankheiten, Asepsis und Antiseptik. 

3. Einrichtungen in Gebär- und Wochenbetträumen: den Anforderungen 
der Gesundheitslehre entsprechende Herricbtung und Ausstattung des Wochen¬ 
zimmers, Lüftung, Beleuchtung, Heizung, Wasserversorgung, Beseitigung der 
Abgänge. 

4. Wöchnerinwartung: insbesondere Reinlichkeitspflege, Versorgung mit 
Wäsche, Lagerang und Umbetten der Wöchnerin, Wöchnerintransport, 
Badepflege. 

6. Wöchnerinernährung: Zubereitung und Darreichung der gewöhnlichen 
Wöchnerinspeisen und -getränke. 
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6. Wöchnerinbeobachtang: Wöchnerinbericht an den Arzt, Ausführung 
ärztlicher Verordnungen, Bericht über das Befinden des Säuglings (Nabel, 
Haut, Wundsein, Nahrungsaufnahme, Stuhl* und Urinentleerung, Fieber usw.). 

7. Hilfeleistung bei Untersuchung und Behandlung, namentlich bei der 
Wandbehandlung der Wöchnerin und des Säuglings, Hilfeleistung bei Ope- 
rationen, sowie bei der Betäubung, Vorbereitung des Verbandmaterials und 
der Instrumente. 

8. Hilfeleistung bei plötzlich auftretenden Leiden und Beschwerden, bei 
gefahrdrohenden Erankheitserscheinuugen, bei Unglttcksfällen (Blutstillung, 
künstliche Atmung) und Vergiftungen, Grenzen der Hilfeleistungen. 

9. Pflege bei ansteckenden Krankheiten der Wöchnerin nnd des Säug¬ 
lings, Verhütung der Uebertragung von Krankheitskeimen auf andere Personen, 
Desinfektionslehre. 

10. Zeichen des eingetretenen Todes, Behandlung der Leiche. 

11. Gesetzliche und sonstige Bestimmungen, soweit sie die Wochen¬ 
pflegetätigkeit berühren. 

12. Verpflichtung der Wochenbettpflegerin in bezug auf allgemeines 
Verhalten gegenüber der Wöchnerin und deren Angehörigen, sowie gegenüber 
den Aerzten, Geistlichen, Hebammen und Mitpflegerinnen, Berücksichtigung 
des Seelenzustandes der Wöchnerin, Verschwiegenheit. 

13. Die wichtigsten Grundsätze der Säuglingspflege. 

§ 15. In der praktischen Prüfung wird jedem Prüfling hei der Meldung 
in der Hebammenlehranstalt die selbständige Pflege einer Wöchnerin uni 
eines Säuglings einschließlich einer Nachtwache bis zum Mittag des nächsten 
Tages übertragen. Die Ausführung dieser Aufgabe erfolgt unter Aufsicht des 
für die Wöchnerin verantwortlichen Arztes und Pflegepersonals. 

Es ist darauf zu achtes, daß dem Prüfling die zur Erholung erforder¬ 
liche Zeit freigelasBen wird. 

Die wichtigeren Vorkommnisse während der Pflege hat der Prüfling 
kurz schriftlich zu vermerken. 

In der praktischen Prüfung sollen die Prüflinge ihre Kenntnisse in der 
Ausführung ärztlicher Verordnungen, in der Badepflege und Desinfektion, 
sowie gegebenenfalls in der Hilfeleistung bei Operationen und bei der Betäubung 
praktisch dartun. 

§ 16. Das Ergebnis der Prüfang wird für jede Geprüfte in einer 
Niederschrift vermerkt, die von den Mitgliedern der Prüfungskommission zu 
unterzeichnen ist. 

§ 17. Jeder Prüfende faßt sein Urteil über die Kenntnisse und Fertig¬ 
keiten der Geprüften zusammen unter ausschließlicher Verwendung der 
Zensuren „sehr gut* (1), „gut“ (2), „genügend* (3), „ungenügend* (4), 
„schlecht* (5). 

Hat der Prüfling von einem Prüfenden die Zensur „schlecht* oder von 
zwei Prüfenden die Zensur „ungenügend“ erhalten, so gilt die Prüfung als 
nicht bestanden. 

Im übrigen hat der Vorsitzende am Schluß der Prüfang die Zensuren 
zasemmenrechnen und die Gesamtzensur durch Teilung mit der Anzahl der 
Prüfenden zu ermitteln. Ergeben sich hierbei Bruchteile, so entscheidet das 
Ergebnis der uraktischen Prüfang. 

§ 18. Tritt ein Prüfling ohne eine nach dem Urteil der Prüfungs¬ 
kommission genügende Entschuldigung im Lauf der Prüfung zurück, so hat 
er sie vollständig zu wiederholen. 

Die nicht bestandene oder ohne Entschuldigung nicht vollendete Prüfung 
kann nicht öfter als zweimal und frühestens nach drei Monaten, spätestens 
nach drei Jahren wiederholt werden. Sie maß bei derjenigen Prüfungs¬ 
kommission stattfinden, bei der die frühere Prüfang begonnen ist. 

Aussnahmen können von der Abteilung für öffentliche Gesundheitspflege 
des Ministeriums des Innern aus besonderen Gründen gestattet werden. 

§ 19. Der Prüfling wird, falls er die Prüfang nicht bestanden hat, 
vom Vorsitzenden davon benachrichtigt und erhalt auf seinen Antrag die ein- 
gereichten Zeugnisse zurück, nachdem auf dem Zeugnis über die Teilnahme 
an einem Wocbenpflegelehrgang (ß 5 Abs. 1 Ziffer 6) ein Vermerk über den 
\nsfall der Prüfung gemacht worden ist. 

Wenn die Prüfang bestanden ist, reicht der Vorsitzende die Prüfungs¬ 
handlang unter Beifügung der Gesamtzensur an die Abteilung für öffent- 
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liehe Gesundheitspflege des Ministeriums des Innern zur staatlichen Anerkennung 
der Wochenpflegerin ein. 

Im Fall der Anerkennung wird ein Ausweis nach Master A erteilt 

§ 20. Personen, die schon vor dem Inkrafttreten dieser Prttfungsvor- 
schriften an einem Wochenpflegelehrgang von ausreichender Dauer teilge¬ 
nommen haben and durch das Zeugnis des zuständigen beamteten Arztes oder 
des Leiters einer Entbindungsanstalt oder einer vom Staat anerkannten geist¬ 
lichen oder weltlichen Wochenpflegegenossenschaft nach weisen, daß sie 
mindestens drei Jahre lang als Privat wochenpflegerinnen oder im Anstalts¬ 
oder Gemeindedienst Wochenpflege in befriedigender Weise ausgeflbt haben, 
kann die staatliche Anerkennung ohne vorherige Prüfung erteilt werden. In 
Ausnahmefällen, besonders bei Angehörigen solcher geistlichen oder weltlichen 
WoehenpflegegenosBenschaften, die ihren Angehörigen schon bisher eine sorg¬ 
fältige, zum Teil über die gegenwärtigen Vorschriften hinausgehende Aus¬ 
bildung erteilt haben, kann schon eine zweijährige Tätigkeit als ausreichend 
anerkannt werden. 

Auf Vorschlag der Prüfungskommission kann, wenn besonders dringende 
Gründe vorliegen, ausnahmsweise auch der Nachweis des Besuchs' eines 
Wocbenpflegelehrgangs erlassen werden. 

Anträge auf Grund der Absätze 1 und 2 sind bei der Abteilung für 
öffentliche Gesundheitspflege des Ministeriums des Innern einzareichen. Die 
Anerkennung setzt voraus, daß der Antrag von einer gutachtlich über diesen 
gehörten Prüfungskommission befürwortet wird. 

§ 21. Hebammenschülerinnen, die nach dem Inkrafttreten dieser Prtt- 
fungsvorschriften in einer der in § 2 genannten Anstalten ausgebiidet sind, 
kann die staatliche Anerkennung als Wochenpflegerin auf Antrag der Anstalts- 
direktion durch die Abteilung für öffentliche Gesundheitspflege des Ministeriums 
des Innern ohne weiteres erteilt werden. 

§ 22. In den Fällen der §§ 20 und 21 ist ein Ausweis nach Master B 
za erteilen. 

23. Die staatliche Anerkennung als Wochenpflegerin kann von der zu 
deren Erteilung zuständigen Behörde zurückgenommen werden, wenn Tatsachen 
vorliegen, die den Mangel derjenigen Eigenschaften dartun, die für die Aus¬ 
übung des Wochenpflegeberufs erforderlich sind, oder wenn die Wochenpflegerin 
den in Ausübung der staatlichen Aufsicht erlassenen Vorschriften beharrlich 
zuwiderhandelt. 

Munter A. 


Ausweis für staatlich anerkannte Wochenpflegerinnen. 


.aus.. welche 

vor der staatlichen Prüfungskommission in.die Prüfung 

für Wochenpflagerinnen mit der Gesamtzensur.bestanden 


hat und die zur Ausübung des Wochenpflegeberufs erforderlichen Eigenschaften 
besitzt, erhält hiermit die Bescheinigung, daß sie staatlich als Wochenpflegerin 
anerkannt ist. 

Für den Fall, daß Tatsachen bekannt werden, welche den Mangel der¬ 
jenigen Eigenschaften dartun, die zur Ausübung des Wochenpflegeberufs 
erforderlich sind, oder wenn die Wochenpflegerin den in Ausübung der staat¬ 
lichen Aufsicht erlassenen Vorschriften beharrlich zuwiderhandelt, bleibt die 
Zurücknahme dieser Anerkennung Vorbehalten. 

Darmstadt, den.19 . . 


Dienststempel. 


Großherzogliches Ministerium des Innern, 
Abteilung für öffentliche Gesundheitspflege. 


Muster B. 


Ausweis für staatlich anerkannte Wochenpflegerinnen. 

.aus.. welche 

den Nachweis der Ausbildung in der Wochenpflege erbracht hat und die zur 
Ausübung des Wochenpflegeberufs erforderlichen Eigenschaften besitzt, erhält 
hiermit die Bescheinigung, daß sie staatlich als Wochenpflegerin anerkannt ist. 

Für den Fall, daß Tatsachen bekannt werden, welche den Mangel der¬ 
jenigen Eigenschaften dartan, die zur Ausübung des Wochenpflegeberufs 
erforderlich sind, oder wenn die Wochenpflegerin den in Ausübung der Staat- 
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liehen Aufsicht erlassenen Vorschriften beharrlich sawiderhandelt, bleibt die 
Zurücknahme der Anerkennung Vorbehalten. 

Darmstadt, den.19 . . 

niuatofamnai Großherzogliches Ministerium des Innern, 

uienststempei. Abteilung für Öffentliche Gesundheitspflege. 


D. Freie Hansestadt Hamburg. 

Schlussdesinfektion bei Diphtherie nnd Scharlach. Beschluß des 
Medizinalamts vom 1. September 1911. 

In Hamburg ist die (Schluß*) Desinfektion bei Diphtherie und Scharlach 
vorgeschrieben, sobald und soweit sie vom zuständigen Medizinalbeamten für 
erforderlich erachtet wird. (Verordnung des Senats vom 9. Juni 189.-*). Dabei 
müßte also, streng genommen, jeder einzelne Fall von dem zuständigen 
Medizinalbeamten auf die Notwendigkeit der Desinfektion geprüft werden. 
Tatsächlich geschieht das nicht. Es wurde im Jani 1899 angeordnet, daß in 
allen Fällen von Diphtherie und Scharlach zu desinfizieren ist und zwar mit 
der Maßgabe: 

1. „daß in allen diesen Fällen die Desinfektion ohne weiteres auszu- 
führen ist, sobald die Haushalts Vorstände resp. deren Stellvertreter derselben 
zustimmen 

2. „daß in allen Fällen, bei welchen die Haushaltungsvorstände resp. 
deren Stellvertreter Widerspruch erheben, vorgängig beim Medizinalrat 
angefragt wird, ob er ,die generelle Anordnung auch lür den speziellen Fall 
aufrecht erhält.“ 

Auf Grund der im Mai 1910 eingeführten Verpflichtung der Aerzte znr 
sofortigen Meldung der Infektions fälle und der zugleich damit vorgeschriebenen 
ausführlichen Mitteilungen von Einzelheiten bei diesen Fällen hält das Medi¬ 
zinalkollegium jetzt eine andere Unterscheidung als die obige für angezeigt. 

Das Medizinalkollegium hat folgendes beschlossen: 

1. In einer Auswahl von Fällen, in denen das Medizinalamt auf Grund 
der ärztlichen Meldungen eine besondere Untersuchung durch seine Beamten 
für erforderlicb hält (Häufung von Fällen in einzelnen Familien, Häusern, 
Anstalten, Schulepidemien, Nahrungsmittelhandel u. dgl.), wird die Desinfektion 
vom Medizinalamt angeordnet werden; 

2. in allen Fällen, in denen Scharlach und Diphtheriekranke in ein 
Krankenhaus überführt worden sind, wird die Desinfektion in derselben Weise 
wie bisher, unverzüglich nach der Ueberfübrung ausgeführt werden; 

3. in allen übrigen Fällen soll den Haushaltungsvorständen ein mit 
einem Kartenbrief versehenes Schreiben nach folgendem Muster vom Medizinal¬ 
amt geschickt werden: 

„ Aus ihrer Wohnung ist ein Fall von Scharlach — von Diphtherie — gemeldet 
worden. Sie werden ersucht, dem Medizinalamt auf dem beiliegenden Karten* 
brief mitzuteilen, wann und ob der behandelnde Arzt die (Schluß*) Desinfek* 
tion für erforderlich hält. Der Kartenbrief ist dem Medizinalamt unfrankiert 
zu übersenden/ 

Sobald eine solche Karte im Medizinalamt eintrifft, wird die Desinfektion 
nach dem Wunsche des behandelnden Arztes vom Medizinalamt gebührenfrei 
veranlaßt werden. 

Der Kartenverkehr mit den HaushaltungsvorstSnden ist gewählt worden, 
um den Aerzten Schreibwerk zu sparen. 

Die Maßregel tritt am 1. Oktober d. J. in Kraft. 

(Kartenbrief.) 

Hamburg, den.191 . 

Der behandelnde Arzt, Herr Dr.halt die Desinfektion 

für erforderlicb. Sie kann am.vorgenommen werden. 

„ Name:. . 

Wohnung:. 

(Stempel.) 

An das Medizinalamt Hamburg 36. 

Portopfl. DionsMaebe. 


Redaauon: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rap m und, Reg.- u. Med.-Rat in Minden i. W 

f. O. O. Brau. Hariogl. Bloh», m. V. Sofc.-L. Hoffcaobdnok«r*l In l'ita. 
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Nr 23. 5. Dezember. 1911. 


Rechtsprechung. 

Unbillige Einsprüche tob Nachbarn gegen den geplanten Erwei¬ 
terungsbau einer Privutkllnlk. Entscheidung des König 1. Säch¬ 
sischen Oberverwaltungsgenchts (I. Sen.) vom 28. Juni 1911. 

Der Frauenarzt Dr. K. ist Eigentümer des in Dresden an der C.-Str. 
Nr. 1 gelegenen Hausgrundstücks, in dem er eine Privatklinik und Entbin¬ 
dungsanstalt unterhält. Zu deren Erweiterung beabsichtigt er, an der Rück- 
Seite des villenartigen Hauptgebäudes einen etwa 11 m langen and 9 m breiten, 
aas Erd- and 1 Obergeschosse bestehenden Anbau auszuführen. ln der Ban- 
anzeige ist gesagt, daß infolge des Umbaues von den genehmigten 25 „Betten" 
Tier Wegfällen und neun „gewonnen" werden, so daß eine Vermehrung 
von fünf Betten eintritt. 

Der Stadtrat beschloß, den Erweiterungsbau nicht zu genehmigen. 
Begründet ist diese Entschließung nur mit dem Hn weise darauf, daß durch 
die Vergrößernng des klinischen Betriebes die nachbarlichen Interessen beein¬ 
trächtigt würden. » 

Anf den von Dr. K. eingewendeten Beknrs hob die Kreishauptmann¬ 
schaft Dresden den Beschluß des Stadtrates durch Kollegialentscheidung vom 
2. Febrnar 1911 anf. 

Hiergegen erhoben die Nachbarn Anfechtungsklage beim Oberverwal- 
tnngsgericht. Dieses entschied wie anfangs angegeben, nnd führte begründend 
dazu ans: 

Soweit Einwendungen gegen die Anslegang erhoben worden, welche die 
Kreishauptmannschaft der Vorschrift im § 87 Ziff. 3 Abs. 2 gegeben hat, ist 
die Klage unbegründet. Wenn es dort beißt, daß Privatkliniken auch inner¬ 
halb der Banklasse D zagelassen werden können, so ist damit der Bau- 
polizeioehörde die Ermächtigung erteilt, die Errichtung and selbstverständ¬ 
lich auch die Erweiterung derartiger Anstalten zu genehmigen, nachdem sie 
vorher die Eigentümer der „angrenzenden" Grundstücke gehört hat. Diesem 
Erfordernisse ist im vorliegenden Falle genügt worden nnd gerade hierdurch 
haben die Kläger die Möglichkeit erlangt, ihre Be lenken gegen das Vorhaben 
Dr. K.s geltend za machen. Ein absolut es Widersprachsrecht steht ihnen 
hiergegen nicht za, wohl aber ein Ansprach daraaf, daß ihre Einwendungen 
sachlich geprüft werden. Aach das ist geschehen; nnr sind die angerufenen 
Verwaltnngsinsianzea dabei za verschiedenen Ergebnissen gelangt. Gegen, 
stand der Eaischeidnng des Oberverwaltungsgenchts kann daher nur die Frage 
sein, ob die ännahme der Kreishaaptmannschaft zutnffi, daß die von den 
Klägern geäaßerten Befürchtungen *) der tatsächlichen Grundlage entbehren. 


*) Die Kläger hatten Widersprach mit folgender Begründung erhoben: 
Die im Kiinikbetnebe unvermeidliche Anwendung von Desinfektions- and Nar- 
kottsierangsmitteln, insbesondere die Aetherdünste verursachten einen deutlich 
wahrnehmbaren, bis in die Nachbargrandstücke dringenden widerlichen Ge¬ 
ruch. Aal den Veranden des Dr. K.schen Hauses hielten sich Kranke nnd 
Genesende anf, auch würden dort die von den Kranken benatzten Betten, 
Teppiche and Matratzen gereinigt and gelüftet. Dies gewähre lür die Be¬ 
wohner der benachbarten Häaser einen nicht nnr wenig angenehmen, sondern 
„geradezu Unbehagen verursachenden" Anblick. Ebenso würden die Um¬ 
wohner dnrch den Anblick der an den Fenstern der Klinik sich aafhaltenden 
Kranken „in hohem Grade belästigt". Endlich hätte die starke Benutzung 
des Waschhauses zur Reinigung der vielen Krankenwäsche mannigfach Uebel- 
stände im Gefolge. 
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Ob der Umstand, daß sich Kranke zeitweilig an den Fenstern nnd anf 
der Veranda der Klinik enthalten, snr Rechtfertigung des Widerspräche gegen 
den Erweiternngsban genügen würde, wenn die Klinik zur Aufnahme von Per¬ 
sonen diente, die an ekelerregenden, entstellenden oder ansteckenden Krank¬ 
heiten leiden, braucht nicht erörtert zu werden; denn daß eine dieser Voraus- 
setsungen zuträfe, ist nicht behauptet, auch fehlt hierfür jeder tatsächliche 
Anhalt. Inwiefern aber das Verweilen anderer erkrankten Personen an 
den Fenstern oder auf der Veranda die Nachbarschaft mehr belästigen soll, 
als wenn es sich um Gesunde handelt, ist nicht erfiadlicb. 

Die Veranden — Ton denen sich in jedem Geschosse nur eine ron etwa 
6 qm Fläche befiodet, — die angeblich zum Lüften der Betten und Reinigen 
der Teppiche benutzt werden, sind Ton dem Grundstücke N.s und B. aus über¬ 
haupt nicht sichtbar, da sie darch den geplanten Anbau Terdeckt werden. 
Die hierauf bezüglichen Einwendungen dieser beiden Kläger sind daher tat¬ 
sächlich gegenstandslos. Dam Sch.schen Grundstücke liegen diese Veranden 
allerdings gegenüber, sie sind Tom dort befindlichen Wohnhause aber gegen 
26 m entfernt. Schon ihre geringe räumliche Ansdehnung läßt eine Benutzung 
zu dem angegebenen Zweck nur in beschränktem Umfange zu. Daß hierdurch 
eine wirklich beachtliche Balästigung der Nachbarschaft Terursacht wird, ist 
wenig wahrscheinlich. Aber selbst wenn es der Fall sein sollte, bann nicht 
zugegeben werden, daß durch die geringfügige Vermehrung der Bettenzahl 
eine für die Umgebung merkliche Verschlechterung des jetzigen Zustandes 
zu befürchten steht. 

Aus demselben Grunde können auch die Einwendungen gegen die stär¬ 
kere Benutzung des Waschhauses nicht als gerechtfertigt anerkannt werden, 
ganz abgesehen davon, daß es sich insoweit nicht um Beeinträchtigungen 
handelt, die ihre notwendige Ursache in der Eigentümlichkeit des Klinik- 
betriebes haben. Die gltichen Uebelstände — ihr Bestehen Torausgesetst — 
würden Termutlich auch dann eintreten, wenn die Dr. K.tche Privatbanken- 
anstalt in eine Fremdenpension oder in einen Gasthof umgewandtlt würde. 

Was endlich die angeblichen Geruchsbelästigungen betrifft, die durch 
Verwendung von Narkotisierungs- und Desinfektionsmitteln sowie Ton Ver¬ 
bandstoffen in der Klinik verursacht werden sollen, so werden die Behaup¬ 
tungen der Kläger durch die überzengenden Ausführungen des Stadtbezirka- 
arztes widerlegt. Nach dem Gutachten vom 13. April verwendet Dr. K. keine 
Desinfektionsmittel, weil die ausschließlich aseptisch arbeitende moderne Chi¬ 
rurgie bei Operationen niemals anliaeptische Mittel benntst, Raumdesinfek¬ 
tionen aber nicht in Frage kommen, da Personen mit ansteckenden Krank¬ 
heiten in der Klinik nicht aufgenommen werden dürfen. Die bei Operationen 
verbrauchten Aethermengen aber sind schon an sich so gering — 50 bis 150 g 
in einem Zeitraum von 1 bis 2 Stunden — und der Aetberdunat wird duren 
die Luft derart verdünnt, daß er, sobald die Fenster des Oporationszimmers 
geöffnet werden, Überbanpt nicht mehr wahrnehmbar ist. Infolgedessen hat 
der Sachverständige bei den wiederholt und zuletzt am 11. April unmittelbar 
nach swei größeren Operationen vorgenommenen Besichtigungen irgendwelches 
Geruch von Desiofcktions- und Narkotisiernngsmitteln nicht bemerkt. 

Wenn die Kläger neaerdings geltend machen, es bandle Bich um einen 
.allgemeinen Krankenbansgernch“, der insbesondere Frauenkliniken e'genttim- 
lieb sei, so haben die auf Beschluß des Oberverwaltungsgerichts von der Wohl¬ 
fahrtspolizei vorgenommenen Ermittelungen zwar ergeben, daß zeitweilig bei 
westltcber Windrichtung schwer bestimmbare üble Gerüche in der hier in Be¬ 
tracht kommenden Gegend auftraten. Es bat aber dafür, daß sie aus der 
Dr. K scheu Klinik berrübren, kein Anhalt gefunden werden können; denn 
während der Geruch nicht blos in der näheren Umgebung der Klirik, sondern 
in einem großen Teile der Neustadt wahrnehmbar war, konnte in den Bäumen 
der Klinik selbst kein irgendwie auffallender Geruch festgestellt werden. Das 
Oberverwaliungsgericbt bann den zutreffenden Darlegungen, die das Gutachten 
des Stadibszirksarztes vom 16. Jnni über diesen Punkt enthält, auch hier nnr 
beitreten. Die von den Klägern hiergegen unter Berufung auf Zengen ge¬ 
machten Einwendungen sind nicht stichhaltig. Es bandelt sich im Streitfälle 
um die Beurteilung von Erscheinungen, die dem Laien kaum geläuffg sind 
und von ibm mehr oder minder nach seinem subjektiven Empfinden bewerte! 
werden. Zu ihrer objektiven Beurteilung ist Sachkunde nötig, die den he- 
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nannten Zeugen, wie die Kliger sich selbst bescheiden, abgebt. Rs würde 
daher durch die Vernehmung der Zeuginnen, selbst wenn sie einen sogenannten 
Elinikgeruch wahrgenommen haben sollten, nichts gewonnen sein, zumal die 
Kläger nicht zu behaupten vermocht haben, die Zeuginnen konnten bestätigen, 
daß der bemerkte Qerach von der Klinik Dr. K.e ausgebe. Aber selbst wenn 
auch dies von den Zeuginnen bekundet werden sollte, würde es sich doch 
hierbei nur um ganz vereinzelte Wahrnehmungen von Laien handeln, die 
gegenüber den wiederholten sachkundigen Beobachtungen des Stadtbezirks- 
erstes nicht ins Qewicht fallen könnten. Auch würde durch jene eine irgend¬ 
wie erhebliche Belästigung der Nachbarschaft nicht nacbgewiesen sein. 
Eine solche wäre auch ausgeschlossen, wenn die am Schlüsse des Schriftsatzes 
vom 22. Jani wiedergegebeoe Behauptung des Klägers B. als wahr unterstellt 
wird. Es ist unerfindlich, wie der Qeruob von Wäschestücken, die von Pa¬ 
tienten getragen worden sind, zu einer Belästigung der Nachbarn führen 
soll. Ebensowenig ist bis j~<tzt nachgewiesen, daß das Verbrennen der Ver¬ 
bandstoffe im Badeofen die Nachbarschaft und namentlich die Kläger beein¬ 
trächtigt hat. Sollten hieraus für sie Debelstände mit Grund zu befürchten 
sein, so würde dies doch nicht zur Beachtung der Klage, sondern nur dazu 
führen können, dem Baabewerber die Anschaffung eines Verbrennungsofens 
für diesen Zweck zur Bedingung zu machen. 

Sollte die Benutzung des geplanten Neubaues wider Erwarten Nach¬ 
teile für die Kläger im Gefolge haben, so muß ihnen überlassen bleiben, ent¬ 
weder aus § 90S des Bürgerlichen Gesetzbuches Zivilklage zu erheben oder, 
lalls die auftretenden Nachteile gleichzeitig eine Gefährdung der Allgemeinheit 
darstellen würden, den Schatz der WohlfahrtBpoliseibehörde anzurufen. 

Korrespondenz bl. der ärztL Kreis- u. Bezirksvereine i. Königr. Sachsen; Nr. 21. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Königreich Preossen. 

Desinfektionswesen ln Preussen. Desinfektoren • Schulen. Erlaß 
desMinistersdealnnernvomS. November 1911 — M. Nr. 116701 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Aus den Berichten, die auf die Erlasse vom 17. Mai 1910 — M 10829II — 
(Min.-Bl. S. 264) und vom 1. August 1910 — M 11602 — (Min.-Bl. S. 848) 
eingegangen sind, ergibt sich, daß das Desinfektionswenen in den Jahren 1909 
und 1910 wiederum weiter ausgestaltet worden ist. Nach der beiliegenden 
Nachweisung 1*) sind nunmehr 3852 staatlich geprüfte Desinfektoren (gegen 
3071 in der vorigen Nachweisung). 1342 (gegen 1171) im öffentlichen Gebrauch 
stehende Dampf- und 8665 (gegen 3194) Formaldebyd-Desinfektionsapparate vor¬ 
handen. In den staatlichen Desinfektorenschulen wurden im Jahre 1910, 
wie die Nachweisung 2**) zeigt, 51 Desinfektoren- Ausbildangskurse für 584 
Teilnehmer, von denen 528, darunter 70 Krankenpflegepersonen, die Scbluß- 
prüfung bestanden, abgebalten. Ferner wurden in 27 abgekürzten Lehrgängen 
463 Krankenschwestern, Krankenwärter und Gemeindeschwestern mit Erfolg 
in den Grundzügen der Desinfektion unterwiesen. Außerdem fanden 29 
Wiederbolungskurse für 346 Desinfektoren statt. 

Die Dauer der Kurse war im allgemeinen dieselbe wie in den Vor¬ 
jahren, nur erwies es sich mehrfach als notwendig, die Kurse für Kranken- 
pflögepersonen auf 4 Tage zu verlängern. In den Desinfektorenansbildungs- 
kursen wurde von den apparatlosen Formalindampfeniwickelungsmetboden 
neben dem Autan- und Kaliumpermanganatverfabren, von denen das letztere 
meist empfohlen wurde, auch das Paraform -Permanganatverfabren mehrfach 
praktisch vorgefttbrt. In Frankfurt a./M. wurde zur Ausbildung g-piüfter 
Desinfektoren im Kaliumpermanganatverfabren ein besonderer zweitägiger 
Kurs abgehalten. Im allgemeinen wurde das Hauptgewicht auf die praktische 
Ausbildung gelegt, da dieser viel mehr Verständnis entgegengebracht wird 
als theoretischen Darlegungen; es wurde daher darauf gesehen, daß jeder 
Schüler an einer möglichst großen Zahl von Wobnungsdesinfektionen teilnabm. 
Auch die Probeentnahme von Stuhl- und Urin- sowie von Wasserproben wurde 
praktisch geübt In den Kursen für Krankeopflegepersonen wurde die 


*) Siebe Anmerkung *) und **) auf Seite 200. 
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Wohnnagsdesinfektion au aebenher, in der Hauptsache dagegen die Des* 


*) Nachweisung der Desinfektoren und Desinfektions* 

apparate. 


Reg.-Bei. 

staat¬ 

lich 

g ®T 

prüfte 

Desin¬ 

fek¬ 

toren 1 2 ) 

im Öffentlichen 
Gebrauche ste¬ 
hende 

D“P'- X- 

Desinfektions¬ 

apparate. 3 * * * * 8 * * 11 ) 

Beg.-Bez. 

staat¬ 

lich 

ge¬ 

prüfte 

Desin¬ 

fek¬ 

toren 1 ) 

im öffentlichen 
Gebrauche Bte- 
hende 
! Formal- 
Da ®P*-j dehyd- 
Desinfektionn- 
apparate.*) 

Königsberg . 

43 

39 

73 

Schleswig . . 

112 

79 

161 

Gumbinnen . 

32 

21 

34 

Hannover . . 

44 


39 

Allenstein. . 

44 

26 

43 ' 

Hildesheim . 

66 

28 

61 

Danzig.... 

53 

26 

42 

Lüneburg . . 

58 

13 

65 

Marienwerder 

73 

24 

68 

Stade. 


14 

40 

Berlin .... 

127 

14 

101 

Osnabrück . . 

42 

35 

39 

Potsdam 1 ) . . 

210 

82 

210 

Aurich .... 

13 

14 

17 

Frankfurt . . 

101 

39 

127 

Münster . . . 

85 

65 

91 

Stettin .... 

76 

42 

85 

Minden.... 

83 

23 

74 

Köslin .... 

52 

18 

53 

Arnsberg . . 

213 


182 

Stralsund . . 

22 

4 

25 

Cassel .... 

KB: 

20 

75 

Posen .... 

119 

50 

117 

Wiesbaden . 

95») 

32 

1S5 

Bromberg . . 

74 

28 

65 

Koblenz . . . 

59 

26 

81 

Breslau . . . 

136 

65 

147 

Düsseldorf. . 

215 


845 

Liegnitz . . . 

121 

47 

J 30 

Cöln. 

164 

27 

170 

Oppeln. . . . 

210 

60 

228 

Trier. 

103 

33 


Magdeburg . 

104 

31 

103 

Aachen.... 

88 

14 

111 

Merseburg . . 

129 

29 

114 

Sigmarin¬ 

1 



Erfurt .... 

54 

11 

; 69 

gen . . 

7 

3 

6 

Zusammen 

öo52 

1342 

3b65 


1 ) Außerdem eine Anzahl nicht staatlich geprüfter Desinfektoren und 
Krankenpflegepersonen, die nach Ablegung der Desinfektorenprätang zur 
Schlaßdesintektion innerhalb der Krankenarstalten ermächtigt sind. 

2 ) Die io Krankenanstalten, KontrolLUliooen nnd Cbolertbaracken befind* 

liehen Desinfektionsapparate sind in einzelnen Regierungsbezirken mitgezählt. 

9 ) Und 11 geprüfte Feuerwehrleute als Hilfsdesinfektoren. 

**) Nach dieser Nachweisang betrag die Zahl der im Jibre 1910 in mit 
Desinfektorenschulen verbundenen Instituten ausgebildetea Desinfek¬ 
toren: Hygienisches Institut der Universität Königsberg i. Pr.: 8 (davon 
aus dem Bezirk Königsberg 8); Bakteriologisches Untersucbnngsamt der Stadt 
Danzig: 25 (davon Danzig 15. Ma r ienwerder 10); M’-dizinalunlersncbDngsamt 
in Potsdam: 52 (Poldatn 40, Frankfurt 12); Hygienisches Institut der 

Universität Greifswald: 25 (Stettin 15, Köslin 6. Stralsund 4); Hygieni¬ 
sches Institut in Posen: 18 (Posen 12,6romberg 6); Bygienisrbes Institut der 
Universität Breslau 108 ( Breslau 57, Liegnitz 20, Oppeln 25, Posen 1); Hy¬ 
gienisches Institut der Universität Halle a. 8.: 35 (Magdeburg 16, Merseburg 

14, Erfurt 6); Hygienisches Institut der Universität Kiel: 22 (Schleswig 22); 
Medizinaluntersncbungsamt Hannover: 10 (Hannover 5. Lüneburg 2 Stade 2, 
Fürstentum Lippe 1); Hygienisches Institut der Universität Gottii gen: 14 
(Hildesheim 9. Au rieh 3, Osnabrück 2); Medizinaluntersucburgsamt in Münster: 

8 (Münster 4. Minden 4); Institut f«tr Hygiene und Bakteriologie ln Gelsen- 

kirebtn: 26 (Münster 3, Arnsberg 22, Düsseldorf 1); Hygienisches Institut der 

UDiversiiä' Marburg: —; Städtisches Hygienisches Institut in Frarkfuit a.M.: 

11 (C«ssel 2, Wiesbaden 8, S gmanngen 1); Medizinaluntersncbungsamt in Cob* 
lenz: 6 (Cobleuz 6); Medizinaluntersncbungsamt in Düsseldorf: 105 (Düssel¬ 
dorf 103, Müns(er 1, Aacben 1); Bakteriologisches Untersuchungsamt der 
Stadt Coln: 43 (Cöln 34, Aacben 7, Düsseldorf 2); Medizinaluntersuchungs- 
stello in Trier: 11 (Trier 10, Birkenfeld 1). Außerdem sind fast überall aoeh 
Kurse zur Ausbildung von Krankenpflegepeisonen in der Desinlektion am 
Krankenbett abgehalten. 




















Rechtsprechung und Medizin»! - Gesetzgebung. 


201 


infektion am Krankenbett and die Entnahme Ton Untersnchangsmaterial von 
Kranken gelehrt nnd geübt. Soweit Zeit blieb, worden an der Hand von 
Meikbl&ttern einzelne Abschnitte ans dem Gebiete der Hygiene, so besonders 
die Fürsorge für Lungenkranke and für Säuglinge, besprochen. 

Der Bildungsgrad and die Befähigung der Desinfektoren gab gelegent¬ 
lich zu Klagen Anlaß; in Frankfurt a./M. wird an 2 Nachmittagen jeden 
Kurses durch einen Lehrer Rechenonterricht erteilt, d* den Schülern ins¬ 
besondere die Berechnung des Rauminhalts von Zimmern und der Verdünnung 
Ton Desinfektionsmitteln nicht selten Schwierigkeiten bereitet. Mehrfach 
maßten Personen, die älter als 46 Jahre waren, aasgebildet werden, da in 
der betreffenden Gegend keine geeignete jüngere Person zu finden war. 

Bei den Wiederholangskarsen zeigten die Teilnehmer meist hin¬ 
reichende praktische nnd theoretische Kenntnisse. Als vorteilhaft erwies es 
sich, za Beginn der Kurse eine kleine Prüfung abznbalten, am festzaBtellen, 
wo Lücken vorhanden waren. Hierbei zeigte es sich mehrfach, daß ältere 
Desinfektoren dazu neigen, Desinfektionslfoungen nach Gutdünken ohne Ab¬ 
messen zu mischen. Einigen im Jahre 1903 auBgebildeten Desinfektoren war 
ie mechanisch-chemische Desinfektion völlig anbekannt. 

Aach die Nachprüfungen durch die Kreisärzte fielen meist zufrieden 
stellend aas; nur vereinzelt maßten Desinfektoren wegen Untüchtigkeit aas 
ihrem Amte entfernt werden. 

Das Unterichtsmaterial der Desinfektorenschalen wurde mehrfach 
durch Anschaffungen vermehrt; eine Anzahl von Schulen verfügt bereits über 
einen besonderen Desinfektionsraum, dessen Wände teils tapeziert sind, teils 
einen verschiedenartigen Anstrich besitzen. 

Die wirtschaftliche Lage der Desinfektoren hat sich meist ent¬ 
sprechend der Zunahme der Desinfektionen erheblich gebessert, wenn auch die 
Zahl der Desinfektoren, die ein festes Gehalt beziehen oder denen ein Mindest¬ 
einkommen gewährt ist, nur wenig angenommen bat. Die Gebühren werden den 
Desinfektoren meist durch die Gemeinde-, Amts- oder Kreiskasse ausgezahlt und 
nachträglich von den Beteiligten, soweit die Desinfektion nicht anentgeltlich 
erfolgt, eingezogen. Die Mehrzahl der Desinfektoren ist gegen Erwerbs¬ 
unfähigkeit durch Unfall, Invalidität oder Alter, viele auch gegen Haftpflicht 
versichert. 

Die Zahl der Desinfektoren ist fast überall aasreichend; nar in 
einzelten Kreisen fehlen solche; öfters macht es jedoch Schwierigkeiten, bei 
VerlaBt eines Desinfektors einen geeigneten Ersatz zu finden. Mehrfach wird 
daraaf hingewiesen, daß Friseure und Heilgehilfen sich nicht zu Desinfektoren 
eignen, weil sie durch den Geruch nach Desinfektionsmitteln in ihrem Haupt¬ 
beruf geschädigt werden; am besten haben sieb selbständige kleine Handwerker 
und Gemeindebeamte (Gemeindediener, Feuerwehrleute, Straßenrriniger u. a.) 
bewährt. Wiederholt ist man auf dem Lande davon abgekommen, Desinfektoren 
für Amtsbezirke oder Gemeinden anzustellen, da sie dann meist wenig zu tun 
hatten und geringen Eifer zeigten, und zu dem in vielen Regierungsbezirken 
bereits üblichen Verfahren der Einteilung der Kreise in eine kleinere Anzahl 
Von Desinfektionabezirken mit je einem Desinfektor übergegangen. 

In dem Erlaß von Polizeiverordnungen über die Vornahme der Des¬ 
infektion sowie von Dienstordnungen und Gebührenordnungen für die 
Desinfektoren sind wiederum Fortschritte gemacht worden. Nirbt staatlich 
geprüfte Desinfektoren sind nur noch in geringer, von Jahr zu Jahr abnehmender 
Zahl in eioigen Bezirken angestellt; sie werden in der Regel nur beibebalten, 
soweit sie sich den Nachprüfungen durch die Kreisärzte unterwerfen und hier¬ 
bei genügende Kenntnisse und Fähigkeiten zeigen. Wesentliche Mißxtände 
haben sich nur in der Stadt Stettin gezeigt, wo die n'cht staatlich geprüften 
Desinfektoren bei allen Krankheiten rein schematisch mit Formalin unter 
Unterlassung der mechanisch • chemischen und der Dampfdesinfektion des¬ 
infizierten. Im Regierungsbezirk Schleswig wird in einigen Kreisen nicht 
selten die polizeilich angeordnete Schiaßdesinfektion von Personen, denen 
Kenntnisse und Apparate fehlen, vorgenommen. 

Die Zahl der Desinfektionen hat wesentlich zugenommen. Es ist 
dies zum großen Teil darauf zurückzuführen, daß die Kosten mehr und mehr von 
den Kreisen, Amtsbezirken und Gemeinden entweder ganz oder teilweise, in 
jedem Falle oder bei Personen unter einem gewissen Einkommensatz über- 
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nommen werden. Aach beim Wohnungswechsel Tuberkulöser tragen vielfach 
die Kreise, Gemeinden, ein Fttrsorgeverein oder die Landesversicherongsanstalt 
gaas oder teilweise die Kosten der Wohnnngsdesinfektion. 

Aach bei der Bevölkerung ist die Desinfektion besonders dort, wo sie 
kostenfrei ausgeführt wird, beliebter geworden; gelegentlich wird nach bei 
Krankbeiten, die einem Desinfektionsswang nicht unterliegen, die Vornahme 
der Desinfektion gewünscht, so insbesondere bei Keuchhusten, Masern and 
Inflaensa. Mehrfach sind dagegen Klagen geändert worden, daß bei Diphtherie 
und Scharlach die Wobnungsdesinfektion nutzlos gewesen sei; man bat sieh 
daher, weil die Ursache nicht Belten in einer Verschleppung der Krankheits* 
keime während der Krankheit über die ganze Wohnung zu suchen war, ge* 
legentlich veranlaßt gesehen, die Durchführung der fortlaufenden Desinfektion 
während der Krankheit überwachen zu lassen und bei der Schlußdesinf* ktion ein 
besonderes Gewicht auf die Scheuerdesiafektion der ganzen Wohnung zu legen. 

Das Autan* und das Kaliumpermanganatverfahren, insbesondere 
das letztere, wird bereits vielfach zur Formalinentwickelung an Stelle von Ap¬ 
paraten angewandt, insbesondere bei schwierigen BeförderungsverhäUaissen 
und bei Massendesinfektionen. 

Auch in der Desinfektion am Krankenbette sind dank der zunehmen¬ 
den Aufklärung der Bevölkerung gewisse Fortschritte zu verzeichnen, hauptsäch¬ 
lich allerdings dort, wo die fortlaufende Desinfektion durch hierin aisgebildete 
Pflegerinnen aasgeführt oder doch, wie es bereits mehrfach geschieht, durch 
Gemeindeschwestern, Gasundheitsaufseher oder Desinfektoren überwacht wird. 
Es ist daher zu begrüßeo, daß die Zahl der im Desinfektionswesen ausge¬ 
bildeten Kraokenpflegepersonen von Jahr zu Jahr sunimmt. In einzelnen 
Kreisen sind auch, wo es nicht möglich war, die Gemeindeschwestern zur 
Desinfektorenschule zu senden, zur Unterweisung in der fortlaufenden Des¬ 
infektion für diese Kurse durch den Kreisarzt abgehalten worden. Bemerkens¬ 
wert ist, daß in Halle a./S die armen Volksschülern geliehenen Bücher regel¬ 
mäßig desinfiziert werden und daß im Regierungsbezirk Düsseldorf darauf 
gehalten wird, daß sich in jedem Krankenhause wenigstens eine in der Des¬ 
infektion amtlich ausgebildete Person bt fiodet. 

Ew. pp. ersuche ich ergebenst, der Förderung des Desinfektionsweeens 
gefälligst auch fernerhin Ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden und mir über die 
Fortschritte tn dm Jahren 1911 und 1912 bis zum 1. Juni 1913 unter Beifügung 
einer Uere-sicht über Zahl und Ort der im dortigen Bezirk vorhandenen 
staatlich geprüften Desinfektoren und der im öffentlichen Gebrauch stehenden 
Dedafektlonsapparate zu berichten. 


Beteiligung der Medlsinalbeamten und praktischen Aerste bei der 
Jugendpflege. Erlaß des Ministers des Innern vom 9. November 
1911 — Nr. M. 2259 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die Erfahrungen, welche in einem Regierungsbezirke bei der Durch¬ 
führung des Erlasses des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten vom 18. Jnnuar 1911 — U. III. B. 6088 *) —, be¬ 
treffend Jugendpflege, gemacht worden sind, lassen die Vermutung berechtigt 
erscheinen, daß bisweilen den hygienischen Forderungen nicht genügend Rech- 
nung getragen wird. Der Grund hierfür wird einmal darin erblickt, daß die 
Kreisärzte den sozialbygienischen Aufgaben auf dem Gebiete der Jugendpflege 
bisher nicht immer das erforderliche Interesse entgegengebraebt haben, sodann 
darin, daß den von den Gemeinden und Kreisen infolge des genannten Erlasses 
ins Laben geratenen besonderen Ausschüssen die zuständigen Medizinalbeamten 
und Aerzte vielfach nicht angehören. Eine stärkere Beteiligung dieser Per¬ 
sonenkreise würde den Absichten des genannten Erlasses und der diesem bei¬ 
gefügten Grundsätze und Ratschläge in besonderem Maße entsprechen. 

Ohne die Mitwirkung der ärztlichen Sachverständigen wird die Jugend¬ 
pflege einen wesentlichen Teil des erhofften Erfolges entrateu müssen. Die 
nach hygienischen Grundsätzen zu leitende leibliche Fürsorge ist eine wichtige 
Voraussetzung für die geistige und sittliche Pflege der Jugend. 

Eaere Hochgeboren, Hochwohlgeboren ersuche ich daher im Einver- 


*) Siehe diese Zeitschrift; Beilage Rechtsprechung u. Medizinal-Gesetx- 
ung zu Nr. 4, 1911; S. 28. 
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stSodnis mit dem Herrn Minister der geistlichen and Unterrichts-Angelegen* 
heilen, die Kreisärzte an! die hier vorliegenden sozialhygienischen Aufgaben 
noch besonders hinznweisen und ihnen je ein Exemplar der beifolgenden 
Schriften des Priyatdozenten Professors Dr. Kaup „Schädigung von Leben 
und Gesundheit der Jugendlichen namentlich im Zusammenhang von Zeit und 
Art der beruflichen Beschäftigung" und „Sozialbygienische Vorschläge zur 
Ertüchtigung unserer Jugendlichen“ zur Verfügung zu stellen. Auch wollen 
Euere Hochgeboren, Hochwohlgeboren die Aerzie des dortigen Bezirks in ge¬ 
eigneter Weise auf die Ziele des vorgenannten Erlasses vom 18. Januar d. Js. 
aufmerksam machen und bei den Orts*, Stadt*, Kreis- und Bezirksausschüssen 
für Jugendpflege die Heranziehung der beamteten Aerzte und von geeigneten 
medizinischen Sachverständigen in Anregung bringen. 


r Ueberwachung der Margarine* und Kunstspeisefettfabriken. Erlaß 
der Minister des Innern, für Handel und Gewerbe, für Land¬ 
wirtschaft usw. vom 27. September 1911 an sämtliche Herren Re¬ 
gierungspräsidenten. 

Ende November und Anfang Dezember 1910 sind zunächst aus Hamburg 
und dann aus den verschiedensten Gegenden des Reichs zahlreiche Erkrankungen 
bekannt geworden, die auf den Genuß von Margarine aus den Ahonaer Mar¬ 
garinewerken Mohr & Co. G. m. b. H. in Altona• Ottensen zurückgefuhrt 
werden konnten. Es hat sich feststellen lassen, daß zur Herstellung der in 
Betracht kommenden Mengen von Margarine ein bis dahin in der Margarine- 
Industrie nicht gebräuchliches Pflanzenfett Verwendung gefunden hatte, das 
weder seiner Herkunft nach, noch in seiner Wirkung auf den menschlichen 
KOrper beim Genuß hinreichend bekannt war und, wie inzwischen angestellte 
Tierversuche ergeben haben, eine ausgesprochene, der Ursache nach allerdings 
noch nicht völlig aufgeklärte Giftwirkung übt. 

Etn gegen den verantwortlichen GeBcbäftsleiter angestrengtes Straf¬ 
verfahren hat in erster Instanz mit dessen Verurteilung wegen fahrlässiger 
Körperverletzung in Tateinheit mit Vergehen gegen §§ 14, 12 des Nabrungs- 
mittelgesetzes geendigt, ist aber, da Revision eingelegt ist, noch nicht ab¬ 
geschlossen. Ohne Racksicht darauf, ob im einzelnen Falle ein strafbares 
Verscnulden einer bestimmten Person nachweisbar ist, kann aber nicht zweifel¬ 
haft sein, daß die Einführung nicht ausreichend bekannter Stoffe in die 
Nahrungsmittelindustrie in hohem Maße bedenklich ist. 

Es scheint jedoch der Fall der Firma Mohr & Co. nicht vereinzelt 
dazustehen; vielmehr muß angenommen werden, daß auch in anderen Mar¬ 
garinefabriken Fette von zweifelhafter Natur und Beschaffenheit, die früher nur 
für technische Zwecke verwendet wurden, und deren Unbedenklichkeit fbr den 
menschlichen Genuß nicht mit Sicherheit festgestellt ist, Eingang gefunden haben. 

Wir ersuchen ergebenst, gefälligst zu veranlassen, daß die Ueber¬ 
wachung der Margarine- und Kunstspeisefettfabriken nach Maßgabe der §§ 7 
bis 9 des Margarinegesetzes vom 15. Juni 1897 im dortigen Bezirk streng 
gehandhabt wird. Da nach § 7 a. a. 0. diese Betriebe anzeigepflichtig, daher 
den zuständigen Polizeibehörden bekannt und nach § 8 a. a. 0. jederzeit zu¬ 
gänglich Bind, ist darauf binsuwirken, daß die Betriebe tunlichst jährlieh 
mehrmals unter Zaziebung von Nahrungsmittelchemikern revidiert werden. 

Dabei würde besonders Nachschau nach den zur Verarbeitung ge¬ 
langenden Rohstoffen zu halten, deren Mengenverhältnisse, Beschaffenheit und 
Herkunft (§ 9) festzuitellen und auch über die Verwindung von Konservierungs¬ 
mitteln Erkundigung einzuzieben sein. Auch empfiehlt es sich, die Fabri¬ 
kanten unter Hinweis auf die §§ 12 bis 14 des Nahrungsmittelgesetzes vom 
14 Mai 1879 auf die Gefahr aufmerksam zu machen, die ihnen droht falls sie 
Stoffe verarbeiten, von deren Unschädlichkeit für den menschlichen Genuß sie 
sich nicht vergewissert haben. 

Falls Fette angetroff-n werden, deren Verwendung in der Speisefett¬ 
industrie bisher nicht gebräuchlich war, Bind, unbeschadet der Untersuchung 
durch die örtlich zuständigen Untersuchungsanstalten dem Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamt in Berlin N. W. 23, Klopstockstraße 18, Proben im Gewichte von je 
etwa 2 kg mit entsprechender Nachricht zuzustellen. Der Untersuchungs¬ 
befund wird mit tunlichster Beschleunigung bekannt gegeben werden. Auf 
diese Weise wird es möglich sein, Schädigungen des Publikums vorzubeugen. 
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Ew. Hochwohlgeboren wollen hiernach das Erforderliche veranlassen. 
Ueber das Ergebais der Revisionen erwarten wir, sofern nicht besondere Vor¬ 
kommnisse eine frühere Berichterstattang notwendig machen, alljährlich zum 
1. Januar Bericht. 


<•-' Anzeige der Aufnahme von geisteskranken Ausländern ln Sffent- 
jf liehe Heil- und Pflegeanstalten. Erlaß des Ministers des Innern 
and des Jastizmimsters vom 81. Oktober 1911 — M. d. I. M. 7378, 
Jast.-M. I 250 — an sämtliche Herren Regierangspräsidenten. 

Nach dem Erlaß vom 16. September 1901 — Min. d. geistL Angel. 

M. 7096, Jast.-M. I 5717 — Min. d. I. Ila 7680 — sind die Anzeigen über 
die Aufnahme von geisteskranken Angehörigen anderer deutschen Bandesstaaten 
oder von Aasländern seitens der öffentlichen Anstalten an den Herrn 
Oberpräsidenten, jedoch darch die Hand des Regierungspräsidenten (Polizei¬ 
präsidenten von Berlin) za erstattet. 

Da die Inanspruchnahme der dortigen Instanz nach den bisherigen Er¬ 
fahrungen entbehrlich erscheint, so bestimmen wir hiermit, einer von beteiligter 
Seite gegebenen Aaregang folgend, daß die Anzeigen der öffentlichen 
Anstalten ttber Ausländer, diu seit dem Erlasse vom 3. Oktober 1904 — J.-M. 
I 5015, M. d. g. A. M. 7939, M. d. I. II a 7663*) — allein noch in Betracht 
kommea, künftig dem Herrn O Oerpräsidenten unmittelbar eingereicht werden. 
Das bisherige Verfahren hinsichtlich der Anzeigen seitens der Privat- Anstalten 
wird darch diese Anordnung nicht berührt. 



Ausstellung von LeichenpäHsen, Erlaß des Ministers des 
Innern vom 24. Oktober 1911 — Nr. Hd 2914 — an sämtliche Herren 
Regierangspräsidenten. 

Nach der Fassang des Erlasses vom 29. v. M. 3 ) — II d 2209 — sowie 
nach den über das Gesetz, betreffend die Feuerbestattung vom 14. September 
d. Js. — Gesetssamml. S. 193 — im Landtage gepflogenen Verband langen 
(vergl. Bericht der 15. Kommission über den Gesetzentwurf — Drucksache 
Nr. 157 — Seite 19 Absatz 2 and 3 and Seite 21 Absatz 1) kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß es Bich hier am eine Erweiterang der bestehenden 
Vorschriften über die Erteilang von Leichenpässen, and zwar für den Trans¬ 
port nach dem Aaslande handelt gleichviel, zu welchem Zwecke die Ver¬ 
bringung der Leichen in das Ausland erfolgen boII. Es ist daher in jedem 
Falle, in welchem die Ausstellung eiaes Leichenpasses zar Beförderung der 
Leiche einer in Preaßen verstorbenen Person nach einem Orte außerhalb 
Preußens beantragt wird, sowohl eine Leichenschau gemäß § 8 des Feuer- 
bestattungsgesetzes vorzanehmen, als auch eine Bescheinigung der Ortspolizei¬ 
behörde nach § 7 Ziffer 4 a. a. O. beizubringen. 

Die von Euerer Hochwohlgeboren weiter aufgeworfene Frage, wer in 
solchen Orten, in denen neben dem Kreisarzt nach ein Gerichtsarzt tätig ist, 
zur Ausstellung der in § 7 Absatz 3 Ziffer 2 des Feuerbestattungsgesetzes 
erwähnten amtsärztlichen Bescheinigung berufen sei, ist dabin za beantworten, 
daß in analoger Anwendung der für die Feuerbestattung in Preußen erlassenen 
Vorschriften (§ 2 der Anlage 2 zar Aasführungsanweisang vom 29. v. M) dort, 
wo ein besonderer Gerichtsnrzt angesieilt ist — der nach den bestehenden 
Bestimmungen gleichfalls zu den beamteten Aerzten gehört — diesem, sonst dem 
als Gerichtsarzt tätigen Kreisarzt die Ausfertigung der Bescheinigung obliegt. 

Hinsichtlich der künftigen Bsfagnisse der Chefärzte der Militärlacarette 
und der Direktoren der Königlichen Universitäts-Kliniken auf diesem Gebiete 
sowie der in einzelnen Fällen zur Ausstellung derartiger Bescheinigungen be¬ 
sonders ermächtigten leitenden Aerzte größerer Krankenhäuser schweben zur 
Zeit noch Verhandlungen mit den beteiligten Ressorts. 


*) Siche diese Zeitschrift, Beilage Rechtsprechung n. Medizinal-Gesetz¬ 
gebung zu Nr. 23, 1901, S 263. *) Desgleichen za Nr. 22, 1904, 8. 273. 
s ) Desgleieicben zu Nr. 20, 1911; S. 170. 
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hoch, daß es ein Hinansgehen Aber den In der Gebührenordnung festgelegten 
Höchstfall rechtfertigen könnte. 

Hiernach sind auf die streitige Gebflhteafordenug 175 M. zuxubilligcu, 
der Bestbetrag dagegen ist abnnsprechen. 


Probeentnahme nun Zwecke der Kahrnngsnlttelmtersaehng. Ent* 
Scheidung des preuß. Kammergerichts (For.-Seu.) Tom 11. 8ep* 
tember 1911. 1 

Um eine Probe Weißbier so entnehmen, erschien ein Polixeibeamter in 
dem Schankranm des Gastwirts H. in Berlin. Dieser verlangte die sofortige 
Bezahlung der Probe and verweigerte ihre Abgabe, da der Beamte nar eine 
Empfangsbescheinigung erteilen wollte. Wegen dieses Vorgangs wurde H. 
nach dem Reichsgesetz, betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln 
und Gebrauchsgegenständen, vom 14. Mai 1879 der Prozeß gemacht. Der 
Berufungsrichter verurteilte den Angeklagten. Seiner Revision hat der Ferien* 
Strafsenat des Kammergerichts den Erfolg versagt. Er ging davon aus, daß 
nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes von 1879 die Beamten der Polizei befugt seien, 
bet den Gewerbetreibenden, welche die beselchneten Gegenstände feilhalten, 
Proben davon zum Zwecke der Untersuchung gegen Empfangsbescheinigung 
zu entnehmen. Der § 2 Abs. 2 füge hinzu, daß für die entnommene Probe 
Entschädigung in Höbe des üblichen Kaufpreises zu leisten sei Der Wortlaut 
dieser Bestimmung zwinge nicht zu der Auslegung, daß der Polixetbeamte 
sofort bei der Entnahme der Probe den Kaufpreis entrichten müsse. Es komme 
hinzu, daß es sich hier nicht um ein zivilrechtliches Kaufgeschäft, sondern 
um die Vornahme eines obrigkeitlichen Aktes bandle. Ferner sei zu erwägen, 
daß bei sofortiger Entrichtung des Kaufpreises die Rückzahlung erfolgen 
müßte, wenn später wegen der Beschs funkelt der Probe ein Strafverfahren gegen 
den Gewerbetreibenden eingeleitet werde ond mit seiner Verurteilung sogleich 
auf deren Einziehung zu erkennen sei. 8o müsse angenommen werden, daß der 
Gesetzgeber die nachträgliche Entrichtung des Kaufpreises für zulässig halte. 

Wann ist ela lu Zersetzung begriffenes Nahrungsmittel zur Zelt des 
Inverkehrbringens gesundhetlsgeffthrlleb 1 Entscheidung des Reichs¬ 
gerichts (IL Str.-Sen.) vom 21. Oktober 1910. 

Elin Gegenstand, der als Nahrungs- oder Genußmittel verkauft, fefl- 

J eh alten oder soost in Verkehr gebracht wird (§ 12 Nr. 1, § 14 N.M.G.) ist 
ann geeignet, durch seinen Genuß die menschliche zu beschädigen, wenn zu 
der Zeit, da er in den Verkehr gelangt, die Gefahr der Gesundbelts- 
beacbädigung durch seine derzeitige Beschaffenheit begründet wird. Befindet 
er sich in einem Zustand innerer Zersetzung, so kann zwar ein alsbaldiger 
Genuß ungefährlich sein, wenn die Zersetzung geringfügig oder wenn sie 
soweit fortgeschritten ist, daß sie nur eine Verdorbenheit verursacht hat. 
Wenn aber die Zersetzung in ihrem regelmäßigen Verlauf eine solche Be¬ 
schaffenheit erzeugt, daß der Gegenstand nach dem bestimmungsgemißen oder 
vorauszusetzenden Gebrauche nicht ohne Gesnndbeitsgrfährdung verzehrt 
werden kann, so ist er schon zur Zeit des Inverkehrbringens ein solcher, 
dessen Genuß die menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist. Denn 
was die Gefahr des Schadens an der Gesundheit bei dem späteren Genüsse 
mit sich bringt, ist sein zu dieser Zeit vorhandener Zustand. 

Eine andere Frage ist es, ob der Gegenstand dann noch als gesuadheitn- 
gefährdendes Nabrungs- oder Genußmittel in Verkehr gebracht wird, wenn 
die nötigen Vorsichtsmaßregeln getroffen sind, um den Genuß in seiner 
gesundheitsgefährlichen Beschaffenheit zu Verbindern. 

Das Urteil hält einen Zustand innerer Zersetzung bei den Fischkouserveu 
für erwiesen und stellt fest, daß der Angeklagte Gegenstände, deren Genuß 
die menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet war, verkauft und b 
Verkehr gehracht bat. Dann fällt dem Angeklagten Fahrlässigkeit zur Last, 
wenn er bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt erkennen mußte, daß zur 
Zeit des bestimtnungsgetnäßigen oder vorauszusetzenden Verbrauchs die 
Zersetzung zu einem gesnndbeitsgefährdenden Grade vorgeschritten sein würdo. 
ln dieser Richtung läßt das Urteil die gebotene Prüfung vermissen. 

Der Angeklagte konnte, wie aus den Urteilsfeststellungen zu entnehmen 
ist, nicht damit rechnen, daß die abgegebenen Konserven alsbald nach der 
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Ablieferung vollständig verzehrt werden wurden. Sr hatte keine zu schnellem 
Verbrauch Anlad gebende Mitteilungen gemacht, gegenüber dem Gastwirte G. 
vielmehr von halbj&hriger Haltbarkeit gesprochen. Die Menge war nicht 
unbedeutend. Er mußte also einen mehr oder weniger langsamen Verbrauch 
in Betracht ziehen. Es ist nicht dargelegt, weshalb er unter diesen Umständen 
bei gehöriger Sorgsamkeit nicht hätte einaehen müssen, daß die Konserven 
nicht bloß verdorben, sondern auch — in dem erwähnten Sinne — gesund* 
gefährlich seien. _ 


Das Herstellen von gesundheitsschädlichen Nahrungsmitteln (Ver¬ 
arbeitung verdorbener Heringe durch Rinehern zu Bücklingen) Ist naeh 
§ 14 des Nabrungsmittelgesetses strafbar* Entscheidung des Reichs¬ 
gerichts (III. Str.-8en.) vom 19. Dezember 1910. 

Allerdings stand es dem Angeklagten frei, die Bestimmung, ob die 
fraglichen Heringe nach ihrer Räucherung als Nahrangs- oder Genaßmittel 
für Menschen dienen sollten, von einer vorherigen Probe abhängig zu machen. 
Wenn dabei mit der notwendigen 8orgfalt und Umsicht verfahren worden 
wäre, so würden die Heringe bis zur getroffenen Entscheidung nicht als vom 
Angeklagten zur menschlichen Nahrung bestimmte Gegenstände anzusehen 
gewesen sein. Mit Recht konnte aber eia fahrlässiges Verhalten des Ange¬ 
klagten darin gefunden werden, daß er, obwohl er seine Leute beauftragt 
hatte, die verdorbenen Heringe zu räuchern, ihnen davon keine Mitteilung 
gemacht hatte, daß es sich um eine Proberlucherung handle, sich auch, wie 
es seine Pflicht gewesen wäre, nicht weiter um den Ausfall der Räucherei 
gekümmert und eine Probe nicht vorgenommen, dadurch aber den Erfolg 
herbeigeführt hat, daß durch dritte Personen, nämlich seine Arbeiter, die 
Fische zum Versand fertig in Kisten verpackt dastanden und somit im Sinne 
des Gesetzes als zur menschlichen Nahrung bestimmt, hergestellt waren, eine 
Mügliohkeit, die er, wie das Gericht zutreffend annimmt, als die Folge seiner 
Unvorsichtigkeit vorhersehen konnte und von ihm, als dem Inhaber und Leiter 
des Geschäfts, zu vertreten ist _____ 

Unzulässige Anpreisung eines Spülapparates. Urteil des Reichs¬ 
gerichts (V. Str.-S.) vom 29. September 1911. 

Der Handlungsgehilfe 8t. hatte einen Scheidenspülapparat in der Weise 
vertrieben, daß er sich aus dem Adreßbuch die in einer Straße wohnhaften 
Damen herausschrieb (darunter auch die einer Witwe) und ihnen durch Boten 
je einen Apparat und eine Flugschrift („Frauenschutz“) mit beigegebener 
Bestellkarte zustellen ließ. Es wurde gegen ihn Strafantrag wegen Vergehens 
gegen § 184 (Anpreisung unzüchtiger Artikel) gestellt der zu seiner Ver¬ 
urteilung (300 Mark Geldstrafe) führte. Das Landgericht zu H. nahm an, daß 
der von St. vertriebene Apparat zum Zweck der Verhütung der Empfängnis 
und somit auch zum außerehelichen Geschlechtsverkehr bestimmt sei, und daß 
ferner die beigegebene Flugschrift, weil jedes wissenschaftlichen Werts ent¬ 
behrend, im höchsten Maße das 8cham- und Sittlichkeitsgeftthl normaler 
Personen verletze. Deshalb wurde auch auf Einziehung der bei ihm Vorge¬ 
fundenen Exemplare „Frauenschutz“ erkannt. — In seiner beim Reichsgericht 
eingelegten Revision rügte St. insbesondere, daß der Apparat nicht zu 
unzüchtigen Zwecken diene und nur an verheiratete Frauen gesandt worden 
sei; daß auch eine Witwe ihn erhalten habe, beruhe lediglich auf Versehen. 
Nicht die Verwendungsmöglichkeit, sondern die Zweckbestimmung müsse 
maßgebend sein. Ferner sei auch die Flugschrift nicht als unzüchtige Schrift 
anzusehen, da auch eine möglicher Weise vorliegende teilweise Grobsinnlich¬ 
keit nicht genüge, das Scham- und Sittlichkeitsgefühl normaler Personen zu 
verletzen. Der höchste Gerichtshof stellte sich jedoch auf den Standpunkt 
der Vorinstanz und verwarf das Rechtsmittel St. als unbegründet. 


# In einer Verteilung von Prospekten ven Haus zu Haus Ist eine 
TOgelmäsRlge Anpreisung an das Publikum zu erblicken* Urteil des 
Reichsgerichts (V. Str.-S.) vom 6. Oktober 1911. 

Der Schlosser H. batte einen Spül- und Scbutzapparat in der Weise 
vertrieben, daß er mit dem Apparat die einzelnen Häuser aufsuchte und den 
Einwohnern darauf bezügliche Prospekte aushändigte. Das Landgericht zu D. 
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nahm «war an, daß der Apparat in unzüchtigem Gebraaohe bestimmt sei; 
weil er neben Zwecken der Reinlichkeit in erster Linie m Verhütung der 
Empfängnis diene, verneinte jedoch die Anpreisung an das Publikum; denn 
der Angeklagte sei in jedem einseinen Falle aufs neue mit den Bewohnern 
der betreffenden von ihm besuchten Häuser, mithin mit einem genau he* 
stimmten Personenkreis in Verbindung getreten. Das Reichsgericht hob 
jedoch dieses Urteil auf, da in ihm der Begriff des «Publikums“ offensichtlich 
verkannt sei. Als „Pablikom“ sei eine Mehrzahl von Personen ansusehen, die 
unter sich und mit dem Angeklagten in keiner persönlichen Beziehung 
Ständen und keinen durch solche Besiehungen, namentlich durch Vereinigung 
su einem bestimmten Zweck abgeschlossenen Personenkreis bildeten. 


Umsatzsteuer. 

Unter Öffentlichen Krankenanstalten lm Sinne des find des 
Stempelsteuergesetses sind nur solche Krankenanstalten sn verstehen) die 
Im Eigentum oder ln der Verwaltung des Staates) der Provlnsen) der 
Kreise, der Gemeinden oder der sonstigen Kommunalverbiade stehen und 
hei denen die Zulassung von jedermann unbedingt oder doch unter 
gewissen Bedingungen beansprucut werden kann. 

Eine mit Korporationsrechten versehene Anstalt ist dann als milde 
Stiftung antnsehen, wenn a) ihr Hanptsweck auf UnterstBtsang hilfs¬ 
bedürftiger Personen durch gans oder teilweise unentgeltliche Zuwen¬ 
dungen gerichtet ist) b) diese Zuwendungen ans Mitteln beschafft werden, 
welche die Korporation der Hauptsache nach durch Akte der Mildtitlgkelt 
erhalten hat. Entscheidung des prenß. Oberverwaltungs¬ 
gerichts (VIL Sen.) vom 7. Februar 1910. 


Die Provtnslalirrenanstalten sind als Öffentliche Kranken- 
h&user lm Sinne des § 84 Buchst, h des preusslsehen Kommunalabgaben- 
gesetses ansnsehen. 

Die Dienstwohnungen des Aerzte- und Pflegepersonals solcher An¬ 
stalten genlessen unter der Voraussetzung, dass sie unmiilelbar flr die 
Zwecke der Anstalten benutzt werden (§241 a. a. 0.), Steuerfreiheit 
ohne Rücksicht darauf, ob sich die Aerste und Pfleger in amtlicher 
Stellung befinden oder nicht. Entscheidung des preuß. Oberver¬ 
waltungsgerichts (VIU. Senats) vom 1. Juli 1910. 


Die Unterhaltung einer Prlvatkllalk seitens eines Arstes als not¬ 
wendiges Mittel zur Ausübung seines Berufes f&Ut nicht unter den Be¬ 
griff eines Gewerbebetriebes; das in ihr bescblftigte Pfleger- and 
Wftrterpersonal unterliegt daher nicht der Krankeukassenversiehernags- 
pflleht 1 ) Urteil des Königl. Sächsischen <>berVerwaltungs¬ 
gerichts (I. Sen.) vom 12. März 1910. 

Die Ausübung des ärztlichen Berufes fiilt, wie in der Wissenschaft 
und Rechtsprechung allgemein anerkannt und auch von der Klägerin nicht 
bestritten wird, nicht unter den Begriff Gewerbebetrieb. Demgemäß kann 
auch die Unterhaltung einer Privatklinik seitens eines Arstes nicht als ein 
solcher Betrieb gelten, wenn diese kein selbständiges Unternehmen, sondern 
lediglich eine Zubehörung der ärztlichen Tätigkeit, nämlich eine su deren 
sachgemäßer Ausübung notwendige Einrichtung bildet. Dies trifft aber, wie 
in dem letzteren Urteile dargelegt ist, namentlich bei den Kliniken derjenigen 
Spezialärzte zu, deren Tätigkeit hauptsächlich in der Vornahme von Operationen 
besteht, die aber die zu diesen Verrichtungen und zur Unterbringung ihrer 
Kranken geeigneten Räumlichkeiten nicht von Dritten (z. B. in Krankenhäusern) 
zur Verfügung gestellt erhalten. Benutzt in solchen Fällen der einzelne Amt, 
seine Anstalt zur Erzielung eines Gewinnes aus der Verpflegung der Kranken- 
so bleibt sie doch ein notwendiges Mittel zur Ausübung seines ärztlichen Be¬ 
rufes und behält dementsprechend die Eigenschaft einer Zubehörung wenigstens 
so lange, als nicht der Gewinn aus ihr die Hauptsache für den Erwerb des 

') Nach S 165 Nr. 1 des neuen Reichsversicherungsgesetzes unterliegt 
jedoch künftighin das Krankenpersonal der Krankenkassenversicherungspflicht, 
soweit es nicht nach den £3 169—172 gesetzlich davon befreit ist. 
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betreffenden Arztes ist. Von diesen bereits früher, Tom Oberverwaltungs- 
gerieht ausgesprochenen Grundsätzen, abzageben, liegt kein Anlaß vor. Ins¬ 
besondere bat die Kl&gerin nichts vorgebracht, was zur Widerlegung jener 
Ausführungen des Oberverwaltungsgeriohts dienen könnte. In einem Teile der 
▼on ihr erwähnten Entscheidungen anderer Behörden ist allerdings schlecht* 
hin aasgesprochen, daß die Unterhaitang einer Krankenanstalt seitens eines 
Arztes als eia Gewerbebetrieb sich darstelle. Aber dort sind keine Gründe 
dafür angegeben, warum jener 8atz nicht dann eine Ausnahme erleiden soll, 
wenn die von einem Arzte errichtete Krankenanstalt ein notwendiges Mittel 
zor gehörigen Ausübung seines ärztlichen Berufes bildet. Das Urteil des 
Beiehsgerichts vom 17. Mai 1907 stimmt sogar mit der Ansicht des erkennenden 
Geriohts überein, indem es ausspricht: „Nur, wenn die Krankenanstalt eines 
Arztes als ein selbständiges Mittel zur Erzielung einer dauernden Ein¬ 
nahmequelle gehalten wird, macht sie ihn zum Gewerbetreibenden und damit 
das Anstaltsperaonal versicherungspflichtig“. 

Die Privatklinik des Beklagten hingegen ist keine solche selbständige 
Einrichtung. Seine Tätigkeit als Frauenarzt besteht, wie auch der Bezirksamt 
bestätigt hat, hauptsächlich in der Vornahme von Operationen, und es gab 
für ibn nach seiner insoweit von der Klägerin nicht beanstandeten Auslassung 
vom 19. August 1908 zur Zeit der Errichtung seiner Klinik keine Möglichkeit, 
sich in anderer Weise die für ihn nötigen Bäumlicbkeiten zu beschaffen. Dar 
Bezirksamt hat auch ausdrücklich erklärt, die Klinik sei als Zubehör der 
spesialärztlicben Tätigkeit des Beklagten zu betrachten, da ohne eine solche 
nicht sachgemäß operiert und „nachbehandelt“ werden könne. 

Die Einwendungen der klagenden Krankenkasse gegen die Aussprache 
des Bezirksamtes sind unbeachtlich. Die Behauptung, daß der Beklagte aus 
seiner Klinik einen Beingewinn siebe, wird von diesem selbst in der Auslassung 
vom 19. August 1908 entschieden bestritten. Jedenfalls kann nicht angenommen 
werden, daß daraus ein sehr beträchtlicher Gewinn erzielt wird. Dean das 
könnte erfahrungsgemäß nur dann der Fall sein, wenn die Verpflegsätze sehr 
hohe wären. Das hat aber die Klägerin nicht zu behaupten vermocht; im 
Gegenteil beträgt der Verpflegsets nach ihren Angaben, wenigstens für ihre 
in der N.schen Klinik untergebrachten Mitglieder, nur 3,20 M. auf den Tag. 
Ferner sind in den von ihr erwähnten einzelnen Unterbringungsfällen die Ver- 
pflegkosten zu einem Teile niedriger, zum anderen Teile nur unerheblich höher 
als die Operationskosten gewesen, wobei zu berücksichtigen ist, daß die Ver¬ 
pflegkosten nicht den Reingewinn aus der Anstalt darstellen, bei dessen Be¬ 
rechnung vielmehr der bedeutende Aufwand an Miete für die betreffenden 
Räumlichkeiten, an Lohn für das Personal etc. in Abzug gebracht werden muß. 
Hiegegen kommen so beträchtliche Aosgaben bei der Feststellung des Beia- 
verdienstes des Baklagten aus seinen Operationen selbstverständlich nicht in 
Frage. Unter diesen Umständen bedarf es nicht der Vernehmung der von 
der Klägerin benannten Zeugen über den Reingewinn des Beklagten aus seiner 
Privatklinik. Es ist vielmehr ohne weiteres davon auszugehen, daß dieser 
Verdienst nur nebensächlicher Art und jedenfalls niedriger ist als derjenige, 
den er durch seine ärztliche Tätigkeit erzielt. 

Da aber nach alledem die Unterhaltung seiner Privatklinik gegenüber 
der Ausführung seines ärztlichen Berufes kein selbständiges Unternehmen und 
demgemäß auch keinen Gewerbebetrieb bildet, unterliegen die in dieser Anstalt 
beschäftigten Personen, wie keiner weiteren^, Begründung bedarf, nicht der 
Verstehet ungsp flicht. _ 


Versagen der Genehmigung zur Errichtung einer Privatkranken- 
anstatt. Entscheidung des preuß. Oberverwaltungsgerichts 

(III. Sen.) vom 22. Mai 1911. 

Nach § 30 Abs. 1 Buchstabe a der Reichsgewerbeordnung ist die vom 
Kläger beantragte Konzession zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen, welche 
flie Unzuverlässigkeit des Unternehmers in Beziehung auf die Leitung oder 
Verwaltung der Anstalt dartun. Eine solche Tatsache erblickt der Vorder¬ 
richter „in dem Umstande, daß der Kläger es bei dem Mangel eigener arzt- 
wissenschaftlicher Ausbildung unterläßt, die nötigen Garantien dafür zu 
sohaffen, daß jeder seine Heilanstalt Aufsuchende vor Beginn der Anwendung 
seiner Heilmethode durch einen Arzt zwecks zuverlässiger Feststelluug des 
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nahm zwar an, dafi der Apparat an onsttehtigem Gebrauche bestimmt sei; 
weil er neben Zwecken der Reinlichkeit in erster Linie zur Verhütung der 
Bmpfingnis diene, verneinte jedoch die Anpreisung an das Publikum; denn 
der Angeklagte sei in jedem einzelnen Falle aufs neue mit den Bewohnern 
der betreffenden von ihm besuchten Häuser, mithin mit einem genau be¬ 
stimmten Personenkreis in Verbindung getreten. Das Reichsgericht hob 
jedoch dieses Urteil auf, da in ihm der Begriff des „Publikums“ offensichtlich 
verkannt sei. Als „Pablikum“ sei eine Mehrzahl von Personen anzusehen, die 
unter sich und mit dem Angeklagten in keiner persönlichen Beziehung 
ständen und keinen durch solche Beziehungen, namentlich durch Vereinigung 
zu einem bestimmten Zweck abgeschlossenen PersonenkrcJs bildeten. 


Umsatzsteuer. 

Unter öffentlichen Krankenanstalten im Sinne des § 5 zu d des 
Stempelsteuergesetses sind nur solche Krankenanstalten sn verstehen, die 
im Eigentum oder ln der Verwaltung des Staates, der Provinzen, der 
Kreise, der Gemeinden oder der sonstigen Kommanalverbände stehen und 
bei denen die Zulassung von jedermann unbedingt oder doch unter 
gewissen Bedingungen beansprucht werden kann. 

Eine mit Korporationsrechten versehene Anstalt ist dann als milde 
Stiftung antuseben, wenn a) ihr Hanptsweck auf Unterstützung hilfs¬ 
bedürftiger Personen durch ganz oder teilweise unentgeltliche Zuwen¬ 
dungen gerichtet Ist, b) diese Zuwendungen aus Mitteln beschafft werden, 
welche die Korporation der Hauptsache nach dnreh Akte der Mildtätigkeit 
erhalten hat. Entscheidung des preuß. Oberverwaltungs¬ 
gerichts (VII. Sen.) vom 7. Februar 1910. 


Die Provlnslallrrenanstalten sind als öffentliche Kranken¬ 
häuser im Sinne des §24 Buchst, h des preusslschen Kemmnaalabgaben- 
gesetses anzusehen. 

Die Dienstwohnungen des Aerzte- und Püegepersonals solcher An¬ 
stalten geniessen unter der Voraussetzung, dass sie unmittelbar für die 
Zwecke der Anstalten benutzt werden (§ 24 i a. a. 0.), Steuerfreiheit 
ohne Rücksicht darauf, ob sich die Aerzte und Pfleger in amtlicher 
Stellung befinden oder nicht. Entscheidung des preufl. Oberver¬ 
waltungsgerichts (VIII. 8enats) vom 1. Juli 1910. 


Die Unterhaltung einer Privatklinik seitens eines Arztes als not¬ 
wendiges Mittel zur Ausübung seines Berufes fällt nicht unter den Be¬ 
griff eines Gewerbebetriebes; das ln ihr beschäftigte Pfleger- und 
Wärterpersonal unterliegt daher nicht der Krankenkassenverslcherungs- 
pflleht. 1 ) Urteil des Königl. Sächsischen Oberverwaltungs¬ 
gerichts (I. Sen.) vom 12. März 1910. 

Die Ausübung des ärztlichen Berufes fällt, wie in der Wissenschaft 
und Rechtsprechung allgemein anerkannt und auch von der Klägerin sicht 
bestritten wird, nicht unter den Begriff Gewerbebetrieb. Demgemäfl kann 
auch die Unterhaltung einer Privatklinik seitens eines Arztes nicht als ein 
solcher Betrieb gelten, wenn diese kein selbständiges Unternehmen, sondern 
lediglich eine Zobehörung der ärztlichen Tätigkeit, nämlich eine zu deren 
sachgemäßer Ausübung notwendige Einrichtung bildet. Dies trifft aber, wie 
in dem letzteren Urteile dargelegt ist, namentlich bei den Kliniken derjenigen 
Spezialärste zu, deren Tätigkeit hauptsächlich in der Vornahme von Operationen 
besteht, die aber die zu diesen Verrichtungen und zur Unterbringung ihrer 
Kranken geeigneten Räumlichkeiten nicht von Dritten (z. B. in Krankenhäusern) 
zur Verfügung gestellt erhalten. Benutzt in solchen Fällen der einzelne Amt, 
• seine Anstalt zur Erzielung eines Gewinnes aus der Verpflegung der Kranken- 
so bleibt sie doch ein notwendiges Mittel zur Ausübung seines ärztlichen Be¬ 
rufes und behält dementsprechend die Eigenschaft einer Zubehörung wenigstens 
so lange, als nicht der Gewinn aus ihr die Hauptsache für den Erwerb des 


*) Nach § 165 Nr. 1 des neuen Reicbsversicherungsgesetzes unterliegt 
jedoch künftighin das Krankenpersonal der Krankenkassenversicherungspflicht, 
soweit es nicht nach den §£ 169—172 gesetzlich davon befreit ist. 
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wahren Charakters seines Leidens untersucht and erst daraufhin nur Kur xu- 
gelassen wird“. Diese Erwägung steht auch mit den Ausführungen des im 
Revisionsurteile des Senats vom 9. Dezember 1909 angszogenen Erkenntnisses 
vom 19. Januar 1898 — Pr. Yßl. Jahrg. 19 8.412 — in Einklang. Der Be« 
zirksausschuß tritt aber als Verwaltungsgericht an die 8teile der konzessio¬ 
nierenden Behörde. Der Vorderrichter mußte deshalb für den Fall, daß er 
den Antrag des Klägers aus dem obigen Grunde abweisen wollte, zuvor fest- 
steiles, ob der Kläger nicht bereit war, die fttr notwendig erachtete xuvorige 
ärztliche Untersuchung der in seine Anstalt aufzunehmenden Kranken sicher- 
austellen. Darin, daß er hierüber mit dem Kläger gar nicht verhandelt hat, 
liegt ein wesentlicher Mangel des Verfahrens, der nach § 94 Ziffer 2 des Ge¬ 
setzes über die allgemeine Landesverwaltung die Aulhebung der Vorent¬ 
scheidung zur Folge hat. 

Bei der eintretenden freien Beurteilung war diese jedoch in Ihrem Er¬ 
gebnis aufrecht zu erhalten. 

Es ist anerkannten Rechtens, daß unter der Zuverlässigkeit im Sinne 
des § 30 a. a. 0. neben den technischen Kenntnissen auch die allgemeine Zu¬ 
verlässigkeit des Charakters zu verstehen ist An dieser fehlt es aber dem 
Kläger. Durch das von der Strafkammer zu H. am 8. März 1910 bestätigte 
Urteil des Schöffengerichts zu H. vom 2. Februar desselben Jahres ist der 
Kläger wegen Vergehens gegen die S§ 80, 147 der Reichsgewerbeordnung mit 
einer Geldstrafe von 20 M., im Unvermögensfalle mit 4 Tagen Haft, belegt 
worden. Bei selbständiger Prüfung der im Strafverfahren erhobenen Beweine 
und auf Grund der im gegenwärtigen Verfahren angestellten Ermittelungen 
hält der erkennende Senat für erwiesen, daß der Kläger mindestens seit dem 
Jahre 1908 eine Privaikrankenanstalt in der Bedeutung des § 80 a. a. 0. be¬ 
trieben, hat, obwohl er sich dessen vollkommen bewußt war, daß er hierzu 
ohne Erlangung der von ihm nachgesuchten Konzession nicht berechtigt war. 
Daß es sich bei der Anstalt des Klägers nicht um eine bloße Badeanstalt, 
sondern um eine Privatkrankenanstalt gehandelt hat, zu deren Betrieb der 
Kläger 8albst sich nicht für berechtigt ansah, ist in dem Urteile der Straf¬ 
kammer, dessen Ausführungen durchweg beigetreten werden muß, in über¬ 
zeugender Weise dar getan. Wenn die dem Kläger danach zur Last fallende 
Verfehlung auch nur ein einmaliges Vergehen des Klägers darstellt, so hat 
sich dieser doch mehrere Jahre hindurch hartnäckig über das Erfordernis der 
Konzession hinweggesetzt. Dieses Verhalten kennzeichnet ihn als unzuver¬ 
lässig im 8inne des Gesetzes und nötigt zur Ablehnung seines Antrages. 

Demgemäß war die angefochtene Entscheidung, ohne daß es eines Ein¬ 
gehens auf die sonst zwischen den Parteien erörterten Punkte bedurft hätte, 
aufrecht zu erhalten. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Prenssen. 

Gebühren der Kreisärzte für Leichenschnu zwecks Feuerbestattung. 
r Erlaß des Ministers des Innern vom 9. Novemberl911 — M1819 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Wie der § 2 der „Vorschriften für die Ausführung der ärztlichen 
Leichenschau zwecks Feuerbestattung“ vom 29. September 1911 (Min.-Bl. 
S. 301) ergibt, nimmt der Kreisarzt die naoh § 8 des Gesetzes, betreffend die 
Feuerbestattung, vom 14. September 1911 vorgeschriebene Leichenschau in 
seiner Eigenschaft als Gerichtsarzt vor. Daraus folgt, daß der vollbesoldete 
Kreisarzt nach §§ 8 und 4 des Gesetzes, betreffend die Gebühren der Medi- 
sinaibeamten, vom 14. Jnli 1909 die'Gebühren für die Leiohensohau an die 
Staatskasse abzuftthren hat. 



Anwendung des Portoablösongsrermerk bei Weiterbeförderung der 
Beiträge flr die Hufelandseben Stiftungen. Erlaß des Ministers des 
Innern — M. 2474 — vom 9. Dezember 1911 an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Der Herr Staatssekretär des Reichspostamts hat sich damit einver¬ 
standen erklärt, daß die Kreisärzte die von ihnen eingesogenen Beiträge Ar 
die Huf elandsehen Stiftungen unter Anwendung des Portoablösungsvermerks 
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weäterbefOrdera. Die Ober • Poetdirektionen werden tob Baiebs-Postamt mit 
eatoprecheader Weisung Teraebea. 


r StaatUehe Prtfaag der Heilgehilfen aad Masseare. Erlaß dea 
Miaiotero desIaaora tob 4.Deaember 1911— M.6069 — aa dat- 
liehe Herrea Regierungspräsidenten. 

Nach d«m Ergebnis der Berichterstattoag aal die Erlasse Tom 14. April 
1910 — M. 5930 — and vom 9. Janaar 1911 — M 8226/10 — wird allgemein 
anerkannt, daß nach Einführung der staatlichen Prüfung ittr Krankenpflege* 

J ersoaen ein großer Teil der Hilfstätigkeit, welche die staatlich geprOftea 
[eilgehilfen and Masseure ausüben sollen, tob den staatlich ane> kannten 
Kraakenpflegepersonen geleistet wird, and daß deren Ausbildung die Uber* 
wiegende Mehrsahl der im Bef&bigungszeagnis der Heilgehilfen and Masseure 
aalgefflhrtea Fertigkeiten in sich schließt. 

Ich bestimme hiernach onter entsprechender Abänderung des § 64 der 
Dienstanweisung für Kreisärzte, daß in Zukunft staatliche Prüfungen für 
Heilgehilfen und Masseure nach den Vorschriften Tom 18. Februar 1903 (Min.* 
Bl. f. d. Med.-Aag. S. 96) nicht mehr abzuhaltea und entsprechende Zeugnisse 
nicht mehr su erteilen sind. 

Ew. Hochgeboren (Hochwohlgeboren) ersuche ich ergebenst, hiernach 
das Weitere su Temnlassen. 


/ Strafanterbrechung bei tuberkulösen Gefangenen. Erlaß dos 
Ministers des Innern —8. 3598 — Tom 25. Oktober 1911 an sämt¬ 
liche Herrea Regierungspräsidenten. 

Bei Steilung Ton Anträgen auf Strafunterbrechung für Gefangene, welche 
tuberkulosekrank sind, ersuche ich in jedem Einselfalle um eine Aeußeruag 
darüber, ob der Nachweis erbracht ist, daß für die Behandlung und Ver¬ 
pflegung des Gefangenen außerhalb der Anstalt besser gesorgt ist, als in der 
Anstalt. Auch ist im Interesse der allgemeinen Gesundheitspflege stets fest* 
zusteilen, daß der Gefangene außerhalb der Anstalt nicht eine Ansteckungs¬ 
gefahr für seine Umgebung bildet. Hierüber ist mir in Fällen der gedachten 
Art gleichfalls au berichten. _____ 


j Gehetmmlttcl „Natlrlieher Gesundhottshorstoller“ oder „Nalther 
'Tabletten“. Erlaß des Ministers des Innern Tom 1. NoTember 
1911 — M. 7370 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Nach einem Berichte des Kaiserlichen Generalkonsulates Tertreibt die 
Firma The M. A. Winter Co. in Washington ihr Geheimmittel »natürlicher 
Gesondheitsheitshersteiler' auch unter der Bezeichnung »Nalther Tabletten*. 

Ich weise ergebenst darauf hin, daß der Vertrieb des Präparats auch 
unter der neuen Bezeichnung den Bestimmungen der Kaiser! Verordnung, 
betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, vom 22. Oktober 1901 sowie den 
Vorschriften über den Verkehr mit Geheimmitteln und ähnlichen Arzneimit¬ 
teln unterliegt, da nach den Angaben der Firma auf Anpreisungen die Zu¬ 
sammensetzung der Tabletten keine Aenderung erfahren hat. 

Unter Bezugnahme auf den Bunderlaß Tom 3 Oktober 1910 — M. d. 
g. A. M. 7337, M. d. I. Ile 2298 — (Min.-Bl. 8. 871) 1 ) ersucheich Ew. pp., die 
BeTülkerung wiederholt Tor dem Ankauf und dem Verbrauch des Geheimit¬ 
tels Öffentlich zu warnen. 


Einreichung der Entsebeldung des ftrstllebea Ehrengerichts aa den 
Ehrengerichtshof in Berufnngs- oder Besch wer draschen. Erlaß dos 
Ministers des Innern vom 23. Oktober 1911 — M. 2249 — an 
sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Ew. pp. ersuche ich ergebenst, das ärztliche Ehrengericht für die dor¬ 
tige Prorinz (bei Potsdam : für die Prorinz Brandenburg und den Stadtkreis 
Berlin) (bei Coblenz: für die Rbeinprorinz und die Hobenzollernschen Lande) 
geftlligst anzuweisen, in jedem Falle, in dem gegen eine Entscheidung des 
Ehrengerichts Berufung eingelegt wird, bei Einsendung der Akten aa den 

’) Siehe Beilage zu Nr. 20 dieser Zeitschrift Bechtsprechnng und Modi- 
siaal-Gesetzgebung; 1910, S. 210. 
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ärztlichen Ehrengerichtahof künftig eine beglaubigte Abschrift der asgefocb- 
teaea Entscheidung, und zwar tunlichst ln Schreibmaschinensclirift dem Ehren« 
geriehtshof mit elnsureiohsn. _ 

r ' 

B, Fürstentum Lippe. 

Verbot des Verabfolgeas geistiger (üetrlnhe an Betrunkene, Trunken¬ 
bolde Und Jugendliche. Verordnung vom 10. April 1911. 

§ 1. Den Gast« und Schankwirten und Branntweinh&nlern ist verboten, 
geistige Getränke zum sofortigen Genuß oder zum Mitnehmen an Betrunkene 
Und an solche Personen, die von der Polizeibehörde als Trunkenbold bezeichnet 
sind, zu verabfolgen. Den von der Polizeibehörde als Trunkenbold bezeichneten 
Personen darf der Aufenthalt in den zum Ausschank von geistigen Getränken 
bestimmten Bäumen nicht gestattet werden. 

§ 2. Gast« und Schankwirte und Kleinhändler mit Branntwein dürfen 
in ihrem Gewerbebetriebe Branntwein und nicht denaturierten Spiritus an 
Personen, welche das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht zum 
sofortigen Genuß verabfolgen. 

§ 3. Verantwortlich für die Befolgung der vorstehenden Vorschriften 
(§§ 1 und 2) sind außer den Iohabern der Gast- und Scbankwirtschaften und 
BrsnntweinUeinhandlungen auch deren Stellvertreter, ^Beauftragte und Ge« 
werbegehilfen. 

§ 4. Die Gast« und Schankwirte und Branntweinkleinhändler haben 
die ihnen angehenden Mitteilungen der Polizeibehörden über die als Trunken¬ 
bold bezeichneten Personen, solange diese Bezeichnung in Kraft besteht, auf- 
subewahren und den Polizeibeamten (Gendarmen) aut Verlangen Voranzeigen. 

§ 5. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geld¬ 
strafe bis, zu 60 M. oder entsprechender Haft bestraft. 

§ 6. Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1911 in Kraft. Mit dem gleichen 
Zeltpunte wird g 9 der Verordnung, die Abhaltung und Besteuerung von 
Tanzlustbarkeiten usw. betreffend, vom 28. Dezember 1892, aufgehoben. 


Mnssregelu gegen Trunkenbolde. Anweisung für die Polizei¬ 
behörden vom 21. April 1911. 

I. Dem Trünke ergebene Personen kOnnen von den Polizeibehörden 
unter Hinweis auf die nach den nachstehenden Vorschriften eintreteadea Folgen 
verwarnt werden. 

II. Nach wiederholten erfolglosen Verwarnungen, von denen jedesmal 
dem zuständigen Geistlichen Mitteilung gemacht werden muß, ist solchen 
Personen im Wege polizeilicher Verfügung zu eröffnen, daß sie nunmehr als 
Trunkenbold im Sinne der Verordnung vom 10. April 1911 behandelt wurden. 
Gleichzeitig ist ihnen das Betreten von Räumen, welche zum Ausschank für 
geistige Getränke bestimmt sind, unter Androhung einer Zwangsstrafe für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung zu untersagen. 

III. Die Namen der als Trunkenbold bezeichneten Personen sind den 
Gast- und Schankwirten und den Branntweinkleinhändlern des Poliseibezirks 
gleichseitig mit Erlaß der polizeilichen Verfügung (II) oder alsbald nach 
Uebernahme oder Eröffnung des betreffenden Geschäfts schriftlich unter aus¬ 
drücklichem Hinweis auf die Verordnung vom 10. Aprill 1911 mitzuteilen. 

Die Polizeibehörden haben sich in geeigneter Weise von der Aufbe¬ 
wahrung dieser Mitteilungen zu überzeugen (§ 4 der Verordn, vom 10. April 1911). 

IV. Dem Ermessen der Polizeibehörden bleibt es Uberlassen, auch den 
benachbarten Polizeibehörden die Namen der als Trunkenbold bezeichneten 
Personen mitzuteilen. 

V. Die Polizeibehörden haben Uber die von ihnen als Trunkenbold er¬ 
klärten Personen eine Liste zu führen. 

Alljährlich hat eine Nachprüfung der Liste stattsufiaden. Personen, 
welche im Laufe des letztvergangenen Jahres Besserung an den Tag gelegt 
haben, können von der Liste gestrichen werden. 

Von der Streichang sind die betreffenden Personen selbst, die Gest¬ 
und Schankwirte und Branntweinkleinbändler des Ortspolizeibezirks, sowie 
nötiercnfall*» die benachbarten Poli/pihchivdcn in R-nntni- zn »♦ tuen. 

Redaktion: lieh. Med.-Kat Prol.Dr. K a p m u n d, Reg.- u. Med.-Rat in Minden L. W* 

J. C. C. Brun», Herzog!.Siebs, o. FQratl. 8ch-L. Hofbuobdruckerel ln Minder, 
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